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Programm. 


An Zeitschriften, welche die grossen sozialen Auf- 
gaben der staatlichen Gesetzgebung fortlaufend be- 
handeln, ist bei uns in Deutschland kein Mangel. 
Nun tritt aber je länger je mehr die Erscheinung zu Tage, 
dass es eine grosse Reihe sozialer Aufgaben gibt, die 
ihrer praktischen Lösung durch Gemeinde und Provinz, 
durch Vereine und private Thätigkeit harren; für die 
gründliche und systematische Erörterung dieser Fragen, 
sowie für die Sammlung und Sichtung des umfang- 
reichen Materials für dieselben fehlte es bisher an 
einem besonderen Organ. Die sozialpolitische Arbeit, 
welche in Gemeinde und Provinz, in Vereinen, Ver- 
bänden, Stiftungen und von Privatpersonen geleistet 
wurde, konnte deshalb meist nur Gelegenheitsarbeit 
sein; es gebrach an jeder publizistischen Gelegenheit, 
die wichtigen sozialen Aufgaben jener Stellen grund- 
sätzlich, systematisch und fortlaufend zu besprechen 
und vorzubereiten. 

In diese Lücke wollen die „Blätter für soziale 
Praxis“ eintreten. Sie haben sich zur Aufgabe gestellt, 
Zentralorgan für alle ernsten sozialen Bestrebungen in 
Gemeinde und Provinz, in Vereinen und Privatkreisen 
zu werden und durch lebendige, gemeinverständliche 
Schilderung sozialer Zustände, sowie die möglichst 
vollständige Sammlung aller wichtigen Lebensäusse- 
rungen, Versuche, Vorschläge und Erfolge auf dem 
Gebiete der kommunalen Sozialpolitik und der ernstge- 
meinten privaten Wohlthätigkeit fortlaufendes Material 
zur Befruchtung und Klärung dieser Bestrebungen zu- 
sammenzutragen. Die „Blätter für soziale Praxis“ 
hoffen dadurch der vielfachen Zersplitterung und Ver- 
schwendung von Kräften und Mitteln auf Gebieten 
entgegenzuarbeiten, auf welchen bei systematischer 


Arbeit schon mit kleinen Mitteln wichtiges für den 
sozialen Fortschritt geleistet werden kann. Von tkeore- 
tischen Erörterungen wollen sich die „Blätter für sociale 
Praxis“ nach Möglichkeit fern halten, um desto grösseren 
Nachdruck auf Därstellung {nd ‚Kritik der praktischen 
Thätigkeit in sozialen Dingen legen zu können. 

Demgemäss werden die,, Blätter ür sogiale Praxis“ 
fortlaufend behandeln: 

die sogszalpohtischen Aufgaben von Gemeinde und 

Provinz, insbesondere 

‚die Zommunale Wohnungspolitik, 

das städtische Finanz- u. Steuerwesen, 

die Regelung der Arbeits- und Verdienstverhältnisse 

kommunaler Arbeiter, 

das Problem der Beschäftigung Arbeitsloser und 

der entsprechenden Vorbeugungsmassregeln, 
die Fragen der Gesundheitspflege, 
die Arbeitsvermittlung, 
die Aufgaben der Gemeinden auf dem Gebiete der 
Arbeiterversicherung, 

das gewerbliche Schiedsgerichtswesen, 

vor allem auch das Vo/ksschul-, Erziehungs- und 
Fortbildungswesen, 

das Armenwesen, 

die Wohlthätigkeit und Gemeinnätzigkeit in Privat- 

kreisen. 

Daneben wollen aber die „Alätter für soziale 
Praxis“ besonderes Gewicht legen auf: 

Schilderungen und Darstellungen aus dem wirk- 

lichen sozialen Leben in gediegener und inter- 
essanter Form, sowie auf anziehende Schz/derung' 
bestehender sozialer Einrichtungen von hervor- 
ragender Bedeutung. 

Auf diese Weise werden die „Blätter für sogiale 
Praxis“ zu vermitteln suchen zwischen dringenden 
sozialen Bedürfnissen auf der einen Seite und den zur 
Abhilfe berufenen Stellen auf der anderen Seite, damit 
die Erfolge und Misserfolge sozialpolitischer Thätigkeit 
in Gemeinde, Provinz, Vereinen, Verbänden und Privat- 
kreisen für alle Freunde des sozialen Fortschritts frucht- 
bar gemacht werden. Sie werden selbstverständlich 
fern bleiben vom Getriebe des politischen Parteilebens 
und laden alle Behörden, Fachmänner und Private, 
denen die Pflege und Förderung der sozialen Fürsorge 
am Herzen liegt, zur Mitarbeit und Unterstützung des 
Unternehmens ein. 

Zur Mitarbeit haben sich bereit erklärt: 

Öberbürgermeister Adickes, Frankfurta.M. Bürger- 
meister Bansi, Bielefeld. Dr. Berthold, Berlin. Dr. Bler- 
cher, Vorstand des Statist. Bureaus, Frankfurt a. M, 


Professor Bona-Meyer, Bonn. Professor Dr. van der 
Borght, Aachen. Privatdozent Dr. Bornhak, Berlin. 
Hofprediger Dr. Braun, Stuttgart. Dr. Büchel, Vor- 
stand des Statist. Bureaus, Strassburg. Gerichtsassessor 
Dr. Crüger, Herausgeber der „Blätter für Genossen- 
schaftswesen“, Berlin. Privatdozent Dr. Diehl, Hallea.S. 
Stadtrath Dr. Dittrich, Chemnitz. Landrichter Dove, 
Frankfurt a.M. Stadtsyndikus Zderty, Berlin. Dr. Zdel- 
mann, Direktor des Statist. Amtes, Dresden. Dr. Zlkan, 
Frankfurt a. M. Stadtrath Dr. Zlesch, Frankfurt a. M. 
Frl. A. Förster, Cassel. Magistratsassessor v. Franken- 
berg, Braunschweig. Magistratsassessor Dr. Freund, 
Berlin. Dr. Gerland, Senator und Polizei-Dirigent, 
Hildesheim. Landtags-Abgeordneter Gesell, Präsident 
der Handelskammer, Pforzheim. Rechtsanwalt u. Notar 
Dr. jur. Görtz, Lübeck. Dr. Grünberg, Wien. Prof. 
Dr. Hasse, Leipzig. Senatssekretär Dr. Zausmann, 
Strassburg. Lehrer Zelmcke, Magdeburg. Bürger- 
meister a. D. Zerse, Posen. Prof. Dr. Zuber, Stutt- 
gart. Regierungsrath F/uzel,. Stuttgart. Dr. Kamp, 
Frankfurt a. M. Stadtrath Kappelmann, Erfurt. Semi- 
naroberlehrer Dr. Äeferstein, Hamburg. Dr. Koch, 
Vorstand des Statist. Bureaus, Hamburg. Bürger- 
meister Zange, Bochum. Z. Zange, Friedenau b. Berlin. 
Amtsrichter Zautenschlager, V orsitzender des Gewerbe- 
gerichts, Stuttgart. Magistrats-Assessor Zeven, Frank- 
furt a. M. Dr. Zosch, Stuttgart. Stadtrath Zudwrg- 
Wolf, Leipzig. Prof. Dr. Mischler, Prag. Dr. Münster- 
berg, Vorsitzender der Armenverwaltung, Hamburg. 
Pfarrer Naumann, Frankfurt a. M. Nedderich, Lehrer 
an der Landwirthschaftsschule, Hildesheim. Dr. Neefe, 
Direktor des Städt. statist. Amtes, Breslau. Dr. Nolte, 
Sekretär der Handelskammer, Pforzheim. Prof. Oels- 
ner, Frankfurt a. M. Dr. Proedst, Direktor des Städt. 
statist. Amtes, München. Dr. Ouarck, Frankfurt a. M. 
Reallehrer Reddersen, Bremen. Prof. Dr. Rein, Jena. 
Bezirkspräsident z. D. v. Reitzenstein, Freiburg i. B. 
Kreisphysikus Dr. Richter, Gross-Wartenberg. Regie- 
rungs- Assessor v. Rohrscheidt, Merseburg. Oberbür- 
germeister Ruzck, Gera. Amtshauptmann Dr. Rumpelt, 
Glauchau. Schulinspektor Scherer, Worms. Pfarrer 
Schlosser, Giessen. Schuldirektor Schmitt, Berlin. Stadt- 
sekretär Schmitt, Offenbach a. M. Dr. Schnapper- 
Arndt, Heidelberg. Dr. v. Schulze-Gävernitg, Privat- 
dozent, Leipzig. Dr. Schwiedland, Dozent an dem 
K. K. Technologischen Gewerbemuseum, Wien. Dr. 
Singer, Sekretär des Statist. Amtes, München. Real- 
lehrer a. D. Spzelmann, Wiesbaden. Handelskammer- 
sekretär Dr. Stegemann, Oppeln. Prof. Dr. Stieda, 
Rostock. Kgl. Baurath Stübben, Beigeordneter, Cöln. 
Dr. med. Zaube, Leipzig. Dr. phil. Tesdorpf, Königs- 
berg i. P. Bürgermeister Dr. 7T%oma, Freiburg i. B. 
Direktor TAorwart, Frankfurta.M. Stadtr. Tschierschky, 
Görlitz. Stadtrath Dr. Varrentrapp, Frankfurt a. M. 
Dr. Verkauf, Wien. Stadtrath Vorkastner, Potsdam. 
Dr. jur. Wegele, Rechtspraktikant, Würzburg. Magi- 
strats-Sekretär Weissenseel, Würzburg. Oberbürger- 
meister MWesterburg, Hanau. Frau M. Wettstein-Adelt, 
Charlottenburg Dr. Wielandt, Präsident desGrossh.Ver- 
waltungsgerichtshofs, Karlsruhe. Prof. Dr. Wo/f, Zürich. 
Dr. Würzburger, Mitglied des Statist. Amtes, Dresden. 
Regierungsrath Dr. Zeller, Darmstadt. Beigeordneter 
Zimmermann, Köln. 


Redaktion der „Blätter für soziale Praxis“, 


Die sozialen Aufgaben der Armenver- 
waltung. 


Von Dr. E. Münsterberg, Vorsitzender der Armenverwaltung 
in Hamburg. 


Will man die Litteratur über das Armenwesen 
seit den letzten hundert Jahren mit kurzen Worten 
kennzeichnen, so darf man aussprechen, dass sie am 
Ende des vorigen und Anfang dieses Jahrhunderts 
von „humanitären“ Ideen getragen wird, dass in den 
Jahren von 1820 bis 1870 die „wirthschaftspolitischen“ 
Gesichtspunkte überwiegen, während seit Beginn der 
siebziger Jahre der „sozialpolitische“ Geist vorherrscht. 
In jener ersten Periode wollte man vor Allem dem 
Bedürftigen helfen. Noch herrschte kein Streit über 
Heimath und Unterstützungswohnsitz; unterschieden 
wurde nur zwischen freiwilliger und gesetzlicher Ar- 
menpflege; letztere umfasste alles, was aus anderen 
Quellen, als aus den Gaben freier Barmherzigkeit floss. 

Mit dem Erstarken der Gewalten der Einzel- 
staaten erwacht der Gegensatz von Staats- und Ge- 
meindeangehörigkeit; die Nothwendigkeit öffent- 
licher Armenpflege wird anerkannt; ihre Uebung soll 
aber auf diejenigen beschränkt bleiben, die dem Staate 
oder der Gemeinde nach gewissen öffentlich - recht- 
lichen Gesichtspunkten angehören. Das Bemühen, Be- 
dürftige von sich ab- und dem benachbarten Staats- 
oder Gemeindewesen zuzuschieben, bietet lange Jahre 
hindurch ein unerquickliches Schauspiel in deutschen 
Landen. Nachdem die daraus erwachsenen Uebelstände 
schon durch den Gothaer und Eisenacher Vertrag 
zu mildern gesucht worden, führt die Gründung des 
Norddeutschen Bundes und danach des Deutschen 
Reiches dazu, für alle Deutschen ein gemeinschaft- 
liches Indigenat zu schaffen und auszusprechen, dass 
jeder bedürftige Deutsche in jedem Staate nach den- 
selben Grundsätzen wie die eigenen Angehörigen 
dieses Staates zu behandeln seien. 

Selbstverständlich ist der Gesetzgebung und derLLit- 
teratur dieser Jahre die Rücksicht auf das soziale Ge- 
deihen der Bevölkerung nicht fremd; aber erst die 
vom Beginne der siebziger Jahre an erwachte sozialpoli- 
tische Bewegung führt dazu, mit Schärfe und Klar- 
heit zu betonen, dass weder das Helfen aus humani- 
tären Gründen, noch die armenpflegerische Fürsorge 
für alle Deutschen nach gleichen Grundsätzen das 
Wichtigste sei, sondern dass es vor Allem darauf 
ankomne, das Helfen selbst überflüssig zu machen, 
m. a W. der Armuth vorzubeugen. Das Vor- 
beugen hat eine doppelte Bedeutung: es heisst einer- 
seits durch Massregeln der Wirthschaftpolitik und der 
Wohlfahrtspflege die Entstehung der Armuth zu ver- 
hindern; und zweitens in allen Fällen, in denen die 
Möglichkeit eigenen Erwerbes aufgehört hat, dem Be- 
troffenen einen Rechtsanspruch auf feste Bezüge statt 
des Unterhalts aus Mitteln der öffentlichen Armen- 
pflege zu gewähren. Dieser sozialpolitische Gesichts- 
punkt der Vorbeugung darf der Armenpflege keinen- 
falls wieder verloren gehen. Nur wird man sich da- 
rüber klar sein müssen, dass die Armenpflege-ihren 
eigenen Gesetzen unterliegt und dass keine Armen- 
verwaltung, so sehr sie auch von sozialpolitischem 
Geiste erfüllt sein mag, Sozialpolitik im eigentlichen 
Sinne treiben kann und darf. Wenn vielmehr das vor- 
nehmste Streben gesunder Sozialpolitik dahin geht, 
jeden auf eigene Füsse zu stellen, so hat die Armen- 


pflege bis zur Erreichung dieses Zieles ihre Dienste 
wie seit Alters her weiter zu leisten; nämlich die 
der Einkünfte aus eigenem Vermögen oder Erwerb 
entbehrenden Personen vor dem leiblichen Untergang 
zu schützen. Durchaus subsidiär tritt sie auf: wen 
die allgemeine Wohlfahrtspflege nicht vor Mangel be- 
hüten konnte, wer hülflos weder eigenes Vermögen 
:besitzt, noch seine Angehörigen zur Hülfe bereit 
findet, wer sich endlich keine festen Bezüge erworben 
hat, kurz wer von allen Hülfsmitteln entblösst dem 
leiblichen Untergang zu verfallen droht, den nur nimmt 
die öffentliche Armenpflege auf.*) 

Die Armenpflege ist aber nicht nur in Ansehung 
ihrer Organe und ihrer Mittel von jeder andern Art 
der Unterhaltsgewährung verschieden, sondern auch 
-und zwar in principieller Weise darin, dass kein 
festbegrenzter, willkürlichen Veränderungen entzogener 
Anspruch entsteht, vielmehr das Bedürfniss nach Unter- 
stützung unabhängig vom Willen des Betroffenen, 
weniger nach Recht als nach Billigkeit, geprüft und 
diese Prüfung fortdauernd erneuert wird. 

Man mag noch so sehr von einem Anspruch jedes 
Deutschen auf Unterstützung reden, ein solcher wird 
nicht nur von keiner Gesetzgebung anerkannt, sondern 
er kommt vor Allem auch nicht in der thatsäch- 
lichen Art der Hülfeleistung zum Ausdruck. Ihn ge- 
setzlich anerkennen hiesse nichts anderes, 


anspruch auf Unterhaltsmittel noch einen zweiten 
zu stellen, der lediglich auf der Thatsache 
Existenz und des Mangels an Mitteln beruhte und 
ein Recht jedes Einzelnen an die Mittel des Gemein- 
wesens enthielte. Es ist hier nicht der Ort, auf die 
tiefen und grundlegenden Verschiedenheiten beider 
Anschauungen einzugehen; nur das mag gesagt sein, 
dass die Anerkennung eines solchen Anspruches die 
öffentliche Armenpflege zwar dem Wort nach be- 
seitigen, ihrem Wesen nach aber nicht bloss in Kraft 
erhalten, sondern noch mit der Last einer furchtbaren 
Verantwortung beschweren würde. 

Wäre aber diesen Ausführungen gemäss die An- 
erkennung eines Anspruches auf staatliche Versorgung 
im Sinne gesunder Sozialpolitik der denkbar grösste 
Fehler, so muss sich die Armenverwaltung dessen 
bewusst bleiben, dass sie nur eine Notheinrichtung ist, 
die ihren ganz besonderen Gesetzen und Beschränk- 
ungen unterliegt. Innerhalb dieser ihr viel mehr noch 
durch die Natur der Sache als durch Gesetz und 
Verwaltungspraxis gewiesenen Grenzen wird und muss 
sie allerdings auch ihrerseits soziale Aufgaben erfüllen 
und zwar unmittelbar und mittelbar. 

Die unmittelbare Aufgabe der Armenver- 
waltung besteht in der Gewährung von Unterstützung. 
Darin, dass für diese Gewährung das Princip der In- 
dividualisirung allgemein als richtig anerkannt ist, liegt 
es auch schon, dass jedem Bedürftigen die Unter- 
stützung in solcher Höhe, in solcher Art und in solcher 
Dauer gewährt werden muss, als nothwendig ist, um 
gerade im einzelnen vorliegenden Falle die Ursachen 
der Bedürftigkeit zu beseitigen, bezw. ihren Folgen 
zu begegnen. 


*) Je mehr man diesen Ausführungen zustimmt, desto eher 
wird man sich davon überzeugen, dass die Pflege einer selbstständigen, 
nicht mit der Armenpflege verquickten kommunalen Sozialpolitik, 
wie sie diese Zeitschrift unterstützen möchte, bewusster als bisher in 
Angriff genommen werden muss. Redaktion. 


als neben | 
den durch persönliche Leistungen erworbenen Rechts- | 


der | 


Die Berichte der Armenverwaltungen ergeben, 
dass der weitaus grösste Theil der Unterstützten über- 
all aus Wittwen besteht; zugleich lassen aber jene 
Berichte keinen Zweifel darüber, dass vielfach die 
Unterstützung dieser Wittwen, namentlich wenn sie 
mehrere unerwachsene Kinder haben, durchaus unzu- 
länglich ist. Und doch sollte man die Beihülfe gerade 
hier nicht zu karg bemessen, damit die Wittwe nicht 
ihre ganze freie Zeit und ihre vollen Kräfte dem Er- 
werb zu widmen braucht, sondern im Stande bleibt, 
ihren Haushalt zu führen, ihre Kinder zu beaufsichtigen 
und, wenn auch etwas bescheidener, im Wesentlichen 
doch so zu ernähren und zu erziehen, als ob der 
Vater noch lebte. Wenn viele Armenverwaltungen 
gerade hierin fehlen, so liegt das eben an der un- 
klaren Erkenntniss ihrer Aufgabe; es handelt sich nicht 
bloss darum, die Hülflosen vor dem leiblichen Ver- 
hungern zu schützen; viel wichtiger ist es noch, neben 
der körperlichen Leistungsfähigkeit auch eine gewisse 
geistige Freudigkeit und Frische zu erhalten. Ohne 
diese kann selbst die sorgsamste Mutter ihre Kinder 
nicht ausreichend pflegen. Wird aber die körperliche 
und geistige Entwicklung und die sittliche Zucht der 
Kinder vernachlässigt, so wird damit ihre ganze Zu- 
kunft von vornherein in traurigstem Sinne entschieden; 
körperliche Verkümmerung, geistige und sittliche Ver- 
wahrlosung sind hier die nothwendigen, über den 
Kreis der unmittelbar geschädigten Personen hinaus 
das ganze Gemeinwesen treffenden Folgen. 

Viel zu wenig gewürdigt wird auch von Seiten 
vieler Armenverwaltungen der Werth rechtzeitiger 
ärztlicher Fürsorge. Es ist damit nicht die Bestellung 
von Armenärzten und die Gewährung freier Arzenei 
und Krankenpflege gemeint; beides ist ja in der einen 
oder anderen Weise bei allen Armenverwaltungen 
vorhanden. Woran es aber fehlt, das ist ein seiner 


| Aufgabe nicht bloss gewachsenes, sondern auch von 


ihr erfülltes ärztliches Personal. 

Gewöhnlich wird die Armenpraxis als das erste 
Stadium der beginnenden ärztlichen Thätigkeit be- 
trachtet, für die ein junger Arzt gerade gut genug 
sein soll. So dient die arme Bevölkerung als Ver- 
suchsfeld fur junge Aerzte, ganz abgesehen davon, 
dass bei der meist sehr niedrigen Besoldung der 
Armenärzte die Neigung, sich ernstlich um die ıhnen 
anvertrauten Kranken zu kümmern, häufig sehr gering 
und jedenfalls nicht mit dem Interesse zu vergleichen 
ist, das sie dem Privatpatienten entgegen bringen. 

Zu den wichtigsten Aufgaben der Armenverwal- 
tungen gehört sodann die Fürsorge für Kinder. Mehr 
und mehr bricht sich die Ueberzeugung Bahn, dass 
die Familienpflege in den weitaus meisten Fällen den 
Vorzug vor der Anstaltspflege verdiene. Die Auswahl 
geeigneter Familien, die Gewährung ausreichenden 
Pflegegeldes, die Uebung sorgfältiger Kontrole u. s. w. 
werden das Wohlergehen der Kinder verbürgen und 
auch eine gewisse Gewähr für ihre Zukunft bieten. 

Diese aus der Fülle der wirklichen Lebensge- 
staltungen herausgegriffenen Fälle sind selbstverständ- 
lich nur Beispiele, die beliebig vermehrt werden können ; 
sie sollten nur die eine Richtung sozialer Thätigkeit 
der Armenverwaltung andeuten. Um eine andere, 
wenn auch verwandte, handelt es sich bei denjenigen 
Leistungen armenpflegerischer Thätigkeit, die nicht 
aus den Mitteln der öffentlichen Gemeinschaft bestritten 
werden. Eine weit verzweigte, oft mit den reichsten 


Mitteln ausgestattete Privatwohlthätigkeit sucht das 
Elend zu mildern; wie wenig aber die Verwendung 
dieser Mittel dem Bedürfniss entspricht, weiss jeder, 
der mit diesen Dingen nur halbwegs vertraut ist. Da 
erwächst der Armenverwaltung die bedeutende Auf- 
gabe, Helferin auf diesem Gebiete zu sein, ohne sich 
in die eigentliche Thätigkeit der freiwilligen Armen- 
pflege handelnd einzumischen. Aber sie muss da, 
wo ein wichtiger Zweck erfüllt werden kann, die 
öffentliche Meinung anregen, mit ihrer Erfahrung die 
Wege weisen, die Hülfsmittel, über welche sie ge- 
bietet, zur Verfügung stellen — kurz die private 
Thätigkeit in jeder Weise fördern. Vielfach wird 
sich die organische Verbindung der freiwilligen und 
der öffentlichen Armenpflege als überaus wohlthätig 
erweisen. Die Vermeidung von doppelten Uhnter- 
stützungen, die Abweisung unwürdiger Personen sei 
dabei noch nicht einmal so hoch angeschlagen, wie 
die zielbewusste Fürsorge für diejenigen, die der Hülfe 
bedürftig und würdig erkannt worden sind. Der Nutzen, 
den beispielsweise die sog. Sommerpflege stiftet, wäre 
zweifellos sehr viel nachhaltiger, wenn auch die 
Armenverwaltung sich der betreffenden Kinder an- 
nähme, namentlich darauf achtete, dass Kindern, deren 
Eltern unterstützt werden, auch nach ihrer Rückkehr 
durch stärkende Nahrung, durch Heilmittel u. s. w. 
die Erfolge der Sommerpflege dauernd erhalten bleiben. 
Umgekehrt verhält es sich mit der Pflege der Ge- 
nesenden, die, sofern Veranstaltungen hierfür überhaupt 
vorhanden sind, meistens aus der öffentlichen Kranken- 
pflege in die private Pflege übergehen. 

Noch mehr aber ist es soziale Aufgabe der 
Armenverwaltung, nach allen Richtungen hin der Ge- 
meinschaft, den Trägern der öffentlichen Gewalten 
und den mannigfachsten Bildungen innerhalb des Ge- 
meinwesens Belehrung und Anregung zu geben. Wenn 
sie ihre Augen und Ohren zu rechter Zeit öffnet, so 
sieht sie gerade die unterste Stufe, die letzte Ge- 
staltung, die überhaupt in wirthschaftlicher und sozialer 
Beziehung möglich ist. Sehen ihre Augen diese Dinge 
mit besonderer Klarheit und hören ihre Ohren sie 
mit besonderer Schärfe, dann muss auch ihr Mund 
den trüben Wahrnehmungen mit besonderer Beredt- 
samkeit Ausdruck geben. 

Das Mass solcher Beobachtungen lässt sich frei- 
lich nicht für jede Armenverwaltung im Voraus be- 
stimmen. Je nach den Verhältnissen des Gemein- 
wesens werden Einrichtungen zu treffen sein, welche 
die Erfahrungen der armenpflegerischen Organe in 
regelmässiger und zuverlässiger Weise sammeln und 
verarbeiten. Auch ohne den Werth einer Armensta- 
tistik zu überschätzen, wird man Zahlenangaben nicht 
entbehren wollen; diese können zuverlässig sein, so- 
weit sie ein einzelnes Gemeinwesen und bestimmte 
Verhältnisse betreffen; die Unzuverlässigkeit beginnt 
erst bei der Vergleichung mit anderen Gemeinwesen 
und anderen Verhältnissen. 

Dazu würde die Sammlung von Thatsachen zu 


treten haben, welche von pflegerischen Organen be- 


obachtet worden sind. Diese Beobachtungen, ange- 
messen verarbeitet, würden das werthvollste Material 
zur Erkenntniss der allgemeinen Zustände bilden und 
vielfach eine beredtere Sprache reden, als die ge- 
legentlichen Schilderungen einzelner Menschenfreunde. 

Es ist anscheinend wenig, was danach der Armen- 
verwaltung an sozialen Aufgaben verbleibt. Und doch 


ist hierin gegen die Anschauungen früherer Zeiten, 
die sich gleichwohl mit vollem Recht „humanitäre“ 
nennen konnten, ein entschiedener Fortschritt zu er- 
blicken. Mehr und mehr wird man sich auch in 
weiteren Kreisen bewusst, dass „humanitäre“ Gesin- 
nung sich erst in zweiter Linie an Werken der Armen- 
pflege und Wohlthätigkeit zu bewähren hat; für un- 
endlich wichtiger wird es nun erachtet, wenn die Be- 
ziehungen der Bürger untereinander von humanitärem 
Geiste getragen sind, wenn jedem Einzelnen die 
Möglichkeit eigenen gesicherten Erwerbsstandes und 
selbstständiger Vorsorge für Tage der Krankheit und 
des Mangels gewährt wird. 

Nur als einen Nothbehelf hat sich die Armen- 
verwaltung zu betrachten, da sie überall dort ein- 
greifen muss, wo die wirthschaftlichen und sozialen 
Lebensbedingungen den Einzelnen nicht gegen die 
Folgen der Erwerbsunfähigkeit oder der Erwerbs- 
losigkeit gesichert haben. Bescheiden soll sie allen 
denen, die berufen sind, an der Besserung dieser 
Lebensbedingungen mitzuarbeiten, ihre Wahrnehm- 
ungen und Wünsche vermitteln. Ihre wensentlichste 
soziale Aufgabe sei und bleibe es, dahin zu wirken, 
dass der Inhalt ihrer Thätigkeit, die Armenpflege, 
beseitigt werde; sich selbst überflüssig zu machen, 
sei ihr vornehmstes Ziel. 


Erleichterung von Stadterweiterungen. 
Von Oberbürgermeister F. Adickes in Frankfurt a. M. 


Die mit jedem Jahr wachsende und kaum mehr 
zu übersehende Literatur über die Wohnungsfrage 
namentlich in den grösseren Städten, sowie die immer 
wieder neu sich bildenden Gesellschaften, Genossen- 
schaften und sonstigen Vereinigungen zur Herstellung 
kleiner Wohnungen sind ein beredter Beweis dafür, 


ı dass „das Wohnungselend der grossen Masse“, welches 


Karl Bücher in seinem überaus empfehlenswerthen 
Buch über die Wohnungs-Enqu£te in der Stadt Basel 
vom 1. bis 19. Februar 1889 (1891) S. 356 „den 
stärksten Feind der städtischen Kulturentwickelung“ 
nennt, die Aufmerksamkeit immer weiterer Kreise 
auf sich zieht. 

Wie könnte dies auch anders sein, da das Zu- 
sammenströmen der Bevölkerung in die grossen 
Mittelpunkte der industriellen und gewerblichen Thätig- 
keit in Deutschland sich in den letzten 25 Jahren um 
so schneller und stürmischer vollzieht, je mehr sie 
vorher in Folge der staatlichen Zersplitterung durch 
zahllose Verkehrs- und Niederlassungs-Beschränkungen 
zurückgehalten war! Während 1871 nur 8 Städte über 
100 000 Einwohner mit nicht ganz 2 Millionen und 75 
Städte über 20000 Einwohner mit etwa 3 147 000 
Einwohnern vorhanden waren, ist die erstere Zahl 
jetzt (1890) auf 26 mit rund 6 300 000 und die zweite 
auf 124 mit 4500000 Einwohnern gestiegen, so dass 
also die eigentliche sog. grossstädtische Bevölkerung 
in 19 Jahren sich mehr als verdreifacht hat. Gleich- 
zeitig verdrängt die Erbauung hoher Miethskasernen 
ın den grossen Städten immer mehr die früher übliche 
niedrigere Bauweise, so dass gerade die neuesten: 
Bauquartiere vielfach am dichtesten bevölkert sind; 
so warenhier in Frankfurt a. M. von den 1882/3 ent- 
standenen Wohnhausbauten 21,71°/o vierstöckig, 1890 


bis 1891 dagegen 56,48%. Von 100 bewohnten Ge- 
bäuden waren vier- und mehrstöckig: 
in Frankfurt a.M. 1875: 5,1, dagegen 1890: 11,7, 


„ Berlin 1864: 15,2, Y 1885: 42,4, 
„ Breslau 1880: 20,4, ; 1890: 37,1 
und in München 1885: 11,7, kr 1890: 15,3. 


Schon Zeiträume von 5—15 Jahren zeigen also 
sehr erhebliche Verschiebungen zum Schlimmeren, und 
in Berlin, wo ein grösserer Zeitraum zu überblicken ist, 
erscheint die Verhältnissziffer der hohen Miethskasernen 
fast verdreifacht. Nach alledem kann man sich bei 
den offen zu Tage liegenden Missständen dieser grossen 
Herbergen in der That des Gedankens nicht erwehren, 
dass es höchste Zeit ist, dieser ungesunden Entwick- 
lung kräftige Riegel vorzuschieben und alle zulässigen 
Mittel anzuwenden, damit wie in London so auch in 
unsern grossen Städten der Ausbau nicht so sehr nach 
der Höhe als in der Ausdehnung nach den Seiten ge- 
sucht werde. 

Von welchen Gesichtspunkten aus man aber auch 
an das nähere Studium der Wohnungsfrage treten 
mag, so wird man doch binnen Kurzem immer wieder 
auf den hohen Stand der Grundstückspreise 
als eine der schlimmsten und am schwierigsten zu be- 
handelnden Ursachen der Noth hingeführt. Zu einem 
grossen Theil sind diese hohen Preise zweifellos eine 
Folge der vielfach jedes Tropfens sozialpolitischen 
Oeles entbehrenden Baupolizei-OÖrdnungen, da 
das darin zugelassene Maass der baulichen Ausnutzung, 
welches meistens für die ausserordentlich hochwerthigen 
Grundstücke des Stadtinneren kein anderes als für 
die Ländereien der Aussenstadt ist, naturgemäss für 
die Bildung der Bodenpreise von äusserster Bedeutung 
sein muss. 

Wenn aber dieses Moment der Preissteigerung 
auch durch zweckentsprechende, auf weiträumigere 
Bebauung hinarbeitende baupolizeiliche Bestimmungen 
beseitigt wird, wie. sie z. B. in der für unsere Stadt 
im Vorjahre (1891) erlassenen und im städtischen 
Verwaltungsbericht für 1891/92 S. X flg. zum Theil 
näher erläuterten Polizeiverordnung betr. das Bauen 
in der Aussenstadt versucht sind, so bleibt als 
wesentlichster Umstand immer der, dass die Zahl 
der am Markt befindlichen, zur Bebauung fertigen 
Grundstücke verhältnissmässig zu gering ist, und die 
Besitzer hiedurch in die Lage kommen, mit mehr oder 
weniger Erfolg Monopolpreise zu fordern. So- 
weit die Fernhaltung solcher Grundstücke vom Markt 
auf Spekulation beruht, ist, namentlich in jüngster 
Zeit, von vielen Seiten eine Baustellen-Steuer als ein 
geeignetes Mittel zur Erweiterung des Marktes em- 
pfohlen worden. 

Vielfach liegt die Ursache der geringen Zahl 
käuflicher Baugrundstücke aber auch darin, dass der 
Bildung der Baugrundstücke selbst Hindernisse man- 
nigfacher Art entgegenstehen, deren Beseitigung 
— wenigstens theilweise — neuerdings vom Verfasser 
durch Einbringung eines Gesetzentwurfes, be- 
treffend die Erleichterung von Stadterweite- 
rungen, im Preussischen Herrenhause angeregt 
worden ist. Jene Hindernisse sind nämlich in den — 
sehr zahlreichen — Stadtgebieten mit zertheil- 
tem Grundbesitz eben in dieser Zersplitterung des 


Grundbesitzes begründet. Die sstadtseitige Erschliessung 


von Gelände durch Strassen bleibt bedeutungslos, 


so lange dieses Gelände in Folge seiner Zersplitterung. | 


nicht ohne Weiteres zu Bauplätzen verwerthet werden 
kann, sondern erst einer anderweiten Umgebung oder 
Zusammenlegung bedarf, um gut arrondirte und be- 
baubare Grundstücke zu bilden. Da aber bislang eine 
— der Zusammenlegung für landwirthschaftliche Zwecke 
analoge — zwangsweise Zusammenlegung (Konsoli- 
dation) für Bebauungszwecke gesetzlich nicht anerkannt 
ist, so hat zur Zeit jeder Grundstücksbesitzer, dessen 
Grundstück seiner Lage nach zu einer verständigen 
Zusammenlegung unentbehrlich ist, die Macht und das 
Recht, diese Zusammenlegung zu hindern. Ob auch der 
Widerstand nur den Zweck verfolgt, möglichst theuer 
ausgekauft zu werden; alle Mitbetheiligten sind nach 
jetziger Lage der Gesetzgebung hiegegen wehrlos. 

Diesem Missstand soll das vorgeschlagene Gesetz 
entgegentreten. Allerdings bedeutet der darin — üb- 
rigens unter sehr starken Schutzmassregeln für die 
betheiligten Eigenthümer und Hypothekgläubiger — 
betretene Weg der zwangsweisen Um- und Zu- 
sammenlegung einen Eingriff in das Eigenthum, 
aber keinen stärkeren, als auch die ländliche Zwangs- 
Konsolidation und die Enteignung überhaupt. Und dann 
kommt gerade hier, wie nirgends sonst, die Erwägung 
zur Geltung, dass — wie in der Begründung des Ent- 
wurfes gesagt ist — „der durch das Anwachsen der 
Bevölkerung, namentlich der grösseren Städte be- 
dingte, vielleicht bedauerliche, aber unvermeidliche 
Umwandlungsprozess vonAcker-und Garten- 
lanarin Baugelande in Vorsane von ganz 
ausserordentlich grossem Öffentlichen In- 
teresse ist und daher nicht lediglich der Willkür 
der Eigenthümer überlassen werden kann, sondern 
der öltentlichrechtlichen Reselungibedark 
welche auch um so unbedenklicher eintreten kann, als 
jener Vorgang für die Eigenthümer unter allen Umständen 
mit erheblichem unverdienten Gewinn verbunden ist.“ 

Der auf diesen Grundlagen beruhende Gesetzent- 
wurfüber diezwangsweise Zusammenlegung, dessen An- 
wendbarkeit zunächst auf Städte von über 10.000 Ein- 
wohnern beschränkt ist, führt zugleich als ein zweites 
Mittel zur Beseitigung der gedachten Hindernisse 
der Grundstückszersplitterung die in Deutschland neue, 
in Frankreich, Belgien und andern Ländern aber seit 
Langem in Geltung befindliche expropriation par 
zones, d. h. das Recht ein, nicht nur den Strassen- 
körper, sondern auch das neben demselben befind- 
liche Gelände zu enteignen, um hierdurch zugleich mit 
der Strassenanlage auch die Bildung verwerthbarer 
Baugrundstücke herbeizuführen. Die Eröffnung dieses 
Weges schien um so weniger entbehrlich, als bei ihm 
nur mit der bereits sicher ausgebildeten rechtlichen 
Einrichtung der Enteignung zu arbeiten ist, während 
die zwangsweise Zusammenlegung von Grundstücken 
zu Bebauungszwecken ihrer Neuheit wegen naturge- 
mäss zunächst mancherlei Schwierigkeiten zu über- 
winden haben wird, ehe ihre Handhabung allgemein 
geläufig wird. 

Die inzwischen eingegangenen zahlreichen zu- 
stimmenden Erklärungen, welche zum Theil auch in 
der Tagespresse ihren Ausdruck gefunden haben, 
lassen den Wunsch um so berechtigter erscheinen, 
dass, wenn angängig noch in dieser Tagung, gesetz- 
lich die Möglichkeit geschaffen wird, die verständiger 
Zusammenlegung von Baugrundstücken entgegentre- 
tenden Widerstände Einzelner im Interesse der Ge- 
sammtheit zu brechen. 


Städtische Arbeitenifür Beschäftigungslose. 
Von Dr. M. Quarck in Frankfurt a. M. 


Arbeitslosigkeit und Nothstände, wie wir sie soeben 
in den grösseren deutschen Städten hier mehr, dort weniger 
akut in die Erscheinung treten sehen, wurzeln in staats- 
wirthschaftlichen Zuständen, auf welche die kommunale 
Sozialpolitik zunächst noch ohne nennenswerthen Einfluss 
ist. Dennoch können die städtischen Verwaltungen nicht 
die Arme kreuzen: vor der öffentlichen Noth;, die Gefahr 
des Gehenlassens wäre wenigstens in Industriestädten zu 
gross, und beim Armenbudget spürt man den Nothstand 
so oder so, wenn man die laufenden Unterstützungen 
nicht noch mehr einschränken will, als es ohnedies meist 
geschehen muss. In solchen Zeiten könnten die Städte 
dieselbe Beschwerde erheben, die das flache Land so oft 
einseitig vorbringt: dass sie für die Unterstützung solcher 
Personen aufkommen müssen, deren Thätigkeit bis dahin 
ganz Anderen nützte. Doch es ist mehr als müssig, im 
Augenblicke der Noth über solche Theorien zu diskutiren. 
Die Forderungen der städtischen Arbeitslosen sind da, 
ihre Rufe nach städtischer Arbeit erschallen lauter und 
lauter in den grossen Gemeinden, und es fragt sich: 
sind denn noch gar keine Erfahrungen in der städtischen 
Beschäftigung Arbeitsloser vorhanden, oder hat es nur 
bisher an der öffentlichen Mittheilung derselben gefehlt, 
von der andere lernen können? So soll die Frage nach 
städtischen Arbeiten für Beschäftigungslose hier auf die 
Frage nach der besten Verwaltungstechnik für den ausser- 
ordentlichen Fall, nach der besten Organisation solcher 
Nothunternehmen begrenzt werden. Und für diesen prak- 
tischen Zweck bietet sich allerdings hinreichendes Er- 
fahrungsmaterial, das nur noch nicht genug für die All- 
gemeinheit ausgenützt ist. Die „Blätter für soziale Praxis“ 
sind auch in dieser Hinsicht berufen, ein Bindeglied zwi- 
schen der sozialen Fürsorge deutscher Städte zu werden. 

Ihrem Umfange nach kommen in erster Linie in 
Betracht die Notharbeiten, welche Magdeburg im vorigen 
Winter zur Milderung der Arbeitslosigkeit vornehmen liess. 
Erdarbeiten in dem Festungsgelände, welches vom Reichs- 
militärfiskus zur Erweiterung der Altstadt angekauft worden 
war, lieferten die Beschäftigungsgelegenheit für die Arbeits- 
losen, wie der Magdeburger Magistrat seine dankens- 
werthen ausführlichen Mittheilungen an die „Blätter für 
soziale Praxis“ beginnt. Die Arbeiten wurden in städti- 
scher Regie ausgeführt und Stundenlohn gezahlt. Da der 
letztere auf 20 Pf. und der Arbeitstag auf 7 Stunden 
festgesetzt war, so verdienten die beschäftigten Arbeits- 
losen 1,40 M. pro Tag. Für die Höhe dieser Lohnsätze 
war nach den Mittheilungen des Magdeburger Herrn 
Oberbürgermeisters die Ueberlegung massgebend, dass 
man grössere Löhne nicht zahlen dürfe, um den Privaten 
die Arbeiter nicht zu entziehen: „letztere würden sich, 
wenn sie von der Stadt dieselben Löhne erhalten hätten, 
wie von Privatunternehmern, sofort zur städtischen Arbeit 
gedrängt haben, weil sie bei gleichem Lohn sich nicht 
in derselben Weise hätten anzustrengen brauchen.“ *) Auch 
die Rücksicht darauf, dass Unternehmer im Hinblick auf 
hohe Löhne bei städtischen Notharbeiten Leute im Winter 
entlassen können, die sie sonst vielleicht bis zum Wieder- 


*) Aus Cöln theilt die dortige Armenverwaltung in ihrem 
neuesten Bericht die Erfahrung mit, dass sich mehrfach zu den im 
vorigen Winter dort ebenfalls von Tiefbauamt und Gartenbauvär- 
waltung unternommenen Notharbeiten jugendliche Fabrikarbeiter 


meldeten, weil sie mehr als in der Fabrik verdienten (1 M. 80 Pf. 
pro Tag). 


beginn der Saison gehalten hätten, kommt in Betracht. 
Ihre Meldung zur städtischen Arbeit hatten die Beschäf- 
tigungslosen bei der städtischen Armendirektion anzu- 
bringen, und zwar unter Angabe der Wohnung, des Alters, 
der Dauer ihres Magdeburger Aufenthalts und ihrer Fami- 
lienverhältnisse. Mit Hülfe des städtischen Meldeamtes 
wurde festgestellt, ob die Bewerber in Magdeburg unter- 
stützungswohnsitzberechtigt und überhaupt da wohnhaft 
waren. Ausgeschlossen von den Notharbeiten wurden 
ledige Personen unter 24 Jahren, wenn nicht besondere 
Gründe (kranke Eltern etc.) für die Beschäftigung spra- 
chen, sowie alle Diejenigen, welche keinen Unterstützungs- 
wohnsitz in Magdeburg hatten. Die auf der Armendirektion 


' zur städtischen Nothstandsbeschäftigung Angenommenen 


empfingen einen Ueberweisungsschein an den die Pla- 
nirungsarbeiten leitenden Ingenieur. Die Arbeiten wurden 
begonnen am 4. Januar v. Js. und dauerten bis zum 
27. April. Es meldeten sich zu derselben im Ganzen 
2157 Personen, von denen 157 als nicht ortsangehörig 
zurückgewiesen wurden. Von den 2000 ausgestellten 
Arbeitsscheinen wurden nur 266 nicht benutzt, so dass 
also in den 17 Wochen im Ganzen 1734 Leute wirklich 
arbeiteten. Gleichzeitig schafften diese 1734 Leute nur in 
der 4. Woche; die erste Woche begann mit 930 Beschäftig- 
ten, deren Menge allmählich bis zur Maximalzahl stieg; 
auf über 1000 hielt sich die Zahl der Arbeitenden bis 
zur 9. Woche, um dann wieder abzunehmen, in der 
12. Woche, also ım März, auf 449 herunterzugehen und 
sich dann langsam mit dem Eintreten besserer Beschäf- 
tigungsgelegenheit zu verlieren. Insgesammt wurden 97 090 
Arbeitstage geleistet, so dass die Stadt Magdeburg an 
Löhnen bei den Nothstandsarbeiten 135 926 M. auszahlte. 
Von den Beschäftigten waren 1324 verheirathet und 410 
ledig. Von den Verheiratheten hatten nur 150 keine Kin- 
der, alle übrigen besassen Familie, theilweise sehr starke; 
u. a. hatten 24 sieben, 35 sechs, 94 fünf, 210 vier Kinder. 
Die Gesammtzahl der auf diese Weise indirekt mit unter- 
stützten Kinder belief sich auf 3268 Köpfe. Rechnet man 
die Frauen der 1324 verheiratheten Männer hinzu, so ergiebt 
sich eine Gesammtzahl von 6326 Nothleidenden aus dem 
Arbeiterstande, die vorigen Winter in Magdeburg auf diese 
Weise unterstützt werden mussten. Unter den Beschäftigten 
war die Altersklasse von 20 bis 40 Jahren am stärksten 
mit 1028 Köpfen vertreten; doch arbeiteten auch über 
50-jährige, im Ganzen 109, darunter sechs im Alter von 
60 bis 70 Jahren! Dem Beruf nach waren am stärksten ver- 
treten die gewöhnlichen Handarbeiter mit 1453 Köpfen, 
in zweiter Linie die Bauhandwerker; im Uebrigen lieferten, 
den Magdeburger Industrieverhältnissen entsprechend, die 
Schlosser, Schmiede und Dreher stärkere Gruppen. Be- 
züglich der Leistungen der Beschäftigten bemerkt die 
Magdeburger Stadtbehörde, dass nach dem Urtheile der 
Bauverwaltung der Werth der geleisteten Arbeit nur etwa 
auf 3/4 des gezahlten Lohnes zu veranschlagen sei. Bei 
der Niedrigkeit des Lohnes und der vermuthlich durch 
längere Entbehrungen hervorgerufenen Entkräftung der 
Leute, sowie bei ihrer Ungeschultheit in Erdarbeiten 
kann dies wohl als ein recht günstiges Ergebniss be- 
zeichnet werden. 
Damit ist die Nothstandsaktion einer grossen ‚mittel- 
deutschen Stadt geschildert, die dem Vernehmen nach 
in den Tagen, in welchen diese Zeilen erscheinen, von 
Neuem zur Milderung der gegenwärtigen Arbeitslosigkeit 
aufgenommen werden soll. Wie sich aber das in Magde- 
burg angewendete Regiesystem, wie sich die Art der 
Auslohnung an die bei Notharbeiten Beschäftigten, wie 


sich überhaupt die ganze Organisation eines solchen 
Unternehmens vervollkommnen lässt, das hat der Ver- 
fasser in diesen Tagen persönlich zu studiren Gelegenheit 
gehabt. Die Stadt Mannheim begann Mitte Dezember 1892 
ebenfalls Nothstandsarbeiten für Beschäftigungslose, und 
durch freundliche Vermittlung des Herrn Oberbürger- 
meisters Beck, des Herrn Tiefbauinspektors Kasten, sowie 
des Mitgliedes der Arbeitslosenkommission der zentralisirten 
Gewerkschaften in Mannheim, Herrn Dempwolff, ist es 
dem Verfasser möglich gewesen, sich über die Organi- 
sation der städtischen Arbeiten für Beschäftigungslose in 
der grossen badischen Industriestadt an Ort und Stelle 
eingehend zu informiren. Danach fasste die Mannheimer 
Stadtverwaltung die technische Seite etwaiger Notharbeiten 
für den Winter 1892/93 bereits Anfangs September 1892 
ins Auge. Man hatte im Winter 1891/92, weil man 
damals noch nach dem richtigen Wege suchte, keine 
guten Erfahrungen gemacht. Deshalb erstattete diesmal 
das Tiefbauamt bereits unterm 24. Oktober auf Ersuchen 
des Bürgermeisteramtes einen eingehenden Bericht, in 
welchem der technische Plan für die Notharbeiten so 
entworfen war, wie er mit einigen Aenderungen später 
zur Ausführung gelangte. Auf Grund dieser frühzeitigen 
Vorbereitungen konnte das Tiefbauamt anbieten ein Arbeits- 
quantum von zusammen 17,000 Tagewerken, für welche 
34,000 Mark bereit standen. Nehme man die Dauer der 
Beschäftigung mit 60 Tagen vom 1. Januar bis 15. März 
1893 an, so könnten täglich 280 Mann beim Tierbauamt 
beschäftigt werden, bei starkem Frost (über 5°R.) und star- 
kem Schneefall allerdings nur mit Steinklopfarbeiten, unter 
günstigen Witterungsbedingungen auch mit Chaussirungs- 
und Erdarbeiten. 4000 Cubikmeter Steine wurden im Voraus 
beschafft. Im Uebrigen betonte der technische Bericht die 
Nothwendigkeit einer sehr strammen Aufsicht über die zu 
beschäftigenden Arbeitslosen. Auf Grund dieser sehr aner- 
kennenswerth frühzeitigen Vorarbeiten sollte sich freilich 
die Nothstandsaktion selbst noch ganz unerwartet ent- 
wickeln. Die Schritte, welche eine von dem sozialdemo- 
kratischen Gewerkschaftskartell der Mannheimer Arbeiter 
gebildete Arbeitslosenkommission zur Feststellung der vor- 
handenen Noth that, zeigten, dass man nicht bis zum Beginn 
des neuen Jahres warten konnte. Eine Statistik dieser 
Kommission wies ca 1000 Arbeitslose nach, dabei sollte 
sich ein Theil der Beschäftigungslosen noch der Fest- 
stellung entzogen haben. Man begann also bereits am 
12. Dezember mit den Nothstandsarbeiten, und zwar an 
sechs verschiedenen Stellen in den drei vorgesehenen 
Richtungen. Bei den Parkarbeiten beschäftigte man von 
jenem Tage ab durchschnittlich 120 Mann in eigener 
Regie, bei welcher man die städtischen Arbeiter der 
Gartenverwaltung als Rottenführer von je 10 Mann Arbeits- 
losen benutzte. Hier, sowie ‚bei den Chaussirungsarbeiten, 
die täglich ca 50 Mann Beschäftigung geben, wird ein 
fester Taglohn von 2 Mark gezahlt, also 60 Pf. mehr 
als in Magdeburg, ohne dass die Arbeiten deshalb eine 
nachtheilige Anziehungskraft für noch anderweit Be- 
schäftigte gehabt hätten. Alle Anmeldungen werden zu- 
nächst bei der Gewerkschaftskommission angebracht, diese 
schickt die Leute zum Tiefbauamt, welches sich nur im 
inneren Geschäftsverkehr bei der Armenverwaltung über 
die Persönlichkeiten vergewissert, ohne dass die Arbeiter 
selbst mit dem Armenbureau in Berührung kommen. Man 
bevorzugte auch hier Diejenigen, welche den Unter- 
stützungswohnsitz in Mannheim haben, sowie die Ver- 
heiratheten. Bei den Park- und Chaussirungsarbeiten wurden 
dem Verfasser auf persönliche Rückfrage die Leistungen 


und das Betragen der Leute als im Allgemeinen durchaus 
befriedigend bezeichnet. Am interessantesten aber ge- 
staltete sich die Orientirung über die Steinklopfarbeiten. 
Hier wird an vier verschiedenen Stellen die grösste Gruppe 
Arbeitsloser beschäftigt, am 22. Dezember bereits 180 
Mann, also im Ganzen nahe an 400 Mann bei allen 
Nothstandsarbeiten, eine Zahl, welche die anfänglich vor- 
gesehene bereits weit übersteigt. Alle vermutheten Schwierig- 
keiten aber bei der Aufsicht und der Auslohnung wurden 
beseitigt durch eine Organisation der Arbeit dieser letzt- 
genannten Gruppen, die nach Vorschlägen der Arbeits- 
kommission in folgendem Aktenstück zusammengefasst ist! 


1. Die Arbeiter wählen unter sich drei Aufseher, welche aus der 
Stadtkasse zu löhnen sind. 

2. Diesen Aufsehern wird vom Tiefbauamt jede Woche ein be- 
stimmtes Quantum ungeschlagener Steine zugemessen. Die Auf- 
seher sorgen alsdann für das Schlagen der Steine. 

3. Am Schlusse der Woche resp. jeden Freitag Abend wird 
festgestellt, wieviel Cubikmeter Steine geschlagen worden sind, 
und es wird alsdann der Betrag des Verdienstes berechnet. 

4. Die Aufseher führen Listen über die Arbeitszeit eines jeden 
einzelnen Arbeiters und es wird aldann jede Woche berechnet, 
wie viel Verdienst auf die Arbeitsstunden entfällt. 

5. Die Lohnlisten werden hierauf auf Grund der von jedem 
einzelnen Arbeiter geleisteten Arbeitszeit aufgestellt und hier- 
nach die Auslöhnung vorgenommen, : 

6. Der aus der Stadtkasse an die Aufseher zu zahlende Lohn wird 
auf M. 2.50 per Tag festgesetzt. 

7. Der Preis für das Schlagen der Steine wird wie folgt festgesetzt 
M. 3.30 für Porphyr | 
M. 2.80 für Basalt | 

Die betreffenden Strassenmeister, sowie die Mitglieder der 
Centralisation der Gewerkschaften sind bei den Lohnauszahlungen 
(die Samstags stattfinden) zugegen. 

Somit zahlt die städtische Verwaltung Aufseher, 
welche von der Arbeitercommission der Gewerkschaften 
gewählt sind und man ist sich allseitig darüber einig, 
dass die Aufrechterhaltung guter Ordnung, die Führung 
der Lohnlisten, die Berechnung des Lohnes für den 
einzelnen Beschäftigten und die Vertheilung der Arbeiten 
nicht besser besorgt werden könnte, als von diesen Ver- 
trauensmännern der Arbeiter, die den letzteren gegenüber 
eine ganz andere Autorität haben. Der Verfasser sprach 
und beobachtete diese Aufseher auf den verschiedenen 
Arbeitsplätzen. Er sah sie von den Leuten retpektirt, 
bereit, Schwachen bei der Arbeit beizuspringen und fand 
sie in ihren Aeusserungen sehr energisch und entschlossen, 
strengste Disziplin unter den Genossen zu halten, weil 
sie die Verantwortlichkeit fühlten, die auf ihren Schultern 
ruhte. Gegen Bummler und Zuspätkommende verfuhren 
die Vertrauensmänner unnachsichtlich, so berichtete man 
uns. Diese Leute versicherten auch, dass die Vertheilung 
des Verdienstes, die sie eingeführt hatten, aufrechterhalten 
werden könne bis zum Schluss der Nothstandsarbeiten. 
Das System dieser Vertheilung besteht aber in einem 
Ausgleich zwischen den Leistungen der Starken und 
Schwachen, wie man ihn sich selbstloser nicht vorstellen 
kann. Die Vertrauensmänner buchen nämlich an jeder 
Arbeitsstelle lediglich die Stunden, die jeder Arbeiter 
schaffte, sowie das Gesammtquantum, das gearbeitet 
wurde. Von allen vier Arbeitsstellen wird dann am 
Schluss der Woche das Arbeitsquantum und die geleistete 
Stundenzahl zusammen addirt und auf Grund dieser aus- 
gleichenden Gesammtrechnung ein und derselbe Stunden- 
lohn für alle Arbeiter ermittelt, sodass die kleinen und 
grossen Verschiedenheiten der Leistungen verschwinden. 
Einzelne besonders gute Arbeiter murren dagegen, aber 
sie fügen sich doch mit Rücksicht auf die Verhältnisse 
in diese Vorschriften völliger Solidarität. In der ersten 
halben Woche stellte sich dieser Stundenlohn auf 17 Pf., 


per cbm. ungeschlagener Steine. 


da die Leute die von der Stadt gelieferten Werkzeuge 
noch nicht gewohnt waren, bei zehnstündiger Arbeitszeit 
ergab sich also ein Tagesverdienst von M. 1.88 für Jeden. 
In der zweiten Woche kam man dagegen schon auf 


23 Pf. pro Stunde, also auf Mk. 2.30 pro Tag. Damit | 


erklärten sich die Arbeiter einstweilen zufrieden, und der 
technische Chef des Tiefbauamtes meinte, dass die Stadt 
nichts dabei verliere. Das einzige Streben der Arbeiter- 
kommission geht jetzt noch dahin, eine Erweiterung der 


Arbeiten von der Stadt zu erlangen, da noch nicht die | 


Hälfte der Arbeitslosen beschäftigt sei. Die Führer der 
Arbeiter finden es erklärlich, dass man zunächst nur 
Unterstützungswohnsitzberechtigte berücksichtigt; das Ver- 
halten des Nachbarstaates Bayern, welcher alle „aus- 
ländischen“ Subsistenzlosen unnachsichtlich abschiebe, er- 
kläre theilweise die Zurückhaltung der städtischen Behörde. 
Und doch sei die Noth noch so unendlich gross, dass 
eine mildere Praxis angestrebt werden müsse. 


zu berücksichtigen, die länger als ein halbes Jahr in 
Mannheim wohnten. In der That sind die arbeitslosen 
Fabrikarbeiter meist nicht unterstützungsberechtigt, wäh- 
rend sich — eine hochinteressante Wahrnehmung — die 
Colonnen der jetzt Beschäftigten zum grössten Theil aus 
Kleinhandwerkern, Bauarbeitern, Schreibern, ja stellenlosen 
Köchen zusammensetzen. 

Die Parallele zwischen Magdeburg und Mannheim 
und die Folgerungen aus ihr ergeben sich von selbst. 
Hoffentlich wirkt die Lehre, welche die beiden Städte geben, 
kräftig weiter. Die zeitige Vorbereitung grösserer Noth- 
standsarbeiten schon bei Feststellung des Jahresbudgets 
wird sich, wie die Zeiten liegen, von keiner grösseren 
Stadt mehr umgehen lassen. Wenn damit Hand in Hand 


eine Gewinnung besserer Kenntnisse von den Arbeitsver- 
hältnissen des Gemeindebezirks durch sozialpolitische Stadt- | 


ämter geht, so werden die Städte noch besser für Noth- 
zeiten gerüstet sein. Dass die Ueberlassung der inneren 
Organisation der Nothstandsarbeit an von den Arbeitern 
anerkannte Gewerkschaftsvertretungen unter gleich oder 
ähnlich liegenden Verhältnissen nicht nur keine Bedenken, 
sondern wesentliche Vortheile für die städtischen Verwal- 
tungen hat, scheint das Mannheimer Beispiel zu beweisen. 
Je mehr das Armenamt dabei aus dem Spiele bleibt, desto 
besser. Wo grössere städtische Gewerbebetriebe vor- 
handen sind, wird sich die Aufgabe noch etwas leichter 
gestalten. Nun, nachdem die Praxis ein so grosses Feld 
dankbarer Bethätigung für die communale Nothstands- 
politik eröffnet hat, hängt es von dem guten Willen der 
Städteverwaltungen ab, eifrig weiterzubauen. Die Ge- 
legenheit dazu wird leider nicht fehlen | 


Die Zukunft der Fortbildungschule. 


Von Direktor Harry Schmitt-Berlin. 


Der Fortbildungsschulgedanke, der vor 1870 
recht zaghaft bei uns auftrat, hat seit dieser Zeit an 
Kraft und Nachdruck bedeutend gewonnen. Heut ist 
nur noch die Minderheit des urtheilenden Publikums 
ein prinzipieller Gegner der Fortbildungsschule und 
im besonderen diejenigen Lehrherren, die aus ver- 
werflicher Selbstsucht, d. h. nur deshalb widerstreben, 
weil ihrer Ausbeutungsgier die Lehrlinge durch die 
Schule für einige Stunden wöchentlich entzogen werden; 
sonst sind wohl noch diejenigen der Fortbildungs- 
schule abgeneigt, denen nur schlechte Resultate 


Vielleicht | 
könne man wenigstens dazu kommen, noch solche Leute 


mangelhaft organisirter und ungeschickt geleiteter 
Fortbildungsschulen vor Augen gekommen sind. Der 
verständige Handwerksmeister, der Industrielle und 
der Kaufmann aber, die Lehrerschaft der Volks- 
schule, sowie die Sozialpolitiker fast aller politischen 
Gruppen sind darin einig, dass die Fortbildungsschule 


eine Nothwendigkeit und der von ihr ertheilte Unter- 


richt eine Quelle unermesslichen Segens ist, oder 
wenigstens sein könnte und sein sollte. Freilich, der 
Bedenken bestehen bezüglich der Fortbildungsschule 
heute noch recht viele, und sie recht häufig und recht 
nachdrücklich hervorzuheben, sie mit aller Zähigkeit 
auf der Tagesordnung zu erhalten, bis Wandel ge- 
schaffen ist, kann den Freunden der Fortbildungs- 
schule nur erwünscht sein. „Bedenken“ und zwar 
sehr berechtigte, bestehen heut noch bezüglich der 
Beschaffung ausreichender Lokalitäten, der erforder- 
lichen Unterrichtszeit, der Aufbringung der pekuniären 
Mittel; „Bedenken“ bestehen bezüglich der Lehr- 
gegenstände, der Fähigkeit der Fachlehrer, der Schul- 
aufsicht u. s. w., vor allen Dingen bezüglich der 
praktischen und sittlichen Erfolge des Fortbildungs- 
schulunterrichts. Diejenigen Bedenken aber, welche 
hervorgerufen werden durch eine ganz unangemessene 
Verbindung sich. widerstrebender Schularten, durch 


| eine unbegreifliche Verquickung weit aüseinanderlie- 


gender Unterrichtsziele, diese Bedenken sind bisher 


ı noch recht ungenügend erkannt, oder doch nicht mit 
| dem 


nöthigen Nachdruck hervorgehoben worden. 
Grade diese Verquickung ist so verderblich ,; sie Jähmt 
den Unterricht, sie tödtet den Erfolg. Grade diese 
Zwangsverbindung dessen, was nicht zusammen ge- 


ı hört und was nur getrennt gedeihen kann, hat bis heut 


der Entwickelung des deutschen Fortbildungsschul- 
wesens Eintrag gethan. Mit Beseitigung dieses Funda- 
mentalfehlers der Verquickung sich innerlich wider- 
strebender Schularten zu einer Anstalt wird der 
grösste Theil der heut thatsächlich vorhandenen „Be- 


ı denken“ schwinden. 


Der Name „Fortbildungsschule“ an sich drückt 
schon deutlich genug den Zweck dieser jüngsten 
Schulgattung aus. Im Auge behalten muss man, 
dass es sich hierbei nur um grundlegende und er- 
gänzende Kenntnisse und Fertigkeiten handelt, und 
zwar grundlegend für das bürgerliche Leben einer- 
seits, und ergänzend für einen nicht gelehrten Beruf 
andrerseits. Da nun aber „bürgerliches Leben“ und 
„Beruf“ keineswegs sich deckende Begriffe sind, 
so muss die Fortbildungsschul-Thätigkeit gedacht 
werden als nach zwei auseinanderliegenden Zielpunkten 
strebend, nach zwei Richtungen auseinandergehend, 
und ob dieselbe Anstalt gleichzeitig mit Erfolg bei- 
den Richtungen nachgehen, beide Ziele erreichen 
kann, das ist eben die Hauptfrage. 

Dass „bürgerliches Leben“ und „Beruf“ sich nicht 
decken, sondern etwas sehr Verschiedenes sind, zeigt 
die tägliche Erfahrung. Der vermögend gewordene 
Handwerker, Industrielle oder Kaufmann zieht sich vom 
Geschäft zurück und lebt als Rentner. Sein Berufs- 
leben hat er aufgegeben, aber das „bürgerliche Leben“ 
stellt nach wie vor. Ansprüche an ihn und seine 
Leistungsfähigkeit. Selbstverständlich ist hier unter 
„bürgerlichem Leben“ nicht etwa das gesellige oder 
gesellschaftliche Leben zu verstehen, sondern des 
Mannes Leben als Staatsbürger, sein Antheil an der 
Erfüllung der Pflichten, welche Staat, Gemeinde, Kirche, 


überhaupt jede Einrichtung der öffentlichen Wohlfahrt 
von der Gesammtheit aller Bürger fordert, sowie 
andrerseits die Ausübung aller der Rechte, die ihm 
als Aequivalent vom Gesetz eingeräumt werden Wie 
viele Aemter, freiwillige und Pflichtämter, z B in der 
Armenpflege und in gemeinnützigen Vereinen, sind mit 
Männern aus dem Volke zu besetzen! Das kleinste 
Dorf, es braucht seine Gemeindeverwaltung, seinen 


Ortsschulzen, seine Schulpfleger und Kirchenältesten, | 


wie viel mehr erst Stadtgemeinden, die ihre Bürger nach 
Zehntausenden und Hunderttausenden zählen. Ohne 
das Heer von freiwilligen Beamten, die ihre oft sauren 
Pflichten im „Ehrenamt“ erfüllen, wie wäre ohne dieses 
Heer z. B. die Verwaltung Berlins und andrer Gross- 
städte denkbar? In jeder Abtheilung der Verwaltung 
einer solchen Millionenstadt arbeiten Dutzende von 
Kommissionen, zusammen wohl Hunderte, und jede 
Kommission stellt an ihre freiwilligen Mitglieder zahl- 
reiche und oft gar nicht geringe Anforderungen. 
Hier hat sich auch der nicht gelehrte Mann zu be- 
thätigen, hier heischt das bürgerliche Leben gebieterisch 
Leistungen von ihm, die meist mit seinem gegen- 
wärtigen oder früheren Berufe gar nicht zusammen- 
hängen. Aber auch der Staat ruft ihn an mannigfache 
Posten und zu mannigfachen Pflichten. Im Heere setzt 
er ihn als Unteroffizier den jungen Soldaten zum Lehrer, 
er überträgt ihm Vormundschaften und andere Ver- 
trauensstellungen, ja er beruft ihn sogar zum Richter 
über Leben und Tod, wenn er ihn zum „Geschwornen“ 
bestellt. Und ist nicht andrerseits der freie, unbe- 
scholtene Mann auch begierig, seine Bürgerrechte aus- 
zuüben? und ist nicht sein höchstes politisches Recht 
das Wahlrecht? So ist ersichtlich, dass vom Vollbürger, 
d. h. von einem Manne, der seine Bürgerpflichten 
voll und ganz erfüllen und seine Bürgerrechte mit 
Bewusstsein und Ueberzeugung ausüben will, heute 
eine ganz bestimmte allgemeine Bildung gefordert 
wird und gefordert werden muss, eine Bildung, die 
dem ganzen Volke zwangsweise, d. h. durch obli- 
gatorischen Unterricht vermittelt werden muss, wenn 
der Staat in seinem heutigen Auf- und Ausbau er- 
halten bleiben bezw. weiter entwickelt werden soll. 
Und diese Aufgabe hat die Volksschule Ihr ist dem- 
nach auch ihr Pensum vorgeschrieben und begrenzt. 
Alles was einem ungelehrten Manne zur Erfüllung 
seiner Pflichten und zur Ausübung seiner Rechte als 
Staatsbürger unerlässlich ist, hat sie zu lehren; alles 
was diesem Zwecke nicht dient, oder was über dieses 
Ziel hinausschiesst, hat sie zu vermeiden. Lässt die 
Volksschulgesetzgebung diesen Gesichtspunkt aus dem 
Auge, so verliert sie den richtigen Massstab und geräth 
auf Irrwege. 

Fragen wir nun schon hier: entspricht in Deutsch- 
land die Volksschule den an sie zu stellenden An- 
forderungen, wenn wir der Beurtheilung diesen Mass- 
stab zugrundelegen — so werden 90 Prozent aller 
Bürger, welche ein Urtheil über solche Dinge 
haben, ohne Zögern mit „Nein“ antworten. Anders 
aber wird die Antwort klingen, wenn die Frage 
lautet: hat die deutscheV olksschule den Anforderungen 
entsprochen, die die Gemeinschaft der Bürger, die 
der Staat an sie stellte? Ja, das hat sie! Wenigstens 
eine Zeit lang, und es wäre mehr als eine historische 
Sünde, dies nicht anerkennen zu wollen. Aber die 
nationalen Bedürfnisse, die Anforderungen an die poli- 
tische Gesammtheit wie an den Einzelnen unseres Volkes, 


sind seit dem Jahre 1870 so erheblich gewachsen, dass 
zwischen ihnen und der Volksschulbildung der Massen 
ein scharfer Zwiespalt, eine Kluft entstanden ist. 

Diese Kluft kann nicht unüberbrückt bleiben, das 
fühlt das Volk in allen Schichten, das fühlen wohl 
auch die Schulbehörden, die gesetzgebenden Körper- 
schaften und die Regierungen, und zwar je länger, 
je mehr. Aber Brückenbau — schwerer Bau, teurer 
Bau! Wo sind die Meister zu finden, wo die Werk- 
leute, wo das Geld?.... So hat man’s aufge- 
schoben und schiebt’s noch immer auf. Die Kluft 
zwischen Volksschulbildung der Massen und dem Be- 
dürfniss unseres heutigen nationalen Lebens muss 
jedoch überbrückt werden, beide müssen wieder in 
Einklang stehen. 

Und welches ist diese Brücke? Was anders als 
die Fortbildungsschule; die allgemeine Fortbildungs- 
schule für's gesammte ungelehrte Volk; die Schule, 
von der wir weiter oben forderten, dass sie lehren 
soll, was einem ungelehrten Manne zur Erfüllung seiner 
Pflichten als Staatsbürger unerlässlich ist, und die das- 
jenige entschieden von sich weisen soll, was diesem 
Zwecke nicht dient, oder was über dieses Ziel hinaus- 
schiesst. Diese Schule aber ist erstens keine Berufs- 
oder Fachschule; diese Schule ist zweitens obli- 
gatorisch. Das sind die beiden Fundamentalsätze 
für die Reform unsrer Volksbildung. Nur im Obli- 
gatorium der Fortbildungsschule liegt Logik; nur 
in der strengsten Trennung der „Fortbildungsschule“ 
von der „Fachschule“ liegt der Erfolg. Die Fort- 
bildungsschule hat die geistige und sittliche Ausbildung 
des „gemeinen Mannes“, welche in der Volksschule 
von Dorf und Stadt ihren Anfang nimmt, ohne Unter- 
brechung fortzusetzen und so lange fortzusetzen, bis 
das vom bürgerlichen Leben geforderte Bildungs- 
und Sittlichkeitsniveau erreicht ist. Die hierfür einzu- 
richtende Veranstaltung bildet mit der Volksschule 
ein Ganzes und ist auf keinen Fall begrifflich von 
jener zu trennen. Die Erkenntniss, dass die heutige 
Volksschule an sich etwas Unfertiges und daher 
etwas Ungenügendes ist, muss überall platzgreifen, 
und ebenso der Gedanke, dass die Fortbildungs- 
schule der unerlässliche Oberbau der Volksschule, 
der Ausbau der Elementarschule, ist. Die Ueber- 
zeugung muss eine allgemeine sein, dass der Staat 
für diese genau so zu sorgen. hat wie für jene. 
Beide Elemente vereinigt, werden später erst eine 
Volksschule im wahren Sinne des Wortes bilden. 
Ganz anders ist es mit der beruflichen Bildung. Da 
nicht alle Lehrmeister auch gute Lehrer sind, da die 
Eigenart des Betriebes mancher Berufe und die heut 
überall durchgeführte „Theilung der Arbeit“ eine all- 
seitige Ausbildung des Lehrlings oft nicht zulässt, so 
müssen zahlreiche und zweckmässig ausgestattete 
Fachschulen vorhanden sein in natürlichem Anschlusse 
an die praktische Erwerbsthätigkeit und begründet 
und geleitet von den zuständigen Fachkreisen. Der 
Unterricht in diesen Lehranstalten ist als ein „ergän- 
zender“, nicht als ein „grundlegender“ zu bezeichnen; 
er muss für den beruflichen Wettbewerb ausrüsten, 
er muss diesen Wettbewerb hervorrufen helfen, ja die 
Fachschule selbst und das Lernen in derselben muss 
ein Produkt des Vorwärtsstrebens im Beruf sein. Da 
aber der Staat ein hohes Interesse hat an einer 
immer fortschreitenden Entwickelung des Gewerbes, 
der Industrie und des Handels, so muss auch er dem 


Fachschulwesen eine lebhafte Aufmerksamkeit zuwen- 
den; er muss es nicht nur moralisch und gesetzlich, 
sondern auch pekuniär mit allen Kräften stützen und 
fördern — es aber auch beaufsichtigen. 

Auf keinen Fall darf der Staat dulden, dass 
in seine Volksfortbildungsschule beruflicher Fachunter- 
richt hineingetragen werde, noch dass die von jedem 
Bürger zu fordernde allgemeine Bildung in fakultativen 
Fachschulen erworben werde. Hier staatliche obliga- 
torische Fortbildungsschule, dort Fachschule — so 
muss es im Bewusstsein des Staates und im Texte 
des Gesetzes lauten | 


Notizen. 


Aufwand für das Armenwesenin Berlin. Für 
das gesammte Armenwesen in Berlin wurden, nach dem Reichs- 
anzeiger, im Rechnungsjahr 1891/92 verausgabt 12 268 831,25 M., 
gegen das Vorjahr 1594263,56 M. oder 14,94 % mehr, ver- 
einnahmt 2352904,59 M., gegen das Vorjahr 556 109,67 M. 
oder 38,67 % mehr; mithin war ein Kommunalzuschuss von 
9915 926,66 M., gegen das Vorjahr 938 153,89 M. oder 10,45 % 
mehr erforderlich. — Das armenärztliche Contingent bestand 
meist aus Frauen (Wittwen, Eheverlassenen, Geschiedenen) und 
aus Kindern, weniger in Männern, deren grössere Zahl bereits 
aus ihren Krankenkassen ausgeschieden war. Von 57469 Kranken 
waren 17 % Männer, 52% Frauen, 31% Kinder. Die Civil- 
einwohnerzahl betrug 1592128, mithin entfallen auf je 1000 Civil- 
einwohner etwa 36 Kranke. Aus 34 Medizinal-Bezirken sind 
114 Fälle von Alkoholismen, meist mit chronischem Verlauf, 
notirt. Ebenso steigerten sich Krankheiten und nahmen einen 
entschieden bösen Verlauf bei Säufern. Ueber die Höhenlage 
von 50 042 Wohnungen der Armenkranken ist festgestellt worden: 
es wohnen im Keller 5908 oder 12 %, im Halbstock 6397 oder 
13 %, im Erdgeschoss 344 oder 1%, im I. Stock 7410 oder 
15.9, .ım 27 Stock 859837 oder 17. %,: 1m 32Stock 97 2A 20oder 
19 %, im 4. Stock 10839 oder 22% und im 5. Stock 827 
oder 1%. 

Freiwillige Armenpflege in einer kleinen Land- 
gemeinde des Taunus. Da die offene Armenpflege in klei- 
neren Gemeinden erfahrungsgemäss gewöhnlich alles zu wün- 
schen übrig lässt, ist ein Versuch von Interesse, der nach 
dem Rh. Kurier in Holzhausen über Ahr (Reg.-Bez. Wiesbaden) 
gemacht wird. Dort hat sich eine Ortsarmenkommission ge- 
bildet, deren Zweck es ist, die freiwillige Ortsarmenpflege zu 
regeln. Bei dem Vorhandensein vieler sehr bedürftiger Orts- 
armen scheint die Einrichtung dringendes Bedürfniss zu sein. 
Man will hauptsächlich den verschämten Ortsarmen dienen. 
Die Thätigkeit dieser Ortsarmenkommission soll in folgendem 
bestehen: 1. Hebung der Armen in religiöser und sittlicher 
Hinsicht; 2. Nachweis von Arbeitsgelegenheit für arbeitsfähige 
Arme; 3. Besorgung von Wohnung, Heizung; 4. Besorgung 
von Kleidung und Nahrung. Die Gaben werden möglichst 
nicht in Geld, sondern in Naturalien gegeben. Die Kommission 
beschafft ihre Mittel I. aus Beiträgen aus der Gemeindekasse, 
2. aus Liebesgaben in Naturalien und Geld, 3. aus Erlös von 
Veranstaltungen. 

f. Zentralstelle für Kohlenvertheilung an Arme 
in Braunschweig. Mehrere Armenbezirksvorsteher in Braun- 
schweig hatten vor einiger Zeit unter Hinweis auf die hohen 
Kohlenpreise, welche den Armen abgefordert worden sind 
(1 M. 80 Pf. bis 2M. für einen Sack Kohlen von 75—80 Pfd.), 
die Frage angeregt, ob nicht von einer Hauptstelle aus die 
Beschaffung billiger Feuerungsmittel für Arme bewirkt werden 
könne. Seit vorigem Winter ist in Folge dessen mit dem Verein 
gegen Bettelei, der gleichzeitig Durchreisenden gegen geringe 
Gegenleistung Unterstützung gewährt und besonders verschäm- 
ten Armen aushilft, ein Abkommen getroffen, wonach die Armen 
gegen Anweisungen (Bons), die sie auf ihren Antrag von den 
Armenpflegern erhalten, zum Bezuge von Brennstoffen aus den 
Vorräthen des Vereins berechtigt sind. Es wurden Kohlen zu 
IM. 18 Pf., Briketts zu 70 Pf., Presstorf zu 90 Pf., Tannen- 
holz und Splitter zu 1M. 50 Pf. für den Zentner geliefert. 
Der Arme darf selbst bestimmen, wieviel der Unterstützung 
er monatlich in Scheinen und welches Brennmaterial er haben 
will. Die Anweisungen lauten über je 50 Pf. Im ersten Winter 
sind mehr als 3000 Scheine ausgegeben (von den 18 Armen- 
bezirksvorstehern gaben 4 je über 400 aus), und auch im 
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laufenden Winter verspricht die Nachfrage eine recht rege zu 
werden. ; 

Städtische Kinder-Beschäftigungsanstalten. Um 
die Mitte dieses Jahrhunderts wurden in vielen Städten Deutsch- 
lands (z. B. Darmstadt, Heilbronn, Weimar und Dresden) sog. 
Kinder-Beschäftigungsanstalten begründet, welche den Zweck 
hatten, der Verwahrlosung der Jugend entgegenzutreten; man 
versammelte die Kinder während der schulfreien Zeit und be- 
schäftigte sie gegen Verdienst. Eine solche Einrichtung be- 
steht noch heute in Görlitz, wie sich aus dem städtischen 
Verwaltungsbericht pro 1891/92 ergibt. Während aber sonst 
allmählich neben dem Zweck einer Beschäftigung der erzieh- 
liche Gesichtspunkt in den Vordergrund gestellt wurde, scheint 
das in Görlitz nicht der Fall zu sein. Die Knaben (durchschnitt- 
lich 160) unterstehen einem Aufseher und fertigen Düten (1891/92 
90 580 Stück), Litzen (34700 Stück), lesen Bohnen und Erbsen 
(9410 kg) u. dgl. Der Arbeitsverdienst (216,35 M.) wurde unter 
sie nach Massgabe ihrer Leistungen verteilt. Die Mädchen 
(durchschnittlich 100) erzielten mit Stricken und Häkeln ins- 
gesammt 571,24 M. Arbeitsverdienst. Auf die erziehliche Seite 
weist nur die Gepflogenheit einer Weihnachtsfeier und eines 
Sommerspazierganges hin. Im Zusammenhalt mit den Bestre- 
bungen auf Abschaffung der gewerblichen Arbeit der Kinder 
nimmt sich solch eine Anstalt, die doch für den freien Markt 
produzirt, sehr seltsam aus. Jedenfalls ist der Wunsch be- 
rechtigt, dass alles, was an eine Beschäftigung gegen Lohn 
erinnert, aus diesen Anstalten entfernt und lediglich die erzieh- 
liche Einwirkung in ihnen gepflegt werde, m. a. W. sie sind 
— zeitgemäss — in Kinderhorte zu verwandeln. 


Aufhebung des Volksschulgeldes. Dieselbe ist 
neuerdings beschlossen worden in Butschbach (Baden), Erlangen, 
Herzthal-Maisenbühl (Baden), Karlsruhe, Mannheim und Seel- 
heim (Baden). 


Stärke der Bürgerschulklassen in Hannover. 
In der Sitzung der Städtischen Kollegien Hannovers vom 15. De- 
zember v. Js. theilte Stadtschulinspektor Dr. Wehrhahn mit, 
dass von 302 Klassen der Bürgerschulen 8 über 81,30 = 71 bis 80, 
94 — 61 bis 70 Kinder, zusammen also 132 je über 60 Kinder 
zählten, d. h. nicht weniger als 44 Proz. Nach der Vermehrung 
um 15 Klassen, die in der Sitzung beschlossen wurde, wird 
immer noch eine durchschnittliche Besetzung mit 58 Kindern 
vorliegen. Bekanntlich liegen diese Verhältnisse in sehr vielen 
andern Grossstädten mit starker Bevölkerungszunahme nicht 
besser. Und doch ist eine Aufrechterhaltung der Ordnung bei 
so vielen Kindern derart schwierig, dass an ein erfolgreiches 
Unterrichten nicht gedacht werden kann. 


Abendfortbildungsschule für Mädchen. Nach 
dem uns zugegangenen Bericht des Bürgermeisters über die 
Verwaltungsrechnung der Stadt Colmar für 1890/91 besteht 
dort seit 1885 eine Fortbildungs-Abendschule für Mädchen. 
Der Besuch ist unentgeltlich. Die Unterrichtsfächer sind: Haus- 
haltungskunde, Deutsch, Französisch und Handarbeiten aller Art. 
Es sind 80—100 Schülerinnen vorhanden. Der Unterricht findet 
während der Winterzeit für katholische Mädchen dreimal in 
der Woche, und für die evangelischen Mädchen zweimal in 
der Woche von 7!/a—9 Uhr statt. 


Gebäude für hauswirthschaftlichen Unterricht. 
In Chemnitz haben die städtischen Behörden bereits vor einigen 
Jahren einen Betrag von 5000 M. bewilligt, mit welchem ein 
eigenes Haus eingerichtet wurde, in dem täglich 40 Schülerinnen 
aus den Bezirksschulen hauswirthschaftlichen Unterricht em- 
pfangen. Neuerdings soll dieser erste Versuch jedoch bedeutend 
ausgedehnt werden. Es sind 12000 M. bewilligt worden, um 
ein neues Gebäude für den hauswirthschaftlichen Unterricht 
herzustellen (10000 M.), dasselbe zweckmässig mit Inventar 
auszustatten (1500 M.) und eine weitere Lehrkraft auszubilden 
(400 M.). Von Östern 1893 werden die Mädchen sämmtlicher 
Bezirksschulen auf Grund dieser Massnahmen am hauswirth- 
schaftlichen Unterricht theilnehmen können. 


b. Asyl für Schwindsüchtige in Bern. Durch 
die Initiative der ökonomisch-gemeinnützigen Gesellschaft ist 
in Verbindung mit der medizinisch-chirurgischen Gesellschaft 
des Kantons Bern ein Asyl für Tuberkulöse im Ent- 
stehen begriffen und sind zu diesem Zwecke bereits 22'000 Frs. 
durch freiwillige Kollekten gesammelt. Die Anstalt soll auf 
dem Hasleberg bei Meiringen errichtet werden. 


Gesundheitliche Wirkung einer Polizeiverord- 
nung. Der Vorstand der Ortskrankenkasse des Gastwirths- 
gewerbes zu Berlin hatte sich vor Jahresfrist an das Polizeiprä- 
sidium mit der Bitte gewandt, den Kellnerinnen das Mittrinken 
mit den Gästen zu untersagen. Er lieferte den Nachweis, dass 


das grösste Kontingent der erkrankten Mitglieder der Kasse 
von den Kellnerinnen, die sämmtlich bei der Ortskrankenkasse 
versichert sind, gestellt worden sei. Dass sie aber besonders 
zahlreich der Kasse zur Last fallen, sei eine Folge der durch 
übermässigen Genuss von Wein, Bier und Spirituosen hervor- 
gerufenen Magenkrankheiten. Nachdem nun eine entsprechende 
Verordnung erlassen ist, erweist sich in der That schon nach 
. dieser kurzen Zeit ihre Nützlichkeit; insofern als die Zahl der 


Erkrankungen von Kellnerinnen erheblich zurückgegangen ist. | 


Mit der bequemen Gelegenheit zum Trinken scheint man hier 
auch die Lust dazu in vielen Fällen beseitigt zu haben, denn 
während im September d. J., also kurz vor dem Inkrafttreten 
der polizeilichen Verordnung, sich noch 240 Kellnerinnen durch- 
schnittlich in der Woche als krank bei der Kasse meldeten, 
welchen auf Kopf und Woche 12,50 M. gezahlt werden mussten, 
hat die Ziffer sich seitdem von Woche zu Woche vermindert 
und ist in der letzten Woche bis auf 160 zurückgegangen. 
Dies ergiebt eine Minderausgabe für die Kasse von rund 1000 M. 
in der Woche. Solange es nicht möglich ist, für Verkürzung 


der Arbeitszeit und geregelte Lebensweise der Kellnerinnen | 


in durchgreifender Weise zu sorgen, wird man also auch die 
-oben erwähnte Massnahme schon als Fortschritt begrüssen 
dürfen. 


-Arbeiter und Miethherr. In der letzten Sitzung der 
volkswirthschaftlichen Sektion der „Schlesischen Gesellschaft 
für vaterländische Cultur“ schilderte Commissionsrath Milch 
in interessanter Weise die von ihm als Häuserverwalter mit 
Miethern aus dem Arbeiterstande gemachten Erfahrungen. Er 
hob hervor, dass der Unternehmergewinn noch nicht 3 Proz. 
betrage, weil das Wohnungsbedürfniss des Arbeiters ganz un- 
regelmässig sei und eine Verbilligung der Arbeiterwohnungen 
dadurch zur Unmöglichkeit gemacht würde, dass der Arbeiter 
zum Abschluss eines längeren Contraktes sich nicht verstehen 
könne und die Wohnung derartig einwohne, dass die Renova- 
tionskosten jährlich !/4 des Miethsertrages wieder wegnähmen. 
Ein seinen Miethern gemachter Vorschlag, bei einem dreijähri- 
gen Miethsabschluss auf die Miethe für. das letzte Vierteljahr 
verzichten zu wollen, da hierdurch dann die Renovationskosten 
für zwei Jahre wegfielen und bei längerem Verweilen in den- 
selben Wohnräumen letztere mehr geschont würden, habe bis- 
her wenig Anklang gefunden. Interessant ist es, damit die 
Angaben Wörishoffers in „Die soziale Lage der Fabrikarbeiter 
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in Mannheim und dessen nächster Umgebung“ S. 210 ff. zu ver- 
gleichen, der für eine Reihe von Häusern mit kleinen Woh- 
nungen eine reine Verzinsung der Kaufpreise zu 7, 10 und 
13 Proz. berechnet, obwohl die betreffenden Gebäude durch 
mehrfache Eigenthumsübergänge sehr vertheuert worden waren. 


Vermischtes, 


Oeffnung der englischen Museen am Sonntag. 
Die Leiter jener Bewegung, welche eine weniger puritanische 


| Sonntagsfeier in England befürwortet und als einen der ersten 


Schritte dazu auf die Eröffnung der Museen am Sonntage hinge- 
arbeitet haben, zeigen sich gegenwärtig besonders rührig, wie 
man der Frankf. Ztg. schreibt. Vor etwa einem Monate veranstal- 
teten sie einen „Museums-Sonntag“, an dem eine grosse An- 
zahl Künstler ihre Ateliers dem Publikum öffnete und noch mehr 
als das, freier denkende Geistliche von den Kanzeln herab zu 
Gunsten der Bewegung sprachen, und am 14. Dezember machten 
sie dem Unterrichtsminister Acland in zahlreicher Deputation 
ihre Aufwartung. Bei einem so eifrigen Freunde besserer Volks- 
erziehung und -Aufklärung konnten sie allerdings einer will- 
kommenen Aufnahme sicher sein. Leider aber hängt, wie der 


| Minister ausführt, die sonntägliche Eröffnung der staatlichen 


Museen — denn um diese handelt es sich in erster Reihe — 
nicht so sehr von ihm ab, als vom Parlament, d h. in diesem 
Falle dem Unterhause. Denn unglaublich, aber wahr, die Lords 
haben dieser „modernen Bestrebung“* bereits zweimal ihre Zu- 
stimmung ertheilt. Im Unterhause aber haben die „Sabbath- 
heiliger* noch bei jeder Abstimmung einen grossen Sieg auf- 
zuweisen gehabt. Zunächst zieht man gegen diese Massregel 
mit dem Gespenst des „kontinentalen“ Sonntags zu Felde, wel- 
cher mit aller seiner Sündhaftigkeit infolge der Eröffnung der 
Museen über das gottesfürchtige England hereinbrechen würde, 
und zweitens mit dem Hinweis auf die den Museumsbeamten 
daraus erwachsende Vermehrung der Sonntagsarbeit. Die letz- 
tere lässt sich indessen, wie die Beispiele der städtischen 
Museen in den Provinzen zeigen, sehr leicht vermeiden, und 
was den „kontinentalen“ Sonntag betrifft, so ist die Zahl Der- 
jenigen glücklicherweise sehr im Wachsen begriffen, die den- 
selben nicht aus den Schilderungen jener Heiligen, sondern aus 
persönlicher Erfahrung kennen gelernt haben und sich gar nicht 
mehr so sehr davor fürchten. 
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Zur preussischen Steuerreform. 


Von Bezirkspräsident z. D. Dr. F. Freiherr v. Reitzenstein 
in Freiburg i. Br. 


1. Einleitende Bemerkungen und Zielpunkte.*) 


Nur in begrenzter Weise gehört die Besprechung 
der preussischen Steuerreform, des wichtigsten Gegen- 
standes, welcher seit Langem den preussischen Land- 
tag beschäftigt hat, in den Bereich dieser Blätter. 
Ausserhalb desselben liegt die Bedeutung, welche 
die Reform in Bezug auf die Ergiebigkeit der Staats- 
besteuerung und in allgemeiner politischer Hinsicht 
hat; innerhalb desselben dagegen ihre Bedeutung für 
die Vertheilung der Steuerlast und das Verhältniss 
der Betheiligung von Staats- und Kommunalbesteue- 
rung an den einzelnen Steuerquellen. Auf diese letz- 
teren Seiten der Sache wird daher die nachfolgende 
Darstellung sich zu beschränken und auf die anderen 
nur, soweit zum Verständniss der ersteren nothwendig, 
zurückzugreifen haben. 

Erst in den letzten Jahren sind die Anläufe, wie 
sie lange Zeit zur Umgestaltung des Steuerwesens 


*) Bei der Beschränktheit des Raumes werde ich meine 
Ansichten vielfach nur andeuten können. Wegen Motivirung 
derselben verweise ich auf meine Abhandlungen: Die Kommu- 
nalsteuer-Gesetzgebung Frankreichs und die Reform in Preussen 
(Schriften des Vereins für Sozialpolitik Bd. 12); Ueber in- 
direkte Verbrauchsabgaben der Gemeinden (Conrad’s Jahr- 
bücher, N. F. Band 8); Ueber finanzielle Konkurrenz von 
Gemeinden, Kommunalverbänden und Staat (Schmoller’s Jahr- 
buch, Jahrgang 1887 und 1888); endlich den Abschnitt „Das 
kommunale Finanzwesen“ in Schönberg’s Handbuch der poli- 
tischen Oekonomie, 3. Auflage, Band III, 
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genommen worden waren, zu einem die gesammte 
direkte Besteuerung ergreifenden Reformplan gereift. 
Von diesen Anläufen waren manche auf die Ver- 
besserung der Ertragssteuern gerichtet und haben 
hier, wie in der Neuregelung der Grundsteuer von 
1861 und in den Abänderungen der Gewerbesteuer 
durch die Gesetzgebung der sechziger und siebziger 
Jahre, Ergebnisse erzielt. Soweit sie die Personal- 
steuern betrafen, hielten sie sich meist innerhalb des 
Rahmens einer Verbesserung der Veranlagung der 
Klassen- und Einkommensteuer; es galt in derselben 
das ursprünglich nur mangelhaft zum Ausdruck ge- 
kommene Prinzip der Proportionalität zur folgerich- 
tigeren Anwendung und demnächst eine Befreiung 
bezw. Degression für die unteren Stufen zur Durch- 
führung zu bringen; selbst in der Behandlung der 
letzteren Fragen wurden indessen die sozialpolitischen 
meist von den administrativ-technischen Gesichts- 
punkten überwogen. Einen grösseren Antheil hatten 
Motive allgemein wirthschaftlicher Natur, wiewohl 
mit stark doktrinärer Beimischung, bei der Erweite- 
rung, welche das Gebiet der direkten Besteuerung 
durch das Verbot der Mahlsteuern und die Besei- 
tigung der Schlachtsteuer als Staatssteuer erfuhr. Mit 
stärkerem Gewicht traten sozialpolitische Erwägungen 
in die Behandlung ein, als die erstarkende agrarische 
Bewegung die Beseitigung der nach der Auffassung 
jener Kreise ungerechtfertigten Doppelbesteuerung 
als einen Zielpunkt ihrer Bestrebungen aufstellte. Auf 
einem Nachgeben gegenüber dieser Auffassung be- 
ruhte die in der Landtags-Session 1883/84 seitens 
der Regierung erfolgte Einbringung des Gesetzent- 
wurfs über eine Kapitalrentensteuer, eines Entwurfs, 
der von der Regierung mit unzureichender Wärme 
vertheidigt, nicht zur Beschlussfassung im Plenum des 
Abgeordnetenhauses gelangte. Theils in agrarischen 
Interessen, theils in Rücksichten auf den sich erwei- 
ternden Aufgabenkreis der Selbstverwaltungskörper 
sind die Motive der mannigfachen Gesetzentwürfe und 
Anträge begründet, welche auf eine gänzliche oder theil- 
weise Ueberweisung des Haus- und Gebäudesteuer- 
ertrages an die Kommunalverbände abzielten; Mo- 
tive von beiderlei Art, verbunden mit einer auf 
Einschränkung des Verfügungsrechts der Regierung 
gerichteten Tendenz, sind insbesondere bei der viel- 
berufenen lex Huene leitend gewesen. Die in den 
siebziger Jahren unternommenen Versuche, die direkte 
Gemeindebesteuerung zu regeln, waren vorwiegend 
formalistischer Natur. Wie die meisten jener Anträge 
Zerfahrenheit der Ansichten und Mangel an Klarheit 


über die Wirkungen der Massnahmen bekunden, so 
liess auch auf der Seite der Regierung eine planvolle, 
die Fragen in ihrem Zusammenhang würdigende 
Auffassung sich nur zu oft vermissen. 

Es bedurfte einer in so hohem Maasse schöpfe- 
rischen Kraft und eines so systematisch angelegten 
Geistes, wie beides sich in dem jetzigen Finanz-Minister 
vereinigt findet, um die Reformarbeit auf den brei- 
teren Boden einer von finanzpolitischen Ideen ge- 
leiteten Behandlung zu stellen und die verschiedenen 
Richtungen, wie sie die aus den bisherigen Anregungen 
gewonnenen Zielpunkte ergaben, in einen einheit- 
lichen Reformplan zusammenzufassen. Einen solchen 
enthielten die im Herbst 1890 vorgelegten Gesetz- 
Entwürfe, von denen zwei, das Einkommensteuer- 
und das Gewerbesteuer-Gesetz, zur Annahme ge- 
langten. Dass mit dem Zustandekommen dieser beiden 
Gesetze die Regierung ihre Aufgabe nicht für erledigt 
erachten würde, hatte sie in dem gleichzeitig vor- 
gelegten Entwurf einer Verallgemeinerung der Erb- 
schaftssteuer bekundet, welcher mit der Sicherstellung 
einer entsprechenden Heranziehung des Vermögens- 
besitzes die Einkommensteuer im Sinne konsequenterer 
Durchführung der Steuervertheilung nach der Leist- 
ungsfähigkeit zu ergänzen bezweckte. War auch auf 
die Beseitigung der Grund- und Gebäudesteuer als 
Staatssteuer bezw. die Ueberweisung derselben an 
die Gemeindeverbände zunächst nur als auf in der Zu- 
kunft liegende, nach Massgabe der Mehrerträge der 
Einkommensteuer zur Ausführung zu bringende Mass- 
nahmen verwiesen worden, so war damit doch doku- 
mentirt, dass auch die Kommunalsteuer in den Be- 
reich der Umgestaltung gezogen werden solle. Eine 
stärkere Ausprägung haben diese Richtungen in dem 
Reformplan gefunden, wie er in den gegenwärtigen 
Gesetzentwürfen vorliegt; eine äussere Veranlassung, 
mit solcher Vervollständigung schon jetzt vorzugehen, 
wurde vor Allem dadurch gegeben, dass die über 
die Erwartung hinausgehenden Ergebnisse der Ein- 
kommensteuer die Regelung der Verwendung der 
Ueberschüsse in den Vordergrund drängten. Als 
Zielpunkte jener Vorlagen ist Dreierlei zu bezeichnen. 
Einmal soll die auch nach der Auffassung der Re- 
gierung ungerechte Doppelbesteuerung vor allem des 
Grundertrages Beseitigung finden. Zweitens soll das 
Prinzip der Steuervertheilung nach der Leistungs- 
fähigheit dadurch, dass der Einkommensteuer in Ge- 
stalt einer Vermögenssteuer eine entsprechende Er- 
gänzung gegeben wird, konsequentere Durchführung 
erhalten. Endlich soll der Bereich für die Erhebung 
von Gebühren und Steuern durch die Gemeinden er- 
weitert und dem Steuerwesen der letzteren durch 
Ueberlassung der Objekts- bezw. Ertragssteuern eine 
breitere Grundlage gegeben werden. Die Konsequenz 
dieser Zielpunkte führt dann von selbst zur Beseitigung 
der wie in ihrer ursprünglichen Anlage verfehlten so 
durch die Erfahrung nicht bewährten lex Huene. 

Wir sind ausser Stande, jene Zielpunkte in grund- 
sätzlicher Hinsicht als gleichwerthige anerkennen zu 
können. 

Der Behauptung zunächst, dass die gleichzeitige 
Besteuerung des Grundbesitzes bezw. auch der Ge- 
werbe durch die Grund- und Gebäude- bezw. Ge- 
werbe- und die Einkommensteuer eine ungerechte 
Doppelbesteuerung des aus jenen Objekten fliessenden 
Einkommens enthalte, lässt sich nur eine sehr be- 
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dingte Berechtigung zugestehen. Dass dieselben Ob- 
jekte durch neben einander bestehende, auf verschie- 
denen Prinzipien beruhende Steuern getroffen werden, 
findet sich in vielen Ländern und enthält an und für 
sich nichts gegen die Grundsätze der Finanzpolitik 
Verstossendes; eine solche Kombination ist häufig 
besser als die zu starke Anspannung einer einzelnen 
Steuer, welche der Regel nach die Unvollkommen- 
heiten, wie sie jeder Steuer eigen sind, stärker her- 
vortreten und drückender empfinden lässt. Nicht 
gegen die Doppelbesteuerung als solche, sondern allein 
gegen die im Vergleich mit anderen Objekten grös- 
sere Belastung des Grund- bezw. gewerblichen Er- 
trags können daher solche Klagen sich richten. Was 
nun aber zunächst die Grundsteuer i. e. S. anlangt, so 
bestehen innerhalb derselben so grosse Verschieden 
heiten des Steuerfusses, dass es schon hierdurch 
ausserordentlich erschwert wird, Namens jener Steuer 
den Anspruch auf Gleichstellung des landwirthschaft- 
lich genutzten Bodens mit anderen Objekten zu er- 
heben; dafür, dass das Verhältniss der Belastung 
durch die Grundsteuer mit dem der Belastung durch 
Gebäude- und Gewerbesteuer einfortschreitend günstige- 
res werde, ist schon an sich durch die Kontingentirung 
des Gebäudesteuerertrages gesorgt. Aber auch die 
Gebäudesteuer bleibt in den Grundlagen ihrer Ver- 
anlagung, zumal gegen Ende der 15jährigen Ein- 
schätzungsperioden, meist weit hinter den reellen 
Ertragsverhältnissen zurück, so dass auch hierdurch 
die Ungleichheit im Verhältniss zu dem Steuerfuss 
der Gewerbesteuer sich abschwächt, ganz abgesehen 
davon, dass der geringere Steuerfuss dieser letzteren 
in der geringen Ständigkeit des gewerblichen Ertrages 
und dem grösseren Antheil der persönlichen Arbeit 
an demselben Rechtfertigung findet. Ueberdies hat 
die Gebäudesteuer vielfach, die Grundsteuer zum 
weitaus grössten Theil, durch Inanschlagbringung beim 
Eigenthumsübergang mittels Kaufs oder Ererbung den 
Charakter einer Reallast angenommen, ein Charakter, 
den die verschiedenen Steuern und Lasten, welche in der 
jetzigen Grundsteuer Konsolidation gefunden haben, 
meist bereits hatten. Das Aeusserste, was von Seiten der 
mit der Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer be- 
lasteten Kreise etwa gefordert werden könnte, wäre 
daher die Ausgleichung durch eine auf den Kapital- 
zins zu legende mässige Steuer; mit einer solchen 
würde aber den Anforderungen nicht entsprochen 
werden, welche die Durchführung des zweiten Ziel- 
punktes an die Steuerreform stellt. 

Denn eine Lösung der Hauptfrage dahin, dass 
der Schwerpunkt der künftigen direkten Staatsbe- 
steuerung in die Einkommensteuer zu legen sei, ist 
bereits durch das Gesetz von 1891 und zwar in un- 
widerruflicher Weise getroffen worden. Es ist diese 
Lösung auch völlig gerechtfertigt, da die ausser- 
ordentliche Entwickelung des beweglichen Vermögens 
und des Kreditwesens die Sachlache seit der grund- 
legenden Gesetzgebung von 1820 völlig verändert und 
dazu genöthigt hat, die Grundlage für die Steuerveran- 
lagung immer mehr in den Personeneinheiten statt in 
den Objektseinheiten zu suchen: an die Objektssteuern 
ist daher die Forderung zu stellen, dass sie sich der 
Einkommensteuer anschliessen und das der letzteren 
fehlende Element der stärkeren Heranziehung des 
fundirten Einkommens oder Vermögensbesitzes bezw. 
der hierdurch gesteigerten Leistungsfähigkeit ange- 


messen zum Ausdruck bringen; hierzu aber sind die 
bestehenden Ertragssteuern schon aus dem Grunde 
unbrauchbar, weil jene gesteigerte Leistungsfähigkeit 
nur insoweit besteht, als nicht fundirtes Einkommen 
oder Vermögensbesitz durch Schuldzinsen oder 
Schulden aufgewogen werden, ein Moment, das sich 
in jener Steuer, da die Schulden vielfach sich nicht 
auf bestimmte Objekte beziehen, nicht zum Ausdruck 
bringen lässt. Um der Einkommensteuer in der be- 
zeichneten Richtung eine Ergänzung zu geben, be- 
darf es daher anderer Besteuerungsformen, welche, 
da sie ebenfalls die verschiedenen Arten der Ertrags- 
objekte in Anspruch nehmen müssten, mit jenen be- 
stehenden Ertragssteuern in missliche Konkurrenz 
treten und durch ihren Hinzutritt das gesammte 
Steuerwesen kompliziren würden. Im Interesse des 
weiteren Ausbaues der Einkommensteuer ist daher 
das Ausscheiden jener älteren Ertragssteuern aus dem 
Bereich der Staatsbesteuerung allerdings wünschens- 
werth. 

Wenninderneueren Finanzwissenschaft eine gewisse 
Einmüthigkeit dahin erreicht worden ist, dass im Be- 
reich der Staatsbesteuerung das Maass der Inanspruch- 
nahme des Einzelnen sich im Wesentlichen nach der 
Leistungsfähigkeit richten müsse, so besteht doch 
die gleiche Forderung nicht in gleicher Allgemeinheit 
betreffs des Steuerwesens der Gemeinden und Kom- 
munalverbände: hier ist der Zusammenhang zwischen 
den administrativen Aufgaben und der Förderung 
der Interessen der Individuen oder gewisser Klassen 
derselben häufig ein nachweisbarer und ein solcher, 
dass derselbe sich in der Erhöhung des Nutzungs- 
oder Verkaufswerthes gewisser Objekte verkörpert. 
Das verwerfende Urtheil, das die Wissenschaft 
über Ertragssteuern nach dem Interesse für die 
Staatsbesteuerung gefällt hat, gilt daher nicht für 
die kommunale Besteuerung: im Gegentheile ist es 
für diese um so nothwendiger, das Gebiet der ge- 
dachten Steuern auszubauen, als die ausschliessliche 
Basirung der Kommunalbesteuerung auf Personal- 
steuern dieselbe auf einen um so schwankenderen 
Boden stellen würde, einen je engeren Kreis von Per- 
sonen die betreffenden Verbände umfassen. Schon 
dieses Momentbedingteine Auseinandersetzung zwischen 
Staats- und Kommunalbesteuerung auf neuen Grund- 
lagen. Die Nothwendigkeit einer solchen folgt auch 
aus dem allgemeinen Entwickelungsgange. Die Gesetz- 
gebung von 1820 konnte die Staatsbesteuerung noch 
als ein gewissermassen abgeschlossenes, einer Rück- 
wirkung von Seiten der Kommunalbesteuerung nur 
wenig zugängliches Gebiet betrachten: Aufgaben 
und Mittelbeschaffung der Gemeinden bewegten sich 
in hergebrachten, einfachen und ständigen Verhält- 
nissen, so dass ein Hinübergreifen auf die Steuer- 
quellen des Staats selten nöthig war. Aber das hat 
sich, zumal seit der Mitte des Jahrhunderts, durch 
die gewaltige Ausdehnung des kommunalen Wirkungs- 
kreises und die Erweiterung der kommunalen Organi- 
sation durch Einschiebung der grossen Selbst- 
verwaltungskörper, gänzlich geändert, so dass auch 
eine entsprechende Aenderung des beiderseitigen Be- 
theiligungsverhältnisses an den Steuerquellen unab- 
weisbar geworden ist. 

In den Forderungen: Ergänzung der Einkommen- 
steuer durch stärkere Heranziehuug des fundirten 
Einkommens oder des Vermögensbesitzes und Aus- 
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einandersetzung zwischen Staats- und Gemeindebe- 
steuerung hinsichtlich ihrer Betheiligung an den Steuer- 
quellen sind daher die berechtigten Zielpunkte der 
Reform gegeben. So einfach sich die Durchführung 
gestalten würde, wenn dieselbe sich auf unbebautem 
Terrain vollzöge, so sehr komplizirt sich die Aufgabe 
dadurch, dass sie Einrichtungen vorfindet, welche ver- 
möge langjährigen Bestehens in die Gewöhnungen 
und das Rechtsbewusstsein der Bevölkerung überge- 
gangen sind und ihren Vorausberechnungen als Basis 
gedient haben. Der Werth der vorgeschlagenen Um- 
gestaltung bemisst sich daher vor Allem auch durch 
das Maas, in welchem eine glückliche Ueberleitung 
der bestehenden in die neuen Formen als gesichert 
betrachtet werden kann. 


Polizeiliche Beaufsichtigung der Mieth- 
wohnungen und Schlafstätten in Hessen. 
Von Regierungsrath Dr. Zeller in Darmstadt. 


Von den deutschen Staaten hat bisher nur Baden 
eine gesetzliche Regelung der polizeilichen Aufsicht 
über das Wohnungswesen getroffen. Die Verordnung 
vom 27. Juni 1874 räumt den Bezirksräthen eine Reihe 
von Befugnissen ein. Sie können eine Untersuchung 
ungesunder Wohnungen durch den Ortsgesundheits- 
rath oder besondere Kommissionen veranlassen, An- 
ordnungen zur Abhülfe vorhandener Missstände treffen 
und, wenn deren Beseitigung nicht möglich ist oder 
unterlassen wird, die Weitervermiethung der be- 
treffenden Wohnungen untersagen. Gastwirthen und 
Vermiethern von Schlafstellen kann das Bezirksamt 
vorschreiben, wie viele Personen sie äussersten Falls 
zur nächtlichen Beherbergung in den einzelnen Räum- 
lichkeiten aufnehmen dürfen. In Preussen bestehen in 
den grösseren Industriestädten Anordnungen insbe- 
sondere über das Schlafgängerwesen; doch handelt 
es sich hierbei nur um ein zusammenhangloses Vor- 
gehen der Verwaltungsbehörden. Zu einem auf gesetz- 
licher Grundlage beruhenden, einheitlichen Eingreifen 
des Staates ist es bis jetzt nicht gekommen, obwohl 
die Frage im J. 1891 lebhaft besprochen wurde. 

Angeregt durch eine Interpellation des Abgeord- 
neten Kommerzienrath Reinhard-Worms hat inzwischen 
die hessische Regierung, in der Annahme, dass für 
ein Vorgehen der Reichsgesetzgebung, wie es der 
Verein für Sozialpolitik und der Deutsche Verein für 
öffentliche Gesundheitspflege lebhaft befürworten, vor- 
läufig wenig Aussicht vorhanden ist, Ermittelungen 
darüber angeordnet, ob für Hessen ein Bedürfniss nach 
Erlass gesetzlicher Bestimmungen vorliege. Die summa- 
rischen Erhebungen der Verwaltungsbehörden er- 
streckten sich auf die Beschaffenheit der Arbeiter- 
wohnungen, die Benutzung ungesunder und unzu- 
reichender Räume zu Wohnzwecken, auf die Be- 
strebungen zur Verbesserung der bestehenden Zustände 
seitens Privater, Gesellschaften und Vereine, sowie 
auf Anzahl und Zustand der Logirhäuser und Schlaf- 
stellen. Sie führten zu dem Ergebniss, dass die 
Wohnungsverhältnisse der Arbeiter in Hessen zu einem 
sehr erheblichen Bruchtheil den im Interesse der Ge- 
sundheit zu stellenden Anforderungen nicht genügen, 
jedenfalls aber eine baldige Abhülfe geboten erscheine. 
Eine Reihe von Verwaltungsämtern schlug hierbei ein 


Vorgehen auf Grund der Art. 80 der Kreisordnung nnd 
Art. 56 der Städteordnung vor, welche die Möglich- 
keit des polizeilichen Einschreitens gegen gefahr- 
drohende und ordnungswidrige Zustände bieten; 
allein die Regierung erblickte hierin nur ein Mittel 
zur Beseitigung besonderer Nothstände in einzelnen 
Fällen, ohne davon eine allgemeine Besserung be- 
stehender ungünstiger Wohnungsverhältnisse zu er- 
warten. 

Schwierigkeiten bot die Wahl der zur Erreichung 
des Zweckes nöthigen Mittel, da es an einem Vorbilde 
für eine erspriessliche Gesetzgebung auf diesem Gebiete 
vollständig fehlte. Weder die erwähnte badische 
Ministerialverordnung, noch auch die ausländische Ge- 
setzgebung, insb. Englands und Frankreichs, konnten 
hierfür in Betracht kommen. Der Entwurf zu einem 
Reichsgesetz über das Wohnungswesen, den der 
Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege unter 
wesentlichster Antheilnahme des jetzigen Finanzmi- 
nisters Dr. Miquel ausgearbeitet hat, setzt sich bekannt- 
lich aus einem civilrechtlichen und einem öffentlich 
rechtlichen Theil zusammen. Der Entwurfaber, welchen 
die hessische Regierung den dortigen Landständen 
vorgelegt hat, geht von der Ansicht aus, dass das 
privatrechtliche Gebiet der Gesetzgebung des Reiches 
gebühre, er enthält mithin nur öffentlich rechtliche 
Bestimmungen, und ferner bezieht er sich auch nur 
auf Miethwohnungen. Sein wesentlicher Inhalt ist kurz 
folgender. 


Zur Durchführung einer wirksamen Kontrole der | 
Miethwohnungen erhalten die staatlichen Gesundheits- | 
beamten und die Ortspolizeibehörden die Befugniss, | 


Miethwohnungen und die als Schlafstellen gegen Ent- 
gelt zu benutzenden Räume darauf hin zu untersuchen, 
ob aus ihrer Benutzung zum Wohnen oder Schlafen 
Nachtheile für die Gesundheit oder für die Sittlichkeit 


zu besorgen sind. Diese Befugniss ist weiter auch auf 


die Schlafräume, welche die Arbeitgeber ihren Ar- 


beitern, Lehrlingen, Gesellen oder Dientboten über- | 


lassen, ausgedehnt. In grösseren Städten wird sich 
wohl die Nothwendigkeit herausstellen, mit der Woh- 
nungsinspektion einen besonderen Beamten zu betrauen; 
auch könnte das Bedürfnisshervortreten, jene Funktionen 
in andere Hände als die der Ortspolizeibeamten oder 
eines gesetzlichen Vertreters zu legen. Sodann müssen 
in allen Gemeinden von mindestens 5000 Einwohnern 
alle neu zur Vermietbung kommenden Wohnungen 
polizeilich gemeldet werden, wenn sie einschliesslich 
der Küche aus weniger als 4 Räumen bestehen, oder 
wenn sie im Kellergeschoss liegen, bzw. nicht unter- 
kellerte Räume enthalten, deren Fussboden nicht 
mindestens 0,25 m über der Erde liegt, oder wenn 
unmittelbar unter dem Dach befindliche Räume zum 
Wohnen dienen sollen. Die Anzeige muss über be- 
stimmte Verhältnisse (Lage des Hauses, der Wohnung, 
Anzahl der Räume, deren Lage sowie Breite und 
Höhe, den Beruf des Miethers und die Zahl der zur 
Hausgemeinschaft gehörenden Personen) Auskunft 
geben. Vermiether möblirter Wohnungen sind von der 
Anzeige befreit, wenn der Miethpreis’ für das Zimmer 
den Betrag von 8 Mk. monatlich überschreitet. Die 
Anzeigepflicht kann durch Polizeiverordnung auch auf 
Gemeinden mit weniger als 5000 Einwohnern ausge- 
dehnt werden. Entsprechend den grösseren Gefahren 
für Gesundheit und Sittlichkeit, welche mit dem 
Schlafstellenwesen verbunden sind, ist hier eine poli- 
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zeiliche Ueberwachung in viel höherem Masse er- 
forderlich. Daher wird für Schlafstellen die Anzeige- 
pflicht allgemein — unabhängig von der Einwohnerzahl 
der Gemeinden — vorgeschrieben. Die Anzeigen sind 
zwei Wochen, bei Schlafstellen eine Woche vor der 
beginnenden Benutzung der betreffenden Räume zu 
erstatten. Es soll hierdurch die Verwendung unge- 
eigneter Räume zum Wohnen schon von vornherein 
gehindert werden können, andererseits auch eine voll- 
ständige Uebersicht über die kleinen Wohnungen und 
Schlafstellen ermöglicht werden. Durch die auf Grund 
dieser Anzeige zu vollziehenden Einträge wird all- 
mählich ein vollständiges Kataster über die kleinen 
Wohnungen und Schlafstellen mit den für eine Statistik 
auf diesem Gebiete wichtigsten Angaben geschaffen. 
Zur Vervollständigung dieses Katasters und um der 
Polizeibehörde Anhaltspunkte zum Einschreiten zu 
geben, wird die weitere Vorschrift vorgeschlagen, 
dass bei jeder Veränderung in der Person des Ver- 
miethers oder in der Zahl der gesondert, in anderer 
Weise als bisher, zur Vermiethung gelangenden Räume, 
und bei jeder Aenderung in der Person des Miethers, 
binnen bestimmter Frist Anzeige bei der Ortspolizei- 
behörde zu machen ist. Aus dem hierdurch er- 
mittelten Materiale lässt sich dann beurtheilen, ob 
die Anzahl der überhaupt in eine bestimmte Wohnung 
aufgenommenen Personen, sowie der Personenstand 
der zur Haushaltung, nicht aber zur Familie, gehörigen 
Personen Gefahren für Gesundheit oder Sittlichkeit be- 
sorgen lässt. Die Polizeibehörde kann, innerhalb zweier 
Wochen nach gemachter Anzeige der beabsichtigten 
Benutzung durch einen mit Gründen versehenen Be- 
schluss das Vermiethen von Wohnungen wegen Ge- 
sundheitsschädlichkeit entweder ganz untersagen, oder 
sie von der Beseitigung bestimmter, die Gesundheit 
gefährdender Ursachen abhängig machen. Das Ver- 
miethen von Schlafstellen kann von der Polizeibehörde 
auch dann jederzeit untersagt werden, wenn That- 
sachen in der Person des Schlafstellenvermiethers 
oder seiner Angehörigen vorliegen, welche die An- 
nahme rechtfertigen, dass die Aufnahme von Schläfern 


| zu Unsittlichkeiten führen werde. Diese Bestimmungen 


betreffen nicht die Gefahren, welche die Ueberfüllung 
einer Wohnung für die Gesundheit mit sich bringt. 
Um auch hier allmählig Abhülfe zu schaffen, lässt 
der Gesetzentwurf zu, durch Polizeiverordnung für 
Miethwohnungen überhaupt, Arbeiterschlafstellen u. 
s. w. ein Mindestmass von Luftraum für jede Person 
vorzuschreiben. Bei Zuwiderhandlungen tritt Strafe 
ein und ist die Wohnung binnen festzusetzender Frist 
zu räumen. Die Motive des Gesetzentwurfs gehen 
davon aus, dass bei Miethwohnungen das Minimal- 
Erforderniss an Luftraum nicht unter 10 Kubikmeter 
für jede erwachsene Person und 5 Kubikmeter für 
jedes Kind unter 10 Jahren zu bemessen, unter diese 
Zahlen aber selbst fir den Anfang nur bei ganz 
besonderen Verhältnissen herunter zu gehen sei. Für 
Schlafstellen muss ein Mindestluftraum, und zwar 
mindestens 10 Kubikmeter pro Person, festgesetzt 
werden. Die für jede Schlafstelle von der Polizeibe- 
hörde festgesetzte Zahl der Schläfer ist in dauerhafter 
Weise an der Eingangsthüre anzuschlagen. Ausserdem 
können Polizeiverordnungen für den Kreis oder eine 
einzelne Gemeinde ein Mindestmass von sonstigen 
Anforderungen für Schlafstellen festsetzen. Wird bei 
versagter Erlaubniss eine Wohnung (Schlafstelle) be- 


zogen, so kann die Polizeibehörde sofortige Ausweisung 
der aufgenommenen Personen verfügen. Der Ver- 
miether hat überdies den dem Miether durch die 
Räumung entstehenden Schaden zu ersetzen. Diese 
Ersatzpflicht wird selbst dadurch nicht ausgeschlossen, 
dass der Miethervon dem Vermiethungsverbot Kenntniss 
hatte. Es rechtfertigt sich dies durch die Nothlage, 


in welcher sich oftmals Miether befinden und durch | 
die Rücksicht, dass dem polizeilichen Verbot aufjede | 


zulässige Weise Nachdruck verschafft werden muss. 
Auch bezüglich der bereits bei Inkrafttreten des Ge- 
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setzes vermietheten Wohnungen und Schlafstellen soll | 


die spezielle Anzeige erstattet werden und eventuelle 
Räumung, jedoch dann in Fristen von vier Wochen 
bis zu drei Jahren, verlangt werden können. Ueber 
Beschwerden gegen Verfügungen der Polizeibehörden, 
welche die Benutzung einer Wohnung (Schlafstelle) 
untersagen, entscheiden die Verwaltungsgerichte (Kreis- 
ausschuss in erster, Provinzial-Ausschuss in zweiter 
Instanz). Eine Reihe von Strafbestimmungen soll die 
Erstattung richtiger Anzeigen, das Abwarten der Ein- 
spruchsfristen sichern und Vermiethungen bzw. Auf- 
nahme von Schläfern der versagten Erlaubniss zuwider 
verhüten. Ausser Bestrafung hat in den hierzu ge- 
eigneten Fällen die Ausweisung des Miethers, bzw. 
Schliessung des Schlafstellenraumes zu erfolgen, es 
wäre denn, dass die dem Vermiether auferlegten Be- 
dingungen nachträglich noch, ohne Räumung der 
Wohnung, erfüllt werden können. 

Die hessische Regierung hofft mit den Be- 
stimmungen des Gesetzentwurfes, welcher am 1. April 
1893 in Kraft treten soll, für die nächsten Jahrzehnte 
die Mittel zur durchgreifenden Verbesserung der 
Wohnungsverhältnisse der ärmeren Volksklassen in 
der Hand zu haben. Gleichzeitig erwartet man, dass 
die Privatthätigkeit die Herstellung kleinerer, den ge- 
sundheitlichen Anforderungen entsprechender Wohn- 
ungen aufnehmen wird, wenn durch die Wirkungen 
des Gesetzes die bestehende Konkurrenz ungesunder 
Wohnräume und das dichte Zusammenwohnen in unzu- 
reichenden Wohnungen beseitigt ist. 


Die Speisung armer Schulkinder. 


Q Es ist bedauerlich, dass die besser gestellten 
Klassen so selten aus eigener Anschauung die Lage der 
ärmeren Bevölkerung kennen lernen, ja oft jede Berührung 
mit derselben meiden. Wäre es anders, sähen sie sich 
wenigstens in den Schulen um, die von den Kindern 
jener Volkskreise besucht werden, so unterbliebe sicher 
nicht so häufig das Allernothwendigste, und das, was unter- 
nommen wird, ob es nun von Behörden oder Privaten 


ausgeht, wäre nicht so selten den Bedürfnissen und Ver- | 


hältnissen angepasst. 

Wer sich um das Loos der Kinder der Volksschulen 
kümmert, muss die Wahrnehmung machen, dass es einem 
beträchtlichen Theil dieser Kinder an Kleidung, Lehr- 
mitteln, an Nahrung, erträglicher Wohnung, Aufsicht und 
guter häuslicher Umgebung fehlt, dass es also an allem 
gebricht, was dazu gehört, um aus ihnen gesunde, kräftige 
und rechtdenkende Menschen zu machen; und wenn diese 
traurige Erkenntniss allgemeiner würde, so nähmen Aus- 
brüche pathetischer Entrüstung über die Verrohung der 
jungen Leute häufig eine andere Richtung. Natürlich ist 


die Thatsache, dass es an so vielem gebricht, an manchen 
Orten durchgesickert, und so manche Veranstaltung, das 
eine oder andere Uebel zu bekämpfen, ist ins Leben ge- 
treten. Aber die eine weiss kaum etwas von der andern; 
man hört selten von den Erfahrungen, die an anderen 
Orten gemacht sind, und es haben sich denn auch kaum 
einheitliche Grundsätze herausgebildet. 

So hat die Wahrnehmung, dass Kinder hungernd zur 
Schule kommen und sich mit einem ärmlichen Stück Brod 
den Tag über begnügen müssen, da wo sie an die Oeffent- 


ı lichkeit kam, zur Begründung von gemeinnützigen Ein- 


richtungen zur Beköstigung solcher Kinder geführt; aber 
jene Wahrnehmung ist an vielen Orten überhaupt noch 
nicht durchgedrungen, und da, wo Einrichtungen geschaffen 
sind, tragen diese häufig den spasmodischen Charakter, 
der der privaten Wohlthätigkeit fast überall eigenthümlich 
ist. Es fehlt zur richtigen Durchführung an gründlicher 
Kenntniss der Verhältnisse und vor allen Dingen an Arbeits- 
kräften. Auch ist man an manchen Orten bisher nicht 
recht vorangekommen, weil ein, allerdings wenig begrün- 
deter, Widerstand gegen Hergabe von Schulgebäuden zu 
den gedachten Zwecken lähmend wirkte. Die Frage, ob 
Schulspeisung Sache der Schule oder der sozialen Für- 
sorge ist, mag auch manchmal mitgespielt haben, Eines- 
theils hat der Standpunkt eine gewisse logische Berech- 
tigung, dass die Schulverwaltung für die Konsequenzen 
des Schulzwangs wenigstens bezüglich der Lehrmittel und 
Speisung solcher armer Kinder aufzukommen hat, die von 


| Haus aus nicht damit versehen werden können. Fasst man 


dagegen die Schulspeisung als eine Sache der öffentlichen 
oder privaten Fürsorge auf, dann ist es Sache von Armen- 
behörden oder Kreisen, die Speisung nach den Grund- 
sätzen der Armenpflege zu führen und zu vermeiden, dass 
es den Anschein hat, als geschehe sie von Schulwegen. 
In dem einen und dem anderen Fall ist es aber zweifels- 
ohne Aufgabe der Schulbehörde, die Räumlichkeiten für 
Schulspeisungen zu stellen. Ebenso muss in dem einen 
oder dem anderen Falle darauf Bedacht genommen wer- 
den, dass nur solche Kinder an der Speisung theilnehmen, 
bei denen die Nothwendigkeit nachgewiesen ist, und dass 
nicht über den Rahmen der Ernährungsweise der sonstigen 


| Arbeiterbevölkerung hinausgegangen wird, weil es nicht 


richtig wäre, dass derjenige, der aus öffentlichen und 
privaten Mitteln unterstützt wird, besser leben soll, als 


der, der sich selbst ernährt. Es haben sich aber auch da, 


wo man die Sache als Armenpflege auffasste, wo man 
sich also dem Bestehenden von vornherein anzupassen be- 
müht war, sobald es an die Ausführung ging, manche 
Schwierigkeiten eingestellt. Nur wenige Behörden oder 
Armen-Vereine sind so organisirt, dass sie kurzer Hand 
auf Grund eines Einblicks in die häuslichen Verhältnisse 
zuverlässige Auskunft geben könnten. Die Lehrer dagegen, 
die ebenfalls die Kinder nicht in ihrer Häuslichkeit auf- 
suchen, befinden sich in einer schwierigen Lage, wenn 
es sich darum handelt, die richtige Auswahl zu treffen, 
und lassen gar zu leicht, ihren Berufsgewohnheiten ent- 
sprechend, pädagogische Rücksichten vorwalten. Nun 
ziehen aber falsch angebrachte Unterstützungen, auch 
wenn sie nicht obligatorisch sind, eine unnatürliche Ver- 
ringerung der Verpflichtungen der Eltern gegen ihre Kinder 
leicht nach sich; sie dienen zur Aufbesserung ungenügen- 
der Arbeitslöhne auch da, wo diese bei richtiger Einsicht 
der Arbeitgeber besser sein könnten. Andererseits darf 
es bei der Frage der Zulassung zur Beköstigung nicht 
darauf ankommen, ob ein Kind faul, dumm oder un- 
artig ist. 


Durch gute Ueberwachung und richtige Instruktion 
lässt sich indessen. auch über schwierige Verhältnisse und 
über manche Fehlgriffe hinwegkommen; diese dürfen keinen 
Grund bieten, die Speisung der bedauernswerthen Kinder 
überhaupt zu unterlassen, die ohne genügende Nahrung 
in die Schule kommen. Auf ängstliche Bedenken, die bei 
solchen Veranlassungen stets wieder auftauchen und die 
dahin gehen, dass es nicht recht ist, wenn das Kind 
nicht im elterlichen Haus das Mittagsmahl verzehrt, dass 
die Familie der Ort ist, in dem das Kind leben soll, gebe 
man dabei nicht allzu viel, weil sie leider nur in der Theorie 
richtig sind. *) 


Notizen. 


Armenpflege. 


Armenpflege und Arbeiterwanderungen in 
Oberschlesien. Der neueste Verwaltungsbericht der Stadt 
Beuthen i. O.-S. (für die Jahre 1887/88 bis 1889/90) enthält 
folgende auffallende Notiz: „Die Ausübung der öffentlichen 
Armenpflege in unserer im Mittelpunkte eines grossen In- 
dustriebezirkes gelegenen Stadt ist ein besonders wichtiger 
Zweig der städtischen Verwaltung. Als naturgemässer Sammel- 
ort desjenigen Gesindels, welches jede Industriegegend be- 
herbergt, sowie von brotlosen Arbeitern und solchen Arbeiter- 
Familien, deren Ernährer erwerbsunfähig geworden sind und 
die in den umliegenden Landgemeinden einer in denselben be- 
liebten Praxis zufolge keine Wohnung bekommen, ist es Auf- 
gabe der Behörde, die öffentliche Armenpflege mit besonderer 
Sorgfalt zu handhaben, um die Stadt vor empfindlichen Nach- 
theilen zu bewahren. Leider bietet das Gesetz vom 1. No- 
vember 1867 über die Freizügigkeit nach den gemachten Er- 
fahrungen keine ausreichende Handhabe zur Abwehr dieser 
fluctuirenden Personen, denn von der im $ 4 vorbehaltenen 
Ausweisung derselben kann nur in den seltensten Fällen Ge- 
brauch gemacht werden, da der grösste Theil dieser Leute 
im Freien, in Ställen und Schuppen nächtigt und gar nicht 
zur polizeilichen Anmeldung gelangt.“ 

Asyle für Obdachlose in Köln. Die Arbeits- 
losigkeit, die im Winter 1891/92 in Köln (wie in anderen 
deutschen Grossstädten) herrschte, ist auf die Frequenz der 
dort bestehenden Asyle für Obdachlose von sehr bedeutendem 
Einfluss gewesen; denn während im Jahre 1889/90 nur 516 Per- 
sonen in 3208 Nächten, 1890/91 nur 500 Personen in 3481 
Nächten aufgenommen worden waren, stieg deren Zahl im 
Jahre 1891/92 auf 858 Personen und 7617 Verpflegungsnächte. 

Q, Bearbeitung der Armenakten von Städten 
und Vereinen. Wer Armenunterstützung gewährt und dabei 
versäumt, jeden Fall genau zu prüfen, sündigt gegen die Re- 
geln der Vernunft. Zur Untersuchung gehört guter Wille, Zeit 
und Verständniss. Da es hieran Privatleuten und leider auch 
Vereinen und Stiftungen häufig gebricht, so sind im Laufe der 
Jahre in den meisten grossen Städten Organisationen (Armen- 
vereine u. dergl.) entstanden mit der Absicht, das Almosen- 
geben zu zentralisiren. Diesen erwuchs zunächst die Aufgabe, 
genaue Erkundigungen über die einzelnen Unterstützungsuchen- 
den mit bestimmten, sich wiederholenden Fragen einzuziehen 
und die Auskünfte bezw. die ausgefüllten Fragebogen so zu 
ordnen, dass sie bei jeder Gelegenheit zur Hand sind. Sie ver- 
fügen daher über ein bedeutendes Aktenmaterial. Ausserdem 
befinden sich selbstverständlich auch sehr umfangreiche Per- 
sonalakten über Unterstützungsuchende bei den städtischen 
Armenbehörden. Es fragt sich nun, ob eine regelmässige sta- 
tistische Bearbeitung solcher Akten und die Veröffentlichung 
der Resultate nicht sehr geeignet wäre, über so manche wich- 
tige Punkte Klarheit zu bringen, über die man heute so gut 
wie gar nicht orientirt ist und bezüglich deren die wider- 
sprechendsten Ansichten, meistentheils ohne genügende Unter- 
lage, zu Tage treten (Zeitpunkt des Zuzugs in die Stadt, so- 
weit es sich nicht um Eingeborene handelt, Gründe des Zu- 
zugs bezw. Art der Beschäftigung nach der Uebersiedlung und 
Länge des Aufenthalts bis zum Eintritt der Unterstützungs- 


*) Einige Notizen über grössere Einrichtungen auf diesem 
Gebiete folgen in den nächsten Nummern. Redaction. 
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bedürftigkeit). Die Ursachen der Verarmung könnten auf Grund 
dieser und der sonstigen üblichen Fragen im grossen Ganzen 
ziemlich genau festgestellt werden. So mancher wichtige Schluss 
liesse sich hieraus für die Unterstützungsweise und die vor- 
beugende Armenpflege ziehen. 

Uebergang von Familien- zurAnstaltspflegein 
Nordhausen i. Th. Während anderwärts die Familienpflege 
immer mehr die Anstaltspflege verdrängt, weil sie nicht bloss 
der elterlichen Erziehung weit ähnlicher ist, sondern sich 
namentlich für die mit der Erziehungsfürsorge belasteten 
öffentlichen Verwaltungen erheblich billiger stellt, beabsichtigt 
die städtische Armenpflege in Nordhausen i. Th. von den 
städtischen Pflegekindern zunächst eine grössere Anzahl von 
Mädchen aus der Privatpflege herauszunehmen und unter der 
städtischen Diakonissin in einer Art Erziehungsanstalt zu ver- 
einigen. Man erwartet dabei, dass dieselben Pflegegelder, die 
man bisher zahlte, auch künftighin zum Unterhalt ausreichen 
werden, was freilich den bisherigen Erfahrungen wider- 
spricht. Jedenfalls dürfte der Versuch mit Interesse zu ver- 
folgen sein. 

Streben nach Zentralisation der Armenpflege 
in Breslau. In vielen grösseren Städten strebt man gegen- 
wärtig danach, die private und öffentliche Fürsorge mit ein- 
einander in Einklang zu bringen. Es ist das ein schwieriges 
Problem, zu dessen Durchführung vor allem nöthig ist, die 
Kräfte kennen zu lernen, die in der Armenpflege thätig sind. 
Wie in Frankfurt a. M., so hat man auch in Breslau eingesehen, 
wie viel schon damit gewonnen ist, wenn man die vorhandenen 
Armen- und Wohlthätigkeitsanstalten nachweist. Dieser Auf- 
gabe hat sich der Direktor des städtischen statistischen Amtes 
zu Breslau, Dr. M. Neefe, in seiner Brochüre: „Armen- und 
Wohlthätigkeits-Anstalten in Breslau“ (Verlag von E. Morgen- 
stern, 1891) unterzogen. Im Vorworte sagt er u. a.: „Die 
öffentliche Armenpflege verursacht den Gemeindeverwaltungen 
bekanntlich viel Mühe und grosse finanzielle Aufwendungen, 
obwohl eine weitverzweigte Privat-Wohlthätigkeitspflege neben 
ihr einhergeht. Eine wesentliche Entlastung der Armenver- 
waltung und gleichzeitig eine vollständigere Lösung ihrer Auf- 
gaben würde erreicht werden, wenn sie in engerer Fühlung 
mit der privaten Wohlthätigkeit arbeiten könnte.“ ... „Auch 
unter sich stehen die verschiedenen Wohlthätigkeits-Anstalten 
und -Vereine zumeist in keiner Verbindung und sind über ihre 
Bestrebungen gegenseitig nicht unterrichtet. Das vorliegende 
Büchlein, welches in gedrängter Uebersicht die hiesigen Armen- 
und Wohlthätigkeits-Anstalten nachweist, und die Ziele und 
Bedingungen angiebt, unter welchen sie den Bedürftigen zu- 
gänglich sind, will der Armenverwaltung und den Wohlthätig- 
keits-Vereinen die gegenseitige Kenntnissnahme erleichtern 
und so ermöglichen, dass dem Hilfsbedürftigen in jedem ein- 
zelnen Falle der seinen Bedürfnissen, seinem körperlichen oder 
geistigen Zustande, seinen Leiden, seiner Beschäftigung oder 
Berufsvorbildung angemessene Weg zur Hilfe gewiesen und 
event. der Verarmung vorgebeugt werden kann.“ Wie wir 
weiter erfahren, ist in Breslau mit mehreren Vereinen ein Ab- 
kommen getroffen, wonach über alle von ihnen gewährten 
Unterstützungen an die Armendirektion Mittheilung gemacht 
wird. Im Armenbureau Ia befindet sich eine Registerstelle 
(sog. Zentralauskunftsstelle) über die aus Öffentlichen Mitteln 
unterstützten Armen. In das dort sich sammelnde Material 
werden die Berichte der Privaten und Wohlthätigkeitsanstalten 
eingereiht. Die Personalien werden auf Individualzählkarten 
vermerkt und diese alphabetisch geordnet, sodass jederzeit 
über die bereits Unterstützten leicht Auskunft erhältlich ist. 
Wir sehen in dieser Einrichtung den Keim einer künftigen 
Zentralisation der Armenpflege in Breslau und zweifeln nicht, 
dass er sich kräftig entwickeln wird. 


Wohlthätigkeit. 


Beköstigung armer Schulkinder in Wien. Der 
„Zentralverein zur Beköstigung armer Schulkinder in Wien“ 
hielt im Dezember v. Js. seine fünfte ordentliche Generalver- 
sammlung ab. Nach dem Berichte über die Thätigkeit im ab- 
gelaufenen Vereinsjahre hat der Verein 4346 Kinder während 
der Zeit vom 16. November 1891 bis 31. März 1892 beköstigt, 
und betrugen im fünften Vereinsjahre die Gesammteinnahmen 
einschliesslich des anfänglichen Kasserestes 39 931 fl. 24!/a kr., 
die Ausgaben 26 352 fl. 66 kr., so dass am Schlusse des Vereins- 
jahres (30. Sept. 1892) ein Kassestand von 13578 fl. 581!/a kr. 
vorhanden war. Im Jahre 1891/92 wurden aus sämmtlichen 
19 Bezirken 11244 Kinder zur Ausspeisung angemeldet; mit 
Rücksicht auf die Mittel musste jedoch die Zahl der auszu-- 


speisenden Kinder auf 4346 beschränkt werden. Die Ansprüche 
an den Verein steigern sich von Jahr zu Jahr, während die 
Zunahme der Einnahmen mit dieser Steigerung nicht gleichen 
Schritt hält. 


Schulwesen. 


Schulbäder in Deutschland. Die städtischen Kol- 
legien von Osnabrück beschlossen nach dem soeben er- 
schienenen städtischen Verwaltungsbericht für 1891/92 im 
Berichtsjahre, versuchsweise nach Göttinger Muster Schul- 
Brausebäder in einer Volksschule einzurichten. Die Anlage 
kostete 1337 Mk. 91 Pf. und hat sich aufs beste bewährt. Im 
Jahre 1892 ist deshalb eine zweite Volksschule mit der Ein- 
richtung versehen worden. Die Bäder befinden sich in einem 
hellen Raume des Kellergeschosses. Handtücher und Seife 
werden von den Kindern mitgebracht. Dieselben werden von 
dem Schulwärter bezw. dessen Frau beaufsichtigt. Wöchent- 
lich badet jede Klasse einmal, gewöhnlich während der Schreib- 
oder Rechenstunde. In Abtheilungen von 16—20 Köpfen be- 
geben sich die Kinder leise nach dem Bad und kehren nach 
etwa 20 Minuten zurück. Die Benutzung ist eine freiwillige; 
die Zahl der Theilnehmer beträgt in den oberen Klassen 
80—90 Prozent der Schüler, in den unteren weniger, weil hier 
noch ein gewisses Vorurtheil der Eltern zu besiegen ist. Der 
Bericht schliesst mit den Worten: „Der Einfluss der Bäder 
auf die Reinlichkeit, Gesundheit und Frische der Kinder ist ein 
entschieden günstiger und überwiegt weit die unvermeidlichen 
kleinen Störungen, welche der Unterricht erleidet. Der erzieh- 
liche Einfluss ist um so höher anzuschlagen, als gerade in 
Bezug auf Reinlichkeit die Volksschule die Wirksamkeit des 
Hauses ergänzen und nicht selten sogar völlig ersetzen muss.“ 
— In Frankfurt a. M. bestehen Brausebäder seit Ostern 1888 
in zwei Volksschulen. Nach dem neuesten Verwaltungsbericht 
über städtische Angelegenheiten für 1891/92 wurden in diesem 
Jahre zusammen 25487 Brausebäder an Knaben und Mädchen 
abgegeben d. s. 86 Prozent der Schüler der an den Badetagen 
zum Baden herangezogenen Klassen. Die Einrichtung befindet 
sich ebenfalls im Keller, Beaufsichtigungsorgane sind die Lehrer, 
die Kinder baden in Gruppen von 15 Köpfen, ebenfalls wäh- 
rend des Unterrichts. — In Cassel hat sich nach dem Ver- 
waltungsbericht für 1889/90 die Einrichtung in zwei Volks- 
schulen „gut bewährt“; es betheiligten sich etwa 70 Prozent 
der Schüler. — Aus dem 1890 erschienenen VIII. Bericht über 
die Gemeindeangelegenheiten der Stadt Würzburg ergibt 
sich. dass dort in einem neuen Schulhause eine eigene Schulbade- 


anstalt errichtet wurde, für welche eine Badeordnung erlassen | 


ist, die im fraglichen Bericht Seite 159 ff. mitgetheilt wird. 
Danach scheint dort das Baden obligatorisch zu sein; jedes 
Schulkind badet alle 14 Tage einmal, zusammen mit ll anderen 
Kindern. Handtuch und Badehose sind mitzubringen, werden 
aber Unbemittelten auch unentgeltlich geliefert. Es ist ein be- 
sonderer Bademeister vorhanden. Die Badezeit wird alljährlich 


im Stundenplan festgestellt. Im Uebrigen haben unseres Wissens 


noch die Städte Göttingen, Magdeburg, Karlsruhe, 
Mainz und Weimar Schulbäder eingerichtet; aus diesen 
Gemeinden liegen uns jedoch neuere Angaben nicht vor. 


Gesundheitswesen. 


f. Zweites Volksbrausebadin Braunschweig. 
Sicherem Vernehmen nach beabsichtigt der Braunschweiger 
Verein für das Wohl der arbeitenden Klassen in nächster Zeit 
die Errichtung eines zweiten Volksbrausebades im Norden der 
Stadt in Angriff zu nehmen. Das erste von ihm im Sommer 
1890 eröffnete Bad, das im Südwesten der Stadt liegt und zu 
dem die Landesregierung 10000 M., der Verein 6000 M. und 
die Stadt den Rest der 27600 M. betragenden Baukosten’ neben 
freier Hergabe des Bauplatzes beigesteuert haben, hat sich bis- 
lang eines lebhaften Zuspruchs zu erfreuen gehabt. An Brause- 
bädern, deren Preis einschliesslich Seife und Handtuch auf 
10 Pfg. festgestellt ist, wurden in den letzten 5 Monaten des 
Jahres 1890 rund 17500, im Jahre 1891 insgesammt 40 500 
ausgegeben. Die jährlichen Ausgaben der Anstalt stellten sich 
auf 5200 M. Der gute Erfolg, den das Unternehmen trotz der 
anfänglichen Gegnerschaft eines Theils der Arbeiterbevölkerung 
aufzuweisen hat, wird voraussichtlich auch bei der Begründung 
des zweiten Bades auf eine wohlwollende Stellungnahme der 
Regierung und der städtischen Behörden rechnen lassen. 

Klosetsteuer in Breslau. Der neueste Versuch 
auf dem Gebiete kommunaler Besteuerung ist die vom Magi- 
strat in Breslau beantragte Klosetsteuer. Von jedem Kloset 
sollen jährlich 18 Mk. Steuer erhoben werden, und zwar soll, 


wenn nur eine Miethspartei es benutzt, diese, andernfalls der | 
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Hauswirth zahlungspflichtig sein. Den Betrag der Steuer schätzt 
man auf mindestens eine halbe Million. Angesichts der schweren 
Bedenken, die mit vollem Recht gegen die Miethsteuern und 
gegen die französische Thür- und Fenstersteuer geltend ge- 
macht werden, erscheint es kaum begreiflich, wie eine der- 
artige Idee hat auftauchen können. Treffend bemerkt die 
„Breslauer Zeitung“, welcher wir obige Mittheilung entnehmen, 
dass eine solche Auflage richtig gebaute kleine Wohnungen 
mit eigenem Kloset ebenso belastete, als grosse. Und wo 
bleiben alle Grundsätze der städtischen Hygiene, wenn man 
eine Prämie darauf setzt, die Anlage von Klosets zu umgehen 
oder ihre Zahl auf ein Minimum zu beschränken? 


Städtisches Gewerbewesen. 


Wizchschaftliches Betriebe den stadtischen 
Armendeputation zu Köln. Die Kölner Armenverwaltung 
lässt, wie ihr neuester, übrigens musterhaft bearbeiteter Jahres- 
bericht für 1891/92 zeigt, die für die Bekleidung von Schulkindern 
und Handwerkslehrlingen erforderlichen Schuhe und Kleidungs- 
stücke auf Bestellung und eigene Rechnung unter Lieferung 
der Stoffe von Handwerkern anfertigen; ferner stellt sie in 
einer besonderen Kochanstalt Fleischbrühe für nicht im Spital 
verpflegte Kranke her (1891/92 = 7546 Portionen); namentlich 
aber unterhält sie für ihre eigenen Zwecke eine Bäckerei, 
eine Brauerei und eine Apotheke. Die Bäckerei beschäftigte 
im Berichtsjahr einen Meister und zwei Gesellen und lieferte 
37 962 Stück Roggenbrote und 66113 Stück Waizenbrote je zu 
2 Kilo, deren Selbstkostenpreis 37,39 bezw. 54,91 Pf. per Stück 
betrug. Die Brauerei produzirte 1889/90 — 2334 hl Bier zu 
10.26 Mk., 1890/91 = 2320 hl zu 11,56 Mk., 1891/92 2439,5 hl 
zu 10,58 Mk. Die Apotheke fertigte für städtische und sonstige 
Armenkrankenanstalten in den letzten 3 Jahren je 79732, 
bezw. 83810, bezw. 89761 Verordnungen, wodurch gegen- 
über der Medizinaltaxe ein Gewinn von 65650, bezw. 74857, 
bezw. 78591 Mk. eingebracht wurde. Die Gesammtausgaben 
der wirthschaftlichen Betriebe waren: 


1889/90 1890/91 1891/92 
Arbeitsanstalt 7 334 9710 14 510 
Kochanstalt 117% 1 296 1711 
Bäckerei 4537 45 591 53 859 
Bierbrauerei 25 308 29 503 27 095 
Apotheke 40 588 107 40 886 

Zusammen 119724 Va. 138 061 


Hiernach ist augenscheinlich insbesondere der Betrieb 
der Apotheke für die städtische Verwaltung von Gewinn, da 
sich gegenüber den durch die Medizinaltaxe festgesetzten 
Preisen eine Ersparniss von 62 bis 66°/o herausstellte. 


VMerpachtunesderastadtischenwrrterdebahn. m 
Düsseldorf. Dem kürzlich erschienenen Verwaltungsbericht 
der Stadt Düsseldorf pro 1891/92 zufolge ist am 1. Juli 1892 
die Stadtverwaltung in den Besitz der seit 16 Jahren von einer 
Aktiengesellschaft betriebenen Pferdebahn getreten. Ueber den 
Umfang des Verkehrs dieser Einrichtung wird berichtet, dass 
die Gesammtlänge der Geleise Ende 1891 — 9,5 km betrug; 
74 Pferde und 38 Wagen bildeten das Betriebsmaterial. Die Brutto- 
einnahme der Gesellschaft war im Jahre 1891 = Mk. 276067, 
wovon die Stadt eine Abgabe von Mk. 15860 bezog. Die 
Bilanz der Gesellschaft stellte sich Ende 1891 in Aktiven und 
Passiven auf Frs. 2150549,06. Die Stadt hat übrigens den 
Betrieb der Pferdebahn nicht selbst übernommen, sondern unter 
folgenden Bedingungen an einen Unternehmer verpachtet: 1. Der 
Pächter hatWagen, Pferde und sonstiges Inventar der alten Gesell- 
schaft von der Stadt zum Selbstkostenpreise zu übernehmen. 
2. Die von der Stadt weiter anzubauenden Linien gehen, so- 
weit ihr Betrieb mit Pferden erfolgt, ebenfalls in den Betrieb 
des Pächters über. 3. Der Pächter trägt die Verantwortlich- 
keit für den gesammten Betrieb. 4. Die Stadt übernimmt den 
Ausbau und die Unterhaltung des Geleisnetzes, Herstellung 
und Unterhaltung der Strassenbefestigung und der Depot- 
gebäude. 5. Der Pächter hat an Abgaben jährlich zu be- 
zahlen: a) für das laufende Meter des gesammten Geleis- 
netzes 1 Mk. b) für das (neu zu erbauende) Depot Mk. 10000. 
c) ?/ı des Ueberschusses, welcher nach Abzug der oben ge- 
nannten Abgaben und einer Entschädigung von 24 Pf. für 
jedes zurückgelegte Wagennutzkilometer verbleibt. 6. Die 
Geldabrechnung findet für jede Woche statt. Wie es scheint, 
hat das Unternehmen, seit es von der alten Gesellschaft auf 
den neuen Pächter übergegangen ist, einen bedeutenden Auf- 
schwung genommen, weil die Stadt das Netz sehr erweitert, 
auf den verkehrsreichen Linien Doppelgeleise gelegt, auch 
das kostspielige Zweiklassensystem beseitigt hat. 
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Bestrebungen zur Reform der Armenpflege 
in Oesterreich. 


Von Professor Dr. Mischler in Prag. 


Die Armenpflege in Oesterreich zeigt mit der 
in den Ländern des Deutschen Reiches grosse Aehn- 
lichkeit. Die geschichtliche Entwickelung war hier wie 
dort die gleiche; bis vor kurzem galten auch für die 
Ordnung. des Unterstützungswesens in den deutschen 
Staaten dieselben Grundsätze wie in Oesterreich, was 
für Bayern noch heute zutrifft; ferner aber kann be- 
züglich der Ordnung der Armenpflege in den Städten 
und bezüglich gewisser Einrichtungen, welche die 
"grösseren Selbstverwaltungskörper auf diesem Gebiete 
geschaffen haben, eigentlich gar kein Unterschied 
gemacht werden. Deshalb ist es auch für die Kennt- 
niss, Beurtheilung und Reform der Armenpflege im 
Deutschen Reiche nicht ohne Belang, die Entwickelung 
in Oesterreich zu verfolgen. Dabei kann einerseits 
beurtheilt werden, ob gewisse Einrichtungen der 
deutschen Pflege in Oesterreich Erfolg haben, ob sie 
unverändert oder mit Abänderungen übernommen 
worden sind, und weshalb die letztgenannten Platz 
griffen. Ferner ist es dabei möglich, von vereinzelten 
Einrichtungen oder Anschauungen Notiz zu nehmen, 
die in Oesterreich unabhängig von der Entwickelung 
im deutschen Reiche Eingang gefunden haben. 

Dass es nicht möglich sei, für die Armenpflege 
mit dem altüberkommenen Heimathsrechte kraft 
Geburt, Verheirathung und formeller Erwerbung durch- 
zukommen, ist nunmehr auch in Oesterreich vollkommen 
klar. Von Volkszählung zu Volkszählung zeigt sich 
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immer deutlicher, wie die Sesshaftigkeit in stetiger 
Abnahme und die Fluctuationen der Bevölkerung in 
steter Zunahme begriffen sind. Durch Generationen 
hindurch sind Familien von ihrer Heimathsgemeinde 
entfernt, um ihr endlich zur Armenpflege zugewiesen 
zu werden, und die Schubziffern steigen zu bedroh- 
licher Höhe. Nun liegt leider die Schwierigkeit für 
die Reform der Armenpflege darin, dass die Armen- 
gesetze von den Landtagen gemacht werden, während 
die Regelung des Heimathrechtes durch den Reichs- 
rath erfolgt. Die Länder können also nichts Durch- 
greifendes beginnen, ehe nicht ein staatliches Gesetz 
erlassen worden ist, welches die Heimathsverhältnisse 
auf völlig neue Basis stellt. Dabei ist es aber ungemein 
charakteristisch, dass in Oesterreich eine viel radıkalere 
Ansicht ziemlich weit verbreitet ist, als jene, welche 
dem deutschen Uhnterstützungswohnsitze zu Grunde 
liegt. Es findet sich nämlich in Oesterreich die aller- 
dings ja auch anderwärts auftretende Anschauung, 
dass Heimathsrecht und Armenpflege zu trennen 
seien, und zu letzterer jene Gemeinde verpflichtet 
werden solle, in welcher sich der Unterstützungsbe- 
dürftige im Momente des Eintretens der Bedürftig- 
keit gerade befinde. Diejenigen — und es sind 
deren nicht wenige, welche dieser Anschauung huldigen, 
legen deshalb der im österreichischen Reichsrathe er- 
liegenden Vorlage auf Abänderung des Heimaths- 
rechtes, nach welcher im Allgemeinen der ununter- 
brochen durch 5 Jahre andauernde Aufenthalt in einer 
Gemeinde das Heimathsrecht verleiht, keinen Wert 
für die Armenpflege bei. Diese Ansicht ist z. B. in 
einer 1892 in Prag stattgehabten Versammlung von 
Gemeindevorstehern böhmischer Orte in folgender 
Weise ausgesprochen worden: 


Wir Gemeindevorsteher des Kgr. Böhmen, versammelt 
um über die Reform des Heimathsrechtes zu beraten, er- 
klären — in der Erwägung, dass die gegenwärtigen Zu- 
stände betreffend das Heimathswesen für die Heimathsge- 
meinden unerträglich sind, weil sie denselben die 
Pflicht auferlegen, Leute zu ernähren, welche ihre Kräfte 
und ihr Vermögen in den grossen Industriestädten ver- 
geudet haben, ferner weil die grossen Industriestädte 
immer Mittel finden werden, die Wirkungen der beim 
Reichsrathe beantragten Reform der Heimathsverhältnisse 
wirkungslos zu machen, — das Heimathsrecht 
hat, so wiees heute für die Beamten, Geist- 
lichen und Lehrer gilt, für diegesammteBe- 
wolkerung zu nelten, so dasıs Jeder in, jewer 
Gemeinde heimathsberechtigtist,in welcher 
er wohnt. 


Das ist deutlich gesprochen. Doch es wäre ver- 
fehlt, annehmen zu wollen, dass damit die Pflicht der 
Armenpflege auf die Städte d. h. die Attractionscentren 


der Bevölkerung überwälzt werden soll. Denn die 
eben mitgetheilte Resolution hat noch einen seltsamen 
Nachsatz: „Die Pflicht der Armenversorgung falle 
dem Staate zu.“ Die Gründe für diese These sind 
allerdings recht schwach; es wurde nämlich nur be- 
merkt, dass eben „jeder Bürger dem Staate mit Gut 
und Blut verpflichtet ist“. Diese Forderung läuft somit 
geradezu auf eine Verstaatlichung der Armen- 
pflege hinaus. Das ist denn doch etwas über das 
Ziel hinaus geschossen; wenn man schon der ersten 
Forderung nach einer Armenverpflichtung der Aufent- 
haltsgemeinde — natürlich mit Einschränkung auf die 
sog. Wohnbevölkerung — zustimmen kann, so 
dürfte es vorläufig bei unseren gegenwärtigen Ver- 
hältnissen in grossen Staaten zu einer Verstaatlichung 
der Armenpflege wohl nirgends kommen. 

Dagegen wird auch in Oesterreich für die Städte, 
bei der doch einmal nothwendig gewordenen Ab- 
änderung des Heimathsrechtes, eine erhebliche Steige- 
rung derArmenpflege-Ausgabenunausweichlich werden. 
Da entsteht die Frage, ob denn ‘die Städte auf 
diesen zu erwartenden Umschwung in den Grund- 
bestimmungen genügend vorbereitet sind. In dieser 
Richtung ist festzustellen, dass gerade in der jüngsten 
Zeit seit etwa 3 Jahren das Elberfelder System 
auch in österreichischen Städten Eingang findet. Zuerst 
in der nordböhmischen Stadt Trautenau eingeführt, 
ist es nunmehr auch in Reichenberg und ganz ver- 
einzelten anderen zur Aufnahme gelangt. Auch in 
Oesterreich bewährt es sich vollkommen und dürfte, 
da es durch die Regierung und die politischen Be- 
hörden überall wärmstens befürwortet wird, Schritt 
für Schritt an Boden gewinnen. Dabei ist eine Er- 
scheinung zu beobachten, die auch für die deutschen 
Städte nicht ohne Interesse ist. Die städtische Ent- 
wickelung ist bekanntlich in Oesterreich weit geringer 
als im Deutschen Reiche; es gibt überhaupt wenig 
Städte von 50— 100,000 Einw., ja sogar nicht gerade 
viele von 20—-50,000 Einw. So kommt es, dass die 
Elberfelder Armenpflege-Einrichtungen in Oesterreich 
auch in kleinen Städten Eingang finden oder finden 
sollen, und es ist nicht bedeutungslos, dass sie auch 
hier ihren Zweck ertüllen, z.B. schon in Städten von 
5000 u. 6000 Einw. aufwärts, namentlich in eigent- 
lichen Industriestädten. 

Nun will man sich aber in Oesterreich nicht darauf 
beschränken, die Elberfelder Einrichtung ausschliess- 
lich nur auf dem Gebiete der Armenpflege für be- 
rechtigt zu erachten; sie habe ein weit allgemeineres 
Geltungsgebiet und könne auch auf anderen Ver- 
waltungsgebieten mit Vortheil angewendet werden, 
wo überhaupt ein der Armenpflege ähnlicher Zweck 
oder überhaupt eine starke Mitwirkung des Ehren- 
amtes etc. einzutreten hätte, wie z. B. auf dem Felde 
der öffentlichen Gesundheitspflege. So wurde z. B. in 
Reichenberg gelegentlich der Einführung der Elber- 
felder Armenpflege-Einrichtungen vorgeschlagen, die 
Stadt in eine grössere Anzahl von Gesundheits- 
bezirken zu theilen, für jeden dieser Bezirke die 
nöthige Anzahl von der Bürgerschaft zu entnehmenden 
Gesundheitsausschüssen oder Gesundheitspflegern 
zu gewinnen, welchen eine bestimmte Anzahl von 
Wohnhäusern zur Ueberwachung in sanitärer Beziehung 
zugewiesen werden sollten, natürlich nur eine geringe 
Zahl, damit die Individualisirung in derselben Weise 
durchgeführt werden könne, wie etwa bei der Armen- 
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pflege. Dies könnte sich namentlich auch bei ausser- 
ordentlichen Ereignissen, wie z. B. der gerade jetzt 
im Anzug gewesenen Choleragefahr, als‘ ungemein 
segensreich erweisen. Es ist doch ganz unmöglich, 
dass die Behörden mit einem Male alle Vorkehrungen 
treffen sollen, wobei meist Dinge, Verhältnisse und 
Situationen in Betracht kommen, welche die Gemeinde- 
behörden gar nicht kennen. In der That, auf diese 
Weise könnte die Wohnungsinspection, diese 
unausweichliche Forderung der allernächsten Zeit, 
ungemein einfach erzielt werden. Jedenfalls würde auf 
diese Weise das Interesse für die Bedeutung des öffent- 
lichen Gesundheitswesens in die weitesten Kreise hinein- 
getragen, denen es heute noch ziemlich allgemein fehlt; 
die Elberfelder Einrichtung, sinngemäss angewendet, 
würde dieselbe Wirkung erzielen, die auf dem Gebiete 
der Armenpflege nirgends ausgeblieben ist. 

Ich möchte nicht unterlassen, gerade hier, wo 
der Elberfelder Einrichtung Erwähnung gethan worden 
ist, schliesslich auch einer auf österreichischem Boden 
gewachsenen Einrichtung zu gedenken, die berufen zu 
sein scheint, eine wirkliche Armenpflege dort anzu- 
bahnen, wo eine solche bisher thatsächlich fehlte. 
Ueberall macht man die Erfahrung, dass kleine Städte 
und Landgemeinden sich der ihnen übertragenen Pflich- 
ten gegenüber ihren Armen nur in der nothdürftigsten 
Weise entledigen, dass ein eigentlicher Aufwand von 
Mitteln nur für die besonders auffallenden Fälle von 
Hilfsbedürftigkeit. vorkommt, während er im Uebrigen 
einfach unterbleibt. Es fehlt da vollkommen an jeg- 
licher Thätigkeit in der offenen Pflege. Dem sucht 
nun die sog. Gablonzer Einrichtung abzuhelfen. Die- 
selbe, in Gablonz, einem lebhaften deutschen Industrie- 
städtchen Nordböhmens, üblich, lässt sich, conse- 
quent ausgebaut gedacht, etwa in folgender Weise 
charakterisiren. Die Stadt befasst sich überhaupt nicht 
mit der Armenpflege, abgesehen etwa von der Er- 
haltung gewisser Anstalten und Zuschüssen zu den 
Armenpflegeausgaben. Die gesammte Armenpflege 
sonst wird als gesellschaftliche Thätigkeit, jedoch 
als organisirte gesellschaftliche Thätigkeit aufge- 
fasst. Die Form, in welcher dies geschieht, ist die 
eines Vereines, an dessen Spitze sich jene Männer 
befinden, welche gleichzeitig an der Spitze der städti- 
schen Verwaltung stehen, also der Bürgermeister etc. 
Der Verein funktionirt in den Räumen des Gemeinde- 
amtes, erledigt seine Schriftstücke mit der Autorisation 
des Gemeindeamtes u. dgl. Dies ist natürlich nur der 
allgemeine Rahmen und die Abgrenzung der gesell- 
schaftlichen Armenpflege gegenüber der Gemeinde- 
verwaltung; in welcher Weise dann im speciellen die 
Armenpflege eingerichtet wird, ist damit noch nicht 
gesagt, und es kann und muss hier die Individuali- 
sirung ebenso Platz greifen wie anderwärts. Die Vor- 
theile, die mit einer solchen Einrichtung, dem „Gab- 
lonzer System“, gegeben sind, lassen sich folgender- 
massen zusammenfassen. Die Gemeindeverwaltung 
wird nahezu ganz von der Armenpflege entlastet, 
und dennoch behalten dieselben Männer, welche das 
Steuer des Gemeindewesens führen, auch den ent- 
scheidenden Einfluss in der Armenpflege. Die rein 
gesellschaftliche Armenpflege nun geniesst einerseits 
den Vorzug einer gewissen halböffentlichen Form und 
andererseits verfügt sie über die ungehemmte Be- 
wegungsmöglichkeit und den engen Zusammenhang 
mit allen Bevölkerungskreisen, der eben freien gesell- 


schaftlichen Einrichtungen im Gegensatze zu öffent- 
lichen eigen ist. Dabei unterliegt es keinem Zweifel, 
dass die aus freiwilligen Beiträgen fliessenden Gelder 
für Zwecke der Armenpflege bei einer vereinsmässigen 
Einrichtung unvergleichlich reichlicher strömen als bei 
einer gemeindeamtlichen Allerdings kann (wie schon 
bemerkt) dieses sog. Gablonzer System nur dort in 
Frage kommen, wo eben das Flüssigmachen von Gel- 
dern für die Armenpflege überhaupt schwierig ist, 
also wesentlich nur in kleineren Gemeinden. Hier, 
freilich auch nur hier, bedeutet eine derartige Ein- 
richtung, welche eine wirkliche Armenpflege ermög- 
licht, einen erheblichen Fortschritt. 


Zur preussischen Steuerreform. 


Von Bezirkspräsident z. D. Dr. F. Freiherr v. Reitzenstein 
in Freiburg i. Br. 


2. Die Ergänzung der Einkommensteuer. 


Wie schon angedeutet, bringt das Einkommen- 
steuergesetz von 1891 lediglich den einen für die 
Leistungsfähigkeit massgebenden Faktor, die Abstu- 
fung des Einkommens, zur Geltung, während der an- 
dere, die grössere Sicherheit der wirthschaftlichen 
Existenz, wie sie fundirtes Einkommen oder Vermögens- 
besitz gewährt, ohne wesentlichen Einfluss bleibt; jenes 
Gesetz ist daher entsprechend zu ergänzen. Die Vor- 
lagen von 1890 suchten diese Ergänzung in einer Ver- 
allgemeinerung der Erbschaftssteuer, insbesondere in 
ihrer Ausdehnung auf Ascendenten und Descendenten. 
Wir können der Regierung nur dankbar sein, dass 
sie auf diesen Ausweg, den neuerdings namentlich 
rheinisch - westfälische Industrielle und die Kölnische 
Zeitung empfehlen, nicht zurückgekommen ist; es gibt 
kaum eine andere Steuer, die das Prinzip der Be- 
lastung nach der Leistungsfähigkeit mangelhafter zum 
Ausdruck brächte als die Erbschaftssteuer. Sie trifft 
die Familien meist gerade dann, wenn ihre Mittel 
durch Tod des Ernährers, die Ueberleitung in neue 
Verhältnisse und die Nothwendigkeit besonderer 
Aufwendungen ohnehin erheblich in Anspruch ge- 
nommen sind. Nur auf den obersten Stufen, wo die 
wirthschaftliche Stellung durch Vermögensbesitz ge- 
sichert ist, machen sich diese Uebelstände weniger 
geltend; um so fühlbarer werden sie auf den mittleren 
Stufen, wo die Arbeitskraft des Ernährers eine wesent- 
liche Rolle spielt. Dieser Druck wird auch in Frank- 
reich, auf das man sich mit Vorliebe beruft, lästig 
empfunden; er wird freilich einigermassen dadurch ab- 
geschwächt, dass die französischen Mittelklassen gegen- 
über der Steuerauflage durch rechtzeitige Ersparungen 
Vorsorge zu treffen pflegen; auch darf man nicht 
ausser Acht lassen, dass in Frankreich, ebenso wie 
in vielen anderen Ländern, das Prinzip der Abstufung 
nach der Leistungsfähigkeit noch nicht zur massgeben- 
den Richtschnur für die Steuervertheilung geworden 
ist. Die Unberechenbarkeit und mögliche Häufung der 
Todesfälle machen die Vertheilung der Steuerlast bei 
der Erbschaftssteuer grossentheils zum Spiel des Zu- 
falls. Nicht auf solche ungleichmässig eintreffende Er- 
eignisse sondern auf zuständliche Verhältnisse ist da- 
her die Heranziehung jener durch ständigere Grund- 
lagen gesteigerten Steuerkraft zu begründen. 
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In letzterer Beziehung bieten sich zwei Wege: ent- 
weder geht man von dem nach seinen Quellen spezia- 
lisirten Einkommen aus und versucht die Ausscheidung 
des fundirten, d. h. des die Merkmale grösserer Sicher- 
heit tragenden Einkommens, oder man nimmt den Ver- 
mögensbesitz seinem Werthe nach und unabhängig 
vom Einkommen zur Grundlage für die höhere Be- 
lastung. Beiden Methoden ist gemeinsam, dass sie bei 
zu abstrakter oder ausschliesslicher Anwendung zu un- 
befriedigenden Ergebnissen führen. In Bezug auf die 
eine muss man zugestehen, dass auch der Besitz 
solcher Güter die wirthschaftliche Position kräftigt, 
die zeitweise keinen oder doch nur geringen Ertrag 
abwerfen. Die andere, die Heranziehung des Ver- 
mögenswerthes, ist insofern unvollkommen, als es nicht 
auf die Leistungsfähigkeit in abstracto und für einen 
beliebig ausgedehnten Zeitraum, sondern auf die kon- 
krete zeitweilige ankommt, die allerdings unter jener 
vorübergehenden Ertraglosigkeit leidet. Jedes der 
beiden Systeme bedarf daher in’ der Ausführung ge- 
wisser Konzessionen an das andere. Wird das fundirte 
Einkommen zum Ausgangspunkte genommen, so ist 
zur Ergänzung die Ausdehnung der Veranlagung auf 
solche Objekte erforderlich, die, wiewohl zur Zeit ertrag- 
los, doch den Werth des Vermögensbesitzes steigern; 
namentlich sind Objekte zu belasten, deren Ertrag- 
losigkeit, wie dies bei Parks oder Baustellen der 
Fall ist, mehr oder weniger auf der Willkür des 
Steuerpflichtigen beruht. Auf.der anderen Seite wäre bei 
der Veranlagung nach dem Vermögenswerth die zeit- 
weilige Ertraglosigkeit durch Ermässigung des Satzes 
für gewisse Fälle zu berücksichtigen; namentlich dann, 
wenn wie bei darniederliegenden Industrieen, Häuser- 
krisen u. s. w. der Ertragsausfall mit der Willensbe- 
stimmung des Besitzers in keinerlei ursächlichem Zu- 
sammenhang steht. 

Mindert sich hierdurch die Schärfe des Gegen- 
satzes zwischen beiden Methoden, so wird doch da- 
mit die Frage, welche von ihnen der Reform zu 
Grunde zu legen sei, nicht bedeutungslos. Die Regierung 
hat, unseres Dafürhaltens mit Recht, die Besteuerung 
vom Vermögenswerthe gewählt; die Vorzüge derselben 
scheinen in dreierlei zu beruhen. Einmal ist die Er- 
mittelung des Vermögenswerthes im Ganzen weit ein- 
facher als die des Einkommens nach den verschiedenen 
Quellen, da sich oft der Antheil, den Vermögensbesitz, 
Arbeit oder Konjunkturenam Einkommen haben, nicht 
genügend ermitteln lässt; auch istes leichter, beider Be- 
steuerung nach dem Vermögenswerthe Ermässigungen 
für zeitweise ertraglose Objekte zu gewähren, als um- 
gekehrt bei der Besteuerung des fundirten Einkommens 
Formen für eine Heranziehung jener Objekte zu finden. 
Zweitens lassen sich die Schulden sehr wohl vom Ver- 
mögenswerth im Ganzen abziehen, dagegen hält es 
schwer, die Schuldzinsen auf das fundirte bezw. nicht 
fundirte Einkommen der verschiedenen Kategorieen 
zu vertheilen. Endlich gestattet die Vermögenssteuer 
eine Befreiung bezw. mindere Belastung der unteren 
Vermögensstufen, welche bei der Heranziehung des fun- 
dirten Einkommens nach der einzelnen Quelle nicht aus- 
führbar ist. Denn für die Leistungsfähigkeit eines Steuer- 
pflichtigen ist nicht Einkommen oder Vermögen einer 
Kategorie, sondern lediglich das Ganze entscheidend. 
Deshalb bietet die Regierungsvorlage erhebliche Vor- 
züge gegenüber den in der Kommission aufgetauchten 
Plänen, welche an die Stelle der Besteuerung des Ver- 


mögenswerthes eine verschiedene Heranziehung des 
Einkommens je nach seinem Ursprung setzen wollen; 
freilich wäre bei der Besteuerung nach dem Vermögens- 
werth eine zeitweilige Ertraglosigkeit zu berücksich- 
tigen, insbesondere wenn diese auf Momenten beruht, 
welche von der Willensbestimmung des Besitzers un- 
abhängig sind. Ferner geht die Vorschrift des $ 8 
des Entwurfs über die Ergänzungssteuer zu weit, wo- 
nach auch Realschulden mit ihrem vollen Betrag vom 
Vermögenswerth abzuziehen sind; höchstens dürfte 
der Betrag des Werthes des Objektes, auf dem sie 
ruhen, in Abrechnung kommen, da sie darüber hinaus 
den Vermögenswerth und die Leistungsfähigkeit des 
Besitzers nicht berühren. Hierin läge eine gewisse 
Konzession an die spezialisirende Behandlung. 

Es lässt sich daher nur wünschen, dass es nicht 
gelingen möge, jene grundsätzliche Basis des Regie- 
rungsentwurfs zu erschüttern. Freilich kann das Prinzip 
der Vermögenssteuer nur dann zu konsequenter und 
vollständiger Dürchführung gelangen, wenn die in 
S 21 ff. des Entwurfs über die Ergänzungssteuer vor- 
geschriebene Deklarationspflicht bestehen bleibt: die 
von der Kommission angenommene fakultative Ver- 
mögensanzeige kann auch in Verbindung mit den 
Handhaben, wie sie die Ergebnisse der Einkommen- 
steuerveranlagung und die Ermittlungsbefugnisse des 
Schätzungsausschusses und der Veranlagungskommis- 
sion darbieten, jene Deklarationspflicht keinenfalls 
ersetzen. Denn einmal reichen die Objekte der Ver- 
mögenssteuer weit über die von der Einkommensteuer 
berührten Kategorieen von Objekten hinaus, dann 
aber steht auch das Einkommen zum Vermögenswerth 
in keinem auch nur annähernd gleichheitlichen Ver- 
hältnisse. In der Ablehnung der Deklarationspflicht 
durch die Kommission scheint sich die Abneigung 
gegen das Eindringen in die Verhältnisse der Steuer- 
pflichtigen fortzusetzen, welche zwar durch den $ 23 
des preussischen Gesetzes über die Klassen- und klassi- 
fizirte Einkommensteuer vom 1. Mai 1851 eine gesetz- 
liche Sanktion erhalten hat, aber in der Praxis für die 
Entwickelung des preussischen Steuerwesens verhäng- 
nissvoll geworden ist. Dass man auf dieses wirksamste 
Mittel, um die Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen 
zu würdigen, verzichtete, hat wesentlich zur Entstehung 
jener Uebelstände beigetragen, welche durch den 
Bochumer Prozess eine traurige Berühmtheit erlangt 
haben. Nach der vierzigjährigen Entwickelung, welche 
die Einkommensteuer durchlaufen, sollte man sich doch 
dessen bewusst sein, dass der Forderung unbedingter 
Ermittlung der Wahrheit alle anderen und namentlich 
auch diejenigen Rücksichten zu weichen haben, welche 
für eine auf Schein, nicht aber auf Realität gegründete 
Kreditfähigkeit in Anspruch genommen werden. In 
den Bevölkerungskreisen, in denen jene Abneigung 
verbreitet ist, entspringt sie vielfach nur dem Wunsch, 
von der Besteuerung nicht nach dem vollen Masse 
der Steuerkraft erfasst zu werden; wo wie in Baden 
die Deklarationspflicht längere Zeit besteht und sich 
eingelebt hat, würde man Bedenken, wie die hier vor- 
gebrachten, einfach nicht mehr verstehen. Jedenfalls 
hat jener Beschluss der Kommission, sofern das Plenum 
ihn aufrecht erhält, ein schwerwiegendes Hinderniss 
für die sachgemässe Entwickelung der Vermögens- 
steuer geschaffen. 
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Die Invaliditäts- und Altersversicherung im 
Deutschen Reiche im Jahre 18g1. 
Von Magistratsassessor Dr. Freund in Berlin. 


Dem Reichstage ist die erste Nachweisung über die ge- 
sammten Geschäfts- und Rechnungsergebnisse der Versicherungs- 
anstalten zugegangen. Diese Nachweisung enthält ein reich- 
haltiges Material für die Beurtheilung der neuen, bei der grossen 
Masse der Bevölkerung noch wenig beliebten Einrichtung. 

Es sind im deutschen Reiche 31 Versicherungsanstalten 
vorhanden, welche einen ziemlich erheblichen Verwaltungs- 
apparat in Bewegung setzen und namentlich an die ehrenamt- 
liche Mitwirkung der Bevölkerung grosse Ansprüche stellen. 
Nicht weniger als 149 Mitglieder der Vorstände, 618 Mitglieder 
der Ausschüsse, 58086 Vertrauensmänner und 613 Schieds- 
gerichte sind in Wirksamkeit; dazu kommen dann 232 Control- 
beamte, 7984 besondere Markenverkaufsstellen, 4436 mit der 
Einziehung der Beiträge betraute Krankenkassen und 5142 in 
gleicher Weise mitwirkende Gemeindebehörden und sonstige 
Stellen. Für diesen grossen Apparat sind an laufenden Ver- 
waltungskosten 3 261 147 M. verausgabt worden; rechnet man 
hierzu noch die Ausgaben an Kosten der Erhebungen vor 
Gewährung der Renten, an Schiedsgerichtskosten, an Kosten 
der Controle und Rechtshilfe und andere unvorgesehene Aus- 
gaben mit 859 874 M., so beziffern sich die gesammten Ver- 
waltungskosten auf rund 4 Millionen. Angesichts dieser Zahlen 
wird man sich immer wieder die Frage vorlegen müssen: lässt 
sich keine Vereinfachung und keine Ersparniss erzielen? Bei 
Beantwortung dieser Frage kommt nicht die Invaliditäts- und 
Altersversicherung für sich allein in Betracht, sondern es 
müssen die Verhältnisse der beiden anderen Versicherungs- 
Organisationen herangezogen werden. Bedenkt man nun, dass 
für die Unfallversicherung ein noch weit grösserer und kost- 
spieligerer Apparat besteht, so liegt nichts näher als die Mög- 
lichkeit der Verschmelzung beider Organisationen in Betracht 
zu ziehen. Auf diese Verschmelzung habe ich schon wiederholt 
hingewiesen und dabei hervorgehoben, wie dieselbe nicht nur 
möglich, sondern in vielen Beziehungen auch durchaus noth- 
wendig sei. Welch’ enorme Vereinfachung bei der Durchfüh- 
rung dieser beiden grossen Versicherungen durch die Vereinig- 
ung derselben, welch’ grosse Ersparniss an Verwaltungskosten 
und ehrenamtlicher Arbeit erzielt werden würde, darüber wer- 
den wohl Zweifel nicht vorhanden sein. 

Die Höhe der Verwaltungskosten stellt sich bei den ein- 
zelnen Anstalten recht verschieden. Die theuerste Verwaltung 
hat anscheinend Hannover, die billigste, abgesehen von ein- 
zelnen kleinen bayerischen Anstalten, Berlin. Im Durchschnitt 
für das Reich stellen sich die Verwaltungskosten auf 4,19% 
der Gesammteinnahmen aus Beiträgen und 0,40 M. pro Kopf 
der Versicherten. Bei der Berechnung der Beitragssätze war 
für Verwaltungskosten ein Betrag von 1,00 M. auf den Kopf 
der Versicherten angenommen worden. Die Zahl der bewillig- 
ten Altersrenten betrug 130774, die der Invalidenrenten 27. 
Hierbei ist zu beachten, dass die Karrenzzeit für die Invaliden- 
rente erst Ende November ablief, dass mithin diese Art der 
Rente noch nicht voll in die Erscheinung treten konnte. Für 
die Altersrente sind rund 9 Millionen Mark verausgabt wor- 
den, welche einen Kapitalwerth von rund 50 Millionen dar- 
stellen. Die stärkste Belastung mit Rentenantheilen weist die 
VersicherungsanstaltSchlesien mit 864 028 M. auf, dieschwächste 
Oldenburg mit 30 953 M. Eine sehr schwache Belastung hat 
auch Berlin mit nur 127 397 M. Die Gründe für diese schwache 
Belastung Berlins liegen klar zu Tage: der Arbeiter erreicht 
in der grossen Stadt seltener ein hohes Alter als auf dem Lande. _ 
Diese Erscheinung ist nicht nur in Berlin, sondern nach einer 
Erhebung der Berliner Versicherungsanstalt, auch in anderen 
grossen Städten beobachtet worden. Eine grosse Anzahl von 
Rentenempfängern hat sich nicht lange des Genusses der Rente 
zu erfreuen gehabt, da von 124835 Rentnern im Laufe des 
ersten Jahres schon 57/40 durch Tod ausschieden. 

Die Gesammtausgaben der Anstalten betrugen 16610536 M. 
Diesen Ausgaben steht eine Einnahme von 89647 243 M. gegen- 
über, so dass ein Bestand von rund 73 Millionen verbleibt. Man 
sieht hieraus, welche ungeheuere Summen mit der Zeit dem 
Verkehr entzogen und festgelegt werden, ein Moment von nicht 
zu unterschätzender wirthschaftlicher und finanzpolitischer Be- 
deutung. Der vierte Theil des Vermögens der Anstalten kann 
gesetzlich in anderer als mündelsicherer Weise angelegt werden, 


! und man scheint bei den meisten Anstalten lebhafte Neigung 


dafür zu haben, von dieser Licenz zu Gunsten der Beförderung 
des Baues von Arbeiterwohnungen Gebrauch zu machen. Man 
wird derartige Massnahmen, welche geeignet sein würden, die 
Bedenken gegen die Ansammlung so grosser Kapitalmassen in 
Etwas zu mildern, nur mit Freuden begrüssen können. Die 
Haupteinnahmen der Anstalten resultiren natürlich aus dem 
Markenverkauf, welcher einen Umsatz von rund 425 Millionen 
Beitragsmarken aufweist. Am stärksten begehrt war die Lohn- 
klasse 1I mit 163 Millionen, am schwächsten die Lohnklasse IV 
mit 62 Millionen. Von der Befugniss zur freiwilligen Versicher- 
ung scheint sehr wenig Gebrauch gemacht worden zu sein, 
da die Anzahl der verkauften Doppelmarken nur 228855 be- 
trägt. Die Einnahme an Zinsen betrug im ersten Jahre schon 
1169565 M. Der jährliche Zinsertrag beläuft sich dagegen 
schon auf 2698189 M. und die durchschnittliche Verzinsung, 
die von den Anstalten erzielt wird, beträgt 3,67 pCt. An Straf- 
geldern sind im Ganzen eingegangen rund 30000 M. Der 
grösste Theil der Anstalten hat von der ihnen gewährten Straf- 
befugniss nur in mässigem Umfange Gebrauch gemacht, weil 
sie mit Recht von der Auffassung ausgingen, dass die Kenntniss 
eines so complicirten Gesetzes nur langsam in weite Volks- 
kreise eindringen kann, und dass man hier besser durch Be- 
lehrung als durch Strafen wirkt. 

Der hohe Vermögensbestand von 73 Millionen darf nicht 
zu einer übertrieben günstigen Auffassung über die Vermögens- 
lage der Anstalten führen. Es ist zu bedenken, dass die Ver- 
sicherung auf dem Kapitaldeckungsverfahren beruht, und dass 
in jeder Beitragsperiode der Kapitalwerth der innerhalb der- 
selben zur Festsetzung gelangenden Renten aufgebracht werden 
muss. Dieser Kapitalwerth beträgt bis jetzt 50 Millionen, so 
dass sich nur 23 Millionen als Ueberschuss ergeben, welcher 
sich durch Dotirung der Reservefonds noch vermindert. Aber 
wenn auch dieses Gesammtergebniss noch immerals günstig be- 
zeichnet werden muss, so werden sich die Bilanzen bei den 
einzelnen Anstalten nicht durchweg so günstig stellen, und es 
dürfte bei mancher Anstalt eine Beitragserhöhung schon in der 
ersten Periode nicht ausgeschlossen sein. 


Zuletzt noch einige Notizen über die Einziehung der Bei- 
träge durch Gemeindebehörden, Krankenkassen oder sonstige 
örtliche Hebestellen (8 112 d. G.). Es stellt sich heraus, dass 
in erster Reihe in Thüringen und im Königreich Sachsen die 
Beitragseinziehung für die Invaliditäts- und Altersversicherung 
den Arbeitgebern abgenommen ist. In Thüringen sind in dieser 
Beziehung 2363 Gemeindebehörden und andere Stellen sowie 
691 Krankenkassen thätig, in Sachsen 2048 Krankenkassen und 
127 Gemeindebehörden. Dann folgt Württemberg mit 2166 
Krankenkassen und Gemeindebehörden, Hessen mit 953, Braun- 
schweig mit 658, Baden mit 238 und die Hansastädte mit 138. 
Unter den gesammten 13 preussischen Versicherungsanstalten 
fungiren 165 Krankenkassen, wovon die Hälfte auf die Rhein- 
provinz entfällt, und 7 Gemeindebehörden. Für die 8 bayerischen 
Versicherungsanstalten ist in diesem Zusammenhange eine 
einzige Krankenkasse nachgewiesen. Allerdings haben denn 
auch die bayerischen Versicherungsanstalten keine und die 
preussischen nur geringe Ausgaben für die Einziehung der 
Beiträge, für welche den Krankenkassen und Gemeindebehörden 
eine von den Landescentralbehörden zu bestimmende Vergütung 
zu gewähren ist, zu verzeichnen gehabt, während sich diese 
Kosten für Sachsen auf rund 132000 M. und für die Hansa- 
städte auf 103000 M. belaufen haben. 


Es ist zu hoffen und zu wünschen, dass sich die neue 
Organisation weiter günstig entwickele und dass es der Gesetz- 
gebung und Verwaltung gelinge, durch Vereinfachung des 
Apparates der gesammten Arbeiterversicherung die in weiten 
Volkskreisen noch herrschende Abneigung gegen dieselbe zu 
beseitigen und durch die nothwendig damit verbundene Ver- 
billigung der Versicherung die Belastung der Interessenten 
herabzumindern. 


Die Thätigkeit des Frankfurter gewerb- 
lichen Schiedsgerichts 
im Jahre 1891/92. 


L. Vor uns liegt der soeben erschienene Verwaltungs- 
bericht der Stadt Frankfurt a. M., dessen reichem Inhalt 
wir zunächst über das gewerbliche Schiedsgericht folgende 
Angaben entnehmen. 
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Seit 5 Jahren hat sich die Zahl der Klagen mehr 
als verdoppelt; waren es 1887/88 — 526, so stieg ihre 
Anzahl Jahr für Jahr (681, 988, 1078), um im Berichts- 
jahr 1263 zu erreichen. Die Termine vermehrten sich 
in der gleichen Zeit von 740 (914, 1356, 1653) auf 
1862. Urtheile aber wurden 1887/88 = 81 (66, 153, 
277), 1891/92 aber 305 gesprochen. Die meisten Klagen 
fanden demnach nicht durch Urtheil, sondern — und das 
entspricht ja ganz besonders der Aufgabe des Gerichts — 
durch Vergleich ihre Erledigung; so kamen denn 1887/88 
— 414, in den folgenden Jahren 567, 789, 751, 1891/92 
sogar 917 Vergleiche zustande. Betrachtet man demgegen- 
über die Erledigung der Klagen beim Frankfurter Amtsge- 
richt, so wurden dort in 6319 Terminen nur 1917 Vergleiche 
geschlossen, d. h. während das Gewerbegericht mit einem 
allerdings einfacheren Verfahren und der Beschränkung 
auf eine einzelne Gattung von Rechtssachen über die 
Hälfte der Termine durch Vergleiche endigte, gelang 
dieses dem Amtsgerichte nur mit einem Drittel. 

Die immer stärkere Inanspruchnahme des Gerichts 
führt der Bericht vor allem auf das stetige Wachsthum 
der Bevölkerung zurück, in Verbindung mit welchem 
besonders das Baugeschäft zunahm, das in allen seinen 
Theilen einen wesentlichen Faktor für die Thätigkeit des 
Gerichts ausmacht. Die Eile, mit der Bauten häufig durch- 
geführt werden sollen, bringt es mit sich, dass gerade 
in diesem Gewerbe, mehr als in andern, die Einstellung 
der Arbeiter und Festsetzung der Arbeitsbedingungen sehr 
oberflächlich gehandhabt wird, sodass des Oefteren über 
Punkte Unklarheit herrscht, die man als Grundbedingungen 
eines Arbeitsverhältnisses ansehen möchte, z. B. darüber, 
wer Bauunternehmer ist, für wen eingestellt und gearbeitet 
wurde, ob Tag- oder Accordlohn gelte u. dgl. So waren 
denn von im Jahre 1891/92 klagenden Arbeitern etwa !/; 
Schreiner und Maurer, 1890/91 weniger, 1889/90 sogar 
mehr als !/a. 

Was die Höhe des Streitgegenstandes angeht, so 
waren Klagen um 40 bis 50 Mk. am häufigsten. Vor 
den ordentlichen Gerichten käme dafür eine Gebühr von 
2,40 Mk. einmal, ev. sogar dreimal in Ansatz. Vor dem 
gewerblichen Schiedsgericht wurden Kosten von 2—3 Mk. 
nur in 95 Fällen erhoben, während beinahe ?/s aller 
Sachen mit 20 bis 30 Pf. Kosten erledigt wurden. 

Besonderen Werth für die Lohnstreitigkeiten, bei 
welchen eine grosse Zahl der Betheiligten auf das 
Arbeitserträgniss zum Unterhalt angewiesen ist, hat natür- 
lich eine rasche Erledigung der Klagen. Vor dem Amts- 
gericht lässt sich diese Schnelligkeit schon deshalb nicht 
erzielen, weil allein die Einlassungsfrist mindestens 3 Tage 
beträgt (dagegen mindestens 24 Stunden beim Gewerbe- 
gericht), und weil erfahrungsgemäss auch bei schnell 
arbeitenden Prozessabtheilungen der erste Termin nicht 
früher als 14 Tage nach Klagerhebung angesetzt werden 
kann. Beim Gewerbegericht aber wurden !/s3 aller Klagen 
in 2 Tagen, mehr als die Hälfte in 2—3, beinahe ?/3 
aller innerhalb 4 Tagen erledigt. 

Wenn wir aut den Antheil der Arbeiter und Arbeit- 
geber an der Klagerhebung eingehen, so erwähnt der 
Bericht, dass die Arbeitgeber im Jahre 1891/92 4 Klagen 
bis zum Urtheil durchgeführt und alle gewonnen haben (im 
Vorjahre wurden unter 6 Klagen 4 gewonnen). Die Arbeiter 
haben im Jahre 1891/92 247 Klagen durch Urtheil ent- 
scheiden lassen (gegen 190 im Vorjahre). Davon haben 
sie ‚30,8°/o gewonnen (gegen 28,7°/o). Als obsiegend 
konnten dabei, nur diejenigen Kläger angesehen werden, 
welchen die Hälfte oder mehr ihrer Forderungen zuge- 


sprochen wurde. Mit Recht wird ausgeführt, dass aus 
diesen Zahlen nicht gefolgert werden darf, dass etwa 
die Arbeitgeber um so viel weniger die ihnen nach Vertrag 
oder Gesetz obliegenden Verpflichtungen einhielten, oder 
dass die Arbeiter in ihrer Mehrzahl leichtfertig Klagen 
erhöben. Es ist zu bedenken, dass die Position des 
Arbeiters und des Arbeitgebers verschieden ist. Letzterer 
wird an der Austragung des Streits mit einem Arbeiter 
in der Regel kein sonderliches pekuniäres Interesse haben, 
weil er, falls z.B. ein Arbeiter ohne Kündigung weg 
bleibt, leicht Ersatz finden wird. Er klagt in solchem 
Falle nur, wenn er des Obsiegens ganz sicher ist, oder 
wenn er es im Interesse der Wahrung der Autorität 
seinen Arbeitern gegenüber für räthlich findet. Anders 
der Arbeiter. Da er und seine Familie zumeist nur auf 
den Ertrag der Arbeit angewiesen sind, ist für ihn die 
möglichst lange Aufrechterhaltung des Arbeitsverhältnisses 
beinahe eine Lebensfrage. Er wird also überall dort, wo 
es nur einigermassen zweifelhaft ist, ob die Kündigung 
zu Recht erfolgte, die Hülfe des Gerichts in Anspruch 
nehmen. Durch den Prozess kann er nur gewinnen, ver- 
lieren schon um deswillen nicht, weıl Kosten für den 
Fall des Unterliegens von ihm nicht beizutreiben sind. 

Zum Schluss sei noch erwähnt, dass mit Ende des 
Berichtsjahres an Stelle des gewerblichen Schiedsgerichts, 
welches unter der Herrschaft des alten Ortsstatuts vom 
8. Juni 1888 stand, gemäss Reichsgesetz vom 29. Juli 1890 
und Ortsstatut vom 1. Dezember 1891 das Gewerbege- 
richt getreten ist. 


Notizen. 


Or 7 
Krankenpflege. 


b. Krankenpflege im Kanton Bern. Mit Rück- 
sicht auf die bevorstehende Einführung der eidgenössischen 
Krankenversicherung hat das kantonale statistische Bureau in 
Bern (Vorstand C. Mühlemann) in seiner jüngsten Veröffent- 
lichung eine Studie über Stand und Leistungen der dortigen 
öffentlichen Krankenpflege herausgegeben. Da ähnlich wie dies 
in Deutschland und Oesterreich bei Einführung der obligatori- 
schen Arbeiterversicherung der Fall war, auch in der Schweiz 
die bereits bestehenden Krankenkassen unter gewissen Be- 
dingungen (die s. Z. näher zu erörtern sein werden) als Träger 
der Versicherung anerkannt werden sollen, so interessirt es in 
der vorliegenden Arbeit vor Allem, über die Wirksamkeit dieser 
Vorläufer der Allgemeinen staatlichen Versicherung in einem 
einzelnen Kantone näheres zu erfahren, für welchen Zweck 
auch die verdienstvollen Erhebungen der schweizerischen sta- 
tistischen Gesellschaft über die gegenseitigen Hilfsgesellschaften 
der Schweiz im Jahre 1865 und 1880, sodann eine Aufnahme 
des schweizerischen Arbeitersekretariats vom Jahre 1888 werth- 
volles Quellenmaterial bieten. Durch die vorausgehenden er- 
schöpfenden Mittheilungen über Organisation, Geschichte und 
ökonomische Verhältnisse der eigentlichen Krankenanstalten 
erweitert sich in der erwähnten Arbeit das Bild zu einem voll- 
ständigen Ueberblick über die gesammte Krankenfürsorge des 
Kantons. Bezüglich der Krankenanstalten erwähnen wir hier 
nur, dass in Bern das aus einer Stiftung vom Jahre 1354 her- 
vorgegangene Kantons- oder „Insel-Spital“ unter direkter 
Staatsaufsicht, aber selbständiger Verwaltung steht und gegen- 
wärtig nicht nur zur Heilung und Pflege dürftiger Kranker 
dient, sondern auch Vermögliche gegen Kostgeld aufnimmt; 
in dem unter gleicher Verwaltung stehenden „Aussenkrank- 
haus“ (1284 für Aussätzige gegründet) dient je eine Abthei- 
lung für unheilbare Pfründner, für Venerische, Hautkranke, 
Kinder und Krätzige. Die selbständige Staatsanstalt für Irre, 
„Waldau“, war früher Abtheilung des Aussenkrankenhauses; 
gegenwärtig ist eine zweite solche Anstalt im Bau. Das gleich- 
falls staatlich organisirte Frauenspital und Entbindungs- 
anstalt (letztere früher Abtheilung der „Insel*) zerfällt in 
eine geburtshülfliche und gynäkologische Abtheilung mit je 
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einer Poliklinik, sowie einer Hebammenschule. Neben den 
25 Bezirkskrankenanstalten, welche aus Beiträgen des 
Staates und der Gemeinden erhalten werden und als „Noth- 
fallstuben“ dienen sollen, sind noch 10 Gemeindespitäler und 
Privatinstitute, sowie eine Reihe von Vereinen für Kranken- 
pflege namhaft gemacht; die für Armen- und Erziehungszwecke 
dienenden Versorgungsinstitute bleiben natürlich ausser Betracht. 
Die bestehenden Gemeindekrankenkassen (Krankenkassen 
der Gemeinde-Armenbehörden) wurden mit der Armengesetz- 
gebung vom Jahre 1857 als Vorbeugungsmittel gegen zuneh- 
mende Verarmung eingeführt und sind auch dem Prinzipe ihrer 
Verwaltung nach als Hilfsanstalten für die Armenpflege der 
Dürftigen gedacht. Ihre andere Aufgabe, daneben den bei- 
tragenden Mitgliedern als gegenseitige Hilfskassen 
zu dienen, haben sie indessen nicht erfüllt und zeigen eine 
rückläufige Bewegung; denn auch die durch das Gewerbe- 
gesetz vorgesehenen obligatorischen Beiträge aller „fremden 
Gesellen“ konnten die Organisation nicht befestigen. Dagegen 
scheint die im Jahre 1870 gegründete kantonale Kranken- 
kasse, ein freiwilliges auf. Gegenseitigkeit beruhendes Ver- 
sicherungsinstitut, das gegenwärtig 106 Sektionen zählt und 
offenbar auch auf dem flachen Lande festen Fuss gefasst hat, 
berufen, bei Einführung der obligatorischen Krankenversiche- 
rung als Ausgangspunkt zu dienen, — wohl nicht hinsichtlich 
ihrer, wegen der geringen Beiträge noch unvollkommenen Lei- 
stungen, sondern rücksichtlich der Organisation. In dem 
Entwurf des Krankenversicherungs-Gesetzes des Nationalraths 
Forrer ist nämlich gleichfalls die Vereinigung der kleineren 
als Grundlage bezw. Normalkassen gedachten Gemeindekranken- 
kassen zuhöheren Zweckverbänden vorgesehen. Die gegen- 
seitigen Hilfsgesellschaften, als deren eine sich diese 
kantonale Krankenkasse mit ihren Sektionen darstellt, haben 
sich im Kanton Bern besonders lebhaft entwickelt. Sie reichen 
zum Theile mit ihrer Entstehung ins vorige Jahrhundert zurück. 
Vor 20—30 Jahren bildeten noch die Wittwen-, Waisen- und 
Alterspensionen ihre Hauptleistung; während diese jetzt vor- 
nehmlich in Krankenunterstützung besteht. Es wurden 1888 
108 solcher Kassen im Kanton Bern gezählt; ferner wurden 
bei einer Spezialerhebung 1886 58 Fabrik-Krankenkassen eruirt, 
welche als Betriebs-Krankenkassen in die neue Organisation 
übergehen werden. Von den freiwilligen Kassen wird verlangt 
werden, dass sie wenigstens das leisten, was für die offiziellen 
Kassen vorgeschrieben ist. In dem angegebenen Umfange waren 
die Leistungen der Krankenfürsorge im Jahre 1890 im Kanton 
Bern folgende: Inselspital 3275 Verpflegte; regelmässige Aus- 
gaben 311891 Frs., davon 120 000 Frs. Staatsleistung, meist für 
Lehrzwecke in den Kliniken. Aussenkrankenhaus: 1256 Ver- 
pflegte; Ausgaben 53336 Frs. Irrenanstalt Waldau: 540 Ver- 
pflegte; Ausgaben 250138 Frs., darunter 60007 Frs. Staats- 
leistung. Entbindungs- und Frauenkrankenanstalt: 1193 Ver- 
pflegte ohne Kinder; Ausgaben 94 269 Frs., darunter 73 634 Frs. 
vom Staate. Bezirkskrankenanstalten: 4706 Unterstützte; Aus- 
gaben 308 099 Frs., davon Staatsleistung 115 522 Frs. Gemeinde- 
krankenkassen: 3693 Unterstützte; Ausgaben 66 822 Francs. 
Kantonale Krankenkasse: 8156 Mitglieder, 2050 Kranke; Aus- 
gaben 79313 Frs. Uebrige Kranken- und Hilfskassen (1888): 
26497 Mitglieder; Ausgaben für 6446 Kranke 221984 Frs., 
insgesammt 290383 Frs. Hiezu kommen an reinen Staats- 
leistungen für medizinische Institute und Lehrzwecke der Hoch- 
schule neben den obengenannten 120000 Frs. noch 31 441 Frs.; 
für das Impfwesen 4534 Frs., für Armenspenden an Kranke 
49 940 Frs. Für Sanitätswesen im Allgemeinen und Wartegelder 
an Aerzte wurden nur 8278 Frs. verausgabt. Die Privatspi- 
täler verausgabten 1890: 431 669 Frs., die Krankenhilfsvereine 
12857 Frs. Der Kanton Bern zählte am 1. Dezember 1888: 
539405 Einwohner in 509 Gemeinden und 30 Bezirken (darunter 
Stadt Bern mit 47150 Seelen). 


Ueberlastung der Krankenpflegerinnenin Hal- 
berstadt. Beidem empfindlichen Mangel an tüchtigem, zuver- 
lässigen Krankenpflegerpersonal ist es eine leider nur zu häu- 
fige Erfahrung, dass die vorhandenen Arbeitskräfte weit mehr 
angestrengt werden, als es mit ihrer körperlichen Leistungs- 
fähigkeit und mit dem Interesse der Pflege selbst verträglich 
ist. Einen Beleg dafür gibt der soeben erschienene Verwaltungs- 
bericht für die Stadt Halberstadt pro 1891/92, woselbst er- 
wähnt wird, dass von vier vorhandenen Gemeindeschwestern 
drei die Armenkrankenpflege wahrnehmen, während die vierte 
die Pflege von Kranken gegen Entgeld übernimmt. 32 Famlien 
nahmen diese Pflege gegen Entgeld in Anspruch, bei denen 
allein 169 Nachtwachen zu leisten waren. Sollte thatsächlich 
die eine Schwester all diese Arbeit besorgt haben, so ist das 
jedenfalls eine sehr ansehnliche Leistung. Eine ‚Beihilfe von 


Seiten der anderen Schwestern ist um deswillen kaum anzu- 
nehmen, weil diesen im Berichtsjahr die Pflege von 236 be- 
dürftigen Familien während längerer oder kürzerer Zeit oblag. 


Wohlthätigkeit. 


N Kinderbescheerung im Hause. Der Verein für 
Kinderhorte in Frankfurt a.M. hat letzte Weihnachtenin grossem 
Umfang eine neue Art Kinderbescheerung eingeführt. Anstatt 
nämlich die Bescheerungen in den Horten abzuhalten. bestellte 
man die Eltern der Zöglinge auf den Abend vor Weihnachten 
und gab einem jeden ein Packet, enthaltend Kleidungsstücke, 
ein Stück Lebkuchen und ein Bäumchen, mit. Die Bescheer- 
ungen fanden in Folge dessen im eigenen Heim statt, und es 
kann kaum einem Zweifel unterliegen, dass die einfache häus- 
liche Feier geeigneter ist, die Eltern- und Kinderherzen zu 
erfreuen, als öffentliche Bescheerungen, die wohl in geschlos- 
senen Anstalten, aber nicht in Horten, Schulen und dergl. am 
Platze sind. Es werden auf diese Weise Reibereien zwischen 
den Eltern, die den öffentlichen Bescheerungen beiwohnen, ver- 
mieden, und die Kinder haben sich nicht mit dem oft über- 
mässig betriebenen Einlernen von Gedichten und Liedern ab- 
zuplagen. Gönner und Lehrer kommen so allerdings um manche 
Freude und — Gelegenheitsrede, aber Bescheerungen sollen ja 
nur für die Kinder da sein. 


Schulwesen. 


Umbildung der gewerblichen Fortbildungs- 
schulen in München. Dem Bericht über den Stand der 
Gemeindeangelegenheiten der Kgl. Haupt- und Residenzstadt 
München für das Jahr 1891 (Theil I, Verw.-Bericht) entnehmen 
wir folgende Darstellung. Der Lehrplan der gewerblichen Fort- 
bildungsschulen hat die Erweiterung des in der Werktagsschule 
Gelernten zum Hauptinhalt. Die Betonung des mehr für das 
praktische Leben erforderlichen Wissens hat dem Lehrplane 
bis jetzt gefehlt und musste fehlen, weil jede Schule Ange- 
hörige fast aller Berufsarten in sich vereinigte. Ein Ansatz 
zur Umbildung der gewerblichen Fortbildungsschulen in Schulen, 
welche neben dem erforderlichen allgemeinen Wissen speziell 
das für bestimmte Gewerbegruppen erforderliche den Schülern 
zu eigen machen wollen, ist bis jetzt in doppelter Beziehung 
versucht worden, einmal dadurch, dass die Angehörigen be- 
stimmter Gewerbe (Metzger, Bäcker, Konditoren, Bader) ohne 
Rücksicht auf die Zugehörigkeit zum Schulbezirk gemeinsamen 
Unterricht erhielten, eine Massnahme, welche freilich durch 
äussere Umstände, insbesondere Rücksichtnahme auf die in 
den betr. Gewerben für den Unterricht entbehrliche Zeit ver- 
anlasst worden ist, weiter dadurch, dass der Zeichenunterricht 
für die Bedürfnisse besonderer Berufsgruppen besonders ertheilt 
wird, und die Theilnahme an diesen Zeichenkursen allen Be- 
rufsangehörigen ohne Rücksicht auf den Schulbezirk ermöglicht 
ist — sogen. zentralisirte Zeichenkurse. Diese Kurse sind 
mit der Fachabtheilung der gewerblichen Fortbildungsschulen 
verbunden. Im Schuljahre 1890/91 waren 6 Zeichenkurse mit 
15 Klassen gebildet, nämlich a) für fortbildungsschulpflichtige 
Mechaniker und Angehörige verwandter Gewerbe, b) für 
Schreiner, Drechsler, Tapezierer, Schlosser und Angehörige 
verwandter Gewerbe, c) für Bildhauer und Angehörige ver- 
wandter Gewerbe, d) für Lithographen, e) für Maler, f) für 
Gold- und Silberarbeiter, Ziseleure und Angehörige verwandter 
Gewerbe. Unterm 20. Oktober 1891 gab der Magistrat dem 
Ansuchen, auch für Lehrlinge des Wagenbaues, des Schmiede- 
und Wagnergewerbes mit Rücksicht auf die Wichtigkeit des 
Zeichenunterrichts gerade für diese Gewerbe 1 Zentralzeichen- 
kurs zu errichten, Folge, sodass nunmehr 7 Zeichenkurse be- 
stehen. Sie zerfallen im Schuljahre 1891/92 in 20 Klassen mit 
wöchentlich je 3stündiger Unterrichtszeit. Viel tiefer greifende 
Reformen sind jedoch noch geplant. Nach Vorschlägen der 
Schulvorstandschaft hätte nicht mehr die Wohnung in einem 
bestimmten Schulbezirk, sondern die Zugehörigkeit zu einem 
bestimmten Gewerbe die Grundlage für den Aufbau der ein- 
zelnen Schulen zu bilden. Demgemäss soll die Hauptaufgabe 
dieser Schulen der fachgewerbliche Unterricht sein. Aus dem 
Lehrplan ist alles auszuscheiden, was nur die sog. formale 
Bildung fördert. Die Unterrichtszeit soll möglichst in die Tages- 
zeit und in die Arbeitszeit der Fortbildungsschulpflichtigen 
gelegt, der Abendunterricht thunlichst beseitigt, Sonn- und 
Feiertage sollen möglichst freigehalten werden. Unterrichtszeit 
und Lehrplan für die einzelnen Schulen sind im Benehmen mit 
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‘den betheiligten gewerblichen Körperschaften festzusetzen. Die 


Umgestaltung soll eine schrittweise sein. Die Zentralzeichen- 
kurse sollen allmählich in die fachgewerblichen Schulen auf- 
gelöst werden. Für jene Fortbildungsschulpflichtigen, welche 
keinem bestimmten Gewerbe angehören, sollen an der Peripherie 
der Stadt die allgemeinen Abtheilungen noch fortbestehen 
bleiben. Zunächst sind in’s Auge zu fassen die Bäckerschule, 
die Schule für Kellner, Metzger und andere Wirthschafts- 
gewerbe, sodann die Schule für das Baugewerbe, des weiteren 
für künstlerische Gewerbe, ferner für die Vervielfältigungs- 
gewerbe. Allmählig sind darauf in’s Auge zu fassen Schulen 
für Holzarbeiter, für Metallarbeiter, chemische Gewerbe, für 
Bekleidungsgewerbe, für Kaufmannslehrlinge und für Fabrik- 
arbeiter. Der Magistrat nahm von diesem Programm Kenntniss 
und ist damit beschäftigt, die wichtige Angelegenheit einer 
eingehenden Würdigung zu unterziehen. 


Schulwesen in Leipzig und Dresden. Der zweite 
Bürgermeister von Leipzig, Herr Justizrath Dr. Troendlin, hat 
am 2. ds. in der ersten diesjährigen Stadtverordnetenversamm- 
lung unter anderem eine interessante Vergleichung des Schul- 
wesens in Leipzig und Dresden gegeben. Zwar sind auch bei 
diesen Städten, obwohl sie in demselben kleinen Staatsgebiet 
liegen, die Verschiedenartigkeiten in der Zusammensetzung der 
Bevölkerung nicht zu unterschätzen; doch weist wenigstens die 
Anzahl der Einwohner beider Städte keine allzugrosse Diffe- 
renz auf. Am 1. Juli 1892 hatte Leipzig 376 000 Einwohner, 
Dresden 300 000. Die Anzahl der Schulen in beiden Orten ist 
fast die gleiche, dennoch ist in Dresden der Zuschuss, der 
für die dortigen Bürger- und Bezirksschulen geleistet wird, um 
1 200.000 M. und der für die Fortbildungsschulen für Knaben 
um 127 000 M. geringer als in Leipzig. Das erklärt sich in der 
Hauptsache daraus, dass Dresden nur 30 033 Schulkinder hatte, 
die in 610 Classen und 512 Zimmern unterrichtet wurden; 
während Leipzig in Bürger- und Bezirksschulen zu Ostern 1892 
32366 Kinder unterrichtete und zwar in 1306 Classen und 
1281 Zimmern. Nicht geringere Verschiedenheit soll sich bei 
den Fortbildungsschulen zeigen. Nach diesen Angaben kann 
man berechnen, dass in Dresden auf | Classe 49, auf 1 Zimmer 
58 Schüler kommen; in Leipzig auf 1 Classe 40, auf I Zimmer 
41 Schüler. Das ist ein Resultat, für Leipzig so erfreulich, dass 
es seine Mehrausgaben mit gutem Gewissen Dresden gegenüber 
vertheidigen kann. 


m. Aufhebung desVolksschulgeldes. Zu den schon 
früher erwähnten Beschlüssen badischer Gemeinden wird uns 
geschrieben: „Die Aufhebung ‘des Volksschulgeldes in Mann- 
heim ist von Umständen begleitet, die den sozialpolitischen 
Werth der Aufhebung geradezu illusorisch machen. Man hat näm- 
lich eine zweite, höhere Gattung von Volksschulen geschaffen, 
in welcher fremdsprachlicher Unterricht obligatorisch sein soll, 
und wo auch''der Unterricht in den Realien gegen die bisherige 
Volksschule etwas erweitert werden dürfte. In diesen neuen 
Volksschulen, die man Bürgerschulen nennen will, soll 28 M. 
Schulgeld erhoben werden und so wird Mannheim neu ein- 
führen, was man an anderen Orten entweder glücklich beseitigte 
oder zu beseitigen strebt: es wird Volksschulen für Arme und 
für Wohlhabende getrennt haben und die eigentliche Volks- 
schule wird zur Armenschule degradirt werden. Ein Bedürfniss 
zu einer höheren Volksschule, wie sie jetzt errichtet werden 
soll, liegt — wenn man von der Trennung von Arm und Reich 
absieht, die von Manchen gewünscht zu sein scheint — nicht 
vor; denn Mannheim hat ausser einem Gymnasium noch ein 
Realgymnasium und eine Realschule, wo für fremdsprachlichen 
und weitergehenden Unterricht in Realfächern doch genügend 
gesorgt ist. Es ist erfreulich, dass Heidelbergseiner Nachbar- 
stadt nicht nachahmte und es muss auch mit aller Energie vor 
ähnlichem Vorgehen wie in Mannheim im Interesse des sozialen 
Friedens gewarnt werden“. 


Lage der Volksschullehrer in Mecklenburg. 
Einen Beleg für die kümmerliche Lage der Mecklenburgischen 
Volksschullehrer enthält eine Mittheilung der „Kreuzzeitung* 
aus Rostock. Danach sind im Jahre 1892 zwanzig Lehrer und 
zwei Assistenten durch Auswanderung aus dem mecklenburgi- 
schen Schuldienst getreten. Ferner sind von den fürstlichen 
Lehrern Mecklenburgs dreizehn gestorben und dreizehn pen- 
sionirt, so dass eine Abnahme von 48 Lehrern im abgelaufenen 
Jahre zu verzeichnen ist. Eingetreten in das Lehramt sind nur 
38 Seminaristen. Von den Lehrern im Ritterschaftlichen sind 
allein sechs ausgewandert. Es liegt auf der Hand, dass unter 
solchen Verhältnissen nicht blos die Lehrer, sondern noch 
viel mehr die der Volksschule anvertrauten Kinder leiden 
müssen. 


Gesundheitswesen. 


Kommission für Gewerbehygiene in Nürn- 
berg. Der Nürnberger Verein für öffentliche Gesundheitspflege 
hat kürzlich eine besondere Kommission für Gewerbehygiene 
gebildet, die aus Grossindustriellen, Aufsichtsbeamten, Aerzten, 
Technikern, Chemikern und Architekten besteht, und zu wel- 
cher vielleicht mit der Zeit auch geeignete Arbeitervertreter 
zugezogen werden könnten. Die Kommission für Gewerbe- 
hygiene will es sich angelegen sein lassen, in öffentlichen 
Vorträgen zweckmässige Schutzvorkehrungen vorzuführen und 
zu erläutern, vor ungeeigneten warnen und dadurch gleich- 
zeitig die Gewerbetreibenden vor unnützen Kosten schützen. 
Dieser Zweck soll gefördert werden durch Schaffung einer 
ständigen Sammlung von Gegenständen aus den betreffenden 
Gebieten. Solche werden alsdann zu Demonstrationen bei den 
Vorträgen dienen; erfreulicherweise sind schon namhafte Schen- 
kungen für diesen Zweck eingelaufen. Später soll die Samm- 
lung in einem ständigen Lokal der Oeffentlichkeit übergeben 
und Jedermann zugänglich gemacht werden. 


Städtisches Gewerbewesen. 


Beschäftigung Arbeitsloser inMannheim. Den 
Mittheilungen inNr. 1 (Städtische Arbeiten für Beschäftigungs- 
lose) ist Einiges nachzutragen. Die tägliche Arbeitsdauer der 
von der Stadt Beschäftigten beträgt acht Stunden, der Lohn 
zuletzt 20 Pf. pro Stunde. Die Zahl der Beschäftigten hat sich 
seit Dezember erheblich vermindert. Sie betrug von Weihnachten 
bis 5. Januar im Maximum 14l, im Minimum 117 Mann täg- 
lich. Vermuthlich mussten des starken Frostes halber einige der 
begonnenen Arbeiten eingestellt werden. 

Städtische und private Leihhäuser. In einer der 
letzten Sitzungen des Gemeinderaths zu Cöthen a. S. wurde ein 
Gesuch des Gemeinnützigen Vereins um Errichtung eines städti- 
schen Leihinstituts mit folgender bemerkenswerthen Begründung 
abgelehnt. Man habe in einer Reihe von Städten Erkundieungen 
eingezogen, die fast alle ungünstig lauteten. Auch bei Cöthener 
privaten Pfandhäusern seien Erhebungen angestellt worden; 
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sie hätten ergeben, dass diese Geschäfte fast ausschliesslich 
von unverheiratheten Personen benutzt würden. Der Gemein- 
nützige Verein hatte aber hervorgehoben, ein städtisches In- 
stitut würde armen Arbeiterfamilien zugute kommen. 


Fünfpfennigstrecken der Strassenbahn in 
Hannover. Wenn die Strassenbahnen ihrem Zweck, ein Be- 
förderungsmittel für die weitesten Kreise der städtischen Be- 
völkerung zu sein, gerecht werden wollen, so ist eine Ermässig- 
ung des regelmässig geltenden Fahrsatzes von 10 Pf. dringend 
erforderlich, weil die häufige Ausgabe dieses Betrages die 
grosse Masse der Arbeiter empfindlich belasten würde. Bei 
dieser Sachlage verdient der Versuch der Hannover’schen 
Strasenbahn, Fünfpfennigtheilstrecken einzuführen, Beachtung. 
Die Strecken sind annähernd einen Kilometer lang, doch wer- 
den die Fahrscheine zu 5 Pf. nur an Wochentagen, an Sonn- 
und Feiertagen dagegen nur bis 10 Uhr Vormittags ausge- 
geben. 


Vermischtes, 


Bezeichnung der Eigenthümer an den Häusern. 
In der Stadt Boston besteht, wie wir der Charities Review 
vom November 1892 entnehmen, die Vorschrift, dass bei jedem 
Hause der Name des Eigenthümers an der Thüre anzubringen 
ist. Man will damit erreichen, dass die Besitzer aus Furcht 
vor dem Urtheil der Oeffentlichkeit dafür sorgen, dass ihr 
Eigenthum stets in sauberem Zustand ist. Für den Fall, dass 
man vergebens auf diese feineren Gefühle gerechnet hat, sind 
energische Massnahmen vorbehalten. Die Ueberwachung der 
Ausführung, sowie die Controlle der Häuser ist dem Board of 
Health zugetheilt. der die schlechten und schmutzigen Häuser 
öfters zu besichtigen hat. Leider wird es für diejenigen Eigen- 
thümer, die überhaupt der Controlle bedürfen, nur allzu leicht 
sein, sich hinter Strohmänner zu verstecken. Empfehlens- 
werth bleibt es immerhin, auch in diesen Dingen der Oeffent- 
lichkeit breiteren Raum zu ‘gewähren. Die Idee ist originell. 
Vielleicht findet sie auch in deutschen Gemeinden Nachahmung. 
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Die neue Baupolizeiordnung für die Berliner 
Vororte vom 5. Dezember 1892. 
Von Baurath Stübben in Köln. 


l. 


Unsere städtischen Bauordnungen sind auf der 
Grundlage des vorhandenen Bauwesens in den alten 
Stadttheilen entstanden. Man hat gesucht, durch Poli- 
zeivorschrilten die schlimmsten Wohnungsmissstände, 
.die sich in Bezug auf Verkehr, Gesundheit, Sicherheit 
“und Zusammenleben geltend machten, von den Neu- 
bauten fern zu halten. Schärferes Eingreifen verbot 
sich aus wirthschaftlichen Rücksichten. Denn da sich 
der Werth der bebauten Grundstücke nach Massgabe 
der bestehenden baulichen Ausnutzung und der Werth 
der leeren Bauplätze im Hinblick auf eine gleich- 
artige Bebauung gebildet hatte, so würde eine wesent- 
liche Beschränkung der Ausnutzung dieser Grund- 
stücke für den Fall des Neubaues Vermögensschädi- 
gung und Vermögens-Verfall in grossem Massstabe 
haben bewirken können. 

Aber in dem Gefühle, gebunden zu sein, hielt 
man den Blick nur auf die alte Stadt und auf die 
neuen Bauplätze gerichtet, d.h. auf diejenigen Grund- 
stücke, welche, an alter oder neuer Strasse liegend, 
zum Bebauen fertig gestellt waren. Diese letzteren 
standen ja fast ebenso hoch im Preise, wie die 
Grundstücke der Altstadt und vertrugen deshalb 
keinen Eingriff. Man unterliess es, den Blick weiter 
auf die Stadtumgebung zu richten. Sonst hätte man 
den durch Jahrzehnte sich vollziehenden Prozess nicht 


unberücksichtigt lassen können, in dessen Verlauf aus 
Ackerland, das sich in seinem Preise allein nach der 
landwirthschaftlichen Ergiebigkeit richtet, ohne Thätig- 
keit des Besitzers zunächst Spekulationsland vom 
zwei- bis fünffachen, dann rohes Bauland (ohne 
Strassen) vom zehn- bis zwanzigfachen. schliesslich 
fertiges Bauland (an Strassen) vom fünfzig- bis hundert- 
fachen Preise des ursprünglichen Ackerwerthes wird. 
Und nicht bloss ohne die eigene Thätigkeit des an- 
fänglichen Besitzers vollzieht sich diese Umwandlung, 
sondern zumeist auch ohne dass ihm selbst der Nutzen 
zufällt. Es sind in der Regel andere, weiterblickende 
Köpfe, welche bei günstiger Gelegenheit das Eigen- 
thum erwerben Die ursprünglichen Eigenthümer 
werden Pächter oder ergreifen andere Berufsarten. 
Das Ackerland ist Handelswaare, Spekulationsartikel 
geworden im Hinblick auf die herannahende Stadt- 
erweiterung und die alsdann bevorstehende, vonder 
Baupolizeiordnung gestattete dichte Bebauung. 
So ist die Bauordnung unbeabsichtigter Weise die 
Führerin der Bodenspekulation, die, obwohl an sich 
ein ehrenhaftes Geschäft wie jedes andere, die Menge 
schädigt (durch Vertheuerung und Verschlechterung 
der Wohnungen) zu Gunsten Einzelner. 

Je mehr die Bauordnung dem altstädtischen 
Bauwesen angepasst ist, desto höher liegt die Grenze 
für die Preissteigerung des ehemaligen Ackerlandes; 
je mehr die Bauordnung das Bauwesen nach Höhe 
und Dichtigkeit beschränkt, desto weniger hoch liegt 
die Steigerungsgrenze. Gesetzt, unter der herrschenden 
Bauordnung sei nach spekulativer Rechnung die 
Werthsteigerung eines Grundstückes von 1 M. für 
das qm Ackerland in zwanzig Jahren ‘auf 40 M. für 
das qm rohes Bauland zu erwarten, so würde bei 
einer Bauordnung, welche die Ausnutzungsfähigkeit 
auf die Hälfte einschränkt, der Preis sich nur auf 
20 M. für das qm erheben, aber in der Hälfte der 
Zeit. Denn bei halber Wohnungsdichtigkeit würde 
bei gleichem Bevölkerungszuwachse die räumliche 
Ausdehnung in doppeltem Masse erfolgen, jenes 
Ackerstück also nicht in 20, sondern schon in 10 
Jahren zur Bebauung reif sein. Daraus folgt, dass, 
wenn heute durch Erlass einer neuen Bauordnung die 
Ausnutzungsfähigkeit der Grundstücke auf die Hälfte 
beschränkt würde, nicht alle jene Ackergrund- 
stückesschäden feiıden,l welcheierstüinsder 
Zukunft Bauland werden sollen, wohl aber 
diejenigen Bauplätze und Spekulationsgrundstücke, 
deren Preise im Hinblick auf die bisher zugelassene 
dichtere Ausnutzung schon auf und über die Hälfte 


des endgültigen Bauplatzwerthes gestiegen sind. Die 
Verminderung der Ausnutzungsfähigkeit um ein Viertel 
trifft in analoger Weise werthschädigend eine ent- 
sprechend geringere Zahl der Grundstücke. Kann 
einerseits ein allzu rascher Werthsturz solcher Bau- 
und Spekulationsgrundstücke vermieden werden, so 
liegt andererseits gar kein Grund vor, allen Aeckern 
und Gärten der Stadtumgebung die unverdiente Aus- 
sicht auf Erzielung der vollen Preishöhe bei dichter 
Bebauung nach Art der Altstadt zu erhalten. Denn 
der hohe Preis der städtischen Baugrund- 
stücke, aus der dichten Bebauung hervorgegangen 
und zur dichten Bebauung zwingend, in dem hohen 
Mietherträgniss wurzelnd und ein hohes Mietherträg- 
niss verlangend, ist der eigentliche Grund 
der städtischen Wohnungsnoth! 

Vorhin wurde im Allgemeinen zugegeben, dass 
mit der Ausnutzungs-Beschränkung ein entsprechender 
Preisrückgang der zum Bebauen fertigen Bauplätze 
verknüpft sei. Dies ist aber keineswegs immer zu- 
treffend. Denn der lichteren Bebauung eines Grund- 
stückes, oder besser einer Gruppe von Grundstücken, 
entspricht eine grössere Annehmlichkeit des Wohnens. 
Ist die Beschränkung des eigenen Grundstückes für 
den Besitzer ein Nachtheil, so ist die Beschränkung 
der benachbarten Grundstücke für ihn ein Vortheil. 
Man denke an Landhausbezirke, an Strassen mit 
Vorgärten, an Blöcke mit Innengärten, an Stadtviertel 
mit Ausschliessung von Fabriken u. s w. Die Be- 
sitzer freistehender Wohnhäuser in Landhausbezirken 
werden es in der Regel nicht als eine Wohlthat 
empfinden, wenn der Landhauscharakter durchbrochen 
und die Errichtung von Fabriken oder hohen Mieths- 
häusern, geschlossen auf der Grundstücksgrenze sich 
erhebend, in ihrer Nachbarschaft vor sich geht. So 
kommt es, dass in Villenvierteln von mässiger, dem 
Bedarf entsprechender Grösse trotz des Landhaus- 
zwanges die Baugrundpreise wenig oder gar nicht 
niedriger sind, wie in benachbarten, unbeschränkten 
Baubezirken. Die Kölner Stadterweiterung bietet hier- 
für in ihrem südwestlichen Theile ein lehrreiches Bei- 
spiel. Diese Erörterung wurde vorausgesandt als 
Grundlage für die Besprechung der neuen Berliner 
Vororte-Bauordnung und des erregten Widerspruchs, 
den der Erlass derselben hervorgerufen hat. 

Vor etwas mehr als Jahresfrist spielte sich in 
Berlin ein ähnlicher Vorgang ab. Damals hatte der 
Landrath Stubenrauch eine Bauordnung für den einen 
grossen Theil der Berliner Vororte umfassenden 
Kreis Teltow erlassen. Sie ging nach der Schärfe 
der Baubeschränkungen und nach dem Umfange ihres 
Anwendungsbezirkes offenbar zu weit, traf deshalb 
auf fast allgemeine Ablehnung und wurde, äusserlich 
aus Gründen der Zuständigkeit, vom Regierungs- 
präsidenten in Potsdam aufgehoben. Dagegen fand 
schon damals das Stubenrauch’sche Bestreben, die 
noch unbebauten Gelände seines landräthlichen Kreises 
möglichst von den trostlosen Berliner Miethskasernen 
frei zu halten und eine luftigere, dem noch halb 
ländlichen Bezirk angemessenere Bebauung herbeizu- 
führen, die wohlverdiente Anerkennung einsichtige 
Beurtheiler. In Frankfurt a. M., in Hamburg, in 
Köln erwachten ähnliche Bestrebungen. Sie führten 
in Frankfurt zu der neuen Baupolizeiordnung vom 
3. Juli 1891, welche die Bebauung der Aussenstadt 
nach einer inneren und äusseren Zone verschieden 
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regelt und die Bauvorschriften ausserdem nach Wohn- 
vierteln (Landhausbezirken), Fabrikvierteln und ge- 
mischten Vierteln unterscheidet. In Hamburg wurde 
am 80. Dezember 1892 ein Gesetz über Stadt- 
erweiterungsmassregeln erlassen, in dessen $ 3 es 
heisst: 

„Bei Feststellung des Bebauungsplanes können für einzelne, 
sei es bereits bestehende, sei es neu anzulegende Strassen oder 
solche Strassentheile, welche an beiden Enden durch andere 
Strassenzüge oder durch Kanäle begrenzt werden, den Grund- 
stücken vordere, hintere, oder seitliche Baulinien, sowie den 
daselbst zu errichtenden Gebäuden Beschränkungen bezüglich 
des bei der Bebauung einzuhaltenden Abstandes der einzelnen 
Gebäude von einander und bezüglich der Höhe der Gebäude 
auferlegt, auch eine architektonische Ausbildung der Seiten- 
fronten vorgeschrieben werden. Desgleichen kann bei Fest- 
stellung des Bebauungsplanes für bestimmte Strassen oder 
Bezirke die Errichtung von Fabriken oder von Wirthschaften 
oder von die Nachbarschaft belästigenden Geschäftsbetrieben 
verboten werden.“ 

In Köln erkannte man es als fehlerhaft, dass für 
die innerste Altstadt und die äussersten Vorortsgelände 
dieselben Bauvorschriften gelten. Der Kölner Archi- 
tekten- und Ingenieur-Verein regte beim Verbande 
deutscher Architekten- und Ingenieur-Vereine mit Er- 
folg die grundsätzliche Behandlung dieser Frage in 
allen verbundenen Vereinen an. Gleichzeitig setzte 
der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege 
die Frage der Zonen-Bauordnung mit Vorträgen der 
Herren Oberbaurath Professor R. Baumeister von 
Karlsruhe und Oberbürgermeister Adickes von Frank- 
furt a. M. auf die Tagesordnung. Der Architekten- 
Verein zu Berlin behandelte den Gegenstand aufs 
eingehendste, empfahl aber statt fester Zonengrenzen 
für die verschiedenartigen Bauvorschriften bewegliche 
Grenzen, die sich nach dem Grade der Herstellung 
des Strassen- und Entwässerungsnetzes richten sollten. 
Das Preussische Ministerium der öffentlichen Arbeiten 
ernannte einen besonderen Sachverständigen-Ausschuss 
unter dem Vorsitze des Oberbaudirektors Spieker, 
um an Stelle des missglückten Stubenrauch’schen 
Versuchs eine neue Bauordnung für die Vororte von 
Berlin zu entwerfen. Die Erkenntniss war nachgerade 
allgemein geworden, dass die auf dem Schema des 
Berliner Miethhauses aufgebaute Berliner Bauordnung 
vom 15. Januar 1887 für die Vororte von bösem Ein 
flusse war. 


Auf Grund der Arbeiten jenes Ministerial-Aus- 
schusses wurde die neue „Baupolizeiordnung 
für die Vororte von Berlin“ am 5. Dezember 
1892 vom Regierungspräsidenten zu Potsdam erlassen. 
Dieselbe unterscheidet die Bebauungsklassen: Klasse], 
Bebauung von Grundstücken, welche an regulirten 
Strassen belegen, mit geregelter Wasserversorgung 
und geregelter unterirdischer Ableitung der Abwässer 
versehen sind; Klasse Il, Bebauung von Grund- 
stüicken, welche diese Erfordernisse nicht besitzen; 
Klasse Ill, landhausmässige Bebauung. 


Während in Berlin eine Haushöhe von 22 m mit 
fünf zum dauernden Aufenthalt von Menschen be- 
stimmten Geschossen zugelassen ist, beträgt die 
grösste erlaubte Gebäudehöhe der Vorortsbezirke in 
Klasse I 13 m mit vier, in Klasse II nur 15 m mit 
drei Wohngeschossen. In Berlin dürfen von älteren 
Baugrundstücken °/a, von neuen Bauplätzen ?/s, in 
den Vororten von den Grundstücken der Klasse I 
nur /ıo, bei Eckgrundstücken ®ıo, von den Grund- 
stücken der Klasse II nur */ıo, bei Eckgrundstücken 


nur ?/ıo der Gesammtfläche bebaut werden. Für die 
Landhausbezirke gelten im Wesentlichen folgende 
Bestimmungen. Die Gebäudehöhe soll die Strassen- 
breite nicht überschreiten; es dürfen nicht mehr als 
zwei zum dauernden Aufenthalt von Menschen be- 
stimmte Geschosse übereinander angelegt, Dach- 
geschoss und Kellergeschoss dürfen jedoch in ge- 
wissem Maasse hierfür mitbenutzt werden. Mit Aus- 
nahme niedriger Nebenanlagen müssen die Baulichkeiten 
in allen Theilen von den Strassenfluchtlinien und den 
Nachbargrenzen mindestens 4 m entfernt bleiben, 
Gruppen von zwei unmittelbar aneinander gebauten 
Häusern sind jedoch statthaft. Die Gebäude sollen, 
abgesehen von den zu Bildungs-, Erholungs- und 
Vergnügungszwecken bestimmten Baulichkeiten, nur 
als Wohnungen dienen; Geschäftsläden und Werk- 
stätten kleineren Umfanges sind jedoch nicht ausge- 
schlossen. Die Umfassungswände der Obergeschosse 
dürfen aus ausgemauertem Holzfachwerk bestehen; 
auch die inneren Scheidewände können aus Holzfach- 
werk hergestellt werden, wenn sie nur an Treppen 
einen halben Stein stark vorgeblendet werden. 


Begleitet ist diese Baupolizeiordnung von zwei 
Anlagen, von welchen die eine die den Geltungs- 
bereich bildenden Gemeinde- und Gutsbezirke aufzählt, 
während in der anderen die Bezirke verzeichnet sind, 
welche der landhausmässigen Bebauung vorbehalten 
sind. Ein amtlicher Plan zur Veranschaulichung dieser 
Gelände soll demnächst herausgegeben werden; 
gegenwärtig möge ein ungefähres Bild der räumlichen 
Ausdehnung durch die Mittheilung gegeben werden, 
dass als Landhausbezirke bestimmt sind: a) ein be- 
trächtlicher Theil der Gemarkung von Charlotten- 
burg, b) im Kreise Teltow die Gemeinden Schmargen- 
dorf (mit Ausnahme der Dorflage), Zehlendorf (mit 
Ausnahme einiger Strassen), Grosslichterfelde (mit 
Ausnahme zweier Strassen), Johannisthal, Schmöck- 
witz und Zeuthen, ferner Theile der Gemeinden 
KFriedenau, Deutsch-Wilmersdorf, Neuendorf, Stolpe, 
Steglitz, Teltow, Schöneberg, Mariendorf, Lankwitz, 
Marienfelde, Tempelhof, Treptow, Adlershof, Alt- 
Glienike, Grünau, Königswusterhausen und Köpenick, 
endlich eine Reihe von Gutsbezirken; c) im Kreise 
Nieder-Barnim die Gemeinden Rahnsdorf, Friedrichs- 
hagen (mit Ausnahme einer Strasse), Erkner, Wolters- 
dorf, Rosenthal, Hermsdorf und Birkenwerder, ferner 
Theile der Gemeinden Friedrichsfelde, Hohenschön- 
hausen, Carow, Pankow, Niederschönhausen, Dall- 
dorf, Lübars, Hohenneuendorf und Tegel, endlich die 
Kolonie Ostend und mehrere Gutsbezirke. Ueber wie 
viel Hektaren sich diese Landhausgebiete erstrecken, 
ist vorderhand nicht ersichtlich. Es scheint sich aber 
um Bezirke zu handeln, welche an Grösse das heutige 
bebaute Weichbild von Berlin übertreffen. *) 


Dies der Inhalt der neuen Bauordnung; 
Schlussartikel wird sich mit ihrer Kritik befassen. 


ein 


*) Wie Tagesblätter melden, beträgt der Umfang der dem 
Villenbau vorbehaltenen Bezirke mehr als 24000 ha (wovon etwa 
4000 auf den Grunewald entfallen) also etwa das vierfache des 
Berliner Weichbildes. 
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Das Gewerbegericht ais Arbeitskammer. 
Von Stadtrath Dr. C. Flesch in Frankfurt a. M. 


Die Blätter für soziale Praxis wollen, wie ich an- 
nehme, sich nicht damit begnügen, einfach Dinge zu 
registriren, die da oder dort in der Praxis ausgeführt 
sind; sie haben auch die Aufgabe, der Praxis 
die Wege zu zeigen, auf Punkte aufmerksam zu machen, 
wo dasjenige, was bis jetzt nur Theorie oder todter 
Buchstabe des Gesetzes ist, in die Wirklichkeit übergeführt 
und zum Leben gebracht werden kann. Von diesem 
Standpunkte aus mögen die folgenden Erörterungen, die 
unmittelbar aus meinen Erfahrungen als mehrjähriger 
Vorsitzender eines Gewerbegerichtes entstanden sind, 
vielleicht nicht ohne Interesse sein. 

In dem neuen Gewerbegerichtsgesetze vom 29. Juli 
1890 lautet S 70: 


Das Gewerbegericht ist verpflichtet, auf Ansuchen von 
Staatsbehörden oder des Vorstandes des Kommunalverbandes, 
für welchen dasselbe errichtet ist, Gutachten über gewerbliche 
Fragen abzugeben... 2... In gleicher Weise ist das Gewerbe- 
gericht beauftragt, in gewerblichen Fragen, welche die seiner 
Gerichtsbarkeit unterstehenden Betriebe berühren, Anträge an 
Behörden und an Vertretungen von Kommunalverbänden zu 
richten. 

Das scheint sehr wenig, aber es bedeutet sehr viel. 
„Gutachten ertheilen“, „Anträge stellen“ das 
sind im Wesentlichen die Funktionen, mit welchen alle 
Interessenvertretungen ausgestattet sind*). Das Gewerbe- 
gericht hat also neben seinen richterlichen Funktionen 
die Funktionen einer Interessenvertretung erhalten, einer 
Interessenvertretung, deren Kosten nicht wie die der 
Innungsverbände oder Handelskammern von den Be- 
theiligten, sondern durchaus, sowohl was die Einrichtung 
als was die Unterhaltung angeht, von den Gemeinden 
bezahlt werden müssen ($ 8 des Ges.); die einzige In- 
teressenvertretung, deren Mitglieder zur Hälfte aus Ar- 
beitern bestehen müssen und sämmtlich durch freie, 
geheime Wahl bestimmt werden. Die Handelskammern 
haben gesetzlich lediglich „die Bestimmung, die Gesammt- 
interessen der Handels- und Gewerbetreibenden ihres 
Bezirks wahrzunehmen, insbesondere die Behörden in 
der Förderung des Handels und der Gewerbe durch that- 
sächliche Mittheilungen, Anträge und Erstattung von 
Gutachten zu unterstützen“. Sie vermögen jene sachlich 
sehr unbestimmten „Gesammtinteressen“ allerdings nicht 
zu vertreten, weil sie sich ausschliesslich aus den Arbeit- 
gebern zusammensetzen; aber wie haben sie das knappe 
Recht, Anträge zu stellen und Gutachten zu erstatten, 
benutzt; welchen Einfluss und welche Bedeutung für das 
gesammte staatliche Leben haben sie sich dadurch ge- 
sichert! Der von der sozialdemokratischen Fraction am 
8. Mai 1890 dem Reichstag überreichte Entwurf eines 
Arbeiterschutzgesetzes wies den neu zu begründenden 
Arbeitskammern im Wesentlichen folgende Funk- 
tionen zu: 


8 135: Die Arbeitskammern haben ..... in allen das 
wirthschaftliche Leben ihres Bezirks berührenden Fragen mit 
Rath und That die Arbeitsämter zu unterstützen. Insbesondere 
stehen ihnen Untersuchungen zu über die Wirkung von Handels- 
und Schifffahrtsverträgen, Zöllen, Steuern, Abgaben, über die 


*) Vergl. z. B. für die Verbandsvorstände der Innungs- 
verbände den $ 104f der Gewerbeordnung, für die Handels- 
kammern den $ 1 des preussischen Gesetzes über die Handels- 


kammern vom 24. Februar 1870; und als Beispiel einer bereits 


etwas weiter gehenden Entwickelung, für die Eisenbahnräthe 
den $ 6 des preussischen Gesetzes vom 1. Juni 1882, 


Lohnhöhe, Lebensmittel- und Miethspreise, Konkurrenzverhält- 
nisse, Fortbildungsschulen und gewerbliche Anstalten, Modell- 
und Mustersammlungen, Wohnungszustände, Gesundheits- und 
Sterblichkeitsverhältnisse der arbeitenden Bevölkerung. Sie haben 
ferner Beschwerden über Missstände im gewerblichen Leben 
zur Kenntniss der bezüglichen Behörden zu bringen, Gutachten 
über Massregeln und Gesetzentwürfe abzugeben, welche das 
wirthschaftliche Leben ihres Bezirkes berühren Endlich sind sie 
Berufungsinstanz wider die Urtheile der Schiedsgerichte. 

Es wird gewiss nicht geleugnet werden können, 
dass die Handelskammern es vermocht haben, fast alle 
hier aufgezählten Materien in den Kreis ihrer Betrachtung 
zu ziehen, und es wird sich ebensowenig bestreiten lassen, 
dass, wenn dies den Handelskammern möglich war, es 
auch den Gewerbegerichten, deren gesetzlich normirte 
Funktionen ganz ähnliche sind, möglich sein müsste, 
wenn es ihnen gelingt, sich das Vertrauen der Behörden 
und insbesondere der Gemeinden ihres Bezirkes derart 
zu gewinnen, dass diese geneigt sind, ihre Ausdehnung 
zu begünstigen. Mit anderen Worten, die Gewerbegerichte, 
deren Zusammensetzung sogar eine ganz ähnliche ist, 
wie die der Arbeitskammern des sozialdemokratischen 
Entwurfes*), könnten an sich sehr wohl einen recht 
wesentlichen Theil der diesen zugedachten Aufgaben über- 
nehmen, und dadurch den Arbeitern einen nachhaltigen, 
prinzipiell gewiss gerechtfertigten Einfluss auf die Ver- 
waltung aller, die Arbeiter berührenden, gewerblichen 
Angelegenheiten verschaffen. 


Man kann nicht behaupten, dass dies lediglich 
Vermuthung, Theorie wäre. In Frankfurt a. M. war dem 
früheren gewerblichen Schiedsgerichte die Befugniss zur 
Erstattung von Gutachten bereits seit 1888 durch Orts- 
statut gegeben, und zwar gerade aus dem Grund, weil 
der Magistrat es als einen Mangel empfunden hatte, dass 
ihm kein Organ zur Verfügung stand, um sich bei 
Fragen, welche die Arbeiter betreffen, über die Wünsche 
und Interessen der Nächstbetheiligten Kenntniss zu ver- 
schaffen. Das gewerbliche Schiedsgericht und später das 
Gewerbegericht haben sich seither geäussert z. B. über 
die Frage, ob bei Vergebung städtischer Druckarbeiten die 
Mitglieder der Tarifgemeinschaft bevorzugt werden sollten ; 
über die Frage, in welcher Art behufs Beschickung der 
Berliner Unfallversicherungs-Ausstellung durch Arbeiter 
vorzugehen sei, und über die Auswahl der auf städtische 
Kosten zu entsendenden Personen; über den dem Ma- 
gistrat zur Aeusserung vorgelegten Entwurf der Abänderung 
der Gewerbeordnung; über eine zu erlassende baupolizei- 
liche Verordnung behufs Verhütung von Unfällen auf 
Baustellen; über die Frage, wie die ortsstatutarische Re- 
gelung der kaufmännischen Sonntagsruhe zu erfolgen 
habe; über die Sonntagsruhe im Bäckergewerbe; über die 
Wünsche der Arbeiter betr. Abgang und Ankunft der 
Arbeiter- und Personenzüge von und in Frankfurt. Alle 
diese Fragen betreffen Dinge, die für die Arbeiter von 
erheblicher Wichtigkeit sind, die aber ohne das Vor- 


*) Der Verfasser wies auf diese Analogieen gelegentlich in 
einem Vortrag hin, den er auf Einladung der hiesigen Gewerk- 
schaften über das Gewerbegerichtsgesetz hielt. Während in der 
sich daran anschliessenden Debatte einige Redner die — freilich 
gar nicht zu leugnende — Thatsache zugaben, wandten andere, 
darunter sogar „Führer“ der lokalen Arbeiterbewegung ein, dass 
die Gewerbegerichte immer „Parteigerichte“ blieben, weil — die 
Arbeitgeber darin vertreten seien, und weil das Wahlrecht erst 
mit 25 Jahren, die Wählbarkeit erst mit 30 Jahren beginne. Ge- 
rade die jungen Leute von 21 Jahren an seien aber die geeignetsten 
und intelligentesten Vertreter der Arbeiter, die älteren (von 30 Jahren 
ab) lange nicht mehr so. — Es wäre ungerecht, nicht hinzu zu 
setzen, dass diese Aeusserungen seitens der Arbeiter selbst lebhaften 
Widerspruch fanden. 
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“ 
handensein des Gewerbegerichtes nothgedrungen ohne 
Anhörung der Arbeiter hätten erledigt werden müssen, 
während allerdings die Arbeitgeber für sich allein durch 
die Handelskammern und Berufsgenossenschaften, wie 
durch persönliche Berührung mit den Mitgliedern des 
Magistrats und der Stadtverordneten, Gelegenheit genug 
gehabt hätten, ihre Wünsche bekannt zu geben. 


Anderseits wäre es gefehlt, aus diesen beschränkten 
Erfahrungen, die sich nur auf die Erstattung von Gutachten, 
nicht auf die Stellung von Anträgen beziehen, folgern 
zu wollen, dass die in der Ueberschrift bezeichnete Aus- 
gestaltung des Gewerbegerichtes eine einfache, gewisser- 
massen selbstverständliche Entwickelung sei. Sie ist im 
Gegentheil nur möglich, wenn nicht nur die lokalen Be- 
hörden den besten Willen haben, dem Gewerbegerichte 
zur praktischen Bethätigung seiner Funktionen zu ver- 
helfen, und sich hierin auch nicht durch gelegentliche 
Missverständnisse und unwillkommene Zwischenfälle ent- 
muthigen lassen, sondern wenn vor Allem auch die Kreise, 
deren Interessen in den Gutachten und Anträgen zum 
Ausdruck kommen sollen, das richtige Verständniss für 
die Aufgabe und das Bewusstsein ihrer Verantwortlichkeit 
haben. Bei der vorzüglichen politischen Organisation ins- 
besondere der Arbeiter, wird es den lokalen Führern 
derselben vielfach leicht sein, stramme Parteigenossen 
ins Gewerbegericht zu bringen, und die Versuchung liegt 
nahe, dann auf diese auch in ihrer Eigenschaft als Bei- 
sitzer des Gerichts in Versammlungen, Vereinen, der 
Presse u. s. w. einen Druck auszuüben. Aber Gutachten, 
die von den thatsächlichen Verhältnissen vorsätzlich absehen, 
um Parteiforderungen zum Ausdruck zu dienen, Anträge, die 
im Bewusstsein der Unausführbarkeit nur als Demonstration 
gestellt werden, würden es dem Gericht, je öfter sie 
vorkämen, um so mehr erschweren, die Vertrauensstellung 
bei den Behörden zu erlangen, deren speziell eine In- 
teressenvertretung durchaus bedarf, und sie würden 
schliesslich auch die Autorität des Gerichtes bei den 
Parteien untergraben. Anderseits wird. freilich insbesondere 
seitens der Behörden nıe übersehen werden dürfen, dass 
es sich bei der dem Gewerbegericht gewährten Befugniss 
nicht um eine Vergünstigung handelt, die gewissermassen 
auf Wohlverhalten gewährt ist, sondern um eine vom 
Gesetzgeber aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit ge- 
schaffene Einrichtung. 


Fehler und Uebergriffe werden bei Benutzung einer 
solchen nie ausbleiben; je öfter aber von ihr Gebrauch 
gemacht wird, um so eher und um so kräftiger wird 
sie im Interesse der sozialen Verständigung wirken 
können. 


Wenn leider nicht bestritten werden kann, dass die 
gesammte derzeit bestehende Selbstverwaltung im Staat 
(Schöffen und Geschworene, Provinziallandtage, Bezirks- 
ausschüsse u. s. w.) wie in der Gemeinde (Stadtverord- 
neten, Magistrate, gemischte Deputationen, Stiftungen) fast 
ausschliesslich in den Händen der besitzenden Klasse ist, 
dass die Unbemittelten von ihr zwar nicht de jure aber 
de facto fast völlig ferngehalten sind, so ist es um so 
wichtiger und nothwendiger, dass gerade die Selbstver- 
waltungskörper der einzigen Interessenvertretung, die auch 
den Arbeitern zugänglich ist, möglichsten Raum und mög- 
lichsten Einfluss verschaffen. 


Benutzung von Schulräumen. 


SL Bekanntlich werden in deutschen Grossstädten grosse 
Summen auf Volksschulgebäude verwendet, die, soweit 
es sich um neuere Bauten handelt, sehr weitgehenden 
Ansprüchen gerecht werden. Anders steht es mit der 
Benutzungsweise der Gebäude. Schon manchmal musste 
die Frage auftauchen, warum Schulzimmer, 'Turnhallen 
und Schulhöfe fast immer nur für den höchstens 30 bis 
36 Stunden in der Woche umfassenden Schulunterricht 
ausgenutzt werden und nur in Ausnahmefällen armen 
Schulkindern, die ihre Aufgaben zu Haus nicht anfertigen 
können, zum Aufenthalt dienen; oder warum jene Räume 
nicht für Turnspiele, Handfertigkeits- und Haushaltungs- 
Unterricht, für Forterziehung der schon im 14. Jahr die 
Schule verlassenden Jugend, für gewerbliche Fortbildung 
u. dergl. m. Verwendung finden. 


Diese Einrichtungen, die sowohl im Interesse der 
Kinder der Arbeiterbevölkerung als der Schule selbst 
von der grössten Bedeutung sind, und die theils von 
städtischer Seite, theils von Privatvereinen ım Laufe der 
letzten Jahre vielfach in Angriff genommen worden sind, 
wurden, abgesehen von der an manchen Orten weniger 
stiefmütterlich behandelten Fortbildungsschule, in ihrer 
Entwickelung bisher hauptsächlich dadurch gehemmt, dass 
es ihnen an geeigneten Räumlichkeiten fehlte. 


Selbst Bemühungen behufs Erlangung von Schul- 
räumlichkeiten und Höfen zu den erwähnten Zwecken, 
die von den Stadtverwaltungen oder den Schulbehörden 
ausgingen, sind vielfach gescheitert. Wirken hier nicht 
vielleicht Ursachen, die an und für sich von untergeord- 
neter Bedeutung sein mögen und die, wenn man sich 
entschlösse, von den gewohnten Pfaden etwas abzuweichen, 
unschwer zu beseitigen wären? 


Als eine solche erscheint die Unterbringung von 
Rektorenwohnungen in den Schulgebäuden selbst oder 
in Schulhöfen oder in unmittelbarer Nachbarschaft der 
Schule. Eine Untersuchung, warum diese Einrichtung 
besteht, zu welcher vermittelst dieser Zeilen die Anregung 
gegeben werden soll, wird wahrscheinlich ergeben, dass 
die Rektoren durch sie in eine zwecklose, weil überflüs- 
sige Verantwortlichkeit für die Gebäulichkeiten und in 
Bezug auf ihr Privatleben in eine allzu enge Verbindung 
mit den Aeusserlichkeiten der Schule gerathen, die in 
ihrem und im Gesammtinteresse gar nicht wünschenswerth 
sind. Nichts spricht dafür, dass Rektoren nicht so be 
schaffen sind, wie andere Sterbliche, die sich und den 
Ihrigen nach des Tages Arbeit gerne Ruhe gönnen und 
es ist recht wohl denkbar, dass sie diese nicht finden 
können, wenn sich die Schuljugend nach Beendigung des 
Unterrichts in den Schulräumen aufhält und in den Schul- 
höfen herumtummelt. Es war ja wohl nie beabsichtigt, 
den Rektoren die nächtliche Bewachung des Schulgebäudes 
anzuvertrauen, für die man auch den Pedellen missen 
kann, wenn er sich eines guten Schlafes erfreut. Den 
Tag über fehlt es aber nicht an Aufsicht, und es würde 
daran auch nicht fehlen, wenn sich die Kinder ausser- 
halb der Schulstunden in Haus und Hof unter Bewachung 
von Lehrern und Lehrerinnen oder sonstigen vertrauens- 
würdigen Erwachsenen aufhielten. Zudem steht es den 
städtischen Baubehörden frei, für die Instandhaltung der 
Schule bezw. für Befolgung der von ihnen erlassenen 
Regulative durch öftere Inspektionen zu sorgen. Sind es 
schultechnische Dinge von Belang, die einer Abweichung 
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vom bisherigen System im Wege stehen? Vom rein finan- 
ziellen Standpunkt sollte bei einer Abweichung vom bis- 
herigen Brauch eher gewonnen, als verloren werden, denn 
Amtswohnungen in Schulgebäuden oder in eigens dazu 
erbauten Häusern in den Schulhöfen können kein billiges 
Vergnügen sein, um so mehr, als die unmittelbare Ver- 
bindung mit der Schule recht wohl so manche besondere 
Bedürfnisse und damit auch besondere Ausgaben zeitigen 
mag. Die Frage lässt sich dahin resumiren: warum müssen 
Rektorenwohnungen gerade in und neben Schulgebäuden 
untergebracht werden, während es bei anderen städtischen 
Gebäuden mit werthvolleren inneren Einrichtungen keines- 
wegs Brauch ist, die Verwaltungschefs darin wohnen zu 
lassen ? 

Mögen diese Zeilen dazu dienen, die Aufmerksamkeit 
der betheiligten Behörden und der Rektoren auf diesen 
Gegenstand zu lenken. Hoffentlich stellt sich dann heraus, 
dass Schulgebäude mehr, wie es bisher geschieht, zum 
Nutzen der Volksjugend und des Stadtsäckels ausgenutzt 
werden können. Schulräume, die in Folge anderweitiger 
Unterbringung der Amtswohnungen frei würden, dürften 
vermuthlich rasch genug anderweitige Verwendung finden 
und manchen Neubau mit der Zeit überflüssig machen. 
Selbst wenn durch die anderweitige Unterbringung der 
Rektoren oder durch die denselben zu gewährenden Woh- 
nungszuschüsse Mehrbelastungen entstünden — was würde 
das bedeuten gegenüber den direkten und indirekten Vor- 
theilen, die eine bessere Erziehung und Versorgung der 
Kinder der ärmeren Volksklassen mit sich bringt? 


Speisung von Schulkindern. 


Q, Aus Lehrerkreisen, die am meisten Gelegenheit haben, 
Beobachtungen über das Bedürfniss nach Speisung armer 
Schulkinder anzustellen, dringt selten etwas darüber in die 
Oeffentlichkeit. Um so mehr Interesse bietet eine von einer 
Wiener Lehrerin an die Neue Freie Presse gerichtete Zuschrift, 
die folgendermassen beginnt: 

„Ich bin Lehrerin an einer recht ungünstig situirten 
Schule des zehnten Bezirkes und kann Sie versichern, dass es 
viele, viele hungernde Kinder gibt, ja sogar solche, die ohne 
Frühstück zur Schule kommen, in der sicheren Hoffnung, ein 
warmes Mittagsmahl zu erhalten. Welche Enttäuschung, welch’ 
bitterer Stachel für ein zartes Kinderherz, wenn das bittende 
Wesen bei der Markenvertheilung feer ausgeht. Und doch ge- 
schieht dieses so häufig, da kaum der vierte Theil berück- 
sichtigt werden kann. So sehr auch die Zentrale des Vereines 
zur Beköstigung armer Schulkinder bemüht ist, das Möglichste 
zu leisten, so wird ihr dieses doch nicht eher gelingen, als bis 
der Verein über eine Jahresanzahl von mindestens 20 bis 
30000 Mitgliedern verfügt. Sollte dies in einer Millionenstadt, 
in der so viele edle Herzen schlagen, nicht erreichbar sein? 
Für 30 bedürftige Kinder, die sich am Anfange des Schuljahres 
in meiner Klasse meldeten, habe ich nur sieben Marken täg- 
lich, trotzdem unsere Schule vielleicht am besten bedacht wurde 
und der Herr Oberlehrer meine Klasse am meisten berück- 
sichtigte*. 

Die Wahrscheinlichkeit spricht dafür, dass auch in vielen 
anderen Städten die Einrichtungen zur Speisung von Schul- 
kindern unzureichend sind. Einige Veranstaltungen zur Kinder- 
speisung seien nachstehend erwähnt: 

In Berlin vertheilt der Verein zur Speisung armer Kinder 
während des Winters in 165 städtischen Schulen ein unent- 
geltliches Frühstück, an dem täglich schätzungsweise 5 bis 
7000 Kinder theilnehmen. Es besteht aus Brod, Kaffee, Milch 
oder Roggenmehlsuppe und wird solchen Kindern, die ganz 
nüchtern zur Schule kommen, gleich beim Antritt, den andern 
während der 10 Uhr-Pause verabreicht. 

In Mannheim hat die Stadt im Etatsjahre 1891 Mk. 7500 
zur Speisung von Kindern unbemittelter Eltern ausgegeben. 
Die Speisung findet nur in strenger Winterszeit statt und be- 


schränkt sich auf einen Morgenimbiss, bestehend aus Milch 
und Brod. Arme Kinder erhalten dies umsonst, andere gegen 
Zahlung der Selbstkosten. Die Vertheilung findet in den Schulen 
selbst statt und wird von den Schuldienern besorgt. 

Auch in Magdeburg bringt die Stadt die erforderlichen 
Kosten auf; so bewilligten vor Kurzem die Stadtverordneten zu 
diesem Zweck Mk. 10.000. — Der Magistrat bemerkte hierzu, 
dass man im Vorjahre absichtlich die grösste Milde habe walten 
lassen, um zunächst eine Uebersicht über das Bedürfniss zu 
gewinnen; später, als sich Missbräuche herausgestellt hätten, 
habe man die Direktoren und Lehrer zu strengerer Prüfung 
veranlasst, damit die Vertheilung möglichst gerecht geschehe ; 
in gleicher Weise wolle die Schulverwaltung auch in diesem 
Jahre vorgehen und thunlichst auch die Armenpfleger der 
einzelnen Bezirke zur Mitwirkung heranziehen. 

In Breslau trägt ebenfalls die Stadt den Haupttheil der 
Kosten, während sich in Kassel die Regierung, die Stadt und 
Private darein theilen. 

In Stettin geht die Speisung der Schulkinder vom Verein 
für Ferienkolonien aus. Täglich erhalten dort im laufenden 
Winter 293 Kinder warmes Mittagessen. 

In Düren i. W. gehört die Mittagsspeisung der Kinder zu 
den Aufgaben des dortigen „Freiwilligen Armenvereins“. Er 
speist während der Wintermonate täglich etwa 300 Kinder 
in seiner Volksküche und betrachtet diese Einrichtung als be- 
sonders segensreich. 

In Frankfurt a. M. besorgt der Verein für Kinderhorte 
das ganze Jahr über (mit Ausnahme der Sonn- und Festtage 
und der Ferien) eine Mittagsspeisung und zwar in zwei Hor- 
ten und (bis jetzt) in zwei Schulgebäuden. Das Essen besteht 
aus l bis 2 Tellern Suppe (meist Hülsenfrüchten) und einem 
Stück Brod. Während man zu Anfang 5 Pig. für die Mahlzeit 
erhob und sie armen Kindern umsonst verabreichte, ging man 
später angesichts der Schwierigkeit, rasche und zuverlässige 
Auskunft über die Bedürftigkeit zu erlangen, zu einer einheit- 
lichen Zahlung von 3 Pfg. über. In der Frequenz haben sich 
daraus keine wesentlichen Verschiebungen ergeben. Die Kosten 
stellen sich auf 6 bis 7 Pfg. pro Portion, worin die Vergütung 
für Aufsicht nicht eingeschlossen ist. 

Am weitesten, und vielleicht in einigen Beziehungen zu 
weit, ist das Schulsuppensystem in Paris ausgebildet, wo die 
Stadt dafür alljährlich einen Zuschuss von Frs. 500 000 ge- 
währt. Das Mittagessen besteht aus Suppe, Fleisch und Ge- 
müse. Allein im Bezirk Montmartre hat man während des 
Schuljahres 1885/86 736 526 Portionen gegen Zahlung und 
374 301 unentgeltlich, im Jahre 1888 desgl. 923 783 bezw. 660 366 
ausgetheilt. Da auch Essen gegen Zahlung unter Kostpreis 
verabreicht wird, scheint es häufig vorzukommen, dass auch 
Kinder davon Gebrauch machen, deren Eltern in mässigem 
Wohlstand leben. 

Die Mittheilungen über Paris und Berlin sind einer sehr 
lesenswerthen Schrift von P. C&sar (deutsch von Agnes Blumen- 
feld, Berlin. Emil Apolant) entnommen, die weiter auch zeigt, 
dass ähnliche Veranstaltungen namentlich in der Schweiz 
häufig sind. Sie kommen dort vielfach, wie übrigens auch 
in Deutschland, in Landorten vor. 

In England sind Penny-Dinners für Schulkinder sehr ver- 
breitet, allerdings auch das Bedürfniss danach besonders gross; 
denn allein in London sollen 30 000 Schulkinder schlecht ge- 
nährt sein. 

Wir schliessen diese Aufzählung indem wir bemerken, 
dass überallher über die Erfolge der Speisung nur Günstiges 
berichtet wird. Mit der Besserung des Gesundheitszustandes 
der Kinder ging eine Erhöhung ihrer Schulleistungen Hand 
in Hand. 


Notizen. 


Armenpflege. 


Zunahme der Armenausgabenin Crefeld. Wie 
der uns zugegangene Verwaltungsbericht der Stadt Crefeld 
nachweist, haben in dem Jahr 1891/92 die Ausgaben für die 
Armenpflege dort bedeutend zugenommen. Es wird dies auf 
im allgemeinen recht traurige Arbeitsverhältnisse, besonders 
aber auf das völlige Daniederliegen der Sammt- und Seiden- 
industrie zurückgeführt. Die Ausgaben für Armenbedürfnisse 
haben betragen M. 515 168, im Vorjahre dagegen M. 415 917. 
In der offenen Armenpflege sind während des Rechnungsjahres 
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durchschnittlich 5004, in der geschlossenen 574 Personen unter- 
stützt worden. Das sind in diesem Jahr 4,8% resp. 0,5 % der 
Gesammtbevölkerung gegen 3,3 % resp. 0,5 % im Vorjahr. Diese 
Durchschnittszahlen geben aber ein falsches Bild insofern, als 
nicht etwa ein Schwanken der Zahl der Unterstützten statt- 
fand, sondern ein stetiges Steigen von nicht ganz 4000 auf 
7300 Personen. Die Unterstützungsbeträge in Baar, Kohlen 
und Miethe sind von fast M. 10000 auf nahezu M. 16 000 ge- 
stiegen. Der Betrag der durchschnittlichen Unterstützung pro 
Kopf und Woche, der im März 1891 M. 1,25!/a betrug, sank 
auf M. 1,09 (durchschnittlich im ganzen Jahr von M. 1,22 [in 
1890/91] auf M. 1,17 [1891/92]). In den Wintermonaten hat 
seitens der Stadt eine Beschäftigung Arbeitsloser mit Wege- 
arbeiten, Mattenflechten, in Sandgruben u. s. w. stattgefunden. 
Wie gross die Noth in dieser Zeit war, geht auch aus der 
Benutzung der städtischen Volksküche hervor, die im Monat 
Januar durchschnittlich 1038 Portionen verkauft und vertheilt 
hat. Dabei war es nicht möglich, über 1050 Portionen fertigzu- 
stellen, sodass viele abgewiesen werden mussten. 


Schulwesen. 


f Staatszuschuss zu Schulgeldermässigungen 
in Braunschweig. Zwischen der Landesregierung und dem 
Landtage war im Jahre 1890 vereinbart, dass den evangelischen 
Landgemeinde-Schulen ein Zuschuss aus Staatsmitteln zur 
Deckung desjenigen Schulgeld-Ausfalls gewährt werden solle, 
welcher durch ein gleichzeitiges Landesgesetz eintrat. Nach 
diesem erhalten die Landschulen fortan das Schulgeld nur für 
ein Kind derselben Eltern; gleichzeitig wurde sein Betrag all- 
gemein um 1 M. ermässigt. Der Staat zahlt den betreffenden 
Schulkassen in Folge dessen für jedes in Zukunft vom Schul- 
gelde befreite Kind den vollen Betrag des bisherigen Schul- 
geldes (in der Regel 5 M.), für jedes nicht befreite Kind aber 
1 M. jährlich. Um nun eine gleiche Einrichtung in den Städten 
und den Flecken mit Bürgerschulen eintreten zu lassen, wurde 
ferner festgestellt, dass diese denselben Zuschuss erhalten 
sollten, wenn sie eine entsprechende Ermässigung des Schul- 
geldes unter analoger Anwendung der für Landgemeinden 
geltenden Grundsätze einführen würden. Bei strenger Befolgung 
dieser Bestimmungen wäre indess in der Stadt Braunschweig 
die beabsichtigte Entlastung Unbemittelter nur unvollkommen 
erreicht. Schon seit Jahren hatten nämlich die städtischen Be- 
hörden auf den unteren Bürgerschulen allen Kindern freie 
Unterrichtsmittel, auf den mittleren Bürgerschulen aber Erlass 
von insgesammt 10 °/o des Schulgeldsolls auf die bezüglichen 
Gesuche hin gewährt. Hätte man diese Vergünstigungen nun- 
mehr beseitigt, so würde die Stadt im Schuljahre 1890/91 bei 
Einführung der nämlichen Erleichterungen wie in den Land- 
schulen eine Summe von rund M. 9700 an Zuschüssen zur 
Bürgerschulklasse erspart haben. Die Gewährung freier Unter- 
richtsmittel bei den unteren Bürgerschulen ist aber nicht nur 
den betreffenden Eltern sehr erwünscht, sondern liegt auch 
im wohlverstandenen Interesse der Schule selbst und entlastet 
daneben die Armenpflege in zweckmässigster Weise. Anderer- 
seits kann den Eltern, welche in beschränkten Verhältnissen 
leben, aber bislang im Stande waren, ihre Kinder in eine 
mittlere Bürgerschule zu schicken, eine ganz allgemeine Er- 
mässigung des Schulgeldes (hier von 20 M. auf 19 M. für 
einzige und erste Kinder; auf 15 M. für zweite und folgende 
Kinder) viel weniger zu statten kommen, als wenn unter den 
mehr oder minder Bedürftigen eine Auswahl getroffen wird. 
Mit Freude darf es daher begrüsst werden, dass auf Vorstellung 
der städtischen Behörden bezüglich der Stadt Braunschweig 
eine Aenderung der obigen Vereinbarung herbeigeführt ist. 
Nach der neuen Bestimmung, welche in dem kürzlich ver- 
öffentlichten vorjährigen Landtagsabschiede sich befindet, er- 
hält die Schulkasse den Zuschuss von 1 M. für einzige und 
erste Kinder, von 5 M. für die übrigen Kinder, welche die 
Bürgerschulen besuchen, unter der Bedingung, dass die unteren 
Bürgerschulen dieselben Erleichterungen wie in den Landge- 
meinden gewähren und daneben allen Kindern freie Unter- 
richtsmittel auf Kosten der Schulkasse liefern, dass dagegen 
auf die mittleren Bürgerschulen 10°/o des Schulgeldsolls unter 
Berücksichtigung der eingehenden Gesuche je nach Bedürftig- 
keit der Bittsteller vom Schulvorstande erlassen werden. 


Staatliche Fortbildungsschule in Danzig. Be- 
treffs der staatlichen Fortbildungsschule, die seit dem 1. Oktober 
1892 in Danzig besteht, hat die Stadt mit dem Staate ein Ab- 
kommen getroffen, wonach sie sich verpflichtet, das Gebäude 
zu schaffen und für Reinigung und Unterhalt zu sorgen. Falls 
bis zum 1. April 1893 eine Einigung mit der Unterrichts-Ver- 
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waltung erzielt werden kann, will Danzig bis zum 1. April 1896 
ein besonderes Gebäude herstellen. Interimistisch ist das Ge- 
werbehaus zum Preise von M. 5090 gemiethet. In der neuen 
Anleihe, die Danzig aufzunehmen beschlossen hat, sind für 
den Bau der Fortbildungsschule M. 350 000 vorgesehen. Der 
Staat zahlt nach obiger Abmachung an die Stadt M. 8000 für 
Miethe und besoldet die Lehrer. 


Städtische Fortbildungsschule in Halberstadt. 
Nach dem uns zugegangenen „Bericht über die Verwaltung 
und den Stand der Gemeinde-Angelegenheiten der Stadt Halber- 
stadt für das Jahr pro 1. April 1891/92“ ist dort auf Grund 
der Novelle zur Gewerbeordnung vom 1. Juni 1891 ein Orts- 
statut erlassen worden, durch welches die Verpflichtung zum 
Besuch der gewerblichen Fortbildungsschule bis zum Schluss 
desjenigen Schuljahres ausgedehnt wurde, in welchem der Fort- 
bildungsschüler das 17. Lebensjahr vollendet. Die Schule scheint 
sich kräftig zu entwickeln. Bei ca. 37000 Einwohnern zählte 
Halberstadt 1890: 394 1891 bereits 445 Fortbildungsschüler 
(mit Einschluss einer Gärtnerklasse). Die entsprechenden 
Schülerzahlen der Zeichenklassen sind 414 und 416. Die Ein- 
nahmen der Fortbildungsschule bestanden in Zuschüssen aus 
der Staatskasse in der Höhe von M. 3504 und aus der Kämmerei- 
kasse in Höhe von M. 4084. Die Ausgaben betrugen im Ganzen 
M. 8237,20. Der Vorschuss des vorangegangenen Jahres in 
Höhe von M. 541,07 hat sich um M. 108,13 vermehrt. 


Gesundheitswesen. 


Städtische Bäder in München. Wie wir dem Be- 
richt über den Stand der Gemeindeangelegenheiten in München 
für das Jahr 1891 entnehmen, besass die bayerische Residenz 
Ende 1891 an öffentlichen Bädern ein Männerfreibad, ein Frauen- 
freibad und ein Brausebad, für dessen Benutzung eine Gebühr 
von 10 Pfg. erhoben wird. Die beiden erstgenannten Bäder 
waren im Jahre 1891 vom 15. Mai bis 30. Oktober geöffnet. 
Während dieser Zeit haben im Männerfreibad 15 072, im Frauen- 
freibad 4714 Personen gebadet. Der durchschnittliche Besuch 
der Freibäder an einem Tage war im Männerfreibad 1890 im 
Monat August am stärksten (252), 1891 im Juli (197); im 
Frauenfreibad 1890 am stärksten im August (58), 1891 im 
Juni (65). Am Tage des stärksten Besuches badeten im Männer- 
freibad 2000, im Frauenfreibad 412 Personen. Im Brausebad 
badeten 1891 69550 Personen gegen 74221 im Jahre 1890. 
Die Ausgaben für die Badeanstalten betrugen M. 8458,97, die 
Einnahmen M. 7036,35, sodass sich die reine Ausgabe auf 
M. 1422,62 gegen M. 871,90 im Jahre 1890 belief. Der Bau 
von zwei weiteren Brausebädern ist gesichert. In Betreff der 
Errichtung von Volksbädern im Innern der Stadt bestehen 
mehrere Pläne, und es ist nicht zu zweifeln, dass München 
der Schwierigkeiten Herr werden wird, die sich der Ausführung 
entgegenstellen. Es ist das um so mehr zu hoffen, als die auf- 
fallend niedrige Frequenz des Frauenfreibades entschieden darauf 
hinweist, dass bei den Frauen, denen Bäder sicherlich ebenso 
nöthig und gesund sind wie den Männern, die weite Entfernung 
der jetzigen Freibäder störend ja vielfach hindernd wirkt. Es 
mag sein, dass weibliche Personen, schon in Folge mangel- 
hafter Erziehung, nicht das gleiche Bedürfniss zum Baden wie 
männliche haben. Theilweise wird man die Gründe für den 
auffallend niedrigen Besuch des Frauenfreibades wohl auch in 
sozialen Verhältnissen suchen müssen. Es wäre z. B. wünschens- 
werth, wenn die „Herrschaften“ sich entschliessen könnten, 
ihren Dienstboten und Kellnerinnen Zeit, Gelegenheit und Auf- 
munterung zu dieser Erholung zu gewähren. 


Städtisches Gewerbewesen. 


g Städtische Hebestelle für die Reichsver- 
sicherung in Hildesheim. Wie aus den Mittheilungen 
des Magistratsassessors Dr. Freund in No. 3 d. Blattes hervor- 
geht, sind in Preussen nur 7 Gemeindebehörden vorhanden, 
die sich mit der Einziehung der Beiträge zur Invaliditäts- und 
Altersversicherung befassen. Diese Pioniere verdienen daher 
alle Beachtung und wir geben hier gern den Erfahrungen Raum, 
die uns aus einer dieser Gemeinden, nämlich aus Hildesheim, 
berichtet werden. Dort sind sämmtliche Ortskrankenkassen, 
die Gemeindekrankenversicherung und die Hebestelle der In- 
validitäts- und Altersversicherung einem städtischen Beamten 
unterstellt. Nennenswerthe Nachtheile haben dadurch weder 
die Betriebs- und Innungskrankenkassen noch die Gemeinde- 
versicherung und Ortskrankenkassen empfunden; denn die Mehr- 
arbeiten sind bei ihnen nicht sehr bedeutend und werden durch 
die von der Versicherungsanstalt zu zahlende Entschädigung 


annähernd gedeckt. Daneben haben die Krankenkassen noch 
den Vortheil, dass ihre Mitglieder fester an sie gekettet werden, 
wenn ihnen die mühseligen Geschäfte, welche die Invaliditäts- 
versicherung erfordert, abgenommen werden, während die Mit- 
glieder der freien Hilfskassen diesen Vortheil nicht geniessen. 
Anders liegt die Sache bezüglich derjenigen Versicherten, die 
keiner Zwangskrankenkasse oder überhaupt keiner Kranken- 
kasse angehören. Für diese musste eine besondere Hebestelle 
und eine besondere Kassenführung mit Kassenboten u. s. w. 
eingeführt werden. Dadurch sind bedeutende Kosten erwachsen, 
für welche die Entschädigung der Versicherungsanstalt keinen 
Ersatz bietet. In Hildesheim mussten von den Verwaltungs- 
kosten der Hebestelle (M. 1943) M. 893 von der Kämmerei- 
kasse übernommen werden. Dazu kommt, dass man die Hebe- 
stelle etwa mit der Hälfte des Gehaltes der 7 Beamten der 
gemeinsamen Geschäftsstelle, also mit M.4000 belasten muss. 
Das sind zusammen mit den eben berechneten M. 893 rund 
M. 4900, also gar keine unerheblichen Kosten. Trotzdem 
herrscht in Hildesheim allgemeine Befriedigung über die ge- 
troffene Einrichtung; denn ihre Vortheile liegen auf der Hand. 
Sie bestehen darin, dass eine möglichst genaue Ausführung 
des Gesetzes, namentlich die pünktliche Einziehung der Beträge 
und die richtige Verwendung der Marken gesichert ist, ohne 
dass es der sonst erforderlichen weiteren Kontrole durch be- 
sondere Beamte u. s. w. bedarf. So werden diejenigen, zu deren 
Gunsten das Gesetz gegeben ist, leichter seiner Vortheile theil- 
haftig. Ferner sind sowohl Arbeitgeber wie Arbeiter, abgesehen 
von dem Erfordernisse der besonderen An- und Abmeldung — 
sofern sie nicht ohnehin zur Krankenkasse angemeldet werden 
müssen — jeglicher ihnen sonst durch das Gesetz auferlegten 
Arbeit überhoben, so auch der Anschaffung und Verwendung 
der Marken, (die namentlich für die unständigen Arbeiter lästig 
sind), und der damit verbundenen Verantwortung und Strafge- 
fahr. Die hier erwähnten Vortheile hat die Stadt Crefeld, wie 
wir ihrem „Bericht über die Verwaltung und den Stand der 
Gemeinde-Angelegenheiten für das Jahr 1891/92* entnehmen, 
reiflich in Erwägung gezogen. Man gedenkt dort den 6 Orts- 
krankenkassen gegen Entgelt und zwar gegen 3°/o der einge- 
gangenen Beträge die Einziehung der Beiträge und gleichzeitig 
die Ausstellung und den Umtausch der Quittungskarten für 
alle Versicherten und Versicherungspflichtigen des betr. Stadt- 
bezirks zu übertragen. Man darf erwarten, dass das Vorgehen 
dieser Gemeinden wegen der geschilderten, klar und leicht er- 
kennbaren Vortheile eifrige Nachfolge finden wird. 


Thätigkeit des Stuttgarter Gewerbegerichts. Im 
Jahre 1592 wurden bei dem Stuttgarter Gewerbegericht 1085 
Klagen anhängig gemacht, von welchen 1024 sich im Laufe 
des Jahres erledigten. 215 von diesen wurden zurückgenommen 
(21,0), 494 wurden verglichen (48 °/o), 283 führten zum End- 
urtheil (28 °/o), 32 zu einem rechtskräftigen Versäumnissurtheil 
(3 /»). Die Klagezurücknahmen betrafen meist Fälle, wo der Be- 
klagte den Kläger aussergerichtlich befriedigte. Zur Erledigung 
der Prozesse fanden 1286 Verhandlangen statt, 945 vor dem 
Vorsitzenden allein, 341 vor dem vollen Gewerbegericht. Der 
Streitwerth betrug bei 300 Klagen bis zu 10 M., bei 316 
zwischen 10 und 20 M., bei 378 zwischen 20 und 50 M., bei 
68 !zwischen 50 und 100 M., bei 23 über 100 M. Von der 
letzten Kategorie wurden 10 durch Urtheil beendigt, wovon 
einer durch Berufung beim Landgericht angegriffen wurde. 
Die Dauer der Prozesse von der Erhebung bis zur Erledigung 
betrug bei 333 Klagen nur 1 Tag, bei 201 Klagen 2 Tage, 
bei 171 Klagen 3 Tage, bei 178 Klagen 4-7 Tage und bei 
141 mehr als 1 Woche. Die Arbeitgeber traten 101mal als 
Kläger auf und zwar in 26 Fällen gegen Lehrlinge, in 75 
gegen Arbeiter, dagegen klagten 30 Lehrlinge gegen ihre 
Meister, 9 Betriebsbeamte, Werkführer und Techniker und 
943 Arbeiter gegen ihre Arbeitgeber. Ausserdem fanden 
2 Klagen zwischen Arbeitern aus einem Accordverhältniss 
statt. Bei den 943 Klagen von Arbeitern gegen Arbeitgeber 
waren 1080 Arbeiter als Kläger betheiligt, welche sich folgen- 
dermassen vertheilten: Arbeiter im Baugewerbe 257 (257 
männl.), im Handelsgewerbe 34 (30 männl., 4 weibl.), im Ver- 
kehrsgewerbe 42 (42 m.), im Wirthschaftsgewerbe 137 (52 m.. 
85 w.), in Fabriken und Gewerbebetrieben, die den Fabriken 
gleichgestellt sind, 198 (167 m., 31 w.), in anderen Gewerbe- 
betrieben (insbesondere im Handwerk) 412 (383 m., 29 w.), 
zusammen 1080 (931 m., 149 w.). Unter den 550 männlichen 
Arbeitern der beiden letzten Rubriken sind folgende Berufe 
am stärksten vertreten: Schreiner 146, Schneider 61, Bäcker 43, 
Schlosser 35, Metzger 17, Schuhmacher 16, Arbeiter in Piano- 
fabriken 13, Glaser 13, Bodenleger 12, Flaschner 12, Bier- 
brauer 11. 


Litteratur. 


Schriften der Zentralstelle für Arbeiter-Wohlfahrts- 
ein C hit un grenze Niomeissn DiemiVvzenb/esjsse run osedieiz 
Wohnungen. Vorberichte und Verhandlungen der Kon- 
ferenz vom 25. und 26. April 1892. Berlin 1892. 


Aus dem Zweck und der Art der Einrichtung der Zentral- 
stelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen ergibt sich von 
vornherein, dass die Besprechung der Wohnungsfrage hier nur 
von ganz bestimmten, ziemlich eng begrenzten Gesichtspunkten 
aus unternommen worden ist. Es ist eine durchaus angebrachte 
Bescheidenheit, wenn die Erörterungen unter dem Titel „Die 
Verbesserung der Wohnungen“ an die Oeffentlichkeit getreten 
sind. Der Inhalt des Bandes setzt sich zusammen aus einer 
von Kalle gegebenen Uebersicht über die Wohnungsfürsorge 
der Arbeitgeber für ihre Arbeiter, welcher ein Bericht von 
Albrecht über die Thätigkeit der Baugenossenschaften, insbe- 
sondere der Arbeitergenossenschaften, folgt. Nussbaum ent- 
wickelt die allgemeinen Grundsätze für den Bau und die Ein- 
richtung von Arbeiterwohnungen. Dann kommen die Verhand- 
lungenselbst, welche sich wesentlich an die Referate anschliessen, 
aber auch besondere Berichte über einzelne Wohnungsanlagen 
grösserer Betriebe enthalten. Wie erinnerlich, war mit der 
Konferenz eine Ausstellung von Plänen für Arbeiterwohnungen 
verbunden, über die Albrecht in längerer Zusammenstellung 
berichtet. Eine Anzahl von Statuten, betr. Gewährung von 
Bauprämien, Baudarlehen, Haus- und Miethordnung, ferner 
Satzungen von Baugenossenschaften sind dem Werke beige- 
geben. Das gebotene Material ist besonders für Techniker, 
für gemeinnützige Gesellschaften, für Arbeitgeber, kurz für 
alle diejenigen interessant, welche sich über die Art des 
Baues kleiner Wohnungen unterrichten wollen. Dagegen trägt 
es nur wenig zur Lösung der Wohnungsfrage als solcher bei. 
Die Verwechslung des Oekonomischen mit dem Technischen, 
welche bis jetzt immer bei der Erörterung des Wohnungs- 
problems eine sehr bedauerliche Rolle gespielt hat, herrscht 
auch hier wieder vor. Daneben ist es als ein Fehler zu be- 
zeichnen, dass man die Wohnungsfrage nur als eine Sache 
der Arbeitgeber einerseits und der Arbeiter andererseits hin- 
gestellt hat. Infolge davon fällt jegliche Beziehung auf die 
öffentlichen Gewalten weg, und es gewinnt den Anschein, als 
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ob diese die ganze Sache gar nichts anginge. Darum kommt 
man denn auch um keinen Schritt weiter. Kalle ruft den Ar- 
beitgebern zu „Baut Arbeiterwohnungen!“ Albrecht sagt: „Es 
ist sehr viel werth, wenn die Arbeiter selbst in Genossen- 
schaften ihr Wohnungsbedürfniss befriedigen können, leider 
sind aber nur wenige dazu im Stande.“ Wie lange steht doch 
die Wohnungsfrage auf diesem Standpunkt! Sie wird nicht 
weiter geführt werden, ehe man Seitens der Staats- und 
Stadtgewalten praktisch und mit Aufwand von öffentlichen 
Mitteln vorgeht. 15% 
Eger, G.. Dr. jur., Regierungsrath: Krankenversicherungs- 
gesetz in der Fassung vom 10. April 1892 und Gesetz 
über die eingeschriebenen Hilfskassen vom |. Juni 
1884. Nebst einem Anhange, enthaltend die Normalstatuten 
und alle wichtigeren Gesetze, Verordnungen und Erlasse. 
2. vermehrte Auflage. Breslau 1892. J. U. Kern’s Verlag 
(Max Müller). XV und 276 Seiten. 
Petersen, Th. Erster Beamter der Behörde für Krankenver- 
sicherung: Das Krankenversicherungsgesetz u.s.w. 
Mit Berücksichtigung der Materialien, der Ausführungs- 
bestimmungen und insbesondere auch der Rechtsprechung. 
Hamburg 1892, Grefe und Tiedemann. X und 436 Seiten. 
Diese beiden Erläuterungen des neuen Krankenversiche- 
rungsgesetzes sind vorzügliche Arbeiten zweier sachkundiger 
Verfasser. Petersen berücksichtigt in seinen Erklärungen mehr 
praktische Einzelfälle an der Hand von Gerichtsentscheidungen 
und des reichen Materials, welches die Zeitschrift „Arbeiterver- 
sorgung“ enthält, wie man sich z. B. beim Nachschlagen der das 
Handelsgewerbe betreffenden neuen Bestimmungen überzeugen 
kann; er hat deshalb gewisse Vorzüge für den täglichen Ge- 
brauch im Kassenwesen, obgleich er vielfach spezifisch ham- 
burgische Verhältnisse berücksichtigt. Eger ist in Detailfragen 
weniger ausführlich, bringt aber dafür zu den Prinzipienfragen 
der Krankenversicherung (z. B. zu 875 ff.) mehr Material, als 
Petersen, auch mehr Stoff an Verordnungen und Zirkularen 
zur Ausführung des Gesetzes in der preussischen Verwaltungs- 
praxis. Druck und Inhaltsverzeichniss sind bei Petersen etwas 
splendider als bei Eger; dass Petersen die neuen Zusätze zum 
Gesetz durch fetten Druck hervorhebt, hat wohl mehr theore- 
tische Bedeutung. Auf Grund dieser kurzen Charakteristik der 
beiden treflichen Arbeiten wird jeder, der nach einem guten 
Kommentar sucht, selbst seine Wahl treffen können. 
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Eingegangene Schriften. 


Die Jugendspiele und ihre Pflege durch 
Schule und Behörden.) 


Von Turnlehrer H. Wortmann in Leipzig. 


Wer die Entwickelung unserer deutschen Spielbe- 
wegung seit dem Frlass des ehemaligen preussischen 
Kultusministers v. Gossler vom 27. Oktober 1882 ver- 
folgt, wird mit Freuden anerkennen müssen, dass die 
Einsicht in den gesundheitlichen und erzieherischen Werth 
der Jugendspiele immer mehr Boden fasst, und dass sich 
von Jahr zu Jahr die Zahl der deutschen Städte mehrt, 
die der bewegungslustigen Jugend den grünen Anger 
zum fröhlichen Spiel anweisen. Wurde auch schon früher 
das Turnspiel von fachkundigen Lehrern als ein vollbe- 
rechtigter Bestandtheil jeder Turnstunde angesehen und 
gepflegt, so ist der jetzige Fortschritt doch zum wesent- 
lichsten Theile den rastlosen Bemühungen des Herrn 
von Schenckendorff-Görlitz und später dem Zentral-Aus- 
schuss zur Förderung der Jugend- und Volksspiele in 
Deutschland zu danken. Während sich früher das Spiel 
meist im engen Rahmen einer Turnstunde bewegte und 
die Jungen und Mädchen lediglich inmitten der Stadt, 
sei es in der Turnhalle oder auf einem angrenzenden 
Platze vereinte, führt das Spiel nunmehr die Jugend hinaus 
aus der Strassen quetschender Enge und der russ- und 
staubdürchschwängerten Luft auf den grünen Plan. 

Um nun die Jugendspiele noch wirksamer und leichter 
zu verbreiten und neues Interesse bei Lehrenden und 


*) Ueber die letzte Sitzung des Zentralausschusses in 
Berlin (21. u. 22. v. M.) wird unter „Notizen“ in diesem Blatt 
berichtet. Dieser Bericht vervollständigt die Ausführungen des 
Verfassers. Red. 
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Lernenden zu erwecken, fanden in vorigem Sommer zum 
ersten Male in sechs Städten sog. Spielkurse statt, welche 
die Ausbildung schon im Amte befindlicher Lehrer und 
Lehrerinnen als Leiter der Spiele bezweckten. Die Städte 
waren Berlin, Bonn, Braunschweig, Görlitz, Hannover 
und Rendsburg. In Leipzig hatte man die Veranstaltung 
eines Kurses abgelehnt, da man der Meinung war, dass 
die turnerische Ausbildung der Lehrer und Lehrerinnen 
solches unnöthig mache. Die Theilnahme der Lehrer und 
Lehrerinnen war in allen Städten eine hocherfreuliche, 
und dankbar ist anzuerkennen, dass die Staats- und 
städtischen Behörden jenen Kursen ein ungemein reges 
Interesse entgegenbrachten. Die Ausdehnung derselben 
ist aus folgender Tabelle ersichtlich: 


Zahl | Zahl der ausgebildeten 
der Oft: 
Kurse, Lehrer | Lehrerinnen 
2 Berinwers se: 56 101 
a) 54 _ 
2 Bonner ee. b) 23 ea 
2 Braunschweig . 32 31 
BR a) 31 En 
2 Görlitz b) 35 I 
a) 24 
3 Hannovers: b) 34 62 
1 Rendsbures 2 yes 23 
312 194 


Dem vorhandenen Bedürfnisse haben indessen diese 
Kurse entfernt nicht genügt. Zahlreiche Schreiben be- 
kunden, dass der Wunsch, im nächsten Jahr möglichst 
in jeder Provinz oder jedem Einzelstaat mindestens einen 
Kursus zu veranstalten, weit verbreitet ist. Daher werden 
denn auch wohl im nächsten Jahre ausser in obigen 
Städten voraussichtlich in München, Stuttgart, Karlsruhe, 
Frankfurt a. M., Westfalen, Koburg, Danzig und Königs- 
berg i. Pr. neue Spielkurse ermöglicht werden. Die Kurse 
dauerten 8 Tage, die Theilnahme an ihnen wurde durch 
Beihülfe der städtischen Behörden an die Bewerber er- 
leichtert. Eine reiche Saat ist somit ausgestreut, die 
Frucht wird nicht ausbleiben. 


Aber noch weitere Vorbereitungen hat der Zentral- 
ausschuss zur Förderung der Jugend- und Volksspiele 
getroffen. Allen Städten bis zu 5000 Einwohnern herab 
ist ein Fragebogen zugegangen, welcher Aufschluss über 
den Betrieb des Jugendspiels in deutschen Städten geben 
soll. Versandt wurden 3000 Fragebogen, die bis zum 
5. Dezember v. J. zurückgeschickt werden sollten. Für 
spätere Jahre wird vermuthlich das kgl. preussische 
statistische Bureau in Berlin die jährlichen Erhebungen 


bearbeiten, da der preussische Minister bereits eine Zu- 
sage ertheilt hat. 

Bei seiner Zusammensetzung hatte der Ausschuss 
einige der bedeutendsten Vertreter des deutschen Turn- 
wesens hinzugewählt und diesen die „Volksspiele“ als 
besonderes Arbeitsfeld angewiesen. In der That: ein Zu- 
sammengehen des Zentralausschusses mit der deutschen 
Turnerschaft ist für beide Theile gleich ehrenvoll und 
nothwendig, und es wird nur von Vortheil für das humane 
Wirken beider Vereinigungen sein, wenn der Zentral- 
ausschuss auf der Ende Januar in Berlin stattfindenden 
Versammlung klar und bündig seine Stellung zur deut- 
schen Turnerschaft ausspricht und ein Bündniss mit ihr 
anbahnt. 

Der seiner Zeit an die deutschen Städte gerichteten 
Aufforderung, zu den Kosten des Ausschusses auf 5 Jahre 
hin einen Beitrag je nach ihrer Einwohnerzahl zu entrichten, 
sind das erste Mal 48 Städte nachgekommen, die insge- 
sammt 1648 Ab zeichneten. Diese nicht gerade glänzende 
Finanzlage mahnt zwar zur äussersten Sparsamkeit, wir 
haben aber zu unseren Behörden das Vertrauen, dass sie, 
im Hinblick auf die Erfolge des letzten Jahres, der aus- 
bauenden Thätigkeit des Ausschusses ihre finanzielle Unter- 
stützung nicht versagen werden. Das Wohlwollen der 
Behörden ermöglichte hie und da auch die Benutzung 
der Exerzierplätze zum Spiel an Sonn- und Feiertagen, 
während das preussische Kriegsministerium eine Benutzung 
der Reitbahnen und Exerzierhäuser aus dienstlichen Rück- 
sichten verweigerte. Die Exerzierplätze sind uns natürlich 
auch lieber, und da der Erlass des Kriegsministeriums 
nicht überall bekannt sein dürfte, so sei bemerkt, dass 
Gesuche um Ueberlassung eines Exerzierplatzes stets an 
das bezügliche Generalkommando zu richten sind. 

Zu bedauern ist, dass nur in wenigen Städten auch 
die Mädchen auf die Spielplätze geführt werden. Wir 
denken, gerade die zukünftige Frau sollte sich mehr noch 
wie der Knabe im Spiel kräftigen. Hier ist Prüderie, 
dort falsche Ziererei, oft aber auch der Mangel an 
Lehrern und Lehrerinnen, die im Stande sind die Mäd- 
chen zu begeistern daran schuld, dass es versäumt wird. 
Da ist es denn freudig zu begrüssen, dass der Zentral- 
ausschuss sich entschlossen hat, feste Grundsätze für das 
Spiel der Mädchen aufzustellen, wie bei den Knaben, 
doch dürften jedenfalls die Grundsätze, wie sie seinerzeit 
für deren Spiel als Richtschnur dienten, mit wenigen 
Abweichungen auch für die Mädchenspiele passen, sodass 
es besonderer Grundsätze kaum bedarf. Nicht aber unsere 
Mädchen allein bedürfen wie die Knaben des Spieles. 
Vielleicht nimmt der Zentralausschuss in seiner nächsten 
Tagung auch die Studenten aufs Korn und macht den 
Versuch, in Verbindung mit den akademischen Turn- 
vereinen, die theilweise wie hier in Leipzig das Spiel 
mit besonderer Liebe pflegen, unsere Musensöhne von 
der Bierbank auf den Spielplatz zu locken. Wir gehören 
nicht zu den Philistern, die jedes feuchtfröhliche Treiben 
eines flotten Burschen benörgeln, aber wir bedauern doch, 
dass gerade die Elemente unseres Volkes, welche be- 
rufen sind, dereinst die Leuchten unserer Wissenschaft, 
die Stützen von Staat und Gemeindewesen zu werden, 
so wenig Neigung und Interesse für Turnen und Spiele 
zeigen. Hier ist noch ein weites Feld zu beackern, auf 
das wir den Zentralausschuss aufmerksam machen möchten, 
dem wir im Uebrigen zu seinem segensreichen Wirken für 
die Jugend und für die Gesundheit unseres Volkes von 
Herzen Glück wünschen. 
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Die neue Baupolizeiordnung für die Berliner 
Vororte vom 5. Dezember 1892. 
Von Baurath Stübben in Köln. 
I. 


Die neue Bauordnung unterscheidet, wie dies 
schon im ersten Artikel ausgeführt wurde, die Grund- 
stücke, deren geschlossene Bebauung zulässig ist, nach 
den Klassen I und II, je nachdem die Strassen „re- 
gulirt“ sind oder nicht; dies ist für städtische Bau- 
ordnungen unseres Wissens ganz neu, zweifellos aber 
durchaus zweckentsprechend. Der nächste Erfolg wird 
voraussichtlich der sein, dass die Grundbesitzer sich 
in Zukunft um die planmässige Herstellung, Be- und 
Entwässerung der Strassen, an welchen sie Baustellen 
verkaufen oder bebauen wollen, mehr bemühen wer- 
den als bisher, damit ihnen die höhere und dichtere 
Bebauung gestattet sei. Sie werden in verstärktem 
Masse darauf hingewiesen sein, den Strassenausbau 
nicht der Gemeinde, d. h. der Gesammtheit der Bür- 
ger, zu überlassen, sondern mit grösseren eigenen 
Opfern einzutreten, um den der grösseren Ausnutzung 
entsprechenden höheren Bodenwerth zu erzielen. Ein 
namhafter Widerspruch ist denn auch gegen diese 
rationelle Massnahme nicht laut geworden; ebenso- 
wenig gegen die allgemeine Bestimmung, dass auch 
auf den Bauplätzen an den fertigen Strassen der Vor- 
orte ein Wohngeschoss weniger zugelassen und !/s 
Hofraum mehr verlangt wird, wie in Berlin selbst. 
Sowohl diese Baubeschränkungen, als die durch die 
Klassentheilung begünstigte Wasserversorgung und 
Kanalisation werden auf die gesundere, angenehmere, 
behaglichere Ausgestaltung des Wohnwesens in den 
Berliner Vororten von segensreichem Einflusse sein. 
Auch ist für die Besitzer der betroffenen Grundstücke 
ein geldlicher Nachtheil nicht zu befürchten, da eben 
die Vorortgrundstücke an den fertigen bezw. un- 
fertigen Strassen trotz der Spekulation noch nicht 
eine solche Preishöhe erstiegen haben, dass sie einer 
mehr als vier- bezw. dreigeschossigen Bebauung be- 
dürfen, um die ihrem Werth entsprechende Rente zu 
geben. Ein Anspruch auf weitere Werthsteigerung 
des Grundwerthes durch dichteres Zusammenpressen 
der Bevölkerung kann aber den Besitzern nicht zu- 
gestanden werden. 

Möglicherweise ist der Sachverhalt ein anderer 
in den Landhausbezirken, deren Feststellung während 
der jüngsten Wochen, ähnlich wie die erwähnte 
Stubenrauch’sche Bauordnung, einen sehr lebhaften 
Widerspruch in der Berliner Presse hervorgerufen 
hat. Es ist nicht zu verwundern, dass dabei Ueber- 
treibungen und Kraftausdrücke vorkommen; allein das 
Mass der Uebertreibungen ist doch ein ungewöhn- 
liches. So berechnet die „Nat. Ztg“, dass bisher Berlin 
jährlich nur einen Bedarf von 45 Villen mit 447 Ein- 
wohnern gehabt habe, was 0,6°/o des Bevölkerungs- 
zuwachses ausmache; folglich übersteige die in der 
neuen Vororte-Bauordnung vorgesehene Landhaus- 
zone das Bedürfniss um ein vielhundertfaches! In der 
Alt- und Neustadt Köln bestand bis vor wenigen 
Jahren überhaupt keine Villa; es wurde ein obliga- 
torischer Landhausbezirk geschaffen, und siehe da, 
einige hundert Villen erfreuen heute ihre Eigen- 
thümer, ihre Bewohner und alle für ein freundliches 


Stadtbild empfänglichen Gemüther. Landhausbezirke 
entstehen — wenige Fälle ausgenommen — in Gross- 
städten nur unter gesetzlichem oder vertraglichem 
Zwange: der Grundbesitzer kann den Bau einer Villa 
nicht auf die Gefahr hin wagen, bald von fünfstöckigen 
Brandmauern ringsum eingeschlossen zu werden. Nur 
weil der Zwang, also die Sicherheit, fehlt, ist die 
Zahl der freistehenden Wohnhäuser in der näheren 
Umgebung Berlins eine so verhältnissmässig geringe. 


Der Verfasser eines Aufsatzes in der „Vossischen' 


Zeitung“ versteigt sich in seiner Bekämpfung der 
Landhausbezirke bis zu der Behauptung, bekanntlich 
wohne man am angenehmsten, gesundesten und bil- 
ligsten in einer Mieth-Etage; daher würden die Land- 
häuser überhaupt keine Bewohner finden, und die 
Villenstadt Gross-Berlin sei aussichtslos. Gewiss ent- 
spricht die Mieth-Etage einem grossstädtischen Be- 
dürfnisse, und es wäre ein Unding, leugnen zu wollen, 
dass noch nöthiger als freistehende Landhäuser 
draussen drinnen in der Stadt die in geschlossener 
Reihe an einander gebauten Mieth-Kasernen sind. 
Dass aber kleinere Eigenhäuser und Miethhäuser in 
der Umgebung Berlins keine Bewohner finden sollten, 
ist angesichts der Entwickelung anderer Grossstädte 
und Berlins selbst eine unnöthige Befürchtung. Unbe- 
mittelte können überhaupt keine Etage miethen; sie 
werden sich in einigen Zimmern eines kleinen luftigen 
Miethhauses, welches nach drei Seiten frei steht, un- 
zweifelhaft wohler fühlen, als in den engen, halb- 
dunkeln Räumen einer Berliner Hofwohnung. Es ist 
geradezu betrübend, zu beobachten, wie sich heute 
auf leeren Feldern und öden Sandflächen in beträcht- 
licher Entfernung von der Stadt jene bekannten Ber- 
liner Hauskolosse unvermittelt aus dem jungfräulichen 
Lande erheben, und wie nun die Arbeiterfamilien, 
statt in gewissem Abstande von der Stadt ein länd- 
liches Heim in Luft und Licht zu finden, verurtheilt 
sind, innerhalb solcher Steinkerker in zwei halbdunkeln 
Stuben an einem engen, von fünf Wohngeschossen 
eingefassten Binnenhofe ihr Dasein zu fristen, während 
Gottes helle Sonne die äusseren Brandmauern be- 
scheint. Bemittelte aber sind in grosser Zahl vor- 
handen, welche, in Zukunft mehr noch wie heute, 
das freistehende Eigenhaus oder Miethhaus vorziehen 
werden, wenn die freie Umgebung durch die poli- 
zeiliche Festlegung des Landhausbezirks gesichert und 
das Angebot grösser geworden ist. Man ist unter 
den Gegnern der Berliner Vororte-Bauordnung zu 
sehr geneigt, den werthvermindernden Einfluss zu 
überschätzen, den die Baubeschränkung auf ein Grund- 
stück ausübt; dabei unterschätzt man stark den schon 
oben erwähnten werthvermehrenden Einfluss, den die 
Freihaltung der Nachbarschaft von Mieth-Kasernen 
und Fabriken hervorbringt. In dem neuen Kölner 
Villenviertel stehen, obwohl nur ein Obergeschoss 
zugelassen ist, die Grundwerthe kaum niedriger als 
in den anstossenden, zur geschlossenen Bebauung 
bestimmten Stadttheilen; sämmtliche Bewohner des 
Villenviertels würden sich vermuthlich wehren gegen 
eine Aufhebung der Baubeschränkung, weil sie die 
Annehmlichkeit kennen gelernt haben, von lästiger 
Nachbarschaft frei zu sein. Woher sollen alle die 
Villenbesitzer kommen, so heisst es in einem anderen 
Aufsatze; denn es handle sich um eine halbe Million 
Villen! Könnte man nicht mit demselben Rechte 
fragen: woher sollen alle die Besitzer von einer 
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ganzen Million grosser Mieth-Kasernen kommen, die 
auf demselben Gelände Platz finden würden? Eine 
noch so grosse Zahl kleiner, freistehender Häuser 
wird doch zweifellos eher Eigenthümer und Bewohner 
finden, als eine weit grössere Zahl grosser Häuser | 
Je weniger dicht die Bebauung, um so rascher die 
Ausdehnung. Denn freistehende kleine Häuser sind 
nicht bloss für „Herrschaften“ geeignet, sondern auch 
für Gewerbetreibende, Handwerker, Beamte und Ar- 
beiter. Der Hinweis auf Läden und Werkstätten im 
Texte der Bauordnung zeigt schon, dass ihre Ver- 
fasser nicht bloss herrschaftliche Villen im Auge ge- 
habt haben. 

Ein beachtenswerther Einwurf ist der, dass in 
den Landhausbezirken die Herstellung der Kanalisa- 
tion erschwert werde, da die kleineren Häuser die 
Kosten nicht aufbringen könnten. Wenn aber die Pro- 
vinzialstädte mit solchen kleinen, ja vielfach noch ge- 
ringfügigeren Gebäuden und noch mehr zerstreuter Be- 
bauung die Kosten einer Kanalisation zu erschwingen 
vermögen, warum sollte das in der Umgebung der 
Reichshauptstadt nur durch den Bau von Mieth- 
Kasernen erzielt werden können? Eine Stadtkanalisa- 
tion wird durchschnittlich für jedes Frontmeter der 
Baugrundstücke etwa 60 bis 80 Mark kosten. Bei 
4 m Grenzabstand in den Landhausbezirken wird 
somit ein jedes Baugrundstück 240 bis 320 Mark 
einmaliges Kapital mehr aufzubringen haben, als bei 
geschlossener Bebauung. Für unerschwinglich kann 
ein solches Opfer nicht gehalten werden; dennoch 
aber verdient dieser Einwurf volle Beherzigung, wenn 
man über die Frage urtheilen will, ob die Ausdeh- 
nung der Landhausbezirke richtig gegriffen sei. 

Die besonders kraftvollen Behauptungen sodann, 
dass die Vororte-Bauordnung eine Zerstörung der 
Eigenthumsrechte im Werthe von vielen Millionen 
bedeute, ja dass die Landhausbeschränkung eine 
Werthverminderung des Grundbesitzes auf ein Viertel 
des bisherigen Werthes herbeiführe, dürften schon 
durch die Erörterung im Eingange dieses Aufsatzes 
widerlegt sein. Denn im grossen und ganzen wird es 
sich in den Landhausbezirken um Ländereien handeln, 
deren Preis sich zumeist noch wenig über den aus 
der landwirthschaftlichen Ergiebigkeit entspringenden 
Werth erhoben hat. Jedenfalls werden Fälle selten 
sein, in denen ein Grundstück, dessen Preis schon eine 
der dichten Berliner Bauart entsprechende Höhe er- 
reicht hat, nun infolge der Landhausbeschränkung 
eine Werthverminderung erleidet. Wohl mag es viele 
Besitzer geben, welche im Hinblick auf den Bau Ber- 
liner Mieth-Kasernen eine baldige Verdoppelung, ja 
Vervielfachung ihres Bodenwerthes erhofften, diese 
Hoffnung aber nunmehr herabstimmen müssen. Da 
wir das Recht auf derartige Werthsteigerungen nicht 
anzuerkennen vermögen, so bestreiten wir auch die 
Berechtigung der auf diesen Grund sich stützenden 
Beschwerden gegen die Berliner Vororte-Bauordnung. 

Stimmen wir hiernach dem Ziele und auch den 
Einzelvorschriften dieser neuen Bauordnung im allge- 
meinen zu, so fragt es sich freilich, ob die örtliche 
Begrenzung und die Flächenausdehnung der vorge- 
schriebenen Landhausbezirke richtig sei. Tritt durch 
eine allzureichliche Bemessung der Gelände für offene 
Bauweise wirklich die Gefahr ein, dass die Ausfüh- 
rung der unterirdischen Entwässerungs-Anlagen und 
sonstigen hygienischen Massregeln vereitelt oder we- 


sentlich verzögert wird, sollten von der Landhaus- 
beschränkung Grundstücke betroffen werden, deren 
Werth sich bereits im Hinblick auf die Berliner Bau- 
ordnung auf eine solche Höhe festgesetzt hat, dass 
die bevorstehende Ausnutzung durch freistehende Be- 
bauung nicht die erforderliche Rente gewährt, so wäre 
das Verlangen einer Aenderung gerechtfertigt. Aber 
auch in anderer Hinsicht können begründete Bedenken 
gegen die über ganze Gemeindebezirke mit geringen 
Unterbrechungen sich erstreckende offene Bauweise 
erhoben werden. Für Geschäftsstrassen, besonders 
solche mit Schauläden, ist diese Bauweise wenig ge- 
eignet; der überall verlangte Abstand von 4 m von 
der Strassengrenze ist in dieser Beziehung äusserst 
hinderlich, während ler seitliche Abstand zwar gleich- 
falls für manche Geschäftszwecke unerwünscht, aber 
doch weniger nachtheilig ist. In der Nähe von Per- 
sonen- und Güterbahuhöfen und von anderen Ver- 
kehrsanstalten ist die oıfene Bauweise gleichfalls in 
der Regel nicht zweckmässig. Daraus folgt das Be- 
dürfniss, die Landhausbezirke mehr mit Strassen und 
Blöcken für geschlossene Bebauung zu durchsetzen, 
besonders auch zu erwägen, ob an den zukünftigen 
Hauptverkehrsstrassen die angeordneten Vorgärten 
von 4 m Tiefe sich überall bewähren werden. Viel- 
leicht ist es auch an sich im Hinblick auf die berech- 
tigten Bedürfnisse der Bevölkerung und auf die Lei- 
stungsfähigkeit der Gemeinden geboten, den Land- 
hausbezirken eine geringere Ausdehnung zu geben. 

Nach einer anscheinend halbamtlichen Zeitungs- 
nachricht ist man an zuständiger Stelle bereits mit 
einer Nachprüfung der Bezirksgrenzen beschäftigt; 
auch wird die Herausgabe einer Karte angekündigt, 
aus welcher die Baubezirke nach Massyabe der Nach- 
prüfung deutlicher erkennbar sind, wie aus dem Texte 
der Anlage zur Baupolizei-Ordnung. Indem wir uns 
vorbehalten, auf den Gegenstand beim Erscheinen 
dieser Karte zurückzukommen, geben wir noch dem 
Wunsche Ausdruck, dass die Nachprüfung nicht bloss 
eine formelle sein, sondern eine entschiedene Berich- 
tigung oder Einschränkung der Landhausbezirke an 
solchen Stellen herbeiführen möge, wo etwa berech- 
tigte Interessen verletzt, begründete Beschwerden vor- 
gebracht werden. Desto nachdrücklicher wird es dann 
gutgeheissen werden können, dass die Behörde durch 
baupolizeiliche und andere Massnahmen der übertrie- 
benen Preissteigerung städtischer Baugrundstücke plan- 
mässig entgegentrete. Das ist ein segensreiches Be- 
streben, dessen soziale Nothwendigkeit je länger je 
mehr anerkannt werden wird. 


Zur preussischen Steuerreform. 


Von Bezirkspräsident z. D. Dr. F. Freiherr v. Reitzenstein 
in Freiburg i. Br. 


3. Das Schicksal der Ertragssteuern. 


Die Vorschriften, welche die jetzigen Vorlagen 
über die künftige Bestimmung der Ertragssteuern 
enthalten, weichen von denen der früheren Entwürfe, 
der sog. Verwendungsgesetze, in zwei wichtigen 
Punkten ab. Während erstens die früheren Entwürfe 
jene Steuern beibehalten und nur ihren Ertrag theil- 
weise dem kommunalen Haushalt überweisen wollten, 
gehen die gegenwärtigen Entwürfe darauf aus, diese 


40 °— 


Steuern als Staatssteuern ausser Hebung zu setzen 
und ihre Benutzung als Einnahmequellen den Ge- 
meinden zu überlassen; soweit diese sie nicht durch be- 
sondere entsprechende Ertragssteuern ersetzen, bleibt 
die Veranlagung der bisherigen Steuern in der Hand 
der Staatsorgane. Während zweitens die früheren Ent- 
würfe diese Steuerquellen in erster Linie den Kreis- 
verbänden und nur in zweiter Reihe den Ortsge- 
meinden überweisen wollten, wenden die jetzigen 
Vorlagen die Vortheile, welche der Kommunalbe- 
steuerung durch den Wegfall jener Steuern erwachsen, 
direkt den Ortsgemeinden zu. Da nun aber die Ge- 
meinden die Ertragssteuern nur insoweit ausnützen 
können, als ıhr Haushalt eine Verwendung des Er- 
trags derselben erheischt bezw. ermöglicht, so wird 
in den häufigen Fällen, wo diese Voraussetzung fehlt 
oder nur theilweise zutrifft, die Massnahme dahin 
führen, dass die genannten Steuern nicht bloss als 
Staatssteuern, sondern überhaupt ausser Hebung 
treten. Es wird daher insoweit thatsächlich ein 
Steuer-Erlass vorliegen. Regelmässig wird diese Wir- 
kung in den Gutsbezirken eintreten, da hier Steuer- 
pflicht und Hebungsrecht sich fast überall in einer 
Person vereinigen und ein öffentlicher Finanzbedarf 
gewöhnlich nicht existirt. 

Ist nun auch im Interesse voller Wirksamkeit 
der Ergänzungssteuer der Wegfall der Ertragssteuern 
aus dem System der Staatsbesteuerung zu wünschen, 
so ist doch damit noch keine Rechtfertigung für einen 
auch nur theilweisen Erlass gegeben. Er wäre nur zu 
vertheidigen, wenn er aus anderen, trifiigen Gründen 
geboten erschiene oder wenn sich die Ertragssteuern 
für die Kommunalbesteuerung als unverwendbar er- 
weisen sollten. 

Erwägungen finanz- oder allgemeinpolitischer 
Art, welche den Erlass genügend rechtfertigten, sind 
nun aber u. E. nicht vorhanden. Im Gegentheil 
können solche Erwägungen nur zu dem Wunsch 
führen, jene Steuern dem öffentlichen Haushalte zu 
erhalten; denn zweifellos wird diese Einnahmequelle, 
was Sicherheit und Ständigkeit anlangt, von keiner 
anderen übertroffen. Die Nothwendigkeit, sich eines 
für den öffentlichen Haushalt so werthvollen Elements 
zu entäussern, ist auch nicht durch die behauptete 
Ueberlastung des Grundbesitzes mit Steuern begründet. 
Allerdings trifft die neue Vermögenssteuer auch die- 
jenigen Objekte, auf denen schon Grund- und Ge- 
bäudesteuern liegen. Indessen hat der Grundbesitzer 
die Vermögenssteuer nur von dem durch Schulden 
nicht absorbirten Substanzwerth zu tragen, und anderer- 
seits wird er durch Wegfall der Kommunalsteuer- 
Zuschläge, der grossentheils schon aus der blossen 
Ueberweisung der Ertragssteuern an die Kommunal- 
verbände folgen würde, wesentlich entlastet. Noch 
mehr schwächt die Begründung jener Forderung sich 
ab, wenn auf den Charakter der Reallast, soweit er 
nach dem Vorangeführten jener Steuer zukommt und 
darauf Rücksicht genommen wird, dass zufolge des- 
selben die in den betreffenden Steuern beruhende 
Werthverminderung meist bereits durch frühere Be- 
sitzer abgegolten worden ist. Dies ist überall der 
Fall, wo seit Auflegung der betreffenden Steuern 
oder der Lasten, an deren Stelle sie getreten, Ueber- 
tragungen des Eigenthums unter Inanschlagbringung 
jener Werthverminderung stattgefunden haben; solche 
Inanschlagbringung ist aber seit langem allgemein 


— 41 


üblich, ausser etwa bei ganz kleinen Besitzungen, auf 
die hier weniger Rücksicht genommen zu werden 
braucht, da sie, weil noch in den Bereich des steuer- 
freien Vermögenswerthes fallend, von der Vermögens- 
steuer regelmässig unberührt bleiben würden. Ob im 
Uebrigen die Erwerbung im Wege des Kaufes oder 


der Erbesauseinandersetzung stattgefunden hat, macht | 


nur betreffs der eigenen Erbquote des Erwerbers einen 
Unterschied, da in Bezug auf ihre Quoten die Mit- 
erben die Werthverminderung zu vergüten hatten; 
zumal wo wiederholt Eigenthumsübertragung durch 
Vertrag stattgefunden, lässt sich daher annehmen, 
dass die Werthverminderung zu Gunsten des jetzigen 
Besitzers nahezu absorbirt worden ist, überall aber, 
wo die Werthverminderung bereits abgegolten 
worden ist, stellt der Erlass der Steuer sich als 
ein Geschenk dar. Noch greller tritt dies hervor, 
wo vom Staat s. Zt. Entschädigungen für die 
Aufhebung der Grundsteuerbefreiung gezahlt wor- 
den sind: die Auffassung der Grundsteuer als einer 
Reallast ist in der Gesetzgebung von 1861 gerade 
darin zu charakteristischem Ausdruck gekommen, 
dass nicht bloss bei privatrechtlich, sondern auch 
bei in der Steuerverfassung begründeten Befrei- 
ungen Entschädigung gewährt wurde; mit dem Er- 
lass der Grundsteuer kommt nun aber von selbst 
die Werthverminderung, für welche die Entschädigung 
das Aequivalent bilden sollte, nachträglich in Fort- 
fall. Eine Rechtfertigung solchen Geschenkes in dem 
für viele Gegenden behaupteten Zurückgehen der 
Rentabilität der Landwirthschaft zu sehen, erscheint 
schon aus dem Grunde nicht angänglich, weil die in 
dem Erlass enthaltene Zuwendung sich keineswegs 
nach dem Verhältniss jenes Zurückgehens vertheilt. 
Das missliche dieser Sachlage hat sich denn auch die 
Regierung nicht verhehlt. Ihre Vorlage trifft wenigstens 
für den Fall der gezahlten Grundentschädigungen da- 
durch Vorsorge, dass sie die Rückzahlung dieser 
Entschädigungen anordnet; eine Ausnahme bilden 
diejenigen Fälle, in denen die betreffenden Liegen- 
schaften seit der Entschädigung mittelst lästigen 
Rechtsgeschäfts veräussert worden sind; als lästiges 
Rechtsgeschäft in diesem Sinne sollen jedoch nicht 
Erbesauseinandersetzungen und Gutsüberlassungsver- 
träge gelten. 

Unserer Ansicht nach ist der beabsichtigte Er- 
folg auf diesem Wege nicht zu erreichen. Zunächst 
ist die Unterscheidung, ob die betr. Liegenschaft im 
Wege der Erbtheilung (bezw. des Gutsüberlassungs- 
vertrags) oder auf Grund anderen lästigen Titels er- 
worben wurde, nicht aufrecht zu erhalten, da es ja 
nur darauf ankommt, ob bei Festsetzung des An- 
nahme- oder Kaufpreises die Werthverminderung in 
Anschlag gebracht wurde; wer aus der Erbtheilung 
erwirbt, ist Universalsuccessor nur betreffs seiner Erb- 
quote, und auch diese Voraussetzung schwindet, wenn 
inzwischen mehrere Vererbungen erfolgt sind. Für die 
Annahme der Regierungsvorlage, dass in der Mehrzahl 
der Fälle der durch Erbtheilung Erwerbende den 
grösseren Theil der Entschädigung bezogen habe, 
vermag ich keine thatsächliche Grundlage zu finden. 
Wollte man aber andererseits berechnen, mit welcher 
Quote der jetzige Besitzer den ursprünglichen 
Empfänger der Entschädigung repräsentire, so würde 
dies oft mit so grossen Weitläufigkeiten verbunden sein, 
dass dadurch die Ausführung der Vorschrift unaus- 


führbar würde.*) Befreite man dagegen diejenigen, 
welche aus der Erbtheilung erworben haben, von der 
Rückzahlung, so würde die Massregel grossentheils un- 
wirksam werden. Ist aber keine Aussicht vorhanden, 
mit einer solchen Bestimmung ohne nach anderer 
Seite gegen die Billigkeit zu verstossen, jene Inkon- 
venienz zu beseitigen, so verstärken sich hierdurch 
die Bedenken gegen eine auch nur einen theilweisen 
Erlass der Steuern bedeutende Massnahme, Bedenken, 
die sich nur dann beseitigen lassen würden, wenn es 
gelänge, im Gebiet der Kommunalbesteuerung die ge- 
eignete Verwendung der Ertragssteuern oder eines 
Ersatzes dafür zu sichern. 


Die Möglichkeit solcher Verwendung ist nun für 
grössere und selbst mittlere Städte kaum zu be- 
zweifeln; die Aufwendungen für Anlagen, welche vor- 
zugsweise dem Grundbesitz bezw. dem Gewerbe zu 
Gute kommen, sind hier so ausgedehnte und mannig- 
fache, dass eine Heranziehung des Grundbesitzes 
bezw. der Gewerbetreibenden durch Ertragssteuern 
ebenso ausführbar wie veranlasst ist. Auch würde 
die Ersetzung der bisherigen staatlichen Steuern durch 
andere, welche sich mehr den lokalen Verhältnissen 
anpassen, hier keinen besonderen Hindernissen be- 
gegnen. Die Schwierigkeiten liegen vorwiegend in 
den ländlichen Gemeinden und den Gutsbezirken. Bei 
den ersteren beruht die Ursache in der engen Begren- 
zung ihres Aufgabenkreises, dem, zumal wo Natural- 
wirthschaft vorwaltet, oft nur ein eingeschränkter 
Geldbedarf entspricht; bei den letzteren darin, dass 
sie der Regel nach überhaupt keine Steuern erheben 
und kein öffentliches Finanzwesen haben. Eine aus- 
reichende Verwendung wäre daher nur dann sicher- 
gestellt, wenn sich die Verfügung über jene Steuern 
in der Hand von eine Mehrheit von Gemeinden und 
Gütern umfassenden und diesen übergeordneten Ver- 
bänden befände. Auf die Vereinigung von Land- 
gemeinden und Gütern zu Sammtgemeinden hat nun 
aber die Landgemeinde-Ordnung für die östlichen 
Provinzen verzichtet, und die subsidiäre Errichtung 
von Zweckverbänden, in denen sie Ersatz sucht, ist 
nur wenig vorgeschritten. Die Ueberweisung der 
Steuern an Verbände, die über den Gemeinden stehen, 
wäre hiernach nur insoweit ausführbar, als entweder 
Zweckverbände allgemein errichtet würden, oder die 
Ueberweisung an die grösseren Kommunalverbände 
der Kreise oder Provinzen geschähe, oder beide 
Wege gleichzeitig beschritten würden. Hierbei kämen 
von den Zweckverbänden hauptsächlich die für 
Wegeunterhaltung, von dem Wirkungsbereich der 
Kreis- und Provinzialverbände namentlich die auf die 
Verkehrsanlagen bezüglichen Zweige in Betracht. 
Soll den Ertragssteuern der Charakter von Steuern 
nach dem Interesse gewahrt werden, so kann dies 
meist nur durch Verwendung für Zwecke des 
Wegewesens und der Verkehrsanlagen geschehen. 
Hier einen geeigneten Verwendungsbereich zu schaffen, 
könnte eine Aufgabe für die zwar eingeleitete, aber 
bisher nur wenig vorgeschrittene, provinzielle Rege- 
lung der Wegebaulast bilden. 


Bei dieser Sachlage fragt es sich, ob nicht eine 
Verwendung im hier angedeuteten Sinne dadurch 


*) Inzwischen hat die Kommission beschlossen, die Rück- 
zahlungspflicht des Erben auf die Quote, mit der er Universal- 
successor ist, zu beschränken. 


offen zu halten wäre, dass man statt die Ertrags- 
steuern theilweise zu erlassen und so ein Zurückgreifen 
auf dieselben zu erschweren oder gar unmöglich zu 
machen, die Reform der Wegegesetzgebung und daran 
anschliessend auch des Besteuerungswesens der Kreis- 
und Provinzialverbände zur Ausführung brächte, für 
die Zeit bis zum Abschluss dieser Arbeiten aber ein 
Zwischenzustand einträte, während dessen nur eine 
Quote der Ertragssteuern ausser Hebung bliebe, und 
auch die Vermögenssteuer nur mit einer (uote er- 
hoben würde. Da die staatliche Veranlagung der 
Ertragssteuern ohnedies fortdauern soll, könnte die 
Massregel kaum eine allzu erhebliche Belästigung zur 
Foige haben. Es würde damit aber die Kontinuität 
in der Entwickelung jener Steuern gewahrt werden, 
für die durch die Betheiligung der grösseren Kommunal- 
verbände sehr viel wirksamere Garantieen gewonnen 
wären. Die Entwickelung eines besonderen Ertrags- 
steuersystems in den Städten brauchte deshalb nicht 
aufgehalten zu werden, es könnte vielmehr für sie, 
zumal soweit sie besondere Kreisverbände bilden, 
eine besondere Regelung stattfinden. 


Erhebungen über die gewerbliche Neben- 
beschäftigung schulpflichtiger Kinder. 


Dem Rath der Stadt Leipzig verdanken wir nach- 
stehende ausführliche Mittheilungen über eine Erhebung, 
die in den Leipziger Volksschulen bezüglich der gewerb- 
lichen Nebenbeschäftigung schulpflichtiger Kinder vorge- 
nommen wurde und deren Inangriffnahme als höchst ver- 
dienstlich bezeichnet werden muss. 

In den Leipziger Volksschulen ist schon seit längerer 
Zeit wahrzunehmen gewesen, dass Schüler bez. Schülerinnen 
dem Unterrichte wenig Aufmerksamkeit schenkten und 
matt und theilnahmslos auf ihrem Schulplatze sassen. 
Auf Befragen ihres Lehrers gaben sie meistens an, dass 
sie bis in die späten Abendstunden hinein mit Kegel- 
aufsetzen beschäftigt worden seien oder dass sie in den 
frühen Morgenstunden Semmeln, Milch, Zeitungen und 
dgl. auszutragen gehabt hätten. Die Schulbehörde beschloss, 
vor weiterem Vorgehen gegen diese missbräuchliche Ver- 
wendung von Schulkindern die Angelegenheit durch die 
Volksschuldirektoren eingehend erörtern zu lassen und 
dieselben zur Anzeigeerstattung über die von ihnen in 
der beregten Richtung gemachten Erfahrungen und Wahr- 
nehmungen anzuweisen. Die Direktoren beauftragten ihrer- 
seits eine Kommission mit den erforderlichen Erhebungen 
und mit der Sammlung des Materials. Auf Grund der 
Mittheilungen dieser Kommission erstatteten die Direktoren 
unter dem 1. November 1892 an die Schulbehörde 
folgenden Anzeigebericht: 

„Sehr viele Volksschulen, insbesondere sämmtliche 
Bezirksschulen, enthalten Kinder, welche vor und nach 
den Schulstunden zu mancherlei Beschäftigungen und 
Arbeiten benutzt werden, so zum Semmeltragen, Milch- 
tragen, Zeitungstragen, Kegelaufsetzen, Musikmachen, Mit- 
wirken am Theater, als Laufburschen, in Aufwartung, zum 
Zettelkleben auf der Post, zum Flaschenspülen, als Blinden- 
führer, zum Stiefelputzen und dergl. mehr. In manchen 
Fällen leisten sie ihren Eltern bei Ausübung ihres Berufes, 
z. B. beim Milch- und Backwaarenhandel, beim Zeitungs- 
tragen, Beihilfe, meistens aber stehen sie im Dienste 
andrer Leute und werden dafür bezahlt. Der kleine Ver- 
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dienst kommt ziemlich selten zur Ansammlung für spätere 
Zwecke (Beschaffung der Konfirmationskleider); fast immer 
wird er zum Verdienste der Eltern geschlagen und von 
diesen für den Familienhaushalt verwendet. Gerade deshalb 
würde es viele ärmere Familien recht hart treffen, wenn 
ihren Kindern der Verdienst entzogen würde. 

Vom Standpunkte der Schule aus betrachtet, gipfelt 
jedoch die ganze Angelegenheit in der Frage, ob jene 
Beschäftigungen der Schulkinder beziehent- 
lich manche derselben einen nachtheiligen 
EinflussTaufodie Kinder!undaufrdier Az: 
der Schulean denselben ausüben. Die einstimmige 
Antwort der Direktoren auf diese Frage lautet: Bei 
manchen Kindernistein ungünstiger Einfluss 
jener Beschäftigungen ‘deutlich’ hervörge: 
treten, Freilich lässt sich der ursächliche Zu- 
sammenhang zwischen Unaufmerksamkeit, Abgespannt- 
heit, Trägheit im Unterrichte und der Beschäftigung der 
Kinder ausserhalb der Schulstunden nicht leicht und 
namentlich nicht mit voller Gewissheit nachweisen ; aber 
man wird meist nicht fehl gehen, wenn man körperliche 
Abspannung und Abhetzung der Kinder in den Morgen- 
stunden oder bis in die späten Abendstunden hinein mit 
zu den wirksamsten Ursachen der Mattigkeit und Zer- 
streutheit während des Unterrichts rechnet. Auch sind 
solche Kinder mehr als andere den sittlichen Gefahren 
ausgesetzt; die Neigung zu Näschereien mag bei manchem 
Kinde durch das eigene Geldverdienen entstanden und 
genährt worden sein. In der grossen Mehrzahl der 
beobachteten Fälle war jedoch ein nachtheiliger Ein- 
fluss nicht zu bemerken, häufig dagegen ein vortheil- 
hafter. Viele Kinder sind durch ihre Arbeitsposten und 
dergl. frühzeitig an Arbeitsamkeit gewöhnt und vor den 
Folgen des Müssiggangs bewahrt worden; manches ist 
dadurch, dass es mit seinem Verdienste die Noth im 
Elternhause mildern helfen konnte, zu edlem Eifer ange- 
trieben worden. 

Um für das Vorstehende auch einen ziffernmässigen 
Nachweis zu bringen, sei angeführt, dass beispielsweise 
in einer Bezirksschule (mit 1500 Kindern) 248 Kinder 
(153 Knaben und 95 Mädchen) gezählt wurden, die durch 
Arbeit etwas verdienen. Von diesen 248 Kindern tragen 
71 Zeitungen, 19 Milch, 17 Semmeln, 54 gehen in Auf- 
wartung, 45 als Laufburschen, 13 setzen Kegel auf, 
8 sind am Theater, 7 bei der Post thätig u. s. w. Unter 
den 248 Kindern gibt es nur 18, bei welchen man nach- 
theilige beziehentlich schlimme Folgen ihrer Beschäftigungen 
beobachtet hat, derart, dass ihnen die Beschäftigung ver- 
boten werden sollte. Am bedenklichsten ist das Kegel- 
aufsetzen in den Nachtstunden. 

Um der betreffenden Kinder, ihres geistigen und leib- 
lichen Wohles willen ist sehr zu wünschen, dass ihnen 
jede nachtheilige Beschäftigung verboten werde. Allein 
ein allgemeines Verbot würde auch solche Kinder 
treffen, denen die Arbeit nicht bloss nicht nachtheilig, 
sondern sogar nützlich und heilsam ist — und das ist 
bei der grossen Mehrzahl der Fall. Ferner würde es nicht 
als gerecht erscheinen, wenn die Kinderarbeit in den 
Morgenstunden verboten, in den Abendstunden aber 
erlaubt würde ; denn das Eine kann eben so nachtheilig 
werden als das Andere. Daher dürfte es das Richtige 
sein, von einem allgemeinen Verbote gewisser Be- 
schäftigungen abzusehen und nur im einzelnen, gegebenen 
Falle Entscheidung zu treffen. 

Auf Grund dieser Ansicht spricht die Direktoren- 
Konferenz die Bitte aus, die Schulbehörde wolle jedem 


Direktor das Recht einräumen, den Kindern der von 
ihm geleiteten Schule in bedenklichen Fällen und, 
wo gütliche Vorstellungen bei den Eltern nicht helfen, 
nachtheilige Beschäftigungen zu verbieten, besonders wenn 
dieselben früh vor Beginn der Schule oder Abends nach 
8 Uhr ausgeübt werden. Um einem derartigen Verbote 
den gehörigen Nachdruck geben zu können, wird ferner 
gebeten, den Direktoren jenes Recht mittelst eines Patentes 
auszusprechen“. 

Die Schulbehörde entsprach diesem Ersuchen und 
erliess an die Volksschuldirektoren unter dem 10. No- 
vember 1892 folgende Verfügung: 

„Es sind in neuerer Zeit hier wiederholt Beschwerden 
darüber eingelaufen, dass schulpflichtige Kinder vor Be- 
ginn des Morgenschulunterrichts oder in späten Abend- 
stunden zum Austragen von Semmeln, Milch, Zeitungen 
und dergl. verwendet werden, und ist im Zusammenhang 
damit bei den vom mitunterzeichneten Bezirksschulinspektor 
vorgenommenen Schulrevisionen wiederholt die Wahr- 
nehmung zu machen gewesen, dass Kinder matt und 
theilnahmslos in der Klasse gesessen haben, weil sie bei 
Ausübung der erwähnten Nebenbeschäftigungen überan- 
strengt worden waren. Wir haben bei der einschneidenden 
Bedeutung, welche ein allgemeines Verbot dieser Erwerbs- 
geschäfte für die finanziellen Verhältnisse vieler ärmeren 
Familien haben würde, die ganze Angelegenheit zunächst 
der Direktoren-Konferenz vorgelegt, welche die Frage, 
ob jene Beschäftigungen der Schulkinder bzw. manche 
derselben einen nachtheiligen Einfluss auf die Kinder 
und auf die Arbeit der Schule an denselben ausüben, 
an der Hand eingehender, durch eine Kommission an- 
gestellter Erhebungen dahin beantwortet hat, dass bei 
manchen Kindern ein ungünstiger Einfluss jener Be- 
schäftigungen allerdings deutlich hervorgetreten ist, während 
in der grossen Mehrzahl der beobachteten Fälle ein nach- 
theiliger Einfluss nicht zu bemerken gewesen ist. Hiernach 
halten wir es für angemessen, von Erlass eines allgemeinen 
Verbots gewisser Beschäftigungen abzusehen und nur im 
einzelnen, gegebenen Falle Entscheidung zu treffen. Wir 
ertheilen daher hierdurch den Herren Direktoren die Be- 
fugniss, den Kindern der von ihnen geleiteten Schulen 
in bedenklichen Fällen und wo gütliche Vorstellungen 
bei den Eltern nicht helfen, nachtheilige Beschäftigungen 
der Eingangs erwähnten Art, insbesondere wenn solche 
früh vor Beginn des Unterrichtes oder Abends nach 8 Uhr 
ausgeübt werden, zu verbieten.“ 

Soweit die Mittheilungen aus Leipzig. Noch ein- 
gehendere Untersuchungen über den wichtigen Gegen- 
stand sind zu Altenburg im Dezember 1891 angestellt 
worden. Nach amtlichen Angaben wurden dort sämmtliche 
Schüler und Schülerinnen der zweiten Knaben- und Mädchen- 
schulen (4 Schulen), 2411 an der Zahl, in die ebenfalls 
durch das Lehrpersonal besorgte Erhebung einbezogen. 
Ausser Betracht gelassen wurde diejenige Kinderarbeit, 
welche in der Unterstützung der elterlichen Thätigkeit 
bestand. Auf 1161 männliche Volksschüler entfielen 401 
(34,54 Prozent), auf 1250 weibliche 408 (32,64 Prozent) 
Beschäftigte. Im Allgemeinen scheint also die Heran- 
ziehung weiblicher Schulkinder zu gewerblichen Neben- 
beschäftigungen nicht ganz so stark stattzufinden, als 
diejenige männlicher. Doch gibt erst ein Blick in die 
Detailziffern den richtigen Begriff von der Ausdehnung 
der gewerblichen Schulkinderarbeit in Altenburg. In den 
untersten Klassen fällt der Prozentsatz der mit gewerb- 
lichen Nebenbeschäftigungen befassten Kinder bis auf 
2—3 Prozent, entsprechend dem allzuzarten Alter der 


43 


Schüler, nur in einer Mädchenschule stellen bereits die 
untersten Klassen bis zu 33 Prozent. In den mittleren 
Klassen steigt die Ziffer jedoch auf 20—60 Prozent, um 
sich in den obersten bis auf 93 Prozent zu erheben. 
Man darf wohl sagen, dass diese Feststellungen ein sehr 
trübes Bild von den Verhältnissen thürmgischer Schul- 
kinder enthüllen. Ueber die Art der Nebenbeschäftigung 
wird mitgetheilt, dass die 408 Schülerinnen vorwiegend 
in der Aufwartung, sodann in der Arbeitsschule und in 
letzter Linie als Trägerinnen, Hausirerinnen und Hilfs- 
kräfte bei der Landwirthschaft beschäftigt wurden, während 
von den 401 Knaben verhältnissmässig am meisten als 
Laufburschen, weitere in Fabriken und die übrigen in 
denselben Beschäftigungen thätig waren, wie dıe Mädchen, 
auch als „Aufwartung“ (92). Die Dauer der Nebenbe- 
schäftigung schwankt zwischen einer und neun Stunden täg- 
lich; hier wären ergänzende Angaben darüber sehr will- 
kommen, wie hoch der Prozentsatz der mit längerer Arbeits- 
zeit Beschäftigten ist. Durchschnittsziffern geben keine Vor- 
stellung von den thatsächlichen Verhältnissen. Dasselbe 
gilt theilweise für die Lohnziffern. Der Verdienst der 
Altenburger Schulkinder schwankte zwischen 15 Pf. und 
4 Mk. pro Woche! Auch hier müsste die Statistik mehr 
individualisiren. Jedenfalls bedeutet die Altenburger Er- 
hebung bereits einen weiteren Schritt zur genauen Auf- 
klärung der Sachlage. Die dortige Stadtbehörde erliess 
bereits auf Grund der angestellten Ermittelungen eine 
Verordnung, welche am 1. November vor. Js. in Kraft 
getreten ist und welche schulpflichtigen Kindern das 
Hausiren, das öffentliche Feilbieten von Waaren, sowie 
das gewerbsmässige Musikmachen auf Strassen, Hausfluren, 
in Restaurationen u. s. w. verbietet. 

Ueber die Wirkung dieser Massnahmen wird nach 
einiger Zeit Näheres zu berichten sein. Auch die städtische 
Verwaltung in Gera ist einen Schritt weiter gegangen, 
als die Leipziger. Sie hat nach Feststellung ähnlicher 
Missstände wie in Leipzig und Altenburg eine Polizei- 
verordnung erlassen, nach welcher Schankwirthe schul- 
pflichtige Kinder nicht über 10 Uhr Abends zum Kegel- 
aufsetzen benutzen dürfen. Diese Beschäftigung scheint 
also auch dort für die schädlichste gehalten zu werden. 
Endlich erliess der Königl. Polizeipräsident zu Aachen 
im Dezember 1892 eine Polizeiverordnung, welche am 
1. Januar d. Js. in Kraft trat und die Verwendung schul- 
pflichtiger Kinder zum Kegelautsetzen, sowie zum „Auf- 
sammeln der Pfeile der Bogenschützen“ unter Androhung 
von 30 Mark eventuell Haftstrafe für jeden Uebertretungs- 
fall verbietet. Man liess sich beim Erlass dieses Verbotes 
durch die Betrachtung leiten, dass die Ausnutzung der 
Kinder bis in späte Abendstunden mit sittlichen Gefahren 
für dieselben verknüpft sei. Es wäre mit grosser Freude 
zu begrüssen, wenn solche Erhebungen und Massnahmen 
wie in Leipzig, Altenburg, Gera und Aachen allmählich 
auch von anderen deutschen Städten in's Auge gefasst 
würden. 


Notizen. 


Armenpflege. 


Dauer des Aufenthaltes der öffentlich unter- 
stützten Armen in’Dortmund. Der Bericht der Ver- 
waltung des Armenwesens der Stadt Dortmund gehört seit 
Langem zu den bestgearbeiteten, welche von deutschen Städten 
herausgegeben werden. Dem jüngsten, welcher das Verwaltungs- 
jahr 1891/92 umfasst, entnehmen wir eine überaus interessante 


Statistik darüber, woher die öffentlich unterstützten Armen 
stammen und wie lange sie bereits in der Stadt ihren Aufent- 
halt haben. Von den 494 Familienhäuptern bezw. einzelstehen- 
den Personen, die Ende März 1892 in öffentlicher Unterstützung 
bei der offenen Armenpflege standen, waren nur 38 in Dort- 
mund selbst geboren, dagegen #456 von ausserhalb zugezogen. 
Die letzteren gehörten grossentheils (310) der Provinz West- 
falen an. Auffallenderweise kommen dann die Provinzen OÖst- 
und Westpreussen mit 44, dann erst die Rheinlande mit 38, 
Hessen-Nassau mit 19. Alle übrigen Länder stellten 45 Unter- 
stützte. Der Dauer des Aufenthaltes nach waren, einschliesslich 
der in der Stadt selbst geborenen, 400 über 10 Jahre in Dort- 
mund ansässig, d. s. 81%, und nur 94 waren kürzere Zeit da, 
aber nur 9% weniger als 5 Jahre. Für Dortmund trifft also 
vollkommen zu, dass die Armenlast wesentlich von den zu- 
gezogenen Elementen verursacht wird; aber man sieht doch 
auch, dass die weitverbreitete Meinung, als ob viele Leute zu- 
ziehen, um Armenunterstützung zu erhalten, sehr wenig be- 
gründet ist: denn die Zahl der Leute, die bald nach ihrem 
Zuzug Unterstützung erhalten haben, ist offenbar verschwindend 
gering. Jedenfalls darf man annehmen, dass die grosse Mehr- 
zahl dieser verarmten Personen vorher jahrelang als Arbeiter 
in industriellen Betrieben und im Handwerk ihre Kräfte her- 
gegeben haben, ehe sie der Stadt zur Last fielen. Letztere Auf- 
fassung wird unterstützt durch die im selben Bericht gegebene 
Unterscheidung der unterstützten Personen nach dem Alter. 
Danach waren von jenen 494 nicht weniger als 190 über 60 
Jahre alt, und von den übrigen bestand die grosse Mehrzahl 
aus Wittwen, die viele Kinder zu ernähren hatten und deshalb 
der Armenpflege anheimgefallen waren. Denn in 220 von jenen 
494 Fällen wurden Familien unterstützt, wo der Mann, sei es 
nun gestorben oder durchgegangen oder gefänglich eingezogen 
war, in weiteren 78 Fällen war der Mann, sei es wegen Krank- 
heit oder wegen Alters erwerbsunfähig. Laufende Unterstützung 
von Familien, wo der Mann erwerbsfähig war, kam überhaupt 
nicht vor, es sei denn, dass (8 Fälle) die Familie unter Krank- 
heit der Frau zu leiden hatte. 


Krankenpflege. 


BauvonKreiskrankenhäuserninBaden. Infolge 
der Durchführung der Krankenkassengesetzgebung hat sich 
auch in Baden das Bedürfniss nach der Errichtung neuer 
Krankenhäuser herausgestellt. Das Ministerium hat die Kreis- 
verwaltungen angewiesen, für die Herstellung öffentlicher 
Krankenhäuser bzw. Erweiterung bestehender Anstalten auf 
Kreiskosten zu wirken. Es seien, wie das Ministerium ausführt, 
zwar namhafte Verbesserungen im Spitalwesen erreicht, doch 
fehle es noch in manchen Amtsbezirken an Spitälern, oder 
diese seien im Verhältniss zur Einwohnerzahl zu klein. Ange- 
sichts der Ansteckungsgefahr, welche sich durch das Verbleiben 
der Kranken in unzureichenden Wohnungen vergrössere, sowie 
in Rücksicht auf die Sozialgesetzgebung und die Belastung, 
welche die Krankenkassengesetzgebung hervorgerufen habe, 
sei es wünschenswerth, dass die Gemeinden mehr als bisher 
für den Bau von Spitälern thun. Man müsse darauf hinwirken, 
dass sich Gemeindeverbände bilden, welche mit Unterstützung 
der Kreise die bestehenden Spitäler erweitern bzw. neue 
bauen. Auf Grund dieser Anregungen ist u. a. für den Amts- 
bezirk Lahr die Errichtung eines Krankenhauses beschlossen 
worden, von dessen Benutzung alle diejenigen Gemeinden des 
Bezirkes, welche dem Krankenhausverband nicht beitreten, 
ausgeschlossen sein sollen. Es ist nicht zu zweifeln, dass auch 
in den anderen deutschen Staaten die Kreisverbände oder gleich- 
geordnete kommunale Verbände mit dem Bau von Kranken- 
häusern werden vorgehen müssen, 


Wohnungswesen. 


Wohnungswechsel in Berlin. Wie unerquicklich 
die Wohnungsverhältnisse in unseren Grossstädten geworden 
sind, kann man ganz äusserlich an der Zahl der jährlich statt- 
findenden Umzüge beobachten. Genaue Erhebungen haben be- 
wiesen, dass die Inhaber kleiner Wohnungen fast jährlich um- 
ziehen, theils weil sie hoffen, bessere Quartiere zu finden, theils 
weil sie die geforderten Miethpreise nicht erschwingen können, 
theils weil die Hausbesitzer andern den Vorzug geben. Welche 
Unsummen für diesen wirthschaftlich wenig nützenden Woh- 
nungswechsel verausgabt werden, kann jeder ermessen, der 
einmal umgezogen ist. In Berlin sollen nach Erhebungen der 
Hausbesitzervereine zu Jahresanfang 100,000 Umzüge stattge- 
funden haben, und wenn die Zeitungen richtig berichten, am 
l. April gar 120,000 in Aussicht stehen. Dabei sollen nach dem 
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letzten Umzugstermine 40,000 Wohnungen leer geblieben sein. 
Angesichts dieser Zahlen muss man sich wundern, dass von 
einem Rückgang der übermässig gesteigerten Miethpreise kaum 
die Rede ist. Auf die Dauer werden allerdings, wenn die be- 
stehende Lage fortdauert, die Wohnungspreise nicht auf ihrer 
derzeitigen Höhe bleiben können. 


Schulwesen. 


fr Speisung yon, Sschulkınderns mesBraune 
schweig. Auch in Braunschweig wird die Speisung armer 
Schulkinder aus den. Mitteln einer wohlthätigen Stiftung be- 
sorgt. Dieselbe trat im Winter 1890 unter Verwaltung der 
Armendirektion in Wirksamkeit. Das von dem Spender testa- 
mentarisch überwiesene, durch fernere. Schenkungen eines 
seiner Verwandten noch vergrösserte Vermögen beträgt rund 
20,000 Mk. Davon fanden die Erträge in der Weise Verwen- 
dung, dass am Morgen die ärmsten unter den Kindern, die 
von Seiten ihrer Angehörigen nicht mit genügender Nahrung 
versehen waren, eine grosse Tasse Kaffee mit Milch und zwei 
Weissbrödchen erhielten. Die Einrichtung erstreckt sich auf 
sämmtliche untere Bürgerschulen und auf die Hilfsschule für 
schwachbefähigte Kinder. Die Verabfolgung wurde, nachdem 
der Magistrat die Geldmittel zur Anschaffung der nöthigen 
Geräthschaften seinerseits bewilligt hatte, unter Leitung der 
Schulinspektoren durch die Pedelle bewirkt. Im Winter 1890/91 
wurden an 64 Tagen 76 bedürftige Kinder gespeist; ver- 
ausgabt wurden 414 M. 78 Pf. (5 M. 45 Pf. für jedes Kind). 


Merreins tür Sc hmlschiw.munte nesne Bienen! 
Berlin besteht seit November v. Js. ein „Zentral-Verein für 
Schulschwimmen“, der die Einführung des Schwimmens in die 
Schule anstrebt. Der Verein geht von der Ansicht aus, dass 
die 3 Turnstunden wöchentlich und die nur während 15 Sommer- 
wochen stattfindenden Turnspiele für das körperliche Wohl 
der Schüler(innen) nicht genügen, dass ferner die Familie aus 
Mangel an öffentlichen Spiel- und Erholungsplätzen sowie an 
heizbaren Schwimmanstalten, die im Herbst, Winter und Früh- 
jahr benutzt werden könnten, nicht im Stande ist, die geistige 
Anstrengung unserer heranwachsenden Jugend durch die nöthige 
körperliche Erholung unschädlich zu machen. Als die ge- 
eignetste Art Leibesübung neben dem Turnen, nach der schon 
die Berliner Konferenz für das höhere Schulwesen fragte, 
erscheine das Schwimmen einmal wegen seiner grossen Vor- 
theile, andererseits weil es sich an den Schulen, wo es schon 
eingeführt, gut bewährt hat und die Schüler dort sich danach 
drängen. Aufgaben des „Zentral-Vereins für Schulschwimmen“ 
sollen zunächst sein: 1. Staat und Städte zu bitten, das 
Schwimmen, wenn auch vorläufig nur versuchsweise und 
fakultativ, in die Schule einzuführen. 2. Durch Vorträge Be- 
lehrung zu verbreiten über die Vorzüge und den Nutzen des 
Schwimmens wie der Hautpflege für die Gesunderhaltung des. 
Körpers. 3. Eine Zentralstelle für Geschenke und Vermächt- 
nisse zur Erbauung von Schwimmanstalten, sowie für alle Be- 
strebungen zur Förderung des Schwimmens zu bilden. Der 
„Zentral-Verein für Schwimmen“ übernimmt die Verwendung 
und Verwaltung von Zuwendungen für Schwimmzwecke. 
Schriftführer ist Lehrer Janke, Berlin O©., Andreas-Strasse 17. 


f. Schulbäder in Deutschland. Den früher genann- 
ten Städten, welche in ihren Volksschulen Brausebäder einrichte- 
ten, sind heute zwei weitere nachzutragen. Durch das Beispiel der 
Stadt Göttingen veranlasst, hat man in Braunschweig seit 
Mai 1889 in zwei neuerbauten unteren Bürgerschulen Brause- 
bäder eingerichtet. Jede der 4 obersten Klassen kommt wöchent- 
lich einmal mit Baden an die Reihe, und die hierdurch verursachte 
Störung des Unterrichts ist, da etwa 40 Kinder gleichzeitig 
zugelassen werden können, keine erhebliche; in einer Stunde 
wird die ganze Klasse mit Baden fertig. Die städtischen Be- 
hörden haben infolge des Erfolges dieser Einrichtung daher 
kürzlich beschlossen, eine der übrigen unteren Bürgerschulen 
ebenfalls mit Badeeinrichtung zu versehen; die Kosten hierfür 
sind auf etwa 5000 M. veranschlagt. Wegen des grösseren 
Wasserverbrauchs erhält die Bürgerschulkasse aus einer be- 
sonderen städtischen Kasse für gemeinnützige Zwecke einen jähr- 
lichen Zuschuss. Ebenso besitzt Altona ein Schul-Brausebad 
in einem Schulgebäude, in dem sich eine Knaben- und Mädchen- 
Freischule befindet. Es ist seit dem 1. Januar 1890 in Betrieb. 
Obschon kein Zwang ausgeübt wird, ist die Betheiligung all- 
gemein; nur ausnahmsweise badet ein Kind auf seinen eigenen 
Wunsch oder den seiner Eltern nicht. Die beiden ersten 
Jahrgänge sind vom Baden noch ausgeschlossen, da diese 
Kinder noch vielfach einer Hilfe beim Aus- und Ankleiden 


bedürfen. Jedes Kind erhält Seife und ein reines Handtuch. 
Die Handtücher werden in der städtischen Badeanstalt ge- 
reinigt. Unter den 6 Brausen, die ohne Trennungswände neben- 
einander liegen, können zu gleicher Zeit entweder 12 kleine 
oder 6 grosse Kinder baden. Da das eigentliche Abbrausen 
nur 5—6 Minuten währt, so ist es möglich, in einer Stunde 
ungefähr 60 Schüler baden zu lassen. Bei einer Badezeit von 
nur 12 Stunden in der Woche werden demnach wöchentlich 
etwa 720 Bäder abgegeben. Jedes Kind erhält alle 14 Tage 
ein Bad. Die Aufsicht beim Baden führt der Badewärter 
bezw. die Badewärterin. 

Förderung der Jugend- und Volksspiele. Der 
Zentralausschuss zur Förderung der Jugend- und Volksspiele 
in Deutschland hielt am 21. und 22. Januar d. Js. eine Tagung 
in Berlin unter dem Vorsitz des Abgeordneten von Schenkendorff. 
Aus den in der Sitzung gemachten Mittheilungen sei Folgen- 
des hervorgehoben. Durch Genehmigung des Ministers des 
Innern war das preussische statistische Amt mit der Bearbei- 
tung der zahlreich von den deutschen Städten und den deut- 
schen höheren Lehranstalten und Seminaren eingegangenen 
Berichten betraut worden. Hiernach konnte ein sehr erfreu- 
licher Aufschwung der Bestrebungen festgestellt werden. Es 
fand sodann eine Besprechung des künftigen Erhebungsmodus 
statt, bei der der mitanwesende Geschäftsführer der deutschen 
Turnerschaft seine Mitwirkung zusagte. Ueber das Verhältniss 
zur deutschen Turnerschaft sprach man sich dahin aus, dass 
das Spiel eine Vorschule und Ergänzung zum Turnen bilde. 
Nach dem Kassenbericht betrug die Einnahme im Jahre 
189251, 55 0, NEE S/ErRLdier Anusgaber 1953, MS ASS PR. 350 
dass ein Bestand von 2897 M. 44 Pf. auf das Jahr 1893 
übernommen wurde. Darauf wurde über die Einrichtung und 
Ausdehnung des Jahrbuchs des Zentralausschusses für das 
Jahr 1893 berichtet. Es wird die drei Hauptabtheilungen ent- 
halten: die Jugend- und Volksspiele in der Praxis, die Er- 
gebnisse der deutschen Spielbewegung im Jahre 1892 auf 
statistischen Grundlagen, und die Verhandlungen des Zentral- 
ausschusses am 21. und 22. Januar. Sodann erstattete der 
Vorsitzende Bericht über die Entwicklung der Bestrebungen 
und die Thätigkeit des Ausschusses im Jahre 1892. Hieraus 
sei hervorgehoben, dass der Kultusminister dem Zentralaus- 
schuss 2000 M. und die Provinziallandtage von Schleswig- 
Holstein, der Rheinprovinz und Westfalen je 500 M. zuge- 
wendet haben. Ausserdem haben 55 Städte auf 5 Jahre dem 
Ausschuss Beiträge von 5—200 M., im Ganzen für 1892 1780 
Mark bewilligt. Diesen Förderern der Bestrebungen wurde der 
Dank des Ausschusses ausgesprochen. In den 12 an 7 Orten 
abgehaltenen Kursen wurden 312 Lehrer und 194 Lehrerinnen 
ausgebildet. Im Jahre 1893 werden solche Kurse stattfinden in 
Barmen, Berlin, Bonn, Braunschweig, Breslau, Frankfurt a. M., 
Görlitz, Hadersleben, Hannover, Karlsruhe, Magdeburg, Mün- 
chen, Posen, Reichenbach i. Schl., Rendsburg, Stettin und 
Stuttgart. Besprochen wurde ausserdem der Nutzen der Jugend- 
spiele für die Armee, die Bildung von Vereinen, die Sonntags- 
ruhe und die Volksspiele, sowie die Einrichtung von Wettspiel- 
kämpfen. 

Strafbare Handlungen yon Schulkindern. In 
Karlsruhe i. B. hat die städtische Schulkommission angeordnet, 
dass über strafbare Handlungen und sonstige grobe Ordnungs- 
widrigkeiten, welche sich Schüler der städtischen Volksschulen 
zu Schulden kommen lassen, fortlaufende Aufzeichnungen ge- 
macht werden. Für die Zeit vom 1. Juni bis zum Schluss v. J. 
ergeben die Aufzeichnungen 22 Entwendungen, wovon 16 von 
Schülern der einfachen und 6 von Schülern der erweiterten 
Knabenschule verübt wurden; Sachbeschädigungen wurden in 
9 Fällen konstatirt, Schlägereien und unbedeutende Körper- 
verletzungen in 17 Fällen, unzüchtige Handlungen in 1 Fall, 
Feld- und Holzfrevel in 7 Fällen, Unfug und Ruhestörung in 
10 Fällen, Widersetzlichkeit gegen Lehrer und Uebertretungen 
der Schulordnung in 5 Fällen, sonstige strafbare Handlungen 
in 31 Fällen. Im Ganzen lagen also 102 strafbare Handlungen 
vor, wovon 5 zu gerichtlichen Strafen führten. Handlungen, 
die eine besondere Rohheit voraussetzen lassen, kamen nicht 
vor. Bei der grossen Zahl der Schüler der Karlsruher Volks- 
schulen (7519) kann die Zahl dieser Ordnungsverletzungen nicht 
als besonders hoch erscheinen. Es wäre interessant zu erfah- 
ren, wie diese Verhältnisse in andern Städten liegen. 


Städtisches Gewerbewesen. 


Beschäftigung von Arbeitslosenin Berlin. In 
der Berliner Stadtverordnetenversammlung hatten die Mitglieder 
“ Borgmann und Genossen nachfolgenden Antrag gestellt: „Um 
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der in immer grösserem Umfange hervortretenden Arbeitslosig- 
keit und dem sich hieraus ergebenden Nothstande der Arbeiter 
nach Möglichkeit zu steuern, ersucht die Stadtverordnetenver- 
sammlung den Magistrat: I. die Arbeitszeit der in den städti- 


schen Betrieben — Strassenreinigung, Park- und Gartenver- 
waltung, Wasserwerke, Kanalisation, Gasanstalt u. s. w. — be- 


schäftigten Arbeiter auf acht Stunden täglich festzusetzen 
und die hierdurch erforderlich werdende grössere Anzahl von 
Arbeitern einzustellen, II. die Hafenbauanlage am Urban, den 
noch nicht in Angriff genommenen Theil der Wasserwerke am 
Müggelsee, sowie andere städtische Erdarbeiten schleunigst 
vornehmen zu lassen, III. die zur vollständigen Durchführung 
der Kanalisation erforderlichen Arbeiten in Angriff zu nehmen.“ 
Der Antrag wurde einem Ausschuss überwiesen, in dessen 
Namen Dr. Horwitz in der Sitzung vom 19. Januar d. J. be- 
richtete. Auf Antrag des Ausschusses wurde beschlossen, 
den Antrag Borgmann und Genossen abzulehnen, dagegen der 
Magistrat ersucht, „alle durch die Stadtverordnetenversammlung 
bereits genehmigten Arbeiten, soweit dies möglich ist, energisch 
in Angriff zu nehmen und fortzuführen; insbesondere zu er- 
wägen, ob es nicht durchführbar ist, zum Zwecke einer durch- 
greifenden Reinigung der Strassen den Fuhrpark zu erweitern 
und eine vermehrte Anzahl von Arbeitern einzustellen.“ 


E.S. Beschäftigung von Arbeitslosen in Wien. 
Seit einer Reihe von Jahren leidet Wien an einer Depression 
des wirthschaftlichen Lebens, welche insbesondere in den 
Wintermonaten zur Nothlage der unteren Schichten der Be- 
völkerung führt. Infolge dessen hat auch die nieder-öster- 
reichische Handels- und Gewerbekammer in einer ihrer letzten 
Sitzungen beschlossen, auf die Hebung der Bauthätigkeit 
Wiens hinzuwirken. Allerdings hängt diese zum Theil mit 
den natürlichen Bedingungen der Jahreszeit und Witterung 
zusammen; es können daher zur Bekämpfung der Nothlage nur 
solche Arbeiten ins Auge gefasst werden, die weniger aus 
technischen, sondern vorwiegend aus ökonomischen Rücksichten 
auf die langen Sommertage verlegt zu werden pflegen. Zugleich 
müsste bei diesen nicht die Rücksicht auf die möglichste Wohl- 
feilheit der Ausführung, sondern auf den sozialen Endzweck 
massgebend sein. Als von der Jahreszeit unabhängige Arbeiten 
wurden bezeichnet: die Anlage der Wiener Stadtbahn und im Zu- 
sammenhange damit die Wienfluss-Regulirung, der Bau grosser 
Sammelkanäle längs des Donau-Kanales und der Wien, die 
Regulirung des Donau-Kanales, sodann: der Ausbau des Un- 
rathkanalnetzes, die Bäche-Kanalisirung, die Ergänzung der 
Rohrnetze und Reservoirs der Hochquellen-Wasserleitung für 
die neuen Bezirke Wiens, die Errichtung eines Schlachthauses 
für Schweine, die Herstellung einer Nutzwasserleitung für 
sämmtliche Bezirke, zahlreiche nothwendige Strassen -Regu- 
lirungen, Pflasterungen, Gasleitungen, desgleichen die bevor- 
stehenden umfangreichen Kasernenbauten, Schulbauten u. dgl. 
Nach einer auf amtlichen Daten beruhenden Schätzung dürfte 
in Wien die Zahl der Bauarbeiter im weitesten Sinne circa 
34000 Köpfe betragen, darunter etwa 20.000 Maurer und Stein- 
metzen. Gegenwärtig erscheinen thatsächlich beschäftigt: 1500 
bis 2000 Bauarbeiter im engeren Sinne bei den kommunalen 
Arbeiten, etwa 9000 bei Privatbauten und ungefähr 1000 bei 
Arbeiten der Donau-Regulirung und einigen kleinen staatlichen 
Objekten. Hiezu kommt die entsprechende Anzahl von Pro- 
fessionisten, die beim Hochbau beschäftigt sind, als Zimmer- 
leute, Bautischler, Schlosser, Dachdecker, Spengler u. s. w., 
die erfahrungsgemäss 60 % der eigentlichen Bauarbeiter aus- 
machen. Mithin kämen zu den obigen rund 12000 derzeit noch 
beschäftigten Bauarbeitern noch etwa 7 000. Allein diese 19 000 
Arbeiter machen nicht das Gros der Wiener Arbeitslosen aus, 
deren Gesammtziffer bedeutend höher sein und, wenn nicht 
Schneefälle eintreten, zum:Mindesten 30000 betragen dürfte. 
Vielmehr ergibt sich die Arbeitslosigkeit in erster Linie daraus, 
dass in anderen Gewerken infolge schlechten Geschäftsganges 
die wenig und schlecht verwendbaren Hilfskräfte entlassen 
werden. Hiezu tritt dann die durch den Eintritt des Winters 
vermehrte Zahl der unbeschäftigten Bauarbeiter, welche indess 
(wie die Maurer und Steinmetze) zum Theil auf den Eintritt 
dieser Stockung vorbereitet sind und vielfach auf das flache 
Land und in einen anderen Thätigkeitskreis zurückkehren. Durch 
die Ausführung der auch im Winter zu verrichtenden, nicht 
bau-konstruktiven Arbeiten, der Planirung der Wiener Linien- 
wälle, vorbereitender Erdarbeiten zum Bahnbau, noch fehlender 
Dammherstellungen bei der Donau-Regulirung und wenn end- 
lich Grundaushebungen tür die geplanten Kasernen auf der 
Schmelz und in der Donau-Stadt in der Zeit des Stillstandes 
in Angriff genommen würden, könnten wohl einige tausend 
Personen Beschäftigung finden, obzwar jene Arbeitslosen, die 


nicht von Hause aus dem Baufache angehören, sondern von 
Industriellen und Gewerbetreibenden wegen Mangel an Auf- 
trägen entlassen wurden und sich den Bauleitern als Tagwerker 
zur Verfügung stellen, hiefür zumeist physisch ungeeignet sind 
und daher auch nicht lange bei dieser Arbeit bleiben können. 
In diesem Sinne wendete sich die Kammer an die zuständigen 
Ministerien und an die Gemeinde Wien. 


Zentralisation des Arbeitsnachweises in Berlin. 
Angesichts der mannigfaltigen Versuche, die Arbeitsvermittelung 
in den Bereich der städtischen Verwaltungsthätigkeit zu ziehen, 
muss es auffallen, dass die Berliner Stadtverordnetenversamm- 
lung in ihrer Sitzung vom 19. d. M. einen dahingehenden Antrag 
schroff abgelehnt hat. Es war verlangt, dass vom 1. April d. J. 
ab ein städtischer Zentralarbeitsnachweis errichtet werde, der 
neben der kostenlosen Arbeitsvermittelung eine fortlaufende 
Statistik der Arbeitslosen führe. Die Versammlung, liess sich 
auf eine Ueberweisung an eine Kommission nicht ein, sondern 
beschloss mit 44 gegen 33 Stimmen einfachen Uebergang zur 
Tagesordnung. Eine Erklärung für diesen Beschluss bietet wohl 
die Thatsache, dass der Berliner „Zentralverein für Arbeits- 
nachweis“ eine Zentralisation der Arbeitsvermittelung in der 
Reichshauptstadt anstrebt. Auf eine von ihm an ca. 200 Berliner 
Verbände, welche nicht gewerbsmässig Arbeitsnachweise unter- 
halten, erlassene Voranfrage hat sich allgemeine Zustimmung 
zu dem Plane einer engeren Vereinigung sämmtlicher Berliner 
Arbeitsnachweise ergeben. Nunmehr wird am 6. Februar eine 
Delegirten-Konferenz einberufen und darin über die Bildung 
eines Zentralausschusses und die Herbeiführung einer geregelten 
Arbeitsnachweis-Statistik beschlossen werden. Diese Mass- 
nahmen dürfen des Interesses weiter Kreise sicher sein. Sollten 
sie Erfolge erzielen, so wird freilich auch die Stadtverwaltung 
ihre Weigerung, in diese Angelegenheit thätig einzugreifen, 
aufgeben müssen. 


Anstalt für Arbeitsnachweisin Karlsruhe. In 
den grösseren Städten Badens hat man den Arbeitsnachweis 
nach dem Muster der in Stuttgart bestehenden Anstalt zu or- 
ganisiren versucht. Die Anstalt in Karlsruhe wird von einem 
Vereinsverband unterhalten, der von der Stadt sowohl wie auch 
von einzelnen interessirten Vereinen unterstützt wird. Die Ver- 
mittlungsgebühren decken nur einen Theil der erwachsenden 
Kosten, trotzdem ist sowohl bei den Arbeitsuchenden als auch 
bei den Arbeitgebern vielfach das Verlangen nach Ermässigung 
oder Beseitigung dieser Gebühren laut geworden. Deshalb hat 
die Anstaltsleitung mit dem Kreisausschusse Verhandlungen 
darüber angeknüpft, ob nicht der Kreis soviel Mittel zur Ver- 
fügung stellen könne, dass sich an allen Amtssitzen des Kreises 
Karlsruhe ein unentgeltlicher Arbeitsnachweis einrichten liesse. 
Der Kreisausschuss wird über dieses Gesuch bei seiner nächsten 
Tagung Beschluss fassen. Interessant ist, dass in Freiburg i. Br. 
die dort bestehende Anstalt für Arbeitsnachweis ein ähnliches 
Gesuch an den Kreis Freiburg gerichtet hat. Ueber diese An- 
stalt wird Bürgermeister Dr. Thoma demnächst ausführlich in 
diesen Blättern berichten. Ueber den Verkehr der Arbeitsnach- 
weisanstalt zu Karlsruhe wurde in der Verbandsversammlung 
vom 16. Januar d. J. mitgetheilt, dass im Ganzen 3418 Gesuche 
eingelaufen sind, wovon 1124 (32,5%) befriedigt werden konnten. 
Die 628 Gesuche der Arbeitgeber wurden zu 70 % befriedigt, 
sodass also die Arbeitergesuche nur etwa zu einem Viertel Er- 
folg hatten. 


m Neues ÖOrtsstatut übers L’ohnzahlune.im 
Weinheim a. d. Bergstrasse (Baden) ist jetzt ein Ortsstatut 
auf Grund des $ 119a Ziff. 2 und 3 der Gewerbeordnung er- 
lassen worden, wonach für alle gewerblichen Arbeiter unter 
18 Jahren die Anordnung getroffen ist, dass dieselben nur 
dann ihren Lohn selbst erheben dürfen, wenn ihre Eltern die 
Gewähr bieten, dass der Lohn entsprechende nützliche Ver- 
wendung findet, oder wenn sie von Eltern oder Vormündern 
durch schriftliche Willenserklärung ausdrücklich zur Erhebung 
ermächtigt werden. Es sollen demnach in der Regel die Eltern 
oder Vormünder den Lohn für Arbeiter unter 18 Jahren er- 
heben können; die Arbeitgeber dürten also ausser in den er- 
wähnten Ausnahmefällen nur an diese den Lohn auszahlen. 
Das Statut bestimmt ferner, dass über den verdienten Lohn 
Minderjähriger, die selbst Löhne erheben dürfen oder älter 
als 18 Jahre (bis 21) sind, von Seiten der Arbeitgeber jeweils 
nach Ablauf einer halbjährigen Arbeitszeit Aufstellung an 
Eltern und Vormünder gegeben werden müssen, damit diese 
wissen, wie hoch der Arbeitsverdienst der Minderjährigen ge- 
wesen und sie wirthschaftlich controlliren können (Ziff. 3 
$S 119a). In der kleinen Stadt Weinheim dürfte weniger das 
allgemeine Motiv, welches die betreffenden Bestimmungen der 
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Gewerbeordnung in’s Leben rief, der neuen Ordnung zu Grunde 
liegen, als der Umstand, dass einer der Grossindustriellen dort 
schon seit Jahren durch seine Fabrikordnung für seine Arbeiter 
unter 21 Jahren die Einrichtung getroffen hatte, dass sie nur 
bis zur Höhe von 10 M. per Woche den Lohn ausbezahlt er- 
hielten, das Ueberschüssige aber sparen d. h. in die Sparkasse 
einzahlen mussten und von ihren Ersparnissen bis zu ihrem 
22. Lebensjahre nur dann Beträge erheben durften, wenn ein 
sichtliches Bedürfniss vorlag. Nach Ansicht des Gewerbevereins, 
des Kaufmännischen Vereins und der Vorstände der Kranken- 
kassen, die sich gutachtlich über das Ortsstatut geäussert, be- 
vor es vom Stadtrath an den Bürgerausschuss gelangte, muss 
sich jenes Sparwesen bewährt oder doch keine Klagen wegen 
Bevormundung gezeitigt haben. Offiziell gehört wurden die 
Arbeiter nur bei den Krankenkassenvorständen. Im Regierungs- 
bezirk Trier wurde der Antrag auf Erlass eines solchen Statutes 
kürzlich von den Industriellen bekämpft. 


m. Neue Gewerbegerichte in Baden. InzBleidel- 
berg und Mannheim sind kürzlich Ortsstatuten erlassen worden 
betreffs Errichtung von Gewerbegerichten, und man ist jetzt 
mit den Vorbereitungen zu den Wahlen für dieselben be- 
schäftigt. In Mannheim bestand schon früher ein gewerbliches 
Schiedsgericht; wohl nur deshalb ging man hier nicht sofort 
nach Inkrafttreten des Reichsgesetzes vom 29. Juli 1890 an 
die Ausführung desselben. Nunmehr werden binnen kurzer 
Frist die grössten badischen Städte Gewerbegerichte haben. 
Freilich bestehen in Baden It. $ 14 Ziff. 3 des Gerichtsver- 
fassungs-Gesetzes von 1877 nach wie vor die Gemeindegerichte, 
vor welchen Streitsachen bis zum Betrage von M. 60 erledigt 
werden können, wenn beide Parteien in der gleichen Ge- 
meinde ihren Wohnsitz haben; ein ‘grosser Theil der Streit- 
fragen, welche die Gewerbegerichte beschäftigen, ist aber 
solcher Art, dass sie vor dem Gemeindegericht erledigt werden 
konnten. Dennoch verdient das Gewerbegericht schon deshalb 
den Vorzug, weil in vielen Fällen Berufung ausgeschlossen 
bleibt und somit eine sehr rasche und namentlich auch billige 
Justiz in gewerblichen Streitsachen hergestellt ist; noch wich- 
tiger endlich erscheint der Umstand, dass das Vertrauen in 
den Urtheilsspruch eines Gerichtshofes, dem zwei Arbeiter und 
zwei Arbeitgeber angehören, ein grösseres ist als in das Urtheil 
eines Bürgermeisters. Dass die Stadtverwaltungen sich aber der 
weit grösseren Arbeit eines Gewerbegerichts unterziehen wollen, 
liegt auch mit daran, dass in den Städten sehr viele Arbeiter 
beschäftigt sind, die in Nachbargemeinden wohnen, und in deren 
Streitsachen mit ihren Arbeitgebern in der Stadt war das Ge- 
meindegericht nicht zuständig. Andererseits sind auch viele 
gewerbliche und industrielle Unternehmungen gleich auf das 
Land gelegt worden, weil dort der Arbeiterstamm zu finden 
war oder weil man billigere Arbeitskräfte haben konnte oder 
auch, weil die Arbeiter nicht nur billiger wohnen und leben, 
sondern weil auch die Erbauung von Fabriken viel billiger 
zu stehen kam als in der Stadt. Die Arbeiter dieser Unter- 
nehmungen entbehren aber für sich auch jetzt noch die Wohl- 
thaten der Gewerbegerichte. Wenn dann vollends in gleich- 
artigen Fällen das Gewerbegericht der Stadt ein dem Arbeiter 
günstiges Urtheil erlässt, in welchem das Gemeindegericht ein 
ungünstiges fällte, wird man über Ungerechtigkeit des Gemeinde- 
gerichts klagen. Nach den städtischen Gewerbegerichten in 
Baden werden also binnen kurz oder lang auch solche für 
ländliche Industrieorte errichtet werden müssen. 


Rreis deselektrischen. u rechtrscipeistardeesice hen 
und bei privatem Betrieb. Bezeichnend ist der Preis. 
unterschied, der sich ergibt, wenn man die Kosten des elek- 
trischen Lichtes in städtischer Regie mit denen des Privat- 
betriebes vergleicht, wie dies einige Mittheilungen des Verwal- 
tungsberichtes der Berliner städtischen Gasanstalten für 1891/92 
ermöglichen. Einige Plätze versorgt die Stadt selbst mit elek- 
trischem Licht, einige Strassen werden von der Aktiengesell- 
schaft Berliner Elektrizitätswerke beleuchtet. Nach dem genann- 
ten Bericht beliefen sich die Kosten für eine Bogenlampe bei 
gleicher Brenndauer jährlich auf 699 M. in städtischer Regie, 
dagegen auf 907 M. bei der Aktiengesellschaft Berliner Elek- 
trizitätswerke. Dabei wurde die Hälfte der Privatbogenlampen 
schon um Mitternacht gelöscht. Auch bei den Glühlampen ist 
der Privatbetrieb um nahezu 25°. theuerer als der städtische 
Betrieb, welch letzterer freilich weder Gründungsgewinn zu 
tragen noch hohe Dividenden abzuwerfen hat. 
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Stadt Essen. Haushalts-Etat der Gemeindekasse I und der 
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Stadt 
Aprıl 1e9lzbis 
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Die Organisation der gewerblichen Fort- 
bildungsschulen in Baden. 


Von Bürgermeister Dr. Thoma in Freiburg i. Br. 


Jeder Leiter einer gewerblichen Fortbildungsschule 
wird die Erfahrung gemacht haben, dass, mag die 
Schule an sich auch noch so sehr auf der Höhe ihrer 
Aufgabe stehen, eine allgemeine Zufriedenheit niemals 
zu erreichen ist. Von Jahr zu Jahr höre ich als Leiter 
einer solchen Anstalt aus bestimmten Kreisen von 
Gewerbetreibenden die Klage laut werden, dass die 
jugendlichen Arbeiter, die Lehrlinge, in der Schule 
nicht genug für das spezielle Gewerbe, dem sie künftig 
angehören sollen, lernen. So stellt beispielsweise der 
Uhrmacherverein die Forderung auf, dass der Uhr- 
macherlehrling, wenn er die Schule verlässt, die theo- 
retische Fertigkeit mitbringe, die verschiedenen Arten 
des Pendels, der Räder, des Uhrwerkes etc. nicht 
nur zu zeichnen und zu berechnen, sondern auch zu 
konstruiren. Es ist dies eben der alte und immer neue 
Streit darüber, ob die allgemeine gewerbliche Fort- 
bildungsschule (in Baden auch kurz die Gewerbe- 
schule genannt) oder die spezialisirende gewerbliche 
Fachschule den Vorzug verdiene, ein Streit, der auch 
neuerdings wieder lebhaft entbrannt ist. 

Wie sehr ich auch den hohen Werth der für 
grössere, wichtigere Gebiete in’s Leben gerufenen Fach- 
schulen, wie Baugewerkschulen, Maschinenbauschulen, 
Uhrmacherschulen, Schnitzereischulen, Kunstgewerbe- 
schulen etc. anerkenne, so bin ich doch für meine 
Person auf Grund langjähriger Erfahrung der Ueber- 
zeugung, dass für die weitaus grösste Zahl der 
Gewerbe die allgemeinen Fortbildungs- oder Gewerbe- 
schulen, wie sie sich seit langen Jahren in Baden ent- 
wickelt haben und in den Rahmen des $ 120 der 
Reichsgewerbeordnung eingepasst sind, sich nicht nur 


eignen, sondern zunächst auch vollauf genügen. Die 
allgemeine Fortbildungsschule, mag sie geartet sein, 
wie sie will, kann keinen fertigen Gewerbsmann 
oder Handwerker erziehen, sie kann sich daher auch 
nicht anmassen wollen, die Werkstatt für den Lehr- 
ling zu ersetzen. Die Schule muss sich begnügen, die 
in der Volksschule gewonnenen elementaren Kennt- 
nisse und Fertigkeiten einerseits zu vervollkommnen 
und zu befestigen und anderseits den jungen Menschen 
zu lehren, jene Kenntnisse nicht nur allgemein im 
Leben, im Handel und Wandel, sondern auch speziell 
für das von ihm gewählte Gewerbe zu verwerthen. 
Ihr Hauptziel muss also die angewandte Theorie sein. 

Ihre gesetzliche Grundlage hatten die Gewerbe- 
schulen in Baden schon in dem landesherrlichen Edikte 
vom 13. Mai 1803 über die Einrichtung der gemeinen 
und wissenschaftlichen Lehranstalten; organisirt wurden 
sie aber erst durch die landesherrliche Verordnung 
vom 15. Mai 1834, die Einrichtung von Gewerbe- 
schulen betreffend. Sie erschienen nach Zweck und 
Beschaffenheit „als eine besondere Art von Fort- 


| bildungsschulen — bestimmt für junge Leute, welche 


nach ihrer Entlassung aus der Volksschule einem 
Gewerbe sich widmen“. Die Gewerbeschulen wurden 
daher, als an die Stelle des badischen Gewerbegesetzes 
vom 20. September 1862 die deutsche Gewerbe- 
ordnung vom 21. Juni 1869 trat, als Lehranstalten 
behandelt, auf welche die Bestimmung des $ 106, 
jetzt 120 der Gewerbeordnung Anwendung findet. 
Nach der heute geltenden landesherrlichen Verord- 
nung, die Einrichtung und Leitung der Gewerbe- 
schulen betreffend (vom 16. Juli 1868), soll die Ge- 
werbeschule den Zweck verfolgen, jungen Leuten, 
die sich einem Gewerbe widmen, welches keine höhere 
technische und wissenschaftliche Bildung erfordert, 
diejenigen Kenntnisse und graphischen Fertigkeiten 
beizubringen, die zum verständigen Betriebe dieses 
Gewerbes geschickt machen. Der Unterricht begreift 
— wenigstens in den grösseren Städten — in der 
Regel folgende Lehrgegenstände: Handzeichnen 
geometrischer Figuren und Körper und ÖOrnament- 
zeichnen; Arithmetik und algebraische Grundbegriffe, 
Geometrie mit Einschlusse des geometrischen Zeich- 
nens und der Projektionslehre, Fachzeichnen; In- 
dustrielle Wirthschaftslehre und Anleitung zur einfachen 
Buchhaltung ; Naturkunde: einfache Erklärung der 
wichtigsten Naturerscheinungen und die für einzelne 
Gewerbe nützlichen Kenntnisse aus der Naturgeschichte 
und aus der technischen Chemie; Mechanik, ange- 
wendet auf die Gewerbe mit Beschreibung und Be- 
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rechnung einzelner Maschinen; Uebungen im Model- 
liren. Mit dem Unterrichte sind Uebungen der Schüler 
in schriftlichen Aufsätzen und im mündlichen Ausdrucke 
zu verbinden. 

Die Gewerbeschule in Freiburg i. Br. mit durch- 
schnittlich 600 Schülern — ohne die Gäste, die be- 
sonders im Fachzeichnen sehr zahlreich sind — ist 
in drei Klassen eingetheilt, von denen die Klasse 
I und II (das erste und zweite Schuljahr) in vier 
Parallelabtheilungen, die Klasse III (das dritte Schul- 
jahr) in zwei Parallelabtheilungen zerfallen. Die Pflicht 
zum Schulbesuch hört nach statutarischer Bestimmung 
mit Schluss desjenigen Schuljahres auf, in welchem der 
Schüler sein 17. Lebensjahr erreicht hat. Um nun die 
gestellte Aufgabe zu erfüllen, setzt der Stundenplan 
die Unterrichtszeit für das erste Schuljahr (Klasse I) 
auf acht Stunden wöchentlich, für das zweite und 
dritte Schuljahr (Klasse II und III) auf 10 Stunden 
per Woche fest. Um möglichst Rücksicht auf die 
Lehrmeister und die Verwendung in der Werkstätte 
und im Geschäftsbetriebe zu nehmen, hat man die 
obigen Stunden so vertheilt, dass zunächst jede Ab- 
theilung jeder Klasse an zwei nicht aufeinanderfolgen- 
den Wochentagen in zwei Abendstunden (halb acht 
bis halb zehn Uhr) Unterricht erhält. Mit Rücksicht 
auf die körperliche Arbeit während des Tages und 
die naturgemäss dadurch bedingte geistige Abspannung 
sind als Unterrichtsgegenstände solche Gegenstände 
gewählt, die vornehmlich auf der Anschauung beruhen, 
also Geometrie und Physik. Für den Rest der Unter- 
richtszeit (6 bezw. 8 Stunden) werden entweder zwei 
volle Vormittage, oder zwei volle Nachmittage, oder 
ein Vormittag und ein Nachmittag zu drei bezw. vier 
Stunden an zwei nicht unmittelbar aufeinanderfolgen- 
den Werktagen verwendet. Da die Abendstunden 
nicht in Betracht kommen, so ist der Lehrling zu- 
sammen nur einen vollen Tag während jeder Woche 
der Arbeit beim Lehrherrn entzogen, während letzterer 
die übrigen fünf Tage zu seiner freien Verfügung hat. 
Rief auch die Einführung dieses neuen Unterrichts- 
planes anfangs einige Unzufriedenheit bei den Gewerbe- 
treıbenden hervor, so hat man sich doch bald 
an diese Einrichtung gewöhnt, insbesondere nachdem 
man auch ihre Vortheile kennen gelernt hatte gegen- 
über der alten Eintheilung, nach welcher jeder Lehr- 
ling beinahe jeden Tag ein bis zwei Stunden während 
der Arbeitszeit zur Schule kommen musste. Dort 
weiss der Handwerksmann genau, wann er über seinen 
jugendlichen Arbeiter verfügen kann, hier geht be- 
kanntermassen doch gewöhnlich der volle halbe Tag 
verloren. Für die Schule aber ist es von der grössten 
Bedeutung, den jungen Mann frisch und unermüdet 
drei bis vier Stunden nacheinander zum Unterricht 
zu haben. Auf diese Weise ist es auch möglich, von 
dem Sonntagsunterricht an den Gewerbeschulen ganz 
abzusehen, ohne dass der Lehrling an seiner Aus- 
bildung oder der Lehrherr in der Verwendung jenes 
erhebliche Beeinträchtigungen erfahren. 

Ich darf wohl sagen: auch die Freigebung des 
Sonntags, die seit ca. einem Jahr durchgeführt ist, hat 
sich hier in Freiburg im Allgemeinen gut bewährt. Durch 
das Erscheinen der Gewerbeordnungsnovelle vom 1. Juni 
1891, $120 aber ist allerdings diese Frage noch nicht als 


gelöst zu betrachten. Wie die Verhandlungen auf der 


ersten ordentlichen Hauptversammlung des Verbandes 
deutscher Gewerbevereine zu Köln a. Rh. vom 14. und 


15. November 1892 gezeigt haben, stehen sich die An- 
sichten in Theorie und Praxis noch ebenso unvermittelt 
wie früher gegenüber. Aus dem Beispiele Freiburgs, wie 
ich es eben dargelegt habe, geht aber wenigstens 
soviel hervor, dass die Durchführung der Sonntags- 
ruhe auch auf dem Gebiete des gewerblichen Unter- 
richtswesens nicht zu den Unmöglichkeiten gehört. 
Eine andere Frage ist die, ob es zweckmässiger ist, 
den jugendlichen Arbeitern die Sonntage ganz frei 
zu lassen oder sie an denselben doch zu einigen 
Stunden Schulunterricht neben dem geordneten Gottes- 
dienste anzuhalten.*) Ich für meine Person kann mich 
nur in einem Falle unbedingt für einen etwa 2 bis 
östündigen Gewerbeschulunterricht an Sonntagen aus- 
sprechen, nämlich dann, wenn ein besonderer Schul- 
gottesdienst eingerichtet ist, sonst nicht. Denn nur in 
jenem Falle ist die Sicherheit gegeben, dass Schule 
und Kirche nicht miteinander kollidiren und die Schüler 
ohne Vorwand ihren Pflichten der einen wie der an- 
dern gegenüber nachkommen können. 


Zur preussischen Steuerreform. 


Von Bezirkspräsident z. D. Dr. F. Freiherr v. Reitzenstein 
in Freiburg i. Br. 


(Schlussartikel.) 
4. Die Aussichten der Kommunalbesteuerung. 


Die Erörterungen des letzten Abschnitts führen 
hinüber zur Betrachtung des Kommunalabgaben-Ge- 


setzes, das den Schlussstein der Reform zu bilden 
bestimmt ist. Von den Rechtsvorschriften, welche 
bisher das Kommunalsteuerwesen regelten, unter- 


scheidet der Entwurf sich dadurch, dass er einen für 
die verschiedenen Provinzen wie für Stadt- und Land- 
gemeinden einheitlichen Rechtszustand herzustellen 
bezweckt und dass er von diesem Gesichtspunkte aus 
den Versuch einer Kodifikation der Materie enthält; 
auch die Feststellung allgemeiner Grundsätze über 
Einnahmen aus dem Gewerbebetriebe, Gebühren und 
Beiträge, sowie eine wenn auch zunächst vorwiegend 
nur formelle Regelung der Kreis- und Provinzialbe- 
steuerung zieht er in seinen Bereich. Schon nach der 
formellen Seite hin bedeutet daher der Entwurf die 
Ausfüllung einer Lücke, welche um so mehr als störend 
empfunden wurde, je mehr die aus dem Einkommen- 
steuergesetz von 1891 hervorgegangenen Verschie- 
bungen der Steuerlast auf eine Aenderung der für das 
Kommunalsteuerwesen bestehenden Bestimmungen 
hindrängten. Vollends mit der auch für das letzt- 
gedachte Gebiet tief einschneidenden Aenderung der 
direkten Staatsbesteuerung ist die Aufgabe einer sich 
anschliessenden materiellen Regelung der Kommunal- 
besteuerung zu einer ebenso unabweisbaren wie un- 
aufschiebbaren geworden. Auch in materieller Hinsicht 
trägt daher der Entwurf einem dringenden Bedürfniss 
Rechnung. 


*) Uns scheint das in Freiburg i. Br. durchgeführte 
System, bei welchem der Sonntag ganz frei bleibt, das beste 
zu sein. Ein Ruhetag in der Woche ohne körperliche und 
geistige Arbeit ist schon vom hygienischen Standpunkt aus 
für junge Leute nothwendig. Wenn daneben Fürsorge für die 
gute Verwendung des Erholungstages getroffen werden soll, 
so scheinen uns die neuerdings vielfach gegründeten Lehrlings- 
heime die meiste Beachtung zu verdienen. Redaktion. 


Das für die Kommunalbesteuerung Einschnei- 
dende der Reform der Staatssteuern besteht vor 
Allem in der veränderten Gebietsabgrenzung. Zur 
ausschliesslichen grundsätzlichen Basis der direkten 
Staatsbesteuerung wird das Prinzip der Vertheilung 
nach der Leistungsfähigkeit gemacht; die volle Durch- 
führung dieses Prinzips erfordert es, der Besteuerung 
des Einkommens in der Kombination mit einer Be- 
steuerung des Vermögenswerths ein Korrektiv zu 
geben; neben dieser Steuer vom Vermögen können 
die bisherigen Ertragssteuern, welche dem Zwecke 
eines solchen Korrektivs nicht entsprechen, im Be- 
reich der Staatsbesteuerung nicht mehr fortbestehen; 
hier unverwendbar geworden, werden sie als Elemente 
für die Kommunalbesteuerung der letzteren zur Ver- 
fügung gestellt. Leitend ist hierbei die Annahme, dass 
in der letzteren neben dem Prinzip der Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit das der Besteuerung nach 
dem Verhältniss von Leistung und Gegenleistung oder 
dem Interesse eine zwar begrenzte aber immerhin so 
ausgedehnte Anwendung habe, dass in demselben 
eine Grundlage und ein Ausgangspunkt für die Er- 
haltung der Realsteuern und ihre entsprechende 


Umbildung als ein Glied der Kommunalbesteuerung | 


gegeben sei. Mitwirkend ist der Gesichtspunkt, 
die Kommunalbesteuerung in den Besitz möglichst 
ständig fliessender, vom Wechsel der Personen un- 
berührt bleibender Steuerquellen zu setzen. Es wird 
ferner die Hoffnung gehegt, dass es gelingen werde, 
auf diesem Wege die blosse Verzichtleistung auf die 
Ertragssteuer in thunlichst enge Grenzen einzu- 
schliessen. 

Die zunächst zu beantwortende Frage ist hiernach 
die: welches Verhältniss ergibt sich zwischen Besteue- 
rung nach dem Interesse und nach der Leistungsfähig- 
keit im Bereich der Kommunalbesteuerung aus der Natur 
der beiden Prinzipien und welche Konsequenzen sind 
hieraus für die Verwerthung der Ertragssteuern inner- 
halb jenes Bereiches zu ziehen ? Diesen Konsequenzen 
werden alsdann die Gesichtspunkte, nach denen der 
Entwurf die Verwendung jener Steuern und ihr Ver- 
hältniss zu den Personalsteuern regelt, gegenüberzu- 
stellen sein. 

Das Prinzip der Besteuerung nach dem Interesse 
beruht darin, dass zu dem Aufwande von Veranstal- 
tungen, welche den Einwohnern der Gemeinde oder 
gewissen Klassen derselben zu individuellem Vortheil 
gereichen, ausschliesslich oder doch in erster Linie 
diejenigen, welche an diesen V ortheilen Antheil nehmen, 
und zwar nach dem Masse ihrer Betheiligung an den- 
selben beizutragen haben; es ist dasselbe Prinzip, 
welches der Erhebung der Gebühren und Beiträge 
zu Grunde liegt und dem nur eine über das Gebiet 
der Besteuerung erweiterte Anwendung gegeben wird. 
Besonders geeignet, dies Prinzip zur Verwirklichung 
zu bringen, sind Steuern vom Ertrage der Grundstücke 
oder Gewerbe, da Vortheile der bezeichneten Art 
am häufigsten in der Steigerung des liegenschaftlichen 
oder gewerblichen Ertrages sich verkörpern. Immer 
setzt eine solche Besteuerung die Klarerhaltung der 
Wechselbeziehung zwischen der Besteuerung einer- und 
der Besonderheit des zu deckenden Aufwandes ander- 
seits voraus, da es ohne solche an einem Massstabe 
ebensowohl für die Abgrenzung wie für die Abstufung 
der Steuerpflicht fehlen würde. Beide bemessen je 
nach der Natur der einzelnen Veranstaltungen, um 
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welche es sich handelt, sich verschieden; es darf 
beispielsweise nur an das so verschiedene Verhältniss 
erinnert werden, in welchem die Vortheile des Feuer- 
löschwesens und anderseits die des Flurschutzes sich 
vertheilen. Ebensowenig wie das Gebührenprinzip 
lässt daher das Prinzip der Besteuerung nach dem 
Interesse sich zu konsequenter Durchführung bringen, 
so lange nicht in der formellen Regelung des Haus- 
halts die specialisirende Behandlung sich genügende 
Geltung verschafft hat. Soweit nun aber eine Klar- 
erhaltung der beiderseitigen Wechselbeziehung mög- 
lich und daher die Besteuerung nach dem Interesse 
ausführbar ist, gebührt ihr als einer Spezialbesteuerung 
aber auch der Vorrang vor der allgemeinen Steuer; es 
erwächst hieraus die Forderung, dass soweit jene 
Voraussetzung vorliegt, in erster Linie die Besteuerung 
nach dem Interesse eintrete, und nur insoweit, als 
dieselbe sich als nicht anwendbar erweist, auf das 
generelle Prinzip der Besteuerung nach der Leistungs- 
fähigkeit zurückgegriffen werde. Innerhalb des Raumes 
aber, welcher hiernach dem letzteren Besteuerungs- 
prinzip verbleibt, muss dasselbe mit denselben Kriterien 
für die Abschätzung der Leistungsfähigkeit, wie sie 
für die Staatsbesteuerung gegeben sind, zur An- 
wendung gebracht werden; da die Besteuerung nach 
dem Interesse in Vortheilen des Einzelnen ihr Aequi- 
valent hat, kann sie nicht zugleich für eine Form der 
stärkeren Heranziehung des fundirten Einkommens 
erachtet und aus ihrem Bestehen die Ausschliessung 
der staatlichen Vermögenssteuer von der Belastung 
durch kommunale Zuschläge hergeleitet werden. 
Specialität und Priorität der Besteuerung nach dem 
Interesse, Subsidiarität einer mit der staatlichen sich 
deckenden Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit 
sind daher die grundsätzlichen Postulate, welche sich 
aus dem Vorstehenden ergeben 

Alle diese Postulate sind nun zwar in den Re- 
gierungsvorlagen und ihren Motiven angedeutet, keines 
derselben ist jedoch zu völlig folgerichtiger Entwicklung 
gebracht worden. Die Voraussetzung einer speziali- 
sirenden Behandlung des Haushalts liegt zwar den Be- 
stimmungen über die Einnahmen aus dem Gewerbe- 
betriebe und die Gebühren zu Grunde, ist dagegen 
ebensowenig zu einer gesetzlichen Regel gemacht, wie 
die Priorität der Besteuerung nach dem Interesse in 
der Form eines allgemeinen Grundsatzes festgestellt 
worden ist. Der Entwurf begnügt sich damit, festzu- 
stellen, dass, wenn Zuschläge zur Staatseinkommen- 
steuer erhoben werden, mindestens gleich hohe, höch- 
stens um die Hälfte höhere Prozente von den vom 
Staat veranlagten Realsteuern zu erheben sind; dass 
Prozente der letzteren allein erhoben werden, ist zu- 
lässig, doch dürfen solche ebenfalls den Betrag von 
150 nicht übersteigen; die Zuschläge zur Staatsein- 
kommensteuer sollen nicht über 100°/o betragen. Diese 
Vorschriften sind jedoch nicht absolute, vielmehr sind 
Abweichungen mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
gestattet: bei der Vertheilung soll einerseits auf die 
den Steuerpflichtigen durch Aufhebung der staatlichen 
Ertragssteuer zu Theil gewordene Entlastung, anderer- 
seits darauf Rücksicht genommen werden, dass Aus- 
gaben, die überwiegend dem Grundbesitz oder dem 
Gewerbebetriebe zum Vortheil gereichen, der Regel 
nach durch Realsteuern gedeckt werden; einer je nach 
der Natur der Ausgaben ungleichen Vertheilung des 
Bedarfs auf die einzelnen Realsteuern wird ein gewisser 


Spielraum gegeben. Für den durch Ertragssteuern 
nicht aufzubringenden Theil des im Wege der Besteuer- 
ung zu beschaffenden Bedarfs bilden Zuschläge zur Ein- 
kommensteuer innerhalb der oben bezeichneten Grenze 
das regelmässige Deckungsmittel; doch bleibt die Er- 
gänzungssteuer von der Belastung mit Zuschlägen aus- 
geschlossen. Dagegen dürfen die Zuschläge zur Ein- 
kommensteuer ganz oder theilweise durch Aufwands- 
steuern ersetzt werden; ebenso wird den Gemeinden 
das Recht der Forterhebung der Schlachtsteuer, so- 
wie der Auflegung von Verbrauchssteuern auf nicht 
dem nothwendigen Lebensunterhalt dienende Gegen- 
stände innerhalb der reichsgesetzlichen Schranken ge- 
währleistet. Es ist daher weder bei den Ertragssteuern 
der Charakter einer Besteuerung nach dem Interesse 
rein durchgeführt, noch ist, soweit die Besteuerung nach 
der Leistungsfähigkeit in Betracht kommt, das für die 
Staatsbesteuerung massgebende Verhältniss unverän- 
dert auf die Kommunalbesteuerung übertragen worden: 
die Ausschliessung der Ergänzungssteuer von den Zu- 
schlägen wird damit begründet, dass die von den Er- 
tragssteuern bereits getroffenen Objekte nicht nochmals 
mit einer Vermögenssteuer belastet werden dürfen. 
Die von der Regierung dem Problem gegebene 
Lösung trägt hiernach weit weniger den Charakter 
prinzipieller Konsequenz als den eines Kompromisses 
zwischen Erwägungsgründen verschiedener Natur. Wir 
sind weit entfernt, gegen diesen vermittelnden Stand- 
punkt von vornherein Einwendungen erheben zu wollen, 
da uns derselbe in der zeitigen Sachlage eine gewisse 
Begründung zu haben scheint: in der That ist der 
Gedanke der Erhebung von Ertragssteuern unter dem 
Gesichtspunkte der Besteuerung nach dem Interesse 
ein noch zu wenig eingelebter, als dass von dem Ein- 
flusse dieser Idee allein eine hinreichend ausgiebige 
Benutzung jener Steuern erwartet werden könnte; es 
erscheint daher richtiger, das Geltungsgebiet dieser 
Steuern gegen das der Einkommensteuerzuschläge zu- 
nächst — wie es in gleicher Weise für die Kreis- und 
Provinzial-Besteuerung geschieht — gewissermassen 
pauschaliter abzugrenzen und es der weiteren Ent- 
wickelung zu überlassen, jenen Steuern einen volleren 
Bereich der Anwendung zu geben und die geeigneten 
Formen für ihre Umbildung zu finden. Wie schon oben 
ausgeführt, ist in den Städten meist ein einer derartigen 
Entwickelung günstiges Terrain vorhanden; allerdings 
sind wir nicht ausser Zweifel darüber, ob die in $ 46 
enthaltene, mehr den Charakter von der autonomen 
Beschlussfassung der Gemeinden vorgezeichneten Di- 
rektiven als von Zwangsvorschriften tragenden Bestim- 
mungen ausreichen werden, einer solchen Entwickelung 
den nöthigen Anstoss zu geben. Was die Landge- 
meinden anlangt, so halten wir hier eine derartige 
Entwickelung nur im Wege einer die Lastenvertheilung 
— insbesondere betreffs der Verkehrsanlagen — so- 
wie die Reform der Kreis- und Provinzialbesteuerung 
in ihren Bereich ziehenden Betheiligung der Gesetz- 
gebung für möglich; zu voller Geltung würden aber 
bei einer solchen Regelung die Ertragssteuern nur dann 
kommen können, wenn dem Betheiligungs- bezw. Sub- 
ventionsprinzip in jener Gesetzgebung ein ausreichen- 
des Wirkungsgebiet gesichert bliebe. Den Angriffen, 
welche das letztere Prinzip in neuerer Zeit erfahren 
hat, können wir Begründung nicht zugestehen. Der 
Gedanke einer gewissen Ausgleichung zwischen dem 
wirthschaftlich Starken und wirthschaftlich Schwachen 
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liegt jeder Besteuerung zu Grunde; es ist nicht abzu- 
sehen, warum er da, wo Gemeinden und Gutsbezirke 
in Betracht kommen, weniger anwendbar sein sollte, 
als da, wo es sich um das gegenseitige Verhältniss 
von Einzelnen handelt. 

Wenn wir hiernach der Stellungnahme der Re- 
gierung im Allgemeinen zustimmen, so gilt dies doch 
nur mit einer Einschränkung, es gilt nur unter der 
Voraussetzung, dass es sich zunächst nur um die Be- 
gründung eines provisorischen Zustandes handelt, wel- 
cher für eine weitere im Wege der Praxis und der 
Gesetzgebung zu vollziehende Entwickelung die Basis 
bilden soll: nur unter dieser Voraussetzung vermögen 
wir einstweilen uns mit der Freilassung der Ergänzungs- 
steuer von den Gemeindezuschlägen zu befreunden. 
Für dieselbe spricht, dass diese Steuer sich um so 
leichter einleben wird, mit je geringeren Sätzen ihre 
Erhebung beginnt: in dem Masse, in dem in der fol- 
genden Entwickelung der Charakter der Ertragssteuern 
als eine Besteuerung nach dem Interesse stärker her- 
vortreten sollte, würde auch jene Ausschliessung sich 
als unhaltbar erweisen. Einstweilen mindert sich durch 
das Fehlen einer Ergänzung durch die Vermögenssteuer 
der Werth der Einkommensteuer-Zuschläge als einer 
Form der Gemeindebesteuerung nach der Leistungs- 
fähigkeit: um so richtiger erscheint es, dass die Vor- 
lage, um eine übermässige Anspannung jener Zuschläge 
fernzuhalten, auf die Möglichkeit eines Ersatzes durch 
Aufwands- oder Verbrauchssteuern Bedacht genommen 
hat. Insbesondere scheint uns die Miethssteuer die 
Ungunst nicht zu verdienen, mit der sie von der Kom- 
mission des Abgeordnetenhauses behandelt worden ist; 
wenn der Auffassung derselben auch darin beizutreten 
sein dürfte, dass die Freilassung der gewerblichen 
Lokale von der Steuer und insoweit eine Umarbeitung 
der gegenwärtigen Reglements geboten erscheint, so 
scheint doch nichts der Neueinführung solcher Steuern 
dieser Art, sofern dieselben sich auf die Heranziehung 
der Wohnungsräume beschränken, entgegenzustehen ; 
die Bedenken, welche vom Gesichtspunkte der Ver- 
hütung übermässiger Belastung der ärmeren und mitt- 
leren Klassen aus entgegenstehen, lassen sich durch 
Befreiung der geringeren Miethen und angemessene 
Progressivität beseitigen. Aber auch die Zuhülfenahme 
von Verbrauchssteuern wäre unter Umständen einer zu 
beträchtlichen Steigerung der Einkommensteuer vor- 
zuziehen: dem Antrage Hammacher*), welcher durch 
Beseitigung der reichsgesetzlichen Beschränkungen be- 
treffs der Besteuerung des Weins den Gemeindever- 
brauchssteuern auf Getränke ein weiteres Gebiet zu 
erschliessen bezweckt, lässt sich daher nur eine gün- 
stige Aufnahme wünschen.”*) 


Rekonvaleszenten-Anstalten 
und Volksheilstätten für Lungenkranke. 


Für einen Genesenden ist erfahrungsgemäss das Hospi- 
tal nicht der richtige Aufenthalt. Auch sind die städtischen 
Krankenhäuser in Folge der stetigen Zunahme der Bevölkerung 
häufig so sehr in Anspruch genommen, dass die Patientem nach 


*) Siehe „Nat.-Zeitung“* No. 716 von 1892. Die amtliche 
Fassung des Antrags liegt dem Verfasser nicht vor. 

**) Hinsichtlich der Verbrauchssteuern (einschl. der Mieths- 
steuer) können wir dem Verfasser nicht beitreten, da unserer 
Meinung nach thunlichst eine Beseitigung derselben zu er- 
streben ist. Redaktion. 
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kaum überstandener Krankheit entlassen werden müssen. Kehren 
die Genesenden dann in ihre Wohnungen zurück, die grossen- 
theils auch den bescheidensten hygienischen Anforderungen 
nicht entsprechen, dann stellen sich sehr häufig rasche Rück- 
fälle und chronische Leiden ein. Nicht minder nachtheilige 
Folgen können sich aus der vorzeitigen Wiederaufnahme der 
Arbeit in Fabriken und Werkstätten ergeben, zumal der körper- 
lich Geschwächte für Ansteckung besonders empfänglich ist. 
In Folge dieser Wahrnehmungen und wohl besonders auf das 
Beispiel Englands hin, das schon vor einigen Jahren über 150 
derartige Anstalten mit über 5000 Betten besass, sind in Deutsch- 
land einige Heimstätten für Genesende entstanden, unter denen 
allein die Berliner von der Stadtverwaltung betrieben werden. 
Der Landaufenthalt bei einfacher kräftiger Kost und die ge- 
sundheitliche Ueberwachung der Rekonvaleszenten in derlei 
Anstalten bewirken eher vollständige Wiederherstellung. Nicht 
zu unterschätzen sind jedoch auch die unmittelbaren ökono- 
mischen Vortheile; denn die Hospitäler werden entlastet, und 
die Hospitalpflege stellt sich erheblich theurer als die Rekon- 
valeszentenpflege. 

Eine solche Anstalt hat im Jahre 1891 der Frankfurter 
Verein für Rekonvaleszenten-Anstalten zu Neuenhain im Taunus 
begründet; sie sollte Rekonvaleszenten aller Art dienen, nur 
Lungenkranke wurden wegen der grossen Ansteckungsgefahr 
von der Aufnahme ausgeschlossen. Da ergab sich denn, dass 
aus letzterem Grunde eine grosse Zahl von Personen die Wohl- 
thaten des Aufenthalts im Genesungshaus entbehren mussten, 
und so entschloss man sich, in Falkenstein, in der Nähe der 
dortigen rühmlichst bekannten Lungenheilanstalt, ein Haus mit 
21 Einzelzimmern zu kaufen und darin eine Volksheilstätte für 
männliche Lungenkranke einzurichten. Diese Nachbarschaft war, 
abgesehen von der geschützten Lage, von ganz besonderer 
Wichtigkeit, weil sie ermöglichte, sowohl die technische Organi- 
sation, als die ärztliche Behandlung dem bekannten Chefarzt 
der Falkensteiner Anstalt, Geheimrath Dr. Dettweiler, zu unter- 
stellen, der sich denn auch, ebenso wie seine Assistenten, die 
Doktoren Hesse und Engelbrecht, des neuen Unternehmens mit 
vollem Eifer und grosser Selbstlosigkeit annahm. Die Anstalt 
war alsbald vollständig belegt, und die bisherigen Erfahrungen 
sind so günstig, dass nicht allein eine Erweiterung des jetzigen 
Unternehmens, sondern auch die Ausdehnung auf Mädchen und 
Frauen, für welche das Bedürfniss noch viel grösser zu sein 
scheint, geplant wird. 

Auf Fälle, wo die Lungenkrankheit sich schon in vor- 
geschrittenem Stadium befindet, kann die Anstalt selbstver- 
ständlich schon wegen der damit verknüpften Aufenthaltsdauer 
nicht zugeschnitten sein. Es handelt sich bei ihr um die zahl- 
reichen Fälle, wo bei rechtzeitiger Anwendung einer Nachkur 
die Aussicht besteht, die Krankheit zu überwinden, oder wenig- 
stens auf Jahre hinaus zurückzudrängen. Dazu kommt, dass 
die Lehren für hygienische Vorkehrungen, welche die aus der 
Anstalt Entlassenen nach Hause mitbringen, sehr dazu angethan 
sind, manchem Rückfall und mancher Krankheitsübertragung 
vorzubeugen. 


Welch zahlreiche Opfer die Lungenkrankheit in Deutsch- 
land tordert, geht aus einem Bericht hervor, welchen der für 
die Begründung von Heilstätten für unbemittelte Lungenkranke 
unermüdlich wirkende Dr. Dettweiler im Auftrag einer im 
Mai 1891 von der Aerztekammer für Hessen ernannten Kom- 
mission erstattet hat. Darnach kommt der fünfte bis siebente 
Theil aller Sterbefälle auf Lungenkranke. Es sterben an Lungen- 
schwindsucht in Deutschland allein jährlich 17 000—18 000 Per- 
sonen. Die Durchschnittsdauer der Krankheit ist ungefähr 
6 Jahre; die Zahl der Lungenkranken beläuft sich jeweilig auf 
ungefähr eine Million, und ein grosser Theil davon gehört den 
wenigbemittelten Klassen an. Man sieht daraus, welch’ grosses 
Feld gemeinnütziger Thätigkeit hier noch brach liegt. 


Aus dem mannigfachen Inhalt des kürzlich erschienenen 
Berichtes des Frankfurter Vereins für Rekonvaleszentenanstal- 
ten, auf dessen Einzelheiten hier einzugehen nicht möglich ist, 
seien folgende Angaben hervorgehoben. Dem Vorstand ge- 
hören u. a. auch drei Arbeiter an; zwei davon sind Mitglieder 
des Vorstandes der Ortskrankenkasse, der dritte ist Vorsitzender 
des Medizinalbundes. Die Mitglieder des Vorstandes haben 
allmonatlich im Turnus die Anstalten zu besuchen und erhalten 
hiefür ein Tagegeld, das nicht zurückgewiesen werden darf. 
Zur Leitung der Anstalten sind Viktoriaschwestern bestellt. 
Für die Pflege in der Rekonvaleszentenanstalt werden der 
Ortskrankenkasse und den freien Hilfskassen vertragsmässig 
Mk. 1.50 pro Verpflegungstag berechnet, wogegen diejenigen, 
welche keiner solchen Kasse angehören, 2 Mk. zu zahlen haben. 
In der Heilstätte für Lungenkranke sind die Pflegesätze um 
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50 Pf. höher. Die Selbstkosten stellen sich in beiden Anstalten 
um 60 bis 70 Pf. theuerer als die Gebühren. Die Differenz 
wird durch freiwillige Beiträge und durch eine Subvention der 
Stadt Frankfurt gedeckt. 

Diese Daten über die Frankfurter Anstalten sollen in der 
Hauptsache zur Mittheilung der Erfahrungen über anderweitige 
Versuche anregen. In Bremen hat sich ebenfalls seit Kurzem 
ein „Heilstätten-Verein für bedürftige Lungenkranke“ gebildet, 
der durch Unterstützungen seitens der Sparkasse und Privater 
Ende 1892 über einen Fonds von ca. 70000 Mark verfügte 
und als Ort für die Anstalt Rehburg erwählte. Wenn diese 
und ähnliche Anstalten ihre Erfahrungen regelmässig an dieser 
Stelle austauschen, so darf gehofft werden, dass die gemein- 
nützige Vereinsthätigkeit als Vorarbeiterin für die kommunale 
Aktion mit der Zeit auch auf diesem Gebiete immer weitere 
Fortschritte nach Aussen und Innen aufweise. 


Notizen. 


dr 
Krankenpflege. 


Heimstätten für’ Genesende der Leipziger 
OÖrtskrankenkasse. Dem dieser Tage erschienenen Bericht 
der Leipziger Ortskrankenkasse über die Heimstätten für Ge- 
nesende auf dem Gute am Gleesberg (Neustädtel) und auf 
Rittergut Förstel im sächsischen Erzgebirge, und zwar über 
die Betriebspericde vom 25. August 1889 bis 31. Dezember 1891, 
vom Bevollmächtigten der Kasse, Uhlmann, verfasst (Druck von 
Bär & Hermann, Leipzig, 1893) ist Folgendes zu entnehmen. 
Der hochherzige Stifter der Heimstätten ist Stadtrath Dr. 
Schwabe, der durch ein grosses Geschenk die Eröffnung der- 
selben möglich machte. Er erwarb die 500 m über dem Meeres- 
spiegel gelegenen Güter am Gleesberg bei Neustädtel mit 
128 Acker, davon 60 Acker Wald, und das Rittergut. Förstel 
bei Schwarzenberg mit 132 Acker, davon 35 Acker Wald. Die 
Heimstätte auf Gut Gleesberg wurde am 25. August 1889 für 
weibliche Kranke, die auf Gut Förstel am 15. Oktober desselben 
Jahres für männliche Kranke eröffnet. Die Oekonomie beider 
Güter ist anderweit verpachtet. Jede Heimstätte verfügt über 
32 Betten mit allem Zubehör, einschliesslich zwei Dienstboten- 
betten. In Gleesberg sind zu diesem Zweck 9 grosse Schlaf- 
zimmer und 3 Unterhaltungssäle, in Förstel sind 14 Schlaf- 
zimmer, 1 Schlafsaal und 3 Zimmer zur Unterhaltung einge- 
richtet. Ausser den zum Ankauf nöthigen Geldern sind von 
dem Stifter für Umbau, Anlagen, innere Einrichtungen etc. noch 
weitere 53,567 M. 21 Pf. aufgewendet worden. Vertheilt man 
die Unkosten auf die vorhandenen 64 Betten, so würden dem- 
nach auf jedes Bett 368 M. 22 Pf. entfallen. Bei der inneren 
Einrichtung wurde hauptsächlich Werth auf die grösste Dauer- 
haftigkeit gelegt, namentlich auf die Betten, zu denen je eine 
Stahlfeder- und Rosshaarmatratze, sowie doppelte Schlafdecken, 
bezw. 1 Federbettdecke und vieriache Wäsche nebst übrigem 
Zubehör gehört. Die spezielle Leitung beider Heimstätten 
wurde je einer in der Krankenpflege erfahrenen Schwester des 
Albertinerinnenzweigvereines zu Leipzig übertragen. Für jedeAn- 
stalt ist eine Köchin und ein Dienstmädchen, sowie je ein Ar- 
beiter für die gröberen Verrichtungen engagirt, dem auch zu- 
gleich die Beaufsichtigung des Forstes obliegt. Die Beköstigung 
für die Pfleglinge und Angestellten lag früher den betreffenden 
Gutspächtern ob, seit Frühjahr 1890 ist dieselbe jedoch in 
eigene Regie genommen worden und liefern die Pächter hierzu 
die Haupttheile der Produkte zu den dort üblichen Markt- 
preisen mit 10 Prozent Rabatt. Der Kostenbeitrag für Ver- 
pflegung ist einschliesslich ärztlicher Behandlung und Arznei 
pro Kopf und Tag auf 2 M. festgesetzt. Eintrittsgeld wird 
nicht erhoben. Etwaige Ueberschüsse sollen zur Erweiterung 
der Heimstätten Verwendung finden. Erwähnt sei noch, dass 
die Königliche Generaldirektion der sächsischen Staatsbahnen 
auf Ansuchen den Fahrpreis nach den Heimstätten ermässigte. 
Die Güter sind der Stadt Leipzig vom Stifter neuerer Zeit als 
Geschenk angeboten worden und dürften so dem Zweck ihrer 
Bestimmung für alle Zeiten erhalten bleiben. Städte, wie 
Frankfurt a. M., Bremen, Strassburg, München, 
Zittau und Gera sind inähnlicher Weise bedacht, Fürsorge 
für ihre Rekonvaleszenten zu schaffen, 


m Ortskrankenkasse und Volksküche. Die 
Volksküche in Heidelberg, die schon seit einiger Zeit wegen 
mangelnder Nachfrage nach ganzen Mahlzeiten nur Suppen her- 
stellte und pro Portion zu 10 Pf. abgab, hat sich nun wieder 


seit 1. Februar auf volle Mahlzeiten (Suppe, Fleisch und Ge- 
müse), die Portion zu 35 Pf., oder mit Brod zu 38 Pf., ein- 
gerichtet. Einen der wesentlichsten Gründe dieser Veränderung 
bildet eine Vereinbarung mit der Ortskrankenkasse, welche 
erkrankten Mitgliedern einen recht kräftigen Mittagstisch zu 
niedrigem Preis verschaffen will. Die Speisen werden an solche 
Kassenmitglieder täglich zwischen 12 und I Uhr (Sonntag aus- 
genommen) am Speiseschalter der Volksküche des Frauen- 
vereins gegen Marken abgegeben und können entweder mit 
nach Hause genommen oder im Speisesaal des Frauenvereins 
gleich genossen werden. Die Marken sind nicht nur an der 
Kassenstelle der Ortskrankenkasse zu haben, sondern es sind 
auch sämmtliche Kassenärzte mit solchen zu direkter Abgabe 
an die Kranken versehen. Die Kasse gibt Marken nur gegen 
ärztliche Anweisung ab; auch ist, um Missstände zu verhüten, 
die Anordnung getroffen, dass die Marken nur für denjenigen 
Tag gelten, für welchen sie gestempelt sind. 


Schulwesen. 


Schulärzte. Die Direktoren der städtischen Schulen 
in Braunschweig waren von dem Magistrate zu einer gut- 
achtlichen Aeusserung über den Antrag der Stadtverordneten, 
die Annahme von Schulärzten, betreffend, aufgefordert worden. 
Sie empfahlen den Antrag nicht zur Annahme, weil der Be- 
weis nicht erbracht sei, dass der Mangel an Schulärzten in 
den Schulen in irgend einer Weise auf den Gesundheitszustand 
der Schulkinder nachtheilig gewirkt habe. Ausserdem versuchten 
sie an der Hand des amtlichen Berichtes über die betreffende 
Stadtverordneten-Sitzung den Nachweis, dass die Annahme 
von Schulärzten entbehrlich sei. Dagegen waren sie der An- 
sicht, dass für die gesammte Stadtverwaltung und damit auch 
für die städtischen Schulen die Anstellung eines Stadtarztes, 
dem unter Mitwirkung der Schulleiter auch gewisse Aufsichts- 
rechte über die Schulen eingeräumt werden müssten, von 
grossem Vortheile sein würde. 

Wiachsthum der Schuwlausgaben in. Colmar. 
Eine bemerkenswerthe Zunahme haben nach dem Rechen- 
schaftsbericht für 1890,91 die Schulausgaben der Stadt Colmar 
seit 1869 erfahren. Allein die Gehälter für Lehrer und Lehre- 
rinnen an den Volksschulen und Kleinkinderschulen, sowie die 
Ausgaben für die Fortbildungs- und Zeichenschule sind von 
33764 Mark im Jahre 1869 auf 117451 Mark im Jahre 1890/91 
gestiegen. Dabei nahm die Zahl der Klassen und Schüler in 
diesen Anstalten von 1884 auf 1891 nur von 39 bezw. 1836 
auf 45 bezw. 2193 zu. 

st. Reinigung der Schulräume. Es ist ein erfreu- 
liches Zeichen, wenn die Lehrer ihre Schüler nicht nur als 
Objekte betrachten, denen ein bestimmter Lehrstoif beizu- 
bringen ist, sondern sich auch um die gesundheitlichen Ver- 
hältnisse kümmern, unter welchen die Kinder existiren. Dazu 
gehört auch die Sorge dafür, dass die Schulräume den An- 
forderungen der Gesundheitspflege entsprechen. Hierin sollten 
sie allseitig unterstützt werden. Leider ist das nicht immer 
der Fall. In Brieg, Reg.-Bez. Breslau, stellten die Schulrektoren 
kürzlich einstimmig den Antrag, dass die Klassenzimmer öfter 
als zweimal wöchentlich gereinigt werden möchten. Doch 
wurde er vom Magistrat und der Stadtverordnetenversamm- 
lung abgelehnt. Auch der Kreisphysikus erklärte sich dagegen. 
Bei gutem Wetter, so sagte er, genüge eine zweimalige Reini- 
gung in der Woche, und bei schlechtem Wetter sei es überall 
schmutzig nicht nur in der Schule. Das ist auch ein Standpunkt! 


Gesundheitswesen. 


Städtisches Gesundheitsamt für Berlin. Bei 
der Berliner Stadtverordnetenversammlung hatten die Stadtv. 
Dr. Zadek und Gen. den Antrag gestellt: „Die Stadtverord- 
netenversammlung wolle beschliessen, den Magistrat zu er- 
suchen, in den demnächst vorzulegenden Etatsentwurf eine ent- 
sprechende Summe zum Zweck der Errichtung und Unter- 
haltung eines städtischen Gesundheitsamts einzustellen.“ In 
der Sitzung vom 2.d. M. kam dieser Antrag zur Verhandlung. 
Nachdem von einer Seite Uebergang zur Tagesordnung bean- 
tragt war mit Rücksicht darauf, dass gegenwärtig mit den 
Staatsbehörden Verhandlungen wegen Uebernahme der Ge- 
sundheitspolizei schweben und dem Abschlusse nahe sind, be- 
gründete Dr. Zadek seinen Antrag unter Hinweis auf die 
gleichartigen Institute, welche bereits in England und seit 
einem Dezennium auch in Wien bestehen. Er beruft sich auf 
die Ausführungen, mit denen s. Z. der Geh. Rath Pistor die 
Nothwendigkeit der Errichtung eines solchen Gesundheitsamts 
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begründet hat. Eine Ueberwachung des Wohnungswesens, des 
Schlafstellenwesens, der Werkstätten durch ein städtisches Ge- 
sundheitsamt unter Leitung eines Arztes und unter Mitwir- 
kung von sachverständigen Gesundheitsaufsehern sei dringend 
nothwendig, namentlich auch mit Rücksicht auf die stets 
drohende Choleragefahr. Diese Gesundheitsaufseher seien die 
natürlichen Schutzorgane der Besitzlosen. Die jetzigen Sani- 
tätskommissionen seien werthlos, denn in ihnen sitzen nicht 
die Arbeiter und die Besitzlosen, die unter den Epidemien be- 
sonders zu leiden haben, vielmehr dominiren in ihnen die 
Hausbesitzer. Diese Sanitätskommissionen seien keine neutrale 
Behörde zwischen den Hausbesitzern und den Arbeitern als 
Miethern. Die von socialdemokratischer Seite ins Leben ge- 
rufene Sanitätskommission, an welcher sich die Arbeiter mit 
einem wahren Feuereifer betheiligt haben, habe zahlreiche 
vorhandene sanitäre Missstände aufgedeckt, dieselbe sei aber 
an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit angelangt, weil ihr 
nicht die nöthigen Mittel zur Verfügung ständen. Stadtv. Dr. 
Neumann beantragt die einfache Tagesordnung, weil der An- 
trag formell und sachlich nicht so begründet sei, dass der 
Magistrat damit etwas anfangen könne. Redner verwahrt die 
Mehrheit der Versammlung gegen den Gedanken, als ob sie 
weniger Herz für die Arbeiter habe, als der Antragsteller und 
seine Freunde. Sie alle fühlen sich genau so wie er als Ver- 
treter der ganzen Bürgerschaft, einschliesslich der Arbeiter. 
Falsch sei es, dass die Stadt Berlin nichts auf sanitätspolizei- 
lichem Gebiete geleistet habe. Er brauche in dieser Beziehung 
nur auf die Kanalisation zu verweisen. Bezüglich der Woh- 
nungsverhältnisse hebe er hervor, dass solange es in der Me- 
dicin und in der öffentlichen Hygiene eine Grundlage gebe, 
die man Wohnungsstatistik nenne, es die Berliner Kommune 
gewesen sei, welche diese Wohnungsstatistik eingerichtet habe. 
In namentlicher Abstimmung wurde der Antrag Dr. Neumann 
mit 66 gegen 23 Stimmen angenommen und auch diese social- 
hygienische Anregung wieder mit nicht gerade sehr stich- 
haltigen Argumenten begraben. 


Städtische Fluss-Bade- und Schwimmanstal- 
ten in Berlin. Der Berliner Bericht über den Verkehr in den 
städtischen Fluss-Bade- und Schwimmanstalten in der Zeit vom 
16. Mai bis zum 4. September 1892 zerfällt in drei Theile. Der 
erste behandelt die Badeanstalten für männliche und weibliche 
Personen. Die Zahl der an Männer abgegebenen Bäder betrug: 
frei 226 482, gegen ein Entgeld von 5 Pf. 139119, zusammen 
also 365 601, bei den Frauen frei 105795, gegen 5 Pf. 104667, 
zusammen 210462. Die Gesammtsumme beläuft sich auf 
576 063. Unter den Badeanstalten dienten 2 nur Männern, eine 
nur Frauen, 2 hatten gesonderte Abtheilungen. Nun weisen 6 
von diesen 7 Bäder-Abtheilungen die bemerkenswerthe Erschei- 
nung auf, dass die Zahl der Freibäder im Monat Juni am 
höchsten ist, dann aber abnimmt, während die Zahl der gegen 
Zahlung verabfolgten Bäder ununterbrochen, und zwar bedeu- 
tend, bis zum Monat August steigt. Genau dasselbe tritt uns 
bei denjenigen Schwimm- und Badeanstalten (Theil HU und Ill 
des Berichtes) entgegen, die auch sowohl frei als gegen Zah- 
lung Eintritt gewährt haben. Das fordert Erklärung. Da es 
aber keinen Sinn hätte, anzunehmen, dass der Drang zum 
Baden sich bei grösserer Hitze bei den Leuten stärker fühlbar 
macht, die 5 Pf. für ein Bad verausgaben können, während 
bei denen, die sich einen solchen Luxus nicht leisten können, 
das Verlangen abnimmt, müssen wir nach einem äusseren 
Grunde suchen. Da die Zahl der Freibadenden thatsächlich im 
Juni grösser war als im August, muss eine Beschränkung in der 
Zeit das Freibaden verhindert haben. Nun scheint es nach 
einer Auskunft, die uns der Berliner Magistrat auf unsere An- 
frage hin gütigst ertheilte, dass Freikarten nur an Schüler ver- 
ausgabt sind. Diese dürfen aber an Wochentagen ihr Badebe- 
dürfniss nur in der Zeit von Vormittags 9 Uhr bis Nachmit- 
tags 5'/2 Uhr befriedigen und Sonntags nur „soweit Platz vor- 
handen ist.“ Wer nun weiss, wie sehr sich auf den Sonntag 
der Verkehr in den Badeanstalten zu concentriren pflegt, dem 
wird es nicht zweifelhaft erscheinen, dass während der heissen 
Zeit sich mancher für 5 Pf. ein Recht erkaufen musste, das 
ihm seine Freikarte, die er bei sich führte, nicht gewährleistete. 
Wir sind der Ansicht, dass aus den oben angeführten That- 
sachen klar hervorgeht, dass in Berlin ein grosses Bedürfniss 
nach Freibädern vorhanden ist, dem im vergangenen Sommer 
durch die bestehenden Einrichtungen nicht genügt werden 
konnte. Was die anderen Theile des Berichtes betrifft, so 
macht der zweite 3 Schwimmanstalten und 2 Schwimm- und 
Badeanstalten für männliche Personen namhaft, während der 
dritte über 3 Schwimm-Anstalten für weibliche Personen Auf- 
schluss gibt. Wir können auf die Einzelheiten nicht eingehen, 


möchten jedoch bemerken, dass uns die Mannigfaltigkeit 
aufgefallen ist, die erstens in der Preislage und zweitens 
in der Bezugsart der Badescheine bei einer und derselben 
Anstalt besteht. Im Wasser dürften ruhig einige Rangunter- 
schiede verschwinden: Die Haupt-Zusammenstellung aller hier 
erwähnten Anstalten ergibt folgendes Resültät: Freibäder 
404169, Bäder gegen Zahlung 546527, das sind zusammeä 
950696 Bäder, dagegen lauten für das Jahr 1891 die ent- 
sprechenden Zahlen: frei 319046, gegen Zahlung 408613, zu- 
sammen 727659. Was wir schon in Nr. 4 dieser Blätter für 
die städtischen Bäder in München bemerkten, das gilt auch 
für Berlin: Die Frauen machen vom Baden viel zu wenig Ge- 
brauch. In Betreff der Freibäder, so hoffen wir, wird der Bei- 
liner Magistrat für die Zukunft dafür sorgen, dass dem Be- 
dürfniss besser entsprochen wird. Es wäre das im Interesse 
der Gesundheit aller Einwohner dringend zu wünschen. 


_ Sanitätswächen. Anlässlich eines besonderen Falles 
auffälliger Verweigerting ärztlicher Behandiung während der 
Nacht war in Braünschweig vor Kürzem vom Stadtverord- 
heten Rieke ein Antrag gestellt worden; worin der Stadt- 
Magistrat um baldmöglichste Einbringung eine® Vorlage, die 
Einrichtung von Sanitätswachen betr., ersucht wurde. Dieser 
Antrag war an eine Kommission verwiesen worden, über deren 
Berathungen in der Stadtverordnetenversammlung vom 2. d.M. 
berichtet würde. Schon if Jahre 1878 sei ein Antrag gestellt 
worden, eine Reihe von Aerzten hätte sich äüch zur Hülfe- 
leistung bereit erklärt, doch sei die Sache an der Honorarfräge 
gescheitert und dann eingeschlafen. In Berlin seien Sanitäts- 
wachen seit 1872 auf Grund freiwilliger Geldsammlungen ein- 
#erichtet; dieselben kosteten viel Geld und würden sehr wenig 
benützt. In einzelnen Bezirken habe man eine Reihe von Aerzten 
gebeten, sich zur Nachtzeit zur Hülfeleistung zur Verfügung 
zu stellen. Ferner habe man in Berlin mit den Krankenhätisern 
Verhandlungen gepflogen, damit in der geburtsärztlichen Klinik 
ein Assistent für dringende Fälle bereit sei, zu helfen. In der 
Kommission habe man die verschiedenen Möglichkeiten, wie 
den vom Stadtverordn. Rieke zur Sprache gebrachten Verhält- 
hissen abzuhelfen sei, besprochen, Is kämen in Betracht 1) die 
Einrichtung von Sanitätswachen. Es müsste zu diesem Zwecke 
ein bestimmtes Lokal gemiethet werden, worin während der 
Nachtzeit sich Aerzte aufhalten, die darauf warteten, dass von 
ihnen Hülfe verlangt würde. 2) Mit den Krankenhäusern, in 
welchen dauernd Assistenzärzte anwesend seien, in Verbindung 
zu treten und ein Abkommen dahin zu treffen, dass die Assistenz- 
Ärzte nicht bloss innerhalb der Anstalt, sondern auch ausser- 
halb derselben Hülfe leisten würden. 3) Die Aerzte zu fragen, 
wer von ihnen bereit wäre, gegen eine vereinbarte Entschädi- 
gung zu jeder Nachtzeit Hülfe zu leisten. Redner bemerkt da- 
bei, er glaube kaum, dass es in Braunschweig vorkommen 
werde, dass ein Arzt ohne zwingende Gründe seine Hülfe ver- 
weigere, man müsse aber eine Einrichtung treffen für den Fall, 
dass es vorkomme. 4) Die Armenärzte ex officio zu beauftragen, 
zu jeder Zeit und zwar direkt ohne Vermittelung der Armen- 
pflege dem sie rufenden Kranken Hülfe zu bringen, wofür vom 
Magistrat eine entsprechende Vergütung zu gewähren sein 
würde. In der Kommission wurde weiter besprochen, dass es 
wünschenswerth sein dürfte, dass der Arzt, der Hülfe leistet, 
unter allen Umständen die Sicherheit hat, durch den Magistrat 
seine Hülfeleistung vergütet zu erhalten, und dass es Sache 
des Magistrats sein dürfte, das Geld von dem betreffenden 
Kranken einzuziehen. Die Kommission habe beschlossen, jetzt 
keine bestimmten Vorschläge zu machen, sondern den Magistrat 
aufzufordern, über die erwähnten Möglichkeiten zur Abhülfe 
Erkundigungen einzuziehen und später Vorlage darüber zu 
machen. Es wird deshalb von der Kommission der Antrag ge- 
stellt, die Versammlung möge den Magistrat ersuchen, Erkun- 
digungen in Städten von ähnlicher Grösse und Einwohnerzahl 
über die dort bestehenden Einrichtungen einzuziehen und das 
Resultat der Versammlung mitzutheilen, sowie sich mit den 
für Braunschweig in Betracht kommenden Stellen in Verbin- 
dung zu setzen und mit denselben in Verhandlungen in dem 
oben erwähnten Sinne einzutreten. Diese Anträge der Kom- 
mission wurden angenommen. 


Zur Bordellfrage. In dem Bericht des Bürgermeisters 
der Stadt Colmar i.E. über das Verwaltungsjahr 1890,91 finden 
sich ausserordentlich interessante Mittheilungen über die Frage 
der Aufhebung der Bordelle vom Standpunkte der Kommunal- 
verwaltung. Danach sind die seit vielen Jahren in Colmar be- 
standenen Öffentlichen Häuser im Jahre 1881 aufgehoben wor- 
den. Die Sittlichkeitsverhältnisse waren zu dieser Zeit in Col- 
mar in eine höchst bedenkliche Lage gerathen und war ganz 
besonders das Stadtviertel, in welchem diese Häuser sich be- 


fanden ünd welches ausschliesslich von der Arbeiterwelt be- 
völkert wäf, ünter dem Contact mit der dort, wenn auch 
unter polizeilicher Aufsicht, gewerbsmässig betriebenen Un- 
zucht, in sittlicher und inoralischer Beziehung sehr zurück- 
gekommen. Die Aufhebung der Bordelle hat nun nach dem 
angezogenen Bericht ausserordentlich günstig gewirkt. So stellt 
der Oberstabs- und Regimentsarzt des Kurmärkischen Dragoner- 
Regiments Nr. 14, Dr. Fritz, in einem Bericht an das K. Gar- 
nisons-Commando vom 17. November 1890 fest, „dass bei dem 
jetzigen Zustand der Prostitution die Erkrankungsziffer der 
venerischen Krankheiten eine erheblich geringere ist als früher 
und dass diese Verminderung unzweifelhaft mit der Aufhebung 
der Bordelle zusammenfällt“. Jedoch würde nach Ansicht des 
Bürgeriiieisters die Bekämpfung der nicht mehr kasernirten 
Prostitution noch besser erreicht worden sein, „wenn nicht 
durch die seitens der Gerichte erfolgte Auslegung des Abs. 6 
des $ 361 des Str. G. B. den im Interesse der Öffentlichen 
Ruhe und des Anstandes unter besonderen Bedingungen 
stehenden Frauenspersonen die unstrafbare Ausübung der ge- 
werbsmässigen Unzucht gestattet werden müsste“. Eine Ver- 
ordnung vom 21. Juli 1887 ist an diesem Vorbehalt geschei- 
tert, und obwohl es-dem Bürgermeister widerstrebte, „gefallene 
Fratenzimmer nicht einfach durch in ihrem und dem öffent- 
lichen Interesse liegende kleine Freiheitsbeschränkungen zur 
Besserung zu bringen, ohne ihnen gleichzeitig ein Recht auf 
unstrafbare Ausübung eines durch das Str. G. B. sonst geahn- 
deten Vergehens zu geben“, so musste er doch zu diesem 
Mittel greifen, angesichts der Unmöglichkeit, das Publikum in 
anderer Weise wirksam schützen zu können. Das sei aber 
nach seinem Dafürhalten „der Krebsschaden an dem ganzen 
System der jetzigen Organisation der gewerbsmässigen Prosti- 
tution, dass letztere selbst nicht einfach bekämpft, sondern 
um bekämpft zn werden, tolerirt werden muss. So sonderbar 
dies auch scheinen mag, es ist leider nur zu sehr bestätigt, 
dass die Prostitution in vieler Augen nicht als ein zu be- 
kämpfendes Uebel, sondern als ein nothwendiges, mithin zu 
tolerirendes Uebel betrachtet wird“. Schliesslich macht der 
Bürgermeister noch auf drei Punkte aufmerksam, nämlich, 
dass seit Aufhebung der Bordelle und der strengeren Hand- 
habung der Sittenpolizei in Colmar 1. ein Schmutzherd be- 
seitigt und die Strassen nicht nur am Tage, sondern auch 
Nachts gesäubert sind, 2. dass die syphilitischen Erkrankungen 
sowohl bei der ca. 3000 Mann zählenden Garnison als den im 
Bürgerhospital zur Behandlung kommenden Fällen bedeutend 
abgenommen haben und 3. dass diese Resultate sich noch 
viel günstiger gestalten würden, wenn die Verordnung vom 
27. Juli 1887, mit ihrem Vorbehalt, massgebend wäre. 


Wohnungswesen. 


Schlafstellenwesen in Berlin. Eine neue Verord- 
nung über das Schlafstellenwesen ist soeben durch das Polizei- 
präsidium ergangen. Diese Verordnung, die am 1. April d. ]J. 
in Kraft treten soll, enthält u. A. folgende Bestimmungen. 
Niemand darf in den von ihm und seinen Familienangehörigen 
benutzten Wohnräumen anderen gegen Entgelt Schlafstelle 
gewähren, wenn nicht die von ihm selbst, seinen Familienan- 
gehörigen und den Schlafleuten zu benutzenden Schlafräumlich- 
keiten folgenden Anforderungen entsprechen. Jeder Schlafraum 
muss für diejenigen Personen, welche derselbe für die Schlaf- 
zeit aufnehmen soll, mindestens je drei Quadratmeter Boden- 
fläche und je zehn Kubikmeter Luftraum auf den Kopf ent- 
halten. Für Kinder unter sechs Jahren genügt ein Drittel, für 
Kinder von sechs bis zu vierzehn Jahren genügen zwei Drittel 
jener Maasse. Kein Schlafraum darf mit Abtritten in offener 
Verbindung stehen. Niemand darf ohne besondere Erlaubniss 
der Polizeibehörde Schlafleute verschiedenen Geschlechts gleich- 
zeitig bei sich aufnehmen oder behalten, ausser wenn sie zu 
einander im Verhältniss von Eheleuten, von Eltern und Kindern 
oder von Geschwistern stehen. Abgesehen hiervon dürfen Schlaf- 
leute nur in solchen Räumen zum Schlafen untergebracht wer- 
den, welche nicht zugleich für Personen des anderen Geschlechts 
zum Schlafen dienen. Für jeden erwachsenen, über 14 Jahre alten 
Schlafgast und für je zwei Kinder muss eine besondere Lager- 
stätte bereit sein. Dieselbe muss mindestens aus einem Stroh- 
sacke, einem Strohkopfkissen und einer wollenen Decke be- 
stehen. Wer Schlafleute aufnimmt, ist verpflichtet, innerhalb 
einer Woche nach der Aufnahme des ersten Schlafgastes auf 
dem Bureau desjenigen Polizeireviers, in welchem die Woh- 
nung belegen ist, eine schriftliche wahrheitsgetreue Anzeige 
niederzulegen. Die Polizeibehörde ertheilt hierauf dem Woh- 
nungsinhaber nach Prüfung der von demselben vorzuweisenden 


Schlafräume und soweit die Aufnahme der Schlafleute nach 
der Polizeiverordnung zulässig ist, eine Bescheinigung, welche 
in der Wohnung aufzubewahren und auf polizeiliches Erfordern 
jedesmal sofort vorzuzeigen ist. In gleicher Weise muss der 
Wohnungsinhaber die Namen seiner Familien-Angehörigen, wie 
auch seiner Schlafleute auf polizeiliches Erfordern jederzeit an- 
geben. Tritt eine Vermehrung in dem Familienstande des 
Wohnungsinhabers oder in der durch die polizeiliche Beschei- 
nigung für zulässig erklärten Zahl der Schlafleute ein, oder 
werden die angezeigten Schlafräume wenn auch nur theilweise 
verringert, so ist eine neue Anzeige unter Beifügung der frü- 
heren polizeilichen Bescheinigung erforderlich, auf welche 
ebenso, wie auf das weitere Verfahren, die Bestimmungen der 
vorigen beiden Absätze Anwendung finden. Das Polizeipräsidium 
ist befugt, Personen, welche in den letzten fünf Jahren vor 
Erlass einer solchen Verfügung wegen Verbrechens oder Ver- 
gehens gegen die Sittlichkeit oder wegen Uebertretung der 
sittenpolizeilichen Vorschriften bestraft sind, oder welche unter 
Polizeiaufsicht stehen, das Halten von Schlafleuten zu unter- 
sagen. 

Wirkung der Cholera auf die Wohnverhältnisse 
von Hamburg. Die Cholera hat in Hamburg einen Prozess 
beschleunigt, der dort schon seit langem vor sich geht: die 
Verminderung der Bevölkerung im Stadtinnern und Zunahme 
der Bewohnerzahl der Aussentheile. Diese Verschiebung der 
Ansiedlung erfolgt durch Umzug aus dem Innentheil der Stadt 
in die Vororte, durch Wegzug im Innern Wohnender und durch 


Zuzug von Einwanderern in die Vororte. Im Jahre 1892 hat 
sich infolge dieser Wanderungsbewegung die Bevölkerung von 


Stadt und Vorstadt (St. Georg und St. Pauli) von 316,641 auf 
304,903 vermindert, wogegen die Bevölkerung der Vororte von 
263,240 auf 272,173 stieg, dort also eine Verminderung um 
11,741, hier eine Vermehrung von 8933. Bisher hat die Zu- 
nahme der Bewohnerzahl in den Vororten den Rückgang der 
Bevölkerung der Innenstadt immer weit übertroffen, so dass 
die Gesammtvolkszahl stets wuchs (und zwar seit 1871 durch- 
schnittlich je um 14,490 Personen jährlich); im Jahıe 1892 aber 
hat die Gesammtbevölkerung des städtischen Gebietes von Ham- 
burg um 2808 Köpfe abgenommen. Während alle 8 Bezirke der 
Innenstadt eine Abnahme von 0,4 bis 6,2% zu verzeichnen 
hatten, haben nur 4 Vororte nicht an der Bevölkerungssteige- 
rung theilgenommen, die übrigen sahen ihre Bewohnerzahl um 
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2 bis 11,6% wachsen. Man darf diesen Wechsel in der An- 
siedlung als einen Gewinn für die Einwohnerschaft bezeichnen, 
doch gibt er auch einen Fingerzeig dafür, welche Maassnahmen 
zu treffen sind, um wirklich dauernden Vortheil für die Wohn- 
verhältnisse zu erzielen. Es muss dafür gesorgt werden, dass 
der Ausnutzung des Baugrundes in den Aussentheilen engere 
Grenzen gezogen und dass die Belegung der Wohnungen im 
Stadtinneren auf ein vernünftiges, den hygienischen Anforde- 
rungen entsprechendes Maass zurückgeführt werde. 


Städtisches Gewerbewesen. 


Wahlmodalitäten beim Frankfurter Gewerbe- 
gericht. Das Gewerbegericht zu Frankfurt a.M. hat in seiner 
letzten Plenarsitzung Stellung zu zwei allgemein wichtigen 
Wahlfragen genommen. Die Anregung hierzu war gegeben 
worden durch zwei Anträge auf Abänderung des Statuts, von 
denen der eine vom Innungs-Ausschuss, der andere vom Sozial- 
demokratischen Verein ausging. Der Innungsausschuss wünschte 
die iWinführung von Wahllisten, der Sozialdemokratische Verein 
die Aufnahme einer ausdrücklichen Bestimmung in das Statut, 
dass auch Arbeitslose zum Wahlrecht zugelassen werden können. 
Der Magistrat hat beide Anträge abgelehnt. Betreffs Einführung 
der Wahllisten müssten erst weitere Erfahrungen gesammelt 
werden; auch das gegenwärtige Verfahren lasse ein ungestörtes 
und gerechtes Wahlverfahren zu. Der Wunsch des Sozialdemo- 
kratischen Vereins, insoweit er mit dem Gesetz vereinbar sei, 
lasse sich auch bei dem gegenwäıitigen Wortlaut des Statuts 
erfüllen. 

Weibliche Strassenkehrer in Colmar Nach 
dem ausserordentlich sorgfältig ausgearbeiteten „Rückblick auf 
die Thätigkeit der Stadtverwaltung in der Periode von 1880 81 
bis 1890 91*, welcher dem Hauptbudget der Stadt Colmar für 
1892/93 beigefügt ist, wurden im städtischen Strassenreinigungs- 
dienst, der 1890/91 einen Fehlbetrag von 25586 Mk. aufwies, 
neben vier ständigen Arbeitern mit 2.60 Mk. Tagelohn 10 
männliche und 70 weibliche Strassenkehrer beschäftigt, welche 
in vier Gruppen zu 20 Köpfen die vier Stadtreviere bedienten. 
Das Gros dieser weiblichen städtischen Taglöhner erhält 40 Pf. 
pro Tag, gegen 50 Pf., welche die männlichen beziehen. Die 
Summe aller Löhne dieser Arbeitskategorie betrug deshalb 
1890,91 nur 10984 Mk. Es wäre interessant, zu erfahren, ob 
auch andere Städte so billige weibliche Arbeit benutzen. 
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Die Bedeutung der Genossenschaften 
für das Gemeindewesen., 


Von Dr. Hans Crüger in Berlin. 


Hebung der wirthschaftlichen Lage der minder be- 
mittelten Klassen ist der Zweck der Erwerbs- und Wirth- 
schaftsgenossenschaften in ihren verschiedenen Formen 
als Kredit-, Werk-, Rohstoff-, Magazin-, Produktiv- und 
Konsumgenossenschaften. Sie alle sind bestimmt, sei es 
nun dem gewerblichen Mittelstande, sei es den arbeitenden 
Klassen den Mangel an eigenem genügenden Kapital zu 
ersetzen und ihre wirthschaftliche Lage zu verbessern. 
Ihre grosse Bedeutung für die Gemeinden ergibt sich 
hieraus ganz von selbst. 

Nicht nur, dass die Mitglieder der Gemeinden durch 
ihre Zugehörigkeit zu Genossenschaften leistungsfähiger 
werden und damit auf das ganze Gemeindewesen und 
dessen Entwickelung vortheilhaft einwirken, sondern es 
wird auch das soziale und wirthschaftliche Elend wirksam 
durch die Genossenschaft bekämpft. Während mit Almosen 
und Unterstützungen die eingetretene wirthschaftliche 
Noth gelindert werden soll, dieselben auch oftmals 
bei verkehrter Anwendung ein Sinken des allgemeinen 
Wohlstandes, der Intelligenz und der Moralität zur 
Folge haben, hindern die Genossenschaften den Ausbruch 
einer solchen Noth und stärken die Widerstandskraft der 
betheiligten Kreise. Es ist deshalb eine in der Praxis 
vielfach gemachte Erfahrung, dass die Genossenschaft von 


günstigstem Einfluss auf die sittliche Haltung der Mit- 
glieder ist. 

So dienen die Genossenschaften der wirthschaftlichen 
Förderung der Mittel- und Arbeiterklasse und damit dem 
Gemeinwesen selbst. Und „diese engeren Gemeinwesen 
und Genossenschaften, welche der Allgemeinheit gegen- 
über als Besonderheiten erscheinen, ihren Mitgliedern 
gegenüber aber selber Allgemeinheiten sind, bieten allein 
die Möglichkeit, eine grosse und umfassende Staatseinheit 
mit einer thätigen bürgerlichen Freiheit, mit der Selbst- 
verwaltung zu vereinen“ (Gierke), oder, wie Schulze- 
Delitzsch sich ausdrückt: „das Gefühl der Zusammen- 
gehörigkeit, der Gemeinschaft in Zweck und Mitteln, des 
gegenseitigen Bedürfens und Förderns, welches jeden in 
dem andern sich selbst respektiren lehrt, weckt den Sinn 
für das öffentliche Wohl, für gemeinnütziges Wirken, 
welcher durch gemeinsames Handeln innerhalb der Asso- 
ziation stets lebendig erhalten, sich auch in weiteren 
Kreisen bei jeder Gelegenheit bethätigt.“ So ist die 
Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaft eine kleine wirth- 
schaftliche Gemeinde in der politischen, die wie diese 
auf der Selbstverwaltung beruht und im wahren Sinn des 
Wortes als eine Vorschule für die Betheiligung des 
Kleinbürgers und Arbeiters an der Kommunalver- 
waltung betrachtet werden kann. Auch die Selbstver- 
waltung will gelernt und praktisch geübt werden. Die 
Genossenschaften bieten hierfür einen sprechenden Beweis. 
Wo die Mitglieder sich zahlreich an der Generalversamm- 
lung — in der sie ihre Rechte mit Bezug auf die Ver- 
waltung der Genossenschaft ausüben — betheiligen, wo 
sie sich nicht darauf beschränken, ihre Waaren oder ihr 
Geld zu entnehmen, sondern ein lebhaftes Interesse für 
die Angelegenheiten der Genossenschaft bethätigen, das 
sich nicht in Streit und Hader, sondern in harmonischem 
Zusammenwirken äussert, — da herrscht der wahre ge- 
nossenschaftliche Geist und Sinn und Verständniss für 
die hohe Bedeutung der Selbstverwaltung. Dort aber 
werden auch 'thätige Mitglieder der Gemeinde erzogen, 
die deren weiteren Aufgaben die nothwendige freudige 
Schaffenskraft entgegenbringen. Zugleich aber, und das 
ist ein weiterer Vorzug des Wirkens der Genossenschaft, 
gewinnen die Mitglieder durch die Selbstverwaltung ihrer 
Geschäfte einen Einblick in das Getriebe des ganzen 
wirthschaftlichen Lebens, sie treten aus ihren engen Kreisen 
heraus und lernen grosse Verhältnisse richtig beurtheilen. 
Wer z. B. Gelegenheit hat, die bedeutenden Konsum- 
vereine kennen zu lernen, deren Mitglieder grösstentheils 
aus Arbeitern bestehen, deren Verwaltung oft in den 
Händen von Arbeitern liegt, der wird erstaunen über das 
Verständniss, mit dem hier umfassende wirthschaftliche 


Aufgaben gelöst werden. Doch das ist nur dadurch 
möglich geworden, dass eine Entwickelung des Unter- 
nehmens von unten herauf stattgefunden hat, dass die 
Leiter mit dem Unternehmen selbst gross geworden sind. 
So werden denn die Mitglieder zu rechten Bürgern heran- 
gebildet, es wird ihre wirthschaftliche Lage gebessert und 
es wird ihr Sinn für die Rechte und Pflichten als Glieder 
eines Gemeinwesens geweckt und erzogen, den sie praktisch 
zu bethätigen zunächst in der Genossenschaft Gelegenheit 
haben. Freilich können wir nicht behaupten, dass alle 
Genossenschaften nach diesen Grundsätzen wirken, doch 
das kann nichts gegen ihre Bedeutung überhaupt be- 
sagen. Jenes sind eben Bastard-Genossenschaften, die 
sogar zu den gefährlichsten Feinden des wahren genossen- 
schaftlichen Geistes gehören. Bedenken wir aber, dass 
am 31. Mai 1892 im Deutschen Reich 8418 Genossen- 
schaften bestanden, so kann das Vorkommen von Miss- 
bildungen nicht verwundern. Die Solidarität der Interessen 
zeigt sich nirgends so unmittelbar wie gerade bei der 
Genossenschaft, wo jeder Genosse einen Verlust, der den 
Verein trifft, unmittelbar selbst mit empfindet, sei es auch 
nur in einer Minderung der Dividende; jede Schädigung 
der Genossen zieht danach auch ihn in Mitleidenschaft. 
Und hieraus ergibt sich weiter das Interesse für das 
öffentliche Wohl, für gemeinnütziges Wirken. So übt fast 
jede Genossenschaft die günstigsten Wirkungen auf die 
wirthschaftlichen und sittlichen Verhältnisse in der Ge- 
meinde aus. Und oft genug haben auf den Kongressen 
der Genossenschaften Vertreter der Gemeinden diesen 
segensreichen Einfluss in warmen Worten anerkannt und 
es als wünschenswerth bezeichnet, dass die genossen- 
schaftliche Bewegung immer mehr zunehme, damit ihre 
Wohlthaten immer weiteren Kreisen zugänglich gemacht 
und das Vertrauen auf die eigene Kraft bei allen be- 
theiligten Klassen gestärkt werde, Mit Vorliebe wies 
man dabei auf die Aehnlichkeit der Zwecke von Ge- 
meinde und Genossenschaft hin. 

Leider gibt es aber auch Fälle, in denen die Be- 
hörden diese Bedeutung der Genossenschaften für die 
Gemeinden verkennen. Dass wir nicht positive Förderung 
der Genossenschaften durch Unterstützungen wünschen, 
geht zur Genüge aus unserer Betonung der Selbsthilfe 
und Selbstverwaltung hervor; aufs Entschiedenste aber ist 
es zu verurtheilen, wenn der Weiterentwickelung der Ge- 
nossenschaft Schwierigkeiten bereitet werden. Von grösster 
Wichtigkeit für das Gedeihen, der Genossenschaft ist, 
dass an ihrer Spitze die geeigneten Männer stehen; in 
kleinen Städten werden diese häufig unter den Gemeinde- 
beamten zu finden sein. Da ist es nun aufs Lebhafteste 
zu beklagen, wenn solchen Personen seitens ihrer vor- 
gesetzten Behörde Schwierigkeiten bei der Uebernahme 
eines Amtes in der Genossenschaft bereitet werden. Man 
sucht dies mit den Interessen der Gemeindeverwaltung zu 
rechtfertigen, während doch eine jede Gemeinde gerade 
ein Interesse daran hat, dass sich die in ihr bestehenden 
Genossenschaften unter guter Leitung kräftig entwickeln, 
Von einer vollständigen Verkennung der wirthschaftlichen 
Verhältnisse und der Bedeutung der Genossenschaften 
zeugt es, wenn, wie es jetzt in einer süddeutschen Stadt 
geschehen ist, sich der Bürgermeister bestimmen lässt, 
zu Gunsten einiger Händler gegen den Konsumverein 
Stellung zu nehmen; er übersieht, dass auf wenige in 
ihrem Verdienst durch den Konsumverein geschädigte 
Händler Hunderte von Familien von Arbeitern und Klein- 
bürgern kommen, die dem Konsumverein die Besserung 
ihrer wirthschaftlichen Lage zu verdanken haben, wobei 


noch der oben geschilderte ethische Einfluss ausser Be- 
tracht bleibt. 


Wir schliessen mit den treffenden Worten Gierke's: 
„Dem Staate führen die Genossenschaften tüchtige Bürger 
zu, in der Wirthschaft erobern sie, gegenüber der Herrschaft 
des todten Vermögens, der Arbeit das Bürgerrecht, welches 
ihr als wirthschaftlicher Erscheinung der lebendigen Per- 
sönlichkeit gebührt; die Gesellschaft wahren sie vor den 
Gefahren, welche ihr aus der sozialen Verkümmerung 
der numerischen Ueberzahl ihrer Glieder drohen,“ 


Die Ausübung vormundschaftlicher Funk- 
tionen durch die Gemeindebehörden. 


Von Stadtrath Ludwig-Wolf in Leipzig. 


Wenige Bestimmungen des Entwurfes eines bür- 
gerlichen Gesetzbuches für das Deutsche Reich nehmen 
das Interesse der Organe der öffentlichen Armenpflege 
und der auf dem Gebiete der Wohlthätigkeit wirken- 
den Vereine mehr für sich in Anspruch, als die auf 
die Gestaltung der Zwangserziehung bezw. auf die 
Vormundschaft bezüglichen. Namentlich aber sind, wie 
sich dem Verfasser an der Hand der praktischen Er- 
fahrung mehr und mehr aufgedrängt hat, zwei Be- 
stimmungen in diesem Entwurfe vorhanden, welche 
unbedingt einer elastischeren Formulirung bedürfen, 
wenn nicht die gute Absicht, die mit ihnen verfolgt 
wird, vielfach nicht erreicht, ja in ihr Gegentheil ver- 
kehrt werden soll. 


Diese beiden Bestimmungen sind einmal die Note 
zu $ 1634 des Entwurfes, welche besagt: „In das 
Einführungsgesetz wird die Vorschrift aufgenommen 
werden: Die Landesgesetze können bestimmen, dass 
der Vorstand einer unter Verwaltung des Staates oder 
einer Gemeindebehörde stehenden Verpflegungsanstalt, 
in welche ein Minderjähriger aufgenommen ist, die 
Pflichten und Rechte eines Vormundes dieses Minder- 
jährigen bis zu dessen Volljährigkeit hat, unbeschadet 
der Befugniss des Vormundschaftsgerichtes, statt des 
Vorstandes einen anderen zum Vormunde zu bestellen, 
dass ferner im Falle einer solchen kraft des Gesetzes 
stattfindenden Bevormundung durch den Anstaltsvor- 
stand ein Gegenvormund nicht zu bestellen ist und 
dem Anstaltsvorstande die Befreiungen zustehen, welche 
nach den Vorschriften des $ 1690 angeordnet werden 
können“ und ferner ist es der $ 1725 des Entwurfes, 
welcher die speziell preussische Institution des Ge- 
meindewaisenrathes auf das Reich und damit auf die 
übrigen Staaten überträgt. Ein unveränderter Ueber- 
gang dieser Bestimmungen in das schliessliche Gesetz 
würde kein Bedenken haben, wenn wirklich die beiden 
Institutionen, die der geschlossenen Waisen- bezw. 
Erziehungsanstalt, wie die des Gemeindewaisenrathes, 
zu deren Gunsten sie gemacht sind, auch nur entfernt 
den Anspruch erheben könnten, als etwas unbestritten 
Gutes und Zweckmässiges zu gelten. Dies ist aber 
in alle Wege nicht der Fall — es sei hierzu nur der 
Kürze halber auf die Referate in Heft V u. VIII der 
Schriften des Deutschen Vereines für Armenpflege 
und Wohlthätigkeit verwiesen —; und so wird die 
Gefahr nahe gerückt, dass, wenn die angezogenen 


Bestimmungen in ihrer jetzigen engen Fassung Gesetz 
werden, alle die Einrichtungen unterbunden werden 
und verkümmern müssen, welche sich anderwärts im 
Gegensatz zu den beiden im Entwurfe gesetzlich be- 
günstigten Institutionen herausgebildet und Leben ge- 
wonnen haben. 

Ein solches Missgeschick würde uns in Sachsen 
widerfahren, wo sich bereits in vielen Städten im An- 
schluss an das Vorgehen der Leipziger Armenpflege 
an Stelle der indirekten Beeinflussung der Vormund- 
schaftsführung durch den Gemeindewaisenrath eine 
direkte Ausübung der vormundschaftlichen Funktionen 
durch die Gemeinde- bezw. Armenbehörden heraus- 
gebildet hat. 

Seit Anfang dieses Jahrhunderts besteht in Leipzig 
verbunden mit der Universität ein Entbindungsinstitut, 
welches weiblichen Personen nicht bloss ‘ärztlichen 
Beistand bei der Entbindung, sondern auch nach dieser 
noch dadurch eine Unterstützung gewährt, dass es die 
Neugeborenen mit dem nöthigsten Bedarf an Betten, 
Leibwäsche u. s. w. ausstattet und die Wöchnerin 
nöthigenfalls auch noch mit einem Nothpfennig ent- 
lässt. Das hat zur Folge, dass ihrer Entbindung ent- 
gegensehende Personen (zumeist ledigen Standes) aus 
weiter Entfernung zureisen, um in dieser Anstalt Auf- 
nahme zu finden, und dass ferner viele von ihnen 
nach der Entlassung, um wieder ihrem Erwerb nach- 
gehen zu können, ihre Kinder in Leipzig in Ziehe geben, 
sodass sich die Armenpflege in ungleich stärkerer 
Weise, als es sonst der Fall ist, mit solchen Zieh- 
kindern zu befassen hat. Bei dem früheren Mangel 
aller gesetzlichen Bestimmungen betreffs des Zieh- 
kinderwesens (denn erst das Gesetz vom 1. Juli 1883, 
die Abänderung der Gewerbeordnung betr., unterwarf 
das Ziehkinderwesen der ortspolizeilichen Regelung) 
musste es daher die Armenverwaltung freudig be- 
grüssen, als ihr im Jahre J824 durch den damaligen 
Stadthauptmann Hartz ein Kapital von 7500 M. unter 
der Bedingung überwiesen wurde, dass die Zinsen zur 
Förderung der Fürsorge für uneheliche Kinder Ver- 
wendung finden sollten. So hatte sie es wenigstens 
in etwas in der Hand, durch Spendung gelegentlicher 
Unterstützung an die Zieheltern diese geneigt zu 
machen, sich einer Aufsicht zu unterstellen. Dagegen 
fehlte immer noch der rechtliche Boden, um den 
Eltern bezw. Müttern und insbesondere den ausser- 
ehelichen Vätern gegenüber die Interessen dieser Kin- 
der nachdrücklich wahrzunehmen. Die Mütter liessen 
sich von einer Klage gegen die Väter auf Gewährung 
der Unterhaltsbeiträge meist durch die Befürchtung 
abhalten, diese möchten so die Geneigtheit zur Ehe- 
schliessung vollends verlieren, und die bestellten Vor- 
münder liessen sich entweder zu gleichem Verhalten 
bestimmen oder scheuten die Bemühungen einer Klag- 
erhebung, sodass die armen Ziehkinder zumeist nur 
auf die kärglichen Unterhaltsbeiträge .der Mütter an- 
gewiesen waren, wenn eben nicht die oft rührende 
Hingabe einzelner Zieheltern Ersatz brachte. Einige 
besonders schroffe Fälle dieser Art hatte der mit der 
sanitären Ueberwachung der Ziehkinder betraute Arzt 
in einem wissenschaftlichen Aufsatz veröffentlicht und 
daran das Verlangen geknüpft, es möchte gesetzlich 
(bezw. bei Abfassung des bürgerlichen Gesetzbuchs 
für das Deutsche Reich) bestimmt werden, dass bei 
Kindern, welche als sog. Ziehkinder Gegenstand öffent- 
licher Fürsorge sind, auf die ersten sechs Lebensjahre 
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von der Bestellung eines Vormundes überhaupt ab- 
zusehen sei und die vormundschaftlichen Funktionen 
vielmehr einer besonderen Behörde zu überweisen 
seien. Das Königl Sächs. Ministerium der Justiz gab 
daraufhin dem Leipziger Amtsgericht kund, dass ein 
Vorgehen, wie es vorgeschlagen war, vielfache ge- 
setzliche Veränderungen erfordere, dass aber auch 
auf dem Boden des bestehenden Rechts Vorkehrungen 
möglich seien, die bei geschickter und opferwilliger 
Handhabung Abhülfe wenigstens eines Theiles der 
geschilderten Uebelstände erwarten liessen. Es deutete 
an, dass es keinem Bedenken unterliege, einer von 
der Verwaltungsbehörde und dem Vormundschafts- 
gerichte gemeinsam ausgewählten Person die Vor- 
mundschaft für sämmtliche oder doch für einen Theil 
der Leipziger Ziehkinder zu übertragen. Die darauf- 
hin von dem Königl. Amtsgericht Leipzig eingeleiteten 
Verhandlungen fanden selbstverständlich beim Armen- 
amte das bereitwilligste Entgegenkommen. Nur in 
einem Punkt war es abweichender Ansicht: einmal 
erschien es ihm sehr schwer, bei der grossen Zahl 
der in Frage kommenden Kinder eine oder mehrere 
geeignete Privatpersonen zu finden, welchen die Last 
einer solchen Vormundschaft hätte überbürdet werden 
können, und das andere Mal glaubte man doch die 
Schwierigkeiten nicht unterschätzen zu sollen, welche 
sich bei dieser Einschiebung einer oder mehrerer dritter 
Personen zwischen Armenamt und Vormundschafts- 
behörde ergeben würden. Im Interesse eines schlan- 
keren Geschäftsganges, wie auch des Publikums er- 
schien es ihm rathsamer, an die Stelle des privaten 
Vormundes durchaus die Person des Armenamtsvor- 
sitzenden zu stellen. Dem entsprechend erliess das 
Königl. Ministerium der Justiz unterm 11. Mai 1886 
an das Königl. Amtsgericht Leipzig eine Verordnung, 
welche in folgenden Bestimmungen gipfelte: 

1. Für die bei dem Amtsgerichte Leipzig bevormundeten 
ausserehelichen Kinder, welche der Aufsicht der Ziehkinder- 
anstalt*) zu Leipzig unterstellt sind und in Zukunft unterstellt 
werden, ist der Vorstand des Armenamtes auf seinen Antrag 
als allgemeiner Altersvormund zu bestellen. Handelt es sich 
um ein Kind, für das schon ein Vormund bestellt ist, so hat 


das Vormundschaftsgericht auf Niederlegung der Vormund- 
schaft seitens desselben hinzuwirken. 


2. Die Bestellung als Vormund erfolgt auf die Dauer der 
Zeit, während welcher das Kind der Aufsicht der Ziehkinder- 
anstalt untersteht. 


3. Ueber die Verwendung von Beiträgen des Schwängerers 
zum Unterhalt des Kindes findet regelmässig keine besondere 
Rechnungslegung statt. Ist Vermögen vorhanden, oder erscheint 
es sonst dem Vorsitzenden des Armenamtes wünschenswerth, 
so ist auf seinen Antrag ein Mitvormund zu bestellen. 


4. Die Beendigung der Aufsicht der Ziehkinderanstalt ist 
vom Armenamte dem Amtsgerichte anzuzeigen.**) 


(Schluss folst). 


*) Wie aus dem Voraufgeführten zu entnehmen, handelt 
es sich hier nicht um eine geschlossene Anstalt im 
engeren Sinne, sondern nur um die zur Beaufsichtigung der 
Ziehkinder getroffenen speziellen Veranstaltungen, welche 
in deren sanitärer Ueberwachung durch einen Arzt und be- 
soldete Pflegerinnen bestehen. Dase 

**) Die ganze Einrichtung wird erschöpfend behandelt, und 
zwar von dem leitenden Arzte selbst, in der soeben erschienenen 
Schrift: „Der Schutz. der unehelichen Kinder in 
Leipzig. Eine Einrichtung zur Fürsorge ohne Findelhäuser. 
Von Dr. med. Max Taube. Leipzig 1893, Veit & Comp. 
75 S.“, deren reichem Inhalt wir weiter unten einige Mitthei- 
lungen über die Verpflegung elternloser Kinder durch Zieh- 
mütter entnehmen (vgl. u. S. 61). Redaktion. 


Das Wahlrecht der Arbeitslosen zum 
Gewerbegericht. 


Von Assessor Dr. Levin in Frankfurt a. M. 


Die Beisitzer der Gewerbegerichte, Arbeitgeber wie Ar- 
beiter, werden von ihren Berufsgenossen gewählt. Die Voraus- 
setzungen des Wahlrechts enthalten die S$ 10, 13 des Gesetzes. 
Sie bezeichnen, bei dem Vorhandensein anderer, hier nicht 
interessirender Vorbedingungen, als wählbar: „wer“ in dem 
Bezirke des Gewerbegerichts seit mindestens 2 Jahren wohnt 
oder beschäftigt ist. ($ 10), und als wahlberechtigt: „wer“ seit 
mindestens 1 Jahr in dem Bezirke des Gewerbegerichts Woh- 
nung oder Beschäftigung hat ($ 13 Absatz 1). Die näheren 
Bestimmungen über die Wahl und das Verfahren bei derselben 
überlässt das Gesetz dem Statut ($ 13 letzter Absatz). Das auf 
Anordnung des Kgl. Preussischen Ministers für Handel und 
Gewerbe ausgearbeitete und veröffentlichte Normal - Statut 
wiederholt bezüglich der Wählbarkeit in seinem 8 6 die in $ 10 
des Reichsgesetzes gegebene Bestimmung. Bezüglich der Vor- 
aussetzungen der Wahlberechtigung schlägt es in $ 9 den Ge- 
meinden folgende Fassung vor: „Zur Theilnahme an den 
Wahlen sind nur berechtigt: a) solche Arbeitgeber, welche... 
seit mindestens 1 Jahre im Bezirke des Gewerbegerichts Woh- 
nung oder eine gewerbliche Niederlassung haben, b) solche 
Arbeiter, welche ... . in dem Bezirke des (sewerbegerichts seit 
mindestens 1 Jahre beschäftigt sind oder, falls sie ausserhalb 
dieses Bezirks in Arbeit stehen, wohnen.“ Diese Fassung des 
Normalstatuts ist in die Statuten der meisten preussischen 
Gewerbegerichte übergegangen. 

Bei Vornahme der Beisitzer-Neuwahlen ist nun vielfach, 
insbesondere natürlich seitens der Arbeiter, die Frage aufge- 
worfen und lebhaft erörtert worden, ob die Wahlberechtigung 
auch den Arbeitslosen zustehe oder auf diejenigen zu be- 
schränken sei, welche am Wahltage thatsächlich in einem Ar- 
beitsverhältnisse stehen. Aus Anlass dieser Zweifel hat der 
Magistrat der Stadt Frankfurt a. M. eine Umfrage bei einer 
Reihe von Städten vorgenommen; zehn Städte wurden befragt. 
Von diesen haben sich fünf (Dresden, Halle, Hanau, Köln, 
Magdeburg) gegen die Wahlberechtigung der Arbeitslosen, 
die anderen fünf (Berlin, Breslau, Hamburg, Leipzig, München) 
dafür ausgesprochen. Wer das Wahlrecht der Arbeitslosen 
verneint, kann folgendermassen argumentiren. $ 13 des Reichs- 
gesetzes zählt nicht alle Erfordernisse der Wahlberechtigung 
auf. Ausser dem Alter von 25 Jahren und der Wohnung oder 
Beschäftigung seit einem Jahr müssten noch andere Erforder- 
nisse erfüllt sein, wollte man nicht jeden Beliebigen zur Wahl 
zulassen, auch wenn er von dem Gewerbegerichts-Gesetz gar 
nicht ergriffen werde. Diese anderen Erfordernisse des Wahl- 
rechts seien aus $ 2 des Reichsgesetzes zu entnehmen. $ 2 
gebe die Interpretation des in $ 13 enthaltenen Wörtchens 
„wer“, Nach $ 2 gelten als Arbeiter diejenigen Gesellen, Ge- 
hilfen u. s. w., auf welche der VI]. Titel der Gewerbeordnung 
Anwendung findet. Von einer solchen Anwendung könne nur 
bei denjenigen Arbeitern die Rede sein, welche wirklich in 
einem Arbeitsverhältniss stehen, nicht aber bei denen, welche 
arbeitslos seien, keinen Arbeitgeber hätten und daher mit Nie- 
mandem durch eine der in Titel VII der Gewerbeordnung ge- 
ordneten Rechtsbeziehungen verknüpft seien. Diese Auffassung 
führt, abgesehen von der Frage nach ihrer innneren Berech- 
tigung, zu nicht angenehmen Konsequenzen. Zwei davon seien 
besonders hervorgehoben. Bei allgemeinen Strikebewegungen 
man denke z. B. an den Bergarbeiter-Strike und ein nach $ 76 
des Reichsgesetzes für den Bergbau errichtetes Gewerbegericht) 
wird eine Beisitzer-Neuwahl unter Umständen überhaupt nicht 
vorgenommen werden können. Man darf nicht einwenden, im 
Strikefalle sei das Arbeitsverhältniss zwischen Arbeitgeber und 
Arbeiter nicht gelöst, sondern nur suspendirt. Dieser Einwand 
trifft sicherlich dann nicht zu, wenn die Arbeit von den Striken- 
den erst nach l4tägiger Aufkündigung niedergelegt wird. Die 
zweite noch misslichere Konsequenz ist, dass das Gewerbe- 
gericht in einer fortwährenden, den Geschäftsgang, die Recht- 
sprechung, die Autorität, bei allgemeinen Strikebewegungen 
(Bergarbeiterstrike) das Fortbestehen gefährdenden Unruhe sein 
wird. Die Vornahme von Neu- und Ergänzungs-Wahlen wäre ent- 
gegen der Intention des Gesetzes (vgl. $ 12 Abs. 3) in Per- 
manenz erklärt. Solche Konsequenzen können nicht beabsich- 
tigt sein, Sie deuten darauf hin, dass die im Vorstehenden er- 
örterte Auffassung von unrichtigen Voraussetzungen ausgeht. 

Die Frage nach dem Wahlrecht der Arbeitslosen dürfte 
vielmehr aus nachstehenden Gesichtspunkten zu beantworten 
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sein. $ 13 des Reichsgesetzes stellt bezüglich der Wahlberech- 
tigung, $ 10 bezüglich der Wählbarkeit die Wohnung dem Be- 
schäftigungsort völlig gleich. Die Gleichstellung ist absichtlich 
erfolgt. Wenigstens wurde in der Kommissionsberathung von 
allen Seiten mit Einschluss der Regierungsvertreter ausdrück- 
lich erklärt, dass ein Beisitzer sowohl an seinem Wohnort, wie 
an seinem Beschäftigungsort gewählt werden könne, da keines 
von Beiden im Gesetz ausgeschlossen sei. Diese Gleichstellung 
von Wohnort und Beschäftigungsort ist ferner von dem Ge- 
setz für das aktive und passive Wahlrecht gleichmässig, bin- 
dend und unter Ausschluss statutarischer Beschränkung vor- 
geschrieben (vgl. Motive zu SS 11—13 im Stenograph. Bericht 
der VII. Legislaturperiode, I. Session 1890/91 Anl. I S. 41). 
Dem gegenüber setzt das Normalstatut und nach seinem Bei- 
spiel die Mehrzahl der Gewerbegerichts-Statuten Wohnort und 
Beschäftigungsort nur bezüglich der Wählbarkeit gleich (vgl. 
Normalstatut $ 6), während es bezüglich der Wahlberechti- 
gung in dem oben angeführten $ 9 die Voraussetzungen bei 
Arbeitgebern und Arbeitern verschieden normirt: bei Arbeit- 
gebern ist Wohnung und gewerbliche Niederlassung gleich- 
gestellt, bei Arbeitern dagegen genügt nach dem Wortlaut 
das Wohnen in dem Bezirke des Gewerbegerichts nur dann, 
falls sie ausserhalb des Bezirks in Arbeit stehen. Das Wohnen 
allein soll also bei dem zur Wahl sich meldenden Arbeiter nicht 
genügen, wenn es nicht mit dem in Arbeit stehen ausserhalb 
des Bezirks Hand in Hand geht. Nun ist in dem Gesetz zwar 
nirgends vorgeschrieben, dass das Wahlrecht für Arbeitgeber 
und Arbeiter gleich sein muss. Von den Regierungsvertretern ist 
jedoch in Uebereinstimmung mit sämmtlichen Mitgliedern der 
Commission die Festsetzung einer Ungleichheit des Wahlrechts 
je innerhalb des „Standes“ der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer 
für durchaus unzulässig erachtet worden. (Vergl. Commissions- 
bericht S. 13.) Es erscheint auch unbillig, insbesondere in 
einem Gesetz, welches im Uebrigen Arbeitgeber und Arbeiter 
gleichstellen will, gerade beim Wahlrecht, also in einem Punkt 
von grundlegender Bedeutung, den „Stand“ der Arbeiter anders 
und zwar schlechter zu stellen, wie den „Stand“ der Arbeit- 
geber. Es ist endlich kein rechter Grund ersichtlich, weshalb 
ein gewerblicher Arbeiter, der beispielshalber seit 5 Jahren in 
Frankfurt a. M. wohnt und zur Zeit der Wahl unverschuldet 
z. B. wegen Frostwetters, wegen Ablebens seines bisherigen 
Arbeitgebers ausser Arbeit gerathen ist, jedoch ernstlich sich 
bemüht, eine andere Arbeitsstelle zu finden, nicht soll wählen 
dürfen, wohl aber ein in Frankfurt a. M. wohnhafter Arbeit- 
geber, der zur Zeit der Wahl seine gewerbliche Niederlassung 
aufgegeben hat und sich überlegt, ob er sich zur Ruhe setzen 
oder ein neues Geschäft anfangen will. Man kann der Ansicht 
sein, das Gesetz lasse die Frage nach dem Wahlrecht der Ar- 
beitslosen im Unklaren. Dann spricht zu Gunsten des Wahl- 
rechts zunächst schon der Umstand, dass nach den Motiven 
(Seite 23) die Beschränkung der Wahlberechtigung auf das 
thunlichst geringste Mass zurückgeführt werden soll. Ausschlag- 
gebend kommt schliesslich Folgendes in Betracht: die Bei- 
sitzer des Gewerbegerichts sollen von den „betheiligten Berufs- 
genossen“ gewählt werden (Motive Seite 23). Wer das sei, 
ist nicht aus dem von den Vertretern der gegentheiligen An- 
sicht angezogenen $ 2 des Gesetzes zu beantworten. Dieser 
Paragraph will nur im Allgemeinen den Kreis der von dem 
Gesetz ‚ergriffenen Personen begrenzen, keineswegs eine spe- 
cielle Bestimmung für das Wahlrecht geben. Dagegen weisen 
die Motive wiederholt (Seite 23 Abs. 3 und Seite 40) aus- 
drücklich darauf hin, wie zur Wählbarkeit ebenso wie zur 
Wahlberechtigung erforderlich aber auch genügend ist, dass 
die betreffenden Personen der Rechtsprechung des Gewerbe- 
gerichts unterworfen sind. In Uebereinstimmung hiermit haben 
sämmtliche Regierungsvertreter es als „selbstredend erklärt, 
dass die zu einem, für eine einzelne Industrie errichteten Fach- 
gericht zugehörigen Arbeitgeber und Arbeiter von den Wahlen 
zu einem für denselben Bezirk bestehenden allgemeinen Gewerbe- 
gericht ausgeschlossen seien“(Kommissionsbericht Seite 14), eine 
Auffassung, welche in das Gesetz Aufnahme gefunden hat. (Vgl. 
$ 13 Abs. 2, 3). Hiernach wird man dem Schlusse sich nicht ent- 
ziehen dürfen, dass das active und passive Wahlrecht auf alle 
diejenigen Personen sich erstreckt, welche eintretendenfalls der 
Rechtsprechung des Gewerbegerichts unterworfen sind. Dies 
trifft auf Seite der Arbeiter zu bei allen Arbeitern im Sinne 
von $ 2 des Reichsgesetzes d.h. bei allen denjenigen, welche 
berufsmässig gegen Entgelt selbständigen Gewerbetreibenden 
zu Arbeiten im Gewerbebetriebe ihre Arbeitskraft zur Ver- 
fügung stellen. Erfüllt Jemand, der dem „Stand der Arbeiter 
in diesem Sinne angehört“ die übrigen Voraussetzungen des 
S 13, so darf er die aus seinen Berufsgenossen zu bestellenden 


Arbeiter-Beisitzer mit wählen, weil das Gewerbegericht sein 
ordentlicher Richter ist, gleichviel ob er am Wahltage Arbeit 
hat oder nicht, gleichviel ob er am Wahltage in eine gewerb- 
liche Streitigkeit verwickelt ist oder nicht. 

Der Wortlaut des Normalstatuts bringt die im Vor- 
stehenden entwickelte Auffassung nicht zum Ausdruck, wider- 
spricht ihr aber auch nicht geradezu. Es wird Sache der Ge- 
meinden sein, welche dieser Auflassung sich anschliessen, in 
eine Prüfung der Frage einzutreten, ob sie den Wortlaut des 
Normalstatuts beibehalten, oder ob sie nicht vielmehr den 
Wortlaut des Gesetzes mit einem erläuternden Zusatz oder 
ohne einen solchen wieder herstellen wollen. 


Notizen. 


Kinderpflege. 


Verpflegung elternloser Kinder durch Zieh- 
mütter. Ueber die Erfahrungen, welche er mit den Pflegeeltern 
der unehelichen Rinder gemacht hat, berichtet ausserordentlich 
interessant der Vorstand der Leipziger Ziehkinderanstalt, Dr. 
med. M. Taube, in einer Schrift „Der Schutz der unehelichen 
Kinder in Leipzig“, welche soeben bei Veit & Co. in Leipzig 
erschienen ist. Es ist ein schweres Unrecht, so bezeugt 
der Verfasser, dass die öffentliche Meinung Ziehmütter und 
Engelmacherinnen so oft auf eine Stufe stellt. Freilich kommt 
es vor, dass Personen, welche nicht im Stande sind, genügendes 
zu bieten, Kinder in Pflege nehmen; aber die Fälle, wo die 
Ziehmutter es an persönlichem Eifer fehlen lässt, sind schon 
sehr gering, und böswillige Vernachlässigung ist so selten, dass 
man sich nicht genug darüber wundern kann, wenn sie dem 
allgemeinen Urtheil nach als gewöhnliches Vorkommniss gilt. 
Freilich ergeht es den unehelich geborenen Kindern, die von 
Ziehmüttern erzogen werden, oft schlecht, und infolge davon 
ist ihre Sterblichkeit unnatürlich gross; aber die Gründe dafür 
liegen nicht im Mangel an gutem Willen bei den Ziehmüttern, 
sondern in anderen Ursachen. Einmal werden Kinder vielfach 
von Leuten übernommen, die von ihrer Behandlung nichts ver- 
stehen, die nicht die Zeit haben, sich ihnen zu widmen, oder 
deren Wohnung von schädlichem Einfluss auf die Gesundheit 
der Kinder ist, und dann wird seitens der natürlich Verpflich- 
teten, der Eltern, nur selten der versprochene Kostgeldbetrag 
pünktlich und voll entrichtet. Dass aber die Pflegeltern dann 
meistens nicht im Stande sind, das Kind ordentlich zu halten, 
ist einfach selbstverständlich. Es handelt sich also um zweierlei: 
erstens muss verhindert werden, dass Kinder zu Leuten kommen, 
die zu ihrer Erziehung nicht taugen, zweitens ist dafür zu 
sorgen, dass die Kostgeldbeträge regelmässig eingehen. Darum 
ist eine fortlaufende Aufsicht nothwendig, und ausserdem muss 
die Behörde die Eltern zu regelmässiger Zahlung anhalten, 
nöthigenfalls mit ihren eigenen Mitteln aushelfen. Diese Ziele 
strebt die Leipziger Ziehkinderanstalt an, und man darf aus 
einem Einblick in die obengenannte Broschüre entnehmen, dass 
sie ihnen nahe gekommen ist. Nur scheinen die Zieheltern doch 
im wesentlichen darauf angewiesen zu sein, dass das behörd- 
liche Vorgehen gegen die Eltern Erfolg hat; ob die Zieheltern 
den Kostgeldsatz erhalten oder nicht, müsste aber gänzlich 
unabhängig von den Zahlungen der Eltern sein. Ferner müsste 
das Ziehgeld stets in solcher Höhe bezahlt werden, dass die Pflege- 
kosten für das Kind ersetzt werden, also auch dann, wenn etwa 
beim Vertrag zwischen Mutter und Ziehmutter ein minderer 
Satz bestimmt wurde. Wir sind überzeugt, dass in Leipzig die 
Armenverwaltung jedenialls nicht nach dem Grundsatz handelt, 
das Pflegegeld möglichst niedrig zu halten. Sonst geht ja die 
Praxis allgemein dahin, dass man Pflegeltern, die ihr Pflegekind 
lieb gewonnen haben und sich nicht mehr von ihm trennen 
wollen, nach und nach immer mehr Pflegegeld abzieht, also 
gewissermassen ihre persönliche Zuneigung für die Gemeinde- 
kasse ausbeutet. Man sollte auch im Ziehkinderwesen dahin 
streben, dass die Pflegeeltern niemals in die Versuchung kom- 
men, das Kind entgelten zu lassen, wenn andere ihre einge- 
gangenen Verpflichtungen nicht erfüllen. Schon Bücher (Woh- 
nungsenquete in Basel vom 1.—19. Febr. 1889. Basel 1891. 
S. 156) hat darauf hingewiesen, wieviel wahre Menschenliebe 
und Aufopferung gerade in der Pflege von Haltekindern bei den 
arbeitenden Klassen zu finden sei, und Taube spricht sich fol- 
gendermassen aus: „Während meiner lOjährigen armenärztlichen 
Thätigkeit war meine Achtung vor den unteren Volksschichten 
sehr gesunken, seit ich dem Ziehkinderwesen vorstehe, ist sie 
vollständig wiedergekehrt, ich hätte nie geglaubt, soviel Opfer- 
willigkeit und Selbstlosigkeit zu finden.“ 
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Kontrole der Mündel in Preussen. Ueber die 
Frage, ob es zweckmässig und gesetzlich zulässig sei, allge- 
mein den Vormundschaftsgerichten die Verpflichtung aufzu- 
erlegen, von den Vormündern die Einreichung regelmässig 
wiederkehrender Anzeigen über ihre Mündel, insbesondere 
über deren Aufenthaltsort zu verlangen, waren von dem 
preussischen Justizminister bereits im Jahre 1891 Berichte ein- 
gefordert worden. Wenn dieselben auch dazu geführt haben, 
von der Einführung solcher Anzeigen aus Zweckmässigkeits- 
gründen abzusehen, so ergab sich doch bei der Rundfrage 
als unzweifelhaft, dass namentlich in den grösseren Städten 
die Waisenräthe an der Entfaltung einer erspriesslichen Thä- 
tigkeit vielfach dadurch gehindert sind, dass ihnen über den 
Aufenthalt der Mündel nur unvollständige und unzuverlässige 
Nachrichten zugehen. Um diese Missstände auf anderem Wege 
zu beseitigen, haben sich die Minister der Justiz und des 
Innern dahin verständigt, dass die Einwohner-Meldeämter in 
bestimmten Zwischenräumen, etwa wöchentlich oder monat- 
lich, ein Verzeichniss der zur polizeilichen Anmeldung oder Ab- 
meldung gelangten bevormundeten Minderjährigen den Waisen- 
räthen ihres Bezirks zugehen lassen. Eine solche Benachrich- 
tigung der Waisenräthe durch die Meldeämter ist in mehreren 
Städten des Regierungsbezirks Aachen theils schon gebräuch- 
lich, wie z. B. in Eupen, theils in Vorbereitung, dasselbe 
gilt von einzelnen schlesischen Städten; auch Stettin hatte 
solche Anzeigen bereits eingeführt, die jetzt auf Anlass des 
Ministers des Innern im ganzen Staatsgebiete zur Prüfung und 
Einführung nach Massgabe des örtlichen Bedürfnisses gestellt 
worden sind. Damit jedoch die Polizeibehörden für die von 
ihnen zu machenden Mittheilungen eine zuverlässige Grund- 
lage erhalten, soll auf Anordnung des Justizministers überall, 
wo es verlangt wird, der Gerichtsschreiber des zuständigen 
Vormundschaftsgerichts der Polizeibehörde von Zeit zu Zeit 
mittelst kurzer, übersichtlicher Mittheilungen von jedem Falle 
Kenntniss geben, wo über einen in dem Bezirk sich aufhal- 
tenden Minderjährigen die Vormundschaft eingeleitet oder von 
einem andern Gericht zur Weiterführung übernommen wird oder 
wo die Vormundschaft vor Eintritt der Grossjährigkeit durch 
Adoption, Legitimation, Grossjährigkeitserklärung aufhört. 

Preussische Verordnung, betr. die Aufsicht über 
kleine Kinder. Die kgl. Polizeidirektion in Aachen bringt 
eine Polizeiverordnung der kgl. Regierung aus dem Jahre 1818 
in Erinnerung, wonach es bei Strafe verboten ist, kleine Kin- 
der in Wohnzimmern und Häusern ohne Aufsicht erwachsener 
Personen zurückzulassen oder einzuschliessen. 


Kleinkinderschulen im Grossherzogthum Baden. 
Dem Bericht des Badischen Frauenvereins über seine Thätig- 
keit im Jahre 1891 ist zu entnehmen, dass am Schluss dieses 
Jahres der Verein in 45 verschiedenen Gemeinden des Landes 
Kleinkinderschulen unterhielt, in welchen 3742 Kinder aufge- 
nommen waren, für deren Beaufsichtigung 65 Lehrerinnen und 
Gehilfinnen dienten. Die Unterhaltung dieser Schulen erfor- 
derte einen Aufwand von 28914 Mark, worin wohl nur die 
von den Einzelvereinen aufgebrachten Kosten enthalten sind. 
Ende 1888 betrug die Zahl der Anstalten nur 35 mit 2896 
Kindern, der Aufwand war 18392 Mark, das Personal bestand 
aus 49 Lehrerinnen und Gehilfinnen. Ausserdem wirkten die 
Zweigvereine des Badischen Frauenvereins noch in 63 Ge- 
meinden bei der Verwaltung von Kleinkinderschulen, die 
von öffentlicher oder privater Seite unterhalten wurden, 
mit. Damit ist aber nicht etwa die Zahl der im Grossherzog- 
thum bestehenden Kleinkinderschulen erschöpft, sondern es 
sind ausserdem noch eine grosse Anzahl solcher Institute vor- 
handen, wo entweder kein Zweigverein existirt, oder Klein- 
kinderschulen unabhängig von den Vereinen bestehen. So 
zählten Karlsruhe 7, Mannheim 4, Hejdelberg 3, Freiburg 2, 
Konstanz 1, Pforzheim 3 solche ausserhalb des Frauenvereins 
stehende Anstalten. 


Schulwesen. 


Staat undFortbildungsschuleninPreussen. Für die 
gewerblichen Fortbildungsschulen in Preussen sollen nach einer 
angeblichen Mittheilung des Ministeriums für Handelund Gewerbe 
in den Etat für 1894/95 keine höheren Summen als bisher ein- 
gestellt werden, und da auch die in den Vorjahren gemachten 
Ersparnisse aufgebraucht sind, werden voraussichtlich die staat- 
lichen Zuschüsse für jeden Regierungsbezirk um mindestens 
10 pCt. verkürzt werden müssen. Gegenwärtig würden Er- 
hebungen darüber angestellt, welches Interesse von Seiten der 
betheiligten Gewerbetreibenden namentlich in kleineren Städten 
den gewerblichen Fortbildungsschulen entgegengebracht wird, 


Da das Fortbildungswesen in Preussen noch so sehr der Aus- 
bildung bedarf, so könnte diese Nachricht, wenn sie sich be- 
stätigt, im allgemeinen Interesse nur das grösste Bedauern 
darüber erwecken, dass man im grössten deutschen Staate 
nicht mehr Mittel für so wichtige Dinge übrig hat. 

Verbot des Wirthshausbesuchs für Volks- 
und Fortbildungsschüler in Hessen. Bei der hessi- 
schen Ständekammer ist folgender Antrag eingegangen: „Die 
Ständekammer wolle die Regierung ersuchen, für das ganze 
Land eine gleichheitliche Regelung des Verbotes des Besuchs 
von Wirthshäusern und Tanzbelustigungen seitens der Schüler 
der Volks- und Fortbildungsschulen gesetzlich herbeizuführen.“ 
Die Begründung erblickt die Ursache der zunehmenden Ver- 
rohung der Jugend hauptsächlich in dem allzufrühen Besuche 
der Wirthshäuser und Tanzbelustigungen und verweist auf 
das in Bayern (Polizeistrafgesetzbuch von 1871) bestehende 
Verbot. In Baden sei in ähnlicher Weise vorgegangen worden. 
Den Besuch von Tanzbelustigungen unbedingt, das heisst 
auch mit den Eltern zu verbieten, ist dort den Bezirksämtern 
überlassen. 

Streik von Fortbildungsschülern. Die Schüler 
der Fortbildungsschule in Brätz (Provinz Posen) haben ein- 
müthig beschlossen, Sonntags nicht mehr zum Unterricht zu 
erscheinen. Dieser Beschluss wurde auch ausgeführt, worauf 
die Polizei die Streikenden mit Ordnungsstrafen belegte, wo- 
gegen dieselben Berufung einlegten und richterliche Entschei- 
dung beantragten, weil sie auch für den Fortbildungsunterricht 
das Gesetz über die Sonntagsruhe für zutreffend erachten!! 

3escchäftieung won Kındern im Theater Aus 
zuverlässiger Quelle hören wir über die Verwendung von Schul- 
kindern im Posener Theater folgendes: „Gemäss der vom 
Polizeipräsidium erlassenen Bestimmung wird für jedes Kind, 
bei jeder einzelnen Aufführung besonders die Erlaubniss und 
zwar direkt bei der zuständigen Schulbehörde eingeholt. Jedoch 
ist bisher die.-Erlaubniss noch nie verweigert worden, also 
auch kein Grund erfindlich, warum sie erlassen wurde. Was 
die Bestimmung betrifft, dass die Kinder nicht länger als bis 
ll Uhr Abends beschäftigt sein sollen, so hat hierüber der 
jeden Abend im Theater stationirte Polizeikommissar zu wachen. 
Dennoch sind schon Uebertretungen vorgekommen. So sind 
z. B, bei einer Aufführung des Propheten noch um °/s12 Uhr 
Kinder auf der Bühne beschäftigt gewesen. Ein neues Beispiel, 
dass es leichter ist, Vorschriften zu erlassen, als für ihre Be- 
folgung zu sorgen.“ 


Gesundheitswesen. 


f. Rieselfelderanlage für Braunschweig. Die städti- 
schen Behörden hatten sich Anfang 1891 grundsätzlich für Ein- 
führung des Berieselungsverfahrens ausgesprochen und eine 
Deputation eingesetzt, um die Frage vorzuprüfen. In sehr ent- 
schiedener Weise sprach sich der von der Deputation gutacht- 
lich gehörte Baurath Hobrecht in Berlin, übereinstimmend mit 
den Vorschlägen des hiesigen städtischen Ober-Ingenieurs, für 
Ausführung von Berieselungsanlagen aus. Dieses System mit 
andern hinsichtlich der Kostenfrage zu vergleichen, verbiete 
sich schon um deswillen, weil das noch in Betracht kommende 
chemische Fällungsverfahren bestenfalls die Unrathmassen neben 
der Stadt aus den Abwässern ausscheide, alsdann aber die 
städtische Verwaltung vor die neue Sorge stelle, die durch 
Desinfektionsstoffe vermehrten Schmutzmassen wiederum auf 
die Seite zu schaffen. Es sei daher das einzig Richtige, Riesel- 
felder anzulegen, wenn man nicht das Schmutzwasser unmittel- 
bar in den Fluss leiten wolle. Nur der Boden in Verbindung 
mit der Pflanze könne die Abfallstoffe absorbiren, und es sei 
ein besonderer Gewinn, dass er dies in der Form der Dünger- 
Aufnahme thue. Der Magistrat hat nunmehr auf Antrag der 
Deputation den Beschluss gefasst, die Zustimmung der Stadt- 
verordneten zur alsbaldigen Einrichtung von Rieselfeldern im 
Nordwesten der Stadt einzuholen. Den Mittelpunkt der An- 
lage, deren Gesammtkosten einschliesslich der Druckrohrleitung 
und der erforderlichen Pumpstation auf 1930000 M., deren 
Betriebskosten abzüglich der Einnahmen aus der Rieselwirth- 
schaft auf 84500 M. jährlich veranschlagt sind, soll das Gut 
Steinhof bilden, das gegenwärtig Kloster-Domäne ist. Beson- 
dere Vortheile würden hauptsächlich in dem geringen Höhen- 
unterschiede, der mässigen Entfernung von der Stadt (7 km) 
und der günstigen Bodengestaltung liegen, wenn dieser Plan 
Genehmigung findet. Es wird alsdann erforderlich werden, 
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einige Theile von angrenzenden Feldmarken hinzuzuerwerben. 


Hierbei kommt dem Magistrate zu statten, dass das Herzogl. 
Staatsministerium bereits vor längerer Zeit den ordnungs- 
mässigen Betrieb einer sachkundig angelegten Rieselanlage als 


den landespolizeilichen Anforderungen betreffs Reinhaltung der 
öffentlichen Gewässer genügend anerkannt und der Stadt das 
Recht zur Zwangsenteignung des zu einer solchen Anlage er- 
forderlichen Landkomplexes zugesichert hat. 


Wohnungswesen. 


Der-Gesetzentwurfibetr. Erleichterung yon 
Stadterweiterungen im Herrenhaus. Die Kommission 
des preuss. Herrenhauses für die Vorberathung des Antrages 
Adickes betr. einen Gesetzentwurf zur Erleichterung der Stadt- 
erweiterungen hat nach dreitägiger Berathung die erste Lesung 
beendet. Von der Staatsregierung nahmen an der Berathung 
drei Vertreter des Ministers der öffentlichen Arbeiten und je 
ein Vertreter des Ministers des Innern und des Justizministers 
Theil. In der allgemeinen Berathung wurde von den meisten 
Kommissionsmitgliedern das Bedürfniss sowohl für die zwangs- 
weise Umlegung unzweckmässiger städtischer Baugrundstücke 
als für die Zonen-Enteignung anerkannt. Gleichzeitig biete der 
Entwurf weitgehende Bürgschaften zum Schutze der Minder- 
heiten, die durch Gewährung eines Beschwerderechts bis in 
die Ministerial-Instanz noch erweitert werden könnten. Bei der 
Einzelberathung wurde zunächst mit grosser Mehrheit be- 
schlossen, die Zonen-Enteignung auch auf die bebauten Theile 
des Stadtgebietes auszudehnen und dementsprechend dem $ 1 
des Gesetzentwurfs eine andere Fassung zu geben. Der ganze 
Aufbau des Entwurfs wurde insofern anders geordnet, als 
vorweg alle Bestimmungen aufgeführt sind, die das Fest- 
stellungsverfahren neben dem Antrag auf Zusammenlegung 
betreffen, und dass erst dann die Bestimmungen für das Aus- 
führungsverfahren folgen. Während der Bezirksausschuss und 
der Provinzialrath die regelmässige Beschwerde-Instanz bleiben 
sollen, erklärte man zur Beurtheilung der Frage, ob ein öffent- 
liches Interesse die Zusammenlegung auch ohne Antrag der 
Betheiligten durch Gemeindebeschluss erheische und ob die 
Zonen-Enteignung im Einzelfalle durch das öffentliche Interesse 
geboten sei, die Beschwerde bis an den Minister der Ööffent- 
lichen Arbeiten für zulässig. Bei dem Antrage auf Umlegung 
wurde nicht bloss den widerstreitenden Eigenthümern die Be- 
fugniss ertheilt, die Enteignung ihrer Grundstücke zu fordern, 
sondern ausserdem allen Hypothekengläubigern das Recht ge- 
geben, die Auszahlung ihrer Hypothek zu fordern. Bei der 
Umlegung sind die neuen Grundstücke den Eigenthümern 
thunlichst in derselben Lage zuzuweisen, in welcher diese 
Eigenthümer vor der Zusammenlegung Grundstücke besassen. 
Ausserdem ist für jedes Grundstück mindestens wieder ein 
Grundstück anzuweisen. Die Kostenvertheilung soll entsprechend 
den Bestimmungen bei den ländlichen Verkoppelungen nach 
dem Vortheil erfolgen, welcher jedem Eigenthümer durch die 
Zusammenlegung erwächst. Wer also keinen Vortheil hat, soll 
auch nicht zu den Kosten beitragen. Die Genehmigung zur 
Errichtung von Bauten soll nur versagt werden können, wenn 
der Antrag auf Umlegung gestellt oder über die Zonen-Ent- 
eignung der Gemeindebeschluss gefasst ist. Die Bestimmungen, 
dass durch Ortsstatut für einzelne Baublöcke weitergehende 
baupolizeiliche Beschränkungen getroffen werden könnten, wer- 
den endlich ganz gestrichen. Auf diese Weise hat der Gesetz- 
entwurf wesentlich an Klarheit gewonnen und sind auch die 
in der Presse an ihm gemachten Ausstellungen im wesentlichen 
gehoben. Auf Wunsch der Regierungsvertreter wurde die 
zweite Lesung des Entwurfs erst für März in Aussicht ge- 
nommen, weil die Herren hofften, bis dahin bestimmte Er- 
klärungen über die Stellung der königlichen Staatsregierung zu 
den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfs abgeben zu 
können. Die Hoffnung, dass Oberbürgermeister Adickes mit 
seinem Entwurf Erfolg haben wird, ist dadurch wesentlich 
gesteigert. 


Gewerbewesen. 


Zentralarbeitsnachweis in Berlin. Auf Einladung 
des Vorstandes des Zentralvereins für Arbeitsnachweis fand 
am 6. d. M. in Berlin die schon früher in diesen Blättern an- 
gekündigte Delegirten-Konferenz von Gewerkschaften, Ver- 
bänden, Vereinen, Innungen und sonstigen Vereinigungen, 
welche einen nicht gewerbsmässigen Arbeitsnachweis ünter- 
halten, statt, um der Frage einer einheitlichen Regelung des 
Arbeitsnachweises näher zu treten. Die Konferenz war von 
gegen 70 bis 90 Vereinigungen aller Art beschickt, auch die 
Strike-Kontrolkommission hatte ihren Geschäftsführer entsandt. 
Als Vorsitzender des Zentralvereins eröffnete Magistratsassessor 
Dr. Freund die Konferenz mit dem ausdrücklichen Hervor- 
heben, dass die Konferenz keinerlei amtlichen Charakter habe, 


und betonte das Wünschenswerthe einer Organisation der gegen 
200 in Berlin bestehenden Arbeitsnachweise. Eine Verbindung 
der jetzt zusammenhanglosen Arbeitsnachweise könne geschaffen 
werden durch Bildung eines Zentralausschusses und später durch 
Bildung eines Zentral-Verbandes unter Wahrung der Selb- 
ständigkeit der einzelnen Arbeitsnachweise. Auigabe des aus 
zehn Arbeitgebern, zehn Arbeitnehmern und drei Unparteiischen 
aus dem Vorstande des Zentralvereins zu bildenden Zentral- 
ausschusses würde sein die Zusammenstellung einer Arbeits- 
nachweisstatistik, welche nicht mit einer Arbeitslosenstatistik 
zu verwechseln sei, zu welcher die einzelnen Arbeitsnachweise 
das erforderliche Material allmonatlich zu liefern haben würden. 
Aus den verschiedenen Schwankungen auf dem Arbeitsmarkte, 
den angebotenen und vermittelten Stellen gegenüber den Ar- 
beitsgesuchen würde sich ein Rückschluss ziehen lassen auf den 
Umfang der Arbeitslosigkeit. Auch würde der Umfang des Zu- 
zuges festzustellen sein, welchen man unter Umständen ein- 
schränken könnte, ohne der Freizügigkeit irgendwie zu nahe 
zu treten. Der Zentralausschuss hätte ferner seine Aufgabe 
darin zu erblicken, ein eigenes Heim für alle Arbeitsnachweise 
zu schaffen, wodurch den Arbeitsuchenden ein Ueberblick über 
alle vorhandenen Arbeitsgelegenheiten ermöglicht würde, und 
in letzter Linie in der Schaffung eines organisirten Zentralver- 
bandes. Die erzielte Arbeitsnachweisstatistik würde gedruckt 
den Betheiligten zugestellt werden und der Zentralverein für 
Arbeitsnachweis die Kosten hierfür tragen. Dr. Freund schlug 
schliesslich die Niedersetzung einer Kommission zur’ Vorbe- 
reitung der Wahl des Zentralausschusses vor. Faber (Strike- 
Kontrolkommission) stand dem Projekte theoretisch sympathisch 
gegenüber, hält dasselbe aber praktisch bis auf die Arbeits- 
nachweisstatistik nicht für durchführbar. Die Vereinigungen 
der Arbeiter gelten als und seien fast ausnahmslos politisch, 
ein Inverbindungtreten daher nach dem Vereinsgesetze unstatt- 
haft. Ausserdem verfolgten die Arbeitgeber mit ihren Arbeits- 
nachweisen vielfach andere Interessen als die der Arbeiter, 
weshalb eine gemeinsame Verwaltung unangängig erscheine. 
Die Schaffung eines Heims, einer Arbeitsbörse, müsse Sache 
des Magistrats sein, jedenfalls müsse diese Angelegenheit zu- 
vörderst in öffentlichen Gewerkschaftsversammlungen diskutirt 
werden, da diese zu beschliessen hätten. Dieser Standpunkt 
würde von allen Arbeiterdelegirten getheilt. Da auch von Seiten 
der Arbeitgeber dem Projekte Sympathie entgegengebracht 
wurde, so soll später eine neue Konferenz einberufen werden, 
um nach Stellungnahme der Gewerkschaften etc. zu dem Pro- 
jekte im Allgemeinen und den einzelnen Fragen im Besonderen 
weiter zu verhandeln. Eine in diesem Sinne gehaltene Reso- 
lution wurde angenommen. 


Arbeits- und Wohnungsnachweis in Darmstadt. 
Mit dem 1. d. M. ist auch in Darmstadt eine Anstalt für Ar- 
beitsnachweis ins Leben getreten. Dieselbe ist von sechzehn 
gemeinnützigen Vereinen mit Unterstützung der Stadt ge- 
gründet und will die Arbeitsvermittlung ıür alle möglichen 
Berufe betreiben. Die Einschreibgebühren betragen für Darm- 
städter Arbeiter, Gesellen, Gehilfen und Lehrlinge 20 Pf., für 
solche, die sich von auswärts schriftlich anmelden, 30 Pf., für 
Dienstboten 15 Pf. Eine weitere mit der Anstalt verbundene, 
unseres Wissens überhaupt hier zum erstenmal in Deutschland 
zur Ausführung gelangende Einrichtung ist die Organisation 
des Nachweises kleinerer Miethwohnungen für Arbeiter. Hier 
ist eine Einschreibgebühr für Miether von 30 Pf. festgesetzt. 


Nezbresitemksa m mie znıme Busen en. InDeBremeng haben 
die Vertreter der Arbeiter in der Bürgerschaft anlässlich der 
Berathungen über die Verfassungsrevision beantragt, man solle 
der vorberathenden Kommission ihren Antrag betreffend die 
Schaffung von Arbeiterkammern überweisen. Dieser Antrag 
wurde angenommen. Die Antragsteller haben nunmehr der betret- 
fenden Kommission folgenden Antrag überwiesen: „Die Ar- 
beiterkammer ist berufen, auf Alles, was für die im Bremischen 
Staatsgebiete wohnenden Lohnarbeiter dienlich sein kann, fort- 
während ihr Augenmerk zu richten, darüber zu berathen und 
dem Senat auf dessen Antrag oder unaufgefordert gutachtlich 
zu berichten, wie auch die zur Förderung des Wohles der 
Arbeiter nothwendig erscheinenden Massregeln bei den zu- 
ständigen Behörden und Körperschaften zu beantragen. Alle 
speciell für die Lohnarbeiterschaft bestimmten Gesetz-Ent- 
würfe sind der Arbeiterkammer zur vorherigen Begutachtung 
vorzulegen. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Arbeiter- 
kammer Untersuchungen zu veranstalten über die Lohnhöhe, 
Arbeitszeit, Lebensmittel- und Wohnungspreise, über die Woh- 
nungszustände, die Wirkung von Zöllen, Steuern und Abgaben 
und über die Gesundheits- und Sterblichkeitsverhältnisse der 
lohnarbeitenden Bevölkerung des Bremischen Staatsgebiets. Die 
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in Laiben zu !s, 


Arbeiterkammer wird aus der im Bremischen Staate wohn- 
haften Lohnarbeiterschaft durch direkte und geheime Wahl 
gebildet und zwar so, dass auf je 1000 Wähler ein Vertreter zur 
Arbeiterkammer kommt. Die Wahlen werden nach Branchen- 
gruppen vorgenommen. Das aktive Wahlrecht hat jeder im 
Bremischen Staate wohnende, im Besitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte sich befindende, über 21 Jahre alte Arbeiter ohne 
Unterschied des Geschlechts. Das passive Wahlrecht hat jeder 
seit mindestens zwei Jahren im Bremischen Staate wohnhafte, 
im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche, über 25 
Jahre alte Arbeiter ohne Unterschied des Geschlechts. Der 
Arbeiterkammer steht das Recht zu, einen akademisch gebil- 
deten Konsulenten (Arbeitersekretär) zu erwählen. Die Mit- 
glieder der Arbeiterkammern beziehen für die Ausübung ihrer 
Amtspflichten entsprechende Entschädigung. Die Arbeiterkam- 
mer hat das Recht der Bildung besonderer Kommissionen und 
Ausschüsse zur Berathung und Bearbeitung einzelner Gegen- 
stände. Der Arbeiterkammer wird alljährlich eine näher zu 
bestimmende Summe zur Deckung ihrer Ausgaben, als Ge- 
hälter, Diäten, Kosten der statistischen Aufnahmen, Bureau- 
und Materialkosten etc. aus Staatsmitteln angewiesen. Die Ar- 
beiterkammer wird nach Ablauf von zwei Jahren neugewählt.“. 


Gewerbegerichte in Baden. Gewerbegerichte sind 
bis jetzt im Grossherzogthum errichtet worden für die Städte 
Karlsruhe, Heidelberg und Pforzheim, ferner für die Stadt 
Freiburg und eine Anzahl benachbarter Landgemeinden mit 
dem Sitze in Freiburg, für die Stadt Lahr und 5 benachbarte 
Gemeinden mit dem Sitz in Lahr, sowie endlich ein gemein- 
sames Gewerbegericht für die Gemeinden Durlach, Grötzingen, 
Söllingen und Weingarten mit dem Sitze in Durlach. In Um- 
bildung begriffen ist das schon von früher her in Mannheim 
bestehende Gewerbegericht. In einer Anzahl von Bezirken sind 
noch Verhandlungen wegen Errichtung von Gewerbegerichten 
im Gange. Die Grossherzogliche Regierung hat erfreulicher 
Weise allen Bezirksämtern die Förderung der neuen Einrich- 
tung an’s Herz gelegt. 


Brodtaxen. InOppeln waren sämmtliche Bäckermeister 
von der Polizeibehörde mit 10 Mark bestraft worden, weil sie 
die bereits polizeilich genehmigten Selbsttaxen nicht wiederum 
abgeändert hatten. Neuerdings hat nun die Polizei durch ihre 
Exekutivorgane den Meistern, die die Strafe bezahlt hatten, 
den Betrag zurückzahlen und bei den Meistern, bei welchen Pfän- 
dungen vorgenommen waren, die Siegel abnehmen lassen. 
Ebenso sind die wegen Ueberschreitung der Selbsttaxe polizei- 
lich bestraften drei Meister — dieselben hatten schwereres Brod 
gegeben, als sie verpflichtet waren — vom Schöffengericht frei- 
gesprochen worden. In der Begründung hiess es, dass die Poli- 
zei nicht das Recht habe, in die Festsetzung der Taxen ein- 
zugreifen; die Bäcker können dieselben nach freiem Ermessen 
festsetzen und die Polizei habe diese Taxen nur zu beglaubigen, 
nicht einmal zu genehmigen. Dagegen gilt in Döbeln (Königr. 
Sachsen) folgendes, viel weitergehendes Regulativ, den Verkauf 
von Roggenbrodwaaren betreffend. Jeder Bäcker und Brodver- 
käufer hat an seiner Verkaufsstelle durch Anschlag oder Aus- 
hängen an einem geeigneten Platze das Gewicht der genannten 
Waaren nach halben und ganzen Kilo, sowie den Preis nach 
dem Kilo berechnet, bekannt zu geben. Das Gewicht des Brodes 
ist durch eingedrückte Zahlen anzugeben. Das Brod darf nur 
Ip, 2,225 3, 2 und 5 ke. verkauft und 
zum Verkauf gestellt werden. An den Verkaufsstellen muss 
sich endlich. zum Vorwiegen bestimmt, eine geaichte Waage 
mit geaichten Gewichten befinden. Zuwiderhandlungen gegen 
diese Bestimmungen werden mit Geldstrafe bis zu 150 Mark 
oder mit Haft bis zu 14 Tagen geahndet. 

Preis des elektrischen Lichts bei städtischem 
und bei privatem Betrieb. Die Angaben des Verwaltungs- 
berichts des Magistrats zu Berlin über die dortigen Beleuch- 
tungsanstalten im Jahre 1891/92, auf Grund deren die gleich- 
namige Notiz in No. 5 dieser Zeitschrift verfasst wurde, 
beziehen sich, wie wir uns nachträglich überzeugt haben, 
auf zwei nicht recht vergleichbare Anlagen. Die Privat- 
gesellschaft „Berliner Elektrizitätswerke* speist aus einer ihrer 
Zentralen 104 Bogenlampen der städtischen Beleuchtung, wo- 
für die Stadt im Berichtsjahre im Ganzen 126975 M.. als 
1220 M. pro Lampe jährlich (nicht 907 M.. wie in No. 5 irr- 
thümlich angegeben) zahlte. Die Städtische Zentrale auf der 
Gasanstalt am Stralauer Platz ist dagegen vorläufig nur Ver- 
suchsstation und besorgte für 6292 M. laufende Ausgaben im 
Berichtsjahre nicht bloss 9 Bogenlampen (für die daher in der 
vorigen Notiz von unserem Mitarbeiter irrthümlich 699 M. 
jährliche Betriebskosten berechnet waren). sondern ausserdem 
einige Betriebsgebäude, sowie die Plätze und Bureauräume der 


Anlage, sodass sich also die laufenden Betriebskosten per 
Lampe und für. das abgelaufene Betriebsjahr noch niedriger 
stellten, als 699 M. Vergrössert sich auf diese Weise der Ab- 
stand zwischen den Kosten im privaten und städtischen Be- 
trieb für das abgelaufene Betriebsjahr noch mehr, so ist doch 
zu berücksichtigen, dass bei den oben berechneten Kosten der 
Lampen von der städtischen Versuchsstation gewisse Aus- 
gaben, wie Verzinsung des Anlagekapitals ganz ausser Ansatz 
blieben. Es liegen also Angaben vor, die nicht recht vergleich- 
bar sind und die keinen Beitrag zur Erörterung der interes- 
santen Frage liefern, inwieweit grössere Generalunkosten etc. 
bei Privatgesellschaften den Preis des elektrischen Lichtes 
vertheuern können: 


Litteratur. 
Mühlbrecht, Otto, Wegweiser durch die neuere Lit- 
teratur der Rechts- und Staatswissenschaften. 

Für die Praxis bearbeitet. Zweite umgearbeitete und ver- 

mehrte Auflage. Berlin, 15893. Puttkammer und Mühlbrecht. 
XXVII und 764 Seiten. 

Zur Empfehlung dieses Werkes, welches die Frucht eines 
bienenmässigen Fleisses darstellt und ein ungewöhnliches Sach- 
verständniss für die Bibliographie der Rechts- und Staatswissen- 
schaften bei seinem Bearbeiter voraussetzte, ist kaum noch ein 
Wort zu sagen. Das beinahe 1000 Seiten starke Lexikon ent- 
hält ungefähr 34,000 Titel aus der Litteratur aller wichtigen 
europäischen Länder, sowie Amerika’s und ein nicht weniger 
als beinahe 200 Seiten umiassendes Register ermöglicht die 
Auffindung einer gesuchten Schrift nach drei Merkmalen, nach 
dem Verfasser, nach dem Stoff und dem betreffenden Land 
(Provinz, Stadt). Die „neuere“ Litteratur, von welcher der Be- 
arbeiter eigentlich unnöthig bescheiden spricht, ist so zu ver- 
stehen, dass bis zum Anfang dieses Jahrhunderts zurückge- 
gangen wird. Wer auch nur einmal in die Lage kommt, sich 
nach der Litteratur einer bestimmten Spezialität auf dem Ge- 
biete der Rechts- und Staatswissenschaften umzusehen, der 
wird das Mühlbrecht’sche Werk schätzen lernen. Da wir aber 
annehmen, dass der Bearbeiter nicht bloss gelobt, sondern auch 
durch die Kritik gefördert sein will, so sei er zum Schluss 
darauf aufmerksam gemacht, dass seine Systematik da und dort 
der Vervollkommnung fähig ist. Z. B. lassen sich die Abtheil- 
ungen „Fabrik- und Werkstätten-Gesetzgebung“, und „Arbeiter- 
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schutzgesetzgebung* wohl kaum so getrennt halten, wie er es 
thut. In zweiter Linie bedürfen einzelne Rubriken kleiner 
Ergänzungen. So dürfte unter Fortbildungswesen das einzige 
Buch von Schmitt über kaufmännische Fortbildungsschulen 
nicht fehlen, ebensowenig unter „Arbeiterfrage“ Hiller’s Lage 
der Handlungsgehilfen, die Litteratur über Fabrikinspektion 
könnte noch vollständiger sein u. s. w. Doch sind dies kleine 
nchönheitsfehler, die den Gesammteindruck des ganzen Werkes 
Sicht verwischen können: den Eindruck einer gediegenen, 
fruchtbaren Arbeit, deren Ergebniss in technisch tadellosem 
Gewande dargeboten wird. 


Schultze, Rudolph, Stadt-Bauinspektor in Köln a. Rhein, 
Bau und Betrieb von Volksbadeanstalten. Mit 
einem Vorwort von Dr. Ed. Lent. Bonn, 1893. Emil Strauss. 
68 Seiten. Mit 45 Abbildungen. 

Der Oberpräsident der Rheinprovinz Nasse hat das Ver- 
dienst, zum Entstehen der oben genannten Broschüre den ersten 
Anstoss gegeben zu haben, indem er an den Vorsitzenden des 
Vorstandes der Aerztekammer der Rheinprovinz und der Hohen- 
zollernschen Lande ein Schreiben richtete, worin er den Mangel 
an kommunalen Volks-Badeanstalten bedauerte und ihn auf die 
geringe Benutzung der vorhandenen zurückführte, die „aus 
der Gleichgültigkeit oder Abneigung breiter Volksschichten 
gegen das Baden überhaupt“ resultire. Er hoflte deshalb von 
der thätigen Mitwirkung der Aerzte Abhilfe. Die Aerzte- 
kammer wies im Gegensatz zu Herrn Oberpräsident Nasse 
darauf hin, „dass der Uebelstand vielmehr darin liege, dass von 
den Gemeinden diesem Zweige der öffentlichen Gesundheits- 
pflege nicht genug Aufmerksamkeit geschenkt werde“, und legte 
die weitere Verfolgung dieser Angelegenheit in die Hände des 
Niederrheinischen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege. 
Auf seine Veranlassung hat dann Herr Stadtbauinspektor Schultze 
in Köln vorliegende „Zusammenstellung von Badeanstalten für 
mittelgrosse Gemeinden“ angefertigt. Das kleine Werk enthält 
ein sorgfältig gesichtetes Material, ist klar und leicht verständ- 
lich geschrieben und erläutert seine Worte durch 45 Abbil- 
dungen. Beachtenswerth ist die Einleitung, die in Kürze die 
für die Errichtung von Volksbädern massgebenden Gesichts- 
punkte darlegt. Wir empfehlen den Stadtverwaltungen, die an 
den Bau von Bädern herantreten wollen, vor allem das zu be- 
herzigen, was über die Lage der Volksbäder gesagt ist. 
Möge das Buch seinen Zweck erreichen und für seine Ge- 
danken viele und thatkräftige Freunde werben. 


Joseph Baer & Co. 
Buchhandlung und Antiquariat in Frankfurt a. M. 
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Der Entwurf eines Seuchengesetzes für das 
deutsche Reich. 


Von Geh. Regierungsrath Prof. Dr. Finkelnburg in Bonn. 


Wie ein Gewitterregen nach langer Dürre muthet 
den deutschen Hygieniker der Gesetzentwurf „be- 
treffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krank- 
heiten“ an, welcher den deutschen Bundesrath während 
der nächsten Wochen beschäftigen wird. Viele Dinge, 
die seit Jahrzehnten von den Vertretern der öffent- 
lichen Gesundheitspflege in Wissenschaft und Praxis, 
von zahlreichen Vereinen und von einer hochentwickelten 
Fachpresse vergeblich und immer wieder vergeblich 
gefordert wurden, sie erscheinen plötzlich vereint auf 
der Bildfläche eines Gesetzentwurfs, welcher „der 
Noth der Zeit“ entsprungen, dieser Nothlage freilich 
auch sein Gepräge verdankt. Nicht bloss die ge- 
setzliche Anzeigepflicht bei gemeingefährlichen an- 
steckenden Krankheiten, die gesetzliche Fürsorge für 
Isolirpflege der Erkrankten und für Entgiftung ihrer 
Umgebung, sowie die Einführung gleichmässiger Grund- 
sätze gegenüber dem Personen- und Sachenverkehr 
bei herrschenden Seuchen werden als nothwendig an- 
erkannt, sondern man legt auch die Hand auf den 
wundesten und für die Reichsautorität heikelsten Punkt, 
auf die grossen Mängel der örtlichen Gesundheits- 
bedingungen in Stadt und Land; und endlich versteht 
man sich zu einem Zugeständniss an eine Forde- 
rung, die bis dahin als unberechtigtes Misstrauens- 
votum gegen die bestehende Centralbehörde galt — 


man bewilligt die Errichtung eines mit voller sach- 
verständiger Autorität ausgerüsteten Reichsgesund- 
heitsrathes. 

Ein so reiches Programm sanitärer Reformvor- 
schläge greift naturgemäss in vielerlei Interessensphären 
mächtig ein; für Handel und Gewerbe, für Haus- und 
Gemeindeleben entspringen manche auf den ersten 
Blick zweischneidige Consequenzen aus der Gesetzes- 
vorlage Eine eingehende Prüfung der letzteren auch 
ausserhalb der gesetzgebenden Körperschaften erscheint 
daher um so mehr angezeigt, als wir in Deutschland 
bezüglich persönlicher Freiheitsopfer gegenüber öffent- 
lichen Wohlfahrtsbedürfnissen noch vielfach mit man- 
gelnder Einsicht zu rechnen haben. 

Was zunächst die sachlichen Forderungen des 
Gesetzentwurfs betrifft, so werden die beiden ersten 
Abschnitte desselben (88 1—10), „die Anzeigepflicht“ 
und „die Ermittlung der Krankheiten“, am unbe- 
strittensten bleiben. Wenn die Gesundheitsbehörde die 
erforderlichen Massregeln zum Schutze der gesunden 
Bevölkerung gegen herrschende Seuchen treffen soll, 
so muss ihr vor allem eine möglichst schnelle und 
möglichst vollständige Benachrichtigung über alle 
Seuchenfälle, sowohl über Erkrankungs-, wie über 
Todesfälle gesichert werden. Zu diesem Zwecke ist 
es unumgänglich, diejenigen Personen, welche ver- 
möge ihrer Beziehungen zu den Erkrankten am ge- 
wissesten und frühesten Kenntniss von deren Zustand 
haben, also die Haushaltungsvorstände und die be- 
handelnden Aerzte, zur sofortigen Anzeige jedes ein- 
zelnen Falles gesetzlich zu verpflichten und polizeilich 
anzuhalten. Diese gesetzliche Anzeigepflicht besteht 
bereits in den meisten, jedoch nicht in allen deutschen 
Staaten, und in den ersteren, z. B. in Preussen, auch 
nur bezüglich weniger ansteckender Krankheiten, 
während bei anderen, beispielsweise in Sachsen bei 
allen gemeingefährlichen Krankheiten, erst nach 
Konstatirung ihres epidemischen Auftretens von der 
Polizeibehörde die Verpflichtung zur Anzeige weiter 
vorkommender Erkrankungsfälle verfügt werden kann. 
Eine übereinstimmende Regelung dieser für die allge- 
meine Gesundheit hochwichtigen Frage für das ge- 
sammte deutsche Reich ist dringendes Bedürfniss. 

Ebenso zweifellos müssen den Organen der Ge- 
sundheitsbehörde bei herrschenden gefährlichen Seuchen 
die erforderlichen Befugnisse zur vollständigen Er- 
mittelung der Krankheitsverbreitung gewährt werden ; 
in dieser Beziehung geht der Entwurf sogar nicht weit 
genug. Der Gesundheitsbeamte sollte ermächtigt sein, 
in angemessen erscheinenden Fällen, durch Ein- 


tritt nicht bloss in die Wohnungen der zur Anzeige 
gebrachten Erkrankten, sondern je nach Umständen 
in alle Häuser der heimgesuchten Strassen und Stadt- 
theile, sich genauere Kenntniss von sämmtlichen vor- 
kommenden Erkrankungsfällen zu verschaffen und 
überall die erforderlichen Anordnungen zur Isolirung, 
zur Desinfektion, zur Ueberführung der Erkrankten in 
eine Öffentliche Anstalt u. s. w. je nach Befund der 
Umstände zu treffen. In England hat sich dieses 
System der „house to house visitations* so nützlich 
erwiesen, dass dort ungeachtet der Hochhaltung per- 
sönlicher und häuslicher Freiheit Niemand daran denkt, 
an der Ausführung dieser gesetzlichen Bestimmung 
bei herrschenden Seuchen Anstoss zu nehmen; im 
Gegentheil gereicht dieselbe den Bewohnern heimge- 
suchter oder bedrohter Strassen zur Beruhigung. 
Nicht auf den gleichen ungetheilten Beifall, wie 
die vorbesprochenen Bestimmungen, haben diejenigen 
der $$ 11—20 („Schutzmassregeln®) zu rechnen; 
wenigstens wird der darin zum Ausdruck gelangende, 
sehr dehnbare Kompromiss mit dem von der hygie- 
nischen Fachwelt längst verurtheilten Absperr-System 
einen Ausruf der Enttäuschung im In- und Auslande 
wecken. Liessen schon die auf Grund von Berathungen 
einer einberufenen Cholerakommission im September 
1892 „vom Deutschen Reiche mit den Bundesregie- 
rungen vereinbarten“ Massregeln gegen die Cholera 
eine unentschiedene Stellungnahme der Reichsregierung 
zu dieser wichtigen Frage befürchten, so sehen wir 
diese Befürchtung durch den vorliegenden Gesetz- 
entwurf in bedenklichem Grade bestätigt. In den 
$s$ 12—15 erscheinen neben den Erkrankten als gleich- 
falls den zwangsweisen Absperrungen je nach Be- 
finden der Polizeibehörden unterworfen die „verdäch- 
tigen“ Personen. Unter letzteren hat man nach den 
amtlichen Motiven ($ 12) nicht etwa bloss solche Per- 
sonen zu verstehen, „welche unter Erscheinungen er- 
krankt sind, die den Ausbruch einer gemeingefähr- 
lichen Krankheit befürchten lassen („Krankheitsver- 
dächtige“)“, sondern auch solche, „bei welchen der- 
gleichen Erscheinungen zwar nicht vorliegen, jedoch 
die Besorgniss gerechtfertigt ist, dass sie den Krank- 
heitsstoffirgendwo aufgenommen haben (,„Ansteckungs- 
verdächtige“)“. Letztere Besorgniss ist nach weiterer 
Erklärung der Motive schon dann gerechtfertigt, wenn 
die betreffenden Personen „aus Ortschaften zureisen, 
in welchen die Seuche herrscht“. Um jeden Zweifel 
über die Tragweite des Gesetzesvorschlages in dieser 
Richtung zu benehmen, heisst es im $ 14 der Motive, 
dass die zwangsweise Isolirung von jedem Verkehr mit 
Dritten, ausgenommen Arzt und Pflegepersonal, zu- 
lässig sei, „wenn es sich um Cholera, Fleckfieber, 
Gelbfieber, Pest oder Pocken handle, mit Rücksicht 
auf die Gefahr auch gegenüber nicht kranken, son- 
dern nur ansteckungsverdächtigen Personen.“ Damit 
wäre also der an manchen Orten während der 
letztjährigen Epidemie vorgekommene Unfug, aus 
Hamburg, Altona oder Charlottenburg zureisende ge- 
sunde Personen an den Bahnhöfen polizeilich abzu- 
fangen und in’s Choleralazareth behufs Isolirung und 
Beobachtung abzuführen, in aller Form legalisirt! Es 
ist bestimmt zu hoffen, dass der Reichstag derartige 
Bestimmungen, welche eifrigen Polizeiorganen so leicht 
zur Verhängung lokaler Landquarantänen über ge- 
sunde Reisende Anlass geben und die grösste Ver- 
wirrung in unsere Verkehrsbeziehungen bringen können, 
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unserer Gesetzgebung fernhalten werde. Es ist eine 
auch bei der letztjährigen Epidemie wieder eklatant 
hervorgetretene Thatsache, das alle Bemühungen, die 
geographische Weiterverbreitung des Krankheitskeimes 
durch Absperrmassregeln gegen den Personen- oder 
Sachenverkehr zu hindern, regelmässig scheitern und nur 
zu nutzlosen Schädigungen der allgemeinen wirthschaft- 
lichen Interessen führen. Dazu kommt die sehr bedenk- 
liche Folge, dass die Aufmerksamkeit und Energie der 
Behörden, sowie auch des Publikums, dadurch von der 
Hauptaufgabe, nämlich von der Sorge für Herstel- 
lung befriedigender örtlicher Gesundheitsbedingungen, 
namentlich für strenge Beseitigung aller Verunrei- 
nigungsquellen in Wasser, Boden und Luft, abgelenkt 
wird. Endlich ist auch für unsere internationalen Ver- 
kehrsbeziehungen, welche bereits im Jahre 1892 durch 
die von manchen ausländischen Regierungen uns 
gegenüber getroffenen Massnahmen so sehr gelitten 
haben, von einer gesetzlichen Proklamirung solcher 
Grundsätze, wie sie der vorliegende Entwurf enthält, 
eine direkte Schädigung zu erwarten. Nach $ 24 des 
Gesetzentwurfs soll die Regierung ermächtigt werden, 
zur Verhütung der Einschleppung ansteckender Krank- 
heiten aus dem Auslande sowohl die Ein- und Durch- 
fuhr von Waaren und Gebrauchsgegenständen, wie 
den Eintritt und die Beförderung von Personen, welche 
aus dem von der Krankheit befallenen Lande kommen, 
zu verbieten oder zu beschränken. Die Inaussicht- 
stellung derartiger Massnahmen gegenüber dem Aus- 
lande ist die denkbar unglücklichste Einführung für 
den Vertreter Deutschlands auf der bevorstehenden 
internationalen Seuchenkonferenz. Wie können wir 
vom Auslande erwarten, dass es bei erneutem Auf- 
treten der Seuche in deutschen Handelsplätzen uns 
gegenüber Rücksichten walten lasse, während es durch 
den Wortlaut eines Reichsgesetzes in hohem Grade 
unwahrscheinlich wird, dass gegebenenfalls wir sie 
auch ihm gegenüber beobachten. 

Es ist hohe Zeit, dass der leidigen Rücksicht der 
Behörden auf traditionelle Vorurtheile des Publikums 
und auf dessen Erregtheit in Seuchenzeiten ein Ende 
gemacht werde. Schon die Erfahrung, dass durch die 
zunehmende Bacillenpanik eine für die Humanität be- 
denkliche und dabei doch sachlich zwecklose Rück- 
sichtslosigkeit gegenüber den Erkrankten einreisst, 
und dass dadurch die nöthige, bei richtigen Vorsichts- 
massregeln durchaus ungefährliche Hülfeleistung er- 
schwert wird, sollte zur bestimmten Lossagung von 
allen unmotivirten Absperrmassregeln auffordern. Es 
sollte offen ausgesprochen und auch als Grundlage 
aller Gesetzesbestimmungen festgehalten werden, dass 
eine Choleragefahr überhaupt nur besteht für sanitär 
verwahrloste Länder, Ortschaften und Häuslichkeiten, 
und dass ein wirksamer Schutz gegen dieselbe für 
ganze Länder, wie für einzelne Gemeinden nie durch 
Abschliessungsversuche zu erreichen, wohl aber durch 
rechtzeitige, nichts.bis zum »Seuchensae.. 
bruch” wartender kEürsorge „Aursstadelluse 
hygienische Haus- und Gemeindeeinrich- 
tungen zu erzielen ist. 


en 


(Schluss folgt.) 


Die Ausübung vormundschaftlicher Funk- 
tionen durch die Gemeindebehörden. 
Von Stadtrath Ludwig-Wolf in Leipzig. 

(Schluss.) 


Ueber die Erfahrungen, die mit dem Versuch 
gemacht wurden, sprach sich das Armenamt in einer 
Zuschrift an das kgl. Amtsgericht unterm 31. August 
1889 folgendermassen aus: 

„Das getroffene Abkommen ist sowohl für beide 
Behörden wie für das Publikum ein Nutzen und eine 
Erleichterung gewesen. Beide Behörden wurden der 
zeitraubenden Mühe überhoben, welche mit der Er- 
mittelung bezw. Inpflichtnahme von für die Vormund. 
schaften geeigneten Personen verknüpft ist; der zwi- 
schen Gericht und Vormund sich abspielende Verkehr 
konnte sich in den knappsten Formen bewegen; für 
beide Theile entfiel die oft zeitraubende Instruktion 
der Vormünder über ihre Obliegenheiten; das Publi- 
kum wurde mit der Uebernahme von Vormundschaften 
verschont; die ausserehelichen Mütter wussten, an wen 
sie sich zu wenden, hatten und die dem Armenamte 
dadurch allerdings erwachsene vielfache Mühe und 
Arbeit wurde wieder aufgewogen durch die in vielen 
Fällen gelungene Heranziehung der ausserehelichen 
Väter zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen und durch 
die darin bedingte Verschonung der Armenkasse, für 
die Erziehung dieser Kinder einzutreten. Führte die 
getroffene Einrichtung trotzdem in etlichen Fällen zu 
Unzukömmlichkeiten, so war dafür nur deren enge 
Begrenzung verantwortlich zu machen. Für das Ar- 
menamt weisen die bis jetzt mit dem Abkommen 
gemachten Erfahrungen darauf hin, dass man bei 
der Zugehörigkeit zur städtischen Ziehkinderanstalt 
nicht stehen bleiben darf, sondern dass man die offi- 
zielle Vormundschaft des Armenamtes, sei es in der 
Gestalt der Altersvormundschaft, sei es in der der 
Spezialvormundschaft, für alle die Fälle einführen sollte, 
wo das Armenamt genöthigt ist, sich der Erziehung 
von Kindern bezw. jungen Personen anzunehmen. Es 
sind darunter insonderheit begriffen auf der einen Seite 
die Fälle der Waisenpflege und der durch die Armen- 
pflege bedingten Fürsorge für Kinder, wie auf der 
anderen Seite die Fälle der Zwangserziehung und der 
polizeilichen Entnahme der Kinder von den Eltern 
zu der ersteren Schutz und angemessenen Erziehung *). 
Auf Grund ihrer elterlichen Rechte erachten sich die 
Eltern für befugt, in die Erziehung bei jeder Gelegen- 
heit einzugreifen, und doch ist gerade eine gewisse 
Stetigkeit in der Erziehung die erste Vorbedingung 
für einen gedeihlichen Erfolg. Hier Wandel zu schaffen 
und den betreffenden Eltern durch die Verfügung der 
Vormundschaft auch äusserlich zum Bewusstsein und 
Verständniss zu bringen, dass ihre Berechtigung ausser 
Wirksamkeit getreten sei, da sie den entsprechenden 
Verpflichtungen nicht genügten, würde sicher von 


*) Erwähnt sei, dass das Leipziger Armenamt für die 
Pflege sowohl der Waisenkinder als auch der zur Zwangs- 
erziehung verurtheilten bezw. ihren Eltern weggenommenen 
Kinder die Familienerziehung als Regel angenommen hat; die 
Kinder werden soweit möglich in Familien auf dem Lande 
untergebracht, besonders bestellte Vertrauenspersonen über- 
wachen die Erziehung. Die staatlichen Zwangserziehungsan- 
stalten dienen nur als letzter Nothbehelf. 


67 


heilsamen Folgen sowohl für das Armenamt, wie in 
vielen Fällen auch für die betreffenden Eltern selbst 
begleitet sein.“ 


Dieser Auffassung trat das Vormundschaftsgericht 
in dem an das kgl. Justizministerium erstatteten Be- 
richte in allen Theilen bei, sodass dieses sich bewogen 
fand, die Einführung folgender erweiterter Bestim- 
mungen anzuordnen: 


1. Der Vorstand des Armenamtes zu Leipzig ist auf 
seinen Antrag als allgemeiner Altersyvormund derjenigen bei 
dem Amtsgericht Leipzig bevormundeten Kinder zu bestellen, 
welche der Fürsorge der Leipziger Armenversorgungsbehörde 
anheimgefallen sind. 

2. Die Bestellung erfolgt auf die Dauer der Zeit, während 
deren das Kind auf Veranstaltung der Armenversorgungsbehörde 
verpflegt wird. Sie kann jedoch über diese Zeit hinaus auf 
Ansuchen aufrecht erhalten werden, wenn besondere Gründe 
hierzu vorliegen, namentlich wenn bei der Entlassung des Kin- 
des aus der städtischen Fürsorge zu befürchten ist, dass das 
Kind nach Wegfall der vormundschaftlichen Funktion des Vor- 
standes des Armenamtes der Gefahr ausgesetzt sein würde, 
in Verhältnisse zu kommen, welche herbeiführen können, dass 
es in der Folge wiederum in öffentliche Pflege übernommen 
werden muss. 

3. Der Vorstand des Armenamtes kann ferner auf seinen 
Antrag zum Sondervormunde der in väterlicher Gewalt befind- 
lichen Kinder bestellt werden, deren Bevormundung von dem 
Amtsgericht Leipzig nach Massgabe des $ 1803 des bürger- 
lichen Gesetzbuches eingeleitet wird, dafern und so lange diese 
Kinder auf Veranstaltung des Armenamtes verpflegt werden. 


4. Die Verpflichtung des Vorstandes des Armenamtes 
zum Vormund kann hinsichtlich der sämmtlichen in Frage 
kommenden Kinder im Voraus mittels eines Aktes bewirkt 
werden. Als Antrag auf seine Bestellung gilt in jedem einzelnen 
Falle die Uebersendung einer bezüglichen Formularanzeige an 
das Amtsgericht. Die Aushändigung des Vormundschaftsschei- 
nes enthält die Eröffnung des auf die Bestellung gerichteten 
Beschlusses. Erreicht die Vormundschaft durch Wegfall der 
im Vorstehenden normirten Voraussetzungen ihre Endschaft, 
so wird das Armenamt dem Amtsgerichte hiervon regelmässig 
und zwar, wenn der Zeitpunkt der Beendigung im Voraus be- 
stimmt werden kann, vor dessen Eintritt Nachricht zugehen 
lassen. 

5. In Ansehung etwaigen Vermögens der Kinder und der 
Entbindung des Vormundes von der Pflicht zur Einreichung 
von Erziehungsberichten finden die Bestimmungen unter 3 der 
Anlage zur Verordnung vom 11. Mai 1886 Anwendung. 

6. Ist ein der Aufsicht der Ziehkinderanstalt zu Leipzig 
unterstellt gewesenes Kind, welches bereits von dem Vorstande 
des Armenamtes bevormundet wurde, bei seiner Entlassung 
aus dieser Anstalt nach Massgabe der obigen Bestimmungen 
unter l und 2 zu bevormunden, oder wird ein nach Massgabe 
dieser Bestimmungen bevormundetes Kind der Aufsicht der 
Ziehkinderanstalt unterstellt, so bleibt die seitherige Vormund- 
schaft fortbestehen. 

Das Armenamt wird dem Amtsgericht von dem veränder- 
ten Sachstande alsbald Mittheilung machen. 


Was die Form der Handhabung anlangt, so haben 
Amtsgericht und Armenamt dieselbe thunlichst einfach 
zu gestalten versucht. Für die Listenführung ist ein 
gemeinsames Schema vereinbart. Jedes Ziehkind, wel- 
ches im Laufe des Monats aufgenommen, jedes Kind, 
welches in die städtische Waisenpflege eingereiht oder 
sonst der städtischen Kinderfürsorge unterstellt wird, 
ist in die Liste einzutragen. Sofort nach Schluss 
des Monats werden von den Monatseinträgen dem 
Amtsgerichte Abschriften zugestellt. Das letztere 
prüft sie nach der Richtung: ob bezw. bei welchen 
der Kinder nicht es als Vormundschaftsbehörde ein- 
zutreten habe und setzt von seiner Entschliessung das 
Armenamt durch Uebersendung seiner Akten in Kennt- 
niss. Den Akten, wo die Bevormundung eingeleitet 
worden, liegt der Vormundschaftsschein bei. Das 
Armenamt entnimmt den Akten diese Scheine und 
verwahrt sie alphabetisch geordnet auf, ebenso ent- 


nimmt es aus den Amtsgerichtsakten kurze Notiz des 
Wissenswerthen, nicht minder bringt es seine Anträge 
über ihm etwa weiter erforderlich Scheinendes zu 
den Amtsgerichtsakten und reicht diese damit zurück. 
Wünscht eine der beiden Behörden Akten der an- 
deren zu ihrer Information einzusehen, so lässt sie 
dieselben einfach bei der anderen abholen. Durch 
persönliche Aussprache wurden die meisten Änge- 
legenheiten in kurzer Zeit erledigt, und, wo ein 
schriftlicher Verkehr nicht zu umgehen war, wurde 
er doch durch vorherigen persönlichen Meinungsaus- 
tausch auf das denkbar geringste Mass herabge- 
mindert. 

Die Abmeldung der aus der städtischen Fürsorge 
entlassenen Kinder geschieht ebenso wie die Anmel- 
dung durch monatliche Listenabschrift unter Rückgabe 
der Scheine. Die Vermögensverwaltung (sofern sie über- 
haupt in Frage kommt) hat sich dahin ausgestaltet, 
dass das Vermögen, soweit es in Sparkassenbüchern 
angelegt ist, nach deren vorheriger Sperrung dem 
Armenamte ausgeantwortet wird. Sollen diesem Aus- 
lagen erstattet werden — was nur gegen die Jahres- 
wende oder beim Aufhören des ganzen Verhältnisses 
einzutreten pflegt —, so gibt es seine Akten mit dem 
Sparkassenbuche und einer Aufstellung der Auslagen 
an das Amtsgericht. Dieses prüft die Aufstellung und 
erlässt das Erhebungsdekret auf die festgestellte Summe. 

Wird nun die sehr nahe liegende Frage aufge- 
worfen: was dieser nicht unerheblichen Mehrarbeit, 
welche dem Armenamte durch die neue Einrichtung 
erwachsen ist, als Entgelt für Vortheile gegenüber- 
stehen, so sind es abgesehen von den bereits in der 
Eingabe des Armenamtes an das Amtsgericht er- 
wähnten vor allen Dingen zwei, welche so schwer 
in die Wagschale fallen, dass sie für sich allein schon 
genügen würden, um alle Mühe und Arbeit wett zu 
machen. Der eine liegt darin, dass die Behörde nun- 
mehr auch in Fällen eingreifen kann, wo sie früher 
unthätig zur Seite stehen musste. Der andere ist ge- 
geben in einer Stärkung der Autorität der Behörde, 
die nicht hoch genug veranschlagt werden kann. 
Lediglich dem Umstande, dass die Vormundschafts- 
führung bis zum 21. Jahre des Pfleglings ausgedehnt 
werden kann, hat es das Armenamt zum Beispiel 
zu danken, dass es in die Lage gesetzt ist, bei 
seinen im Lehrlings- oder Dienstverhältnisse stehen- 
den Pfleglingen die störenden Eingriffe gewissenloser 
Eltern oder dritter Personen mit Nachdruck und 
Erfolg abzuwehren und das Entlaufen aus der Lehre 
zu verhindern; denn alle Lehrverträge werden seit 
jener Zeit nicht auf den Namen der Eltern, sondern 
auf den Namen des Armenamtsvorsitzenden als des 
Vormundes abgeschlossen und dergl. mehr. Als auf 
dem letzten sächsischen Gemeindetage in Freiberg 
am 7. Juli 1892 diese Einrichtung abermals erörtert 
wurde, waren alle die Vertreter der Gemeinden, welche 
die Einrichtung bei sich eingeführt haben, einstimmig 
in dem Urtheile, dass ihre Gemeinden trotz der ihnen 
verursachten Mühe und Arbeit die neue Einrichtung 
nicht wieder aufgeben würden, nachdem sie ihren 
Werth und Nutzen erkannt. Aber auch die gegen- 
theiligen Partner bei dieser Einrichtung, die Vormund- 
schaftsbehörden, stehen ihr nicht unsympathisch gegen- 
über. Durch eine auf des Verfassers Bitte vom Kgl. 
Sächs. Justizministerium gehaltene Umfrage bei den 
betheiligten Vormundschaftsgerichten wurde von dieser 
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Seite aus bestätigt: „dass die neue Einrichtung in keiner 
Weise zu Unzuträglichkeiten oder zu Konflikten zwi- 
schen den betheiligten Vormundschafts- und Verwal- 
tungsbehörden Veranlassung gegeben habe, dass im 
Gegentheile ein erfreuliches Hand in Handgehen der 
beiden Behörden erzielt und dadurch auch eine bessere 
Ueberwachung der Kinder herbeigeführt worden sei.“ 
Vergleicht man damit das Urtheil, welches bei 
der X. Jahresversammlung des Deutschen Vereins 
für Armenpflege und Wohlthätigkeit ein preussi- 
scher Amtsrichter auf Grund seiner Erfahrung über 
das Institut des Waisenrathes fällte, in welchem er 
sich dahin aussprach: „dass in dem Verhältniss 
des Vormundschaftsrichters zum Waisenrath sozusagen 
Alles zu wünschen übrig ist, dass dieses Verhältniss 
zu einer formellen Schablone erstarrt ist, dass in der 
Mehrzahl der Fälle überhaupt von einer lebendigen 
Verbindung des Gerichts und der Gemeindearmen- 
pflege gar keine Rede ist, dass es sich auf ein ganz 
formales, werthloses Schreibwerk zurückgezogen hat“, 
dann wird man es begreiflich finden, wenn einerseits 
das Kgl. Sächs. Justizministerium der Ausbreitung der 
neuen Einrichtung nach jeder Richtung Vorschub leistet 
und andererseits die Gemeinden, welche ihren Nutzen 
erkannt haben, nach Kräften bestrebt sind, sie zu 
behalten und nicht durch einen jedenfalls ganz wohl- 
gemeinten Gesetzesvorschlag gefährden zu lassen. 


Die Fürsorge für arme Schulkinder. 


Von Herrn Bürgermeister Dr. Thoma in Freiburg i. B. 
erhalten wir folgende Ausführungen: 


„Die Speisung armer Schulkinder ist bereits in No. 2 
(S. 17) dieser Blätter eingehend behandelt worden. Mit Recht 
wurde dort der Mangel erträglicher Wohnungen an vielen 
Orten und der Mangel an Aufsicht und guter häuslicher Er- 
ziehung hervorgehoben, lauter Dinge, die äusserst nachtheilig 
auf das Dasein der armen Kinder wirken. Wenn weiter aber 
gesagt ist, dass oft die Schulkinder ersichtlich nothleiden an 
Nahrung, Kleidung und Lernmitteln, so liegt die Schuld m. E. 
zunächst doch nur an der Schule selbst. 

Derjenige Volksschullehrer, der kein warmes, mitfühlendes 
Herz für die Jugend, und gerade für die arme Jugend, mit- 
bringt, hat seinen Beruf verfehlt, mag er auch ein noch so 
guter Dozent sein. Ein Kompetenzstreit zwischen Schule und 
Armenpflege ist kaum denkbar, da beide zusammenzuarbeiten 
berufen sind. Der Lehrer muss in der Schule die Augen offen 
halten und der Armenverwaltung, die in erster Linie zuständig 
ist, mittheilen, wo er glaubt, dass eine Nothlage besteht. So- 
bald diese sich von dem Vorhandensein der Hilfsbedürftigkeit 
überzeugt hat, kann die Abhilfe auch nicht mehr ferne sein. 

Die thatsächlichen Mittheilungen in No. 4 (S. 33) dieser 
Blätter sind sehr zu begrüssen; ich will daher nicht verfehlen, 
der dortigen Aufzählung noch ein weiteres Beispiel aus der 
Stadt Freiburg i. Br. hinzuzufügen. Was zunächst die Lern- 
mittel anlangt, so ist hier, um den Fortgang des Unterrichts 
nicht zu hemmen, die Einrichtung getroffen, dass alle die- 
jenigen Kinder, ob reich oder arm, welche bei Beginn des 
Schuljahrs binnen einer bestimmten Frist, nachdem die Auf- 
forderung des Lehrers an sie ergangen ist, nicht im Besitze 
der vorgeschriebenen Lernmittel sind, solche von der Gemeinde 
angeschafft erhalten. Aus der Liste dieser Kinder scheidet 
alsdann die Armenverwaltung nach möglichst weitherzigen 
Grundsätzen diejenigen aus, welchen die Lernmittel aus der 
Armenkasse zu zahlen sind. Den Rest der Auslagen erhebt 
die Stadtverwaltung von den säumigen Eltern, eventuell zwangs- 
weise, zurück. Kommen Kinder ungenügend gekleidet zur 
Schule, so erstatten die Lehrer bei der Armenverwaltung (in 
der Regel bei dem zuständigen Bezirksvorsteher) eine schrift- 
liche Anzeige. Liegt nur eine Vernachlässigung der Kinder 
seitens ihrer nicht unvermögenden Eltern vor, so wird der 
Fall polizeilich behandelt unter Zuhilfenahme der Strafbe- 
stimmungen des Polizeistrafgesetzbuches. Was endlich die 


Speisung armer Schulkinder betrifft, so ist man hier von der 
früheren Verabreichung eines Frühstückes in den Schullokalen 
aus guten Gründen, unter denen Missbrauch und andererseits 
mangelnde Frequenz in erster Linie stehen, vollständig abge- 
kommen.*) Dagegen wird täglich von 11 bis 1 Uhr Suppe 
verabreicht, die nach Wahl entweder sofort verzehrt oder in 
Gefässen ganz oder theilweise mit nach Hause genommen 
werden kann. Auf die Portion wird ein Liter gerechnet. Je 
nach der Winterzeit werden in der Suppe 10 bis 20 Pfund 
Ochsenfleisch auf 100 Portionen mitgekocht, welches in kleine 
Würtel zerschnitten in der Suppe belassen und mitausge- 
theilt wird. Was nicht sofort verzehrt wird, kann für die 
Kinder am folgenden Morgen zu Hause als Frühstück aufge- 
wärmt werden. Gegenwärtig werden für ca. 440 Kinder 480 
bis 500 Portionen ausgegeben. Die Kosten stellen sich an 
Baarauslagen auf 8 bis 10 Pf. pro Portion; sie werden von 
der Armenverwaltung beinahe zur Hälfte aus den Erträgnissen 
einer besonderen Stiftung und aus freiwilligen Gaben, zur 
anderen Hälfte aus der Stadtkasse bestritten.“ 


Diesen Ausführungen unseres verehrten Herrn Mitarbei- 
ters stimmen wir insofern durchaus zu, als er sagt, dass 
die Lehrer jenes soziale Verständniss, von dem zu Anfang die 
Rede ist, haben sollten. Nur glauben wir auf Grund vieler 
Erfahrungen hinzufügen zu müssen, dass sie es vielfach, von 
löblichen Ausnahmen abgesehen, thatsächlich nicht haben. 
Inwieweit daran Ueberlastung und Abhärtung gegen Vielge- 
schautes Schuld tragen, ist hier nicht näher zu erörtern. 


* * 


* 


Aus Metz hören wir, dass dort für die Speisung armer 
Schulkinder, d. h. Gewährung eines warmen Frühstücks an 
solche, die von ihren Eltern Morgens nicht mit genügender 
Nahrung versehen werden, der Gemeinderath in den letzten 
drei Wintern je 2000 M. bewilligt hat. Der Mühe der Zube- 
reitung und Ausgabe dieses Frühstücks unterzogen sich in 
entgegenkommender Weise dortige Wohlthätigkeitsanstalten. 


Ferner wird aus Öffenburgi. B. von unterrichteter Seite 
geschrieben: „Auch in unserer Stadt (1890 7500 Einwohner) er- 
halten arme Schulkinder durch die Fürsorge der Behörde ein ge- 
ordnetes Frühstück. Die Mittel dazu fliessen aus einer Sammlung, 
welche vor 2 Jahren behufs Gründung einer Volksküche statt- 
fand, deren Erträgniss aber hiefür nicht verwendet wurde, 
weil keine Gäste kamen. Es wird nun täglich etwa 160 Kin- 
dern der Volksschule (Knaben und Mädchen) ein Frühstück 
verabreicht, eine Zahl, welche zeigt, dass man in der.Zulas- 
sung auf die liberalste Weise vorgegangen ist. Die Speisung 
soll die ganze Dauer der rauhen Jahreszeit hindurch gewährt 
werden.“ 


*) Hierzu theilte uns Herr Bürgermeister Dr. Thoma auf Be- 
fragen nachträglich mit: „In früheren Jahren wurde hier in den 
einzelnen Schulhäusern abwechselnd Milch oder Suppe als Frühstück 
den armen Kindern ausgetheilt. Da aber die überwachenden Lehrer 
mit den Vermögens- und Erwerbsverhältnissen der Kinder bezw. 
ihrer Eltern nicht oder nicht genügend vertraut waren, so kam es 
zunächst dahin, dass beinahe die halben Klassen an dem Frühstück 
Theil nahmen. Die Kinder, auch die sehr vermöglicher Eltern, 
hatten natürlich grosse Freude daran, nochmals gemeinschaftlich zu 
speisen. Als die Armenverwaltung durch die Höhe der Kosten, 
die sie zu tragen hatte, aufmerksam geworden war und nach einer 
genauen Aufzeichnung der speisenden Kinder die Vermögens- 
verhältnisse der Eltern feststellen liess, stellten sich die gröb- 
sten Missstände heraus. Beispielsweise wurde einigen Kindern 
das Frühstück verabreicht, deren Väter Eigenthümer werthvoller, 
unbelasteter Häuser waren. Von jetzt an wurde die Zulassung 
der Kinder zur Suppe nicht mehr durch die Organe der 
Schule, sondern durch die mit den Verhältnissen vertraute Armen- 
behörde ausgesprochen. Auf Grund dieses neuen Verfahrens stellte 
sich aber ein anderer, sozialer Missstand heraus. Es bildete sich 
nämlich in der Schule selbst und vor den Augen der übrigen Kinder 
eine Art Armenabtheilung heraus. Da die Betroffenen durch die 
übrigen Kinder darunter zu leiden hatten, so hütete sich jedes, 
wenn es irgend wie konnte, an dem gemeinschaftlichen Frühstück 
theilzunehmen. Ja die Eltern verboten mitunter die Theilnahme 
an der Suppe. Der Zweck war demnach nicht erreicht, etwa 
hungernde Kinder wurden nicht gespeist. Die Frequenz fiel bald 
so sehr ab, dass ein Bedürfniss zu weiterer Verabreichung nicht 
mehr vorlag“. Man vergleiche hierzu, namentlich zum ersten Theil 
dieser Notiz, unsere Schlussbemerkung. 

Redaktion. 
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Notizen. 


Armenwesen. 


Novelle zum Unterstützungswohnsitzgesetz. 
Ueber das Schicksal der dem Bundesrath vorliegenden Novelle 
zum Unterstützungswohnsitzgesetz sprach sich der Staats- 
sekretär des Innern, von Bötticher, am 14. Februar |. J. laut 
den stenographischen Protokollen der 43. Sitzung des Reichs- 
tags S. 1021 dahin aus: es sei eine fundamentale Aenderung 
des Unterstützungswohnsitzgesetzes erst dann in Aussicht ge- 
nommen, „wenn ein grosser Theil der heute zu leistenden Ar- 
menfürsorge in Folge der sozialpolitischen Gesetzgebung ent- 
behrlich wird,“ weil deren Wirkungen zu einer leichteren Ver- 
ständigung über die Gegensätze, die heute noch unvermittelt 
bestehen, zu führen versprechen. Die am 7. März v. J. vorge- 
gelegte Novelle zum Unterstützungswohnsitzgesetz lasse dessen 
Prinzip unberührt; juristische Bedenken, welche gegen die 
Novelle erhoben wurden, seien inzwischen beseitigt, sodass sich 
der Bundesrath im Plenum demnächst mit ihr befassen werde. 
Freilich bestehen auch über die vorgeschlagene Korrektur des 
Gesetzes unter den verbündeten Regierungen Meinungsver- 
schiedenheiten, doch wisse er nicht, wie weit diese gehen. 
Die preussische Regierung werde für die Novelle eintreten, 
und so sei zu erwarten, dass der Reichstag sich noch in dieser 
Tagung mit der Novelle zu beschäftigen habe, „sofern der 
Bundesrath üherhaupt einer Korrektur des Unterstützungs- 
wohnsitzgesetzes zustimmt.“ 

Steigerung der städtischen ArmenlastinHan- 
nover. Im Jahre 1880/81 hatte die Stadtkasse an die Armen- 
verwaltung einen Zuschuss von 115341 Mk. 20 Pf. zu zahlen, 
der in den folgenden Jahren in nachstehender Weise anwuchs: 
1881/82 103500 Mk., 1882/83 159600 Mk., 1883/84 178407 Mk. 
45 Pf., 1884/85 259687 Mk. 52 Pf., 1885/86 278578 Mk. 87 Pf., 
1886/87 276 000 Mk., 1887/88261 000 Mk., 1888/89 271000 Mk., 
1889/90 291700 Mk., 1890/91 317 600 Mk., 1891/92 364 238 Mk. 
18 Pf. Es entfielen danach auf den Kopf der Bevölkerung 1880 
(122107 Einwohner) 94 Pf., 1885 (138848 Einwohner) 201 Pf., 
1890 (174455 Einwohner) 182 Pf., 1891 (185200 Einwohner) 
DIE 

Klassifizirung der Shefrielder Armen, Dem 
„Daily Telegraph“ ist zu entnehmen, dass die Armenverwal- 
tung in Sheffield vor kurzem beschloss, ihre Armen nach ihrer 
moralischen Qualität in vier Klassen einzutheilen und sie nach 
dieser Abstufung zu behandeln. Also eine Skala vom Paradiso 
bis zum Inferno! Ob wohl der Sheffielder Behörde in ihrer 
Beurtheilung der sittlichen Eigenschaften keine Missgriffe vor- 
kommen? 


Krankenpflege. 


MerzulrehrenBehandlumweiyersicherter,Arbeiver. 
Wiederum als erster sämmtlicher deutscher Fabrikinspektoren- 
berichte für 1892 ist soeben derjenige für Baden erschienen 
(Karlsruhe, F. Thiergarten, 1893, 136 Seiten). Der Verfasser, 
Oberregierungsrath Dr. Wörishoffer, gibt auch diesmal wieder 
eine Fülle sozialpolitischen Materials über Arbeiter- und Fabrik- 
zustände, das durch Beigabe einer neuen Gewerbestatistik 
noch werthvoller wird. An dieser Stelle interessiren haupt- 
sächlich die Mittheilungen, welche ein so scharfer Beobachter, 
wie der badische Gewerbeaufsichtsbeamte, in autoritativer 
Form über einige Mängel in der ärztlichen Fürsorge für Ar- 
beiter macht, die der Reichsversicherung unterliegen. Dabei 
sei bemerkt, dass der badische Inspektor im Allgemeinen be- 
tont, man „finde in Folge der sozialen Gesetze bei Krankheiten 
und Unfällen in den Arbeiterfamilien weniger Noth mit allen 
begleitenden Folgezuständen mehr“. Zur Organisation der 
Krankenkassen jedoch bemerkt der Bericht S. 126, dass bei 
den Kassen für die Bewohner ländlicher, zerstreut liegender 
Gemeinden im Gebirge besonders leichte Formen für die Be- 
nützung gefunden werden sollten, und er fügt dann S. 102 
hinzu: „Die Abneigung (der Arbeiter gegen den Aerztezwang) 
hat durchaus nicht, wie oft vermuthet wird, ihren Grund in 
Zweifeln an der Leistungsfähigkeit der einzelnen Aerzte, welche 
die Arbeiter zudem gar nicht zu beurtheilen vermögen, son- 
dern in der Wahrnehmung, dass manche Aerzte die Patienten 
der unteren Klassen auch in schwierigen Lagen sorgloser be- 
handeln, als solche der besser situirten Klassen, und dass sie 
diese Gleichgültigkeit mitunter nicht einmal zu verbergen 
suchen.* Aus der Unfallversicherung führt der Jahresbericht 
ein spezielles Vorkommniss jener Art an, das „nicht nur inner- 


halb der Behörden, sondern selbstverständlich auch bei den 
Verletzten, und, wie es scheint, auch in den Kreisen der Ar- 
beiter ein peinliches Aufsehen erregte. In Konstanz erlitt in 
einer Fabrik ein Arbeiter einen Beinbruch oberhalb des Knö- 
chels dadurch, dass einige schwere Ballen auf ihn fielen. Er 
wurde in einer Droschke, mit einem Nothverbande versehen, 
zu einem Arzte gefahren. Derselbe besah ihn in der Droschke, 
ohne nur den Nothverband zu lösen und die Verletzung zu 
untersuchen, und schickte ihn in seine Wohnung, wo er ihn 
am folgenden Tage besuchte. Nachdem inzwischen die ver- 
letzte Stelle so geschwollen war, dass eine sichere Diagnose 
sehr erschwert war, behandelte er die Verletzung als eine 
Verstauchung und hat den Verunglückten nach seinen proto- 
kollarischen Aussagen während vier Wochen nur drei Mal be- 
sucht. Der Verletzte, der nach Abschluss des Heilverfahrens 
eine namhafte Beeinträchtigung der Gebrauchsfähigkeit seines 
Beines behielt, beruhigte sich hierbei nicht, er führte weitere 
Untersuchungen herbei und machte den Behörden Mitthei- 
lung über die ihm zu Theil gewordene Behandlung. Es fand 
daraufhin eine Prüfung der Frage statt, ob ein fahrlässiges 
Verschulden des behandelnden Arztes vorliege. Nachdem aber 
der Grossh. Bezirksarzt sein Gutachten dahin abgegeben hatte, 
dass die Diagnose am Anfange erschwert gewesen sei, und 
dass nicht mit Bestimmtheit behauptet werden könne, dass 
eine sorgfältigere Behandlung einen besseren Heilerfolg herbei- 
geführt hätte, wurde von weiterem Einschreiten abgesehen.“ 
Soweit der Bericht; solche Vorkommnisse zeigen allerdings, 
dass die ärztliche Fürsorge für Versicherte noch sehr ver- 
besserungsbedürftig ist. 

Oritskrankenkasse,r undSVolksküchersr/umder 
gleichlautenden Notiz in Nr. 6 ist zu bemerken, dass die er- 
krankten Mitglieder der Heidelberger Ortskrankenkasse den 
erwähnten guten Mittagstisch auf ärztliche Anweisung um- 
sonst d. h. auf Kosten der Kasse bei der Volksküche ent- 
nehmen können; es handelt sich also nicht nur um eine Ver- 
billigung, sondern um eine unentgeltliche Verabreichung guten 
Mittagessens. 


Rekonvaleszenten-Anstalten und Volksheilstät- 
ten für Lungenkranke. Von Herrn Geh. Sanitätsrath 
Dr. Dettweiler in Falkenstein werden wir darauf aufmerksam 
gemacht, dass sich im gleich-überschriebenen Artikel in No. 6 
5.53 Z.21 v. u. ein störender Druckfehler eingeschlichen hat. 
Nicht 17—18 000, sondern 170—180 000 Personen sterben all- 
jährlich in Deutschland an der Lungenschwindsucht. 


Schulwesen. 


D. Volksschulwesen in Zürich. Im Kanton Zürich 
beschäftigt man sich mit einer Neuordnung der Volksschul- 
verhältnisse. Es sind da eigenartige Einrichtungen geplant, die 
allgemeine Aufmerksamkeit verdienen. So will man die — 
gegenwärtig sechs — Alltagsschuljahre vermehren, aber nicht 
im ganzen Kanton gleichmässig, sondern (so schlägt wenigstens 
die oberste Landesbehörde, der Kantonsrath, vor) „je nach den 
Bedürfnissen der verschiedenen Landesgegenden* — und zwar 
könnten (meint die erwähnte Behörde) „die neuen Klassen 
neben ihren Aufgaben für allgemeine Bildung auch die Vor- 
bildung für die berufliche Fortbildungsschule übernehmen.“ 
Ferner soll untersucht werden, „inwieweit eine grössere Zen- 
tralisation des Schulwesens in ökonomischer Richtung wünsch- 
bar und möglich wäre“, ob etwa die „ökonomisch schwachen“ 
Schulgemeinden durch Vereinigung ihres Finanzwesens mit 
demjenigen „kapitalkräftigerer“ Schulgemeinden in billiger 
Weise entlastet werden könnten. — Die mittleren und unteren 
Schulbehörden (das sind die „Bezirks-, Primar- und Sekundar- 
Schulpflegen“) sind eingeladen worden, über die vom Kantons- 
rath aufgeworfenen Fragen ihre Meinung zu äussern. Auf 
diesem Wege will die Oberbehörde die Stimmung und die 
Wünsche der Bevölkerung in allen Landestheilen kennen lernen 
— und auf die Ergebnisse der Erkundigung darf man ge- 
spannt sein. 


W Schulbäder in Deutschland. Auch in Leipzig 
hat eine Volksschule, die 14. Bezirksschule, im Kellergeschoss 
ein „Schulbad“. Es besteht aus einem grösseren Badezimmer 
und einem Ankleideraume. Im Baderaume sind 9 starke Brausen 
(8 warme und | kalte) angebracht. Unter jeder Brause befindet 
sich ein flaches Becken aus Zinkblech, so gross, dass 3 Kinder 
zu gleicher Zeit die Brause benutzen können. Bis jetzt haben 
die Schulkinder das Bad nur probeweise benützt, da die er- 
forderliche Genehmigung der Behörden noch nicht eingegangen 
ist, doch hat sich nach dem Urtheile des Schuldirektors ge- 
zeigt, dass die pädagogischen Bedenken, welche man gegen 
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Schulbäder erhoben hat, nicht allenthalben gerechtfertigt sind. 
Auch in einem Schulgebäude von Plagwitz (das 1891 mit der 
Einverleibung auf die Stadtgemeinde Leipzig überging) besteht 
seit 1890 ein Brausebad in den Kellerräumen. Es dient den 
Kindern der 13. Bürgerschule und der 24. Bezirksschule, die 
zusammen den Gebäudekomplex inne haben. Beide Schulen 
wechseln in der Benutzung des Bades wochenweise mit einander 
ab; von jeder nehmen die Klassen 1 bis 6 teil. Das Baden 
geschieht innerhalb der Schulzeit während der Vormittags- 
stunden von 8 bis Il Uhr. Da eine Stunde vor Schulschluss 
mit dem Baden aufgehört wird, so haben sämmtliche Kinder 
nach dem Bade noch mindestens eine Stunde ‚Unterricht im 
Klassenzimmer und werden auf diese Weise vor Erkältung 
geschützt. Die am Baden theilnehmenden Kinder einer Klasse 
gehen zu vorher festgesetzter und bekannter Stunde in ge- 
ordnetem Zuge nach dem Baderaume. Mit den nicht badenden 
und daher im Klassenzimmer zurückbleibenden Kindern wird 
unterdes eine Wiederholung, Uebung, Einprägung, oder kur- 
sorisches Lesen und dergl. vorgenommen, so dass der Unter- 
richtsbetrieb durch das Baden kaum beeinträchtigt wird. 
Da unter jeder der 10 Brausen recht gut 3 Kinder auf einmal 
zum Abbrausen kommen können, so werden die Kinder einer 
Klasse gewöhnlich mit einem Male gebadet; dazu reicht eine 
halbe Stunde vollständig aus. Von der Bürgerschule nahmen 
durchschnittlich 250 (130 Knaben, 120 Mädchen), von der Be- 
zirksschule 500 Kinder (300 Knaben und 200 Mädchen) theil. 
Nach dem Berichte des Direktors beider Schulen ist die Be- 
nutzung des Schulbades der Gesundheit und dem Wohlbefinden 
der Kinder förderlich gewesen und hat ihren Sinn für Rein- 
lichkeit und Ordnung gehoben. Die Befürchtung, dass die 
Kinder unmittelbar nach dem Bade erregt und für den Unter- 
richt nicht disponirt sein würden, ist durch die Erfahrung nicht 
bestätigt worden; im Gegentheil zeigte sich nach dem Bade 
eine grössere Frische und Lernfreudigkeit. — Aus München 
schreibt uns unser S-Korrespondent, dass in dieser Stadt be- 
reits Ende des Jahres 1891 in sechs Schulgebäuden Brausebäder 
eingerichtet waren. Die Benützung der Brausebäder ist freiwillig 
und unentgeltlich. Jeder Klasse ist regelmässig eine bestimmte 
Wochenstunde zum Baden zugewiesen, innerhalb welcher jede 
Brause von 3—4 Badenden nacheinander benützt werden kann. 
In jeder Schule mit Bad werden 1—2 Badediener, bezw. Diene- 
rinnen aufgestellt, welchen zugleich die Reinigung der Wäsche 
obliegt. Die Ausgaben hierfür waren für 1892 mit 5778 Mark ver- 
anschlagt. Von der wohlthätigen Einrichtung wird fleissiger Ge- 
brauch gemacht. Eingehenderes über die Errichtung von Schul- 
(und Volks-) brausebädern findet sich in dem Referate von Dr. R. 
von Hösslin (Münch. Gemeindezeitung 1890, No. 54, S. 780) und 
in dem Gutachten des Aerztlichen Vereins in München (Ver- 
waltungsbericht für 1890, S. 40); weitere Bemerkungen über 
die Einrichtungen im Münchener Verwaltungsbericht für 1891 
Sn alle 


Benutzung von Schulräumen. Wir erhalten fol- 
gende Zuschrift: „Die in No. 4 der „Blätter für soziale Praxis“ 
aufgeworfene Frage, warum die Schulzimmer, Turnhallen und 
Schulhöfe in. der Regel nur für Schulunterricht ausgenutzt 
werden, ist nur nach einer Seite hin erörtert worden. Ich 
möchte nun einen andern Grund anführen, der für die bisherige 
Praxis spricht. In meiner Vaterstadt wurden nämlich die Räume 
des Volksschulgebäudes für weitere löbliche Zwecke hergegeben. 
So durften zwei Gesangvereine, ein Turnverein, ein Jünglings- 
und Männerverein, eine Fortbildungsschule und die Präparanden- 
schule dieselben während der schulfreien Zeit benutzen. Aber 
eine Gesellschaft nach der andern bis auf die Fortbildungs- 
schule zog sich mit der Zeit zurück, weil ihnen die Schul- 
stubenluft nicht behagte. Wer in einem Gebäude wohnt, in 
welchem täglich einige Stunden hunderte von Menschen — 
noch dazu von Kindern — ungesunde Luft ausdünsten, der 
wird wissen, wie schwer gerade dieser Dunst zu vertilgen ist. 
Man kann stundenlang lüften; tritt man einige Zeit nach Schluss 
der Fenster in das Schulzimmer, so kommt einem von den 
Wänden doch der Schuldunst entgegen. Landlehrer hörte ich 
vielfach klagen, dass ihnen weniger die Störung durch Kon- 
firmandenunterricht, Bibelstunde, Gemeindeversammlung, Volks- 
unterhaltungsabend u. dgl. m. in der Schulstube, als die Ver- 
schlechterung der Luft sowohl direkt durch erneute Ausdün- 
stungen, als indirekt durch Vernachlässigung des Lüftens un- 
angenehm wäre. Von städtischen Lehrern würden bald dieselben 
Klagen laut werden, wenn die Schulräume in Folge übermässiger 
Benutzung nicht gehörig gelüftet werden könnten. Aus gesund- 
heitlichen Rücksichten dürfte sich also das bisher im allge- 
meinen übliche Verfahren, die Volksschulgebäude nur für Schul- 
zwecke zu benutzen, empfehlen. Gegen die Benutzung des 


Schulhofs als Spielplatz spricht in grossen Städten wohl oft 
seine geringe Ausdehnung, welche es hie und da nicht 
einmal gestattet, dass ihn sämmtliche Kinder derselben Anstalt 
zugleich betreten. A. Sch., Lehrer.“ Wenn diese Ausführungen 
zuträfen, und bei den neuesten städtischen Schulbauten mit 
guter Ventilation treffen sie wohl kaum überall zu, so sprächen 
sie bestenfalls nur für die Nothwendigkeit weit besserer (unter 
Umständen maschineller) Lüftungsvorkehrungen für Schulräume. 


Z Die mitteleuropäische Zeit und der täg- 
liche Schulbeginn. Selbstverständlich wird durch die Ein- 
führung der mitteleuropäischen Zeit vom 1. April. J. ab auch 
der tägliche Schulanfang beeinflusst werden. Beginnt der 
Unterricht im Sommer vor wie nach des Morgens um 7 Uhr, 
dann bringen wir unsere Jugend nahezu um eine Stunde ge- 
sunder Schlafzeit, weil der wirkliche Tagesanbruch für uns 
25 Minuten später erfolgt, als ihn unsere Uhren anzeigen, und 
der Abend für das ruhebedürftige Kind künstlich verlängert 
wird. Darum hat denn auch die Frankfurter Schulverwaltung bei 
den einzelnen Lehrerkollegien angefragt, für welchen täglichen 
Schulanfang sie sich entscheiden würden. Wir erachten es als 
eine dringende Pflicht, in dieser für das leibliche Wohl unserer 
Kinder höchst wichtigen Frage auch die Ansicht der Eltern 
und namhafter Aerzte und Schulhygieniker zu hören, zumal 
der gesundheitsnachtheilige Einfluss der Schule mit ihrer über- 
grossen Sitzzeit und Augenanstrengung von Jahr zu Jahr deut- 
licher nachgewiesen wird. 


Gesundheitswesen. 


Volksbad in Erfurt. Die Erfurter Stadtverordneten- 
Versammlung hat in ihrer Sitzung vom 9. ds. Mts. die Ein- 
richtung eines Volksbades beschlossen. Dasselbe soll im Mittel- 
punkte der Stadt angelegt werden. Die Kosten werden sich 
auf etwa 30 000 Mk. belaufen. 


Städtische Volksbäder in Wien. Im Jahre 1892 
wurden die acht städtischen Volksbäder in Wien, von denen 
vier erst in diesem Jahre eröffnet worden sind, im Ganzen 
von 342234 Personen besucht. 


Wohnungswesen. 


PolizeilicheBeaufsichtigung der Miethwoh- 
nungen und Schlafstellen im Grossherzogthum 
Hessen. Der Gesetzentwurf der hessischen Regierung betr. 
die polizeiliche Beaufsichtigung der Miethwohnungen und 
Schlafstellen (vgl. Nr. 2 S. 15 ff. der „Blätter“) war am ]7. 
und 18. d. M. Gegenstand der Verhandlungen der zweiten 
Kammer. Alle Redner waren darin einig, dass im Wohnungs- 
wesen, namentlich in den Städten, schwere Missstände vor- 
liegen, die durch die Regierungsenqu£te lange nicht ausreichend 
aufgedeckt worden seien. Auch wurde von den meisten an- 
erkannt, dass die Gesetzesvorlage geeignet sei, hier Wandel 
zu schaffen. Einzelne Redner rügten, dass die polizeiliche Auf- 
sicht der Wohnungen nur für die Gemeinden über 5000 Ein- 
wohner nicht auch für das Land vorgeschrieben sei, woselbst 
ein Eingreifen nicht minder Noth thue. Mit Recht bezweifelte 
es der Abg. Ullrich, dass die private Bauthätigkeit die noth- 
wendigen kleinen Wohnungen herstellen werde, und empfahl 
deshalb, den Gemeinden von Staatswegen Mittel zur Erbauung 
billiger Wohnungen zur Verfügung zu stellen. Am wärmsten 
trat der Abg. Gutfleisch für die Vorlage ein, indem er sowohl 
die Bestimmungen für durchaus zweckmässig als auch die 
Beschränkung auf die grösseren Gemeinden für richtig hielt; 
insbesondere theilte er auch die Hoffnungen, welche die Re- 
gierung an den Entwurf knüpft. Widerspruch fand namentlich 
Artikel 1 des Gesetzes, welcher den Gesundheitsbeamten des 
Staates und den Ortspolizeibehörden und deren Beauftragten 
die Befugniss einer Untersuchung der Miethwohnungen und 
Schlafstellen gibt. Indes wurde zum Schluss dieser Artikel 
gegen eine Minderheit von 8, das ganze Gesetz gegen eine 
Minderheit von 5 Stimmen angenommen. Während der Ar- 
tikel I des Gesetzes schon am 1. Oktober d. J. (nicht wie der 
Entwurf vorgesehen bereits am 1. Juli) in Kraft treten soll, 
erhalten die übrigen Bestimmungen erst vom 1. Oktober 1894 
ab Geltung. 


Leerstehende Wohnungen in Harburg. Nach 
einer vom Vorstande des Bürgervereins der Hausbesitzer Har- 
burgs gemachten Erhebung sind in dieser Stadt z. Z. nur 1,7°/o 
aller Miethwohnungen unvermiethet, ein Verhältniss, welches 
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der Verein als günstig betrachtet. Berücksichtigt man die 
ausserordentlich rasche Entwicklung der Stadt, deren Einwoh- 
nerzahl zwischen 1885 und 1890 von 26,320 auf 35,081 Köpfe ge- 


| wachsen ist, so darf man wohl schliessen, dass die Bauunter- 


nehmung in Harburg dem Bedürfniss nicht zeitig genug ge- 
recht wird. Zur Neuherstellung verwohnter Gelasse und als 
Vorrath für neuzuziehende Familien sind nach der Anschauung 
von Kennern etwa 31/2 bis 4°/o von Wohnungen der verschie- 
denen Grössen erforderlich. Auch ist nicht zu vergessen, dass, 
wie mehrfach festgestellt, bei den grossen Wohnungen ge- 
wöhnlich ein grösserer Vorrath vorhanden ist, der bei den 
kleinen, wo er am nöthigsten wäre, auf ein Minimum zu- 
sammenschrumpft. 


Gewerbewesen. 


Beamten sund Arbeiter der Stadt Dresden. 
„Die moderne Grossstadt als Dienstherr und Arbeitgeber“: so 
könnte man folgende Daten überschreiben, die dem soeben 
erschienenen Verwaltungsberichte der Stadt Dresden pro 1891 
entnommen sind. In diesem Jahre hatte die Stadtverwaltung 
insgesammt 1096 besoldete Beamtenstellen, welche an Gehäl- 
tern einen Aufwand von nicht weniger als 1826 224,33 Mark 
erforderten. Erscheint diese Zahl an sich schon sehr hoch, so 
ergibt sich bei genauerer Einsicht noch, dass sie doch nur 
einen Theil des Aufwandes darstellt, der überhaupt für per- 
sönliche Leistungen gemacht werden muss. Nicht nur, dass 
ausser jenen besoldeten Angestellten noch 8 Beamtenanwärter 
und durchschnittlich 101 Hilfsarbeiter und Lohnschreiber be- 
schäftigt wurden, es fehlen auch in jener Aufzählung alle an 
städtischen Schulen angestellten Rektoren, Lehrer und Lehre- 
rinnen, Schuldiener, Heizer etc. Das Lehrpersonal umfasste 
zusammen 920 Personen. Hierzu kommen noch etwa 80 andere, 
bei den Schulen als Diener, Heizer etc. beschäftigte Leute; im 
Ganzen beziehen die bei den Schulen angestellten Lehrer und 
Beamten zusammen 2202 596,92 Mark; zusammen mit obigem 
Aufwand für die Verwaltungsbeamten wird mithin schon die 
4. Million überschritten, und nun kommt noch das ganze Heer 
der städtischen Arbeiter und Tagelöhner. An Löhnen wurden 
in Dresden im genannten Jahre etwa 1060000 Mark ausge- 
geben, wovon etwa 1200—1400 Personen ihr tägliches Brod 
erhalten haben. Aber auch damit sind diese Leute nicht voll 
erfasst, denn z. B. beim Tiefbauamt wurden durchschnittlich 
pro Tag 583 Arbeiter beschäftigt, deren Verdienst in jenen 
Löhnen nicht einbegriffen ist, und doch auf etwa 420 000 Mark 
veranschlagt werden muss; ferner wurden gewiss auch viele 
Arbeiten an Unternehmer vergeben, denn der gesammte Auf- 
wand des Tiefbauamtes z. B. betrug 1890 431,45 Mark und 
darin stecken sicher nicht volle 1470000 sachliche Kosten. 
Auch in den 1086 233,54 Mark, welche das Hochbauamt aus- 
gegeben hat, stecken sehr viele Arbeitslöhne, die freilich durch 
Vermittlung von Zwischengliedern verausgabt wurden. Und 
wenn bei der Strassenreinigung, Strassenbesprengung und 
Schneeabfuhr gegen 200 000 Mark für Fuhrlöhne erscheinen, 
wieviel davon ist doch auch wieder als Arbeitslohn anzusehen! 
Doch sehen wir von diesen letzteren Posten ab, nehmen wir 
zu obigen 1200—1400 städtischen Arbeitern nur die vom Tief- 
bauamt beschäftigten hinzu, so wachsen sie auf gegen 2000, 
sodass wir im Ganzen (unter Zurechnung der Angestellten) 
auf ca. 4100 direkt von der Stadt abhängende Personen kommen. 
Davon dürfte die überwiegende Mehrzahl verheirathet sein, 
sodass von ihrer Einnahme eine Familie zu leben hat. Die so 
von der Stadt ernährten Personen kann man wohl auf volle 
12000 berechnen. An Besoldungen und Löhnen mögen sie 
gegen 5'/» Millionen Mark beanspruchen, d. i. etwa ein Drittel 
des gesammten städtischen Aufwandes (ordentlicher und ausser- 
ordentlicher ca. 16!/» Millionen). Im Verhältniss zur Gesammt- 
einwohnerzahl sind jene 12 000 Personen etwa 4°/o. Bedauerlich 
ist, dass nur etwa die Hälfte der von der Stadt beschäftigten 
Leute dauernd angestellt sind, wogegen die andern im Tage- 
lohn arbeiten, ganz abgesehen von jenen zahllosen Personen, 
die an städtischen Unternehmungen, aber von Zwischenunter- 
nehmern beschäftigt werden, 


B. Arbeitsnachweis in Königsberg i. P. Die 
seit etwa 10 Jahren in jedem Winter wiederkehrende Arbeits- 
losigkeit machte es fast immer nothwendig, sogenannte Noth- 
standsarbeiten in Angriff zu nehmen. Um die Arbeit suchenden 
Leute auf die einzelnen Arbeitsstellen zu vertheilen, musste 
dann jedesmal eine Organisation neu geschaffen werden. Erst 


seit dem letzten Jahre hat der hiesige Armen-Unterstützungs- 


verein die Schaffung eines dauernden Arbeitsnachweises in die 
Hand genommen. Dieses Institut untersteht der Leitung des 
Vorstandes des gedachten Vereins. Die Meldungen seitens der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer nimmt vorläufig ein hierzu 
angestellter Diakon aus der Arbeitskolonie Carlshof bei Rasten- 
burg entgegen. Derselbe verschickt nicht nur die sich melden- 
den Arbeiter dahin, wo sie gebraucht werden, sondern er lässt 
verschiedene Arbeiten, insbesondere Kleinmachen von Holz, 
Ausklopfen von Teppichen u. dgl. unter seiner Aufsicht gleich- 
zeitig ausführen. Leider wird die Einrichtung insbesondere von 
den Arbeitgebern noch sehr wenig benutzt. Auch die Arbeiter 
haben sich noch wenig daran gewöhnt, den Arbeitsnachweis 
aufzusuchen. Trotzdem sind im Laufe des letzten Jahres mehre- 
ren hundert Arbeitern die für sie passenden Arbeiten zuge- 
wiesen, einer Anzahl darunter ist auch zu einer dauernden 
Stellung verholfen. Soll der Arbeitsnachweis Erfolg haben, so 
muss danach gestrebt werden, dass seine Thätigkeit in weiteren 
Kreisen bekannt wird. Nicht bloss Private, sondern auch Be- 
hörden müssen dafür interessirt werden, die fehlenden Arbeits- 
kräfte sich allein auf diesem Wege zu beschaffen. Deshalb hat 
man neuerdings, als wiederum die Inangriffnahme städtischer 
Arbeiten behufs Beschäftigung Arbeitsloser nothwendig wurde, 
die Vertheilung der Arbeiter auf die einzelnen Arbeitsstellen 
dem Arbeitsnachweis übertragen. Hoffentlich bewährt sich diese 
Massregel. Immerhin wird diese Vermittlung sich mehr auf die 
Unterbringung der gewöhnlichen, ungelernten Arbeiter be- 
schränken müssen. Daneben werden Einrichtungen unentbehr- 
lich sein, welche den gelernten Handwerkern Beschäftigung 
nachweisen. Hier wird ein reiches Arbeitsfeld für die Ver- 
einigungen von Berufsgenossen sich aufthun. Um zunächst 
festzustellen, was hier zu thun nöthig ist, hat der Magistrat 
vor einiger Zeit sämmtliche hiesige Innungen, sowie den Zentral- 
verein der Gastwirthe zur Berichterstattung über die von ihnen 
geschaffenen Arbeitsnachweis-Innungen und deren Thätigkeit 
aufgefordert. Die eingegangenen Berichte ergaben zwar, dass 
fast überall und zwar meistens auf den sogenannten Herbergen 
Arbeit von den Gesellen nachgesucht und von den Meistern 
angemeldet werden kann. Auf einigen dieser Herbergen erhält 
der Geselle sogar für einige Zeit Unterkunft und Verpflegung. 
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Aber bei einigen angefragten Innungen fehlt noch jede der- 
artige Einrichtung, sehr viele Berichte beklagen die geringe 
Inanspruchnahme des Arbeitsnachweises seitens der Arbeitgeber, 
einige Obermeister berichten sogar, dass der früher bestandene 
Arbeitsnachweis wegen mangelnder Benutzung seitens der Be- 
theiligten wieder eingeschlafen ist. Den grössten Erfolg hat 
schon die erwähnte einfache Anfrage bei dem Gastwirths- 
verein erzielt. Derselbe hat sofort ein gut organisirtes Stellen- 
vermittlungs-Bureau für Kellner und Kellnerinnen eingerichtet, 
welches seit dem 1. Januar dieses Jahres in Wirksamkeit ist 
und von allen Betheiligten dem früheren Zustande gegenüber, 
bei dem sich Agenten und Agentinnen für jede vermittelte 
Stelle eine ganz exorbitante Provision und oft noch eine be- 
stimmte monatliche Abgabe von dem Einkommen der Stelle 
bezahlen liessen, als eine grosse Wohlthat empfunden wird. 
Die Leitung dieses Bureaus ist einem Manne übertragen, der 
zugleich Kassirer der Ortskrankenkasse für Kellner, Köche 
und Portiers ist. Wir halten diese Vereinigung der beiden 
Aemter, deren Thätigkeit ihren Inhaber mit denselben Per- 
sonen in stetigen Verkehr bringt, für eine sehr glückliche 
Anordnung. 


Arbeitsnachweis in Düsseldorf. Die Zentral- 
Arbeitsnachweisestelle für Rheinland und Westfalen in Düssel- 
dorf, deren Schriftführer auch Hauptagent der Rheinisch- 
Westfälischen Gefängniss-Gesellschaft ist, hat im ganzen ab- 
gelaufenen Jahre, dem zweiten ihres Bestehens, 416 männlichen 
und 45 weiblichen, in Summa 461 Personen Arbeitsstellen 
vermittelt. Dem Berufe nach vertheilen sich dieselben folgen- 
dermassen: Beamte 2, Arbeiter und Ausläufer 137, Hausknechte, 
Diener, Wärter, Pfleger und Pförtner 43, Kutscher, Acker- 
und Fuhrknechte und Landarbeiter 46, Handwerker 162, 
Schreiber, Kommis, Reisende und Buchhalter 27, Dienst- und 
Fabrikmädchen 44, Summa 461; 280 waren katholisch, 181 
evangelisch; 96 verheirathet, 365 ledig. Der Arbeitsnachweis 
geschieht für Arbeitgeber und Arbeitnehmer völlig unent- 
geltlich. Im verflossenen Jahre wurde ein Grundstück erworben, 
auf dem auch eine Herberge mit 35 Betten, sowie eine Wander- 
arbeitsstätte in Betrieb gesetzt wurde. 
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Der Entwurf eines Seuchengesetzes für das 
deutsche Reich, 
Von Geh. Regierungsrath Prof. Dr. Finkelnburg in Bonn. 
(Schluss). 

Die am Schluss der Ausführungen in voriger 
Nummer genannten, sachlich bei weitem wichtigsten 
Bedingungen des örtlichen Seuchenschutzes bilden den 
Inhalt des $ 34 des Entwurfes („Allgemeine Vor- 
schriften“). Derselbe schreibt vor, dass die Gemeinden 
„verpflichtet sein sollen, für die Beseitigung vorhan- 
dener gesundheitsgefährlicher Missstände Sorge zu 
tragen“, und dass behufs Kontrole dieser Pflicht- 
erfüllung „die dem allgemeinen Gebrauche dienenden 
Einrichtungen für Versorgung mit Trink- oder Wirth- 
schaftswasser und für Fortschaffung der Abfallstoffe 
fortlaufend durch staatliche Beamte zu überwachen 
sind.“ Mit vollstem Rechte betonen die dem Gesetz- 
entwurf beigefügten Motive, „dass, während die An- 
schauungen der wissenschaftlichen Kreise über die 
Bedingungen für die Entwickelung und Ausbreitung 
der Seuchen — namentlich hinsichtlich der Cholera, 
noch vielfach auseinandergehen, darüber Einverständ- 
niss besteht, dass den Einrichtungen zur Wasserver- 
sorgung und zur Beseitigung der Abfallstoffe nicht 
nur für den Zustand der öffentlichen Gesundheit über- 
haupt, sondern insbesondere auch für die Seuchen- 
gefahr eine grosse Bedeutung beizumessen ist, und 
dass die Herstellung vervollkommneter Einrichtungen 
für die angegebenen Zwecke eines der wirksamsten 
Schutzmittel gegen Seuchengefahr ist.“ 

Soll dieser wohlmeinende Gesetzesparagraph eine 
mehr als akademische Bedeutung gewinnen, so wird 
eine Gewährleistung von Reichswegen für seine Aus- 


führung nur im $ 40 zu suchen sein, nach welchem 
es „dem Reichskanzler obliegt, die Ausführung dieses 
Gesetzes und der auf Grund desselben erlassenen 
Anordnungen zu überwachen.“ Leider scheint aber 
eine solche aktive Einwirkung der Reichsaufsicht 
nicht im Sinne der Gesetzesvorlagen zu liegen. Die 
Motive heben vielmehr ausdrücklich hervor, dass das 
Reichsgesetz den Staatsbehörden nur die Mög- 
lichkeit eröffnen soll, die Gemeinden zur Erfül- 
lung ihrer sanitätspolizeilichen Aufgaben anzuhalten. 
Diese „Möglichkeit“ hat unseres Erachtens auch 
bis jetzt: keiner Staatsbehörde gefehlt; die resignirte 
Stellungnahme der Reichsbehörde aber entkleidet 
den $ 34 jeder praktischen Tragweite, und es 
bleibt nur der moralische Effekt einer erfreulichen 
prinzipiellen Anerkennung vielverkannter wichtiger 
Grundsätze seitens der Reichsinstanz übrig. Was 
hier in vollster Schärfe als lähmender Hemmschuh 
sich geltend macht, die mangelnde verfassungsmässige 
Kompetenz des Reiches zu irgend welcher organisa- 
torischen oder exekutiven Einwirkung auf Verwal- 
tungs- und Polizei-Angelegenheiten, das ist es, was 
leider dem ganzen zukünftigen Gesetze die Gewähr, 
ja zum Theil die Möglichkeit einer zieigerechten Aus- 
führung von vornherein abschneidet. Dazu kommt 
aber noch, dass es zur befriedigenden Ausführung 
dieses Gesetzes in den meisten deutschen Staaten — 
einschliesslich Preussens — überhaupt an den erfor- 
derlichen Organen fehlt. 

Das‘ Bewusstsein dieser Schwäche und der Un- 
sicherheit der örtlichen Vorbedingungen zur Verwirk- 
lichung der Gesetzesziele spiegelt sich in der Fassung 
des Entwurfs wieder und beeinträchtigt das Gewicht 
der sachlich unbestreitbarsten Forderungen desselben. 
Am störendsten macht sich dabei bezüglich der ört- 
lichen Aufgaben der Mangel wirklicher ärztlicher Ge- 
sundheitsbeamten von selbstverantwortlicher Stellung 
geltend. In dem Gesetzentwurf erscheinen als verant- 
wortliche Organe der Gesundheitspolizei, welchen so- 
wohl die Entgegennahme der Anzeigen, wie die 
weiteren Ermittelungsschritte, sowie die Anordnung 
sämmtlicher in Frage kommender Schutzmassregeln 
obliegen, die „zuständige Ortspolizeibehörde“ und die 
„beamteten Aerzte“. Letztere werden dann in $ 35 
definirt als „Aerzte, welche vom Staate angestellt 
sind oder deren Anstellung vom Staate bestätigt ist.“ 
Mit dieser sehr allgemeinen Bezeichnungsweise, welche 
auf jeden etwa im staatlichen Krankenhausdienste 
oder für gerichtliche Zwecke angestellten Arzt ihre 
Anwendung finden würde, steht die ängstliche Kom- . 


petenzbeschränkung des „beamteten Arztes“ in Ueber- 
einstimmung. Nur „Nothfälle“ ausgenommen, darf er 
erst auf Benachrichtigung seitens der Ortspolizeibe- 
hörde Ermittelungen über die Art, den Stand und 
die Ursachen der jeweiligen Krankheit vornehmen 
und Erklärungen darüber an die Ortspolizeibehörde 
abgeben! Nach der ersten Feststellung der Krank- 
heit darf er nur „im Einverständniss mit der unteren 
Verwaltungs -Behörde Ermittelungen über einzelne 
Krankheitsfälle insoweit vornehmen, als dies erforder- 
lich ist, um die Ausbreitung der Krankheit örtlich 
und zeitlich zu verfolgen“. Ob letzteres Erforderniss 
vorliege, scheint demnach erst durch ein Einverständ- 
niss der unteren Verwaltungsbehörde mit dem be- 
amteten Arzte feststellbar zu sein. Erklärt ferner der 
letztere „die Oeffnung der Leiche zur Feststellung der 
Krankheit für erforderlich, so kann eine solche von 
der Polizeibehörde angeordnet werden“. Die zur 
Verhütung von Krankheitsverbreitung erforderlichen 
Massregeln kann der beamtete Arzt nur „bei Gefahr 
im Verzuge“ schon vor dem Einschreiten der Orts- 
polizeibehörde anordnen, in welchem Falle er der 
letzteren sofort Mittheiluing zu machen hat. In der 
Regel aber soll der beamtete Arzt nur sein Gut- 
achten darüber abgeben, ob der Ausbruch der 
Krankheit festgestellt oder der Verdacht des Aus- 
bruchs begründet ist, worauf dann die Ortspolizei- 
behörde die erforderlichen Schutzmassregeln zu treffen 
habe ($ 8). Sein Gutachten gilt auch als Voraus- 
setzung einer polizeilich anzuordnenden Räumung von 
Wohnungen und Gebäuden, in denen gemeingefähr- 
liche Erkrankungen vorgekommen sind ($ 18), nicht 
aber für die Anordnung von Desinfektionsmassregeln, 
deren Angemessenheit und Ausführungsweise somit 
der Ortspolizeibehörde unabhängig vom ärztlichen 
Ermessen anheimgegeben wird. Letzteres gilt auch 
von den in den $$ 11—20 der Polizeibehörde anheim- 
gegebenen Absperrungs- und Aufsichtsmassregeln. 
Sollten vorstehende Entwurfsbestimmungen zum 
Gesetz erhoben werden, so würden in die Hände der 
unteren Polizeiorgane Machtbefugnisse gelegt, deren 
diskretionärer Gebrauch einmal unter dem bei Epi- 
demien üblichen Uebereifer einem unberechenbaren 
Unfug Thür und Thor öffnen, in anderen Fällen aber 
zur Unterlassung ärztlich rathsamer Massnahmen führen 
müsste. Man wende nicht ein, dass die Ortspolizei- 
behörde sich selbstverständlich an den Rath der Aerzte, 
speziell der „beamteten“ halten werde. Nicht bloss 
Ortsvorsteher und Bürgermeister, selbst Landräthe 
haben, besonders auf dem Lande, über das, was zum 
Schutze gegen nahende Cholera noththue, über den 
Begriff von „Verdächtigkeit“ zureisender Personen 
u. dergl. vielfach ihre eigenen Ansichten und lieben 
es, denselben nachdrücklich Geltung zu geben, soweit 
sie nur irgend formell befugt sind. Jeder erfahrene 
Kreisphysikus wird davon zu erzählen wissen. Ander- 
seits ist nicht zu leugnen, dass die bisherige Ausbil- 
dungsweise und besonders die äussere Lebensstellung 
der beamteten Aerzte es denselben unmöglich macht, 
ihre Zeit und Kräfte den Fragen der öffentlichen 
Gesundheitspflege in solcher Weise zuzuwenden, dass 
sie überall für die heutigen Aufgaben und Ansprüche 
der letzteren als zuverlässige Organe gelten könnten. 
War dies schon ehedem fühlbar, so ist es seit der 
hohen Bedeutung, welche die eine besondere Schulung 
erfordernden und stets zeitraubenden bakteriologischen 


4 


Untersuchungen für die hygienische Praxis gewonnen, 
noch in weit erhöhterem Maasse der Fall. Will man 
daher den öffentlichen Gesundheitsschutz in Deutsch- 
land wirksam reformiren, so beginne man damit, die 
Ausbildung und Anstellung kompetenter, mit aus- 
reichendem Gehalt versehener und dadurch von aller 
ärztlichen Privatpraxis ablösbarer ärztlicher Ge- 
sundheitsbeamten nach Vorbild der englischen 
„Medical Officers of Health“ obligatorisch zu machen. 
Schon im Jahre 1876 hat die „wissenschaftliche De- 
putation für das Medizinalwesen“ in Preussen diese Ein- 
richtung als dringend nothwendig nachgewiesen. So 
lange dieser Forderung nicht entsprochen 
wird, bleiben alle hygienischen Reichs- 
und Landes.-Gesetze mehr oderswensgrr 
todte Buchstaben und können unter Um- 
ständen durch einschneidende Vollmachten 
mangelhaft berathener Unterbehörden so- 
gar mehr Nachtheil und Verwirrung, als 
Nutzen stiften. 

Auch die in $ 34 des Gesetzentwurfs vorge- 
schlagene Ermächtigung der Landesregierungen, jeder- 
zeit jede Gemeinde, also auch die grösseren Städte 


| zur Herstellung von Einrichtungen anzuhalten, welche 


von den ersteren als erforderlich zum Schutze gegen 
ansteckende Krankheiten angesehen werden, ist bei 
der bisherigen Organisation der Zentralbehörden nur 
unter gewissen Bedingungen unbedenklich. Ganz gewiss 
liegt in den örtlichen Verbesserungen der Schwerpunkt 
aller Bekämpfung von Seuchengefahr, und jede ein- 
greifende Reform auf diesem Gebiete muss auf's Froheste 
begrüsst werden. Am dringendsten würde eine Er- 
mächtigung für die Gemeindeverwaltungen sein, — 
nach dem Vorbilde Englands und mehrerer nordameri- 
kanischen Staaten, — den Anschluss an öffentliche Ein- 
richtungen zur Wasserversorgung und Bodenreinigung 
unter entsprechender Besteuerung für alle Hausbe- 
sitzer obligatorisch zu machen. Auch ein wirksamer 
Druck der Aufsichtsbehörde auf säumige Ortsver- 
waltungen zur Beseitigung bestehender Missstände ist 
unerlässlich, namentlich gegenüber kleinstädtischen und 
ländlichen Gemeinden. Anderseits ist nicht zu ver- 
gessen, dass die meisten Verbesserungen unserer öffent- 
lichen Gesundheits-Einrichtungen bis heute aus der 
Initiative der grösseren städtischen Gemeinwesen her- 
vorgegangen sind, und zwar theilweise unter Ueber- 
windung erheblicher Schwierigkeiten seitens der staat- 
lichen Aufsichtsbehörden. Unter Forderung idealer, 
aber den örtlichen Verhältnissen nicht entsprechender 
oder unerschwinglicher Anlagen wurden häufig die 
zur Beseitigung der wirklichen Missstände genügenden 
Einrichtungen nicht gestattet, so dass alles beim alten 
bleiben musste. Unter solchem Drucke haben beispiels- 
weise die rheinischen Städte sich ihrer sanitären Miss- 
stände nicht in einer ihrer sonstigen Entwickelung 
würdigen Weise zu entledigen vermocht. Es würde 
allgemein als eine Erleichterung und Beruhigung 
empfunden werden, wenn man die Entscheidung über 
Nothwendigkeit und Zulässigkeit sanitärer Einrich- 
tungen für ganz Deutschland in die Hand einer solchen 
Zentralstelle legte, welche durch ihre Zusammensetzung 
volle Gewähr dafür böte, dass sowohl Wissenschaft 
wie praktische Erfahrung bezüglich aller in der Hy- 
giene sich begegnenden Fachgebiete darin zu voller 
Verwerthung kommen. Als eine solche Stelle war 
ursprünglich das Kaiserliche Gesundheitsamt gedacht, 


welches in seiner durch ausserordentliche Mitglieder 
erweiterten Gestalt eine kollegiale Behörde zur mass- 
gebenden Begutachtung aller hygienischen, das Reichs- 
interesse berührenden Fragen bilden sollte. Diese 
Entwickelung wurde dem jungen Amte nach 3 jährigem 
Bestande von diktatorischer Stelle versagt und seine 
Organisation zu einer rein büreaukratischen herabge- 
drückt. Für seine Gutachten ist nur der Direktor 
(ein Verwaltungsbeamter) verantwortlich; ihm, be- 
ziehungsweise dem ihm vorgesetzten Staatssekretär 
des Innern ıst es überlassen, ob und welche von den 
ausserordentlichen Mitgliedern, oder welche sonstigen 
Fachmänner dabei zugezogen werden. Dass diese 
Organisation auch bei grösster Anerkennung für die 
fleissige Thätigkeit des Amtes keine Autorität des- 
selben bezüglich der Entscheidung über zweifelhafte 
Fragen der öffentlichen Gesundheitspflege aufkommen 
lassen konnte, liegt auf der Hand. Einzelne seiner 
gutachtlichen Aeusserungen wirkten überdies sehr be- 
fremdend. Wir erinnern nur an das Gutachten, durch 
welches der ablehnende Bescheid des Reichskanzlers 
auf die Eingabe des deutschen Vereins für öffentliche 
Gesundheitspflege, betreffend die Veranstaltung syste- 
matischer Untersuchungen über die Flussverunreinigung 
begründet wurde, ein Gutachten, durch welches das 
Amt sich bezüglich einer der wichtigsten Fragen in 
offenen Gegensatz zu der fast einstimmigen Auffassung 
der angesehensten und erfahrensten Hoygieniker 
Deutschlands setzte. 

Es kann daher nur allgemein froh begrüsst werden, 
wenn jetzt die Reichsregierung sich entschliesst, der 
oft erhobenen Forderung entsprechend einen „Reichs- 
gesundheitsrath“ zu bilden, für dessen Zusammen- 
setzung unter der jetzigen Reichsregierung wohl nicht 
politische oder andere Nebenrücksichten, sondern 
lediglich die sachliche Befähigung der zu wählenden 
Mitglieder massgebend sein wird. Diese Reform allein 
schon ist geeignet, das kommende Gesetz zu einem 
Wendepunkte in der Entwickelung des öffentlichen 
Gesundheitsschutzes für das deutsche Reich zu machen. 
Sie ist bei richtiger Durchführung geeignet, die Be- 
denken zu beseitigen, welche gegenüber den für den 
Bundesrath geforderten Ermächtigungen auf dem Ver- 
ordnungswege sich geltend machen. Die Nothwendig- 
keit solcher Vollmachten ist in den Motiven durch 
die unglückliche Behauptung begründet, „es sei un- 
erlässlich, die Schutzmassregeln mit den wechselnden 
Anschauungen der Wissenschaft beständig im Einklang 
zu halten und zu diesem Behufe auch in Einzelheiten 
rasch einer Umgestaltung unterwerfen zu können“, 
Einen schlimmeren Dienst konnte der Verfasser der 
Motive dem Gesetzentwurf nicht leisten, als durch 
diese glücklicherweise der Wirklichkeit gar nicht ent- 
sprechende These. Dieselbe ist nur zu geeignet, eine 
peinliche Erinnerung zu wecken an das traurige Ende, 
welches vor kaum 2 Jahren die überhastete Einführung 
einer unreifen wissenschaftlichen Entdeckung in’s öffent- 
liche Leben nahm — nicht durch Schuld des genialen 
Forschers, sondern derer, welche ohne Bewusstsein 
der schweren Verantwortung es sich nicht nehmen 
lassen wollten, die Frucht vor ihrer Reife zu pflücken. 
Den Grundsätzen der Gesundheitspolizei entspricht 
keineswegs — wie die Motive meinen — eine solche 
Wandelbarkeit nach wechselnden Inspirationen, son- 
dern im Gegentheil eine Begründung auf feststehenden 
Erfahrungsthatsachen, deren Gültigkeit nicht von den 
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jeweiligen Strömungen der akademischen Forschung 
abhängen darf. Eine dem Bundesrathe zur Seite 
stehende, mit der praktischen Hygiene in lebendiger 
Fühlung bleibende, allseitig kompetente Körperschaft 
wird gegen theoretische Uebereilungen in der Wahl 
und Ausführungsweise der Schutzmassregeln gegen 
Seuchen hinreichende Gewähr bieten. 

Erst nach Schaffung einer solchen Organisation 
darf man auch hoffen, die Widerstände gegen die 
Gewährung grösserer exekutiver Befugnisse an das 
Reich in öffentlichen Gesundheitsfragen ihre Schärfe 
verlieren zu sehen. Vielleicht wird uns dann bald die 
Befriedigung zu Theil, dass es den Organen der 
Reichsregierung gestattet werde, bei Seuchengefahren 
die segensreiche Thätigkeit, welche sie während der 
vorjährigen Epidemie auf den deutschen Wasser- 
strassen entwickelt haben, fortan auch auf dem festen 
Lande auszuüben | 


Das neue Berliner Gewerbegericht und 
seine berufliche Organisation. 


Von Magistrats-Assessor Dr. Freund in Berlin. 


Die Berliner Gemeindebehörden haben durch Orts- 
statut die Einrichtung eines Gewerbegerichts beschlossen, 
welches am 10. April dieses Jahres in Funktion treten 
soll*). Die Organisation dieses Gerichts bot für Berlin 
ganz besondere Schwierigkeit. Schon die Organisation 
der Wahlen bei einer Wählerschaft von über !/eg Million 
bedingt besondere Massnahmen. Es sind 42 Wahlbezirke 
gebildet, welche mit den zur Wahl der Stadtverordneten- 
versammlung gebildeten Wahlbezirken der III. Abthei- 
lung zusammenfallen. Die Vertheilung der zu wählenden 
420 Beisitzer — 210 Arbeitgeber und 210 Arbeitnehmer 
auf die einzelnen Wahlbezirke ist durch Beschluss 
des Magistrats erfolgt, und zwar nicht zu gleichen Thei- 
len, sondern je nach der Dichtigkeit der in den einzel- 
nen Wahlbezirken wohnhaften Arbeitgeber bezw. Arbeit- 
nehmer. Die Arbeitgeber üben ihr Wahlrecht in den- 
jenigen Bezirken aus, in welchen sie z. Z. der Anmel- 
dung zur Wählerliste (vgl. unten) wohnen oder, falls sie 
ausserhalb des Stadtbezirks wohnen, ihre gewerbliche 
Niederlassung haben, die Arbeiter in denjenigen Bezirken, 
in welchen sie z. Z. der Anmeldung der Aufnahme in 
die Wählerliste wohnen oder, falls sie ausserhalb des 
Gerichtsbezirks wohnen, beschäftigt sind. Bezüglich des 
Wahlrechts der Hausgewerbetreibenden ist bestimmt, dass 
sie, falls sie gemäss $ 14 der Gewerbeordnung den selb- 
ständigen Gewerbebetrieb angemeldet haben, als Arbeit- 
geber, andernfalls als Arbeiter wahlberechtigt und wähl- 
bar sind. Die Wahl findet unter Leitung eines Wahlaus- 
schusses statt, welcher aus einem Wahlvorsteher, einem 
Protokollführer und 3—6 Beisitzern besteht. Für jeden 
Wahlbezirk werden Wahllisten angelegt, in welche alle 
Wähler einzutragen sind, deren Stimmberechtigung inner- 
halb zweier Wochen, nachdem der Wahltag erstmalig 
bekannt gemacht worden ist, bei den von dem Magistrat 
zu bezeichnenden Anmeldestellen mündlich oder schrift- 
lich angemeldet ist. Als Ausweis genügt für die Arbeit- 
geber die Bescheinigung über die Anmeldung des Ge- 


*) Die Agitation für Errichtung des Gerichts seitens der 
Berliner Arbeiterschaft datirt bekanntlich schon von Anfang 
der 80er Jahre her. Redaktion. 


werbebetriebes oder die letzte Gewerbesteuer- Quittung, 
für die Arbeiter ein Zeugniss ihres Arbeitgebers oder 
der Polizeibehörde, durch welches bescheinigt wird, dass 
der Arbeiter seit mindestens einem Jahre innerhalb des 
Gewerbegerichtsbezirks in Arbeit steht oder wohnt. Nach 
Ablauf der Meldefrist werden die Listen öffentlich aus- 
gelegt und sind Einsprüche gegen die Richtigkeit beim 
Magistrat zu erheben, welcher endgültig entscheidet. Bei 
unterlassener rechtzeitiger Anmeldung zur Wahlliste ruht 
das Stimmrecht. Die Anmeldungen zur Wahlliste sind 
sehr spärlich erfolgt. Von Arbeitnehmern haben sich an- 
gemeldet rund 34 000, von Arbeitgebern 3000. Bei dem 
weitaus überwiegenden Theile der Wählerschaft wird also 
das Wahlrecht ruhen. Diese 'T'heilnahmlosigkeit der in- 
teressirten Kreise ist sehr bedauerlich*). Allerdings, als 
der Wahltermin unmittelbar bevorstand, schien ein grosses 
Interesse wachgerufen ‚worden zu sein. Die Aufstellung 
der Kandidatenliste für die Beisitzerwahlen ist aber hof- 
fentlich nicht nur bezüglich der Persönlichkeit, sondern 
unter Berücksichtigung der von den Kandidaten vertrete- 
nen Berufe mit ganz besonderer Sorgfalt erfolgt. 

Das Berliner Ortsstatut enthält nämlich die Bestim- 
mung, dass der Magistrat die Bildung von Kammern be- 
schliessen kann, und zwar thunlichst unter Berücksichtigung 
der verschiedenen Berufszweige oder Berufsgruppen. Dem- 
zufolge hat der Magistrat die Bildung von acht Kam- 
mern für folgende Gewerbe beschlossen: 
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Schneiderei und Näherei; 

Textil-, Leder- und Putzindustrie ; 

Baugewerbe; 

Holz- und Schnitzstoffe ; 

Metalle; 

Nahrungsmittel ; 

Handel- und Verkehrsgewerbe; 

Sonstige Gewerbe (Steine und Erde, polygraphische 
Gewerbe etc.). 


Damit ist eine berufliche Gliederung des Gewerbe- 
gerichts geschaffen, durch welche hoffentlich das Zu- 
trauen der Arbeiter zu der neuen Institution gesteigert 
werden wird. 

Der Magistrat hat gleichzeitig mit der Bildung der 
Kammern die Vertheilung der Beisitzer auf diese Kam- 
mern beschlossen. Die Vertheilung muss geschehen nicht 
nach Massgabe der Grösse der in den einzelnen Kam- 
mern vertretenen Gewerbe, sondern nach Massgabe der 
Zahl der bei den einzelnen Gewerbszweigen vorkommen- 
den Streitfälle. Diese Zahl steht zu der Grösse des Ge- 
werbebetriebes nicht immer in gleichem Verhältniss. Bei 
der vorgenommenen Vertheilung ist die Statistik des 
früheren gemeindebehördlichen Gewerbegerichts zu Grunde 
gelegt worden. Hiernach waren an 10 672 Streitfällen 
betheiligt: 


Es entfallen mithin 
auf dieselben 


Die Gewerbszweige der Kammer I. mit 23°%/o je 47 Beisitzer 
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Es liegt auf der Hand, dass mit der vorstehend 
geschilderten beruflichen Organisation etwas Vollkom- 


*) Wir halten dieselbe für eine Folge des umständlichen 
Wahllistensystems, das man z. B. in Frankfurt am Main nicht 
kennt. Redaktion. 
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menes nicht geschaffen worden ist. Das Ideal eines be- 
ruflich organisirten Gewerbegerichts wäre darin zu finden, 
dass bei Entscheidung jeder Streitsache lediglich Berufs- 
genossen der Parteien als Beisitzer fungiren. Eine solche 
Organisation ist bei dem Berliner Innungs-Schiedsgericht 
nahezu erzielt, bei welchem eine Anzahl Innungen be- 
theiligt ist, deren jede für den einzelnen sie betreffenden 
Streitfall zwei Innungsmitglieder und zwei vom Gesellen- 
ausschuss der Innung gewählte Gesellen als Beisitzer 
stellt. Bedenkt man aber, welch grosse Anzahl von 
Gewerbszweigen und Betriebsarten in Berlin vertreten 
sind, wie jedes Jahr die Entstehung einer Anzahl neuer 
Betriebsarten mit sich bringt, wie endlich in gewissen 
grossen Gewerbszweigen sich wiederum Spezialfächer bil- 
den, so wird man leicht zu der Ueberzeugung kommen, 
dass die Schaffung eines derartigen vollkommenen be- 
ruflich organisirten Gewerbegerichts für Berlin ein Un- 
ding ıst. Es ist nun auch durchaus wünschenswerth, dass 
für jede Kammer eine genügende Zahl von Beisitzern 
vorhanden ist, welche den in der Kammer vertretenen 
Gewerbszweigen angehören; der theilweise Mangel solcher 
Beisitzer wird darum noch nicht die berufliche Organisa- 
tion zum Scheitern bringen. Denn dadurch, dass eine 
geschlossene Anzahl von Beisitzern für eine bestimmte 
Kammer vorhanden ist, wird erreicht, dass sich diese Bei- 
sitzer allmählich mit der Art der in der Kammer zur Ent- 
scheidung kommenden Streitigkeiten vertraut machen und 
durch diese Uebung ein gewisses sachverständiges Urtheil 
aneignen, auch wenn sie nicht dem betreffenden Ge- 
werbszweige angehören. 

Darüber, ob überhaupt die berufliche Organisation 
anzustreben sei, sind die Meinungen getheilt. Dass sie 
zweckmässig ist, wird freilich nicht bestritten werden 
können, weil durch dieselbe die Sachverständigkeit des 
Gerichts erhöht wird. Dagegen wird die Nothwendigkeit 
von vielen Seiten durchaus angezweifelt mit der Behaup- 
tung, dass der weitaus überwiegende Theil aller Streit- 
sachen sich lediglich um die Beobachtung der gesetz- 
lichen oder verabredeten Kündigungsfrist drehen. Diese 
Behauptung ist an sich richtig; man vergisst aber dabei, 
dass mit solchen Streitsachen sehr oft Einwände ver- 
bunden sind, welche theils direkt die Technik des betr. 
Gewerbes berühren (so z. B. die Behauptung, „dass das 
Arbeitsstück verpfuscht“, schlecht gearbeitet worden sei, 
dass und welchen Schaden der Arbeitgeber hierdurch 
erlitten hat), theils bestimmte Usancen in den einzelnen 
Gewerbszweigen betreffen. Diese Thatsachen sprechen aber 
sehr stark für die berufliche Gliederung. 


Die hauswirthschaftliche Ausbildung der 
Mädchen auf dem Lande. 
Von Dr. Kamp in Frankfurt a. M. 


Eine Zusammenstellung der Vorkehrungen für wirthschaft- 
liche Unterweisung, welche in den Städten und in Gegenden 
mit grossgewerblicher Lohnarbeit unbemittelten Mädchen zu 
Theil wird, ist im Verlauf der jüngsten Jahre in den von Fritz 
Kalle und mir verfassten Schriften gegeben worden*). Eine 
Darstellung des ländlich-hauswirthschaftlichen Unterrichts muss 
dagegen die bestehenden den bemittelten Mädchen dienen- 
den Anstalten als Grundlage haben. Sie darf nicht die auch zu 
erstrebende Berücksichtigung der schlechter gestellten Alters- 


*) Die hauswirthschaftliche Unterweisung armer Mädchen in 
Deutschland und im Auslande, Wiesbaden 1889, J. F. Bergmann, 
Neue Folge 1891 ebendaselbst. 


genossinnen mit frommen Wünschen und Vorschlägen als Aus- 
gangspunkt nehmen, sondern wird sie als ein Ziel in’s Auge 
fassen, zu dem jene, scheinbar einseitigen Vorkehrungen den 
Hinweis geben. Das ist der Weg, den eine von Herrn Walther 
Herstatt, Kgl. Oekonomierath und Direktor der Lokalabthei- 
lung Köln des Landwirthschaftlichen Vereins für Rheinpreussen, 
und mir unlängst begonnene vergleichende Uebersicht aller auf 
dem Lande dem hauswirthschaftlichen Unterricht der Mädchen 
dienenden Vorkehrungen (in Deutschland und den hierfür 
wichtigsten Staaten des Auslandes) eingeschlagen hat. Unsere 
Erkundigungen über den ländlich-hauswirthschaftlichen Unter- 
richt für Mädchen auf dem Lande, welche mit Rundschreiben 
und Fragebogen im September v. J. begonnen wurden, sind 
freilich in ihrem Material und dessen Ergebnissen noch nicht 
abgeschlossen. Doch konnten Wahrnehmungen gemacht werden, 
die schon heute ausgesprochen werden dürfen, als Vorläufer 
der grösseren Veröffentlichung und als eine Aufforderung an den 
Leser, aus seinen Beobachtungen Zustimmendes oder Gegen- 
theiliges mitzutheilen. 

Das Wesen und Wirken der Haushaltungsanstalten für 
Bauerntöchter wird sich am besten aus folgender Schil- 
derung des Schulbetriebes in Radolfzell, dem bei Kon- 
stanz am Untersee in Baden gelegenen Orte, erkennen 
lassen, die vom Vorsteher derselben, Robert Häcker, *) 
welcher gleichzeitig die dortige landwirthschaftliche Winter- 
schule leitet, unterm 12. September v. J. mitgetheilt wurde. 
Zweck der Anstalt ist, erwachsene Mädchen vom Lande, nicht 
unter 14 Jahren, durch einen planmässigen wissenschaftlichen 
Unterricht und durch praktische Unterweisung zu tüchtigen 
Hausfrauen heranzubilden. Dies sucht die Anstalt zu erreichen: 
l. durch praktische Unterweisung in allen Arbeiten einer länd- 
lichen Haushaltung; 2. durch Frtheilung eines planmässigen 
wissenschaftlichen Unterrichts über alle Thätigkeitsgebiete 
einer ländlichen Hausfrau, insbesondere über Haushaltsführung, 
menschliche Ernährungslehre als Grundlage der Kochkunst, 
Nahrungs- und Genussmittel, Heizung und Beleuchtung, Ge- 
sundheits- und Krankenpflege; 3. durch Unterricht im Rechnen, 
in hauswirthschaftlicher Buchführung, Gesang und Lektüre. 
Neben den Halbjahrskursen finden, was wichtig für einen er- 
weiterten Unterricht ist, an der Radolfzeller Anstalt alljährlich 
auch Molkereikurse von dreiwöchentlicher Dauer für Frauen 
und Mädchen statt, und von 1893 an sollen auch unentgeltliche 
Obstverwerthungskurse von vierzehntägiger Dauer eingerichtet 
werden. Die Schule ist am 8. November 1883 eröffnet und im 
Frühjahre 1890, als ein Theil der Bauschuld schon getilgt war, 
vom Kreisverband Konstanz übernommen worden. Sie stellt 
also jetzt eine sog. Kreis-Haushaltungsschule dar und hat allen 
(nicht geistlichen) Haushaltungsanstalten in Baden und sehr 
vielen im Ausland als Muster- und Mutteranstalt gedient, in- 
dem sie ihnen bei der Errichtung sowohl das Vorbild wie 
auch die ersten Lehrkräfte gab. Die Schülerinnen gehören 
derjenigen bäuerlichen Bevölkerung an, die über ein mittleres 
Besitzthum verfügt. Ihr Durchschnittsalter ist 17 bis 19 Jahre; 
die meisten kehren nach dem Aufenthalt in der Anstalt in’s 
elterliche Haus zurück, einige nehmen Stellen als Dienstboten 
an, andere heirathen bald nach dem Schulbesuch. In kon- 
fessioneller Hinsicht wird weder bei der. Aufnahme noch bei 
der Behandlung der Schülerinnen ein Unterschied gemacht. 
Der Vorstand der Anstalt, der u. A. den theoretischen 
Unterricht gibt, wird von seiner Frau unterstützt und even- 
tuell vertreten. Ein für die Lehrthätigkeit eigens vorgebil- 
detes Fräulein ertheilt die praktische Unterweisung im Kochen 
u. s. w. Neben ihr ist ein anderes Fräulein als Lehrerin für 
weibliche Handarbeiten und Kleidermachen thätig, welches 
auch die praktische Unterweisung und Beaufsichtigung im 
Ordnen der Zimmer besorgt. Zu diesen, in der Anstalt wohnen- 
den Lehrkräften tritt aus dem Schulorte selbst ein Arzt mit 
praktischen Unterweisungen in der Krankenpflege, während 
einer der dort ansässigen Lehrer im Rechnen und Gesang 
unterrichtet. Die Durchschnittszahl der Schülerinnen beträgt 
im Winter 24, im Sommer 20. Sämmtliche Schülerinnen sind 
zur Erlernung und Einübung der praktischen Geschäfte in vier 
Gruppen getheilt, welche wochenweise abwechseln, so dass 
z. B. der bisherigen Küchenabtheilung nun die Tischbesorgung 
und die allgemeinen Hausarbeiten zugetheilt werden, während 
die frühere Wäscherinnenabtheilung an das Buttern und Käsen 


*) Von seinem Vorgänger, dem jetzt verstorbenen Landwirth- 
schaftsinspektor W. Schäfer, ist der viel gebrauchte „Leitfaden für 
den Unterricht an ländlichen Fortbildungs- und Haushaltungsschulen 
für die weibliche Jugend“ umgearbeitet worden. Stuttgart 1892, 
Eugen Ulmer. 
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kommt. Alle dann freibleibenden Stunden werden für Hand- 
arbeiten, Kleidermachen und andere Unterrichtsgegenstände 
verwendet. Ein feststehender Gesammtkosten-Betrag (Pensions- 
preis) wird von den Schülerinnen nicht erhoben. Feststehend 
ist nur das Wohnüngsgeld, welches für das Halbjahr 30 Mark 
beträgt, wofür die Mädchen Zimmer mit vollständigem Bett, 
Handtücher, Kleiderkasten, Waschtisch u. s. w. erhalten. Das 
Kostgeld wird dagegen allmonatlich, nach den Selbstkosten 
der Anstalt, berechnet und schwankt zwischen 65 und 100 Pfg. 
für den Tag bei fünf täglichen Mahlzeiten. Die Beträge sind 
für alle Schülerinnen, ob sie im Kreise des Schulortes oder 
nicht dort wohnen, gleich hoch und können, nach einer An- 
zahlung von 50 Mark, beliebig gezahlt werden. Die Anstalt 
unterhält sich aus obigen Einnahmen vollständig selbst und 
bedarf keiner Zuschüsse. Aus einer staatlichen Zuwendung 
von 400 Mark wird jährlich neues Haus- und Schulgeräth ange- 
schafft. Die Oberaufsicht übt der Kreisausschuss Konstanz aus. 
Die Unterrichtsvorkehrung hat sich bewährt, besonders in der 
Heranbildung von tüchtigen Hausfrauen. Kennzeichnend dafür 
ist der Umstand, dass Eltern alle ihre heranwachsenden Töchter, 
sobald diese das nöthige Alter erreicht hatten, der Anstalt zur 
Ausbildung übergaben. Daher kann denn auch, gleiche oder 
ähnliche örtliche Verhältnisse vorausgesetzt, eine Nachahmung 
der Radolfzeller Schule anderswo dringend empfohlen werden. 


Vorstehende Angaben zeigen eine Haushaltungsanstalt für 
Bauerntöehter, wie sie, vor allem im Süden Deutschlands, in 
Baden, Württemberg und Bayern, sich findet. Die Schwester- 
anstalten weisen starke Familienähnlichkeit auf. Im Norden 
Deutschlands sucht eine andere Einrichtung den gleichen Bil- 
dungszweck auf anderem Wege zu erreichen. Die Haushaltungs- 
anstalt ist hier ein Schulhaushalt. Zu schulmässiger, ländlich- 
hauswirthschaftlicher Unterweisung finden sich lernbegierige 
Mädchen und lehrfähige Kräfte, meist auch weiblichen Ge- 
schlechts, zusammen. Eine Hausgenossenschaft oder Haushaltung 
grösseren Umfangs entsteht und befriedigt alle ihre Bedürfnisse 
an Nahrung, Kleidung und Instandhaltung der Wohnung und 
des Hausgeräths in möglichst planmässiger und mustergültiger, 
schulmässiger Weise. Die norddeutsche Lehrstätte ist nicht 
zu irgend welchen Unterrichtszwecken in’s Leben gerufen 
worden, sondern verdankt ihre erziehliche und unterrichtliche 
Thätigkeit dem Umstand, dass die Art des landwirthschaft- 
lichen Betriebes, vor allem auch die Persönlichkeit des Betriebs- 
leiters und seiner weiblichen Stütze, meist der Hausfrau, ihren 
Hausstand und Wirthschaftsbetrieb zu einer öffentlichen Lehr- 
stätte geeignet macht. Gegenüber den ungezählten landwirth- 
schaftlichen Haushaltungen, welche junge Mädchen gleichen 
Alters unter den verschiedensten Bedingungen in die Arbeit 
und Lehre nehmen, übernimmt jene öffentliche Lehrstätte mit 
ihrer Lehrthätigkeit bestimmte, weit schärfer überwachte Ver- 
pflichtungen. Sie muss ihren landwirthschaftlichen Betrieb so 
gestalten, dass nicht sowohl die Arbeitskraft der Mädchen 
ausgenutzt, als vielmehr ihre Ausbildung gewährleistet wird. 
Sie untersteht daher vielfach einer Ueberwachung durch land- 
wirthschaftliche Vereine und Körperschaften und empfängt 
wohl von diesen auch einen Zuschuss, feststehend oder nach 
der Zahl der Schülerinnen bemessen, für die Opfer an Zeit und 
die Einbusse an Arbeitsausnutzung, welche der Unterrichtszweck 
dem Wirthschaftsbetrieb auferlegt. Dass die Zahl der Lehr- 
mädchen oder Schülerinnen eines solchen Wirthschaftsbetriebes 
nicht zu gross werden darf und weit unter der Durchschnitts- 
ziffer der Haushaltungsanstalten bleiben muss, folgt aus dem ganz 
verschiedenen Hauptzweck beider Hauswirthschaften. Ein Muster 
dieser norddeutschen Haushaltungsschule sei hier durch den Kgl. 
ÖOberamtmann Horn auf Domäne Banke bei Hitzacker, nicht weit 
von Lüneburg (Hannover) geschildert. Die von ihm geschaffene 
Unterrichtsvorkehrung ist der Radolfzeller Anstalt fast gleich- 
altrig. Die Schule hat den Zweck, Töchter bäuerlicher Land- 
wirthe auf ihren künftigen Beruf, tüchtige Land- und Haus- 
frauen zu werden, besonders in praktischer, aber auch in theo- 
retischer Hinsicht vorzubereiten. Sie ist auf Veranlassung und 
mit Beihülfe des landwirthschaftlichen Provinzialvereins für 
das Fürstenthum Lüneburg errichtet worden. Eine ähnliche 
Unterrichtsvorkehrung besteht in Päse bei Meinersen (auch 
im Lüneburg’schen). Die Schülerinnen sind fast ausschliesslich 
Töchter bäuerlicher Landwirthe, im Alter von 16 bis 20 Jahren: 
sie haben die Volksschule besucht und sich dann im elterlichen 
Hause beschäftigt. Nach dem Besuch der Schule kehren sie 
dorthin zurück. Die Unterweisung erstreckt sich im wesent- 
lichen auf die schon bei Radolfzell bezeichneten Gegenstände. 
Neben dem praktischen Unterricht werden an zwei Nachmit- 
tagen der Woche in einem Fortbildungsunterricht die Lehr- 
gegenstände der Volksschule: Lesen und Rechnen (dazu Buch- 


führung), Anfertigung von Geschäftsbriefen und leichten Auf- 
sätzen wie auch Erdbeschreibung betrieben, während an zwei 
anderen Nachmittagen in weiblichen Handarbeiten unterrichtet 
wird. Die Durchschnittszahl der Schülerinnen ist vier. Früher 
sollten sechs aufgenommen werden; da sich aber herausstellte, 
dass diese Zahl in der Küche, worauf die meisten Schülerinnen 
das Hauptgewicht legen, nicht genügend zu beschäftigen und 
zu unterweisen war, wurde die Zahl auf vier beschränkt. 
Dieselben wechseln zu zwei und zwei unter den oben genann- 
ten Beschäftigungen ab und leben als Hausgenossen in der 
Familie des Berichterstatters. Ihr Kursus dauert acht Monate 
vom 1. März bis 1. November jeden Jahres. Sie zahlen hierfür 
eine Gesammtvergütung von 300 Mark. Vom landwirthschaft- 
lichen Provinzialverein Lüneburg werden für jede Schülerin 
175 Mark zugeschossen, ausserdem für die Bezahlung der Lehr- 
kräfte insgesammt 250 Mark jährlich. Die Unterrichtsvorkehrung 
steht unter der Leitung des Domänepächters; ein, vom vorge- 
nannten Provinzialverein gewähltes Kuratorium, dessen Mit- 
glieder ab und zu die Schule besuchen, führt die Oberaufsicht. 


(Schluss folgt.) 


Notizen. 


Armenpflege. 


Gesetz ‚betr. die Kosten der Landarmenver- 
bände in Hessen. Am 22. Februar d. J. nahm die hessische 
zweite Kammer die Regierungsvorlage betr. die Kosten der 
Landarmenpflege mit geringen Abänderungen an. Entsprechend 
der allgemeinen Entwicklung, zu den Kosten der Armenpflege 
immer mehr auch die grösseren Verbände heranzuziehen, stellt 
das Gesetz den 18 Kreisen, also den untersten Verwaltungs- 
verbänden, welche mit der Landarmenpflege belastet sind, zur 
Bestreitung der Kosten derselben aus Staatsmitteln Pausch- 
summen in Höhe der Hälfte derjenigen Beträge zur Verfügung, 
welche sie in Erfüllung ihrer gesetzlichen Obliegenheiten auf- 
wenden. Einzelne Redner traten dafür ein, mit den Lasten 
auch die Verwaltung auf einen grösseren Verband, die Provinz, 
zu übertragen, doch wurde dem gegenüber seitens der Regie- 
rung und der Majorität des Hauses geltend gemacht, dass die 
Kreise viel geeigneter seien, die fraglichen Aufgaben zu über- 
nehmen, weil sie eine viel unmittelbarere Anschauung der 
Einzelverhältnisse hätten. Ueberdies leisteten sie die Ver- 
waltung billiger und habe sich ihre Thätigkeit bisher durchaus 
bewährt. Das Gesetz wird am 1. April 1894 in Kraft treten. 


Kinderpflege. 


Bschnutze.derR indes vor Unsıtteliehiktertsim 
Braunschweig. Der braunschweiger „Verein zur Be- 
kämpfung der öffentlichen Sittenlosigkeit“ hatte vor einiger 
Zeit bei der Polizeibehörde Vorstellung erhoben und darauf 
hingewiesen, dass sich in den Häusern, in welchen Prostituirten 
der Aufenthalt gestattet werde, vielfach schulpflichtige Kinder 
befänden. Nach Einholung von Auskunft über die anderwärts 
getroffenen Massregeln ist von der Polizeidirektion nunmehr 
angeordnet worden, dass vom 1. October ds. Js. ab Hausbe- 
sitzer oder Miether, welche Kinder unter 16 Jahren bei sich 
haben, nicht mehr in Gebäuden, die gleichzeitig zur Aufnahme 
Prostituirter dienen, wohnen dürfen. Wird seitens der be- 
treffenden Eltern oder Erzieher nicht für anderweite Unter- 
bringung der Kinder Sorge getragen, so hört die bislang geübte 
polizeiliche Duldung des Abvermiethens an Prostituirte auf. 


Schulwesen. 


Schulbäder im Reg.-Bezirk Merseburg. Sämmt- 
liche Schulvorstände im Reg.-Bezirk Merseburg sind von der 
Kgl. Regierung ersucht worden, bei Neubauten von grösseren 
Schulgebäuden auf Einrichtung einer Anstalt für Wasserbäder 
hinzuwirken. Die Regierung macht darauf aufmerksam, dass 
der Wasserleitungsunternehmer Ernst Geppert in Weissenfels 
eine auf gleichzeitiges Baden von etwa 20 Kindern berechnete 
Einrichtung eines Schulbades für 1300 Mk. liefert. Zur Nach- 
ahmung empfohlen! 

Nebenbeschäftigung von Schulkindern. In 
Preussen geht man neuerdings mit erfreulicher Schärfe gegen 
jede Nebenbeschäftigung der Schulkinder vor. Eine von der 
Regierung zu Lüneburg aufgestellte Uebersicht über die in 
den Jahren 1891 und 1892 vorgekommenen Dispensationen 
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vom Sommerschulbesuche hat das Resultat ergeben, dass 
dank der thatkräftigen Mitwirkung der Kreis- und Lokalschul- 
inspektoren in 33 Kreisschulinspektionen des Regierungsbezirks 
Lüneburg Dispensationen vom Sommerschulbesuche im Jahre 
1592 überhaupt nicht mehr stattgefunden haben, und dass in 
28 Kreisschulinspektionen solche Dispensationen seit zwei und 
mehr Jahren als beseitigt angesehen werden dürfen. Für den 
Kreis Stormarn haben dagegen die Vorschriften in Erin- 
nerung gebracht werden müssen, nach welchen Kindern, die 
nicht im Elternhause bleiben, sondern bei anderen Leuten in 
Dienst treten wollen, die Dispensation vom Schulbesuche erst 
dann ertheilt werden darf, nachdem der betreffende Dienst- 
herr schriftlich erklärt hat, das Schulkind, so lange es bei ihm 
dient, als Mitglied seiner Familie zu behandeln, ihm seine 
hausväterliche Fürsorge zuzuwenden und es unter strenger 
Zucht zu halten; insbesondere dafür zu sorgen, dass dasselbe 
mit erwachsenen Dienstboten nicht in demselben Raume schläft, 
dass es sich Abends nicht unbeaufsichtigt umhertreibt, dass 
demselben der Genuss von geistigen Getränken und Tabak 
nicht gestattet wird, dass es seine Schularbeiten ordentlich 
macht und nicht übermüdet in die Repetirschule kommt. Die 
Regierung zu Osnabrück endlich ist gegen die Benutzung 
von Schulkindern zu Treibern auch in der schulfreien Zeit 
durch folgende Verfügung eingeschritten: „Wir können dieses 
Verfahren nicht billigen. Abgesehen von der möglichen Gefahr, 
welcher sich unbesonnene Kinder bei solchen Gelegenheiten 
aussetzen, ist die Betheiligung von Unerwachsenen an der- 
artigen Jagden geeignet, einen schädlichen Einfluss auf ihre 
sittliche Bildung auszuüben. Aus diesem Grunde untersagen wir 
den Lehrern, ihre Autorität dazu zu benutzen, dass Kinder 
Treiberdienste verrichten. Wir erwarten vielmehr von den 
Lehrern, dass sie vermöge ihrer Dienstpflicht ihren ganzen 
Einfluss geltend machen, um die Schüler von einer Beschäf- 
tigung abzuhalten, die sie schon früh zu einer zeitraubenden 
und kostspieligen Leidenschaft verführen kann.“ In Berlin 
fand am 21. Febr. d. Js. eine Versammlung der Schulkommissions- 
Vorsteher statt, in welcher über die Polizeiverordnung gesprochen 
wurde, die das Hausiren schulpflichtiger Kinder nach 10 Uhr 
Abends in Schankstätten, Bierstuben etc., sowie das Kegelauf- 
setzen untersagt. Man beschloss, die Verordnung zur ferneren 
Aufrechterhaltung zu empfehlen, ja man wünschte noch eine Er- 
weiterung. Schulpflichtige Kinder werden zu sehr früher Tages- 
stunde schon zum Austragen von Zeitungen, Backwaaren und 
Milch benutzt; in Zukunft sollte dies nach den Wünschen der 
Versammlung nicht vor 6 Uhr Morgens gestattet sein. Allge- 
meine Ansicht war, dass so abgearbeitete Kinder müde und 
erschöpft in die Schule kommen und nicht im Stande sind, 
dem Unterrichte mit der nöthigen geistigen Frische zu folgen. 


Gewerbliche Fortbildungsschulen in Erfurt. 
Auf Anregung der Königl. Regierung ist der Erfurter Ge- 
werbeverein seit 1890 in einer Reihe von Versammlungen der 
Frage näher getreten, inwiefern ein Bedürfniss zur weiteren 
Ausbildung des Erfurter gewerblichen Fortbildungsschulwesens 
vorhanden sei. Es ist einstimmig die Ansicht vertreten wor- 
den, dass Erfurt in der Entwicklung des gewerblichen Fort- 
bildungsschulwesens bei weitem nicht das leistet, was nach 
der Bedeutung der Stadt zu erwarten ist, insbesondere seit 
dem Eingehen der Provinzial-Gewerbeschule, der Kunstschule 
und der Baugewerkenschule. Der Gewerbeverein hat daher in 
seiner letzten Sitzung beschlossen, eine Petition um Erweite- 
rung des gewerblichen Fortbildungsunterrichts an den Magi- 
strat zu richten dahin lautend, dass derselbe in den nächst- 
jährigen Haushaltsplan etwa 5000 Mark zur Herstellung von 
Zeichensälen, zur Ausstattung der Schulräume und zur ent- 
sprechenden Ausbildung und Besoldung der. Lehrkräfte ein- 
stellt. So wie in Erfurt liegen aber die Dinge noch in vielen 
anderen preussischen Städten. 


Anfang des -Abendunterrichts an der Fort- 
bildungsschule zu Bitterfeld. Wie die Preussische 
Lehrerzeitung berichtet, hatte der Verein für städtische An- 
gelegenheiten zu Bitterfeld an den Magistrat folgendes Gesuch 
gerichtet: 1) Der Anfang der Fortbildungsschulstunden möge 
statt wie bisher um 7!/e Uhr auf 8 Uhr, Abends festgesetzt 
werden, und 2) in dringenden unvorhergesehenen Fällen möge 
eine Entschuldigung innerhalb der nächsten 24 Stunden Geltung 
haben. Der Magistrat hat beide Anträge abgelehnt und aus- 
drücklich hinzugefügt, dass Verspätungen der Schüler nicht 
mehr mit der längeren Arbeitszeit im Geschäft begründet 
werden dürften; vielmehr sei der Meister verpflichtet, die Lehr- 
linge entsprechend früher zu entlassen. Die Auffassung, die 
Fortbildungsschule habe sich nach der Arbeitszeit zu richten, 
verkenne den Standpunkt des Gesetzgebers vollständig. Es 


könne ferner auch unmöglich dem Meister allein anheim ge- 
geben werden, die Dringlichkeit von Entschuldigungen zu 
beurtheilen. 

Kongress für Erziehungswesen. Wie das „Neue 
Braunschw. Schulblatt* mittheilt, wird sich der Kongress für 
Erziehungswesen, der im Juli ds. Js. in Verbindung mit der 
Weltausstellung in Chicago tagen soll, mit folgenden Gegen- 
ständen befassen: A. Allgemein: Unentgeltlichkeit des Unter- 
richts, Bau und Ausstattung der Schulen, Schulbibliotheken, 
Schulmuseen, Schulgesundheitspflege etc. B. Elementarunter- 
richt: Kindergartenerziehung, ungetheilte Landschule, Abstufung 
und Rlasseneintheilung, Kursus des Elementarunterrichts, Hand- 
fertigkeitsunterricht, Schulsparkassen. 


Gesundheitswesen. 


Rieselfelderanlage für Braunschweig. Die be- 
reits in No. 7 dieses Blattes S. 62 ausführlich skizzirte Riesel- 
felderanlage für Braunschweig ist von den Braunschweiger 
Stadtverordneten in ihrer Sitzung vom 23. Februar d. J. nun- 
mehr mit dem sachlich bedeutungslosen Vorbehalt einer noch- 
mals von Sachverständigen vorzunehmenden Bodenuntersuchung 
genehmigt worden. Auf Grund dieses Beschlusses werden nun 
die zur Berieselung nöthigen 398 Hektar Acker von dem Areal 
eines Klosterguts, das 7 Kilometer von der Stadt liegt, ange- 
kauft werden. Dem vom Oberingenieur Mitgau ausgearbeiteten 
Plane zufolge soll die Pumpstation südlich von der Stadt er- 
richtet werden, von wo ab die Abwässer mittelst einer Rohr- 
leitung von 750 mm Stärke den Rieselfeldern zugeführt werden. 
Die auf 1931630 Mk. veranschlagten Kosten setzen sich zu- 
sammen aus 482640 Mk. für die Pumpstation, 498590 Mk. 
für die Leitung und 950400 Mk. für Grunderwerb. Der Er- 
trag der Rieselfelder ist zunächst sehr niedrig mit 15000 Mk. 
jährlich angesetzt. Der gesundheitliche Nutzen dieser Anlage 
für Braunschweig gab, wie die dem Beschluss vorhergegangene 
Debatte zeigt, den Ausschlag für die Entscheidung. 

Die Begründung der Breslauer Klosetsteuer. 
Neuerdings ist die Begründung bekannt geworden, welche der 
Breslauer Magistrat für die Einführung der von ihm beantrag- 
ten Klosetsteuer geltend macht. Zur Deckung des kommunalen 
Haushaltsbedürfnisses sei ein Zuschuss von 4720 000 Mark er- 
forderlich, der, wenn durch die Kommunal-Einkommensteuer 
allein aufgebracht, ihre Erhöhung auf 153 bis 160 °/o (gegen- 
über 110 °%, die jetzt erhoben werden) nöthig mache. Die neue 
Kommunalsteuer-Gesetzgebung verweise die Gemeinden auf Ge- 
bühren für die Benützung der von ihnen im öffentlichen In- 
teresse unterhaltenen Anlagen etc. Als solche Anlage komme 
für Breslau hauptsächlich die Kanalisation in Betracht, welche 
einzelnen Gemeindeangehörigen vorzugsweise zum Vortheil ge- 
reiche. Wie wenig diese Voraussetzung zutrifft, ergibt sich 
daraus, dass der Anschluss an die städtische Kanalisation ge- 
mäss ÖOrtsstatut vom 7. März 1892 in Breslau obligatorisch 
ist, sobald der öffentliche Kanal durch die Strasse geht, an 
der ein Grundstück liegt. $ 2 dess. sagt: „In die öffentlichen 
Kanäle sind von den angeschlossenen Grundstücken die Tages-, 
Haus- und Wirthschaftswässer, sowie vermittelst Wasserklosets 
die menschlichen Auswurfstoffe abzuleiten.“ Nur 497 Grund- 
stücke (7 °/o aller bebauten) sind nicht angeschlossen. Nun 
müssen diese, welchen die Stadt bisher die Wohlthat des An- 
schlusses versagt hat, zum Beweise herhalten, dass sie benach- 
theiligt seien, wenn die Kosten der Kanalisation in der Form 
der allgemeinen Umlegung des städtischen Haushaltsbedarfes 
aufgebracht werden. Man stellt sich auf den Standpunkt, dass 
die Theilnahme an der Sielleitung in erster Linie ein wirth- 
schaftlicher Gewinn für die Betheiligten sei. Die Anschluss- 
pflicht hat man seinerzeit wohl kaum mit demselben Argumente 
begründet. Jedenfalls ist jener Standpunkt aufs höchste zu be- 
dauern. So wenig scharf die Vorschriften und Ausführungen 
.in den Motiven des Kommunalabgabengesetzes gefasst sind, 
so werden sie sich doch für die Begründung des Antrages 
des Magistrats kaum verwerthen lassen. Abs. 3 des $ 4 des 
Entwurfes des Kommunalabgabengesetzes besagt: „Besteht 
eine Verpflichtung zur Benutzung einer Veranstaltung für alle 
Gemeindeangehörigen oder für einzelne Klassen derselben oder 
sind die Genannten auf die Benutzung der Veranstaltung an- 
gewiesen, so ist unter Berücksichtigung des öffentlichen In- 
teresses, welchem die Veranstaltung dient, und der im Einzel- 
nen gewährten besonderen Vortheile eine entsprechende Er- 
mässigung der Gebührensätze gestattet, auch kann in Fällen 
dieser Art die Erhebung von Gebühren unterbleiben.* Und in 
den Motiven heisst es: „Bei den im Abs. 3 bezeichneten Ver- 
anstaltungen kann der Vortheil des Einzelnen gegenüber dem 
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öffentlichen Interesse so sehr zurücktreten, dass es unbillig 
erscheinen würde, die Kosten der Veranstaltung oder auch 
nur einen Theil derselben durch Gebühren aufzubringen.“ Wir 
meinen, bei der Öffentlichen Kanalisation liegt dieser letztere 
Fall vor, und die Praxis aller übrigen deutschen Grossstädte 
steht auf unserer Seite. Der Breslauer Magistrat aber denkt 
nicht einmal an eine Ermässigung der Gebührensätze, sodass 
etwa nur ein Theil der Kosten der Veranstaltung durch die 
Kanalisationsabgabe aufgebracht würden, im Gegentheil, er legt 
die ganzen Kosten der Kanalisation, Amortisation und Verzinsung 
wie Betrieb, auf die Klosets allein um, während alle übrigen Arten 
der Nutzniessung, Küchen- und Rinnsteineinlässe, Pissoirs, nicht 
zu vergessen die Einlässe der städtischen Strassenabläufe, nicht 
zur Abgabe herangezogen werden. Mit welchem Recht werden 
hier die Nutzniesser von Klosets für den Antheil der übrigen 
Theilnehmer mit haftbar gemacht? Man sieht, es handelt sich 
weit weniger um eine Gebühr als um eine wirkliche und zwar 
um eine indirekte Steuer. Am meisten fällt auf, dass der 
Magistrat zu behaupten unternimmt, die Inhaber kleiner Woh- 
nungen würden durch eine Erhöhung der Einkommensteuer 
viel mehr belastet als durch die Klosetsteuer. Bei dem vom 
Magistrat als Beispiel angeführten Steuerpflichtigen mit 2100 
Mark Einkommen stimmt das allerdings. Sieht man genauer 
zu, so erhebt Breslau eine Einkommensteuer von allen über 
420 Mark Einkommen eingeschätzten Personen. Wieviele das 
sind, wissen wir leider nicht, aber zur staatlichen Einkommen- 
steuer waren für 1892/93 als über 900 Mark Einkommen be- 
ziehend 36 573 Personen herangezogen, 10,62°/o der Breslauer 
Bevölkerung, mit ihren Angehörigen jedenfalls nicht die Hälfte 
(1890 gab es 77 783 Haushaltungen, deren Vorstände also lange 
nicht zur Hälfte herangezogen waren). Alle unter 900 Mark 
Einkommen beziehenden Leute würden, soweit sie nicht auch 
von der städtischen Einkommensteuer frei sind, bei Erhöhung 
derselben 1,20 bis 3 Mark mehr bezahlen müssen. Bei Auf- 
legung einer Klosetsteuer zahlen sie, vorausgesetzt dass sie 
für ihre Familie ein eigenes Kloset haben, das 6- bis l5fache. 
Um nicht schlechter zu fahren, müssen sie entweder ohne 
Kloset auskommen oder es müssen je 6 bis 15 Zensiten mit 
ihren Angehörigen sich in ein Kloset theilen. Wer mehr als 
900 aber unter 2100 Mark Einkommen hat, wird auch noch 
durch ein eigenes Kloset mit 18 Mark Benutzungssteuer weit 
mehr belastet als durch eine eventuelle Erhöhung der Ein- 
kommensteuer. Abgesehen von den nahe an 2100 Mark ver- 
steuernden, die entweder überhaupt kein Kloset haben oder 
zu mehreren an einem betheiligt sind, gewinnen also nur die 
13,301 Personen, die zur Einkommensteuer mit mehr als 2100 
Mark Steueranschlag herangezogen sind. Mit ihren Ange- 
hörigen mag man sie auf 60000 Personen, volle 170/o der 
Breslauer Bevölkerung schätzen. Im Ganzen genommen trifft 
eine Erhöhung der Personalsteuer wohl kaum mehr als !/a 
höchstens !/s der Bevölkerung und zwar gerade ihre leistungs- 
fähigen Theile. Eine Klosetabgabe dagegen würde ?/s bis 
3/4 der Bewohner belasten, denn es gibt in Breslau 43 639 
Klosets. In Anbetracht der vielen, welche mehreren Haus- 
haltungen dienen müssen, darf man auf sie eine durchschnitt- 
liche Anzahl von 5 bis 7 Personen rechnen. Je nachdem sind 
dann 63, bezw. 76 bezw. 89°/o der Bevölkerung betheiligt. 
Letztere Zahl gewinnt an Wahrscheinlichkeit, wenn man be- 
denkt, dass nur 497 Grundstücke nicht an die Sielleitung an- 
geschlossen sind, die übrigen aber ihre Abwässer alle in jene 
einleiten müssen. Welches werden die Folgen der Kloset- 
steuer sein? Der Magistrat meint, eine Verminderung der 
Klosets sei nicht zu befürchten, vielmehr sei zu hoffen, dass 
die Hauswirthe mit Rücksicht auf die Art der Erhebung (vgl. 
No. 2 S. 19 der „Blätter“) künftig nur um so bereitwilliger 
jede selbständige Familienwohnung mit eigenem Kloset ver- 
sehen werden, um den Miether unmittelbar steuerpflichtig zu 
machen. Hier gibt man also die Mehrbelastung der Miether, 
auch der unbemittelten, unverblümt zu. Oder will man sagen, 
dass die unbemittelten auf eine selbständige Familienwohnung 
keinen Anspruch haben? Da der Anschluss an die Sielleitung 
erzwungen wird, so liegt es gar nicht im Belieben der einzel- 
nen, ob sie an der Klosetabgabe mittragen oder nicht. Die 
Belastung der unbemittelten ist also ganz ausser Frage ge- 
stell. Sie können sich nur dadurch entlasten, dass sie zu 
mehreren an einem Kloset theilnehmen, der pekuniäre Nach- 
theil wird dann durch einen hygienischen und moralischen er- 
setzt. So ist die Steuer vom sozialpolitischen wie vom sani- 
tären Standpunkt durchaus verwerflich, und wir hoffen, dass 
sie an dem gesunden Sinn der Breslauer Stadtverordnetenver- 
sammlung oder doch jedenfalls an der besseren Einsicht der 
Regierung scheitern wird. Gerne hätten wir noch ausge- 


sprochen, dass dieser Versuch vereinzelt bleiben möge, aber 
die Zeitungen berichten, dass eine ähnliche Abgabe bereits im 
Bade Harzburg beschlossen wurde. 


Gewerbewesen. 


Schiedsspruch des Gewerbegerichtsin Dan- 
zig. Einen Schiedsspruch, der vielleicht nach Form und Inhalt 
vorbildlich wirkt, hat das Gewerbegericht in Danzig unterm 
l. Februar als Einigungsamt in einer Lohnstreitigkeit gefällt 
und veröffentlicht. Der Wortlaut ist folgender: „In der An- 
gelegenheit betreffend die anderweite Regulirung des Arbeits- 
lohnes und der Arbeitszeit für die Hauszimmergesellen der 
Stadt Danzig ist nach vorgängiger Verhandlung zwischen den 
unterzeichneten Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeit- 
nehmer vor dem unterfertisten Einigungsamt des Gewerbe- 
gerichts zu Danzig in dessen Sitzung am 1. Februar 1893 die 
nachstehende Vereinbarung zu Stande gekommen und ein- 
stimmig anerkannt worden: 1. An Stelle des seitherigen Tage- 
lohns wird für die Hauszimmergesellen der Stadt Danzig fortan 
allgemein Stundenlöhnung und, soweit es der Geschäftsbetrieb 
der Arbeitgeber zulässt, achttägige Löhnung bei den hiesigen 
Zimmermeistern eingeführt. Die Arbeitswoche beginnt stets 
mit dem Sonnabend Morgen. 2. Die tägliche Arbeitszeit für 
die Sommermonate, das heisst für die Zeit vom 1. April bis 
ultimo September jeden Jahres, wird auf zehn Stunden und 
zwar von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends mit !/a Stunde 
Frühstückspause von 8 bis 81/2 Uhr, mit einer Stunde Mittags- 
pause von 12 bis | Uhr, mit !/a Stunde Vesperpause von 3!/a 
bis 4 Uhr festgesetzt. Die Festsetzung der täglichen Arbeits- 
zeit und der Pausen für 
März jeden Jahres dagegen bleibt der freien Vereinbarung 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern vorbehalten, doch 
soll hierbei auf möglichste Ausnutzung der Tageshelle seitens 
der Arbeitgeber Bedacht genommen werden. An jedem 
Sonnabend wird ohne Rücksicht darauf, ob Zahlungstag ist 
oder nicht, eine Stunde früher als sonst und zwar ohne Lohn- 
abzug Feierabend gewährt, wogegen die seitherigen Frei- 
stunden an den Tagen vor Ostern, Pfingsten, Johannis und 
Dominik — je !/a Tag — für die Zukunft in Fortfall kommen. 
4. Jedem Zimmergesellen wird seitens des Arbeitgebers der 
ortsübliche Stundenlohn, welcher hiermit auf dreissig Pfennige 
pro Stunde festgesetzt wird, gezahlt, sofern nicht ein anderer 
Lohnsatz ausdrücklich vereinbart worden ist. 5. Bei der Aus- 


3. 


die Zeit vom 1. October bis ultimo | 
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führung grösserer Bauten sollen, soweit die lokalen Verhält- 
nisse dies gestatten, auch fernerhin verschliessbare Baubuden 
von den Arbeitgebern aufgestellt werden. 6. Die vorstehende 
Vereinbarung tritt mit dem 1. April 1893 in Kraft.“ 

Zur Organisation städtischer Nothstands- 
arbeiten. Aus den praktischen Erfahrungen der Stadt 
Magdeburg bei den i. J. 1892 dort unternommenen Nothstands- 
arbeiten (vgl. No. 1 d. Bl.) theilt der soeben erschienene 
städtische Verwaltungsbericht für 1891/92 noch folgenden wich- 
tigen Wink mit: „Der gewöhnliche Weg der Vergebung der 
Arbeit an einen Unternehmer gegen eine bestimmte Pauschaäl- 
summe oder einen Einheitssatz für das Kubikmeter Erdbewe- 
gung verbot sich von selbst. Der Unternehmer hätte dann die 
Auswahl unter den um Arbeit Nachsuchenden gehabt; gerade 
die schwächlichen älteren Leute, welche in der Konkurrenz 
mit leistungsfähigeren rüstigeren Arbeitern den Kürzeren 
ziehen, hätten auch hier Beschäftigung nicht erhalten, auch 
würde der Unternehmer in dem Bestreben, die übernommene 
Arbeit möglichst schnell ausführen zu lassen, möglichst viel 
Arbeiter eingestellt haben, um sie nach Beendigung der Arbeit 
alsbald zu entlassen. Unser Ziel musste aber gerade dahin 
gehen, auch den älteren schwächlichen Arbeitern Arbeitsge- 
legenheit zu geben, den Lohn so zu bemessen, dass er einer- 
seits für den nothdürftigen Lebensunterhalt ausreichte, aber 
doch nicht so hoch war, um Arbeiter aus anderer Beschäfti- 
gung anzuziehen, vielmehr die von der Stadt mit Notharbeiten 
Beschäftigten anhielt. sich nach lohnenderer Arbeit umzusehen, 
endlich die immerhin beschränkte Arbeitsgelegenheit und die 
dafür auszugebenden Geldmittel auf eine grössere Anzahl von 
Personen und auf einen längeren Zeitraum zu vertheilen“. Es 
wäre dringend zu wünschen, dass die ausserordentlich zu- 
treffenden Bemerkungen von allen Städten für eventuelle Noth- 
arbeiten beachtet und allmählich auch für städtische Arbeiten 
überhaupt nutzbar gemacht würden. 

Konferenz derZentralstelle für Arbeiter-Wohl- 
fahrts-Einrichtungen. Die nächste Konferenz der Zentral- 
stelle für Arbeiter-Wohlfahrts-Einrichtungen in Berlin soll laut 
Beschluss des Vorstandes Mitte April ds. Js. stattfinden. Als 
Verhandlungsgegenstände sind festgesetzt: 1) Fürsorge für 
Kinder und Jugendliche, 2) Hilfs- und Unterstützungskassen 
für Arbeiterfamilien. Wie im vorigen Jahre werden in längstens 
vier Wochen die Vorberichte über die beiden Gegenstände zur 
Versendung gelangen. Diese sind auf Wunsch des Vorstandes 
diesmal seitens der Zentralstelle abgefasst. 
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Die Novelle zum Unterstützungswohnsitz- 


Gesetz. 
Von Dr. N. Brückner in Frankfurt a. M. 


Die Novelle zum Unterstützungswohnsitzgesetze, 
welche am 1. März d. J. dem Reichstage vorgelegt 
worden ist, hat, wie die Begründung ausspricht, nur 
den Zweck, einigen in der Praxis hervorgetretenen 
Uebelständen abzuhelfen, ohne das Prinzip des Ge- 
setzes zu berühren. Der Entwurf lässt daher die viel- 
fachen Reformbestrebungen, welche sich an das Ge- 
setz vom 6. Juni 1870 angeknüpft haben, wesentlich 
ausser Acht. Er behält die Grundsätze über den Er- 
werb des Unterstützungswohnsitzes bei, indem er weder 
den insbesondere im Norden und Osten Deutschlands 
lautgewordenen Stimmen folgt, welche eine Abkürzung 
der zum Erwerb nothwendigen Fristen verlangen, noch 
auch die Klagen der Süddeutschen berücksichtigt, welche 
sich von einer Rückkehr zum vormaligen Heimath- 
System etwas versprechen. Mit Recht hebt die Begrün- 
dung zur Novelle hervor, dass bei so weit auseinander- 
gehenden Forderungen die gegenwärtige Zeitlage nicht 
dazu geeignet ist, eine Umgestaltung im Armenwesen 
herbeizuführen, zumal sich die Wirkung der neuen 
Reichsversicherungsgesetze, welche einen grossen Theil 
der früheren Armenlast in anderer Weise aufbringen 
helfen, noch nicht überschauen lässt. Innerhalb der 
beschränkten Zwecke, welche man mit der Vorlage 
verfolgt, hat man gewiss diejenigen Punkte richtig 
herausgegriffen, welche zu besonders lebhaften Klagen 
Anlass gaben. 

Von erheblicher wirthschaftlicher und sozialpoli- 
tischer Bedeutung ist eigentlich nur die eine Abände- 
rung, derzufolge ein bestimmter Theil der Armenlast, 


welcher bisher der Herkunftsgemeinde zufiel, auf die 
Aufenthaltsgemeinde übergewälzt werden soll. Das 
Gesetz vom 6. Juni 1870 hat in seinen $$ 10 und 22 
als Altersgrenze für die Fähigkeit zum selbständigen 
Erwerb und Verlust des Unterstützungswohnsitzes das 
zurückgelegte 24. Lebensjahr festgesetzt; d. h. der- 
jenige Ortsarmenverband, welchem jemand durch Ab- 
stammung angehört, ist verpflichtet, für alle Unter- 
stützungsfälle aufzukommen, welche eintreten, bevor 
er das 26. Lebensjahr vollendet. Eine Ausnahme ist 
dabei nur insofern zugelassen, als der Armenverband 
des Dienstortes erkrankten Dienstboten, Gesellen, Ge- 
werbegehilfen und Lehrlingen für die Dauer von sechs 
Wochen auf seine Kosten Kur und Verpflegung ge- 
währen muss. In der That war durch diese Ausnahme 
für die grosse Mehrzahl der Fälle, in denen ein noch 
nicht 26jähriger hilfsbedürftig wurde, Vorsorge ge- 
troffen und eine Heranziehung des heimathlichen Orts- 
armenverbandes vermieden. Aber diesem fielen gerade 
diejenigen Unterstützungsfälle zur Last, die besonders 
hohe Kosten verursachten, sofern er für mehr als 
sechs Wochen dauernde Krankheiten, insbesondere 
für dauerndes Siechthum, Irrenpflege etc. und sodann 
für solche Familien aufkommen musste, die der Ar- 
menpflege anheim fielen, bevor der Familienvater 
selbst 26 Jahre alt geworden war. Der Gesetzgeber 
war ursprünglich von der Voraussetzung ausgegangen, 
dass die wandernde Bevölkerung erst nach Erreichung 
etwa des 24. Lebensjahres die Heimath verlässt, und 
so schien jene Festsetzung dem Grundsatze der Wech- 
selwirkung zwischen wirthschaftlicher Leistung und Un- 
terstützungspflicht zu entsprechen. In Wirklichkeit über- 
zeugte man sich aber bald nach Erlass des Gesetzes, 
dass diese Voraussetzung nicht zutraf. In der That 
wandern unendlich viele junge Leute beiderlei Ge- 
schlechts aus ihrer Heimath weg, bevor sie auch nur 
das 20. Lebensjahr erreicht haben, um in Grossstädten 
und industriellen Gegenden Arbeit zu suchen. Es war 
daher nicht zu verwundern, dass schon im Jahre 1874 
bei Gelegenheit der Feststellung des Grossjährigkeits- 
termins auf das 21. Lebensjahr betont wurde, man 
müsse auch die Altersgrenze für Erwerb und Verlust 
des Unterstützungswohnsitzes dementsprechend herab- 
setzen. Im Jahre 1877 ging sodann dem Bundesrath 
ein Entwurf zu, der die Herabsetzung dieser Alters- 
grenze auf das 21. Lebensjahr neben der Verkürzung 
der Aufenthaltsfrist auf 1 Jahr bezweckte, aber nicht 
zur Annahme gelangte. 

Die Novelle sucht der berechtigten Forderung 
es solle die Unterstützungspflicht der Gemeinde zu- 


fallen, welche von der Ausnützung der Arbeitskraft Vor- 
theil zog, entgegenzukommen, indem sie dreierlei Aen- 
derungen trifft. Einmal will sie die Altersgrenze, von 
der ein selbständiger Verlust bezw. Erwerb des Unter- 
stützungswohnsitzes beginnen kann, auf das 18. Le- 
bensjahr herabgesetzt wissen, zweitens soll die Ver- 
pflichtung des Dienstortes zur Tragung der Kranken- 
kosten von 6 auf 13 Wochen ausgedehnt werden, 
endlich diese Verpflichtung nicht mehr bloss gegen- 
über Dienstboten und gewerblichen Lohnarbeitern, 
sondern auch gegenüber land- und forstwirthschaft- 
lichen Arbeitern Platz greifen. Letztere Bestimmung 
muss um so wichtiger erscheinen, als bisher für land- 
und forstwirthschaftliche Arbeiter die Krankenver- 
sicherungspflicht noch nicht reichsgesetzlich durch- 
geführt, sondern statutarischer Regelung überlassen 
ist. Der wirthschaftliche Erfolg der vorgeschlagenen 
Massnahmen wird eine Entlastung der kleinen, länd- 
lichen Ortsarmenverbände zum Nachtheile der Stadt- 
gemeinden und Landarmenverbände sein. Insofern 
geht das Gesetz parallel dem am 1. April in Gel- 
tung tretenden preussischen Gesetz vom 11. Juli 1891, 
welches den Landarmenverbänden und den Kreisen 
einen grossen Theil der geschlossenen Armenpflege 
überweist, und andern, theils gesetzlichen theils Ver- 
waltungs-Vorkehrungen in den übrigen deutschen 
Staaten. 

Neben diesen Aenderungen von materieller Be- 
deutung stehen einige andere, welche nur beabsich- 
tigen, einigen Unzuträglichkeiten abzuhelfen, die das 
geltende Gesetz in der Praxis zur Folge hatte. So 
soll die Frist, binnen welcher ein Erstattungsanspruch 
des einen Armenverbandes an den anderen verjährt, 
nicht mehr wie seither 30 Jahre, sondern nur noch 
2 Jahre dauern. Die allgemeine Bedeutung dieser Fest- 
setzung ist gering, zumal auch fernerhin wie seither 
jeder Ersatzanspruch binnen 6 Monaten angemeldet 
werden muss. 

Eine weitere Aenderung der Novelle betrifft den 
S 30b des Gesetzes. Nach diesem Paragraphen hat 
für einen Hülfsbedürftigen, welcher keinen Unter- 
stützungswohnsitz hat, derjenige Landarmenverband 
einzutreten, in dessen Bezirk er sich bei Eintritt der 
Hülfsbedürftigkeit befindet. Die Judikatur des Bundes- 
amts für das Heimathswesen geht dahin, dass der 
zunächst zum Eingreifen verpflichtete Ortsarmenver- 
band thatsächlich nachweisen müsse, dass die betref- 
fende Person zwar den früheren Unterstützungswohn- 
sitz verloren aber noch keinen neuen erworben habe. 
Dieser Beweis ist oft nicht zu erbringen, zumal wenn 
es sich um Personen handelt, die man nicht ver- 
nehmen kann, also um Kinder, um Irre, Blödsinnige 
und dergl., sowie dann, wenn die Kosten der Beer- 
digung aufgefundener unbekannter Leichen den Streit- 
gegenstand bilden. Die Rechtsprechung belastete 
demnach in rein zufälliger Weise den oder jenen Ge- 
meindebezirk, und so kam es thatsächlich vor, dass 
Gemeinden fremde Personen, die in ihrem Bezirk 
hülfsbedürftig wurden, ohne Rücksicht auf jegliche 
Gebote der Menschlichkeit über die Grenze des Ge- 
meindebezirks abschoben, um so dem Beweisverfahren 
aus dem Wege zu gehen. Man erwartet, dass diese 
bedauerliche Praxis nunmehr seltener wird. 

Endlich hat man noch die Klage einer Reihe von 
städtischen Armenbehörden berücksichtigt, welche 
häufig in die Lage kamen, für Angehörige solcher 
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Personen aufkommen zu müssen, die sich der Pflichten 
gegen Frau und Kinder in leichtfertiger Weise ent- 
zogen. Vor 1870 bestand in Preussen die Möglich- 
keit, solche Leute in Arbeitsanstalten unterzubringen 
und dort solange festzuhalten, als das Bedürfniss der 
Armenpflege für die Angehörigen dauerte. Diese Be- 
stimmungen gingen nicht in das Gesetz vom 6. Juni ' 
1870 über, und es bestand darüber Ungewissheit, ob 
sie durch Landesgesetz ergänzt werden könnten. In 
Sachsen betrachtete man die bestehende gesetzliche 
Regelung als weitergeltend, und in Würtemberg er- 
liess man 1889 ein eigenes Gesetz, das die gleiche 
Möglichkeit gewährt. Die Erfahrungen beider Länder 
sprechen für die Gewährung der gleichen Befugnisse 
im Geltungsgebiet des Unterstützungswohnsitzes über- 
haupt. Die Agitation für sie hat schon auf dem Armen- 
pflegerkongress von 1881 zu einer Resolution geführt, 
die auf Wiedereinführung der vormaligen preussischen 
Bestimmungen abzielt. Inzwischen ist diese Frage nicht 
wieder zur Ruhe gekommen, und gerade die jüngste 
Veröffentlichung des Deutschen Vereins für Armen- 
pflege und Wohlthätigkeit enthält einen Aufsatz dar- 
über aus der Feder des Leiters der Kölner Armenver- 
waltung.*) Der Verfasser kommt zu dem Schluss, „dass 
es nothwendig sei, der Beiseitesetzung der Nährpflicht, 
wenn durch sie die Ehefrau oder die noch nicht 
14jährigen Kinder einer nährpflichtigen arbeitsfähigen 
Person der öffentlichen Armenpflege anheimfallen, 
durch gesetzliche Einführung des Arbeitszwanges für 
jene Person innerhalb oder ausserhalb einer Arbeits- 
anstalt entgegenzuwirken und zwar in der Weise, dass 
die Entscheidung über die Verhängung und die Fort- 
dauer des Arbeitszwanges unter Schaffung des nöthigen 
Schutzes gegen etwaige Willkür den Armenver- 
waltungen, in Landgemeinden und kleineren Städten 
jedoch der zunächst vorgesetzten Verwaltungs-Auf- 
sichtsbehörde übertragen werde.“ 

Diesem Wunsche ist die Novelle nicht ganz ge- 
folgt, sofern sie nämlich die Entscheidung, ob ein 
schuldvolles Verhalten des Alimentationspflichtigen 
vorliegt, nicht in die Hand von Verwaltungsbehörden, 
sondern in die des Strafrichters legt. In $ 361 des 
St.-G.-B. wird ein Abs. 5a folgenden Wortlautes ein- 
geschaltet: „Wer, obschon er in der Lage ist, die- 
jenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet ist zu 
unterhalten, sich der Unterhaltspflicht trotz der Auf- - 
forderung der zuständigen Behörde derart entzieht, 
dass durch Vermittelung der Behörde fremde Hülfe 
in Anspruch genommen werden muss“, wird mit Haft 
bestraft. Der’ $ 362 des R.-St.-G.-B. gewährt die 
Möglichkeit, diese Personen in der Haft zu Zwangs- 
arbeiten in und ausserhalb der Strafanstalt heranzu- 
ziehen, sowie sie nach Abbüssung der Haft. der 
Landespolizeibehörde zu. überweisen, welche sie in 
einem Arbeitshaus unterbringen kann. 

Es wird Sache der Praxis sein, ob sich die 
Ueberweisung der Entscheidung an den Strafrichter 
bewähren wird. Unzweifelhaft würde eine den Armen- 
behörden gegebene Befugniss ein weit rascheres und 
darum wirksameres Eingreifen ermöglichen; ja es 
kann selbst fraglich erscheinen, ob die Entscheidung 
richterlicher Personen, die mit den Armenpflegever- 


*) Zimmermann, Zwangsmassregeln gegen arbeitsfähige 
Personen etc. in Heft 16 der Schriften der deutschen Vereine 
für Armenpflege und Wohlthätigkeit. S. 207 fl. 


hältnissen gewöhnlich sehr wenig vertraut sind, nicht 
am Ende die guten Absichten des Gesetzes, das vor 
Willkür schützen will, vereitelt. 

Dies der Inhalt der Vorlage. Sie lässt unser 
Armenrecht in seinem Kern unberührt. Für einige Zeit 
mag man durch solche Aenderungen eine prinzipielle 
Umgestaltung verschieben, auf die Dauer wird man 
sie nicht hintanhalten können. Da rechtlich die Frei- 
zügigkeit besteht und thatsächlich die Beweglichkeit 
der Bevölkerung in ungeahnter Weise zugenommen 
hat, geht es nicht mehr an, die einzelnen Personen 
für den Fall ihrer Hilfsbedürftigkeit, einer Heimath 
zuzuweisen, der sie sei es durch Geburt oder durch 
längeren, aber vielleicht weit zurückliegenden Aufent- 
halt angehören sollen. Die Unterstützungspflicht muss 
sich immer mehr schlechthin an die Thatsache des 
Aufenthalts knüpfen. Im Zusammenhang damit wird 
ein grosser Theil der Armenlast von den Gemeinden 
auf grössere Verbände, in letzter Linie auf den Staat 
übergehn. Unbedenklich kann das dort geschehn, wo 
es sich um rein technische Massnahmen handelt, also 
bei der Pflege von Kranken aller Art, insbesondere 
von dauernd Leidenden, wie Irren, Taubstummen, 
Idioten, Blinden und Siechen, dann aber auch in der 
Fürsorge für Waisen und verlassene Kinder. Ueber- 
all hier braucht durch die Ueberweisung an grössere 
Verbände keine Mehrbelastung der Allgemeinheit zu 
entstehn, da es sich um Hebung rein äusserlicher, 
leicht festzustellender Mängel handelt. Wird sie doch 
befürchtet, so verlässt man sich eben darauf, dass 
bei der Fürsorgepflicht der kleineren Gemeinden viele 
Fälle vernachlässigt werden und deshalb keine Kosten 
verursachen. Zuzugeben ist, dass es bei der Armuth 
im engern Sinn, soweit sie nicht durch Krankheit oder 
durch Wegfall des Ernährers hervorgerufen ist, sehr 
auf das ausübende Organ ankommt. Hier könnte die 
Zentralisation zu einer erheblichen Verschwendung 
öffentlicher Mittel führen. 

Doch die Novelle lässt alle diese Fragen unbe- 
rührt; sie mögen in der Diskussion zur Sprache 
kommen, indes ist anzunehmen, dass schliesslich die 
Regierungsvorlage mit geringen Abweichungen Ge- 
setz wird. Die Reform unseres Armenrechts ist damit 
für einige Zeit vertagt, sie wird dann, wie wir glauben, 
mit mehr Aussicht auf Erfolg, als jetzt vorhanden 
wäre, aufgenommen werden. 


Zur Fürsorge für unbemittelte Frauen 
und Mädchen. 


Von Minna Wettstein-Adelt in Charlottenburg. 


Auch auf dem Gebiete der Fürsorge für unbemittelte 
Frauen und Mädchen macht man immer wieder die Be- 
obachtung, dass diejenigen, die verbessern wollen, nur 
von ihrem Standpunkt aus handeln und die Individualität 
der Arbeiterinnen viel zu wenig berücksichtigen. Die 
Veranstaltungen, welche die Frauen der bemittelten Stände 
unternehmen, um den Fabrikarbeiterinnen würdigere Ver- 
gnügungen zu bieten, scheitern zu einem grossen Theile 
an dieser Personenunkenntniss. Ich habe das zu wieder- 
holten Malen erlebt und will hier ein Beispiel anführen. 

Vor einem Jahre gründete eine menschenfreundliche 
Dame in Berlin mit Hülfe anderer Damen einen Arbei- 
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terinnenclub; an jedem Sonntag sollte eine der Damen 
eine Anzahl junger Fabrikarbeiterinnen zu sich einladen, 
sie bewirthen und unterhalten. Die Dame, von welcher 
der Vorschlag ausging, ist eine feinfühlende, kluge Frau, 
die ganz richtig bedachte, dass junge Mädchen nicht 
gern nur unter sich bleiben; sie lud deshalb einige junge 
Leute ein, Fabrikarbeiter und Commis. Es wurde Clavier 
gespielt und gesungen. Räthsel wurden aufgegeben und 
Pfänder ausgelöst; die Zeit verging den jungen Gästen 
sehr schnell, beim Abschied versprachen sie wiederzu- 
kommen und ihre Bekannten einzuführen. Die nächste 
Zusammenkunft fand bei einer andern Dame statt; die 
Besucher hatten sich um das Doppelte vermehrt, diejenigen, 
die am ersten Sonntage dagewesen waren, führten ihre 
Freundinnen ein. Die diesmalige Festgeberin liess ihre 
Gäste in Reih’ und Glied antreten, kommandirte sie zum 
Gesange eines frommen Liedes, und hielt ihnen sodann 
einen Vortrag über Demuth, Gehorsam und Unterwürfig- 
keit; junge Männer hatte die betreffende Dame nicht zu- 
gelassen. Am dritten Sonntage erschien auf die zahlreich 
versandten Einladungen hin auch nicht Eines der Mäd- 
chen; es konnte von Seiten der Damen aus so viel agitirt 
und gearbeitet werden als nur möglich, die Mädchen, ein- 
mal misstrauisch geworden, kamen nicht wieder. 

Aus denselben Gründen ist der Segen, den die Ar- 
beiterinnenheime, die Arbeitsnachweise und ähnliche Un- 
ternehmungen stiften, ein sehr geringer; der Ton, der in 
diesen Veranstaltungen geführt wird, ist nicht für ein 
junges, lebenswarmes Menschenherz bestimmt, er würde 
eher in einem Asyl für alte lebensmüde Frauen am Platze 
sein. Wir dürfen nicht vergessen, dass wir alle einmal 
jung sind, ob wir nun zu den Reichen oder zu den 
Armen gehören. Wir müssen mit der Jugend rechnen, 
wenn wir die Jugend reformiren wollen, wir müssen sie 
mit Zaubermitteln an uns locken, die für sie Zaubermittel 
sind. Wir erreichen nichts, wenn wir sie mit moralischen 
Rutenhieben zusammentreiben, wenn wir über ihre Jugend 
hinwegstürmen und unsere Individualität als Vorbild hin- 
stellen. 

Die Interessen der Frauen verschiedener Stände sind 
mindestens ebenso eng mit einander verknüpft, als die 
der Männerwelt; die Frau steht der Frau in allen Ver- 
hältnissen näher, als der Mann dem Manne, und doch 
fehlt gerade dem weiblichen Geschlecht der Geist der 
Solidarität. Der weibliche Kastengeist, der an sich schon 
schroffer ist als der männliche, wirkt um so verderblicher, 
je stärker das Bedürfniss nach einem Zusammengehen des 
ganzen Geschlechtes ist. Und dieser weibliche Kastengeist, 
dieses Festhalten der Frauenwelt an Standesunterschieden, 
ist der Abgrund, der die Frau der oberen Kreise von der 
Frau aus dem Volke trennt, den jene gar nicht ausfüllen 
will, weil es ihr selbstverständlich dünkt, dass zwischen 
ihr und der Proletarierin eine Schranke bestehe. Die 
Frauen der höheren Stände urtheilen nach ihrem eigenen 
Empfinden; was sie hineintragen in die Stätten der Armuth, 
lassen sie sich zu sehr von ihren eigenen Bedürfnissen 
dictiren, statt sich das nöthige Verständniss für die Ver- 
hältnisse der Anderen zu erwerben. Man wundert sich 
oft darüber, dass die Frauenbewegung nicht grössere 
Fortschritte mache; das ist unter den heutigen Verhält- 
nissen jedoch nicht möglich. So lange die Dame nur für 
Damen wirkt und die arbeitende Frau auf Selbsthülfe 
angewiesen ist, wird der Erfolg ein eitler sein; so lange 
die Mitglieder von Frauenvereinen empört bei Seite rücken, 
wenn es einmal einer Arbeiterin einfällt, an einer Ver- 
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neben die feingekleidete Dame zu setzen; so lange nicht 
Gleichheitsgefühl unter der Frauenwelt herrscht, so lange 
die Individualität des Einzelnen nicht berücksichtigt wird — 
so lange ist alles Arbeiten und Wirken zu Gunsten der 
Arbeiterin ein Schlag in’s Wasser. 


Die hauswirthschaftliche Ausbildung der 
Mädchen auf dem Lande. 
Von Dr. Kamp in Frankfurt a. M. 


(Schluss.) 


Die Ziffer aller deutschen Haushaltungsschulen für länd- 
liche Verhältnisse dürfte mit einem halben Hundert nicht zu hoch 
gegriffen sein*). Doch bleiben sie den meisten Landmädchen 
verschlossen wegen des Opfers an Schulzeit und Schulgeld, 
das von unbemittelten Eltern nicht gebracht werden kann. 
Deren Töchtern, also allen Landmädchen, ausserhalb der An- 
staltsunterweisung einen ländlich-hauswirthschaftlichen Unter- 
richt zugänglich zu machen, ist das Ziel von Bestrebungen, 
welchen auch unsere eingangs besprochenen Rundfragen dienen 
sollten und dienen werden. In der Radolfzeller Anstalt werden 
Molkerei- und die Obstverwerthungs-Kurse für Nicht-Zöglinge 
abgehalten und von den ein- und umwohnenden Mädchen 
und Frauen gern besucht. Den gleichen Versuch, die Ferien- 
zeit für solche Einzelkurse nutzbar zu machen, haben andere 
Haushaltungsanstalten gleich erfolgreich gemacht. Zur Beleh- 
rung in der Milchwirthschaft und der Obstverwerthung tritt, 
andernorts, ein Bügelkursus; ja, einzelne Anstalten lassen an 
ihrem lehrplanmässigen Nähunterricht auch Mädchen des Schul- 
ortes und der Umgegend als Aussenschülerinnen theilnehmen. 
Dies Verfahren zeigt, auf welche Weise die Haushaltungs- 
anstalt mit ihren Räumlichkeiten, ihrer Ausstattung an todten 
und „lebenden“ Unterrichtsmitteln (beispielsweise in der Gross- 
und Kleinvieh-Haltung) und mit den Anstalts-Lehrkräften, ein- 
schliesslich der für neue Kurse neu zu gewinnenden Lehrmeister 
und Meisterinnen, an manchen Schulorten einem viel weiter 
greifenden Schülerinnenkreis dienen kann. Manchen Haushal- 
tungsanstalten mangelt freilich die Kenntniss von Einzelkursen, 
wie ihre Schwesterschulen sie bereits abhalten. Das aus unserer 
Umfrage gewonnene Material dürfte auch hier einen willkomme- 
nen Fingerzeig geben. Wer aber den hauswirthschaftlichen Unter- 
richt der Landmädchen verbreiten will im Anschluss an be- 
stehende Einrichtungen, wird auch einen Blick auf die für 
das männliche Geschlecht bestimmten Anstalten, auf die land- 
wirthschaftlichen Unterrichtsanstalten überhaupt, werfen. Da 
tritt ihm, gegenüber dem halben Hundert weiblicher Haus- 
haltungsanstalten, die Fülle der Unterrichtsvorkehrungen in 
allen Stufen, von der landwirthschaftlichen Akademie bis herab 
zur landwirthschaftlichen Winterschule und dem untersten 
Unterrichtsgliede, der landwirthschaftlichen Fortbildungsschule, 
entgegen **). Hier fallen die landwirthschaftlichen Winterschulen 
dem, der etwas näher zuschaut, als Unterrichtsstätten auf, 
welche auch den Landmädchen dienlich gemacht werden 
könnten. Durch ihren Sitz, zumeist an nicht zu grossen, echt 
ländlichen Orten, durch ihre Räumlichkeiten, durch ihre Aus- 
stattung, die etwa der Haushaltungsanstalt entspricht, vor 
allem aber durch den Umstand, dass jene ganze Zurüstung 
doch nur während der einen Hälfte des Jahres benutzt wird, 
scheinen sie zur Benutzung für anderen Unterricht in der 
Sommerzeit aufzufordern. So findet sich denn in Oesterreich 
mehrfach die, nach Jahreshälften oder für kürzere Zeiträume 
abwechselnde Verwendung einer landwirthschaftlichen Anstalt 
für den Unterricht der Bauernsöhne und den der Bauern- 
töchter. Auch in unserem Rundschreiben lautete die zweite Frage 
„ob im Anschluss an landwirthschaftliche Unterrichtsvorkeh- 


*) Eine vergleichende Uebersicht von zwölf deutschen Haus- 

haltungsanstalten habe ich im Laufe des letzten Sommers im Kölner 
Tageblatt (Nr. 194 und 197) veröffentlicht. Dieselbe kann nur als 
eine vorläufige gelten und war dazu bestimmt, der Lokalabtheilung 
Köln des Landwirthschaftlichen Vereins für Rheinpreussen, welche 
eine solche Schule errichten will, Material an die Hand zu geben. 
$ **) Die beste Zusammenstellung bietet der „Landwirthschaft- 
liche Hülfs- und Schreibkalender“ von Wentzel und v. Lengerke. 
46. Jahrgang. 1893. Berlin, Paul Parey. Auch Haushaltungsanstalten 
sind dort angeführt, aber nicht umfassend; es fehlen u.a. die sehr 
wichtigen badischen Schulen. 
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rungen — auch wenn sie vorab nicht für Bauerntöchter be- 
stimmt sind — ein kürzerer Unterricht (mit Verwendung der 
gleichen Lehrräume und gleicher oder neuer Lehrkräfte, even- 
tuell zur Ferienzeit) an stundenweise oder tagsüber kommende 
Schülerinnen ertheilt werden könnte; und ob die Verhält- 
nisse des Schulortes mit seiner näheren Umgebung den Be- 
such eines solchen Unterrichts seitens einheimischer oder 
nahewohnender Mädchen als nutzbringend erscheinen lassen“. 
Hierauf sind Rückäusserungen aus allen Theilen Deutschlands 
eingelaufen. Ich greife die Antworten von vier rheinischen 
Winterschulen heraus. 

Die Direktoren der Winterschulen in Hermeskeil bei 
Trier (H. Friedleben);. in Lennep (Joensting), in Oberpleis 
(J- Tille) und in St. Wendel (P. J. Murzel) bejahten obige 
Frage für ihren Schulbezirk und schlossen theilweise ins Ein- 
zelne gehende Vorschläge an. Alle erklärten sich bereit, die 
Durchführung dieses Unterrichts zu unterstützen*). Unserer- 
seits ist dann am 14. Dec. v. J. an den Verwaltungsausschuss 
des rheinischen Provinziallandtags in Düsseldorf eine Eingabe 
gesandt worden, dass der Landtag, welcher aus seinen Mitteln 
einer grösseren Zahl von Winterschulen Zuschüsse gibt, auch 
eine Verbreitung des hauswirthschaftlichen Unterrichts der 
Mädchen ins Auge fassen möge. Sollte, was zu erwarten 
steht, jene Körperschaft für ihren Verwaltungsbezirk unserem 
Antrage entsprechen, so wäre zur Entwicklung des Unterrichts 
der Landmädchen ein bedeutsamer Schritt gethan. Haushaltungs- 
anstalten sind durch das Deutsche Reich keineswegs gleich- 
mässig vertheilt, viel mehr sind dies die landwirthschaftlichen 
Winterschulen für Bauernsöhne. Ihr Eintritt in die, den Mäd- 
chen zugänglichen Vorkehrungen würde viele neue, wohl ver- 
theilte Unterrichtsgelegenheiten erstehen lassen. 

Will man aber die Möglichkeit des Unterrichts vom Sitze 
einer grösseren landwirthschaftlichen Unterrichtsvorkehrung, 
sei es Haushaltungsanstalt oder Winterschule, unabhängig er- 
klären, will man sie vom günstigen Zufall ablösen und verall- 
gemeinern, so muss die auch von uns gestellte Frage beant- 
wortet werden: „Wie ausserhalb des Umkreises landwirth- 
schaftlicher Unterrichtsanstalten eine an anderen Orten durch 
die Lehrerin, Lehrersfrau oder andere, auch männliche Lehr- 
kräfte erfolgende Unterweisung selbständig einzurichten wäre?“ 
Um dem Verdacht müssigen Fragestellens zu entgehen, werde 
bemerkt, dass in Frankreich und der Schweiz man zu solchem 
überall zu pflegenden ländlich -hauswirthschaftlichen Unter- 
richt die Massnahmen schon ergriffen hat. Es hat aber auch 
aus Deutschland an Erwiderungen auf diese Frage nicht 
gefehlt: Staat und religiöse Körperschaften, Lehrersfrauen, 
Lehrer, Lehrerinnen und beide als wandernde Lehrkräfte sind 
als die für jenen allgemeinen Unterricht tauglichsten Kräfte 
bezeichnet worden. Und auch Angaben, dass solcher Unter- 
richt hier und da, selbst in kleinen Orten, in Dörfern, fern von 
jeder Unterrichtsanstalt ertheilt wird, liegen vor. An dieser 
Stelle ist es mir nicht möglich, all die Einzelheiten durch- 
zusprechen, für welche unsere spätere grössere Veröffent- 
lichung den Raum bieten wird. Dass aber auch diese Stufe 
der ländlich-hauswirthschaftlichen Unterweisung ihre grosse 
Bedeutung hat, möchte ich schliessend noch an einem Beispiel 
erweisen. Allerdings ist dies keine Stufe der schulmässigen 
Unterweisung mehr; es ist die Belehrung, welche nicht lehr- 
planmässig, wohl aber gut vorbedacht und darum nicht minder 
systematisch von einem Einzelnen an seine Umgebung ergeht. 

Aus dem Kreise Daun in der Eifel, Regierungsbezirk 
Trier, schrieb uns am 22. November v. J. Herr Engel, Direk- 
tor der landwirthschaftlichen Winterschule in Hillesheim: „An 
einem Orte meines Schulbezirks, in dem Dorfe Neunkirchen, 
Kreis Daun, hat der dortige (katholische) Pfarrer im Sinne 
Ihres Unternehmens bereits Anzuerkennendes erreicht. Neun- 
kirchen ist ein sehr armes Dorf, dessen Einwohner sich den 
grössten Theil ihres Unterhalts durch Anfertigung von Draht- 
waaren, wofür sie einen ganz geringen Lohn erhalten, be- 
schaffen. Pfarrer Winter hat nun durch seine fortgesetzten Be- 
mühungen es dahin gebracht, dass in den Häusern jetzt Sauber- 
keit herrscht. Jetzt gewinnen die Frauen eine Butter, die einen 
Marktpreis von 1 Mark bis 1 Mark 20 Pf. hat, gegen 80 Pf. 
früher.“**) Herr Pfarrer Winter hat dann am 26. November 
v. J. selbst berichtet: „Der Zweck der Vereinigung für Süss- 


*) Die Direktoren der rheinischen Winterschulen sind auch 
als landwirthschaftliche Wanderlehrer thätig und dadurch imstande, 
Land und Leute auch der Umgegend ihrer Schulorte in deren 
Bedürfnissen kennen zu lernen. 

**) Die nachstehende Schilderung des Pfarrers Winter lässt 
den früheren Erlös noch niedriger erscheinen. 


rahmbutterbereitung in Neunkirchen ist der gemeinschaftliche 
Verkauf der, bei Anwendung der Milchkühler gewonnenen 
Süssrahmbutter durch Vermeidung des Zwischenhandels, die 
Verschaffung eines sicheren und lohnenden Absatzes gegen 
Baarzahlung statt Tauschhandel, und die Anregung der Mit- 
glieder zu reinlicher Milchwirthschaft, sparsamer Haushaltung 
und rationeller Viehpflege. Der Verein ist von dem Unter- 
zeichneten bereits im Jahre 1890 gegründet worden, besteht 
also schon 21/a Jahre, während die Statuten erst 1891 erlassen 
wurden. Sonntags Nachmittags wird ein Vortrag über Butter- 
bereitung, Einrichtung der Milchräume, verschiedene Behand- 
lung der Milch je nach der Jahreszeit, über Reinlichkeit und 
manches andere gehalten. Hieran nehmen abwechselnd die 
Hausfrauen und deren Töchter oder Dienstboten Theil. Als 
Lehrkraft hierfür ist der Unterzeichnete selbst thätig. Die Mit- 
gliederzahl des Vereins beträgt 90 Haushaltungen. Jedes Mit- 
glied oder jede Haushaltung hatte, behufs Anschaffung und 
Aufstellung der Milchkühler von Steingut, eine Ausgabe von 
10 bis 20 Mark je nach der Zahl der Milchkühe. Ein Geschäfts- 
lokal (Butterkeller) wurde für 30 Mark jährlich gemiethet, und 
der Buchhalter erhält in Stundenarbeit für den gleichen Zeit- 
raum 90 Mark. Der Leiter selbst hat ein unbezahltes Ehren- 
amt. Im Anfange war ein Betriebskapital nothwendig, da die 
Kundschaft nur alle 2 bis 3 Monate zahlt, den Mitgliedern 
aber monatlich ausgezahlt wird; es genügten zum Betriebe 
1000 Mark. Eine „eingetragene“ Genossenschaft sind wir bis 
heute aus mehrfachen Gründen noch nicht. Bei häuslicher 
Produktion muss jede Hausfrau selbst produziren und sich 
Mühe geben, gute Butter zu machen, übernimmt also auch 
selbst die Verantwortung. Der Verein hat in zwei Jahren für 
etwa 28000 Mark Butter verkauft. Grösser aber ist der in- 
direkte Erfolg des Vereins: grössere Reinlichkeit, bessere Vieh- 
pflege, sparsamere Verwendung des Butterfettes, grössere 
Pünktlichkeit. Revisionen der Milchräume finden oft unange- 
meldet statt.“ 

Dass allen auf dem Lande aufwachsenden Mädchen schon 
bald Fortbildungsschulen offen stehen werden, glaube ich nicht. 
Solche Vorkehrungen, die unabhängig von Haushaltungsanstal- 
ten und von Winterschulen entstehen müssen, sind in der Unter- 
weisung der Landmädchen erst das Schlussglied. Kommen 
sie aber mit der Zeit — und daran zweifle ich nicht — zu 
Stande, so werden sie nicht nach städtischer Art zwiefach, nicht 
gewerblich und andererseits hauswirthschaftlich sein. Diese 
Trennung der Lehrstätten für den Erwerb und für die Wirth- 
schaftsführung wäre in wirklich ländlichen Verhältnissen ein 
Ueberfluss und Widersinn. Das Eigenartige einer ländlich-haus- 
wirthschaftlichen Unterweisung besteht darin, dass sie, auf ört- 
liche Erwerbsquellen ihr Augenmerk richtend, diese durch prak- 
tische Belehrung reichlicher fliessen macht und sie nutzbringen- 
der gestaltet. Die Bedürfnisse der eigenen Haushaltsführung an 
Kleidung, an eigener Nahrung u. A. wird sie, Hand in Hand mit 
jener gewerblichen Anleitung, wo es Noth thut, auch zum Gegen- 
stande der einen ländlich-hauswirthschaftlichen Unterweisung 
machen. Man hat mit Recht gesagt, dass Kaninchenzucht, ein 
Bienenstand und Geflügelzucht allein, wie sehr sie heute auch 
angepriesen würden, den Bauernstand nicht zu heben vermöch- 
ten. Wer sagen wollte, dass letzteres durch die hauswirthschaft- 
liche Ausbildung der Mädchen und Frauen bewirkt werden könne, 
den dürfte die gleiche Abweisung treffen. Aber inmitten all der 
Bemühungen, welche auf die Hebung des Bauernstandes ge- 
richtet sind, ist die Ausbildung ein wichtiges Glied. Jedenfalls 
hat sie bereits praktisch bewährte Einrichtungen aufzuweisen 
und nimmt auch ihre Forderungen und Vorschläge aus der 
sozialen Praxis. 


Notizen. 


Armenpflege. 


Weibliche Armenpfleger in Meiningen. Die 
weiblichen Armenpfleger haben sich nach dem Jahresbericht des 
Armenpflegschaftsrathes in Meiningen im Jahr 1892 vor- 
züglich bewährt. Die Armenpflege in Meiningen schliesst sich, 
wenn auch nicht in der Form, so doch in den leitenden 
Grundsätzen ganz getreu an das Elberfelder System an. Man 
hat im vorigen Jahre eine Vereinbarung mit dem Frauenverein, 
als dem leistungsfähigsten und vielseitigsten Wohlthätigkeits- 
verein, dahin getroffen, dass derselbe nicht nur ganz und gar 
— theilweise war es bisher schon der Fall gewesen — Hand 
in Hand mit der öffentlichen Armenpflege geht, sondern auch 
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eine Anzahl Damen als Pflegerinnen zur Verfügung stellt. 
Diese Vereinbarung hat sich sehr bewährt. Einerseits war die 
Vermehrung der Zahl der Pfleger ein grosser Gewinn; anderer- 
seits trug der Eifer und die Umsicht, welche die Armen- 
pflegerinnen bei Ermittelung der Bedürftigen, bei Prüfung des 
Grades der Bedürftigkeit und der Vermittlung der Unter- 
stützungen in Geld oder Naturalien bewiesen, dazu bei, die 
Armenpflege erspriesslicher zu gestalten. Es ist nach dem 
amtlichen Bericht durch die neue Einrichtung ermöglicht 
worden, zu besserer Kenntniss der Verhältnisse der Bedürf- 
tigen, aber auch zur gerechteren Vertheilung der zur Verfügung 
stehenden Mittel zu gelangen. 

Blätter für das Hamburgische Armenwesen. 
Bekanntlich ist man in Hamburg z. Zt. damit beschäftigt, das 
Armenwesen, insbesondere die offene Armenpflege neu zu organi- 
siren, wofür man dasin den meisten grösseren deutschen Städten 
adoptirte sog. Elberfelder System angenommen hat. Um die 
Bürgerschaft mit den leitenden Grundsätzen dieses Systems 
mehr und mehr vertraut zu machen und die in der Armen- 
pflege thätigen Personen fortlaufend über ihre Obliegenheiten 
zu belehren, gibt die allgemeine Armen-Anstalt ein amtliches 
Organ „Blätter für das Hamburgische Armenwesen“ heraus, 
das je nach Bedürfniss I—2 mal monatlich erscheinen soll und 
ausser den amtlich bestellten Pflegern und Armenvorstehern 
auch sonstigen Personen — vorläufig unentgeltlich — zuge- 
stellt wird. Diese „Blätter“ werden alle amtlichen Verfügungen, 
Personalverhältnisse etc. enthalten, sowie bemerkenswerthe 
Vorgänge aus der Praxis der Hamburger Armenverwaltung 
besprechen. Die beiden bis jetzt erschienenen Nummern ent- 
halten bemerkenswerthe Aufsätze über die Ziele und Aufgaben 
der Hamburgischen Armenpflege-Reform, sowie über die hiefür 
getroffenen Massnahmen. 


Schulwesen. 


Städtische Beamte’ als’ staatliche Schul- 
inspektoren in Preussen. Gelegentlich der Berathung 
einer Eingabe in der Unterrichtskommission des preussischen 
Abgeordnetenhauses hat die Staatsregierung durch einen Ver- 
treter ihre Stellung zu der Frage der Uebertragung der staat- 
lichen Schulaufsicht auf Stadtschulräthe und Stadtschulinspek- 
toren darlegen lassen. Nach $ 2 des Schulaufsichtsgesetzes 
stehe die Ernennung der Lokal- und Kreisschulinspektoren dem 
Staate zu. Es könne also kein Zweifel darüber herrschen, dass 
die Regierung gesetzmässig verfährt, wenn sie darauf besteht, 
die Schulaufsicht durch von ihr ernannte Beamte ausführen 
zu lassen; jedoch sei dieses Recht von der Regierung früher 
praktisch so gehandhabt worden, dass einer Reihe von Städten 
erlaubt wurde, einem von ihnen anzustellenden Stadtschulrath 
die staatliche Kreisschulinspektion zu übertragen. Nun war 
in Frage gekommen, ob die Regierung Willens sei, diese 
Uebertragung der Schulaufsicht auf die Stadtschulräthe zurück- 
zuziehen. Eine solche Absicht liegt nach den erwähnten Er- 
klärungen des Regierungsvertreters nicht in der Absicht der 
Regierung, vielmehr gedenkt dieselbe bei Neuordnungen der 
Schulaufsicht den Städten gleiche Zugeständnisse fernerhin 
nicht zu machen und hat dies Verfahren bereits in Dortmund, 
Essen und Görlitz eingeschlagen. Die Regierung findet einen 
Widerspruch darin, dass die Wahl eines commissarius perpetuus, 
wie ihn der Kreisschulinspektor darstellt, einer Stadt über- 
lassen werde, und glaubt, dass, wenn dies geschehe, die für 
eine Dezentralisation der Geschäfte nöthige Vertrauensstellung 
des Kreisschulinspektors zur Regierung geschwächt werde. Im 
Uebrigen machte sie durch ihren Vertreter darauf aufmerksam, 
dass das Schulaufsichtsgesetz dem Staate die Ernennung der 
Kreisschulinspektoren zuweist. Die Mehrheit der Unterrichts- 
kommission des Abgeordnetenhauses stellte sich übrigens auf 
den Standpunkt, dass die frühere Praxis der Regierung der 
Förderung und Entwickelung des Schulwesens gedient habe 
und verwies die Eingabe, in welcher der Antrag auf Ueber- 
tragung der Schulaufsicht auf einen Stadtschulrath gestellt 
war, der Regierung zur Erwägung. Zur Zeit wird die staat- 
liche Schulaufsicht von einer ganzen Reihe von städtischen 
Organen wahrgenommen, und zwar durch die Stadtschulräthe 
in Königsberg, Danzig, Breslau, Liegnitz, Altona und Kiel, 
durch Stadtschulinspektoren in Berlin, Hannover, Barmen, 
Elberfeld, Düsseldorf, Krefeld und Köln, durch die städtische 
Schuldeputation in Magdeburg, Frankfurt a. M. und Wies- 
baden, durch die Magistrate in Erfurt, Nordhausen und Stade, 
durch den Schulvorstand in Verden, durch die Stadtschul- 
inspektoren in Duisburg. Die letztere Form der Uebertragung 
der staatlichen Schulaufsicht nicht an eine einzelne Person, 
sondern an eine kommunale Körperschaft ist von der Regie- 


rung bereits vor einigen Jahren bemängelt worden. Im allge- 
meinen hat sich diese Art der Schulaufsicht bewährt. Viel 
dringender würde es sein, die noch in einer grösseren Zahl von 
grossen Kommunen bestehende, veraltete, geistliche Schul- 
inspektion abzuschaffen. Eine solche besteht z. B. noch in 
Stettin, Halle, Görlitz (durch einen Gefängnissgeistlichen aus- 
geübt), Charlottenburg, Potsdam, Frankfurt a. O., Aachen u.a. 


Die mitteleuropäische Zeit und der Schul- 
beginn. Zu diesem Gegenstand erhalten wir von Herrn Bank- 
direktor Thorwart in Frankfurt a. M. folgende Zuschrift: „Durch 
die in No. 8 Ihrer Wochenschrift angeregte Frage des Einflusses 
der Einführung der mitteleuropäischen Zeit auf den Beginn des 
Unterrichts in den öffentlichen Schulen haben Sie sich den Dank 
aller Eltern schulpflichtiger Kinder erworben. Schon jetzt ist 
meines Dafürhaltens die Stunde, zu welcher die Schulen die Kin- 
der zu sich rufen, eine zu frühzeitige. Der Weg vom Elternhause 
zu den Schulen erfordert für manches Kind zwanzig und selbst 
dreissig Minuten; rechnet man hierzu die Zeit des Anziehens und 
der Einnahme des Frühstücks mit mindestens weiteren dreissig 
Minuten, so ergibt sich, dass die Kinder bereits heute im 
Winter spätestens um 7 Uhr, im Sommer um 6 Uhr — viele 
gewiss noch früher — aufstehen müssen. Sehr häufig werden 
sie bis dahin nicht genügend ausgeschlafen haben. Ich kann 
meine Kinder Abends wohl frühzeitig zu Bett bringen lassen, 
aber sie nicht zwingen, einzuschlafen. Die wenigsten Familien 
besitzen so grosse Wohnungen, dass sie die Schlafzimmer der 
Kinder von den während des Restes des Abends noch benutz- 
ten Wohnräumen, der Küche u. s. w. vollständig abschliessen 
können. Der Strassenlärm innerhalb der Stadt erlischt nicht 
mit der einbrechenden Nacht; bis 10 Uhr Abends durchfährt 
die Trambahn auch die abgelegenen Quartiere; nach Been- 
digung der Theater- und Opern-Vorstellungen herrscht allent- 
halben ein regelmässiger Wagenverkehr. Die Kinder finden 
also in den ersten Abendstunden, wenn überhaupt, einen keines- 
wegs ungestörten Schlaf und sind am anderen Morgen nur 
halbwegs ausgeruht. Nun laufen sie in der frühesten Stunde, 
in der Winterkälte fast noch bei Halbdunkel, in die nur noth-, 
dürftig erwärmten Schulen, sollen aufmerksam sein und ihre 
Gedanken anstrengen, während doch das Gehirn zur Bewälti- 
gung der Tagesarbeit nicht genügend ausgeruht ist. Den nach- 
theiligen Einfluss dieser Zeiteintheilung auf die zarte und nicht 
selten wenig widerstandsfähige, geistige und körperliche Ge- 
sundheit der Kinder wird jeder Arzt bestätigen; dass die Lei- 
stungen in der Schule unter dem Mangel an Schlaf leiden 
müssen, sieht auch der Laie ein. Hier einen, wenn auch nur 
geringen Wandel zu schaffen, bietet die Einführung der mittel- 
europäischen Zeit beste Gelegenheit. Man verlege den Schul- 
beginn im Sommer auf 8 Uhr, im Winter auf 9 Uhr und den 
Kindern ist eine halbe Stunde Schlaf mehr gewonnen, Ganz 
undenkbar aber scheint mir, dass auch in Zukunft die Stunden 
von 7 bezw. 8 Uhr festgehalten und die Kinder ihrer schon 
heute zu kargen Ruhe noch mehr beraubt werden sollten. 
Jedenfalls wäre eine Rundfrage hierüber nicht nur bei den 
Schulvorständen, sondern auch bei den Eltern angebracht, und 
endlich sollten die Aerzte ihre Autorität zu Gunsten der Kinder 
einsetzen.“ Wir können diesen Ausführungen nur in allen 
Punkten beistimmen. 


Staat und Fortbildungsschule in Preussen. 
Die in dieser Zeitschrift kürzlich (Nr. 7) unter gleichem Titel 
erwähnte Nachricht, dass der preussische Staat für die Ver- 
vollkommnung der gewerblichen Fach- und Fortbildungsschulen 
so gut wie keine Mittel übrig hat, ist durch die Verhandlung 
des preussischen Abgeordnetenhauses vom 25. Februar d. ]. 
in ihrem vollen Umfange bestätigt worden. Das gewerbliche 
Fachschulwesen in Preussen muss sich vorläufig mit der Sym- 
pathie der staatlichen Gewerbeverwaltung und des Abgeord- 
netenhauses behelfen; Mehraufwendungen für dasselbe kann 
der Staat „wegen der ungünstigen Finanzlage“ (trotz der 
Miquel’schen Reformgesetze!) nicht machen. Die Abgg. von 
Neumann und von Schenckendorff wiesen nach, dass für die 
Erweiterung der Fachschulen im Jahre 1891 ein Posten von 
134000 Mark, 1892 schon nur 78000 Mark und 1893 vollends 
nur 48000 Mark eingesetzt sind. Von der letzteren Summe 
werden 33200 Mark für Erweiterung der Baugewerkschulen 
in Posen, Königsberg und Idstein verwendet, ausserdem 8200 
Mark für die neue Maschinenbauschule in Dortmund; für die 
gesammten übrigen 41 Fachschulen bleiben also rund 6000 
Mark übrig! Dabei sind unter den 41 Schulen nur die staat- 
lichen zu verstehen; für das gesammte nichtstaatliche kauf- 
männische Fachschulwesen, z. B. dessen sich Graf Strachwitz 
im Auftrag schlesischer Handelskammern besonders annahm, 
bleibt überhaupt kein Pfennig zur Fortentwicklung übrig. Was 
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helfen da alle platonischen Versicherungen des Wohlwollens 
für Gewerbeschulen und Gewerbeschullehrer seitens des Herrn 
Handelsministers, der selbst von einer „verzweifelten“ Lage 
der Verwaltung sprach und ausführte, dass solcher Stillstand 
sicher bereits Rückschritt bedeute. Die Budgetkommission hat 
beschlossen, „die Kgl. Staatsregierung zu ersuchen, sobald sich 
die Finanzlage des Staates gebessert hat, möglichst in erster 
Reihe grössere Mittel für das gewerbliche Fortbildungsschul- 
wesen im Etat auszuwerfen‘“. Damit begnügte man sich leider. 
Deshalb dürfte auch folgende Resolution wenig helfen, die in 
der am 27. Februar zu Oppeln abgehaltenen Versammlung von 
Kuratoren der oberschlesischen kaufmännischen Fortbildungs- 
schulen einstimmig angenommen wurde: „In Erwägung, dass 
durch Nichtbewilligung staatlicher Zuschüsse die Mehrzahl 
der Freiwilligen-Schulen in ihrer weiteren Thätigkeit gehemmt 
würden und dass die Existenz derselben gänzlich in Frage ge- 
stellt würde, wird beschlossen, Petitionen an den Handels- 
minister, den Finanzminister und das Abgeordnetenhaus zu 
richten, um die nothwendige staatliche Subvention zu erreichen.“ 


BenennungvonFortbildungsschulen inPreus- 
sen. In Elbing ist für die staatliche Fortbildungsschule die 
Bezeichnung: „Königliche Fortbildungs- und Gewerkschule* 
gewählt worden. Anlass hierzu gaben entsprechende Anträge 
des dortigen Directors Witt und des Kuratoriums der genannten 
Schule, in welchen ausgeführt wurde, dass freiwillige Schüler 
oftmals dadurch von dem Besuch der Anstalt ferngehalten 
würden, weil ihnen die Bezeichnung „Fortbildungsschule“ nichts 
für sie Lernenswerthes verspreche, und dass auch viele Meister 
noch immer eine ganz irrige Vorstellung von der Leistungs- 
fähigkeit der Anstalt hätten und ihr nicht wohlgesinnt seien, 
weil sie annähmen, dass ihre Lehrlinge eine Berufsbildung dort 
nicht erhalten könnten. Mit Bezug hierauf hat der Regierungs- 
präsident jetzt auch an den Danziger Magistrat bezw. an das 
Kuratorium der staatlichen Fortbildungsschule die Anfrage 
gerichtet, ob für diese staatliche Fortbildungsschule ebenfalls 
eine entsprechende Benennung wünschenswerth erscheine. 


Fortbildungsschulzwang undLernmittel. Einer 
Mittheilung des preussischen Ministers für Handel und Ge- 
werbe zufolge sind gewerbliche Arbeiter, die durch ein Orts- 
statut zum Besuche der gewerblichen Fortbildungsschule ver- 
pflichtet waren, sich aber geweigert hatten, die ihnen als 
nöthig bezeichneten Lernmittel in den Unterricht mitzubringen, 
in einzelnen Fällen von der gegen sie erhobenen Anklage, den 
$ 150 Nr. 4 der Reichsgewerbeordnung übertreten zu haben, 
freigesprochen worden, weil der erkennende Richter angenom- 
men hat, dass die betreffende Bestimmung des Normal-Orts- 
statuts für obligatorische Fortbildungsschulen nicht als eine 
zur Sicherung der Ordnung in der gewerblichen Fortbildungs- 
schule erforderliche Anordnung angesehen werden könne. Auf 
Anregung des genannten Ministers hat der Justizminister, um 
eine Entscheidung des Kammergerichts über diese Frage her- 
beizuführen, die Oberstaatsanwälte beauftragt, dafür Sorge zu 
tragen, dass gegen solche freisprechende Erkenntnisse die zu- 
lässigen Rechtsmittel eingelegt werden. Die Polizei-Direktionen 
sind demnach mit entsprechenden Anweisungen versehen mit 
der Massgabe, in allen Fällen, in denen Fortbildungsschüler 
der ihnen durch das Ortsstatut auferlegten Verpflichtung zur 
Beschaffung der nöthigen Lernmittel nicht nachkommen, so- 
fern sie nicht wegen Mittellosigkeit hierzu ausser Stande sind, 
das polizeiliche Strafverfahren einzuleiten. 

Sch. Schulfrequenz bei obligatorischem Fort- 
bildungsunterricht. Die Fortbildungsschule in Greifs- 
wald wird vom 1. April d. J. ab eine obligatorische sein. In- 
folgedessen werden die Schüler zahlreicher und die Klassen 
vermehrt werden. Nach dem neuen Schulplan sind 2 Haupt- 
abtheilungen vorgesehen. In Abtheilung A sollen die Schüler, 
die neben den allgemeinen Fächern Gewicht auf Ausbildung 
im Zeichnen legen, unterrichtet werden. Abtheilung A zerfällt 
wieder in 2 Gruppen a und b. In der ersteren werden die 
während des Sommers dispensirten Bauhandwerker-Lehrlinge, 
in der letzteren die anderen Lehrlinge unterrichtet. Abthei- 
lung A wird im Sommer 4 Klassen mit wöchentlich 6 Stunden, 
im Winter 5 und 6 Stunden umfassen, Abtheilung B 4 Klassen 
mit 4 und 2 Klassen mit 2 Stunden. Bisher war die Schule 
von 180 Schülern besucht, vom 1. April ab werden es nach 
den aufgestellten Berechnungen sein in A a 128, b 164 und 
in B 143. Die Kosten sind wie folgt veranschlagt. Lehrhonorar 
(pro Stunde 2 Mk.) einschliesslich 450 Mk. für den Leiter der 
Anstalt, Drucksachen, Hefte, Beleuchtung u. dgl. m. 6790 Mk. 
als laufende Ausgabe pro Jahr. Ferner einmalige Ausgaben 
(Beleuchtungsanlage, Bücher, Vorlagen, Formulare etc.) 985 Mk., 
zusammen 8287 Mk. Davon zahlt der Staat zwei Drittel von 


7302 Mk. = 4868 Mk., die Stadt also nur 2434 Mk. jährlich. 
Bisher musste die Stadt 1410 Mk. zahlen. Die Mehrausgabe 
beträgt also 1024 Mk. nebst den einmaligen Ausgaben von 
985 Mk. 


Gewerbewesen. 


Das gewerbe-hygienische Museum in Wien. 
Oesterreich besitzt in seinem gewerbe-hygienischen Museum 
zu Wien schon seit Jahren eine Zentralstelle für alle auf die 
Arbeitergesundheit und Verhütung von gewerblichen Unfällen 
bezüglichen Fragen. Das’Museum bietet einmal in seinen Räu- 
men eine Sammlung von 311 Modellen, 66 Duplikaten und 
234 graphischen Darstellungen von Arbeiter-Wohlfahrtseinrich- 
tungen, welche im Jahre 1892 von 4306 Besuchern — unter 
ihnen die Hörer des hygienischen Kursus an der Wiener Uni- 
versität, die. Schüler des technologischen Gewerbe-Museums 
und einer Handelsschule, die Mitglieder von Arbeiter-Bildungs- 
vereinen, Gewerbevereinen und Beamtenvereinen, die Arbeiter- 
schaften zahlreicher Fabriken — unter der Führung von Sach- 
verständigen, insbesondere Fabrikinspektoren, besichtigt wor- 
den ist. Sodann veranstaltet das Museum Wanderausstellungen 
in gewerbreichen österreichischen Städten, mit denen Vorträge 
verbunden werden; es befasst sich mit eingehenderen Unter- 
suchungen über gewerbe-hygienische Fragen, von denen Er- 
gebnisse in dem Werke: „In den gewerblichen Betrieben vor- 
kommende Staubarten in Wort und Bild“ schon vorliegen, 
während ein anderes Werk: „Wasserstandsgläser und deren 
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Schutzvorrichtungen“, in Vorbereitung ist. Eine sehr segens-, 


reiche Thätigkeit entfaltet das Museum endlich als Auskunfts- 
stelle über gewerbliche Unfallverhütungs - Vorrichtungen für 
grössere und kleinere Unternehmer. Zahlreiche Sicherungsvor- 
kehrungen, z. B. die im Jahre 1892 in Wien vorgenommene 
Ausrüstung von über 60 Gasmotoren mit gefahrlosen Betriebs- 
vorrichtungen verdanken der vom Museum ertheilten Auskunft 


beziehungsweise den dort gemachten Studien ihre Herstellung.’ 


Zu erwähnen sind auch die „Mittheilungen‘“ des gewerbe- 
hygienischen Museums, von denen im Laufe des Jahres 1892 
acht Nummern erschienen sind. Ihr Inhalt beschränkt sich 
nicht nur auf das hygienische Gebiet, sondern es werden Ar- 
.beiter-Wohlfahrtseinrichtungen überhaupt, also z. B. auch Ar- 
beiterausschüsse, die Erholungen der Arbeiter, die hauswirth- 
schaftliche Unterweisung u. s. w. besprochen, ähnlich wie es 
in der „Korrespondenz der Zentralstelle für Arbeiter-Wohl- 
fahrtseinrichtungen in Berlin“ geschieht. Das gewerbe-hygie- 
nische Museum in Wien ist eine Gründung der österreichischen 
Arbeitgeber und wird unterhalten durch den Verein zur Pflege 
des gewerbe-hygienischen Museums, an dessen Spitze der 
Zentral-Gewerbeinspektor Ministerialrath Dr. Migerka in Wien 
steht. Nach dem letzten Jahresbericht zählte der Verein am 
31. Dezember 1892 487 Mitglieder, seine Einnahmen betrugen 
11,492 fl. 44 Kr., seine Ausgaben 5519 fl. 70 Kr. Das Vereins- 
vermögen belief sich auf 48,727 fl. 75 Kr. 


Städtische Elektrotechniker. Einen interessan- 
ten Einblick in das neue Thätigkeitsgebiet, das den Gemeinden 
durch die Fortschritte der Elektrizität zuwächst, gestattet fol- 
gende Mittheilung über die Anstellung eines städtischen Elektro- 
technikers in Berlin. Auf Grund eines Beschlusses der Stadt- 
verordneten-Versammlung hat der Magistrat diese ersucht, sie 
möge sich damit einverstanden erklären, dass ein Elektrotech- 
niker zunächst auf sechs Jahre mit einem jährlichen Gehalte 
von 7000 Mark angestellt und dies Gehalt sowie ein Betrag 
von 8000 Mark für Geschäftsbedürfnisse des Elektrotechnikers 
in dem Haushalts-Etat für 1893/94 eingestellt wird. Die Thätig- 
keit des Anzustellenden soll sich vornehmlich darauf erstrecken, 
die Anlagen der Aktiengesellschaft Berliner Elektrizitätswerke, 
insbesondere die beim Magistrat eingehenden Projekte über 
die Ausdehnung des Leitungsnetzes dieser Gesellschaft zu 
prüfen und deren Ausführung, namentlich in Bezug auf den 
Schutz anderer in den Strassen vorhandener Leitungen zu 
überwachen, die in Anwendung kommenden Elektrizitätsmesser 
zu prüfen, bei Streitigkeiten zwischen der Gesellschaft und den 
Abnehmern, sowie bei Verhandlungen mit den Staatsbehörden 
in Bezug auf Telegraphen- und Telephonanlagen Gutachten 
abzugeben, die Projekte für städtische Beleuchtungsanlagen 
aufzustellen, die Ausführung derselben zu beaufsichtigen und 
die finanziellen Ergebnisse solcher Anlagen festzustellen, ferner 
bei Prüfung der Frage, ob und in welchem Umfange und unter 
welchen Bedingungen die Anlagen der Aktiengesellschaft Ber- 
liner Elektrizitätswerke in städtischen Betrieb zu übernehmen, 
die Anlage elektrischer Bahnen im städtischen Gebiet zu ge- 
statten sei, als Sachverständiger mitzuwirken. 


Auflösung eines gewerblichen Schiedsgerichts 
in Westfalen. Ueber die uns aus Zeitungsnachrichten bekannt 
gewordene Auflösung des bisher in Herne (Westfalen) bestan- 
denen Gewerbegerichts, die immerhin eine ungewöhnliche Er- 
scheinung darstellt, erhielten wir auf eine Anfrage von dem 
zuständigen Amtsvorstand folgende bemerkenswerthe Auskunft: 
„Das gewerbliche Schiedsgericht in Herne bestand seit dem 
Jahre 1880. Dasselbe wurde nicht selten in fast: frivoler Weise 
in Anspruch genommen, und zwar durch Arbeitnehmer, welche 
ihren Brodherren lästige Gänge zum Amte etc. aufnöthigten. 
Unterlagen im Verfahren diese Arbeitnehmer, so waren sie oft 
verzogen und nicht aufzufinden, so dass also die ganzen Ver- 
handlungen und Schreibereien pro nihil (sic!) waren. Von einer 
Umgestaltung des gewerblichen Schiedsgerichts in ein Gewerbe- 
gericht ist abgesehen und die Auflösung genehmigt worden, 
weil ein Vorsitzender nicht zu gewinnen war und weil die Er- 
fahrung gelehrt hat, dass am hiesigen Orte auch ohne Gewerbe- 
gericht sehr wohl auszukommen ist“. Es muss Wunder nehmen, 
dass man gerade in einem westfälischen Amtsbezirk so un- 
günstige Erfahrungen mit einer Einrichtung gemacht zu haben 
glaubt, die überall sonst als eine Wohlthat empfunden wird. 
Sollte man nicht über einigen unvermeidlichen, aber neben- 
sächlichen Unzuträglichkeiten die unschätzbaren Vortheile eines 
gewerblichen Schiedsgerichts für die industrielle Bevölkerung 
übersehen haben? 

Ortsstatut über Lohnzahlung an minderjährige 
Arbeiter. Unserer gleichnamigen Notiz in No. 5 d. Bl. ist 
nachzutragen, dass die Stadt Mayen bereits unterm 23. Juni 
1892 auf Grund der revidirten Gewerbeordnung ein Ortsstatut 
über die Lohnzahlung an minderjährige Arbeiter erlassen hat, 
dass die Stadt Münden ein gleiches Ortsstatut unterm 12. Ja- 
nuar d. J. erliess und dass das badische Bezirksamt Sinsheim 
die ihm unterstellten Gemeinden mit Cigarrenindustrie zum 
Erlass derselben Vorschriften angeregt hat. 


Wohnungswesen. 


Bau von Arbeiter- und Beamtenwohnungen 
durch Gemeindeverwaltungen, Subvention ge- 
meinnützigerBaugesellschaften. AufS.214 des Mün- 
chener Verwaltungsberichts pro 1891 berichtet der Magistrat 
über eine interessante Umfrage. Er „verschickte Anfangs Februar 
1891 an eine Anzahl deutscher Städte Anfragen über die bis- 
herige Stellung der Gemeindeverwaltungen zur Herstellung von 
Arbeiterwohnungen oder von billigen Wohnungen für Arbeiter 
und kleine Beamte. Dabei wurde insbesondere Aeusserung 
darüber erbeten, ob und mit welchem Erfolge die Stadt als 
eigene Unternehmerin für diesen Zweck vorging, ob und in 
welcher Weise und mit welchem Erfolge sie gemeinnützige 
Bestrebungen von Gesellschaften unterstützte. Die Stadtver- 
waltungen von Köln, Breslau, Crefeld, Berlin, Magdeburg und 
Stettin erklärten, dass sie weder in der einen noch in der 
andern Richtung thätig waren. Einige Städte haben Wohnungen 
für Arbeiter und Bedienstete der Gemeinde erbaut, so Dresden 
drei Wohnhäuser für städtische Arbeiter und Beamte mit 
kleinem Gehalt und für Arbeiter der städt. Gasfabrik, Frank- 
furt a. M. 6 Doppelhäuser für geringer besoldete Beamte. 
Braunschweig gewährt bei Herstellung billiger und gesunder 
Wohnungen auf 10 Jahre unkündbare Darlehen zu 4°/o; Aachen, 
Danzig, Halle, Bremen, Dresden haben Grundstücke zu mässigem 
Preise abgelassen ; Aachen, Barmen betheiligen sich an Aktien- 
gesellschaften zum Zwecke der Erbauung billiger Arbeiter- 
wohnungen mit Kapital, Chemnitz und Hamburg unterstützen 
durch Erleichterung der baupolizeilichen Vorschriften, in Düssel- 
dorf baute eine milde Stiftung, in Barmen und Elberfeld die 
Stadt Arbeiterwohnungen. In Strassburg hat die Sparkasse mit 
Rücksicht darauf, dass die Erübrigungen der Anstalt haupt- 
sächlich aus den Einlagen minder bemittelter Klassen her- 
rühren, einen Theil der Ueberschüsse zum Bau von Arbeiter- 
wohnhäusern verwendet und in 8 Häusern 64 Wohnungen 
errichtet. Das darauf verwendete Kapital rentirt mit 31/2°/o. 
In manchen Städten, so namentlich in Frankfurt a. M. be- 
stehen gemeinnützige Baugesellschaften mit schönen Erfolgen. 
Bei vielen dieser Gesellschaften ist entweder eine Verzinsung 
des Kapitals gar nicht beabsichtigt, oder eine höhere Rente 
als 31/2°j0, bezw. 4°/o statutarisch ausgeschlossen.“ 

Widerstand der Gemeinden gegen den Bau 
kleiner Wohnungen. Aeusserst interessant sind im Hin- 
blick auf den so vielfach hervortretenden Mangel an kleinen 
Wohnungen, die Ausführungen Wörishoffer’s über die Stellung, 
welche die Gemeindeverwaltungen da und dort zu dieser wich- 
tigen Frage einnehmen. Er schreibt S. 132 des Berichts der 
Grossh. Badischen Fabrikinspektion für das Jahr 1892: „Es 


kommt vor, dass einzelne Gemeinden das Entstehen von Ar- 
beiterwohnungen unter allen möglichen Vorwänden zu hinter- 
treiben suchen, um in der Befürchtung wachsender Armenlast 
den Zuzug fremder Arbeiter in die Gemeinde fern zu halten. 
Ein solcher Vorwand ist z. B. die Berufung auf das Forstgesetz 
wegen zu grosser Nähe des Waldes, der durch die Insassen 
von Arbeiterwohnungen geschädigt werden könne. Ein der- 
artiges Verhalten hat bis jetzt in der Erbauung von Arbeiter- 
wohnungen zwar manchmal erhebliche Verzögerungen herbei- 
geführt, es konnte die Entstehung von solchen bis jetzt aber 
noch niemals verhindern. In höherem Masse kommen auf 
diesem Gebiete Einflüsse der Gemeindeverwaltungen kleiner 
Orte dann zur Geltung, wenn wegen des Baues von Arbeiter- 
wohnungen durch Fabriken angesehenere Gemeindeangehörige 
Schmälerung ihres Verdienstes durch Vermiethen von Woh- 
nungen an Arbeiter befürchten. Auch spielt hier die gegen- 
seitige Rücksichtnahme eine gewisse Rolle.“ Diese Aeusserungen 
des erfahrenen Leiters der badischen Fabrikinspektion beziehen 
sich, wohlverstanden, auf die Erbauung von Arbeiterwohnungen 
durch Arbeitgeber. Müssen diese, die doch gewöhnlich über 
einen sehr bedeutenden Einfluss verfügen, erst den Widerstand 
der Gemeindeverwaltungen überwinden, um ihren Arbeitern 
Wohnungen bauen zu können, so ist es ganz selbstverständ- 
lich, dass Privatunternehmer, die etwa den Bau kleiner Woh- 
nungen in ländlichen Gemeinden in der Nähe grösserer Städte 
beabsichtigen, ihm gegenüber einfach unterliegen, wie sich ja 
so häufig schon bei Untersuchung städtischer Wohn- und 
Bauverhältnisse ergeben hat. 


f Schlafgängerwesen und Arbeiterkasernen 
in Braunschweig. Seit Anfang Mai 1892 sind zwei wich- 
tige Landesgesetze für das Herzogthum Braunschweig in Kraft 
getreten, welche sich auf die Wohnungsverhältnisse der Ar- 
beiterbevölkerung beziehen. Es ist darin vorgeschrieben, dass 
jeder, der Schlafgänger mit oder ohne Gewährung von Kost 
bei sich aufnimmt, oder Arbeitern in Kasernen und in sonstigen 
zur Aufnahme einer grösseren Zahl von Arbeitern bestimmten 
Räumen Unterkommen gewährt, der Ortspolizeibehörde unter 
Angabe der Zahl der Personen und unter Bezeichnung der für 
sie bestimmten Räumlichkeiten binnen 24 Stunden nach der 
Aufnahme Anzeige zu machen hat. Binnen gleicher Frist ist 
jeder Wechsel in der Zahl der Personen und in den Räumen 
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anzuzeigen. Ohne ortspolizeiliche Erlaubniss darf niemand gleich- 
zeitig Schlafgänger verschiedenen Geschlechts halten, sofern 
diese nicht zu einer Familie gehören. Den Schlafgängern ist 
verboten, dritte Personen in Aftermiethe oder während der 
Nachtzeit bei sich aufzunehmen. Das Halten von Schlafgängern 
kann auf Antrag der Ortspolizeibehörde auf die Zeit von einem 
Jahre bis zu fünf Jahren durch die kollegiale Gewerbe-Behörde 
verboten werden, wenn Thatsachen vorliegen, welche die An- 
nahme rechtfertigen, dass der Vermiether bei der Haltung von 
Schlafgängern die Gelegenheit zur Förderung der Völlerei und 
Unsittlichkeit missbrauche; ein bezügliches Verbot ist auch 
gegen den andern, die häusliche Gemeinschaft theilenden Ehe- 
gatten wirksam. In Arbeiterkasernen dürfen Familien nur auf- 
genommen werden, wenn man ihnen besondere Räume gewährt, 
und es müssen im übrigen die Geschlechter getrennt gehalten 
werden und abgesonderte Wohn- bezw. Schlafräume mit ge- 
trennten Eingängen haben. Der Quartiergeber hat die Kaserne 
behufs Aufrechterhaltung der Ordnung und Reinlichkeit sowie 
zur Abwehr gesundheitsschädlicher Einflüsse fortgesetzt zu be- 
aufsichtigen; wohnen mehr als 20 Personen darin zusammen, 
so muss er einen besonderen Aufseher bestellen und eine aus- 
zuhängende Hausordnung erlassen. Die in dieser angedrohten 
Geldstrafen dürfen den halben täglichen Durchschnittsverdienst 
nicht übersteigen und sind zum Besten der Arbeiter zu ver- 
wenden. Die Landespolizeibehörden sind ferner befugt, in Be- 
treff der Lage, Grösse, Zugänglichkeit und Einrichtung der für 
Schlafgänger oder zu Arbeiterkasernen bestimmten Räume und 
über die höchste Zahl der Bewohner nach Anhörung der Kreis- 
ausschüsse mit ministerieller Genehmigung Vorschriften zu er- 
lassen. In der Stadt Braunschweig sind darüber Magistrat und 
Stadtverordnete zu hören. Bereits im Herbst v. J. ist dies ge- 
schehen, und der von herzoglicher Polizei-Direktion aufgestellte 
Entwurf, der auch der städtischen Bauverwaltung zur Prüfung 
vorgelegen hat und kürzlich auf Anregung des Staatsministeriums 
noch einigen Abänderungen unterzogen ist, wird in Bezug auf 
das Schlafgängerwesen in nächster Zeit in Wirksamkeit treten. 
Seine Mittheilung behalten wir uns bis zur endgültigen Fest- 
stellung vor. Hinsichtlich der Vorschriften über die Arbeiter- 
kasernen wird dem Vernehmen nach eine gleichmässige Ord- 
nung im Herzogthum dadurch erzielt werden, dass für die 
Landespolizeibehörden ein die betreffenden Bestimmungen ent- 
haltendes Muster im Ministerium ausgearbeitet wird. 
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Arbeitsvermittelung durch die Post in 
Luxemburg. 
Von Dr. M, Behrend in Frankfurt a. M. 


Die Wichtigkeit der Zentralisation des Arbeitsnach- 
weises ist in Deutschland recht wohl erkannt worden, 
und man hat sowohl innerhalb der einzelnen Berufsarten 
über ganz Deutschland hin, als auch innerhalb einzelner 
Gemeinden für alle Berufsarten eine Vereinheitlichung an- 
gestrebt. Die Erfolge sind jedoch nicht so bedeutend, dass 
auf dem einen oder anderen Wege das Ziel, nämlich die 
umfassende und zugleich schnell, billig und nachhaltig 
funktionirende Arbeitsvermittelung, in der nächsten Zu- 
kunft erreicht werden wird. Um so grössere Aufmerk- 
samkeit muss man der Art und Weise zuwenden, wie ein 
Nachbarstaat, der sich seiner geringen Ausdehnung halber 
trefflich zum Versuchsfeld eignet, an der Lösung dieser 
wichtigen Frage arbeitet. 


Am 19. November 1892 wurde nämlich in Luxem- 
burg durch Beschluss des Staatsministers, Präsidenten der 
Regierung und des Generaldirektors der Finanzen fest- 
gesetzt, dass die Post- und Telegraphenverwaltung vom 
1. Dezember 1892 ab provisorisch mit der Führung einer 
Arbeitsnachweisstelle (bourse du travail) zu betrauen sei, 
welche zum Zwecke hat, die Angebote und Gesuche von 
Arbeit zwischen Arbeitgebern und Arbeitern zu vermitteln. 
Freilich hält sich diese Vermittelung fern von jeder Art 
des Auskunftgebens. Noch viel weniger hat der Staat 
Luxemburg damit irgend eine Verpflichtung übernommen, 
für diejenigen zu sorgen, die keine Beschäftigung finden 
können. Immerhin wäre durch diese Einrichtung, wenn 
sie allgemein benutzt würde, ganz abgesehen von der 


Leistung der Vermittelung an sich, eine Uebersicht ge- 
geben, die zur Beurtheilung des jeweiligen Standes des 
Arbeitsmarktes werthvolles Material böte. Ein genauer, 
statistischer Nachweis wäre damit freilich nicht erbracht 
und zwar schon deshalb nicht, weil es unmöglich ist, die 
Meldung jedes Stellungsverlustes und Stellungswechsels 
zu erzwingen. Damit schwindet aber auch die Hoffnung, 
durch die hier zu besprechende Einrichtung fortdauernd 
Aufschluss über die Arbeitslosigkeit zu erhalten. Das ver- 
bietet sich schon deshalb, weil nicht alle, die Stellung 
suchen, arbeitslos sind. Trotzdem halten wir das Vor- 
gehen Luxemburgs für eine That von solcher Bedeutung, 
dass eine ausführliche Besprechung gerechtfertigt ist. Das 
Material dazu verdanken wir der Liebenswürdigkeit der 
Grossherzogl. Direktion der Posten und Telegraphen, die 
uns die Drucksachen zusandte und uns auch brieflich 
eingehende Auskunft gab. 


Die neu geschaffene Arbeitsnachweisstelle zerfällt in 
zwei Theile, wovon der erste, allgemeine, sich über das 
ganze Grossherzogthum Luxemburg erstreckt, während 
der andere, besondere, sich nur mit dem Bestellbezirke 
eines einzelnen Postamtes befasst. Arbeiter und Arbeit- 
geber wenden sich bei Bedarf vermittelst einer Postkarte 
an eine der beiden Abtheilungen; das Porto beträgt 
5 Cts. Wer sich persönlich auf ein Postamt bemüht, spart 
auch diese geringe Auslage. Es hängt nur von dem 
Willen des Stellungsuchenden oder -bietenden ab, ob die 
Veröffentlichung speziell in einem Postbezirk, im ganzen 
Grossherzogthum, oder in beiden erfolgen soll. Für das 
Arbeitsgesuch sind hellrothe, für das Arbeitsangebot graue 
und für die Erledigung grüne Postkarten hergestellt. Sie 
enthalten folgende Rubriken: 1) beim Arbeitsgesuch Name 
und Vorname, Stand, Wohnort, Anzahl der Arbeiter, 
Lohnhöhe, Datum und Unterschrift; 2) beim Arbeits- 
angebot dasselbe, nur ist die Anzahl der Arbeiter und 
ihr Beruf anzugeben. Ist ein Gesuch erledigt, so haben 
sowohl Arbeitgeber als Arbeitnehmer die Pflicht, dies mit 
einer Postkarte*) zur Anzeige zu bringen. Wohnt der 
Gesuchsteller in einer Ortschaft, wo sich kein Postamt 
befindet, so liegt es dem Postamte, in dessen Bezirk der 
betreffende Ort gelegen ist, ob, ihn durch eine Postkarte 
mit Rückantwort davon zu benachrichtigen, dass sich jemand 
auf sein Gesuch hin gemeldet hat. Ist er nun auch seiner- 


Angebot 3 
Gesuch 
ist erledigt. Name und Vorname, Stand, Wohnort, Datum, 
Unterschrift.“ Bei Name und Vorname scheint der des Gegen- 
partes anzugeben zu sein. Leider ist nicht verlangt, dass der 
verabredete Lohn angegeben wird. 


*) Es heisst dort: „Mein Arbeits- 


seits einverstanden, so macht er von der angebogenen 
Karte Gebrauch. Diese Karten sind, weil sie nur den 
inneren Dienst betreffen, portofrei. 


Die Postämter verarbeiten die eingelaufenen Ange- 
bote und Gesuche auf folgende Weise. Das Postamt 
Luxemburg-Stadt, die Zentralstelle der allgemeinen Ar- 
beitsbörse, vermerkt auf einer grossen Liste links die 
Arbeitsgesuche und rechts die Angebote.in Rubriken, die 
denen der Postkarten entsprechen, nebenbei aber noch 
Raum für den Vermerk der Erledigung lassen. Dies Re- 
gister wird jeden Abend nach Eingang der letzten Brief- 
posten abgeschlossen, und soviel Abzüge davon hergestellt, 
als es Postämter im Lande gibt. Mit der ersten Briefbe- 
förderung des folgenden Tages geht jedem Amte ein 
Exemplar zu, welches im Postgebäude an den Schaltern 
aufgehängt wird. 


Man wird zugeben müssen, dass die Schnelligkeit, 
mit der dieser Mechanismus arbeiten kann, nichts zu 
wünschen übrig lässt. Die Einrichtung der besonderen 
Arbeiterbörse ist analog. Ihre Listen sind für Luxemburg- 
Stadt vorläufig noch ziemlich zwecklos, da die Listen 
der „Allgemeinen Arbeiterbörse“ noch nicht so umfang- 
reich sind, dass es unpraktisch wäre, sein Gesuch in 
ihnen zu veröffentlichen. Warum also die Chance, aus- 
wärts eine Stellung zu bekommen, oder von auswärts 
Arbeitskräfte zu erhalten, wie sie die Allgemeine Arbeiter- 
börse bietet, ausser Acht lassen? Wer jetzt in Luxem- 
burg-Stadt die Einrichtung der Lokal-Arbeiterbörse be- 
nutzt — am 29. Januar sind es nur 21 Gesuche und 
kein Arbeitsangebot —, pflegt meistens daneben auch noch 
in der Allgemeinen Arbeiterbörse mit seinem Namen 
vertreten zu sein. Wie stark die Benutzung der Lokal- 
Arbeiterbörsen in den anderen Orten des Grossherzog- 
thums Luxemburg ist, haben wir nicht in Erfahrung 
bringen können. Gesuche und Angebote beider Börsen 
werden so lange wiederholt, bis die Benachrichtigung 
von ihrer Erledigung eingeht. Da diese aber nicht er- 
zwungen werden kann, lag die Gefahr nahe, dass in den 
Listen Leute fortgesetzt als Stellungsuchende aufgeführt 
werden, die längst in Stellung sind. Um diese Gefahr zu 
vermeiden, hätte man nach, sagen wir, 4 Wochen eine 
Erneuerung des Gesuches verlangen können. Die Direktion 
der Posten und Telegraphen hat aber in dem Streben 
nach grösster Genauigkeit noch einen Schritt weiter ge- 
than. Sie hat angeordnet, dass die Briefträger sich wöchent- 
lich bei all’ jenen Personen, welche Gesuche einreich- 
ten, erkundigen, ob diese sich erledigt haben oder 
nicht, wovon dann sofort die Zentralstelle benachrich- 
tigt wird. 


Die Listen der Allgemeinen Arbeitsbörse haben fol- 
gendes Aussehen: Von selbst ergeben sich die Abthei- 
lungen I. Arbeitsgesuch und II. Arbeitsangebot. Inner- 
halb I. finden wir die Spalten: Alter, Wohnort, Stand, 
Monatlicher Lohn; innerhalb II.: Name des Arbeitgebers, 
Wohnort, Stand des Arbeitgebers, Stand und Zahl der 
gesuchten Arbeiter und Lohn. Zur Eintheilung der Ge- 
suche und Angebote ist ein Schema ausgearbeitet worden, 
das 11 Kategorien von Berufen hintereinander aufführt. 
Da finden wir z. B. in der ersten: Anstreicher, Glaser, 
Maler u. s. w.; in der zweiten: Bäcker, Zuckerbäcker, 
Müller, Metzger u. s. w.; in der letzten: Tagelöhner u. a. 
Die Gewerbe sind wohl vollständig vertreten, ebenso alle 
Arten des Hausgesindes. Augenblicklich weisen die Listen, 
die die Arbeiterbörse veröffentlicht, noch keine solche 
Mannigfaltigkeit auf, 
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Die Zahl der Arbeitsuchenden und der Arbeitgeben- 
den resp. der angebotenen Stellen betrug: 


Datum Stellen- Stellen- Stellen- 
Suchende |Anbietende | Angebote 

15. Januar 86 66 85 
22° a 70 90 115 
29. n 79 101 130 

5. Februar 124 115 140 
12% . 133 120 145 
19. 5 136 137 160 
26. = 134 144 175 

Augenfällig ist, dass Angebot und Nachfrage be- 


trächtlich zugenommen haben, und zwar die Zahl der 
Stellenangebote stärker, als die der Stellungsgesuche. 
Wie stark der Ab- und Zugang ist, lässt sich ungefähr 
daraus ersehen, dass von den Namen der Liste vom 
15. Januar am 26. Februar wiederkehren: 

25 Arbeitsgesuche von 86; 

20 Namen von Arbeitgebern von 66 mit 

ca. 32 Stellenangeboten von 85. 

Das ist nur ein geringer Prozentsatz. Es ist aber 
nicht zu erkennen, ob diejenigen, deren Namen von der 
Liste entfernt wurden, auch thatsächlich durch die Ar- 
beiterbörse Arbeit gefunden haben. Es scheint sogar nicht 
ausgeschlossen, dass Privatagenten diese Einrichtung für 
ihr Geschäft auszunutzen wissen. Hoffentlich finden über 
Ab- und Zugang später regelmässige Veröffentlichungen 
statt. Sollte das Institut in grösserem Massstabe benutzt 
werden, so könnten diese Bekanntmachungen nicht nur als 
Reklame dienen, sondern zugleich, wie schon gesagt, für 
die Beurtheilung des Arbeitsmarktes sehr werthvoll sein. 

Desgleichen wäre es nicht uninteressant, über das 
Alter der Stellungsuchenden, soweit es angegeben wurde 
(ca. 80°/o) Aufschluss zu erhalten. Bis jetzt ergibt sich 
nach den uns vorliegenden Listen, dass die unter 15 Jahre 
alten ungefähr 9°, die 15—20jährigen 59°/o, die 
21—30jährigen 23°, die 31—40jährigen 3°/o, die 
41—50jährigen 5°/o, die 51—60jährigen 1°/o ausmach- 
ten, während über 60 Jahre alte den Arbeitsnachweis 
entweder nicht benutzt haben, oder es vorzogen, ihr 
Alter zu verschweigen. Bei den obigen Angaben sind die 
männlichen und weiblichen Personen zusammen aufge- 
führt. Scheidet man beide, so ergibt sich, dass das Durch- 
schnittsalter «der weiblichen Stellungsuchenden niedriger 
ist als das der männlichen und zwar hauptsächlich, weil 
die Zahl der jungen Mädchen sehr gross ist, die, schwerer 
Arbeit noch nicht gewachsen, als Kindermägde Beschäf- 
tigung suchen. Auffallend stark ist das Alter von 15—20 
Jahren vertreten; schon die Zahlen für die, welche im 
Alter von 21—30 Jahren stehen, treten ihnen gegenüber 
sehr zurück. 

Was die Betheiligung der einzelnen Berufsarten be- 
trifft, so ist beim Hausgesinde der Ab- und Zugang am 
stärksten. Wie es scheint, fehlt es im Gesinde, speziell 
im ländlichen, an Arbeitskräften. Neuerdings erst sind 
auch einige Handwerke auf den Listen stärker vertreten, 
so namentlich die Schneider, Schmiede, Sattler, Schuster, 
Wagner und Schreiner. Tagelöhner und Fabrikarbeiter 
benutzen die Börse noch nicht, oder doch so gut wie 
nicht. Dagegen lässt die steigende Theilnahme der Arbeit- 
geber für die Zukunft Gutes erhoffen. Freilich wird u. E. 
diese Art der Bekanntmachung von Vakanzen für manche 
Berufszweige niemals allgemein anerkannt werden. So ist 
es kaum glaubhaft, dass die Gemeinde, die auf diesem 
Wege einen 'Turnlehrer sucht, viel Nachahmung finden 
wird. Weiter dürften alle Gesuche, wo es sich um qualifizirte 


Arbeit (Lehrer, Schauspieler etc.) oder um besondere 
Charakter-Eigenschaften (sog. Vertrauens-Stellungen) han- 
delt, nicht wohl durch die Arbeiterbörse Erledigung finden 
können. Sie wird sich vielmehr auf jene Gebiete be- 
schränken, wo die Persönlichkeit des Vermittlers und seine 
Menschen- und Geschäftskenntniss weniger vonnöthen ist, 
sodass sie durch einen mehr maschinellen Vorgang ersetzt 
werden kann. 

Es hat etwas Verlockendes, auch in Deutschland der 
Post, die sich im Ganzen einer gesunden Zentralisation 
erfreut, derlei Einrichtungen anzugliedern. Ferner wäre 
es nicht zu unterschätzen, dass die Frage des Gebühren- 
wesens für die Arbeitsvermittelung auf diese Weise eine 
zufriedenstellende Lösung erfahren kann. 5 Pfg. vermag 
jeder aufzubringen; oder er findet selber den Weg zur 
Post. Wenn man bedenkt, welche Unkosten die Armen- 
verwaltung der Städte und Provinzen sparen könnte, wenn 
die Arbeitsvermittelung durch eine solche Einrichtung 
schneller besorgt würde, so wırd man sagen dürfen, dass 
Gemeinden und Staat zum mindesten mit Eifer die Er- 
folge beobachten sollten, die sich aus dem kühn &efassten 
und durchgeführten Gedanken unserer westlichen Nach- 
barn ergeben. Was die Arbeitslast und die Kosten be- 
trifft, die der Postverwaltung daraus erwachsen würden, 
so äussert sich uns gegenüber die Grossherzogl. Luxem- 
burgische Direktion der Posten und Telegraphen nach 
ihrer bisherigen Erfahrung dahin, „dass die Postämter 
des flachen Landes die ihnen durch diese Einrichtung 
zufallende Mehrbeschäftigung leicht bewältigen können, 
während sich bei der Zentralstelle die Ernennung eines 
besonderen Beamten als nothwendig erwies.“ 


Die Nachtheile der ländlichen Sommer- 
schule. 
Von Lehrer A, Schultz in Greifswald. 


In einigen Provinzen des preussischen Staates ist es 
gebräuchlich, den Kindern auf dem Lande während des 
Sommers verkürzten Schulunterricht zu ertheilen. In Schles- 
wig-Holstein z.B. dürfen Kinder der Dorfschule für meh- 
rere Monate vom Schulunterricht soweit entbunden wer- 
den, dass sie nur einen Repetirunterricht von 6 Stunden 
wöchentlich zu besuchen brauchen. Wo mehr als 12 dis- 
pensirte Kinder diesen Unterricht besuchen, darf die 
Unterrichtszeit der übrigen Schüler während des Som- 
merhalbjahres um 6 Stunden wöchentlich gemindert wer- 
den. Wo in Pommern die sogenannte Sommer- oder 
Hüteschule eingerichtet ist, besucht entweder die Ober- 
stufe 12, Mittel- und Unterstufe 18 Stunden wöchentlich 
den Unterricht, oder die Morgenabtheilung (von 6—8!/g 
Uhr) hat 15, die Mittagsabtheilung (von 9 - 11 oder 12) 
17 Stunden; zuweilen besteht auch ein umgekehrtes Ver- 
hältniss. Das Hüteschulwesen in Ostpreussen gestaltet sich 
insofern etwas günstiger, als dort oft nur ein sehr kleiner 
Theil der Schüler verkürzten Unterricht erhält. Ausserdem 
nenne ich noch Sachsen, wo es in so manchen Orten 
entweder „Rübenferien“ für einige Wochen oder verkürz- 
ten Sommerschulunterricht (von 6—11 oder 7-12 Vor- 
mittags) gibt. 

“» Wer nun Einsicht ın die heutigen Lehrpläne der 
Landschulen nimmt, wird einräumen, dass bei solcher 
Verkürzung der Unterrichtszeit unmöglich der vorgesehene 
Stoff zu bewältigen ist. Dazu kommt noch der für die 
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Kinder unnatürliche Frühunterricht, um dessentwillen sie 
oft schon um 4 oder 5 Uhr aufstehen müssen, weil sie 
einerseits vor Beginn des Unterrichts für ihren Dienst- 
herrn noch Arbeiten zu verrichten, andererseits einen 
mehrere Kilometer weiten Schulweg zurückzulegen haben. 
Selbstverständlich treffen wir dann in der Schule keine 
frischen, wissensdurstigen Mädchen und Knaben, sondern 
körperlich ermattete, geistig träge Schüler an. Der Lehrer 
jagt mit ihnen in aller Eile die vorgeschriebenen Pensen 
durch, wobei es nicht zu verwundern ist, wenn sich beide, 
Lehrer und Schüler, an halbes, oberflächliches Arbeiten 
gewöhnen. Beschneidet aber der Lehrer den sommerlichen 
Lehrstoff und beschränkt er sich vielleicht nur auf Er- 
haltung und Befestigung der erworbenen Kenntnisse, so 
wird dadurch der Schule für den Winter eine unverhält- 
nissmässig grosse Last aufgebürdet. Sie kann nicht nach- 
holen, was im Sommer versäumt werden musste, zumal 
man noch mit der Ungunst der winterlichen Schulwege, 
welche Tausende von Schülern am regelmässigen Besuch 
der Dorfschule verhindert, zu rechnen hat. Unter solchen 
Umständen kann die Landschule nicht zur ruhigen und 
gedeihlichen Entwickelung kommen. Erinnert man sich 
endlich daran, welchen sittlichen Gefahren die Kinder 
während der langen schulfreien Zeit ausgesetzt sind, so 
kann man nur zu dem Schluss kommen, dass der Voll- 
unterricht an Landschulen auch während des Sommers 
aus pädagogischen Gründen zu wünschen ist. 

Gewiss, so sagen nun die Freunde der Sommerschule, 
ist der unterrichtliche und zuweilen der erziehliche Nach- 
theil der letzteren nicht zu verkennen. Aber die Sommer- 
schulfrage ist nicht nur eine pädagogische, sondern in 
erster Linie auch eine soziale. Die Kinder müssen den 
Eltern bei der Sorge um das tägliche Brod helfen; sie 
müssen dienen und ersparen dadurch den letzteren nicht 
nur Essen, Trinken und Kleidung, sondern steuern auch 
baar zum Lebensunterhalt der Familie mit bei. Oder sie 
müssen den Vätern das Essen nachtragen, wenn diese 
z. B. in manchen Gegenden mit Torfstich beschäftigt 
sind; auch die Pflege des Torfes ist ihre Sache. Die 
Eltern dürfen ferner nicht die Lohnarbeit versäumen, um 
das nöthige Kraut für Schweine und Gänse zu pflücken ; 
dazu muss die Schule den Kindern Zeit lassen. Auch das 
Einsammeln von Himbeeren, Erdbeeren, Blaubeeren durch 
die Kinder bringt guten und mitberechneten Verdienst, 
den die Ausdehnung des Unterrichts nicht schmälern darf. 
Die grösseren Kinder sind nothwendig zur Beaufsichtigung 
der kleineren Geschwister, wenn die Mutter „zu Hofe 
geht“. Darum wollen die Eltern der Sommerschüler um 
keinen Preis den verkürzten Unterricht missen. Aber auch 
der Landwirth glaubt sich bei dem Mangel an ländlichen 
Arbeitskräften genöthigt, Schulkinder zum Hüten des 
Viehes zu miethen. Und viele Arbeiten, z. B. das Rüben- 
verziehen, können Kinderhände am schnellsten verrichten. 
Dazu ist Kinderarbeit am billigsten. Endlich sind die 
meisten Landlehrer auf Landwirthschaft und Bienenzucht 
angewiesen; woher nehmen sie nun die Zeit dazu, wenn 
sie den ganzen Tag unterrichten sollen? Durch Einrich- 
tung eines vollständigen Unterrichts für alle Landkinder 
würden die ländlichen Verhältnisse geschädigt und Noth 
und Unzufriedenheit in diesen Kreisen vergrössert. Weil 
hier die Magenfrage das grössere Uebel ist, das beseitigt 
werden muss, kann die Schule erst in zweiter Linie be- 
rücksiehtigt werden. So etwa lauten die Gründe, welche 
die Berechtigung der Sommer- und Hüteschule darthun 
sollen. Sehen wir sie uns auf ihre Stichhaltigkeit hin 
etwas genauer an, 


Also darum sollte die Sommerschule beibehalten 
bleiben, damit die Kinder Zeit gewinnen, den Eltern das 
tägliche Brod verdienen zu helfen? Nun ich denke doch, 
in christlichem Sinne und nach allgemein menschlichem 
Recht ist der Mann verpflichtet, die Familie zu ernähren; 
die Frau gehört in's Haus und die Kinder in die Schule. 
Wo es nicht so sein kann, da sind eben schlechte soziale 
Zustände vorhanden, deren Beseitigung man anzustreben 
hat; aber dies geschieht nicht dadurch, dass man um 
der Kinderarbeit willen den Unterricht verkürzt, sondern 
dadurch, dass man den Arbeitern höhere Löhne zahlt. 
Gewiss vermiethen diese aus Noth ihre Kinder; aber ich 
glaube nicht, dass das gerade zur Zufriedenheit der Ar- 
beiterschaft beiträgt. Ein Theil derselben sagt freilich: 
Wir haben in unserer Jugend gar keinen Unterricht im 
Sommer genossen; darum genügen für unsere Kinder 
einige Stunden. Aus solchen Aeusserungen spricht indes 
eben jene ältere Unbildung, und in dieser darf das Volk 
nicht durch mangelhaften Unterricht stecken bleiben. Der 
gewecktere Arbeiter bedauert es übrigens auch, dass er 
als Kind nicht genug habe lernen können. Alle aber — 
man frage sie nur — würden ihre Kinder am liebsten 
den ganzen Tag in der Schule sehen allerdings unter 
der Bedingung, dass sie ihr Auskommen ohne sie haben. 
Und das muss ihnen bald gewährt werden, wenn nicht 
der Mangel an ländlichen Arbeitern immer empfindlicher 
werden soll; ihr Lohn steht zu dem der städtischen 
in keinem Verhältniss mehr. Weiter: zur Pflege des 
Torfes wurden in meiner Vaterstadt vielfach Kinder ver- 
wandt; aber ich weiss, dass ohne Kürzung des Unter- 
richts die schulfreie Zeit dazu genügte. Und wer als Kind 
für Schweine und Gänse die Futtermittel zu beschaffen 
hat, kann bei vollem Unterricht daneben noch mit Musse 
seine Schularbeiten verrichten; ja, ich weiss es aus lang- 
jähriger Beobachtung, selbst Zeit zum Spiel bleibt ihm 
dabei. In der Zeit von 2—8 Uhr Nachmittags — ich 
setze voraus, dass die Verlegung sämmtlichen Unterrichts 
auf den Vormittag auch wegen der sommerlichen Hitze er- 
strebt wird — lässt sich viel beschaffen, wenn die Eltern 
der Hülfe der Kinder bedürfen. Und wo Kinder zum Ein- 
sammeln von Waldbeeren, zum Rübenverziehen oder in 
der Ernte nothwendig benutzt werden müssen, da kommt 
ihnen die Einrichtung der beweglichen Sommer- und 
Herbstferien zu Gute. 

Der grösste soziale Schaden wird freilich dort durch 
die Sommerschule gestiftet, wo es den Hausfrauen durch 
sie gestattet ist, Hofdienste zu leisten, während die grösse- 
ren Kinder die kleineren beaufsichtigen und die Wirth- 
schaft führen. Fragen wir nur Pastoren und Küster, die 
bei ihren amtlichen Gängen Gelegenheit haben, Einsicht 
in die traurigen häuslichen Verhältnisse zu nehmen; die 
werden es einsichtigen Müttern bezeugen, dass sie bei 
Hofe nicht halb so viel verdienen können, als sie zu 
Hause versäumen und als ihre Kinder während der Zeit 
Schaden anrichten. Und da sollten die Eltern Widerspruch 
gegen Einführung der unverkürzten Unterrichtszeit erheben, 
wenn ihnen damit zugleich geregelte Familienverhältnisse 
gegeben würden?! Gerade in den Gutsbezirken müssten 
die Arbeiter durch Aufhebung der Sommer- und Hüte- 
schule und strenge Handhabung der Schulgesetze gehin- 
dert werden, in einen Kontrakt zu willigen, der ihre 
Frauen zu Hofdiensten verpflichtet. Mögen diese auf Ar- 
beit gehen, wenn ihre wirthschaftlichen Verhältnisse es 
gestatten, aber nicht tagtäglich durch Zwang und auf 
Kosten der geistigen Entwickelung ihrer Kinder. Man 
sagt nicht mit Unrecht, dass unser Volk an dem Mangel 
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einer gemüthlichen Häuslichkeit krankt; wie aber kann 
diese einkehren, wenn die Frau der Familie entzogen wird? 

Aber die armen, armen Landwirthe! Was wird aus 
der Landwirthschaft, wenn die Sommer- oder Hüteschule 
aufgehoben würde? Ein Gutsbesitzer äusserte sich einmal 
mir gegenüber: „Wenn ich erst nicht mehr ohne die 
Hülfe der Schulkinder fertig werden kann, dann muss 
ich bald den Bankerott anmelden.“ Und wie recht hat 
er! Sind die Zeiten schlecht für die Landwirthschaft, so 
hilft Kinderhand ihr nicht. Darum gebe man den Land- 
wirthen den Rath, den sie wohl Beamten geben, wenn 
diese klagen: schränkt Euch ein! Welch’ ein Kapital 
könnte z. B. gespart werden, wenn vier Kutschpferde bei 
ungünstigen Konjunkturen in den Acker gingen! So viel 
kann Kinderarbeit niemals einholen. Und haben die Land- 
wirthe von dieser auch wirklich Vortheil? Viele von 
Jenen, die Kinderarbeit nicht mehr ausnutzen, bestreiten 
es. Wo Erwachsene das Vieh hüten, wird keine Saat be- 
schädigt, da hören die sonst so häufigen Grenzstreitig- 
keiten und Prozesse auf. Und wieviel Vieh wird nicht 
von den, Kindern zu Schanden gehütet, wofür ein Er- 
wachsener verantwortlich gemacht würde! Die Arbeiten, 
die Kinder auf den Feldern verrichten, werden zwar nur 
mit halbem Lohn bezahlt, aber auch nur halb besorgt. 
Ich selber habe, als es den Lehrern noch erlaubt war, 
Kinder zu Gartenarbeit verwendet; aber ich bin zu der 
Einsicht gelangt, dass es falsche Sparsamkeit von mir 
war. Wenn von Arbeitern sowohl wie Arbeitgebern 
Widerspruch gegen Einrichtung der vollen Unterrichts- 
zeit erhoben würde, so geschähe es — wie schon er- 
wähnt — von den ersteren entweder aus Kurzsichtigkeit, 
oder aus angeborener Scheu vor Neuerungen, von letz- 
teren aus einem Vorurtheil, das sie ohne Ueberlegung 
und Berechnung von ihren Vorfahren übernommen haben. 
Ich habe beobachtet, wer erst von der Kinderarbeit ge- 
lassen hat, kehrt auf dem Lande nicht mehr zu ihr zu- 
rück. Und welchen Nutzen hat der Gutsbesitzer von der 
Frauenarbeit, wenn die Kinder ihm während derselben 
die Wohnungen ruiniren; von wieviel Unglück liest man 
nicht täglich in den Zeitungen, das dadurch entstanden 
ist, dass Kinder sich allein überlassen waren. 

Was endlich die Lehrer anbetrifft, so haben diese 
in der Sommerschule nicht weniger Stunden zu geben 
als in der Vollschule. Sollten sie jedoch hier und da 
einiger freier Nachmittage. bedürfen, so sind sie ohne 
Kürzung der Schulzeit zu erlangen. Zudem braucht die 
Landdotation durchaus nicht mit dem Beruf des Land- 
lehrers verwachsen zu sein. Ja sie ist sogar heute ein 
soziales Uebel, welches zum wenigsten soweit gemildert 
werden muss, dass der Acker im Gehalt niedriger ange- 
rechnet und das baare Gehalt erhöht wird. Doch darf 
der Lehrer niemals die Lösung der Sommerschulfrage 
von der Erfüllung dieses Wunsches abhängig machen; 
ihm soll das Wohl der Kinder und der Schule über 
Alles gehen. 

Dass die Beseitigung des verkürzten Unterrichts aus- 
führbar ist, beweist schliesslich der Umstand, dass man 
diese Einrichtung in einigen Provinzen gar nicht kennt. 
Ich könnte selbst in Vorpommern und Rügen viele Land- 
schulen namhaft machen, in welchen bereits ım Sommer 
voller Unterricht ertheilt wird. Und ich spreche aus Er- 
fahrung, wenn ich behaupte, dass in diesen Ortschaften. 
sich weder die Arbeitgeber, noch die Lehrer, noch die 
Arbeiter nach den früheren Zuständen zurücksehnen. Seit- 
dem sind diese mindestens von der mühsamen Aufzucht 
der Gänse entbunden; sie brauchen keinen Flachs mehr 


zu bauen oder erhalten andere wirthschaftliche Erleich- 
terungen; dazu erhält die Frau, wenn sie noch in selte- 
neren Fällen zum Hofdienst herangezogen wird, doppel- 
ten Tagelohn gegen früher. Aber man kann nicht finden, 
dass hier Noth und Unzufriedenheit eingekehrt ist; son- 
dern es herrscht vielmehr ein gewisser Wohlstand und 
allseitige Zufriedenheit. Darum kurz und entschlossen im 
Interesse aller Betheiligten: Fort mit der Sommer- und 
Hüteschule nicht nur aus pädagogischen, sondern gerade 
auch aus sozialen Gründen !*) 


Das Wahlrecht der Kaufleute zum 
Gewerbegericht. 


Von Assessor Dr. Levin in Frankfurt a. M. 


Nach $ 2 des Gesetzes vom 29. Juli 1890 gelten als Ar- 
beiter diejenigen Gesellen, Gehilfen u. s. w., auf welche der 
VN. Titel der Gewerbeordnung Anwendung findet. Es fragt 
sich, ob es auch im Handelsgewerbe gewerbliche Arbeiter im 
Sinne dieses Titels gibt. Aus der Stellung, welche man zu 
dieser Frage einnimmt, ergibt sich zugleich die Beantwortung 
der anderen, in wieweit Kaufleute und bei ihnen beschäftigte 
Arbeiter Wählbarkeit und Wahlberechtigung für die Wahlen 
zu den Gewerbegerichten haben und unter die Zuständigkeit 
der Letzteren fallen. 

Die Motive des Gesetzentwurfs, betreffend die Gewerbe- 
gerichte, gehen von Folgendem aus. Wenn man den Kreis der 
Arbeitgeber und Arbeiter, auf welche das Gesetz Anwendung 
finden solle, zusammenfallen lasse mit dem Anwendungskreis 
des VII. Titels der Gewerbeordnung, so sei eine besondere 
Bestimmung, dass Gehilfen und Lehrlinge in (Apotheken und) 
Handelsgeschäften nicht als Arbeiter im Sinne des Entwurfs 
gelten, nicht erforderlich, weil auf die zuletzt genannten Per- 
sonen nach $ 154 Abs. 1 der Gewerbeordnung die Vor- 
schriften des VII. Titels überhaupt keine Anwendung finden 
(Motive zu $ 2 Abs. 1 S. 20). Diese Begründung traf zu, so 
lange der VII. Titel der G.-O. mit dem Handelsgewerbe sich 
wirklich nicht befasste; sie trifft nicht mehr zu, seitdem dies 
der Fall ist, d. h. seit dem Arbeiterschutzgesetz vom 1. Juni 
1891. Diese Gesetznovelle bestimmt in $ 105b Abs. 1: „Im 
Handelsgewerbe dürfen Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter .... 
an Sonn- und Festtagen nicht länger als 5 Stunden beschäftigt 
werden.“ Diese Spezialvorschrift würde genügen, um das ge- 
sammte aufgezählte handelsgewerbliche Hilfspersonal unter den 
VI. Titel der Gewerbeordnung fallen und damit als Arbeiter 
im Sinne von $ 2 des Reichsgesetzes vom 29. Juli 1890 er- 
scheinen zu lassen. Es erhellt dies mit Sicherheit aus der Ent- 
stehungsgeschichte der $$ 2, 69 des Gesetzentwurfs, betreffend 
die Gewerbegerichte ($8$ 2, 76 des Gesetzes). 

S$S 69 des Regierungs-Entwurfs enthielt bezüglich der 
„Gehilfen und Lehrlinge in Handelsgeschäften“ keine Ausnahme. 
Dieselbe wurde erst in der Kommissionsberathung ausdrücklich 
um deswillen hinzugefügt, „weil die gleichzeitig im Reichstage 
vorliegende Gewerbeordnungs-Novelle den Titel 7 (cf. $ 2 des 
Gesetzes) in mehrfachen Richtungen auf die Hilfsarbeiter des 
Handels ausdehne“ (vgl. Stenogr. Ber. VIII. Legisl. Per. 1. Session 
90/92 Bd. 1 S. 517, Kommissionsbericht S. 35). Nach 876 des 
Gesetzes ( $ 69 des Kommissionsentwurfs) finden die Bestim- 
mungen des Gesetzes keine Anwendung auf Gehilfen und 
Lehrlinge in Handelsgeschäften. Sie finden also Anwendung 
auf Arbeiter in Handelsgeschäften, weil dieselben, um dies 
nochmals zu wiederholen, wegen der Spezialbestimmung in 
$ 105b Abs. 1 der Gewerbeordnung als Arbeiter im Sinne 
von $ 2 des Gesetzes zu gelten haben. 

Es fragt sich nun, was man unter „Arbeitern“ in Handels- 
geschäften im Gegensatz zu „Gehilfen“ in Handelsgeschäften 


*) In dem Augenblick, in welchem wir diesen Artikel 
zum Druck geben, lesen wir, dass gegen die auch von Seiten des 
mecklenburgischen Landeslehrervereins erstrebte Einschränkung 
des ländlichen Hütejungenwesens das Präsidium des landwirth- 
schaftlichen Vereins kleiner Landwirthe beim Minister des In- 
nern vorstellig geworden ist; es begründet seine Eingabe gegen 
eine Abänderung des jetzigen Zustandes im Hütewesen mit 
folgenden Punkten: 1. Störung im Betriebe der Landwirth- 
schaft; 2. Vortheil der Eltern; 3. Abbruch an Ehre und 4. Wohl 
der Kinder. Man darf gespannt sein, wie sich der Minister zu 
der Sache stellen wird. Redaktion. 


zu verstehen habe. Man wird nicht fehl gehen, wenn man 
unter „Gehilfen“ in Handelsgeschäften die Handlungsgehilfen 
(Handlungsdiener, Handlungslehrlinge) im Sinne des VI. Titels 
des Handelsgesetzbuchs versteht, d. h. diejenigen Gewerbege- 
hilfen, welche bei Kaufleuten eine im Gewerbebetrieb unmittel- 
bar vorkommende oder an den Gewerbebetrieb sich an- 
schliessende kaufmännische Thätigkeit ausüben (z. B. bei 
dem Waarenumsatz, bei der Kassen- und Buchführung, als 
Kommis, Kassirer, Buchhalter u. dgl.) Hiermit würde negativ 
festgestellt sein, wer nicht „Arbeiter“ im Handelsgewerbe 
im Sinne von $ 2 des Gesetzes ist. Prüft man weiter, wer 
positiv dazu gehört, so dürfte Folgendes zu erwägen sein. 
Der Handel ist ebenso, wie seine Hilfsgewerbe (Bank-, Spe- 
ditions-, Transport-Geschäft u. s. w.), ein Gewerbe im Sinne 
der Gewerbeordnung (vgl. Landmann, Gewerbeordnung, Ein- 
leitung S. 16, Schicker, Gewerbeordnung, $& 6 Anm. 1 letzter 
Absatz). Bei den anderen, nicht zum Handel gehörigen Ge- 
werben ist ziemlich allgemein anerkannt, dass der Begriff und 
die Thätigkeit eines „gewerblichen Arbeiters“ keinerlei tech- 
nische Kenntnisse oder mechanische Fertigkeiten voraussetzt, 
dass vielmehr auch ohne diese Voraussetzung „gewerblicher 
Arbeiter“ Jeder ist, welcher nach dem Arbeitsvertrage bei 
einem selbständigen Gewerbetreibenden Arbeiten im Gewerbe- 
betrieb verrichten soll (z. B. Beton machen bei Pflasterern, 
Speis machen bei Maurern u. dgl. vgl. Entscheid. desR.O.H.G. 
Bd. 19 S. 382). Was den anderen Gewerben recht ist, wird 
dem Handelsgewerbe billig sein müssen. „Arbeiter“ im Handels- 
gewerbe wird demnach sein, wer berufsmässig gegen Entgelt 
seine Arbeitskraft Kaufleuten zu gewerblich technischen — 
nicht spezifisch kaufmännischen — Diensten im Gewerbebetrieb 
zur Verfügung stellt. Es wird gleichgiltig sein, ob die Dienst- 
leistungen besondere Kenntnisse oder Fertigkeiten voraus- 
setzen (wie bei Technikern, Zeichnern, Monteuren, Chemikern 
u. dgl.), oder ob diese Voraussetzung fortfällt (wie bei Packern, 
Auslaufern, Aufladern, Speicherarbeitern u. dgl.), oder endlich, 
ob die Dienste ausschliesslich bei der Waarenbearbeitung ge- 
leistet werden (wie bei Köchen, Küfern u. dgl.). 


Auf zwei Einwände muss freilich die vorstehende Aus- 
führung gefasst sein. Einer kann dahin gehen, dass ein Theil 
des aufgezählten Personals nicht zu den gewerblichen Arbeitern, 
sondern zum Gesinde zu rechnen sei, dass insbesondere einzelne 
Gesindeordnungen die Köche, Kutscher, Auslaufer, Kellner 
u. s. w. ausdrücklich als zum Gesinde gehörend aufführe (vgl. 
$ 2 der Frankfurter Gesindeordnung vom 5. März 1822). Man 
wird vielleicht entgegnen können, dass derartige Gesindeord- 
nungs-Bestimmungen und Aufzählungen durch die Gewerbe- 
ordnung überholt, als Landesrecht durch Reichsrecht gebrochen 
seien und dass man regelmässig nicht nach allgemeinen Be- 
griffsmerkmalen und Aufzählungen, sondern nur von Fall zu 
Fall werde entscheiden können, ob Jemand gewerblicher Ar- 
beiter oder Dienstbote (Gesinde) sei. Eine Köchin z. B., welche 
bei einem Gastwirth in der Hauswirthschaft für die Familie 
kocht, wird Dienstbote sein. Wenn sie aber bei demselben 
Gastwirth ausschliesslich oder auch nur überwiegend die 
Restaurations- oder Hotelküche besorgt, wird man sie unbe- 
denklich als Gewerbegehilfin ansehen dürfen. Der zweite 
Einwand kann dahin gehen, dass auf diese Weise ein Theil 
des kaufmännischen Hilfspersonals und seiner Streitig- 
keiten mit den kaufmännischen Arbeitgebern zur gewerbege- 
richtlichen Kompetenz gezogen würden, obwohl ein in der 
Kommission zu $ 2 des Gesetzes gestellter Antrag, als „Ar- 
beiter* im Sinne des Gesetzes das gesammte gewerbliche und 
kaufmännische Hilfspersonal gelten zu lassen und auch die 
Streitigkeiten der Kaufleute mit ihrem Hilfspersonal den Ge- 
werbegerichten zur Entscheidung zu überweisen, mit Rücksicht 
auf die hiermit verbundenen verschiedenartigen grossen Unzu- 
träglichkeiten mit allen gegen zwei Stimmen abgelehnt worden 
sei (vgl. Kommissionsbericht S. 4, 5). 

Dieser Einwand erscheint nicht ohne Berechtigung. Wenn 
die bisherigen Ausführungen richtig sind, so wird nach dem 
Stande der heutigen Gesetzgebung der Direktor eines Bank- 
hauses, der Inhaber einer Musikalienhandlung, kurz jeder Kauf- 
mann im Sinne des Handelsgesetzbuchs (einschliesslich der 
Handelsgesellschaften) zum Gewerbegericht wählen und ge- 
wählt werden und bei Streitigkeiten der in $ 3 des Gesetzes 
bezeichneten Art mit seinen Arbeitern in dem oben entwickelten 
Umfange vor dem Gewerbegericht klagen und verklagt werden 
können. 

Hierin dürfte eine nicht wünschenswerthe Ueberspannung 
der gewerbegerichtlichen Kompetenz zu finden sein, weil die 
kaufmännischen Arbeitgeber-Klassen mit gewerblichen in den 
Rahmen der Gewerbeordnung fallenden Verhältnissen regel- 


mässig nur wenig oder nichts gemein haben und weil die 
gewerblichen Schiedsgerichte des $ 120a der Gewerbeordnung 
und ihre Nachfolger, die Gewerbegerichte des Reichsgesetzes 
vom 29. Juli 1890, nur dazu berufen scheinen, bestimmt geartete 
gewerbliche Streitigkeiten zwischen Gewerbetreibenden und 
ihren Arbeitern zu entscheiden. 

Will man diese Ueberspannung vermeiden, so empfiehlt 
es sich, zur Auslegung des absichtlich nirgends definirten Be- 
griffs „Gewerbe* auf die Volkswirthschaft zurückzugreifen, 
wo man darunter die berufsmässig in Erwerbsabsicht auf die 
Umformung von Natur- und Arbeitserzeugnissen gerichtete 
wirthschaftliche Thätigkeit versteht. Von dieser Begriffsbe- 
stimmung ausgehend, wird man zu den Arbeitgebern des S 1 
des Gesetzes nur diejenigen rechnen, welche ein Gewerbe in 
diesem Sinne ausüben, und die Kompetenz der Gewerbegerichte 
auf die in $3 des Gesetzes aufgeführten Streitigkeiten solcher 
(Gewerbetreibender mit ihren Arbeitern beschränken. 

Die Kaufleute haben möglicherweise ein Interesse daran, 
dass ihre gewerblichen Streitigkeiten mit den Arbeitern im 
Handelsgewerbe nicht von den Gewerbegerichten in der jetzigen 
Zusammensetzung entschieden werden, Sie können hierbei auf 
die Kommissionsberathungen (S. 5, 6) sich stützen, welche wört- 
lich zum Ausdruck bringen, dass man die Gewerbegerichte 
nicht mit Personen aus dem Handelsstande besetzt dachte und 
es nicht für thunlich hielt, kaufmännische Streitigkeiten durch 
Gewerbetreibende und umgekehrt entscheiden zu lassen. Mit 
dieser Auffassung steht im Widerspruch, dass man de lege lata 
dem Handelsgewerbe angehörige Personen, Arbeitgeber wie 
Arbeiter, zu gewerbegerichtlichen Wahlen zulassen und der 
Rechtsprechung der Gewerbegerichte unterwerfen muss ohne 
Rücksicht auf das Vorhandensein oder Fehlen von Beisitzern 
aus dem Handelsgewerbe. Dieser Rechtszustand erscheint ebenso 
unerwünscht, als es auf der anderen Seite (Arbeitgebern und 
Arbeitern im Handelsgewerbe) erwünscht sein kann, kaufmän- 
nische Streitigkeiten der in 8 3 des Gesetzes erwähnten Art 
in den Formen des gewerbegerichtlichen Verfahrens durch 
Standesgerichte möglichst schnell, wohlfeil und sachgemäss, 
d. h. in einer die Eigenart der einzelnen Handelszweige (z. B. 
des Bank-, Speditions-, Transport-Fachs u. s. w.) berücksichtigen- 
den Weise entschieden zu sehen. 

Das Gesetz scheint den Weg zu zeigen, wie man dies 
erreichen und die erwähnte Ueberspannung der Kompetenz der 
Gewerbegerichte in ihrer jetzigen regelmässigen Zusammen- 
setzung vermeiden kann, indem es in $6 ausdrücklich zulässt, 
dass die sachliche Zuständigkeit der Gewerbegerichte auf be- 
stimmte Arten von Gewerbebetrieben beschränkt werden kann. 
Bisher hat freilich keine Gemeinde, insbesondere auch keine 
der Handelsstädte, von dieser Befugniss Gebrauch gemacht. 

Eine vollständige Darlegung, wie der vom Gesetz gezeigte 
Weg zu betreten sei, würde zu weit führen. Es sei deshalb 
nur angedeutet, dass es sich z. B. empfehlen dürfte, wo ein Ge- 
werbegericht besteht und ein stark entwickelter Handel ist, nach 
$8 6,9 Abs. 2 des Gesetzes bei dem Gewerbegericht eine beson- 
dere Abtheilung (Kammer) für Handelsgewerbesachen zu bilden. 

Der Vorsitz in beiden Abtheilungen wäre in einer Person 
zu vereinigen. Die Abtheilung für Handelsgewerbesachen würde 
mit von ihren Berufsgenossen nach $ 13 Abs. 2 des Gesetzes 
zu wählenden Beisitzern aus dem Handelsgewerbe zu besetzen 
sein. Die sachliche Zuständigkeit der beiden Abtheilungen 
wäre nach S$ 6, 7 des Gesetzes statutarisch etwa in der Art 
festzusetzen, dass vor die eine Abtheilung die in $ 3 des Ge- 
setzes bezeichneten Streitigkeiten der dem Handelsstande an- 
gehörenden Gewerbetreibenden mit ihren Arbeitern zu kommen 
hätten, vor die andere die Streitigkeiten der dem Handelsstande 
nicht Angehörenden.*) 


*) Wir haben diesen Ausführungen unseres geschätzten Mit- 
arbeiters gern Raum gegeben, weil sie zur Klärung eiwaiger Zweifel 
anregen, sind aber der abweichenden Ansicht, dass in der Sache 
weder praktische noch theoretische Schwierigkeiten vorliegen. 
Theoretisch besteht u. E. kein Widerspruch zwischen den Kom- 
missionsverhandlungen und der lex lata, weil die Kommission nur 
kaufmännische Streitigkeiten von der Kompetenz der Gewerbege- 
richte ausgenommen haben wollte, die Streitigkeiten zwischen Kauf- 
leuten und ihren Arbeitern aber gar keine kaufmännischen, sondern 
gewerbliche wie alle übrigen, das G. G. beschäftigenden sind. 
Daraus folgt dann, dass wir in der Einbeziehung dieser Streitig- 
keiten keine Ueberspannung der gewerbegerichtlichen Kompetenz 
erblicken können, vielmehr Kaufleute und Gewerbetreibende gleich- 
mässig für befähigt halten, als Beisitzer zu fungiren. Die thatsäch- 
liche Antheilnahme der Kaufleute an den Wahlen wird ausserdem 
überall und immer eine sehr schwache sein. Redaktion. 
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Notizen. 


Armenpflege. 


Deutscher Verein für Armenpflege und Wohl- 
thätigkeit. Am 9. d.M. trat in Berlin der Zentralausschuss 
des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit 
zur Feststellung der Tagesordnung und der Zeit der diesjährigen 
Hauptversammlung zusammen. Man beschloss, die Versammlung 
in Görlitz, möglichst im Mai, abzuhalten; auf die Tagesordnung 
wurden folgende Gegenstände gesetzt: 1. Uebersicht über die 
neueren Bestrebungen auf dem Gebiet der Armenpflege in den 
wichtigsten Staaten des Auslandes. Ref. Bezirkspräsident Freih. 
v. Reitzenstein. 2. Mittheilungen über den Gang der Arbeiten 
der Kommission zur Prüfung der Frage, in welcher Weise die 
neuere soziale Gesetzgebung auf die Aufgaben der Armen- 
gesetzgebung und Armenpflege einwirkt. Ref. Magistratsassessor 
Dr. Freund. 3. Fürsorge für Obdachlose. Ref. Bürgermeister 
Lange-Bochum und Bezirkspräsident Freih. v. Reitzenstein. 
4. Fürsorge für entlassene Sträflinge. Ref. Rechtsanwalt Herse- 
Posen. 5. Zwangsmassregeln gegen arbeitsfähige Personen, 
welche ihre Angehörigen, zu deren Unterhalt sie verpflichtet 
sind, der Armenpflege anheimfallen lassen. Ref. Beigeordneter 
Zimmermann-Köln. 6. Vormundschaftliche Befugnisse der Ar- 
menbehörden und ihrer Organe. Ref. Stadtrath Ludwig-Wolf- 
Leipzig und Amtsrichter Dr. Aschrott-Berlin. Für eine der 
nächsten Versammlungen wurde die Erörterung der Frage em- 
pfohlen: Was gilt als Armenunterstützung im Sinne des Gesetzes, 
um darauf den Verlust des Wahlrechts zu begründen ? Durch 
Kooptation wurden in den Ausschuss die Herren Senator Schem- 
mann-Hamburg, Geh. Rath Fuchs-Karlsruhe und Magistrats- 
assessor Dr. Freund-Berlin gewählt. 


Kinderpflege. 


Geistliche und Lehrer als Waisenräthe, Rin- 
zelne westpreussische Landrathsämter haben eine Verfügung 
an die Gemeinde- und Gutsvorstände erlassen, nach welcher 
der Minister des Innern darauf hingewiesen hat, dass die 
Uebertragung des Amtes der Waisenräthe an Geistliche sich 
durchaus bewährt habe, dass aber darauf Bedacht zu nehmen 
sei, dass die Geistlichen derselben Konfession angehören, wie 
die Mündel. Die Landräthe bemerken dazu, dass auch ältere 
Lehrer für das Amt eines Waisenraths geeignet erscheinen. 
Bei der Auswahl der mit dem Waisenrathsamte zu betrauenden 
Personen sei jedenfalls grössere Sorgfalt, als bisher beobachtet 
ist, geboten. 


Krankenpflege. 


Neue Heilstätte für unbemittelte Lungenkranke. 
Auch der Verein der Aerzte des Regierungsbezirks Stettin hat 
jetzt die Gründung eines Krankenhauses für unbemittelte Lungen- 
kranke nach Frankfurter und Bremer Muster in Aussicht ge- 
nommen. Es hat sich ein Verein gebildet, der die Gründung 
einer solchen (senesungsstätte zunächst im Regierungsbezirk 
Stettin sich zur Aufgabe stellt. Bis jetzt gehören dem Verein 
nur Aerzte an, es wird jedoch die Betheiligung von Herren und 
Damen aus allen Ständen und Berufsklassen dringend gewünscht. 
Die Anlagekosten sind mit 50—60000 M. berechnet worden, 
die Betriebskosten würden jährlich etwa 20000 M. betragen. 
Zur Aufbringung der Kosten soll die Ausgabe von Aktien 
(etwa zu 300 M.) a fonds perdu erfolgen. Mit Hülfe dieser 
Aktien soll die Gründung der Anstalt erfolgen, während die 
laufenden Mitgliederbeiträge, sowie die Erträge von Sammlungen, 
Kollekten, Konzerten, Verloosungen u. dergl., vermehrt um die 
Beiträge der behandelten Kranken, ä 1,50 M., die Kosten des 
Betriebes decken sollen. 


Schulwesen. 


Taubstumme Kinder in preussischen Volks- 
schulen. Mehrere preussische Regierungen haben bezüglich 
des bei der Anmeldung taubstummer Kinder zur Aufnahme in 
eine Taubstummen-Anstalt zu beobachtenden Verfahrens jetzt 
Folgendes bestimmt: 1. Die Ortsvorstände sind anzuhalten, in 
die von ihnen aufzustellenden Nachweisungen der in das schul- 
pflichtige Alter eintretenden und der zuziehenden schulpflich- 
tigen Kinder auch die taubstummen Kinder aufzunehmen. 
2. Die Lehrer haben die Richtigkeit dieser Nachweisungen 
bezüglich der taubstummen Kinder thunlichst zu prüfen und 
sodann ein Verzeichniss sowohl der in das schulpflichtige Alter 
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neu eingetretenen und zugezogenen, als auch der sonst noch 
in, ihrem Schulbezirk vorhandenen, im schulpflichtigen Alter 
befindlichen, aber in eine Taubstummen-Anstalt noch nicht 
aufgenommenen taubstummen Kinder bezw. eine Fehlanzeige 
alljährlich spätestens bis zum 15. Mai durch Vermittelung des 
Ortsschulinspektors dem Kreisschulinspektor einzureichen. Bei 
den über 8 Jahre alten taubstummen Kindern ist hierbei näher 
anzugeben, aus welchem Grunde dieselben in eine Taub- 
stummenanstalt noch nicht aufgenommen sind. 3. Die Kreis- 
schulinspektoren reichen die gesammelten Verzeichnisse bezw. 
eine Fehlanzeige bis zum 1. Juni jeden Jahres dem Landrathe 
ein, welcher dieselben bezw. eine Fehlanzeige spätestens zum 
15. Juni jeden Jahres dem Landesdirektor zu übersenden 
hat. 4. Wenn taubstumme, im schulpflichtigen Alter befindliche 
Kinder aus einem Schulbezirk in einen anderen verziehen, so 
sind dieselben von dem Lehrer des Abzugsortes dem Lehrer 
des Anzugsortes zur weiteren Kontrole zu überweisen. Liegt 
\der Anzugsort in einem anderen Kreise, so sind dem königl. 
Landrath dieses Kreises auch die über das betreffende Kind 
etwa bereits vorhandenen Akten von dem königl. Landrath 
des Abzugskreises zu übersenden. 5. Die königl. Landräthe 
sind verpflichtet, thunlichst darauf hinzuwirken, dass die bil- 
dungsfähigen taubstummen Kinder rechtzeitig, d. h. alsbald 
nach vollendetem 8. Lebensjahre einer Taubstummen-Anstalt 
überwiesen werden. 


Schulverhältnisse in Oberschlesien. Immer 
wieder kommen aus dem oberschlesischen Industriebezirk sehr 
bedenkliche Nachrichten über die Zustände in den dortigen 
Volksschulen. So wird jetzt einem Lokalblatte in Ratibor aus 
Scharley Folgendes mitgetheilt. Die dortige Volksschule hat 
13 Klassen, 12 Lehrer und 11 Schulzimmer. In einem der 
letzteren wird zwei Klassen Unterricht ertheilt, der ersten von 
8—12 Uhr, der zweiten unmittelbar darauf von 12--4 Uhr. 
Bei letztgenannter Klasse wird also in keiner Weise Rücksicht 
darauf genommen, dass die Kinder mit den Eltern zu Mittag 
essen können. Da manche der Schüler einen Schulweg von 
bis zu 3 Kilometer zurückzulegen haben, können vermuthlich 
einige der Kinder überhaupt nur sehr ungenügend zu Mittag 
essen. Es sind sechsjährige Kinder, um die es sich handelt. 
Diese haben bei ihrer Ankunft im Schulhause gegen 12 Uhr 
auch bei der bittersten Kälte keinen anderen Aufenthaltsort, 
als eine nach beiden Seiten offene, mit Steinen belegte Haus- 
flur. Oeffnet sich aber um 12 Uhr das Schulzimmer, so kommen 
die wartenden Kinder in einen Raum, der ohne jede wirksame 
Ventilation bereits vier Stunden lang von der Ausathmung 
und den Ausdünstungen einer beinahe 100köpfigen Klasse ge- 
füllt wurde. Solche kulturwidrige Zustände sollte der preussische 
Staat doch keinen Augenblick länger dulden. 


Ländliche Fortbildungsschulen in Preussen. 
In keinem Kreise des Regierungsbezirks Wiesbaden dürften 
die Fortbildungsschulen so reich entwickelt sein, als im Ober- 
lahnkreis, wo sie in 63 von 65 Gemeinden bestehen. Für 
Abhaltung des Unterrichts an der ländlichen Fortbildungs- 
schule hat jede Gemeinde Mk. 100 zu zahlen, daneben auch 
für Heizung und Beleuchtung zu sorgen. Doch fliessen die 
Zuschüsse aus der Staats- und Kreiskasse, die in manchen 
Fällen ®/ jener Summe erreichen, der Gemeindekasse zu, 
sodass dieser keine wesentlichen Opfer erwachsen. Der 
Unterricht wird von November bis März, also fünf Monate 
hindurch ertheilt; jeder Lehrer ist verpflichtet, neben seinem 
Stundendeputat an der Volksschule noch 4 Stunden wöchent- 
lich in der Fortbildungsschule zu unterrichten, wofür er jene 
Mk. 100 bezieht. Dagegen wird aus der Provinz Hannover be- 
richtet, dass die im Jahre 1891 auf Veranlassung des Land- 
wirthschaftlichen Vereins für Stadt und Land Lingen an 
verschiedenen Orten des Vereinsbezirks errichteten ländlichen 
Fortbildungsschulen fast sämmtlich wieder eingegangen seien. 
Der Landwirthschaftliche Verein Lingen hatte für jede Schule 
45 Mk. pro Jahr auf die Dauer von zwei Jahren bewilligt und 
dabei sich der Hoffnung hingegeben, dass auch der Kreis sich 
der Sache annehmen und zur Förderung der getroffenen Ein- 
richtung einen entsprechenden Betrag aus den Mitteln der 
Kreiskommunalkasse- zahlen würde. Ein diesbezüglicher Antrag 
des Landwirthschaftlichen Vereins Lingen an den Kreistag ist 
jedoch abgelehnt worden. Mit den vom Landwirthschaftlichen 
Verein Lingen ausgesetzten Mitteln allein war es nicht mög- 
lich, die Fortbildungsschulen zu erhalten, wenn auch Schul- 
lokal und Kosten für Licht und Feuerung von der betreffenden 
Gemeinde zur Verfügung gestellt wurden. Diese Ungleich- 
mässigkeit der Entwicklung in zwei westdeutschen Bezirken 
kennzeichnet das gesammte preussische Fortbildungsschul- 
wesen, 


Erfolge des Leipziger Fortbildungsschul- 
wesens. Von offenbar gut orientirter Seite wird dem „Leipz. 
Tgbl.“ anlässlich der bevorstehenden OÖsterprüfungen über die- 
sen Gegenstand geschrieben: „Die Schulzucht hat sich geho- 
ben, man hat sich an die Fortbildungsschule gewöhnt. Die- 
jenigen Unterrichtsstoffe, welche lediglich der formalen Bil- 
dung dienen, sind zu Gunsten der praktischen Ausbildung 
mehr und mehr ausgeschieden, beschränkt und in zweite Linie 
gestellt worden. Insbesondere hat auch der Zeichenunterricht, 
dem ein Drittel der ganzen Unterrichtszeit zugewiesen ist, 
dadurch, dass er das fachgewerbliche Element in gebührende 
Berücksichtigung zog, einen erfreulichen Aufschwung genom- 
men. Die Schüler werden je nach den Berufszweigen, denen sie 
angehören, in Fachklassen eingereiht. Wir finden da Fach- 
gruppen für Kunstgewerbe (Lithographen, Xylographen, Gra- 
veure, Musterzeichner, Porzellan- und Dekorationsmaler, ferner 
Buchdrucker. Schriftsetzer und Steindrucker etc.), weiter Klassen 
für das Baugewerbe (Zimmerer, Maurer, Steinmetzen etc.), für 
Holzarbeiter (Tischler, Drechsler, Glaser etc.), für Metallarbeiter 
(Schlosser, Mechaniker, Maschinenbauer etc.), für die Leder- 
und Papierbranche (Buchbinder, Tapezierer, Schuhmacher, 
Sattler etc.) u. a. m. Dabei stützt sich der Zeichenunterricht 
nicht mehr wie ehedem auf ornamentale etc. Vorlagen, son- 
dern es wird, wo es nur geht, nach Modellen gezeichnet, die 
als Unterrichtsbehelfe in grosser Anzahl nach und nach ge- 
schaffen wurden, was wiederum einen grossen Fortschritt be- 
kundet. Doch auch die übrigen Unterrichtsgegenstände (Deutsche 
Sprache, Rechnen, Geometrie, Buchführung, Geschichte, Geo- 
graphie, Verfassungskunde, Wirthschaftslehre, Physik und Che- 
mie) verdienen gewiss die vollste Beachtung, und ihre Behand- 
lung nimmt überall Bezug auf die Anwendung im Leben, so 
Rechnen und Geometrie auf Handel und Gewerbe, die deutsche 
Sprache auf Korrespondenz und Geschäftsleben, Physik und 
Chemie auf die technologischen Verhältnisse ete. Kurzum, die 
Fortbildungsschule hat eine starke Wandlung zum Besseren 
durchgemacht.“ 

Gewerbliche Vorbereitungskurse in Wien. 
Nach dem soeben seitens der Wiener Gewerbeschul-Kommis- 
sion versendeten statistischen Berichte bestehen in den neun- 
zehn Bezirken Wiens 70 Kurse mit 234 Klassen und 234 Lehr- 
kräften, für welche ein jährlicher Aufwand von nahezu 70000 
Gulden an Leiter- und Lehrer-Remunerationen zu bestreiten 
ist. Bei einer Durchschnittszahl von 60 Lehrlingen in einer 
Klasse werden gegenwärtig die gewerblichen Vorbereitungs- 
kurse Wiens von circa 14000 Schülern (Lehrlinge aller Ge- 
schäftszweige) besucht. 


Gesundheitswesen. 


Zum Entwurf eines Reichsseuchengesetzes. Zu 
diesem noch beim Bundesrath befindlichen Gesetzesvorschlage, 
welcher die kommunale Gesundheitspflege stark berührt, hat 
der Geschäftsausschuss des deutschen Aerztevereinsbundes in 
einer Sitzung vom 6. d. M. wesentlich dieselbe Stellung ge- 
nommen wie Geh. Rath Prof. Dr. Finkelnburg in seinen zwei 
Aufsätzen in No. 8 und 9 dieser Zeitschrift. Besonders seien fol- 
gende zwei Beschlüsse hervorgehoben: „Für die Entwickelung 
der Gesetzgebung auf diesem Gebiete ist es nothwendig, dass 
die beamteten Aerzte durch festgesetztes pensionsfähiges Ge- 
halt von der Praxis unabhängig gestellt werden, so dass das 
Amt nicht mehr eine Nebenfunktion bildet“, sowie: „Für die 
Hinterlassenen derjenigen Aerzte (inklusive Amtsärzte), Geist- 
lichen, Krankenpfleger und Polizeibeamten, welche im Auftrage 
der zuständigen Behörde mit Personen, welche an übertrag- 
baren Krankheiten leiden, in Berührung kommen, dabei selbst 
erkranken und infolge der Krankheit sterben, hat Fürsorge 
aus Öffentlichen Mitteln nach Maassgabe landesgesetzlicher 
Regelung zu erfolgen.“ 


Gewerbewesen. 


Brodtaxen. Eine Polizeiverordnung, welche den Bäckern 
vorschreibt, das Brod nur nach Gewicht zu verkaufen (in Stücken 
von einem halben oder ganzen Kilo bezw. vom Mehrfachen 
dieser Gewichtsgrössen), ist von dem Bürgermeister in Broich 
(Rheinprovinz) schon 1886 erlassen und neuerdings in Erinne- 
rung gebracht worden, obgleich sich die Bäcker in Oppeln 
(vgl. Nr. 7, S. 63 dieser Zeitschrift) mit Erfolg gegen viel weni- 
ger weitgehende Vorschriften der Polizei gewehrt haben. Inner- 
halb des Monats, für welchen die Selbsttaxen der Bäcker für 
obige Gewichtsmengen aufgestellt und polizeilich bekannt ge- 
macht sind, dürfen Preisveränderungen nicht vorgenommen 
werden. Eine Bekanntmachung desselben Inhalts erliess An- 
fang d. M. der Polizeipräsident von Köln a, Rhein. 


Städtische Verkaufsstellen für Fleisch. In 
der Stassfurter Stadtverordnetenversammlung vom 7. d. M. 
wurde dem Magistrat zur Erwägung gegeben, wie den hohen 
Fleischpreisen, die als in keinem richtigen Verhältniss zu den 
Viehpreisen stehend bezeichnet wurden, in geeigneter Weise 
zu begegnen sei. Man hielt es unter Umständen für angezeigt, 
um die künstlich hochgehaltenen Fleischpreise zu bekämpfen, 
dass die städtischen Behörden auf eigene Rechnung im Schlacht- 
hause eine Verkaufsstelle einrichten, um den Einwohnern 
billiges, gutes Fleisch zu beschaffen. 

Städtische Apotheken für Mainz und Lud- 
wigshafen. Infolge eines Beschlusses des städtischen Finanz- 
und Bauausschusses hat die Mainzer Stadtverwaltung eine Ein- 
gabe an das Ministerium des Innern und der Justiz mit dem 
Ersuchen gerichtet, der Stadt Mainz das Recht zum Betrieb 
der im Gartenfelde zu errichtenden Apotheke unter der Be- 
dingung zu ertheilen, dass zur Führung dieser Apotheke ein 
von der Stadt Mainz zu besoldender, staatlich geprüfter Apo- 
theker ernannt werde. Dieses Gesuch entspricht einem Antrag 
der Ortskrankenkasse und einem in der Stadtverordnetenver- 
sammlung zum Ausdruck gekommenen Wunsche. Auch in 
Ludwigshafen will sich die Stadtverwaltung das Recht zum 
Betriebe einer Apotheke sichern und deshalb zur Erlangung einer 
Apotheken-Konzession bei der Regierung vorstellig werden. 
In erster Linie wird damit eine Entlastung des städtischen 
Krankenhauses, der Lokal- Armenpflege und der Kranken- 
kassen bezweckt. 

Wirthschaftliche Betriebe städtischer Ar- 
menverwaltungen. In der Frankfurter Stadtverordneten- 
versammlung vom 7. d.M. regte ein Mitglied bei Berathung des 
städtischen Armenetats die Errichtung einer städtischen Apo- 
theke nach Kölner Muster (Vergleiche Nr. 2, Seite 19 der 
Blätter) für die städtischen Krankenhäuser und die offene 
Krankenpflege der Armenärzte an. Er betonte, dass im Etat 
35750 Mark für Arzneien eingesetzt seien, woran durch eine 
eigene Apotheke eine erhebliche Summe erspart werden könne. 
Die Anregung erscheint sehr begründet, insbesondere da auch 
in Frankfurt, wie in Köln, eine Reihe anderer Hospitäler, in- 
soweit sie Arme verpflegen, ihre Arzneien ebenfalls aus jener 
städtischen Apotheke beziehen könnten. Gerade das grösste, 
das Hospital zum Heiligen Geist, ist verwaltungsmässig selb- 
ständig, obwohl es ursprünglich Eigenthum der Stadt ist 
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und lediglich städtischen Zwecken, insbesondere der Verpfle- 
gung von Dienstboten und Krankenkassenmitgliedern dient. 
Sein Bedarf an Arzneien stellt sich allein jährlich auf über 
20000 Mark und eine recht erhebliche Summe werden auch 
die übrigen Spitäler, insbesondere das Senckenbergische Bür- 
gerhospital, beanspruchen, auch wenn man nur das anrechnet, 
was in der Verpflegung von Armen aufgewendet wird. Wir 
vermögen daher die Bedenken, welche gegen die Anregung 
laut wurden, als ob die Betriebe nicht gross genug seien, nicht 
zu theilen. Nach Ansicht des Oberbürgermeisters Adickes würde 
sich nicht blos eine Apotheke, sondern auch eine Bäckerei, 
wie solche in Hamburg, Leipzig u. a. besteht, rentiren. Die 
Versammlung stimmte dem Antrage, den Magistrat zu ersuchen, 
die in anderen Städten über eigenen Apothekenbetrieb veran- 
lassten Erhebungen zur Kenntniss der Stadtverordnetenver- 
sammlung zu bringen, bei. 

Verordnung gegen dasKellnerinnenunwesen 
in Posen. Auch in Posen wird am 1. April eine neue Polizei- 
verordnung in Kraft treten, die den vor längerer Zeit in Breslau 
und Berlin erlassenen in allen wesentlichen Punkten gleicht. 
In Zukunft wird also auch in Posen die Schenkmädchen sowie 
eventl. den Wirth eine empfindliche Strafe treffen, falls jene 
bei einem Gast am Tische sitzend betroffen werden. 

Zehnpfennigtarif für Pferdebahnen in Berlin. In 
der Berliner Stadtverordneten-Versammlung vom 9. d. M., in 
welcher der „Grossen Berliner Pferde-Eisenbahn-Gesellschaft“ 
die Genehmigung zur Ausführung mehrerer über die Linden 
gehenden Bahnanlagen ertheilt wurde, ging von dem Stadt- 
verordneten Borgmann u. Gen. der Antrag ein, obige Pferde- 
eisenbahngesellschaft zu verpflichten, vom 1. Oktober d. J. ab 
innerhalb des Weichbildes der Stadt den Normal-Zehnpfennig- 
Tarif einzuführen. Erwidert wurde auf diesen Antrag, es sei 
kaum zu erwarten, dass die Pferdebahngesellschaft den Zehn- 
pfennigtarif einführen werde, so lange sie auf ihrem jetzigen 
Standpunkt beharre, dass sie dabei nicht bestehen könne. 
Stadtverordneter Dr. Bailleu bestritt sogar, dass die Einführung 
des Zehnpfennigtarifs im Interesse des Publikums liege. Man 
komme jetzt schon kaum mit den Pferdebahnen mit, der Ver- 
kehr würde sich erheblich steigern, es müssten grössere Wagen 
eingeführt und der Verkehr auf den Strassen gefährdet werden. 
Bei der Abstimmung gelangte der Antrag Borgmann u. Gen. 
mit 57 gegen 46 Stimmen zur Annahme. 


Joseph Baer & Oo. 


Buchhandlung und Antiquariat in Frankfurt a. M. 
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Verfassers dahin erkennen, dass diesem Uebel durch 
J Br IE - } u 
Zum Quartalwechsel. baupolizeiliche Vorschriften, die einer übermässigen 
Angesichts des bevorstehenden Quartalwechsels er- | Werthsteigerung des Baugeländes in den Aussen- 
suchen wir, das Abonnement bei der Post schon jelzt | bezirken grösserer Städte entgegentreten, abgeholfen 
zu erneuern, damit keine Störung im Bezug eintritt. | werden könne. Nach meinem Dafürhalten ist diese 
Zugleich bitten wir unsere Abonnenten, die „Blätter‘‘ | Ansicht nicht zutreffend, und es muss ihr widersprochen 
all denen empfehlen zu wollen, welche an der sozial- | werden, um unerfüllbare Erwartungen zu verhindern, 
polhtischen Fürsorge der Gemeinden, der Vereine und die sich sonst an die Baupolizei-Ordnungen für städtische 
der Privatkreise Antheil nehmen. Aussenbezirke knüpfen könnten, und um nicht den 
ohnehin zahlreichen Feinden dieser neuen - 
Joseph Baer g Co. rer 
- nungen den Angriff zu erleichtern. 
Ohne Zweifel wird der jeweilige Werth eines 
N Grundstücks, abgesehen von der Lage des letzteren, 
Inhalt: & ER \ 3 

URL N Be er nur durch die Möglichkeit der Ausnützung und dem- 
Deus ar EOREO u aH) GW otnungsroin in’ acn grossen |" Zfolge, insoweit) eine Verwertkung“zur) Errichtung 

Städten. Von Stadtbaurath Behnke. : : i 
Die Zentralisation der Wohlthätigkeit in London. | Me Wohnungen in Aussicht EANSENEBE ist, nur durch 
Schule und Kinderhort. Von Stadirath Vorkastner. die baupolizeilichen Vorschriften bestimmt. Es bleibt 
Notizen: Armenpflege: Einwirkung der sozialpolitischen Versicherungs- nur festzustellen, wieviel Wohnräume auf einem ge- 
gesetze auf die Armenpflege. Deutscher Verein für Armenpflege gebenen Grundstück baupolizeilich gestattet werden 


und Wohlthätigkeif. — Krankenpflege: Aerztliche Hilfe für ver- 2, 2 ie 
sicherte Arbeiter. — Schulwesen: Nachtheile der ländlichen Som- mussen, um darnach durch eine Rentabilitätsberech- 


merschule. Staat und Fortbildungsschule in Preussen. Gewerbe- | NUNg ZU ermitteln, welchen Preis für den Grund und 
schulen und gewerbliche Fortbildungsschulen in Baden 1892. Stand | Boden der Eigenthümer fordern oder der Bauspekulant, 
des Berliner Fortöildungsschulwesens. — Fortbildungsschulkom- um noch mit Nutzen bauen zu können, anlegen kann. 
mission der Schweizer Gemeinnützigen Gesellschaft. Städtische Ferien- ; ; ’ R: 

' Ohne Zweifel wird daher die Festsetzung schärferer 


kolonien in Metz. — Gesundheitswesen: Freibäder für Frauen | 
und Mädchen in Breslau. — Wohnungswesen: Zum Gesetzentwurf baupolizeilicher Bestimmungen für die Aussenstadt 
Adickes und Genossen, betr. die Erleichterung von Stadterweite- | einer Steigerung des Bodenwerthes und einer über- 
rungen. — Gewerbewesen: Wahlvorschriften für das Gewerbegericht mässigen, zum Nachtheil des öffentlichen Wohls statt- 
Heidelberg. Elektrische Stadtbahnen. } 5 » DE 

Zi findenden Bereicherung der Grundeigenthümer ent- 

£ A £ Fra 2 gegenwirken. 

Die Einwirkung der Baupolizei auf die Es ist jedoch in keiner Weise anzunehmen, dass 


Wohnungsnoth in den grossen Städten.”) | hiermit die Wohnungsnoth irgendwie gemindert wer- 
den könnte. Man wird letztere in drei verschiedenen 
Richtungen finden können und zwar 

Die von Herrn Baurath Stübben verfasste Be- 1 
sprechung der neuen Baupolizei-Ordnung für die Ber- 
liner Vororte — vergl. Nr. 4 dieser Blätter — ent- 
hält den Satz, dass der hohe Preis der städtischen 
Baugrundstücke der eigentliche Grund der städtischen 
Wohnungsnoth sei, und lässt im Zusammenhang mit 
den vorhergehenden Erwägungen die Ansicht des 


Verlagsbuchhandlung. 


Von Stadtbaurath Behnke in Frankfurt a. M. 


.in der schlechten sanitären Beschaffenheit, 
2. in dem Mangel und 
3. in dem hohen Miethpreise der Wohnungen. 


Der ersten Klage kann allerdings durch baupoli- 
zeiliches Eingreifen abgeholfen werden, aber gewiss 
nicht, ohne die Eigenthümer zu nöthigen, entweder 
bestehende ungeeignete Wohnungen aufzulassen und 


*) Wir haben nachstehenden Ausführungen um so lieber 
Raum gewährt, als sie in überaus deutlicher Weise die diffe- | völkerung zu vermeiden. Stellt man diesen Gesichtspunkt in 
rentielle Wirkung der Frankfurter Bauordnungen, der alten für | den Vordergrund, so wird man überhaupt keine Beschränkung 
die Innenstadt geltenden und der neuen für die Aussenstadt | der Ausnutzungsfähigkeit des Grund und Bodens treffen können. 
erlassenen, klarlegen. Nur hat Herr Baurath Stübben sich in | Unserer Ansicht nach hat die Produktion kleiner und billiger 
dem Aufsatz, an welchen Herr Stadtbaurath Behnke anknüpft, _ Wohnungen bisher dem Bedarfe nicht gerecht zu werden ver- 
nicht dahin ausgesprochen, als sei durch die Auferlegung bau- | mocht; dieses Missverhältniss zwischen Herstellung und Bedarf 
polizeilicher Beschränkungen eine Verbilligung der Wohnungen wird bestehen bleiben, ob man Bauordnungen zur Einschrän- 
und damit eine Lösung der Wohnungsfrage zu erzielen. Auch | kung der Ausnutzung des Bodens erlässt oder nicht. Der Werth 
theilen wir nicht die Meinung, dass Bauordnungen in erster | dieser Beschränkungen liegt ausschliesslich auf hygienischem 
Linie darauf sehen müssten, eine finanzielle Belastung der Be- | Gebiete. Redaktion. 


dadurch den Wohnungsmangel zu vermehren, oder 
für bestehende und neu anzulegende Wohnungen 
Mehrkosten aufzuwenden, deren Wiedergewinnung, 
wenn irgend möglich, durch weitere Erhöhung des 
Miethpreises versucht werden wird. Die Beschaffung 
von Wohnungen wird stets von Angebot und Nach- 
frage und von den Kreditverhältnissen abhängig blei- 
ben und zeitweilig ab- und zunehmen; in der Regel 
wird in Zeiten des wirthschaftlichen Niederganges die 
Beschaffung der kleinen Wohnungen sich der Zahl 
nach mehren, weil deren Vermiethung sich mit grös- 
serer Sicherheit erwarten lässt, während umgekehrt 
in wirthschaftlich besseren Zeiten die Spekulation sich 
mehr der Beschaffung grösserer Wohnungen zuwenden 
wird, weil deren Verwaltung bei gutem Ertrage mit 
geringeren Schwierigkeiten verknüpft ist. Im Allge- 
meinen kann die Beschaffung von Wohnungen wohl 
durch strassenstatutarische Vorschriften und durch vor- 
sorgliche Herstellung von Strassen und Kanälen seitens 
der städtischen Verwaltung erleichtert und dadurch 
ein Wohnungsmangel verhütet oder gemindert werden, 
es kann jedoch die Bauspekulation durch baupolizei- 
liche Vorschriften, welche darauf abzielen, die Woh- 
nungsdichtigkeit zu beschränken, gewiss nicht angeregt 
werden. Unter allen Umständen aber bleibt es un- 
möglich, den Miethpreis der Wohnungen durch bau- 
polizeiliches Eingreifen zu erniedrigen, weil die Be- 
schaffung der Wohnungen, mag der Werth des Grund 
und Bodens noch so sehr heruntergehalten werden, 
theurer werden muss als zuvor. 

Als Beweis für diese Behauptung mögen zwei 
Beispiele aus unserer Stadt dienen, die unter An- 
wendung der Bauordnung vom 15. Juli 1884 und der 
Polizeiverordnung vom 15. Oktober 1891, das Bauen 
in der Aussenstadt betreffend, in Vergleich gestellt sind. 


I. Doppelhaus mit Wohnungen von 2 Zimmern, 
an einer 12 m breiten Strasse ohne Vorgarten. Ge- 
mischtes Viertel innere Zone. 


a. b. 


Nach der Bauordnung vom: 15. Juli 1884 13. October 1891 


Bebaute Grundfläche | 183 qm 183 qm 
Erforderliche Grösse | 

des Baugrundstücks | *3.183 — 244 qm 366 qm 
Stellung des Gebäudes zwischen 2 Brandmauern 
Zulässige Haushöhe . 16 m 12 m 
Zahl d. Obergeschosse 3 2 
Zahl der Wohnungen 16 | 12 


Rentabilitäts-Bereehnung. 

. 16 Wohnungen zu 4. 250112 Wohnungen zu 4. 260 

im Durchschnitt = .f#. 4000 im Durchschnitt = #.3 10 

. Baukosten | 
183.270 = #. 49410) 183.220 — 4t. 40 260 

Davon 4°/o Zinsen, !/2°/o Amortisation, 1°o bauliche 

Instandhaltung und 1/2’, für Steuern, Unkosten und 

Miethverlust, zusammen 6°/0 


Einnahme 


Ausgabe 


= %M 2965| — #. 2416 
Kanalbeitrag für . . 117 Frontmeter 
17.30 = M. 510, 
davon 4% — M. 20 Me. 20 
zusammen #4. 2985 zusammen M#. 2436 
Ueberschuss. 4000 — 2985 — #. 1015| 3120 — 2436 = 4. 684 
kapitalisirt kapitalisirt 


zu 4% — M. 25 375 zu 4%/o — M. 1710 
Verzinster Werth des 
Bauplatzes für das 


gm —, 25 375 


244 


17 100 


— rd. #. 104 366 


— rd. M. 47 
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II. Wohnhaus mit Wohnungen von 5 Zimmern 
und Zubehör an 12 m breiter Strasse mit 4 m breiten 
Vorgärten. Wohnviertel innere Zone. 


a. b. 

Nach der Bauordnung vom: 15. Juli 1884 13. October 1891 

| Bebaute Grundfläche 195 qm 195 qm 

' Erforderliche Grösse 

des Baugrundstücks |#/3. 195 + 16.4 -- 324 qm 195 + 3.60 — 375 qm 
Stellung desGebäudes zwischen 2 Brandmauern mit einseitigem Bauwich 
von 3 m. 

Zulässige Haushöhe . | 20 m 16 m 
Zahl d. Obergeschosse 4 2 
Zahl der Wohnungen 5 3 


Rentabilitäts-Berechnung. 
. 5 Wohnungen zu A 10003 Wohnungen zu 4 1200 
im Durehsehnitt -- 6 5.000, im Durchschnitt— % 3 600 


Einnahme 


Ausgabe . Baukosten 
195.350 — ft. 68 250 195.240 — #M. 46 800 
Einfriedigung 
| 16.54 40 1.8—rd.A 480 
| Mehrkosten einer 
| Brandmauer %# 1200 
zusammen # 68650 zusammen # 48480 


‚Davon 4°/o Zinsen, "/2”/o Amortisation, 1°%o bauliche 
Instandhaltung und 1/2/o für Steuern, Unkosten und 
| Miethverlust, zusammen 6°/o 


| — #4 4119| = %#. 2909 
| Kanalbeitrag für . . 16 Frontmeter 19 Frontmeter 
16.30 = ‚. 480, 19.30 = #. 570, 
davon 4% — M. 19 davon 4 — %M. 23 
| zusammen 4 41838 zusammen # 2932 
Ueberschuss . .| 5000 — 4188 = M. 862) 3600 — 2932 — M 668 
‚kapitalisirt kapitalisirt 
| zu 4/o — #. 21 550 zu 4%/o — %# 16700 
| Verzinster Werth des | 
N für ser 21550 Ehe 1670 ker 
q eg TA ao : 


In diesen Tabellen sind die Baukosten und die 
Miethpreise niedrig veranschlagt und für Spalte b 
möglichst günstig bemessen; erhöht man die Bau- 
kosten oder die Miethpreise, so bleibt das Verhältniss 
der Bodenwerthziffern ziemlich das gleiche, dagegen 
würde der Vergleich für die Spalte b sich noch wesent- 
lich günstiger stellen, wenn das Beispiel I mit 4 gegen 
2 Obergeschosse und das Beispiel II ohne Vorgärten 
gerechnet wäre. 


Die Tabellen zeigen, dass bei Anwendung der 
Vorschriften der Polizei-Verordnung vom 13. Oktober 
1891 ein Bauspekulant-für das Quadratmeter des Bau- 
geländes nach Beispiel I nur 47 Mk. und nach Bei- 
spiel II nur 45 Mk. zahlen könnte, um dieselbe Ver- 
zinsung und Sicherstellung des aufzuwendenden Kapi- 
tals zu gewährleisten, während bei Anwendung der 
Vorschriften der Bauordnung vom 15. Juli 1884 die 
Preise nach Beispiel I auf 104 Mk. und nach Beispiel II 
auf 67 Mk. bei gleicher Rentabilität gesteigert werden 
könnten. Daraus folgt, dass der Grundwerth im ge- 
mischten Viertel innere Zone für kleine Wohnungen 
schon von 104 Mk. auf 47 Mk. und im Wohnviertel 
innere Zone für mittlere Wohnungen schon von 67 Mk. 
auf 45 Mk. für das Quadratmeter zurückgehen muss, 
um bei Anwendung der schärferen Vorschriften der 
Polizei-Verordnung vom 13. Oktober 1891 die gleichen 
Miethpreise zu ermöglichen. Eine weitere Prüfung lässt 
aber auch erkennen, dass eine mässige Aenderung 
des Grundwerthes auf die Miethpreise überhaupt ohne 
wesentlichen Einfluss bleibt. Würde man etwa den 


Grundwerth für Spalte b auf 35 Mk. für das Quadrat- 
meter ansetzen, so ergibt sich hieraus folgende Er- 
mässigung des Miethpreises: 

Beispiel I. Ersparniss 363.12 — 4356 Mk.; davon 4°/o 
Zinsen — 174 Mk. und auf 12 Wohnungen 
vertheilt, für jede Wohnung jährlich rund 
15 Mk. 

Ersparniss 375.10 — 3750 Mk.; davon 4°) 
Zinsen — 150 Mk. und auf 3 Wohnungen 
vertheilt, für jede Wohnung jährlich 50 Mk. 

Es geht daraus hervor, dass die hohen Mieth- 
preise, wenn man in diesen allein die Wohnungsnoth 
erblicken will, weniger auf den Grundwerth als auf 
andere Einwirkungen zurückzuführen sind. Ein beson- 
derer Anlass wird darin zu suchen sein, dass fast 
überall in den grösseren Städten die Beschaffung 
kleiner und mittlerer Wohnungen sich in den Händen 
ärmerer Spekulanten befindet, die gezwungen sind, 
mit theuerem Gelde zu arbeiten und dementsprechend 
die Miethen in die Höhe zu setzen; später werden 
dann die Häuser häufig auf Grundlage günstiger An- 
fangsmiethen wiederum von minderbemittelten Leuten 
erworben, die darauf angewiesen sind, einen Ueber- 
schuss zu suchen und deshalb die Miethpreise wenn 
möglich noch weiter zu steigern oder mindestens auf 
der gleichen übertriebenen Höhe zu halten. 

Wie eine Aenderung des Zinsfusses auf die Mieth- 
preise einwirkt, lässt die Tabelle ebenfalls erkennen. 
Vermindert man in Spalte b die Verzinsung für Bau- 
kapital, Kanalbeitragskosten und Grundwerth von 4"/o 
auf 3!/2"'o, so ergibt sich folgende Verminderung 
des Miethpreises: 

Beispiel I. '/2°/o von 57870 Mk. — rund 239 Mk. und 
auf 12 Wohnungen vertheilt, für jede Woh- 
nung jährlich rund 24 Mk. 

1/,0/, von 65750 Mk. —= rund 329 Mk. und 
auf 3 Wohnungen vertheilt, für jede Woh- 
nung jährlich rund 110 Mk. 

Nach meinem Dafürhalten ist in Vorstehendem 
der Nachweis erbracht, dass die Einschränkung des 
Bodenwerths in der Aussenstadt, die unzweifelhaft 
durch schärfere baupolizeiliche Vorschriften erreicht 
wird, nicht im Stande ist, die Steigerung der Mieth- 
preise auszugleichen, die mit der baupolizeilich gleich- 
zeitig herbeigeführten Verminderung der Benutzbarkeit 
des Grundstücks nach Grundfläche und Höhe ver- 
bunden bleiben muss, dass also der Vortheil der für 
die Aussenstadt erstrebten schärferen baupolizeilichen 
Vorschriften in der Verbesserung der sanitären Ver- 
hältnisse, nicht aber in einer Verminderung der Mieth- 
preise gesucht werden muss. Hieraus folgt zugleich 
die berechtigte Mahnung, in den sanitären Anforde- 
rungen nicht über das nothwendige Maass hinauszu- 
gehen, weil sonst der für das öffentliche Wohl in 
sanitärer Beziehung gewonnene Vortheil durch eine 
nicht unerhebliche finanzielle Belastung gerade des 
minder bemittelten Theils der Bürgerschaft hinfällig 
gemacht werden könnte. 


Beispiel II. 


Beispiel Il. 


Die Zentralisation der Wohlthätigkeit 
in London. 


Schon seit Jahren tritt in einer Reihe deutscher 
Städte das Bestreben hervor, die private Wohlthätigkeit 
zu gedeihlichem Zusammenwirken zu vereinigen. Da 
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dürfte es von Interesse sein, zu hören, was in England, 
speziell in London, in dieser Hinsicht erstrebt und er- 
reicht worden ist. 

Dort machten sich nämlich bereits in den sechziger 
Jahren dieselben Mängel, über die heute bei uns geklagt 
wird, deutlich fühlbar. Man erkannte es allseitig, dass 
durch das Fehlen genügender Organisation in der Armen- 
pflege Lug und Betrug zur Profession werde, wobei gleich- 
sam Prämien vertheilt wurden für die Geschicklichkeit, 
Armuth zu heucheln. Man wurde gewahr, dass oft 
der wirklich Mittellose keine Unterstützung erhält, weil 
er nicht weiss, an wen er sich zu wenden hat, weil er 
zufällig niemand kennt, der ihn empfehlen kann, oder 
weil er von dreisteren Genossen bei Seite geschoben wird. 
Man verhehlte sich auch nicht, dass die Anstalten gröss- 
tentheils schlecht verwaltet seien, die ihnen anvertrauten 
Mittel in unnöthigen Verwaltungsausgaben und neben- 
sächlichen Dingen verzettelten und dann die Erfolglosig- 
keit ihres Vorgehens durch unübersichtlich und unregel- 
mässig veröffentlichte Rechnungsaufstellungen zu verdecken 
suchten. Zur Beseitigung dieser Missstände wurden eine 
grosse Anzahl von Plänen entworfen; darunter solche, 
deren Einzel-Vorschläge noch heute von Werth sind. 

Wir haben daher im Folgenden den Versuch gemacht, 
sie systematisch geordnet darzustellen. Das Material ist der 
Charity Organisation Review (October-Novemberheft 1892) 
entnommen. Freilich ist dort der Hauptwerth darauf ge- 
legt, die Verdienste der einzelnen Gründer der Charity 
Organisation Society gegeneinander abzuwägen. Für un- 
seren Zweck schienen dagegen Namen und Jahreszahlen 
weniger bedeutungsvoll. 

Es entspricht der Geistesrichtung der englischen 
Kreise, denen die hier zu skizzirenden Vorschläge ent- 
stammen, wenn dort die Idee, allein auf dem Wege der 
Gesetzgebung und Verwaltung ohne Inanspruchnahme der 
Thätigkeit Privater die Uebelstände zu bekämpfen, unaus- 
gesprochen blieb. Dagegen wird von den meisten die 
Meinung vertreten, dass man ebensowenig auf die Hülte 
und Mitarbeit des Staates wie auf die Einzelner und frei- 
williger Vereine verzichten könne. Nur über die Art, wie 
ein Zusammenwirken beider erfolgen könne, gehen die 
Ansichten auseinander. Einige wollen die Schwierigkeit 
beseitigen, indem sie eine Zentralorganisation empfehlen, 
der es obläge, die gesammte Armenpflege nach einheit- 
lichen Gesichtspunkten zu ordnen. Eine Unterabtheilung 
dieses „Board of charities“ hätte sich mit der Prüfung 
der Rechnungsausweise der Wohlthätigkeitsvereine u. s. w. 
zu befassen. Die Zentrale war, wenn das auch nicht aus- 
drücklich hervorgehoben wird, als staatliche Behörde, als 
Departement eines Ministeriums gedacht und es war für 
die damalige Zeit ein kühner Gedanke, ihr das Recht 
geben zu wollen, die freie Verwendung der zu wohlthä- 
tigen Zwecken verausgabten Gelder zu kontroliren. Be- 
absichtigte man doch sogar, hiermit die Befugniss zu 
verbinden, jedes ungeregelte Almosengeben zu untersagen. 
Die Mittel zur Erhaltung dieser Zentralstelle sollten ent- 
weder vom Schatzamt oder durch einen (1prozentigen) 
Abzug von allen für Zwecke der Wohlthätigkeit einlau- 
fenden Geldern aufgebracht werden. Da man hoffte, dass 
der Nutzen dieser Einrichtung sich Allen fühlbar machen 
werde, hielt man einen gesetzlichen Zwang zur Zahlung 
dieser Abgabe für überflüssig. Es liege für alle Vereine 
ein starker Antrieb zur vollen Leistung ihrer Beiträge 
einmal in dem Revisionsrecht, das dem Board of Chari- 
ties zustehe, sodann in dem Urtheil der Oeffentlichkeit, 
dem ein jährlicher, umfassender Bericht zu unterbreiten sei. 
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Die Zentralleitung sollte aber neben dieser beauf- 
sichtigenden Thätigkeit in grossem Massstabe direkten 
Einfluss auf die Armenpflege bekommen. Zu diesem Be- 
hufe wollte man ganz London in Distrikte eintheilen und 
in jedem ein Bureau errichten, das als Meldestelle für 
die Armen und Kranken, als Sammelstelle für Beiträge 
u. s.:w. zu dienen habe. Die Bureaus hätten die Perso- 
nalien u. s. w. der Bittsteller festzustellen und sich zu 
überzeugen, inwieweit deren Aussagen mit der Wahrheit 
übereinstimmten. Alles Material sei sorgfältig zu regi- 
striren und der Zentralorganisation zu übermitteln. Diese 
Ideen — das wird man zugestehen müssen — sind durch- 
führbar, ihre Urheber hatten den Muth, mit einer Menge 
von Einrichtungen aufzuräumen, die vielleicht früher ganz 
berechtigt waren, sich aber für heute als unzeitgemäss 
und ungenügend erwiesen haben. 

Trotzdem fanden diese Vorschläge bei fast allen Orga- 
nisationen lebhaften Widerspruch. Das aber zeitigte beiandern 
den Wunsch, Mittel und Wege zu finden, um ein ungezwunge- 
nes und harmonisches Zusammenarbeiten von Staat und 
Privaten zu ermöglichen. So wurde vorgeschlagen, Almosen 
und Unterstützungen nur an Diejenigen zu zahlen, welche im 
Besitze eines Billetes seien, das sie zum Empfang berech- 
tige. Diese „tickets“ sollten nach Prüfung der Bedürftig- 
keit des Petenten von den „parish authorities“ verabfolgt 
werden. Jeder Einzelne und jeder Verein, der Armen Geld 
aushändige, würde die Pflicht haben, die Höhe der Summe 
auf der Rückseite des Billets zu notiren. So sollte die 
private Wohlthätigkeit auf Diejenigen aufmerksam gemacht 
werden, denen eine Hilfe am meisten noth thue, und 
gleichzeitig verhütet werden, dass Jemand mehr als nöthig 
erhalte. Für dieses System rechnete man wahrscheinlich 
in erster Linie auf die Zustimmung und Hilfe Derer, die 
nicht leicht ihre Stimme für Aenderungen der Organisa- 
tion geben. Es konnte ja alles so bleiben, wie es war. 
Das „ticket“ würde alle etwa noch bestehenden Schäden 
beseitigen. 

Von anderer Seite erkannte man freilich, dass damit 
nicht einmal die Möglichkeit von Kollisionen zwischen 
Staat und Privaten ausgeschlossen sei, und suchte diesen 
Zweck durch eine Theilung des Arbeitsfeldes zu erreichen. 
Danach sollten dem Staat die gewöhnlichen, chronischen 
Fälle überwiesen werden. Der Privatthätigkeit dagegen 
würden die aussergewöhnlichen chronischen und die tem- 
porären Fälle anheimzugeben sein. Wie aber zwischen 
den einzelnen Vereinen die Aufgaben zu vertheilen seien 
und ob die oben angeführte Scheidung anderen als theo- 
retischen Werth habe, darüber zerbrach man sich freilich 
nicht den Kopf. 

Dagegen gab der Widerstand zu denken, der seitens 
der Organe der bestehenden Armenverwaltung laut wurde. 
Man beschränkte sich daher vielfach darauf, eine Neu- 
gestaltung der privaten Fürsorge zu planen. Dies sollte 
durch die Gründung einer Gesellschaft erreicht werden, 
die sich jeder Antheilnahme an Wohlthätigkeits-Unterneh- 
mungen zu enthalten und vermittelnd und anspornend 
zu wirken habe. Sie sollte zu dem Zwecke Konferenzen 
abhalten und öffentliche Vorträge veranstalten, sich die 
Sammlung und Sichtung von Material betr. die Armen- 
pflege angelegen sein lassen; weiter durch Veröffentlichung 
der gemachten Erfahrungen in Zeitungen oder in selb- 
ständigen Broschüren das Publikum zu unterweisen und 
durch gelegentliche Absendung von Deputationen an 
massgebende Persönlichkeiten die Gesetzgebung in ihrem 


Sinne zu beeinflussen versuchen. Und um ausserdem die 
Aufgabe, 


Zersplitterung der Kräfte im Armenwesen zu | 


verhüten, nach Möglichkeit zu lösen, trat man der Idee 
näher, mit jenen Einrichtungen eine Zentralorganisation zu 
verbinden, ähnlich wie sie oben beschrieben wurde, doch 
ohne Zuhilfenahme staatlicher Machtmittel. Wenn genü- 
gende Geldmittel zur Verfügung stünden, meinte man, 
sei es immerhin denkbar, dass man die Eintheilung Lon- 
dons in Distrikte mit Bureaus, an deren Spitze freiwillige 
oder -- wie viele nachdrücklich forderten — bezahlte 
Beamte stünden, durchführen könne. So liesse sich auch 
die werthvolle Einrichtung der Registratur, des Einholens 
und des Gebens von Information und das Prüfen der Rech- 
nungsausweise erreichen. Die Bureaus könnten gerade so 
gut wie staatliche als Sammelstelle für Gaben, als Melde- 
orte für Kranke, Arbeitslose und Arme und auch zur In- 
formation dienen für Diejenigen, die sich legitimer Weise 
über die Handhabung der Organisation eine Meinung 
bilden wollten. Verzichtete man so auf Vieles, was nur 
für den erreichbar ist, der die Macht hat, es zu ver- 
langen und eventuell zu bestrafen, so hatte man ande- 
rerseits nicht nöthig darauf zu warten, bis sich der 
schwerfällige Gesetzesapparat in Bewegung setzt. Der zu- 
letzt genannte Plan war schliesslich der einzige, welcher 
in die Praxis übersetzt wurde: die London Charity Or- 
ganisation Society nahm ihn bei ihrer Gründung als mass- 
gebend an und hat seither an seiner Verwirklichung ge- 
arbeitet. 

Freilich sind noch viele Wünsche unerfüllt geblieben, 
es gelten noch heute die Worte, die Lord Lichfield Ende 
1874 an Dr. Hawskley richtete: „Der Erfolg hat gezeigt, 
dass unsere Erwartungen nicht unverständig waren; denn 
obwohl es uns bis jetzt noch nicht gelungen ist, eine 
Zentralstelle zu schaffen, die mit genügenden Machtmitteln 
ausgerüstet ist, um die verschiedenen Fragen in wirksamer 
Weise zu erledigen, die an sie herantreten, so ist doch 
viel damit erreicht worden, die Aufmerksamkeit der Oeffent- 
lichkeit auf die bestehenden Missstände hinzulenken, die 
nach Abhülfe verlangen.“ 


Schule und Kinderhort. 


Von Stadtrath Vorkastner in Potsdam. 


Für ein offenes Auge bietet kaum eine der bürgerlichen 
Einrichtungen so viel Gelegenheit, das soziale und wirthschaft- 
liche Leben des Volks mit all seinen erfreulichen und betrü- 
benden Seiten kennen zu lernen, als die Schule. Ihre Leiter 
und Lehrer sind daher vorzugsweise berufen, dem sozialen 
Elend steuern zu helfen und ich kann aus meiner Erfahrung 
nur sagen, dass Verständniss und guter Wille dafür in Lehrer- 
kreisen in reichem Masse vorhanden ist. Freilich muss auch 
die Schulverwaltung von der Ueberzeugung durchdrungen sein, 
dass die Gemeindeschulen nicht bloss Lehr-, sondern zugleich 
Erziehungs-Anstalten sein sollen. Darum haben sich die Rek- 
toren nicht bloss um das Verhalten der Kinder in der Schule 
selbst, sondern auch um ihre häusliche Erziehung und um ihr 
leibliches Wohl zu bekümmern, und es ist Aufgabe der Schul- 
verwaltung dort, wo bei hervortretenden Mängeln die Rück- 
sprache mit den Eltern nicht zum Ziel führt, thunlichst von 
sich aus Vorkelhirungen zu treffen. 

Von diesem Bewusstsein geleitet, hat die Potsdamer 
Schulverwaltung im Jahre 1884 nicht nur den Anlass zur Be- 
gründung des Vereins „Jugendhort“* gegeben, sondern sie 
stellte für die beiden Knabenhorte auch Schulräume zur Ver- 
fügung. Die Rektoren übernahmen die Oberleitung und Auf- 
sicht. Da auch die für die Horte bestellten Erzieher den Lehrer- 
Kollegien entnommen werden, so besteht eine glückliche 
Wechselwirkung zwischen Schule und Hort. 

Bekanntlich haben die Horte die Aufgabe, solche Kinder, 
die ausserhalb der Schulzeit sich selbst überlassen sind, dem 
Müssiggang und Strassenleben zu entziehen, indem man sie 
in Herz und Gemüth anregender Weise beschäftigt. Bald nach 
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Einrichtung der Anstalten machte man jedoch in Potsdam die 
Erfahrung, dass nicht nur in erziehlicher Beziehung unter der 
Volksjugend Nothstände vorhanden seien, sondern dass na- 
mentlich die Ernährung bei manchen Kindern zu wünschen 
übrig lasse. Stets war eine Anzahl von Knaben vorhanden, 
denen das Elternhaus auch über Mittag verschlossen war, 
die keine warme Mahlzeit erhielten, sondern vom frühen Morgen 
bis zum späten Abend auf Brod angewiesen waren. Wir wollen 
hier nicht der gesundheitlichen Nachtheile gedenken, die eine 
ausschliessliche Brodnahrung haben muss, sondern nur darauf 
hinweisen, welche Bedeutung eine geregelte Mittagsbeköstigung 
auch für das sittliche Gedeihen der Kinder hat. Der Mittags- 
tisch zur bestimmten Stunde regelt die gesammte Lebensord- 
nung der Menschen und ist eine nothwendige Vorbedingung 
für ihr körperliches und geistiges Wohlbefinden. Wo er fehlt. 
greift die Unordnung in allen ihren hässlichen Gestalten Platz. 
Einem Kinde geht auch das Vermögen ab, die ihm zugetheilte 
Ration auf den Tageslauf richtig zu vertheilen. Oft wird der 
Mundvorrath schon in den Vormittagsstunden aufgezehrt oder 
das Essen ganz vernachlässigt. Kommt dazu noch schlechte Ge- 
sellschaft, so läuft das Kind die grösste Gefahr, körperlich und 
sittlich zu verkommen. 

Aus einem fühlbaren Bedürfniss heraus entstand somit 
der in den beiden Potsdamer Horten eingerichtete Mittags- 
tisch für solche Kinder, denen er im Elternhaus nicht geboten 
werden kann. Er besteht bereits seit 8 Jahren, und zwar wer- 
den die den Knabenhorten in den Schulen eingeräumten Zimmer 
mitbenutzt. Die Lehrer achten mit darauf, dass kein Kind 
ohne warmes Mittagessen bleibt; somit erstreckt sich die 
Verpflegung nicht bloss auf die Hortzöglinge, sondern auch 
jedes andere Kind kann gegen Vergütung von 10 Pfg. theil- 
nehmen. An letzterer Zahlung wird allgemein festgehalten; doch 
helfen bei ganz unbemittelten Kindern wohlthätige Vereine 
und Private aus. Die Erfahrungen, die mit der Mittagsbekösti- 
gung gemacht wurden, sind so günstig, dass nach Ueberzeugung 
des Jugendhortvereins die Hortanstalten erst durch sie voll 
wirksam geworden sind. 

Gleichwohl begegnen die Bestrebungen der Kinderhorte 
noch vielfachem Vorurtheil und bedauernswerther Gleichgültig- 
keit. Man meint sogar, dass sie zur Auflösung der Familien- 
bande beitrügen. Ihre Liebesarbeit ist aber subsidiärer Natur; 
sie setzt erst dort ein, wo Haus und Familie ihre Dienste ver- 
sagen. Werden bei der Aufnahme der Kinder ihre häuslichen 
Verhältnisse genau und sorgfältig geprüft, wird das thatsäch- 
liche Bedürfniss überall festgestellt, so kann die Bequemlichkeit 
der Eltern, die Unlust der Väter, ihre Erziehungspflichten zu 
erfüllen, und der Unfleiss der Mütter keinen Nutzen aus einer 
Einrichtung ziehen, die nur Kindern dienen soll, für die tags- 
über kein Familienleben besteht. Unter den heutigen sozialen 
Verhältnissen dürfte es in grösseren Städten an solchen überall 
nicht fehlen. Nach meiner Erfahrung und Meinung müsste da- 
her mit jeder grösseren Gemeindeschule eine in diesem Sinne 
geleitete Hortanstalt verbunden sein. 


Notizen. 


Armenpflege. 


Einwirkung der sozialpolitischen Versiche- 
rungsgesetze auf die Armenpflege. Im Königreich 
Sachsen haben in den Jahren 1880, 1885 und 1890 Zählungen 
der öffentlich unterstützten Armen stattgefunden. Das Ergeb- 
niss dieser drei statistischen Erhebungen ist im Allgemeinen, 
dass die Gesammtzahl aller Unterstützten von 93 699 im Jahre 
1880 auf 88 602 im Jahre 1885 und auf 80 896 im Jahre 1890 
zurückgegangen ist; dies erscheint um so bedeutsamer, als 
inzwischen die Bevölkerung sehr beträchtlich zugenommen hat. 
Die Zahl der Selbstunterstützten (ohne mitunterstützte Ange- 
hörige) hat sich von 53672 (1880) auf 53 190 (1885) und auf 
49 877 (1890) vermindert. Die Gesammtzahl der wegen Krank- 
heit Unterstützten betrug im Jahre 1880 25 070, im Jahre 1885 
nur 21 612 und im Jahre 1890 nur noch 18 859. Dabei belief 
sich die Zahl der Selbstunterstützten im Jahre 1880 auf 16 683, 
im Jahre 1885 auf nur 14741 und im Jahre 1890 auf nur noch 
12 683. Wegen Unfalls mussten 1880 2443, 1885 2400 und 1890 
nur noch 1378 unterstützt werden. Die Zahl der Selbstunter- 
stützten stieg hier zwar von 1079 im Jahre 1880 auf 1142 im 
Jahre 1885, ging aber dann bis auf 617 im Jahre 1890 herunter. 
Im Vergleich zur Bevölkerung ist hervorzuheben, dass die Zahl 
der auf 10000 Einwohner entfallenden dauernd Unterstützten 


überhaupt von 209,5 im Jahre 1880 auf 168,6 im Jahre 1890 
und die der vorübergehend Unterstützten überhaupt in dem 
gleichen Zeitraum von 105,7 auf 62,3 zurückgegangen ist. Es 
ist natürlich ein Beweis dafür, dass dieser Rückgang der Zahl 
der Unterstützten eine Folge des Eingreifens der staatlichen 
Versicherungsgesetze sei, im Allgemeinen nicht zu erbringen. 
Am nächsten liegt es noch, die Abnahme der Zahl der Kranken 
und der wegen Unfalls Verpflegten, auf die Wirksamkeit der 
Kranken- bezw. Unfallversicherung zurückzuführen, wogegen 
bei einem Schwanken der Anzahl der Sonst-Unterstützten gar 
manche andere Umstände (Besserung der wirthschaftlichen 
Verhältnisse, Handhabung der Armenpflege, Eintreten privater 
Wohlthätigkeit) in Betracht kommen können. 

DeutscherVereinfür ArmenpflegeundWohl- 
thätigkeit. Gelegentlich der in Berlin am 9. März d. ]s. 
stattgehabten Sitzung des Vorstandes des Deutschen Vereins 
für Armenpflege und Wohlthätigkeit, wurde neben dem schon 
Mitgetheilten (vgl. No. 11, S. 94 der Blätter) auch angeregt, 
in einer der nächsten Jahresversammlungen über die Fürsorge 
für Personen im Alter von 14 bis 20. Jahren zu berathen. 
Bedenkt man, dass ausserordentlich viele Ortsarmenverbände 
die Erziehung der von ihnen übernommenen Kinder nur bis 
zum 14. Lebensjahr durchführen und dann dahin streben, die 
Kinder loszuwerden, so muss diese Anregung auf’s Freudigste 
begrüsst werden. 


Krankenpflege. 


Nerztliche Hilfe für yersichertesArbreiter. Die- 
selbe Klage, welche der neueste Bericht der badischen Fabrik- 
inspektion aus dem Schwarzwalde bezüglich der zu umständ- 
lichen Erlangung kassenärztlicher Hilfe für versicherte Arbeiter 
mittheilt (vgl. No. 8 d. Bl. S. 69), wird im Osten Deutschlands 
erhoben. Man schreibt aus dem Städtchen Wilda (Provinz 
Posen): „Als ein Uebelstand wird es empfunden, dass der hier 
seit Jahren ansässige Arzt, der sich allgemeiner Beliebtheit 
erfreut, noch nicht als Arzt der Ortskrankenkasse Kreis Posen- 
Ost bestellt und die Meldestelle dieser Kasse nicht mit der 
hiesigen Ortssteuerkasse, welche bereits die Beiträge erhebt, 
verbunden worden ist. Bei jedem Vorkommniss muss in Folge 
dessen erst der Gang zur Meldestelle am Ende der Graben- 
strasse in Posen, sodann der zum zugewiesenen Arzte in 
Mittel- oder Oberstadt oder vielfach gar in Jersitz und schliess- 
lich der Weg zur Apotheke unternommen werden, während 
welcher Zeit der hiesige Arzt vielleicht längst Hilfe geleistet 
bezw. Linderung geschaffen hätte. Die Bestellung des ansässi- 
gen Arztes zum Kassenarzte für die Gemeinde Wilda läge aber 
nicht nur im Interesse der Bequemlichkeit der hiesigen Kassen- 
mitglieder, sondern entspräche auch dem Interesse der Kasse 
selbst, da wohl in allen Fällen schnelle Hilfe stets die minder 
kostspielige ist, abgesehen davon, dass die Kasse auch die 
von den auswärtigen Aerzten liquidirten Droschkengelder er- 
sparen würde.“ 


Schulwesen. 
Nachtheile der ländlichen Sommerschule. 
Einen Nachtrag zu dem gleichnamigen Aufsatze in der 


vorigen Nummer dieser Zeitschrift bildet folgende Zuschrift 
aus Litauen, die wir der „Deutschen Lehrer-Zeitung“ ent- 
nehmen: „Jetzt ist die Zeit, da bei uns das Dingen der Hüte- 
kinder für die kommende Hütezeit stattfindet. Die Nachfrage 
nach solchen Kindern ist eine grosse, denn der Viehbesitzer 
muss einen Hirten für sein Vieh haben. Erwachsene Personen 
wollen sich zu diesem Posten nicht hergeben, und wenn sich 
auch hier und da welche finden, so beanspruchen sie einen 
zu grossen Lohn. Der Lehrer hat unter diesen Umständen 
vieles zu erdulden; oft sieht er des Morgens beim Eintritt in 
die Klasse fremde Kinder; sie melden sich zur Schule, da sie 
bei irgend einem Wirthe der Sozietät in den Dienst getreten 
sind. Natürlich sind dies solche Schüler, bei denen in Hinsicht 
der Kenntnisse und des Gehorsams viel zu wünschen bleibt. 
Ich habe in der Regel alle Jahre 12—15 dieser Zugvögel, die 
im Monat März, manche sogar schon im Februar, die Schule 
anfangen zu besuchen und am 1. November wieder davon 
ziehen, nachdem sie vom 1. Mai ab nur am Montage jeder 
Woche sich sehen liessen. Aus meiner eigenen Schule gehen 
um diese Zeit auch Schüler in die Fremde, und in schlechter 
Verfassung kehren sie wieder. Ja, das Hütewesen ist ein 
grosser Schaden für die Schule! Die Hütekinder müssen in der 
Regel mit den Knechten in einem Stalle schlafen: dieselben 
finden ihre Freude daran, die jungen Schlafkameraden in ihre 
dummen Streiche und Rohheiten einzuweihen. In manchen 


— 12 — 


Gegenden unseres Vaterlandes hat die Behörde die Anordnung 
getroffen, dass die dienenden Kinder nicht mit dem erwach- 
senen Gesinde in einem Raume zusammen wohnen. Wäre das 
überall der Fall, so hätten viele Lehrer weniger über Rohheiten 
der zurückkehrenden Hütekinder zu klagen. Ende April haben 
sich die zukünftigen Hüter beim Lokalschulinspektor einer 
Prüfung zu unterziehen, wenn dieselbe einigermassen zur Zu- 
friedenheit ausfällt, dann erhalten sie die Hüteerlaubniss.“ Das 
sind doch wohl Zustände, welche der Reform dringend bedürfen. 


Staat und Fortbildungsschule in Preussen. 
Mit den an dieser Stelle bereits besprochenen Sparsamkeits- 
bestrebungen des preussischen Staates in Sachen der gewerb- 
lichen Fortbildung (vgl. No. 10, S. 86 dieser „Blätter*) hängt 
es zweifellos zusammen, dass jetzt, wie aus Schlesien geschrieben 
wird, an diejenigen gewerblichen Fortbildungsschulen. für 
welche die Staatsregierung einen Zuschuss zahlt und die einen 
obligatorischen Charakter haben, bedeutend höhere Anforde- 
rungen gestellt werden sollen. Dem Lehrerkollegium der ge- 
werblichen Fortbildungsschule zu Sprottau ist bereits durch 
die Regierung zu Liegnitz ein Ministerial-Reskript übermittelt 
worden, in dem auf verschiedene Verbesserungen hingewiesen 
wird, welche die Regierung an dem Unterrichtsplan vorge- 
nommen zu sehen wünscht. Solche Korrekturen sind, soweit 
sie der Praxis und Zweckmässigkeit dienen, gewiss ganz er- 
wünscht. Nur muss es merkwürdig erscheinen, dass man sich 
auf dieselben erst in demjenigen Augenblick besinnt, in welchem 
die Staatsunterstützungen der Fortbildungsschulen eingeschränkt 
werden sollen. 

Gewerbeschulen und gewerbliche Fortbil- 
dungsschulen in Baden 1892. Im Anschluss an den 
Aufsatz des Bürgermeisters Dr. Thoma in Freiburg i. Br. (No. 
6, S. 49 der „Blätter*“) ist mitzutheilen, dass in Baden 1892 
im Ganzen 43 Gewerbeschulen bestanden, an welchen insge- 
sammt 98 Lehrer wirkten. Neben diesen eigentlichen Gewerbe- 
schulen bestehen zur Zeit noch 40 gewerbliche Fortbildungs- 
schulen (fünf weitere sind in der Errichtung begriffen) an 
kleineren Orten. Unterricht und Lehrstoff sind ähnlich wie in 
den Gewerbeschulen. Neben gewerblichem Rechnen und Ge- 
schäftsaufsatz mit Buchführung wird Zeichnen besonders 
gepflegt. Auch diese Schulen erhalten vom Staat jährliche 
Zuschüsse im Betrag von 240 bis 400 Mk. Den Unterricht er- 
theilen Volksschullehrer, welche zur Erlangung der erforder- 
lichen Kenntnisse Uebungskurse von 4 bis 5 Wochen besuchen 
müssen. An diesen 40 Schulen sind 55 Lehrer beschäftigt. 
1892 besuchten die Gewerbeschulen 5612 Schüler und 1546 
Hospitanten, die gewerblichen Fortbildungsschulen 907 Schüler 
und 94 Hospitanten. Besonders stark sind bei den ersteren 
Schulen die Berufsgruppen Metall- und Edelmetallverarbeitung, 
Holzbearbeitung, Baugewerbe, Ausstattungsgewerbe und die 
polygraphischen und künstlerischen Gewerbe, bei den gewerb- 
lichen Fortbildungsschulen neben diesen auch die Gruppe 
Bekleidung und Reinigung vertreten. Alle Anstalten stehen 
unter der Oberleitung und Aufsicht des am |. Juli 1892 errich- 
teten Gewerbeschulraths. Der gesammte Aufwand für das 
gewerbliche Unterrichtswesen aus Staatsmitteln beträgt für 
1892 im ordentlichen Etat rund 376000 Mk., im ausserordent- 
lichen Etat rund 266000 Mk. Die nichtstaatlichen kaufmänni- 
schen Fortbildungsschulen (ca. 12 mit ca. 1000 Schülern) sind 
bei dieser Uebersicht offenbar nicht mitgezählt. 


Stand des Berliner Fortbildungsschu!wesens. 
Nach der soeben veröffentlichten „Uebersicht, betreffend das 
Fortbildungsschulwesen der Stadt Berlin bat auch im abge- 
laufenen Jahre diese wichtige Seite des Berliner Schulwesens 
eine wesentliche Erweiterung erfahren. Die Gesammtzahl der 
Schüler ist von 14 652 auf 15 994 gestiegen, darunter befanden 
sich 1820 Kaufmanns- und 10320 Handwerks-Lehrlinge. Ausser 
den (mit höheren Lehranscalten verbundenen) 5 Fortbildungs- 
anstalten zählen wir 22 von Rektoren geleitete Fortbildungs- 
schulen, ferner mehrere kaufmännische und solche für nicht 
vollsinnige (Tar:bstumme, Blinde). Hieran schliessen sich 26 
Fachschulen. die zum Theil von Innungen und Vereinen unter- 
halten bez. unterstützt werden, die beiden Handwerkerschulen 
und endlich der „Gewerbesaal“. Dieser besteht aus 8 in ver- 
schiedenen Stadtgemeinden befindlichen Abtheilungen und um- 
fasst ausschliesslich die Metallarbeiter. Im Etat des nächsten 
Jahres sind die Mittel eingestellt zur Errichtung einer neuen 
Fortbildungsschule für junge Leute in der Putbuser Strasse, 
ferner geht die bisher aus privaten Mitteln erhaltene Luisen- 
städtische Fortbildungsschule für Mädchen (Naunynstrasse 63) 
in städtische Verwaltung über; der Zuschuss für die Schule 
des Handwerkervereins steigt von 2000 auf 3000 Mark. Zu 
den vorhandenen Fachschulen sollen zwei weitere, je eine für 


Buchdrucker und für Schneider, hinzutreten, und im Spezial- 
etat der I. Handwerkerschule erscheint zum ersten Mal die 
Tagesklasse für Monteure der Elektrotechnik. 


D Fortbildungsschulkommission der Schweizer 
Gemeinnützigen Gesellschaft. Diese Kommission hat 
im Herbst 1892 ihr zwanzigstes Wirkungsjahı abgeschlossen. 
Die Geschichte dieser Jahre ist auch für weitere Kreise nicht 
ohne Interesse. Anfangs (1872) hatte die Kominission nur den 
Beruf „Material zu sammeln“ und ihre T,eistungen waren bis 
1880 in der That recht bescheiden: eine kurze Beschreibung 
der wichtigsten gewerblichen Schulen des Inlands 1873, zwei 
Studienreisen nach Deutschland 1875 und 1877, eine Zusammen- 
stellung der gesetzlichen Bestimmungen über die obligatorischen 
Fortbildungsschulen in Deutschland. Das Jahr 1880 brachte 
grössere Aufgaben: die Kommission sollte im Auftrag der 
Gesellschaft „die Einführung der Fortbildungsschulen fördern“, 
die geeignetsten Lehrmittel ausfindig machen, einen „Normal- 
lehrplan“ entwerfen helfen; sie sollte ferner benachbarte Kan- 
tone zur Veranstaltung gemeinsamer landwirthschaftlicher und 
gewerblicher Kurse bewegen, die Ausbildung von Wander- 
lehrern anregen und von den Bundesbehörden Unterstützung 
jener Kurse und „Bedachtnahme* auf diese Lehrerbildung (an 
der polytechnischen Schule) begehren. Die Leistungen der 
Kommission wurden jedoch zunächst nicht wesentlich andere, 
nur dass sie noch eine Ausstellung von [,ehrmitteln für ge- 
werbliche Fortbildungsschulen veranlasste und eine bereits vor- 
handene Sammlung solcher Lehrmittel (iin „Pestalozzianum“ 
zu Zürich) unterstützte. Man stand eben noch immer in der 
Periode des Tastens und Versuchens, war noch unentschieden 
hinsichtlich des Zieles sowohl wie des Weges. Das Jahr 1883 
machte diesem Zustande ein Ende: die Kominission ward nun- 
mehr beauftragt „in erster Linie die Förderung des beruflichen 
(gewerblichen) Fortbildungsschulwesens ins Auge zu fassen“. 
Dementsprechend gründete die Kommission zunächst (1884) 
ein eigenes Organ, die „Blätter für die gewerbliche Fortbil- 
dungsschule* (mit 1892 in den „Blättern für den Zeichen- und 
gewerblichen Berufsunterricht“ aufgegangen) und 1886 bewog 
sie den Sekretär des Schweizer Gewerbevertins und einen der 
„eidgenössischen Experten“ für das gewerbliche Bildungswesen 
in der Schweiz (das seit 1884 aus der Bındeskasse kräftig 
unterstützt wird), ihr beizutreten. Im gleichen Jahre nahm die 
Kommission auch die Förderung der „weiblichen Fortbildung“ 
in ihr Arbeitsprogramm auf. Sie bewies dies zunächst durch 
Abfassung und Verbreitung einer bezüglichen Flugschrift (Ver- 
fasser: Pfarrer Brenner - Müllheim, Kanton 'Ühurgau); später 
ging sie weiter: mit Bundessubvention liess sie im Herbst und 
Winter 1888/9 (an den Frauenarbeitsschulen in Zürich und 
Basel) eine Anzahl Mädchen aus verschiedenen Kantonen zu 
Lehrerinnen für „weibliche Fortbildungsschulen“ ausbilden. In 
den Jahren 1891 und 1892 sodann veranstaltete sie eine Statistik 
der „schweizerischen Schulen und Kurse für allgemeine, haus- 
wirthschaftliche und berufliche Fort- oder Ausbildung des weib- 
lichen Geschlechts“ und eine Zusammenstelluig der „gesetz- 
lichen Bestimmungen über die staatlichen Arheitsschulen der 
Kantsne“ (Verfasser beider Arbeiten: R. Dietrich, Archivsekre- 
tär des Pestalozzianums in Zürich). Zu Gunsten der ‚„männ- 
lichen Fortbildungsschulen“ veranlasste die Kommission 1891 
die Herausgabe zweier Leitfäden: für Gesellshafts-, Staats- 
und Verfassungskunde (v. Prof. OÖ. Hunziker in Zürich) und 
für Volkswirthschaftslehre (v. Regierungsrath Aftolter in Solo- 
thurn). Lebhaft beschäftigte sie sich auch mit (ler Frage des 
„Lehrlingsschutzes‘“‘ (Referent: Gewerbesekretär Krebs). Da- 
neben liess man übrigens die früheren literarischen und prak- 
tischen Orientirungsarbeiten nicht ausser Acht; so wurden 
Zeichen- und Gewerbeschullehrer mit Stipendien zu Studien- 
reisen nach Genf, Lyon, München, Stuttgart ausgerüstet. Die 
Mittel, über welche die Kommission verfügte, belieten sich in 
den letzten drei Jahren auf je 900 Frs. 

F Städtische Ferienkolonien in Metz. Seit vier 
Jahren werden auf Kosten der Stadt Schulkinder in soge- 
nannte Ferienkolonien gesandt und zwar wurde 1889 ınit 23 
Kindern, die vier Wochen in einer dem Kloster Ste. Chreötienne 
gehörigen ländlichen Besitzung zu Remilly untergebracht w.ren, 
der Anfang gemacht; in den zwei folgenden Jahren konıten 
72 Kinder in drei Abtheilungen je vier Wochen den stärken\Jen 
und erfrischenden Landaufenthalt dort geniessen; im vorigen 
Sommer fand eine Trennung der Kinder nach der Confessivn 
statt, indem zwei Abtheilungen von je 30 katholischen Kindeın 
auf je 4 Wochen nach Remilly und 14 protestantische Kinder 
auf die gleiche Zeitdauer in eine Anstalt bei Ensisheim inı 
Elsass gesandt wurden. Die Stadt wendete dafür den Betrag 
von 2300 Mk. auf. 


a Se 


Gesundheitswesen, 


Freibäder für Frauen und Mädchen in Bres- 
lau. Die städtische Verwaltung von Breslau hat durch die 
Errichtung von zwei Flussbadeanstalten, welche in den ersten 
Jahren ihres Bestandes fast nur von Armen benutzt wurden, 
eine dankenswerthe hygienische Einrichtung für das Wohl der 
weniger Bemittelten geschaffen. Nach den Monatsberichten 
des statistischen Amtes wurde die erste Anstalt in der Oder 
(an der Gneisenaubrücke) im Jahre 1887, die zweite Anstalt 
in der Ohle (am laufstege nach dem Wasserhebewerk) im 
Jahre 1890 eıöffnet. Die gesammte Frequenz betrug in den 
sechs Jahren 218 131, und zwar in den Jahren 1890: 45740, 
1891: 37 358, 1892: 72653. Von der Frequenz des letzten 
Jahres kommen auf die Anstalt in der Oder 29145, auf die 
in der Ohle 43508. Unter den Badenden waren 11 Prozent 
Frauen, 23 Prozent Mädchen über 14 Jahre und 66 Prozent 
Mädchen unter 14 Jahre alt. Der Besuch der Bäder ist natur- 
gemäss in den warmen Monaten Juni, Juli und August am 
grössten. Die Tage mit dem grössten Besuche waren für die 
Anstalt in der Oder der 27. Juni 1888 mit 918 Badenden und 
für die Anstalt in der Ohle der 30. Juni 1891 mit 1200 Baden- 
den. Im Eiurchschnitt der sechs Jahre wurde in den Anstalten 
an 106%Tagen gebadet. 


Wohnungswesen. 


St. Zum Gesetzentwurfe Adickes und Genossen, 
betr. die Erleichterung von Stadterweiterungen. 
Ueber die Bestimmungen des Adickes’schen Gesetzentwurfs 
(vergl. den Aufsatz in No. 1 ds. Bl.) hat der Kölner Haus- 
und Grundbesitzer-Verein nach mehrfachen Berathungen in 
‚seiner Generalversammlung vom 13. März d. J. die Beschlüsse 
gefasst, welche der königlichen Staatsregierung und den beiden 
Häusern des Landtags mit der Bitte um Berücksichtigung über- 
reicht worden sind. Danach hält der Verein die gesetzliche 
Zwangs-Umlegung unbebauter städtischer Grundstücke in bau- 
gerechte Form nur in vorwiegend unbebautem Gelände und 
unter Bedingungen für statthaft, die er ausführlich aufzählt. 
U. A. seien die dem Grundbesitz aus dem Fluchtliniengesetz 
bezüglich der Strassenanlagen erwachsenden Lasten nicht zu 
erhöhen; ein gesetzlicher Zwang zur Umlegung soll nur statt- 
finden, wenn binnen 6 Monaten nach der Erhebung eines rechts- 
gültigen Anspriiches eine Vereinbarung unter den Betheiligten 
über freiwillige Umlegung nicht zu Stande gekommen ist; 
Grundstücke von baugerechter Lage und Gestalt sollen von 
der Umlegung nur betroffen werden, wenn die besonderen 
Verhältnisse des Baublocks dies nöthig machen; bei der Um- 
legung sei nicht nur die Flächengrösse, sondern auch der nach 
der Lage verschiedene Werth der Grundstücke zu berücksich- 
tigen; die grösste Umlegungseinheit soll ein ganzer Block sein; 
der Anspruch auf Umlegung soll dem Eigenthümer oder den 
Eigenthümern von mindestens der Hälfte der Umlegungs-Ein- 
heit zustehen; subsidiär ist ein der Minderheit zustimmender 
Gemeindebes«hluss mit Genehmigung des Bezirksausschusses 
vorgesehen. Bei Grundstücken, deren Grösse zur Bildung einer 
selbständigen Baustelle nicht ausreicht, soll Mangels einer Ver- 
ständigung die Gemeinde zur Enteignung verpflichtet sein, 
während die Enteignung von Grundstücken, welche zur Bil- 
dung einer oder mehrerer Baustellen ausreichen, weder von 
der Gemeinde, noch von den Eigenthümern begehrt werden 
dürfe. Zur Entscheidung über die Begrenzung der Umlegungs- 
einheit sowie zur Durchführung des Umlegungs-Verfahrens 
soll eine vorwiegend aus Bau- und Rechtsverständigen be- 
stehende Koınmission auf Vorschlag der Gemeindevertretung 
vom Regierungspräsidenten ernannt werden, gegen deren Be- 
schlüsse und Entscheidungen das Verwaltungsstreitverfahren 
stattfindet. Die Zonen-Enteignung endlich hält der Verein „nur 
für zulässig behufs Herstellung von Strassendurchbrüchen in 
bebauten Stadttheilen, soweit solche Unternehmungen im In- 
teresse der ötfentlichen Gesundheitspflege und des Verkehrs 
erforderlich erscheinen“. In manchen Punkten weichen diese 
Beschlüsse von den Vorschlägen des Oberbürgermeisters Adickes 
erheblich ab; namentlich ist das Bestreben ersichtlich, der 
Gemeindebehörde einen möglichst geringen Einfluss auf die 
Umlegung zuzugestehen, andrerseits aber auch der Gemeinde 
möglichst geringe Pflichten zuzuweisen. Wichtig aber erscheint 
die grundsätzliche Zustimmung sowohl zur Zwangsumlegung 
in unbebautem Gelände als zur Zonen-Enteignung in bebauten 


Stadttheilen, und zwar um so mehr, als es hier die interessir- 
ten Grundbesitzer selbst sind, welche ihre Wünsche ausge- 
sprochen haben. 


Gewerbewesen. 


X Wahlvorschriftenfür dasGewerbegericht 
Heidelberg. Für die Wahlen zu dem neu errichteten Ge- 
werbegericht Heidelberg hat das dortige Ortsstatut ziemlich 
einfache Vorschriften getroffen. Wählerlisten hat man nicht 
aufgestellt und auch nicht Aufforderungen vorangehen lassen, 
dass sich die Wahlberechtigten in Listen eintragen lassen 
sollen. Man hat vielmehr nur Lokal und Wahlzeit, sowie die 
Namen der Wahlvorstände bekannt gemacht und die Bestim- 
mungen über actives und passives Wahlrecht, wie sie im Ge- 
setz und den Ortsstatuten enthalten sind, beigefügt. Die Wähler 
müssen daraus nun selbst ermessen, ob sie wahlberechtigt 
sind, und sich nur theilweise vorher mit Legitimationen für 
den Wahlvorstand versehen. Man verlangt als solche für die 
Arbeitgeber nur Vorlage der Bescheinigung über Anmeldung 
ihres Gewerbebetriebs nach $ 14 der G. OÖ. und ihre letzte 
Gewerbesteuerquittung; für die Arbeitnehmer ist vorgeschrieben 
ein Zeugniss ihrer Arbeitgeber oder der Polizeibehörde dar- 
über, dass sie mindestens seit einem Jahre im Gerichtsbezirk 
in Arbeit standen oder wohnten; dazu sind Formulare auf 
dem Rathhaus erhältlich. Der Wahlvorstand kann aber auch 
von jeder Legitimation absehen, wenn ihm die Wähler ohnehin 
als wahlberechtigt bekannt sind, oder er kann auch andere 
als die erwähnten Legitimationen als ausreichend gelten lassen. 
Ob die zur Wahl Erscheinenden auch die Vorschriften des 
Gesetzes und des Statuts im Uebrigen bezüglich ihrer Wahl- 
berechtigung erfüllen, scheint nicht weiter geprüft werden zu 
sollen, man verlässt sich auf die Redlichkeit- der Erscheinen- 
den, dass sie den gegebenen Vorschriften auch entsprechen. 
Ob sich diese einfache Behandlung der Wahlen in einer Mittel- 
stadt bewährt, wird sich bald herausstellen, sie wäre dann 
zur Nachahmung zu empfehlen. 


Elektrische Stadtbahnen. Im neuesten Bericht der 
städtischen Bauverwaltung von Berlin für 1891/92 finden sich 
folgende, auch anderweit interessirende Bemerkungen über die 
wichtigsten Vorfragen für die Errichtung elektrischer Stadt- 
bahnen: „Für den elektrischen Strassenbahn-Verkehr kommen 
im Wesentlichen drei Systeme der Kraftübertragung auf die 
unter dem Bahnwagengestell befindliche Dynamomaschine in 
Betracht: das der unterirdischen Leitung, das der Hochleitung 
und das der Akkumulatoren. Das System der unterirdischen 
Leitung, bei welchem unterhalb der Schienen, im Strassenkörper 
ein Kanal zur Führung des elektrischen Stromes angebracht ist, 
ist in Budapest zur ausgedehnten Verwendung gelangt. Die 
Besichtigung dieser Anlagen hat im Juni 1891 durch drei hierzu 
abgeordnete Mitglieder des Magistrats, die Stadträthe Marg- 
graff und Meubrink und den Stadtbaurath Dr. Hobrecht statt- 
gefunden. Da der Bericht der Magistratskommissare über die 
Einrichtung in der ungarischen Hauptstadt sich im Wesentlichen 
günstig ausspricht, so wurde an die Grosse Berliner Pferde- 
Eisenbahn-Aktien-Gesellschaft das Ersuchen gerichtet, auf einer 
von ihr betriebenen bezw. noch anzulegenden Strassenbahn 
einen Versuch nach dem in Budapest von der Firma Siemens 
& Halske eingerichteten Systeme anzustellen. Die Betriebs- 
gesellschaft erklärte sich unter gewissen Bedingungen hierzu 
zwar bereit, bat indessen, vor der Hand davon noch Abstand 
nehmen zu dürfen, da sie im Begriff sei, einen umfassenderen 
Versuch mit dem Akkumulatoren-System zu machen. Dieses 
System ist, wenn der Versuch gelingt, für Strassenbahnen den 
anderen vorgenannten beiden Systemen wegen Einfachheit der 
Einrichtung, Bewegungsfreiheit der Wagen und Ueberwindung 
von Betriebsstörungen unzweifelhaft vorzuziehen, dann aber 
auch, weil dasselbe auf den meisten der in Berlin vorhandenen 
Strassenbahnen, ohne irgend welche Aenderung an ihnen vor- 
zunehmen, eingerichtet werden kann, und ferner, weil es weder, 
wie das System mit unterirdischer Leitung durch den im Pflaster 
mit offenem Schlitz versehenen Kanal, den übrigen Wagenver- 
kehr beeinträchtigt und die Herstellung und Erhaltung eines 
guten Pflasters erschwert, noch wie das System der Hochleitung 
der in verkehrsreichen Strassen sehr störenden Stützen und 
der unter Umständen selbst gefährdend wirkenden oberirdischen 
Drahtleitungen bedarf. Bis zum Schlusse des Jahres 1891 war 
der durch die Grosse Berliner Pferde-Eisenbahn-Gesellschaft in 
Aussicht gestellte Versuch mit Akkumulatoren nicht zur Aus- 
führung gelangt und es konnte somit auch eine eventuelle 
Entscheidung über die Anwendung eines der anderen beiden 
Systeme nicht herbeigeführt werden.“ 
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urtheilung des Systems an sich, wie auch für seine 
Zum Quartalwechsel. Handhabung von erheblichem Interesse sind. Jeden- 
Angesichts des bevorstehenden Quartalwechsels er- | falls war die Kenntniss derselben für den Erfurter 
suchen wir, das Abonnement bei der Post schon jetzt | Magistrat bei der Einführung des Elberfelder Systems 
zu erneuern, damit keine Störung im Bezug eintritt. | von hervorragendem Werth, und auch andere Ge- 
Zugleich bitten wir unsere Abonnenten, die „Blätier‘ | meinden werden gewiss aus den anderwärts ge- 
all denen empfehlen zu wollen, welche an der sozial- | machten Erfahrungen Nutzen ziehen. 
polinschen Fürsorge der Gemeinden, der Vereine und Die eine Hälfte derjenigen Städte, welche das 
der Privatkreise Antheil nehmen. Elberfelder System angenommen haben, beruft zu Mit- 


- y gliedern der Armendirektion (Armenverwaltung, -com- 
Joseph Baer g: Co. mission, -deputation) nur Männer, die mit der Aus- 


rer, übung der Armenpflege nichts zu thun, weder Sitz noch 

VER EA | Stimme in den Bezirksversammlungen haben.*) Im 
Inhalt: Gegensatz hierzu sucht die andere Hälfte dem Mangel, 

Das Elberfelder System und seine verschiedenartige Ausgestaltung. Von | dass die Mitglieder der Armendirektion mit den Verhält- 
Bürgermeister Matthes. nissen der Armen nicht aus eigener Anschauung bekannt 
Die Wohnungsverhältnisse der Nürnberger Arbeiterbevölkerung. Von werden, sowie dass es an einer Verbindung zwischen 
En ce dem den Vorsitz in der Armendirektion führenden 


Die Einrichtung der Arbeitsuachweisanstalt in Freiburg i. B. Von | Berufsbeamten und den ehrenamtlich thätigen Mit- 
Bürgermeister Dr. Thoma. : : ei: Er: 
Ei € gliedern der Bezirkskommissionen vollständig fehlt, 
Notizen: Armenpflege: Die Novelle zum Unterstützungswohnsilzgesetz d h B u Den E 
im Reichstag. — Gemeinnützige Fürsorge: Schweizerisches Zentral- dadurch zu begegnen, dass sammtliche Bezir svor- 
archiv für Gemeinnützigkeit. Zentralstelle für Privatwohlthätigkeit | steher bez. deren Stellvertreter zugleich stimmberech- 
in Chemnitz. — Kinderpfiege: Freiwillige oder besoldete Aufsicht tigte Mitglieder der Armendirektion sind.**) So werden 
über die Ziehkinder. Vormünder und Waisenrath in Königsberg. die Leiter derjenigen Versammlungen, welche über 


— Schulwesen: Der Antrag v. Schenckenadorff betr. die Pflege des R N £ 
Knabenhandarbeits- Unterrichts im Abgeordnetenhause. Schulfürsorge Unterstützungen gewöhnlicher Art zu befinden haben, 


im Kanton Bern. Gesundheitsregeln für Schulkinder in Sachsen- in Folge ihrer Mitwirkung bei allen der Armendirektion 
Altenburg. Ferienhorte für bedürftige Gymnasialschüler in Oester- vorbehaltenen Angelegenheiten, bei der Nachprüfung 


reich. — Wohnungswesen: Zur Baupolisciordnung für die Ber- | der von den Bezirken zugesprochenen Bewilligungen, 

liner Vororte. — Gewerbewesen: Arbeitsvermiltelung in Baden. | heird Erö fi h Rechtst 

‚Bureau für Arbeit-Nachweis in Stuttgart. Thätigkeit der Gewerbe- | =. = rörterung auftauc ender ec ts ragen u. a. 

gerichte in München, Karlsruhe und Danzig. ı mit den Intentionen der leitenden Behörde vertraut 
Eingegangene Schriften. und bringen sie auch in den Bezirksversammlungen 


zur Geltung, was die Einheitlichkeit der gesammten 


: ı Verwaltung befördert. 
Das Elberfelder System und seine ver- ee NEIDerfeld neaiber zrkinldae 


schiedenartige Ausgestaltung. allen Städten, welche das System eingeführt haben, 
die Kompetenz der Armendirektion, insbesondere das 


Recht zur Aufhebung von Kommissionsbeschlüssen 
Nachdem sich der Zustand der Erfurter offenen | geordnet. In Elberfeld, wo das System allmählich 
Armenpflege längst als verbesserungsbedürftig heraus- | entwickelt, seit Jahrzehnten durchgeführt, von der 
gestellt hatte, veranstaltete der Magistrat im Jahre Liebe der Bürgerschaft getragen ist, konnte man den 
1892 eine Erhebung über die Organisation der | Bezirkskommissionen das Recht zur definitiven Be- 
offenen Armenpflege in den grösseren deutschen | schlussfassung über die gewöhnlichen Unterstützungs- 
Städten. Hierbei zeigte sich, dass von den mehr als | fälle unbedenklich zugestehen. In anderen Städten 
50000 Einwohner zählenden Städten nur in vier | dagegen, in welchen mit dem Elberfelder System mit 
(einschl. Erfurts) die offene Armenpflege noch streng 
zentralisirt war, während alle übrigen das Elberfelder *) Breslau, Dresden, Köln, Frankfurt a. M., Magdeburg, 
System eingeführt hatten. Gleichzeitig aber liess sich | Düsseldorf, Altona, Stettin, Crefeld, Görlitz, Potsdam, im All- 
auch feststellen, dass in der Art der Durchführung | meinen auch Aachen. 
h . ) Königsberg i. P., Hannover, Chemnitz, Bremen, Halle 
dieses Systems von Stadt zu Stadt nicht unwesent- 5. S., Dortmund, Essen, Karlsruhe, Posen, Kiel, Cassel, Wies- 
jiche Unterschiede bestanden, welche für die Be- | baden, Frankfurt a. O. 


Von Bürgermeister Matthes in Stolp, früher Stadtrath in Erfurt. 


einem Male eine grosse Anzahl in der Armenpflege 
bisher nicht bewanderter Männer eingeführt wurde, 
trug man Bedenken, ein Kollegium von lediglich im 
Ehrenamte thätigen Personen unmittelbar über städti- 
sches Vermögen verfügen zu lassen. Weitaus die 
meisten Städte gaben. deshalb der Armendirektion 
das Recht zur Aufhebung und Abänderung der von 
den Bezirkskommissionen gefassten Beschlüsse und 
liessen sie überhaupt nur dann in Wirksamkeit treten, 
wenn sie von dem Vorsitzenden der Armendirektion 
entweder ausdrücklich gutgeheissen, oder doch weder 
von ihm noch von dem Vorsitzenden der Kommission 
beanstandet waren. Einige wenige Städte gingen sogar 
noch weiter, indem sie sämmtliche Beschlüsse der 
Bezirkskommissionen von der Genehmigung durch das 
Kollegium der Armendirektion abhängig machten,*) sie 
sogar hie und da ausdrücklich als nur gutachtliche 
Aeusserungen bezeichneten.**) Für den Augenblick der 
Einführung des neuen Systems mag das durchaus 
praktisch erscheinen; dem steht aber wohl entgegen, 
dass, wenn jeder Beschluss der Bezirkskommission 
nachgeprüft wird, deren Mitglieder im Vertrauen auf 
diese Nachprüfung leichter geneigt sein werden, eine 
vielleicht nicht vollständig gerechtfertigte Unterstützung 
zu bewilligen, als wenn sie selbst für jede Bewilligung 
die volle Verantwortung tragen. Noch mehr gilt das, 
wenn die Beschlüsse der Bezirkskommissionen erst in 
Kraft treten, nachdem sie von der Armendirektion geneh- 
migt sind. Da hierdurch auch den Bezirkskommissionen 
jede Selbständigkeit genommen, ihre Arbeitsfreudig- 
keit beeinträchtigt wird, da ferner die Mitglieder der 
Zentralbehörde durch das fortwährende Nachprüfen 
ermüdet werden, dürfte sich dieses Verfahren nicht 
empfehlen, zumal eine Stadt ausdrücklich betont, dass 
sie damit recht ungünstige Erfahrungen gemacht hat. 
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Dagegen ist das in Elberfeld mit Erfolg durchge- 


führte Verfahren offenbar ganz besonders dazu ge- 
eignet, den Mitgliedern der Bezirkskommissionen ihre 
grosse Verantwortlichkeit voll zum Bewusstsein zu 
bringen. Sollte ab und zu einmal ein Missgriff bei der 
Bewilligung vorkommen, so wird es der Armenbehörde 
immer möglich sein, ihn so schnell wieder rückgängig 
zu machen, dass der Stadt nur die für eine Zahlungs- 
periode geleistete Unterstützung verloren geht. 


Nicht minder bedeutsam ist, dass einige wenige 
Städte, abweichend vom Elberfelder Muster, den 
Armenpflegern nicht ein für alle Mal sämmtliche in 
einem fest bestimmten kleinen Quartier wohnende 
Arme überwiesen, sondern es den Bezirksvorstehern 
überlassen haben, die ihnen beigegebenen Armen- 
pfleger bei Prüfung der den Bezirk betreffenden Ge- 
suche angemessen zu beschäftigen, ohne für die 
Armenpfleger besondere Unterbezirke (Quartiere) zu 
bilden.***) Abgesehen davon, dass es bei dieser Ein- 
richtung ungleich schwieriger ist, den einzelnen zerstreut 
wohnenden Armen die dringend nöthige unausgesetzte 
Beobachtung und fortlaufende Fürsorge zu widmen, 
liegt es nur zu nahe, dass der einzelne Armenpfleger 
mit der Prüfung des Gesuchs seine Schuldigkeit ge- 
than zu haben und jeder weiteren Verantwortlichkeit 
überhoben zu sein glaubt, weshalb man auch in einer 


*) z. B. Stettin, Chemnitz. 


**) z. B. Karlsruhe (Vorbescheide), bei gewissen Unter- 
stützungen Görlitz, ferner Darmstadt. 


**+) z. B. Darmstadt. 


Stadt eine Abänderung dieser Einrichtung in Erwägung 
gezogen hat. 

Zur Kontrole der Armenpfleger haben einige 
Städte noch besondere, meist zugleich als Boten 
thätige Aufsichtsbeamte eingeführt*), haben diesen auch 
wohl zur eigenen Fürsorge und Beobachtung diejenigen 
Stadtviertel überwiesen, in denen Prostituirte Wohnung 
zu nehmen pflegen, weil sich herausgestellt hatte, dass 
die ehrenamtlich thätigen Bürger aus Furcht vor übler 
Nachrede dort wohnende Arme zu wenig besuchen. 
Die Quartiere, welche den ehrenamtlich thätigen 
Armenpflegern überwiesen wurden, sind in vielen 
Städten grösser bemessen als in Elberfeld (nicht nur 
3—4, sondern 8—10 Arme). Auch ist vielfach nach- 
gelassen, Unterstützungen unter gewissen, genau be- 
stimmten Verhältnissen bis zu drei Monaten zu be- 
willigen. Dagegen hat man wohl mit Recht meistens 
daran festgehalten, dass die Almosenbeträge den 
Armen nicht wie in einigen Städten durch die Kassen- 
beamten der Stadtgemeinde, sondern durch die Armen- 
pfleger zu übermitteln seien, um diesen immer wieder 
Gelegenheit zu geben, sich von den Verhältnissen des 
Armen zu überzeugen. Dagegen scheint man mehr 
und mehr davon abzukommen, durch die Armen- 
pfleger einen besonderen, die persönlichen, Erwerbs- 
und Aufenthaltsverhältnisse des Armen betreffenden 
sog. Abhörbogen aufnehmen zu lassen, weil es sich 
empfiehlt, die Armenpfleger mit Schreibarbeit mög- 
lichst wenig zu belasten, und weil ihnen auch eine 
Kenntniss aller in Frage kommenden gesetzlichen Be- 
stimmungen insbesondere auch der sog. sozial-refor- 
matorischen Gesetze nicht zugemuthet werden kann. 
Jedenfalls bleibt die Vernehmung der Armen durch 
einen Berufsbeamten, der mit den einschlagenden 
Vorschriften genau vertraut ist, unentbehrlich. 

Unter Berücksichtigung all dieser Erwägungen und 
unter Benutzung der allerseits in entgegenkommendster 
Weise zur Verfügung gestellten Ortsstatuten und dergl. 
hat der Erfurter Magistrat ein Ortsstatut nebst Ge- 
schäftsanweisung ausgearbeitet und der Stadtver- 
ordnetenversammlung vorgelegt. Diese verschloss sich 
keineswegs den Mängeln der bisher herrschenden 
Zentralisation und erklärte sich unter Annahme des 
eingebrachten Ortsstatuts für die Einführung des Elber- 
felder Systems, gab jedoch der Besorgniss Ausdruck, 
dass der Stadt aus der Armenpflege in Zukunft un- 
gleich höhere Kosten erwachsen werden, dass es 
ferner schwer halten werde, die erforderlichen 240 
Pfleger aufzubringen. Dem ersten Bedenken legte die 
Stadtverordnetenversammlung selbst keine ausschlag- 
gebende Bedeutung bei. Waren doch .die Kosten der 
Erfurter Armenpflege höher als in vielen Städten, 
welche das Elberfelder System eingeführt hatten, und 
musste man sich doch auch sagen, dass ein Anwachsen 


*) z. B. Frankfurt a. M., Cassel. (Anm. der Redaktion. 
Unseres Wissens liegt in Frankfurt a. M. die Sache so, dass die im 
Armenamt beschäftigten Boten gelegentlich auch zu Besuchen 
und Erkundigungen bei Armen benutzt werden, ein Fall, der 
wohl auch anderwärts häufig vorkommen dürfte. Eigentliche 
besoldete Aufsichtsbeamte, deren Thätigkeit vorwiegend oder 
ausschliesslich in einer Beaufsichtigung der unterstützten Armen 
besteht, sind, soweit wir sehen, vorhanden in Bremen (7), in 
Lübeck (4), in Hannover (für die Kontrole der städtischen 
Pflegekinder), in Freiburg i. Br. (1) und in Dortmund (3). Da 
uns hierin eine wesentliche Durchbrechung des Elberfelder 
Armenpflegesystems zu liegen scheint, so wären wir für Mit- 
theilung anderer Orte, wo die gleiche Einrichtung besteht, 
dankbar.) 
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der Armenkosten nur darlegen würde, dass der Um- 
fang der der Stadtgemeinde gesetzlich obliegenden 
Verpflichtung zur Unterstützung Hülfsbedürftiger bei 
gründlicher Prüfung jedes einzelnen Gesuchs grösser 
ist, als bisher angenommen wurde, dass also die Stadt- 
gemeinde unter dem bisher angewandten System ihre 
gesetzliche Verpflichtung unbewusst nicht in vollem 
Maasse erfüllte. Auch das zweite in der Stadtver- 
ordnetenversammlung geäusserte Bedenken hat sich 
inzwischen als unbegründet erwiesen. Denn während 
es unter dem bisherigen System überaus schwer war, 
eine einzige Person zur Uebernahme des Amtes eines 
Armeninspektors zu bewegen, genügte der blosse 
Appell an den guten Willen, der Hinweis auf die gute 
Sache, um etwa 280 Personen zu veranlassen, sich in 
den Dienst der Armenpflege zu stellen. Da sich unter 
diesen etwa 30 in der Privatwohlthätigkeit bewährte 
Damen befinden und diese zur Ueberwachung der 
städtischen Pflegekinder besonders geeignet sein 
dürften, will man jeder der 20 Bezirkskommissionen 
eine bis zwei Damen als Armenpflegerinnen über- 
weisen und diesen besonders die Beaufsichtigung der 
im Bezirke wohnenden Pflegekinder übertragen. 

Durch diese Damen, sowie dadurch, dass die 
Parochialgeistlichen zu Mitgliedern der Bezirkskom- 
missionen ernannt sind, ist bereits ein loser Zusammen- 
hang mit der Privatwohlthätigkeit erzielt. Die Herbei- 
führung einer festeren Verbindung zwischen den Or- 
ganen der öffentlichen und denjenigen der privaten 
Armenpflege ist zwar angestrebt, scheint aber nicht 
vollständig zu gelingen. Zwar hatten sich bei einer 
von der Armendirektion einberufenen -Konferenz die 
Vertreter sämmtlicher Privatwohlthätigkeits-Vereine, 
wenn auch nicht mit der Einsetzung eines die ge- 
sammte Privatwohlthätigkeit leitenden Ausschusses, so 
doch damit einverstanden erklärt, dass eine Auskunfts- 
stelle errichtet werde, bei ‘welcher alle gewährten 
Unterstützungen anzumelden und vor jeder Gewäh- 
rung einer Unterstützung Auskunft einzuziehen wäre; 
aber bald kündigten sämmtliche katholischen Kirchen- 
vereine und der katholische St. Vincenzverein an, dass 
sie sich einer solchen Einrichtung nicht anschliessen 
könnten, weil die Auskunftsertheilung über gewährte 
Unterstützungen den kirchlichen bez. den Vereins- 
zwecken widerspräche, eine Auffassung, die wohl nur 
aus dem fast fortgesetzt herrschenden Kampfe zwischen 
der evangelischen und der katholischen Geistlichkeit 
zu verstehen ist. Hoffentlich wird hierdurch die evan- 
gelische Geistlichkeit nicht veranlasst, ein Gleiches zu 
thun; dann wird es immerhin noch lohnend sein, eine 
solche Auskunftsstelle einzurichten, weil nur der 
siebente Theil der Einwohnerschaft katholischer Kon- 
fession ist. 

Gelingt dies, so wird es den Armen fernerhin 
nicht mehr möglich sein, die Armendirektion über 
wesentliche, ihnen von anderen Seiten zukommende 
Bezüge im Unklaren zu lassen. Denn auch die für die 
Ortskrankenkassen eingerichtete gemeinsame Melde- 
stelle und die für Versicherungsangelegenheiten er- 
richtete Geschäftsstelle des Magistrats geben der 
Armenverwaltung von gewährter Krankenunterstützung, 
von jeder bewilligten Invaliden- und Altersrente, ja 
von jedem auf Bewilligung solcher Rente gerichteten, 
begründeten Antrage Kenntniss. Um auch über die 
Bezüge an Unfallrenten unterrichtet zu sein, erhält die 
Armendirektion von den Polizeirevieren jährlich zwei- 


mal Verzeichnisse der Beglaubigungen, welche für 
monatliche Unfallrentenquittungen ertheilt werden, 
eine Einrichtung, die sich bei städtischer Polizeiver- 
waltung ohne jede Schwierigkeit treffen lässt. 

Zugleich mit der anderweiten Organisation der 
Armenpflege tritt in Erfurt am 1. April 1893 eine 
andere Ordnung der Waisenpflege in Kraft. Diese 
lag bisher, wie in den meisten anderen Städten, in 
der Hand von sehr wenigen Personen, und soll nun 
den Armenpflegern unmittelbar übertragen werden. 
Man hofft so eine fortgesetzte, sorgfältige, persönliche 
Beobachtung der Mündel zu erzielen, weil auf jeden 
Pfleger nur sehr wenige Kinder entfallen, während auf 
die Armen-Bezirksvorsteher, die zwischen der Zentral- 
behörde und den Armenpflegern stehen, immerhin zu 
viele Pflegefälle gekommen wären. In Anbetracht der 
grossen Zahl von Mündeln, die dem Vormundschafts- 
gericht unterstellt sind (3900), wird die Aufsicht in 
der Weise gehandhabt, dass in vier, in dreimonat- 
lichen Zwischenräumen stattfindenden Konferenzen 
jeder der Armenpfleger einmal im Jahre dem Vor- 
sitzenden des Waisenrathes unter Zuziehung des Vor- 
mundschaftsrichters und einmal im Jahre der Bezirks- 
kommission über das Befinden seiner Mündel Bericht 
zu erstatten hat. 


Die Wohnungsverhältnisse der Nürnberger 


Arbeiterbevölkerung. 
Von Dr. N. Brückner in Frankfurt a. M. 


Als Beigabe zum Jahresbericht des Nürnberger Techniker- 
Vereins erschien soeben ein kleines Schriftchen: „Die Woh- 
nungsverhältnisse der Nürnberger Arbeiterbevölkerung. Ergeb- 
niss einer statistischen Erhebung, zusammengestellt von Dr. Hans 
Hess“ (Nürnberg 1893. Verlag von Ludwig Gross. 15 S.). Ein 
Jahr zuvor hatte der Verfasser in einem Vortrage vor genanntem 
Verein die Eindrücke geschildert, die er bei Durchwandern der 
älteren Stadttheile, wo die Arbeiter wohnen, erhalten. Darauf 
veranlasste ihn der Verein, statistisches Material zur Beurtheilung 
der Wohnverhältnisse zu sammeln. Dr. Hess wandte sich nun 
an die Expeditionen zweier in Arbeiterkreisen viel gelesener 
Lokalzeitungen, sowie an die Arbeitervereine mit der Bitte, 
Fragebogen herumzuschicken und ihm die ausgefüllten Exem- 
plare zukommen zu lassen. Von 2100 ausgegebenen Bogen 
kamen 666 genügend ausgefüllt zurück, was von dem hohen 
Interesse zeugt, welches die Umfrage in Arbeiterkreisen her- 
vorrief. Wenn der Verfasser auch mit Recht bedauert, dass 
ihm die mustergiltige Arbeit Bücher’s über die Baseler Woh- 
nungsenqu£te erst nach Ausgabe der Fragebogen bekannt wurde, 
so darf man doch behaupten, dass er die Fragen zweckmässig 
gestellt und richtig ausgewählt hat. Die ausgefüllten Frage- 
bogen wurden durch Stichproben auf ihre Richtigkeit geprüft 
und gaben insoweit zu ernsteren Bedenken keinerlei Anlass. 

Für die Verarbeitung hat Hess die Wohnungen in sechs 
Gruppen zerlegt, je nachdem sie eine Bodenfläche von unter 
20, 20—30, 30—40, ... über 60 qm aufwiesen, wobei Räume, 
die ausschliesslich als Arbeits- oder Lagerstätten dienten, ausser 
Acht blieben. Jene 666 Wohnungen vertheilten sich auf diese 
Gruppen wie folgt: 29, 135, 204, 172, 87, 39, d.h. die meisten 
fielen auf eine Flächengrösse von 30—50, und nur wenige um- 
fassten unter 20 qm Bodenraum. Dafür war aber nicht mass- 
gebend, dass etwa solche Wohnungen in Nürnberg selten sind, 
sondern die an ihre Insassen geschickten Fragebogen blieben 
zumeist unbeantwortet, wofür einmal das Verbot der Haus- 
besitzer, welche die Erhebung zu hindern suchten, dann aber 
das mangelnde Interesse dieser schlechter untergebrachten Leute 
den Grund bietet. Verfasser sieht nun von der Berücksichtigung 
der Verhältnisse der einzelnen Wohnung im Wesentlichen ab, 
er behandelt jene Gruppen und trifft also die stillschweigende 
Annahme, dass die Einzelverhältnisse sich von jenen mittleren 
Zahlen nicht viel entfernen, d. h. er sieht in letzteren Typen. 
Unbedenklich ist das gewiss nicht,,mag aber mit der Schwie- 
rigkeit statistischer Erfassung einer grösseren Zahl von Merk- 
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malen entschuldigt werden. In der Sache selbst stossen wir 
überall auf die gleichen Ergebnisse, wie sie Bücher in so vor- 
trefllicher Weise vorgeführt hat (vgl. „Wohnungs-Enquete i. d. 
Stadt Basel vom 1.—19. Februar 1889. Basel 1891. Verlag von 
H. Georg“). Es sind die so oft erwähnten Merkmale gross- 
städtischer Wohnungsnoth. 

Greifen wir die grösste Gruppe heraus, die 204 Woh- 
nungen, deren Bodenfläche über 30, aber unter 40 qm beträgt, 
so haben diese Wohnungen durchschnittlich 89 cbm Luftraum 
und 2!/g m lichte Höhe. Die meisten von ihnen bestehen aus 
3 Räumen (111), 77 haben 4, je 8:2 bezw. 5. Ohne Abort 
ist nur eine, dagegen nehmen an den vorhandenen Aborten 
regelmässig mehrere Parteien (durchschnittlich 3,4) theil. Der 
Küche entbehren 9, des Wasserausgusses 82 Wohnungen. 16 
werden zugleich als Arbeitsraum benützt. Solche Wohnungen 
beherbergen mittelstarke Haushaltungen mit durchschnittlich 
4,6 Köpfen, doch überwiegen die Erwachsenen, was auf Mit- 
wohner hindeutet. Pro Kopf stehen durchschnittlich 7'!/z qm 
Bodenfläche und 19,4 cbm Luftraum zur Verfügung. An Miethe 
werden jährlich für jede der Wohnungen im Durchschnitt 178 Mk. 
bezahlt, d. s. 5,05 Mk. pro qm, 1,97 Mk. pro cbm. Das durch- 
schnittliche Einkommen aller zu einer Haushaltung vereinigten 
Personen zusammengenommen berechnet Hess auf 1311 Mk. 
Die Miether haben die betreffende Wohnung durchschnittlich 
schon 41 Monate lang inne. 


Geht man von dieser mittleren auf die andern Gruppen 
über, so gewahren wir bei den kleineren Wohnungen eine be- 
deutende Verschlechterung, bei den grösseren keine zu grosse 
Verbesserung der Verhältnisse. Je kleiner die Wohnungen, desto 
dichter die Belegung, auf den Kopf entfallen viel weniger Boden- 
fläche, weit weniger Luftraum, die Miethpreise werden auf den 
Quadratıneter berechnet immer höher, die Bequemlichkeiten und 
hygienischen Vorkehrungen (Abort, Küche und Wasserausguss) 
seltener. Die Zahl der auf einen Abort angewiesenen Wohn- 
parteien wächst, die sanitären Missstände als: Feuchtigkeit, 
dunkle Küchen, niedrige und überfüllte Räume werden häufiger. 
Die durchschnittliche Dauer des Miethverhältnisses nimmt ab. 
Namentlich an den Miethpreisen wird die Verschlechterung der 
ökonomischen Lage deutlich, statt des durchschnittlichen Preises 
von 5,04 Mk. pro qm findet man hier 7,27 Mk. in der ersten 
Gruppe, und für den Cubikmeter 3,17 gegen 1,96 Mk. Der 
Verfasser fügt hinzu, dass zuweilen die Miethpreise die fabel- 
hafte Höhe von 11—12 Mk. pro qm und ein Jahr erreichen. 


Ueber die sanitären Verhältnisse sagt der Verfasser: „Wir 
sehen, dass die kleinen Wohnungen die schlechtesten sind. Die 
Verhältnisszahl der schlechten Wohnungen überhaupt fällt von 
8300 in Gruppe I fast gleichmässig auf 31°/o in Gruppe VI. 
Im Ganzen finden sich 114 überfüllte Wohnungen, d.h. solche, 
in welchen auf den Kopf weniger als 12 cbm Wohn- und Schlaf- 
raum treffen. Für die meisten Hygieniker wäre dies Grund 
genug, die Wohnung zu schliessen. Meist liegt die Ursache 
der Ueberfüllung darin, dass die Wohnungen zu niedrig sind... 
Nehmen wir ferner alle diejenigen Wohnungen, in denen ausser 
der Küche noch ein Stück Wohn- und Schlafraum dunkel ist, 
deren Zahl im Ganzen 7/1 beträgt, als unzulässig an, sowie alle 
jene Gelasse, die sich durch Schwamm, grosse Feuchtigkeit, 
und starke Ueberfüllung verbunden mit Feuchtigkeit, als sehr 
schlecht erweisen, so erhalten wir im Ganzen nicht weniger 
als 182 oder 27°/o der untersuchten Wohnungen, welche sofort 
zu schliessen wären. Wie nicht anders zu erwarten, betheiligen 
sich die kleineren Wohnungen auch hier am stärksten. ... 
Fügen wir noch hinzu, dass fast der fünfte Theil der Woh- 
nungen auch Raum zur Ausführung der Erwerbsarbeiten (haupt- 
sächlich bei Schustern und Schneidern) bieten muss, so finden 
wir, dass gerade in sanitärer Beziehung viel, sehr viel ver- 
besserungsbedürftig ist, und dass durch ein Vorgehen in dieser 
Richtung allein schon eine Reihe von Missständen zu beseitigen 
wäre.“ 

Der Verfasser nimmt an, dass die so gefundenen Woh- 
nungszustände für weite Kreise der Nürnberger Bevölkerung 
typisch sind, dass mindestens 20000 Menschen in ähnlich 
schlechter Weise untergebracht sind. „Diesem Massenelend 
gegenüber, so führt er aus, ist das, was bis jetzt seitens ein- 
zelner Industriellen und Vereine zur Verbesserung der Woh- 
nungsverhältnisse gethan wurde, so sehr anerkennenswerth es 
ist, doch herzlich wenig.“ Im weitern schlägt Hess sanitäre 
Kontrole der Wohnungsbenützung durch die Gemeindebehörden 
vor. „Jedenfalls kann seitens der städtischen Verwaltung eine 
amtliche Erhebung über die hiesigen Wohnungsverhältnisse 
eingeleitet und der Umfang des Wohnungselendes genau fest- 
gestellt werden. Die Wege zur Abhülfe werden sich dann ganz 
von selbst zeigen.“ 


Dies die Ergebnisse der interessanten Erhebung, die jeden- 
falls auf dem Gebiete der Erkenntniss der Wohnungszustände 
so viel geleistet hat, als eben einem Privatmanne möglich ist. 
Wir sind jedoch zu der Annahme geneigt, dass seine Durch- 
schnittsangaben vielfach die ungünstigen Momente aufsaugen, 
namentlich aber glauben wir, dass der Verfasser nur von den 
schon etwas besser situirten Arbeitern Auskunft erhalten hat, 
dass seine Durchschnittsverhältnisse nicht für die Arbeiter- 
bevölkerung Nürnbergs im Allgemeinen, sondern lediglich für 
eine, schon an den Mittelstand sich annähernde, gehobene 
Schicht von Arbeitern zutreffen. Mit Recht wird in einem 
Artikel des „Fränk. Kurier“ gesagt, dass die Ermittelungen des 
Verfassers zum mindesten die Dringlichkeit einer allgemeinen 
Wohnungsenqu&öte nachgewiesen haben. Zu leicht macht es 
sich freilich die Redaktion der genannten Zeitung, indem sie 
in einer Anmerkung behauptet, dass die bayerische Bauordnung 
schon dafür gesorgt habe, dass keine ungesunden und schlechten 
Wohnungen entstünden. und dass die in alten Stadttheilen etwa 
bestehenden Uebelstände mehr und mehr durch Um- und Neu- 
bauten verschwinden. Dann heisst es wörtlich weiter: „Das 
Vorhandensein einer Wohnungsnoth bestreiten wir. 
Was am Schlimmsten wirkt, ist das System der Schläfer und 
Schläferinnen, und gegen dieses kann nicht mit Bauvorschriften 
gewirkt werden“, (was Hess auch nicht behauptet hat). 

Nachdem nunmehr seit etwa 30 Jahren die Wohnungsnoth 
in den grossen Städten fort und fort die Aufmerksamkeit aller 
an der Volkswohlfahrt Antheil nehmenden Kreise in Anspruch 
nimmt, kann, zumal angesichts der Hess’schen Schrift, eine 
solche Aeusserung nur auf’s Höchste erstaunen. Hoffen wir, 
dass der Wunsch nach einer vollständigen Erhebung recht bald 
in Erfüllung gehen möge. Die Hoffnung freilich, dass sie für 
„Nürnberg kein so trostloses Bild darbieten wird, wie es nach 
einigen der obenstehenden Zahlen den Anschein hat“, vermögen 
wir nicht zu theilen. 


Die Einrichtung der Arbeitsnachweisanstalt 
in Freiburg i. B. 
Von Bürgermeister Dr. Thoma in Freiburg i. Br. 


Nachdem im Spätjahr des Jahres 1891 der Frei- 
burger Gewerbeverein die vorbereitenden Schritte zur 
Errichtung einer allgemeinen Arbeitsnachweisanstalt ge- 
than, insbesondere sich über die in Stuttgart und Karls- 
ruhe bestehenden gleichartigen Institute eingehend unter- 
richtet hatte, bestrebte man sich zunächst, thunlichst 
viele Vereine und Korporationen, ohne Rücksicht auf deren 
Zusammensetzung und nächsten Ziele, zu einem Ver- 
bande zusammenzufassen. Es traten denn auch eine grosse 
Anzahl bei, darunter die Handelskammer und die Innungen, 
dagegen gehören dem Verbande die Fachvereine bisher 
nicht an. Da man jedoch allgemein der Ansicht war, 
dass dieser private Vereinscharakter nicht ausreiche, um 
das volle Vertrauen aller Bevölkerungsklassen zu ge- 
winnen, suchte man ihm wenigstens eine halbamtliche 
öffentliche Eigenschaft zu verleihen. Die seit etwa 2 Jahren 
bestehende gleichartige Anstalt im benachbarten Basel ist 
gleich von Anfang an als städtisches (bezw. Staats-) 
Unternehmen in’s Leben getreten und hat sich als solches 
vortrefflich bewährt: ein Muster, das allerdings auf's 
Nachdrücklichste zur Nachahmung zu empfehlen ist, wenn 
es auch z. Zt. in Deutschland noch wenig Aussicht hat. 
In Freiburg ging man die Stadt an, das Unternehmen 
wenigstens finanziell zu unterstützen und an seiner Ver- 
waltung theilzunehmen. Beides wurde in entgegenkom- 
mendster Weise zugesagt, ebenso wie auch die Staatsver- 
waltungsbehörde gerne versprach, sich an der Verwaltung 
zu betheiligen und die Einrichtung thunlichst zu fördern 
und zu heben, ohne dass jedoch ein Beitrag aus der Staats- 
kasse geleistet würde. 

Unter günstigen Auspicien konnte sonach am 23. Mai 
1892 der Geschäftsbetrieb der Anstalt unter der offiziellen 


Bezeichnung „die von einer Anzahl hiesiger gemein- 
nütziger Vereine, mit behördlicher Beihilfe gegründete 
und verwaltete Anstalt für allgemeinen Arbeitsnachweis“ 
eröffnet werden. Nach den aufgestellten Satzungen wird 
die Anstalt geleitet von einem gewählten Vorstande, dem 
ein Delegirter des Stadtraths und der Staatspolizeibeamte 
für die Stadt Freiburg zur Seite stehen. Die Vereine 
wählen aus ihrer Mitte je zwei Bevollmächtigte, welche 
jährlich zu einer Versammlung zusammentreten, um die 
Rechnung abzuhören, den Vorstand, Kassier, Schrift- 
führer zu wählen, etc. Die Beiträge, welche die Vereine 
zur Unterhaltung der Anstalt leisten, sind grossentheils 
nicht erheblich, sie schwanken zwischen 10 und 60 Mark 
pro Jahr. Nur der Gewerbeverein und der Verein gegen 
Strassenbettel zahlen je 800 Mark und die Handels- 
kammer Freiburg 300 Mark. Die Stadtverwaltung stellt 
in der Mitte der Stadt, in der frequentesten und 
darum für den Zweck günstigsten Lage ein ganzes Haus 
unentgeltlich zur Verfügung, worin sich sowohl die ge- 
räumigen Geschäftslokale als auch die Wohnung des Ver- 
walters befinden. Nach einer vorläufigen Zusicherung wird 
sich vom Jahr 1893 an auch der Kreis Freiburg finanziell 
an dem Unternehmen betheiligen. Dieser weitere Kom- 
munalverband muss unstreitig als einer der bedeutendsten 
Vertreter aller bei einer Arbeitsnachweisanstalt in Betracht 
kommenden Interessen bezeichnet werden; auch müssen 
all’ die Gründe, welche für eine Anzahl von Kreisen 
bestimmend gewesen sind, den Naturalverpflegungsstationen 
und ähnlichen Einrichtungen ihre besondere Fürsorge zu- 
zuwenden, es rechtfertigen, wenn sie auch den vorliegenden 
Bestrebungen eine wohlwollende Förderung zu Theil 
werden lassen. 

Um die Anstalt sofort dem Gesammtinteresse dienst- 
bar zu machen, hat man trotz mehrfacher Abmahnung 
bestimmt, dass der Arbeitsnachweis sich auf sämmtliche 
Arbeitsgebiete erstrecken soll, also auf gewerbliche, in- 
dustrielle und landwirthschaftliche Arbeiten, auf die Ver- 
mittlung von Lehrstellen und endlich auch auf die Stellen- 
vermittlung für männliche und weibliche (häusliche) 
Dienstboten. Räumlich dehnt sich das Arbeitsfeld der 
Anstalt über Stadt und Land aus, von der Schweizer 
Grenze (Basel) bis Offenburg und Strassburg, über den 
Schwarzwald bis nach Württemberg hinein und jenseits 
des Rheins durch das ganze Oberelsass. 

Von höchster Wichtigkeit für die allseitig befrie- 
digende Lösung der Aufgabe ist die Wahl des Verwalters. 
Diesem liegt zunächst die instruktionsmässige Erledigung 
der einzelnen Geschäfte ob. Allein ein Verwalter, dessen 
Thätigkeit sich bloss hierauf beschränkt, wird niemals 
das gewünschte Ziel zu erreichen vermögen, selbst dann 
nicht, wenn er rasch und sicher arbeitet. Handelt es 
sich doch zunächst darum, das Vertrauen der betheiligten 
Kreise in weitestem Maasse zu gewinnen und das ge- 
wonnene zu erhalten. Dies wird aber nur dann eintreten, 
wenn der Verwalter jeden einzelnen Fall auch sachlich 
richtig zu beurtheilen versteht. Die Vorbedingung hiezu 
ist, dass der betreffende Beamte eine genaue Kenntniss 
der Verhältnisse und Bedürfnisse der einzelnen Gewerbe, 
der einzelnen Betriebe und Geschäfte und der einzelnen 
Haushaltungen besitzt, bezw. sich eine solche zu erwerben 
weiss. Er muss ferner befähigt sein, freie Umschau zu 
halten, d. h. möglichst viele Arbeitsgelegenheiten zu er- 
mitteln und sich über alle Bewegungen des Arbeitsmarktes 
zu unterrichten. Auch die Art und Weise, wıe die Arbeits- 
nachweisanstalt an die Oeffentlichkeit tritt, d. ı. die 
richtige Abfassung der Annoncen, der Verkehr mit gleich- 
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artigen auswärtigen Anstalten etc. stellt an den Verwalter 
nicht zu unterschätzende Anforderungen. Weiter muss er 
verstehen, aus seinen Erfahrungen Nutzanwendungen zu 
ziehen und zur Kenntniss des Vorstandes zu bringen. 
Wo diese Voraussetzungen zutrafen, da hat man selbst 
unter ungünstigen Verhältnissen befriedigende Erfolge er- 
zielt. Von solchen Erwägungen ausgehend, ist man bei 
der Wahl des Verwalters unserer hiesigen Anstalt ver- 
fahren. Die Wahl fiel auf einen Betriebsbeamten einer 
hiesigen Druckerei, der durch semen Beruf und seine 
Mitgliedschaft beim Arbeiterfortbildungsverein den Arbeiter- 
kreisen nahe stand. Um ihm ein rasches Einleben in 
seinen neuen Wirkungskreis zu erleichtern, wurde ihm 
Gelegenheit geboten, den bewährten Geschäftsbetrieb der 
Anstalten in Karlsruhe, Stuttgart und Basel kennen zu 
lernen. In der weiblichen Abtheilung funktionirt die Frau 
des Verwalters. 

Ein weiterer wichtiger Faktor ist die Tagespresse. 
Durch eine Unzahl von Annoncen und Anzeigen muss 
immer und immer wieder auf die Existenz der Anstalt 
aufmerksam gemacht, ihre T'hätigkeit besprochen und die 
offenen Stellen oder die vorhandenen Arbeitsangebote 
bekannt gegeben werden. Die Kosten hierfür sind, 
wenigstens für den Anfang, geradezu unerschwinglich, 
wenn nicht die Presse eine wohlwollende Stellung zur 
Sache einnimmt. In dankenswerther Weise haben sich 
auf unser Ansuchen sämmtliche hiesigen Zeitungen, die 
auch auf dem Lande weit verbreitet sind, bereit erklärt, 
alle allgemeinen Bekanntmachungen und Stellenangebote 
unter einer ständigen Rubrik für die ersten Jahre unent- 
geltlich aufzunehmen. Nur die besonderen Annoncen 
(wegen einzelner Stellen etc.) müssen honorirt werden, 
wobei der übliche Rabatt bewilligt wird. 

Bei Aufstellung des Gebührentarifs ging man davon 
aus, dass wenn auch einzelne Corporationen und Vereine, 
wie Kreis, Gemeinde, Gewerbevereine, Verein gegen 
Bettel etc. ein bleibendes Interesse an der gedeihlichen 
Fortexistenz der Anstalt haben, doch die Beiträge der 
übrigen Vereine wenigstens in der jetzigen Höhe auf die 
Dauer nicht zu erhalten sein werden, dass somit auf eine 
theilweise Deckung der entstehenden Kosten aus den 
Erträgnissen der Vermittlung selbst gerechnet werden 
muss. Man hat deshalb den bewährten mässigen Tarıf 
der Stuttgarter Anstalt vorläufig angenommen; danach 
bewegen sich die Gebühren zwischen 20 und 80 Pf. für 
Arbeiter, bezw. Dienstboten und zwischen 30 und 120 Pf. 
für Arbeitgeber; die höheren Sätze gelten für Auswärtige. 
Dem Arbeiter, der die zugewiesene Stelle nicht erhält 
und dies der Anstalt zurückmeldet, wird die Gebühr zu- 
rückvergütet. Im Abonnement stellen sich alle Sätze 
erheblich billiger. 

Das Rechnungsergebniss eines Betriebsjahres stellt 
sich ungefähr folgendermassen dar: 


Einnahmen aus Beiträgen u. Mk. 2250.— 
e MunGebühreneerk er Zeunarlisnrsde- „.. 2400.— 
Summa Mk. 4650.— 
Ausgaben: 
für den Verwalter (ohne Wohng.), Ausläufer etc. Mk. 2100.— 
für Büreaubedürfnisse, Inserate, Porto, Be- 
leuchtung, Heizung etc. en a es „ . 2500.— 


Summa Mk. 4600.— 


Der Miethwerth des von der Stadtverwaltung unent- 
geltlich überlassenen Gebäudes für Wohnung und Dienst- 
räume beträgt ungefähr 1200 Mark. Die Geschäfts- 
räume liegen im Erdgeschoss, welches einen doppelten 
Eingang hat. Für die männliche und für die weibliche 
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Abtheilung ist ein besonderes Lokal eingerichtet, bei der 
weiblichen Abtheilung befindet sich ausserdem noch ein 
abgeschlossenes Sprechzimmer, worin ungestört die Be- 
sprechungen über die Persönlichkeiten der angebotenen 
Dienstboten mit diesen selbst, sowie mit der Verwalterin 
stattfinden können. 

Das Betriebsergebniss von Eröffnung der Anstalt 
(23. Mai) bis Ende December 1892 ist im Allgemeinen 
als günstig zu bezeichnen. In der männlichen Abtheilung 
hatten sich 2600 Arbeitsuchende gemeldet, dagegen waren 
nur 806 offene Arbeitsstellen zur Anzeige gelangt, mithin 
an ersteren ein dreifacher Ueberschuss, was mit den 
gegenwärtigen ungünstigen Zeitverhältnissen im Gewerbe 
zusammenhängt. Trotzdem ist es zuweilen vorgekommen, 
dass seitens Arbeitsloser die ihnen angebotene Arbeits- 
gelegenheit als nicht zusagend ausgeschlagen wurde ; ins- 
besondere zeigen manche eine unbesiegbare Abneigung, 
Arbeit in kleineren Landorten zu nehmen. Dessen unge- 
achtet konnten aber doch alle von auswärts eingegangenen 
Gesuche um Zuweisung von Arbeitern befriedigt werden; 
selbst der Landwirthschaft wurden die verlangten Hülfs- 
kräfte: Knechte, Melker, Taglöhner etc. pünktlich und 
in genügender Zahl überwiesen. Bei der Vermittlung nach 
auswärts genügt einerseits die Zuweisung der Arbeiter 
allein nicht, um in allen Fällen deren Eintritt zu sichern; 
anderseits wurden auch vielfach die zugewiesenen Arbeiter 
ohne jede Entschädigung abgewiesen, wenn inzwischen 
die Arbeitsstelle anderweitig besetzt worden war. Diese 
Erfahrungen gaben die Veranlassung dazu, bei Vermitt- 
lungen nach auswärts beiden Theilen Verpflichtungen 
aufzulegen. Der Arbeitgeber muss die angezeigte offene 
Arbeitsstelle sofort abmelden, falls sie mittlerweile besetzt 
worden ist, und er muss sich ferner unterschriftlich ver- 
bindlich machen, dem ıhm von hier aus zugewiesenen 
Arbeiter die Reisekosten zu vergüten, wenn er die er- 
wähnte Meldung unterlässt. Dem Arbeiter werden, nach- 
dem er sich zur Annahme einer auswärtigen Stelle ent- 
schlossen hat, die Reisepapiere abgenommen und solche 
dem betreffenden Arbeitgeber sofort direkt zugesendet. 
Er erhält von der Anstalt einen bis zum betreffenden 
Orte gültigen Reiseausweis und durch einen Revers wird 
er verpflichtet, sich unverweilt nach der ihm zugewiesenen 
Arbeitsstelle zu begeben. Die Vermittlungen nach aus- 
wärts betragen in der männlichen Abtheilung etwa 30 °/o. 
Sie erfolgen bis jetzt durch direkte schriftliche Korrespon- 
denz. Doch geht man mit dem Gedanken um, in einem 
entsprechenden Umkreise auf dem Lande Vertrauens- 
männer anzustellen, welche Arbeitgeber und Arbeiter auf 
die gebotene schnelle, billige und sachgemässe Arbeits- 
vermittlung hinweisen und Auskunft ertheilen sollen, ferner 
auch eigentliche Filialen einzurichten. 

In der weiblichen Abtheilung stellte sich erfreulicher- 
weise das Arbeitsangebot und die Arbeitsnachfrage nahezu 
gleich, 795 gegen 776, wovon 576 bezw. 609, also 72 
bezw. 78°/o befriedigend erledigt werden konnten. Ueber- 
wog auch zu Anfang die Nachfrage der Arbeitgeber, so 
stellte sich doch aisbald der Ausgleich ein. Der Zuzug 
auswärtiger Dienstmädchen betrug 15°/o sämmtlicher Ein- 
tragungen; die Zahl der nach auswärts erfolgten Ver- 
mittlungen 10°/o (darunter u. A. nach Basel, Genf, Zürich, 
Belfort, Paris etc.). Trotz grosser Mühe gelingt es viel- 
fach nicht, die Nachfrage der Landwirthschaft nach ge- 
eigneten weiblichen Hülfskräften zu decken. Viele Land- 
mädchen, welche solchen Anforderungen gewachsen wären, 
ziehen den Dienst in der Stadt der Beschäftigung auf 
dem Lande vor. In der Lehrlingsvermittlung liefen ein: 
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Gesuche von Lehrmeistern 90, von Lehrlingen 76, ver- 
mittelt wurden hievon 39, also ca. 50°/o. Zu bemerken 
ist hier nochmals, dass alle diese Zahlen das Ergebniss 
der ersten 7 Monate sind, sodass man sie für's Jahr etwa 
verdoppeln darf. 

Noch manche andere Schwierigkeiten machten sich 
in recht unliebsamer Weise geltend. Zunächst waren 
nicht weniger als 14 Privatvermittlungsstellen vorhanden, 
die sofort bei Gründung der Anstalt einen erhöhten 
Geschäftseifer zeigten. Auch einzelne sog. wohlthätige 
Vereine konnten sich der Sonderbündelei nicht enthalten 
und waren nicht gewillt, die ihren Mitgliedern dienende 
Vermittlungsthätigkeit aufzugeben, bezw. der neuen An- 
stalt zu übertragen. Insbesondere aber hatten sich die 
sozialdemokratischen Fachvereine seit Jahren der Stellen- 
vermittlung bemächtigt und wie z. B. bei den Glasern, 
Schneidern und Schreinern eine dominirende Stellung 
erobert. Alsbald nach Eröffnung der Arbeitsnachweis- 
anstalt eröffneten die vereinigten Fachvereine einen Zen- 
tralarbeitsnachweis für alle Geschäftsgebiete, auch für 


'Dienstboten, und sicherten unentgeltliche Vermittlung für 


Arbeitgeber, wie Arbeitsuchende zu. Gleichzeitig warnten 
sie in ıhren Blättern vor der Benützung der neuen An- 
stalt. Doch sprechen mancherlei Anzeichen dafür, dass ihre 
Konkurrenz schon bedeutend geschwächt ist. Endlich muss 
hier erwähnt werden, dass auch die Bequemlichkeit vieler 
Arbeitgeber, deren zähes Festhalten an seitherigen Ge- 
wohnheiten, der vermeintliche Vorzug, aus der Zahl der 
Umschau haltenden Arbeitsuchenden sich die zusagenden 
Elemente auswählen zu können, der gegenwärtige äusserst 
stille Geschäftsgang und vieles Andere nachtheilig auf 
die Wirksamkeit der Anstalt eingewirkt haben. Schon die 
verhältnissmässig geringe Betheiligung bei der Lösung von 
Abonnements- bezw. Jahreskarten hat hier die schon 
früher bestandene Erkenntniss befestigen lassen, dass die 
Hindernisse nicht plötzlich und auf einmal überwunden 
werden können, dass es sich vielmehr um einen länger 
andauernden Wettstreit handeln werde, zu dessen glück- 
licher Durchführung die Gewinnung des allgemeinen Ver- 
trauens und Ausdauer die ersten Bedingungen sind. 

Trotz dieser vielfachen Hindernisse sind, wie oben 
schon dargethan, die Betriebsergebnisse, namentlich im 
Vergleich mit mehreren Schwesteranstalten, verhältniss- 
mässig günstig gewesen. Deshalb ist die Frage, ob die 
Freiburger Organisation sich bewährt und ob die Leitung 
und Verwaltung der Anstalt richtig gewesen ist, in allen 
Theilen mit Ja zu beantworten. Man darf die Hoffnung 
hegen, dass die Anstalt für allgemeinen Arbeitsnachweis 
in Freiburg sich auch künftighin einer steten, gleich 
günstigen Weiterentwickelung erfreuen wird. 


Notizen. 


Armenpflege. 


Die Novelle zum Unterstützungswohnsitz- 
gesetz im Reichstag. In der Debatte über die Novelle 
zum Unterstützungswohnsitzgesetz, welche am 16. und 17. ds. 
Mts. im Reichstag stattfand, kamen naturgemäss die ver- 
schiedenen Auffassungen und Wünsche nach einer Neuregelung 
der Niederlassungs- und Armengesetzgebung zum Ausdruck, 
und es erwies sich aufs deutlichste, wie wenig Uebereinstim- 
mung zwischen den verschiedenen Parteien und den verschie- 
denen Landestheilen über die einzuleitende Reform herrscht. 
Die Redner der meisten Parteien konnten ihre Zustimmung 
zu den Abänderungsvorschlägen erklären. Im Uebrigen gaben 
sie ihren weitergehenden Wünschen Ausdruck, ohne selbst an 
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eine baldige Inangriffnahme einer einschneidenden Reform zu 
glauben. Die konservativen Vertreter des ländlichen Ostens 
wünschten ausser den Zugeständnissen der Vorlage eine Herab- 
setzung der Frist für den Erwerb des Unterstützungswohn- 
sitzes, sowie die Erhebung von Einzugsgweldern seitens der 
Stadtgemeinden. Süddeutsche Abgeordnete traten für eine 
Restitution bezw. Beibehaltung des Heimathsrechts ein. Die 
sozialdemokratischen Abgeordneten verlangten eine Ze.ıtralisa- 
tion der Armenpflege als solcher, um dem Uebelstande der 
jetzigen Abschiebungen und der ungleichen \ertheilung der 
Armenlast zu entgehen. Aeusserst interessant war, dass der 
Staatssekretär des Innern v. Bötticher der Ueverzeugung Aus- 
druck gab, dass man allmählich, insbesondere wenn durch die 
sozialpolitische Gesetzgebung für die Fälle von Krankheit, 
Alter und Invalidität, sowie für Wittwen und Waisen ver- 
storbener Arbeiter ausreichende Fürsorge getroffen sein werde 
und wenn 'auf der anderen Seite die Anstaltspflege wesentlich 
grösseren Verbänden übertragen sei, die Fürsorgepflicht schlecht- 
hin der Aufenthaltsgemeinde werde übertragen können. Es 
handle sich nur darum, die Armenlast immer mehr den grösseren 
Verbänden zu überweisen, während man die Ausübung der 
Armenpflege ıicht gut zentralisiren könne, weil die individuelle 
Berücksichtigung des Einzelfalls darunter leide. Lebhaften 
Widerspruch erregte (die vorgesehene Strafbestimmung gegen- 
über Personen, welche sich der Sorge für ihre Angehörigen 
entschlagen, bei den Sozialdemokraten, welche die Befürchtung 
aussprachen, es möchte diese Bestimmung missbräuchlich an- 
gewandt und damit die Freizügigkeit der Arbeiterbevölkerung 
geschädigt werden. Man darf nach dieser ersten Verhandlung 
annehmen, dass die Bestimmungen der Regierungsvorlage 
voraussichtlich zum Gesetz erhoben werden. Vielleicht wird 
man statt des 18. ein anderes, sei es höheres oder niedrigeres 
Lebensjahr für den Erwerb des Unterstützungswohnsitzes 
festsetzen. 


Gemeinnützige Fürsorge. 


D Schweizerisches Zentralarchiv für Gemein- 
nützigkeit. Ein für Soziologen und Volkswirthschaftler be- 
achtenswerthes Institut ist das Schweizerische Zentralarchiv 
für Gemeinnützigkeit. Dasselbe steht unter Leitung einer von 
der Schweizer Gemeinnützigen Gesellschaft gewählten Archiv- 
kommission und wird vom „Pestalozzianum‘“ in Zürich verwal- 
tet. Seinen Hauptbestandtheil bildet das Material, welches für 
„Gruppe 39 (Wohlthätigkeit)“ der Landesausstellung vom Jahre 
1883 gesammelt worden war, nach Schluss der Ausstellung an 
die genannte Gesellschaft abgegeben und von dieser mit dem 
vereinigt wurde, was sie selbst aus früheren Jahren an Archi- 
valien besass. Alsdann war es Aufgabe der Archivkommission, 
die Sammlung zu mehren, was denn auch in nicht unbedeu- 
tendem Masse geschehen ist und weiterhin geschieht. (Der 
Besitzstand, wie er bis Herbst 1891 vorhanden war, wird durch 
einen gedruckten Katalog mit Supplement — 105 Oktavseiten — 
ausgewiesen.) — Auf Vollständigkeit kann das Archiv noch 
keinen Anspruch machen; trotzdem dürfte es bei Anhandnahme 
gemeinnütziger Unternehmungen, Entwerfen von Statuten u. ä., 
statistischen Erhebungen ganz wesentliche Dienste leisten. Es 
hat eine offenbare Lücke ausgefüllt; wie Jedermann weiss, ist 
nichts so sehr der Vergänglichkeit unterworfen, als alle die 
zahllosen Berichte, Programme, Flugschriften gemeinnütziger 
Unternehmungen. In dem Zeitpunkt, da sie erscheinen, leicht 
erhältlich, werden sie bald zur Makulatur; vollständige Kollek- 
tionen der von einzelnen Instituten ausgegangenen Drucksachen 
sind in Privathäusern schwer zu erfragen, wandern nach dem 
Tode des gewissenhaften Sammlers in ewige Vergessenheit 
auf den Estrich und beim nächsten Wohnungswechsel in die 
Papiermühle. Die bestehenden grossen Bibliotheken nehmen in 
dieser Beziehung, was ihnen eben eingeht, ohne eine syste- 
matische Ergänzung zu betreiben, und so ist hier das, dort 
jenes zu finden, aber kaum irgendwo etwas Einheitliches über 
eine ganze Gruppe von Unternehmungen. Und doch ist es für 
das Studium der gemeinnützigen Bestrebungen in irgend einem 
Zeitraum, für die Darstellung der Geschichte irgend eines 
Unternehmens von grosser Wichtigkeit, das bezügliche ge- 
druckte Material irgendwo lückenlos zu finden; und falls dies 
möglich wäre, dürfte auch diesem keineswegs unbedeutenden 
Zweige unserer Kulturentwicklung regeres Studium zugewendet 
werden als bisher geschehen ist. Es würde aber auch für ge- 
schichtliche Arbeiten nicht speziell gemeinnützigen Charakters, 
z. B. Biographien und lokale Monographien, hier ein Hülfs- 
material zur Disposition stehen, das manches Einzelne aus dem 
Leben einer Persönlichkeit oder eines Gemeinwesens in ein 
anderes Licht rücken, oder gänzlicher Vergessenheit entheben 


könnte. — Was nun im Schweizerischen Zentralarchiv für Ge- 
meinnützigkeit zu finden ist, wolle man aus folgenden Andeu- 
tungen ersehen: zunächst die Berichte der schweizerischen und 
kantonalen gemeinnützigen Gesellschaften, ihre Jahrbücher u. s.w. 
Ferner Statuten und Berichte aller der Gesellschaften und An- 
stalten, welche ringsum in der Schweiz im Erziehungs-, Armen- 
und Gewerbewesen zur Beseitigung leiblicher und geistiger Noth 
und zur Hebung der allgemeinen Wohlfahrt wirken: Armen- 
und Rettungsanstalten, Erziehungsvereine, Blinden- und Taub- 
stummenanstalten, Anstalten für Schwachsinnige, Ferienkolo- 
nien, Kindergärten; Gewerbeschulen, Handarbeitsschulen ; Wit- 
wen- und Waisenstiftungen, Begräbniss- und Sterbevereine, 
Krankenkassen, Kranken- und Altersasyle; Gesellschaften zu 
gegenseitiger Unterstützung, Konsumvereine, Vereine für Er- 
bauung billiger Wohnungen; Spar- und Leihkassen; Mägde- 
herbergen, Vereine zur Bekämpfung der Prostitution, Schutz- 
aufsichtsvereine (für entlassene Sträflinge) u. s. w. u. s. w.*) 


Mieten Selen ner ivartwohlenatıekeresin 
Chemnitz. Auch in Chemnitz hat man, wie an manchen an- 
deren Orten versucht, eine einheitliche Organisation der privaten 
Wohlthätigkeit zu Stande zu bringen, um so ein wirksameres 
Vorgehen der verschiedenen Veranstaltungen zu ermöglichen. 
Diese Zentralstelle ist vom Verein für Rath und That begrün- 
det, doch ist man leider noch weit davon entfernt, das Ziel, 
das man sich gesteckt, zu erreichen. Es handelt sich vielmehr 
lediglich um eine Auskunftsstelle, bei welcher sich Private, 
Vereine oder Anstalten, die Wohlthätigkeit üben wollen, über 
Bedürftigkeit und Würdigkeit der an sie herankommenden Bitt- 
steler erkundigen können. Von grossem Nutzen ist gewiss, 
dass dem Verein die städtischen Polizeiakten zur Verfügung 
stehen. Sie werden in mancher Hinsicht die Hauptbücher des 
Vereins, trotzdem diese bereits 20000 Einträge über Personen 
und Familien enthalten, wirksam ergänzen und auch den frei- 
willigen Pflegern des Vereins, welche mit der Einziehung einer 
Erkundigung betraut sind, manchen werthvollen Wink geben. 
Die Leistungen der Zentralstelle werden wesentlich dadurch 
beeinträchtigt, dass einmal eine geregelte Beziehung zur 
städtischen Armenpflege noch fehlt und dann sich auch noch 
viele gemeinnützige Veranstaltungen von der Zentralstelle fern- 
halten. Bei Vereinen geschieht das jedenfalls aus Furcht vor 
Beeinträchtigung ihrer Selbständigkeit; diese ist aber doch 
nicht Selbstzweck, vielmehr kommt es darauf an, wie die Unter- 
stützung der Bedürftigen am besten zu handhaben ist. Mit 
Recht weist der Rath der Stadt darauf hin, dass die ganze 
Einrichtung nur dann von wirklichem Nutzen sein kann, wenn 
solche stets von allen sich an der privaten Armenpflege be- 
theiligenden Personen und Vereinen benutzt wird. Als Ent- 
schädigung für seine Mühewaltung in der Zentralstelle erhält 
der Verein für Rath und That jährlich vom Rath der Stadt 
Chemnitz 1000 Mk. 


Kinderpflege. 


Freiwillige oder besoldete Aufsichtüberdie 
Ziehkinder. In der schon öfter erwähnten Schrift „Der 
Schutz der unehelichen Kinder in Leipzig“ (Leipzig 1893. Veit 
& Co.) gibt Dr. med. M. Taube äusserst interessante Aus- 
führungen über die Frage, ob eine freiwillige oder eine durch 
besoldete Pflegerinnen geübte Aufsicht über Kostkinder vor- 
zuziehen sei. Bereits im Jahre 1858 fand in der Kontrole der 
Leipziger Ziehkinder eine Veränderung dahin statt, dass man 
von der freiwilligen Pflegeaufsicht, wie sie heute noch fast 
überall sonst besteht, abging und eine besoldete Pflegerin und 
einen Ziehkinderarzt anstellte. Die Mittel fanden sich dadurch, 
dass eine Dame, die längere Zeit an der freiwilligen Beaufsich- 
tigung der Kostkinder theilgenommen hatte, ein Kapital für 
die Besoldung dieser beiden Personen vermachte. Seit dem 
Jahre 1882 hat man diese Organisation weiter ausgebaut, so- 
dass jetzt statt der einen sechs (demnächst sieben) Pflegerinnen 
vorhanden sind. Da die Mehrzahl der Kinder, so führt Taube 


*) Anmerkung der Redaktion. Das Schweizerische 
Zentralarchiv für Gemeinnützigkeit setzt sich also zum Theil die 
gleichen Ziele, wie das Institut für Gemeinwohl iin Frank- 
furt a. M., das freilich die Sammlung aller Archivalien betr. ge- 
meinnützige Vereine, Stiftungen, etc. zunächst nur für diese Stadt 


bezweckt. Dessen Zwecke sind aber insofern weiter gegriffen, als es 


zugleich das Studium der einschlägigen Fragen zu fördern bemüht 
ist. Die erste von ihm herausgegebene Arbeit führt den Titel: „Die 
öffentliche und private Fürsorge, gemeinnützige Thätigkeit und 
Armenwesen mit besonderer Beziehung auf Frankfurt a. M.“ (Näheres 
vergl. auf der vorletzten Seite dieser Nummer.) 
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aus, noch nicht 2 Jahre ait sind, so liegt das Hauptgewicht 
bei der Aufsicht nicht in der Pflege von Reinlichkeit und in 
der moralischen Erziehung, sondern ausschliesslich in der kör- 
perlichen Entwickelung der Kinder. Wer kontrolirt, muss mit 
mancherlei medizinisch-technischen Kenntnissen ausgerüstet 
sein, um falsche Pflegemethoden zu erkennen, richtige zu em- 
pfehlen und die Ziehmütter darin unterweisen zu Können. 
Mögen nun freiwillige Pflegerinnen auch im Stande sein, sich 
diese Kenntnisse anzueignen, so werden sie doch niemals ge- 
nügende Erfahrungen sammeln, um die Lebensverhältnisse rich- 
tig beurtheilen zu können. Um gute und schlechte Ziehmütter, 
gut und schlecht gepflegte Kinder zu unterscheiden, dazu muss 
man hunderte von -Kindern beobachtet haben. Darum liegt 
alles daran. dass die gemachten Beobachtungen möglichst er- 
halten werden, und das kann nur geschehen, wenn sie sich 
auf möglichst wenige Personen vertheilen, wenn sich dieselben 
Kräfte dauernd der Aufsichtsthätigkeit zuwenden. Bei der frei- 
willigen Pflege ist von vornherein die grösste Zersplitterung 
unvermeidlich, da keine Aufsichtsdame viele Kinder oder 
grössere Distrikte übernehmen kann. Da die Kinder oft die 
Ziehmütter wechseln, so gehen sie auch häufig von einem Auf- 
sichtsbezirk in den andern über. Wieviele von den Aufsichts- 
damen haben ferner die Zeit, wieviele die Lust, um sich in 
entlegenen Vorstadtbezirken, in Stadtvierteln, wohin sie sonst 
nie den Fuss setzen, nach den Kindern umzusehen, die hohen 
Treppen zu ersteigen. Aeltere können das schon gar nicht 
leisten, jüngere eignen sich überhaupt nicht, so bleiben also 
nur die Damen mittleren Alters übrig, an Zahl viel zu wenig, 
um die vielen Ziehkinder der Grossstädte wirksam zu beauf- 
sichtigen. Und wenn die Pflicht der Aufsicht übernommen ist, 
wird sie dann auch immer ausgeführt? Sollte jene Dame, die 
zur Besoldung angestellter Aufsichtspersonen das Geld ver- 
machte, in dieser Beziehung am Ende beredte Erfahrungen 
gehabt haben? Eine besoldete Pflegerin muss ihre Schuldigkeit 
thun, andernfalls gewärtigt sie ihre Entlassung. Bei der frei- 
willigen Pflege ist man darauf angewiesen, die Damen durch 
Bitten und Ermahnungen zu ermuntern, ohne ihnen ernstlich 
eine Vernachlässigung zum Vorwurf machen zu können. Auch 
das Vertrauen der Zieheltern gewinnt eine besoldete Pflegerin 
weit eher. Sie ist durch ihre Erfahrungen mit den Lebensver- 
hältnissen der Zieheltern vertraut, diese sehen in ihr die Ver- 
treterin eines Berufes und brauchen darum keinerlei Standes- 
und Höflichkeitsrücksichten zu nehmen. Kommt dagegen eine 
fremde Dame aus ganz anderem Lebenskreise ins Haus, wo- 
möglich alle paar Monate schon eine andere, so scheuen sich 
die Zieheltern, ihr die eigenen Verhältnisse klar zu legen, sie 
empfinden ihren Besuch als lästige Einmischung. Hier ist die 
Ziehmutter froh, wenn sie den Besuch los hat, der Pflegerin 
sieht sie meist harrend entgegen, weil sie von ihr in allen mög- 
lichen Beziehungen Rath einholen will. Ueber die Pflegerin 
kann man ferner jeder Zeit verfügen, jedes Kind, das neu unter- 
gebracht ist, muss so bald als möglich besucht werden; wie 
schwer ist es, eine Dame, die anderweit Pflichten hat, zu ver- 
mögen, innerhalb weniger Tage den Besuch zu erledigen, wie 
einfach, der Pflegerin ihn aufzugeben. Ferner machen gerade 
die minder guten Ziehmütter öftere Kontrole nöthig, also solche, 
zu denen freiwillig-thätige Damen sich überhaupt zu gehen 
scheuen, wenn sie ihnen etwa einmal grob begegnet sind oder 
dgl. Während endlich eine Dame kaum mehr als 4 oder 5 Kin- 
der wird übernehmen können, ist eine Berufspflegerin sehr wohl 
im Stande, bis zu 100 Kinder zu beaufsichtigen, sodass es ge- 
wiss unendlich viel leichter sein wird, die wenigen besoldeten 
als die vielen freiwillig-thätigen Personen zu finden. Nach alle- 
dem kommt Taube zu dem Schluss, dass besoldete Pflegerinnen 
der freiwilligen Aufsicht in allen Stücken überlegen sind, und 
wir zweifeln nicht, dass ihre Anstellung, wenigstens in den 
grossen Städten, nicht mehr lange auf sich warten lassen wird. 
Schon ist Dresden der Nachbarstadt nachgefolgt und auch an 
andern Orten empfindet man bereits die Mängel der freiwilligen 
Aufsicht zur Genüge. 


Vormünder und Waisenrath in Königsberg. 
Wie wenig das preussische Institut der Waisenräthe eine wirk- 
liche erzieherische Fürsorge für die ihm unterstellten Waisen 
bietet, ist jüngst wieder in besonders deutlicher Weise in 
Königsberg hervorgetreten. Da leider noch immer der weitaus 
grösste Theil der Vormünder in vollständiger Ausserachtlassung 
ihrer Verantwortung und ihrer Pflichten, sich um ihre Mündel 
so gut wie gar nicht kümmern und dadurch das Wesen und 
den Zweck der Bevormundung vollständig illusorisch machen, so 
sucht man nach Mitteln, um die Vormünder zur periodischen Er- 
stattung von Erziehungsberichten anzuhalten. In einer kürzlich 
abgehaltenen Generalversammlung «ler Waisenräthe und deren 
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Stellvertreter, der auch die Voımundschaftsrichter anwohnten, 
war man darüber einig, dass durch die Erstattung der Er- 
ziehungsberichte, welche die Vormundschaftsordnung vom 5. 
Juli 1875 allerdings nicht vorschreibt, die Vormünder gezwun- 
gen würden, doch wenigstens von Zeit zu Zeit sich nach ihren 
Mündeln umzusehen und so ihren Pflichten einigermassen nach- 
zukommen. Für entbehrlich wurden die Berichte in solchen 
Fällen gehalten, wo Vermögensverwaltungen vorliegen, da hier 
eo ipso die Verwaltungsberichte dem Vormundschaftsrichter 
einzureichen. die Vormünder also auch gezwungen sind, infolge 
der Vermögensverwaltung mit ihren Mündeln im engern Ver- 
kehr zu bleiben. Man erwartet, dass eine (renehmigung dieser 
Beschlüsse seitens der Regierung und ihre demnächstige Durch- 
führung das Loos der armen Waisen wesentlich verbessern 
werde. Es ist aber wohl mehr als zweifelhaft, ob durch die 
Verpflichtung zur Erstattung von Erziehungsberichten nun aus 
nachlässigen Vormündern fürsorgliche werden? 


Schulwesen. 


Der Antraress Schrenick endorut  Diatndıerbunberpre 
des Knabenhandarbeitsunterrichts im Abgeord- 
netenhause. Am 20. d. Mts. wurde im Preuss. Hause der 
Abgeordneten der Antrag v. Schenckendorff berathen, welcher 
lautet: „Das Haus der Abgeordneten wolle beschliessen: In 
Rücksicht darauf, dass die auf Verbreitung des Handfertigkeits- 
unterrichts gerichtete Bewegung seit dem letzten Jahrzehnt in 
fast allen Kulturländern Aufnahme und zum Theil weite Aus- 
dehnung gefunden hat; sowie in Rücksicht darauf, dass ein 
solcher allgemein verbreiteter Unterrichtszweig wirthschaftlich 
wie pädagogisch bedeutsam erscheint, wird die Königliche 
Staatsregierung ersucht, den hierauf gerichteten Bestrebungen 
staatlicherseits eine weitergehende Förderung zu Theil werden 
zu lassen, als es seither geschehen ist, sowie gleichzeitig Vor- 
sorge zu treffen, dass die Lehrerseminare allmählich diesen 
Unterrichtszweig als einen freiwilligen aufnehmen.“ Unterstützt 
war der Antrag von 174 Mitgliedern des Hauses. Zu seiner 
Begründung wies der Antragsteller auf die eminente erziehliche 
und praktische Bedeutung des Handfertigkeitsunterrichts hin. 
Nach ihm sprachen sowohl die Vertreter der Regierung, als 
auch Mitglieder aller Parteien des Hauses ihre Sympathie mit 
den Bestrebungen des Deutschen Vereins für Knabenhandarbeit 
aus. Nur der Abg. Kropatschek gab seiner abweichenden 
Meinung Ausdruck. Zum Schluss wurde der Antrag mit Mehr- 
heit angenommen. 

D’Schulfürsorge sm KantonsBrern, Insbrernwise 
von einem der städtischen Schulkreise die Anregung ausge- 
gangen, „den Schwimm- und Arbeitsunterricht (für Knaben 
und Mädchen), sowie die Klassen für Schwachsinnige und die 
(erst noch zu errichtenden) Kinderhorte in den Pflichtenkreis 
der Lehrerschaft einzubeziehen.“ Durch diese „Einbeziehung“ 
und die entsprechende, den Fähigkeiten der Einzelnen ange- 
messene Vertheilung und Organisation dieser gesammten er- 
zieherischen Thätigkeit können die vorhandenen Lehrkräfte 
vollauf beschäftigt und ökonomisch befriedigend gestellt wer- 
den. Gegenwärtig ist in Bern weder das eine noch das andere 
der Fall — und das eine bedingt doch das andere! Durch die 
angeregte Neuerung würde aber nicht nur die Lehrerschaft, 
sondern auch die Gemeinde gewinnen, und zwar letztere inso- 
fern, als sie sich ein einheitliches, organisch geordnetes, bessere 
Resultate erzielendes System der allgemeinen Jugenderziehung 
schafft. Mit grosser Wärme wird im besonderen die Errichtung 
von Kinderhorten empfohlen, und zugleich die wichtige Frage 
nach dem Wo und Wie beantwortet. Die Lokale — sagt man 
— sind in den vorhandenen Schulhäusern gegeben. Nach den 
Erhebungen, die man jüngst angestellt, würden rund 600 Kin- 
der zu versorgen und für diesen Zweck jeder der neuen städti- 
schen Schulkreise mit zwei „Horten‘ zu versehen sein. Diese 
wären wöchentlich 12—15 Stunden oifen zu halten, für ihre 
Leitung je 900 Fr. (jährlich) zu berechnen, so dass also die 
gesammte Jahresausgabe sich auf 16200 Fr. beliefe. Von der 
Lehrerschaft erwartet man, dass sie die neue Arbeit um so 
bereitwilliger übernehmen werde, als sie ein unmittelbares er- 
zieherisches Interesse dazu auffordere. 

Gesundheitsregeln für Schulkinder in Sachsen- 
Altenburg. Im Anschluss an einen vom Lehrer Hagen-Alten- 
burg gehaltenen Vortrag über Schulgesundheitspflege wurde 
im vorigen Jahre vom Lehrerverein für Altenburg und Um- 
gegend an das Herzogliche Ministerium das Gesuch gerichtet, 
es wolle bewirken, dass die vom Berliner Lehrerveıein aufge- 
stellten Gesundheitsregeln für Schulkinder auch in Sachsen- 
Altenburg entsprechende Verwendung finden. Jetzt hat der 
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L.ehrerverein, wie die „Preuss. Lehrerzeitung“ vernimimt, eine 
bemerkenswerthe Antwort erhalten. In einem vom Bezirks- 
schulinspektor Besser unterzeichneten Schriftstück lässt das 
Ministerium dem l,ehrerverein mittheilen. dass es, nachdem 
es Bezirksschulinspektor Besser und Schuldirektor Dr. Just in 
der Angelegenheit befragt hätte, kein Bedenken trage, dem 
Lehrerverein zu gestatten, in den Schulhäusern Plakate über 
die „Gesundheitsmassregeln“ auf seine Kosten aufzuhängen, 
dass vorher die Genehmigung des Ortsschulinspektors einzu- 
holen sei und die von diesem gestellten Bedingungen zu be- 
achten seien, dass diese Erlaubniss jederzeit widerrufen werden 
könne, dass das Ministerium aber Bedenken tragen müsse, die 
übrigen Wünsche des Vereins zu erfüllen. Der Verein hatte 
nämlich gebeten, dass die oben genannten Gesundheitsregeln 
in die Schreibhefte oder Lesebücher aufgenommen würden. 
(In Altenburg lässt also der Staat die Schulhygiene pflegen, 
aber auf Kosten des — Lehrervereins.) 

Ferienhorte für bedürftige Gymnasialschüler 
in Oesterreich. Der Wiener Verein Ferienhort für bedürf- 
tige Gymnasialschüler besitzt in Steg am Hallstätter See ein 
zweistöckiges Haus. Unter der Leitung zweier Herren waren 
im letzten Sommer 42 Schüler von 13 Wiener Gymnasien im 
Ferienhort. Grosse Aufmerksamkeit wurde dem Turnen, Exer- 
ziren, Schwimmen, Rudern, dem Spiele und der Musik gewid- 
met und dabei auch auf das pädagogische Moment gesehen. 
Der Verein strebt an, jährlich mindestens 50 Knaben in die 
Sommerkolonie senden zu können. 


Wohnungswesen. 


Zur Baupolizeiordnung für die Berliner Vor- 
orte. Als Nachtrag zu seinem Aufsatze über den gleichen 
Gegenstand in No. 4 und 5 dieser Blätter schreibt uns Baurath 
Stübben in Köln: „Die amtliche Karte der Berliner Vororte, 
von welcher am Schlusse des Aufsatzes in No. 5 d. Bl. die 
Rede war, ist inzwischen erschienen und gewährt einen Ueber- 
blick über die räumliche Ausdehnung und Begrenzung der 
durch die Baupolizeiordnung vom 5. Dezember v. J. festge- 
setzten Landhausbezirke. Nach einer auf dieser Karte enthal- 
tenen Notiz umfasst der Geltungsbereich der Vororte-Bauord- 
nung ein Gebiet von 72013 ha; davon sind zur landhausmässigen 
Bebauung vorbehalten 26 224 ha, also rund 36°/o. Landhaus- 
mässig bebaut, bezw. seitens der Eigenthümer zu einer land- 
hausmässigen Bebauung bestimmt waren hiervon bereits 4304 ha. 
Die Forsten, Domänen, militärfiskalischen Grundstücke, sowie 
die öffentlichen Gärten nehmen weitere 12886 ha ein; diese 
Grundflächen sind auf absehbare Zeit überhaupt nicht zur Be- 
bauung bestimmt. Auf eigentliche Landhaus-Baugrundstücke 
entfallen somit 13338 ha (oder 18,5°/o) mit Einschluss der bis- 
herigen Villenviertel und 9034 ha ohne dieselben. Letztere 
Fläche von ungefähr 9000 ha, welche etwa ein Achtel des 
Vorortegeländes einnimmt, ist es, auf welche sich die grosse 
Zahl von Bedenken beziehen, die gegen die Landhausbezirke 
geäussert worden sind. Ein Theil jener bereits in Nr. 5 er- 
wähnten und schon dort als übertrieben bezeichneten Bedenken 
erledigt sich durch den Hinweis darauf, dass sich die Land- 
hausbeschränkung trotz der an sich bedeutenden Grösse der 
für die offene Bebauung vorbehaltenen Bezirke doch nur auf ein 
Achtel des Geländes bezieht. Auch der Einwurf der mangeln- 
den Gesetzlichkeit dürfte gegenüber der thatsächlichen behörd- 
lichen Praxis in anderen preussischen Städten nicht stichhaltig 
sein. Indess wird die dem Vernehmen nach angerufene rich- 
terliche Entscheidung hierüber bald Klarheit verschaffen. Sollte 
die Polizei wirklich als unzuständig erkannt werden, so würde 
die Gesetzgebung den Gegenstand regeln müssen. Dass in 
diesem Falle der Gemeindevertretung eine angemessene Mit- 
wirkung zu sichern wäre, wie es vielerseits verlangt wird, 
kann im Hinblick auf die wichtigen ÖOrtsinteressen nur als 
zweckmässig bezeichnet werden. Dagegen befinden sich die- 
jenigen in einem offenbaren Irrthum, welche die Nothwendig- 
keit des behördlichen Zwanges überhaupt leugnen. In einzelnen 
Berliner Vorortsgemeinden bedauert man ja gerade, dass in 
früheren Jahren die bereits bestehenden Landhausviertel nicht 
geschützt worden sind, obschon die Gemeinden es begehrten, 
und dass durch das Fehlen des schützenden Zwanges bei der 
Uebertragung der Berliner Bauordnung von 1887 auf die Vor- 
orte der Villenbau, z. B. in Friedenau, vom Miethhausbau zum 
Theil überwuchert und verdrängt worden ist. In Charlottenburg 
beklagt man noch heute, dass ein von der Gemeinde zu 
Gunsten der landhausmässigen Bebauung des Westends im 
Anfang der 80er Jahre beschlossenes Statut vom Bezirksaus- 
schuss nicht genehmigt wurde. Blosse privatrechtliche Ab- 
machungen reichen eben als Schutzmassregel nicht aus; es 


bedarf öffentlich rechtlicher Bestimmungen. Einige weitere 
Einwendungen, dass nämlich mehrere Vorortgemeinden, so 
Friedenau, Wilmersdorf und Schwarzendorf durch die allzu- 
grosse Ausdehnung wirthschaftlich stark geschädigt seien, dass 
in der Nähe der Gasbereitungsanstalt bei Schwarzendorf un- 
geeignete Gelände für den Landhausbau vorbehalten wurden. 
dass auch an Bahnhöfen und grossen Verkehrsstrassen Land- 
häuser wenig am Platze seien, werden hoffentlich bei der in 
Aussicht gestellten amtlichen Nachprüfung sachgemäss er- 
ledigt werden. Dasselbe wünschen wir bezüglich der Zulassung 
von Geschäftsläden und kleineren Werkstätten, die auch in 
Landhausbezirken keine Beanstandung finden, während selb- 
ständige Wohnungen in Kellergeschossen hier unbedingt ver- 
boten sein sollten.“ 


(Gewerbewesen. 


X Arbeitsvermittelung in Baden. Arbeitsnach- 
weisebureaux, wie sie in Karlsruhe und Freiburg bestehen, 
sollen nun auch in Mannheim und Heidelberg eingerichtet 
werden; dann soll ein Kartell unter den Bureaux in den grös- 
seren badischen, sowie einigen benachbarten Städten angestrebt 
werden. In Mannheim haben Delegirte der verschiedenen inter- 
essirten Vereine sowie der Stadtverwaltung bereits Berathungen 
gepflogen. Die Errichtung der Anstalt scheint danach gesichert. 
Die Handelskammer hat für zwei Jahre je Mark 300 Zuschuss 
bewilligt, auch die Stadt wird jedenfalls eine entsprechende 
Leistung übernehmen. In Heidelberg befindet sich die Ange- 
legenheit noch in den ersten Stadien der Berathung, begegnet 
aber solchen Sympathien, dass an Verwirklichung des Planes 
im Laufe dieses Jahres nicht gezweifelt wird. 

Bureau fürArbeit-Nachweis in Stuttgart. Das 
von drei Vereinen, dem Gewerbeverein, dem Arbeiterbildungs- 
verein und dem Verein für das Wohl der arbeitenden Klassen, 
im Jahre 1865 begründete Bureau für Arbeit-Nachweis in 
Stuttgart hat bekanntlich einer Reihe von ähnlichen Instituten 
in anderen Städten als Muster gedient. Wie sehr es verdient 
als Vorbild angeführt zu werden, ergibt sich auch aus der 
reichen Thätigkeit. die es im vergangenen Jahr entfaltete, über 
welche der soeben erschienene 28. Rechenschaftsbericht Aus- 
kunft gibt. Danach kamen ihm 6118 Arbeiter- und 421 Lehr- 
lingsgesuche von Arbeitgebern zu. Von jenen wurden 5415 
erledigt. Von den Lehrlingsgesuchen wurden 128 als erledigt 
angezeigt. 8l0l Arbeiter und 342 Lehrlinge wandten sich um 
Stellen an das Bureau. Der Jahreszeit nach wurden beiderlei 
Gesuche besonders in den Sommermonaten April bis September 
angebracht. Auf die verschiedenen Gewerbe vertheilten sich 
die Gesuche sehr ungleichmässig. Am stärksten waren unter 
den Einzelberufen auf beiden Seiten die Schreiner vertreten 
(1091 Gesuche von Arbeitgebern, 1388 von Arbeitern). Ausser- 
dem waren zahlreich Schuhmacher, Schneider, Schlosser, 
Mechaniker und Zeugschmiede, Flaschner. In der Gruppe der 
Tag- und Fabrikarbeiter, Laufburschen, Heizer, Gärtner und 
Säger lagen 1217 Stellenangebote und 2027 Gesuche vor. 679 
Arbeiter wurden an auswärtige Stellen gewiesen. Die Aus- 
gaben im Gesammtbetrage von 5600 Mark wurden theils durch 
Einschreibgebühren, namentlich aber durch Abonnements- und 
Jahresbeiträge von Mitgliedern des Bureaus gedeckt. Ein grosser 
Theil der Einnahmen beruhte auf wohlthätigen Beiträgen. 

Thatigkeit der Gewerbegerichte’in München, 
Karlsruhe und Danzig. Das seit 1. April 1891 bestehende 
Gewerbegericht in München nahm im Jahre 1892, wie der 
jetzt amtlich veröffentlichte Jahresbericht ergibt, 1611 Klagen an 
(gegen 1221 im Vorjahre); 81 Klagen gingen unerledigt aus dem 
Vorjahr in das Berichtsjahr über. Auch hier bildeten die von 
Arbeitern gegen Unternehmer erhobenen Ansprüche weitaus 
die Mehrheit, nämlich 1578, Für die Raschheit des gewerbe- 
gerichtlichen Verfahrens spricht es, dass 1634 Klagen (gegen 
1140 im Vorjahre) erledigt wurden und zwar 45°/o (62°/o im 
Vorjahr) durch gerichtlichen Vergleich, 36!/2°/o (18°/o) durch 
Urtheil und 18!/2%/o (20°o) in anderer Weise; die Mehrheit 
der Klagen, 799, wurden in der zweiten Woche, 385 schon in 
der ersten Woche und nur 450 in der dritten und mehr Wochen 
erledigt. Von den 431 ergangenen Urtheilen lautete die Mehr- 
heit (252) abweisend. Zur Bewältigung dieser Geschäfte waren 
155 Sitzungen (gegen 124 im Vorjahr) nothwendig, davon 87 
ohne Beisitzer. Ueber die Gebührenerhebung sagt der amtliche 
Bericht nichts. — In Karlsruhe i.B. kamen an das Gewerbe- 
gericht im gleichen Jahre 444 Klagen, wovon 431 erledigt 
wurden. Erledigt wurden durch Urtheil 57 °/o, durch gericht- 
lichen Vergleich 14 °/o, aussergerichtlichen Vergleich 1/0, durch 
Beruhenbleiben 21°/o, durch Rücknahme der Klage 7°,o. Ausser 
4 Klagen von Arbeitgebern waren alle übrigen von Arbeitern 
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angestrengt. In 99 Fällen lautete das Urtheil ganz nach dem 
Klageantrag, in 53 Fällen zum Theil, während in 93 Fällen 
die Klage abgewiesen wurde. Gerichtssitzungen fanden 58 statt, 
an Gebühren erwuchsen 618,57 Mark, wovon 414,17 Mark 
ersetzt wurden. Als Einigungsamt thätig zu werden hatte das 
Gericht keine Gelegenheit, dagegen wurde sein Gutachten bei 
Festsetzung des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tages- 
arbeiter eingeholt. — In Danzig sind von den im Jahre 1892 
beim Gewerbegericht anhängig gemachten 242 Prozesssachen 
71 Sachen durch Vergleich, 8 Sachen durch Anerkenntniss, 
16 Sachen durch Versäumnissurtheil, 55 Sachen durch Erkennt- 
niss nach vorhergegangener contradictorischer Verhandlung, 
42 Sachen durch abweisende Verfügungen, 39 Sachen durch 
Zurücknahme der Klage in 37 öffentlichen Sitzungen ohne Bei- 
sitzer und in 12 öffentlichen Sitzungen mit Beisitzern erledigt 
worden. Nur in 4 Fällen hatten Arbeitgeber gegen ihre Ar- 
beiter geklagt und nur in einem Falle folgte Berufung an das 
Landgericht. Nur 5 Sachen wurden unerledigt auf 1893 über- 
nommen. 


Eingegangene Schriften. 
I. Drucksachen kommunaler Verwaltungen. 


Verwaltungsbericht der Stadt Brandenburg a. dd. H. pro 
l. April 1891 bis dahin 1892. 

Referate zu den Sitzungen der Stadtverordneten-Versammlung 
zu Breslau 1893, Seite 1—222. 

Protokolle zu den Sitzungen der Stadtverordneten-Versamm- 
lung zu Breslau 1893, Seite 1—82. 

Monatsberichte des Statistischen Amts der Stadt Breslau 
für das Jahr 1892. XIX. Jahrgang. 

Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten der Residenzstadt Dessau für das Ge- 
schäftsjahr 1891/92. 

Bericht über den Stand und die Verwaltung der Gemeinde- 
Angelegenheiten der Stadt Dirschau pro 1. April 1890 
bis ultimo März 1892, 

Stadtgemeinde Freiburg i. Br. Voranschläge für das Rech- 
nungsjahr 1893. 


| Haupt- und Residenzstadt Karlsruhe. Gemeinde-Voranschlag 


für das Rechnungsjahr 1893. Nebst einen Anhang: Vor- 
anschlag des Tiefbauamts. 

Bericht über den Stand und die Verwaltung der Gemeinde- 
Angelegenheiten der Stadt Köln für den Zeitraum vom 
l. April 1891 bis 31. März 1892. 

Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten der königl. Haupt- und Residenzstadt 
Königsberg i. Pr. während des Rechnungsjahres 1. April 
1889 bis dahin 1890; desgl. 1890/91; desgl. 1891/92. 

Jahresbericht über die Bürger-, Kirch- und Volksschulen in » 
Königsberg i. Pr. für das Schuljahr 1889/90; desgl. 
1890/91; desgl. 1891/92. 

Ortsstatut betr. die allgemeinen gewerblichen Fortbildungs- 
schulen für Handwerkslehrlinge in Königsberg i. Pr. 


Jahresberichte der Verwaltungsbehörden der freien und Hanse- 
stadt Lübeck 1891. 

Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten der Stadt Magdeburg für die Zeit vom 
I. April 1891. bis 31. März 1892. 

Stadtgemeinde Mannheim. Voranschläge über die Einnahmen 
und Ausgaben der städtischen Kassen für das Rechnungs- 
jahr 1893. 

Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten der Stadt Merseburg für das Jahr 
1891/92. 

Bericht über den Stand und die Verwaltung der Gemeinde- 
Angelegenheiten der Kreisstadt Plauen i. Vogtl. auf die 
Jahre 1865/66—1889/90. I. und II. Theil. 

Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten der Stadt Schweidnitz in der Zeit 
vom 1. April 1891 bis 31. März 1892. 

Verwaltungs-Rechenschaft des Oberbürgermeisters der Stadt 
Worms für 1891/92. 

Voranschlag der Stadt Worms für das Rechnungsjahr 1893/94. 

Bericht über den Zustand der Armenversorgung in Zittau 
im Jahre 1890. 

Zittau: Städtische Verordnungen betr. Milchverkauf, den 
Städtischen Schlachthof, Feuerlösch-Ordnung und Statut 
für die Begräbniss-Societät. 
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Buchhandlung und Antiquariat in Frankfurt a. M. 


Spezialgeschäft für volkswirthschaftliche Litteratar. 


Grösstes Lager von nationalökonomischen Werken. 
Facheataloge über antiquarisch vorräthige Bücher gratis und franco, 


Neueste Cataloge: 


Nr. 291. 


Staatsrecht und Politik (Bibliothek von Moriz Mohl). 1315 Nummern. 


„ 292. Theorie der Volkswirthschaftslehre. — Handel u. Industrie. — Versicherungswesen. 1471 Nummern. 
„ 293. Die socialen Fragen. 957 Nummern. 

„ 294. Finanzwissenschaft. (Zölle und Steuern. — Bank- und Münzwesen.) 692 Nummern. 

„ 297. Statistik. 450 Nummern. 

„ 8303. Nachtrag zu Catalog 292—294: 590 Nummern. 

„ 307. Nationalökonomie. 555 Nummern. 


Rasche und preiswürdige Besorgung von nioht vorräthigen Werken, insbesondere von ausländischen ofüziellen 
Publicationen (Blue-books, reports eto.). 


In unserem Verlage erschienen: 


Oeuvres &conomiques et philosophiques 


de Francois Quesnay 
Fondateur du Systeme physiocratique. 
Publiees avec une introduction et des notes par 


Aug. Oncken. 


Ein starker Band von 830 Seiten in Lexikön-Octav. 


Preis M. 20, 


MEYERS. 
ses KLEINER, 20 
HAND-ATLAS 


= 100 Kartenblättern und 9 Textbeilagen. = 


17 Lieferungen zu je 50 Pfennig — 30 Kreuzer oder 
in Halbfranz gebunden 10 Mark = 6 Fl. ö. W. 


= Soeben erscheint = 
in fünfter, neubearbeiteter Auflage: 


Probehefte und Prospekte yratis 


durch jede Buchhandlung. LEX| KO N 


10,000 Abbildungen und Karten. 


In Carl Jügel’s Verlag (M. Abendroth) in Frankfurt a. M- 


erscheint: 
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Gemeinnützige Thätigkeit und Armenwesen 


mit besonderer Beziehung auf 


Breankrürgam" Meajn: 


Im Auftrage des Instituts für Gemeinwohl zu Frankfurt a. M. 


Zweite, nenbearbeitete Auflage. 
Mit 1200 Abbildungen im Text, 1 Karte u. 3 Chromotafeln. 


52 Lieferungen zu je 50 Pfennig = 30 Kreuzer oder 
3 Halbfranzbände zu je 10 Mark = 6 Fl. 6. W. 


bearbeitet von 


M E YHR S | | 3 Dr. N. Brückner. 


' = In drei Heften a 2 Mark. 

iR LE IN ES. ı Vorstehende Veröffentlichung bezweckt, das Arbeitsfeld 
K 0 N V E R N AT 0 N N L E X K 0 N wohlthätiger und gemeinnütziger Einrichtungen unter Be- 
Yr 5 rücksichtigung der staatlichen und kommunalen Thätigkeit 
Br re darzustellen, und knüpft daran eine Beschreibung der in 
Frankfurt a.M. in dieser RichtungwirkendenVeranstaltungen. 
Heft I. Erziehung und Unterricht ist im Oktober er- 
schienen. Heft II. Fürsorge für erwerbsfähige Erwachsene 
(enthaltend: Arbeitsvermittelung, Sparkassenwesen, Gestal- 
tung des Konsums, Volksbildung, Wohnungsfrage) kam 
soeben heraus. Heft III. wird Altersfürsorge, Fürsorge für 

Kranke und eigentliche Armenpflege behandeln. 


Fünfte, neubearbeitete und vermehrte Auflage. 
78,000 Artikel und viele hundert Abbildungen, Karten u. a. 
66 Lieferungen zu je 30 Pfennig = 18 Kreuzer oder 
3 Halbfranzbände zu je 8 Mark = 4 Fl. 80 Kr. 
Die ersten Lieferungen zur Ansicht. — Prospekte gratis. 


N 5 Verlag des Bibliograph. Instituts in Leipzig u. Wien 


Im Verlag von Robert Oppenheim (Gustav Schmidt) in Berlin SW. 46 erschien: 


Musterstätten persönlicher Fürsorge von Arbeitgebern für 
ihre Geschäftsangehörigen. von Dr. Jul. Post, 12 arsch preusäischen 


Ministerium für Handel und Gewerbe, 


Band II: und 
Die erwachsenen Arbeiter. von Dr. H. Albrecht in Gr.-Lichterfelde. 


ca. 900 Seiten in Gross-Oktav mit zahlreichen Abbildungen. Preis: geheftet M. 24,—, in Ganzleinen gebunden M. 26,—. 


Die neun Hauptabschnitte dieses Bandes tragen die Ueberschriften: Arbeiterausschüsse; Arbeitsordnungen, 
Lohnform und Verwandtes; Arbeitsstätte; Wohnung; Ernährung und Beschaffung von Lebensmitteln und Ge- 
brauchsgegenständen; Sparwesen; Unterstützungswesen; Erholung. Ein kurzer wie im ersten Bande in Briefform 
gehaltener Ueberblick führt in jedes dieser Gebiete einleitend ein. Die zweite Abtheilung giebt unter gleichlautender 
Kapitelüberschrift die Details der Ausführung, wobei jedesmal eine Anzahl Mustereinrichtungen beschrieben sind, die als 
Typen für die beabsichtigte Nachahmung dienen können. 

Mit diesem zweiten Bande liegt nunmehr ein Werk vollständig vor, das unter den socialpolitischen Schriften der 
Neuzeit nach dem übereinstimmenden Ausspruch der berufensten Beurtheiler eine der ersten Stellen einnimmt. 

Jedem Arbeitgeber sei das Werk als ein Leitfaden der Wohlfahrtstechnik warm empfohlen. 


Band I: Die Kinder und jugendlichen Arbeiter, kann für den Preis von M. 10 geheftet, 


M. 11.50 gebunden nachbezogen werden. 
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J, Guttentag, Verlagsbuchhandlung in Berlin $.W. 48, 


Soeben erschien: Band VI, Heft 1 


Ardselenl-lul\. 


für 


doziale Geselzgebung und Statistik. 


Vierteljahresschrift 


zur Erforschung der gesellschaftlichen Zustände aller Länder. 


In Verbindung 
mit einer Reihe namhafter Fachmänner des In- und Auslandes 
herausgegeben von 


Dr. Heinrich Braun. 


Das Archiv erscheint in Bänden von ca. 40 Druckbogen lex. 8° in 4 Heften. 
Abonnementspreis pro Band M. 12.—. Einzelne Hefte M. 4.—. 


HEFTES. 


INHAI.T DES ERSTEN 
ABHANDLUNGEN. 

Die ortsüblichen Tagelöhne gewöhnlicher Tagearbeiter 
wm Deutschen Reiche. (Mit einer Karte von Deutsch- 
land). Von Dr. E. LANGE. 

Ein Experiment mit dem Achtstundentage. Von Dr. 
OTTO PRINGSHEIM. 

Die neue Arbeiterschutzgesetzgebung in Frankreich. 
Von RAOUL JAY, Professor an der Rechtsfakultät 
in Grenoble. 

Zwei Haushaltungsbudgets über einen zwanzigjährigen 
Zeitraum. Von Dr. E. HOFMANN, Pfarrer. 

GESETZGEBUNG. 
GROSSBRITANNIEN. 

Gesetzentwurf betreffend die Achtstundenarbeit für Berg- 

leute. Eingeleitet von SIR CHARLES DILKE. 
FRANKREICH. 

Gesetz betr. die Arbeit von Kindern, minderjährigen 

Mädchen und Frauen in gewerblichen Unternehmungen. 
BELGIEN. 

Gesetz betreffend die Arbeit von Frauen, jugendlichen 

Personen und Kindern in gewerblichen Betrieben. 


Unter Berücksichtigung der Ausführungsverord- 
nungen eingeleitet von HEINRICH HERKNER. 
MISZELLEN. 


Sozialismus und kapitalistische Gesellschaftsordnung. 
I. Antwort aufdie Kritik ProfessorWerner Sombarts. 
Von Prof. JULIUS WOLF (Zürich). 
II. Erwiderung auf die „Antwort“ Professor Julius 
Wolfs. Von Prof. WERNER SOMBART (Breslau). 
LITTERATUR. 
Jay, Prof. Raoul, Etudes sur la question ouvriere en 
Suisse. (F. SCHULER). 
Graf, Eduard, Die Austeilung der Allmend in der 
Gemeinde Schötz. (A. V. MIASKOWSKI1.) 
Rosin, Prof. Dr. Heinrich, Das Recht der Arbeiter- 
versicherung. (W. SOMBART.) 
Karyscheff, Prof. N., Zusammenfassung der Resul- 
*tate der wirtschaftlichen Erforschung Russlands durch 
die landschaftliche Statistik. Band II: Die bäuerliche 
Pacht der nicht zu den Bauernanteilen gehörigen 
Ländereien. (P. v. STRUWE,) 
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Eingegangene Schriften. 


Die Betheiligung der Gemeinde 
bei Durchführung der Invaliditäts- und 
Altersversicherung. 


Von Assessor von Frankenberg, Vorsitzender des Schiedsge- 
richts der Versicherungs-Anstalt Braunschweig. 


Nicht gering sind die Pflichten, welche den Ge- 
meinden durch die Invaliditäts- und Altersversicherung 
auferlegt sind, zumal wenn sie für Einklebung der Bei- 
tragsmarken bei denjenigen Versicherungspflichtigen, welche 
keiner Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau-, Innungs- oder 
Knappschaftskasse angehören, Sorge zu tragen haben. 
Wie in einer Reihe anderer Bundesstaaten, so ist dies 
auch im Herzogthume Braunschweig in Folge einer 
ministeriellen Anordnung der Fall, und die Gegenleistung 
von 4°jo des Markenwerths bietet, während sie sich z. B. 
für Betriebskrankenkassen bei deren einfacher Geschäfts- 
führung als reichlich hoch erweist, nicht entfernt Ersatz. 
Im Jahre 1891 erhielt die Stadt Braunschweig Mk. 822.76 
als Vergütung für erhobene Beiträge, während sie in der- 
selben Zeit Mk. 9958.72 zur Einrichtung und Unterhal- 
tung einer besonderen Geschäftsstelle für die Versicherungs- 
‚Geschäfte aufwenden musste. Waren hiervon auch nur 
rund ?/s laufende Ausgaben, so ist im Jahre 1892 die 
Anstellung eines wissenschaftlich gebildeten Hülfsarbeiters 
nöthig geworden, dessen Thätigkeit ungefähr zur Hälfte 
durch die Invaliditäts- und Altersversicherungs-Angelegen- 
heiten in Anspruch genommen wird. Etwa 7500 Mark 
werden daher alljährlich für den genannten Zweck in 
Ausgabe zu stellen sein. 

Erheblicher gestalten sich noch die Arbeiten und 
Kosten, abgesehen von der Beitragszahlung selbst, welche 
für grössere städtische Gemeinwesen bei der Zahl der 
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von ihnen beschäftigten Versicherten eine beträchtliche 
Summe erfordert, für diejenigen Ortschaften, in welchen, 
wie z, B. in Hildesheim, durch Ortsstatut oder anderweite 
Vorschrift gemäss $ 113 des R. Ges. betr. die Invaliden- 
und Alters-Versicherung angeordnet ist, dass für unstän- 
dige Arbeiter die Gemeinden die auf die Arbeitgeber ent- 
fallende Beitragshälfte selbst zu entrichten und von den 
Arbeitgebern wieder einzuziehen haben. Soweit bekannt 
geworden, sind nicht viele Städte dem Hildesheimer Vor- 
bilde gefolgt, aber die Klagen über die Belastung der 
Gemeinden durch die neu ihnen zugefallenen Aufgaben 
sind ohnehin häufig genug. 

Angesichts dieser Erwägungen verdient hervorgehoben 
zu werden, dass die Ersparnisse, welche für die Orts- 
armenkasse durch Bewilligung von Invaliden- und Alters- 
renten entstehen, sich bereits deutlich bemerkbar machen 
und im Laufe der Zeit, zumal bei zweckmässiger Förde- 
rung der Rentenansprüche, sehr erheblich sein werden. 
In den gesetzlichen Uebergangs-Bestimmungen, die be- 
kanntlich frühestens am 16. November 1891 den Antrag 
auf Invalidenrenten gestatteten und deren Monatsbetrag 
bis Ende 1892 von Mk. 9.25 auf höchstens Mk. 10.30 
steigen liessen, lag der Grund dafür, dass diese Art der 
Renten bislang noch nicht eine bedeutendere Rolle ge- 
spielt hat. Der Ansprüche auf Altersrente dagegen gab 
es alsbald nach dem 1. Januar 1891 eine wahre Hoch- 
fluth, und durch die Bewilligungen wurde nach den ge- 
machten Beobachtungen eine grössere Zahl von Personen 
der Armenunterstützung ganz oder theilweise überhoben. 
Allerdings gilt dies nur von denjenigen, welche bisher 
noch zu einigem Verdienst ım Stande waren, da der 
Eintritt dauernder Erwerbsunfähigkeit vor dem 1. Januar 
1891 das Anrecht unbedingt ausschliesst. Immerhin ist 
aber die Altersrente, die von Anfang an in den grösseren 
Städten selten unter Mk. 11.25 (II. Lohnklasse) monatlich 
beträgt, im günstigsten Falle aber auf Mk. 15.95 
(IV. Lohnklasse) festzusetzen war und neben der oft noch 
ein kleiner Verdienst fortbesteht, einstweilen geeigneter 
zur Vorbeugung der Verarmung und zur Entlastung der 
Armenkasse gewesen als die Invalidenrente, die freilich 
im kommenden Jahrhundert, wenn erst die Monatsunter- 
stützung über 15 Mark steigt, theils hierdurch, theils durch 
die der wachsenden Zahl der Berechtigten allmählich 
die Bedeutung der Altersrente überflügeln wird. 

Bis zum 31. December 1892 wurden an Personen, 
welche laufende Armenunterstützung bezogen, in der 
Stadt Braunschweig 4 Invaliden- und 10 Altersrenten be- 
willigt. Der Betrag der Rente ist in den meisten Fällen 
nicht ganz, aber doch zum grössten Theile von dem 
abgesetzt. Von den Renten-Empfängern 
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brauchten 4 fortan überhaupt nicht mehr unterstützt zu 
werden. Die monatliche Ersparniss betrug für die städtische 
Armenkasse Anfang 1893 Mk. 120.25 und darf für das 
laufende Jahr in Anbetracht der in Aussicht stehenden 
ferneren Bewilligungen vorläufig auf 1°/o der in offener 
Armenpflege zu gewährenden Unterstützungen veranschlagt 
werden. Daneben aber entzieht sich der genaueren Be- 
rechnung, wieviele Personen durch die Invaliden- oder 
Altersrente vor der Gefahr geschützt werden, in Zukunft 
der Armenpflege anheimzufallen. Erst dieser Gesichtspunkt 
lässt in vollem Umfange die moralische und finanzielle 
Wichtigkeit der Versicherung erkennen. 

Von besonderer Bedeutung ist es nun, dass den 
Versicherten die Geltendmachung ihrer Rentenansprüche 
in jeder Beziehung durch die Gemeindebehörde erleichtert 
werde — nicht etwa einseitig in der Absicht der Ent- 
lastung der Armenkasse, sondern in richtiger Erkenntniss 
der in No. 1 S. 2 ff. dieser Zeitschrift hervorgehobenen 
socialen Aufgaben der Gemeinden. 

Zur Förderung der Ansprüche aber kann die Stadt- 
verwaltung in mannigfacher Hinsicht beitragen. Wem 
die Prüfung von Rentenforderungen obliegt, der kennt 
genau die Schwierigkeiten, welche für die Versicherten 
nur zu häufig mit Führung der erforderlichen Arbeits- 
und Krankheitsnachweise in der Wartezeit verbunden sind 
(88 156 ff 1. c.). Junge kräftige Leute wissen sich in solchen 
Fällen wohl leichter zu helfen; wo aber hohes Alter, 
leidender Zustand oder gar beides sich geltend macht, 
da ist bei aller Lebhaftigkeit des Wunsches nach Renten- 
bezug meist eine natürliche Schwerfälligkeit vorhanden, 
die der Verwirklichung des Anspruchs unüberwindliche 
Schranken entgegensetzt, wenn nicht die Behörde helfend, 
rathend, vermittelnd eingreift. Die zuständigen Beamten 
sind daher anzuweisen, die Antragsteller über die erfor- 
derlichen Nachweise genau aufzuklären, sie dabei möglichst 
(z. B. in Betreff des Schriftwechsels nach auswärts) zu 
unterstützen, ihnen soweit angängig Wege zu ersparen 
und stets auf schleunige Bearbeitung der Rentenanträge 
bedacht zu sein. Häufig wird auch zur Vorbereitung von 
Altersrenten-Anträgen, noch ehe das 70. Lebensjahr voll- 
endet ist, ein Hinweis auf die den meisten Versicherten 
kaum bekannte Befugniss zur freiwilligen Fortversicherung 
in arbeitslosen Wochen gegen Erlegung von Doppelmarken 
zu 28 Pfg. ($ 117 l. c.) am Platze sein, damit bei Er- 
reichung des erforderlichen Alters es nicht an der ge- 
setzlichen Zahl von Beitragsmarken mangelt; in manchen 
Fällen wird sogar die vorschussweise Bestreitung des für 
jene Markenklebung nöthigen Geldbetrages im wohlver- 
standenen Gemeinde-Interesse liegen. Man wird ferner 
oft Anlass haben, darauf aufmerksam zu machen, dass 
bei ständigen Arbeitsverhältnissen nach $$ 158, 159 I. cc. 
auch Unterbrechungen, soweit sie zusammengerechnet 
nicht mehr als vier Monate im Kalenderjahre betragen 
haben, für die aus den Jahren 1888—1890 nachzuwei- 
sende Wochenzahl in Betracht kommen. Endlich wird 
im etwaigen Berufungs- und Revisionsverfahren ein Rath 
seitens der Gemeindebehörde um so häufiger willkommen 
sein, als den Rechtsanwälten oft die richtige Kenntniss 
der Einzelbestimmungen des Gesetzes fehlen dürfte. 

Je mehr die Gemeindeverwaltungen nach diesen 
Grundsätzen verfahren, und je öfter durch ihre Mitwirkung 
die Rentenanträge zuerkannt werden, desto zahlreichere 
Freunde werden der Versicherung ungeachtet der unleug- 
baren Schwierigkeiten gewonnen werden, welche mit ihrer 
Durchführung verknüpft sind, und desto mehr wird man 
auf Seiten der Gemeinden Ursache haben, nicht in Klagen 


über die ihnen durch das Gesetz auferlegten Lasten aus- 
zubrechen, sondern sich des mannigfachen Segens zu 
freuen, der aus dem wohlwollenden Gedanken der Für- 
sorge für Alte und Erwerbsunfähige hervorgegangen ist. 


Städtische Arbeitsvermittelung in Schlesien. 


Als in diesen Blättern vor Kurzem der Versuch mit 
einer zentralisirten staatlichen Arbeitsvermittelung, den 
das Grossherzogthum Luxemburg macht, besprochen und 
als beachtenswerth bezeichnet wurde, lag die Vermuthung 
sehr fern, dass sich eine preussische Verwaltungsbehörde 
sobald praktisch mit der Frage beschäftigen werde. Indessen 
scheinen doch die Erfahrungen, die man im verflossenen 
Winter mit der Arbeitslosigkeit in den grösseren Städten 
machte, nicht ohne Eindruck auf manche Behörden ge- 
blieben zu sein. Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittelung 
verhalten sich zwar als soziale Erscheinungen wie Krank- 
heit und Fiebermittel; das letztere kann die Reaktion 
der Natur nur unterstützen, das Uebel aber nicht selbst 
heilen. Immerhin wäre eine grundsätzliche Inangriffnahme 
der städtischen Arbeitsvermittelung in Preussen ein Fort- 
schritt auf dem Gebiete der sozialen Praxis, der freudig 
begrüsst werden müsste als Anzeichen wachsenden Ver- 
ständnisses für die diesbezüglichen Aufgaben von Ge- 
meinde und Provinz, und der Anfang einer solchen posi- 
tiven Thätigkeit ist soeben für den Regierungsbezirk Lieg- 
nitz vom dortigen Regierungspräsidenten, Prinzen Handjery, 
gemacht worden, so dass wirklich gehofft werden darf, 
die städtische Arbeitsvermittelung werde in Schlesien und 
vielleicht auch über Schlesien hinaus mehr Pflege als bis- 
her finden. 

In einer an die Magistrate der über 10000 Einwoh- 
ner zählenden Städte seines Bezirks gerichteten Zuschrift 
weist der Liegnitzer Regierungspräsident auf die bekannte 
Erscheinung hin, dass sich in den Städten die Arbeiterbevöl- 
kerung ständig vermehrt und damit die. Zahl derjenigen Per- 
sonen, die zwar arbeitsfähig und arbeitswillig, aber trotzdem 
in den Wintermonaten wegen mangelnder Arbeitsgelegenheit 
nicht im Stande sind, für sich und die Ihrigen den noth- 
wendigen Lebensunterhalt zu erwerben. Wenn auch eine 
Verpflichtung der Stadtgemeinden, den Arbeitslosen, ins- 
besondere den von ausserhalb Angezogenen, durch Be- 
schäftigung mit kommunalen Arbeiten zu dem nothwen- 
digen Lebensunterhalt zu verhelfen, nicht bestehe, so er- 
achtet es doch der Regierungspräsident für eine der vor- 
nehmsten Aufgaben der städtischen Behörden, denjenigen 
Personen, die fähig und willig sind, ihnen zu übertragende 
Arbeiten zu verrichten, die Möglichkeit zu bieten, sich 
und ihre Familienangehörigen ohne Inanspruchnahme der 
öffentlichen Armenkasse zu ernähren. Dieses Ziel werde 
in zweckentsprechender Weise dadurch erreicht werden 
können, wenn seitens der Stadtgemeinden eine oder mehrere 
Arbeitsnachweisstellen eingerichtet würden, durch welche 
Arbeitsgelegenheit unentgeltlich nachgewiesen würde. Die 
Zuschrift verkennt nicht, dass der erfolgreichen Durch- 
führung einer derartigen Massnahme Schwierigkeiten er- 
wachsen werden und dass msbesondere der passive Wider- 
stand der Arbeitgeber zu überwinden ist, denen durch 
die Anmeldung zu vergebender Arbeiten Unbequemlich- 
keiten erwachsen, ohne deren Mitwirkung aber auf einen 
durchgreifenden Erfolg nicht gerechnet werden könne. 
Der Regierungspräsident vertraut jedoch, dass es den 
Magistratsdirigenten gelingen werde, die wohlhabenden 
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Bevölkerungsklassen für die Durchführung dieser Mass- 
regel, die ihnen keinerlei materielle Opfer auferlege, zu 
interessiren. Die Zuschrift weist noch darauf hin, dass 
nach der Rechtsprechung des Bundesamts für das Hei- 
mathswesen eine Hilfsbedürftigkeit ım Sinne des Gesetzes 
über den Unterstützungswohnsitz auch bei einer Person 
vorliegt, die zwar an sich arbeitsfähig, aber aus äusseren 
Gründen, z. B. wegen mangelnder Arbeitsgelegenheit, nicht 
ım Stande ist, sich den Lebensunterhalt zu beschaffen, 
und dass somit solche Personen einen Anspruch auf öffent- 
liche Armenunterstützung haben. Der Regierungspräsident 
erklärt, dass er die Abweisung von Beschwerden solcher 
Personen künftig nur dann noch bei dem Bezirksausschuss 
befürworten. werde, wenn dem Beschwerdeführer durch 
die städtischen Behörden eine Arbeitsgelegenheit nachge- 
wiesen worden ist, jener aber davon keinen Gebrauch 
gemacht hat. Die Einrichtung derartiger Arbeitsnach- 
weisstellen habe endlich auch für die Polizeiverwaltungen 
den Vortheil, dass sie künftig in der Lage sein würden, 
von den Strafbestimmungen der SS 361 und 363 Abs. 2 
D. Str.-G.-.B wirksameren Gebrauch als bisher zu machen. 

Der Liegnitzer Regierungspräsident will also die Aus- 
gleichung zwischen Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage 
nicht mehr dem blossen Zufall überlassen, sondern den 
städtischen Behörden, eine fördernde Mitwirkung dabei 
zuweisen. Das verdient bereits warme Anerkennung. Er 
will ausserdem den städtischen Arbeitsnachweis unentgeltlich 
haben — das geht sogar über dasjenige hinaus, was bis- 
her in Stuttgart und Freiburg ı. B. vorhanden ist und in 
diesen Blättern geschildert wurde, ist aber deshalb nicht 
weniger sympathisch. Die Unentgeltlichkeit setzt natürlich 
eine grosse Opferwilligkeit der betreffenden Städte voraus; 
und da der schlesische Regierungspräsident vom vermuth- 
lichen „passiven Widerstand der Arbeitgeber“ spricht, so 
scheint er zu wissen, dass es eines starken Druckes be- 
dürfen wird von oben oder von unten, um jene Opfer- 
willigkeit zu erzeugen. Der Satz, dass die städtische Ar- 
beitsvermittelung „keinerlei materielle Opfer auferlege“, 
ist daher wohl nur so zu verstehen, dass vom Einzelnen 
keine Opfer verlangt werden, der Gesammtheit dagegen 
allerdings solche erwachsen. Nicht verständlich erscheint, 
dass der Regierungspräsident nur von der Mitwirkung 
der Unternehmer spricht. Jede städtische Arbeitsvermitte- 
lung, welche nicht auch Arbeitervertreter heranzieht, 
würde mit Recht auf das unüberwindliche Misstrauen der 
Arbeiter stossen und deshalb sich selbst sehr erhebliche 
Schwierigkeiten bereiten. Die Heranziehung beider Inter- 
essentengruppen, der Unternehmer und der Arbeiter, dürfte 
um so leichter sein, als der Regierungspräsident in Lieg- 
nitz offenbar nur an den Arbeitsnachweis innerhalb der 
Städte denkt, nicht auch an die Arbeitsvermittelung zwi- 
schen Stadt und Land, wie er z. B. in Freiburg i. B. 
mit in Betracht kommt. Und diese Beschränkung kann 
auch nur durchaus gebilligt werden; sie wird die ersten 
Versuche wesentlich erleichtern. Aus demselben Grunde 
wäre es rathsam, die Einrichtung nicht gleich von vorn- 
herein allzusehr mit der Armenpflege und der Polizei in 
Verbindung zu bringen, wie es der Liegnitzer Regierungs- 
präsident in den letzten Sätzen seines Rundschreibens 
thut. Das mag bei den schlesischen Stadtvätern als ein 
Compelle wirken; bei den Arbeitern, deren Sympathie 
doch auch zum Gedeihen einer städtischen Arbeitsver- 
mittlung gehört, weckt es zweifellos Misstrauen. 

Man darf gespannt darauf sein, wieviele der Städte 
des niederschlesischen Regierungsbezirkes sich für die 
Anregung ihres Regierungspräsidenten empfänglich zeigen 


werden. Eigentlich sollte dieselbe Anregung für einen 
viel grösseren Bezirk gegeben werden. Die nächste Aeusse- 
rung dieser Empfänglichkeit müsste darin liegen, dass 
man die vorhandenen Einrichtungen eingehend studirt, 
über welche diese Zeitschrift wiederholt und detaillirt be- 
richtete. Niederschlesische Wirthschaftseigenthümlichkeiten 
müssten natürlich gebührende Berücksichtigung finden. 
Nichts wäre erfreulicher, als wenn recht bald über prak- 
tische Erfolge Mittheilungen gemacht werden könnten | 


Notizen. 


Gemeinnützige Fürsorge. 


Bekämpfung gesellschaftlicher Nothstände 
in Newyork. Ueber diesen Gegenstand hielt Frau Dr. jur. 
Kempin aus Zürich, die lange Jahre in Newyork gelebt hat, 
am 8. März d. Js. im Frankfurter „Verein für Geographie und 
Statistik“ einen Vortrag, dessen Inhalt auch unsere Leser inter- 
essiren dürfte. Bei den Massregeln gegen gesellschaftliche 
Nothstände unterscheidet man nach der Vortragenden zweierlei 
Arten: präventive und korrektive. Zu den ersteren gehört vor 
allem die Erziehung der Jugend, auf die der Amerikaner un- 
geheuer viel Werth legt, und die er für das beste Mittel hält, 
um den Menschen vor Schlimmem zu bewahren. Dennoch 
weist die amerikanische Schulorganisation die grössten Mängel 
auf. Zwar ist der in Newyork verbreitete Glaube, dass es 
keinen Schulzwang gebe, unberechtigt, denn es gibt einen 
solchen, aber es besuchen etwa 100000 Kinder keine Schule, 
80 000 davon aus Indifferenz und 20000 müssen wegen Mangels 
an Platz zurückgewiesen werden. Und doch hat Newyork mehr 
Schulen wie das Königreich Bayern; allein, um alle nothwen- 
digen Schulen zu bauen, sagt man, sei daselbst kein Platz, was 
jedoch nicht ernst zu nehmen sei. Es existirt zwar eine Kom- 
mission, welche die Aufgabe hat, die Kinder, welche keine 
Schule besuchen, dazu zu bewegen oder sie der Polizei zu 
übermitteln, die sie dann einer Besserungsanstalt übergibt; 
aber dass sich die Zahl dieser Kinder in den offiziellen Be- 
richten der Kommission stets vermindert, ist weniger dem 
Wirken der letzteren als ihrer Nachsicht zuzuschreiben. Sie 
drückt ein Auge zu aus Gefälligkeit gegen die Fabrikbesitzer, 
welche schulpflichtige Kinder eigentlich nicht beschäftigen 
dürfen. Erst durch die von einer Damenkommission eingesetzte 
weibliche Fabrikinspektion sind diese Zustände etwas gebessert 
worden. Ist ein Kind einmal in eine Schule eingetreten, so 
kann es hier zwölf Jahre lang unentgeltlich den Unterricht ge- 
niessen, auch sich als Lehrer oder Lehrerin ausbilden. Ein 
grosser Vorzug der amerikanischen Schulen ist der, dass die 
Einreihung in die Klassen nicht nach dem Alter, sondern nach 
den Leistungen geschieht. Aber auch Abendschulen und Abend- 
Hochschulen gehören zu den Wohlfahrtseinrichtungen von 
Newyork. 'Erstere werden hauptsächlich von Eingewanderten 
besucht, welche zwecks ihres besseren Fortkommens englisch 
lernen, letztere meist von Arbeitern, die sich weiterbilden 
wollen. Ausserdem werden vom Erziehungsdepartement man- 
nigfache Vorträge unentgeltlich veranstaltet. Ebenso steht den 
Begabten die Ausbildung auf dem Konservatorium und der 
Malerakademie frei, wenn sie sich verpflichten, später gewisse 
Prozente ihrer Einkünfte an diese Institute zu zahlen. Sti- 
pendien hingegen sind verpönt, da sie oft den Charakter ver- 
derben, überhaupt gewährt der Amerikaner selten ein Almosen, 
ohne irgend welche Leistung dafür zu verlangen. Die korrek- 
tive Bekämpfung der Armuth wird nach englischer Art, die 
sehr ins Einzelne geht und viel Geld kostet, gehandhabt und 
hat wenig Nutzen; sie unterstützt oft nur Betrug und Träg- 
heit. Dem erwachsenen Armen bringen die Amerikaner auch 
nicht viel Mitleid entgegen, da sie behaupten, wer ernstlich 
wolle, der könne arbeiten, was jedoch durchaus nicht der Fall 
ist. Die Charity-Organisation, die sehr viel von sich reden 
macht, hat, obgleich der Grundgedanke derselben gut ist, mehr 
den Charakter eines philanthropischen Detektivbureaus. Alle 
Verhältnisse der Hilfesuchenden werden blossgelegt, und dann 
weist man sie meist mit guten Rathschlägen an andere Vereine, 
deren Hülfe noch sehr fraglich ist. Wirklich gut wird für Kin- 
der bedürftiger Eltern, Waisen und Findelkinder gesorgt, es 
werden jährlich etwa 15000 auf Staatskosten erzogen, und 
auch Alte und Kranke finden beste Pflege. Eine staatlich sank- 
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tionirte Kinderschutzgesellschaft, die wegen ihrer weitgehen- 
den Macht vielfach verurtheilt wird, besitzt ‘das Recht, Kinder 
aus ihnen schädlicher Umgebung einfach fortzunehmen und sie 
anderweit erziehen zu lassen; nur selten folgt auf eine Klage 
der betreffenden Angehörigen Rückgabe des Kindes. Von sehr 
gutem Einflusse ist ferner die Temperenz-Union, welche jetzt 
etwa 600000 Mitglieder zählt und mehr moralische wie phy- 
sische Zwecke im Auge hat. Hauptsächlich gehören ihr Frauen 
an; es gehört dies gewissermassen zum guten Ton. Danach 
ist in der neuen wie in der alten Welt auf dem Gebiete der 
sozialen Fürsorge noch sehr viel zu thun und zu bessern. 


Clearinghouse of the unemployed inLondon. 
Nach dem Adresskalender der Londoner Wohlthätigkeits- 
anstalten pro 1893 betrugen die ungefähren Einnahmen dieser 
Institute im vorigen Jahre ca. 6 245000. Man nimmt an, 
dass etwa noch der doppelte Betrag durch die Hände von 
Privaten geht. Zusammen gäbe das eine wöchentliche Rente 
von 15 sh. für ca. 480 000 Personen ein volles Jahr hindurch. 
Da aber nicht alle so lange unterstützungsbedürftig sind, so 
wäre es möglich, entweder die Rente oder die Zahl der Unter- 
stützten bedeutend, sagen wir auf 700 000, zu erhöhen. Be- 
denkt man nun, dass die Zahl der Angehörigen dieser Zahl 
noch hinzuzufügen ist, so beläuft sich bei einer Einwohner- 
zahl von gegen 5 Millionen die Zahl der Unterstützten auf 
über I Million. Daraus ist aber ersichtlich, dass es in London, 
falls die obigen Annahmen zutreffen, nicht an Geldmitteln 
gebricht, um den Nothleidenden zu helfen. Viel zu kostspielig 
aber und zu umständlich sind die Einrichtungen, in deren 
Hand die Armenpflege ruht. Die Metropole zählt allein 980 
charities. Wieviel veraltete Stiftungen, wieviel Ausgaben, wie- 
viel Verwaltungskosten mögen sie wohl umschliessen, die den 
Armen gar nicht zu gute kommen! Mr. Arnold White hat 
sich bemüht, durch eine neue Einrichtung die Fehler der alten 
zu verbessern. Seine Schöpfung trägt den Namen Clearing- 
house for the unemployed. Ihr Sitz ist im London Politechnic 
— regent street. Der Grundgedanke der Einrichtung ist von 
grosser Wichtigkeit für alle Wohlthätigkeitsbestrebungen, nicht 
nur für die Arbeitslosenfrage. Arnold White meint, dass es 
ein Charakteristikum der modernen Wohlthätigkeit sei, die 
Ausführung einem Stabe von Beamten und Unterbeamten zu 
überlassen. Dabei sei das Persönliche der Wohlthätigkeit ver- 
loren gegangen und der Kontakt zwischen Geber und Nehmer 
unterbrochen. Ueber die Erfolge der White’schen Institution 
lässt sich noch wenig sagen, da nur über die ersten 35 Tage 
ihres Wirkens, bis 31. December 1892, Veröffentlichungen exi- 
stiren. Danach sollen allerdings in dieser kurzen Zeit 340 
arme Familien durch das Clearinghouse mit solchen Leuten 
in Verbindung gebracht worden sein, die willig und fähig 
sind, sie zu unterstützen. Gegen 1200 £° sind bereits bezahlt 
oder versprochen. Man hat die Beobachtung gemacht, dass 
dadurch, dass die Bedürftigen selber die Lage ihrer Nachbarn 
auf Bedürftigkeit zu untersuchen hatten, durchschnittlich von 
5 Familien nur 3 der Unterstützung für würdig befunden 
wurden. Irrthümer werden wohl dabei auch mit untergelaufen 
sein. Doch ist das Exekutiv-Committee der Ueberzeugung, 
dass in Zeiten besonderen Nothstandes keine andere Einrich- 
tung den Wünschen der Geber und Empfänger so schnell 
und mit so gutem Erfolge zu entsprechen vermag. Anfein- 
dungen sind der jungen Organisation nicht erspart geblieben. 
Der Erzbischof von Canterbury hat in einem Brief an die 
„limes“ sich dahin geäussert, dass die grosse „Metropo- 
litan Society for the Relief of Distress“ sich der Vermit- 
telung der Kirchspiele bediene. Mr. Arnold White wolle zwar 
auch die Hülfe der Geistlichen in Anspruch nehmen; aber die 
Gesellschaft sei zu buntscheckig (motley). Es geht so etwas 
durch seine Worte, das mehr an eine unbestimmte Sehnsucht 
nach vermehrtem Einfluss der anglikanischen Kirche erinnert, 
als an objektive Beurtheilung einer neuen, vielleicht keimkräf- 
tigen Idee. Sein offenes Schreiben erfuhr denn auch mannig- 
fache Anfechtungen, sodass sich der Erzbischof genöthigt sah, 
das übliche „Missverständniss“ zu proklamiren. Hoffentlich ist 
durch den Zwischenfall nicht das Zusammenarbeiten aller Or- 
ganisationen am Clearinghouse gestört. Wir werden über die 
Erfolge der Institution weiter berichten. 


JM Verein zur Unterstützung Arbeitsloser 
in Paris. Im vorigen Jahre ist im 6. Arrondissement von 
Paris eine Wohlthätigkeitseinrichtung in’s Leben gerufen worden, 
deren Gedanken zwar nicht neu, aber unseres Wissens in dieser 
Form noch nicht praktisch bethätigt worden ist. Der be- 
treffende Verein führt den Namen „Union d’assistance par le 
travail“ und verfolgt statutengemäss den Zweck: 1. den in 
Folge einer von ihrem Willen unabhängigen Ursache beschäf- 


tigungslos gewordenen Arbeitern und Arbeiterinnen zeitweise 
und zwar so lange Arbeit zu geben, bis eine regelmässige 
Beschäftigung für sie gefunden ist; 2. arbeitsfähigen Leuten, 
die aber nicht arbeiten wollen und es vorziehen, auf Kosten 
der öffentlichen und privaten Wohlthätigkeit zu leben, Beschäf- 
tigung anzubieten. Das Unternehmen hat nur die Unterstützung 
alleinstehender Personen im Auge. Ein Mitglied des Vereins 
wird um ein Aimosen angesprochen. Es verabfolgt statt Geld 
oder Lebensmittel einen „Arbeitsbon“. Mit diesem Bon begibt 
sich die Person nach der Vereinswerkstätte, wo sie als freier 
Arbeiter behandelt wird und wo ihr sofort irgend eine leichte 
Beschäftigung, die weder Vorkenntnisse noch besondere Uebung 
erfordert, übertragen wird. Wenn die Zeit der Mahlzeit kommt, 
wird jedem Arbeiter ein Bon für Frühstück oder Mittagessen 
übergeben, der den Inhaber berechtigt, seine Mahlzeit in einer 
bestimmten Speisewirthschaft einzunehmen, wo durch nichts 
sein Ehrgefühl gekränkt werden kann, da ein Unterschied 
zwischen ihm und den übrigen Besuchern nicht gemacht wird. 
Abends erhält er einen Bon zum Uebernachten in einem Logir- 
hause, oder, wenn er eine eigene Wohnung hat, eine Ent- 
schädigung von 40 Centimes. Die Kosten pro Tag und Kopf 
belaufen sich auf 1 Fr. 70 cent., die allgemeinen Kosten für 
Verwaltung, Heizung, Beleuchtung u. s. w. nicht mit eingerech- 
net. Der durchschnittliche Aufenthalt in der Werkstätte beträgt 
elf Tage. Die Entlassung erfolgt erst, wie oben angegeben, 
nachdem für den betreffenden Arbeiter dauernde Beschäftigung 
gefunden ist. Hierin liegt der Schwerpunkt des Unternehmens. 
Vom 22. Mai 1892, an welchem die Werkstätte eröffnet wurde, 
bis zum 31. Dezember desselben Jahres wurden 384 Männer 
und 128 Frauen beschäftigt; 456 sind ausgetreten und hiervon 
231 direkt von der „Union“ untergebracht, 41 sind in ihre 
Heimath geschafft worden, 16 in’s Spital verbracht, 95 haben 
sich selbst Beschäftigung gesucht, 59 sind weggeblieben, ohne 
eine Angabe zu machen, und nur 14 sind wegen schlechter 
Führung oder Unpünktlichkeit fortgeschickt worden. Ob es 
aber möglich ist, ein Unternehmen dieser Art in grösserem 
Massstabe in’s Werk zu setzen oder allgemeiner zur Ausführung 
zu bringen, möchten wir bezweifeln; dazu ist, abgesehen von 
anderen Bedenken, namentlich der Kostenpunkt zu hoch. 


Schulwesen. 


Der Haushaltungsunterricht in der Volks- 
schule. Der preussische Kultusminister hat sich jetzt aus 
Anlass eines Specialfalles dahin ausgesprochen, dass er die Zu- 
ziehung von Mädchen der ersten Klasse der Volksschule zum 
Haushaltungsunterricht in einer den Schulunterricht wesentlich 
störenden Weise nicht billigen könne. Der Minister hält eine 
wesentliche Kürzung des Schulunterrichts im letzten Schuljahre 
auch beim Unterricht der Mädchen für sehr bedenklich. Das 
letzte Schuljahr, in welchem der Lehrer, wo es gut um die 
Schule steht, Hand in Hand mit dem einsegnenden Geistlichen 
in dem empfänglichen Gemüthe des jungen Mädchens die 
religiös-sittliche Gesinnung befestigen soll, ohne welche es 
nicht gefahrlos in das Leben hinaustreten darf, ist, so heisst 
es in der betreffenden Entscheidung, für die Schule besonders 
wichtig. Wo äussere Verhältnisse die Lehr- und Lernarbeit 
aufgehalten haben, bietet das letzte Schuljahr die Möglichkeit, 
den Kindern wenigstens die unentbehrlichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten zu gewähren; wo aber normale Schulverhältnisse 
vorhanden sind, verzichtet der Lehrer dem dreizehnjährigen 
Mädchen gegenüber auf die Aneignung neuen Lehrstoffs und 
strebt nur darnach, das bisher Gelernte ergänzend, erläuternd 
zum freien Eigenthum des Kindes zu machen, dasselbe für 
Selbstthätigkeit zu erziehen und dadurch auch für die Erwerlıs- 
fähigkeit, deren die Mädchen ebenso dringend bedürfen, wie 
die Knaben, die Grundlagen zu geben. Der Minister hat des- 
halb auch einem Antrage, Mädchen, welche eine Haushaltungs- 
schule besuchen, während der Zeit, in welcher sie diese be- 
suchen, vom Unterricht in der Volksschule zu entbinden, keine 
Folge gegeben. Man wird dem Minister insofern wohl beipflichten 
können, als keine Minderung der sonstigen Schulleistungen 
durch Aufnahme des Haushaltungsunterrichts eintreten darf. 
Jedenfalls aber spricht das nicht gegen die Einführung dieses 
Unterrichtszweiges in die Volksschule überhaupt, da dieser 
keine grossen Anforderungen an den Stundenplan stellt und 
andere Stunden (wie Rechnen, Handarbeitsunterricht) theil- 
weise entbehrlich macht (wir werden demnächst einen Artikel von 
Direktor Kühn-Chemnitz über diese Frage veröffentlichen. Red.). 

F Entwicklung des städtischen Schulwesens 
in Metz. Während die Ausgaben der Stadt Metz für das ge- 
sammte Unterrichtswesen im Jahre 1871 rund 87 000 Mark be- 
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trugen, wurden im Rechnungsjahr 1880/81 für die städtischen 
Elementarschulen allein über 108000 Mark verausgabt und 
1891/92 für die gesammten städtischen Schulen 201000 Mark. 
Dieser Summe steht eine Einnahme aus Schulgeldern von nur 
50000 Mark gegenüber, sodass die Zulage der Stadt für diese 
Lehranstalten 151 000 Mark beträgt. Die Frequenz der städti- 
schen Elementarschulen ist seit 13576 von 3657 auf 5049 Kinder 
im Jahre 1892 gestiegen; von den letzteren waren 4198 (83 °/,) 
Freischüler. Inzwischen ist die Aufhebung des Schulgeldes an 
den städtischen Elementarschulen mit Wirkung von Ostern d. ]. 
ab beschlossen worden; zugleich wurde in den städtischen 
Kleinkinderschulen das Schulgeld beseitigt. In den höheren 
Lehranstalten (Lyceum und Öberrealschule), den städtischen 
Mittelschulen, der Handwerker- und Fortbildungs-, Frauenarbeits- 
und Musikschule bestehen von der Stadt gewährte Freistellen. 


Schulbäder in Deutschland. Man schreibt uns: 
„F Auch .in Metz wurden bei dem vor etwa zwei Jahren 
fertig gestellten Schulgebäude am Sandplatz fünf Brause- 
bäder eingerichtet, die von den Knaben der dort unterge- 
brachten zwölf Elementarklassen abwechselnd benutzt werden. 
Das Baden ist für die Schüler, soweit nicht besondere Um- 
stände dem entgegenstehen, obligatorisch und geschieht unter 
Aufsicht der betr. Lehrer. Die Badezeit ist, mit Ausnahme 
von Mittwoch und Samstag, an allen Wochentagen von 3 bis 
4 Uhr Nachmittags, wobei besonders darauf geachtet wird, 
dass die Schüler nicht aus dem Bade direkt auf die Strasse 
kommen, sondern erst noch eine Zeit in geschlossenem Raume 
zubringen. Badehosen und Handtücher werden von der Stadt 
zur freien Verfügung gestellt. Die in Aussicht genommene 
Benutzung dieser Bäder durch Zöglinge anderer städtischer 
Schulen hat sich bis jetzt nicht bewerkstelligen lassen; in 
dieser Beziehung wird anderweitig Fürsorge getroffen werden 
müssen. An Zöglinge der städtischen Elementar-Mädchen- 
schulen wurden in den letzten Jahren von der Stadt Gutscheine 
zur Benutzung einer Privat-Badeanstalt in der Mosel ausge- 
geben; im vorigen Sommer kamen 2400 dieser Gutscheine 
zur Verwendung.“ — Ueber Badegelegenheiten für Schüler in 
Berlin schreibt man uns: „J Die städtische Schuldeputation 
hat mit dem Verein für Volksbäder, der 2 Anstalten mit Brause- 
und Wannenbädern besitzt, eine Vereinbarung dahin getroffen, 
dass seitens des Vereins an Schüler der Gemeindeschulen Bäder 
verabreicht werden. Der Preis ıür ein Brausebad mit Seife, 
aber ohne Handtuch, ist auf 5 Pfennige normirt. Als Badezeit 
sind die Stunden von 11—12 Uhr Vormittags und von 1—4 Uhr 
Nachmittags angesetzt. Sonnabend und Sonntag sind jedoch 
ausgeschlossen. Schülern aus unbemittelten Familien werden 
durch Vermittelung der Armen-Kommissionen seitens der Stadt 
Freikarten gewährt, die zur Benutzung der städtischen Fluss- 
Bade- und Schwimm -Anstalten berechtigen. In der ersten 
städtischen Volksbadeanstalt in Moabit, die am I. November 
v. Js. eröffnet wurde, werden Kindern, die klassenweise zum 
Baden und Schwimmen geführt werden, Vorzugspreise ge- 
währt, umständlich ist nur, dass jedesmal eine Vereinbarung 
mit der Verwaltung der Anstalt nothwendig ist. Im Frühjahr 
1892 wurde eine städtische Schwimm- und Badeanstalt, Mühlen- 
strasse 50, eröffnet, die dem Publikum an Schultagen nur von 
5—6!/2 Uhr Morgens und von 5—8 Uhr Abends, in den Schul- 
ferien aber den ganzen Tag offen steht. In der übrigen Zeit, 
also während der täglichen Schulzeit, wird die Anstalt von 
den Schülern der in der Nähe liegenden Gemeindeschulen 
klassenweise benutzt. Der Badepreis beträgt pro Kind 5 und 
10 Pfg. Das erste Schulbrausebad wird Berlin erst 1894 
erhalten. Dasselbe ist für ein zu errichtendes Schulhaus in 
Moabit projektirt.“ — Ferner wurde neuerdings die Errichtung 
eines zweiten Schulbades in Heidelberg, sowie die Neu- 
errichtung in Hoyerswerda, Greiz, Danzig und in den 
Volksschulen auf den Gütern des Kaiserlichen Adjutanten Grafen 
Wedell beschlossen. 


C Gewerbliche Stipendien. Mit fortschreitender 
wirthschaftlicher Entwickelung vergrössern sich auch die An- 
sprüche, die an die technische Leistungsfähigkeit der einzelnen 
Gewerbetreibenden gestellt werden. Es bestehen auch bereits 
eine grosse Anzahl Schulen und Institute, auf denen der Hand- 
werker sich für seinen Beruf weiter ausbilden kann; doch so 
manchem strebsamen Lehrling und Gesellen fehlt es an den 
nothwendigen Mitteln, sich die erforderlichen Lernmittel zu 
beschaffen oder durch den Besuch einer höheren Schule seinen 
Kenntnissen den Abschluss zu geben. 
eine Einrichtung hinweisen, die in dem Unterverband der 
Gewerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften von Ost- und West- 
preussen (Verbandsdirektor C. Hopf in Insterburg) bereits seit 
fast 20 Jahren besteht. In diesem Verbande wurde im Jahre 
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1875 zum Andenken an den Verbandsdirektor Sieberger eine 
„genossenschaftliche Sieberger-Stiftung“ begründet, deren Zinsen 
und sonstige laufende Einnahmen zur Unterstützung und Aus- 
bildung junger Arbeiter und Handwerker Ost- und Westpreus- 
sens verwendet werden sollen. Das Stiftungskapital (4100 M.) 
wurde aus Beiträgen von Genossenschaften und deren Mit- 
gliedern gebildet. Stipendien werden in Höhe von 200 M. ge- 
währt. Bei der Verwendung der Stipendien hat jede bei der 
Stiftung betheiligte Genossenschaft das Recht in der Reihen- 
folge, in welcher sie hierzu durch das Loos bestimmt wird, 
dem nächsten Verbandstage Vorschläge zu machen, der Ver- 
bandstag hat das Bestätigungsrecht. Die Stiftung verfügte 1892 
über 7310 M. und hat seit einer Reihe von Jahren zwei Sti- 
pendien in Höhe von je 200 M. ausgezahlt. In demselben Ver- 
bande wurde 1879 die Gründung einer der Sieberger-Stiftung 
ähnlichen Stiftung zum ehrenden Gedächtniss des verstorbenen 
Verbandsdirektors Eduard Guttmann genehmigt und wurden 
aus der Kasse des Verbandes zu diesem Zweck 4000 M. be- 
willigt. Im Jahre 1892 belief sich der Fonds auf 5193 M., davon 
ist jährlich ein Stipendium von 200 M. gewährt. Leider ist das 
Vorgehen des Verbandes in Preussen auch unter den Genossen- 
schaftsverbänden vereinzelt geblieben; nur einige Genossen- 
schaften wirken noch in gleicher Richtung, insbesondere durch 
Zuweisungen an Fortbildungsschulen und Bildungs-Vereine 
(Insterburg Vorschussverein, Elmshorn Kreditverein, Kulmbach 
Gewerbe- und Vorschussverein, Altona Kreditverein, Hamburg 
Volksbank, Luckenwalde Konsumverein, Immenstadt Spar- und 
Konsumverein, Neustadt-Magdeburg Konsumverein, Berg Kon- 
sumverein u. a. m.). 


Volksernährung. 


Städtische Volksküche in Freiburg i. Br. Im Vor- 
anschlag des Haushaltes der Stadtgemeinde Freiburg i. Br. für 
das Jahr 1893 erscheint zum ersten Male auch die Volksküche, 
nachdem sie am 1. Juli v. J. durch Statut zur Gemeindeanstalt 
erklärt worden ist. Sie ist in einem städtischen Gebäude ein- 
gerichtet, wofür die Anstalt mit 1390 M. Miethe und Wasser- 
zins belastet ist. Die Einnahmen und Ausgaben schliessen je 
mit 33700 M. ab, so dass der Betrieb die Selbstkosten decken 
soll. Der Verkehr ist auf 200 bis 250 Mittagessen, gegen 100 
Abendessen etc. pro Tag vorgesehen. Die Leitung des Be- 
triebes liegt in der Hand von vier Schwestern, die durch drei 
Dienstmädchen unterstützt werden. Für Verzinsung und Amor- 
tisation der Kocheinrichtungen sind keine besonderen Beträge 
eingestellt. 


Wohnungswesen. 


DerzGeserzentwursArdreizessı meklernwenmh aruıse, 
Wie die Kölnische Zeitung berichtet, hat die Herrenhaus- 
Kommission zur Vorberathung des Gesetzes über die Erleichte- 
rung von Stadterweiterungen und Zonen-Enteignungen den 


Entwurf in zweiter Lesung berathen und nach mehrfachen 
Abänderungen einstimmig angenommen. Zur zweiten Lesung 
lagen Eingaben des Architektenvereins in Berlin, des Haus- 


und Grundbesitzervereins in Köln, sowie von drei rheinischen 
Landbürgermeistern vor, welche gleichzeitig zur Berathung 
kamen. Auch die Ministerialvertreter betheiligten sich an der 
Feststellung der Bestimmungen, nachdem sie erklärt hatten, 
dass ihre Ressortminister sie, vorbehaltlich des Beschlusses 
des Staatsministeriums, ermächtigt hätten, zum Entwurf im 
allgemeinen und im einzelnen Stellung zu nehmen. Es 
wurde vorgesehen, dass der Entwurf durch königliche Ver- 
ordnung auch auf Stadt- und Landgemeinden unter zehn- 
tausend Seelen ausgedehnt werden könne. Die Zonen-Enteig- 
nung wurde zwar nicht, wie es eine Eingabe wünscht, 
ganz aus dem Entwurf gestrichen, sondern für bebaute und 
unbebaute Stadtgebiete beibehalten. Dagegen wurde zum 
bessern Schutz der Betheiligten jede Zusammenlegung von der 
ausdrücklichen Genehmigung der Minister der öffentlichen 
Arbeiten und des Innern abhängig gemacht. und klargestellt, 
dass ein Antrag der Betheiligten auf Umlegung die Zonen- 
Enteignung jederzeit ausschliessen könne. Die in der ersten 
Lesung zugelassene Ausdehnung der Umlegung auf den ge- 
sammten Bereich eines Bebauungsplanes wurde wieder aufge- 
hoben und dieselbe statt dessen auf einen durch die Gestaltung 
des Geländes bestehender oder entworfener Strassen abge- 
sonderten Theil des Gemeindegebietes beschränkt. Die Be- 
stimmung erster Lesung, dass die widerstrebende Minderheit 
der Grundstücksbesitzer Enteignung ihrer Grundstücke sowie 
die Hypothekengläubiger Auszahlung ihrer Hypothek fordern 
können, wurde ganz beseitigt, weil die Umlegung jederzeit 
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eine Werthsteigerung der Grundstücke herbeiführe. Die Vor- 
schrift, dass bei der Umlegung auf Antrag der Betheiligten 
diese das ganze Strassenland unentgeltlich hergeben müssten, 
blieb bestehen; man wies darauf hin, dass es nicht nur ge- 
setzlich zulässig, sondern auch allgemein üblich und im Interesse 
der Steuerzahler durchaus gerechtfertigt sei, dass die Ge- 
meinden die unentgeltliche Hergabe des ganzen zu Strassen 
und Plätzen erforderlichen Geländes beanspruchen, wenn die 
Betheiligten in ihrem Interesse die Anlage der Strassen 
wünschten. Ordne doch auch das Fluchtliniengesetz die vor- 
geschriebene höchste Strassenbreite von 26m selbst für den 
Fall an, dass die Gemeinde die Strasse offen legen wollte. 
Auf der andern Seite wurde aber den Betheiligten durch Ein- 
führung des Verwaltungsstreitverfahrens zur Entscheidung über 
alle Einwendungen ein neuer wesentlicher Schutz gegeben. 
Dass die Grundstücke thunlichst rechtwinkelig zu den anzu- 
legenden Strassen zu theilen sind, wurde auf Wunsch einer 
Eingabe ausdrücklich ausgesprochen. Die Wiedereinführung 
einer Bestimmung, dass bebauungsunfähige Grundstücke unter 
die Betheiligten mit aufzutheilen seien, gelang dagegen nicht, 
weil die Ministerialvertreter bestritten, dass es nach jetziger 
Rechtslage zulässig sei, für bebauungsfähige Grundstücke 
das Mindestmass vorzuschreiben, und deshalb auch das kleinste 
Grundstück bebaut werden könne. Am Widerspruch der 
Ministerialvertreter scheiterte auch der in der Kommission 
gestellte weitere Antrag, dass die Genehmigung aller Bauten, 
durch die eine zweckmässige Umlegung von Grundstücken 
verhindert oder erheblich erschwert wird, versagt werden 
könne. Die in erster Lesung vorgesehene Bestimmung, dass 
die Versagung der Baubescheide erst nach gestellteın Antrag 
auf Umlegung zulässig sein solle, wurde vielmehr dahin be- 
schränkt, dass erst der Gemeindebeschluss auf Umlegung ge- 
fasst sein müsse. Im Herrenhause wird der Gesetzentwurf 
voraussichtlich in der zweiten Hälfte des Monats April zur 
Verhandlung kommen und dort wohl ebenso einstimmig zur 
Annahme gelangen, als dies jetzt in der Kommission ge- 
schehen ist. 


Bauthätigkeit in Stuttgart. Es ist eine bekannte 
Thatsache, dass in Zeiten rückläufiger Konjunktur kaum irgend- 
wo eine so starke Stockung regelmässig eintritt, als im Bau- 
gewerbe. Ist dies von bedauerlichem Einfluss auf die Erwerbs- 
verhältnisse der zahlreichen Bauarbeiter, insbesondere grösserer 
Städte. so hat es noch weit nachhaltigere Wirkung auf die 
Gestaltung des Wohnungsmarktes. Es ist daher ausserordent- 
lich interessant zu beobachten, wie sich z. B. in Stuttgart die 
Bauthätigkeit im letzten Jahre, im Vergleich zu den Vorjahren 
gestaltete. Nach dem Staatsanzeiger für Württemberg kamen 
im Jahre 1892 zur Ausführung in Neubauten, sowie Erweite- 
rungen vorhandener Wohngebäude im Ganzen 538'/» Wohn- 
stockwerke; rechnet man pro Wohnstockwerk 5 Personen 
Aufnahmefähigkeit, so waren darin für 2693 Personen Wohn- 


räume vorhanden. Das Verhältniss zu den Vorjahren ist 
folgendes: 
Wohn- für Wohn- für 
Jahr stockwerke Personen Jahr stockwerke Personen 
1892 538!/e 2693 1885 370 1850 
1891 5811/e 2907 1884 303 1515 
1890 6391/g 3197 1883 253 1265 
1889 819 4095 1882 238 1190 
1888 632 3160 1881 230 1150 
1887 639!/a 3097 1875 342 1710 
1886 606 3030 1874 702 3510 


Folgt man obiger Annahme, so wären in den Jahren 1881 
bis 1885 1394 Wohnstockwerke mit Raum für 6970 Personen 
geschaffen worden, während die Bevölkerung um 8598 Per- 
sonen zunahm, sodass eine dichtere Zusammendrängung nöthig 
war, um den überzähligen 1628 Platz zu geben. Dagegen hätte 
das Jahrfünft 1886/1890 in 3336 Wohnstockwerken Raum für 
16 679 Personen vorgesehen, während der Bevölkerungszuwachs 
nur 13 916 betrug, also um 2763 dahinter zurückblieb. Wie 
wenig übrigens die Bauthätigkeit übereilt war, ergibt sich 
daraus, dass am 2. Februar d. J. nur 165 Wohnungen mit 
633 Zimmern leerstanden, d. s. etwa !/20/o aller Stuttgarter 
Wohnungen. 


f VerordnungüberSchlafgängerwesenin Braun- 
schweig. Die’ in Nr. 10 dieser Zeitschrift S. 88 erwähnten 
Vorschriften für die Stadt Braunschweig sind nach Anhörung 
der städtischen Behörden und mit Genehmigung des Staats- 
ministeriums nunmehr von der Herzog]. Polizeidirektion erlassen. 
Dieselben beziehen sich auf die Lage, Grösse, Zugänglichkeit 
und Einrichtung der für Schlafgänger bestimmten Räumlich- 


keiten und haben folgenden Inhalt: „I. Die Schlafräume dürfen 
mit den Wohn- und Schlafräumen des (Juartiergebers und dessen 
Familienangehörigen nicht in offener Verbindung stehen. Etwa 
vorhandene Verbindungsthüren müssen nicht nur verschlossen 
gehalten, sondern als solche unbenutzbar gemacht werden. 
Frauen und Mädchen, welche bei einer alleinstehenden Frau 
als Schlafgängerinnen wohnen, können mit derselben die Wohn- 
und Schlafräume theilen, sofern letztere im Uebrigen diesen 
Vorschriften entsprechen. ?. Die Schlafräume dürfen nicht in 
offenen Räumen bestehen. 3. Die Schlafräume müssen für 
jeden Schlafgänger mindestens 10 Kbm. Luftraum und 3 Qm. 
Bodenfläche enthalten. 4. Die Schlafräume müssen gedielt oder 
mit einem Gyps-, Asphalt-, Cement- oder einem anderen, 
ähnlichen, undurchlässigen Fussboden, mit einer verschliess- 
baren Zugangsthür und mit mindestens einem, an der Aussen- 
wand des Hauses angebrachten Fenster versehen sein, dessen 
Glasfläche mindestens !/ıa der Bodenfläche beträgt. 5. Die 
Schlafräume dürfen nicht in unmittelbarer Nähe von Dünger- 
gruben sich befinden und nicht mit Aborten in offener Ver- 
bindung stehen oder über Senkgruben liegen. 6. Für jeden 
Schlafgänger muss ein Bett, für je 2 Schlafgänger ein Wasch- 
geschirr vorhanden sein. Jede Lagerstätte muss wenigstens 
aus einem Strohsack, einem Strohkopfkissen und einer wollenen 
Decke bestehen und stets reinlich gehalten werden. 7. Jeder 
Schlafraum muss mit frischem Trinkwasser versehen sein. 
8. Die Schlafräume müssen täglich gereinigt und ausreichend 
gelüftet werden.“ Für die übrigen Theile des Herzogthums 
werden im wesentlichen gleichlautende Bestimmungen auf 
Grund des Landesgesetzes über das Schlafgängerwesen in Kraft 
treten. 


Untersuehung, der Wohnungen .dersotrtente 
lich-unterstützten Armen in Worms. Die soeben 
erschienene und trefllich bearbeitete „Verwaltungs-Rechenschaft 
des Oberbürgermeisters der Stadt Worms für 1891/92“ berichtet 
S. 421 ff. über eine äusserst interessante Untersuchung der Woh- 
nungen von 118 Unterstützten, welche durch die Armenpfleger 
in der Zeit von Mai bis Juni 1892 vorgenommen wurde. Die unter- 
stützten Familien wurden vollständig, die Einzelpersonen etwa zur 
Hälfte in die Aufnahme einbezogen. Insgesammt befanden sich 
370 (208 über. 162 unter 14 Jahren) Personen in den untersuch- 
ten Wohnungen, wovon 2 Kostgänger und 13 Schläfer. Selbst- 
verständlich überwiegen unter den 118 Wohnungen diejenigen, 
welche nur aus 1 Zimmer mit oder ohne Kammer bestehen; 
deren waren 91, wovon nur 36 eine Küche hatten, 28 (ver- 
muthlich grossentheils von Einzelpersonen bewohnt) bestanden 
nur aus 1 Zimmer ohne jede sonstige Beigabe. Zwei Zimmer 
(mit und ohne Zubehör) besassen 33, wovon 6b keine Küche 
hatten. Die übrigen 4 zählten 3 Zimmer und Nebenräume. 
Entsprechend der geringen Grösse der Stadt Worms (25 500 
Bewohner) waren die Wohnungen nur zum kleinen Theil in 
schlechteren Stockwerken gelegen, nämlich 11 unterm Dach, 
28 im Giebelstock, auch befanden sich nur 27 in Hinterhäusern. 
Von den Wohnungen werden 15 als feucht, 11 als mangelhaft 
in Licht- und Luftzutritt bezeichnet. Wasserleitung war bei 
64 Wohnungen vorhanden, 14 hatten Brunnen im Hofe, 40 weder 
Brunnen noch Leitung. Die Abortverhältnisse werden als nicht 
ungünstig geschildert. Die für die Wohnungen bezahlten 
Miethen können als gering angesehen werden, sie betrugen, 
je nach der Zahl der Räume, 13 bis 52 Mk. pro Vierteljahr. 
Auf eine Stube (Zimmer oder Kammer) entfielen durchschnitt- 
lich 2 Personen, und zwar verfügten diese durchschnittlich über 
28 cbm Luftraum. Aus all diesen Thatsachen schöpft der Be- 
richt die Anschauung, dass die Wohnungsverhältnisse der 
Unterstützten im Allgemeinen nicht ungünstig seien. Man mag 
diesem Urtheil zustimmen, doch fällt dabei sehr ins Gewicht, 
dass gerade die wichtigsten Angaben über die Belegung der 
Wohnräume und den Kubikinhalt, der auf einen Insassen ent- 
fällt, eben nur im Durchschnitt berechnet sind. Durchschnitts- 
verhältnisse geben aber keinen Anhalt für die wirkliche Ge- 
staltung der Dinge, sodass immerhin recht trostlose Fälle von 
übergrosser Dichtigkeit der Bewohnung und gesundheitswidriger 
Zusammenpferchung vorkommen mögen. Das eine wird aller- 
dings auch durch diese Enquete wieder erwiesen, dass nämlich 
die öffentlich-unterstützten Armen keineswegs am schlechtesten 
wohnen. Zwei Jahre zuvor hatte man in Worms eine Unter- 
suchung von 1604 Arbeiterwohnungen, die 7428 erwachsene 
Personen und ca. 3000 Kinder beherbergten, vorgenommen 
und war dabei zu dem Resultat gelangt, dass durchschnittlich 
auf jeden Wohnraum 2,34 Personen kamen, dass 232 der Woh- 
nungen feucht, dumpfig oder ungesund waren, dass 67 Woh- 
nungen in hohem Grade überfüllt waren (ca. 5 Personen pro 
Wohnraum). 


Gewerbewesen. 


Statuten über Lohnzahlung an Minderjährige. 
Seit I. April 1892 besteht auch in der Kreishauptmannschaft 
Zwickau (Königr. Sachsen) für die Industriestädte Glauchau, 
Meerane, Hohenstein, Ernstthal und Lichtenstein ein Bezirks- 
statut, nach welchem der von Minderjährigen unter 18 Jahren 
verdiente Lohn an deren Eltern bezw. Vormünder gezahlt 
wird, sofern nicht die Werkstätte mehr als fünf Kilometer 
vom Wohnort der Eltern entfernt liegt oder eine missbräuch- 
liche Verwendung durch die Eltern zu befürchten ist. Ebenso 
brachten die thüringischen Städte Gera und Apolda solche 
Statuten zur Einführung. 


Eingegangene Schriften. 
II. Bücher und Broschüren. 

Aschrott, Dr. P.F. Die Behandlung der verwahrlosten und 
verbgecherischen Jugend und Vorschläge zur Reform. Berlin 
1892. Verlag von Otto Liebmann. IV und 64 Seiten. 

Blätter für das Hamburgische Armenwesen. Amt- 
liches Organ der Allgemeinen Armenanstalt, her. v. d. 
Armen-Kollegium. Jahrgang 1, No. 1—3. 

Brentano, Lujo. Ueber das Verhältniss von Arbeitslohn und 
Arbeitszeit zur Arbeitsleistung. Zweite völlig umgearbeitete 
Auflage. Leipzig 1893. Verlag von Duncker & Humblot. 
VIII und 103 Seiten. 

Beigel,R. Die Mängel unseres gegenwärtigen kaufmännischen 
Bildungswesens. Berlin 1893. Richard Wilhelmi. 87 Seiten. 

Dietrich, Rud. Die schweizerischen Schulen und Kurse für 
allgemeine, hauswirthschaftliche und berufliche Fort- oder 
Ausbildung des weiblichen Geschlechts nach Erhebungen 
in den Jahren 1891 und 1892. Mit Anhang: Gesetzliche 
Bestimmungen über die staatlichen Arbeitsschulen der 
Kantone. Im Auftrage der Fortbildungsschulkommission 
der Schweiz. Gemeinnütz. Gesellschaft bearbeitet. Separat- 
Abdruck aus der „Schweiz. Zeitschrift für Gemeinnützig- 
keit“, XXXI. Jahrgang, Heft 4. Zürich 1892. Druck von 
Ed. Leemann. 88° Seiten. 

Eberstadt, Rudolf. System und Prinzip in der Berliner 
Stadtverwaltung. Ein Beitrag zur Kommunalreform. Ab- 
druck aus den Preussischen Jahrbüchern. Berlin 1893. 
Verlag Hugo Steinitz. 40 Seiten. 

Falkenstein, W., Bureau für. Arbeit-Nachweis, Stuttgart. 
28. Rechenschaftsbericht über das Jahr 1892—93. 8 Seiten. 

Fränkel, Dr. Heinrich. Gegen Bellamy! Eine Widerlegung 
des sozialistischen Romans „Ein Rückblick aus dem Jahre 
2000“ und des sozialistischen Zukunftsstaats überhaupt. 
Zwölfte Auflage. Würzburg 1891. A. Stuber’s Verlags- 
buchhandlung. 52 Seiten. 

Dr. Friedrich *,*. Dienstmädchen-Zucht und Lehren. Char- 
lottenburg 1892. Verlag von Alfred Michow. 23 Seiten. 

— Lehrt erziehen! Der Weg zum Heile der Gesellschaft. Char- 
lottenburg 1892. Verlag von Alfred Michow. 88 Seiten. 

Fuhr, Dr. Karl. Strafrechtspflege und Sozialpolitik. Ein Bei- 
trag zur Reform der Strafgesetzgebung auf Grund re«hts- 
vergleichender und statistischer Erhebungen über die 
Polizeiaufsicht. Berlin 1892. Verlag von Otto Liebmann. 
XV und 342 Seiten, nebst 3 Tabellen. 

(sgewerbe- und Industrie-Verein Mannheim. Fest- 
schrift zur Feier des 50jährigen Bestehens im Jahre 1892. 
Mannheim 1892. Druck von Max Hahn & Co. 60 Seiten. 

Görres, Dr. jur. K. Handbuch der gesammten Arbeiterge- 
setzgebung des Deutschen Reichs. Systematisch geordnet. 
Freiburg i. B. 1893. Herder’sche Verlagshandlung. XXXV 
und 765 Seiten. 


Guttzeit, Johannes. Der Verbildung-Spiegel. Untersuchungen - 


über unsere moralischen Krankheiten. Eine Vorschule der 
Wiedergeburt. Grossenhain und Leipzig 1893. Verlag von 
Baumert & Ronge. XV und 268 Seiten. 

Henne am Rhyn, Dr. Otto. Clarissa. Aus dunkeln Häusern 
Belgiens. Nach dem Französischen. Mit einer Einleitung. 
3. Auflage. Berlin 1893. Verlag von Hans Lüstenröder. 
XXX und 106 Seiten. 

Hess, Dr. Hans. Die Wohnungsverhältnisse der Nürnberger 
Arbeiterbevölkerung. Ergebniss einer statistischen Fr- 
hebung. Beigabe zum Jahresbericht des Techniker- Vereins. 
Nürnberg 1893. Verlag von Ludwig Gross. 15 Seiten. 

Hergenhahn, Th. Das Reichsgesetz betreffend die Gesell- 


schaften mit beschränkter Haftung vom 20. April 1892. | 


Mit einer Einleitung über die lintstehungsgeschichte des 
Gesetzes und die Charakteristik der neuen Gesellschafts- 
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form. Zweite unveränderte Auflage. Berlin 1892. 
von Otto Liebmann. VIII und 184 Seiten. 


Verlag 


. von Hippel, Dr. jur. Robert. Die Thierquälerei in der Straf- 


gesetzgebung des In- und Auslandes, historisch, dogmatisch 
und kritisch dargestellt, nebst Vorschlägen zur Abände- 
rung des Reichsrechts. Berlin 1891. Verlag von Otto Lieb- 
mann. VIII und 198 Seiten. 

Jahresbericht der Grossherzoglich Badischen 
Fabrikinspektion für das Jahr 1892. Herausgegeben 
im Auftrage des Grossherzoglichen Ministeriums des Innern. 
Karlsruhe 1893. V und 136 Seiten. 

Kahl, Dr. August. Die deutsche Arbeitergesetzgebung der 
Jahre 1883—1892 als Mittel zur Lösung der Arbeiterfrage. 
Freiburg i. B. 1893. Herder’sche Verlagshandlung. XI und 
128 Seiten. 

Kamp, Dr. Otto. Die Abendhaushaltungsschule in Frankfurt 
am Main, als praktische Lösung einer sozialen Aufgabe. 
Berlin 1890. Verlag von Otto Liebmann. VIII und 78 Seiten. 

Köhn, Theodor, Stadtbaurath in Charlottenburg. Ueber die 
neue Baupolizei-Ordnung für die Vororte von Berlin vom 
5. Dezember 1892. Separat-Abdruck aus der „Charlotten- 
burger Zeitung“. 12 Seiten. 

Kurtz, ©. Das Gefangenen-Transportwesen. Zum praktischen 
Gebrauch zusammengestellt. Berlin 1891. Verlag von Otto 
Liebmann. VIII und 104 Seiten. 

Lechler, Paul. Wohlfahrts-Einrichtungen über ganz Deutsch- 
land durch gemeinnützige Aktien-Gesellschaften. Ein Stück 
sozialer Reform. Dritte Auflage. Stuttgart 1893. Verlag 
von W. Kohlhammer. 26 Seiten. 

Lubszynski, Dr. jur. Julius. Welche Rechte hat die Minder- 
heit der Aktionäre gegenüber der Gesellschaft? Berlin 1892. 
Verlag von Otto Liebmann. X und 70 Seiten. 

Mahraun, H. Volkswirthschaftliches Lesebuch zum Unter- 
richtsgebrauch. Berlin 1893. Carl Heymann’s Verlag. VII 
und 96 Seiten. 

Mühlbrecht, Otto. Uebersicht der gesammten staats- und 
rechtswissenschaftlichen Litteratur des Jahres 1892. XXV. 
Jahrgang. Berlin 1893. Puttkammer & Mühlbrecht. XXXI 
und 242 Seiten. 

Nasse, R. Die Kohlenvorräthe der europäischen Staaten, ins- 
besondere Deutschlands, und deren Erschöpfung. Berlin 
1893. Puttkammer & Mühlbrecht. 55 Seiten. 

Post, Dr. Jul. und Albrecht, Dr. H. Musterstätten per- 
sönlicher Fürsorge von Arbeitgebern für ihre Geschäfts- 
angehörigen. Band II: Die erwachsenen Arbeiter. Berlin 1893. 
Robert Oppenheim (Gustav Schmidt). VII und 917 Seiten. 

Schaede, Gustav. Reform des Gewerbewesens durch Berufs- 
Parlamente und Beseitigung der sozialen und wirthschaft- 
lichen Uebelstände in demselben. St. Johann a. d. Saar. 
O. J. Selbstverlag des Verfassers. 14 Seiten. 

Settegast, Prof. Dr. H. Grosse Freimaurerloge von Preussen, 
genannt Kaiser Friedrich zur Bundestreue. Berlin 1893. 
Verlag von Emil Goldschmidt. 31 Seiten. 

Stieda, Prof. Dr. Wilh. Sozialpolitik. Grundriss zur Vorlesung. 
(Als Manuscript gedruckt.) Rostock o. J. Commissions- 
Verlag der Stiller’schen Hof-Buchhandlung (G. Nusser). 28 S. 

Uhlhorn, Gerhard, D. Die kirchliche Armenpflege in ihrer 
Bedeutung für die Gegenwart. Göttingen 1892. Vanden- 
hoeck & Ruprecht. 57 Seiten. 

Uhlmann, Clemens. Bericht über die Heimstätten für Ge- 
nesende auf Gut am Gleesberg (Neustädtel) und Rittergut 
Förstel im sächsischen Erzgebirge über die Betriebsperiode 
vom 25. August 1889 bis 31. Dezember 1891. Leipzig 1893, 
Bär & Hermann. 28 Seiten. 

Verein für die Erbauung billiger Wohnungen in 
Lindenau. Zweiter Bericht März 1893. 14 Seiten. 

Vogelgesang, Emanuel. Zur Frage der Erziehung unserer 
„höheren Töchter“ unter Benutzung des Kindergartens. 
Bielefeld o. J. Verlag von A. Helmich’s Buchhandlung 
(Hugo Anders). 34 Seiten. 

Walcker, Dr. Kaıl. Der Antheil der Frauen am geistigen 
Leben. Bielefeld o. J. Verlag von A. Helmich’s Buchhand- 
lung (Hugo Anders). 15 Seiten. 


Leipzig- 


Wever, Fritz. Die Wohnungsverhältnisse in Göttingen. Mit 
einem Anhang: Statut des Göttinger Spar- und Bau- 
Vereins. Göttingen 1891. Vandenhoeck & Ruprecht’s 


Verlag. 16 und 8 Seiten. 

Wurm, Emanuel. Die Lebenshaltung der deutschen Arbeiter, 
ihre Ernährung und Wohnung, Einkommen, indirekte 
Besteuerung, Erkrankung und Sterblichkeit. Nebst einem 
Anhang: Die Zusammensetzung der Nahrungsmittel. Dres- 
den 1892. R. Schnabel. 140 Seiten. 
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Inhalt der ersten Hefte unter der neuen Leitung: 


Januar 1893. 72 S. August Lammers (mit Bild). — Eine 
Zuflucht der Elenden I. Zur Einleitung — Hie Volkskunst! 

— Neue Statistik. 
früchte aus Hilty. — An August Lammers. 

Februar. 64 S. Mathilde Lammers (mit Bild). — Drum- 
monds neuestes Buch. — Eine Zuflucht der Elenden II. 
— Kellnerleben. — Die Lage der Sozialdemokratie. Die 


— Demokratie und Kunst. — Lese- 


allgemeine Unzufriedenheit. — Förderung der Binnen- 
schifffahrt. — Schönheit der Wohnung. — Unterschied- 
liche Arme. — Aussprüche englischer Armenpfleger. — 


Ein Kulturbild aus Böhmen. — Japanische Statistik. — 
Neue Statistik. — Litteratur. 


März. 64 S. Viktor Böhmert (mit Bild. — August 
Lammers. — Selbstbeherrschung. — Eine Zuflucht der 
Elenden III. Kritik des Gefängnisswesens. — Unsittlich- 
keit der Wohlhabenden. — Die Volksbibliothek als kul- 
turelle Grossmacht. — Herbert Spencer über Bodenver- 
staatlichung. — Gymnasialleben vor achtzig Jahren |]. 
— Litteratur. 


In Carl Jügel’s Verlag (M. Abendroth) in Frankfurt a.M. 


erscheint: 


Die öffentliche n.private Fürsorge, 


Gemeinnützige Thätiskeit und Armenwesen 


mit besonderer Beziehung auf 


Frankfurt am Main. 


Im Auftrage des Instituts für Gemeinwohl zu Frankfurt a.M. 
bearbeitet von 
DWeN „Bruckner 
In drei Heften a 2 Mark 


Vorstehende Veröffentlichung bezweckt, das Arbeitsfeld 
wohlthätiger und gemeinnütziger Einrichtungen unter Be- 
rücksichtigung der staatlichen und kommunalen Thätigkeit 
darzustellen, und knüpft daran eine Beschreibung der in 
Frankfurta.M. in dieser RichtungwirkendenVeranstaltungen. 


Heft I. Erziehung und Unterricht ist im Oktober er- 
schienen. Heft II. Fürsorge für erwerbsfähige Erwachsene 
(enthaltend: Arbeitsvermittelung, Sparkassenwesen, Gestal- 
tung des Konsums, Volksbildung, Wohnungsfrage) kam 
soeben heraus. Heft III. wird Altersfürsorge, Fürsorge für 
Kranke und eigentliche Armenpflege behandeln. 


Joseph Baer & Üo. 
Buchhandlung und Antiquariat in Frankfurt a. M. 


Spezialgeschäft für volkswirthschaftliche Litteratur, 


Grösstes Lager von nationalökonomischen Werken. 
Fachcataloge über antiquarisch vorräthige Bücher gratis und franco. 


Neueste Cataloge: 


Nr. 291. 
12292: 
2098! 
204; 
IRA NE 
"w2303: 
30: 


Die socialen Fragen. 957 Nummern. 
Statistik. 450 Nummern. 


Nationalökonomie. 555 Nummern. 


Staatsrecht und Politik (Bibliothek von Moriz Mohl). 1315 Nummern. 
Theorie der Volkswirthschaftslehre. — Handel u. Industrie. — Versicherungswesen. 1471 Nummern. 


Finanzwissenschaft. (Zölle und Steuern. — Bank- und Münzwesen.) 692 Nummern. 


Nachtrag zu Catalog 292—294: 590 Nummern. 


Rasche und preiswürdige Besorgung von nicht vorräthigen Werken, insbesondere von ausländischen offiziellen 
Publicationen (Blue-books, reports etc.). 


In unserem Verlage erschienen: 


Oeuvres &conomiques et philosophiques 


de Francois Quesnay . 
Fondateur du Systeme physiocratique. 
Publiees avec une introduction et des notes par 


Aug. Oncken. 


Ein starker Band von 830 Seiten in Lexikon-Octav. 


Preis M. 20. 


Rürsdie Redaktion verantwortlich: Dr. N. Brückner —_ Druck von C. Adelmann, beide in Frankfurt a. M. 


I. Jahrgang. | Frankfurt a. M., 12. April 1893. M 15. 


Blätter für soziale Praxis 


in Gemeinde, Vereinen und Privatleben. 


Unter Mitwirkung hervorragender Fachmänner herausgegeben 


von 
Erscheinen jeden Mittwoch. Preis vierteljährlich 2 Mk. 50 Pf. 
> Dr N. Brückner. 
Zu beziehen durch Preis für Anzeigen 25 Pfg. 
—— + — für die viergespaltene Petitzeile. 


alle Buchhandlungen und Postämter. r 
No. 1035a der Postzeitungsliste.e Verlag von Joseph Baer & Co., Frankfurt am Main. Redaktion: Kettenhofweg 27. 


Inhalt: Stütze zugeselle; denn ohne Geld wird in diesen Dingen 
ein Sonnenaufgang dem vielversprechenden Morgenroth 
Die Ausbildung besonderer Handeisschullehrer. Von Direktor Harry freilich auch. nicht fol gen. 


Schmitt. 7: Ä F} Er 2 
Der hauswirthschaftliche Unterricht in der Volksschule. Von Direktor Wie kann aber diese „Ausgestaltung“ vor sich gehen? 


Kühn. Das ist eine Frage, die noch recht diskussionsbedürftig 
Notizen: Armenpflege: Arbeiterkolonien in Deutschland. Familienpftege | ist. Zu wünschen und zu hoffen ist, dass das preussische 
für Geisteskranke. — Krankenpflege: Ortsstatuten zur Kranken- Handelsministerium, wenn es an die Lösung der Aufgabe 
versicherung in Baden. Krankenkassen und Apoıheken. Rekonvales- i 5 3 u 
sentenanstalt für Köln a. Rh. — Känderpflege: Ehrenamtliche ernstlich herantreten sollte, die Erfahrungen berücksich- 
Vormünder in Königsberg. — Schulwesen: Schulanfang und | tige und benutze, welche kaufmännische Körperschaften 


mitteleuropäische Zeit. Hauswirthschaftlicher Unterricht in der | und Schulleute in der täglichen Praxis der kaufmännischen 
Königsberger Volksschulen, Schulbäder in Paris. Hüleckinder in ie 3 ER: : 
ee Fortbildungsschule gewonnen haben, dass das Ministerium 


Württemberg. Sprachunterricht für Buchdrucker in der Fortbil- ; : F 3 * 3 . 
dungsschule in Braunschweig. Fortbildungsschule und Handwerker. | ° nicht verschmähe, Gutachten und Vorschläge von diese: 


— Kommunales Finanzwesen: Preussische Städtesteuern. — Alters- | Seite einzufordern. An dieser Stelle möchte vorgreifend 
versicherung: Altersversicherungsgeselz und ländliche Amtsvorsteher. nur eines Faktors gedacht werden, der freilich, wie in 
a us u Bu lerufsche = Orzenssasion | jedem Unterrichtszweige,, so auch ‚im: Gebiete .des, mer- 
in Berlin. R s s a u 
kantilen Unterrichts die unerlässliche Voraussetzung des 
Gelingens ist: des Lehrers. Was nützen alle unterricht- 
lichen Reformen, was alle Reorganisationen, was die An- 
Die Ausbildung besonderer Handels- schaffung patentirter Schulausstattungen und der besten 
Lehrmittel, wenn derjenige fehlt, der alles das erst in 
schullehrer. richtiger pädagogischer Erkenntniss und mit der richtigen 
erzieherischen Geschicklichkeit zum Bildungsmittel erhebt? 
Und der Handelsschule fehlt der Lehrer. Dem Handels- 
In der Sitzung des Preussischen Abgeordnetenhauses | schulwesen in Preussen und vielen anderen Staaten fehlt 
vom 25. Februar 1893 erklärte der Handelsminister: | der Lehrer so vollständig, dass ein Stand und Beruf der 
„Die Ausgestaltung der kaufmännischen Fortbildungs- | Handelslehrer überhaupt noch nicht existirt. Ihn zu 
schulen hält auch die Regierung für nothwendig!“ Zwei- | schaffen, ist unerlässlich und ist Pflicht der Staatsregierung 
fellos bezeichnet dieser Ausspruch, so wenig der Minister | unter Heranziehung der kaufmännischen Kreise, der Han- 
auch für den Augenblick Mittel für die Unterstützung | delskammern, der Innungen und Vereine. So gar einfach 
des Fachschulwesens in Aussicht stellen konnte, einen | und leicht erscheint die Lösung dieser Aufgabe freilich 
kleinen Fortschritt. Bisher war von den kaufmännischen | nicht, und wenn hier eine Reihe von Vorschlägen gewagt 
Fortbildungsschulen in einem Gegensatz zu den allge- | werden, so sollen sie nicht abschliessend und erschöpfend 
meinen und gewerblichen Fortbildungsschulen behörd- | sein, vielmehr nur die Anregung dazu geben, dass diese 
licherseits niemals die Rede. Noch kein preussischer Mi- | höchst wichtige Frage allmählich ins Gebiet der Tages- 


Von Direktor Harry Schmitt in Berlin. 


nister oder Ministerial-Dezernent hatte — vor Herrn | fragen vorrückt. Zunächst sei noch bemerkt, dass — ab- 
Minister von Berlepsch — in der kaufmännischen Fort- | gesehen von Oesterreich, wo wirklich für die Ausbildung 
bildungsschule eine besondere und eigenartige Gattung | von besonderen Handelsschullehrern staatlicherseits einiges 
fachlicher Bildungsanstalten erkannt. Bis heute bildete | geschieht — in deutschen Landen bisher nur Bayern 


das Handelsschulwesen nur ein Anhängsel des gewerb- | amtliche Vorschriften über die erforderliche Qualifikation 
lichen Fachschulwesens.*) Wenn jetzt die preussische Staats- | eines Handelsschullehrers aufgestellt hat. Die bayerischen 
regierung „die Ausgestaltung der kaufmännischen Fort- | „Prüfungsbestimmungen“ erfordern: 1. Das Absolutorium 
bildungsschulen“ in offener Landtagssitzung für „nothwen- | einer Real- oder Handelsschule; 2. praktische Thätigkeit 
dig“ erklärt, so dürfen wir wohl das Morgenroth einer | in einem Bankgeschäft oder anderen; 3. Studium der 
hoffnungsreichen Entwickelungsperiode unseres Handels- | Nationalökonomie am Polytechnikum. Die österreichische 
schulwesens gekommen glauben. Voraussetzung natürlich | Staatsregierung ihrerseits lässt alljährlich besondere kauf- 
ist, dass der Finanzminister dem Handelsminister sich als | männische Fortbildungskurse für Lehrer (Ferienkurse) ab- 
halten. Die zwei dreiwöchigen Kurse, welche im Jahre 
1890 abgehalten wurden, hatten 59 Theilnehmer. Das 
sind freilich nur Anfänge, aber selbst nach solchen schaut 
man sich in Preussen vergebens um, und der Verfasser 


*) Siehe „Das kaufmännische Fortbildungsschulwesen 
Deutschlands“ von Harry Schmitt, pag. 26—30. (Berlin bei 
Siegismund.) 
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muss auch heute noch aufrecht erhalten, was er in seinem 
statistischen Werke über das kaufmännische Fortbildungs- 


schulwesen Deutschlands (Seite 199) gesagt hat, wo es 


heisst: 


„Heut liegt die Sache thatsächlich so, dass mindestens 95 °/o 
der Lehrer an kaufmännischen Fortbildungsschulen, die bekanntlich 
den Unterricht an diesen Anstalten nur nebenamtlich ertheilen, 
Spezialisten sind in diesem oder jenem Einzelfach, aber nicht etwa 
Spezialisten in dem guten Sinne, dass sie auf der Grundlage der 
von ihnen beherrschten gesammten Handelswissenschaft einen be- 
sonderen Zweig vornehmlich vertieft und zu ihrer eigensten Domäne 
gemacht hätten, wie etwa ein geschickter Spezialarzt auf der Grund- 
lage einer gediegenen medizinischen Allgemeinkenntniss das Auge, 


das Ohr, die Nerven zum Gegenstande seines besonderen Studiums | 


gemacht hat: sondern in dem Sinne Spezialist, wie es etwa — man 
verzeihe den Vergleich — der sogenannte „Maschinenschlosser‘“ 
ist, der jahrein, jahraus, nur Schraubengewinde schneidet. Wie von 
dem Schrauben schneidenden Fabrikarbeiter ein weiter Weg zum 
Maschinentechniker und Ingenieur ist, so auch vom Lehrer der 
kaufmännischen Korrespondenz oder des kaufmännischen Rechnens 
zum „Handelslehrer‘‘. Darin soll nicht ein Vorwurf gegen die Per- 
son, sondern ein Vorwurf gegen die Sachlage liegen.“ 


An den mehr als 200 Handels-Lehranstalten Deutsch- 
lands (die kleinen privaten „Institute“, „Akademien“, so- 
wie die wenig empfehlenswerthen Veranstaltungen gewisser 
handelspädagogischer Industrieller nicht mitgerechnet) sind 
mindestens 1500—2000 „Spezialisten“ lehrend thätig; 


wieviele davon sind aber wirklich „Handelslehrer“? Nicht 


hundert! 

Ein guter Handelslehrer ist, wer ausser den körper- 
lichen, geistigen und moralischen Eigenschaften, die wir 
von einem „tüchtigen Menschen“ voraussetzen, noch be- 
sitzt: 1. eine Allgemeinbildung mindestens von der Höhe, 
wie sie für den Einjährigen-Militärdienst erfordert wird; 
2. eine nicht nur theoretische, sondern durch praktische 
Mitarbeit gewonnene Kenntniss des Betriebes eines Bank- 
oder grösseren Waarengeschäftes, einschliesslich der er- 
torderlichen Leistungsfähigkeit im Rechnen, in deutscher 
Korrespondenz und Buchführung; 3. sichere Kenntniss 
der Details und klare Ueberschau über das Gebiet der 
Handels- und Wechsellehre, des einschlägigen Theiles der 
Volkswirthschaftslehre, des Handelsrechtes, sowie Ueber- 
blick über das Verkehrswesen und über die Geschichte 
des Handels. Schöne Handschrift ist unerlässliches Er- 
forderniss, und ebenso wäre bezüglich der Stenographie 
mindestens die Kenntniss der Schriftzeichen des im Lande 
verbreitetsten stenographischen Systems zu verlangen. 
Waarenkunde ist als fakultatives Fach zu betrachten und 
im Handelsschulunterrichte dem Naturwissenschaftler zu 
überlassen; 4. vollständige Beherrschung der englischen 
oder der französischen Sprache in Wort und Schrift und 
zwar auf der Basis gründlicher Kenntniss der Grammatik ; 
5. die nicht auf atıtodidaktischem Wege erworbene, son- 
dern unter unmittelbarer Anleitung eines erfahrenen Schul- 
mannes erarbeitete Fähigkeit, den Lehrstoff für den ge- 
gebenen Fall selbständig zu wählen, zu begrenzen, unter- 
richtlich zuzurichten und ihn in anregender, rasch för- 
dernder Weise Schülern reiferen Alters und verschiedenen 
Bildungsgrades zu übermitteln. 


Die Schwierigkeit der Aufgabe beginnt aber erst mit 
der Frage: Wie lässt sich in der Wirklichkeit ein so ge- 
schultes Lehrerpersonal gewinnen? Woher sollen sich die 
Kandidaten rekrutiren? und welche Wege sind mit ihnen 
einzuschlagen? In ersterer Beziehung können nur zwei 
Gruppen von Berufsleuten in Betracht kommen: Lehrer 
(seminaristisch und akademisch gebildete) und Kaufleute. 
Der Lehrer bringt auf alle Fälle die nöthige Allgemein- 
bildung, vielleicht schon eine tüchtige Kenntniss der frem- 
den Sprachen und, unter normalen Verhältnissen, auch 


die gewünschte Lehrgeschicklichkeit mit. Was ihm fehlt, 
sind die aus eigener Anschauung und praktischer Mitarbeit 
gewonnenen Kenntnisse vom Geschäftsbetriebe eines Waaren- 


oder Bankhauses und die speziell kaufmännischen Wissen- 


schaften und Fertigkeiten. Der als Kandidat in Betracht 
kommende „gelernte Kaufmann“ würde -- das Einjährig- 
Freiwilligen-Zeugniss vorausgesetzt — mitbringen: genü- 
gende theoretische und praktische Geschäftskenntniss, die 
Erfordernisse sub 3 und 4 in unzureichendem Masse, 
und die Lehrfertigkeit und pädagogische Routine gar 
nicht. Demnach sähe es beinahe aus, als wäre der Lehrer 
der besser qualifizirte Anwärter. Aber es ist ebenso schwer, 
dem Schulmanne nachträglich die praktische Geschäfts- 
kenntniss des gelernten Kaufmannes beizubringen, als dem 
Commis pädagogische Durchbildung und Lehrroutine zu 
vermitteln. Nun könnte Jemand sagen: man schicke ein- 
fach den Kaufmann ein Jahr ins Lehrer-Seminar und den 
Lehrer ein Jahr in ein Waarengeschäft oder Bankhaus. 
Aber es gibt erstens kein Seminar, welches Kaufleute 
für ein Jahr aufnähme, noch Geschäftshäuser, welche 
Schullehrer als Funktionäre anstellten, und zweitens lässt 
sich wohl kaum ein Lehrer oder Kaufmann aus seinem 
Berufe und seinem Erwerbsleben herausreissen, um — 
mit zweifelhafter Aussicht für die Zukunft — ein Jahr 
auf eigene Kosten in seltsamen und schwierigen Verhält- 
nissen zu leben. Also so einfach ist die Sache, zumal unter 
Benutzung bestehender Einrichtungen, nicht zu machen. 
Es muss Neues erfunden, Neues gegründet werden. Von 
wem? Wer hat ein Interesse an der Ausbildung beson- 
derer Handelslehrer? 

Zweifellos diejenigen Faktoren unseres öffentlichen 
Lebens, welche heute schon die finanziellen Stützen kauf- 
männischer Lehranstalten sind und in grösserem Masse 
für bereits bestehende kaufmännische Fortbildungsschulen 
pekuniäre Aufwendungen machen. Das sind der Staat, 
die Stadtverwaltungen und die Kaufmannschaft. Hierüber 
gibt die Statistik (siehe Harry Schmitt, Kaufm. Fortb.- 
Schulwesen, pag. 25) ausführliche Antwort; dort wird im 
Einzelnen nachgewiesen, dass in Deutschland der Staat 
bei 54, die Stadtverwaltung bei 68 und der Handelsstand 
bei 166 kaufmännischen Fortbildungsschulen finanzielle 
Hilfe leisten. Staat, Magistrat und Handelsstand müssen 
also auch ein Interesse daran haben, dass an den Schulen, 
für welche sie ihr Geld hergeben, tüchtige Lehrkräfte das 
angelegte Kapital wuchern lassen. Wo kein Preis, da ist 
aber kein Eifer und kein Wettbewerb, und Preis und 
Lockung muss hier sein zunächst das Vorrecht, später 
das ausschliessliche Anrecht zur Anstellung an öffentlichen 
Handels-Lehranstalten, sowie ein entsprechend höheres 
Honorar oder Gehalt, als es dem nicht fachmännisch aus- 
gebildeten Lehrer an solchen Anstalten zu Theil wird. 
Mit einem Wort, der Staat muss erklären: „Es wird hin- 
{ort nur denjenigen Bewerbern die. Erlaubniss zum Unter- 
sicht an Handelsschulen und kaufmännischen Fortbildungs- 
schulen ertheilt (Uebergangsbestimmungen vorbehalten), 
welche die durch Prüfungsordnung festgesetzte Fachbildung 
vor der staatlichen Spezial-Prüfungskommission nachge- 
wiesen haben.“ Mit dieser Veröffentlichung muss Hand 
in Hand gehen die Einrichtung und öffentliche Ankün- 
digung einer Studiengelegenheit für Kandidaten des Han- 
delsschul-Lehrfaches. Bei diesem Punkte setzt die Mitwir- 
kung des Handelsstandes (der Handelskammern, Innungen, 
Vereine und Privaten), sowie der Magistrate ein. 

Die Ausführung wäre, beispielsweise für Preussen, 
ungefähr so. Der Herr Handelsminister macht einen ge- 
eigneten Fachschulmann ausfindig, lässt sich von ihm 
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darlegen, wie er verfahren würde, um beispielsweise in 
Berlin unter Mithilfe des Magistrats und der Kaufmann- 
schaft ein Seminar für Handelsschullehrer zu Stande zu 
bringen, ohne die Staatskasse über eine angegebene Summe 
hinaus zu belasten; ferner, wie er einen entsprechenden 
Lehrapparat zusammenzustellen gedenke, und in welcher 
Weise, drittens, für die Existenz der Kandidaten während 
der Ausbildungsperiode zu sorgen sei. Fiele die Beant- 
wortung dieser Fragen befriedigend aus, dann könnte der 
Minister den Fachschulmann dazu autorisiren, mit Magi- 
straten und Korporationen zu unterhandeln und alles in 
geeigneter Weise vorzubereiten. Ist der Beauftragte ein 
praktischer, erfahrener und gewandter Mann, ist er nament- 
lich mit den Verhältnissen der Kaufmannswelt im Allge- 
meinen und den Berliner Verhältnissen im Besonderen 
vertraut, so wird sich der Plan schneller und leichter 
verwirklichen lassen, als man bei der Neuheit des Projektes 
zu glauben geneigt ist. Jedenfalls wäre der Versuch zu 
wagen; denn es wird dem Sachkundigen nicht entgehen, 
dass sich mit dieser Unternehmung ein Gebiet eröffnet, 
auf dem grosse Erfolge zu erreichen, noch grössere vor- 
zubereiten sind. 


Der hauswirthschaftliche Unterricht in der 
Volksschule. 


Von Direktor Kühn in Chemnitz. 


Wohin gehört der hauswirthschaftliche Unterricht für 
unbemittelte Mädchen? Nach den Einen in die weibliche Fort- 
bildungsschule; nach den Andern bildet er einen integrirenden 
Theil des Volksschulunterrichts. Jede der beiden Richtungen 
wird begründet; der preussische Handelsminister hat soeben 
gegen die letztere Stellung genommen (vgl. unter „Notizen“ der 
vorigen Nummer). Da mag es einmal am Platze sein, statt aller 
theoretischen Auseinandersetzungen einfach darzustellen, wie 
sich die Verbindung des hauswirthschaftlichen Unterrichts mit 
der Volksschule praktisch gestaltet. Wir meinen die Einrich- 
tungen, welche in Chemnitz nach dieser Seife hin getroffen 
sind. Anfangs hat es sich in Chemnitz nur um einen Versuch 
gehandelt. Da dieser aber überaus günstig verlief, schenkten 
die Behörden dem neuen Unterrichtszweig ihre ganze Auf- 
merksamkeit und bestimmten, dass er nicht nur beizubehalten, 
sondern entsprechend zu erweitern sei, damit mehr Erfahrungen 
auf diesem Gebiete gesammelt werden könnten. Man hatte vor 
Einführung des Haushaltsunterrichts in die Volksschule nicht 
unterlassen zu erwägen, ob der Unterricht nicht mit grösserem 
Vortheil erwachsenen Mädchen zu ertheilen sei. Aber da man 
über obligatorische weibliche Fortbildungsschulen, denn nur 
solche zog man in Frage, nicht verfügen konnte und deren 
Errichtung auf kaum zu überwindende Schwierigkeiten stiess, 
ein durchgreifender Erfolg aber nur bei obligatorischem Unter- 
richt zu erwarten stand, so gliederte man ihn der Volksschule 
an. Fakultativ vorzugehen, dafür konnte man sich nicht ent- 
schliessen, da ein jedes derartiges Unternehmen in Frage ge- 
stellt wird, sobald der Besuch der Schule dem Belieben der 
Mädchen und deren Eltern überlassen wird. Es geht eben 
erfahrungsgemäss nicht ohne einen gewissen Zwang. Ist der 
Unterricht obligatorisch, so trifft der Vortheil auch alle, für die 
er bestimmt ist. 

Der Unterricht begann in Chemnitz Ostern 1890. Zu 
jener Zeit nahmen 49 im letzten Jahr die Volksschule besuchende 
Mädchen in 2 Abtheilungen theil. Da der Versuch glückte, 
wurde mit Beginn des Schuljahrs 1891—92 die Schülerinnenzahl 
auf 144 erhöht und der Unterricht an jedem Tage der Woche 
ertheilt, die Zahl der Klassen stieg von 2 auf 6. Anfangs fand 
der Unterricht in einem Saale der städtischen Speiseanstalt 
statt. Doch da sich dieser auf die Dauer als zu eng erwies, 
beschlossen die städtischen Kollegien ein besonderes, aus Unter- 
richtslokal, Garderobe und Vorrathsraum bestehendes ein- 
stöckiges Gebäude auf einem der 5. Bezirksschule benachbarten 
städtischen Grundstücke zu erbauen und bewilligten dazu die 
Summe von 9000 Mark. Dasselbe wurde nach den Plänen des 
Stadtbauraths Hechler aufgeführt, ist 18m lang, 7,24m tief und 


hat eine lichte Höhe von 5m. Die Front liegt nach Norden. 
Ausser durch die Fenster an der Frontseite wird es durch 
3 Oberlichtfenster erhellt und ist hinreichend mit Ventilations- 
vorrichtungen versehen. Der Boden ist mit Xylolith belegt, 
einer Masse, die sich gleich dem Steinfussboden bei der Rei- 
nigung behandeln lässt und dabei doch ebenso warm wie Holz- 
fussboden ist. Einschliesslich des Areals stellt das Grundstück 
mit dem Gebäude einen Werth von rund 13500 Mark dar, 
der sich durch das Inventar auf 15000 Mark erhöht. In dem 
Unterrichtsraum haben 10 Feuerherde mit dem erforderlichen 
Geräth Aufstellung gefunden, so dass 40 Mädchen auf einmal 
unterwiesen werden können. Das Gebäude hat sich den zu 
stellenden Anforderungen gegenüber als durchaus entsprechend 
und sehr zweckmässig erwiesen. Da durch die neugeschaffenen 
weiten Räume eine abermalige Vergrösserung der Schülerzahl 
möglich war, wies man der hauswirthschaftlichen Volksschul- 
abtheilung Ostern 1892 240 Schülerinnen in 6 Klassen von je 
40 zu, 96 mehr, als im vorhergegangenen Jahre. Die Mädchen 
gehören 6 verschiedenen Schulen an und besuchen mit wenig 
Ausnahmen die Klasse 1 das 2. Jahr (7 Klassen-System). Den 
Unterricht ertheilen abwecliselnd 2 in hiesiger Stadt angestellte 
Handarbeitslehrerinnen, von denen die erste von. Fräulein 
Auguste Förster in Kassel vorgebildet worden ist. Die Lehre- 
rinnen werden von einer Anzahl junger Damen aus hiesiger 
Stadt unterstützt, die darüber zu wachen haben, dass die 
Mädchen alle Anordnungen der Lehrerin pünktlich ausführen. 

Trotz der grossen Ausdehnung, die der Haushaltsunter- 
richt genommen, konnte von dem Unternehmen doch das Beste 
berichtet und ein ausgezeichneter Erfolg festgestellt werden. 
Und diese Thatsache veranlasste den Rath der Stadt zu dem 
Vorschlage, den Unterricht auf alle hiesigen einfachen Volks- 
schulen auszudehnen. Die Errichtung eines zweiten Schulge- 
bäudes wurde bereitwilligst genehmigt und dafür die Summe 
von 11500 Mark ausgeworfen. Man begann in der 2. Hälfte 
des Jahres 1892 mit dem Bau und brachte ihn noch vor Ein- 
tritt des Winters unter Dach. Er ist nach dem Muster des mit 
der 5. Bezirksschule verbundenen errichtet und steht auf dem 
Grundstück der 3. Bezirksschule. Die Volksschulabtheilung, die 
hier unterwiesen werden soll, wird ebenfalls 240 Schülerinnen 
in 6 Klassen umfassen. Dadurch ist nun Gelegenheit ge- 
geben, den weitaus grössten Theil sämmtlicher Schülerinnen 
der Klassen 1 hauswirthschaftlich zu unterweisen, Mit Beginn 
des neuen Schuljahres wird das Gebäude seiner Bestimmung 
übergeben werden können. Zu dieser Zeit soll eine dritte Haus- 
wirthschaftslehrerin Anstellung finden. Für den hauswirth- 
schaftlichen Unterricht betrugen laut Rechnungsabschluss die 
laufenden Ausgaben 

a) vom 1. April bis 31. Dezember 1890: 


für Ausbildung der Lehrerin, deren Vertretung u.8.w.. 876 Mk.75 Pfg. 


„ Beschaffung d. Küchengeräthe u. sonstigen Inventars 1124 „ 54 „ 
Pu :lolzn Kohlen »Mietherar I a er N BOARD, 
„ Gehalte der Lehrerin und der Gehülfinnen . . .. 754 „ 16 „ 
„ Ankauf d. zum Unterrichte erforderlichen Materialien 351 „ 50 „ 
Summa 3409 Mk. 20 Pfg. 
davon ab 
Erlös aus dem Verkauf von Speisen . . . 2.2... 220 „ 24 „ 


verblieben 3188 Mk. 96 Pfg. 
b) im Jahre 1891: 

für Gehalte der Lehrerinnen und Gehülfinnen 2324 Mk. 53 Pfg. 

„ Ankauf der Materialien er ER ER TAENR 

„Holz, Kohlen, Miethe . 2... 2hpn Blue 


„ Beschaffung von Kochgeschirr bei der Uebersiedlung 343 „ 57 „ 


Summa 4138 Mk.53 Pfg. 


davon ab 
Erlös aus dem Verkauf von Speisen . . ....... 49, 25 „ 


verblieben 3419 Mk. 28 Pfg. 
c) im Jahre 1892: 

für Gehalte der Lehrerinnen und Gehülfinnen 3415 Mk. — Pfg. 

„ Beschaffung der Materialien 1890, So 


„ Berechnungsgeld der Lehrerinnen . . ...... 140,» 


Summa 5362 Mk. 84 Pfg. 


davon ab 


Erlös aus dem Verkauf der Speisen 1138 „ 05 „ 


verblieben 4224 Mk.79 Pfg. 

Das fertige Essen wird gegen Entschädigung an die 
städtische Zwangsarbeitsanstalt abgegeben. Einen Theil davon 
erhalten die Kochschülerinnen, damit sie wissen, wie das von 
ihnen Zubereitete schmeckt. Den jungen Damen, die als Ge- 
hülfinnen thätig sind, wird eine Vergütung von 50 Mk. für je 
einen Vormittag der Woche gewährt, da Regelmässigkeit und 
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Pünktlichkeit erfahrungsgemäss grösser sind, wenn eine Ent- 
schädigung gegeben werden kann. 


Das Unterrichtslokal zerfällt in 10 Abtheilungen, von denen 
jede ihre besondere Einrichtung hat; so entstehen gewisser- 
massen 10 Küchen, die alles das enthalten, was in einer klein- 
bürgerlichen Hauswirthschaft dem Zwecke des Kochens dient. 
Von den Schülerinnen bilden je 4 eine Gruppe, innerhalb 
welcher jede ihren bestimmten Platz hat. Von den Gruppen 
stehen jedesmal 2 unter der Aufsicht einer Gehilfin, während 
die Lehrerin das Ganze überwacht. Die täglich wiederkehrenden 
Arbeiten, als Feueranzünden, Besorgen des Wassers und Brenn- 
materials u. s. w. übernehmen die Mädchen abwechselnd nach 
einem bestimmten Plan. Sie verrichten dieselben, ohne auf das 
Geheiss der Lehrerin zu warten. Dann beginnt die Unterweisung 
und Besprechung des Kochrezeptes, das auf einer allen Kindern 
sichtbaren Wandtafel geschrieben steht. Die zu verarbeitenden 
Nahrungsmittel werden einer möglichst eingehenden Betrach- 
tung unterzogen, und es wird besonders erörtert, wie man sie 
gewinnt, welchen Werth im Handel und welche nährende Kraft 
sie besitzen, wie man sie in der Küche behandeln muss, wenn 
man aus ihnen und in Zusammensetzung mit andern Stoffen 
verdauliche und nahrhafte Speisen gewinnen will u. s. w. 
Dabei erhalten die Kinder an der Hand verschiedener An- 
schauungsmittel Kenntniss von geringen und preiswerthen 
Waaren und Andeutungen zu vortheilhaftem Einkauf. Grosses 
Gewicht wird immer auf die Sparsamkeit gelegt und stets be- 
tont, dass man bestrebt sein muss, auch mit wenig Mitteln 
möglichst viel zu erreichen. Bevor die Zurichtung der Speisen 
beginnt, ist festzustellen, wie viel Personen, Erwachsene oder 
Kinder, beköstigt werden sollen und wie viel für das Ganze, 
sowie für die Person zu berechnen ist. Hieran schliessen sich 
entsprechende Rechenaufgaben. Darauf erfolgt der Einkauf. 
Fleischh Gemüse, Gewürze und die Zuthaten werden den 
Kindern nur gegen Baarzahlung abgegeben. Geld dazu erhält 
jede Gruppe vor dem Uhnterrichte in einen Kästchen. Ein- 
nahme und Ausgabe ist genau zu buchen. Beim Einkaufe haben 
die Kinder die Gründe anzugeben, warum sie sich für dies 
Stück Fleisch u. s. w. entscheiden und warum für ein anderes 
nicht. Vor der Zubereitung veranschaulicht die Lehrerin alle 
erforderlichen Handgriffe und veranlasst die Kinder, sie sofort 
nachzumachen. Dabei findet man sie immer hingewiesen auf 
das „Warum so“ und „Warum anders nicht“. Nachdem die 
Speisen zusammengestellt und zugesetzt worden sind, besorgen 
die Kinder die erforderlichen schriftlichen Arbeiten, d. h. sie 
tragen den Küchenzettel in ein Buch ein. Anfangs wurde den 
Kindern das Wissenswerthe diktirt, doch ist dies fortgelassen 
worden, weil es thatsächlich mit Schwierigkeiten verbunden 
war. Die Zeit war schwer zu gewinnen, und die Hände, die 
vorher mit der Vorbereitung zur praktischen Darstellung dessen 
beschäftigt waren, was das Pensum des Tages bildete, hatten 
nicht die nöthige Ruhe und Sicherheit. Ich stellte darum im 
vorigen Jahre den Stoff, den die Mädchen bisher niederschrieben, 
entsprechend zusammen und liess ihn drucken. Das Büchlein 
wird jetzt im theoretischen Unterricht benutzt, ausserdem be- 
sitzt es jedes Kind für die häusliche Bethätigung des Gelernten 
und zur Wiederholung des Dagewesenen. Es führt die Auf- 
schrift „Lehrbuch für den hauswirthschaftlichen Unterricht in 
der Volksschule“ und ist sehr viel begehrt worden. 


Ohne Ausnahme haben die Kinder in der hauswirthschaft- 
lichen Volksschulabtheilung zu Chemnitz grosses Interesse für 
den neuen Unterricht bewiesen und ihm ihre volle Aufmerk- 
samkeit entgegengebracht. Sie zeigen sich empfänglich und 
geschäftig, oft übereifrig, verrichten alle Arbeit pünktlich und 
genau und beobachten strenge Ordnung und Sauberkeit, so 
dass sie einen äusserst günstigen Eindruck machen. Von Woche 
zu Woche werden sie selbständiger und sind sehr bald im 
Stande, immer eine Arbeit aus und nach der andern selbst zu 
finden, ein deutlicher Beweis, wie der nöthige Ernst wohl vor- 
handen ist. Zucht und Ordnung haben nicht nur nicht ge- 
litten, die Mädchen sind im Gegentheil artiger und höflicher, 
in ihrem Wesen ernster und bestimmter geworden. Zum Theil 
ist dieser Erfolg auch auf den Umgang der Kinder mit den 
in der Anstalt beschäftigten jungen Damen zurückzuführen. 
Der Verkehr der Schülerinnen mit den Gehilfinnen ist äusserst 
rege und nachhaltig, der Einfluss der letzteren höchst vortheil- 
haft. Die Mädchen schmiegen sich an, gehen aus sich heraus 
und erschliessen sich vertrauensvoll. Die Damen ihrerseits sind 
davon freudig berührt und gewinnen ihre Pflegebefohlenen 
täglich lieber, wenn sie sehen, wie diese sich in Bezug auf 
Wohlanständigkeit und Auftreten mit Vortheil entwickeln. 
Auch die Mütter haben mir oft erklärt, dass ihre Kinder, seit 
sie auch hauswirthschaftlich unterwiesen würden, sich prak- 


tischer, umsichtiger und verständiger im Hauswesen zeigten 
als früher, mit grosser Vorliebe wirthschaftlich thätig seien, 
sie gern unterstützten und mit Stolz ihre Kenntnisse zu ver- 
werthen suchten. Sie sind überzeugt, dass ihre Töchter gegen- 
wärtig einen guten Grund zu ihrer Ausbildung im Haushalte 
legen. Endlich besteht eine Wirkung des Haushaltsunterrichts 
der Volksschule darin, dass die Mädchen beim Verlassen der 
Volksschule mehr in häusliche, als in gewerbliche Dienste 
treten. Missstände, die sich aus der Verbindung mit der Volks- 
schule ergeben hätten, sind nirgends hervorgetreten. Dafür 
braucht man nicht darauf zu warten, dass die Mädchen erst 
nach der Konfirmation noch einmal den schweren Entschluss 
fassen, wieder in einen Unterricht zu gehen. 


Notizen. 


Armenpflege. 


Arbeiterkolonien in Deutschland. Die Haupt- 
resultate einer von Dr. Berthold soeben vollendeten Statistik, 
welche die deutschen Arbeiterkolonien betrifft und auf offi- 
ziellem Zählkartenmaterial beruht, bestehen in Folgendem. Es 
existiren zur Zeit 25 Kolonien, von denen 17 in Preussen, 
darunter zwei städtische Kolonien in Berlin und Magdeburg, 
zwei in Württemberg, je eine in Bayern, Sachsen, Baden, 
Oldenburg, Hamburg und in den Thüringischen Staaten. Die 
Zahl der verfügbaren Plätze beträgt 3100. Ueberhaupt fanden 
bis 1. April 1891 44807 Personen Aufnahme, 42764 gelangten 
zur Entlassung. Allerdings fanden bei den Kolonisten zahl- 
reiche Wiederaufnahmen derselben Personen statt, sodass man 
fast von einem gewissen Stammpublikum reden kann. In den 
Jahren 1887—89 gelangten 13575 zur Aufnahme, 1889 —91 
15 425. Was speziell die Arbeiterkolonie Berlin betrifft, so zeigt 
sich die Eigenart dieser städtischen Kolonie nach den ver- 
schiedensten Richtungen. Im Gegensatz zu den anderen Kolo- 
nien, welche die Kolonisten mit landwirthschaftlichen Arbeiten 
beschäftigen, überwiegt in Berlin der industrielle Betrieb. Es 
befanden sich 1889—91 in der Kolonie 1088 Personen; ent- 
lassen wurden 892. In Berlin steht als Abgangsgrund „schlechtes 
Betragen“ mit 10,7 pCt. und „Entlaufen“ mit 16,7 pCt. erheb- 
lich höher als in den anderen Kolonien, was sich zum Theil 
aus der bequemen Gelegenheit des Entlaufens und der Möglich- 
keit, schnell anderweitig Unterkunft zu finden, erklärt. Hin- 
sichtlich der wiederholten Aufnahmen ergibt sich, dass 66.9 
pCt. zum ersten Mal, 33,1 pCt. wiederholt bis zu elf Mal sich 
in Kolonien befanden; bestraft waren 70,8 pCt., unbestraft 
29,2 pCt.; allerdings hatten 44,7 pCt. nur Haftstrafen verbüsst; 
mit Gefängniss waren 17,6 pCt., mit Zuchthaus 3 pCt. be- 
straft. Die Aufenthaltsdauer erstreckte sich bei einzelnen 
Kolonisten bis auf über sieben Monate, darunter bei 1,3 pCt. 
sogar auf über ein Jahr, sodass die Frage entsteht, ob nicht 
derartige Personen in Versorgungsanstalten einzuweisen wären, 
da die Kolonien ursprünglich nur zu vorübergehendem Aufent- 
halt bestimmt sind. Eine der Hauptaufgaben der Kolonien, 
ihren Insassen Arbeit zu verschaffen, ist leider nur in be- 
schränktem Maasse möglich gewesen. Während 1887—89 
20,8 pCt. aller Entlassenen Arbeit fanden, glückte es 1889 —91 
nun bei 19,7 pCt, 

Familienpflege für Geisteskranke. Wie die 
Vossische Zeitung meldet, werden in Berlin seit einigen Jahren 
harmlose Geisteskranke, deren Verpflegung der Stadtgemeinde 
obliegt, bei Familien in Pflege gegeben. Es handelt sich dabei 
um Kranke, die Anstaltsbehandlung nicht nöthig haben und 
die ohne Gefahr für sich und andere frei verkehren dürfen. 
Bekanntlich ist die Familienpflege von Geisteskranken in Gheel 
in Belgien seit vielen Jahrzehnten eingebürgert. Bei uns kam 
sie schwer in Aufnahme, allein die Bedenken haben sich als 
hinfällig erwiesen, und die Familien-Verpflegung ist jetzt eine 
voll berechtigte und wohl bewährte Einrichtung in der Ber- 
liner Irrenpflege. Nachdem man einmal damit begonnen, hat 
die Familien-Verpflegung der Irren in Berlin in wenigen Jahren 
eine beträchtliche Ausdehnung gewonnen. 1885 schätzte Charite- 
prediger Rohde („Familien- oder Irrenpflege in Berlin“ 1885) 
die Zahl der so verpflegten Geisteskranken auf etwa dreissig. 
Im Rechnungsjahre 1891/92 hingegen waren nicht weniger als 
369 Pfleglinge der Dalldorfer Anstalt bei Familien unterge- 
bracht. Von diesen litten an Idiotie 19 pCt., an Geistesstörung 
24 pCt., an progressiver Paralyse 5 pCt., an seniler Geistes- 
störung 7 pCt., an anderen chronischen Formen der einfachen 
Geistesstörung, namentlich Alkoholismus 45 pCt. Die Familien, 
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zu denen die Geisteskranken in Pflege gegeben werden, sind, 
wie Dr. med. Bothe, der diesen Zweig der Berliner Irrenpflege 
seit einigen Jahren überwacht, berichtet („Fortschritte der 
Krankenpflege“ und Verein für Psychiatrie), den Pfleglingen 
zumeist nicht verwandt. Beinahe durchweg sind es Arbeiter- 
familien, zum kleinsten Theile solche von wenig begüterten 
Handels- und Gewerbetreibenden. Vereinzelt nehmen auch 
alleinstehende Frauen Geisteskranke in Pflege; auch einzelne 
fachkundige Wärter sind unter den Pflegern. Ihre Mehrzahl 
hingegen hat früher nie mit Geisteskranken zu thun gehabt; 
doch zeigen sie beinahe alle ein besonderes Verständniss für 
die Eigenheiten ihrer Pfleglinge, das der Einrichtung wesent- 
lich zu Gute kommt. Die meisten Pflegestellen befinden sich 
in Berlin, ein beträchtlicher Theil von ihnen liegt in den Vor- 
orten, einzelne auch in entfernteren Orten um Berlin, wie in 
Bernau, Lübben, Lehnin. Bemerkenswerth ist die Thatsache, 
dass sich im Gegensatze zu Gheel die Landbevölkerung bei 
uns als durchaus ungeeignet zur Uebernahme der Pflege von 
Geisteskranken erwiesen hat. Die Pfleglinge sind durchweg 
arbeitsfähig, wenn auch nur im beschränkten Maasse. Sie 
stehen unter ständiger Aufsicht der Dalldorfer Anstalt. Ein 
Arzt dieser Anstalt, z. Z. Dr. Bothe, wählt nach genauer Prü- 
fung die Pflegestelle für jeden einzelnen Pflegling aus, trifft 
die nöthigen Abmachungen mit den Pflegern. besucht die 
Pfleglinge in bestimmten Zwischenräumen und ist beständig 
dazu bereit, in seinen Amtsstunden Wünsche und Klagen der 
Pfleglinge entgegenzunehmen. Zum Schutze der Pfleglinge ist 
die besondere Einrichtung getroffen, dass jeder, dem es aus 
irgend welchem Grunde an seiner Stelle nicht behagt, anderswo 
untergebracht wird. Von den Vorzügen der Familien-Irren- 
pflege haben zwei besondere Bedeutung: einmal werden die 
geschlossenen Anstalten entlastet, sodann aber erweist sich die 
freie familiale Verpflegung für die meisten dafür geeigneten 
Irren zuträglicher als die Anstaltsbehandlung. Soweit die 
Vossische Zeitung; der Bericht des Berliner Magistrats über 
die städtische Irrenpflege weicht insofern ab, als darnach am 
31. März 1892 nur 183 Personen in Familienpflege unterge- 
bracht waren. 


Krankenpflege. 


Ortsstatuten zur KrankenversicherunginBaden. 
Wie die „Bad. Korr.“ erfährt, sind bis jetzt im Ganzen in 27 
badischen Amtsbezirken derartige statutarische Bestimmungen 
erlassen und seitens des Grossh. Ministeriums des Innern ge- 
nehmigt worden. Statutarische Bestimmungen, durch welche 
Personen, deren Beschäftigung durch die Natur ihres Gegen- 
standes oder im Voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen 
Zeitraum von weniger als einer Woche beschränkt ist, der 
Krankenversicherungspflicht unterworfen werden, wurden nur 
für eine Stadtgemeinde erlassen. Auf in Kommunalbetrieben 
und im Kommunaldienste beschäftigte Personen wurde die 
Versicherungspflicht für sechs Bezirke bezw. Distrikte und 
für 35 Einzelgemeinden erstreckt. Die Hausgewerbetreibenden 
wurden in cinem Amtsbezirk und in drei Einzelgemeinden, die 
Familienangehörigen der Betriebsunternehmer, deren Beschäf- 
tigung in dem Betriebe nicht auf Grund eines Arbeitsvertrages 
stattfindet, in je einem Amtsbezirk und einer Einzelgemeinde 
der statutarischen Versicherungspflicht unterworfen. Weiter 
wurden für 14 Bezirke bezw. Distrikte und 11 Einzelge- 
meinden statutarische Vorschriften erlassen, durch welche 
die Krankenversicherungspflicht auf Gesellen, Gehilfen und 
Lehrlinge ohne Lohn ausgedehnt wurde. Schliesslich wurde 
auf die nicht schon kraft Gesetzes versicherungspflichtigen 
Handlungsgehilfen und -Lehrlinge die Krankenversicherungs- 
pflicht in acht Bezirken bezw. Distrikten, sowie in zwölf Einzel- 
gemeinden ausgedehnt. Es wäre zu wünschen, dass alle Bun- 
desstaaten solche Uebersichten veröffentlichten, allerdings mög- 
lichst mit genauer Nennung der Ortsnamen. In Baden ist 
übrigens bekanntlich bereits durch Landesgesetz die Versiche- 
rungspflicht auf sämmtliche Dienstboten, land- und forstwirth- 
schaftliche Arbeiter ausgedehnt. 

Krankenkassen und Apotheken. Aehnlich wie 
vor Jahren in Leipzig befinden sich jetzt die drei grössten 
staatlich organisirten Krankenkassen mit ca. 40 000 Mitgliedern 
in Chemnitz mit den dortigen 10 Apotheken im Streit. Die letz- 
teren hatten es abgelehnt, den Krankenkassen einen von diesen 
verlangten höheren Rabatt zu bewilligen. Nun wollen die 
Krankenkassen den Verkehr mit den Apotheken möglichst da- 
durch einschränken, dass sie die Aerzte veranlassen, thunlichst 
nur im freien Handverkauf erhältliche Heilmittel zu verschrei- 
ben, welche die Kranken von Droguisten beziehen können. 
Es fragt sich, ob dies die Aerzte im Interesse der Kranken, 


die doch schliesslich die Hauptpersonen sind, thun zu dürfen 
glauben. In Köln a. Rhein bestand ebenfalls eine Spannung 
zwischen Krankenkassen und Apotheken; in der Vorstands- 
versammlung der ersteren vom 4. d. M. wurde jedoch mitge- 
theilt, dass die Apotheken den höheren Rabatt von 20 pCt. 
(bisher 10 pCt.) bewilligt hätten. 

Rekonvaleszentenanstalt für Köln 
In einer Versammlung der Kölner Krankenkassenvorstände, 
welche am 4. d. M. stattfand, wurde von dem Vorsitzenden 
Ehl auf die günstigen Heilwirkungen der Rekonvaleszenten- 
anstalten bzw. Heimstätten und Heilstätten in anderen Städten, 
wie München, Leipzig, Strassburg, Berlin und beson- 
ders Frankfurt a. M. hingewiesen und der Wunsch ausge- 
sprochen, auch für Köln eine derartige Anstalt zu besitzen. 
Der Frankfurter Verein für Rekonvaleszentenanstalten habe 
bereits zwei solcher Anstalten errichtet: in Neuenhain bei 
Soden und in Falkenstein. Die Verpflegungskosten betrügen 
für jeden Rekonvaleszenten täglich Mk. 2,06, von welchen 
Mk. 1,50 von Letzterm bzw. von der betheiligten Krankenkasse 
erstattet, die übrigen 56 Pfg. von dem Verein für Rekonvales- 
zentenanstalten zugelegt werden. Diese günstigen Verpflegungs- 
kosten seien allerdings nur möglich, weil dem Verein eine 
reichliche Unterstützung aus Geschenken und Stiftungen zu- 
fliesse; die Geschenke betrügen in 1892 Mk. 114699, die 
Stiftungen Mk. 3600 und die Jahresbeiträge von Vereinsmit- 
gliedern Mk. 7897. Es wurden 278 Rekonvaleszenten 3—4 
Wochen, ein Theil derselben sogar 5—6 und bis zu 7 und 9 
Wochen verpflegt. Die Kölner Ortskrankenkasse für die in 
stehenden Gewerben beschäftigten Personen beabsichtigt nun 
in Gemeinschaft mit andern Kölner Ortskrankenkassen eine 
ähnliche Heilstätte für Köln einzurichten. Es ist bereits ein 
geeignetes Gebäude in Aussicht genommen, und zwar die bei 
Brohl am Rhein herrlich gelegene Burg Brohleck. Dieselbe 
enthält 41 Räume, ist mit Wald und Obstgärten umgeben und 
soll allen an eine Heilstätte für Genesende zu stellenden Be- 
dingungen genügen. Der zeitige Besitzer ist geneigt, die Liegen- 
schaft gegen einen nicht zu hohen Betrag vorläufig zu ver- 
miethen. Der Vorsitzende verhehlte sich nicht, dass die Aus- 
führung dieses Gedankens nur möglich sei, wenn Staat und 
Gemeinde, Private und Krankenkassen unterstützend mit ein- 
träten; er hoffte aber doch auf Gelingen des Planes im Hin- 
blick auf den humanen Zweck desselben: den erkrankten 
Kassenmitgliedern eine ausreichende Pflege im Stadium der 
Genesung zu Theil werden zu lassen. Die Versammlung folgte 
mit regem Interesse den Ausführungen des Vorsitzenden; 
letzterer behielt sich vor, den Krankenkassen demnächst nähere 
Vorschläge zu unterbreiten. 


a. Rhein. 


Beer R s EN 
Kinderpflege. 


Ehremamteliehve, Vormünder "in. Konte'sbrere. 
Die Königsberger Hartung’sche Zeitung brachte jüngst einen 
durch drei Nummern hindurchgehenden Aufsatz „Ein Mahn- 
wort an alle unsere Mitbürger“, der in beweglichen Worten 
darauf hinwies, wie nothwendig es sei, dass Vormünder ihr 
Amt ernst auffassen und ihren Mündeln wirklich Schutz und 
Beistand bieten. Wie wenig das zuweilen der Fall ist, dafür 
sind einige Beispiele charakteristisch, welche dort erwähnt 
werden. „Erklärte doch erst neulich“. so heisst es in dem offen- 
bar von amtlicher Seite geschriebenen Artikel, „einer unserer 
Vormünder auf die Frage, was er bisher zur Sicherstellung 
des Alimentationsanspruchs seines Mündels gegen dessen Er- 
zeuger veranlasst habe, ohne Hehl, dass er weder das Kind 
noch die Mutter überhaupt kenne. Hat doch ein anderer Vor- 
mund Jahre hindurch mit seinem Mündel in ein und demselben 
Hause gewohnt, ohne auch nur von seiner Existenz eine 
Ahnung zu haben. Und wusste doch endlich einer der hiesigen 
Waisenräthe, der die Vormünder seines Bezirks zum Bericht 
über das Ergehen ihrer Mündel aufgefordert hatte, zu be- 
richten, dass die Herren infolge seiner Aufforderung tagelang 
von Haus zu Haus gegangen seien, um nur erst den Verbleib 
ihrer Mündel zu ermitteln“. Man mag freilich hoffen, dass 
solche Fälle selten sind, aber leider ist gerade die ehrenamt- 
liche Thätigkeit regelmässig ungemein schwer zu kontroliren, 
sodass jeder Anhaltspunkt dafür fehlt, wieweit eine solche 
Vernachlässigung der Vormundspflichten auch anderwärts vor- 
kommt. 


Schulwesen. 


Schulanfang und mitteleuropäische Zeit. Es 
verdient mit höchster Anerkennung festgestellt zu werden, 
dass u. W. als einzige in ganz Deutschland die Hamburger 
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Oberschulbehörde anlässlich der Einführung der M. E. Z. be- 
schlossen hat, in sämmtlichen Schulen der Stadt den Unter- 
richt erst 9 Uhr Morgens beginnen zu lassen. Leider ist es 
im übrigen Deutschland überall bei dem für die jüngeren Kinder 
so nachtheiligen Schulanfang um 7 bezw. 8 Uhr geblieben. 


Hauswirthschaftlicher Unterricht Ana, den 
Königsberger Volksschulen. Bezüglich der Einführung 
des hauswirthschaftlichen Unterrichts in den Königsberger 
Schulen war der dortigen Stadtv.-Versammlung folgende Vorlage 
des Magistrats zugegangen: „Auf Anregung der Stadtschul- 
deputation haben wir beschlossen, versuchsweise in einer 
unserer Volksschulen die Ertheilung des hauswirthschaftlichen 
Unterrichts einzuführen. Zur Begründung unseres Beschlusses 
erlauben wir uns, auf die in mehreren Exemplaren beigefügte 
Denkschrift des Herrn Direktor Dr. Böttcher Bezug zu nehmen. 
Zu dem Versuch haben wir 1!/g Jahre in Aussicht genommen 
und zwar die Zeit von Michaeli 1893 bis Ostern 1895. Die 
Versuche sollen in der dritten Mädchenvolksschule auf dem 
Rossgarten (Klingershof) gemacht werden. Hier sind ausser 
den beiden Schulhäusern noch zwei Baracken mit je zwei 
Klassen vorhanden. In einer dieser Baracken lässt sich ohne 
Schädigung des zwölfklassigen Schulorganismus nicht nur ein 
Versuch, sondern, wenn sich einmal das Verlangen nach all- 
gemeiner Einführung dieses Unterrichts geltend machen sollte, 
der dauernde Unterricht für sechs Schulen einrichten. Auch 
begünstigt die Nachbarschaft eines der Stadt gehörigen Gartens, 
von welchem ein Theil im Falle dauernder Einrichtung viel- 
leicht als Geköchgarten hergestellt werden könnte, die Wahl 
dieser Schule zu dem Versuche. Es wird angenommen, dass 
30 Kinder nur von der dritten Mädchenvolksschul« an dem 
Unterricht Theil nehmen, die sich gleichsam in fünf Familien 
a 6 Personen sondern. Nach dieser Zahl soll die Ausstattung 


der Schulküche bemessen werden. Der Unterricht soll wöchent- ° 


lich an einem Vormittage stattfinden, mithin in einem Jahre 
an 43 Vormittagen. Die an dem Unterricht Theil nehmenden 
Kinder müssen sich in der ersten Klasse im zweiten Schul- 
jahre befinden und bleiben bis zu ihrer Entlassung an dem 
Unterricht betheiligt. Die übrigen Kinder der ersten Klasse 
werden besonders unterrichtet, doch sollen an den Vormittagen, 
an welchen der hauswirthschaftliche Unterricht stattfindet, nur 
2 Stunden statt 4 Stunden ertheilt werden, damit die an dem 
hauswirthschaftlichen Unterricht betheiligten Kinder nur 2 
Stunden des übrigen Unterrichts entbehren. Für diese Ordnung 
ist die Genehmigung der königlichen Regierung noch einzu- 
holen. Zur Ertheilung des Unterrichts an 30 Kinder erscheint 
eine Lehrerin und eine Gehilfin erforderlich, die zu diesem 
Zweck noch besonders drei Monate in Chemnitz ausgebildet 
werden sollen. 
lichen Kosten setzen sich wie folgt zusammen: Ausbildung 
der Lehrerinnen, Entschädigung für jede 300 Mk. gleich 600 MkK., 
Honorar für Ertheilung des Unterrichts in Chemnitz 100 Mk., 
Herstellung des Schulküchenraumes 400 Mk., Ausstattung des- 
selben mit den erforderlichen Geräthschaften 632 Mk., für den 
Unterricht während der Versuchszeit 933 Mk., zusammen 
2833 Mk.“ Die Vorlage wurde ohne Debatte in der Sitzung 
vom 27. v. M. angenommen. 


Schulbäder in Paris. In einer Sitzung, welche die 
Sanitätskommission der Pariser Gemeindeverwaltung am 16. 
Februar d. J. abhielt, erstattete ein Mitglied derselben. Dr. Du 
Mesnil, einen interessanten Bericht über die Nothwendigkeit 
der allgemeinen Einführung von Brausebädern in den Pariser 
Volksschulen. Der Berichterstatter theilt sehr merkwürdige 
Dinge über die Mangelhaftigkeit der Badeeinrichtungen in 
Pariser Unterrichtsanstalten mit ınd kann nur einige ganz ver- 
einzelte Anläufe anführen, bei denen man die Kinder weniger 
Volksschulen zur körperlichen Reinlichkeit anzuhalten versucht 
hat. Er führt die schlechte Luft, die man in den Zimmern der 
Pariser Volksschulen vielfach treffe, auf den seltenen Gebrauch 
von Bädern seitens der Volksschüler zurück. England und 
Deutschland sind nach ihm die beiden Länder, in welchen die 
Schulbäder am meisten entwickelt würden. loch bestehe das 
englische System eigentlich weniger in der Einrichtung be- 
sonderer Schulbäder, als in der Erleichterung der regelmässigen 
Benutzung sonstiger Badeanstalten durch die Schüler, die dort 
meist für Bad und Handtuch nur 10—30 Centimes zu zahlen 
haben. Solche Vorkehrungen in 22 Bezirken Londons, in Liver- 
pool und Bristol werden eingehend geschildert. In den beiden 
letztgenannten Städten handelt es sich allerdings um Bade- 
anstalten in den Schulgebäuden selbst. Auch in London hält 
es der Schulrath für einen Vortheil, die Bäder in die Schule 
zu verlegen; er schreckt aber vor den beträchtlichen Kosten 
dieses Systems zurück und begünstigt deshalb vorläufig die 


Die zur Ausführung dieses Planes erforder- | 


billige Benutzung Öffentlicher Bäder durch Schulkinder. Von 
deutschen Schulbädern waren dem Pariser Berichterstatter die- 
jenigen in Göttingen, München, Nürnberg, Karlsruhe und Altona 
bekannt. Unsere Zeitschrift hat bekanntlich noch eine weitere 
Reihe von Städten veröffentlicht, welche Schulbäder besitzen. 
Zum Schluss plädirt Dr. Du Mesnil sehr warm und lebhaft für 
die allgemeine Einführung der Schulbäder in den Pariser Volks- 
schulen. Er meint, dass dort, wo die jetzigen Schulräumlich- 
keiten keinen Platz bieten, einfache Badehäuschen im Hofe 
oder auf den Spielplätzen aufgestellt werden sollten und be- 
rechnet die Kosten eines solchen kleinen Brausebades mit 10 
Zellen auf ca. 3500 Frs. Für 5000 Frs. Installationskosten 
könne man jedenfalls. diese unumgänglich nothwendige Ein- 
richtung in allen Pariser Volksschulen treffen und zwei Mal 
monatlich alle Schulkinder baden. In deutschen Schulbädern 
werden die Kinder bekanntlich weit öfters zum Baden geführt. 
Der Erfolg dieser dankenswerthen Anregung für Paris bleibt 
abzuwarten. 

Hütekinder in Württemberg. Aus Friedrichshafen 
amı Bodensee wird den Zeitungen gemeldet, dass der Zuzug 
der Montafoner Hütekinder ins Schwabenland begonnen habe. 
Mit jedem Boot ab Bregenz träfen grössere und kleinere 
„Partien“ solcher Knaben ein, um an die Oekonomen ver- 
dungen zu werden. Gegen hundert solcher kleinen Bursche 
seien für den sogenannten Kindermarkt nach Ravensburg zum 
\erdingen bestimmt. Die Kinder bleiben bis November in der 
Fremde. Der kleinste Knirps müsse seine Pfeife oder Zigarre 
rauchen, melden dieselben Zeitungen gedankenlos. Uns würde 
die ernste Seite dieser Ausnutzung tiroler Kinder für die süd- 
deutsche Landwirthschaft mehr interessiren, als die humo- 
ristische. Beaufsichtigt denn die österreichische Behörde in 
Tirol diesen Kinderexport und sind in Württemberg selbst die 
nothwendigen Massnahmen zum Schutz der jugendlichen Wesen 
getroffen ?? 

f Sprachunterricht für Buchdrucker in der Fort- 
bildungsschule zu Braunschweig. Auf Antrag einer Reihe 
von grösseren Buchdrucker-Firmen haben die städtischen Be- 
hörden in Braunschweig kürzlich beschlossen, bei der oberen 
Abtheilung der Fortbildungs- und Gewerbeschule einen haupt- 
sächlich für Setzer-Gehülfen und -Lehrlinge bestimmten, aber 
auch anderen zugänglichen Unterricht im Französischen und 
Englischen einzuführen, der sich selbstverständlich auf Bei- 
bringung der Anfangsgründe beschränken und probeweise zu- 
nächst nur in einer von beiden Sprachen ertheilt werden wird. 
Massgebend für diese auch anderwärts bereits getroffene Ein- 
richtung war ‚die Absicht, den Theilnehmern ein gewisses 
Mass von Kenntnissen in fremden lebenden Sprachen, wie es 
ihr Beruf fordert, auf billige Art zu verschaffen. Da das Schul- 
jahr der Anstalt in Trimester zerfällt, und jede der 4 wöchent- 
lich zu gebenden Stunden in Trimester ınit 25 Mk. vergütet 
werden, so sind die Kosten auf 300 Mk. jährlich veranschlagt; 
dieselben finden, da auf eifrige Benutzung der gebotenen Ge- 
legenheit gerechnet werden darf, durch das eingehende Schul- 
geld (jährlich 12 Mk.) voraussichtlich zum grössten Theile 
ihre Deckung. 

Fortbildungsschule und Handwerker. Die- 
selben Schwierigkeiten, wie in Bitterfeld (vgl. No. 9, S. 78 
d. Bl.) wollen die Handwerker in Goldap (Östpreussen) der 
dortigen Fortbildungsschule machen. In einer Versammlung 
behaupteten diese Kleingewerbetreibenden, dass die Schule die 
Lehrlinge „zu sehr von ihrer eigentlichen Ausbildung“ (soll 
offenbar heissen: von der Ausnutzung durch den Meister) fern- 
halte und die (wahrscheinlich wegen häufigen, von den Meistern 
erzwungenen Fernbleibens) verhängten Haftstrafen die Lehr- 
linge „moralisch nicht höben“. Das letztere zu verineiden 
stünde ja ganz in der Hand der Meister. Schliesslich beschlossen 
die Handwerker, bei der Regierung in Gumbinnen die Auf- 
hebung des Wochentagsunterrichts zu beantragen, eine Forde- 
rung, die hoffentlich von der Behörde glatt abgelehnt wird 
eben im Interesse der Lehrlinge. Man sieht aber, dass der 
blosse Sonntagsunterricht den Meistern überall ein rechter Ge- 
falle wäre. 


Kommunales Finanzwesen. 


Preussische Städtesteuern. Stadtdirektor Tramm 
in Hannover gab in der Sitzung der dortigen bürgerlichen 
Kollegien vom 13. März d. J. nachfolgende Uebersicht über 
die Steuerverhältnisse in 16 verschiedenen preussischen Städten. 
Der an Gemeindeeinkommensteuer erhobene Zuschlag zur Staats- 
einkommensteuer beträgt in Berlin 90 pCt., Breslau 110 pCt., 
Königsberg 187 pCt., Köln 150 pCt., Magdeburg 145 pCt., 
Düsseldorf 150 pCt., Elberfeld bei einem Einkommen bis 660 


Mark 125 pCt., bis 900 Mark 150 pCt., über 900 Mark 230 pCt., 


Danzig 240 pCt., Stettin 150 pCt., Kassel 120 pCt., Hildesheim 
120 pCt., Osnabrück 100 pCt., Göttingen 135 pCt., Harburg 
120 pCt., Emden 120 pCt., Hannover 150 bezw. 135 pCt. An 
Haus- und Grundabgaben: Berlin 2?/s pCt. des Nutzungs- 
ertrages der Grundstücke, Breslau 50 pCt. Zuschlag zur Staats- 
Grund- und Gebäudesteuer, Königsberg 33!/s pCt., Köln 100 pCt. 
zur Grund-, 50 pCt. zur Gebäudesteuer, Magdeburg 37!/a bezw. 
30 pCt., Düsseldorf 90 pCt. zur Grund- und Gebäudesteuer, 
Elberfeld —, Danzig 75 pCt., Stettin 84 pCt. zur Grund- 
56 pCt. zur Gebäudesteuer, Kassel 100 pCt. zur Grund- und 
Gebäudesteuer, Osnabrück 100 pCt., Hildesheim 100 pCt. zur 
Grund- und 50 pCt. zur Gebäudesteuer, Göttingen desgleichen, 
Harburg 100 pCt. zur Grund- und Gebäudesteuer, Emden er- 
hebt Stübergeld nach dem Nutzungswerth der Grundstücke (der 
Procentsatz ist nicht angegeben, Ertrag 46 200 Mark), Han- 
nover 90 :pCt., der Staats-Grund- und Gebäudesteuer. An 
Gewerbesteuer erheben die Städte Berlin —, Breslau —, Königs- 
berg —, Köln 25 pCt. zur Staats-Gewerbesteuer, Magdeburg —, 
Düsseldorf 90 pCt., Elberfeld —, Danzig —, Stettin 28 pCt., 
Kassel —, Hildesheim 50 pCt.. Osnabrück —, Göttingen —, 
Harburg —, Emden 33!/s pCt., Hannover —. An Hundesteuer: 
Berlin, Magdeburg, Danzig, Stettin und Hildesheim 20 Mark 
(Hildesheim für kleine Hunde 10 Mark); Breslau und Königs- 
berg 15 Mark, Köln, Düsseldorf, Elberfeld, Osnabrück und 
Hannover 9 Mark, die anderen Städte weniger. Die bis hier 
aufgeführten Steuern haben alle Städte gemeinsam, mit Aus- 
nahme der Gewerbesteuer, die nur in fünf Städten erhoben 
wird. Berlin erhebt weiter an Miethsteuer für Objekte im 
Miethwerthe von 201 bis 400 Mark 2 pCt., von 401 bis 600 
Mark 3 pCt., von 601 bis 800 Mark 4 pCt., von 801 bis 1000 
Mark 5 pCt. und von über 1000 Mark 6?/s pCt. jährlich, ausser- 
dem wird eine Braumalzsteuer erhoben. In Breslau besteht 
eine Schlachtsteuer, Biersteuer (66 Pf. pro Hektoliter) und 
Braumalzsteuer. Königsberg hat ebenfalls eine Bier- und Brau- 
malzsteuer. Magdeburg hat ausser der Biersteuer (65 Pf. pro 
Hektoliter) noch eine Pflastersteuer nach 5 Klassen zu 3, 2, 1.50, 
1.00 und 0.50 Mark pro Quadratruthe. Düsseldorf und Elber- 
feld erheben 50 pCt. der Reichsbraumalzsteuer als städtische 
Abgabe, bezw. 65 Pf. pro Hektoliter vom eingeführten Bier. 
Danzig erhebt 2!/» pCt. des jährlichen Miethwerthes als Woh- 
nungssteuer. Kassel besteuert den Mehl-, Backwaaren-, Fleisch-, 
Fleischwaaren- und Spirituosenverbrauch und erhebt ferner ein 
Pflastergeld von 25 Pf. für je 16 Quadratmeter. In Hildesheim 
werden neben einer Sielabgabe von 52 Pf. pro Meter Haus- 
breite noch Kirchen- und Schulsteuern erhoben: Kirchensteuer 
(evang.) 2,8 pCt. der Einkommen- und 6 pCt. der Gebäude- 
steuer; Schulsteuer (evang.) 28 pCt. der Einkommen- und 
60 pCt. der Gebäudesteuer, kath. 24 pCt. der Einkommen- 
und 36 pCt. der Gebäudesteuer. Osnabrück besteuert den 
Bier-, Branntwein- und Essigverbrauch und erhebt eine be- 
trächtliche Schulsteuer, und zwar 60 pCt. der Staats-Grund-, 
Gebäude- und Einkommensteuer (eine Schulgemeinde 75 pCt.) 
und 30 pCt. der Gewerbesteuer. Göttingen hat eine Einnahme 
aus der Accise auf Spirituosen von 20000 Mark, die Mahl- 
liceenz bringt 14000 Mark, die Schlachtsteuer 23 000 Mark und 
die Biersteuer 21000 Mark. In Emden besteht eine Schlacht-, 
Weizenmehl-, Spirituosen- und Torfaccise. Mehrere Städte 
haben noch eine Vergnügungssteuer (für Theater- und Zirkus- 
vorstellungen, Konzerte, Maskenbälle, Tanz etc.) mit Erträgen 
bis zu 30 Mark pro Tag, einige auch noch Wanderlagersteuer. 
Breslau besteuert auch alles in die Stadt gebrachte Wild. Nicht 
mit aufgeführt sind die Abgaben für Wasserleitungen, sowie 
die Kanalisations- bezw. Entwässerungsabgaben. 


Altersversicherung. 


Altersversicherungsgesetz und ländliche Amts- 
vorsteher. Mitte v. M. fand in Königsberg eine von ca. 200 
Amtsvorstehern aus der Provinz Ostpreussen besuchte Ver- 
sammlung statt, in welcher Massnahmen zur Beseitigung der 
durch das „Alters- und Invaliditätsgesetz* herbeigeführten 
Ueberlastung der Amtsvorsteher berathen wurden. Vor Ein- 
tritt in die Debatte sprach der Oberpräsident den Wunsch aus, 
man möge sich nicht allein auf eine Kritik der vorhandenen 
Zustände beschränken, sondern geeignete positive Vorschläge 
zu etwaiger Besserung und Aenderung des Gesetzes machen; 
die Vorschläge würden dann in geeigneter Weise von Seiten 
der Behörde einer eingehenden Prüfung unterzogen werden. 
Herr Siegfried-Jäglack betonte als Referent die durch das Klebe- 
gesetz den Amtsvorstehern aufgebürdete ungeheure Arbeitslast. 
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An das Referat schloss sich eine sehr eingehende Debatte. ' 
Sämmtliche Redner konstatirten übereinstimmend, dass eine 
Aufhebung des Gesetzes zwar unmöglich sein würde, Aende- 
rungen aber unbedingt nothwendig. seien. Als Hauptmotiv 
wurde angeführt, dass die Mehrheit derjenigen Amtsvorsteher, 
welche das ihnen übertragene Amt als Ehrenamt verwalten, 


ı in die Zwangslage versetzt würden, nach Ablauf der gesetz- 
| lichen Frist ihr Amt niederzulegen. In Vorschlag wurden fol- 


gende Abänderungen gebracht. Das Markensystem soll prin- 
zipiell durch eine „Kopfsteuer“ ersetzt werden, event. sollten 
andere geeignete Personen, wie z. B. Schullehrer, Postagenten 
u. s. w., mit den Rechnungsarbeiten und den anderen den 
Amtsvorstehern jetzt obliegenden Aufgaben, welche das Klebe- 
gesetz erfordere, beauftragt werden. Für ihre Mühewaltung 
soll den beauftragten Personen von der Versicherungsanstalt 
eine Remuneration zu Theil werden. Nach Schluss der Debatte 
gab der Regierungspräsident Dr. v. Heydebrand seiner Beirie- 
digung darüber Ausdruck, dass nicht gegen das Gesetz agitirt, 
sondern in der That positive Verbesserungsvorschläge gemacht 
worden seien. Schliesslich wurde eine Kommission gewählt, 
welche dem Oberpräsidenten eine diesbezügliche Resolution 
unterbreiten soll. 


(zewerbewesen. 


Gewerbegericht und berufliche Organisa- 
tion in Berlin. Die berufliche Organisation des Berliner 
Gewerbegerichts (vgl. den Aufsatz von Dr. Freund in No. 9 
d. Bl.) zeigt jetzt auch ihre Schattenseiten. So hat kürzlich 
über allerlei Sonderbarkeiten, die sich durch die Wahlen hin- 
sichtlich der Vertretung der einzelnen Gewerbe bei dem Ge- 
werbegericht ergaben, Kommerzienrath Lissauer im Verein 
Berliner Agenten folgende Angaben gemacht. Von den zur 
Wahl für das Gewerbegericht betheiligten Arbeitgebern, deren 
Zahl sich nach der letzten Gewerbestatistik von 1882 schon 
damals auf 118000 belief, haben sich nur rund 3000 in die 
Listen eintragen lassen. Von diesen entfallen nur 800 auf Be- 
triebe, die dem kaufmännischen oder industriellen Mittelstand 
oder der Grossindustrie zuzurechnen sind; der Rest entfällt 
auf Handwerker, Gast- und Schankwirthe. Die Wahlen erfolgen 
jedoch nicht nach Berufen, sondern nach einem komplizirten 
Listensystem. Zur siebenten Gewerbekammer, zu der 31000 
Betriebe des Handels und des Verkehrs gehören, sollten 15 
Beisitzer gewählt werden, es wurden aber nur 10 gewählt und 
zwar 3 Spediteure, 1 Zeitungsspediteur, 1 Buchhändler, 1 Fuhr- 
herr, 1 Annoncenbureau-Inhaber und 3 Kaufleute. Zur 8. Ge- 
werbegerichtskammer gehören die Betriebe von Porzellan, 
Steingut, Fayence etc. Für diese Kammer sollten 15 Beisitzer 
gewählt werden, es wurden aber nur Il gewählt und zwar 
5 Buchdrucker, 2 Buchbinder, 2 Luxuspapierfabrikanten, 1 
Lithograph, 1 Photograph von allen keramischen und 
chemischen Industrien, von den Industrien der Seife- und 
Fettbranchen, Parfümerien etc. nicht ein einziger. Bei der 
6. Gewerbekammer, welche die Betriebe für Nahrungsmittel, 
Beherbergung, Erquickung (14000) enthält, wurden statt 24 
Beisitzer deren 41 gewählt, unter denen wiederum die be- 
deutendsten Berufe, wie z. B. die Hotelwirthschaften und der 
Weinhandel, die Bierindustrie, nur durch je 4, die Bäcker, 
Schlächter, Viehhändler gar nicht, die Gastwirthe dagegen 
durch 15 und die Barbiere, die als zum Erquickungsbetriebe 
gehörig, gleichfalls dieser Kammer zugeordnet sind, durch 
7 Beisitzer vertreten sind. Am wunderlichsten aber sei das 
Ergebniss bei der l. und 2. Gewerbekammer ausgefallen. Die 
2.Kammer umfasst allerdings nur 500 Betriebe, aber die ganze 
Textilindustrie, Pelzwaaren-, Kürschner-, Hosenträger-, Kra- 
vatten-, Korsetfabrikation. Statt der für diese zu wählenden 
24 Beisitzer wurden nur 19 gewählt, unter denen die gesammte 
Textilbranche durch zwei Webermeister vertreten ist. Industrielle 
und Mittelbetriebe sind gar nicht vertreten. Wenn also letztere 
mit ihren Webermeistern Rechtsstreite haben, so werden sie 
von diesen selbst erledigt. Noch erstaunlicher sei die Zu- 
sammensetzung der ersten Kammer, die Hauptindustrie Ber- 
lins, Konfektion, Schneiderei und Näherei mit 60.000 Betrieben 
umfassend. Statt der zu wählenden 47 Beisitzer wurden nur 
16 gewählt. Unter diesen ist die Konfektion, diese mächtige 
Exportindustrie, nur mit einer einzigen Vertretung bedacht. 
Im übrigen vertreten ein Weisswaarengeschäft und neun 
Schneidermeister dieses bedeutende Gewerbe. Ein Theil dieser 
Ergebnisse ist u. E. allerdings wohl auf die Gleichgiltigkeit 
der Grossindustriellen gegenüber dem Gewerbegerichte zurück- 
zuführen. 
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Die Berner Versicherung gegen Arbeits- 
losigkeit. 
Von Privatdozent Dr. Fr. Berghoff-Ising in Bern. 


Die geplante Gründung einer Versicherungskasse 
gegen die ökonomischen Folgen der Arbeitslosigkeit 
seitens der Stadtgemeinde Bern hat weit über die 
Grenzen der Schweiz Aufsehen erregt. Dasselbe ist 
in sofern kein unverdientes, als hier zum ersten Male 
eine Gemeinde sich zum WVerwaltungsorgan und, 
wenigstens zu einem Theile, zum Träger der finan- 
ziellen Lasten einer derartigen Versicherung macht. 
Da Gemeinden an der Arbeitslosigkeit nur in soweit 
ein direktes wirthschaftliches Interesse haben, als durch 
den Umfang der letzteren eine Vergrösserung oder 
Verminderung der Armenlasten bewirkt wird, so ist 
es von vorne herein klar, dass dieselben, soweit nicht 
aussergewöhnliche Verhältnisse vorliegen, vornehmlich 
vom Standpunkte der Armenfürsorge an eine solche 
Versicherung herantreten, wenn ein solcher Schritt 
überhaupt für opportun gehalten wird. Wir werden 
sehen, dass dasjenige, was die Stadtgemeinde Bern 
ihrerseits in der beschlossenen Versicherungseinrich- 
tung leisten will, vorwiegend diesen armenpflegerischen 
Charakter trägt, obschon diejenigen, welche die An- 
regung zu einer Betheiligung der Stadt gaben, das 
Werk auf ganz anderer Basis aufgerichtet wissen woll- 
ten. Mit dieser Charakterisirung wird selbstverständ- 
lich in keiner Weise das Verdienstliche an dem Vor- 
gehen der Gemeinde herabgesetzt oder gar übersehen. 
Dieselbe ist nur nöthig gegenüber einer weit verbreite- 
ten Auffassung derjenigen, welchen die in Rede stehende 
Action eine weite Perspective zu eröffnen scheint für 
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eine Bethätigung der Gemeinden auf einem ganz neuen 
Gebiete, die in ihr die erstmalige Inangriffnahme einer 
sozialen Aufgabe sehen, der sich über kurz oder 
lang grössere städtische Gemeinwesen nicht entziehen 
könnten. Eine solche Erweiterung des Rahmens der 
Gemeindewirthschaft kann in der Arbeiterversicherung 
der Stadt Bern nicht gefunden werden. 

Der Gedanke, die stadtbernischen Arbeiter gegen 
die aus der Arbeitslosigkeit entspringende Nothlage 
zu versichern, entstammt einer durchaus privaten Quelle. 
Schon im Winter 1891/92 hatte sich ein aus Männern 
der verschiedensten politischen Richtungen zusammen- 
gesetztes Comit& gebildet, um den nothleidenden Ar- 
beitslosen Hülfe zu bringen. Gegenüber der alljährlich 
im Winter regelmässig wiederkehrenden grossen Ar- 
beitslosigkeit erklärte sich die Commission in Perma- 
nenz und theilte sich in drei Unterabtheilungen. Der 
einen derselben wurde die Aufgabe zu theil, die Frage 
der Verhütung der Arbeitslosigkeit durch Arbeits- 
beschaffung, der anderen die Frage der Beschaffung 
von Hülfsmitteln für Nothstände zu prüfen, und die 
dritte wurde mit der Untersuchung der Wohnungs- 
und Nahrungsverhältnisse und Ausarbeitung bezüg- 
licher Vorschläge betraut. Die Subkommission für die 
Beschaffung von Hülfsmitteln für Arbeitslose, als deren 
Präsident der bekannte Führer der schweizerischen 
Sozialdemokratie, Fürsprecher Alb. Steck fungirte, 
war es nun, welche die Versicherung unter Beihülfe 
der Gemeinde empfahl und energisch dafür eintrat. 

Das Neue an der Idee war die Heranziehung der 
Gemeinde zu den Kosten. Wo immer bis jetzt Ver- 
sicherung gegen die Noth der Arbeitslosigkeit prak- 
tisch geworden ist, da sind es die betheiligten Arbei- 
ter allein, welche sich dieselbe in ihrer Organisation 
schufen und welche auch allein die Kosten trugen. 
Zahlreiche Beispiele dafür liefern die englischen Ge- 
werkvereine, welche zum grossen Theil ungemein 
leistungsfähige Versicherungskassen besitzen. Auch in 
Deutschland sind die organisirten Arbeiter schon an 
das Problem herangetreten. Die Hirsch-Dunker’schen 
Gewerkschaften legten bereits 1879 auf dem Verbands- 
tage in Nürnberg einen Entwurf für den gesammten 
Vereinsverband vor, der aber zur Ausführung noch 
immer nicht gekommen ist. Auch der „Deutsche Ver- 
band Kaufmännischer Vereine“ hat am 12. Juni 1892 
auf seinem Verbandstage zu Köln die Versicherung 
gegen Stellenlosigkeit als wünschenswerth bezeichnet. 
Der „Verein deutscher Buchdrucker“, wohl der best- 
organisirte des deutschen Reiches, besitzt schon seit 
1880 eine Arbeitslosen-Unterstützungskasse. Bei allen 
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diesen Vereinen aber handelt es sich um gelernte | 


Arbeiter, um die Elite der lohnarbeitenden Klassen. 
In Bern dagegen wollte man gerade der grossen 
Masse der ungelernten Arbeiter helfen, die regel- 
mässig am härtesten von der Arbeitslosigkeit betroffen 
werden. An das Vorbild der englischen Trades Unions 
konnte man sich da nicht halten. Die hier entgegen- 
stehenden Schwierigkeiten waren sowohl wegen der 
Indolenz der in Betracht kommenden Arbeiterkategorie, 
als auch insbesondere wegen der Aufbringung der 
nöthigen Mittel durch diese Leute weit grösser. Nach 
den lokalen Verhältnissen konnte man nicht daran 
denken, so äusserte sich wenigstens die Arbeitslosen- 
Commission, diesen die Lasten der Versicherung allein 
aufzubürden. In dem Unterstützungsgesuch, das die 
Commission im Juli 1892 an den Stadtrath richtete, 
wurde neben Anderem betont, dass die geplante Ver- 
sicherung geeignet sei, die Armenkasse der Gemeinde 
bedeutend zu entlasten. Nach dem Antrage der Pe- 
tenten sollte die Stadtgemeinde sich verpflichten, der 
sich frei und durchaus selbständig organisirenden Ar- 
beiterschaft Bern’s jeweilen die Hälfte der ausgezahl- 
ten Unterstützungen durch die Gemeindekasse zurück 
zu vergüten. Eine Commission von 10 Mitgliedern, 
die zur Hälfte von den vereinigten Vorständen der 
schon bestehenden sozialdemokratischen Arbeiterunion, 
zur Hälfte vom Gemeinderath zu wählen sei, sollte 
mit der Ausführung des ganzen Projektes betraut 
werden. Unterstützungsberechtigt sollten alle Arbeiter 
sein, die mindestens 3 Monate der Organisation an- 
gehört und in der Stadt Bern gearbeitet hatten. Ein- 
zige Bedingung: der Arbeitslose durfte keine ihm 
angetragene, „für ihn annehmbare Arbeit“ ausgeschla- 
gen haben; in diesem Falle ging er seines Uhnter- 
stützungsanspruchs für 14 Tage verlustig. Ob die Bei- 
hülfe auch solchen Versicherten gewährt werden sollte, 
die in Folge eines Strikes arbeitslos geworden, darüber 
enthielt der Antrag an den Stadtrath nichts. 
Während dieses Aktenstück der Gemeinde vor- 
lag, gingen die Berner sozialdemokratischen Arbeiter- 
führer an die Verwirklichung ihrer Idee. Man wollte 
ein praktisches Beispiel geben, wie die Sache zu 
machen sei. Im August wurde der „Handlanger-Bund 
Bern und Umgebung“ gegründet zu dem statuten- 
gemässen Zwecke, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 
Das soll geschehen einmal durch Bestrebungen, die 
Löhne der Mitglieder so zu gestalten, dass für die 
arbeitslosen Tage durch Ersparnisse vorgesorgt wer- 
den kann, und zum Anderen durch eine Arbeitslosen- 
Versicherungskasse. Diese private Handlanger-Ver- 
sicherungskasse hat nun nach halbjährigem Bestande 
zu Anfang Februar d. Js. begonnen in Funktion zu 
treten. Die zur Auszahlung kommenden Summen sind 
aber nur zu einem geringen Theile von den Ver- 
sicherten selbst aufgebracht, welche zur Hälfte ihren 
eingegangenen Verpflichtungen gar nicht oder nur 
sehr mangelhaft nachkamen. Sie flossen vornehmlich 
aus der Privatwohlthätigkeit, insbesondere aus frei- 
willigen Beiträgen der Unternehmer und auch der 
Stadt. Die Versicherten entrichten nach Art. 14 der 
Statuten monatlich den Betrag einer Stundenlöhnung 
in die Kasse. Damit ist natürlich nicht viel zu machen, 
auch wenn dieser minimale Beitrag von Allen ord- 
nungsmässig geleistet würde. Der Handlanger-Bund 
wird aber nach Art. 13 bestrebt sein, eine durch- 
schnittliche Lohnerhöhung von mindestens 5—10 ctms. 


pro Tag herbeizuführen, welche zur Speisung der Kasse 
benutzt werden soll. Das heisst mit anderen Worten, 
man will sich anstrengen, die Lasten der Versiche- 
rung auf die Unternehmer abzuwälzen. Der Mehrlohn 
soll von den letzteren gleich in Form einer Versiche- 
rungsmarke ausgezahlt werden. Diejenige Arbeitslosig- 
keit, welche von Unfall, Krankheit und schlechter 
Witterung verursacht wird, berechtigt nach den Sta- 
tuten des Handlanger-Bundes nicht zum Bezuge des 
Unterstützungsgeldes; solche, die in Folge Blaumachens 
oder notorischer Trunksucht entsteht, wird mit Ver- 
lust des Tagegeldes bis auf die Dauer von 3 Wochen 
geahndet. Bei Streitigkeiten mit Arbeitgebern wird 
das letztere nicht entzogen, jedoch sollen von Ge- 
meinde und Privaten gespendete Mittel für diesen Fall 
nicht verwendet werden. Von der Leitung vorgeschla- 
gene Arbeit darf nicht abgelehnt werden. Die Unter- 
stützung beläuft sich auf 10 Fres. pro Woche für 
verheirathete Arbeitslose und auf 7 Fres. für ledige. 
Bei längerer Inanspruchnahme der Kasse verringert 
sich dieser Betrag von Woche zu Woche Am 
19. Februar d. Js. hat eine öffentliche Versammlung 
der bernischen Arbeiterschaft beschlossen, diese Ar- 
beitslosen-Versicherung möglichst auf sämmtliche Be- 
rufe auszudehnen. 

Inzwischen hatte sich aber auch der Stadtrath 
nach langen Verhandlungen über die von der Arbeits- 
losen-Commission erbetene Betheiligung der Gemeinde 
schlüssig gemacht. Das Resultat ist der „Stadtraths- 
beschluss betreffend Schutz- und Vorsichtsmassnahmen 
gegen Arbeitslosigkeit vom 13. Januar 1893.“ Danach 
übernimmt die Gemeinde Bern selbst in ihrem Büreau 
für Arbeitsnachweis die Verwaltung einer besonderen 
Versicherungskasse gegen Arbeitslosigkeit. Dieselbe 
wird von einer Commission von 7 Mitgliedern geleitet. 
Zwei davon werden von den beitragleistenden Arbeit- 
gebern, zwei von der sozialdemokratischen Arbeiter- 
union der Stadt Bern bezeichnet, die übrigen wählt 
der Gemeinderath. Der Vorsteher des städtischen 
Arbeitsnachweisbüreaus soll den Sitzungen der Com- 
mission mit berathender Stimme beiwohnen. Mitglied 
der Kasse kann jeder in der Gemeinde Bern sich auf- 
haltende Arbeiter schweizerischer Herkunft werden. 
Der Beitritt geschieht durch Anmeldung beim Arbeit- 
geber oder beim Präsidenten des betreffenden Fach- 
vereins oder direkt beim Vorstand des Arbeitsnach- 
weisbüreaus. Damit sind die Fachvereine vollständig 
umgangen, da jeder Arbeiter einzeln seine Aufnahme 
bewirken kann. Die Gemeinde -Versicherungskasse 
gegen Arbeitslosigkeit wird gespeist durch die Bei- 
träge der Versicherten, durch solche der Arbeitgeber 
und Behörden und durch freiwillige Gaben. Die Ver- 
sicherten zahlen monatlich 40 ctms. (!), den jährlichen 
Fehlbetrag deckt die Gemeinde aus der Spendkasse 
(Armenkasse) im Maximum mit 5000 Frcs. pro Jahr. 
Mit diesen Mitteln will man jedem Arbeitslosen eine 
tägliche Unterstützung von im Maximum 1 Fres. für 
den alleinstehenden, und 1!/a Frcs. für den verheira- 
theten gewähren. Das Recht des Bezuges „tritt jedoch 
erst nach einer Woche wirklich konstatirter Arbeits- 
losigkeit und nach mindestens sechsmonatlicher Zuge- 
hörigkeit zur Kasse und vollständiger Pflichterfüllung 
gegen dieselbe ein.“ Das Bezugsrecht der Versicher- 
ten unterliegt nach $ 10 noch folgenden Einschrän- 
kungen: 1. die Mittel der Versicherungskasse dürfen 
nicht zur Unterstützung solcher verwendet werden 
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welche ihre Arbeitslosigkeit durch Faulheit, Lüder- 
lichkeit, Ungehorsam u. dergl. selbst verschuldet oder 
angebotene Arbeit ohne genügenden Grund abgelehnt 
haben; 2. sie dürfen auch nicht verwendet werden 
für solche, welche infolge von Lohnstreitigkeiten oder 
Strikes arbeitslos geworden sind; 3. Anstände wegen 
Ausrichtung der Arbeitslosen- Unterstützung werden 
von der Commission erledigt. 

Es darf hier nicht unerwähnt bleiben, dass eine 
brauchbare Statistik der Arbeitslosen bis jetzt in Bern 
nicht existirt, dass die Kasse daher auch vollständig 
im Dunkeln darüber ist, wie viele Personen und für 
wie lange Zeit diese auf Grund einer Gesammtein- 
zahlung von nur 2 Frcs. 40 ctms. wohlerworbene 
Rechtsansprüche auf 1—1'!/g Fres. pro arbeitslosen 
Tag erheben werden. Man weiss auch noch gar nicht, 
in welcher Weise das Bestehen einer solchen billigen 
Gemeindekasse auf den Zuzug gerade von solchen 
Arbeitern nach Bern wirken wird, die als Saison-Ar- 
beiter eine regelmässig wiederkehrende Periode der 
Arbeitslosigkeit vor sich sehen. Auch das dürfte von 
vorneherein unbestritten sein, dass die den Versicher- 
ten gegenüber eingegangenen Verpflichtungen selbst 
bei einer nicht aussergewöhnlichen Inanspruchnahme 
der Kasse zum grösseren Theile nicht aus den Ein- 
zahlungen dieser Versicherten, sondern aus almosen- 
artigen Einkünften gedeckt werden müssen. Man darf 
darauf gespannt sein, in welcher Weise das Institut 
seinen Etat balanciren wird. Erst nach Ablauf we- 
nigstens eines Rechnungsjahres wird sich ein Urtheil 
über seinen sozialen Werth fällen lassen. Schon jetzt 
aber ist in den Städten Zürich und Basel unter Be- 
rufung auf Bern von den Arbeitern der Ruf nach Ge- 
meinde- resp. Staatsversicherung gegen die Folgen 
der Arbeitslosigkeit erhoben worden. Für den, der 
die hier vorliegende soziale Aufgabe aufmerksam prüft, 
kann es meiner Meinung nach nicht zweifelhaft sein, 
dass dieselbe nicht in dem Masse, wie die Alters- und 
Invaliden-, die Kranken- und Unfall-Versicherung auf 
büreaukratischem Wege und mit erheblicher Inanspruch- 
nahme von öffentlichen Mitteln gelöst werden kann, 
sondern dass hier in erster Linie die Arbeiter sich 
selbst in ihren Fachvereinen oder in Berufsgenossen- 
schaften helfen müssen. Zuschüsse der Gemeinden 
würden dann in der Regel nur nach Massgabe und 
auf Grund der verminderten Armenlasten beansprucht 
und geleistet werden. 


Die soziale Bedeutung der indirekten Ge- 
meindesteuern und die preussische Steuer- 
reform. 

Von Dr. Max Quarck in Frankfurt a. M. 


Für die sozialpolitische Praxis in der Gemeinde ist 
derjenige Theil der im Gange befindlichen Reform des 
preussischen Gemeindesteuerwesens der wichtigste, welcher 
die indirekte Besteuerung betrifft. Dem Armenpfleger, dem- 
jenigen, der sich einigermassen um Arbeiterfragen im Ge- 
meindeleben kümmert, sowie dem Praktiker der Gemein- 
nützigkeit und Wohlthätigkeit in Vereinen und sonstigen 
Veranstaltungen stösst die verhängnissvolle Wichtigkeit der 
kleinsten Verschiebung in den Lebensmittelpreisen für 
ärmere Haushaltungen, und diese bilden ja in jeder Stadt 


die überwiegende Mehrheit, bei jedem Blick in die Wirk- | 


lichkeit auf, und er weiss, dass eine Belastung unentbehr- 
licher Unterhaltsmittel für einen grossen Theil der städti- 
schen Bevölkerung von der einschneidendsten Bedeutung 
ist. Da macht es nun keinen sehr erfreulichen Eindruck, 
dass die Behandlung des indirekten städtischen Steuer- 
wesens für Preussen auch im Fortgange der parlamenta- 
rischen Verhandlungen an sozialer Vertiefung nach dieser 
Seite auch nicht das Geringste gewonnen hat. Soeben ist 
der Bericht der X. Kommission des preussischen Abge- 
ordnetenhauses über den Entwurf eines Kommunalabgaben- 
gesetzes (No 128 der Aktenstücke in den Drucksachen 
des Hauses der Abgeordneten, 17. Legislaturperiode, 
V. Session 1892/93, Berichterstatter Abg. Dr. Wuermeling) 
erschienen, und die Erledigung, welche die Frage der 
indirekten Steuern für preussische Gemeinden nach diesem 
Bericht in der Kommission gefunden hat, entspricht leider 
auch nicht im Entferntesten dem Ernst und der Wichtig- 
keit der Sache. 

Im Regierungsentwurf eines Kommunalabgaben-Ge- 
setzes sollen hauptsächlich die $$ 9—15, sowie $ 2, Abs. 2 
die indirekten Gemeindesteuern regeln und zwar bekannt- 
lich in dem grundsätzlichen Sinne, dass nach $ 10 Steuern 
auf den Verbrauch von Fleisch, Getreide, Mehl, Backwerk, 
Kartoffeln und Brennmaterialien aller Art nur „nicht neu 
eingeführt oder in ihren Sätzen erhöht werden dürfen“, 
im Uebrigen aber, wie auch schon in der Denkschrift zu 
den drei Steuergesetzentwürfen, eine „weitere Pflege zweck- 
mässiger indirekter Steuern“ geradezu als „angezeigt“ hin- 
gestellt wird. Verschärft wird diese dem indirekten Kom- 
munalsteuersystem so freundliche Haltung des Regierungs- 
entwurfes noch durch die Bestimmung des $ 2 Abs. 2, 
nach welcher „durch direkte Steuern nur der Bedarf 
aufgebracht werden darf, welcher nach Abzug des Auf- 
kommens der indirekten Steuern von dem gesammten 
Steuerbedarfe verbleibt.“ Von irgend einem Hinausgehen 
über den bereits bestehenden Zustand im Sinne einer 


sozial motivirten Entlastung der unteren städtischen Be- 
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völkerungsklassen ist also im Regierungsentwurf keine 
Rede; die sozialpolitische Ader des Gesetzgebers versagt 
in dieser Frage vollständig. Es kommt hinzu, dass die 
Liste der unentbehrlichen Lebensmittel, wie man die Auf- 
zählung in $ 10 wohl nennen darf, höchst unvollständig 
genannt werden muss, weil sie beispielsweise weder Milch, 
noch Fette und Schmalze, noch billige Biere nennt, für 
diese Artikel also sogar indirekte städtische Steuern neu 
eingeführt oder erhöht werden dürften. Erinnert man sich 
daran, dass der Entwurf eines Kommunalabgabengesetzes 
sonst so sympathische und reformfreundliche Töne an- 
schlägt, beispielsweise in der Betonung der Nothwendig- 
keit, Grund- und Bodenbesitz, sowie Gewerbebetrieb durch 
Ausbildung der Realsteuern mehr als bisher für die ihnen 
vorzugsweise zu Gute kommenden oder durch sie veran- 
lassten Gemeindeausgaben nach dem Grundsatze der 
Leistung und Gegenleistung in Anspruch zu nehmen, so 
hat man umsoweniger eine Erklärung für die von allen 
sozialen Gesichtspunkten absehende Bevorzugung der in- 
direkten Gemeindesteuern seitens der Regierung. 

Der jetzt vorliegende Kommissionsbericht geht nun 
wohl äusserlich ein wenig mehr auf die soziale Seite der 
Sache ein; die Kommission beschloss ja auch bezüglich 
der Mieths- u. Wohnsteuer, dass eine solche nicht neu 
eingeführt werden dürfe, dass sie die geringeren Ein- 
kommen nicht verhältnissmässig höher belasten dürfe, 
als die höheren, und dass die bestehenden Mieths- und 
Wohnungssteuern einer erneuten Genehmigung der be- 
theiligten Minister bedürfen, bei deren Ausbleiben sie am 
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1. April 1898 ausser Kraft treten. Dagegen sind die Ver- 
handlungen in der Kommission über die Verbrauchs- 
steuern weit entfernt von einer Würdigung der sozialen 
Seite der Sache, die ihrer Bedeutung auch nur annähernd 
entspräche. Und dabei hatten der Kommission, wie freilich 
nur ganz nebenbei erwähnt wird, viele Eingaben aus der 
Bevölkerung vorgelegen, in denen entweder ein Verbot aller 
indirekten Steuern auf unentbehrliche Lebensmittel, oder 
wenigstens die Festsetzung eines geringeren Prozentsatzes 
des Werthes der zu besteuernden Waaren erbeten wurde, 
den die Besteuerung nicht überschreiten dürfe. Man wusste 
also von einer lebhaften Strömung gegen die indirekten 
Gemeindesteuern in der Bevölkerung; man setzte sich aber 
ziemlich leicht über dieselbe hinweg. Der Kommissions- 
bericht erwähnt, dass von einer Seite der Widerspruch 
des Gedankens einer „weiteren Pflege“ der indirekten Ge- 
meindesteuern mit den Grundsätzen der ganzen Steuer- 
reform hervorgehoben wurde. Diese stelle ganz richtig 
das Prinzip der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit 
in den Vordergrund, durch die indirekten Steuern aber 
würden, wenigstens soweit dabei die nothwendigen Le- 
bensmittel in Frage kämen, vorzugsweise die leistungs- 
schwachen Schultern belastet. Auch vom nationalen 
Standpunkte aus erschienen die indirekten Steuern wegen 
der durch dieselben aufgerichteten Schranken verwerf- 
lich. Ein Mitglied meinte, man würde nach Ueberweisung 
der Realsteuern die indirekten Steuern in den Ge- 
meinden ganz entbehren können, eine Ansicht, der rück- 
haltslos zugestimmt werden muss. Ferner wurde richtig 
geltend gemacht, dass die „weitere Pflege“ doch ihre 
Bedenken habe, nachdem das Reich sich mit seinen 
steigenden Ausgaben in seiner Besteuerung wesentlich auf 
die indirekten Steuern stütze. Endlich wurde speziell 
gegen eine stärkere Besteuerung der Getränke hervorge- 
hoben, dass der Vertrieb derselben schon durch die Be- 
triebssteuer getroffen werde. Man sieht, dass es selbst die 
wenigen Gegner der städtischen Verbrauchssteuern in der 
Kommission nicht sehr tragisch mit der voraussichtlichen 
sozialpolitischen Wirkung der indirekten Gemeindeabgaben 
nehmen. Vielleicht wurden dadurch die Anhänger noch 
mehr als sonst veranlasst, in ihren Argumenten nicht 
‚sehr wählerisch zu sein; denn die letzteren sind von un- 
gewöhnlicher Schwäche. Indirekte Gemeindesteuern „führen 
eine gerechtere Vertheilung der Steuerlast herbei, als zu 
starke direkte“, so wurde eingewendet — der Beweis 
für diese Argumentation dürfte wohl vor einem ernst- 
haften Forum sehr schwer halten. Da war es denn natür- 
lich, dass auch die Frage der Abwälzung auf die Ver- 
braucher und der Vertheuerung der besteuerten Gegen- 
stände noch als eine „offene“ bezeichnet wurde. In der 
Entlastung der unteren Volksklassen sei die Gesetzgebung 
der letzten Jahre „sehr weit, vielleicht schon zu weit 
gegangen“ mit diesem Satze gestand man doch 
wenigstens offen zu, dass man vor der weiteren Belastung 
jener unteren Klassen nicht zurückschrecke, sodass die 
Frage der Ueberwälzung und Vertheuerung eigentlich 
kaum mehr als „offen“ erscheint. Wenn man von einer 
„Entlastung“ der unteren Volksklassen durch die Gesetz- 
gebung der letzten Jahre sprechen zu dürfen glaubte, 
dann durfte man freilich auch das Argument heranziehen, 
dass der bedeutende Oktroi der Stadt Paris keine „Ueber- 
lastung“ der unteren Volksklassen herbeiführe — man 
übersah eben einfach beide Male die ungeheure Belastung 
der unteren Klassen in Deutschland durch indirekte 
Steuern im Reich, die in den letzten Jahren durchaus 
nicht abgenommen haben, wie denn der Finanzminister 


[ auch gleich darauf sehr richtig von der „stärkeren Heran- 


ziehung der (Verbrauchs-) Steuerobjekte Seitens des 
Reiches“ sprach, freilich ohne seine ausgesprochene Vor- 
liebe für dasselbe Steuersystem in den Gemeinden dadurch 
auch nur im geringsten abschwächen zu lassen. Man 
stellte zahlenmässig fest, dass die preussischen Stadtge- 
meinden nothgedrungen den Satz des Gesammt- 
aufkommens der städtischen Steuern, der auf indirekte 
Abgaben fällt, von 22 Prozent i. J. 1869 auf 4.69 bezw. 
3.73 Prozent i. J. 1891/92 hatten ermässigen müssen, 
da sie offenbar die Lage der Bevölkerung dazu zwang 
— aber man wusste die geschichtliche Lehre, die aus 
dieser Entwicklung zu entnehmen ist, nicht zu beherzigen 
und entschloss sich dennoch zu einem System, das die 
Wiederanziehung der indirekten Steuerschraube zum Prinzip 
erhebt. Nicht einmal der Anregung eines Kommissions- 
mitgliedes, das die Aufnahme der Milch in die Liste der 
von jeder kommunalen Besteuerung ausgeschlossenen 
Gegenstände befürwortete, wurde stattgegeben, sondern 
der Wortlaut des Regierungsentwurfs in allen grundsätz- 
lichen Bestimmungen einfach akzeptirt. Bezüglich der in- 
direkten Gemeindesteuern auf Getränke hielt die Kom- 
mission sogar noch ein besonderes compelle für nützlich. 
Ohne auf die zutreffende Bemerkung eines Mitgliedes zu 
achten, nach welcher „bei Freilassung des Weines eine 
Besteuerung der anderen, mehr dem Genusse der mittleren 
und unteren Volksklassen dienenden Getränke (Bier und 
Branntwein) auch vom sozialpolitischen Standpunkte aus 
Bedenken erregen müsse“, wurde sogar noch eine be- 
sondere Resolution angenommen, laut welcher das Ab- 
geordnetenhaus beschliessen solle, „die Kgl. Staatsregie- 
rung zu ersuchen, ohne Verzug beim Reiche die geeig- 
neten Schritte zu thun, um den Gemeinden die Möglichkeit 
einer erweiterten Gestaltung indirekter Steuern von Ge- 
tränken zu gewähren“. 

Soziale Ueberlegungen blieben also ohne jeden Ein- 
fluss auf die Gestaltung des preussischen Gemeindeabgaben- 
rechtes in der Kommission, und sie werden danach vor- 
aussichtlich auch ausser Acht gelassen werden bei den 
bevorstehenden Berathungen im Plenum. Bei der Einzel- 
gemeinde liegt es deshalb, in der kommenden Kommunal- 
steuerpraxis die Misslichkeit eines ausgedehnten Gebrauchs, 
den sie von dem indirekten Gemeindesteuerrechte nach 
dem Wortlaut des künftigen Gesetzes wird machen können, 
sehr gewissenhaft zu erwägen. Nach dem Ergebniss dieser 
Erwägungen wird man in den nächsten Jahren beurtheilen 
können, inwieweit sich ein soziales Verständniss auch in 
Steuerfragen bei den preussischen Gemeinde-Verwaltungen 
Bahn gebrochen hat. 


Notizen. 


Armenpflege. 


Die Novelle zum Unterstützungswohnsitz- 
Gesetz. Die Kommission des Reichstags, welcher die Novelle 
zum Unterstützungswohnsitz-Gesetz überwiesen war, hat, wie 
die Tagesblätter berichten, sie unverändert angenommen. 

Naturalverpflegungsstationen, Kreise und 
Landarmenverbände. Dem Kreistage für den Landkreis 
Celle (Provinz Hannover), welcher am 25. v. Mts. abgehalten 
wurde, lag der Antrag des Kreisausschusses vor, in den Etat 
als Ausgabe für Unterhaltung der Verpflegungsstationen den 
Betrag von 10000 Mk. statt bisher 3500 Mk. einzustellen. Der 
Kreistag war aber der Meinung, dass durch diese Stationen 
„dem arbeitsscheuen Gesindel Vorschub geleistet“ werde. Ver- 
schiedene Kreise, wie Soltau, Lüneburg, Bleckede, Harburg 
hätten die Stationen aufgehoben. Es wurden daher die einge- 


stellten 10000 Mk. gestrichen und beschlossen, die bisher be- 
standenen fünf Verpflegungsstationen aufzuheben. Der han- 
noversche Provinziallandtag hat eine ähnliche Stellung einge- 
nommen. Hierzu schreibt man dem „Hannov. Courier“: „Die 
ungünstige Beurtheilung, welche die Absicht der Staatsregierung, 
das Naturalverpflegungs-Stationswesen unter Heranziehung der 
Kreise und Landarmenverbände durch Gesetz zu regeln, schon 
beim Bekanntwerden dieser Absicht im hannoverschen Pro- 
vinziallandtage gefunden hat, und die von vornherein abweh- 
rende Haltung dieser Körperschaft entspringt nach den uns 
vorliegenden Nachrichten zum Theile der Furcht vor einer 
Provinzialsteuer, zum andern Theile bei den die grosse Mehr- 
heit bildenden ländlichen Abgeordneten dem Unmuth darüber, 
dass in Folge des Uebergangs zahlreicher ländlicher Arbeits- 
kräfte zu der höheren Lohn zahlenden Industrie die Arbeits- 
kräfte auf dem Lande häufig fehlen, dagegen die industriellen 
und gewerblichen Arbeitskräfte im Winterhalbjahre die Natural- 
verpflegungsstationen in Anspruch zu nehmen pflegen, deren 
Kosten hauptsächlich von der Landbevölkerung zu tragen sein 
werden, so dass diese die im Sommer ihr fehlenden Arbeits- 
kräfte im Winter mit ernähren soll. Im Sommerhalbjahr 
pflegen die Stationen von Arbeitslustigen nur mässig besucht 
zu sein, und es kann selbst in Frage kommen, ob nicht vom 
Mai bis zum Ende des Octobermonats die Stationen ganz zu 
schliessen sind oder deren Benutzung zu erschweren ist. 
Dagegen müssen wir die Ausdehnung des Stationsnetzes auf 
das ganze Reichsgebiet im Allgemeinen aufs Wärmste befür- 
worten. Am besten geschähe solches allerdings im Wege der 
freien Liebesthätigkeit; allein dass damit das Ziel nicht zu 
erreichen ist, das hat die Erfahrung bereits gelehrt. In Zeiten 
des Arbeitsmangels wird der Mangel der Stationen doppelt 
fühlbar, so zum Beispiel im verflossenen Jahre. Gewiss sind 
unter den Stationsgästen manche arbeitsscheue Subjekte; aber 
die grosse Mehrzahl wandert doch wahrlich nicht, um der 
kärglichen Stationsverpflegung und des dürftigen Nachtlagers, 
oft gegen mehrstündige Arbeitsleistung, theilhaftig zu werden. 
Wer wirklich diese Klasse von Reisenden längere Zeit beobachtet, 
wer ein Herz für die arbeitenden Klassen hat, der wird der 
Absicht der Staatsregierung wohlwollend begegnen. Zur Fern- 
haltung der arbeitsscheuen Subjekte, der gewohnheitsmässigen 
Landstreicher genügt die Mitwirkung der Polizei bei der 
Stationsverwaltung, aus welchem Grunde wir auch — so un- 
populär im Allgemeinen die Heranziehung der Polizei sein 
mag — die Stationen in der Regel nur an mit einer Polizei- 
behörde versehenen Orten errichtet sehen möchten. Geschieht 
nichts im Wege der Gesetzgebung, so wird in vielen Kreisen, 
welche jetzt die von anderen Bezirken gemiedenen Opfer für 
die gute Sache bringen, die Thätigkeit erlahmen und der 
winterliche Nothstand der armen Reisenden immer weitere 
Bezirke ergreifen.“ 

Armenunterstützung in England und Wales. 
Ein eben erschienener Parlamentsbericht enthält eine Ueber- 
sicht über den Betrag, welcher im Sommerhalbjahr 1892 für 
geschlossene Armenpflege und Aussenunterstützung aufge- 
wendet worden ist. Die 648 Kirchspielverbände und Kirch- 
spiele, welche besondere Armen-Aemter hatten, verwendeten 
in dieser Zeit in geschlossener Pflege £° 998783, für Aussen- 
unterstützung £° 1192389, zusammen £° 2191 172. Die Ausgabe 
für geschlossene Pflege umfasste folgende Posten: Verpflegung 
in „workhouses* und anderen Anstalten, die unter Aufsicht 
von Armenräthen (guardians) oder Armendirektoren (managers) 
standen &#° 949644; Unterhaltung von Armen in sonstigen An- 
stalten £° 49139. Die verschiedenen Posten in der Aussenpflege 
waren in jenem Halbjahr: In Geld (ausser den Zahlungen für 
Schulgeld) #£° 1053366; Unterstützung für Schulgeld £° 888; 
Naturalunterstützung &#° 113324; für untergebrachte Kinder 
&£° 24811; im Ganzen £° 1192389. Es ist hieraus ersichtlich, 
dass jetzt nur ein sehr kleiner Betrag von der Aussenunter- 
stützung für Schulgeldzahlung verwendet wird. Dies ist der 
Elementarschulgesetzgebung von 1891 zu danken, deren Erfolg 
es war, diese Art Unterstützung auf &£° 888 herabzusetzen, 
während 1891 im selben Halbjahr &#° 14914 ausgegeben wurden. 


Kinderpflege. 


Die Behandlung jugendlicher Verbrecher und 
verwahrloster Kinder. Diese Frage bildete den 1. Ver- 
handlungsgegenstand der am 7. und 8. April zu Berlin abge- 
haltenen Versammlung der deutschen Gruppe der Internatio- 
nalen Criminalistischen Vereinigung. Schon vor zwei Jahren 
hatte man eine Kommission zur Sammlung von Material und 
Abfassung eines Berichtes über dieses Thema gewählt. Dieser 
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Bericht ist, wie erinnerlich, im vorigen Jahr unter dem Titel: 
„Die Behandlung jugendlicher Verbrecher und verwahrloster 
Kinder. Bericht etc. im Auftrag etc. bearb. von Dr. H. Appelius. 
Berlin 1892. Guttentag“ erschienen und hat damals allseitig die 
beifälligste Aufnahme gefunden, da in ihm die Frage in über- 
aus gründlicher und sachkundiger Weise behandelt wurde. Etwa 
gleichzeitig erschienen auch zwei kleinere Arbeiten über das- 
selbe Thema, die eine von Amtsrichter Dr. Aschrott im Ver- 
lag von Otto Liebmann, die andere von Dr. v. Liszt in der Zeit- 
schrift für die gesammte Strafrechtswissenschaft. Die Verhand- 
lung der Criminalistischen Vereinigung war so aufs Beste 
vorbereitet, und da die obigen drei Schriften in ihren Grund- 
zügen, ja vielfach bis in das Detail der Reformvorschläge, 
übereinstimmten, so trugen auch die Verhandlungen des Kon- 
gresses ein ziemlich einheitliches Gepräge. Dr. H. Appelius, 
als Staatsanwalt praktisch vertraut mit dem Gegenstand, war 
auch Referent auf dem Kongress. Die Beschlüsse, die gefasst 
wurden, folgten fast durchweg seinen Thesen. Sie seien nach- 
stehend in Kürze aufgeführt: I. Es empfiehlt sich, das Alter 
der Strafmündigkeit bis auf das vierzehnte Lebensjahr hinauf- 
zurücken. Wer bei Begehung einer strafbaren Handlung das 
vierzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat, kann daher wegen 
derselben nicht strafrechtlich verfolgt werden. Es kann jedoch 
in diesem Falle staatlich überwachte Erziehung eintreten. 
1I. Gegen Personen, welche bei Begehung der strafbaren Hand- 
lung das vierzehnte, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, kann wegen derselben auf Strafe oder auf 
staatlich überwachte Erziehung, oder auf Strafe und Erziehung, 
oder auf Ueberweisung an die Familie erkannt werden. III. Die 
Bestimmung der 88 56 und 57 des Strafgesetzbuchs, wonach 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit eines Jugendlichen davon 
abhängig ist, dass er bei Begehung der That die zur Erkennt- 
niss ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht besessen hat, ist 
zu beseitigen. IV. Auch ohne das Vorliegen einer strafbaren 
Handlung sind sittlich verwahrloste jugendliche Personen der 
staatlich überwachten Erziehung zu überweisen. Die staatlich 
überwachte Erziehung kann bis zur Vollendung des achtzehn- 
ten Lebensjahres der jugendlichen Person angewendet und bis 
zur Vollendung des 20. Lebensjahres ausgedehnt werden. 
V. Die staatlich überwachte, bezw. die Zwangserziehung ver- 
brecherischer und verwahrloster Kinder, sowie die Bestrafung 
verbrecherischer jugendlicher Personen muss durch ein beson-' 
deres Reichsgesetz gemeinsam einheitlich geregelt werden. Auf 
Antrag des Professors Dr. v. Liszt (Halle a. d. Saale) wurde 
beschlossen, behufs Herbeitührung eines derartigen Reichs- 
gesetzes sich petitionirend an das Reichskanzleramt und den 
Reichstag zu wenden. Abweichende Ansichten kamen nament- 
lich hinsichtlich der Strafarten, die gegen Jugendliche an- 
wendbar sein sollten, und hinsichtlich der Zulässigkeit der 
staatlich überwachten Erziehung bei verwahrlosten, in väter- 
licher Gewalt stehenden Personen zur Geltung. Ein Antrag des 
Geh. Regierungsraths Dr. Krohne: „Gegen jugendliche Personen 
im Alter vom vollendeten 18. bis zum vollendeten 21. Lebens- 
jahre finden Todesstrafe und Zuchthausstrafe, ferner die Neben- 
strafen, welche auf Erfüllung der Militärdienstpflicht von Ein- 
fluss sind, keine Anwendung“ und ein anderer des Amtsge- 
richtsraths Schmölder in Köln: „Bei Kindern die unter väter- 
licher Gewalt stehen, kann die Zwangserziehung nur dann 
eintreten, wenn der Vater zur Erziehung der Kinder nicht 
fähig ist und ihm diese Fähigkeit durch richterliche Entscheidung 
abgesprochen worden ist* wurden mit überwiegenden Mehr- 
heiten abgelehnt. Die sonstigen Amendements betrafen minder 
wichtige Punkte. 


Krankenpflege. 


Freie Wahl des Arztes für die öffentlich- 
unterstützten Armen. In der Sitzung der Berliner Stadt- 
verordneten vom 23. März d. J. hat der Stadtv. Dr. Zadek die 
Anregung gegeben, die Armenärzte abzuschaffen. Er führte 
aus, dass Virchow schon vor Dezennien verlangt habe, dass 
der Arme von seiner Ausnahmestellung befreit werde und den 
Arzt, den er wählen wolle, konsultiren könne. Wenn bis jetzt 
diese Möglichkeit nicht gegeben gewesen sei, so habe das 
wesentlich daran gelegen, dass keine Organisation der Aerzte, 
mit der die Stadt hätte in Verbindung treten können, be- 
standen habe. Jetzt aber sei ein Verein der freigewählten 
Kassenärzte vorhanden, dem bereits die grössere Mehrheit der 
Aerzte beigetreten sei. Er ersuche daher den Magistrat, für den 
nächsten Etat Vorschläge zu machen, um den Armen die Mög- 
lichkeit den Arzt zu wählen einzuräumen, Man wird die gegebene 
Anregung bei den vielfachen Klagen, die über die Thätigkeit 
der Armenärzte laut werden, im Auge behalten müssen. 
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Schulwesen. 


Schulverhältnisse inOÖstpreussen. Von überaus 
traurigen Schulverhältnissen berichtet die Preussische Lehrer- 
zeitung aus einem ostpreussischen Kirchdorfe. Dessen zwei- 
klassige Kirchschule umfasst gegenwärtig nicht weniger als 
300 Kinder, die schulpflichtig sind. Schon seit etwa 30 Jahren 
sahen die überfüllten Klassen einer Entlastung entgegen. Im 
Herbst des Jahres 1891 ging die Regierung auch allen Ernstes 
damit vor; in den Verhandlungen, die ihr Vertreter mit der 
Sozietät führte, wurde einstimmig beschlossen, die grosse 
Kirchschule durch Errichtung zweier Nebenschulen zu ent- 
lasten. Bis zum 1. April 1892 sollte die Einrichtung der Schul- 
klassen und Lehrerwohnungen fertig sein, und die Regierung 
wollte mit vorgenanntem Termin die Schulstellen besetzen. 
Die Freude der neu eingeschulten Eingesessenen war gross; 
brauchten sie doch nun ihre Kinder nicht mehr 5 bis 6 km 
und noch weiter zur Schule zu schicken und auch nicht täg- 
lich den Gilgefluss 2 bis 4 mal passiren zu lassen. Am 1. April 
war alles zur Aufnahme der Schulkinder und Lehrer herge- 
richtet, aber es fehlten — die Lehrer. Jetzt ist nach einem 
Jahre der 1. April wieder da, allein die benannten Schulstellen 
sind noch immer unbesetzt. Die Verhältnisse liegen aber heute 
noch schlimmer als damals. Die Sozietät soll die fällige Miethe 
zahlen, und doch standen die Räume unbenutzt da. Die Ver- 
miether wollen nun, da sich der Schulvorstand zur Zahlung 
der Miethe unter diesen Umständen nicht für verpflichtet hält, 
klagbar werden. Die Verbitterung ist gross, zumal da die 
Regierung seinerzeit eine namhafte Beihilfe zur Wohnungs- 
miethe wie auch zur Beschaffung der Schulbänke und des 
Brennmaterials in Aussicht gestellt hatte. 

Haushaltungsunterricht in Berliner Volks- 
schulen. Der Verein für das Wohl der aus der Schule ent- 
lassenen Jugend zu Berlin war beim Magistrat dahin vorstellig 
geworden, einen von geeigneten Unterweisungen begleiteten 
Kochunterricht in den Rahmen des Lehrplanes der Volks- 
schulen, ähnlich wie solcher in verschiedenen deutschen Städten, 
wie z. B. in Kassel, Chemnitz, Karlsruhe, Mannheim bereits 
besteht, einzufügen. ‘Der Magistrat beabsichtigt nun, einen 
Versuch in der Weise zu fördern, dass für Schülerinnen der 
ersten Klasse einer Gemeindeschule ein fakultativer Unterricht 
im Kochen eingerichtet wird, der in vier Stunden eines Nach- 
mittags wöchentlich stattfindet, in dem sonst zwei Stunden 
Handarbeit liegen. Für die Schülerinnen aus bürgerlichen 
Kreisen, die, weil ihnen mütterlicherseits die nöthige Anwei- 
sung zum Bereiten von Speisen ertheilt wird, des Kochunter- 
richts nicht bedürfen, bleibt der bisherige Unterrichtsplan be- 
stehen. Der Verein für das Wohl der aus der Schule ent- 
lassenen Jugend hat sich zur Ausführung eines solchen Versuches 
erboten; er will während eines Jahres eine für diesen Zweck 
in Kassel näher zu unterweisende Lehrerin besolden, sowie 
die Kücheneinrichtung und das erforderliche Material liefern; 
die Stadtgemeinde wird dagegen ein in dem Neubau der Ge- 
meindeschule in der Triftstrasse belegenes Zimmer als Koch- 
schule einrichten und zur unentgeltlichen Benutzung überlassen, 
das nothwendige Gas und Wasser unentgeltlich liefern und 
einen Beitrag von 500 Mark für das Versuchsjahr bewilligen. 
Der Magistrat hat der Stadtverordneten-Versammlung darüber 
eine Vorlage gemacht, welche diese am 13. d. M. genehmigte. 

Staat und Fortbildungsschule in Preussen. 
Die Folgen der neuerlichen Sparsamkeit des preussischen 
Staates in Sachen der Fortbildungsschulen machen sich bereits, 
in den ostelbischen Gebietstheilen wenigstens, sehr unvortheil- 
haft bemerklich. Aus Samter (Provinz Posen) wird berichtet: 
„Da kürzlich auf Grund einer Verfügung des Handelsministeriums 
die Staatszuschüsse für die Fortbildungsschulen in jedem Re- 
gierungsbezirke um 10 Prozent verkürzt worden sind und dazu 
noch nach einer vorjährigen Ministerialverfügung die über 
17 Jahre alten Schüler aus der Fortbildungsschule entlassen 
werden mussten, so ist die hiesige Fortbildungsschule in Rück- 
sicht auf die zu übende Sparsamkeit auf drei Klassen 
vermindert worden, während sie bisher fünf Klassen hatte.“ 
Ferner hat der Magistrat zu Beuthen für die Ablehnung der 
jetzt in Folge des staatlichen Abstrichs mehr geforderten 
Kosten ausdrücklich neben der hohen Steuerlast der Kommune 
die Zusicherung des Staates geltend gemacht, dass er die 
Lasten übernehme, welche nicht durch den Zuschuss der Stadt 
von 2100 Mk. gedeckt werden. 

Samariterkurse inFortbildungsschulen. Nach 
einem Schreiben des Oberpräsidenten der Provinz Schleswig- 
Holstein soll in den dortigen Fortbildungs- und Fachschulen 
mit der Einrichtung von Samariterkursen vorgegangen werden. 
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Ein Kursus von 15 Stunden — in 15 Tagen täglich während 
einer Stunde ertheilt — genüge vollständig, um 30—40 Schüler 
für den Samariterdienst auszubilden. Aus einem zur Verfügung 
stehenden Fonds könne für die Abhaltung derartiger Kurse 
eine Beihilfe gewährt werden. (Hierfür scheinen also noch 
Mittel flüssig zu sein. Red.) Die Leitung der Unterrichtskurse 
habe ein praktischer Arzt zu übernehmen. 


Gesundheitspflege. 


Zum Reichs-Seuchengesetz. Zur selben Zeit, da 
der Entwurf des Gesetzes betr. die Bekämpfung gemeingefähr- 
licher Krankheiten in der vom Bundesrathe vereinbarten 
Fassung dem Reichstag zuging, haben in Berlin die deutschen 
Medizinalbeamten auf ihrer Jahresversammlung (am 10. d. M.) 
den Gesetzentwurf besprochen. Während die Sanitätsbeamten 
eine Verschärfung der Bestimmungen des ursprünglichen Ge- 
setzentwurfes empfehlen, hat der Bundesrath eine Abschwächung 
derselben durchgesetzt. Dies bezieht sich insbesondere auf die 
Ausdehnung der Anzeigepflicht. Während die Vorlage der 
Reichsregierung die bereits für Cholera, Fleckfieber etc. be- 
stehende Anzeigepflicht auch auf Erkrankungsfälle von Darm- 
typhus, Diphtherie (Croup), Rückfallfieber, Ruhr (Dysenterie) 
und Scharlach ausdehnen wollte und der Verein der Medizinal- 
beamten hierzu noch den Kopfgenickkrampf, sowie alle Todes- 
fälle an jenen Krankheiten fügen wollte, hat der Bundesrath 
die ganze Ausdehnung der Anzeigepflicht auf jene Krankheiten 
gestrichen. Ebensowenig hat er die ursprünglich vorgesehene 
Anzeigepflicht für Fälle von Kindbettfieber beibehalten. Auf 
allseitigen Wunsch ist vom Bundesrath auch die Verpflichtung 
der zum Haushalte gehörigen Familienmitglieder und der 
sonstigen Haushaltsgenossen zur Anzeige verdächtiger Krank- 
heitsfälle weggefallen. Die übrigen Abänderungen des Bundes- 
raths sind minder wichtig und beziehen sich wesentlich auf 
die Redaktion des Gesetzes. Genauer präzisirt wurden die 
Fälle, in welchen Entschädigung für desinfektionsbedürftige 
Gegenstände gewährt werden sollen. Irgendwelche prinzipielle 
Aenderungen bezüglich der Stellung der beamteten Aerzte oder 
bezüglich der Beschränkungen des Verkehrs hat der Bundes- 
rath nicht angebracht. In dieser Beziehung bleiben also 
all die Bedenken bestehen, die Geheimer Regierungsrath Prof. 
Finkelnburg in No. 8 und 9 der „Blätter“ ausgeführt hat. 
Dagegen ist es freudig zu begrüssen, dass der Bundesrath die 
vorgesehene Einrichtung eines Reichsgesundheitsraths, deren 
Beseitigung von seinen Ausschüssen vorgeschlagen war,. bei- 
behalten hat und hiermit wenigstens nach einer Richtung einen 
Fortschritt in der öffentlichen Gesundheitspflege guthiess. 
Was die Verhandlungen des Vereins der Medizinalbeamten 
anlangt, so kamen darin eine ganze Reihe von Wünschen zum 
Ausdruck, die nach derselben Richtung abzielten, wie Prof. 
Finkelnburg angegeben hat. So wurde eine Milderung der 
vorgesehenen Verkehrsbeschränkungen gefordert, wenn man 
sich auch nicht ganz auf einen ablehnenden Standpunkt stellte. 
Dann aber verlangte man eine bestimmtere und unabhängigere 
Stellung der beamteten Aerzte. Nicht nur wünschte man ihre 
Befugnisse gegenüber den Ortspolizeibehörden zu sichern, so- 
dass diese insbesondere in der Anordnung von Schutzmass- 
regeln von den Vorschlägen der Aerzte abhängig sein sollten, 
sondern ıman nahm auch folgende Resolution an: „Zur erfolg- 
reichen Durchführung des Reichsseuchengesetzes ist es noth- 
wendig, dass die beamteten Aerzte durch gesetzlich geregeltes, 
pensionsfähiges Gehalt von der ärztlichen Praxis unabhängig 
gestellt und ihre Rechte und Pflichten den Anforderungen der 
öffentlichen Gesundheitspflege entsprechend erweitert werden.“ 
Es ist also auch von dieser Vertretung der Praktiker aner- 
kannt worden, dass der springende Punkt die Schaffung einer 
verantwortlichen und allein mit der Gesundheitspflege betrauten 
Beamtenorganisation ist. Hoffen wir, dass diese Mahnung nicht 
ungehört verhalle. 


Wohnungswesen. 


Förderung des Baues kleiner Wohnungen 
durch die Invaliditäts- und Altersversicherungs- 
Anstalten. Die Ende März in Berlin abgehaltene Konferenz der 
Vertreter der Landesversicherungsämter und der Invaliditäts- 
und Altersversicherungs-Anstalten erörterte u. a. auch die 
Frage der Verwendung eines Theils des Vermögens der Ver- 
sicherungsanstalten zur Herstellung von Arbeiterwohnungen. 
Dabei wurde mitgetheilt, dass bisher folgende Versicherungs- 
anstalten bereits zu diesem Zweck Darlehen gegeben haben: 
Westpreussen (Mk. 50000). Schleswig-Holstein (Mk. 35500), 
Hannover (Mk. 120000), Königreich Sachsen (Mk. 150000), 
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Königreich Württemberg (Mk. 370 000), Thüringen (Mk. 27 600), 
Braunschweig (Mk. 74000), zusammen Mk. 827 100. Die Mehr- 
heit der Vertreter der Versicherungsanstalten zeigte sich ge- 
neigt, innerhalb der gesetzlichen Grenzen Kapitalbeträge zu 
Gunsten der Förderung des Baues von Arbeiterwohnungen 
anzulegen. Aber leider wurde der Ankauf von Grundstücken 
und die Herrichtung von Wohnungen in eigener Regie der 
Versicherungsanstalten im allgemeinen nicht in Aussicht ge- 
nommen, weil hierdurch der Verwaltungsapparat der Anstalten 
ein zu verwickelter werden würde. Damit dürfte die Wohlthat 
wesentlich gemindert werden, die man mit der Beschaffung 
kleiner Wohnungen hätte erzielen können. Als regelmässige 
Form wurde vielmehr die Hingabe von Darlehen, insbesondere 
an Kommunalverbände und gemeinnützige Baugesellschaften, 
ins Auge gefasst. Das Reichs-Versicherungsamt erklärte sich 
mit diesen Grundsätzen einverstanden. Es werde nach wie vor 
den auf Errichtung von Arbeiterwohnungen zielenden Be- 
strebungen seine Unterstützung nicht versagen; nur werde den 
Versicherungsanstalten empfohlen, mit Rücksicht auf den 
Mangel an Erfahrungen schrittweise und allmählig vorzugehen 
und bei Bemessung der Darlehen die allgemeinen finanziellen 
Verhältnisse der betreffenden Versicherungsanstalt zu berück- 
sichtigen. Allgemein war man unter Zustimmung des Reichs- 
versicherungsamts der Ansicht, dass nicht allein die grossen 
Städte und Industriezentren, sondern auch das flache Land 
mit Wohlfahrtseinrichtungen für die arbeitende Bevölkerung 
bedacht werden sollen. Hoffentlich machen die Kommunen und 
zwar die kleineren von dieser Gelegenheit, Geld zu mässigem 
Zinsfuss zum Bauen kleiner Wohnungen zu bekommen, recht 
häufig Gebrauch. Grössere Gemeinden werden kaum in die 
Lage kommen, auf diese Quelle für Darlehen zurückzugreifen, 
da sie auch ohnehin zu mässigem Zinsfusse am offenen Markte 
Geld erhalten. Ob gemeinnützige Baugesellschaften sich als 
geeignete Darlehensempfänger ausweisen werden, steht dahin; 
dagegen ist es freudig zu begrüssen, dass man augenscheinlich 
von einer Darleihung an gewerbliche Unternehmer, wie ur- 
sprünglich vorgesehen war, absieht. Man hätte sonst diese 
Versicherungsgelder wesentlich dem Interesse der Arbeitgeber 
dienstbar gemacht. Im Allgemeinen ist nach alledem die ganze 
von den Versicherungsanstalten ausgehende Förderung des 
Wohnungsbaues durchaus unbedeutend. Leistungsfähige Kom- 
munen und Baugesellschaften bekommen auch jetzt schon zum 
selben Zinsfuss von 3!/a und 4 pCt. Darlehen seitens Spar- 
kassen und Landesbanken, und überdies sind die gesammten 
in Betracht kommenden Bestände der Versicherungsanstalten, 
im Vergleich zum Aufwand, der zur Hebung der Wohnungs- 
noth gemacht werden müsste, verschwindend gering. 
PolizeiverordnungenüberdasSchlafgänger- 
wesen. Solche Verordnungen sind nunmehr auch in Char- 
lottenburg, Gotha, Altona, Haarburg und Wilhelmsburg erlassen 
worden. Ihr Hauptinhalt ist ähnlich wie in Berlin und Frank- 
furt a. M.: Vermiether dürfen nur Personen einerlei Geschlechts 
oder Eheleute in denselben Räumen gegen Entschädigung in 
Schlafstellen beherbergen; ausserdem sind eine Reihe Vor- 
schriften zu Gunsten der Reinlichkeit und Hygiene solcher 
Schlafstellen, sowie die Meldepflicht in den Statuten enthalten. 


Gewerbewesen. 


Staatliche Arbeits- Nachweis - Bureaux ‘in 
Ohio. Ein interessanter Versuch, öffentliche Arbeits-Nachweis- 
Bureaux zu gründen, ist nach der K. VlIksztg. in Ohio (Nord- 
Amerika) gemacht worden. Der Anfang dazu datirt vom Jahre 
1890. Der. Staat übernimmt alle Ausgaben, die Gehälter der 
Beamten jedoch ausgenommen. Diese werden von den be- 
treffenden Städten gezahlt. Die Namen, Adressen und Berufe 
derjenigen, die Arbeit suchen, werden in einem Buche ver- 
merkt, und in einem andern Verzeichniss finden sich die Namen 
von Arbeitgebern, die Arbeiter suchen. Im Jahre 1891 suchten 
34371 Stellenlose Beschäftigung und 23208 Arbeitgeber boten 
Stellen an. 15525 Personen erhielten durch diese Bureaux Be- 
schäftigung. Vom 26. Juni 1890 bis zum 1. Januar 1893 wurden 
die Namen von 81464 Stellensuchenden eingetragen, 68564 
Stellen wurden angeboten und 38358 Personen erhielten Be- 
schäftigung. 

Pferdebahn-und Stadtverwaltung in Wien. 
Es ist sehr erfreulich zu sehen, dass man sich allmählig in den 
Grossstädten mehr und mehr auf das Recht der Gemeinde- 
verwaltung besinnt, bezüglich der Pferdebahnen und ihres Be- 
triebs im Interesse des Publikums mitzureden, nachdem man 
lange Zeit die Ausnützung dieses Verkehrsmittels ein beinahe 
unbeschränktes Monopol finanzieller Privatgesellschaften hat 
sein lassen. So hat in Wien, wo voriges Jahr bereits eine 


heftige Bewegung des Publikums gegen die dortige Trambahn- 
gesellschaft wahrzunehmen war, der Stadtrath in seiner Sitzung 
vom 7. d. Mts. die von der Tramwaygesellschaft vorgelegte 
Sommer-Fahrordnung einer scharfen Kritik von prinzipiellen 
Gesichtspunkten aus unterzogen und sich in dem Beschlusse 
geeinigt, der neuen Fahrordnung die Zustimmung zu verweigern 
und an die Statthalterei das dringende Ansuchen zu richten, 
dass sie gleichfalls dieser Fahrordnung die Genehmigung nicht 
ertheile. Die Gesellschaft wollte in diesem Sommer nicht nur 
die Wagenfrequenz, sondern auch die Zahl der Touren gegen 
das Vorjahr verringern, obwohl schon damals gerade auf den 
verkehrsreichsten Linien über die zu geringe Zahl der Wagen 
geklagt worden ist. Als eine besondere Rücksichtslosigkeit 
gegen das Publikum wird es bezeichnet, dass die Gesellschaft 
die Zeit, in welcher: des Verkehrs halber im Sommer ein 
stärkerer Wagenbetrieb auf den meisten Linien stattfindet, 
von acht Stunden (12 Uhr Mittags bis 8 Uhr Abends), auf die 
Hälfte, auf vier Stunden (4 bis 8 Uhr Abends) reduziren will. 
Ebensowenig will man es dulden, dass die neu einzuführenden 
variablen Touren und eine langsamere Wagen-Expedition in 
den frühen Morgen- und späten Abendstunden dem willkür- 
lichen Ermessen untergeordneter Organe anheimgestellt werden, 
dass es also in dieser Beziehung gar keine feste Fahrordnung 
gebe, nach der sich das Publikum richten könnte. Es sei längst 
erkannt worden, dass dem unzureichenden Verkehre auf den 
Hauptlinien der Tramway nur durch eine Vermehrung der 
Wagentouren abgeholfen werden könne, während die Gesell- 
schaft nach der neuen Fahrordnung die Gesammtzahl der 
Touren eines Tages von 2610 im Vorjahre auf 2297 verringern 
und überdies die Zeitintervalle zwischen den abgehenden 
Wagen theilweise noch verlängern will. Mit Recht verwahrt 
sich auch der Stadtrath dagegen, dass die Gesellschaft die 
Richtung von Verkehrslinien, die schon seit Jahren bestehen 
und an die sich das Publikum gewöhnt hat, in der neuen 
Sommer-Fahrordnung eigenmächtig verändere. Der Wiener 
Stadtrath spricht seine Anschauung dahin aus, dass die Fest- 
stellung einer alle Verhältnisse berücksichtigenden Fahrordnung 
am zweckmässigsten durch eine kommissionelle Berathung, zu 
welcher Vertreter der Statthalterei, der Polizeibehörde, des 
Magistrats, der Gemeinde, der General-Inspektion und der 
Tramwaygesellschaft einzuladen wären, erfolgen könnte, wobei 
die Tramwaygesellschaft die erforderlichen statistischen Daten 
ihres Verkehrs und ihrer Verkehrseinrichtungen zur Verfügung 
zu stellen hätte. 

Zehn pfenmiestamuth Funden Berliner Lokalver- 
kehr. Die wünschenswerthe Einführung eines allgemeinen 
Zehnpfennigtarifs für den Stadtverkehr bei den Pferdebahnen 
wird als Bedürfniss u. a. auch durch den Jahresbericht der 
Allgemeinen Berliner Omnibus-Aktien-Gesellschaft erwiesen. 
Die Gesellschaft beförderte im vorigen Jahre auf 11 Linien 
mit täglich 143 Wagen 21 202617 Personen. Von diesen be- 
zahlten den Normalpreis von 10 Pf. 17'/a Millionen Fahrgäste, 
während nur 2!/» Millionen 15 Pf. zahlten und gar nur eine 
Million 20 Pf. Aus diesem Zahlenverhältniss ergibt sich zur 
Genüge das überwiegende Bedürfniss nach Zehnpfennigstrecken. 
Dass die Gesellschaft selbst dabei nicht schlecht gefahren ist, 
beweist die Einnahme von 2353645 Mark 20 Pf. aus dem 
Omnibusdienst im vorigen Jahre und die Vertheilung von 
12 pCt. Dividende an die Aktionäre. 

Elektrische Zentralstation Lübeck. Die Ueber- 
nahme des Betriebes der elektrischen Centralstation in Lübeck 
durch die Stadt hat sich nach dem neuesten Jahresberichte 
der städtischen Verwaltung, der uns vorliegt (1893, Gebr. 
Borchers), sehr gut bewährt. Man richtete 1892 die erste öffent- 
liche Strassenbeleuchtung ein, hatte 175 Privatabnehmer, er- 
zielte durch Akkumulatorenbatterien und das Dreileitersystem 
wesentliche Betriebsersparnisse und liefert jetzt die Ampere- 
stunde (ohne ‚Berücksichtigung der Verzinsung und Tilgung) 
für 0,34 Pf. gegen 0,59 Pf. im Jahre 1887. Das Werk erzielte 
einen Bruttoüberschuss von ca. 32 000 Mk. im letzten Geschäfts- 
jahre 1891/92. 

Errichtung städtischer Apotheken. Auch in 
der Berliner Stadtverordnetenversammlung ist, und zwar in 
der Sitzung vom 23. März d. J. die Anregung zur Errichtung 
städtischer Apotheken unter direktem Hinweis auf das gleiche 
Vorgehen in Breslau, Köln, Mainz, Ludwigshafen und Frank- 
furt gegeben worden. Das hessische Ministerium hat inzwischen 
das Ersuchen der Stadt Mainz, ihr die Konzession zum Selbst- 
betrieb einer Apotheke in der Neustadt zu übertragen, ab- 
schlägig beschieden. Diese Entscheidung ist nach mehr als 
einer Richtung zu beklagen, und man darf daher darauf ge- 
spannt sein, wie das Ministerium sie begründen wird, 
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Die Einführung des Gesetzes über die 
ausserordentliche Armenlast in Preussen. 
Von Dr. N. Brückner in Frankfurt a. M. 


Am 1. April d. J. ist in Preussen das Gesetz 
vom 11. Juli 1891 betr. die ausserordentliche Armen- 
last in Kraft getreten und damit in der Fürsorge für 
Gebrechliche ein bedeutender Fortschritt erzielt worden. 
Veranlasst war das Gesetz durch die trostlosen Zu- 
stände, die bisher in der Verpflegung der unheilbaren 
Kranken aller Art geherrscht haben. 

Man darf ruhig behaupten, dass bis jetzt ein 
bedeutender, vielleicht der überwiegende Theil jener 
Unglücklichen, die mit einem dauernden Leiden be- 
haftet, ihren Familienangehörigen eine schwere Last, 
vielleicht sogar eine dauernde Gefahr bilden, der ordent- 
lichen Pflege ermangelten. Die Ortsarmenverbände, 
welchen die Gesetzgebung in erster Linie die Aufgabe 
zuweist, auch für diese Hilfsbedürftigen zu sorgen, 
scheuten, soweit nicht leistungsfähige Stadtgemeinden 
in Frage kamen, vor den bedeutenden Kosten zurück 
und liessen die Leute in ihren Familien verkümmern. 
Mancher Besserungsfähige fiel so dauerndem Siech- 
thum anheim, und die Familien wurden nur zu oft durch 
die Pflege der kranken Angehörigen ruinirt, ganz ab- 
gesehen davon, dass diese Pflege zumeist wohl nur 
als Last empfunden und demgemäss in der schlimm- 
sten Weise vernachlässigt wurde. Zwar hatten die 
preussischen Landarmenverbände schon durch das 
Gesetz vom 8. März 1871 die Befugniss erhalten, die 


Kosten der Fürsorge für Geisteskranke, Idioten, Taub- 
stumme, Sieche und Blinde unmittelbar zu übernehmen, 
aber sie haben nicht allzuviel Gebrauch davon ge- 
macht. Am meisten thaten sie noch für Verpflegung 
von Geisteskranken. Davon ausgehend, dass recht- 
zeitiges Eingreifen gegenüber entstehenden psychischen 
Störungen oftmals vor dauerndem Irrsinn zu bewahren 
vermag, haben einige Landarmenverbände gewisser- 
massen eine Prämie auf die zeitige Einlieferung heil- 
barer Geisteskranker gesetzt, indem sie solche in 
eigenen Provinzialanstalten unentgeltlich verpflegten. 
Zum Theil wurde das gleiche Verfahren bei gefähr- 
lichen Geisteskranken beobachtet. Gelegentlich der 
Begründung des nun in Kraft tretenden Gesetzes hat 
die preussische Regierung eine Nachweisung über die 
Anstalten gegeben, welche von Provinzen unterhalten 
oder unterstützt werden. Es findet sich da, dass eigene 
Irrenanstalten in Ost- und Westpreussen (je 2), Bran- 
denburg (4), Pommern (4), Posen (l, dazu eine neue 
erbaut), Schlesien (7), Sachsen (2), Schleswig-Hol- 
stein (1), Hannover (3), Westfalen (3), Rgsbz. Cassel 
(1, dazu 2 Landeshospitäler für allerlei unheilbare 
Kranke), Rgsbz. Wiesbaden (1), Rheinprovinz (5), 
Hohenzollern (1) bestehen. Westpreussen, Schlesien 
und Cassel verpflegen alle Geisteskranken umsonst, 
Brandenburg und Pommern die heilbaren und die ge- 
fährlichen, Ostpreussen nur die heilbaren, während die 
Rheinprovinz zum Kurgebrauch ein Freijahr bewilligt, 
als unheilbar erkannte aber schon vorher hievon aus- 
nimmt. Sonst werden mehr oder minder erhebliche 
Pflegegelder verlangt (100—400 Mk.). Für die an- 
dern Kategorieen von Kranken (Idioten, Epileptischen, 
Taubstummen und Blinden) bestehen zwar auch da 
und dort Provinzialanstalten, aber doch in viel ge- 
ringerem Umfang; die unentgeltliche Verpflegung tritt 
sehr zurück, und die Aushilfe, welche durch Freistellen 
gesucht wird, ist vollkommen ungenügend, wie man 
schon daraus entnehmen kann, dass so manche von 
den Ortsarmenverbänden angemeldete Kranke nicht 
aufgenommen werden, weil die Verbände keine Frei- 
stellen bekommen und dann auf die Aufnahme ver- 
zichten. Hiezu kommt, dass es häufig an Platz für 
die Angemeldeten fehlt. Soweit also nicht zufällig 
Privatanstalten bestehen, bleiben die Kranken ausser- 
halb der Anstaltspflege. 

Diesem unhaltbaren Zustand will das Gesetz vom 
11. Juli 1891 ein Ende machen, indem es die Land- 
armenverbände direkt verpflichtet, für Behandlung, 
Kur und Pflege der hülfsbedürftigen Geisteskranken, 
Idioten, Epileptischen, Taubstummen und Blinden, so- 


weit sie der Anstaltspflege bedürfen, in geeigneten 
Anstalten Fürsorge zu treffen. Dabei haben sie die 
allgemeinen Verwaltungskosten der Anstalten selbst 
zu tragen; die übrigen Kosten können sie von dem 
Kreise, welchem der pflichtige Ortsarmenverband an- 
gehört, erheben, und dieser Kreis kann letzteren 
wieder bis zu einem Drittel in Anspruch nehmen. 
Wir wollen nun nicht auf die Mängel des Gesetzes 
eingehen, die u. M. n. darin liegen, dass sich die 
Fürsorgepflicht nicht auch auf Sieche erstreckt, dass 
der Landarmenverband nicht von vornherein ver- 
pflichtet ist, die Kranken in eigenen Anstalten auf- 
zunehmen, endlich dass er nicht die ganzen Kosten 
tragen muss. Wollte man dem Landarmenverband 
nicht die ganzen Kosten aufbürden, so hätte man 
wenigstens die Kreise für den Rest verpflichten, jeden- 
falls eine Heranziehung der Ortsarmenverbände ver- 
meiden müssen. Unsere Aufgabe soll sich indes an 
dieser Stelle darauf beschränken, auszuführen, wie sich 
nach dem Inhalt, den das Gesetz nun einmal hat, 
seine Durchführung, soweit über sie etwas bekannt 
geworden ist, gestaltet. Bei dem völligen Mangel 
eines Zentralorgans, das diesen Dingen genügendes 
Interesse widmet, sind wir da auf das Wenige ange- 
wiesen, was die Tagespresse über die Verhandlungen 
der im letzten Vierteljahr abgehaltenen Provinzial- 
landtage, welche den Gegenstand betrafen, mit mehr 
oder weniger Sachkenntniss referirt hat. 

Gewiss hat der Gesetzgeber nicht daran gedacht, 
dass sich der Begriff der Anstaltspflegebedürftigkeit 
in der Praxis enger oder weiter fassen lasse. Aber 
bei Ausarbeitung der Reglements, welche die einzelnen 
Landarmenverbände unter Genehmigung der Regie- 
rung aufzustellen haben, zeigte es sich, dass hier aller- 
dings recht schwerwiegende Unterschiede gemacht 
werden können. Schliesst doch z. B. das Reglement 
von Westpreussen alle unheilbaren, aber ruhigen Geistes- 
kranken von dem Anstaltszwang aus, ein Verfahren, 
dem die übrigen Reglements mehr oder weniger treu 
nachfolgen. Gewöhnlich ist für alle Kategorieen der 
Kranken, die das Gesetz erwähnt, die Anstaltspflege 
als erforderlich bezeichnet worden, wenn sie sich in 
einem solchen geistigen oder körperlichen Zustande 
befinden, dass sie einer beständigen Beaufsichtigung, 
Wartung und Pflege bedürfen. Uns scheint an dieser 
Begriffsbestimmung das eine verfehlt, dass nämlich 
lediglich nur der Zustand der Kranken selbst in Be- 
tracht kommen soll. Ausschlaggebend sollte vielmehr 
sein, ob der Kranke das Maass von Pflege, das er 
braucht, thatsächlich im Kreise seiner Angehörigen 
findet. Personen, welche ihre Angehörigen am Erwerb 
hindern oder deren Familienleben nachhaltig stören, 
sollten aus deren Kreise entfernt werden, mögen sie 
vielleicht auch an sich minder krank sein als andere, 
die eben zu Hause ausreichend verpflegt werden. 
Eine sehr bekannte Analogie gibt hier die Praxis der 
Krankenkassen. Diese weisen ihre erkrankten Mit- 
glieder nicht nur dann in Anstalten ein, wenn der 
Heilungsprozess es nöthig macht, sondern auch wenn 
die häuslichen Verhältnisse ihn beeinträchtigen, m. a.W. 
massgebend ist neben dem Krankheitszustand auch 
die Art der häuslichen Pflege. Uebrigens erwächst 
ja bei Ausdehnung des Kreises der Anstaltspfleglinge 
nach keiner Richtung ein Uebel, ausgenommen dass 
eben Mehrkosten entstehen. Denn der Pflegling, wel- 
cher, ohne dessen dringend benöthigt zu sein, Auf- 
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nahme in der Anstalt findet, fühlt sich dort jedenfalls 
wohler, als bei seinen Angehörigen; ihm wird die 
Anstaltspflege immer Gewinn bringen. Das gilt von 
Irren wie von Idioten, Epileptischen, Taubstummen 
und Blinden.*) Nach alledem halten wir es für eine 
Pflicht der Regierungen, strenge darauf zu achten, 
dass die Reglements den Kreis der zur Anstaltspflege 
bestimmten Personen ja nicht zu enge fassen. 

Freie Hand hat das Gesetz den Verbänden ferner 
darin gelassen, ob sie die Pflege in eigenen Anstalten 
gewähren oder ob sie die Kranken Privatanstalten 
überweisen wollen. Bei der Unübersehbarkeit des that- 
sächlichen Bedürfnisses war nicht wohl zu verlangen, 
dass die einzelnen Provinzen nun alsbald so viele eigene 
Anstalten bauten, als für ihre Kranken nöthig sind. 
Andererseits gibt es auch nicht allzu viele Privat- 
anstalten, die Raum übrig haben, um eine plötzlich 
wachsende Zahl von Pfleglingen aufzunehmen. So 
haben denn die Verbände doch zum Bau eigener In- 
stitute schreiten müssen. Das ist namentlich, hinsicht- 
lich der Irrenanstalten geschehen, wogegen zur Ver- 
pflegung von Idioten, Epileptischen und Blinden viel- 
fach Verträge mit Privatanstalten geschlossen wurden. 
Soweit Privatanstalten vorhanden sind, haben sie wohl 
meist schon aus milden Gaben ihre Anlagekosten amor- 
tisirtt und können darum die Pflegsätze viel billiger 
stellen, als- sie. beim Bau eigener Anstalten den Ver- 
bänden zu stehen kämen. Aber gerade weil die Ent- 
stehung von Privatanstalten vom Zufall milder Gaben 
abhängt, lässt sich eben auf sie keine organisatorische 
Ausdehnung der Verpflegung aufbauen. 

Die wichtigste Frage bei der Handhabung des 
neuen Gesetzes dürfte jedenfalls sein, wie weit von 
der Befugniss Gebrauch gemacht wird, sich die 
Kosten von den ÖOrtsarmenverbänden ersetzen zu 
lassen. Man hatte seinerzeit in den Motiven ange- 
führt: „Es empfiehlt sich, die Ortsarmenverbände nicht 
von jedem Beitrage zu den Pflegekosten frei zu lassen. 
Es wird dadurch eine übermässige Inanspruchnahme 
der Anstalten verhütet und die Gelegenheit zu Streitig- 
keiten darüber, ob Anstaltspflege unbedingt nothwen- 
dig ist oder nicht, was nicht selten recht zweifelhaft 
sein kann, vermindert werden. Die Gemeinden wer- 
den, wenn sie selbst wenigstens einen Theil der‘ 
Kosten zahlen müssen, die Aufnahme. in die An- 
stalten nur dann beantragen, wenn dazu wirklich ein 
Bedürfniss vorliegt.“ Wir halten es für sehr bedauer- 
lich, dass diese Worte überhaupt ausgesprochen wer- 
den konnten. Es ist nur zu sehr wahr, dass die von 
den Ortsarmenverbänden zu leistenden Beiträge sie 
veranlassen werden, die Anstaltspflege nur im Noth- 
fall in Anspruch zu nehmen. Thatsächlich wird also 
nur bis zu einem gewissen Grade, keineswegs aber 
in durchgreifender Weise Abhilfe der bestehenden 
Nothstände geschaffen. Auch unter dem neuen Ge- 
setz wird das latente Elend hilf- und pflegloser Ge- 
brechlicher in bedauerlichem Umfange bestehen bleiben. 
Wir meinen, dass man durchaus feststellen kann, ob 
Jemand eines der Gebrechen hat, welche das Gesetz 
erwähnt, und dass man die Gefahr (wenn man eine 
solche überhaupt sehen will) leicht in Kauf nehmen 
könnte, dass hie und da einmal bei minder dringen- 


*) Mit Recht wird angeführt, wie viele dieser Unglück- 
lichen Selbstmord begehen, wie viele plötzlich verbrecherische 


, Neigungen äussern u. dgl., alles Dinge, die durch Anstaltspflege 


ausgeschlossen würden. 
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dem Bedürfniss Anstaltspflege eintritt. Es wäre des- 
halb Sache der Landarmenverbände, thunlichst von 
der Erstattung der Kosten abzusehen. Freilich konnte 
man bei der Lauheit der Gesetzgebung nicht viel 
nach dieser Seite erwarten. Aber wenigstens hätte 
man hoffen sollen, dass die einzelnen Provinzen, die 
schon vor dem Gesetz die ausserordentliche Armen- 
last theilweise auf sich genommen hatten, in dieser 
Richtung ihre Thätigkeit nicht einschränken würden. 
Und doch ist das geschehen; so hat die Rheinpro- 
vinz das Freijahr für heilbare Irre auf ein Freiviertel- 
jahr gekürzt, und Brandenburg hat die unentgeltliche 
Verpflegung der gemeingefährlichen Irren aufgehoben. 
Man muss nun eine Instanz weiter hinabsteigen und 
seine Hoffnung auf die Kreise setzen. Möchten sich 
recht viele finden, welche die Ortsarmenverbände 
nicht zu den Kosten der Anstaltspflege heranziehen 
und diesen so einen Antrieb geben, ihre Gebrech- 
lichen zur Anstaltspflege anzumelden*). Denn sonst 
werden viele Gemeinden nach wie vor die Kosten 
scheuen, mag es sich auch nur um 100 Mark jähr- 
lichen Pflegegelds oder noch weniger handeln, die 
sie zu tragen haben. Ueberaus bezeichnend ist, was 
die „Schlesische Zeitung“ vor einiger Zeit in dieser 
Beziehung berichtete. Da hatte der schlesische Land- 
armenverband voriges Jahr eine Umfrage gehalten, 
um zu erforschen, wieviel Personen wohl für die An- 
staltspflege nach dem neuen Gesetz in Betracht kom- 
men würden; obgleich man knapp rechnete, kam 
man doch auf 3300 Personen. Nach Neujahr forderte 
man zu Anmeldungen der bedürftigen Personen auf 
und siehe da, die Anmeldungen blieben aus. Braucht 
man eine beredtere Thatsache anzuführen für die 
Grösse der Gefahr, dass die gewollten Wirkungen 
des Gesetzes durch eine unrichtige Handhabung be- 
einträchtigt werden? Gewiss, es wird ja nicht überall 
so gehen, wir glauben nicht, dass die Landarmen- 
verbände sich dabei werden beruhigen können, wenn 
ihre Anstalten leer bleiben oder wenn die vielen 
Kranken, deren Pflegebedürftigkeit bei Erkundung 
des Bedürfnisses hervortrat, nach wie vor unverpflegt 
bleiben. Aber man wird doch sehr energisch darauf 
dringen müssen, dass die Gemeinden ihre Gebrech- 
lichen den Anstalten anmelden. Man hat das wirk- 
samste Mittel aus der Hand gegeben, indem man 
den Ortsarmenverbänden noch einen Theil der Kosten 
überliess. Es wird sich nun darum handeln, sie auf 
andere Weise anzuhalten, ihre Pflicht gegenüber den 
hilflosen Geisteskranken, Idioten, Blödsinnigen, Taub- 
stummen und Blinden zu erfüllen. 

Um das Gesetz wirklich segenbringend zu machen, 
werden die Landarmenverbände vor bedeutenden 
Kosten nicht zurückschrecken dürfen. Zunächst wird 
es sich um grosse einmalige Ausgaben für Errichtung 
von Anstalten handeln, dann aber werden und zwar 
in fortwährend steigendem Masse laufende Ausgaben 
erforderlich werden. Wie gross das Bedürfniss ist, 
das kann man aus einigen Zahlen ersehen, welche 
freilich schon etwas weiter zurückliegen und sich nur 
auf Geisteskranke beziehen. Im Jahre 1880 wurden in 
Preussen die letzteren ausgezählt, und es fand sich, 


*) Von den zum Landarmenverband Wiesbaden zählenden 
16 Landkreisen hatten schon vor dem neuen Gesetz 8 die 
Kosten der ausserordentlichen Armenlast ganz, ein weiterer 
zu ®/a übernommen, während fast alle übrigen wenigstens Bei- 
hilfen an minderbemittelte Gemeinden geleistet hatten. 
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dass im Staat nicht weniger als 66345 vorhanden 
waren, von denen nur 28,5 pCt. in Anstalten unter- 
gebracht waren. Die Thatsache, dass in einzelnen 
Provinzen nur 14 und 15 pCt. in Anstalten verpflegt 
wurden, in anderen aber 36 und 40, weist jedenfalls 
darauf hin, dass nur ein Theil der wirklich anstalts- 
reifen untergebracht war. Zieht man in Betracht, 
dass anderwärts, namentlich in England über 50, ja 
volle 60 pCt. der Irren Anstaltspflege geniessen, so 
kann man jedenfalls den Schluss ziehen, wieviel in 
Preussen nachzuholen ist. 


Städtische Verwaltungsberichte und soziale 
Praxis. 


Ein nachahmenswerthes Beispiel prompter städtischer 
Berichterstattung bietet in mehrfacher Hinsicht der „Be- 
richt des Magistrats der Stadt Danzig über den Stand 
der dortigen Gemeindeangelegenheiten bei Ablauf des 
Verwaltungsjahres 1892/93“ (Danzig, A. Müller, 93 Seiten). 
Derselbe ging uns soeben zu und zeichnet sich zunächst 
vor den meisten ähnlichen Berichten anderer deutscher 
Städte durch sein zeitiges Erscheinen aus. Während viele 
und angesehene Städteverwaltungen sechs, neun und 
zwölf Monate, einzelne mehr als ein Jahr verstreichen 
lassen, ehe sie öffentlich ın Form einer Druckschrift 
Rechenschaft und Bericht über ein verflossenes Verwal- 
tungsjahr geben, liegt der Danziger Bericht wenige Wochen 
nach Abschluss des Berichtsjahres vor und enthält doch 
alles Wesentliche und Wissenswerthe aus der Berichts- 
periode, mindestens in approximativen Ziffern und immer 
in knapper, übersichtlicher Darstellung. Dadurch wird der 
Werth der meisten Mittheilungen für die Praxis bedeutend 
erhöht und man kann nur wünschen, dass andere Städte, 
die ja zum Theil noch Wichtigeres zu berichten haben, 
als Danzig, dem Beispiele des letzteren folgen. An An- 
gaben aus der sozialen Praxis enthält die Druckschrift 
Folgendes, was von allgemeinem Interesse ist. 

Von den Freunden ähnlicher Organisationen, soweit 
dieselben für andere Bezirke noch zu schaffen oder zu 
verbessern sind, wird die wörtliche Wiedergabe der Sta- 
tuten des Westpreussischen Städtetages, sowie der Ge- 
schäftsordnung für die Versammlungen desselben begrüsst 
werden, weil hier Muster vorliegen, welche die Vorarbeiten 
anderwärts erleichtern können. Die sozialen Aufgaben der 
Gemeinden drängen dieselben ja mehr und mehr zum 
Zusammenschluss. 

Aus dem städtischen Gewerbewesen Danzigs mögen 
vor Allem die eingehenden Vorstudien erwähnt sein, die 
der Bericht im XXI. Abschnitt über Markthallen bringt. 
Sie werden vielen Städteverwaltungen, die sich mit dem- 
selben Gegenstand nun zu beschäftigen haben, eine Fülle 
von Fingerzeigen geben. In Danzig handelt es sich nicht 
um Errichtung einer Grossmarkthalle, sondern einer Halle 
für den Kleinhandel, deren Herstellungskosten auf 440 000 
Mark und deren jährliche Unkosten auf 53500 Mark 
berechnet werden. Durch Miethen und Standgelder (3 Pfg. 
pro Tag und Quadratmeter im Keller, 23 Pfg. pro Tag 
und Quadratmeter in der Halle) hofft man sogar einen 
Ueberschuss von 21983 Mark zu erzielen. Es wird daran 
erinnert, dass Berlin mit der Markthalle V sogar einen 
noch höheren Ueberschuss erzielt, und dass in Oldenburg, 
also auch in einer Mittelstadt, die Aktiengesellschaft, 


| welche den Bau und Betrieb einer Markthalle in die Hand 
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nahm, für 1889/90 eine Dividende von 6°/s; pCt. ver- 
theilte. Das Danziger Projekt kommt u. W. zur Zeit zur 
Ausführung. Ebenso unterrichtende Angaben findet man 
über den Danziger Schlacht- und Viehhofsbau. Bezüglich 
des Gewerbegerichts und seiner bemerkenswerthen Thätig- 
keit als Einigungsamt sind interessante Mittheilungen ge- 
macht, die wir ihrem wesentlichen Inhalte nach schon 
in den Nummern 9 und 13 der Blätter brachten. Die 
gewerbliche Fortbildungsschule wird zweifellos sehr we- 
sentlich gefördert werden dadurch, dass man gleich 
bei ihrer Errichtung im Vorjahre den Muth hatte, die- 
selbe durch Ortsstatut für alle Arbeiter obligatorisch zu 
machen, welche das 17. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. Anderen Städten sei dieses Beispiel dringend 
zur Nachahmung empfohlen! Dafür möchte sich Danzig 
bestreben, die Unterrichtsstunden vom Abend, an welchem 
die jungen Leute zu abgespannt sind, nach sächsischem 
Muster auf passende Tagesstunden zu verlegen, die sich 
wohl ermitteln lassen werden. Das sind nur einige Proben 
aus den gewerblichen Mittheilungen zur sozialen Praxis, 
welche der Bericht macht. 

In der Armenverwaltung hat man auch in Danzig den 
strengen Winter mit seinem weitverbreiteten Arbeitsmangel 
erheblich gespürt. Notharbeiten, wie sie ein Jahr zuvor 
städtischerseits ausgeführt waren, sind diesmal nicht in 
Angriff genommen worden, doch ist wohl kaum anzu- 
nehmen, dass, wie der Bericht meint, die Beseitigung der 
gefallenen Schneemassen einen Ersatz geboten hätte. In 
dieser Beziehung dürfte auch in Danzig manches Fr- 
forderliche unterlassen worden sein. Dass die Noth im 
abgelaufenen Winter keine geringere war, als in den vor- 
hergehenden, ergibt sich aus dem dauernden Steigen der 
Ausgaben der Armenverwaltung. Verausgabte sie doch 
im J. 1892 an laufenden Unterstützungen Mk. 150254 
(gegen Mk. 145875 im J. 1891 und Mk. 139165 im 
J. 1890), sowie an vorübergehenden Beihülfen Mk. 50 479 
(gegen Mk. 37451 bezw. 32785 der Vorjahre). Dass 
die Verringerung der Preise der nothwendigen Lebens- 
mittel einen überaus wohlthätigen Einfluss geübt hat, 
hebt der Bericht besonders hervor, und man wird die- 
selbe Erscheinung gewiss auch in anderen Städten freu- 
digst empfunden haben. Insbesondere weist die Danziger 
Armenbehörde darauf hin, wie die Benutzung der Suppen- 
anstalt erheblich zurückgegangen sei, was wohl mit der 
Verbilligung der Nahrungsmittel zusammenhängt. Auch in 
Danzig hat man die Erfahrung gemacht, dass die Kosten 
für Arzneien entgegen den Erwartungen durch die Ein- 
führung der Krankenversicherung keineswegs gefallen 
sind, sondern dauernd ansteigen. Offenbar ist eben die 
Krankenpflege durch die Versicherung überhaupt und 
nicht nur bei den Versicherten auf einen höheren Stand 
gekommen und ist das Bedürfniss für die Nichtversicherten 
so stark gewachsen, dass der Minderbedarf der Arbeiter 
mehr wie ausgeglichen wurde. Die Armenverwaltung sucht 
daher auch nach Mitteln um diese Kosten herabzumindern ; 
entsprechend den an anderen Orten gemachten Erfah- 
rungen, welche in dieser Zeitschrift öfter erwähnt wurden 
(S. 19 und 96) möchten wir auch die Danziger Ver- 
waltung auf die Einrichtung einer städtischen Apotheke 
aufmerksam machen. Wir glauben, dass auf diesem Wege 
viel gewissere und viel einwandsfreiere Ersparnisse ge- 
macht werden können, als durch Vorschriften, welche 
den Armenärzten thunlichste Beschränkung in dem Ver- 
ordnen von Heilmitteln empfehlen. 

Man wird an der Hand dieser kurzen Auszüge aus 
einzelnen Theilen des Danziger Berichts gewiss die Ueber- 


zeugung gewinnen, dass er weit mehr als die oft so 
verspätet erscheinenden Berichte der anderen Städte ge- 
eignet ist, dem augenblicklichen Interesse der Bürgerschaft 
wie der Weiterstehenden zu dienen. Dass er in Aus- 
führung der Rechnungsergebnisse keine so genauen An- 
gaben liefern konnte als später erscheinende Berichte, 
erscheint natürlich, ist aber deshalb kein Missstand, weil 
doch bei Aufstellung des Etats 1894/95, die etwa um die 
Jahreswende erfolgt, zum Vergleich die Rechnungsergeb- 
nisse des vorvergangenen Jahres genau aufgeführt zu 
werden pflegen. 


Städtische Pferdebahnen in England. 
s Von Dr. M. Behrend, z. Zt. in London. 


Die Stadt London ist noch ganz in den Händen des 
Manchesterthums. Es herrscht hier eine eigenthümliche Ab- 
neigung, irgend etwas den Händen der Municipalität anzu- 
vertrauen. Erst in neuester Zeit gewinnt die Partei an An- 
sehen, die für Regelung und Beaufsichtigung des Verkehrs 
durch die Stadt eintritt. Unterstützt wird diese fortschrittliche 
Bewegung durch Entstehung des London County Council, 
einer conservativen Schöpfung. Es war das ein ganz gut be- 
rechneter Zug. Die Conservativen sehen, dass etwas geschehen 
müsse und werde. So nahmen sie selbst die Sache in die 
Hand und machten die Reform so unvollkommen als möglich. 
Die Macht der Verhältnisse aber kommt dieser jungen Körper- 
schaft zu Hülfe. Trotz aller Vorrechte der City, die oft ärger 
wie ein Hemmschuh wirken, gewinnt der County Council an 
Macht und sieht sich genöthigt, den sozialen Bedürfnissen der 
neuesten Zeit Rechnung zu tragen. 

So steht jetzt auf der Tagesordnung des County Couneil 
der Erwerb einer Tramway-Linie. Dies ist in London etwas 
ganz neues. Während 30 andere englische Städte, darunter 
Glasgow, Liverpool, Bradford, auch Manchester, Sheffield, 
Dundee u. A. ihre Tramways theils im Eigenthum haben, 
theils wenigstens verwalten, hat London mit infolge der Zer- 
splitterung seiner Verwaltung bis jetzt dies völlig der Kon- 
kurrenz privater Gesellschaften überlassen. Es sind ihrer elf 
an der Zahl. Voran die North Metropolitan, deren Schienen- 
länge 41 Meilen beträgt. Sie hat ein Kapital von £ 1277479. 
Ihr Einkommen beträgt £ 405292, ihre Ausgaben beziffern 
sich auf £ 294 432. Es bleibt soınit ein Profit von £ 110860. 
(House of Comunous Return No. 282 of 1890.) Dann folgt 
die „London“. Die entsprechenden Zahlen lauten: 21 MI. 
£ 660000, £ 300 220, £ 223702, £ 76518. Die übrigen Pferde- 
bahnen sind bedeutend kleiner. Insgesammt beträgt die Länge 
der Schienengeleise (1890) 126 Ml.; das eingezahlte Kapital 
£ 3492014; die jährl. Einnahme £ 1013898; die jährl. Aus- 
gabe £ 773245; bleibt ein Ueberschuss von £ 240653, und 
dies, trotzdem die Gesellschaften sich häufig durch ihre Kon- 
kurrenz ernstlich schädigen. Die North Metropolitan zahlt 9 
und 10°Jo, die kleineren gegen 5°/o Dividende. Das ist nur 
möglich auf Kosten der Angestellten, die für 4 sh. täglich bis 
zu 16 Stunden arbeiten müssen. Diese Leute sind zwar als 
„Iramway Workers Union“ organisirt; aber sie sind sich 
dessen sehr wohl bewusst, dass ein Streik für sie unmöglich 
glücklich ablaufen kann, da ein Theil der ungeheuren Londoner 
„Reserve-Armee* nicht nur bereit, sondern auch fähig wäre, 
sofort in ihre Stellung einzurücken. So ist es auch im Inter- 
esse der Tramway-Bediensteten nur zu wünschen, dass der 
London County Council, der sich verpflichtet hat, die Lohn- 
bedingungen der Trades Unions einzuhalten, damit vorgeht, 
selbst Tramway-Linien zu erwerben. 

Ein Schritt zur Besserung wurde schon im Jahre 1891 
gemacht. Damals fand sich leider nicht die Zweidrittel-Majori- 
tät, die zur selbständigen Erwerbung von Tramway-Linien 
durch den County Council nöthig gewesen wäre. So versäumte 
man zwar die Gelegenheit des Ablaufs der an die Haupt- 
gesellschaften ertheilten Konzessionen ; aber man entschloss sich 
doch, an die weitere Konzessionirung die Bedingung zu 
knüpfen, dass die betreffenden Gesellschaften eine Arbeitszeit 
von 10 Stunden als Maximum für ihre Arbeiter anerkennen. 
Neuerdings hat der County Council wirklich eine erste Strecke 
erworben; aber er wird dieselbe vorläufig verpachten. Dieses 
Uebergangsstadium beobachtete man auch in Glasgow. Dort 


‚ hatte man der Gesellschaft folgende Bedingungen auferlegt: 
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l. Verzinsung des von der Stadt angelegten Geldes; 2. Er- 
setzung der Ausgaben für geliehenes Kapital, Verwaltung etc.; 
3. 3°/0 für den Amortisationsfond; 4. £ 150 jährlich für jede 
Meile; 5. Erhaltung der Strasse zwischen den Geleisen und 
18 Zoll zu beiden Seiten; 6. Abends und Morgens Arbeiter- 
wagen zum halben Preise; 7. eine Kaution von £ 20000 an 
die Stadt. Und doch sieht sich Glasgow neuerdings gezwungen, 
die Tramways in eigene Verwaltung zu nehmen. 

Das ist der Weg, den wohl auch London zurücklegen 
wird. Der Chairman des County Councils Mr. John Hutton, 
theilte in der Sitzung vom 28. März auf eine Interpellation 
hin mit, dass die erste, jetzt angekaufte städtische Linie vier 
englische Meilen lang sei. Man sei auch bereits schlüssig, 
weitere 19 Meilen von der North Metropolitan zu erstehen. 
Die Schwierigkeiten sind zum grossen Theil dadurch gehoben, 
dass der von beiden Theilen angerufene Schiedsrichter Sir 
Frederic Bramwell erklärt hat, nach dem Street Tramways 
Act von 1870 habe der County Council bei Uebernahme nur 
den gegenwärtigen Ertragswerth, nicht aber den zukünftigen 
Gewinn zu bezahlen. Welchen grossen praktischen Werth diese 
Entscheidung hat, möge man aus folgenden Ziffern ersehen. 
Die Gesellschaft hatte vom London County Council £ 604090 
verlangt. Der Schiedsrichter bewerthete die Schienengeleise mit 
£ 64540, die 2 Depots in Hampstead und Holloway mit 
#£ 37258, das rollende Eigenthum, die Anlage und die Ma- 
schinerie auf ca. £ 25000; das sind im Ganzen £ 126798, 
mithin eine Ersparniss für den County Council von £ 477 000. 
Noch grösseren Erfolg könnte der County Council erzielen, 
wenn er sich selbst die Konzession zur Ausführung von Bahn- 
strecken vom Parlament ertheilen liesse und so als mächtiger 
Konkurrent aufträte. Er würde dann noch eher in der Lage 
sein, die heutigen elf Gesellschaften, deren elf Beamtenstäbe 
unnöthige Dezentralisation, Geldverschwendung und hemmende 
Ungleichmässigkeit bedeuten, auszukaufen. 


Notizen: 


Armenpflege. 


Zur Abänderung des Unterstützungswohn- 
sitzgesetzes. Die Abgg. Baumbach und Wilbrandt haben 
den Antrag eingebracht. dass der Erwerb eines neuen Unter- 
stützungswohnsitzes mit dem vollendeten 60. Lebensjahre aus- 
geschlossen sein soll. Die Kommission des Reichstags hat die- 
sen Antrag angenommen. 


Krankenpflege. 


Zentralisation der städtischenGesundheits- 
verwaltung in Berlin. Bisher bestand in Berlin für jedes 
Krankenhaus ein besonderes Kuratorium, dessen Mitglieder aus 
der „Deputation für die öffentliche Gesundheitspflege“ ent- 
nommen werden. Diese Kuratorien sind mit der Zeit immer 
selbständiger geworden, während die Deputation für die öffent- 
liche Gesundheitspflege mehr eine akademische Körperschaft 
geblieben ist, die lediglich Gutachten abzugeben hat. Magistrat 
und Stadtverordnete halten jetzt die Durchführung des Prin- 
zips der einheitlichen Verwaltung aller städtischen Kranken- 
häuser für wünschenswerth, und ersterer hat nunmehr bei der 
Stadtverordneten -Versammlung beantragt, indem er es für 
empfehlenswerth erachtet, die bestehende Deputation für öffent- 
liche Gesundheitspflege in ihrer Wirkung als mehr akademische 
Körperschaft unberührt zu lassen, die Versammlung möge sich 
damit einverstanden erklären, dass unter Aufhebung der drei, 
für die Verwaltung der städtischen Krankenhäuser bestehenden 
Kuratorien eine aus vier Magistratsmitgliedern und acht Stadt- 
verordneten bestehende „Deputation für die städtischen Kran- 
kenanstalten“ errichtet werde. 

Berliner Heimstatten für Genesende.. Schon 
früher hatte der Berliner Magistrat den Stadtverordneten mit- 
getheilt, dass es im Werke sei, die Aufnahmebestimmungen 
für die Heimstätte für genesende Wöchnerinnen in Blankenfelde 
zu ändern und zu erweitern, um diese Anstalt, die bisher nur 
sehr schwach belegt war und deren Betrieb nicht lohnte, in 
höherem Maasse der öffentlichen Erholungspflege nutzbar zu 
machen. Die im Monat Oktober v. J. eröffnete Heimstätte für 
Brustkranke in Malchow ist zur Aufnahme von 48 Männern 
und 48 Frauen eingerichtet. Es hat sich jedoch schon jetzt 
gezeigt, dass die Stellenzahl der Männerabtheilung nicht hin- 
reicht, um allen Anträgen der städtischen Krankenhäuser auf 


Aufnahme männlicher Kranker zu entsprechen, wogegen die 
Frauenstation nur schwach belegt ist und hier vorläufig eine 
geringere Anzahl Betten dem Bedürfnisse genügen würde. Das 
Kuratorium der städtischen Heimstätten für Genesende hat 
deshalb an den Magistrat den Antrag gerichtet, dass in die 
Heimstätte für Brustkranke zu Malchow in Zukunft nur tuber- 
kulös erkrankte Männer aufgenommen und in der Heimstätte 
zu Blankenfelde ausser Wöchnerinnen auch tuberkulöse Frauen 
und in der Genesung begriffene Kinder im Alter von 3 bis 
10 Jahren verpflegt werden. Der Magistrat hat beschlossen, 
diesen Antrag der Deputation für öffentliche Gesundheitspflege 
zur Begutachtung zu überweisen. 

Arerztliche Behandlung versicherter Arbeiter. 
Aehnlich wie in Baden und Posen (vgl. No. 8 und 12 .d. Bl.) 
wird in Nordwestdeutschland über die weiten und kostspieligen 
Entfernungen geklagt, in welchen sich auf dein Lande die 
Kassenärzte von den Versicherten befinden. So besprach der 
Volksverein für den Kreis Stormarn in seiner kürzlichen Jahres- 
versammlung die Uebelstände, welche sich nach dieser Rich- 
tung bei Anwendung des Krankenkassengesetzes herausgestellt 
haben. Es wurde folgende Resolution angenommen: „Die Ver- 
sammlung hält es für zweckmässig, dass namentlich in den 
von dem Wohnorte des Arztes entfernten Ortschaften die 
bestellten Kassenkontroleure angewiesen werden, Kranken- 
scheine auszustellen und das Krankengeld auszuzahlen.“ Es 
wurde festgestellt, dass Mitglieder der Krankenkasse oft ebenso- 
viel, wenn nicht noch mehr für Benachrichtigung des Arztes 
und Besorgung des Krankenscheins zu bezahlen hätten, als 
ihnen aus der Krankenkasse vergütet würde; erkrankte Mit- 
glieder verzichteten aus diesem Grund auf das ihnen rechtlich 
zustehende Krankengeld. In der That wäre zu wünschen, dass 
der bekannte Aerztemangel auf dem Lande gerade mit Hilfe 
der Krankenversicherung einigermassen gemildert würde. 


Schulwesen. 


Aufhebung des Schulgeldes. Während in Baden 
die Aufhebung des Schulgeldes in den Volksschulen immer 
weitere Fortschritte macht, neuerdings u. a. die Stadt Baden 
solche beschlossen hat, andererseits auch in Preussen eine 
Stadtgemeinde nach der andern zum System der Freischulen 
übergeht, ist im Königreich Sachsen solches bekanntlich ge- 
setzlich erschwert. Wie dringend aber die Reform ist, lässt sich 
aus einem Beschluss der städtischen Kollegien zuGlauchau 
ersehen: darnach sollen Eltern. deren Jahreseinkommen 500 Mk. 
nicht übersteigt, vom Schuljahr 1893/94 ab von der Zahlung 
von Schulgeld vollständig befreit sein. Es liegt auf der Hand, 
dass man hierdurch zweierlei Schüler schafft, was gewiss nicht 
wünschenswerth ist. 

Reinigung der Schulräume durch Schulkinder. 
In der Sitzung des hannoverschen Provinzialrathes vom 28. März 
d. Js. kam aus der dortigen Schulpraxis eine bemerkenswerthe 
Eigenthümlichkeit, die wohl schon seit Langem datiren muss, 
zur Sprache. Die Regierung in Lüneburg hat die Aufhebung 
der in einigen Theilen des Lüneburgschen noch bestehenden 
Unsitte, die Schullokale u. s. w. durch Schulkinder reinigen 
zu lassen, in Anregung gebracht und mit Zustimmung der 
Schulvorstände in fast allen Gemeinden durchgeführt. Nur die 
Schulvorstände von Woltersdorf, Lichtenberg und Breese (Kreis 
Lüchow) haben die Aufhebung abgelehnt, weil die dadurch 
entstehenden Mehrkosten — etwa 40 Mk. jährlich — die 
Leistungsfähigkeit der Schulgemeinden überschritten. Der 
dieserhalb eingereichten Beschwerde wurde jedoch glücklicher- 
weise keine Folge gegeben. 

Hausirverbot für Schulkinder in Leipzig. Nun- 
mehr hat auch der Amtshauptmann von Leipzig ein Verbot 
des von Kindern ausgeübten Hausirhandels erlassen, indem er 
gleichzeitig den Inhabern öffentlicher Wirthschaften unter Straf- 
androhung für Zuwiderhandlungen zur Pflicht macht, Kinder, 
welche gegen das Verbot verstossen, aus ihren Wirthschaften 
auszuweisen. Hoffentlich haben die (S. 42 ff. dieser Zeitschrift 
mitgetheilten) Ergebnisse der Untersuchungen über die gewerb- 
liche Nebenbeschäftigung Leipziger Schulkinder noch weitere 
behördliche Schutzmassnahmen zur Folge. 

Fortbildungsschulen für Mädchen. Wo nicht 
gerade die allgemeine Fortbildungsschule auch für Mädchen 
obligatorisch ist, hat man das Fortbildungsschulwesen für die 
heranwachsende weibliche Jugend überall in sehr bedauer- 
lichem Masse vernachlässigt; es will schon viel sagen, wenn 
an einem Ort, wie Berlin, überhaupt Mädchen-Fortbildungs- 
schulen bestehen; denn gewöhnlich fehlen sie ganz oder sind 
doch nur für Mädchen der Mittelstände vorhanden, die ein 
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beträchtliches Schulgeld zahlen können. In Berlin ist die Er- 
richtung und Leitung der Mädchen-Fortbildungsschulen im all- 
gemeinen den Vereinen überlassen, die Stadt tritt nur ein, 
soweit ein besonderes Bedürfniss hervortritt, dem die Vereins- 
thätigkeit nicht genügt. Sämmtliche städtische Anstalten hatten 
im verflossenen Winterhalbjahr, wie die „Voss. Ztg.“ berichtet, 
nur 3539 Schülerinnen. Von den ca. 12000 Mädchen, die alljähr- 
lich die Berliner Volksschulen verlassen, sieht sich eben aus 
eigenem Antriebe nur ein ganz geringer Bruchtheil veranlasst, 
das in der Schule Gelernte zu befestigen und in der Anwen- 
dung auf das Leben auszubauen. Die Schulen üben ihre An- 
ziehungskraft hauptsächlich durch ihre technischen Lehrfächer 
aus. Der Unterricht in den Handarbeiten zählt überall die 
meisten Schülerinnen. Ebenso sind die Kurse für Maschinen- 
nähen und Schneidern und das neueste Fach der Berliner 
Fortbildungsschulen, das Putzmachen, das erst seit drei Jahren 
eingeführt ist, sehr stark besetzt. Auch die Buchführung zieht 
verhältnissmässig viele Theilnehmerinnen an, wogegen Gesang 
und Zeichnen sehr wenig Anklang finden. Die Kurse in Deutsch 
und Rechnen würden wahrscheinlich sehr viel schwächer be- 
sucht sein, wenn die Direktoren nicht die Theilnahme an 
einem dieser Fächer forderten und nur unter dieser Bedingung 
die technischen Kurse zugänglich wären. Was die soziale 
Volksschicht anbetrifft, aus der die Schülerinnen stammen, so 
scheint sie erheblich höher zu liegen als die Kreise, aus denen 
die Mehrzahl der männlichen Fortbildungsschüler stammt. Wenn 
im allgemeinen nur der intelligentere und besser gestellte 
Arbeiter seinen Sohn zum Schulbesuch anhält, so greift die 
Mädchen-Fortbildungsschule mehr in die kleinbürgerlichen 
Kreise hinein. Die eigentliche Arbeiterin, und besonders das 
Dienstmädchen ist in den Schulen verschwindende Ausnahme. 
Daran dürfte sich wohl wenig ändern lassen, wenn man nicht 
dazu übergeht, den Besuch der Fortbildungsschule für Mädchen 
gewisser Altersklassen obligatorisch zu machen. Die Lasten, 
die der Stadtgemeinde daraus erwüchsen, würden reichlich 
durch den der Allgemeinheit zukommenden Nutzen aufgewogen. 
Auch die Unterrichtszeit in den Schulen scheint uns unglück- 
lich gewählt, denn nicht Jedermann wird seine Töchter Abends 
von 6—8 und 7—9 Uhr eine Schule besuchen lassen. Dass 
die Hauswirthschaft im engeren Sinne, insbesondere der Koch- 
unterricht noch im Lehrplan der Berliner Schulen fehlt, ist 
ein grosser Mangel, dem bisher erst an einer Schule durch 
private Bemühungen abgeholfen ist. Es dürfte nicht schwer 
sein, ähnliche Kurse an sämmtlichen Anstalten einzurichten. 
Die Schulen würden damit in ihren bisherigen Grundlagen 
nichts zu ändern haben, aber sicher einer Anzahl von Mädchen 
eine jetzt nicht vorhandene Gelegenheit bieten, das Abc des 
Haushalts zu erlernen. Eine derartige Belehrung ist angesichts 
der gegenwärtigen Verhältnisse ohne Frage noch wichtiger 
als alle übrigen in erster Linie der Erwerbsfähigkeit dienenden 
Lehrfächer. In Leipzig, wo ebenfalls eine städtische Fort- 
bildungsschule für Mädchen mit einigen 300 Schülerinnen be- 
steht, scheint nach letzteren beiden Richtungen mehr geleistet 
zu werden. Dort bestanden bisher wesentlich Vormittagsklassen, 
zu denen nun auch Nachmittagsklassen treten sollen. Der 
Unterricht umfasst u. A. auch Haushaltungskunde als beson- 
deres Fach, doch scheint eigentlicher Kochunterricht noch zu 
fehlen. 


Gesundheitspflege. 


Gutachten über hygienische Verhältnisse 
in Westpreussen. Angeregt durch den Beschluss der 
Aerztekammer, den Ursachen der hohen Sterblichkeitsziffer 
der Säuglinge möglichst entgegen zu wirken, hat der Ober- 
präsident Westpreussens eine eingehende Berathung des Medi- 
zinalkollegiums der Provinz Westpreussen über die hygienischen 
Verhältnisse der Provinz und die Mittel zu ihrer Verbesserung 
veranlasst. Die Grundlage bildeten zwei eingehende schriftliche 
Gutachten der Herren Geh. Rath Dr. Abegg und Dr. Wallen- 
berg sen., welche nebst einem Resum& der Verhandlungen und 
den schliesslich vom Medizinalkollegium gefassten Beschlüssen 
in einem ausführlichen Druckbericht mitgetheilt werden, welcher 
der „Danziger Zeitung“ auf Verfügung des Herrn ÖOberpräsi- 
denten zur öffentlichen Besprechung zugestellt wurde. Danach 
hat das Medizinalkollegium empfohlen: I. Die von der west- 
preussischen Aerztekammer entworfene Anweisung zur Pflege 
und Ernährung der Kinder im ersten Lebensjahre dem ge- 
stellten Antrage gemäss vervielfältigen zu lassen und nicht nur 
an die Standesbeamten zur Weitervertheilung in der vorge- 
schlagenen Weise, sondern auch an die Geistlichen, Lehrer 
und das Personal der ambulanten Krankenpflege vertheilen zu 
lassen. II. 1. Auf eine Reorganisation beziehungsweise auf die 
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Einrichtung der Sanitätskommissionen als ständiger Gemeinde- 
organe in sämmtlichen Städten und grösseren Landgemeinden 
hinzuwirken, 2. den Gemeinden und Ortspolizeibehörden eine 
sorgsame Pflege der einzelnen im Laufe der Erörterung be- 
handelten Zweige der Hygiene ans Herz zu legen und insbe- 
sondere 3. die Errichtung von nach Zahl und Einrichtung dem 
örtlichen Bedürfnisse entsprechenden Krankenhäusern zum 
Gegenstande besonderer Aufmerksamkeit zu machen. 


Rieselfelderanlagein Freiburg i. Br. Auch die 
badische Stadtgemeinde Freiburg i. Br. gehört, wie aus ihren 
uns vorliegenden Voranschlägen für 1893 zu ersehen ist, zu den- 
jenigen, welche für die Unschädlichmachung ihrer Abwässer das 
Berieselungssystem eingeführt hat. Das zur Bewirthschaftung 
kommende Areal besteht aus 197 Hektar, wird zum Körnerbau, 
zum Kartoffelbau, zur Gemüse- und Obstzucht, sowie zur Vieh- 
haltung benutzt und brachte 1892 über 60 000 Mark Einnahmen. 
Für 1893 balancirt der Voranschlag Ausgabe und ‚Einnahme 
mit 96 321 Mark. Das Beamten- und Arbeiterpersonal der Frei- 
burger Rieselfelder besteht aus je einem Verwalter, Riesel- 
meister, Aufseher, Melker, Grossknecht, zwei Rieselwärtern 
und drei Knechten, sowie aus Personal zum Pflügen und 
Fahren. Die Ausgabe für dasselbe betrug 1892 insgesammt 
14 749 Mark. 

Gebühr für die Tonnenreinigungin Bremen. 
In Bremen ist neuerdings die Tonnenreinigung in der Art zen- 
tralisirt worden, dass der Senat diese im Ganzen einen Unter- 
nehmer übertragen hat. Da den einzelnen Inhabern von Tonnen- 
abtritten die Last der Reinigung abgenommen worden ist, SO 
ist es ganz gerechtfertigt, an deren Stelle eine Gebühr zu 
setzen, und zwar beantragt der Senat diese nach dem Mieth- 
werth der Wohnungen abzustufen. Da dem Unternehmer etwa 
9 Mark pro Tonnenabtritt zu entrichten sind, so soll dieser 
Satz der normale sein, d.h. alle Miether, die mehr als 600 Mark 
Miethe zahlen, sollen ihn entrichten. Wer unter 200 Mark 
Miethe zahlt ist von der Gebühr frei, bei 2—300 Mark Miethe 
beträgt sie 3 Mark, bei 3—400 Mark Miethe 5 Mark, bei 4 
bis 600 Mark Miethe 7!/a Mark. Dafür werden die Tonnen 
zweimal in der Woche entleert und gereinigt. Eigenthümlich 
muss bei dieser Aufstellung die Thatsache berühren, dass in 
Bremen augenscheinlich die Entleerung der Abtritte Sache der 
Miether ist. 


Städtisches Steuerwesen. 


Mieths- undEinkommensteuerinBerlin. Nach 
einem Beschluss der Berliner Stadtverordneten vom 28. v. M. 
sollen die bisher für kleinere Wohnungen zugelassenen Er- 
mässigungen der Mieths- und Haussteuer auch im Jahre 1893/94 
bestehen bleiben. Es sind also Wohnungen bei einem Mieths- 
werthe bis zu 200 Mark überhaupt von Zahlung der Mieths- 
steuer frei zu lassen, für Wohnungen mit einem Miethswerthe 
von 201 bis 400 Mark 2 pCt., von 401 bis 600 Mark 3 pCt., 
von 601 bis 800 Mark 4 pCt., und von 801 bis 1000 Mark 
5 pCt. an Miethssteuer zu erheben. Erst darüber hinaus treten 
die Normalsätze von 6?/s pCt. ein. Das Aufkommen an Mieths- 
steuer wird nach dem Voranschlage 18920000 Mark Ueber- 
schuss ergeben. Gleichzeitig wird die pro 1. April 1893'94 zu 
erhebende Quote der Gemeinde-Einkommensteuer auf 85 pCt. 
der Normalsteuersätze festgestellt. Man wird darnach an Ein- 
kommensteuer 23500000 Mark erheben. 


Klosetsteuer in Breslau. Die Breslauer Stadtver- 
ordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung vom 17. d. M. die 
vom Magistrat eingebrachte Klosetsteuer (vgl. „Blätter“ S. 19 
und 79) offenbar aus denselben Gründen, die in dieser Zeit- 
schrift angeführt wurden, dem Antrage des -Etats-Ausschusses 
entsprechend mit grosser Mehrheit abgelehnt und statt dessen 
beschlossen, für das laufende Etatsjahr den Zuschlag zur staat- 
lichen Einkommensteuer auf 150 pCt. zu erhöhen. Auch im 
Uebrigen trat die Versammlung dem Etats-Ausschuss bei, der 
beantragte, den Magistrat zu ersuchen, im Laufe des Jahres 
l) an Stelle der Klosetgebühr eine anderweite Vorlage über 
eine Kanalisationsabgabe zu machen; 2) eine Vorlage einzu- 
bringen, wodurch bei Neubauten eine einmalige Abgabe für 
die Werthförderung, die der zu bebauende Grund und Boden 
durch die kommunalen Einrichtungen erfahren hat, erhoben 
wird. Am’ meisten Neigung schien in der Versammlung dafür 
zu bestehen, die Kanalisationsabgabe als Miethsteuer einzu- 
richten, d. h. alle zur Kanalisation angeschlossenen Wohnungen 
nach ihrem Miethwerth in der Höhe zu besteuern, dass die 
Gesammteinnahmen die Verzinsung der Kanalisationskosten 
einbrächten. 


(sewerbewesen. 


Zentral-Vereinfür Arbeitsnachweisin Berlin. 
Der soeben veröffentlichte Geschäftsbericht für 1892 dieses 
seit 1883 bestehenden Institutes theilt eine grosse Reihe sehr 
wichtiger Erfahrungen aus der Praxis der Arbeitsvermittlung 
in Grossstädten mit. Auch die Form des Berichts ist recht 
lebendig und anziehend gehalten, sodass sich das Schriftstück 
wie eine interessante Studie über die Berliner Arbeitsvermitt- 
lung mit unterrichtenden Vergleichen aus der Praxis aus- 
wärtiger Arbeitsnachweisanstalten liest. Die Berliner Anstalt 
- (Vorsitzender des geschäftsführenden Ausschusses ist Magistrats- 
Assessor Dr. Freund) hält den Arbeitsnachweis für männliche 
und weibliche Arbeiter in jeder Beziehung streng getrennt. 
In der männlichen Abtheilung ist die Zahl der angebotenen 
Arbeitskräfte und der besetzten Stellen von 1889 auf 1892 fast 
konstant gestiegen, erstere von 10511 auf 11672, letztere von 
‚093 auf 7552; dagegen fiel die Ziffer der von Unternehmern 
angemeldeten Stellen von 8262 im J. 1889 auf 7949 im Vorjahre, 
und zwar trotz der erweiterten Unternehmerkundschaft, welche 
die Anstalt in letzter Zeit durch den Entschluss einzelner 
Unternehmervereinigungen (Buchdrucker) erhielt, sich aus- 
schliesslich ihrer Vermittlung zu bedienen. Die gestiegene 
Arbeitsnoth, welche der Bericht für 1892 zugesteht, mag dieses 
Ergebniss mit verursacht haben; andererseits bestätigt sich 
aber auch hier wieder, dass die Arbeiter gut geleiteten ge- 
meinnützigen Anstalten vorurtheilsloser und verständnissvoller 
gegenüberstehen, als vielfach die Unternehmer, über deren 
Zurückhaltung der Bericht gar beweglich klagt. Wenn daneben 
das persönliche Hausirengehen der Arbeiter nach Beschäftigung, 
das ohne Rücksicht auf die Anstalt fortdauert, vom Bericht 
kritisirt wird, so muss bedacht werden, dass es ja viele Unter- 
nehmer noch so haben wollen und dass der Arbeiter immer 
unter dem Drucke einer weit grösseren Noth steht. Im Ver- 
gleich zu den Ziffern, mit denen der gesammte Berliner Arbeits- 
markt zu rechnen haben wird, sind natürlich überhaupt die 
„Umsätze“ der Anstalt noch sehr klein. Desto mehr muss an- 
erkannt werden, dass die Arbeiter in steigender Anzahl das 
Institut benutzen. Dennoch sank, eben wegen der Zurückhal- 
tung der Unternehmer, der Prozentsatz der untergebrachten 
Arbeitsuchenden von 67.5 im J. 1889 auf 54.8 im J. 1891, und 
für das Jahr 1892 konnte eine erhöhte Besetzungsziffer von 
64.7 nur dadurch erreicht werden. dass man einem grösseren 
Theil der zuströmenden Arbeiter die Einschreibung versagte: 
252 von auswärts zugereiste Arbeiter wies man positiv zurück, 
610 Berliner Arbeitsuchende veranlasste man, unter Hinweis 
auf die Aussichtslosigkeit von einer Anmeldung abzustehen. 
An der Hand einer Statistik der Invaliditäts- und Altersver- 
sicherung rechnet der Bericht einen Arbeiterzuwachs durch 
Zuzug nach Berlin von ca. 15000 Köpfen für 1892 heraus. 
Die Bemühungen, Stellesuchende in der Provinz, namentlich 
in der Landwirthschaft, unterzubringen, hatten nur geringen 
Erfolg. Und wenn auch eine gewisse Leichtfertigkeit der 
Arbeiter, welche in der planlosen Rückkehr zur Grossstadt be- 
steht, getadelt wird, so giebt doch der Bericht S. 8 eine sehr 
einsichtige Darstellung der ernsteren Gründe, welche jene Er- 
scheinung verursachen; die beiden hauptsächlichsten sind: 
schlechtere Arbeitsverhältnisse in der Provinz und die grössere 
Leichtigkeit für die Familie des verheiratheten Arbeiters, in 
der Grossstadt etwas zu verdienen, Wie gross die Ausdehnung 
der ungelernten Kinderarbeit in Folge von Noth in der Familie 
ist, davon giebt die Berichtsstelle S. 12 einen Begriff. Unge- 
lernte Arbeiter bilden überhaupt die Mehrzahl der Arbeit- 
suchenden, welche die Anstalt benutzen und untergebracht 
werden; von den 11131 Stellesuchenden waren nur 541, von 
den 7439 Untergebrachten nur 113 Facharbeiter. Die letzteren 
bedienen sich offenbar fast ausschliesslich der Stellenvermitt- 
lung ihrer Fachorganisationen, woraus sich die Nothwendigkeit 
für städtische Zentralanstalten ergiebt, möglichst in Fühlung mit 
diesen Organisationen vorzugehen. Die Altersstufen von 16 bis 
35 Jahren sind diejenigen, welche für die Vermittlung haupt- 
sächlich in Betracht kommen. Beim Nachweis für weibliche 
Arbeiter, der erst seit Mitte 1891 im Betrieb ist, wurden 1960 
Arbeitskräfte und 1071 Stellen angeboten, von letzteren aber 
998 besetzt. Dieses Ergebniss ist bezüglich des Verhältnisses 
zwischen Arbeitsnachfrage und Besetzung noch ungünstiger 
als bei den Männern: es zeigt, wie stark die wirthschaftlichen 
Verhältnisse wirken, welche die Frau zum Mitbewerb auf dem 
Arbeitsmarkt treiben. Der Verein betrieb nebenbei eine Kantine, 
eine kleine Bibliothek und eine Wärmehalle mit sehr gutem 
Erfolg; über letztere wird noch ausführlich zu berichten sein. 
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Der Gesammtaufwand für die Stellenvermittlung betrug ca. 11000 
Mark und wurde im Wesentlichen durch Mitgliederbeiträge 
gedeckt, während die Einschreibgebühren nur ca. 2700 Mark 
einbrachten. Der Verein ist unter seiner jetzigen, tüchtigen 
Geschäftsleitung ein Pionier des gemeinnützigen Arbeitsnach- 
weises nicht bloss für die Reichshauptstadt, sondern für ganz 
Deutschland. Für die Praxis der Vereine und Gemeinden auf 
diesem Felde werden seine Erfahrungen von nicht geringem 
Werthe sein. 

Arbeitsnachweisebureau der Stadt Bern. Nach 
einem Bericht, den Stadtrath Manz kürzlich im Handwerker- 
und Gewerbeverein zu Bern erstattete, entsprächen die Ergeb- 
nisse des dortigen städtischen Nachweisebureaus, trotz der 
umsichtigen Leitung des Vorstehers, den gehegten Erwartungen 
nicht. Stadtrath Manz, welcher auch Mitglied der vom Ge- 
meinderath eingesetzten Kommission für das Arbeitsnachweise- 
bureau ist, bedauerte es, dass die Anstalt sowohl von den 
Meisterfachvereinen, als auch von den arbeitssuchenden Berufs- 
leuten zu wenig gewürdigt werde, und dass man immer noch 
nach alter Vätersitte die Herbergen absuche oder die Fach- 
vereine der Arbeiter ihre besondern Plazierungsbureaus in ihren 
Lokalen haben. Das städtische Arbeitsnachweisebureau, welches 
bis jetzt mehr von den Frauen benutzt worden sei, müsse in Zu- 
kunft wirkliche Zentralstelle werden. Ueber den Verkehr der An- 
stalt geben folgende Zahlen Aufschluss: Arbeitsangebote 1889: 
197 Männer, 984 Frauen; 1890: 247 Männer, 898 Frauen; 1891: 
306 Männer, 1059 Frauen; 1892: 317 Männer, 1112 Frauen, im 
ganzen 1067 Männer, 4053 Frauen, das heisst 5120 Personen. 
Arbeitsnachfragen: 1889: 645 Männer, 1378 Frauen; 1890: 
545 Männer, 1126 Frauen; 1891: 447 Männer, 1332 Frauen; 
1892: 485 Männer, 1533 Frauen, im ganzen 2022 Männer, 
5369 Frauen, das heisst 7391 Personen. Vermittlungen: 1889: 
189 Männer, 535 Frauen; 1890: 181 Männer, 552 Frauen; 1891: 
213 Männer, 680 Frauen; 1892: 247 Männer, 825 Frauen, im 
ganzen 830 Männer, 2592 Frauen, das heisst 3422 Personen. 

Städtische Arbeitsnachweise. Das Rundschreiben 
des Regierungspräsidenten in Liegnitz, die Errichtung städti- 
scher Arbeitsnachweise im Bezirk betreffend, welches gleich 
nach seinem Bekanntwerden in dieser Zeitschrift eingehend 
besprochen wurde (vgl. S. 118), beginnt seine Wirkungen zu 
äussern. Seit dem 13. April ist auf dem Stadtpolizeikommissariate 
in Bunzlau eine Arbeitsnachweisestelle eingerichtet worden. 
Die schlesischen Blätter berichten von einer regen Benutzung, 
die schon am ersten Tage seitens der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer von der Neueinrichtung gemacht worden sei. 


ThätigkeitdesGewerbegerichtsfürHallea.S. 
im Jahre 1892. Ueber die Thätigkeit des am 2. Jan. v. ]. 
für Halle a. S. ins Leben getretenen Gewerbegerichts im Jahre 
1892 werden von amtlicher Stelle folgende Mittheilungen ge- 
macht. Gewerbestreitsachen waren 714 anhängig, davon 713 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitern und eine zwischen Ar- 
beitern desselben Arbeitgebers. Als Kläger traten auf Arbeit- 
geber in 5 und Arbeiter in 709 Fällen. Von den anhängig 
gemachten Sachen sind im Jahre 1892 701 erledigt und zwar: 
durch Vergleich 270 — 38,50 pCt., durch Klagezurücknahme 
130 — 18,54 pCt., durch Versäumnissurtheil 46 = 6,57 pCt., 
durch Anerkenntniss 18 — 2,55 pCt., durch kontradiktorisches 
Urtheil 237 = 33,84 pCt. Die kontradiktorischen Urtheile 
gingen in 127 Fällen auf vollständige Abweisung der Klage, 
während in 108 Fällen der Beklagte ganz oder theilweise nach 
dem Klageantrage verurtheilt wurde. Die ohne kontradikto- 
risches Urtheil erledigten Sachen machen fast zwei Drittel der 
sämmtlichen anhängig gemachten Sachen aus. In das neue 
Jahr sind 13 Sachen als unerledigt übernommen worden. 
Sitzungen sind im Jahre 1892 99 abgehalten worden, darunter 
48 durch den Vorsitzenden allein, der im ersten auf die Klage 
anzusetzenden Termin ohne Zuziehung der Beisitzer verhandeln 
kann und nur, wenn die Sache streitig bleibt, einen neuen 
Termin vor vollbesetztem Gericht anzusetzen hat. In diesen 
von dem Vorsitzenden allein abgehaltenen Sitzungen wurden 
300 Sachen verhandelt, von denen 160 streitig blieben und 
vor dem vollbesetzten Gewerbegerichte weiter verhandelt 
wurden. In 58 Fällen wurde die Klage vor Eintritt in die 
mündliche Verhandlung zurückgenommen. In den bei weitem 
meisten Fällen betrug der Werth des Streitgegenstandes bis 
zu 100 Mk., sodass die ergangenen Urtheile durch Berufung 
nicht anfechtbar waren. Nur in 13 Fällen sind kontradiktorische 
Urtheile bei einem höhern Streitgegenstande ergangen; es ist 
aber nur in einem einzigen Falle Berufung eingelegt und so- 
dann die Sache in der Berufungs-Instanz durch Vergleich er- 
ledigt worden. Bei einer Gruppirung nach den verschiedenen 
Berufsarten entfallen von den anhängig gemachten Klagen auf 


das Bauhandwerk 152, auf die übrigen Handwerksbetriebe 276, 
auf das Gastwirths- und Schankgewerbe 83, auf die Fabriken 43, 
auf Arbeitsverhältnisse sog. ungelernter Arbeiter (Handarbeiter) 
160, zusammen 714 Klagen. 


Betrieb einesElektrizitätswerkes in Leipzig. 
Der Rath der Stadt Leipzig hat, entsprechend einem Gutachten 
des gemischten Gasausschusses, beschlossen, die Einführung 
der elektrischen Zentralanlage im Wege der Konzession an 
einen Unternehmer zu vergeben. Die vorbereitenden Verhand- 
lungen sind bereits eingeleitet worden. Als Gründe, welche 
dafür sprächen, z. Z. kein städtisches Elektrizitätswerk zu er- 
richten, sondern einen privaten Unternehmer mit dem vor- 
läufigen Betriebe zu betrauen, wird Folgendes angeführt. Die 
bisher eingerichteten städtischen Werke hätten einen nennens- 
werthen Reinertrag nicht abgeworfen. Wenn aber eine Renta- 
bilität zunächst ausgeschlossen oder mindestens unsicher sei, 
dann erscheine es für die Stadtgemeinde nicht räthlich, das 
Risiko einer eigenen Anlage zu übernehmen, an welche ein 
verhältnissmässig g grosses Kapital zu wenden ist. Richtiger werde 
es deshalb sein, die Entwickelung der elektrischen Beleuchtungs- 
technik abzuwarten und nur die Bedingung zu stellen, dass die 
Stadtgemeinde von einem gewissen, nicht zu fernen Zeitpunkte 
ab das Recht auf Uebernahme des Elektrizitätswerkes habe. 
Ob dieses Verhalten nicht von allzugrosser Bedenklichkeit 
diktirt ist? Erfahrungsgemäss lässt sich das Privatmonopol eines 
Unternehmers, wenn es einmal längere Zeit bestanden hat, nur 
sehr schwer wieder zu Gunsten des städtischen Betriebes be- 
seitigen. 


Kommunale Statistik. 


b Kongress deutscher Städtestatistiker. In Lübeck 
tagte Mitte d. M. die VIII. Konferenz deutscher Städtestatistiker, 
bei welcher die Vorstände der Aemter von Berlin, Hamburg, 
Leipzig, München, Breslau, Köln, Dresden, Magdeburg, Frank- 
fturt a. M., Altona, Chemnitz, Görlitz, Lübeck und ein Dele- 
girter der Stadt Dortmund zugegen waren. Die reichhaltige 
Tagesordnung erstreckte sich zunächst auf einige allgemeine 
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Themata, wie die Herausgabe des statistischen Jahrbuchs 
deutscher Städte (Ref. Neefe-Breslau) und die Errichtung sta- 
tistischer Aemter in deutschen Gross- und Mittelstädten (Hasse- 
Leipzig). Das erstgenannte Unternehmen erfreut sich sichtlich 
des Interesses der Städteverwaltungen und wird sich mehr 
und mehr zu einem unentbehrlichen Nachschlagebuch für eine 
rasche Orientirung in den einzelnen Verwaltungszweigen aus- 
gestalten. Die Nützlichkeit besonderer Stellen für den gesamm- 
ten statistischen Dienst, mit welchem gegebenen Falles noch 
andere verwandte Ressorts verbunden werden können, soll in 
einer im Entwurf vorgelegten Denkschrift dargethan werden. 
Auf dem speziellen Gebiete der Bevölkerungsstatistik wurde 
verhandelt über die Berechnung der Sterblichkeitsziffern (Blei- 
cher-Frankfurt a. M.), deren Bedeutung gewöhnlich sehr über- 
schätzt wird, über die Eingruppirung der Todesfälle mit meh- 
reren T'odesursachen bei der Sterblichkeitsstatistik (Flinzer- 
Chemnitz), über die in Hamburg bei Aufmachung der Cholera- 
statistik gemachten Erfahrungen (Koch-Hamburg), sowie über 
die dankenswerthe Anregung von Silbergleit-Magdeburg, die 
Statistik der Aufgebote zur richtigen Beurtheilung der Nuptia- 
lität der Bevölkerung neben der Statistik der Eheschliessungen 
zu Rathe zu ziehen. Das schwierige Gebiet der kommunalen 
Finanzstatistik soll dadurch gefördert werden, dass im Jahr- 
buch abwechselnd kleinere Monographien über Steuern, An- 
leihen etc. zur Aufnahme gelangen (Bearbeiter Edelmann-Dres- 
den), während bezüglich einer umfassenden Darstellung des 
gesammten Haushalts der Kommunen zunächst einige grössere 
Städte zur versuchsweisen Ausfüllung des von Pröbst-München 
vorgelegten einheitlichen Schemas ersucht werden sollen. Auf 
dem Gebiete der Sozialstatistik referirte Hirschberg-Berlin 
Namens der Kommission für Lohnstatistik, welche das Ma- 
terial der Berufsgenossenschaften zur Verarbeitung empfiehlt 
und dementsprechende Schritte vorschlägt. Auf Grund des 
Referates Bleicher-Frankfurt wird ferner die Ausnützung des 
Materials der Krankenkassen als für viele Fragen nutzbringend 
bezeichnet. Namens der Kommission für Armenstatistik stellt 
Böckh-Berlin eine Vorlage mit neuen Gesichtspunkten in Aus- 
sicht. Die Geschäftsführung geht von Zimmermann-Köln an 
Pabst-Lübeck über. 
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Die Staatskontrole im preussischen Ge- 
meindeabgaben-Entwurf. 


Von Dr. J. Jastrow, Privatdozent an der Universität Berlin. 


In den soeben stattfindenden Plenarverhandlungen 
über das preussische Gemeindeabgaben-Gesetz werden 
die Eingriffe des Staates in das freie Verfügungsrecht 
der Gemeinden voraussichtlich einen der Hauptgegen- 
stände der Debatten bilden. Allein trotz der Wichtig- 
keit der Sache ist das Publikum darauf schlecht vor- 
bereitet, weil sich die öffentliche Diskussion mit den 
einschlagenden Bestimmungen noch viel zu wenig be- 
schäftigt hat. Und doch haben Alle, die in der Ge- 
meindeverwaltung thätig sind, vom grossstädtischen 
Magistratsmitglied bis herab zum Ortsvorsteher kleiner 
Gemeinden, ein Interesse, zu erfahren, wieweit die 
Selbständigkeit der Gemeinde in Steuersachen reichen, 
wieweit Eingriffe des Staates gestattet sein sollen. 


I 


Die Kontrole des Staates über das Steuerwesen 
seiner Gemeinden hat eine doppelte soziale Bedeutung. 
Ueberall muss der Staat darüber wachen, dass seine 
sozial-politischen Grundsätze (namentlich diejenigen, 
welche er speziell für die Gemeindeabgaben vorge- 
schrieben hat) von den Gemeinden inne gehalten 
werden. In Staaten wie Preussen, deren Gemeinde- 
vertretungen nicht Vertretungen der ganzen Ein- 
wohnerschaft, sondern im Wesentlichen nur der be- 
sitzenden Klassen sind, kommt zweitens dazu, dass 


die Oberbehörden berufen sind, das Interesse der 
Besitzlosen gegenüber den Gemeindeorganen wahr- 
zunehmen. 

Ist daher in Rücksicht auf sozial-politische Fort- 
entwicklung eine wirksame Staatskontrole unerlässlich, 
so müssen ihr im Interesse der Selbstverwaltung doch 
auch wiederum feste Grenzen gezogen werden. Wenn 
auch die hergebrachte liberale Anschauung von der 
grösstmöglichen Befreiung aller Selbstverwaltungs- 
körper im Zeitalter staatlicher Sozialpolitik nicht mehr 
aufrecht erhalten werden kann, so ist doch andererseits 
die gemeindliche Selbstverwaltung ein zu werthvoller 
Bestandtheil unseres Staatslebens, als dass sie nicht 
geschont und gepflegt werden sollte. 

Unter diesen Umständen ist es begreiflich, dass 
es über das Maass der Staatskontrole zu scharfen 
Auseinandersetzungen in der Kommission des Abge- 
ordnetenhauses kam. Man nahm Anstoss an dem 
Wortlaut des Gesetzes, welcher ein Eingreifen des 
Staats gestatten will, wenn Beschlüsse der Gemeinde- 
behörden den „Besteuerungsgrundsätzen“ des Ge- 
setzes widersprechen, und wollte es auf die Fälle 
beschränken, in denen die Gemeindeorgane positive 
Bestimmungen des Gesetzes verletzt hätten. Dem 
gegenüber hielt der Finanzminister aufrecht, dass es 
Sache der Öberbehörden sei, auch über die Inne- 
haltung der allgemeinen Grundsätze zu wachen. „Der 
Entwurf lasse den Gemeinden eine grosse Freiheit in 
der Gestaltung ihres Steuersystems. Um so mehr sei 
eine Handhabe nothwendig, wenn das Gemeinde- 
Steuersystem gegen den Geist des ganzen Gesetzes 
gestaltet werde“ (Kommissionsbericht S. 102). Aber 
auch für den Fall, dass das Eingreifen zweifellos zu- 
lässig ist, bestanden verschiedene Ansichten darüber, 
wieweit die Oberbehörde solle gehen dürfen. Aus der 
Mitte der Kommission wurde die Ansicht geäussert, 
es könnte auf diese Weise das Genehmigungsrecht 
dazu gebraucht werden, um den Gemeinden neue 
Steuerformen zu oktroyiren. Anträge, welche darauf 
ausgingen, dies im Gesetz ausdrücklich zu verbieten, 
wurden vom Finanzminister theilweise deswegen be- 
kämpft, weil dies nach Lage der Gesetzgebung ohne- 
dies verboten sei. Andererseits gelang es dem Minister, 
die Kommission davon zu überzeugen, dass in ge- 
wissen Fällen die Oberbehörde der Natur der Sache 
nach das Recht haben müsse, den Gemeinden bindende 
Vorschriften zu machen. In dem einen wie in dem 
andern Falle aber liess sich die Kommission an der 
erzielten Uebereinstimmung genug sein und verzichtete 
auf gesetzliche Fixirung. 
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Alles dies wirkt nun zusammen, um die Ueber- 
sicht über das Maass von Staatskontrole, welches 
der Gesetzentwurf nach der Kommissionsfassung ge- 
statten will, überaus zu erschweren. 


I. 


Den Bestimmungen über die Staatskontrole ist 
nach den Kommissionsbeschlüssen eine Unterscheidung 
zwischen dem Recht der Genehmigung und dem Recht 
der Anordnung zu Grunde gelegt. Jenes ist rein 
negativ und besteht (korrekt ausgedrückt) in dem 
Rechte, die Genehmigung zu versagen ($ 62). Das 
zweite ist positiv und besteht in dem Rechte, an 
Stelle der Gemeindebehörden die nothwendigen An- 
ordnungen zu treffen ($ 62a). 

Welche Beschlüsse der Gemeinden der „Geneh- 
migung“ bedürfen, ist nirgends zusammengestellt. Die 
einschlägigen Bestimmungen sind durch das ganze 
Gesetz zerstreut. Gebühren bedürfen der Genehmigung, 
wenn sie für die Benutzung von Veranstaltungen er- 
hoben werden sollen, zu deren Benutzung eine recht- 
liche oder physische Nöthigung besteht; Chaussee-, 
Wege-, Pflaster-- und Brückengeld bedürfen ihrer 
stets. Ebenso die „Verwaltungsgebühren“, d. h. Ge- 
bühren für einzelne Handlungen der Gemeindeorgane: 
Ertheilung von Baukonsensen, Beaufsichtigung von 
Bauten, von Messen und Märkten, von Musikauffüh- 
rungen, Schaustellungen, theatralischen Vorstellungen 
und sonstigen Lustbarkeiten u. a. m. ($ 6). Wenn 
die Gemeinde, behufs Deckung der Kosten für einzelne 
Veranstaltungen, von Grundeigenthümern und Ge- 
werbetreibenden, denen hierdurch besondere Vortheile 
erwachsen, „Beiträge“ erheben will, so bedarf der 
bezügliche Beschluss der Genehmigung ($ 7). Wäh- 
rend die Einführung neuer indirekter Steuern stets 
von der Genehmigung abhängig gemacht ist, schwebt 
für die direkten Steuern dem Entwurf (auch in der 
Kommissionsfassung) eine Art Normalverhältniss vor, 
in welchem die Zuschläge zur Staats-Einkommensteuer 
nicht mehr als 100 pCt. betragen, und diese Ein- 
kommensteuer einerseits, die drei sogenannten Staats- 
steuern (Grund-, Gebäude-, Gewerbesteuer) anderer- 
seits in einer gewissen Relation zu einander stehen.*) 


*) Diese Relation — ein ziemlich komplizirtes Kapitel 
unserer Kommunalsteuerpolitik — wird in der Hauptsache durch 
die $$S 45 und 46 der Kommissionsfassung festgestellt: 


8 45. 


Die vom Staate veranlagten Realsteuern sind in der Regel 
mindestens zu dem gleichen und höchstens zu einem um die 
Hälfte höheren Prozentsatze zur Kommunalsteuer heranzuziehen, 
als Zuschläge zur Staatseinkommensteuer erhoben werden. 

Solange die Realsteuern 100 pCt. nicht übersteigen, ist die 
Freilassung der Einkommensteuer oder eine Heranziehung der- 
selben mit einem geringeren, als in dem ersten Absatze be- 
zeichneten Prozentsatze zulässig. 

Werden mehr als 150 pCt. der staatlich veranlagten Real- 
steuern erhoben und ist die Staatseinkommensteuer mit 150 pCt. 
belastet, so können von dem Mehrbetrage für jedes Prozent 
der staatlich veranlagten Realsteuern 2 pCt. der Staatsein- 
kommensteuer erhoben werden. 

Mehr als 200 pCt. der Realsteuern dürfen in der Regel 
nicht erhoben werden. 


8 46. 


Zuschläge über den vollen Satz der Staatseinkominensteuer 
hinaus, sowie Abweichungen von den im $ 45 enthaltenen 
Vorschriften bedürfen der Genehmigung; die Abweichungen 
sind nur aus besonderen Gründen zu gestatten. In beiden 
Fällen ist davon auszugehen, dass Aufwendungen der Ge- 


Die Gemeinden haben aber das Recht, in gewissen 
Fällen von dem Normalverhältniss abzuweichen. In 
diesen Fällen bedürfen ihre Beschlüsse der Geneh- 
migung. So, wenn eine Gemeinde sich genöthigt 
sieht, mehr als 100° pCt. Einkommensteuerzuschlag‘' 
zu erheben, oder wenn sie die Realsteuern stärker 
oder schwächer als im Normalverhältniss heranziehen 
will (8 46), oder wenn sie das Verhältniss der Real- 
steuern im Ganzen zwar bestehen lässt, aber aus 
Rücksicht auf besondere Vortheile Grundbesitzer oder 
Gewerbetreibende im Wege der Untervertheilung 
stärker heranziehen will ($ 47). Wenn die Gemeinde 
die Gewerbesteuersätze verschieden abstufen ($ 25), 
wenn sie Ausländern und Angehörigen anderer deut- 
scher Bundesstaaten eine dreijährige Einkommensteuer- 
freiheit gewähren will ($ 32), so unterliegen die dies- 
bezüglichen Beschlüsse der Genehmigung. Mieths- 
und Wohnungssteuern dürfen in Zukunft nicht einge- 
führt werden; die bestehenden sind auf ihre Ueber- 
einstimmung „mit den vorstehenden Besteuerungs- 
grundsätzen und sonstigen . Bestimmungen dieses 
Gesetzes“ zu prüfen und bedürfen erneuter Geneh- 
migung ($ 18, Abs. 3 und 4). Allgemein für alle 
direkten Steuern gilt der Grundsatz, dass die Ge- 
meinde andere Steuern als Prozentualzuschläge zu 
Staatssteuern ohne Genehmigung nicht neu einführen 
darf ($ 18, Abs. 5 und 6); Einkommensteuern, welche 
von der staatlichen abweichen, darf sie ohne Geneh- 
migung auch nicht einmal beibehalten. Wenn eine 
Gemeinde an Stelle der oben erwähnten „Beiträge“ 
eine verschiedene Bemessung der Steuern eintreten 
lässt, so entgeht sie dadurch nicht der Verpflichtung, 
die Genehmigung einzuholen. 


Schon die Zusammenstellung dieser Fälle zeigt, 
welche Funktion dem Genehmigungsrecht zugedacht 
ist. Das Gesetz will in gewissen Fällen und innerhalb 
gewisser Grenzen Ausnahmen von dem ihm vor- 
schwebenden Normalverhältniss zulassen, will es aber 
nicht den Gemeindeorganen allein überlassen, darüber 
zu befinden, ob die Voraussetzungen einer solchen 
Ausnahme gegeben sind, sondern eine Nachprüfung 
der Genehmigungsbehörde eintreten lassen. 


Die Begrenzung des Genehmigungsrechts stellt 
sich nach dem Kommissionsbericht in folgender Art. 
Wenn etwa eine Gemeinde sich genöthigt glaubt, 
Einkommensteuerzuschläge über 100 pCt. hinaus zu 
erheben, so muss sie den Beschluss zur Genehmigung 
unterbreiten. Die Genehmigungsbehörde ist verpflichtet, 
in eine Prüfung darüber einzutreten, ob der betreffende 
Beschluss den Vorschriften und Besteuerungsgrund- 
sätzen des Gesetzes entspricht. Wenn z. B. die vor- 
gesetzte Behörde den Grund des Defizits darin findet, 
dass gewerbliche Unternehmungen oder sonstige Ver- 
anstaltungen der Gemeinde nicht genügend hohe Preise 


.meinde, welche in überwiegendem Maasse dem Grundbesitze 
und dem Gewerbebetriebe zum Vortheile gereichen, in so weit 
in der Regel durch Realsteuern gedeckt werden sollen, sofern 
die Ausgleichung nicht nach $$ 4, 7 oder 16 erfolgt. Zu 
solchen Aufwendungen gehören namentlich die Ausgaben für 
den Bau und die Unterhaltung von Strassen und Wegen, für 
Stau- und Bewässerungsanlagen, sowie für die Verzinsung und 
Tilgung der zu solchen Zwecken aufgenommenen Schulden. 
Ausserdem ist dabei in entsprechender Weise die Erleichte- 
rung zu berücksichtigen, welche den Steuerpflichtigen einer 
Gemeinde durch die Ausserhebungsetzung der staatlichen 
Realsteuern zutheil geworden ist. 
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oder Beiträge erheben ($$ 3, 4 und 7), so kann die 
Genehmigung deswegen verweigert werden. Hält die 
Gemeinde die gesetzliche Steuerrelation ($ 45) inne, 
so kann die Genehmigung nicht deswegen verweigert 
werden, weil auch dieser gesetzliche Weg auf mehr 
als 100 pCt. Einkommensteuerzuschlag führen würde; 
es ist vielmehr in einem solchen Falle sachlich zu 
prüfen, ob nach den Verhältnissen in der Gemeinde 
„besondere Gründe“ vorhanden sind, um derentwillen 
eine so starke Heranziehung der Realsteuern gerecht- 
fertigt ist, dass die Ueberschreitung des Normalsatzes 
bei der Einkommensteuer nicht nothwendig wird. 
Ebensowenig darf die Genehmigung deswegen ver- 
sagt werden, weil die Gemeinde indirekte Steuern 
gar nicht erhebe. Wird die Genehmigung versagt, sei 
es, weil die Behörde die Beiträge, sei es, weil sie die 
Realsteuern anders bemessen haben will, sei es aus 
irgendwelchen andern Gründen, so liegt es im Er- 
messen der Gemeindeorgane, ob sie ihren Beschluss 
dementsprechend ändern wollen oder nicht. Thun sie 
es, so ist die Genehmigung erneut nachzusuchen. 
Aendern sie ihn nicht, so ist über die Vertheilung der 
Steuern kein gültiger Gemeindebeschluss zu Stande 
gekommen, und es tritt eben das ein, was einzutreten 
hätte, wenn die Gemeindevertretung überhaupt keinen 
Beschluss gefasst hätte. Das Genehmigungsverfahren 
aber ist erledigt. 

Erst an der Hand dieser Beispiele kann man 
ermessen, welche soziale Bedeutung es hat, wenn als 
Genehmigungsbehörde der Kreisausschuss, in höherer 
Instanz der Bezirksausschuss (für Städte Bezirksaus- 
schuss und Provinzialrath) festgesetzt sind. Auch diese 
Ausschüsse sind im Wesentlichen kommunale Organe. 
Ihr Vorsitzender ist zwar ein Staatsbeamter, aber unter 
ihren Mitgliedern sind hauptsächlich dieselben sozialen 
Kreise vertreten, welche in den Gemeinden die Ober- 
hand haben d. h. die besitzenden Klassen. Soll also 
das Genehmigungsrecht wirklich zum Schutze der Be- 
‚sitzlosen gebraucht werden, so sind hiezu Kreisaus- 
schuss, Bezirksausschuss, Provinzialrath gar nicht fähig. 
Dem Vorsitzenden des Bezirksausschusses (für Städte 
dem des Provinzialraths) ist daher das Recht gegeben, 
aus Gründen des öffentlichen Interesses den Beschluss 
zu beanstanden und eine Entscheidung der Minister 
des Innern und der Finanzen herbeizuführen. Ausser- 
dem ist für die wichtigsten Fälle die Zustimmung dieser 
beiden Minister zur Genehmigung grundsätzlich einzu- 
holen. Der $ 62 zählt drei solcher Fälle auf: a) wenn 
eine Gemeinde die Gemeindesteuer nicht in gleich- 
mässigen Zuschlägen zur Staatssteuer erhebt, sondern 
eine „besondere“ *) Gemeindesteuer einführt (oder eine 
bestehende abändert); b) wenn sie von der Steuer- 
relation des $ 45 abweicht; c) wenn sie mehr als 
100 pCt. Einkommensteuerzuschlag erheben will An 
anderer Stelle des Entwurfs ($ 18) befindet sich noch 
ein vierter Fall: die Genehmigung bestehender Mieths- 
und Wohnungssteuern (denen ohne Genehmigung nur 
eine Galgenfrist bis zum 1. April 1898 gewährt ist). 


(Schluss folgt.) 


*) Nach der Terminologie der Kommissionsfassung gilt 
eine Einkommensteuer, welche die Zuschläge für die einzelnen 
Stufen des Steuertarifs verschieden bemisst (8 30), stets als 
„besondere“ Gemeindesteuer, auch wenn sie sich der Form 
der Zuschläge zur Staatssteuer bedient. 


Gewerbegerichte in Württemberg. 


Von E, Lautenschlager, Vorsitzenden des Gewerbegerichts 


in Stuttgart. 


Gegen die Errichtung von Gewerbegerichten wird 
häufig der Einwand erhoben, es sei an dem betreffenden 
Ort keine genügende Beschäftigung für ein Gewerbegericht 
vorhanden. Für kleinere Orte mag dieser Einwand richtig 
sein, aber bei mittleren und grossen Städten darf aus der 
Thatsache, dass seither die Zahl der gewerblichen Streit- 
fälle niedrig gewesen ist, nicht der Schluss gezogen werden, 
dass nach Errichtung eines Gewerbegerichts die Zahl der 
Gewerbestreitsachen auf dem gleichen niedrigen Stand 
bleiben werde. 


In Württemberg, wo im Laufe der Jahre 1891 und 
1892 neun Städte Gewerbegerichte errichtet haben, wurde 
fast allgemein die Wahrnehmung gemacht, dass die Zahl 
der Gewerbestreitsachen nach Errichtung des Gewerbe- 
gerichts erheblich gestiegen ist. Die folgende Tabelle zeigt 
für die grösseren Städte Württembergs, wie viele Ge- 
werbestreitsachen im Durchschnitt der Jahre 1888-90, 
also vor Errichtung der Gewerbegerichte, anhängig ge- 
macht wurden, und wie viele Fälle auf je 1000 gewerb- 
thätige Personen gekommen sind. Bei den gewerbthätigen 
Personen sind Gehilfen und Geschäftsleiter inbegriffen, 
und die angegebenen Zahlen beziehen sich auf sämmtliche 
Gewerbe mit Ausnahme des Handels- und Versicherungs- 
gewerbes. 


| @ Auf 1000 
tewerb- gewerb- 
| Einwohner thätige Zahl der thätige 
1890 2: : Klagen 
Klagen 
Stuttgart. 139 000 25 400 587 23 
Ulm 36 000 6 400 42 7 
Heilbronn 29000 6 800 69 10 
Esslingen . 22000 | c. 5800 24 4 
Cannstatt. 20.000 ce. 3900 17 5 
Reutlingen 18 000 4900 54 11 
Ludwigsburg 17 000 3400 26 8 
Gmünd 16 000 4000 36 9 
Göppingen 14 000 4400 50 11 
Tübingen . 13 000 1800 33 18 
Ravensburg . 12 000 3000 12 4 
Biberach . 8000 1 900 20 10 
Heidenheim . 8000 2500 7 3 


Dass in Stuttgart im Verhältniss viel mehr Klagen 
als in den anderen Städten anhängig gemacht wurden, 
erklärt sich wohl daraus, dass Stuttgart die einzige Stadt 
in Württemberg war, in’ der ein auf Grund des früheren 
$ 1202 der Gewerbeordnung errichtetes Gewerbeschieds- 
gericht bestanden hat. Zu den Verhandlungen dieses Ge- 
werbeschiedsgerichts wurden Beisitzer aus der Klasse der 
Unternehmer und der Klasse der Arbeiter in ähnlicher 
Weise, wie jetzt beim Gewerbegericht, beigezogen. Da- 
gegen wurden in den anderen württembergischen Städten 
die Gewerbestreitsachen ohne Zuziehung von Beisitzern 
durch den Ortsvorsteher oder einen anderen städtischen 
Beamten erledigt. 


Wie die folgende Tabelle zeigt, ist fast in allen 
Städten in denen Gewerbegerichte errichtet worden sind, 
die Zahl der Gewerbestreitsachen erheblich gestiegen. 
Die Tabelle umfasst mit Ausnahme des Gewerbegerichts 
Geislingen, das erst im Jahre 1893 seine 'Thätigkeit be- 
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gann, sämmtliche Gewerbegerichte, die in Württemberg 
bestehen. 


Auf 1000 gewerbthätige 


Zahl Personen kommen Klagen: 
der Klagen = - 
im Jahr im Durchschnitt 
1892 im Jahr 1892 der Jahre 
1588—90 

Stuttgart oc 1085 | 43 3 
UUlını, Wan. r Baer 122 19 7 
Esslingen 58 | 10 4 
Cannstatt ML SIERE 87 53 5 
Gönpingenzanane: 69 18 11 
Ravensburg . . . | 36 12 4 
Biberach aa 12 6 10 
Heidenheim 72% 11 4 3 


Beim Gewerbegericht Cannstatt ist zu beachten, dass 
es erst Ende Juli 1892 ins Leben getreten ist; die in 
der zweiten Spalte angegebene Zahl ist für das ganze 
Jahr berechnet. Wenn von den beiden kleineren Städten 
Biberach und Heidenheim abgesehen wird, so ergibt sich, 
dass die Zahl der Gewerbestreitsachen in allen Städten, 
die mehr als 10000 Einwohner haben, nach Errichtung 
des Gewerbegerichts erheblich gewachsen ist. Nicht blos 
in den Städten, wo vorher überhaupt keine Beisitzer zu 
den Gewerbestreitsachen zugezogen wurden, ist die Zahl 
der Fälle gestiegen, sondern auch in Stuttgart, wo schon 
bisher im Gewerbeschiedsgericht Beisitzer mitgewirkt haben. 
Dies erklärt sich hauptsächlich daraus, dass beim Ge- 
werbegericht die Kosten bedeutend geringer geworden sind, 
und dass die Berufung ans Amtsgericht, die beim früheren 
Gewerbeschiedsgericht zulässig war, weggefallen ist. 

Bei den Gewerbegerichten sind, wie die folgende 
Tabelle zeigt, die Klagen der Arbeiter erheblich zahl- 
reicher, als die Klagen der Unternehmer, während da, 
wo kein Gewerbegericht besteht, die Zahl der von Unter- 
nehmern erhobenen Klagen unverhältnissmässig gross zu 
sein pflegt. Die Zahl der von Unternehmern erhobenen 
Klagen hat betragen: 


Im Durchschnitt Im Jahre 1892 bei den 
der Jahre 1883—90 Gewerbegerichten 
im Ver- im Ver- 
über- hältniss zur über- hältnisszur 
Gesammt- Gesammt- 
haupt: zahl der haupt zahl der 
Klagen: Klagen: 
StutLFarter er. 57 10 pCt. 101 &: 
Ulmen ar 23 Hal 18 oe, 
Dieilbronnge us... 24 I 39225 — — , 
Kissingen we 10 A2 7, 12 20, 
Gannstattermerse: 5 DIE 4 Sys 
Relitlinvene .kı 3r 23 43 '„ _ —y, 
Ludwigsburg . 12 46 „ E= — y, 
Gmünd . : 10 oe, || —_ — ,„ 
Göppingen. 13 PD. 19 DER 
Tübingen 3 IERr — —y, 
Ravensburg 3 250% 4 025 
Biberach 6 Sl — — 
Heidenheim | 3 Aa 2 Ir 


Während also in Stuttgart die Klagen der Unternehmer 
und der Arbeiter gleichmässig gewachsen sind, haben in 
den meisten anderen Städten, in denen Gewerbegerichte 
errichtet worden sind, fast nur die Klagen der Arbeiter 
zugenommen. Nun haben die meisten Gewerbestreitsachen 
ihren Ursprung in Lohnstreitigkeiten, und bei allen Lohn- 
streitigkeiten sind naturgemäss stets Arbeiter die Kläger 
und Unternehmer die Beklagten. Man sollte daher an- 
nehmen, dass überall die Klagen der Arbeiter bedeutend 
zahlreicher seien, als die Klagen der Unternehmer. Wenn 
nun in den Orten, wo kein Gewerbegericht besteht, die 


Zahl der von Arbeitern erhobenen Klagen im Verhältniss 
zu den von Unternehmern erhobenen Klagen klein ist, 
so muss der Schluss gezogen werden, dass in solchen 
Orten zwar die Unternehmer leicht zu ihrem Recht kommen 
können, dass dagegen die Arbeiter entweder kein rechtes 
Vertrauen zu der gewerblichen Rechtsprechung haben, 
oder dass es ihnen nicht billig und bequem genug ge- 
macht ist, ihr Recht zu verfolgen. Umgekehrt ist daraus, 
dass nach Errichtung eines Gewerbegerichts die Klagen 
der Arbeiter zunehmen, zu schliessen, dass die Arbeiter 


-Vertrauen gewonnen haben und dass sie ohne grosse 


Schwierigkeiten und ohne grosse Kosten zu ihrem Recht 
gelangen können. 
* 
* * 

Vorstehenden Ausführungen unseres geschätzten Mitar- 
beiters möchten wir noch die interessanten Mittheilungen an- 
reihen, die sich in den Jahresberichten der württembergischen 
Gewerbeinspektoren für 1892 (als Beilage zum „Gewerbeblatt 
aus Württemberg“, No. 14 vom 2. April 1893 erschienen), die 
uns soeben zugingen, finden und die Art der Erledigung der 
Gewerbegerichtsprozesse betreffen. 


Klagen Erledigt durch an 
Gewerbegericht über- er Eat a 
haupt | Urtheil Ren er blieben 
Stuttgart . ur 1085 315 494 | 215 61 
Cannstatt 87 22 45 | 19 1 
Essiinsenn ee 58 4 48 6 = 
Heidenheim . . . | 11 2 Ham 3 — 
Biberach... 12 2 ER 3 _ 
Göppingen mr: 69 N N il) — 
Ravensburg. . . 36 4 30 | 2 = 
Ulnıce ee: 122 51 A223 6 


Ueberall wurde die überwiegende Mehrzahl der Klagen 
auf gütlichem Wege geordnet, da zum rechtskräftigen Urtheil 
nur die Minderzahl der Klagen führten. Zwischen den beiden 
grösseren Gewerbegerichten besteht allerdings insofern ein 
Unterschied, als in Stuttgart nur 29 pCt., in Ulm aber 42 pCt. 
der Klagen einen Urtheilsspruch zur Folge hatten. Ausserdem 
enthält der genannte Bericht die Angabe, dass in Biberach 10, 
in Göppingen 60, in Ravensburg 36 und in Ulm 64 Klagen 
binnen einer Woche ihre Erledigung fanden. Man kann aus 
alledem die Ueberzeugung schöpfen, dass die Gewerbegerichte 
ihrer Aufgabe auch in diesen Beziehungen gerecht zu werden, 
verstanden. 


Wärmehalle des Berliner Zentralvereins 
für Arbeitsnachweis. 


Auch im Winter 1892/93 wie im vorhergehenden hat der 
Berliner Zentralverein für Arbeitsnachweis, wie seinem bereits 
anderweitig in der vorigen Nummer besprochenen Geschäfts- 
bericht für das Jahr 1892 zu entnehmen ist, in zwei dem 
Alexanderplatz benachbarten Stadtbahnbögen eine Wärmehalle 
eröffnet, die am 15. November zum ersten Mal zugänglich war*). 

Nachdem sich im Winter 1891/92 ergeben hatte, dass 
nach einer Frauenabtheilung kaum ein Bedürfniss vorhanden 
sei, verzichtete man auf diese und zog die früher den Frauen 
vorbehaltenen Räume zur Halle der Männer hinzu, sodass nun 


*) Neben dieser Wärmehalle und dem städtischen Asyl für 
Obdachlose bestehen bekanntlich in Berlin noch die Asyle eines 
„Asylvereins für Obdachlose“. Im Jahre 1892 nächtigten in diesen 
127 759 obdachlose Personen (676 mehr als im Vorjahr), darunter 
109473 Männer und 18286 Frauen, Mädchen und Kinder. Ein 
Bad nahmen 38027 Männer und nur 1412 Frauen (insgesammt 
1716 mehr als im Vorjahr). Die Unterhaltung des Männerasyls er- 
forderte 23763, die des Frauenasyls 6487 Mark, die Beköstigung 
stellte sich dabei auf täglich 8,77 Pfg. pro Asylist. Die Gesammt- 
ausgaben betrugen 37 179 Mark, die Gesammteinnahmen mit Ein- 
schluss von 1000 Mark Stadtzuschuss 46 663 Mark. Das Vermögen 
beläuft sich nach Abzug der Passiven auf 508347 Mark. 
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800 Sitzplätze für Männer vorhanden sind, zwischen denen 
in den breiten Gängen noch für einige weitere hundert Platz 
ist. Aber auch diese Vergrösserung erwies sich als nicht ge- 
nügend. Täglich musste man die Halle wegen des übergrossen 
Andranges schliessen, bei grosser Kälte oft schon eine halbe 
Stunde nach dem Oeffnen. Alle I!/a bis 2 Stunden wurde dann 
bänkeweise ein Wechsel in den Besuchern herbeigeführt, be- 
ginnend mit den jüngeren Leuten, welchen der Platz im ersten 
Bogen angewiesen war. Die Räumung geschah stets willig und 
in guter Ordnung. So fand täglich 5 bis 8 Mal ein Wechsel 
von 100 bis 200 Leuten statt, wobei indessen viele von den- 
jenigen, die die Halle zu verlassen hatten, sich denen wieder an- 
schlossen, die draussen die spätere Zulassung abwarteten. An- 
sammlungen der vor der Wärmehalle auf Zulassung Harrenden 
und die häufigen, die Angestellten sehr in Anspruch nehmen- 
den Wechsel werden als Vorkommnisse bezeichnet, die mög- 
lichst zu vermeiden sind. Erst wenn ein dritter Stadtbahnbogen 
hinzugezogen wird, glaubt man dem Bedürfniss einigermassen 
gerecht werden zu können; und zwar hält der Verein dafür, 
dass dieses Vorgehen sich mehr empfehle, als etwa an anderen 
Stellen der Stadt weitere Hallen zu errichten. Die Zentralisirung 
habe im Allgemeinen und im vorliegenden besonderen Falle 
mannigfache Vortheile. Die gegenwärtige Lage der Zentral- 
halle sei eine äusserst günstige: in der Mitte der Stadt und 
doch in einer sehr wenig verkehrsreichen Strasse gegenüber 
dem Verwaltungsgebäude des Königlichen Polizei-Präsidiums, 
welches bei erheblichen Ruhestörungen polizeilichen Schutz 
entsenden kann. Einer Erweiterung der Halle stehen daher Be- 
denken nicht entgegen. Andererseits sei die Verwaltung einer 
Mehrzahl von Hallen mit grösseren Schwierigkeiten verknüpft. 
Die Halle bedarf der fortwährenden Oberaufsicht seitens des 
Vorstandes und eines erprobten und geschulten Personals. Das 
letztere ist aber für die kurze Dauer des Bestehens sehr schwer 
zu beschaffen. 


Die Aufrechterhaltung der Ordnung liegt in der Hand 
von zwei Inspektoren, denen zwei Hausburschen unterstellt sind. 
Ruhestörungen sind übrigens kaum vorgekommen, die Gäste 
haben sich im Allgemeinen stets den Anordnungen der In- 
spektoren gefügt und ausserdem konnten diese stets auf die 
Unterstützung der besseren Elemente unter den Besuchern, 
welche doch die grösste Mehrzahl bildeten, rechnen. Mit Recht 
legte man aber grosses Gewicht darauf, zu Inspektoren nur 
Personen zu nehmen, die den Umgang mit den Leuten ge- 
wohnt waren und sich zugleich immer eines mässigen und 
ruhigen Auftretens befleissigten, sodass sie im Stande waren, 
sich einigermassen das Vertrauen der Besucher zu erwerben. 
Gerade deshalb steht ihnen auch ein gewisses Urtheil über 
die Leute zu. Sehr zahlreich vertreten sind darnach die Be- 
sucher des städtischen Asyls, die also auch für die Nacht kein 
Obdach haben, dann solche, die eben nur über eine Schlaf- 
stätte für die Nacht verfügen. Neben arbeitsunfähigen Alters- 
schwachen und Krüppeln verkehren in der Halle auch Arbeits- 
lose, die eben keine Stelle finden können, und endlich die Ar- 
beitsscheuen, die zu wenig Halt haben, um überhaupt ihre 
Hände anzustrengen. Selbstverständlich thut die Halle recht 
daran, auch ihnen sich zu öffnen, denn sie sind dort immer 
noch besser untergebracht, als in den elenden Schnapskneipen. 
Eine Arbeitsstätte in der Wärmestube einzurichten ist deshalb 
unmöglich, weil der Wechsel in den Besuchern und ihre Zahl 
viel zu gross sind. 


In Verbindung mit der Wärmehalle ist eine Suppenanstalt 
eingerichtet, welche zu billigem Preise nahrhafte Suppen und er- 
wärmende Getränke von Morgens 9!/ Uhr an bis Abends bietet. 
Daneben aber vertheilte der Verein auch Suppen unentgeltlich, 
zu welchem Zweck er sich an das Publikum um milde Gaben 
wandte. Obwohl die Auswahl unter den vorhandenen Personen 
aufs Sorgfältigste getroffen wurde, nahm doch die Zahl der 
Gespeisten Tag um Tag zu, sodass bald täglich 5—600 Por- 
tionen Suppe mit Brod gratis vertheilt wurden. Die Einrich- 
tung, dass Wohlthäter Suppenmarken kaufen und vertheilen 
konnten, musste wieder aufgehoben werden, weil auf diese 
Weise keinerlei System in der Vertheilung herrschte, da jene 
Geber urtheilslos den sich Herandrängenden Marken gaben. 
Zur Herstellung nahrhafter Suppen, die täglich ein Mitglied 
des Vorstandes überwachte, liess man sich von Chemikern die 
erforderlichen Rezepte aufstellen. Die Suppen von Hülsen- 
früchten waren weit beliebter, als die Milchsuppen und wur- 
den wie folgt bereitet: für 100 Liter Suppe von Hülsenfrüchten 
34 Pfund Erbsen, °/ı Pfund Zwiebeln, oder 34 Pfund Linsen, 
3/4 Pfund Zwiebeln, oder 32 Pfund Bohnen, 2 Pfund Kartoffel- 
mehl, dazu Suppenkraut und Salz und 5 Pfund geräucherter, 
in Würfel geschnittener, gebratener Speck, sowie 11/s Pfund 


trockenes und geschmackfreies Eiweisspulver. An besonderen 
Festabenden fügte man ein Stück Wurst oder Speck hinzu. 
Im Ganzen wurden in der Halle vom 15. November bis Ende 
Februar 28711 Tassen Kaffee, 16573 Tassen Milch, 24602 
Brödchen etc. etc., 58377 Portionen Suppe (worunter 25 249 
gratis) verabreicht. Von einer Gratisvertheilung von Kaffee 
des Morgens wurde fast ganz abgesehen, da die grosse Mehr- 
zahl der frühen Gäste aus den Asylen kommen, wo sie bereits 
ihren Morgenimbiss erhielten. Für Lebensmittel wurden Mark 
5894.73 ausgegeben. Zu diesen Ausgaben kamen noch an Löh- 
nen und Verpflegung der Angestellten Mark 2617.17, sodass 
die Betriebsausgaben ohne Miethe, Beleuchtung und Heizung 
Mark 8511.90 betrugen. Ihnen standen Einnahmen von Mark 
10113.22 gegenüber, worunter Mark 3000 von der Stadtge- 
meinde beigesteuert waren, der Rest aber grossentheils aus 
milden Gaben floss. Auch die Kohlen und die Beleuchtung 
wurden schenkweise geliefert. 

Die Berliner Wärmehalle hat sich als nützliches Institut 
erwiesen und wird von der Theilnahme aller Kreise der Ber- 
liner Bevölkerung getragen. Sie leistet der Allgemeinheit einen 
überaus wichtigen Dienst, indem sie die Unglücklichsten der 
Armen aufnimmt, wärmt und speist. Anfangs hat zwar das 
Berliner Publikum zum Theil die neue Einrichtung mit scheelen 
Augen angesehen, aber jetzt hat sich die Ueberzeugung durch- 
gerungen, dass es „Barbarei wäre. diese Stätte öffentlicher 
Mildthätigkeit wieder zu schliessen“. Es steht wohl zu hoffen, 
dass im Gegentheil die Einrichtung in Berlin und auswärts 
immer weiter entwickelt wird. 


Notizen. 


Armenpflege. 


ArmenpflegeundArbeiterversicherung. Ueber 
die bisherige Einwirkung des Alters- und Invaliditäts-Versiche- 
rungsgesetzes auf die Armenpflege der Stadt Berlin ist durch 
die Armendirektion ermittelt worden, dass von etwa 1950 
Rentenempfängern bei 25, welche rund 3670 Mk. Jahresrente 
beziehen, das früher gezahlte Almosen mit 2820 Mk. jährlich 
abgeschätzt, bei 83, welche 10800 Mk. Jahresrente beziehen, 
das Almosen von rund 14000 Mk. auf 8600 Mk. also um 5400 
Mark ermässigt, bei 42 mit 5780 Mk. Jahresrente unverändert 
in Höhe von 5800 Mk. fortgezahlt, bei 5 mit 1060 Mk. in 
Höhe von 636 Mk. neu bewilligt ist. Die unmittelbare erkenn- 
bare Ersparniss beträgt daher für die Armenverwaltung nur 
etwa 8200 Mk. jährlich. Thatsächlich werde die Ersparniss 
erheblich grösser sein, weil manche der bisher unterstützten 
Rentenempfänger wohl der Armenpflege verfallen wären, wenn 
sie nicht in den Genuss der Rente hätten treten können. 


Gemeinnützige Thätigkeit. 

Konferenz der Zentralstelle für Wohlfahrts- 
einrichtungen. Zur Konferenz der Zentralstelle für Wohl- 
fahrtseinrichtungen versammelten sich am 21. und 22. April 
d. J. in Berlin eine Anzahl Fabrikbesitzer und Fabrikdirektoren, 
dann Geistliche beider Konfessionen, Beamte der Regierung 
und auch einige wenige Werkmeister. Am ersten Tage berieth 
man über Hilfs- und Unterstützungskassen für Arbeiter, die 
Geh. Comm.-Rath Öechelhäuser trotz der grossen Versiche- 
rungsgesetze noch für dringend nothwendig hielt, worin ihm 
die andern Theilnehmer beistimmten. Im Uebrigen beschränkte 
sich die Verhandlung auf die Berichte über einige Kassen, 
welche die Berichterstatter in ihren Fabrikbetrieben einge- 
richtet hatten. Von Seiten zweier Werkmeister wurde darauf 
aufmerksam gemacht, dass man zu den Unterstützungskassen 
auch die Arbeiter selbst heranziehen müsse, indem man sowohl 
Beiträge von ihnen erhebe, als sie auch an der Verwaltung 
betheilige. Dagegen kam der schwierigste Punkt, wie man den 
Arbeitern an den Pensionskassen, unabhängig davon, ob sie 
im Betriebe bleiben oder nicht, Antheil geben könne, in keiner 
Richtung zur Sprache. Man hätte sich dann jedenfalls sagen 
müssen, dass eine Verknüpfung der Kasseneinrichtung mit dem 
Einzelunternehmen dem Interesse der Arbeiter unbedingt zu- 
widerläuft; bei Berücksichtigung dieses Punktes wird man eine 
Erhöhung der Leistungen der Reichs-Versicherung und die 
Einrichtung von Kassen seitens der Arbeiterorganisationen an- 
zustreben haben. Wichtiger war der Verhandlungsgegenstand 
des zweiten Tages, doch haben auch die Besprechungen über 
Fürsorge für Kinder und Jugendliche sehr wenig zu Tage ge- 


fördert. Den einleitenden Vortrag hielt Pfarrer Dammer aus 
Köln, welcher die Verrohung der Jugend gewiss mit Recht 
auf die Zerrüttung der Familien durch die Industriearbeit zu- 
rückführte. Im weiteren trat Redner nicht etwa dafür ein, das 
Familienleben wiederherzustellen, sondern wies auf die Ein- 
richtungen hin, welche in Köln von kirchlicher Seite für die 
Aufnahme jugendlicher Personen beider Geschlechter getroffen 
seien. Die übrigen Redner besprachen jeder nach seinem Stand- 
punkt und nach dem Gegenstand, der ihm besonders vertraut 
war, einzelne Veranstaltungen, so dass der Vorsitzende bat, 
mehr beim Kern der Verhandlungen zu bleiben. Hervorzuheben 
dürfte noch sein, dass die meisten Redner von gesetzlichen 
Massnahmen glaubten absehen zu können und dass zahlreiche 
von ihnen die Erwartung aussprachen, es könnten für die weib- 
liche Jugend freiwillige Schulen sorgen, die barmherzige 
Schwestern und Diakonissen, sowie die Töchter der gebildeten 
Stände zu leiten hätten. Die Hauptfrage wurde nur von Dr. 
Petong-Berlin gestreift, der für obligatorische Fortbildungs- 
schulen eintrat und betonte, dass man in den Besprechungen 
die Erziehungsfrage zu sehr ausser Acht lasse. Zum Schluss 
wurde von einer Beschlussfassung abgesehen, was wohl um 
so verständlicher sein dürfte, als nur in überaus wenigen 
Punkten die Ansichten der verschiedenen Redner übereinstimm- 
ten. Wie wirklich der Verwahrlosung der Jugend und der Zer- 
rüttung des Familienlebens gesteuert werden könne, darauf 
ging keiner derselben ein, so sehr der Präsident hiezu auffor- 
derte. Die Uebelstände liegen eben tiefer, als die Redner sich 
gestehen mochten. Sie liegen in der gewerblichen Lohnarbeit 
der verheiratheten Frauen und Mütter und in der Lohnarbeit 
der jugendlichen Personen. Eine Erhaltung des Familienlebens 
ist jedenfalls nur denkbar, wenn die Lohnarbeit des Mannes 
so ertragreich gemacht wird, dass von seinem Verdienst die 
Familie leben kann, die Frau also vom Arbeiten gegen Lohn 
befreit wird. Je mehr die Konkurrenz der Frau zurücktritt, um 
so mehr werden sich die Löhne heben können. Besonders 
wichtig ist ferner die Abkürzung der Arbeitszeit, welche dem 
Vater erlaubt seinen Kindern einen grossen Theil des Tages zu 
widmen. Diese Massregel wurde auch von zwei Rednern ge- 
streift. Auf der andern Seite ist die Ausnutzung jugendlicher 
Arbeitskräfte jedenfalls der Hauptgrund ihrer Verrohung. Und 
hier kann nur die Beseitigung der gewerblichen Lohnarbeit 
jugendlicher Personen Abhülfe gewähren. Wenn sie bis zum 
18. Lebensjahre zur Fortbildung in allgemeinen und fachlichen 
Bildungsanstalten herangezogen werden und ihre Zeit noch 
nicht dem Erwerbe, sondern lediglich ihrer Ausbildung widmen 
dürfen, dann kann wohl der verderblichen Verwahrlosung am 
besten entgegengewirkt werden. Als besonderer Vortheil dieser 
Ausdehnung des Schulzwanges vom 14. auf das 18. Lebensjahr 
käme hinzu, dass in der Konkurrenz um die Arbeit vier be- 
sonders zahlreich besetzte Altersklassen wegfielen und dadurch 
die Arbeitskraft der übrigen erheblich im Werthe stiege. Ganz 
im Gegensatz zu den Rednern der Zentralstelle sind wir der 
Ansicht, dass es, worauf nur Reddersen-Bremen in den Ver- 
handlungen hinwies, der Gesetzgebung in allererster Linie zu- 
kommt, helfend einzugreifen, nicht der freien Vereinsthätigkeit, 
die selbst beim besten Willen und den lautersten Absichten 
nur, Surrogate hervorbringen kann, weil sie allgemein wirth- 
schaftliche Verhältnisse nicht zu ändern vermag. 


Krankenpflege. 


Volksheilstätten für Lungenkranke. Wie wir 
hören, ist Aussicht vorhanden, dass der vor einiger Zeit bei 
Gelegenheit der Koch’schen Erfindung von Herrn von Bleich- 
röder gestiftete Fond von einer Million Mark zum Theil für 
Heilstätten für unbemittelte Lungenkranke zur Verwendung 
kommen wird und dass entsprechend den Anregungen von 
Geheimrath Dr. Dettweiler (s. Deutsche medizinische Wochen- 
schrift von 1892 No. 48) zugleich Aerzten Gelegenheit gegeben 
werden soll, sich in der Behandlung der Lungenkranken prak- 
tisch und theoretisch zu vervollkommnen. Dr. Dettweiler hat 
sich in den Mittheilungen an die Deutsche medizinische Wochen- 
schrift über diesen Punkt wie folgt ausgesprochen: „Für mich, 
der ich der strengsten Observanz in der Behandlung Lungen- 
kranker angehöre, die ja trotz aller sog. spezifischen Mittel 
leider die seitherige mühevolle Anstaltsbehandlung bleiben muss, 
besteht bei allem Betreiben zur Nachfolge unserer Bestrebungen 
nur eine Befürchtung. Es ist die naheliegende Verflachung der 
strengen therapeutischen und erzieherischen Grundsätze. Sollten, 
wie ich erwarte, nach unserem kleinen Vor- und Musterbilde 
(Anstalt Falkenstein i. T., vgl. „Blätter“ S. 52) an zahlreichen 
Stellen Volksheilstätten erstehen, so wird die Nachfrage nach 
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geeigneten Aerzten rasch wachsen. Solche können nicht ein- 
fach von der Klinik oder einem städtischen Krankenhause „be- 
zogen“ werden. Denn die wirksamste Behandlung der Lungen- 
schwindsucht schliesst ausser scharfer Menschenkenntniss in 
sich die Hälfte unseres ganzen pathologischen und therapeu- 
tischen Wissens und Könnens. Sollte man das ausser Acht 
lassen und gewissermassen auf dem „Submissionswege“ den 
jüngsten und billigsten Dr. med. an die neugegründete „An- 
stalt“ bringen, so hätte sie zwar den Namen einer solchen, 
das Wesen aber nimmermehr! Um diese Gefahr zu verringern, 
erbiete ich mich für meinen und meiner Kollegen Hess und 
Engelbrecht geringen Theil mehrmonatliche Kurse an der Heil- 
stätte und, soweit dies zulässig, an unserer Heilanstalt einzu- 
richten für je 2 bis 3 Volontäre, die in jedem Betracht die 
nothwendige spezialistische Vorbildung erstreben und erhalten 
wollen. Andere Institutsleiter werden diesem Beispiele gern 
nachkommen. Die Noth ist gross genug, um alle derartigen 
Aushülfen zu schaften, sie wächst zudem moralisch mit der 
Erkenntniss der Nothwendigkeit und dem durch unser Vor- 
gehen erbrachten Beweis der Möglichkeit einer Abhülfe bis 
zu einem gewissen Grade.“ Diese Anregung von Dr. Dett- 
weiler war um so gerechtfertigter, als das Interesse für Volks- 
heilstätten für Lungenkranke in Folge des Vorgehens des 
Frankfurter Vereins für Rekonvaleszenten-Anstalten an vielen 
Orten wachgerufen worden ist. Man beschäftigt sich z. Zt. 
lebhaıt mit dieser Frage in Stettin, München, Merseburg, in 
Baden und der Schweiz. In Sachsen hat sich ein Komite& von 
60 Herren aus 10 Städten gebildet, um in Reiboldsgrün, wo 
bereits eine Anstalt für Lungenkranke besteht, eine Heilanstalt 
für unbemittelte Lungenkranke zu gründen. Professor Schrötter 
in Wien scheint bereits über ein beträchtliches Kapital zu 
gleichem Zweck zu verfügen. 

Erhöhung der Verpflegsätze in den Münche- 
ner Krankenhäusern. Die städtischen Kollegien haben in 
der Sitzung vom 21. März d. Js. eine Erhöhung der Verpflegsätze 
in den städtischen Krankenhäusern beschlossen. Auswärtige und 
Private hatten bisher M. 2.50 und die Krankenkassen M. 2 pro 
Tag bezahlt, während von jetzt ab diese Sätze 3 bezw. M. 2.20 
betragen sollen. Zur Vorgeschichte wurde ausgeführt, dass bis 
1883 der allgemeine Satz M. 2 betrug, dann aber auf M. 2.50 
erhöht wurde, um 1886 auf 2.50 bezw. M. 2 ermässigt zu 
werden. Die jetzige Erhöhung hielt man für nöthig, weil die 
thatsächlichen Kosten zugenommen hätten, sodass der Satz 
von M. 2.50 nicht einmal mehr genüge, um sie zu decken, 
vielmehr in Wahrheit ein solcher von M. 3 nöthig wäre. Diese 
effektiven Kosten wolle man nun auch von denen, welche sie 
bezahlen könnten, und von denen, welchen die Stadtgemeinde 
nichts schuldig sei, erheben, wogegen man für Krankenkassen, 
in Anbetracht der prekären Lage, in welche sie durch den 
unglücklichen Geschäftsgang der letzten Jahre und durch die 
Influenzaepidemie gerathen seien, nur eine Erhöhung von M. 2 
auf M. 2.20 eintreten lassen wolle. Diese sei schon um des- 
willen gerechtfertigt, weil durch inzwischen eingetretene Aen- 
derung des Armengesetzes der Ein- und Austrittstag bei 
Krankenhäusern nur mehr als einer, statt wie früher als zwei, 
gerechnet werden dürften. Auch der Armenpflege und der Ge- 
meindekrankenversicherung, sowie den Berufsgenossenschaften 
soll künftig jener Satz von Mk. 2.20 berechnet werden. Da die 
Armenpflege und die Gemeindekrankenversicherung städtisch 
sind, hat dieser Beschluss nur für die Berufsgenossenschaften 
Interesse, die bisher Mk. 2.50 bezahlten. In Norddeutschland 
geht der Verpflegungssatz für Krankenkassen bekanntlich nir- 
gends über Mk. 1,80 hinaus, so dass die Gemeinde gewöhnlich 
nicht unbedeutende Zuschüsse geben muss. 


Schulwesen. 


Untersuchungen der Zähne vonSchulkindern. 
Angeregt durch das Vorgehen der Londoner Schulbehörde, die 
vor einigen Monaten unter den dortigen Schulärzten auch vier 
Zahnärzte anstellte, veranlasste der Lehrer einer Volksschule 
zu Frankfurt a. M. einen Zahnarzt, die Zähne der ihm unter- 
stellten Schüler einer wissenschaftlichen Untersuchung zu unter- 
ziehen, deren Ergebniss ebenso interessant, wie leider auch 
ungünstig ist. Es wurden 62 Schüler der betreffenden Volks- 
schule, die grösstentheils im 9. Lebensjahre stehen und dem 
3. Schuljahre angehören, mit zusammen 1488 Zähnen unter- 
sucht, von denen 733 Milchzähne und 755 bleibende Zähne 
sind. Von den 733 Milchzähnen mussten nach sorgfältiger 
Untersuchung eines jeden einzelnen Zahnes 342 als cariös be- 
zeichnet werden, 39 fehlten; von den 755 bleibenden Zähnen 
waren 120 cariös und 10 fehlten. Ein geheimnissvoller Zusam- 


menhang scheint zwischen Augenfarbe und Zahngesundheit zu 
bestehen, indem sich bei den 40 blauäugigen Schülern 257 de- 
fekte Milchzähne, bei den 22 braunäugigen aber nur 115 fan- 
den; mithin sind die Menschen mit blauen Augen leichter mit 
schlechten Zähnen behaftet, als diejenigen mit braunen. Nor- 
malen Biss haben von 62 Schülern 58, anormalen 4; eine nor- 
male Zahnbildung fand sich nur bei 49, Zähne mit Erosion 
(mangelhafte Ablagerung des Schmelzes während dessen Bil- 
dung) haben 13. Von sämmtlichen 62 Knaben haben nur 2 ein 
vollständig intaktes Gebiss, ein wahrhaft erschreckender Be- 
fund. Die Frage: Wo liegen die Ursachen zu diesen traurigen 
Erscheinungen? — kann Eltern und Lehrern nicht oft genug 
zum Nachdenken vorgelegt werden. 

Haushaltungsunterricht in den Mannheimer 
Volksschulen. In Mannheim hat man im Herbst 1892 ver- 
suchsweise den Haushaltungsunterricht in die Volksschulen 
eingeführt, und zwar wurden von drei Lehrerinnen 128 Kinder 
in 4 Kursen je in den Nachmittagsstunden von 2 bis 6 Uhr 
unterrichtet. Die Erfahrungen, die man gemacht, sind in einem 
Bericht jener Lehrerinnen an das Rektorat klargelegt und be- 
stätigen in allen Beziehungen, was über den Chemnitzer Haus- 
haltungsunterricht in dieser Zeitschrift S. 127 f. ausgeführt 
wurde. In Mannheim sind im Schullokal sechs Herde einge- 
richtet und gehören 6 Schülerinnen zu jeder Abtheilung, die 
Lehrerinnen werden abwechselnd je von 2 Damen des Frauen- 
vereins unterstützt. Das Technische der Unterweisung stimmt 
bis auf geringfügige Verschiedenheiten mit dem in Chemnitz 
beobachteten Verfahren überein. Erwähnt sei nur noch, dass 
die Mädchen auch in den hauptsächlichsten Lehren der Ge- 
sundheits- und Krankenpflege und über das Verhalten in Un- 
glücksfällen unterrichtet wurden. Die Ausgaben betrugen je 
18 Pfg. pro Schülerin und Kochtag. Das hergestellte Essen 
verzehrten die Schülerinnen gemeinsam. Durch den Unterricht 
wurden die Mädchen befähigt, einen einfachen Küchenzettel 
zusammenzustellen, der alles enthält, was zur Ernährung und 
Erhaltung der Kräfte des Körpers nothwendig ist, und ihn 
selbständig auszuführen. Die Schülerinnen zeichneten sich 
durch reges Interesse und lebhafte 'Theilnahme aus. Bei der 
Ertheilung des Unterrichts zeigten sich die Kinder vollständig 
befähigt zur richtigen Auffassung des Gebotenen und suchten 
von selbst das im Kochunterricht Erlernte mit dem ihnen vom 
anderen Unterrichte her Bekannten zu verbinden. Hand in 
Hand damit gingen die raschen Fortschritte in der immer ge- 
schickteren Ausführung der sich wiederholenden Arbeiten, 
wobei noch besonders der Fleiss und die Pünktlichkeit der 
Kinder anerkahnt wird. Wie sehr sie mit Liebe und Interesse 
an dem hauswirthschaftlichen Unterrichte theilnahmen, zeigt 
auch ihr Bemühen, das Erlernte zu Hause zu verwerthen, wie 
sie dies auf Befragen häufig erzählten. Meistens waren auch 
die häuslichen Versuche der Kinder zu ihrer und der Eltern 
Freude vollständig geglückt. Endlich wird mit Genugthuung 
erwähnt, dass das Betragen der Schülerinnen trotz der häufigen 
Bewegung während des Kochens, sowohl gegen die Lehre- 
rinnen, als auch untereinander, fort und fort ein sehr gutes war. 

Hauswirthschaftliche Fortbildungsschule in 
Darmstadt. Im Gegensatz zu andern Städten, wo man den 
Haushaltungsunterricht als Lehrgegenstand in den Volksschulen 
einführte, hat die Stadt Darmstadt im Jahre 1889 auf ihre 
Kosten eine eigene hauswirthschaftliche Fortbildungsschule 
begründet, welche den Zweck verfolgt, den aus den Volks- 
schulen und der Mittelschule entlassenen Mädchen Gelegenheit 
zu bieten, sich in den weiblichen Handarbeiten weiter auszu- 
bilden und dabei das zur Führung eines einfachen Haushalts 
Erforderliche, wie Kochen, Waschen, Putzen und Bügeln zu 
erlernen. An Schulgeld wird monatlich eine Mark erhoben. 
Der Besuch ist im Vergleich zum vorhandenen Bedürfniss als 
ein sehr schwacher zu bezeichnen, da im letzten Jahre (1892/93) 
nur 71 Schülerinnen am Unterrichte theilnahmen. 


Gesundheitspflege. 


Schlachthäuser inPreussen und Süddeutsch- 
land. Der preussische Kommunalabgabengesetzentwurf ent- 
hält auch in der Fassung, welche ihm die Kommission des 
Abgeordnetenhauses gegeben hat, die Bestimmung, dass die 
Gemeinden berechtigt sind, für die Schlachtbenutzung Gebüh- 
ren zu erheben. Und zwar können die letzteren so bemessen 
werden, dass die Kosten der Unterhaltung der Anlage und des 
Betriebs, sowie ein Betrag von 8 pCt. des Anlagekapitals und 
der etwa gezahlten Entschädigungssumme gedeckt werden. 
Wenn diese Bestimmung Gesetz werden sollte, so wird sie 
vielleicht wenigstens auf die Anlage von Schlachthäusern sei- 


tens der Gemeinden fördernd wirken. In Preussen ist die Zahl 
der Schlachthäuser verhältnissmässig lange nicht so gross, wie 
etwa in Süddeutschland. Zwar gibt es keine neuere zuverläs- 
sige Zusammenstellung der Schlachthäuser Preussens. Ende 
März 1891 aber bestanden deren nur 100. Seitdem werden 
jedenfalls noch einige neue Schlachthäuser errichtet worden 
sein, deren Zahl dürfte aber keine allzu beträchtliche sein. 
Wenn man bedenkt, dass in Baden beispielsweise 50 Schlacht- 
häuser vorhanden sind, in denen theils völlig Schlachtzwang, 
theils ein solcher von Grossvieh besteht, so wird man wohl 
nicht mit Unrecht behaupten können, dass die Errichtung der 
für die gesammte Bevölkerung nicht minder wie für das 
Fleischergewerbe mit grossen Vorzügen versehenen Schlacht- 
häuser in Preussen eine Anregung verdient. 


Wohnungswesen. 


Novelle zur Hamburger Bauordnung. In Folge 
der baulichen Missstände, die sich bei der jüngsten Cholera- 
epidemie in Hamburg herausgestellt haben, beabsichtigt der 
Senat eine neue Bauordnung zu erlassen, die in durchgreifen- 
der Weise die Abstellung jener Schäden ermöglicht. Da aber 
die Vorarbeiten für diese Bauordnung z. Zt. noch nicht abge- 
schlossen sind, soll, um auch schon für das laufende Jahr Vor- 
sorge zu treffen, eine Novelle in Kraft treten, welche bis zum 
Erlass der neuen Bauordnung die schlimmsten Schäden ver- 
hüten soll. Sie bezieht sich nur auf Etagenhäuser und auf 
Hinterwohnungen und war am 26. v. Mts. Gegenstand der Ver- 
handlungen der’ Bürgerschaft, welche sie schliesslich mit eini- 
gen Abschwächungen zum Gesetz erhob. $ 1 soll die Anzeige 
und rechtzeitige Einreichung des Baugesuchs sichern. $ 2 lautet: 
Hofplätze, an welchen Fenster zu Wohn-, Schlaf-, Arbeits- 
räumen und Küchen belegen sind. Die nach $ 36 unbebaut zu 
lassenden Theile eines Grundstückes müssen je eine Grund- 
fläche von mindestens 20 qm haben und dürfen nach keiner 
Richtung weniger als 2,50 m in Stadt und Vorstadt, und 4 m 
in den Vororten breit sein. Dieselben müssen zwecks ihrer 
Reinigung mit einem, auf eigenen Grunde belegenen, nicht 
durch Wohn-, Schlaf- oder Arbeitsräume führenden Zugange 
von mindestens 1 m Breite und 2 m Höhe versehen sein. In: 
88 3 und 4 sind Ausnahmen von der Bestimmung des $ 2 zu- 
gelassen für Lichthöfe, an denen keine Wohnräume liegen. 
$ 5 verbietet die Anlegung von Abtritten, die nicht direkt von 
der Wohnung aus zugänglich sind und regelt die Aufstellung 
der Wasserbehälter. $ 6 verlangt, dass in Hintergebäuden der 
Fussboden des Erdgeschosses mindestens 20 cm über dem umge- 
benden Terrain liegt. Nach $ 7 dürfen Kellerwohnungen nur in 
Vorderhäusern und nur in kanalisirten Strassen angelegt werden 
und darf ihr Fussboden nur dann mehr als I m unter dem um- 
gebenden Terrain liegen, wenn Vorkehrungen gegen Eintritt der 
Feuchtigkeit getroffen sind. Endlich besagt $ 8, dass die Novelle 
mit dem Tage der Verkündigung in Kraft tritt, dass sie jedoch 
auf solche Bauten keine Anwendung findet, die vor dem 
14. April bei der Baupolizei angemeldet wurden. Man wird 
diese Bestimmungen keineswegs 'als sehr einschneidende an- 
sehen und doch war die Opposition gegen sie sehr stark. $ 2 
kam nur mit 77 gegen 46 Stimmen zur Annahme. Der ver- 
langte Zwischenraum von 2!/2 m bezw. 4 m von Mauer zu 
Mauer, der an anderen Orten bis zu 6 m beträgt, veranlasste 
einen Redner zu der Aeusserung, die Grundbesitzer müssten 
bei Erlass solcher Bestimmungen entschädigt werden. Dass 
man Lichthöfe mit geringeren als den obenerwähnten Aus- 
massen zuliess, wird in der Praxis dahin führen, dass solche 
entgegen den bei der Anmeldung gemachten Angaben als 
Schlaf- und Wohnräume benutzt werden, wie man das ander- 
wärts zur Genüge erfuhr. Sehr bedauerlich ist, dass es der 
Opposition gelang, alle vor dem 14. April angemeldeten Bau- 
ten den Vorschriften des Gesetzes zu entziehen. Waren doch 
bis zu diesem 'Tage 179 grosse Neubauten mit 12—1500 Woh- 
nungen angemeldet, die wohl allesammt in ihrer Ausführung 
jenen gesetzlichen Bestimmungen zuwiderlaufen, Selbstverständ- 
lich fehlte es auch nicht an Anträgen, die eine Verschleppung 
bezweckten. Jedenfalls ist zu verlangen, dass die künftige Bau- 
ordnung viel weiter gehende Vorschriften trifft und dass sie 
gründlicher den Uebelständen, soweit sie in der Bauweise 
liegen, abhilft. Man ist zu dieser Forderung um so mehr be- 
rechtigt, als bereits 6 Monate über die Vorarbeiten hingingen 
und allem Anscheine nach noch keine baldige Vorlage erfolgen 
wird. Erfreulich ist dagegen, dass gelegentlich auf die in Aus- 
sicht stehende Vorlage eines Gesetzes, das eine Wohnungs- 
inspektion einführt, hingewiesen wurde. 


Gewerbewesen. 


Städtische Apotheken. Ganz ähnliche günstige Er- 


fahrungen wie die Kölner (vgl. S. 19 dieser Zeitschrift) macht 
auch die Aachener Armenverwaltung mit der von ihr betrie- 
benen Apotheke, in welcher die Verordnungen für die städti- 
schen Spitäler und für die Hausarmen hergestellt werden. Man 
zählte im Jahre 1890,91 21148 Rezepte für Hausarme, 20578 
für das Mariahilf-Hospital, 4320 für das Josephinische Institut 
und 2352 für Nebenanstalten, zusammen 48398 Rezepte, Die 
Gesammtkosten des Betriebs der Stadtapotheke betrugen Mk. 
13 652.83, während jene Rezepte nach der Taxe Mk. 44 243.41 
gekostet hätten. Der Gewinn der Stadt kam also einem Ra- 
batt von 69 pCt. auf die Medizinaltaxe gleich, den wohl kein 
privater Apotheker hätte bewilligen können. Die Aachener Er- 
fahrungen liefern den Beweis, dass der Betrieb eigener Apo- 
theken auch für mittelgrosse Städte erheblichen Nutzen hat. 


Titteratur: 


Lechler, Paul. Wohlfahrts-Einrichtungen über 
ganz Deutschland durch gemeinnützige Aktien- 
Gesellschaften. Ein Stück sozialer Reform. Dritte 
Auflage. Stuttgart 1893. W. Kohlhammer. 26 Seiten. 

In vorliegendem Schriftchen skizzirt der Verfasser einen 
sonderbaren Plan zur Lösung sozialer Fragen. Er schlägt vor, 
über ganz Deutschland Wohlfahrtsvereine ins Leben zu rufen, 
welche je etwa einen Regierungsbezirk oder dem ähnliches 
umfassen und allerlei Institute ins Leben rufen sollten, welche 
die Hebung sozialer Missstände bezwecken. Verfasser sieht 
wohl ein, dass hierzu Geld nöthig ist, und weiss auch, dass 
bisher für solche Veranstaltungen nicht genug Geld zu be- 
kommen war. Er schlägt deshalb vor, die einzelnen Vereine 
auf Aktien zu begründen und diesen eine mässige Verzinsung 
durch die Regierung zu garantiren. Die Verwaltung soll unter 
Antheilnahme von Regierungsbeamten wesentlich von frei- 
willigen Hilfskräften geleistet werden. In erster Linie hat der 
Verfasser die Begründung von Baugesellschaften im Auge; 


aber auch andere Veranstaltungen scheinen ihm wünschens- | 
werth. Er glaubt, es werde auf diesem Wege möglich sein, | 


die unteren Klassen mit allen möglichen Dingen zu beglücken, 
deren sie jetzt nicht theilhaftig werden. An eine Mitwirkung 
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der Arbeiter hat der Verfasser zunächst nicht gedacht; er hat 
diese offenbar vergessen, beeilte sich jedoch, als andere darauf 
aufmerksam machten, die Arbeiter insofern zu betheiligen, als 
er ihnen vorschlägt, ihre Ersparnisse in jenen von den Staaten 
garantirten Aktien anzulegen. Die Rolle des Staats in dieser 
Art Sozialpolitik liegt demnach nur in der Gewährung von 
Zinsgarantieen. Eine merkwürdige Auffassung vom Staat. Ver- 
fasser sucht nach einer allumfassenden Organisation, welche 
das Wohl der Bevölkerung nach allen Richtungen fördern soll. 
Wie viel unbewusste Kritik unseres Staatswesens liegt darin, 
wenn er vergisst, dass diese Organisation doch eigentlich schon 
besteht; oder welchen Zweck hat denn nach Lechler der 
Staat? Und könnte der Staat wirklich seine Zinsgarantieen 
geben, ohne gleichzeitig sich eine Kontrole der Thätigkeit 
jener Aktienvereine auszubedingen, die vom Eigenbetrieb wenig 
verschieden wäre? Auch nimmt Lechler selbst an, dass die 
Regierungsbeamten die Hauptarbeit in jenen Vereinen zu leisten 
hätten. Nicht minder seltsam ist die Voraussetzung, freiwillige 
Hilfskräfte könnten in der Sozialpolitik das Erforderliche leisten. 
Gewiss gibt es ja ausser dem Verfasser noch viele Menschen, 
welche dem Dilettantismus eines Vereinsmitgliedes kräftige 
Leistungen zutrauen, aber neu ist es, so wichtige Theile der 
Sozialpolitik auf ihm aufzubauen. Lechler ist in vielen Be- 
ziehungen eine neue Auflage von Bodelschwinghs Arbeiterheim. 
Letzterer hat sich inzwischen davon überzeugt, dass seine 
Arbeiter - Genossenschaften die Wohnungsfrage nicht lösen 
können. Wir glauben nicht, dass sich Lechler viel Gedanken 
über den Bodelschwingh’schen Plan gemacht hat, der dem 
seinigen doch in allen Stücken überlegen war, da er sich nicht 
auf die gönnerhafte Pflege von Wohlfahrtsvereinen, sondern 
auf die Selbsthilfe der Betheiligten begründete. Da Lechler 
dem Staat wenig zumuthet, sogar noch die sanguinische Hoff- 
nung ausspricht, dass jene Zinsgarantieen nie in Anspruch 
genommen werden würden, so darf man sich nicht wundern, 
dass eine urtheilslose Presse «diesem Plan die wohlwollendste 
Besprechung zu Theil werden lässt und dass der Verleger, 
hierdurch ermuntert, behauptet, „die vorliegende Schrift sei 
die einzige, welche positive Vorschläge über die Lösung der 
Arbeiterwohnungsfrage enthält und welche den Weg zeigt, 
wie die unhaltbaren Zustände, unter denen eine breite Schicht 
braver Arbeiterfamilien leidet, erfolgreich und dauernd be- 
seitigt werden können.“ 
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Von Oberbürger- 


Stadterweiterungen und Zonen- 
Enteignungen. 
Von Oberbürgermeister F. Adickes in Frankfurt a. M. 


Ueber den vom Verfasser dieser Zeilen im preus- 
sischen Herrenhause eingebrachten Gesetzentwurf, die 
Erleichterung von Stadterweiterungen betreffend und 
über dessen Begründung im allgemeinen ist bereits in 
No. 1 dieser Blätter berichtet worden. Inzwischen hat die 
Durchberathung dieses Entwurfes im Herrenhause, und 
zwar sowohl in einer besonders hierfür niedergesetzten 
Kommission als auch im Plenum, stattgefunden. Der 
Erfolg dieser Berathung kann als ein sehr günstiger 
bezeichnet werden, da der Entwurf in seinen wesent- 
lichen Gedanken unverändert geblieben, nur in einer 
Beziehung, nämlich bezüglich der Zonen-Enteignung 
erweitert, im übrigen aber nach verschiedenen Rich- 
tungen hin erheblich verbessert worden ist. Ueber 
die Berathungen der Kommission, welche den Ent- 
wurf in zwei Lesungen und in acht Sitzungen sehr 
eingehend erörterte, hat Oberbürgermeister Becker- 
Köln. in No. 59 der Drucksachen des Herrenhauses 
einen ausführlichen Bericht erstattet. 

Wie auch in der am 19. April erfolgten Plenar- 
berathung hervorgehoben wurde, haben sich die Ar- 
beiten der Kommission sehr charakteristisch entwickelt. 
Zunächst trat nämlich eine Reihe mehr oder minder 
erheblicher Bedenken hervor, durch welche einzelne 
Kommissions-Mitglieder anfänglich zu einer mehr ab- 


lehnenden Haltung veranlasst wurden; aber im Laufe 
der Berathung ist es gelungen, den einzelnen Bestim- 
mungen eine solche Gestaltung zu geben und in das 
Gesetz derartige Garantien einzufügen, dass schliess- 
lich die Annahme des Entwurfs unter dem in der 
Ueberschrift dieses Aufsatzes gegebenen Titel in der 
Kommission einstimmig und auch im Plenum ohne 
irgend welchen prinzipiellen Widerspruch erfolgen 
konnte. Auch die Stellung der Regierung ist, wie 
der Berichterstatter ausführt, im Laufe der Verhand- 
lung immer freundlicher geworden. Während die 
Ministerial-Kommissarien in der ersten Lesung ledig- 
lich eine zuwartende Stellung eingenommen hatten, 
konnten sie vor der zweiten Lesung mittheilen, dass 
sie zu bestimmten Erkiärungen Namens ihrer Ressort- 
Chefs, vorbehaltlich der Beschlussfassung des Staats- 
ministeriums, ermächtigt seien. Diese Erklärungen be- 
trafen, soweit sie ablehnend waren, nur Einzelbestim- 
mungen, die denn auch, ihrem Wunsche entsprechend, 
abgeändert wurden. 

Gegen den ersten Theil des Entwurfes (Zusam- 
menlegung) erhob sich zunächst in der Kommission 
das Bedenken, ob überhaupt ein allgemeines Bedürf- 
niss vorliege, zwangsweise eine anderweite Zusammen- 
legung von Grundstücken herbeizuführen und damit 
in das Recht des Grundeigenthümers gesetzlich ein- 
zugreifen. Diese Bedenken wurden indessen fallen ge- 
lassen, denn nicht nur Mitglieder der Kommission, 
sondern auch Petitionen Betheiligter und publizistische 
Erörterungen, von welchen die aus amtlicher, durch den 
Gesetzentwurf gegebener Veranlassung entstandene 
Schrift des Oberlandes-Kulturgerichtsraths E. Meyn 
(Stadterweiterungen in rechtlicher Beziehung. Berlin, 
Karl Heymann’s Verlag. 1893. S. 23 ff.) hervorzu- 
heben ist, wiesen darauf hin, wie es für einen grossen 
Theil der Monarchie, insbesondere für die westlichen 
Provinzen, dringend nöthig sei, in Gegenden mit 
zersplittertem Grundbesitz die in das Stadterweite- 
rungsgebiet fallenden Grundstücke, auch gegen den 
Willen einzelner Widerstrebender, für die Bebauung 
zweckmässig zu gestalten. Weitere Bedenken richteten 
sich gegen die im ursprünglichen Entwurf zugelassene 
Möglichkeit, eine Zusammenlegung auch für den ge- 
sammten Bereich eines Bebauungsplanes zu bewirken. 
Es sei — so sagte man — dadurch die Möglichkeit 
gegeben, dass Jemand an Stelle von Grundstücken, 
die im Süden einer Stadt gelegen, Grundstücke etwa 
im Norden oder im Osten zugetheilt erhalte; ein 
solches Verfahren, zu dem gar keine Nothwendigkeit 
vorliege, könne nur willkürlich und ungerecht sein, 
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Ueberhaupt sei es durchaus verkehrt, bei städtischen 
Grundstücken von einer Zusammenlegung zu sprechen, 
da diese nur für die Konsolidation ländlicher Grund- 
stüicke in Frage kommen könne, während es sich bei 
städtischen Grundstücken der Hauptsache nach nur 
um eine anderweite Begrenzung und nur in gewissem 
Umfange um eine anderweite Umlegung der Grund- 
stücke handeln könne. Diesen, allerdings grösstentheils 
auf missverständlicher Auffassung des Entwurfs be- 
ruhenden Bedenken hat die Kommission ihre Spitze 
dadurch genommen, dass sie zunächst an Stelle des 
Wortes „Zusammenlegung“ durchweg das Wort „Um- 
legung“ gesetzt hat; dass ferner als Zweck der Um- 
legung nicht nur, wie im Entwurf, die Erschliessung, 
sondern auch die zweckmässige Gestaltung von Bau- 
gelände angegeben ist; dass endlich ($ 2) bezüglich 
des Umlegungsgebietes bestimmt worden ist, dasselbe 
könne sich nur auf „einen durch die Gestaltung des 
Geländes, durch bestehende oder projektirte Strassen, 
durch die thatsächliche Entwickelung der Anbauver- 
hältnisse oder sonstwie abgegrenzten Theil des Ge- 
meindegebiets erstrecken“. Ausserdem ist hinsichtlich 
der Neueintheilung der Grundstücke bestimmt ($ 11), 
dass den Eigenthümern Grundstücke thunlichst in der 
Gegend, in welcher sie vor der Umlegung besassen, 
zugewiesen werden sollen. Was sodann den Schutz 
der Minorität von Grundstücks-Eigenthümern, welche 
der Umlegung nicht zustimmen, anlangt, so ist der- 
selbe einmal dadurch verstärkt worden, dass die 
Umlegung nur dann von den Gemeindebehörden be- 
schlossen werden kann, wenn sie im öffentlichen In- 
teresse liegt, und zwar muss dieses öffentliche Inter- 
esse in dem mit Gründen zu versehenden Gemeinde- 
beschluss näher dargelegt werden ($ 6). Vor allem 
aber ist im $ 14 eine weitgehende Garantie dadurch 
geschaffen, dass gegen den Vertheilungsplan die Klage 
im Verwaltungsstreitverfahren zugelassen ist, während 
der ursprüngliche Entwurf nur die Beschwerde an den 
Provinzialrath gestattete. Durch diese Aenderung wurde 
zugleich eine sehr wesentliche Vereinfachung des Ge- 
setzentwurfs möglich. Nach dem ursprünglichen Ent- 
wurf hatten nämlich die Eigenthümer, die unfreiwillig 
an dem Umlegungsverfahren theilnahmen, das Recht, 
ihrerseits die Enteignung zu fordern und dadurch im 
gewöhnlichen Rechtswege eine Geldentschädigung für 
das Grundstück zu erlangen. So konnte das Um- 
legungsverfahren sehr schwierig und unter Umständen 
kostspielig werden; ferner bestand die Gefahr, das 
Umlegungsverfahren werde in Wirklichkeit nicht den 
unbemittelten Besitzern kleinerer Grundstücke, son- 
dern nur grösseren Kapitalisten zu Gute kommen, 
weil nur diese in der Lage sein würden, die unter 
Umständen hohen Geldentschädigungen für die Mit- 
glieder der Minorität, welche Enteignung verlangen, 
aufzubringen. Trotz dieser Bedenken war aber in dem 
ursprünglichen Entwurf dieses Recht der Minorität ein- 
geräumt, um dieselbe nicht des gerichtlichen Schutzes 
zu berauben. Es muss daher als eine sehr glückliche 
Verbesserung des Entwurfs angesehen werden, dass 
durch die Zulassung des Verwaltungsstreitverfahrens, 
d. h. also in letzter Instanz des Ober -Verwaltungs- 
gerichts, nunmehr eine Rechtsgarantie geschaffen ist, 
welche die Zulassung eines Anspruchs auf Enteignung 
überflüssig macht. Auch ist hierdurch die Stellung der 
Hypotheken-Gläubiger wesentlich vereinfacht. Wäh- 
rend der Entwurf vorgesehen hatte, dass auch Hypo- 


theken-Gläubiger unter Umständen das Recht haben 
sollten, die Enteignung zu verlangen — eine Bestim- 
mung, die allerdings keineswegs unbedenklich war — 
konnte nunmehr von jeder Sonderbestimmung für die 
Hypotheken-Gläubiger abgesehen werden, da im all- 
gemeinen angenommen werden muss, dass das neu 
ausgewiesene Grundstück mindestens den Werth des 
früher besessenen darstellt, und da zur Sicherheit 
dafür, dass dieses auch im einzelnen Falle zutrifft, 
eben das Verwaltungsstreitverfahren gegeben ist. 

Ein anderes Bedenken erhob sich gegen die Be- 
stimmung des Entwurfs, dass Grundstücke, deren 
Flächen-Inhalt so gering ist, dass an ihre Stelle bei 
der Neuvertheilung nur ein zur Bebauung ungeeignetes 
Grundstück treten könnte, von der Gemeinde enteignet 
werden sollen. Es wurde dabei bemerkt, dass Grund- 
sticke, auch wenn sie noch so klein wären, unter 
Umständen dem Eigenthümer von erheblichem wirk- 
lichen oder Affektions-Werth sein könnten, und dass 
ein zwingendes Bedürfniss zur Enteignung solcher 
Grundstücke nicht vorliege, wenn sie so umgelegt 
würden, dass sie der Bebauung anderer Grundstücke 
nicht hinderlich seien. Auch könne es sehr wohl mög- 
lich sein, dass mehrere kleine Grundstücke neben- 
einander gelegt würden, und deren Eigenthümer auf 
diese Weise gemeinsam ein bebauungsfähiges Grund- 
stück erhielten. Die angegriffene Bestimmung ist denn 
auch gestrichen, obwohl von technischer Seite in den 
Schriften über Stadterweiterungen von Baumeister und 
Stübben ein erheblicher Werth gerade auf diese Be- 
stimmung gelegt worden ist. 

Die zahlreichen Veränderungen und Verbesse- 
rungen, die im übrigen an dem ursprünglichen Ent- 
wurf in Betreff der Umlegung vorgenommen sind, 
betreffen Einzelheiten, auf die hier nicht näher einge- 
gangen zu werden braucht. Es ist nur noch im all- 
gemeinen zu bemerken, dass der Aufbau dieses ersten 
Abschnittes des Entwurfs über die Umlegung in- 
sofern durchsichtiger geworden ist, als nicht mehr, 
wie ursprünglich, die materiell-rechtlichen von den 
formell-rechtlichen Bestimmungen getrennt behandelt 
sind, vielmehr die Reihenfolge der Bestimmungen so 
angeordnet wurde, wie sie durch die thatsächliche 
historische Entwickelung und Durchführung des Um- 
legungs-Verfahrens gegeben ist. 

Eine grössere Umgestaltung hat der Gesetzent- 
wurf, soweit er sich mit der Zonen-Enteignung 
beschäftigt, erfahren. Diese ist nämlich einerseits dahin 
ausgedehnt, dass sie auch für bebaute Stadttheile an- 
gewendet werden kann, andererseits aber insofern 
beschränkt, als sie zunächst nur für bestimmte Zwecke 
(Erschliessung oder zweckmässige Gestaltung von 
Baugelände in einem überwiegend unbebauten Theile 
des Gemeindegebiets, sowie Verbesserung der Ver- 
hältnisse bebauter Theile des Gemeindegebiets) ge- 
währt wird; auch kann diese Verleihung nur, wenn 
das öffentliche Interesse es erheischt, und zwar 
durch die Minister der öffentlichen Arbeiten und des 
Innern, ausgesprochen werden. Für die Ausdehnung 
der Zonen-Enteignung auf bebaute Stadttheile wurde 
in der Kommission insbesondere auf die Berliner Ver- 
hältnisse hingewiesen, und auch in der obenerwähnten 
Schrift von Meyn (S. 61) ist die Nothwendigkeit 
solcher Ausdehnung anerkannt worden. Die Ministerial- 
Kommissarien erklärten allerdings, dass die Zonen- 
Enteignung überhaupt nicht als ein dringendes Be- 


dürfniss anerkannt werden könnte. Die Kommission 
glaubte jedoch, die Zonen-Enteignung, sowohl für 
bebautes, wie für unbebautes Gelände, als nothwendig 
ansehen zu müssen und konnte insbesondere auch 
den Gründen nicht beipflichten, die Meyn gegen die 
Zulassung der Zonen-Enteignung für unbebautes Ge- 
lände (S. 58—60) anführt. Dieselben kommen im 
wesentlichen darauf hinaus, dass die Zonen-Enteignung 
unnöthig, ungerecht und gehässig sei und die Um- 
legung vollkommen genüge. In dem Kommissions- 
berichte ist Seite 5 eingehend dargelegt, wie dieselben 
Gründe, welche für die Zulassung der Zonen-Enteig- 
nung in bebauten Stadttheilen sprechen (Meyn S. 61), 
auch für unbebaute Stadttheile in Betracht kämen, 
und dass ausserdem die Möglichkeit der Zonen-Ent- 
eignung für unbebautes Gelände insofern unentbehrlich 
sei, als nur durch sie der nöthige Druck auf die 
Eigenthümer geübt werden könne, ihrerseits das Um- 
legungsverfahren zu beantragen, nachdem von der 
Kommission, wesentlich in Folge des Widerstandes 
der Ministerialkommissarien abgelehnt war, die im 
ersten Entwurf vorgeschlagenen und auch in der 
Meyn’schen Schrift, Seite 41, 42, gebilligten, einen 
Zwang zur Umlegung enthaltenden Bestimmungen 
über Beschränkungen der Baufreiheit im Interesse 
künftiger Umlegungen aufzunehmen. Eine Ungerechtig- 
keit, oder die Möglichkeit, für die Gemeinde gehässige 
Vortheile aus der Zonen-Enteignung in unbebautem 
Gelände zu gewinnen, sei schon deshalb ausgeschlossen, 
weil die Zonen-Enteignung natürlich hinfällig sei, wenn 
die Eigenthümer ihrerseits das Umlegungsverfahren 
beantragten. 

Das Plenum hat denn auch nach dieser Richtung 
hin die Beschlüsse der Kommission gebilligt, und das 
weitere Schicksal des Gesetzentwurfs hängt nunmehr 
zunächst von den Beschlüssen des Hauses der Ab- 
geordneten ab, welches am 3. Mai die erste Lesung 
gehalten und den Entwurf einer Kommission über- 
wiesen hat. Auf die bei dieser Lesung namentlich von 
den Rednern des Zentrums erhobenen grundsätzlichen 
und praktischen Bedenken findet sich vielleicht noch 
einmal Gelegenheit näher einzugehen, um insbesondere 
die keineswegs geringe sozialpolitische Bedeutung des 
Gesetzentwurfes, welche mehrfach völlig verkannt ist, 
nachzuweisen. 


Die Staatskontrole im preussischen Ge- 
meindeabgaben-Entwaurt.“) 


Von Dr. J. Jastrow, Privatdozent an der Universität Berlin. 


(Schluss.) 


Ill. 

Während das Genehmigungsrecht sich als die 
Mitwirkung eines höheren Organs neben dem niederen 
darstellt, während also die Ausübung des Rechts in 
der Regel die beiden Organe vereint und diese nur aus- 


*) Während der Drucklegung dieses Aufsatzes hat das Ge- 
setz die zweite Lesung im Plenum durchgemacht. In diesem sind 
die sozialpolitisch unzureichenden Kommissionsbeschlüsse ange- 
nommen und in Einzelheiten noch unzureichender gestaltet wor- 
den. In $ 62a wurden die vielumstrittenen Worte „oder den Be- 
steuerungsgrundsätzen“ gestrichen. Demnach ist auch bei 
den sozialpolitisch bedenklichsten Steuerordnungen das Ein- 
greifen der Aufsichtsbehörde auf die wenigen Fälle beschränkt, 
wo dieselben ausdrücklichen „Vorschriften“ des Gesetzes 
widersprechen würden. 


nahmsweise in Konflikt mit einander stehen, ist umge- 
kehrt das Recht der „Anordnung“ ein Zwangsrecht, 
ausgeübt gegen den Willen des unteren Organs zur 
Bekämpfung und Ersetzung seines gesetzwidrigen 
Willens. Daher ist das Anordnungsrecht in die Hände 
von Staatsbehörden gelegt, und zwar derjenigen 
Staatsbehörden, denen auch sonst das Zwangsrecht 
gegenüber den Gemeinden zusteht: für Landgemeinden 
Landrath und Regierungspräsident, für Städte Regie- 
rungspräsident und ÖOberpräsident. 

Voraussetzung für das Einschreiten ist also eine 
Verletzung des Gesetzes durch die Gemeindeorgane. 
„Bestehen bei dem Inkrafttreten des Gesetzes in ein- 
zelnen Gemeinden Ordnungen über die Aufbringung 
von Gebühren, Beiträgen, indirekten, direkten Steuern 
oder Diensten, welche den Vorschriften oder den 
Besteuerungsgrundsätzen dieses Gesetzes zuwiderlaufen, 
oder werden derartige Gemeindebeschlüsse gefasst, 
so ist die Aufsichtsbehörde befugt, deren Abänderung 
oder Ergänzung unter Angabe der Gründe anzu- 
ordnen ($ 62a)“. Es ist aber nicht geradezu erforder- 
lich, dass eine positive Vorschrift des Kommunal- 
abgaben-Gesetzes verletzt sei; es genügt vielmehr 
auch, dass gegen die allgemeinen Grundsätze, d. h. 
gegen den Geist des Kommunalabgaben-Gesetzes ver- 
stossen ist. Insbesondere kommen hier die Vorschriften 
in Betracht, dass gewerbliche Unternehmungen einer 
Gemeinde ihre Kosten decken müssen, dass bei Ver- 
anstaltungen einer Gemeinde die Nächstbetheiligten 
durch Gebühren und Beiträge sachgemäss heranzu- 
ziehen sind. ‚Wenn die vorgesetzte Behörde der An- 
sicht ist, dass das Finanzwesen einer Gemeinde in 
dieser Beziehung gegen den Geist des Gesetzes 
(SS 3, 4, 7) verstösst, so soll sie das Recht haben, 
an Stelle der Gemeindeorgane das Erforderliche anzu- 
ordnen. Hingegen haben die Kommissionsberathungen 
in Betreff der Vertheilung des Steuerbedarfs auf die 
verschiedenen Steuerarten das übereinstimmende Er- 
gebniss zu Tage gefördert, dass hier die Gemeinde- 
organe nur verpflichtet sind, das gesetzliche Relations- 
verhältniss ($ 48) inne zu halten, dass die Behörde 
nicht berechtigt ist, deswegen einzuschreiten, weil sie 
der Ansicht ist, dass es dem Geiste des Gesetzes 
entsprechen würde, innerhalb des gesetzlichen Rela- 
tionsverhältnisses eine andere Entscheidung zu treffen. 
Aus dem Nichtvorhandensein indirekter Steuern darf 
die Behörde keinen Grund zum Einschreiten entnehmen. 

Ist aber ein Einschreiten begründet, so veran- 
lasst die Behörde die Gemeindeorgane nicht zur Kor- 
rektur, sondern trifft selbständig die Anordnungen, 
welche nach ihrer Ansicht die Gemeindeorgane hätten 
treffen sollen. An sich soll dies nur soweit geschehen, 
als die Gesetzwidrigkeit des Gemeindebeschlusses es 
erfordert. Wenn z. B. die Behörde deswegen ein- 
schreitet, weil aus der städtischen Gasanstalt das 
Gas zu missbräuchlich niedrigen Preisen abgegeben 
wird, so ordnet sie höhere Preise an, und daraus er- 
gibt sich die geringere Steuerlast. Es kann aber der 
Behörde nicht zugemuthet werden, wenn sie über- 
haupt eine Anordnung trifft, eine andere zu treffen, 
als ihr nach dem ganzen System der betr. Gemeinde- 
finanzen richtig erscheint. Wenn z. B. eine Gemeinde 
für Kanalisationsanlagen die Grundbesitzer zu keinen 
Beiträgen herangezogen hat, obgleich sie dies nach 
dem Sinn des Gesetzes ($ 4) hätte thun sollen, im 
Uebrigen aber die Steuerrelationen ($ 45) nicht ver- 
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letzt hat, so kann die Behörde sich nicht damit be- 
gnügen, bloss die Grundbesitzerbeiträge anzuordnen 
und dadurch das Steuer-Soll im Ganzen herabzusetzen 
in einem solchen Falle wird sie vielmehr auch in der 
Relation die Last der Grundbesitzer unter Rücksicht 
auf ihre nunmehr zu zahlenden Beiträge vermindern. 

Für einen besondern Fall hat die Kommission 
der Behörde das Recht des Einschreitens auf Antrag 
von Steuerpflichtigen gegeben. Das Gesetz gestattet 
die Einführung‘ besonderer Grundsteuern „nach den 
in der Gemeinde stattfindenden Abstufungen des 
Grundbesitzes.“ Wenn infolge wesentlicher Verände- 
rungen der Besitzverhältnisse diese Abstufungen zur 
Grundlage der Besteuerung nicht mehr geeignet sind, 
kann die Behörde die Abänderung anordnen, sobald 
es von der Mehrheit der Steuerpflichtigen einer Stufe 
beantragt wird. 

Gegen jede Anordnung ist die Klage im Ver- 
waltungsstreitverfahren zulässig. 


LY- 


Da das Genehmigungsrecht eine stumpfe, das 
Anordnungsrecht eine schneidige Waffe ist, so machte 
sich in der Kommission die Befürchtung geltend, dass 
das letztere ausgedehnt werden könnte, um die 
Schranke des Genehmigungsrechts zu durchbrechen. 
Es kann, wie wir oben ausgeführt haben, die Geneh- 
migung nicht verweigert werden, blos deswegen, weil 
die Einkommensteuerzuschläge über 100 pCt. steigen. 
Wenn nun aus irgend einem Anlass die Behörde zur 
Anordnung befugt wird, kann sie dann bei dieser 
Gelegenheit den gesammten Plan der Steuerrelation 
umstossen, bloss aus dem Grunde, um Einkommen- 
steuerzuschläge über 100 pCt. hinaus zu verhüten ? 
Der Kommissionsbericht beantwortet die Frage dahin, 
dass dies „bloss aus dem Grunde“ nicht zulässig sei, 
dass ein solches Verlangen vielmehr auch in diesem 
Falle seine Begründung in den Bestimmungen des 
Gesetzes und in den Verhältnissen der betreffenden 
Gemeinde finden müsse. Jedoch kennt das Gesetz 
zwei Fälle, in denen in der That die Anordnungsbe- 
hörde zur Ergänzung des Genehmigungsrechts be- 
rufen ist. Die Anordnungsbehörde tritt ein, wo das 
Genehmigungsrecht zu keinem Ergebniss geführt hat. 
Wir haben oben ausgeführt, dass bei versagter Ge- 
nehmigung der Fall genau ebenso liegt, als ob ein 
Gemeindebeschluss über die Vertheilung des Steuer- 
bedarfs überhaupt nicht gefasst worden wäre. Für 
diesen Fall schreibt $ 49 des Gesetzes vor, dass die 
drei Realsteuern jede mit einem um die Hälfte höheren 
Prozentsatz als die Einkommensteuer heranzuziehen 
sind, dass aber die Behörde befugt ist, die Deckung 
des Steuerbedarfs auch durch selbständige Anordnung 
festzusetzen. Vermöge dieses Paragraphen führt also 
auf einem Umwege die Versagung der Genehmigung 
schliesslich doch zu einer positiven Anordnung von 
Seiten der Staatsbehörde. Ein zweiter Fall solcher 
Ergänzung liegt in dem, ebenfalls bereits erwähnten, 
Erforderniss der ministeriellen Zustimmung zu den 
wichtigsten Genehmigungen. Hier erhob sich in der 
Kommission eine heftige Debatte darüber, inwieweit 
die Minister befugt sein sollen, dieses Zustimmungs- 
recht auf ihre Untergebenen zu delegiren. Man 
einigte sich schliesslich dahin, dass dieses Recht der 
Delegirung stattfinden solle, aber nur auf die „höhere“, 
nicht auf die niedere Instanz, d. h. für Stadtgemeinden 


an die Oberpräsidenten, für Landgemeinden an die 
Regierungspräsidenten. 

Umgekehrt tritt auch im Anordnungsverfahren 
eine Mitwirkung der Genehmigungsbehörde ein. Wenn 
gegen die Anordnung die Klage im Verwaltungs- 
streitverfahren begonnen ist, so kann bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung eine vorläufige Ordnung des 
Steuerwesens durch den Kreisausschuss bezw. Be- 
zirksausschuss erfolgen. 


ur 


Wie man sieht, sind die Vorschriften über die 
Staatskontrole überaus verwickelt. Sie werden in der 
Praxis schon um deswillen eine Quelle beständiger 
Streitigkeiten sein, weil die grosse Mehrzahl der Ge- 
meindeorgane gar nicht im Stande sein dürfte, sich 
durch dieses verwickelte System hindurchzufinden. 
Es wird weder darüber Klarheit herrschen, welche 
Behörde einschreiten darf, noch in welchen Fällen, 
noch bis zu welchem Grade. Dass die Kommission 
es für gut befunden hat, einen Theil ihrer überein- 
stimmenden Ergebnisse statt in dem Wortlaut des 
Gesetzes bloss im Kommissionsbericht niederzulegen, 
wird zur Folge haben (wenn das Plenum dies nicht 
ändert), dass es in Zukunft zwei Rechtsquellen für die 
Staatskontrole in Kommunalabgaben-Sachen geben 
wird: nämlich erstens das Kommunalabgaben-Gesetz, 
zweitens den Bericht der 10. Kommission. 

Ob übrigens die komplizirten Kontrolbestim- 
mungen trotz der Befürchtungen über ihre zu weite 
Ausdehnung in allen Punkten auch nur ausreichend 
sein werden, ist noch sehr fraglich. So ist z. B. nach 
langen Verhandlungen in der Kommission der Be- 
hörde das Recht zugesprochen worden, auf Antrag 
der Grundbesitzer eine neue Grundsteuervertheilung 
anzuordnen. Aber das entsprechende Recht auf An- 
trag der Einkommensteuerpflichtigen steht der Behörde 
nicht zu. Dabei sind die Befugnisse zur Abweichung 
von der Staatseinkommensteuer so weitgehend wie 
nur irgend denkbar. Nicht blos, dass die staatliche 
Degression zu Ungunsten der unteren Klassen abge- 
schwächt und gestrichen werden kann, es besteht 
sogar die Möglichkeit, eine Progression des Steuer- 
fusses nach unten hin einzuführen, und zwar, wie aus 
dem Kommissionsbericht hervorgeht, keineswegs blos 
die akademische Möglichkeit. Wenn nun (aus welchen 
Gründen auch immer) eine Einkommensteuer zu Lasten 
der unteren Klassen ausgeschrieben wird, und eine 
solche Ausschreibung einmal die vorbehaltlose Ge- 
nehmigung gefunden hat, sich in Zukunft die Verhält- 
nisse aber ändern, weshalb soll dann auf Antrag der 
unteren Stufen die Aufsichtsbehörde nicht dasselbe 
Recht haben, wie gegenüber einer veralteten Grund- 
steuervertheiluing? Wenn in der Kommission, auch 
von Seiten der Regierung, geltend gemacht wurde, 
der „Schutz der Minderheiten“ müsse schliesslich doch 
darin seine Grenze finden, dass man der Mehrheit im 
Allgemeinen den richtigen Beschluss zutraue: so liegt 
dem die völlige (ich möchte sagen grundsätzliche) 
Verkennung unserer Kommunalverfassung zu Grunde, 
welche alle diese Berathungen durchzieht. Nicht der 
Schutz der Minderheit steht hier in Frage, sondern 
der Schutz der Gesammtbevölkerung gegen die 
Minderheit, welche in den kommunalen Vertretungen 
das Wort führt. Wenn in den Parlamentsverhandlungen 
dieser Gesichtspunkt nicht zur Geltung kommt, so 
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liegt dies nur darin, dass auch im Abgeordnetenhause 
nur dieselben, der Kopfzahl nach sehr kleinen sozialen 
Kreise vertreten sind, wie in den Gemeindever- 
sammlungen. 

Ich unterlasse jede weitere Exemplifikation. Denn 
die Staatskontrole, so wichtig sie auch unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen als soziales Gegenge- 
wicht gegen die soziale Einseitigkeit der Kommunal- 
vertretungen sein muss, wird doch allein nie im Stande 
sein, dieser Aufgabe gerecht zu werden. Es gibt 
nur ein Mittel, um eine Staatsaufsicht zu Gunsten 
einer Bevölkerung wirksam zu gestalten, nämlich: 
dieser Bevölkerung zu einer angemessenen Vertretung 
in den kommunalen Körperschaften selbst zu ver- 
helfen. Und so liegt die sozial bedeutsame Seite der 
preussischen Gemeindeabgaben-Reform genau da, wo 
sie der gegenwärtige Landtag am wenigsten suchen 
möchte: in einer Umgestaltung des kommunalen Wahl- 
rechts, welche die Kreise, für die Sozialpolitik ge- 
trieben werden soll, in die kommunalen Körperschaften 
hineinbringt. 


Notizen. 


Armenpflege. 


Einführung desElberfelderSystemsinBres- 
lau. Auch Breslau will nun das Elberfelder System für seine 
Armenpflege annehmen. Während die Uebertragung der Be- 
schlussfassung an die Bezirks-Armen-Kommissionen ganz nach 
Elberfelder Muster vorgesehen ist, ergeben sich im Uebrigen 
nicht unwesentliche Abänderungen. Man weist erstens dem 
einzelnen Pfleger keinen örtlichen Bezirk, sondern bestimmte 
Pflegefälle zu, weil man sich sagte, dass in der Stadt Breslau 
die als Pfleger in Betracht kommenden Personen regelmässig 
nicht nahe genug bei den Armen wohnen, um örtliche Be- 
zirke zu übernehmen. Damit verzichtet man allerdings auf eine 
durchgreifende Inspektion der ganzen Stadt durch die städti- 
sche Armenpflege, die dem Elberfelder System wenigstens in 
der Idee vorschwebt. Zweitens, und diese Abweichung dürfte 
noch schwerer ins Gewicht fallen, überträgt man die Unter- 
suchung und Begutachtung des einzelnen Falles nicht dem 
Pfleger allein, sondern daneben wird jeder Fall auch vom Be- 
zirksvorsteher untersucht. Und zwar ist dieser Bezirksvorsteher 
keineswegs der Vorsteher des Armenbezirks — dieser heisst 
in Breslau Armendirektor —, er ist nur Mitglied der Bezirks- 
Armen-Kommission. Bisher haben die Bezirksvorsteher die 
einzelnen Pflegefälle allein untersucht, haben also bedeutende 
Geschäftserfahrung, die man selbstverständlich verwerthen 
möchte; jedoch lag bisher die Beschlussfassung über jeden 
Einzelfall beim Hauptkollegium der Armenverwaltung, ohne 
dass dem Bezirksvorsteher ein Antheil zugestanden hätte. 
Künftighin werden also der Bezirks-Armen-Kommission stets 
zwei Gutachten, die beide von ehrenamtlich thätigen Personen 
erstattet sind, vorliegen. Im Interesse richtiger Aufklärung des 
einzelnen Armenfalls kann diese doppelte Begutachtung aller- 
dings nur freudig begrüsst werden. Die Einführung der neuen 
Armenordnung ist vorläufig für den 1. Oktober d. J. in Aus- 
sicht genommen. Die Stadtverordneten-Versammlung hat am 
4. d. M. obige Grundsätze genehmigt, ausdrücklich aber den 
Magistrat aufgefordert, nach drei Jahren eingehend über die 
Erfahrungen zu berichten. 


e Zusammenwirken der öffentlichen Armen- 
pflege und der Vereinswohlthätigkeit. In Posen 
hat am 26. April 1893 eine vom Magistrate resp. der städtischen 
Armendeputation eingeladene Versammlung behufs Anbahnung 
eines Zusammenwirkens der kommunalen, kirchlichen, stiftungs- 
und vereinsmässigen Armenpflege und Wohlthätigkeit stattge- 
funden, welcher die Vertreter von über 50 Vereinen und 
Stiftungen beiwohnten. Der Erste Bürgermeister Witting 
begrüsste die Versammelten; sodann begründete der Vor- 


der Deputation entworfenen „Grundzüge für das Zusammen- 
wirken der öftentlichen und privaten Armenpflege und Wohl- 
thätigkeit in Posen.“ Auf keinem Gebiete sei die Schablone 
weniger am Platze, als in der Armenpflege und Wohlthätigkeit; 
wer wirksam helfen wolle, müsse individualisiren, in geordneter 
Weise, zur rechten Zeit und mit den rechten Mitteln helfen. 
Daran fehle es in Posen; es werde planlos gearbeitet, ohne 
Grundsätze und an zu vielen Stellen gegeben und damit der 
Gesammtheit mehr geschadet, als genützt. Den städtischen 
Behörden stehen 1!/s Millionen Mark aus milden Stiftungen zu 
Gebote, für Zwecke der Armenpflege werden jährlich etwa 
80000 Mark aufgewendet, daneben bestehe eine ausgedehnte 
private Armenpflege und Wohlthätigkeit, die Erfolge seien je- 
doch gänzlich unzureichend, nicht wegen Mangels an Mitteln, 
sondern wegen des Fehlens einer zusammenfassenden Organi- 
sation. Vorbilder für eine solche seien in Deutschland noch 
nicht gerade häufig; eine mustergültige Ordnung habe sich 
in Dresden bewährt. Bei der durch religiöse und nationale 
Verschiedenheiten begünstigten Zersplitterung der Armenpflege 
und Wohlthätigkeit in der Stadt Posen müsse man sich zu- 
nächst vorsichtig auf das Nothwendigste beschränken. Es werde 
also beabsichtigt, die städtische Armenverwaltung mit den 
Vereinen, Körperschaften, Instituten und Stiftungen, die sich 
der Fürsorge für Arme und Bedürftige in der Stadt Posen 
widmen, in einen Verband zusammenzufassen, der unter Wah- 
rung der vollen Selbständigkeit der Vereinsangehörigen zur 
Aufgabe hat: 1. Bekämpfung der gewerbsmässigen Bettelei. 
2. Bessere Fürsorge für wirklich bedürftige unter Ausschluss 
unwürdiger, nicht bedürftiger Personen. 3. Verhütung der 
Ueberhäufung einzelner Personen oder Familien mit Gaben von 
verschiedenen Seiten. 4. Verhütung der Erschleichung des 
Unterstützungswohnsitzes mit Hilfe privater Unterstützungen. 
5. Einheitliches Vorgehen bei Nothständen, Ueberschwem- 
mungen, Epidemien u.s.f. und zu besonderen armenpflegeri- 
schen oder Wohlthätigkeitszwecken. Als Organe dieses Ver- 
bandes sind gedacht eine Generalversammlung und ein ständiger 
Ausschuss. Die Generalversammlung unter dem Vorsitze des 
Oberbürgermeisters besteht aus den Mitgliedern der städtischen 
Armen- und Waisendeputation und je einem Vertreter der dem 
Verband angeschlossenen Vereine; sie beschliesst über allge- 
meine, zur Förderung der Verbandszwecke dienliche Massregeln 
und wählt 12 Mitglieder zum ständigen Ausschuss, dem übrigens 
der Vorsitzende der Armendeputation als Vorsitzender und 
vier Mitglieder der Armen- oder Waisendeputation angehören. 
Der Ausschuss ist ausführendes Organ, bereitet die General- 
versammlung vor, die mindestens einmal im Jahre stattfinden 
soll und besorgt die laufenden Verbandsgeschäfte. Der Lei- 
tung seines Vorsitzenden untersteht die beim städtischen Armen- 
büreau zu bildende Auskunftsstelle.. Der Verband soll in 
seinen beiden Organen die Gelegenheit zum Austausch der 
Ansichten zwischen den Betheiligten und zuverlässige Aus- 
künfte über die Verhältnisse von Bittstellern gewähren. Die 
Verbandsmitglieder übernehmen keinerlei pekuniäre Verpflich- 
tungen gegen den Verband; zur Erreichung der Verbands- 
zwecke haben sie lediglich: 1. der Auskunftsstelle in noch zu 
bestimmenden regelmässigen Zwischenräumen jede von ihnen be- 
willigte Unterstützung irgend welcher Art anzuzeigen; 2. den Er- 
suchen der städtischen Armenverwaltung um Nichtunterstützung 
von Personen, die in Posen den Unterstützungswohnsitz nicht 
besitzen, abgesehen von Krankheitsfällen, nachzukommen und 
solche Personen an die städtische Armenverwaltung zu ver- 
weisen. Diese Grundzüge fanden im Allgemeinen bei den Ver- 
sammelten volle Zustimmung; bemängelt wurde allein die letzt- 
gedachte Bestimmung: es wurde die Befürchtung laut, die städti- 
sche Armenverwaltung möchte sich die ihr bekannt werdenden 
privaten Unterstützungen zu Gute rechnen; sie müsse vielmehr 
die Verpflichtung auf sich nehmen, die öffentliche Unterstütz- 
ung nicht in Rücksicht auf private Unterstützungen zu 
schmälern. Ein anderes Bedenken richtete sich bei den Ver- 
tretern einiger katholischer kirchlicher Vereine gegen die Ver- 
pflichtung zur Nichtunterstützung in Posen nicht unterstützungs- 
wohnsitzberechtigter Personen. Diese Verpflichtung soll jedoch 
ausschliesslich die Erschleichung des Unterstützungswohnsitzes, 
nicht aber die Hilfsthätigkeit der Vereine verhindern oder be- 
schränken. Beschlüsse wurden nicht gefasst; die Grundzüge 
sollen vielmehr im Schosse des Komittees nach den in der 
Verhandlung hervorgetretenen Gesichtspunkten ausgearbeitet 
und später den betheiligten Vereinen zur Annahme oder Aeusse- 
rung von weiteren Wünschen vorgelegt werden. Die Begrün- 
dung des Verbandes wurde einer zweiten Versammlung der 
Betheiligten vorbehalten, über die wir s. Z. weiter berichten 


sitzende der Armendeputation Bürgermeister Künzer die in | werden. 
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Schulwesen. 


Entwickelung des Hamburger Volksschul- 
wesens. Bei Gelegenheit der kürzlichen Einweihung der 100sten 
Volksschule in Hamburg gab Schulrath Mahraun einen Rückblick 
auf das Hamburger Volksschulwesen überhaupt, dem wir, den 
„Hamburger Nachrichten“ folgend, Nachstehendes entnehmen. 
Am 6. Januar 1871 konstituirte sich die Oberschulbehörde, 
worauf am 1. April desselben Jahres die Uebernahme der 
Schulen der Armenanstalt in der Stadt und der Vorstadt St. 
Pauli erfolgte. Im Ganzen wurden 16 Schulen mit 106 Klassen, 
5623 Kindern und 156 Lehrpersonen von der Oberschulbehörde 
übernommen. Durch das Gesetz vom 14. Mai 1877 kamen 
dann am Ende des Schuljahres 1877/78 die Vorortsschulen 
hinzu. Inzwischen war in den 7 Jahren das Schulwesen auf 
28 Volksschulen mit 258 Klassen, 12771 Kindern und 288 
Lehrpersonen gestiegen, zu denen dann noch 15 Schulen mit 
126 Klassen, 6929 Kindern und 138 Lehrpersonen aus den 
Vororten kamen. Von 43 Schulen mit 384 Klassen 19700 Kin- 
dern und 426 Lehrpersonen am 31. März 1878 stieg das Volks- 
schulwesen in den 15 Jahren bis zum 31. März d. J. auf 99 
Schulen mit 1422 Klassen, 67 630 Kindern und 1711 Lehrper- 
sonen, sodass im Durchschnitt jedes Jahr 4!/» je 15klassige 
Schulen oder 68 Klassen mit 3200 Schülern und 82 Lehrper- 
sonen neu hinzukamen. Im Ganzen wurden 82 Schulen mit 
einem Kostenaufwande von 10800000 Mark und 44 Turnhallen 
sowie 4 Turnsäle mit einem Kostenaufwand von 1200000 Mk. 
erbaut. Für Schulbauten sind also im Laufe von 20 Jahren 
12000000 Mark verausgabt, ohne den Grundwerth, das In- 
ventar und Mobiliar mitzurechnen. Die Lehrerbesoldungen, 
welche im Jahre 1878 nur 856000 Mark betrugen, sind für 
das laufende Jahr mit 3644000 ins Budget eingereiht. Und 
trotz solcher Vermehrung war man Jahre hindurch hinter dem 
Bedürfniss zurückgeblieben. Heute aber könne Hamburg be- 
haupten, dass sein Volksschulwesen vollständig geordnet sei. 


Schulverhältnisse inPreussisch-Polen. Trau- 
rige Schulzustände hat nach der „Preuss. Lehrer-Zeitung“ das 
Dorf Chalkowo in Posen. Es zählt 280 schulpflichtige Kinder, 
von denen 213 die Schule besuchen. Diese werden von einem 
Lehrer unterrichtet. Wenn schon eine überfüllte deutsche 
Schule übermässige Anforderungen an den Lehrer stellt, wie 
soll ein Lehrer mit so viel Kindern polnischer Zunge fertig 
werden. Wegen „Raummangels“ treten die Kinder erst mit 
dem vollendeten 8. Lebensjahre in die Schule. Allerdings kann 
dann auch nur das Ziel der Mittelstufe erreicht werden. Seit 
14 Jahren schweben die Verhandlungen wegen Errichtung einer 
zweiten Lehrerstelle; seit 2 Jahren schon ist der Erweiterungs- 
bau an einen Bauunternehmer vergeben; aber der Lehrer hofft 
bis jetzt vergeblich auf Entlastung. Das Schulhaus erscheint 
von aussen noch ziemlich gut erhalten; aber das Innere ist in 
verwahrlostem Zustand, und die Wirthschaftsgebäude sind dem 
Einstürzen nahe. Der Schulpatron ist verpflichtet, das Holz 
zum Schulbau zu liefern. Bauholz ist in seinen Wäldern genug; 
aber für das Aschenbrödel Schule scheint keins vorhanden zu 
sein, und die Regierung lässt den desolaten Zustand ruhig 
weiterdauern. 


Staat undCkKorrbildunesschulesins Preussen. 
Seit länger als einem halben Jahre hat die Stadtvertretung in 
Ostrowo (Provinz Posen) auf Grund der Gewerbe-Novelle ein 
Statut entworfen, nach welchem die baldige Errichtung einer 
Fortbildungsschule zu erwarten stand. Trotzdem bereits ein 
halbes Jahr darüber verflossen ist, hat die königliche Regie- 
rung zu Posen noch immer keine endgiltige Entscheidung über 
die Gründung resp. Neugestaltung einer solchen Anstalt ge- 
troffen. Man hört nur ab und zu von Unterhandlungen über 
einige streitigen Statutenpunkte zwischen den Regierungsor- 
ganen und den betheiligten städtischen Körperschaften; ins- 
besondere wehrt sich die Regierung gegen jene Bestimmung, 
dass Bauhandwerkslehrlinge, wenn sie über Land sind, vom 
Unterricht dispensirt werden müssen; die königliche Regierung 
will statt müssen das Wort „können“ gesetzt wissen. Ferner 
hatte die Leitung der Fortbildungsschule in Zarotschin 
(Provinz Posen) verschiedene, über 17 Jahre alte Lehrlinge 
wegen Schulversäumniss zur Anzeige gebracht, da das Orts- 
statut die Schulpflicht bis zum 18. Jahre erstreckt. Auf ein 
Bittgesuch einiger Meister an den Regierungs-Präsidenten 
um gänzliche Aufhebung der Fortbildungsschule ist diesen 
nunmehr eröffnet worden, dass der Minister für Handel und 
Gewerbe gestattet habe, dass der Schulzwang bei der staat- 
lichen Fortbildungsschule auf die noch nicht 17 Jahre alten 
gewerblichen Arbeiter beschränkt werde. 


Klassenstärke der staatlichen Fortbildungs- 
schulen in Posen. Zufolge Verfügung des Regierungs- 
präsidenten zu Posen sollen diejenigen Fortbildungs-Schüler, 
welche das Ziel einer Volksschule erreicht haben, in Klassen 
von 20 bis 30 Schülern, diejenigen Lehrlinge dagegen, die das 
Ziel einer Volksschule nicht erreicht haben, in Klassen von 
höchstens 20 Schülern untergebracht werden. 


Fortbildungsschulwesen im Herzogthum An- 
halt. Im anhaltischen Etat für 1893/94 sind 25965 Mk. für 
Fortbildungsschulen ausgeworfen. Während in manchen Städten 
Anhalts jeder Lehrling durch Ortsstatut zum Besuche der 
Fortbildungsschule verpflichtet ist, bleibt in anderen, z. B. in 
Bernburg, die Theilnahme eine freiwillige. Ein vom Bernburger 
Innungsausschuss im Juni 1891 gestelltes Gesuch wegen obli- 
gatorischer Einführung des Fortbildungsunterrichts ist nach 
wiederholten Kommissionsberathungen vom Gemeinderathe ab- 
gelehnt (!) worden, weilman zunächst abwarten will, bis sich durch 
die Erfahrung auch in anderen Städten nach Aenderung der 
gesetzlichen Bestimmungen herausgestellt hat, welches System 
das Ziel der Fortbildungsschule am besten fördert. Seit einigen 
Jahren hat jedoch die Regierung den Innungen die Rechte des 
$ 100e, Ziffer 3 der Gewerbeordnung nur unter der Bedingung 
verliehen, dass die Meister die Lehrlinge zum regelmässigen 
Besuche der gewerblichen Fortbildungsschulen anhalten, und 
dieser Umstand hat dazu beigetragen, dass die Schülerzahl in 
den genannten Schulen erheblich gestiegen ist. Die bernburger 
Fortbildungsschule wurde Ostern 1874 zunächst mit einer 
Klasse eröffnet; Michaelis 1881 musste dieser eine zweite und 
Ostern 1887 eine dritte Klasse hinzugefügt werden. Als schon 
im nächsten Jahre die Schülerzahl auf 150 gestiegen war, 
wurde auf Anordnung der herzogl. Regierung die zweite Klasse 
in zwei Parallelklassen (IIa und Ib) getheilt. Für das Schul- 
jahr 1892/93 trat noch eine Theilung der ersten Klasse in Ia 
und Ib ein, so dass die Anstalt zuletzt dreistufig und fünf- 
klassig war und von 180 Schülern besucht wurde. Um nun in 
einzelnen Fächern höhere Ziele zu erreichen, zerfällt die An- 
stalt im Einverständniss mit der Oberschulbehörde seit Ostern 
in zwei Abtheilungen, eine vorbereitende und eine Fachab- 
theilung. 


X Haushaltungs-Unterrichtin der badischen 
obligatorischenFortbildungsschule. Nach einer Ver- 
ordnung vom 26. November 1891 kann die badische Ober- 
schulbehörde den Gemeinden die Erlaubniss ertheilen, dass sie 
an Stelle des durch das Schulgesetz vorgeschriebenen obliga- 
torischen Fortbildungsunterrichts für Mädchen den Unterricht 
in der Haushaltungskunde treten lassen. Die Einsicht, dass 
solcher Haushaltungsunterricht für die Mehrzahl der Mädchen 
weit werthvoller ist als nur die Befestigung des Volksschul- 
unterrichts, hat sich immer weiter Bahn gebrochen, und die 
Möglichkeit, Haushaltungs-Lehrerinnen in der bezüglichen — 
unter Assistenz des Oberschulrathes vom badischen Frauen- 
verein errichteten — Anstalt in Karlsruhe ausbilden zu lassen, 
veranlasst immer mehr Gemeinden, die Haushaltungsschule an 
Stelle der Fortbildungsschule treten zu lassen. Man lässt den 
Mädchen (oder den Eltern) freie Wahl, welchen Unterricht sie 
nehmen wollen; der Haushaltungsunterricht wird aber bevor- 
zugt. In Heidelberg ist man eben im Begriff, die Neuordnung 
zu treffen. Der Unterricht soll drei Stunden wöchentlich um- 
fassen und sich auf das Jahr nach Entlassung der Mädchen 
aus der Volksschule erstrecken. Für die erste Einrichtung 
wurden Mark 3000, für Ausbildung der Lehrerinnen Mark 400 
bewilligt und für die Unterrichtsertheilung sowie Materialien- 
beschaffung je Mark 1000 für 1893 in den Etat eingestellt. 
Bald dürften sämmtliche grössere Städte des badischen Landes 
den Haushaltungsunterricht in der Fortbildungsschule einge- 
führt haben. 


Wohnungswesen. 


WohnungsenquäteinBraunschweig. Der Braun- 
schweiger Verein für Öffentliche Gesundheitspflege hat im 
vorigen Sommer und Herbst eine äusserst verdienstvolle Er- 
hebung über die Wohnverhältnisse in zwei alten, zumeist von 
ärmeren Leuten bewohnten Strassen der Innenstadt veran- 
staltet, über deren Ergebniss der Leiter der Erhebung, Dr. 
med. Henking, soeben in No. 5 des „Monatsblatts für öffent- 
liche Gesundheitspflege“ berichtet. Sechs freiwillig thätige 
Personen, namentlich Aerzte, besuchten die einzelnen Grund- 
stücke und Wohnungen und nahmen deren Verhältnisse ganz 
so auf, wie s. Zt. in Basel die Baubeamten. Im Einzelnen fand 
man, dass jene Strassen auf verhältnissmässig gesundem Grund 
und Boden stehen. Dagegen erscheinen die Grundstücke zu 
dicht bebaut, sodass die meisten Höfe zu klein sind (oft nur 
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5—10 [Jm). Manchmal wird da noch Vieh gehalten, und 
immer liegt in dem Hof die Senkgrube. Abgesehen davon, dass 
diese Gruben selten entleert werden und vielfach wohl auch 
undicht sind, hat man zumeist sehr schlimme Abortverhältnisse 
gefunden, dunkle Räume, auf deren Benutzung Dutzende von 
Personen angewiesen sind. Das Wasser entnehmen die Be- 
wohner meist den Brunnen der Höfe, deren hygienische Be- 
schaffenheit zum mindesten zweifelhaft sein dürfte. An Wasser- 
ausgüssen, sowie an richtiger Kanalisation mangelt es allermeist; 
die Abwasser versickern häufig im Boden. Da sich die An- 
gaben über die Wohnverhältnisse als unzureichend erwiesen, 
so wurde nach dieser Richtung nur die eine Strasse bearbeitet, 
deren Wohnungen Dr. Henking, soweit nöthig, nochmals unter- 
suchte. Es waren 185, wovon 8 leerstanden; in den 177 andern 
wohnten 733 Personen. 26 Wohnungen dienten den Hauseigen- 
thümern, 159 waren vermiethet. Die Ergebnisse der Wohnungs- 
aufnahme bestätigen alles das, was Bücher schon in Basel 
gefunden. Von den 185 Wohnungen hatten 7 nur einen Raum, 
12 deren zwei, 82 deren drei, 63 deren vier, 13 deren fünf 
und 8 zählten sechs bis 8 Räume. Die Miethpreise sind augen- 
scheinlich nicht so hoch wie anderwärts, doch sind da Ver- 
gleiche schwierig. Der Kubikmeter Wohnraum stellt sich in 
den mittleren Wohnungen (mit 3 Räumen) auf Mk. 3.—, in 
den kleineren etwas theuerer, in den grösseren etwas billiger; 
die Miethe wird regelmässig vierteljährlich bezahlt. In 36 Woh- 
nungen kamen auf den Kopf noch nicht 10 cbm. Wohnraum, 
in 99 10—20, in 41 über 20. Gewerbliche Benutzung findet 
nur sieben mal statt. Sehr ärmlich sind die Küchenverhältnisse ; 
72 Küchen hatten nur indirektes Licht, äusserst selten sind 
sie ausreichend ventilirt; 40 Küchen dienen mehreren Familien. 
Von 185 Wohnungen haben 32 noch nicht einmal eine Höhe 
von 2 m, bei 49 beträgt sie gerade 2 m. Im Ganzen haben 
97 Wohnungen nicht die in Braunschweig für neu einzurich- 
tende Wohnungen vorgeschriebene Höhe von 2,3 m, und auch 
die andern gehen wenig über dieses Mindestmaass hinaus. Am 
traurigsten stellte sich die Unterbringung der Leute während 
der Nachtzeit heraus. Nur in 37 Familien hatte jede Person 
ein Bett; 208 mal schliefen 2, 39 mal 3 Personen beisammen. 
Nicht ganz ein Viertel der Schlafräume bot den Insassen 10 
oder mehr cbm. Luft, ja der dritte Theil der Bewohner hatten 
in ihren Schlafräumen weniger als 5 cbm. Luft; doch waren 
die Schlafräume gewöhnlich hell und gut zu ventiliren. Die 
elendsten Verhältnisse in jeder Beziehung fand man bei einer 
Arbeiterfamilie von 9 Köpfen (Mann, Frau und 7 Knaben im 
Alter von 16 bis 2 Jahren). Sie hatte seit 3 Jahren eine Woh- 
nung inne aus 1 Wohn- und 2 kleinen Schlafzimmern nebst 
Kochstelle bestehend: insgesammt 36,5 Kubikmeter Raum für 
48 Thaler Miethe. In dem einen Schlafzimmer stehen 2 Betten: 
l breites für den Vater und 3 Kinder; und ein schmales (noch 
nicht 1 Meter breites) für 3 Kinder; der Raum ist kaum 14 
Kubikmeter gross, also kommen auf den Kopf kaum 2 Kubik- 
meter Luftraum. In dem getrennt davon liegenden zweiten 
Schlafzimmer kann nur ein Bett stehen, in dem die Mutter 
mit den beiden jüngsten Kindern schläft. Eine zweite Familie, 
8 Köpfe stark, hatte eine Wohnung bestehend aus 1 Wohn-, 
2 Schlafzimmern ‘und Küche, in Benutzung; insgesammt 43 
cbm. Raum für 46 Thaler Miethe; in dem einen Schlafzimmer 
von 14 cbm. Inhalt schlafen 5 Kinder, Knaben und Mädchen 
von 12 bis 3 Jahren in einem Bett. Auch an Schlafgängern 
fehlte es nicht; im Herbst fanden sich in jenen 177 Wohnungen 
37 vor, im Sommer dürften es mehr gewesen sein. Die Häuser 
gehörten zumeist kleinen Handwerkern. Die Miether setzten 
sich grösstentheils aus unselbständigen Gewerbetreibenden zu- 
sammen; da waren 45 Fabrik- und Erdarbeiter, 12 Maurer, 
7 Wäscherinnen, 6 Tischler, 5 Dachdecker, 5 Schlosser und 
Schmiede, 4 Zimmerleute, ferner 11 Händler und Händlerinnen, 
4 Invaliden, 4 städtische Arme, ein Fleischermeister und 6 
andere unselbständige Leute (Gesellen). Es scheint nach alledem, 
dass man in Braunschweig wirklich ein typisches Beispiel der 
Wohnart der städtischen Arbeiterbevölkerung herausgegriffen 
hat. Leider vermögen wir aus der Ferne nicht zu beurtheilen, 
inwieweit diese Wohnverhältnisse für die Braunschweiger Ar- 
beiterbevölkerung überhaupt massgebend sind. Jedenfalls hat 
der dortige Verein für Öffentliche Gesundheitspflege und ins- 
besondere Dr. Henking einen sehr werthvollen Beitrag zur 
Erkenntniss grossstädtischer Wohnungsverhältnisse geliefert. 


Förderung des Baues kleiner Wohnungen 
durch die Versicherungsanstalt Baden. In den am 
ll. April 1893 stattgehabten Verhandlungen des Ausschusses 
der Versicherungsanstalt Baden veranlasste der Vorstand zu- 
nächst eine eingehende Berathung darüber, ob die Anstalt auch 
unmittelbar an einzelne Arbeitgeber und Arbeitnehmer Darlehen 


geben könne. Der Vertreter des Vorstandes berichtete über 
die am 27. März 1893 im Reichsversicherungsamt zu Berlin 
gepflogenen Verhandlungen der Anstaltsvertreter und theilte 
als Ergebniss dieser Verhandlungen mit, dass den Anstalten zwar 
wohlwollende Unterstützung der auf die Besserung der Arbeiter- 
wohnungs-Verhältnisse gerichteten Bestrebungen angerathen, 
aber auch empfohlen worden sei, mit Rücksicht auf den Mangel 
an Erfahrungen nur schrittweise und allmählich vorzugehen 
und insbesondere Darlehen an Kommunalverbände und an ge- 
meinnützige Baugesellschaften ins Auge zu fassen. In den 
weiteren Verhandlungen machte sich mehrfach die freundlichste 
Stimmung für die Bestrebungen zur Besserung der Arbeiter- 
wohnungen geltend, es wurde auch die Befürchtung ausge- 
sprochen, dass sich die Gemeinden und gemeinnützigen An- 
stalten diesen Bestrebungen nicht mit dem erforderlichen Eifer 
annehmen würden, allein es glaubte die Mehrheit doch vorerst 
den Anträgen des Vorstandes zustimmen zu sollen. Darauf 
wurde beschlossen: „Der Vorstand der Versicherungsanstalt 
soll die Genehmigung Grossh. Ministeriums des Innern erwirken, 
dass ein Theil des Anstaltsvermögens, welcher vorerst eine 
Million Mark nicht übersteigen dürfe, in der Weise. angelegt 
werde, dass dadurch die Beschaffung von Arbeiterwohnungen 
unterstützt werde. Die Darlehen sollen gegeben werden: a) an 
milde Stiftungen, Körperschaften, gemeinnützige Gesellschaften 
und Genossenschaften, sowie b) an Gemeinden. Die Darlehen 
sollen zu 3!/g Prozent verzinslich und für höchstens 30 Jahre 
seitens der Versicherungsanstalt unkündbar sein. Für die unter 
a) genannten Stiftungen, Körperschaften, Gesellschaften und 
Genossenschaften sollen die Darlehen 75 Prozent des pfand- 
gerichtlichen Anschlages der Unterpfandsliegenschaften nicht 
übersteigen; Gemeinden aber sollen die Darlehen bis zum 
vollen Betrag der Kauf- oder Baukosten gewährt werden können. 
Die Verzinsung und Tilgung der Darlehen sollen durch jährliche 
gleiche Zahlungen (Annuitäten) erfolgen. Die Zusammenstel- 
lung der Bedingungen für Darlehen an milde Stiftungen, 
Körperschaften, Gesellschaften und Genossenschaften wurde 
unverändert genehmigt. Die $$ 10 und 11 dieser Bedingungen 
gelten auch für Darlehen an Gemeinden. Etwaige Abweichungen 
von diesen Bedingungen bedürfen der Zustimmung des Aus- 
schusses bezw. der ständigen Ausschusskommission.* — Ueber 
die Inanspruchnahme von Darlehen schreibt man uns: X „Die 
Stadtverwaltung von Freiburg i. Br. hat der Versicherungsanstalt 
Baden mitgetheilt, es seien dort in den Jahren 1886/89 120 
Arbeiterwohnungen erbaut, davon aber am 1. April d. J. noch 
34 unvermiethet gewesen. Dagegen hofft man, dass zunächst 
in Lahr durch Vermittelung der Stadt und unter Betheiligung 
der Sparkasse in Kürze Arbeiterhäuser mit Geldern der Ver- 
sicherungsanstalt erstellt werden, die baldmöglichst in das 
Eigenthum von Arbeitern übergehen würden. Von Arbeitern 
sind bei der Versicherungsanstalt bereits 55 Darlehensgesuche 
eingegangen und zwar 36 zu Neubauten und 19 zu Hauskäufen. 
Von diesen Gesuchen sind schon 48 bearbeitet und werden 
dazu von der Anstalt M. 241350 hergeliehen werden oder 
sind bereits ausgezahlt. Immerhin ist das Vorgehen von Ar- 
beitergenossenschaften noch recht vereinzelt, und es wird daher 
doch wohl in erster Linie Pflicht der Gemeinden bleiben, mit 
Hülfe von Geldern der Versicherungsanstalt Wohnungen zu 
bauen.“ 


Unterstützung der Gemeinnützigen Bauge- 
sellschaft durch die Stadt Mannheim. Wie die „Bad. 
Korr.* berichtet, hat der Stadtrath Mannheim der dortigen 
„Gemeinnützigen Baugesellschaft“ die Bereitwilligkeit zur Ab- 
tretung eines Geländes im Ausmaass von 15370 qm ausge- 
sprochen, das einen Werth von Mk. 125840 repräsentirt. Er 
ist jedoch erbötig, beim Bürgerausschusse die Abtretung des 
Geländes 'zur Hälfte des Wertbes zu beantragen, so dass die 
„Gemeinnützige Gesellschaft“ im Wege der Freigebigkeit von 
der Stadtgemeinde Mk. 62920 erhalten würde. Die Herstellung 
der Strassen um den der Gesellschaft abzutretenden Block 
würde einen Gesammtaufwand von Mk. 238000 erfordern; 
hiervon würde auf den Baublock etwa die Hälfte entfallen mit 
Mk. 119000. Dazu will der Stadtrath beim Bürgerausschuss 
beantragen, dass die „Gemeinnützige Gesellschaft“ nur zur 
Hälfte des sie treffenden Antheils herangezogen würde, so 
dass auch hier wieder eine Freigebigkeitshandlung über 
Mk. 59500 vorliegt. Weiter will er keine Baarzahlung des Kauf- 
preises und der Strassenkosten verlangen, sondern für deren 
Betrag Aktien der Gesellschaft an Zahlungsstatt nehmen. 


Bau kleiner Wohnungen durch die Armen- 
verwaltung. In Colmar i. E. hat die Armenverwaltung 
mit einem Kostenaufwand von 34000 Mk. ein Arbeiterwohn- 
haus hergestellt, das 12 gesonderte vollständige Wohnungen 
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enthält. Den Anlass dazu gab die Wahrnehmung, dass die 
öffentlich unterstützten Armen sich vielfach mit Gelassen be- 
gnügen mussten, die den Namen menschlicher Wohnungen 
nicht mehr verdienen. Es ist zu hoffen, dass auch anderwärts 
die Armenverwaltungen in gleicher Weise vorgehen, um auf 
diese Weise ihren Pfleglingen ordentliche Wohnungen zu bieten. 


Gewerbewesen. 


Arbeitsnachweis nün,Gelegennheitsarbeiter: 
in Hamburg. Seit Anfang vorigen Monats hat eine Kom- 
mission in Hamburg einen unentgeltlichen Arbeitsnachweis 
„für Gelegenheitsarbeiter“ (Poggenmülle 9) eingerichtet. Es 
besteht die Absicht, die Thätigkeit des Bureaus über die ganze 
Stadt zu erstrecken und mit einzelnen hervorragenden Indu- 
striellengruppen in engere Verbindung zu treten. Vorläufig be- 
dienen sich vorwiegend die städtische Quaiverwaltung, sowie 
die Hamburg-Amerikanische Packetfahrt und einige andere 
Verkehrsanstalten des Bureaus zur Einstellung von Arbeitern. 
Im Monat April meldeten sich bereits 6953 Arbeitsuchende, 
von denen 3462 untergebracht wurden und zwar 3065 bei der 
Quaiverwaltung, 330 bei der Packetfahrt, 12 bei der Lübecker, 
4 bei der Venloer Bahn und 51 bei sonstigen Arbeitgebern. 
Der Geschäftsumfang des neuen Bureaus, dessen Entwicklung 
man mit grossem Interesse verfolgen wird, lässt also bereits 
nichts zu wünschen übrig; nur scheinen die Arbeitgeber 
anderer Branchen als des Verkehrsgewerbes noch grosse Zu- 
rückhaltung zu beobachten. 


Betrieb vonElektrizitätswerkeninChemnitz 
und München. Aehnlich wie Leipzig (vgl. S. 148, I. Jahrg. 
dieser Zeitschrift) hat jetzt das Stadtverordneten-Kollegium 
in Chemnitz die Betriebsfrage für das dort geplante Elek- 
trizitätswerk in der Sitzung vom 27. v. Mts. entschieden. Die 
Stadt baut zwar das Werk auf eigene Rechnung, verpachtet 
es aber dann an die ausführende Firma (Siemens & Halske) 
auf nicht weniger als 20 Jahre („vorläufig“) für einen jährlichen 
Pachtzins von 8 bis 10 pCt. des von der Stadt investirten An- 
lagekapitals, je nach der Höhe des Stromverbrauchs. Aller- 
dings soll der Stadt das Recht zustehen, nach Ablauf der 
ersten fünf Betriebsjahre jederzeit nach vorangegangener halb- 
jähriger Kündigung den Betrieb selbst zu übernehmen, ohne 
jede Entschädigung an die Gesellschaft. In München dagegen 
hat der Magistrat, wie in der Plenarsitzung vom 25. v. Mts. 
mitgetheilt wurde, endgiltig den städtischen Regiebetrieb für 
ein sofort auszuführendes Elektrizitätswerk von 300 Pferde- 
kräften beschlossen, das vom 1. Januar 1896 ab auf 600 Pferde- 
kräfte erweitert werden soll. Für diesen Entschluss war die 
Lage massgebend, in der man sich der Münchener privaten 
Gasgesellschaft gegenüber befunden hatte. Die Stadt hatte sich 
unbegreiflicher Weise durch Vertrag vom Jahre 1863 der Gas- 
beleuchtungsgesellschaft gegenüber verpflichtet, „keinem Dritten 
das Recht zur Benutzung der Strassen und Plätze behufs Ein- 
richtung einer Beleuchtung zu überlassen“. Dieser Vertrag hat 
die Stadtverwaltung ausserordentlich gedrückt und gehindert. 
Erst durch langwierige Verhandlungen gelang es, für 1899 eine 
Ablösung der Gesellschaft um den Preis von 5!/s Millionen 
mit derselben zu vereinbaren und „selbst Herr zu werden“, 
wie sich Bürgermeister Borscht ausdrückte. Bei diesen Ver- 
handlungen erlangte man als Zugeständniss von der Gesell- 
schaft das Recht, ein Elektrizitätswerk zu betreiben, aber nur 
mit 300 bezw. 600 Pferdekräften. Auf den Regiebetrieb dieses 
Werkes legte, nach dem Bürgermeister, die Gasgesellschaft 
„ein ganz besonderes Gewicht, weil sie sagte, wenn der Magi- 
strat mit uns nicht länger arbeiten will, kann er uns unmög- 


lich zumuthen. dass wir zugestehen, dass er mit einer anderen 
Privatgesellschaft ein Vertragsverhältniss eingeht“. Die erste 
Anlage des Münchener Elektrizitätswerkes wird 750000 Mark 
kosten, die Betriebskosten sind auf rund 60000 Mark veran- 
schlagt; die jährliche Ausgabe mit Verzinsung und Amorti- 
sation beläuft sich also auf rund 100000 Mark, ein Betrag, 
der ungefähr der Summe gleichkommt, welche die Stadt für 
die gegenwärtige Beleuchtung der in Frage kommenden Strassen 
und Gebäude (vorgesehen sind 274 Bogenlampen und 1870 
Glühlampen, letztere ausschliesslich für das Rathhaus) jährlich 
zu zahlen hat. Diese Münchener Erfahrungen könnten sehr lehr- 
reich für Städte sein, die wiederum mit Privatgesellschaften Be- 
triebsverträge eingehen wollen, statt sich zur städtischen Regie 
zu entschliessen. 


Thätigkeit des Gewerbegerichtes Mainz im 
Jahre 1892/93. Ueber die Thätigkeit des Gewerbegerichtes 
der Stadt Mainz in dem abgelaufenen Rechnungsjahr hat der 
Vorsitzende desselben, Dr. Gassner, soeben eine umıassende 
Uebersicht veröffentlicht. Im abgelaufenen Jahre wurden da- 
nach 98 Sitzungen abgehalten, und zwar 52 unter und 46 ohne 
Zuziehung von Beisitzern. Es kamen in denselben 326 Sachen 
zur Verhandlung; ausserdem sind 62 weitere Streitsachen von 
der Gerichtsschreiberei kurzer Hand und ohne förmliche Klage 
erledigt worden. Von den anhängig gewordenen Sachen wurde 
der grösste Theil (234) durch Vergleich, Verzicht u. s. w. er- 
ledigt, während in 84 Sachen Endurtheile erlassen wurden; 
unerledigt sind am Schlusse des Geschäftsjahres 8 Sachen ge- 
blieben. Kläger waren 18 Arbeitgeber und 308 Arbeitneh- 
mer; die Klagen waren gerichtet in 136 Fällen auf Lohn- 
zahlung, in 166 Fällen auf Zahlung einer Entschädigung und 
in 24 Fällen auf Rückgabe oder Ausstellung von Zeugnissen 
u. s. w. 108 Fälle betrafen Bauhandwerker, 50 Fabrikarbeiter, 
40 Schiffer und Fuhrleute, die übrigen sonstige Berufe. In 
295 Fällen blieb der Streitgegenstand unter 50 Mark. Inner- 
halb einer Woche wurden 77 pCt. der beendigten Sachen 
erledigt. An Gerichtskosten (Gebühren und Auslagen) kamen 
257,90 Mark zum Ansatz, während an Beisitzer-, Zeugen- und 
Sachverständigen-Gebühren 270,80 Mark ausgezahlt wurden. 


Thätigkeitdes GewerbesgerichteszuKreteld. 
Beim Rückblick auf die Thätigkeit des Gewerbegerichts zu 
Krefeld während des Jahres 1892/93 konnte der Vorsitzende 
darauf hinweisen, dass von im Ganzen 449 erhobenen Klage- 
anträgen nur 52 durch gerichtliches Urtheil entschieden wur- 
den, während alle übrigen Sachen durch Vergleich oder Rück- 
nahme der Klage erledigt worden sind. Die Aufgabe der Ge- 
werbegerichte, zwischen den Parteien versöhnend zu wirken, 
wurde also hier vollauf erreicht. 


Vermischtes, 


Öeffnung der Museen an Sonntagnachmit- 
tagen. Die Verlängerung der Besuchszeit der Berliner Museen 
an Sonn- und Festtagen ist nunmehr erfreulicher Weise 
wenigstens bei einem Institute durchgeführt worden, und zwar 
bei dem königlichen Museum für Naturkunde. Die Besuchszeit 
der Schausammlung dieses Museums ist an Sonn- und Feier- 
tagen unter Berücksichtigung der Länge und Kürze der Tage 
in den verschiedenen Jahreszeiten vom 30. April d. Js. ab für 
die Monate April bis einschliesslich September von 12—6 Uhr 
Nachmittags, für die Monate März und October von 12—5 Uhr 
Nachmittags, für die Monate Februar und November von 12 
bis 4 Uhr Nachmittags und für die Monate Januar und De- 
cember von 12—3 Uhr Nachmittags festgesetzt worden. 


Yerlag von Leopold Voss in Hamburg. 
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Armenpflege und Wohlthätigkeit. 

Die Krankenversicherung der Dienstboten. Von Regierung'srath 
Dr. Zeller. 

Notizen: Armenpflege: Massregeln gegen Landstreicher im 
Kreise Gifhorn. Steigerung der Armenlasten in Lüneburg. 
— Gemeinnützige Fürsorge: Vereinigung der Bureaux der 
Wohlthätigkeitsunternehmungen in Newyork. — Kinderpflege: 
Gebäude für Kinderspeisung in Heide. Schulwesen: Fah- 
resversammlung der Fortbildungsschullehrer des Regierung's- 
bezirks Kassel. Getheilte oder ungetheilte Schulzeit in Ham- 
burg. — Gesundheitspflege: Krankenpflegepersonal in Berlin. 
ftekonvaleszentenanstalt für Köln a. Rh. Heüstätte für be- 
dürftige Lungenkranke aus Bremen. Bäder zu Heilzwecken 
in Heidelberg. — Wohnungswesen: Bauordnungen für städtische 
Innen- und Aussenbezirke. Zur Hamburger Bau- und Woh- 


nungsgesetzgebung. — Gewerbewesen: Regelung der Gesinde- 
vermittlung in Preussen. Ortsstatuten über Lohnzahlung an 
Minderjährige. 


Die Fürsorge für Obdachlose 
und der Deutsche Verein für Armenpflege 
und Wohlthätigkeit. 


Der Deutsche Verein für Armenpflege und Wohl- 
thätigkeit und die Blätter für soziale Praxis verfolgen in 
weitem Maasse gleiche Ziele. Will diese Zeitschrift den 
Gemeindeverwaltungen und Privatbestrebungen in ihrer 
Fürsorge für die unteren Klassen, insbesondere also auch 
in der Armenpflege, als Sammelpunkt der Erfahrungen, 
als Stelle der Mittheilung wissenswerther Vorkommnisse 
von Ort zu Ort dienen, so bezweckt der genannte Verein 
diejenigen Persönlichkeiten, die, sei es in ihrem Amt, sei 
es eigenem Triebe folgend, mit der Armenpflege und 
Wohlthätigkeit befasst sind, zu regelmässiger Aussprache 
zu versammeln. Es entspricht dieser Verwandtschaft, dass 
die Blätter eine stattliche Anzahl der Mitglieder, insbe- 
sondere auch der Vorstandsmitglieder des Deutschen 
Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit, zu Mit- 
arbeitern zählen. Der Verein hält jährlich eine Versamm- 
lung ab, auf der bestimmte Gegenstände aus der Praxis 
der Armenverwaltungen besprochen werden. Zur Vorbe- 
reitung der Verhandlungen werden auf Veranlassung des 
Vereins Gutachten ausgearbeitet, und die zahlreichen bis- 
her erschienenen Berichte legen Zeugniss davon ab, mit 
welchem Ernst der Verein in den 13 Jahren seines Be- 
stehens seine Aufgabe verfolgt hat. Wegen der Cholera- 
gefahr konnte im Vorjahr keine Versammlung stattfinden, 
dafür hat man dieses Mal die Tagung statt aut den Herbst 
bereits in den Mai gesetzt, und zwar findet sie am 25. 
und 26. ds. Mts. in Görlitz statt. Die Tagesordnung 
haben wir bereits in No. 11, S. 94 der Blätter ver- 


öffentlicht. Doch glauben wir, dass vielen unserer Leser, 
die nicht die Musse finden, die Gutachten zu lesen, welche 
für die Versammlung erstattet sind, erwünscht sein wird, 
einen kurzen Auszug daraus zu erhalten, der ihnen die 
in Betracht kommenden Gesichtspunkte auseinanderlegt. 
Es soll dabei zunächst nur der Inhalt der Referate be- 
sprochen werden. Die Blätter beabsichtigen, über die 
Görlitzer Verhandlungen eingehend zu berichten und da- 
bei auf die Fragen zurückzukommen. Von den vier er- 
statteten Gutachten fallen die beiden minder wichtigen 
aus ‘der Besprechung weg. Ueber „vormundschaftliche 
Befugnisse der Gemeindebehörden und ihrer Organe“ hat 
der Verfasser des Referats, Stadtrath Ludwig-Wolf in 
Leipzig, seinerzeit selbst in dieser Zeitschrift geschrieben 
(vgl. No. 7 und 8, S. 58 ff. und 67 ff.). Die „Zwangs- 
massregeln gegen arbeitsfähige Personen, die ihre Ange- 
hörigen der Armenpflege anheimfallen lassen“ sind in 
letzter Zeit im Zusammenhang mit dem Unterstützungs- 
wohnsitzgesetz vielfach behandelt worden. Es erübrigt 
somit nur, auf die „Fürsorge für Obdachlose“ und die 
„Fürsorge für entlassene Sträflinge“ an dieser Stelle ein- 
zugehen aschfiten®des dt VIE RAFUNW, "16NNHeft, 
SAH 009: 428951) 

Ueber die „Fürsorge für Obdachlose“ haben im 
Auftrage des Vereins Bürgermeister Lange in Bochum 
und Bezirkspräsident z. D. Dr. Freiherr von Reitzenstein 
Referate erstattet. Bürgermeister Lange hat für sein Gut- 
achten eine Umfrage bei allen deutschen Gemeinden von 
mehr als 15000 Einwohnern gehalten, bei welcher diese 
angeben sollten, inwieweit obdachlos gewordene Personen 
ihre Armenpflege in Anspruch genommen hätten und 
welche Vorkehrungen sie zur Gewährung von ÖObdach 
getroffen haben. Die Erhebung erstreckt sich ferner darauf, 
ob Mangel an Wohnungen am Orte vorliege und welche 
Massregeln zur Hebung des Mangels von der Stadt oder 
von gemeinnützigen Baugesellschaften getroffen seien, end- 
lich darauf, ob ev. wieviel Personen wegen unterlassener 
Beschaffung eines Unterkommens bestraft worden sind. 
Da die meisten Städte bereitwilligst den Fragebogen aus- 
gefüllt haben, so liegt Material vor, dessen Studium den 
beiden Referenten mannigfache Anregung bieten konnte. 
Zur Frage der Obdachlosigkeit selbst hat insbesondere 
Reitzenstein einen sehr ausführlichen Bericht (100 Seiten) 
verfasst. Die Referenten unterscheiden zwischen der Ob- 
dachlosigkeit sesshafter Personen, d. h. im wesentlichen 
der Familien, und der Obdachlosigkeit wandernder, d. ı. 
alleinstehender Personen, ganz genau wie eben die Hülfs- 
bedürftigkeit der Familien von der einzeln stehender 
Leute verschieden ist. Im weiteren trennen sie die Ob- 
dachlosigkeit, je nachdem sie verschuldet oder unver- 
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schuldet ist. Unverschuldete Obdachlosigkeit liegt in 
erster Linie vor, wenn durch Massenunglück, durch 
Feuersbrunst, Ueberschwemmung etc. eine Anzahl Woh- 
nungen plötzlich unbrauchbar werden. Aber auch abge- 
sehen von solchen Naturereignissen ist die Obdachlosig- 
keit dann unverschuldet, wenn ein bedeutender Wohnungs- 
mangel vorliegt, vor allem, wenn Leute wegen Krankheit, 
wegen übergrosser Kinderzahl, wegen Arbeitslosigkeit nicht 
im Stande sind, für ihr Unterkommen zu zahlen. Ver- 
schuldet ist die Obdachlosigkeit im Sinn der Bericht- 
erstatter, wenn jemand es durch Arbeitsscheu, Leichtsinn, 
Trunkenheit, Müssiggang etc. versäumt hat, sich die noth- 
wendigen Mittel zur Bezahlung eines Unterkommens zu 
verschaffen. Dass nicht alle Fälle von Obdachlosigkeit 
reinlich der einen oder anderen Kategorie zuzuweisen 
sind, dürfte Jedem einleuchten. 

Was ist nun gegenüber der Öbdachlosigkeit ge- 
schehen und was ist weiter zu thun? Zur Erörterung 
dieser Frage geht Reitzenstein zunächst auf französische 
und englische Verhältnisse ein. In Frankreich ergibt sich 
gegenüber unseren Verhältnissen der wesentliche Unter- 
schied, dass dort die wandernde Bevölkerung sehr viel 
geringer an Zahl ist. Reitzenstein vermag sich diese 
Thatsache nicht zu erklären; doch braucht man nur auf 
die Bevölkerungsbewegung Frankreichs und auf die länd- 
lichen Besitzverhältnisse hinzuweisen, um zu verstehen, 
dass dort jene Bevölkerungsklasse, welche bei uns das 
Hauptkontingent zur Wanderung stellt, nämlich die land- 
wirthschaftlichen Taglöhner, sehr viel schwächer vertreten 
ist. Die französische Landbevölkerung vermehrt sich sehr 
wenig, auch auf dem Lande halten sich Geburten und 
Sterbefälle meist die Waage; so ist die Bevölkerung in 
einem Beharrungszustand, der zu Wanderungen wenig 
Anlass gibt. Diese ‚sparsame Verbreitung der Obdach- 
losigkeit‘‘ hat denn auch in Frankreich das Bedürfniss 
nach besonderer Fürsorge noch kaum empfinden lassen, 
nur in einzelnen grossen Städten unterhalten Privatvereine 
Nachtasyle für Unterkunftslose. In England ist das 
Workhouse stets bereit, die Obdachlosen aufzunehmen 
und daneben gibt es namentlich in London Nachtasyle 
aller Art, theils im Anschluss an die Arbeitshäuser, theils 
auch von Privatvereinen begründet, welche Unterkunft bieten. 

Ueber die Behandlung der obdachlosen Familien in 
Deutschland hat die Enquete kaum etwas Neues ergeben. 
Das nächstliegende Auskunftsmittel gegen die Entstehung 
der Obdachlosigkeit ist, dass die Armenverbände den 
Hülfsbedürftigen die Miethe zahlen und so die Exmission 
verhüten. Je nachdem die Armenverwaltung nun ein 
schärferes oder schwächeres Auge auf den Gang der 
Dinge hat, erfährt sie zeitig vom drohenden Räumungs- 
verfahren und kann es noch abwenden oder für bereits 
Ausgesetzte ein neues Unterkommen beschaffen. Regel- 
mässig handelt es sich nur darum, eine der vorhandenen 


leerstehenden Wohnungen, welche der Exmittirte aus 
Mangel an Mitteln nicht bezahlen konnte, mit dem 
Gelde der Gemeinde zu ermiethen. Häufig — wo der 


Wohnungsmangel eben sehr gross ist — gelingt es nicht, 
eine passende Wohnung zu finden, sodass manche Ge- 
meinden dazu haben schreiten müssen, besondere Unter- 
kunftsräume für Familien, die obdachlos sind, zu be- 
schaffen, wo diese so lange wohnen, bis eine passende 
Wohnung ermiethet ist. Die meisten Städte haben ent- 
weder besondere Exmittirtenhäuser erbaut, oder sie ver- 
fügen in ihren Armenversorgungshäusern über entspre- 
chende Unterkunftsräume. Regelmässig ist die Dauer der 
Aufnahme beschränkt. Die Familien müssen sich — bei 


Vermeidung von Strafe — inzwischen nach anderer 
Unterkunft umsehen, d. h. die Armenverwaltung muss 
regelmässig die Miethe für einen Termin vorausbezahlen 
event. für weitere Zahlung Sicherheit bieten. 

Die Fürsorge für wandernde Obdachlose lässt sich 
von der Fürsorge für Wandernde überhaupt nicht trennen. 
Reitzenstein hat deshalb die ganze Frage der Fürsorge 
für Wandernde, der Bekämpfung des Bettels, der Natural- 
verpflegungsstationen ausführlichst behandelt, indem er 
das vorhandene Material systematisch zusammenstellte. 
Zu weit würde es führen und auch nur Bekanntes wieder- 
holen, wenn wir an dieser Stelle näher darauf eingehen 
wollten. Wir wenden uns vielmehr dem folgenden Ab- 
schnitt zu, welcher die besonderen Veranstaltungen be- 
handelt, die in den Grossstädten zur Unterbringung Ob- 
dachloser getroffen sind. Bei dem Zusammenfluss der 
Massen von Wanderern, bei der periodisch wiederkehren- 
den Arbeitslosigkeit zahlreicher Leute, bei dem ständigen 
Wohnungsmangel weisen die Grossstädte natürlich auch 
in dieser Beziehung Besonderheiten auf. In dankenswerther 
Weise schildert Reitzenstein einige grossstädtische Exmit- 
tirtenhäuser, namentlich aber die da und dort vorhan- 
denen Asyle für Obdachlose mit ihren Einrichtungen. 
Ausser dem des Berliner Asylvereins für Obdachlose er- 
wähnt er Asyle wohlthätiger Vereine in Dresden, Leipzig, 
München, Hamburg, Breslau und Königsberg und be- 
schreibt eingehend das städtische Obdach in Berlin. 

Die Ergebnisse, zu denen die Referenten kommen, 
sind sehr allgemeiner Natur. Und das wird man bei einer 
Fragestellung, wie sie hier vorliegt, auch nicht anders 
erwarten können. Nachdem der Verein für Armenpflege 
und Wohlthätigkeit eine allgemeine Erörterung der Woh- 
nungsfrage als ausserhalb seines Bereiches liegend abge- 
lehnt hatte, konnte er auch die Fürsorge für Obdachlose 
nicht in der Weise, wie er es that, erschöpfend behan- 
deln. Die Obdachlosigkeit ist keine besondere Form der 
Hülfsbedürftigkeit, sondern lediglich eine Seite der Hülfs- 
bedürftigkeit im allgemeinen. Wer keine Mittel hat, kann 
eben auch kein Obdach bezahlen. Andererseits ist bekannter- 
massen der Mangel und die Theuerung der Wohnungen 
ein sehr wesentlicher Grund zur Verarmung und zur In- 
anspruchnahme öffentlicher Unterstützung. Gewiss ist es 
richtig, dass wenn Jemand. obdachlos wird, gewöhnlich 
ganz individuelle Gründe vorliegen, aber man vergesse 
nicht, dass neben diesen allgemeine vorhanden sind; jene 
begründen nur, warum bei der herrschenden Wohnungs- 
theuerung gerade diese Personen nicht mehr im Stande 
sind, für ihr Obdach zu sorgen. Dass dieses Obdach im 
Verhältniss zum Erwerbe zu theuer ist, das gehört in 
ein ganz anderes Kapitel. Die Referenten haben diesen 
Zusammenhang nicht ignoriren können, man sieht das 
am besten aus jener Umfrage, in der der Erkundung 
der Wohnungsverhältnisse ein breiter Raum gegeben ist. 
Freilich konnte die Enquete bei den ganz allgemein ge- 
haltenen Fragen nur sehr wenig Neues zu Tage fördern. 
Man hätte sich auf ein kleineres Gebiet beschränken, 
dieses aber durch Detailfragen aufhellen müssen. Werth- 
voll sind eigentlich nur die Auskünfte über Bestehen 
wohlthätiger Vereine, insbesondere gemeinnütziger Bau- 
gesellschaften. . 

In den Referaten halten wir für das praktisch Inter- 
essanteste alles das, was über Behandlung exmittirter Fa- 
milien und über Einrichtung von Exmittirtenhäusern und 
Asylen für Obdachlose mitgetheilt ist. Aber gerade 
nach diesen beiden Richtungen ist doch keine Voll- 
ständigkeit erreicht. Die technischen Einrichtungen hätten 
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noch ausführlicher geschildert werden können, um an- 
deren Verwaltungen Handhaben zu bieten, namentlich 
aber ist die Frage, was die Armenverwaltung thun soll, 
wenn eine Räumungsklage droht, kaum erörtert. Und 
diese Frage ist, wie jeder Praktiker zugeben wird, über- 
aus wichtig. Wie unendlich oft muss die Bchörde Miethen 
zahlen, und nicht nur das, wie oft ist sie sich darüber 
klar, dass sie viel zu hohe Miethen zahlen muss. Liegt 
dann eine Armenunterstützung oder eine Unterstützung 
des Hausbesitzers vor? Nach welchen Grundsätzen soll 
man verfahren, wenn die Miether ausgesetzt, aber ihre 
Möbel zurückbehalten sind? Soll man auslösen oder 
die Versteigerung abwarten? Weiter, soll man dauernd 
Unterstützungsbedürftige immer wieder in fremden Häu- 
sern einmiethen? u. s. w. u. s. w. Es fehlt also nicht 
an einer Reihe von Gesichtspunkten, die für die Ver- 
waltungspraxis ungemein wichtig sind, auf welche aber die 
Berichte kaum eingehen. Man wird gespannt sein dürfen, 
was die Verhandlungen zu ihrer Klarlegung beitragen. 


Die Krankenversicherung der Dienstboten. 
Von Regierungsrath Dr. Zeller in Darmstadt. 


Einen erfreulichen Umschwung in der Stellung der 
massgebenden Kreise zur Reform der Dienstboten- 
Krankenversicherung im Deutschen Reiche bedeuten die 
vor einiger Zeit von der preussischen Regierung ange- 
ordneten Erhebungen über die bestehenden Vorschriften 
und deren Abänderungsbedürftigkeit, von deren Ergebniss 
freilich noch nichts in die Oeffentlichkeit gedrungen ist. 

Das 1883er Krankenversicherungsgesetz schloss das Ge- 
sinde von dem Versicherungszwang vollständig aus. Dienst- 
boten waren nur berechtigt in die Gemeindekrankenver- 
sicherung, aber auch nur in diese einzutreten ($ 4), durch 
Kassenstatut konnte ihnen auch die Betheiligung an orga- 
nisirten Kassen gestattet werden ($ 26, Ziff. 5). Die bei 
Berathung der Novelle vom 10 April 1892 zum Kranken- 
versicherungsgesetz im Reichstag wiederholt gemachten 
Versuche, auch das Gesinde den Wohlthaten der Ver- 
sicherung zu unterstellen oder dessen Heranziehung durch 
Örtsstatut zuzulassen, blieben ohne Erfolg. Der Regie- 
rungsvertreter nahm den Standpunkt ein, dass die Rege- 
lung der Frage zu schwierig sei, weil es bedenklich, in 
die landesgesetzlich ganz verschieden geordnete Kranken- 
fürsorge für Dienstboten einzugreifen. Die Verhältnisse 
der Dienstboten seien von denen der industriellen Arbeiter 
so grundverschieden, dass eine gleichmässige Regelung 
fast zur Unmöglichkeit werde. Jedenfalls würde sie den 
Nachtheil haben, dass eine Berücksichtigung örtlicher 
Verhältnisse, wie sie die Landesgesetzgebung möglich 
mache, ausgeschlossen sei. In den ferneren Debatten über 
die angeregte Versicherungspflicht wurde als Uebelstand 
erwähnt, dass gegenwärtig in der Landwirthschaft Arbeiter 
und Dienstboten, die bezüglich ihrer Beschäftigung, des 
Lohnes und sonstiger Verhältnisse in ganz gleicher Lage 
sich befänden, in Krankheitsfällen. ganz verschieden be- 
handelt würden. Es sei dies, da dadurch Anlass zu grosser 
Unzufriedenheit gegeben würde, ein unhaltbarer Zustand. 
Der Vertreter der Regierung wiederholte seine Bedenken 
und hob namentlich hervor, dass in den Einzelstaaten 
die Fürsorge für kranke Dienstboten unter Berücksichti- 
gung der besonderen Verhältnisse durch Spezialgesetz ge- 
regelt sei. Es sei bedenklich, in diese durchaus zweck- 
mässige Regelung in der Weise einzugreifen, dass jede 
Gemeinde die Befugniss erhalte, durch Statut landesge- 


setzliiche Bestimmungen umzustossen, zumal das dem 
Reichsgesetze zu Grunde liegende System der Kranken- 
versicherung auf die Verhältnisse der Dienstboten ohne 
mannigfache Modifikationen nicht anzuwenden und es 
kaum möglich sein werde, alle nöthigen Aenderungen zu 
übersehen. Es empfehle sich deshalb, die Krankenver- 
sicherung der Dienstboten der Landesgesetzgebung zu 
überlassen. So blieb es denn beim Alten. Dieses „Alte“ 
ist aber äusserst unvollkommen und passt nicht mehr in 
eine sozialpolitisch vorsorgende Zeit. 

Die im Eingang erwähnte Umfrage der preussischen 
Regierung lautet: „Bei den Verhandlungen des Reichs- 
tages über die Novelle zum Krankenversicherungsgesetze 
ist der Erlass gesetzlicher Vorschriften, durch welche für 
die Dienstboten, insonderheit das landwirthschaftliche Ge- 
sinde in Krankheitsfällen in ausreichenderer Weise, als 
dies bisher geschehen, Fürsorge getroffen wurde, wieder- 
holt als eine dringende Nothwendigkeit bezeichnet worden. 
Wir nehmen hieraus Veranlassung, ergebenst um eine ge- 
fällige Aeusserung. darüber zu ersuchen, 1. ob die im 
dortigen Verwaltungsbezirke geltenden, die Fürsorge für 
erkrankte Dienstboten betreffenden Bestimmungen für un- 
zulänglich zu erachten sind; 2. im Falle der Bejahung 
dieser Frage, in welchem Umfange ein Bedürfniss zu einer 
dem Bedürfnisse entsprechenden Gestaltung dieser Für- 
sorge anerkannt werden muss; 3. ob es sich nach Lage 
der Verhältnisse empfiehlt, eine anderweite gesetzliche 
Regelung auf dem Wege der Reichsgesetzgebung oder 
demjenigen der Landesgesetzgebung anzustreben; 4. ob 
es zweckmässig und mit den Grundsätzen der Billigkeit 
vereinbar erscheint, die Dienstherrschaften (etwa im Wege 
der Abänderung der Gesindeordnungen) auch über die 
Dauer des Dienstvertrages hinaus und eventuell auf welche 
Zeitdauer zur Fürsorge für ihre erkrankten Dienstboten 
gesetzlich zu verpflichten; 5. ob es sich empfiehlt, Ver- 
einigungen der Dienstherrschaften zu gemeinsamer Leistung 
der ihnen obliegenden Fürsorge für Dienstboten und Ge- 
sinde vorzusehen.“ Aus dem Inhalt dieses Fragebogens 
ist ersichtlich, dass bei seiner Abfassung eine sozialpoli- 
tisch geübte Hand thätig war; es werden richtig und 
erschöptend diejenigen Gesichtspunkte hervorgehoben, auf 
welche es bei der Frage ankommt. Erfolgt die Antwort 
auf Grund objektiver, sachverständiger Ermittelungen und 
Prüfungen, so dürfte ein Material beigebracht werden, 
welches für die glückliche Lösung des Problems eine 
ausreichende Unterlage bietet. Das bestehende Gesinde- 
recht enthält ein buntes Bild, die Uebersicht der ver- 
schiedenen Landesrechte, welche der Bericht der Reichs- 
tagskommission über die Novelle zum Krankenkassen- 
gesetze ihrem Inhalte nach charakterisirt, beweist schlagend 
die Nothwendigkeit einheitlicher Gestaltung. 

Beginnen wir mit Preussen, so findet sich ein ver- 
schieden gestalteter Rechtszustand. Für das Hauptgebiet 
gilt die alte Gesindeordnung von 1810. Der Dienstherr- 
schaft liegt die Pflicht ob, für die Pflege des erkrankten 
Gesindes bis zum Ablauf der Dienstzeit zu sorgen, wenn 
die Krankheit während des Dienstes oder durch denselben 
entstanden ist. Nach jener Zeit hat der Dienstbote aus 
eignen Mitteln einzutreten, was ihm oft nur unvollkommen 
möglich ist; er fällt dann der Armenpflege anheim. Dieses 
Heruntersinken in die Armenpflege ist der wunde Punkt 
der Gesetzgebung. Der Herrschaft fällt der erkrankte 
Dienstbote zur Last, sie kündigt ihm vielfach den Dienst 
und tritt dann die Beendigung des Dienstverhältnisses bei 
den kurzen Kündigungsfristen meist schon nach 14 Tagen 
ein. Im günstigsten Falle steht dann der stellenlose Dienst- 
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bote mit einem gutgemeinten Almosen seiner früheren 
Herrschaft erwerbsunfähig vor dem Nichts. Nun kommt 
aber hinzu, dass auch die Krankenfürsorge der Herrschaft 
bis zur beendeten Dienstzeit nur dann geleistet werden 
muss, wenn der Dienstbote „durch den Dienst oder bei 
Gelegenheit des Dienstes“ erkrankt. Trifft dies nicht zu, 
so liegt eine rechtliche Verpflichtung gar nicht vor. Die 
Gesindeordnung für die Rheinprovinz vom 19. August 
1844 enthält eine unbegrenzte Fürsorgepflicht bei Er- 
krankungen durch Verschulden der Herrschaft; in allen 
übrigen Fällen gewährt diese nur unentgeltliche Pflege 
auf vier Wochen. Aehnliche Grundsätze enthält die Armen- 
ordnung der Provinz Schleswig-Holstein von 1841. Die 
Dienstbotenordnungen für Hannover (1838, 1844 und 
1859) erklären die Herrschaft nur dann zur Entschädigung 
verpflichtet, wenn sie das Gesinde zu Arbeiten anhielt, 
welche ohne Schaden an der Gesundheit nicht verrichtet 
werden können. Im Uebrigen kann die Herrschaft den 
Dienstboten sofort entlassen und braucht ihn nur bis zur 
Unterbringung durch die Armenpflege zu behalten. Dabei 
können die sämmtlichen, für den Erkrankten aufgewen- 
deten Kosten vom Lohne abgezogen werden. Im Bezirke 
des vormaligen Herzogthums Nassau ist die Dienstherr- 
schaft nach dem Edikte vom 15. Mai 1819 verpflichtet 
„zur unentgeltlichen Krankenpflege, insofern das Gesinde 
ohne sein Verschulden im Dienste von einer Krankheit 
befallen wurde, jedoch nur auf sechs Wochen“. Die Ge- 
sindeordnung für Frankfurt a. M. (vom 5. März 1822) 
ist noch so wohlwollend, eilige ärztliche Hülfe bei Er- 
krankungen vorzuschreiben. In den Hohenzollern’schen 
Landen wurde bei geringeren Krankheitsfällen die Fürsorge- 
pflicht der Herrschaft auf acht Tage beschränkt. (Gesetz 
vom 31. Januar und 31. December 1843) Das Unhalt- 
bare dieser Grundsätze, welche einen Rechtsanspruch 
regelmässig nur gegenüber der Dienstherrschaft zulassen, 
beweist die Praxis, die bereits vielfach aus freien Stücken 
über die gesetzlichen Vorschriften hinausgeht. So hat 
sich in den meisten Städten eine humanere Praxis aus- 
gebildet; thatsächlich leisten die Herrschaften ein ge- 
wisses Maass der Fürsorge, ergänzt durch kommunale 
Einrichtungen und Vereine. 

Die zweite Gruppe umfasst die Bundesstaaten, in 
deren ganzem Gebiet Zwang zur Krankenversicherung 
für alles Gesinde besteht. Die Herrschaften haben hier 
keine Verpflichtung zur Verpflegung ihrer erkrankten 
Dienstboten. In Bayern besteht eine gemeindliche Kranken- 
versicherung für alles Gesinde seit dem Gesetz vom 20. 
April 1869 über die Öffentliche Armen- und Kranken- 
pflege. Ausserhalb ihrer Heimath im Dienst stehende 
Dienstboten erhalten in Krankheitsfällen für die Dauer 
von 90 Tagen Pflege und ärztliche Behandlung. Die Ge- 
meinden können als Gegenleistung Zahlung eines regel- 
mässigen Krankenkassenbeitrags im Maximum von 15 Pfg. 
wöchentlich verlangen. In Württemberg gilt für sämmt- 
liche nicht freiwillig der reichsgesetzlichen Krankenver- 
sicherung beigetretene Dienstboten eine Krankenversiche- 
rung der Gemeinde oder Amtskorporation. Die Versiche- 
rung gewährt den Erkrankten für 13 Wochen die im 
R.-Ges. vom 15. Juni 1883 und 10. April 1892 be- 
zeichneten Leistungen (freie ärztliche Behandlung u. s. w.) 
und bei Erwerbsunfähigkeit freie Verpflegung, letztere regel- 
mässig in einem Krankenhause. Zur Deckung ihrer Leistungen 
erheben die Krankenpflegeversicherungen Beiträge, welche 
höchstens 2 pCt. des Arbeitsverdienstes betragen, 

Eine weitere Gruppe bilden die Staaten mit dem ge- 
setzlichen Versicherungszwang für land- und forstwirth- 


schaftliche Arbeiter. Für das sonstige Gesinde gilt, wenig- 
stens in gewissen Gebietstheilen, jener Zwang, im Uebrigen 
sind die Dienstherrschaften von Verpflichtungen zur Pflege 
ihres erkrankten Gesindes betroffen. Das badische Dienst- 
botengesetz vom 3. Februar 1868 enthält die Verpflich- 
tung der Herrschaft zur achttägigen Fürsorge bei unver- 
schuldeter Krankheit; auch hat der Dienstherr noch 14 
Tage lang Lohn und Naturalbezüge zu verabfolgen. In 
Sachsen bestehen für die Krankenversorgung des übrigen 
Gesindes Gemeindeverbände, Dienstbotenkrankenkassen, 
regelmässig unter kommunaler Verwaltung und Garantie. 
Die Dienstboten sind hier durch Ortsstatut oder polizei- 
liches Regulativ verpflichtet, diesen Kassen anzugehören. 
Die Leistungen bestehen in der Regel nur in freier Kur, 
vereinzelt auch in Gewährung von Krankengeld. Daneben 
gilt noch die Gesindeordnung vom 10. Januar 1835 mit 
der Verpflichtung zur Krankenfürsorge während der Dienst- 
zeit gegen Ersatz der baar verwendeten Kosten. In Hessen 
hat das Gesetz vom 4. April 1888 den Krankenversiche- 
rungszwang nach Massgabe des Gesetzes vom 5. Mai 
1886 auf die in land- und forstwirthschaftlichen Betrieben 
beschäftigten Dienstboten ausgedehnt. Durch Ortsstatut 
ist in Städten die Einrichtung getroffen, dass Dienstboten 
gegen Zahlung regelmässiger Beiträge Aufnahme im Ho- 
spitale finden; der Beitritt ist für Dienstboten in einzelnen 
Städten obligatorisch, in anderen nur fakultativ. Die Ge- 
sindeordnung von 1877 enthält die Verpflichtung der 
Herrschaft zur ersten Hilfeleistung in Krankheitsfällen. 


Eine vierte Gruppe stellen die Staaten dar, in deren 
ganzem Gebiet Zwang zur Krankenversicherung für land- 
und forstwirthschaftliches Gesinde besteht und im Uebrigen 
den Herrschaften Verpflichtungen zur Verpflegung ihres 
erkrankten Gesindes obliegen. Hierher gehören Sachsen- 
Weimar (Gesetz vom 4. April 1888, Ges.-Ordnung vom 
18. Juni 1823), Braunschweig (Gesetz vom 29. Mai 1890, 
Ges.-Ordnung vom 15. Oktober 1832), Sachsen-Altenburg 
(Gesetz vom 6. Mai 1890, Ges.-Ordnung vom 24. De- 
zember 1840), Schwarzburg-Sondershausen (Gesetz vom 
20. Dezember 1887, Ges.-Ordnung vom 1. Februar 1864). 


Zur letzten Gruppe zählen die Bundesstaaten (preus- 
sischen Provinzen), wo in gewissen Gebieten Zwang zur 
Krankenversicherung für alles Gesinde oder bestimmte 
Kategorien desselben gilt und sonst regelmässig den 
Dienstherrschaften Pflichten zur Verpflegung ihres erkrank- 
ten Gesindes obliegen. So in Lübeck, Hamburg, Olden- 
burg, Sachsen-Meiningen, Reuss, Lippe-Detmold, verein- 
zelt in preussischen Provinzen. 


Jede landesgesetzliche Regelung der Materie fehlt 
in Mecklenburg-Strelitz und Elsass-Lothringen. Im Reichs- 
lande wird vielfach von Spitälern und Privatpflegeanstal- 
ten gegen feste Jahressätze die Verpflichtung eingegangen, 
die Verpflegung der Dienstboten in Krankheitsfällen zu 
übernehmen. Bei einem Theil der Herrschaften besteht 
die Uebung, dem Gesinde wenigstens bei leichterer Krank- 
heit Pflege im eigenen Hause zu gewähren. In Mecklen- 
burg-Schwerin gibt es eine Regelung nur in der Mehr- 
zahl der Städte; in den übrigen Gebietstheilen hat die 
obligatorische Krankenversorgung des Gesindes in keiner 
Form Eingang gefunden*). 


- 


*) Eine ausführliche, übersichtliche Zusammenstellung der 
Grundsätze über die Krankenversicherung des Gesindes in den 
einzelnen Bundesstaaten enthält der Bericht der XII. Kommis- 
sion für Berathung der Novelle zum Krankenversicherungs- 
gesetz. Rtg. 8. Legisl.-Periode. 1. Session 1890/91. Aktenstück 
No. 381. 
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So buntscheckig auch dieser verschieden gestaltete 
Rechtszustand ist, so treten doch zwei Grundprinzipien 
hervor: die zur einstweiligen Fürsorge verpflichtende 
Krankheit muss mit dem Dienste in einem ursächlichen 
Zusammenhange stehen; ferner: eine Beitragspflicht der 
Herrschaft zu den Kosten der Krankenpflege ist fast 
durchgehend dem geltenden Gesinderecht unbekannt. Das 
erstere Prinzip erscheint, abgesehen von der inhumanen 
Seite, als Quelle für zahlreiche Streitigkeiten und Chikanen 
vollständig unhaltbar, ist auch vielfach durch die Sitte 
gemildert. Nicht nur auf dem Lande mit seinen näheren 
Beziehungen zwischen Dienstherrschaft und Gesinde, son- 
dern auch in den Städten tritt thatsächlich die Frage, 
ob die Krankheit durch den Dienst oder ausserhalb des- 
selben entstand, zurück. Der Gedanke, für ein gewisses 
Mass von Fürsorge verpflichtet zu sein, hat sich allmäh- 
lich insoweit Bahn gebrochen, als die Herrschaft bis zur 
Beendigung des Dienstverhältnisses den erkrankten Dienst- 
boten verpflegen lässt. Freilich bleibt dann das Elend 
nach Beendigung des Dienstverhältnisses, weshalb in den 
Armenbudgets der Städte ohne statutarisch geregelte 
Dienstbotenkrankenpflege die Ausgaben für die Pflege 
des mittellosen erkrankten Gesindes einen beachtens- 
werthen Posten bilden. Ehe ein gerichtlicher Streit über 
die Fürsorgepflicht zum Austrag kommen kann, ist der 
mittellose Dienstbote bereits der Armenpflege anheimge- 
fallen, weshalb die Gesetzgebung hier in erster Linie ein- 
zusetzen und jene Eventualität ganz zu beseitigen hat. 
Nach den Grundideen der sozialpolitischen Gesetzgebung 
soll dem Lohnarbeiter in Nothlagen eine angemessene, 
öffentlich-rechtlich geregelte, rasch einwirkende Fürsorge 
gesichert werden. An Stelle der Streitigkeiten über die 
Verpflichtung der Arbeitgeber und Haftpflicht bei Un- 
fällen ist ein sicherer, sofort realısirbarer Anspruch auf 
Hilfe getreten, welcher, unabhängig von Nebenumständen, 
sofort erfolgen muss. Es ist Zeit, dass auch für die 
Dienstboten das erlösende Wort gesprochen wird, nach- 
dem einzelne Staaten bereits eine zeitgemässe Regelung 
der Dienstbotenversicherung durchgeführt haben. Das Ge- 
sinderecht bildet einen wunden Punkt der Gesetzgebung, 
es bedarf einer gründlichen Umbildung und zwar ein- 
heitlich, nicht nach Grenzpfählen. Während die Reform 
des Arbeiterrechtes von modernen Ideen getragen ist, 
lassen die Vorschriften über Rechte und Pflichten von 
Herrschaft und Gesinde noch den einseitig-privatrecht- 
lichen Geist des römischen Rechtes erkennen, der gerade 
auf diesem Gebiete am wenigsten am Platze ist. Dem 
Gesinderecht fehlt die Beherrschung durch den sozial- 
politischen Gesichtspunkt und die Gleichstellung mit dem 
Rechte der gewerblichen Arbeiter. Möge deshalb die Ge- 
setzgebung des Deutschen Reiches auch hier bahnbrechend 
eingreifen und den Ausbau des sozialen Reformwerkes zum 
Besten einer zahlreichen Bevölkerungsklasse beschleunigen. 


Notizen. 


Armenpflege. 

Massregeln gegen „Landstreicher“* imKreise 
Gifhorn. Da trotz der zu Gifhorn und zu Fallersleben be- 
stehenden Natural-Verpflegungsstationen, deren Unterhaltung 
im letzten Jahre dem Kreise einen Kostenaufwand von mehr 
als 9000 Mark verursacht haben, die Wanderbettelei im dor- 
tigen Kreise wieder im Zunehmen begriffen sein soll, so fordert 
der Landrath v. Berg die Kreisbewohner auf, den arbeits- 
scheuen Landstreichern und Vagabunden „auf keinen Fall Al- 
mosen zu verabfolgen“. Die Gemeindevorsteher sind veranlasst 


worden, „jeden Wanderbettler sofort zu verhaften und dem 
Gericht zu übergeben“. Im Fall der weiteren Zunahme der 
Wanderbettelei ist der Erlass einer Kreispolizeiverordnung in 
Aussicht genommen, nach welcher das Verabreichen von Al- 
mosen an arbeitsscheue Landstreicher bestraft werden soll. 
Da wäre man in der „Bekämpfung der Vagabondage*“ glück- 
lich dort angelangt, wo man vor Jahren angefangen hat. 
Steigerung der Armenlasten in Lüneburg. In 
der letzten Quartalssitzung des Lüneburger allgemeinen Armen- 
Kollegiums vom 12. d. M. wurde eine Darstellung des Zu- 
standes und Fortganges der Armenpflege der Stadt Lüneburg 
im Jahre 1891/92 nebst Uebersicht der Jahreseinnahme und 
Ausgabe der Armenkasse vorgelegt. Aus dieser Darstellung 
geht hervor, dass seit dem Jahre 1880/81 die Ausgaben der 
Armenkasse sich von 54140 Mk. 41 Pf. auf 73926 Mk. 50 Pf., 
also um 19786 Mk. 9 Pf. gesteigert haben; es wird aber aus 
der Zahl der in den betreffenden Jahren Unterstützten nach- 
zuweisen versucht, dass diese Steigerung nicht auf grössere 
Verarmung, sondern auf andere Gründe, namentlich auch auf 
die Preissteigerung zurückzuführen sei, welche eine wesentliche 
Erhöhung der einzelnen Unterstützungen nothwendig machte, 


Gemeinnützige Fürsorge. 

Verreimrsungsders bureauxrder Wohlthatre- 
keitsunternehmungen in Newyork. Um das Zusam- 
menwirken der einzelnen wohlthätigen Vereine und Stiftungen 
mehr und mehr zu fördern, hat der Verband der Newyorker 
Wohlthätigkeitsvereine ein Haus inmitten der Stadt errichtet, 
das die Bureaux aller zugehörigen Vereine aufnehmen soll. 
Der Vorschlag, die verschiedenen Institute auf diese Art zu 
vereinigen, stammt von dem Sekretär der „Charity Organiza- 
tion Society“. Im Jahre 1890 bot der Bankier Kennedy der 
genannten Gesellschaft an, auf einem von ihm erworbenen 
Platze ein Gebäude für jenen Zweck zu errichten, falls man 
ihm einen Einfluss auf die Leitung des Instituts einräumen 
wolle. Man übertrug den Bau einem Komitee von 9 Personen. 
Kennedy war Präsident und ausser ihm gehörten noch je 
2 Delegirte der Children’s Aid Society, Charity Organization 
Society, Society for the Improvement of the Condition of the 
Poor und Newyork City Mission and Tract Society dazu. Das 
Gebäude wurde inzwischen fertig gestellt; es liegt an zwei 
der belebtesten Newyorker Strassen, ist sieben Stockwerke 
hoch, auf’s Bequemste und Geschmackvollste eingerichtet und 
hat gegen 7 Millionen Mark gekostet. 70 verschiedene Bureaux 
sind vorgesehen, von denen Anfang März d. Js. bereits 30 
vermiethet waren. Die betreffenden Vereine waren theils kon- 
fessioneller, theils interkonfessioneller Natur. Eine wohlaus- 
gestattete Bibliothek steht sowohl den einzelnen Vereinen, als 
auch sonstigen Interessenten zur Verfügung. Das Gebäude ent- 
hält eine grosse Anzahl Sitzungszimmer; die Bureaux sind 
durch Telephon, Aufzüge etc. mit einander verbunden. Un- 
zweifelhaft wird das Institut das einheitliche Vorgehen der 
verschiedenen Wohlthätigkeits-Anstalten mächtig fördern, 


Kinderpflege. 


Gebäude für Kinderspeisung in Heide. Im 
Holstein’schen Städtchen Heide richtete vor einigen Jahren der 
Frauenverein für Krankenpflege eine Speisung kränklicher und 
mangelhaft ernährter Kinder ein. Da die Zahl der Kinder stetig 
wuchs und die Räume des Vereins bald nicht mehr ausreichten, 
beschloss die Sparkasse, eine Kochanstalt für schwächliche 
Kinder und Erwachsene einzurichten, falls die Stadtvertretung 
einen geeigneten Bauplatz unentgeltlich hergebe. Letzteres ist 
geschehen, ein Bauprojekt bereits ausgearbeitet und die Spar- 
kasse hat nunmehr Mk. 12400 zinsfreies Darlehen für den Zweck 
ausgeworfen; diese Bauschuld ist nach und nach zu amorti- 
siren. In dem Bau werden Wohnräume für die beiden am 
Ort stationirten Diakonissinnen und für den Leiter eines später 
einzurichtenden Kinderhortes eingerichtet. Man hofft, bereits 
im nächsten Herbste die Kochanstalt in dem neuen Hause er- 
öffnen zu können. 


Schulwesen. 


Jahresversammlung der Fortbildungsschul- 
lehrer des RegierungsbezirksKassel. Anfangs April 
ds. Js. fand in Kassel die Jahresversammlung der Lehrer an 
den gewerblichen Fortbildungsschulen des Regierungsbezirks 
statt. Rektor Schanze (Eschwege) eröffnete dieselbe mit einer 
Begrüssungsansprache, worin er auch dem Bedauern Ausdruck 
gab, dass der Minister die früher im Etat zu Gunsten des 
Fortbildungswesens vorgesehenen Posten aus Sparsamkeits- 
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rücksichten zurückgezogen habe. Als Vertreter des Regierungs- 
präsidenten dankte Assessor v. Heinz für die freundliche Be- 
grüssung und bemerkte weiter, dass die Provinzialregierung 
leider nicht in der Lage sei, selbst viel für die Fortbildungs- 
schulen thun zu können, da ihr die Mittel dazu fehlten; sie 
könne nur diesbezügliche Anträge beim Minister befürworten. 
Es sei zu hoffen, dass derselbe im nächsten Etat die diesmal 
gestrichenen Zuschüsse wieder aufnehmen werde. Einstweilen 
müsse man an den opferwilligen Idealismus appelliren (!), der 
schon soviel für die gute Sache des Fortbildungswesens ge- 
than habe. Nach einem mehr technischen Vortrag des Lehrers 
Wagner-Eschwege über „die mathematischen Unterrichtsfächer 
in der Fortbildungsschule“ sprach Lehrer Schanz-Kassel dar- 
über, wie Lehrlinge, Eltern und Meister für die Schule zu 
gewinnen seien. Neben zweckmässigen Schuleinrichtungen und 
einem fesselnden Unterricht bezeichnete der Vortragende na- 
mentlich als nothwendig die „private und öffentliche Beleh- 
rung, welche die betheiligten Kreise, seien sie durch Unwissen- 
heit, Selbstsucht oder Unzufriedenheit ferngehalten, über die 
Nothwendigkeit und weittragende Bedeutung der Fortbildungs- 
schulen aufklärt und das Interesse dieser Kreise für die An- 
stalten anregt“, ferner „den persönlichen Verkehr mit einfluss- 
reichen Personen des Handwerkerstandes, in gewissen Fällen mit 
Meister und Eltern, damit ein gemeinsames Band Schule, Haus 
und Werkstatt umschlinge.“ In der Debatte beschäftigte man 
sich hauptsächlich mit der Unterrichtszeit. Rektor Henkel 
(Witzenhausen) stellte den Antrag: „Die Versammlung wolle 
die Königliche Regierung bitten, anzuordnen, dass Abend- 
unterricht in den Fortbildungsschulen nicht mehr ertheilt, 
wenigstens aber die Hauptunterrichtszeit auf den Tag verlegt 
werde.“ Die Versammlung erklärte sich schliesslich mit dem 
Antrage und dessen Begründung einverstanden; doch glaubte 
man nach den durch den Regierungsvertreter erfolgten Erklä- 
rungen zur Zeit auf die Ausführung dieses Antrages verzich- 
ten zu müssen (!) und es den einzelnen Kuratorien überlassen 
zu dürfen, bei der Königlichen Regierung in dieser Angelegen- 
heit vorstellig zu werden. 


Getheilte oder ungetheilte Schulzeit in Ham- 
burg. In den Hamburger Volksschulen besteht seit einiger 
Zeit die ungetheilte Schulzeit, d. h. der ganze Unterricht ist 
auf die Vormittagsstunden verlegt. Dagegen hatte die Bürger- 
schaft an den Senat das Ersuchen zur Wiedereinführung der 
getheilten Schulzeit gerichtet und dieser hatte die Oberschul- 
behörde zur Begutachtung dieses Antrags aufgefordert. Darauf 
liess die Behörde im vorigen Sommer eine Umfrage bei sämmt- 
lichen Eltern veranstalten, wobei die Eltern von 25277 Kin- 
dern sich für die ungetheilte, die von 27 483 Kindern sich für 
die getheilte Schulzeit erklärten. Von Seiten der Schulbehörde 
wird die ungetheilte Schulzeit aus mannigfachen Gründen be- 
fürwortet. Die Einwände, dass die ununterbrochene Anstren- 
gung schädlich wirke, widerlegt sie mit dem Hinweis, dass 
thatsächlich die Schulzeit nur 3 bezw. 3°/s Stunden betrage, 
weil jede Lektion nur °/a Stunden lang sei, und ferner jeweils 
!/a Stunde Pause gemacht werde. Ferner werde behauptet, 
die ungetheilte Schulzeit veranlasse die Kinder, in den freien 
Stunden herumzuvagiren; doch meint die Behörde, das sei 
bei getheilter Schulzeit ebenso der Fall und müsse durch 
andere geeignete Veranstaltungen bekämpft werden. Bei der 
getheilten Schulzeit sei jedoch ganz besonders schlimm, dass 
die Kinder vielfach kein ordentliches Mittagessen bekämen, ja 
überhaupt in der Zwischenzeit nicht in die elterliche Wohnung 
kommen könnten. Es habe sich bei jener Umfrage herausge- 
stellt, dass 12000 Familien nicht zwischen 12 und 2 Uhr mit 
ihren Kindern essen könnten. Für die ungetheilte Schulzeit 
spreche daher, dass die Schüler zwei Schulwege ersparen und 
dass der Unterricht auf die besten (die hellsten) Tagesstunden 
gelegt werden könne, was insbesondere im Winter wichtig 
sei; endlich liege die ungetheilte Schulzeit auch im Interesse 
der Lehrer, welche so in den Stand kämen, weiter weg von 
der Schule zu wohnen, wo sie billigeres Unterkommen fänden. 
Nach alledem hält die Hamburger Oberschulbehörde die Bei- 
behaltung der ungetheilten Schulzeit für richtig und glaubt 
von ihr nur dann abgehen zu sollen, wenn eine überwiegende 
Mehrheit der Eltern für eine Theilung eintritt. Eine verschie- 
dene Anordnung der Schulzeit für einzelne Stadttheile oder 
eine Einrichtung paralleler Klassen mit getheilter und un- 
getheilter Schulzeit, wodurch man den Wünschen der Eltern 
am ehesten entsprechen könne, lasse sich bei dem häufigen 
Wohnungswechsel nicht durchführen, auch könne man es nicht 
ins Belieben der Eltern stellen, die Schule zu wechseln, je 
nachdem sie lieber die eine oder die andere Eintheilung des 
Unterrichts wollten. 


Gesundheitspflege. 


Krankenpflegepersonal in Berlin. Ueber das 
in Berlin vorhandene Krankenpflege-Personal enthält der sechste 
Gesammtbericht über das Berliner Sanitäts- und Medizinal- 
wesen einige Angaben. Der 1890 begründete Berliner Lokal- 
verein des evangelisch -kirchlichen Hilfsvereins verfügte im 
Jabre 1891 über acht Stationen, auf denen gegenwärtig 43 
Diakonissen in der Arbeit stehen. Ausserdem sind seitens des 
Johanniterordens 16 für Krankenpflege ausgebildete Johanniter- 
innen den Stationen zur Aushilfe zugewiesen. Zu gleichem 
Zweck werden geeignete Kräfte aus den Gemeinden durch 
Vermittelung der Gemeindepflege gewonnen. Für Kranke, bei 
welchen eine Versorgung durch männliche Pflege Bedürfniss 
ist, hat das Bielefelder Brüderhaus einige Brüder in der 
Reinickendorferstrasse 36a stationirt. Die Schwestern der 
Pflegestationen haben im Jahre 1891 in 943 Familien 7785 
Tage und 2603 Nächte gepflegt. — Von älteren Vereinigungen 
sind 44 Diakonen und 586 Diakonissinnen im Johannis-Stift bei 
Plötzensee, in Bethanien, im Elisabeth-Krankenhause, im Lazarus- 
Krankenhause und im Paul Gerhardt-Stift vorhanden. — Der 
Frauen-Lazarethverein hat zirka 300 Frauen ausgebildet. — 
Im Viktoria-Hause haben 126 Schülerinnen ihre Ausbildung 
erhalten. — Dazu treten noch 24 evangelische Hilfsschwestern, 
welche dem Hilfsschwestern-Verein der Gräfin Rittberg ange- 
hören. Ausserdem bestehen noch zwei katholische Ordens- 
niederlassungen zur Krankenpflege, und zwar mit 38 Borro- 
mäerinnen und 24 grauen Schwestern, denen sich seit dem 
Jahre 1889 noch eine Niederlassung der Franziskanerinnen an- 
geschlossen hat. 


Rekonvaleszentenanstalt für Kölna. Rh. Der 
Plan der Errichtung einer Rekonvaleszentenanstalt für die 
Kölner Arbeiter, über welchen bereits S$. 129 dieser Zeitschrift 
berichtet wurde, ist jetzt in ein neues Stadium getreten. In 
einer am 24. v. M. abgehaltenen Generalversammlung der 
Kölner Ortskrankenkasse für die in stehenden Gewerben u. Ss. w. 
beschäftigten Personen wurde das Folgende berichtet. Der 
Vorstand der Kasse hatte an einige Orts- und Betriebs-Kranken- 
kassen von Köln die Anfrage gerichtet, wie weit dieselben die 
Bestrebungen auf Errichtung einer solchen Anstalt zu unter- 
stützen geneigt seien. Von allen Seiten waren unter Anerken- 
nung und Billigung des Unternehmens zustimmende Antworten 
eingetroffen; jedoch hatte nur eine Betriebs-Krankenkasse einen 
bestimmten Gründungsbeitrag und einen fortlaufenden Jahres- 
beitrag in Aussicht gestellt. Ueber die für die Anstalt in Aus- 
sicht genommene, bei Brohl gelegene Burg Brohleck äusserte 
sich Geh. Medizinalrath Dr. Kirchgässer in Koblenz durchaus 
günstig. Dieselbe biete Raum für etwa 40 bis 50 Personen. 
Das mild anregende Klima eigne sich in bester Weise zur Er- 
holung nach überstandener schwerer Erkrankung, ganz beson- 
ders aber für Herz- und Lungen-Leidende. Der Vorsitzende 
stellte auch die finanzielle Seite der Frage in ein recht gün- 
stiges Licht. Der Besitzer der Burg Brohleck stellt die Be- 
sitzung gegen eine jährliche Miethe von 4000 Mark zur Er- 
richtung einer Rekonvaleszenten-Anstalt zur Verfügung und 
erklärt sich bereit, falls man die Besitzung später käuflich er- 
werben wolle, dieselbe zu dem Selbstkostenpreis von 96 000 Mark 
abzutreten. Er will nicht nur bauliche Aenderungen und Er- 
weiterungen in entgegenkommender Weise ausführen lassen, 
sondern auch beim Verkauf der Besitzung, falls dieselbe ihrer 
Bestimmung als Rekonvaleszenten-Anstalt erhalten bleibt, von 
der Kaufsumme 20000 Mark erlassen, beziehungsweise zum 
Besten der Anstalt schenken. Die in der Versammlung auf- 
tauchende Befürchtung, die Kasse würde einem so grossen 
Unternehmen mit ihren Mitteln nicht gewachsen sein, wurde 
vom Vorsitzenden dahin widerlegt, dass die Kasse nur beab- 
sichtige, die Bildung eines Vereins, ähnlich wie den Frank- 
furter Verein für Rekonvaleszenten-Anstalten in die Wege zu 
leiten, welcher Leitung und Betrieb der Anstalt zu übernehmen 


hätte. Die Kasse würde dann, gleichwie andere Kölne: 
Kassen, die sich für das Unternehmen interessiren, in 
Verhältniss zu ihren Mitteln sich betheiligen. Bei ihren 


Aufenthalt in der Anstalt würden die Rekonvaleszenten bezw. 
deren Angehörige dasselbe Krankengeld beziehen, welches ihnen 
hier in einem Hospital zustehen würde. Die Mehrkosten der 
Verpflegung u. s. w. würden aus den Mitteln des zu bildenden 
Vereins zu decken sein. Ein Antrag: „Die heutige General- 
versammlung der Ortskrankenkasse für die in stehenden Ge- 
werbebetrieben u. s. w. beschäftigten Personen beauftragt den 
Vorstand, die weiteren Schritte zur Errichtung einer Rekon- 
valeszenten-Anstalt nach bestem Ermessen zu unternehmen“, 
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wurde von der zahlreich besuchten Versammlung einstimmig 
angenommen. 

Heilstätte für bedürftige Lungenkranke aus 
Bremen. In Rehburg a. Harz steht der Bau einer Anstalt 
für bedürftige Lungenkranke, zu welcher der Bremer Heil- 
stättenverein die Mittel beschafft hat und die bereits S. 53 
dieser Zeitschrift kurz erwähnt wurde, vor der Vollendung. 
Vorerst sind 24 Krankenbetten zur Belegung der acht Kranken- 
zimmer im Parterre angeschafft. Die Anstalt bietet jedoch jetzt 
schon für 36 Kranke Raum, da noch 12 Betten eventuell in 
anderen Räumen Platz finden können. Die ärztliche Leitung 
soll dem Sanitätsrath Dr. Michaelis, die Verwaltung einer 
Schwester vom Rothen Kreuz als Oberin übertragen werden. 
Die Verpflegungskosten gedenkt man zunächst pro Kopf und 
Tag auf 2 Mk. festzusetzen. 

ReB aderszushleilzwveckensrnstleüdieilberg, Am 
15. Mai wurden in Heidelberg die seit einigen Jahren einge- 
richteten Bäder wieder eröffnet, welche der wenig bemittelten 
Bevölkerung ermöglichen sollen, Bäder für Heilzwecke zu neh- 
men. Unbemittelte erhalten die Bäder umsonst, während nicht 
ganz mittellose Personen für jedes Bad 20 Pfg. und die Selbst- 
kosten der etwa verordneten Zusätze wie Salz, Soda u. s. w. 
bezahlen müssen. Wer von der Einrichtung Gebrauch machen 
will, muss die ärztliche Verordnung schriftlich auf dem Sekre- 
tariat des Armenrathes vorlegen und erhält dann die ent- 
sprechende Anweisung an die Badeverwaltung. 


Wohnungswesen. 
Bauordnungen für städtische Innen- und 
Aussenbezirke. Ueber das vorstehende Thema werden 


auf der 18. Versammlung des D. Vereins für öffentliche Ge- 
sundheitspflege, die am 25. bis 28. Mai d. J. in Würzburg 
stattfindet, Oberbürgermeister Adickes (Frankfurt a. M.) und 
Oberbaurath Professor Baumeister (Karlsruhe) referiren, Sie 
haben dafür eine Reihe von Leitsätzen aufgestellt, die jedoch 
nicht zur Abstimmung bestimmt sind. Nachstehend seien 
die wesentlichsten angeführt: 1. Die rasche Bevölkerungszu- 
nahme der meisten, namentlich der grösseren deutschen Städte, 
und die ausserordentliche Bedeutung guter Wohnverhältnisse 
für die gesammte soziale Entwicklung lassen eine zweckent- 
sprechende bauliche Anlage der neuen Stadttheile als eine 
Angelegenheit von grösster Wichtigkeit erscheinen. 2. Die für 
die meist engbebauten älteren Stadttheile erlassenen oder zu 
erlassenden baupolizeilichen Bestimmungen können naturgemäss 
wegen der nothwendigen Rücksichtnahme auf die einmal vor- 
handenen hohen Grundwerthe den Anforderungen der Gesund- 
heitspflege und Sozialpolitik nur in sehr beschränkter und be- 
dingter Weise gerecht werden und sind daher an sich nicht 
geeignet, auf die neuen Stadttheile Anwendung zu finden, in 
denen es sich zum grössten Theil noch um reines Ackerland 
oder unfertiges Baugelände, im Uebrigen aber um dünner be- 
baute Grundstücke handelt. 3. Die in fast allen Städten herr- 
schende gleiche Behandlung der Altstadt und der neuen Stadt- 
theile hat zugleich mit einer weit über das sozialpolitisch zu- 
lässige Maass hinausgehenden Zusammendrängung der Be- 
völkerung die äusserste Ausnutzung des Baugeländes und — 
da die Bodenpreise wesentlich durch das polizeilich zugelassene 
Maass der baulichen Ausnutzung mitbestimmt werden — eine 
durchaus ungesunde Steigerung der Bodenpreise zur Folge ge- 
habt, welche alle Versuche einer im allgemeinen Interesse 
dringend zu fordernden, weiträumigeren Gestaltung der neuen 
Bauquartiere auf das Aeusserste erschwert. Ausserdem wird 
durch die einfache Uebertragung der altstädtischen Bestim- 
mungen eine den verschiedenen Anbaubedürfnissen (grössere 
und kleinere Wohnungen, Fabriken und kleinere gewerbliche 
Anlagen) entsprechende Eintheilung und Ausgestaltung der 
neuen Stadttheile gehindert. 4. Die an manchen Orten sich 
findenden Sonderbestimmungen über a) sehr dicht bebaute 
ältere Grundstücke, b) Grundstücke, welche nicht an regulirten 
und kanalisirten Strassen liegen, c) bisher schon bebaute Plätze 
im Vergleich zu leeren, d) Fabrikbezirke, e) Bezirke mit offener 
Bauweise genügen nicht, um der Bevölkerung der neuen Stadt- 
theile, namentlich den Unbemittelten, gute Wohnungsverhält- 
nisse zu sichern; vielmehr bedarf es umfassender, zu einem 
einheitlichen Ganzen verbundener Sonderbestimmungen für die 
neuen Stadttheile, um durch dieselben im Anschluss an die 
Bebauungspläne und die von der Stadterweiterung nach Lage 
der örtlichen Verhältnisse zu lösenden Aufgaben, allen Be- 
völkerungsklassen ein weiträumiges und gesundes Wohnen zu 
sichern, und den verschiedenen Anbaubedürfnissen — soweit 
die Verhältnisse dies gestatten — in fest abgegrenzten Be- 
zirken (Wohn-, Fabrik-, gemischten Vierteln) Rechnung zu 


tragen. 5. Insbesondere bedarf es energischer Vorschriften zur 
dauernden Verhinderung der übermässigen Ausnutzung der 
Baugrundstücke, sowohl durch angemessene Beschränkung der 
Gebäudehöhen, als durch Festhaltung genügender freier Hof- 
räume und unter Umständen auch freier Räume zwischen Ge- 
bäuden (Bauwich), und zwar sollte der Flächenraum der unbe- 
baut zu lassenden Grundstückstheile auch von der Zahl und 
Beschaffenheit der auf dem Grundstück anzulegenden Wohnungen 
abhängig gemacht werden, wobei unter Umständen Vorgärten 
und auch Theile breiterer Strassen mit zur Anrechnung ge- 
bracht werden könnten. 6. Die durch die Verhältnisse gebote- 
nen Unterschiede in Bezug auf den Grad der zulässigen Bau- 
dichtigkeit lassen sich in der Regel nur mittelst fester Grenzen 
zwischen bestimmten Zonen oder Bezirken sichern, wobei nach 
Umständen Uebergangsbestimmungen für gewisse schon in die 
Bebauung hineingezogene Grundstücke vorzusehen sind. 7. Unter 
neuen Stadttheilen im Sinne dieser Leitsätze ist nicht nur das 
augenblicklich zur städtischen Gemarkung gehörige Gelände 
zu verstehen; vielmehr müsste alsbald das gesammte, in ab- 
sehbarer Zeit in städtische Verhältnisse eintretende Gebiet von 
einheitlichen Gesichtspunkten aus, und zwar, insoweit eine 
entsprechende Erweiterung der städtischen Gemarkung unthun- 
lich ist, vermittelst Zusammenwirkens aller zuständigen Be- 
hörden, den vorerwähnten baupolizeilichen Beschränkungen 
unterworfen werden. 8. Die hier geforderten Sonderbestim- 
mungen für die neuen Stadttheile sind nach Massgabe des 
Landesrechtes durch Gesetz, Verordnung oder ÖOrtsstatut her- 
beizuführen. Landesgesetzliche Ausführungsbestimmungen zur 
Gewerbe-Ordnung ($ 235) würden zwar in einigen Beziehungen 
den Erlass von Vorschriften über Fabrikviertel erleichtern, 
sind aber keine Vorbedingung für Einführung dieser Sonder- 
bestimmungen durch Polizei-Verordnung. 


Zur Hamburger Bau- und Wohnungsgesetz- 
gebung. In der Sitzung der Hamburger Bürgerschaft vom 
3. d. M. legte die Kommission, welche zur Prüfung der Ge- 
sundheitsverhältnisse der Stadt eingesetzt ist, ihren ersten 
Bericht vor. Sie empfiehlt 1. die Abänderung des Baupolizei- 
gesetzes, um zu erreichen, dass bei der Bebauung von Bau- 
plätzen und bei der inneren Einrichtung von Wohnhäusern den 
Anforderungen der Hygiene Rechnung getragen wird, 2. den 
Erlass eines Wohnungsgesetzes, welches die Benutzung der 
alten wie der neu zu erbauenden Wohnungen regelt, hiefür 
eine fortlaufende Kontrole einführt und das Verfahren für den 
Fall der Beanstandung von Missständen ordnet, 3. die Förderung 
der Erbauung von kleinen Wohnungen durch die Stadt als 
Ersatz für die Wohnungen, deren Vermiethung sei es verboten, 
sei es eingeschränkt wird. Im Einzelnen schlägt sie noch keine 
festen Bestimmungen vor, sondern gibt nur die Richtung an, 
nach der die Abhülfe gesucht werden soll; bezüglich der 
Bauvorschriften sollen ähnliche Regeln wie in andern Städten 
für den zulässigen Grad der Bebauung, für Mindestmaasse der 
Lichtschächte, für die Benutzbarkeit der verschiedenen Räume 
zu Wohn- bezw. Arbeitszwecken etc. gelten. Die Wohnungs- 
polizei ist als Funktion von Kommissionen ehrenamtlich thätiger 
Bürger gedacht. Dieser Gedanke scheint uns wenig glücklich 
zu sein, denn solchen Kommissionen fehlt nicht bloss die Sach- 
kenntniss, sondern namentlich die Energie des Auftretens. Der 
besoldete Beamte hat sich an seine festen Instruktionen zu 
halten, gerade diese Einhaltung des Auftrages kann man aber 
leider bei ehrenamtlich thätigen Leuten nie erreichen, sobald 
Interessen allerlei Art in Frage kommen, wie es ja bei der 
Wohnungspolizei in weitem Maasse der Fall ist. Die vorge- 
sehene Zuziehung der Baupolizeibeamten kann in dieser Be- 
ziehung keinen Ersatz bieten. Wie sich die Kommission die 
Förderung des Wohnungsbaues durch den Staat denkt, ist leider 
nicht zu ersehen. In der Debatte hob ein Redner mit Recht 
hervor, dass über die von der Kommission vorgeschlagenen 
Maassnahmen eigentlich keine besondere Erörterung mehr nöthig 
sei, denn das Bedürfniss nach Aenderung des Baupolizeigesetzes 
und nach Durchführung einer Wohnungsinspektion sei nicht 
mehr zweifelhaft. Auch wurde mitgetheilt, dass die Vorlage 
für ein solches Gesetz fertig sei; man kann nur wünschen, 
dass sie jetzt recht bald die gesetzgebenden Körperschaften 
beschäftigt. Die Bürgerschaft nahm schliesslich einstimmig 
einen Antrag an, welcher von den Vorschlägen der Kommission 
Kenntniss nimmt und den Senat ersucht, baldigst einen Gesetz- 
entwurf, welcher die Herstellung von Bahnverbindungen zwischen 
der Stadt und den Vororten bezweckt, vorzulegen. Dass in der 
Sitzung einzelne Redner sich dahin “aussprachen, man müsse 
die Grundeigenthümer entschädigen, wenn ihre Grundstücke 
durch gesetzliche Maassnahmen Werthverluste erlitten, sei nur 
nebenher erwähnt. Man darf angesichts solcher Aeusserungen 
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jedenfalls eine sehr heftige Opposition gegen die Vorlagen 
des Hamburger Senats erwarten. Hoffentlich werden sich die 
Hamburger Staatsbehörden nicht durch solche Stimmen ab- 
halten lassen, energisch vorzugehen, um lang eingerostete 
Missstände im Hamburger Bau- und Wohnungswesen zu be- 
seitigen und die Interessen der Allgemeinheit einer eigen- 
nützigen Minderheit gegenüber zur Geltung zu bringen. 


(GGewerbewesen. 


Regelung der Gesindevermittlung in Preussen. 
Eine soeben an die Regierungspräsidenten ergangene Verfügung 
des preuss. Ministers für Handel und Gewerbe beschäftigt sich mit 
gewissen Unzuträglichkeiten im Gesindevermiethungswesen. Die 
Verfügung weist darauf hin, dass gegen die Gesindevermiether 
vielfach der Vorwurf mangelnder Zuverlässigkeit sowohl in 
moralischer Hinsicht als bezüglich ihrer wirthschaftlichen Stell- 
ung erhoben werde, und theilt folgende Vorschläge zur Ab- 
änderung der Polizeiverordnung über den Geschäftsbetrieb der 
im $ 35 Abs. 2 und 3 der Reichsgewerbeordnung bezeichneten 
Gewerbetreibenden mit: 1. die Ankündigung offener Dienst- 
stellen durch Zeitungen darf nur soweit geschehen, als nach- 
weislich Aufträge vorliegen; 2. die Beherbergung und Be- 
köstigung dienstsuchender Personen durch Stellenvermittler ist 
zu verbieten; 3. der Abschluss des Miethsvertrages hat schrift- 
lich zu erfolgen; 4. die Stellenvermittler sind zu verpflichten, 
sich bei jeder dienst- oder arbeitsuchenden Person zu ver- 
gewissern, dass sie nicht anderweitig kontraktlich gebunden 
sind, und in den Büchern einen Vermerk darüber aufzunehmen, 
wie sie sich diese Ueberzeugung verschafft haben; 5. die 
Polizeibehörden haben die Bücher genau zu kontroliren und 
nöthigenfalls durch Rückfrage bei anderen Behörden über die 
Richtigkeit der gemachten Eintragung Sicherheit zu verschaffen. 
Um für die Prüfung dieser Vorschläge eine ausreichende Grund- 
lage zu gewinnen, sind die Regierungspräsidenten ersucht worden, 
Erhebungen anzustellen, über deren Ergebniss zu berichten und 
sich dabei gleichzeitig darüber zu äussern, ob die etwa hervor- 
getretenen Missstände durch die vorgeschlagenen oder durch 
andere näher zu erörternde Massregeln mit Erfolg bekämpft 
werden können. Von obigen fünf Vorschlägen zur Regelung der 
Gesindevermittlung ist wohl der zweite und dritte des Beifalls 
aller derjenigen sicher, welche eine ernsthafte Reform anstreben; 


denn die Missbräuche, welche sich bisher an die Beherbergung 
und Beköstigung stellesuchenden Gesindes und an eine blosse 
mündliche Verabredung des Miethsvertrages knüpften, führten 
oft zu einer ungemessenen Uebervortheilung des Gesindes. Die 
unter 1. vorgeschlagene Massregel dürfte wohl leicht durch 
Scheinaufträge umgangen werden können und deshalb sehr 
schwierig zu kontroliren sein. Für ganz unangebracht aber 
halten wir es, die Reform durch die Massregeln unter 4. und 
5. mit einem indirekten Vorgehen gegen den Kontraktbruch 
zu verquicken. Dadurch belastet man die reelle Vermittlung 
mit praktisch unerfüllbaren Anforderungen und ruft Schwierig- 
keiten hervor, welche nicht im Interesse einer baldigen Regelung 
der Gesindevermittlung liegen. 

Ortsstatuten über Lohnzahlung an Minder- 
jährige. Von der Königl. Polizei-Direktion in Aachen er- 
halten wir folgende Zuschrift d. d. Aachen, 4. Mai ds. ]Js.: 
„Nach 8 119a Ziffer 2 der Gewerbeordnung in der Fassung 
der Novelle vom 1. Juni 1891 kann durch statutarische Be- 
stimmung einer Gemeinde oder eines weiteren Kommunalver- 
bandes für alle Gewerbebetriebe oder gewisse Arten derselben 
festgesetzt werden: dass der von minderjährigen Arbeitern 
verdiente Lohn an die Eltern oder Vormünder und nur mit 
deren schriftlicher Zustimmung oder nach deren Bescheinigung 
über den Empfang der letzten Lohnzahlung unmittelbar an 
die Minderjährigen gezahlt wird. Aeusserem Vernehmen nach 
sind anderwärts, beispielsweise in Industriebezirken des König- 
reichs Sachsen, Örtsstatuten dieser Art erlassen worden. Da 
ich nun mit Rücksicht auf die Arbeiterverhältnisse in der 
hiesigen Fabrikstadt, welche den Erlass eines Ortsstatuts in 
der angegebenen Richtung sehr wünschenswerth machen, be- 
absichtige, eventuell den Erlass des fraglichen Ortsstatuts bei 
der Gemeindebehörde anzuregen, so wäre mir von Interesse 
zu erfahren, an welchen Orten und in welcher Fassung ein 
solches Statut erlassen ist und wie sich dasselbe bewährt hat. 
Deshalb richte ich an die verehrliche Redaktion hiermit die 
ergebene Bitte, in den Blättern für soziale Praxis — etwa in 
den „Notizen“ — dortseits diese Frage zur Beantwortung durch 
die Abonnenten stellen zu wollen, zumal dieselbe ein allge- 
meines Interesse beanspruchen dürfte. Der Königliche Polizei- 
Präsident.* Gern haben wir hiermit diesen Wunsch erfüllt und 
bitten unsere Leser, uns ihre 'eventuellen Erfahrungen über 
diesen Gegenstand mittheilen zu wollen. 
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Die Fürsorge für entlassene Sträflinge 
und der Deutsche Verein für Armenpflege 
und Wohlthätigkeit. 


Ueber die Fürsorge für entlassene Sträflinge haben 
zur Jahres-Versammlung des Deutschen Vereins für Armen- 
pflege und Wohlthätigkeit*) der frühere Bürgermeister 
Herse in Posen und Pfarrer G. Schlosser in Giessen Gut- 
achten erstattet, die im 16. Hefte der Schriften des 
Vereins (S. 1—204) vorliegen. Während Herse sich be- 
müht, die Frage auf Grund der vorhandenen Litteratur 
unter genauer Berücksichtigung der Verhandlungen ver- 
schiedener Kongresse und der Jahresberichte einer grösseren 
Anzahl von Gefängnissvereinen umfassend und systematisch 
zu erörtern, will Schlosser dem Referate seines Partners 
nur das nachtragen, worin er abweichender Meinung ist 
oder worin ihm die Ausführungen Herse’s nicht eingehend 
genug erscheinen. Im Grossen und Ganzen sind übrigens 
beide Verfasser in ihren Ansichten und Begründungen 
einig miteinander, nur kommt es, und das ist ja nicht 
mehr als natürlich, dem Manne der praktischen Verwaltung 
mehr auf die technische Seite, mehr auf die. Organisation 
der Schutzthätigkeit an, während Schlosser als Seelsorger 
insbesondere auf die individuelle Fürsorge, namentlich auch 
auf die Förderung des einzelnen Strafgefangenen in sitt- 


*). Die Versammlung findet am 25. und 26. d. M. in Görlitz 
statt; die zur Berathung gelangenden Gegenstände sind in 
dieser Zeitschrift No. 11 S. 94 aufgeführt. Vgl. auch den Artikel 
der vorigen Nummer „Die Fürsorge für Obdachlose.* No. 20 
S. 165 ff. 


licher Beziehung Gewicht legt. Insofern ergänzen sich 
beide Berichte in glücklicher Weise. 

Die Nothwendigkeit einer Fürsorge für die aus Straf- 
anstalten herauskommenden Personen bedarf kaum eines 
Beweises. Es liegt ja auf der Hand, wie schwer es ihnen 
fällt, in eine bürgerliche Stellung einzutreten, da sie dem 
allgemeinen Misstrauen begegnen. Darum werden sie oft 
sehr bald wieder zu neuen verbrecherischen Handlungen 
getrieben, worüber die Statistik der Rückfälle betrübende 
Ergebnisse mittheilt. Ganz abgesehen von allen Rück- 
sichten der Humanität, welche ein Eintreten für den Be- 
dürftigen verlangen, ist daher jene Fürsorge aus kriminal- 
politischen und finanziellen Gründen geboten. 

Zweifelhaft könnte sein, wer die Fürsorge zu über- 
nehmen habe. Man hat an die Thätigkeit des Staats 
gedacht; aber gerade um moralischen Einfluss auszuüben, 
um den es sich doch wesentlich handelt, ıst die Ver- 
waltungsthätigkeit nicht geeignet, und darum liegt fast 
überall die Schutzthätigkeit in der Hand freier Vereine, 
die allenfalls durch staatliche Mittel unterstützt werden. 
Immerhin ist doch ein sehr bedeutender Theil der Aufgabe 
dem Staat und der Gemeinde zuzuweisen. Unendlich viele 
entlassene Strafgefangene sind wegen geistiger oder kör- 
perlicher Gebrechen erwerbsunfähig. Ihnen kann man 
nicht zumutken, ins Leben einzutreten und auf ihren ei- 
genen Füssen stehend sich durchzukämpfen. Ihnen liegt 
es auch am allernächsten, die Bahn des Verbrechens und 
des Lasters weiter zu verfolgen, besonders wenn ihr 
Verstoss gegen die öffentliche Ordnung nur in Bettel und 
Landstreichen besteht. Da ist es Pflicht des Staats bezw. 
der Gemeinde, helfend einzugreifen und diese Unglück- 
lichen, die nur durch seine Nachlässigkeit in weitere 
Strafen verfallen, in regelmässige Pflege zu nehmen. Auch 
muss die Armenpflege Mittel geben, um die Familien der 
Gefangenen vor dem Untergang zu schützen, ihren Haus- 
halt aufrecht zu erhalten; sie wird also den Vereinen 
gerade in materieller Beziehung beizustehen haben. 

Grundsätzlich ist natürlich jeder Strafgefangene, der 
aus dem Gefängniss kommt, einer Fürsorge bedürftig, so 
lange bis er wieder eine entsprechende Stellung im mensch- 
lichen Leben gewonnen hat. Manche werden durch Wechsel 
des Wohnorts oder durch Auswanderung die Spuren ihrer 
Vergangenheit verwischen können und in neuen Ver- 
hältnissen als neue Menschen erscheinen. Ihnen könnte 
es sogar schaden, wenn die Vereine ihnen nachspürten, 
ganz ebenso wie nach allgemeinem Urtheil die heutige 
Polizeiaufsicht drückend auf allen Verurtheilten lastet, 
weil sie die Umgebung der Entlassenen fortwährend auf 
ihre Vergangenheit aufmerksam macht. Das Eintreten von 
der Würdigkeit eines Gefangenen abhängig zu machen, 
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hat deshalb wenig Berechtigung, weil ja jedem ein Makel 
anhaftet und es gerade da sehr schwierig sein dürfte, 
die Würdigkeit zu beurtheilen. Auch ob sie zur Arbeits- 
leistung willig sind, was Herse als Unterscheidungsmerkmal 
aufstellt, kann nicht immer ausschlaggebend sein, na- 
mentlich, da die Arbeitswilligkeit ziemlich schwer zu er- 
proben ist. Es wird also auf taktvolle Behandlung jedes 
einzelnen Falles (Zurückhaltung im einen, Vorgehen im 
anderen), so wie es Schlosser von seinem mehr psycho- 
logischen Standpunkt empfiehlt, ankommen. Der wich- 
tigste Moment ist natürlich gerade die Zeit der Ent- 
lassung, und den Gefangenen über diese ersten Wochen 
und Monate hinweg zu helfen, muss Hauptbestreben der 
Schutzthätigkeit sein. Da dieser Schutz dem Gefangenen 
ziemlich nutzlos ist, wenn er selbst dazu kein Vertrauen 
hat, so ist die Anknüpfung von Beziehungen zu ihnen 
schon während ihrer Strafzeit wünschenswerth. So weit 
sich Menschen finden, die in aufopfernder Nächstenliebe 
sich der einzelnen annehmen, mag ein Pflegeverhältniss 
in dem Sinn, dass der Verein einer bestimmten Person 
die Fürsorge für den Gefangenen ganz überträgt, an- 
gebracht sein. Häufig kann freilich in solchen Fällen durch 
mangelnden Takt mehr Schaden als Nutzen entstehen. 
Ueber das Wie der Fürsorge Regeln aufzustellen, wird 
überhaupt wenig Erfolg haben, das hängt vom einzelnen 
Fall und vom einzelnen Pfleger ab. Allgemeine Regeln 
der Armenpflege, wie z. B. dass möglichst wenig Al- 
mosen und mehr Naturalunterstützung gegeben werden 
soll, finden natürlich gleichmässig auch hier Anwendung. 

Mehr schon lässt sich darüber sagen, was dem Sträf- 
ling zu bieten ist und da handelt es sich in erster Linie 
darum, ihm Arbeit zu bieten; ist doch Mangel die Quelle 
der allermeisten Vergehen. Die Arbeitsvermittlung hat für 
Entlassene eine ganz besonders grosse Bedeutung, lässt 
sich jedoch wohl nur allgemein regeln. Besondere Arbeits- 
nachweise für entlassene Sträflinge können nur bei grosser 
Aufopferung der Vereinsmitglieder für die einzelnen Ent- 
lassenen Nutzen stiften. Dass es sehr schön wäre, wenn 
die Vereine den entlassenen Strafgefangenen direkt Arbeit 
zuweisen könnten, unterliegt keinem Zweifel, aber es ist 
auch klar, dass das Problem der Arbeitslosigkeit und der 
Arbeitsbeschaffung weit über den Rahmen der Fürsorge 
für entlassene Sträflinge hinausgeht. Niemand wird im 
Ernste daran denken, den Vereinen oder der öffentlichen 
Armenverwaltung diese Last aufzubürden, das Problem 
-im Ganzen lässt sich vom Standpunkt der Armenpflege 
nicht behandeln. 

Von speziellem Interesse ist eine Einzelfrage, näm- 
lich, wie einem Entlassenen der Arbeitsverdienst, den er 
in der Strafanstalt erworben, am besten zu übergeben 
ist. Leider kommt es häufig vor, dass ihn Entlassene in 
kürzester Zeit verjubeln. Allerdings mag es fraglich er- 
scheinen, wie weit sich seine Einbehaltung durch die 
Gefängniss-Verwaltung oder durch Fürsorgevereine über- 
haupt rechtfertigen lässt. Endlich kann die Frage der 
Asyle nicht übergangen werden. Soll man entlassenen 
Strafgefangenen Zufluchtsstätten zur Verfügung stellen, wo 
sie, dem Getriebe und den Versuchungen der Welt ent- 
rückt, eine Zeit lang verweilen? Für Männer ist daran 
kaum zu denken, eine Anstalt fordert Ordnung, Füg- 
samkeit und gerade dazu werden diese Leute sich nicht 
gerne hergeben; es wäre gewissermassen nur eine Fort- 
setzung der Strafhaft. Auch lässt sich kaum absehen, ob 
nach der Asylzeit die Verhältnisse wesentlich anders liegen, 
als zur Zeit der Strafentlassung. Anders bei Frauen. Aus 
dem Gefängniss entlassene Frauen und Mädchen sind 


noch mehr als andere alleinstehende weibliche Personen 
sittlich gefährdet; bei ihnen mag daher die Gewährung 
einer Zuflucht am Platze sein. Viel wird man auf diese 
Weise ja freilich auch nicht erreichen, aber man muss 
wenige gute Erfolge als Entschädigung für viele Miss- 
erfolge betrachten. 

Im Ganzen genommen kann man sich des Urtheils 
nicht erwehren, und darüber sind sich auch die Refe- 
renten vollkommen klar, dass die Fürsorge für Straf- 
gefangene eine unendlich schwierige Thätigkeit ist. Nach 
der technischen Seite, insbesondere in der Arbeitsvermitt- 
lung, geht sie in viel umfassendere Probleme über, ihr 
eigenes Gebiet bleibt wesentlich der persönliche Einfluss 
wohlwollender Leute, und gerade darin verspricht nur 
die private Thätigkeit Erfolg. Auch bei dieser Gelegen- 
heit wollen wir, und darin stimmen die Referenten eben- 
falls mit uns überein, darauf hinweisen, wie unendlich 
viel wichtiger es ist, dafür zu sorgen, dass möglichst 
wenige Personen in die Bahn des Verbrechens kommen. 
Hier haben Staat und Gesellschaft eminente Aufgaben, 
die sie noch in bedauerlicher Weise vernachlässigen. Die 
Fürsorge für jugendliche Personen, insbesondere die Pflege 
idiotischer Kinder und ferner die ausreichende Pflege aller 
geistig und körperlich gebrechlichen Personen lassen noch 
sehr viel zu wünschen übrig. Gerade die Feststellung, 
dass geisteskranke und idiotische Personen einen so be- 
deutenden Theil der Verbrecher bilden, ist ein Finger- 
zeig dafür, an welchem Punkte einzusetzen ist, um wirk- 
liche Erfolge zu erzielen. 


Hamburger Gesetz über die Wohnungs- 
pflege. 


Der Hamburger Senat hat der Bürgerschaft nunmehr den 
Gesetzentwurf über die Wohnungspflege vorgelegt. Die seiner- 
zeit zur Prüfung der Gesundheitsverhältnisse Hamburgs ein- 
gesetzte Senats- und Bürgerschaftskommission hatte bereits in 
ihrem ersten Berichte vom 27. Januar ds. Js. darauf hinge- 
wiesen, wie die herrschenden baupolizeilichen Bestimmungen 
eine gewisse Gewähr dafür böten, dass die Neubauten für die 
in Aussicht genommene Benutzung zweckmässig hergestellt 
würden, wie aber keinerlei Sicherheit gegeben sei, dass nun 
die Räume nicht anders benutzt, insbesondere viel enger be- 
lest würden. Diesem Uebelstande will das neue Gesetz ab- 
helfen, indem es eine fortlaufende Kontrole aller Wohnungen 
einführt, welche im städtischen Gebiete Hamburgs liegen ($ 1). 
Die Handhabung der Wohnungspflege steht unter Mitwirkung 
von Vorstehern und Wohnungspflegern der Baupolizeibehörde zu 
(8 2). Ueber die Organisation der ganzen Wohnungsinspektion 
bestimmt das Gesetz: 
$ 3. Das in $ 1 angegebene Geltungsgebiet wird in 36 
Pflegebezirke getheilt, deren Abgrenzung der Distriktsein- 
theilung für die allgemeinen direkten Wahlen zur Bürger- 
schaft entspricht. Für jeden dieser Bezirke wird ein Vor- 
steher und eine je nach dem Bedürfnisse zu bemessende 
Zahl von Wohnungspflegern bestellt. Das Amt des Vor- 
stehers und des Wohnungspflegers ist ein bürgerliches Ehren- 
amt. Die Vorsteher werden auf 6 Jahre aus einem das erste 
Mal von dem Bürgerausschuss, späterhin von dem Kollegium 
aller Vorsteher gebildeten Wahlaufsatze von je 3 Personen 
durch die Bürgerschaft gewählt. Die Bestimmung der Zahl 
der Wohnungspfleger, die Wahl und die Entscheidung über 
Entlassungsgesuche derselben steht dem unter Vorsitz des 
Chefs der Baupolizeibehörde zusammentretenden Kollegium 
der Vorsteher zu. Zur Mitwirkung bei den Beschlüssen der 
Baupolizeibehörde in Gemässheit $ 7 dieses Gesetzes ernennt 
das Vorsteher-Kollegium einen Ausschuss von 5 Personen, 
welcher bei Theilnahme von 3 Mitgliedern beschlussfähig ist. 

$S 4. Die Vorsteher und Wohnungspfleger haben sich ge- 
naue Kenntniss von den Grundstücken und Wohnungen ihres 
Bezirks zu beschaffen und zu erhalten. Insbesondere haben 
sie ihr Augenmerk zu richten: a) auf die Beschaffenheit und 


Benutzung der Gebäude, Gelasse und Räume im Hinblick 
auf die bau- und sanitätspolizeilichen Vorschriften, welche 
für Wohn-, Schlaf- und Arbeitsräume, Küchen und Ab- 
orte bestehen; b) auf die Zahl der Bewohner der Gelasse 
und einzelner Räume derselben im Verhältniss zu deren 
Grösse; c) auf die mechanischen Einrichtungen zur Ver- 
sorgung des Grundstücks, der Baulichkeiten und Wohnungen 
mit Wasser, sowie zur Entwässerung derselben; d) auf son- 
stige die Gesundheit beeinflussende Zustände, namentlich in 
Betreff der Trockenheit bei Neubauten und Reinlichkeit in 
und ausserhalb der Wohnung, in Gängen und Höfen. Zu 
diesem Behufe ist den Vorstehern und Wohnungspflegern — 
gleich den Beamten der Baupolizei — innerhalb ihres Be- 
zirks der Zutritt zu den Privatgrundstücken, den Gebäuden 
und Wohnungen zu gewähren und auf Befragen Auskunft 
zu ertheilen, wo und soweit es zur Erfüllung der Obliegen- 
heiten nöthig ist. Werden von dem Wohnungspfleger gesund- 
heitswidrige oder gesundheitsbedenkliche Zustände wahrge- 
nommen, sei es in baulichen Mängeln der Wohnung und 
ihres Zubehöres (Wasserversorgung, Entwässerung und dgl.) 
oder in der Benutzung der Räume, namentlich in Ueber- 
füllung derselben, in Unreinlichkeit u. s. w., so hat er seine 
Wahrnehmungen, wenn er selbst die Beseitigung der Uebel- 
stände nicht herbeizuführen vermag, dem Vorsteher mitzu- 
theilen, welcher dieselben zur geeigneten Veranlassung der 
Baupolizeibehörde zur Kenntniss bringt. 


$S 5. Die Baupolizei-Inspektoren und deren Assistenten 
haben die Vorsteher und Wohnungspfleger bei Ausübung 
ihrer amtlichen Thätigkeit dienstlich zu unterstützen, nament- 
lich ihnen auf Verlangen Auskunft aus den Baupolizeiakten 
zu ertheilen, sowie bei Aufdeckung gesundheitsbedenklicher 
Zustände behülflich zu sein. 


S 6. Als Regel gilt, dass jedes Gelass (Wohnung), welches 
zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt ist oder 
dient, seinen eigenen verschliessbaren Zugang, eigenen Abort, 
eigene Kochstelle, ferner, wo Siei- und Wasserleitung vor- 
handen ist, Wasserhahn und Ausguss haben muss, und dass 
weder die Wohnung, noch ein Theil derselben von mehreren 
Familienhaushaltungen benutzt werden darf, ohne dass vor- 
her eine bauliche Theilung derselben erfolgt ist. Erwachsene 
Einlogirer verschiedenen Geschlechts, Schlafburschen und 
Schlafmädchen dürfen nicht in einem und demselben Raume 
untergebracht werden, sondern sind vielmehr nach dem Ge- 
schlechte zu trennen. Die Aufnahme derartiger Personen in 
die Schlafzimmer der Familie ist nur insofern erlaubt, als 
auch dabei die Trennung nach dem Geschlechte beachtet 
wird. Alle zum Bewohnen, zum Schlafen und zum sonstigen 
dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmten Räume 
müssen den darüber bestehenden baupolizeilichen Vorschrif- 
ten entsprechen. Für jeden dieser Räume darf die licht- 
gebende Fläche der baupolizeilich nothwendigen Fenster zu- 
sammen nicht weniger als ein Zehntel seiner Grundfläche 
betragen. In Schlafräumen müssen auf jedes Kind unter 10 
Jahren mindestens 0,1 qm, auf jede ältere Person mindestens 
0,2 qm Fensterfläche entfallen, sowie für jedes Kind unter 
10 Jahren mindestens 5 cbm, für jede ältere Person min- 
destens 10 cbm. Luftraum bei mindestens 2 qm, bezw. 4 qm 
Grundfläche vorhanden sein. Kinder unter einem Jahre wer- 
den nicht mitgerechnet, sofern dieselben zur Familie des 
Haushaltungsvorstandes gehören. 

$ 7. Insofern den ermittelten Uebelständen nicht durch 
die von der Baupolizeibehörde anzuordnenden und eventuell 
zwangsweise durchzuführenden Reinigungsmassregeln oder 
durch Beseitigung einer vorgefundenen Ueberfüllung von 
Wohnungen abgeholfen werden kann, hat die Baupolizeibe- 
hörde unter Zustimmung des Vorsteher-Ausschusses ($ 3) 
die Verwendung solcher Räume als Wohn-, Schlaf- oder 
Arbeitsräume und Küchen zu verbieten, welche den darüber 
bestehenden Vorschriften des Baupolizeigesetzes oder den 
Anforderungen des $ 6 nicht entsprechen, oder wegen 
sonstiger nach amtsärztlicher Begutachtung gesundheits- 
schädlicher Zustände sich als unbewohnbar erweisen. Im 
Falle eines solchen Verbotes sind die davon betroffenen 
Räumlichkeiten den gesetzlichen Vorschriften gemäss zu ver- 
ändern und zu verbessern, bis dahin erforderlichenfalls zu 
räumen und als Gelasse zum Aufenthalt für Menschen zu 
schliessen. Auf diesem Wege geräumte und geschlossene 
Gelasse dürfen ihrer ursprünglichen Bestimmung erst nach 
erfolgter Aenderung und Verbesserung zurückgegeben werden, 
und zwar nicht vor schriftlich ertheilter, gleichfalls schrift- 
lich zu beantragender Genehmigung der Baupvlizeibehörde. 
Bei Durchführung dieser Massregeln kann die Baupolizeibe- 
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hörde nach Anhörung des Vorstehers, des Wohnungspflegers 
und des beamteten Arztes Fristen gewähren und von den 
strengeren Vorschriften dieses Gesetzes zeitweilig dispensiren, 
sowie Erleichterungen eintreten lassen. 

$ 8. Beschwerden gegen die Baupolizeibehörde sind ge- 
mäss $ 9 des Baupolizeigesetzes beim Senate anzubringen. 


: Auf eine Kritik der juristischen Fassung des Entwurfes 
möchten wir nicht näher eingehen, nur darauf hinweisen, dass 
der $S 6, welcher die (Grundsätze enthalten soll, welche die 
Wohnungspflege durchzuführen hat, mit den seltsamen Worten 
beginnt „Als Regel gilt“, ohne dass die zulässigen Ausnahmen 
definirt werden. Die weiteren Bestimmungen dieses Paragraphen 
entsprechen ungefähr den Anforderungen, welche die Hygiene 
an eine Wohnungsinspektion stellt; nur dürften die Luftraum- 
maasse für die Schlafräume immerhin zu niedrig gegriffen sein. 

Schon in der vorigen Nummer wurde den Bedenken Aus- 
druck gegeben, die der Uebertragung der Wohnungsinspektion 
an ehrenamtlich thätige Bürger entgegenstehen. Man weiss, 
dass unter den Bürgern der Städte die Hausbesitzer die her- 
vorragendste Rolle spielen, und gerade die Ehrenämter liegen 
zum weit überwiegenden Theil in ihren Händen. Die Ver- 
muthung spricht also dafür, dass die in Hamburg zur Aus- 
führung der Wohnungskontrole berufenen Leute wesentlich 
Hausbesitzer sein werden, und Niemand wird behaupten wollen, 
dass diese zur Kontrole der Wohnungen besonders geeignet 
sind, da sie hierdurch gewissermassen zu Richtern in eigener 
Sache werden. Man muss befürchten, dass schon im Beginn 
der Thätigkeit der Kommissionen wenig Energie vorhanden 
sein wird und dass auch diese nach und nach verschwindet. 
Wenn man bei den Armenpflegern nicht hat erreichen können, 
dass sie die ihnen anvertrauten Armen in ihren Wohnungen 
besuchen, so wird das von den Wohnungspflegern noch viel 
weniger geschehen. Beim Ehrenamt lässt sich sehr schwer be- 
urtheilen, inwieweit es ausgeübt oder nur „bekleidet“ wird. 
Nimmt ein Wohnungspfleger seine Sache ernst, der andere 
nicht, so entstehen Ungleichheiten in der Behandlung, die zu 
beständigen Klagen Anlass geben. Und wie wird es um die 
Fach- und Sachkenntniss der ehrenamtlich thätigen Pfleger 
stehen? Dem Gesetze wird daher das Wichtigste fehlen: die 
Durchführung, und deshalb ist es unserer Ansicht nach ziem- 
lich gleichgültig, ob es zu Stande kommt oder nicht. 


Ueber Schulbäder. 
Von Lehrer O. Janke in Berlin. 


Mehr und mehr findet neuerdings die Nothwendig- 
keit einer regelmässigen und sorgfältigen Pflege unseres 
Körpers in allen Volksschichten Anerkennung. Insbe- 
sondere hat man sich überzeugt, welch wichtiges Stück 
sozialer Hygiene es ist, den Sinn für eine rationelle 
Hautpflege, vor allem für das Baden zu wecken, sowie 
billige und gute Badegelegenheiten zu schaffen. Für letz- 
teren Zweck ist die Einrichtung von Volksbadeanstalten 
durch die Gemeinde oder durch Vereinsthätigkeit er- 
forderlich. Um erstere Aufgabe zu erfüllen, muss die 
Jugend an eine nur durch regelmässiges Baden zu er- 
reichende, vernünftige Hautpflege gewöhnt werden. 

Wöchentlich ein Bad! das ist die Minimalforderung 
der Hygiene. Aber wie viel lässt die praktische Durch- 
führung dieses Gedankens noch zu wünschen übrig! Der 
Grund hierfür liegt nicht im Willen der Einzelnen; er 
ist vielmehr anderswo zu suchen. Bei unserer Schuljugend 
sehen wir, dass die Haut der Kinder mit Ausnahme von 
Gesicht und Händen wochen-, ja monatelang kaum mit 
Wasser in Berührung kommt, und dass die Schüler der 
Volksschulen auch gewöhnlich nicht in der Lage sind, 
durch häufigeren Wechsel der Unterkleider diesen Mangel 
einigermassen auszugleichen. In den meisten Fällen kann 
gegen die Eltern wegen solcher Vernachlässigung der 
Körperpflege kein Vorwurf erhoben werden; die traurigen 
sozialen Verhältnisse zwingen häufig auch die Frau, Lohn- 
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arbeit zu verrichten, um so an ihrem Theile zur Beschaf- 
fung des Allernothwendigsten für Nahrung, Kleidung und 
Wohnung beizutragen. Und selbst wenn die Mutter ge- 
nügend Zeit hat, so ist doch das Baden der grösseren 
Kinder in der Häuslichkeit immer mit mancherlei Schwie- 
rigkeiten verbunden; denn in den kleinen Wohnungen 
sind niemals, in den mittleren nur selten Badeeinrich- 
tungen vorhanden. Privatbadeanstalten regelmässig zu be- 
suchen, ist für den gewöhnlichen Mann zu theuer, die 
billigen Volksbäder genügen aber entfernt nicht dem Be- 
dürfnisse. Meistens liegen sie auch zu weit von der Woh- 
nung entfernt, so dass der Arbeiter, der Abends müde 
zu seiner Familie heimkehrt, nicht mehr dorthin gehen 
mag. Dann wird es trotz der billigen Preise dieser An- 
stalten für eine Familie mit bescheidenem Einkommen 
doch immer eine sehr bedeutende Ausgabe sein, wenn 
Mann, Frau und Kind regelmässig baden wollen. Zwar 
liegen die Verhältnisse in Orten mit Flussbädern etwas 
weniger ungünstig, doch sind auch die Flussbadeanstalten 
mit billigen Preisen noch nicht in genügender Anzahl 
vorhanden. Wer an heissen Sommernachmittagen den An- 
drang zum Bade beobachtet hat, wer das Gewühl im 
Baderaume gesehen, wer bemerkt hat, welch kurze Zeit 
den Kindern zum Aufenthalt im Wasser gewährt ist, der 
wird mir beipflichten, dass hier noch Manches zu bessern 
bleibt. 

Um nun der Schuljugend Gelegenheit zu regel- 
mässigem Baden zu verschaffen, ist vorgeschlagen und 
an einzelnen Orten auch verwirklicht, in den Schulen 
selbst Badeeinrichtungen herzustellen. In der That finden 
sich in der Schulanstalt alle Bedingungen vereint, die 
zum Betriebe des Bades erforderlich sind, und es bedarf 
nur verhältnissmässig geringer Kosten, um das Baden 
dem Schulleben einzufügen. Geeigneter Raum ist in der 
Regel leicht zu finden; die Bedienung kann durch den 
Schuldiener und dessen Frau geschehen; zur weiteren 
Aufsicht wird stets ein Lehrer bezw. eine Lehrerin Zeit 
finden. 

Das Ideal einer Badeeinrichtung für Schulen wäre 
die Anlage eines Schwimmbassins mit fortwährendem Zu- 
fluss von reinem Wasser. Unter allen möglichen Arten 
des Badens ist das Schwimmen die für unsere Gesund- 
heit vollkommenste; nennt doch auch du Bois-Reymond 
das Schwimmen die beste Gymnastik der Hautmuskeln. 
Wie jede Schule eine Turnhalle hat, so sollte sie auch 
ein Schwimmbassin besitzen. Jedoch dies Ziel für alle 
Schulen zu erreichen, wird noch gute Weile haben. Zur 
Zeit hält man die Verwendung von Brausebädern für 
die erreichbare und beste Art von Badeeinrichtungen in 
Schulen. Anlage und Betrieb sind am wenigsten kost- 
spielig; das Baden erfordert nur kurze Zeit, gestattet also 
die Möglichkeit der Benutzung durch eine grosse Anzahl 
von Kindern; jeder Badende erhält stets reines Wasser ; 
die Kraft, mit welcher das Wasser aus den Brausen auf 
den Körper herabfällt, bewirkt eine mechanische Reizung 
der Haut, die derjenigen entspricht, die wir nach einem 
Schwimmbade im Flusse oder in der See erfahren u. s. w. 

Die Idee der Einrichtung von Schulbrausebädern 
ging von dem Öberbürgermeister Merkel und dem Pro- 
fessor der Hygiene Dr. Flügge in Göttingen aus und ist 
in den dortigen Schulen zuerst verwirklicht. Seit dieser 
Zeit sind bezw. werden in vielen grösseren Städten Deutsch- 
lands solche Bäder eingerichtet; es seien genannt: Altona, 
Augsburg, Barmen, Berlin, Bonn, Braunschweig, Bremen, 
Breslau, Cassel, Frankfurt a. M., Giessen, Hamburg, 
Heidelberg, Karlsruhe, Leipzig, Magdeburg, Mainz; Mann- 


heim, Meiningen, Metz, München, Münster, Nürnberg, 
Osnabrück, Weimar, Würzburg.*) 

Die Einrichtung der Schulbrausebäder gestaltet sich 
überall ganz gleichmässig. Der Baderaum liegt im Keller- 
geschoss des Schulhauses; daneben sind noch besondere 
Aus- und Ankleideräume vorhanden. Der Fussboden ist 
zementirt oder asphaltirt; Lattenroste und Kokosmatten 
schützen die Füsse gegen Erkältung. Grosse Wasserbe- 
hälter, die sich in einem Nebenraume befinden, führen 
das auf ca. 22° R. erwärmte Wasser den Brausen zu. 
Im Baderaume stehen unter den Douchen mit Ablauf 
versehene Zinkwannen oder Becken aus Beton von circa 
1 Meter Durchmesser. In der Regel kommen unter jede 
Brause zu gleicher Zeit drei Kinder. 

Die Ausgaben für solche Brausebäder sind nur ge- 
ring. In Göttingen betrugen die Kosten der Einrichtung 
mit 3 Brausen für je 3 Kinder etwa 800 Mark, in Wei- 
mar mit 8 Brausen für je 3 Kinder 1600 Mark. In Ber- 
lin waren im Jahre 1886 die Kosten zur ersten Einrich- 
tung für jedes Bad auf 2000 Mark, die Betriebskosten 
auf 700—1000 Mark veranschlagt. Da eine solche An- 
lage für ca. 2000 Schüler genügt, so sind die Kosten 
pro Kind kaum 'nennenswerth. 

Gebadet wird während der Unterrichtszeit; jedoch 
ist die erste Stunde am Morgen und am Nachmittage 
ausgenommen, weil die Kinder nicht mit vollem Magen 
das Bad nehmen sollen. An jedem Tage kann demnach 
das Bad mindestens 4 Stunden lang in Betrieb sein. 
Nehmen wir an, dass zu gleicher Zeit nur je 10 Schüler 
abgebraust werden können und dass hierzu 5 Minuten er- 
forderlich sind, so ıst es möglich, in einer Stunde min- 
destens 100 Kinder, also täglich in 4 Stunden etwa 400 
Kinder zu baden. Die Störungen des Unterrichts sind 
nicht so bedeutend, als gemeiniglich angenommen wird. 
Ueber den Nutzen sagt der Schuldirektor in Göttingen 
Folgendes: „Die Frische und Lernfreudigkeit nach dem 
Baden, die Pflege des Sinnes für Reinlichkeit, die För- 
derung der Gesundheit unserer Jugend sind so wesentliche 
und wichtige Erfolge der Einrichtung, dass ich nicht 
unterlassen kann, den städtischen Kollegien den Wunsch 
auszusprechen, wenn irgend thunlich, auch in den übrigen 
Volksschulen ähnliche Badeanstalten errichten zu wollen.“ 

„Jung gewohnt ist alt gethan.“ Durch die Schule 
an Reinlichkeit gewöhnt, werden die Kinder auch nach 
der Schulzeit das gleiche Bedürfniss empfinden, ein Be- 
dürfniss, welchem vorsorgliche Gemeinden schon jetzt 
vielfach durch Errichtung von Volksbädern entgegen- 
kommen. Aber ganz abgesehen von dieser Einwirkung 
auf die Erziehung der Kinder (als der zukünftigen Eltern) 
ist auch der unmittelbare Einfluss auf die Gesundheit der 
Schüler nicht zu unterschätzen. „Hautkrankheiten, von 
welchen verschiedene Kinder befallen waren, wurden in- 
folge regelmässigen Badens beseitigt; Kopfausschläge ekel- 
hafter Art, die üblen Geruch verbreiteten, sind gleich- 
falls durch regelmässiges Waschen des Kopfes verschwun- 
den; blutarme Kinder mit blassem Aussehen sollen eine 
blühende und gesunde Farbe erlangt haben; Klassen, 
deren Kinder regelmässig das Bad gebrauchen, bleiben 
von heftigen Katarrhen verschont,“ So lautet ein Bericht 
aus München. 3 

Allerdings hat man einige prinzipielle Bedenken 
gegen die Schulbäder vorgebracht. Die Schule werde so 


*) Man vgl. wegen des Näheren neben den nachfolgenden 
Ausführungen des Verfassers unsere Mittheilungen auf S. 19, 
44, 70, 78, 121, 130, I. Jahrgang dieser Zeitschrift. 

Redaktion. 


— 117 — B 


mit Dingen belastet, die sie nichts angehen. Sie habe 
nicht die Pflicht, Versäumnisse des Hauses nachzuholen. 
Aber ist nicht in vielen anderen Richtungen auch die 
öffentliche Fürsorge eingetreten, wo die Familie Bedürf- 
nisse ihrer Glieder nicht zu befriedigen vermochte? Und 
hat man sich dabei nicht auch der Schule bedient? Der 
Staat hat die allgemeine Schulpflicht ausgesprochen, weil 
die Familie nicht den Erwerb der Bildung vermitteln 
kann, die für jedes Glied der Gesellschaft nöthig ist. Die 
Gemeinden übernehmen, wo die Familie ihren natürlichen 
Pflichten nicht nachkommt, die Sorge für Erziehung, 
Ernährung, Kleidung u. a. Armen Schülern wird Früh- 
stück, auch wohl Mittagessen verabreicht; Schulbücher 
und andere Unterrichts-Materialien werden bedürftigen 
Kindern, da und dort sogar allen Schülern unentgeltlich 
geliefert. Wenn hier schon durch Vermittlung der Schule 
die Fürsorge der Familie ersetzt wird, warum nicht auch 
in der Pflege der Haut der Kinder? Wird es doch den 
meisten Familien bei den herrschenden sozialen Zuständen 
unmöglich, hierfür ausreichend zu sorgen. Dann aber, 
und das kann nicht genug betont werden, bilden die 
Schulbäder ein wichtiges Volkserziehungsmittel, indem sie 
das vielfach schlummernde Bedürfniss der Reinlichkeit 
wecken, 


Notizen. 


Armenpflege. 


Bericht der Reichstagskommission über ihre Be- 
rathung derNovellezum Unterstützungswohnsitz- 
gesetz. Die XIV. Kommission des Reichstags hat soeben den 
Bericht über ihre Berathungen erstattet (Aktenstück Nr. 227 
zu den Verhandlungen des Reichstags 1892/93), und wenn auch 
durch die Auflösung des Reichstags die Verhandlungen und 
Anträge der Kommission ihre unmittelbare Bedeutung verloren 
haben, so nehmen sie materiell doch das Interesse der be- 
theiligten Kreise in Anspruch. Sie spiegeln zum grossen Theil 
die Gegensätze wieder, welche auch in der ersten Debatte 
des Plenums hervortraten. Das Resultat beeinflussten sie je- 
doch nicht, insofern die Kommission die Regierungsvorlage 
im Wesentlichen unverändert annahm und nur in einigen 
Punkten Zusätze bezw. Abänderungen beschloss. Auch die 
Kommission empfiehlt die Herabsetzung des Lebensalters, von 
dem an ein selbständiger Erwerb des Unterstützungswohnsitzes 
stattfinden kann, auf das 18. Lebensjahr, ebenso die Aus- 
dehnung der Verpflichtung des Dienstortes zur Krankheits- 
fürsorge von 6 Wochen auf 13 Wochen, endlich auch die oft 
erwähnte Einführung einer Strafe für Personen, die versäumen, 
für ihre Angehörigen zu sorgen. Mehr redaktioneller Natur 
ist der Vorschlag eines $ 30a: „Erstattungs- und Ersatz- 
ansprüche, welche auf Grund dieses Gesetzes erhoben werden, 
verjähren in 2 Jahren vom Ablaufe desjenigen Jahres an, in 
welchem der Ausspruch entstanden ist“ und 8 32a: „Sofern 
nach Bestimmung der Landesgesetze einzelne Zweige der 
öffentlichen Armenpflege den Landarmenverbänden übertragen 
sind, gehen auf diese die Rechte und Pflichten der Ortsarmen- 
verbände über“. An Neuerungen empfiehlt die Kommission 
zunächst den Antrag Baumbach, wonach der Erwerb eines 
neuen Unterstützungswohnsitzes mit dem vollendeten 60. Lebens- 
jahre ausgeschlossen ist, zur Annahme. Ferner beantragt die 
Kommission, dem Absatz 1 des $ 29 folgende Fassung zu 
geben: „Wenn Personen, welche gegen Lohn oder Gehalt in 
einem Dienst- oder Arbeitsverhältniss stehen, oder deren 
ihren Unterstützungswohnsitz theilende Angehörige oder Lehr- 
linge am Dienst- oder Arbeitsort erkranken, so hat der Orts- 
armenverband dieses Ortes die Verpflichtung, dem Erkrankten 
die erforderliche Kur und Verpflegung zu gewähren, sofern 
nicht die Beschäftigung durch - die Natur ihres Gegenstandes 
oder im Voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum 
von einer Woche oder weniger beschränkt ist.“ Zur Begründung 
dieses Antrags wurde mit Recht darauf verwiesen, dass nach 


dem bisherigen Gesetz die Krankheit eines in Arbeits- oder 
Dienstverhältniss stehenden Familienhaupts hinsichtlich des 
Ersatzanspruchs an den Ortsarmenverband des Unterstützungs- 
wohnsitzes anders behandelt werde, als Krankheiten der 
Familienangehörigen. Endlich schlägt die Kommission vor, dass 
gleichzeitig mit dem Unterstützungswohnsitzgesetz auch das 
Gesetz vom 21. Juni 1869 betr. die Beschlagnahme des Arbeits- 
oder Dienstlohnes dahin abgeändert werde, dass der Arbeits- 
oder Dienstlohn auch gepfändet werden dürfe für auf gesetz- 
licher Vorschrift beruhende Alimentationsansprüche der Familien- 
glieder und unehelichen Kinder. Eine entsprechende Aenderung 
des 8 749 der Zivilprozessordnung wird hierdurch nöthig. Aus 
der Mitte der Kommission wurde ferner auf die Unzuträglich- 
keiten hingewiesen, welche die Sonderstellung Elsass-Lothringens 
und Bayerns im Unterstützungswesen mit sich bringe. Mit 
ll gegen 2 Stimmen empfahl die Kommission die Ausdehnung 
des Unterstützungswohnsitzgesetzes auf Elsass - Lothringen, 
wogegen sie den gleichen Antrag bezüglich Bayerns mit 7 gegen 
6 Stimmen ablehnte, nachdem die Regierungsvertreter darauf 
hingewiesen hatten, dass an ein Aufgeben des bayerischen 
Reservatrechtes nicht zu denken sei. 


Miethzahlungen für öffentlich Unterstützte 
in Worms. Die städtische Armenverwaltung in Worms (Hes- 
sen) erliess vor Kurzem öffentlich folgende bemerkenswerthe 
Aufforderung: „Nachdem Leute, welche Wohnungen an Unbe- 
mittelte, bezw. Stadtarme vermiethen derart, dass nur viertel- 
jährig gekündigt und der Miethzins erst nach Ablauf des Viertel- 
jahres gefordert werden kann, mehrfach wegen Nichtzahlung 
des Miethzinses zu Schaden gekommen sind, und deshalb Klage 
bei uns geführt haben, glauben wir wiederholt bekannt geben 
zu sollen, dass die städtische Armenverwaltung mit der wöchent- 
lichen Unterstützung zugleich den auf jede Woche entfallenden 
Betrag des Miethzinses auszahlt und für rückständigen Mieth- 
zins der Regel nach nicht aufkommen darf. Es ergeht daher zu- 
gleich an die Betheiligten wiederholt die Aufforderung, in den 
betreffenden Fällen den Miethzins in wöchentlichen Beträgen 
zu erheben, bezw. nur Miethverträge auf die Dauer von einer 
Woche oder von höchstens 14 Tagen abzuschliessen, so dass 
nach Ablauf dieser Zeit der Miethzins gefordert und nöthigen- 
falls Räumung verlangt werden kann. Formulare für den Ab- 
schluss derartiger Miethverträge können bei uns in Empfang ge- 
nommen werden. Wir empfehlen diese Einrichtung um so mehr, 
als sie auch im Interesse der betreffenden Miethsleute liegt, 
denen die Miethzinszahlung erleichtert wird und denen nach un- 
seren Erfahrungen jene Einrichtung erwünscht ist.“ Auf eine 
Anfrage gab die verehrl. Armenverwaltung für unsere Zeitschrift 
bereitwilligst folgende Auskunft über dieGründe dieser Massregel. 
Hinlänglich bekannt sei es ja, wie wenig Leute, welche „von 
der Hand zum Munde leben“, es fertigbringen, den Miethzins 
nach und nach so zurückzulegen und zusammenzuhalten, dass 
er am Ende des Miethvierteljahres dem Vermiether bezahlt 
werden kann. Die Möglichkeit, dass solche Rückstände ge- 
macht werden können, und der Umstand, dass sie häufig nach- 
träglich nicht gedeckt werden können, -seien aber die Ursachen 
von Uebeln aller Art. Die Einrichtung der vierteljährigen Mieth- 
zahlung verschaffe gewissen Leuten die Möglichkeit, sich hinter- 
einander Wohnungen auf längere Zeit zu ermiethen; der Ver- 
miether erhalte erst Klarheit nach Ablauf des Vierteljahres, 
wenn der Zins nicht gezahlt werde. Der nächstfolgende Ver- 
miether erhalte von dem, der zuerst beschwindelt wurde, keine 
vollständige Aufklärung, da es Letzterem darum zu thun sei, 
die betreffenden Leute aus seiner Wohnung hinauszuloben. 
Dieses Verfahren ermögliche unter Umständen Neuangezogenen 
die Erwerbung des Unterstützungswohnsitzes. Für die Verluste 
suchten die Vermiether sich dann zum Nachtheil der ärmeren 
Bevölkerung durch unverhältnissmässig hohe Miethpreise 
schadlos zu halten. Für die unbemittelten Miether aber berge 
die vierteljährige Miethzinszahlung die Gefahr in sich, dass sie 
sorglos warten, bis der ganze Miethzins fällig ist und bei 
irgend einer ungünstigen Wendung in ihren Verhältnissen in 
Nothlagen gerathen, ihre Möbel verlieren, der Armenpflege 
anheimfallen u. s. w. Für die Armenpflege selbst habe die 
vierteljährige Miethzinszahlung den Nachtheil, dass jene erst 
von der Nothlage armer Leute Kenntniss erhalte, wenn sie sich 
durch Auflaufen des Miethzinses wesentlich verschlimmert habe. 
Für die öffentliche Armenpflege in Worms habe die Auf- 
forderung noch folgende Bedeutung: Die regelmässige Unter- 
stützung in Worms sei die Baarunterstützung, weil man den 
Leuten möglichst ihre Selbständigkeit erhalten bezw. auf die 
Herbeiführung der Selbständigkeit hinwirken und andererseits 
vermeiden wolle, die Unterstützten als solche (durch Verab- 
folgung von Anweisungen etc.) zu kennzeichnen. Demgemäss 
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finde auch eine Bezahlung oder Zusicherung des Miethzinses 
an den Vermiether nicht statt. Nur im Nothfalle werde ange- 
ordnet, dass der Armenpfleger den Miethzins wöchentlich an 
der Unterstützung einhalte und an den Vermiether wöchent- 
lich oder alle 14 Tage ausbezahle. Da die Formulare für den 
Abschluss der fraglichen Miethverträge von der städtischen 
Armenverwaltung geliefert werden, treten die betreflenden 
Vermiether regelmässig bei vorkommenden Unregelmässig- 
keiten mit der Armenverwaltung in Verbindung, so dass diese 
rechtzeitig in der Lage ist, einzuschreiten bezw. eingetretenen 
Nothlagen abzuhelfen. Auch für die nichtöffentliche (freiwil- 
lige) Armenpflege sei die Aufforderung in den Zeitungen nicht 
ohne Bedeutung. Werde bei ihr von bedürftigen Leuten um 
Unterstützung durch Bezahlung von Miethzins nachgesucht, 
der bereits ein Vierteljahr -und länger rückständig ist, so 
werde je nach Lage des Falles zunächst auf den Vermiether 
zurückgegriffen und an diesen nur dann der Miethrückstand 
gedeckt, wenn er zur Busse dafür, dass er die öftentliche 
Aufforderung der ständischen Armenverwaltung nicht befolgt 
hat, auf einen wesentlichen Theil des Rückstandes zu Gunsten 
seines nunmehr um Unterstützung nachsuchenden Miethers 
verzichtet. 


Veröffentlichungen des Armenamts zu Frank- 
furt a. M. Das städtische Armenamt zu Frankfurt a. M. gibt 
schon seit einer Reihe von Jahren zwei jährlich erscheinende 
Veröffentlichungen heraus. Das „Handbuch der städtischen 
Armenverwaltung“ ist in erster Linie für die Armenpfleger, 
dann aber auch für die sonst in der Fürsorge für die Bedürftigen 
thätigen Personen bestimmt. Es enthält die Namen aller in der 
städtischen Armenverwaltung wirkenden Personen nebst ihrem 
Pflegebezirk, geordnet nach Distrikten u. s. w. Als Einleitung 
ist für den Armenpfleger das Nothwendigste an Winken für 
die Ausübung seines Amtes vorausgeschickt, anhangsweise sind 
die einzelnen in der Stadt vorhandenen Wobhlthätigkeitsvereine, 
Stiftungen und Anstalten, 207 an Zahl, aufgeführt. Während 
dieser Armenkalender in zahlreichen Städten ausgegeben wird, 
liegt es anders mit der Unterstützungsliste, welche Frankfurt 
seit 5 Jahren nach dem Vorbilde von Karlsruhe i. B. veröffent- 
licht. Sie enthält alle im letzten Jahr dauernd, d. h. mindestens 
12 Wochen nacheinander unterstützten Personen, alphabetisch 
geordnet unter Angabe der Zahl der Haushaltungsglieder, der 
Religion und der vom Armenamte geleisteten Unterstützung. 
Die neueste Liste zählt 1478 Familien bezw. Einzelpersonen auf. 
Zweck dieser Veröffentlichung ist es, allen mit der städtischen 
Armenverwaltung in Beziehung stehenden Personen, namentlich 
allen Leitern der Wohlthätigkeitsvereine, den Organen der kirch- 
lichen Armenpflege, sowie überhaupt allen, die private Wohl- 
thätigkeit üben, Gelegenheit zu geben, sich über die vom 
Armenamt gewährten Unterstützungen zu vergewissern. Diese 
Liste wird ausserordentlich viel benutzt und macht manche 
Erkundigung überflüssig, da die in Anspruch genommenen Ver- 
eine immer sehen können, ob jemand dauernd in öffentlicher 
Unterstützung steht oder nicht. Die meisten Vereine bestreben 


sich — und das wohl mit Recht — ihre Wohlthaten insbeson- 
dere denen zukommen zu lassen, die nicht in der Liste stehen, 
um sie vor dem Hinabsinken in die öffentliche Armenpflege 


zu bewahren. die bekanntermassen schwere Nachtheile zur 


Folge hat. 


Gesundheitspflege. 


Sanitätswachenin Berlin, Hamburg, Frank- 
furt a. M. und Leipzig. Aus diesen vier Städten liegen 
nunmehr die neuen Berichte über den Betrieb der Sanitäts- 
wachen im verflossenen Jahre vor. Die Zahl der Sanitätswachen 
betrug 1892 in Berlin 20, in Hamburg und Leipzig je 2, in 
Frankfurt a. M. 1. An Fällen wurden behandelt in Berlin 8790, 
in Hamburg 76, in Leipzig 2990, in Frankfurt a. M. 463. Wäh- 
rend in Leipzig die überwiegende Mehrzahl der behandelten 
Fälle äussere Verletzungen betraf, kamen in Berlin auch 3760 
und in Hamburg 33 innere Erkrankungen zu Behandlungen. 
Geburtshülfe betrafen in Berlin 196, in Hamburg 4 und in 
Leipzig 3 Fälle; in Frankfurt a. M. werden die Fälle in 136 
schwere und 327 leichte getheilt. Geburtshülfe ist hier ausge- 
schlossen, weil nur ein Heilgehilfe als behandelnde Person 


fungirt. In sämmtlichen vier Städten werden die Sanitätswachen 


durch Vereine unterhalten, in Berlin und Hamburg durch be- 
sondere Gesellschaften, in Leipzig durch den Samariterverein, 
in Krankfurt a. M. durch die Freiwillige Rettungsgesellschaft. 
Der Berliner Verein erhielt von Bankier Born aus Anlass eines 
Jubiläums eine Extrazuweisung von 3000 Mark, der Hamburger 
4000 Mark aus der Polizeikasse, der Frankfurter 1884 Mark 


- prüft wurden. 


an Geschenken. Bezahlung für die Behandlung wird offenbar 
in sämmtlichen Städten ausser Frankfurt a. M. gefordert. In 
Hamburg ist die Verstaatlichung und Vermehrung der Sanitäts- 
wachen geplant. Es wäre sehr zu wünschen, dass die nützliche 
Einrichtung noch eine viel weitere Verbreitung finde. In 
Braunschweig steht die Errichtung infolge eines Antrages 
aus der Stadtverordnetenversammlung zur Verhandlung, wie 
wir s. Zt. berichteten. 


Regelung des. Betriebs.der Rossschlachte- 
reien für die Provinz Sachsen. Der Oberpräsident der 
preussischen Provinz Sachsen hat eine sehr eingehende Polizei- 
Verordnung nebst Ausführungs-Anweisung erlassen betreffend 
die Regelung des Betriebes der Rossschlächterei und des Ver- 
kehrs mit Rossfleisch. Die Verordnung bestimmt u.a.: I. und 
2. Das Schlachten eines Pferdes, Esels oder anderen Einhufers 
zum Zwecke der Verwerthung seines Fleisches als Nahrungs- 
mittel für Menschen darf nur erfolgen, nachdem der Thierarzt 
oder Fleischbeschauer das Tier untersucht und festgestellt 
hat. dass es nicht an einer Krankheit leidet, die das Fleisch 
zur menschlichen Nahrung ungeeignet macht. Ergibt die 
Untersuchung, dass das Thier an einer Krankheit leidet, die 
das Fleisch zur menschlichen Nahrung ungeeignet macht, so 
ist es von der Schlachtung ausgeschlossen. Thiere, die eine 
schwere äussere Verletzung (Knochenbrüche u. s. w.) erlitten 
haben, dürfen innerhalb 12 Stunden nach dem Unfalle ohne 
solche Untersuchung geschlachtet werden (Nothschlachtung), 
wenn hierzu die Ortspolizeibehörde oder, wenn dieselbe sich 
nicht am Orte befindet, der Gemeindevorstand die Erlaubniss 
ertheilt hat. 3. Das hiernach getödtete Thier darf weder zer- 
legt noch verkauft, noch, wenn das T'hier im Auftrage eines 
Dritten geschlachtet ist, zurückgegeben werden, bevor das 
Fleisch und die inneren Theile des Körpers thierärztlich unter- 
sucht sind, und festgestellt ist, dass das Fleisch zur Nahrung 
für Menschen geeignet ist. Dem Zerlegen oder dem Verkaufe 
des Thieres hat eine Stempelung des zur menschlichen Nah- 
rung geeignet befundenen Fleisches vorauszugehen. Die thier- 
ärztlichen Untersuchungen und die Stempelung des Fleisches 
sind von dem Kreisthierarzte vorzunehmen. Wer gewerbs- 
mässig Pferde, Esel oder andere Einhufer schlachtet, muss ein 
Schlachtbuch führen. Dieses Schlachtbuch hat der Schlächter 
jederzeit in dem Verkaufsraume für sein Rossfleisch und, wenn 
dieser von der Rossschlächterei getrennt liegt, in dieser aufzu- 
bewahren und auf Erfordern jedem Polizeibeamten, dem Kreis- 
thierarzte oder dem für die Vornahme der thierärztlichen 
Untersuchungen am Orte zuständigen Thierarzte oder Fleisch- 
beschauer vorzulegen. Pferde, Esel und andere Einhufer dürfen 
für die Zweckbestimmung nur in solchen nach Vorschrift der 
Reichsgewerbeordnung genehmigten Schlächtereien getödtet 
und zu Wurst oder anderen Fleischwaaren für den gewerbs- 
mässigen Vertrieb verarbeitet werden, die der Ortspolizei- 
behörde als Rossschlächtereien bezeichnet sind. Am Eingange 
der letzteren muss die deutliche Aufschrift „Rossschlächterei“ 
in mindestens 15 cm hohen Buchstaben angebracht sein. Das 
Fleisch von Pferden, Eseln oder sonstigen Einhufern und die 
aus solchem hergestellten Fleischwaaren dürfen nur unter der 
ausdrücklichen Bezeichnung als „Rosstleisch“ oder „Rossfleisch- 
waaren“ verkauft werden. Wagen, auf denen ein Rossschläch- 
ter oder Rossfleischwaarenhändler seinen Kunden oder sonsti- 
gen Abnehmern Rossfleisch oder Rossfleischwaaren zuführt, 
müssen mit einer unabnehmbaren Tafel mit der deutlichen 
Aufschrift „Rossfleisch* versehen sein. Die zum Verkaufe von 
Rossfleisch oder Rossfleischwaaren im Uinherziehen dienenden 
Behälter müssen mit der deutlichen und unabnehmbaren Auf- 
schrift „Rossfleisch* versehen sein. 


Wohnungswesen. 


Sanitätspolizeiliche Untersuchung der Mieth- 
wohnungen in Mannheim. Bekanntlich. hat das badische 
Ministerium im Jahre 1888 einige Bezirksämter grösserer Städte 
angewiesen, auf Grund des $ 12 der badischen Verordnung 
vom J. 1874, die Sicherung der öffentlichen Gesundheit und 
Reinlichkeit betreffend, eine Untersuchung der kleinen Mieth- 
wohnungen, bezw. der Wohnungen der Arbeiterbevölkerung 
herbeizuführen. Unter diesen Städten war auch Mannheim, wo 
das Bezirksamt in den Jahren 1889 bis 1893 sämmtliche Mieth- 
wohnungen, Miethschlafstellen und Werkstätten der Stadt auf 
ihre gesundheitlichen Verhältnisse untersuchen liess. Die Stadt 
wurde zu dem Zweck in sechs Bezirke eingetheilt, die einer 
nach dem andern durch zwei besondere Kommissionen ge- 
Der letzte Bezirk kam im April d. J. an die 
Reihe, sodass jetzt das gesammte Ergebniss vorliegt. Im Ganzen 


— 19 — 


wurden Beanstandungen in 1059 Gebäuden der Stadt erhoben. 
Ein Bild von der Thätigkeit der Kommission erhält man, wenn 
man die einzelnen Bezirke in Betracht zieht. Am meisten be- 
theiligt an den Beanstandungen waren der 2. und 6. Bezirk. 
Im 2. Bezirk mussten 349 Gebäulichkeiten mit zusammen 757 
Einzelauflagen bedacht werden, und zwar 256 Miethwohnungen, 
83 Miethschlafstellen und 9 Werkstätten; es wurde die Weiter- 
benützung untersagt von 39 Miethwohnungen, 56 Schlafstellen 
und 3 Werkstätten, theils wegen unstatthafter Lage über dem 
Kehlgebälk (2. Dachgebälk), theils wegen Mangel an Licht, 
Luft und wegen schlechter und feuergefährlicher Zugänglich- 
keit. Verbesserungen waren nöthig bei 279 Abortanlagen, 34 
Hofräumen und 291 Wohn- und Schlafgelassen. Die ergangenen 
Auflagen hatten 4 Neubauten und 35 völlige Umbauten im 
Gefolge. Im 6. Bezirk mussten bei 250 Gebäulichkeiten ebenso- 
viele Miethwohnungen und eine Schlafstelle beanstandet wer- 
den. Dabei ergingen 722 Einzelauflagen. Es wurde untersagt 
die fernere Benützung von 28 Miethwohnungen wegen Mangel 
an Luft, Licht oder Feuergefährlichkeit, von 4 Miethwohnungen, 
weil über dem Kehlgebälk gelegen. Die Zahl der Insassen 
musste beschränkt werden bei 22 Miethwohnungen und | 
Schlafstelle. Im Uebrigen beziehen sich die Auflagen auf Abort- 
anlagen und Abortgruben (236), auf Entwässerung von Höfen 
(72) und Beanstandungen wegen Mangel an Luft und Licht, 
wegen Feuchtigkeit oder Feuergefährlichkeit. In den anderen 
vier Bezirken waren weniger Beanstandungen nöthig. Im All- 
gemeinen fällt auf, wie ausserordentlich viele Abortanlagen 
sich als gesundheitswidrig erwiesen, ca. 700. Mit Genugthuung 
konstatirt der Bericht, dass in den fünf ersten Bezirken den 
sämmtlichen ergangenen Auflagen, mit Ausnahme verschie- 
dener nebensächlicher Punkte, bereits entsprochen worden 
ist. Die sanitätspolizeiliche Untersuchung der Miethwohnungen, 
Miethschlafstellen und Werkstätten hat sonach, da auch im 
letzten Bezirk die Beseitigung der vorgefundenen Missstände 
sich ohne Zweifel in der gleichen Weise wie in den übrigen 
Bezirken vollziehen wird, ihren Zweck, Verbesserung der sani- 
tären Verhältnisse in den Miethwohnungen, Miethschlafstellen 
und Werkstätten, in vollstem Maasse erfüllt. Mögen recht viele 
andere Städte bezw. Polizeibehörden das Beispiel des Mann- 
heimer Bezirksamts befolgen; wir müssen leider annehmen, 
dass sie ebensoviel, wenn nicht noch mehr Gelegenheit haben 
werden, zur Herstellung gesundheitsmässiger Wohnzustände 
Anordnungen und Verbesserungen zu treffen. 


Bau kleiner Wohnungen auf erpachtetem 
Boden in Frankfurt a. M. Der soeben veröffentlichte 
dritte Bericht der Aktienbaugesellschaft für kleine Wohnungen 
in Frankfurt beschäftigt sich bei Gelegenheit der Erörterung 
des künftigen Vorgehens der Gesellschaft mit der Frage, wie 
bei den hohen Grundstückspreisen sich billige Miethen ermög- 
lichen lassen. Er geht davon aus, dass die Frankfurter Bau- 
ordnung, welche als erste den von der Bebauung freizulassenden 
Boden nach der Zahl der auf einem Grundstücke vorhandenen 
Wohnungen bemisst, dazu drängt, vom Bau von Miethskasernen 
zu dem kleiner Häuser überzugehen, was in sanitärer Hinsicht 
gewiss äusserst wünschenswerth, ökonomisch aber sehr kost- 
spielig ist, namentlich wenn die neuen Wohnungen nicht gar 
zu weit von der Stadt sein sollen. Die Gesellschaft hat des- 
halb Unterhandlungen mit der Stadt angeknüpft, die darauf 
ausgehen, von der Stadt grössere Ländereien auf längere Jahre 
zu pachten. Gelingt dies, so beabsichtigt die Baugesellschaft 
an den Strassenfronten zwar mehrstöckige Miethshäuser, im 
Hinterlande aber kleine Einzelhäuser mit wenigen Wohnungen 
zu errichten. Die Stadt kann hierbei einen mässigen Pachtzins 
deshalb bewilligen, weil ihr die ganze Werthsteigerung des 
Grund und Bodens zufällt und weil sie ein ganz bedeutendes 
Interesse daran hat, dass billige Wohnungen vorhanden sind. 
Die Stadt kann aber auch, weil ihr nach Ablauf der Pachtzeit 
die Immobilien mit den darauf stehenden Gebäuden zufallen, 
zur Herstellung der Gebäude selbst insofern beitragen, als sie 
die Zinsen eines dazu aufgenommenen Anlehens garantirt. Ein 
Risiko ist für die Stadt so gut wie gar nicht vorhanden. Sie 
macht ihre Ländereien, die sie sonst wohl erst nach und nach 
verwerthen könnte, sofort nutzbar, ferner behält sie den Grund 
und Boden in ihrer Hand, und die Zinsgarantie dürfte kaum 
in Anspruch genommen werden; denn kleine Wohnungen wer- 
den nach wie vor sehr gesucht bleiben, und jedenfalls wird die 
Gesellschaft der Stadt einen so weit reichenden Einfluss auf die 
Geschäftsführung zubilligen müssen, dass sie sich vor Schaden 
bewahren kann. Namentlich aber trägt die Stadt auf diese 
Weise viel dazu bei, die schlimmen Wohnverhältnisse wenigstens 
für einen Theil der ärmeren Bevölkerung zu bessern. Dem 
Plane der Gesellschaft können wir daher nur bestes Gelingen 
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wünschen. Darüber, was die Stadt nach Ablauf der Pachtzeit 
mit den ihr zufallenden Häusern machen soll, braucht man sich 
heute den Kopf nicht zu zerbrechen. 


(Gewerbewesen. 


Ausdehnung der Freiburger Arbeitsvermitt- 
lung auf das breisgauer Land. Auf dem Gautage des 
Verbandes breisgauer Gewerbevereine, der am 15. d. M. zu 
Freiburg i. B. stattfand, berichtete Bürgermeister Dr. Thoma 
über die Freiburger Arbeitsvermittlungsanstalt, über welche er 
bereits S. 108 dieser Zeitschrift interessante Mittheilungen ge- 
macht hat. Wir entnehmen dem Referat, dass sich recht günstig 
neuerdings auch die Vermittlung nach auswärts (im Gegensatz 
zu Berlin) entwickelt. Der Druck der Geschäftskrisis bewirkt, 
dass auch die gewerblichen Arbeiter anstandslos dorthin aufs 
Land gehen, wo ihnen Gelegenheit zum Verdienst geboten 
wird. Auf Veranlassung mehrerer auswärtiger Vereine beab- 
sichtigt jetzt die Verwaltung der Freiburger Arbeitsnachweis- 
anstalt in allen Orten Oberbadens, wo sich das Bedürfniss 
hierfür kundgibt, Filialen zu errichten. Für die kleineren Ge- 
meinden dürfte die Aufstellung von Vertrauensmännern ge- 
nügen und sollen sich hierfür am besten Geschäftsleute mit 
sog. offenen Geschäften eignen. Die Aufgabe der Vertrauens- 
männer besteht im Wesentlichen darin, sich zunächst bei der 
Hauptanstalt über den Geschäftsbetrieb zu informiren, dann 
die Anstalt möglichst bekannt zu machen, Auskünfte zu er- 
theilen und auf eine recht zahlreiche Benützung derselben hin- 
zuwirken. Alle Drucksachen, insbesondere auch die Formulare 
zu den Anträgen werden von der Hauptanstalt gestellt. Für 
grössere Orte ist die Errichtung eigentlicher Filialen geplant, 
welche die Stellenvermittlung in den Gemeinden selbständig 
besorgen, im Uebrigen aber alle Anträge sammeln und der 
Hauptanstalt zur sachgemässen Erledigung zuführen. Der An- 
trag des Referenten ging dahin: Der Gautag möge seine Zu- 
stimmung zu den aufgestellten Grundsätzen aussprechen und 
es als Aufgabe der einzelnen Vereine bezeichnen, die Grün- 
dung von Filialen sofort kräftig in die Hand zu nehmen und 
sich zu diesem Zweck mit der Verwaltung der Arbeitsnach- 
weisanstalt direkt in Verbindung zu setzen. Gewerbevereins- 
vorstand Eberhardt aus Altbreisach, welcher sich schon seit 
Jahrestrist mit Arbeitsvermittlung befasst hat, betonte insbe- 
sondere die Nothwendigkeit der Aufstellung von Vertrauens- 
männern in den einzelnen Ortschaften und die Unterstützung 
durch die Bezirksämter, welche seitens des Herrn Ministerial- 
raths Dr. Braun zugesichert wird. Auf eine Anfrage des Ge- 
werbevereinsvorstandes Pfister aus Lahr: welchen Einfluss die 
Arbeitsnachweisanstalt auf die sog. Arbeitsscheuen gewonnen 
habe, äusserte sich Dr. Thoma dahin, dass die diesbezüglichen 
Erfahrungen nicht ungünstig seien. Den nach auswärts über- 
wiesenen Arbeitern werden, um das sichere Eintreffen derselben 
zu verbürgen, die Papiere abgenommen, und solche dem betr. 
Arbeitgeber sofort zugeschickt. Der Antrag des Referenten 
wurde einstimmig angenommen. 


Verband südwestdeutscher Gewerbegerichte. 
Von den Vorsitzenden der Gewerbegerichte in Frankfurt a. M. 
und Mainz, Stadtrath Dr. Flesch und Beigeordneter Dr. Gassner, 
ist dieser Tage folgendes bemerkenswerthe Rundschreiben 
an die Vorsitzenden der Gewerbegerichte in Biebrich, Cann- 
statt, Heidelberg, Höchst, Kaiserslautern, Kassel, Ludwigs- 
hafen, Mannheim, Mombach b. Mainz, Öffenbach, Pforzheim, 
Stuttgart, Wetzlar und Wiesbaden versandt worden: „Die Zahl 
der Gewerbegerichte, errichtet in Gemässheit des Reichsge- 
setzes vom 29. Juli 1890, steigt von Jahr zu Jahr. Ihre Be- 
deutung für unsere Rechtsorganisation, in welche sie ein höchst 
praktisches summarisches Verfahren und die Theilnahme der 
unbemittelten Bevölkerung an der Rechtsprechung eingeführt 
haben, wird immer mehr anerkannt; ebenso ist auch ihr fort- 
schreitender Einfluss auf das Verhältniss zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, überhaupt auf das wirthschaftliche Leben 
nicht zu verkennen. Es erscheint unter diesen Umständen die 
Frage wohl erwägenswerth, ob nicht die Gewerbegerichte des 
Deutschen Reichs miteinander in Verbindung treten sollten 
zum gegenseitigen Austausch gemachter Erfahrungen, Statuten, 
wichtiger Urtheile, Gutachten, Schiedssprüche in Einigungs- 
sachen, Jahresberichte, Statistiken u. s. w. Eine solche Ver- 
bindung wäre nicht allein werthvoll für die Rechtssprechung 
der Gewerbegerichte; sie machte auch der Gesammtheit der 
Arbeitnehmer und -geber die Bedeutung dieser Gerichte er- 
sichtlicher, wodurch zweifellos zur allgemeinen Förderung der 
Ziele der Gewerbegerichte beigetragen würde. Bevor die Unter- 
zeichneten ihrerseits weitere Schritte in der Angelegenheit 
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thun, namentlich die sämmtlichen Gewerbegerichte des Reichs 
für die unter allen Umständen wichtige Frage interessiren, 
wollen sie ihre Ansicht der Beurtheilung der Herren Kollegen 
der uns örtlich benachbarten Städte unterbreiten. Und da in 
allen derartigen Fällen eine mündliche Besprechung am prak- 
tischsten ist und am leichtesten zum Ziele führt, schlagen wir 
Ihnen eine Zusammenkunft vor und laden Sie nach Mainz auf 
Sonntag den 11. Juni 1. J.,, Vormittags 11 Uhr, in den Sitzungs- 
saal des (Gewerbegerichts, Karthäuserstrasse 12, ganz ergebenst 
ein. Hinzufügen können wir, dass sich die Redaktion der 
„Blätter für soziale Praxis“ (Frankfurt a. M.) prinzipiell bereit 
erklärt hat, der Vereinigung den nöthigen Raum zur Publi- 
kation von Rechtssprüchen und Mittheilungen unentgeltlich 
und als gesonderte Rubrik des Blattes zur Verfügung zu stellen, 
so dass wenigstens die Aufgabe der Schaffung eines gemein- 
samen Organs sehr leicht zu verwirklichen wäre.“ Der Plan 
einer Verbindung zunächst zwischen den südwestdeutschen 
Gewerbegerichten verdient sicher das Interesse und die Sym- 
pathie aller betheiligten Kreise. 


Eıttenratur 


Würzburg, insbesondere seineEinrichtungen für 
Gesundheitspflege und Unterricht. Festschrift, 
gewidmet der 18. Versammlung des Deutschen Vereins 
für öffentliche Gesundheitspflege. Herausgegeben im Auf- 
trag und auf Kosten der Stadt vom Hygienischen Verein 
Würzburg unter Redaktion von Professor Dr. K. Leh- 
mann und Dr. J. Röder. Wiesbaden, J. F. Bergmann, 
1892.71 X2UN 37858: 

Von jeher pflegen die Städte, die sich der Deutsche Ver- 
ein für Öffentliche Gesundheitspflege abwechselnd zur Abhal- 


tung seiner Jahresversammlung auswählt, diese Vereinigung 
mit einer Festschrift zu beschenken, welche die Theilnehmer 
an der Jahresversammlung in ausführlicher Weise mit den 
hygienischen Einrichtungen des betreffenden Gemeinwesens 
bekannt macht. So haben es in den Vorjahren Frankfurt a. M. 
und Leipzig gehalten, und so bringt Würzburg zur diesjährigen 
Versammlung am 25. und 26. Mai seinen Gästen von der Ge- 
sundheitspflege obige Festschrift dar, die sich an Ausstattung 
und Inhalt mit ihren Vorgängern wohl messen kann. In 26 
Abschnitten werden die Geologie, Klimatologie, die Grund- 
wasserverhältnisse und das Flussgebiet, die geschichtliche Ent- 
wicklung der Stadt, ihre gärtnerischen Anlagen, ihre Bevölke- 
rung nach Bewegung und Mortalität, die Untersuchunganstalt 
für Nahrungs- und Genussmittel, Schlacht- und Viehhof, Wasser- 
versorgung, Badeeinrichtungen, Kanalisation, Gaswerk, Volks- 
schulen, Universität, Kranken- und Wohlthätigkeitsanstalten, 
Desinfektionsanstalt, Beerdigungswesen, Gefängnisse und die 
hygienischen Einrichtungen für das Militär von Spezialisten 
geschildert, wobei eine Unsumme von Plänen und Abbildungen 
den Text ergänzen. Nach der technischen Seite werden andere 
Stadtverwaltungen und Hygieniker überhaupt der reichhaltigen 
Festschrift sehr viele Anregungen und Muster entnehmen kön- 
nen, während die soziale Seite etwas zu kurz weggekommen 
ist. Namentlich die ausgedehnten Einrichtungen der Universi- 
tät werden so eingehend geschildert, dass ihre Darstellung 
eine Fundgrube für die vergleichende Gesundheitstechnik ab- 
geben dürfte. Und so wird die verdienstliche Würzburger Fest- 
schrift neben den. Verhandlungen des Vereins für öffentliche 
Gesundheitspflege als ein neuer Sporn auf die deutschen Ge- 
meindeverwaltungen wirken, ihre hygienischen Einrichtungen 
immer vollständiger und vollkommener zu gestalten. 
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Von Dr. 


Städtische Bauordnungen 
und der Deutsche Verein für öffentliche 
Gesundheitspflege. 


Von Dr. Max Quarck in Frankfurt a. M. 


„Der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheits- 
pflege erkennt die von den Referenten geforderte unter- 
schiedliche Behandlung der Bauordnungen für das Innere, 
die Aussenbezirke und die Umgebung von Städten als 
ein dringendes Bedürfniss an und empfiehlt den bethei- 
ligten Gemeindebehörden und Staatsregierungen, von die- 
sem Gesichtspunkte aus in eine Revision der bestehenden 
Bauordnungen und soweit erforderlich, der Gesetzgebung 
selbst einzutreten.“ 

So lautet die Erklärung der XVIII. Jahresversamm- 
lung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheits- 
pflege, welche am 25. d. M. in Würzburg begann und 
welcher der Schreiber dieser Zeilen im Auftrag der 
„Blätter für soziale Praxis“ beiwohnte, zur Frage der 
städtischen Bauordnungen. Die Erklärung wurde einstim- 
mig gefasst und bedeutet eine sehr entschiedene Stellung- 
nahme des Vereins zu den städtischen Wohnungsmiss- 
ständen. Die Behandlung der städtischen Wohnungsfrage 
besteht einerseits darin, durch wirksame Aufsicht und 
Beobachtung zu erkunden, wie schlecht ein grosser Theil 
der ärmeren städtischen Bevölkerung wohnt, und dann fest- 
zustellen, welches das normale Wohnungsbedürfniss jener 
Schichten wäre. Diese Seite der Sache kam bei der 
Würzburger Verhandlung nicht zur Sprache; man hielt 


sie wohl durch den Entwurf zu einem Reichsgesetz über 
gesundes Wohnen für erledigt, den der Verein bereits 
früher berathen hat. Immerhin hätte ein wenig Zurück- 
greifen auf diesen Gegenstand Nichts schaden können; 
denn die wünschenswerthe Wohnungsaufsicht liegt noch 
überall sehr im Argen, und doch liefert sie allein erst 
die Fingerzeige dahin, wohin sich Besserungsbestrebungen 
zu richten haben, namentlich, wenn bei ihr die Miether 
selbst zu Wort kommen. So definirte Oberbürgermeister 
Adickes als erster Referent der Würzburger Versammlung 
das Wohnungsideal dahin, dass für jede Familie die ab- 
geschlossene Benutzung eigener Räume ermöglicht werde 
(Zweietagenhaus). Vielleicht würde die fortgesetzte Beob- 
achtung der Wohnungszustände durch eigene Organe in 
einer Grossstadt wie Frankfurt ausserdem zu der Forde- 
rung führen, dass die gute Verbindung mit der Arbeits- 
stelle des Familienhauptes ein ebenso nothwendiges Re- 
quisit ist, als die Abgeschlossenheit der Räume, und dass 
ferner die soziale Lage vieler Arbeiterfamilien die jetzige 
Nichtabgeschlossenheit ihrer Wohnräume zu einem Segen 
für dieselben werden lässt, weil sie wenigstens eine gegen- 
seitige Ueberwachung der Kinder und Achnliches ermög- 
licht. Diese Verbindung der fortlaufenden Beobachtung 
lebendiger Wohnbedürfnisse mit den Reformbestrebungen 
erscheint uns sehr wichtig. Die andere Seite der Woh- 
nungsfrage besteht in der Abhilfe. Die Abhilfethätigkeit 
aber äussert sich nach zwei Seiten: in der Schaffung all- 
gemein giltiger, gesundheitlicher Normen für den Woh- 
nungsbau, und in der direkten Herstellung von Wohnungen, 
welche bei aller Beobachtung gesundheitlicher Normen 
vor allem auch der sozialen Lage der Wohnungsbedürf- 
tigen gerecht werden. Mit der erstgenannten Seite der 
Sache, mit der Schaffung gesundheitlicher Normen für 
städtische Bauten, die in der praktischen Kommunalver- 
waltung angewendet werden können und sollen, beschäf- 
tigten sich nun speziell die Würzburger Verhandlungen. 

Die Städte haben sich bei der Feststellung ihrer Bau- 
ordnungen etwas spät auf die Nothwendigkeit besonnen, 
gesundheitlichen und sozialpolitischen Gesichtspunkten 
Rechnung zu tragen (vgl. hierzu die „Leitsätze“ der Refe- 
renten, S. 171 dieser Zeitschrift); im Allgemeinen fand 
zunächst in den Grossstädten unter dem Einfluss der wach- 
senden Bevölkerungsanhäufung der letzten 20 bis 30 Jahre 
erst eine Ansammlung der schreiendsten Missstände statt, 
ehe man sich auf Reformen und auf die Umkehr von 
der „Schablone“, wie Oberbürgermeister Adickes ganz 
richtig sagte, besann. Die „Schablone“ hatte darin be- 
standen, dass man alte Bauordnungen ruhig auch auf 
jeden neuen Stadttheil anwandte und so die alten Miss- 
stände immer weiter pflanzte. Die natürliche Reaktion 
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dagegen besteht darin, dass man dort, wo noch vor- 
beugend gewirkt werden kann, bei der Entstehung neuer 
Stadttheile, also meist städtischer Aussenbezirke, besondere 
Bauordnungen aufstellt, welche gesundheitlichen und sozial- 
politischen Rücksichten mehr Rechnung tragen. Der zweite 
Referent, Baurath Professor Baumeister-Karlsruhe, gab 
einen Ueberblick über die bisherige Bewegung nach dieser 
Richtung. In den Hamburger und Altonaer Aussenbe- 
zirken dürfen Miethhäuser mit mehr als zwei übereinander- 
liegenden Wohnungen, ferner Hintergebäude und Wohn- 
keller nur dort hergestellt werden, wo regelrechter Siel- 
anschluss stattfindet. Hofraum bezw. Haushöhe werden 
in Berlin, Breslau und Karlsruhe verschieden normirt, je 
nachdem es sich um ein schon bebautes oder nur ein 
bisher leeres Grundstück handelt. Fabrikfreie Wohnbezirke 
und bestimmte Fabrikbezirke sind in Dresden, Landau 
und am vollständigsten in Frankfurt a. M. vorgesehen. 
Die Befugnisse der Gemeinden, für gewisse Bezirke die 
offene Bauweise vorzuschreiben, ist durch Landesgesetze 
in Sachsen, Bayern, Baden, Württemberg, Hessen ausge- 
sprochen. Darüber hinaus müsse aber, so führte dieser 
Referent aus, das Gesammtsystem der städtischen Be- 
bauung planmässig über das Baugebiet der Gegenwart 
und Zukunft nach Bezirken oder Zonen abgestuft werden, 
und zwar nach dem Grundsatz, dass die Baudichtigkeit 
vom Stadtkern nach der Peripherie zu abnimmt (wie seit 
1891 in Frankfurt a. M.). Die Einverleibung etwaiger 
Vororte erleichtert natürlich die Zoneneintheilung ausser- 
ordentlich. Ausserdem sollte die Stadt suchen, von dem 
noch freiliegenden Terrain möglichst viel durch Erwerb 
oder Enteignung in ihr Eigenthum zu bringen. Am Schluss 
des vorigen Jahres sind noch Berlin, Breslau, Hamburg 
und Altona dem Frankfurter Beispiel gefolgt. An der 
neuen Breslauer Bauordnung tadelte der Referent, dass 
versäumt worden sei, mittelst besonderer Vorschriften, 
z. B. über Fensterlicht, obligatorische Abstände u. s. w. 
den Vorstädten im Allgemeinen mehr Weiträumigkeit zu 
sichern. Die Anordnung der Zonen durch die neue Bau- 
ordnung für die Berliner Vororte dagegen sei nur zu 
loben; glücklich erfunden erscheine der Begriff Klein- 
bauten, sehr zu bedauern dagegen die Behandlung der 
Grundstücke I. und II. Klasse. Dieser Klassenunterschied 
ist für die Berliner Vororte nicht bezirksweise festgestellt, 
sondern beruht auf dem Charakter der betreffenden Strasse. 
Terrain zweiter Klasse werde nach und nach in solches 
erster Klasse verwandelt werden, die Häuser werden dann 
4. und 5. Geschosse aufsetzen und Flügel anbauen, auch 
die Kleinbauten werden wieder verschwinden, um der 
intensiveren Bauausnützung Platz zu machen, und es er- 
gibt sich dann, mit einziger Ausnahme der Landhaus- 
bezirke, ein gleichförmiger Bautypus bis an die äussersten 
Enden des grossen Vorortgebietes. Der bisherige Fehler, 
der in der Schaffung langer Reihen hoher Miethkasernen 
und gesteigerter Bodenpreise besteht, wird damit fortge- 
setzt. Sehr viel Erquickliches hatte also dieser Referent 
selbst aus der neuesten Praxis nicht zu melden. 

Die Versammlung des Deutschen Vereins für Öffent- 
liche Gesundheitspflege ersah immerhin aus diesen Dar- 
legungen, dass hauptsächlich Frankfurt a. M. die folge- 
richtigste und gründlichste Regelung seiner Bauordnung 
im reformatorischen Sinne durchführte, und das Referat 
des Frankfurter Oberbürgermeisters Adickes bestätigte, dass 
hier die städtische Verwaltung den festen Willen hat, auf 
dem reformatorischen Wege zu bleiben trotz allen An- 
fechtungen. Die Bedeutung der Ausführungen des Frank- 
furter Oberbürgermeisters lag in dem Nachdruck und der 


Wärme, mit welcher er die Verantwortlichkeit derjenigen 
Städteverwaltungen betonte, die mit der Verbesserung 
ihrer Bauordnungen säumen. Der tiefe Eindruck dieses 
Referats war nicht zu verkennen. Es war vielen aus der 
Seele gesprochen, dass für die Wohnungsfrage und die 
Rolle der städtischen Behörden ihr gegenüber der Spruch 
gelte: „Der Worte sind genug gewechselt, nun lasst uns 
endlich Thaten sehn!* Die Kritik der bestehenden 
städtischen Wohnungsverhältnisse aus diesem Munde war 
dementsprechend herbe, aber berechtigt. Die moralisch 
und materiell ungünstigen Wirkungen des Miethskasernen- 
systems, der traurige Anblick, den bis jetzt noch vielfach 
städtische Aussenbezirke mit ebensolchen Miethskasernen 
machen, die hier in ganz besonderem Kontrast zu ihrer 
noch freien Umgebung stehen, endlich die Spekulations- 
wuth, die solche Zustände erzeugt und durch die alten 
Bauordnungen geradezu gefördert wird — alles dies 
schilderte das Oberhaupt der Frankfurter Stadtverwaltung 
in satten Farben, die auf seine Zuhörer wirkten und 
hoffentlich auch dann noch wirken, wenn jeder Einzelne 
in seine praktische Thätigkeit zurückgekehrt ist. Ober- 
bürgermeister Adickes proklamirte schliesslich offen und 
ehrlich den Hauptgrundsatz jeder Wohnungsreform für 
städtische Aussenbezirke: Beschränkung der willkürlichen 
und gemeinschädlichen Verfügungsfreiheit des Privateigen- 
thums, Verbot derjenigen Ausnutzung dieses Privateigen- 
thums, die zu ungesunden Zuständen führt. Und wenn 
noch so mächtige Grundbesitzerinteressen dem entgegen- 
stünden — habe man nicht den Muth und das Rückgrat 
zu Reformen, so komme einfach die Revolution. Diese 
Ehrlichkeit der Sprache ist sehr anerkennenswerth; sie 
rief sogleich mehrere Aeusserungen hervor, die bewiesen, 
dass die Gegensätze wirklich bereits so zugespitzt sind: 
die Mittheilung des Oberbürgermeisters Merkel-Göttingen, 
der in der Zusammenlegung der Grundstücke des Göttinger 
Aussenbezirks, die an der Hand des hannöverschen Ver- 
koppelungsgesetzes schon vor Jahren ausgeführt wurde, 
also ebenfalls in einem Eingriffe der Stadt in das Privat- 
eigenthum das Beste für die Wohnungsreform sah, was 
die Stadt habe thun können; ferner die Aeusserung des 
städtischen Vertreters Hetschel aus Dresden, der das 
individualistische römische Recht als ein Hinderniss jeder 
Wohnungsreform bezeichnete, endlich auf der anderen 
Seite der Hinweis des Charlottenburger Stadtoberhauptes 
Fritzsche auf die Macht der Grundbesitzer in jeder Gemeinde- 
verwaltung, auf die man Rücksicht nehmen müsse. Ober- 
bürgermeister Adickes beantwortete diesen Hinweis in 
seinem Schlusswort als Referent sehr richtig damit, dass 
eine einseitige Ausnutzung des Grundbesitzerrechtes in der 
Gemeindeverwaltung einfach zu einer Abänderung des 
Gemeindewahlrechtes zu Gunsten der Nichtbesitzenden 
führen müsse -—- eine Reform, die so oder so Noth- 
wendigkeit ist, fügen wir hinzu. Die Erweiterung der Frage 
bis zu diesen allgemeinen, Jedem verständlichen Gesichts- 
punkten war einmal bitter nothwendig und ist für die Ver- 
sammlung des Deutschen Vereins für Gesundheitspflege das 
Verdienst des Frankfurter Oberbürgermeisters. Ihr entsprach 
es auch, dass man schliesslich nicht nur an die städtischen Be- 
hörden, sondern sogar an die staatliche Gesetzgebung wegen 
des unabweisbar gewordenen Eingreifens appellirte. Gesetze, 
wie die in Vorbereitung begriffene lex Adickes in Preus- 
sen, als deren Ziel ihr Urheber selbst die Beseitigung 
der Monopolpreise für Grund und Boden bezeichnete, 
verdienen deshalb die lebhafteste Unterstützung; die Gren- 
zen, in denen sie sich halten, sind massvoll genug. Des- 
halb begrüsste es Oberbürgermeister Adickes auch so 
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lebhaft, dass das neue preussische ‚Gemeindeabgabengesetz 
eine Baustellensteuer, sowie Sonderbeiträge der Grund- 
besitzer zu den Kosten der Erweiterung städtischer Ein- 
richtungen allgemein möglich macht. Manches städtische 
Oberhaupt mag sich beim Anrufen der Landesgesetzgebung 
von dem Gedanken leiten lassen, dass es auf solche Weise 
am leichtesten um das Risiko der eigenen Initiative 
herumkommt; aber der Sozialpolitik kann dieses sieg- 
reiche Vordringen der Ueberzeugung von der Nothwen- 
digkeit umfassender Reformen in städtische Verwaltungs- 
kreise nur recht sein. 

Die Verhandlungen der XVII. Jahresversammlung 
des Deutschen Vereins für Gesundheitspflege werden in 
diesem Sinne einen tüchtigen Fortschritt der Bestrebungen 
zur Aenderung verfahrener städtischer Wohnungsverhält- 
nisse bedeuten. Es erfüllt sich hier der Gedanke, von 
welchem diese Zeitschrift ausgeht: an der Erfahrung und 
Praxis im Kleinen lernt auch der Widerstrebende am 
sichersten die Unumgänglichkeit einschneidender Verän- 
derungen im Grossen erkennen. Die soziale Praxis im 
(Gemeindeleben ist eine treffliche Vorschule für diejenige 
im Staatsleben. Möge sie es in der Wohnungsfrage, sowie 
nach und nach auch in anderen Beziehungen werden |! 


Die Thätigkeit des Vereins „Volkswohl“ 
in Dresden. 
Von Dr. Karl von Mangoldt (vormals Schriftführer des Vereins). 


Es waren am letzten 7. Dezember 4 Jahre, dass in 
Dresden, wesentlich auf Betrieb seines späteren Vorsitzenden, 
des bekannten Volkswirths und Statistikers Geh. Regierungs- 
rath Prof. Dr. Böhmert, der Verein „Volkswohl“ begründet 
wurde. Seine bedeutenden Leistungen in dieser relativ kurzen 
Zeit heben ihn über die grosse Mehrzahl ähnlicher Vereinigungen 
hinweg und rechtfertigen eine ausführlichere Darlegung seiner 
Bestrebungen und Erfolge. 

Der Verein Volkswohl ist nicht gleichsam vom Himmel 
gefallen, sondern er ist folgerichtig aus den Bestrebungen des 
„Bezirksvereins gegen den Missbrauch geistiger Getränke“ 
hervorgewachsen. Dieser Verein hatte in seinem Kampfe gegen 
den Alkoholismus die Nothwendigkeit erkannt, gegen den 
Mangel an guter Unterhaltung, der namentlich für die unteren 
Stände eine Hauptursache des Trinkelendes bildet, anzukämpfen, 
überhaupt unsere Geselligkeit durch Schaffung neuer, weniger 
vom Alkohol beeinflusster Geselligkeitsformen zu reformiren. 
Als aber seine auf dieses Ziel gerichteten Massnahmen immer 
umfassender wurden, kam es schliesslich zur Gründung eines 
besonderen selbständigen Vereins Volkswohl. Nur die Geschäfts- 
lokalitäten und die Persönlichkeiten der Beamten blieben beiden 
Vereinen gemeinsam. Verbesserung, Veredlung der Volksge- 
selligkeit war somit der erste Hauptzweck des neuen Vereins; 
der weitere, Hebung der Bildung, schloss sich fast mit Noth- 
wendigkeit an, wird doch nur der Gebildete gebildete Genüsse 
hochschätzen. Auf Fernhaltung alles politischen und religiösen 
Wesens wurde des weiteren von Anfang an der grösste Werth 
gelegt, ja, indem man zur Arbeit für die oben angegebenen 
Zwecke jedermann ohne Ansehen der politischen und religiösen 
Gesinnung heranzuziehen bemüht war, suchte man den Standes- 
dünkel und Klassenhass durch den Geist gegenseitiger, dienender 
Liebe zu besiegen. Der Mindestbeitrag wurde aut 50 Pfennige 
vierteljährlich für die Familie sowohl wie für alleinstehende 
Personen festgesetzt, aber diesen Beitrag wenigstens musste 
jedermann zahlen; damit blieb dem Verein der Charakter einer 
Organisation, die wenigstens theilweise auf Selbsthilfe beruht, 
gewahrt. Vier Monate nach seiner Gründung zählte der neue 
Verein 600, drei Monate später 1200 Mitglieder; gegenwärtig 
hat er es auf 2274 gebracht. Da hierunter zahlreiche Familien- 
häupter sind, so darf der Kreis der an dem Verein Volkswohl 
irgendwie Betheiligten auf 6—8000 geschätzt werden. Die 
grosse Masse der Mitglieder, soweit sie nicht vornehmlich als 
Freunde und Gönner des Vereins zu betrachten sind, besteht 
aus kleinen Handwerkern, Kaufleuten, Subalternbeamten und 
Arbeitern. x 


Den werthvollsten und erfolgreichsten Theil der Vereins- 
thätigkeit bilden ohne Zweifel die grossen Volks-Unterhaltungs- 
abende. Es wurden bisher in jedem Winterhalbjahr 6 und zwar 
in Dresden-Neustadt abgehalten, wozu sich in diesem Winter 
zum erstenmale 4 in Dresden-Altstadt gesellen. Zutritt zu ihnen 
haben die Mitglieder des Vereins Volkswohl und die des Be- 
zirksvereins, der die Hälfte der Kosten trägt. Der Besuch ist 
jedesmal ein ausserordentlich starker. Es ist wirklich ein er- 
freulicher Anblick, diese 12—1500, und in Altstadt sogar über 
2000 Personen, die den riesigen Saal und die Gallerien bis 
auf den letzten Platz füllen, zu sehen, wie sie mit sichtlicher 
Befriedigung dem Redner des Abends oder den musikalischen 
Vorträgen lauschen. Und das sind nicht sog. „bessere Leute“, 
sondern vorwiegend Angehörige jener unteren Stände, denen 
mancher nicht schnell genug jeglichen Sinn für etwas Höheres 
absprechen kann. Das was an einem solchen Abend an geistigen 
Genüssen geboten wird, ist dasselbe was man einem gebildeten 
Menschen überhaupt vortragen würde; hier also ist „die Ein- 
heit der Bildung“ einmal wirklich hergestellt. Das Hauptstück 
des Abends bildet regelmässig eine Rede und es ist mit Freude 
festzustellen, dass die besten Redner der Stadt, Aerzte, Pro- 
fessoren von der technischen Hochschule u. a. auftreten. Einen 
ebenso regelmässigen Bestandtheil des Abends bilden die 
Chorlieder eines Gesangvereins und die Einzelvorträge von 
Künstlern und Künstlerinnen. Sämmtliche Kräfte wirken un- 
entgeltlich mit, und es war bis jetzt noch nie Mangel. Das 
Bewusstsein unserer sozialen Uebelstände scheint allmählich 
doch überallhin durchzusickern und eine grosse Bereitwilligkeit 
zu helfen zu erzeugen. Der gewaltige Andrang zu den V.-U.- 
Abenden beweist, dass ein unleugbares starkes Bedürfniss vor- 
handen ist nach einer Unterhaltungsform, die auch dem Un- 
bemittelten die Genüsse zugänglich macht, die sich der Be- 
sitzende durch theuere Konzert-, Theater- und Vortragsbillets 
ersteht. Es ist das Verdienst der gemeinnützigen V.-U.-Abends- 
Bestrebungen hierfür eine passende Form gefunden zu haben; 
nur wird die umfassende Anwendung dieser Form nicht allein 
der Gemeinnützigkeit überlassen bleiben dürfen. 


Aber die V.-U.-Abende sind nur etwas Vorübergehendes, 
und man wollte auch etwas Dauerndes zur Erreichung der 
Zwecke des Vereins schaffen. So kam man auf die sog. Volks- 
heime. In ihnen wollte man Stätten gründen frei von dem 
Alkoholmissbrauch und den Unsitten der Wirthshäuser, in denen 
sich die Tausende, die aus irgend welchen Gründen der häus- 
lichen Gemüthlichkeit entbehren müssen, wahrhaft heimisch 
fühlen könnten. Nach Verlauf von 5 Monaten besass der Verein 
bereits zwei Volksheime, im Juli 1890 kam ein drittes hinzu; 
seitdem ist keines mehr entstanden. Die Einrichtung in allen 
dreien ist in den Grundzügen dieselbe. Keines ist eine Schöpfung 
im grossen Stile; 3—8 Zimmer, zu denen in zwei Volksheimen 
noch ein kleiner Saal kommt, ‚ist alles, was zur Verfügung 
steht. Die Lokalitäten sind gemiethet; die Grundstücke ge- 
hören in zwei Fällen der Stadt. Eine Restauration bietet zu 
ungemein billigen Preisen Speisen und Getränke, namentlich 
für 0,25 Mk. ein sehr preiswerthes Mittagessen nach Art der 
Volksküchen. Es herrscht jedoch für Niemanden Trinkzwang, 
für die Vereinsmitglieder und deren Angehörige überhaupt 
kein Verzehrungszwang; diese können vielmehr die Räume des 
Heims jederzeit wie Klubräume benutzen. Spiele, Bücher, 
Zeitschriften und dergl. stehen zur freien Benutzung. In be- 
sonderen Räumen finden Abends Vorträge und Unterrichts- 
kurse statt. Das eine der drei Volksheime, der sog. Paulinen- 
garten, besitzt einen wundervollen Garten, in dem im Sommer 
Jugendspiele und Gesangsabende veranstaltet werden. Was 
den Besuch anlangt, so sind zwei der Volksheime ständig gut 
besucht und decken aus der Restauration, vornehmlich der 
Speisewirthschaft, ihre Kosten, ja bringen sogar noch Ueber- 
schüsse; das dritte dagegen ist schlecht besucht und bedarf 
fortdauernd neuer Zuschüsse aus der Vereinskasse. Erwägt 
man hierzu, dass die kompakte Masse der sozialdemokratisch 
gesinnten Arbeiterschaft dem Volksheimunternehmen ablehnend 
gegenübersteht, so wird ınan zwar die Möglichkeit noch weiter 
ein oder das andere Volksheim zu errichten, oder ein be- 
stehendes zu erweitern, zugeben, aber den Plan, etwa die 
ganze Stadt systematisch mit einem Netz von Volksheimen 
zu überziehen, als gescheitert betrachten müssen. Damit fallen 
aber auch, wenigstens für absehbare Zeit, jene hochfliegenden 
Hoffnungen zusammen, die man anfangs verschiedentlich auf 
die Volksheime setzte. Sie sind nicht im Stande, den Anstoss 
zu einer Reform des Wirthshauswesens im Sinne der Mässig- 
keitsbewegung zu geben oder selbst eine solche Reform zu 
bedeuten ; dazu ist ihre Konkurrenz eine viel zu schwache. 
Vielmehr haben sie sich selbst im Interesse des Verkehrs ge- 
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zwungen gesehen, auch schwerere Biere zu verschänken, was 
am Anfang nicht geschah. Sie sind ferner nicht im Stande, 
all’ den Tausenden, die einer wirklich guten Erholungsstätte 
bedürftig sind, eine solche zu bieten; dazu müssten sie sehr 
viel zahlreicher und grösser und auch noch besser eingerichtet 
und weitherziger verwaltet sein. Sie bilden endlich nicht 
Mittelpunkte für den friedlichen und freundlichen Verkehr der 
im sozialen Kampfe sich Gegenüberstehenden, wenigstens nicht 
was den gewöhnlichen, täglichen Verkehr in den Restaurations- 
räumen anlangt. Der anfangs in den Kreisen der Gründer 
herrschende löbliche Eifer, selbst viel im Volksheim und mit 
dessen Besuchern zu verkehren, hat mit der Zeit nachgelassen, 
sodass sich gegenwärtig die Angehörigen verschiedener Stände 
im Volksheim kaum häufiger begegnen als anderswo auch. 
Ob der schöne Gedanke der Volksheime überhaupt durchge- 
führt werden kann, ist schwer zu beurtheilen. Am ehesten 
dürfte das noch zu erreichen sein, wenn die organisirte Arbeiter- 
schaft für ihn gewonnen würde, die vereinzelt schon ähnliche 
Bestrebungen zu verfolgen scheint. Wenigstens berichtet 
Wörishoffer, dass die Mannheimer Arbeiterschaft eine gemein- 
same grosse Bibliothek errichtet hat, in der sich die Arbeiter 
aufhalten können, ohne etwas zu verzehren. (Wörishoffer, Die 
soz. Lage der Fabrikarbeiter in Mannheim. S. 357 ff.) Aber 
wenn sich auch jene hochfliegenden Hoffnungen nicht erfüllt 
haben, so geht doch zweifellos sehr viel Gutes von den Volks- 
heimen aus. Für einen nicht unbedeutenden Kreis von Personen 
bieten sie sicher einen besseren Aufenthalt als die gewöhn- 
lichen Wirthshäuser, und namentlich der Paulinengarten ist 
für die ganze Umgegend, in der sich weit und breit keine 
öffentliche Anlage findet, eine wahre Wohlthat. Endlich be- 
sitzen sie durch ihre ungemein niedrigen Preise eine nicht 
ganz geringe Wichtigkeit für die Volksernährung — wurden 
doch in dem besuchtesten 1891 32267 Portionen Mittagessen 
verzehrt. 


Ausser diesen drei Volksheimen unterhält der Verein 
Volkswohl noch ein Mädchenheim. Es war ursprünglich für 
Fabrikarbeiterinnen bestimmt, die nicht in Schlafstellen wohnen 
wollten oder sollten. Allein die gewünschten Gäste stellten 
sich nicht ein, während andererseits stellensuchende Dienst- 
mädchen zu kurzem Aufenthalte in immer wachsender Zahl 
das Heim benutzten. Die bald mit dem Heim verbundene 
Dienstvermittelung vermittelte bereits im Jahre 1891 an 1300 
Stellen, 1892 über 1500 Stellen. Der Andrang war so gross, 
dass die Anstalt erweitert werden musste. Wie viele Mädchen, 
die fremd und unerfahren, theilweise sogar der deutschen 
Sprache nicht mächtig, in die grosse Stadt kamen, mögen auf 
diese Weise vor materieller und sittlicher Ausbeutung bewahrt 
worden sein! Werfen wir endlich noch einen Blick auf die 
Bildungsbestrebungen des Vereins Volkswohl. Vorwiegend im 
Winter finden des Abends eine Anzahl Unterrichtskurse und 
Vorträge in den Volksheimen statt. Englisch, Buchführung und 
ärztliche Vorträge sind am meisten besucht. Eine Besonderheit 
bilden die sog. Kunstwanderungen. Freitag Abends in l4tägigen 
Pausen spricht ein Kunstverständiger, meist einer der zahl- 
reichen Assistenten an den Dresdner Kunstinstituten über 
eine bestimmte Kunstperiode oder einen bestimmten Künstler. 
Der Vortrag wird durch Vorzeigung zahlreicher Abbildungen 
belebt. Den Sonntag darauf findet eine gemeinsame Besichti- 
gung und Erläuterung der in den Dresdner Sammlungen vor- 
handenen Kunstwerke statt. Die erst im letzten Herbst ge- 
troffene Einrichtung hat einen immer steigenden Beifall erregt 
und Theilnehmer thatsächlich aus allen Schichten der Bevölke- 
rung herangezogen. Es ist wirklich kein Märchen, dass bei 
den Vorträgen unter den 60—70 Zuhörern der Gymnasiast 
neben dem Arbeiter sitzt, beide begierig, dasselbe Bildungs- 
element in sich aufzunehmen. 


Noch manche andere Schöpfung des Vereins verdiente 
eine eingehendere Schilderung, vor allem der sog. Frauenabend; 
allein in Rücksicht auf den Raum muss eine blosse Erwähnung 
genügen. Es bestehen innerhalb des Vereins ausser dem ge- 
nannten Frauenabend noch zwei Gesangvereine, ein Lese- und 
Theaterklub und eine besondere Jugendabtheilung; des weiteren 
ist eine sehr rege benutzte Bibliothek vorhanden und im Winter 
werden ausser den grossen .V.-U.-Abenden auch noch sog. 
kleine Unterhaltungsabende veranstaltet, während allmonatlich 
alle Mitglieder ein Vereinsblatt erhalten, das theils Vereins- 
nachrichten, theils allgemein bildende Aufsätze enthält. Ueber- 
dies beschäftigt sich der Verein jetzt ernstlich mit den Vor- 
bereitungen zur Errichtung eines grossen Kost- und Logis- 
hauses für Lehrlinge. 

Auf die Erreichung dieser gewiss recht ansehnlichen 
Leistungen wirkten mancherlei Momente günstig ein. Der 


Verein bezahlte von Anfang an zwei Beamte und konnte in 
Folge dessen natürlich mehr leisten als wenn er sich ganz auf 
freiwillige Kräfte hätte verlassen müssen. Ferner erwarb ihm 
seine Unparteilichkeit viele Freunde. Er betheiligte sich ebenso- 
wenig an Bismarckhuldigungen und prinzlichen Einzugsfeierlich- 
keiten wie an den Demonstrationen der Arbeiterpartei. 

Andererseits fehlte es aber auch an besonders ungünstigen 
Momenten nicht. Sachsen ist mit Recht verrufen wegen der 
Härte und Unduldsamkeit, mit der seine oberen Klassen den 
politischen und wirthschaftlichen Gegner behandeln und jede 
Berührung mit ihm vermeiden. In Folge dessen begegnet alles, 
was „von oben“ kommt, in den Kreisen der klassenbewussten 
Arbeiterschaft einer schwer zu überwindenden Abneigung. 
Das hat auch der Verein Volkswohl zu spüren in dem Besuch 
seiner Volksheime und Unterrichtskurse, vor allem aber in dem 
starken Mangel an Persönlichkeiten, die sich zu Trägern einer 
Art Selbstverwaltung eigneten. Denn gerade die zur Selbst- 
verwaltung am meisten geeigneten Elemente (er Arbeiterwelt 
stehen auf der anderen Seite. Ohne Heranziehung der Nächst- 
betheiligten auf dem Wege der Selbstverwaltung aber fehlt 
die innere Stärke einer Vereinigung und damit die Bürgschaft 
dauernder Blüthe. Dass die jährlich einmal zusammentretende 
Generalversammlung nichts bedeutet, weiss jeder, der das 
Vereinsleben kennt. Und die Aussichten zu dem in dieser wie 
in anderer Beziehung so wünschenswerthen Zusammenwirken 
mit der Arbeiterschaft zu kommen, sind vorderhand noch 
schwach. Davor, etwa den Dresdner Gewerkschaften die Hand 
zu reichen, sie als Rechte und Pflichten mittragendes Element 
bei den V.-U.-Abenden und Volksheimen mit heranzuziehen, 
dürften selbst die Philanthropen des Vereins Volkswohl zurück- 
schrecken; hängen doch in den Volksheimen sämmtliche 
Dresdner Blätter von Bedeutung aus, nur das sozialdemokra- 
tische nicht! Und es ist wahrscheinlich, dass der Verein, wenn 
er z. B. den oben angegebenen Schritt thäte, eine ganze An- 
zahl seiner bestzahlenden Mitglieder verlieren würde. Es ist 
eben unmöglich, die ganze Grösse der Werke der unparteiischen 
Menschenliebe da zu erzielen, wo nicht wirklich die allge- 
meinen Anschauungen von dieser unparteiischen Menschenliebe 
gelenkt und geleitet werden. 

Von seiten der Stadt geniesst der Verein Volkswohl in- 
sofern eine Unterstützung als ihm das Grundstück Paulinen- 
garten zu ganz besonders billiger Miethe überlassen ist. Eine 
kräftigere Unterstützung wäre durchaus am Platze und es liegt 
nicht am Verein Volkswohl, wenn sie bisher noch nicht erfolgt ist. 

Alles in allem wird man von dem Verein sagen dürfen, 
dass er viel und vielerlei bisher geleistet hat und dass er einen 
glücklichen Anfang auf dem so wichtigen und noch so wenig 
angebauten Gebiete der Organisation der privaten gemein- 
nützigen Thätigkeit bildet. 


Verhandlungen des Deutschen Vereins für 
Armenpflege und Wohlthätigkeit 
zu Görlitz am 25. und 26. Mai 1893. 


Fortschritte der Armenpflege im Ausland. 


Nach den üblichen Begrüssungsreden und der Er- 
stattung der Jahresrechnung des Vereins berichtete Be- 
zırkspräsident z. D. Freiherr v. Reitzenstein über die 
neueren Bestrebungen auf dem Gebiete der Armenpflege 
in den für uns wichtigsten Staaten des Auslandes. In 
Frankreich nahmen das Interesse vor allem die Gesetz- 
entwürfe in Anspruch, welche die bisher sehr im Argen 
liegende Kranken- und Irrenpflege regeln sollen. Bekannt- 
lich ist die Hospitalverwaltung ebenso unabhängig wie 
die assistance publique, und da die Gemeinden zur Er- 
richtung von Spitälern nicht gezwungen sind, fehlen solche 
auf dem Lande meist und smd nur in den Städten und 
auch da nicht in ausreichender Anzahl vorhanden. Die 
neuen Gesetzentwürfe, welche demnächst an die Kammern 
gelangen, übertragen die Krankenpflege den Gemeinden 
als obligatorische Leistung und zwar ist — ganz nach 
deutschem Vorbild — die Gemeinde bezw. das Departe- 
ment des Unterstützungswohnsitzes hiezu verpflichtet. Der 


Unterstützungswohnsitz wird durch einjährigen Aufenthalt 
erworben und geht durch 2jährige Abwesenheit verloren. 
Zur Unterstützung der Gemeinden hat das Departement, 
zur Erleichterung dieses der Staat Beihülfen zu leisten, 
die zwischen 10 und 80 pCt. bezw. 10 bis 70 pCt. be- 
tragen, je nach dem Steuerzuschlag den jene erheben. In 
Oesterreich haben mehrere Kronländer das Naturalver- 
pflegungswesen gesetzlich organisirt, sodass es jetzt schon 
in beiden Oesterreich, in Mähren, Steyermark und Böhmen 
so geregelt ist, während Schlesien und Vorarlberg im 
Begriff sind, die gleichen Einrichtungen vorzunehmen. 
Aehnlich gehen neuerdings einige Schweizer Kantone vor. 
In Oesterreich nehmen mehr ‚und mehr Städte das Elber- 
felder System an, ein Versuch, den auch Zürich machen 
will. Im Kanton Bern will man die alte Heimathgesetz- 
gebung aufgeben und zum System des Unterstützungs- 
wohnsitzes übergehen. Gleichzeitig soll der Staat einen 
Theil der Armenlast übernehmen, für welchen Zweck er 
bis zu ?/a der direkten Steuern als besondere Armensteuer 
erheben kann, vorausgesetzt, dass das Berner Volk das ihm 
vorgelegte Gesetz annimmt. In England und Amerika 
hat man den Fortschritt besonders in der bessern Orga- 
nisation der Vereinsthätigkeit gesucht, ein Ziel, auf das 
wohl auch der im Juni in Chicago zusammentretende 
internationale Kongress den grössten Werth legen wird. 
Dabei interessiren sich sowohl Engländer als Amerikaner 
auf's lebhafteste für die deutschen Einrichtungen und hat 
insbesondere das Elberfelder System vielfache Beachtung 
und Darstellung gefunden. Redner knüpfte daran die Mah- 
nung, unsere Einrichtungen mehr und mehr fortzubilden. 
An Stelle des Magistratsassessors Dr. Freund, der 
verhindert war, gab Bezirkspräsident Frhr. v. Reitzenstein 
auch einige Mittheilungen über den Stand der Arbeiten 
der Kommission, welche die Einwirkung der neueren 
sozialen Gesetzgebung auf die Armenpflege prüfen soll. 
Man hat einen Fragebogen festgestellt, der an alle grösse- 
ren Städte verschickt werden wird, und hofft, dass sich 
an die darin angegebenen Gesichtspunkte monographische 
Darstellungen anschliessen. Ausserdem will man auf diese 
Weise die Gemeinden veranlassen, ihr Material zu sammeln. 
Die Mittheilungen konnten also keinen wesentlichen Fort- 
schritt gegenüber dem Stande, wie er vor 1!/g Jahren 
war, aufweisen; demnach steht auch nicht zu hoffen, dass 
der Verein sobald Material über dieses Thema zusammen- 
bringt, und es wird sich auch dann noch fragen, inwie- 
weit dieses Material jenen Zusammenhang zwischen Sozial- 
gesetzgebung und Armenpflege aufzuklären geeignet ist. 


Die Fürsorge für Obdachlose. 


Die Referate des Bürgermeisters Lange sowohl wie 
des Bezirkspräsidenten z. D. Freiherrn von Reitzenstein 
schlossen sich im wesentlichen den gedruckten Berichten 
an. Auf das erstere brauchen wir überhaupt nicht weiter 
einzugehen, dagegen bot Reitzenstein zunächst eine inter- 
essante Schilderung der Entwicklung der Wanderver- 
pflegung. Nach seiner Anschauung drängen die Verhält- 
nisse nunmehr auf deren gesetzliche Regelung, damit so 
die noch vorhandenen Uebelstände beseitigt werden. Die 
Uebelstände sieht er darin, dass die Verpflegungsstationen 
noch nicht überall vorhanden sind, dass ferner die Be- 
handlung der verschiedenen Wanderer zu gleichmässig 
ist, keine Rücksicht auf Bedürftigkeit und Würdigkeit 
genommen wird, dass weiterhin die Arbeitsvermittlung 
noch zu wenig leistet, endlich dass die Naturalverpflegung 
zu ausschliesslich, oft auch am falschen Orte, angewandt 
wird. Redner ging sodann zur Schilderung der besondern 


Vorkehrungen über, die in grossen Städten für Obdach- 
lose zu treffen sind. So berichtete er über die Exmittirten- 
häuser einiger deutschen Städte und namentlich über die 
Asyle für Obdachlose, wie sie von freiwilligen Vereinen, 
in Berlin auch von der Stadt eingerichtet werden. Gerade 
die letzteren Institute will Reitzenstein nicht zu sehr 
unter den Gesichtspunkt der Humanität gestellt haben. 
Das Prinzip der Anonymität, wonach die Verwaltung auf 
jede Erkundigung der Persönlichkeit verzichtet, hält er 
für verwerflich, da es zu fortwährenden Missbräuchen führe, 
sodass die Leute schliesslich das Asyl als ständiges Nacht- 
quartier bei schlechter Witterung aufsuchen. Es soll da 
namentlich der freie Verein eine Legitimation verlangen 
und sich auch nur solcher Elemente annehmen, die eine 
individuelle Fürsorge brauchen und die auf diesem Wege 
weitergebracht werden können. Soweit es sicn aber um 
arbeitsscheue Vagabunden handle, müsse die Polizei heran- 
gezogen werden. So komme auch die Strafe für verschuldet 
Obdachlose in Betracht, die Redner den Verwaltungsbe- 
hörden anheimzugeben wünscht. 

An der Debatte betheiligten sich Dr. Krause aus 
Annaberg, der die Frage der gesetzlichen Regelung der 
Naturalverpflegungs-Organisation noch nicht für spruch- 
reif hielt, Geh. Oberregierungsrath v. Massow aus Pots- 
dam, welcher die Frage der Wanderverpflegung aus den 
Verhandlungen ausgeschieden sehen wollte und mittheilte, 
dass vermuthlich ein entsprechender Gesetzentwurf den 
preussischen Landtag im nächsten Jahre beschäftigen 
werde, ferner Rechtsanwalt Kunwald aus Wien, welcher 
über die günstigen Erfahrungen, die man in Oesterreich 
mit den Naturalverpflegungsstationen und mit ihrer ge- 
setzlichen Organisation gemacht habe, berichtet. Stadt- 
rath Jakstein aus Potsdam hob hervor, dass der Armen- 
verwaltung Mittel gegeben werden müssen, um den Vaga- 
bunden entgegenzutreten und wies auch darauf hin, dass 
die Referate darüber, ob die Armenverwaltungen den 
Hausbesitzern Miethen ersetzen sollen, wie sie sich mit 
den Hausbesitzern überhaupt auseinanderzusetzen hätten, 
kaum etwas enthielten. Besonders betonte diesen Punkt 
Dr. Münsterberg aus ‚Hamburg. Er bedauerte lebhaft, 
dass die Frage, wie sich die Armenverwaltung gegenüber 
Familien verhalten soll, die obdachlos werden oder Ge- 
fahr laufen, es zu werden, in den Referaten sowohl als 
in der Diskussion nicht zur Behandlung gekommen, son- 
dern nur gelegentlich gestreift worden sei. 

Die Referenten hatten eine Reihe von Thesen auf- 
gestellt, in welchen sie die Versammlung zur Kundgabe 
ihres Einverständnisses mit den in den Referaten ent- 
haltenen Ausführungen aufforderten. Doch kamen diese 
Thesen wegen der vorgerückten Zeit nicht zur Verhand- 
lung; sie zogen sie deshalb zurück, nachdem Lange er- 
klärt hatte, dass auch für ihn die Frage noch nicht ge- 
nügend geklärt sei. 

So haben die Verhandlungen leider nur dasjenige 
bestätigt, was in No. 20 dieser Zeitschrift bereits gesagt 
worden ist. Eine Reihe von praktischen, äusserst wich- 
tigen Gesichtspunkten, die insbesondere die Behandlung 
exmittirter Familien betreffen, smd nur gestreift, keines- 
wegs aber erörtert worden. Die Ursache dafür lag un- 
zweifelhaft zum Theil in der vom Verein gewählten 
Fragestellung, zum überwiegenden Theil aber in der un- 
genügenden Vorbereitung, welche insbesondere die Für- 
sorge für Familien durch das Referat Langes erfahren 
hatte. Ihm war die Aufgabe zugefallen, die Fürsorge für 
dauernd Obdachlose zu behandeln; die öfter erwähnten 
Gesichtspunkte der praktischen Armenpflege hätten in 


— 16 — 


seinem Referat nicht bloss eine Stelle finden, sie hätten 
seinen wesentlichen Inhalt bilden sollen. Aber man wird 
sie darin vergeblich suchen. Darum dürfen wir den Vor- 
wurf, den Lange den „Blättern für soziale Praxis“ zu 
machen beliebte, als hätten sie unberechtigte Kritik ge- 
übt, mit aller Ruhe zurückweisen. DrsB. 


(Bericht über den zweiten Verhandlungstag in nächster Nummer.) 


Notizen. 


Kinderpflege. 


Zwangserziehung in Preussen. Die Zahl der ver- 
wahrlosten Kinder, welche in Preussen in der Zeit vom 1. Ok- 
tober 1878 (dem Tage des Inkrafttretens des Gesetzes vom 
13. März 1878) bis zum 31. März 1891 überhaupt in Zwangs- 
erziehung untergebracht wurden, beträgt 18480; im Jahre 
1890/91 fand ein Zuwachs von 1516 oder 9 pCt. statt. Davon 
wurden inzwischen widerruflich entlassen 679, unwiderruflich 
entlassen 1430, es verstarben 484, es kamen anderweit, insbe- 
sondere durch Eintritt des Endtermins der Zwangserziehung 
in Abgang 5191. Die Zahl der am 31. März d. J. in Zwangs- 
erziehung verbliebenen Kinder betrug 10696. Von diesen waren 
zu derselben Zeit untergebracht in Familien 5629, in Staats- 
anstaliten 9, in den vom Kommunalverbande eingerichteten An- 
stalten 1090, in Privatanstalten 3968. Die Kosten, welche aus 
der Pflege aller in Zwangserziehung befindlichen Kinder im 
letztverflossenen Etatsjahr erwachsen sind, betrugen für die 
Kommunalverbände Mk. 699 858,09, für den Staat Mk. 699 476,63, 
der Gesammtbetrag derjenigen Kosten, welche aus der Ver- 
pflegung der Kinder bis zum 31. März d. J. überhaupt er- 
wachsen sind, bezifferte sich für die Kommunalverbände auf 
Mk. 6670557,78, für den Staat auf Mk. 6 644 043,27. 

Erziehung vonZigeunerkindern in Württem- 
berg. Der Landarmenverband des württembergischen Jagst- 
kreises zählt zu seinen Pfleglingen auch 11 Kinder von Zigeu- 
nern, die meist seit langer Zeit schulpflichtig waren, aber doch 
keine Schule besucht hatten, da sie mit ihren Eltern von Ort 
zu Ort herumzogen. Um sie vor dauernder Verwahrlosung zu 
bewahren, nahm sie der Landarmenverband den Eltern weg. 
Sie haben sich in die neuen Verhältnisse recht gut eingelebt. 


Schulwesen. 


Organisation derFortbildungsschule in Mül- 
heim a. Ruhr. Auch in Mülheim a. Ruhr hat sich die Ein- 
richtung sogenannter zentralisirter Kurse für spezielle Gewerbe- 
gruppen der Fortbildungsschüler, namentlich beim Zeichenunter- 
richt, wie solche S. 27 dieser Zeitschrift aus München berichtet 
wurde, ausserordentlich bewährt. Die Mülheimer Fortbildungs- 
schule besteht seit 1852 und steht nach dem Statut von 1861 
unter dem Direktor des dortigen Gymnasiums. Im Jahre 1887 
begann die Reorganisation damit, dass im Linearzeichnen 
Spezialabtheilungen für Maurer, Zimmerer, Schlosser und Ma- 
schinenbauer eingerichtet wurden. Im Jahre 1891 bildete man 
auch beim Freihandzeichnen eine Spezialabtheilung für An- 
streicher, sowie beim Linearzeichnen eine solche für 12 bis 
l4jährige Schulknaben, denen jede zeichnerische Vorbildung 
fehlt. Im Jahre 1892 kam beim Fachzeichnen eine Fachabthei- 
lung für Schreiner hinzu. Dieses System zentralisirter Fach- 
kurse hat keine allzugrossen Kosten verursacht und den Schul- 
besuch bedeutend gesteigert. Während im Schuljahr 1885,86, 
also vor der Reorganisation, im Ganzen 333 Schüler von 5 
Lehrern in 37 Stunden unterrichtet wurden, betrugen die 
gleichen Ziffern für 1891/92 593 Schüler, 19 Lehrer und 121 
Wochenstunden. Dieser Erfolg spricht für die Trefflichkeit 
der Organisation, die man in Mülheim und München einführte. 

Haushaltungsunterricht in der Volksschule 
zu Sondershausen. In der Mädchenschule in Sonders- 
hausen ist seit Ostern d. J. für die Konfirmandinnen der Ober- 
klasse der Haushaltungsunterricht obligatorisch eingeführt wor- 
den. Zur Zeit nehmen 36 Schülerinnen an diesem Unterrichte 
Theil; sie sind in zwei Abtheilungen getrennt und werden 
Donnerstag von 8—12 Uhr und Sonnabend von 2-6 Uhr von 
einer bei Fräulein A. Förster in Kassel ausgebildeten Lehre- 
rin unterrichtet, Die Methode des Unterrichts ist dieselbe, wie 
sie für Chemnitz in dieser Zeitschrift S. 127 dargestellt wurde. 


Es wird beabsichtigt, die Haushaltungskunde auch in den Lehr- 
plan des Lehrerinnenseminars in Sondershausen aufzunehmen. 

Vorbildung der Handarbeitslehrer für die 
Werkstättender Pariser Gemeindeschulen. Welche 
Anforderungen an die in den Werkstätten der Pariser Ge- 
meindeschulen thätigen Lehrer gestellt werden, geht aus 
einer Verfügung des Seinepräfekten hervor, die derselbe im 
Einverständniss mit dem Pariser Gemeinderath soeben erlässt. 
(Bulletin Municipal Officiel vom 26. April 1893.) Der Anstel- 
lung dieser Lehrer hat eine Prüfung vorauszugehen, zu welcher 
sich nur Personen anmelden können, die nicht weniger als 30 
und nicht mehr als 45 Jahre alt sind. Beizubringen sind die 
Zeugnisse der Geschäfte, in welchen die Kandidaten früher 
praktisch gearbeitet haben. Die Prüfung selbst besteht aus 
einem praktischen Theil, der 5'/2 Stunden dauert und die Her- 
stellung eines Entwurfes, eines fertigen Stücks sowie eine 
Reparatur umfasst, ferner aus einem mündlichen Examen von 
10 Minuten, das die Arbeit und allgemeine Kragen der Bear- 
beitung von Holz und Eisen betrifft, endlich aus einem zwei- 
stündigen schriftlichen Examen, in welchem ein kurzer Aufsatz 
über eine technische Frage und ein einfaches Rechenexempel 
zu liefern sind. Das Nichtbestehen einer dieser Prüfungen schliesst 
die Anstellung aus. Die Prüfungskommission besteht aus Ver- 
tretern des Gemeinderathes, 6 Delegirten der städtischen Schul- 
verwaltung, sowie aus 6 praktischen Handwerkern, von denen 
3 Meister und 3 Arbeiter sind (4 Tischler und 2 Schlosser) 
und die von Fachvereinen entsendet werden. Das höchste 
Dienstalter der Handarbeitslehrer soll 65 Jahre betragen. Der 
Werkstättenunterricht in der Holz- und Eisenbearbeitung ist 
zunächst versuchsweise in 8 Volksschulen des 11. Pariser 
Arrondissements eingeführt gewesen und nunmehr nach seiner 
Bewährung auf sämmtliche Volksschulen ausgedehnt worden. 


Krankenpflege. 


Erweiterung der Krankenkassenleistungen 
in Heidelberg. Der Jahresbericht der Heidelberger Orts- 
krankenkasse für 1892, der soeben erschienen ist, bietet nach 
zwei Richtungen Neues von allgemeinerem Interesse. Im vori- 
gen Jahre hat man begonnen, die zuerst von 13 auf 26 Wochen 
gesteigerte Unterstützungszeit auf ein volles Jahr auszudehnen, 
und der Bericht konstatirt, dass diese Einrichtung sich als 
segensreich erwiesen habe. Es sind bis jetzt Il Fälle vorge- 
kommen, in denen die erweiterte Unterstützung gezahlt wurde. 
Die Krankenkasse hat ausserdem vorzügliche Erfolge erzielt 
mit der Einrichtung, an Kranke und Rekonvaleszenten Roth- 
und Weisswein, sowie kräftiges Mittagessen unentgeltlich zu 
verabreichen. Diese Einrichtung wurde von den Unterstützten 
sehr dankbar aufgenommen. Der Aufwand dafür steht in kei- 
nem Verhältniss zu dem grossen Vortheil dieser Verabrei- 
chungen. 

Viktoriahaus für Krankenpflege. Neben den 
speziell konfessionellen Vereinigungen von Krankenpflegerinnen, 
den barmherzigen Schwestern und Diakonissen, sind in neuerer 
Zeit auch Verbindungen entstanden, welche nicht unter direktem 
kirchlichem Einfluss stehen. Die hauptsächlichste Vereinigung 
dieser Art ist das Rothe Kreuz, ein jüngeres Institut das Vik- 
toriahaus für Krankenpflege in Berlin, welches nunmehr 10 
Jahre lang besteht. Es hat sich inzwischen so weit entwickelt, 
dass es ein eigenes Pflegerinnenhaus erbauen will, wozu ihm 
die Stadtgemeinde Berlin, in Anbetracht geleisteter Dienste, 
einen Bauplatz unentgeltlich darleiht und auch Mk. 130000 
an den Baukosten tragen will. Die Stadt konnte diese Unter- 
stützung um so eher gewähren, als ihr jederzeit bei Auflösung 
des Instituts die Rücknahme des Platzes und des Gebäudes 
offen steht, bis zu diesem etwaigen Momente aber die Schwe- 
stern ihre Thätigkeit in erster Linie städtischen Instituten zu- 
wenden werden. Waren doch von den 143 Schwestern des 
Viktoriahauses Ende v. J. nicht weniger als 94 in städtischen 
Krankenhäusern und Rekonvaleszenten-Anstalten beschäftigt. 
Ausserdem waren 36 in anderen Berliner Stationen und nur 
13 ausserhalb Berlins thätig. Wie bei den meisten Vereinigun- 
gen von Schwestern, so kommt auch hier die offene Kranken- 
pflege etwas knapp weg; nur einzelne wenige Schwestern 
werden dafür verwendet, der augenfälligere Bedarf der Kranken- 
häuser nimmt alle verfügbaren Kräfte in Anspruch. Wie be- 
kannt, besteht für die nicht unter kirchlichem Zwang stehenden 
Schwesternschaften die grosse Gefahr, dass es ihnen schwerer 
ist, ihre Glieder zusammenzuhalten, und man kann auch bei 
dem Viktoriahaus nicht umhin, diese Beobachtung zu machen. 
Zweimal sind grössere Theile der Vereinigung ausgeschieden, 
man möchte fast sagen, abgefallen; sowohl im Jahre 1889 als 
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im Jahre 1892 traten je 17 angestellte Schwestern aus, und 
der Prozentsatz der Probepflegerinnen, welche von dem defini- 
tiven Eintritt in die Vereinigung absahen, ist in allen Jahren 
sehr gross. Gewiss ist es wünschenswerth, dass den einzelnen 
Pflegerinnen Freiheit gelassen wird, zu bleiben oder zu gehen; 
aber für Zwecke der Krankenpflege sind die Verbände deshalb 
von besonderer Bedeutung, weil nur sie nach Aussen hin eine 
Bürgschaft für die Tüchtigkeit der Pflegerinnen übernehmen 
können. Immerhin zeigt sich beim Viktoriahaus seit der Be- 
gründung eine stetige Zunahme in der Zahl der Pflegerinnen, 
ein frisches Gedeihen des ganzen Instituts, das noch vor fünf 
Jahren 77, Ende 1892 aber 160 Pflegerinnen, darunter 17 noch 
nicht angestellte, zählte. Der Pensions- und Unterstützungs- 
fond für sie betrug Mk. 56 713.20. Naturgemäss hat ein so be- 
deutendes Institut einen recht erheblichen Aufwand zu be- 
streiten; betrugen doch allein die Gehälter im letzten Jahr 
Mk. 52000, wozu noch für Altersversicherung und Weihnachts- 
geschenke je ca. Mk. 4000 kommen. Im Ganzen stellten sich 
Einnahmen und Ausgaben auf Mk. 67 000. Es steht zu hoffen, 
dass der Verein, wenn er erst ein eigenes Heim erworben hat, 
noch kräftiger vorwärts schreitet und zu seinem Theil noch 
mehr auf dem arbeitsreichen Gebiete der Krankenpflege zu 
leisten vermag. 


Gesundheitswesen. 


Bau und Betrieb von Volksbadeanstalten. 
Ueber Bau und Betrieb von Volksbadeanstalten erstattete kürz- 
lich in einer Sitzung des ärztlichen Kreisvereins Darmstadt 
Dr. Langsdorf ein interessantes Referat. Die Errichtung billiger 
Volksbadeanstalten ist eine Errungenschaft der letzten Jahr- 
zehnte. Die erste derartige Anlage wurde im Jahre 1878 von 
der Firma Grove in einer Berliner Kaserne ausgeführt. Im 


‚Jahre 1883 wurde in der Hygiene-Ausstellung in Berlin auf 


Anregung von Dr. Lassar ein in einfachster Weise eingerich- 
tetes Volksbrausebad hergestellt, das trotz des kurzen Be- 
stehens der Ausstellung von mehr als 10000 Personen benutzt 
wurde. Das erste städtische Volksbrausebad wurde im Jahre 
1887 in Wien eröffnet, die erste derartige Anlage in Deutsch- 
land im Jahre 1888 auf dem Merianplatz in Frankfurt a. M. 
Eine Reihe von Städten sind diesem Beispiel gefolgt, so Magde- 
burg, Mannheim, Hannover, Berlin, München, Mainz, Köln, 
Offenbach u. a. m. Als Hauptbedingung für das Gedeihen einer 
Volksbadeanstalt ist nach den in dieser Hinsicht gemachten 
Erfahrungen einerseits die richtige Lage derselben, andererseits 
ein möglichst sparsamer, unter ständiger Ueberwachung stehen- 
der Betrieb anzusehen. Was den ersten Punkt anbelangt, so 
empfehle es sich, das Volksbad möglichst in die Mitte des 
Stadttheiles zu legen, für den es bestimmt ist, sodann in die 


Nähe einer Verkehrsstrasse, damit es die Besucher auf ihren - 


Gängen von und zu der Arbeit ohne Aufwand von Zeit be- 
nutzen können. Was den zweiten Punkt betrifft, so sind die 
Gemeinden meist in der Lage, sei es durch kostenlose Ueber- 
lassung des Bauplatzes, sei es durch freie Abgabe des nöthigen 
Wassers, sowie durch billigen Bezug der Kohlen, die Herstellung 
und Betriebskosten, auf’s Aeusserste herabzumindern. Die Aus- 
führung der Gebäude ist sehr verschieden, einzelne sind ein- 
stöckig, andere zweistöckig und in Verbindung mit Schulhallen, 
Turngebäuden, Feuerwehrgebäuden; im ‚Keller befindet sich 
die Heizungsanlage, auf dem Dache das Sammelbecken für das 
erwärmte Wasser. Manche Bäder enthalten bloss Brausezellen, 
in anderen finden sich daneben Wannenbäder und in einigen 
auch geheizte Schwimmbassins. Das Material ist bei der starken 
Abnutzung und Inanspruchnahme durchaus solide zu wählen, 
um allzuhäufige und den Betrieb störende Reparaturen zu ver- 
meiden. Es empfiehlt sich, die Wände der Brausezellen aus 
Cement oder noch besser aus polirtem Marmor oder Schiefer 
herzustellen, die Ankleideräume können aus angestrichenem 
Holz bestehen. Dass für hinreichende Ventilation und Heizung 
gesorgt sein muss, ist selbstverständlich. Was die Herstellungs- 
kosten der bis jetzt errichteten Volksbadeanstalten anbelangt, 
so sind dieselben nach ihrer Ausführung und Grösse äusserst 
verschieden. So kostet das Volksbad in Frankfurt a. M. und 
das in Magdeburg je Mk. 20000, die Bäder in Mannheim und 
Braunschweig Mk. 26000, das Bad in Hannover Mk. 32000, 
das in Köln Mk. 66000, die beiden Volksbäder in Mainz 
je Mk. 42000, zwei Volksbäder in Berlin Mk. 70000 resp. 
Mk. 75000, das Stadtbad in Offenbach Mk. 130000 u. s. w. 
Die Betriebskosten der Bäder, die sich auf den Gehalt des 
Badepersonals, die Kosten der Feuerung und Beleuchtung, 
Druckkosten, Reparaturen u. s. w. erstrecken, schwanken von 
Mk. 4700 zu Frankfurt, Mk. 6000 zu Mainz bis Mk. 20000 in 
Offenbach. Die Preise der einzelnen Bäder betragen bei den 


Brausebädern 5 resp. 10 Pf., wobei im letzteren Falle Seife 
und Handtuch beigegeben wird, bei den Wannenbädern 30 bis 
80 Pf., bei den Schwimmbädern 30 bis 50 Pf. Die Benutzung 
der Volksbäder ist fast überall eine sehr starke und beständig 
steigende gewesen und zeigt, einem wie grossen Bedürfniss 
der Bevölkerung entsprochen wird. So wurde das Bad in 
Frankfurt a. M. im Jahre 1890/91 von 38000 Besuchern be- 
nutzt, in München wurden in demselben Jahre 74000 Bäder 
verabreicht, in Mannheim 37 000, in Offenbach 78000, in Mainz 
67000 resp. 50000 Bäder. Was die Einnahmen anbelangt, so 
deckten dieselben bei den Volksbädern zu Mainz ungefähr die 
Ausgaben, einen Ueberschuss ergaben die Bäder in München, 
Braunschweig, Berlin, Offenbach, eines Zuschusses bedurften 
die Anstalten zu Frankfurt a. M., Mannheim, Magdeburg, Han- 
nover. 


Volksernährung. 


Begründung von Kaffeeschänken in Strass- 
burg. Wie sehr die Begründung von Kaffeeschänken einem 
Bedürfnisse entspricht, kann man aus den in Strassburg i. E. 
gemachten Erfahrungen ersehen. Dort hatte der Vaterländische 
Frauenverein zwei Kaffeeschänken errichtet, die so viel Zu- 
spruch fanden, dass alsbald etwa 20 derartige Anstalten von 
Privaten eröffnet wurden, die bei dem Geschäftsbetrieb ihre 
Rechnung fanden. Nachdem so der Zweck, dem Publikum und 
insbesondere der minderbemittelten Bevölkerung die Gelegen- 
heit zu geben, allezeit ein ordentliches, erwärmendes Getränk 
zu bekommen, erreicht war, hat der genannte Verein nunmehr 
auch seine beiden Schänken zwei Wirthen übertragen. 


Wohnungswesen. 


Schlafstellenwesen in Berlin. Dass die Beauf- 
sichtigung des Berliner Schlafstellenwesens trotz aller Be- 
mühungen noch viel zu wünschen lässt, geht auch aus dem 
neuesten Sanitätsbericht des Polizeipräsidiums hervor. Die Be- 
aufsichtigung der Räumlichkeiten, die zum Schlafstellenbetriebe 
angemeldet werden, ist ja verhältnissmässig leicht, nicht aber 
die Beaufsichtigung der Ausnutzung der Räume, wie sie in 
einer Grossstadt mit diesen Nachtunterkünften von den Schlaf- 
stellengebern getrieben wird. Nach Lage der gesetzlichen Be- 
stimmungen kann während der Nacht eine Beaufsichtigung 
der Schlafstellen durch Vordringen der kontrolirenden Beamten 
bis an, ja beim kunstgerechten Verbergen einzelner Personen 
bis in die Lagerstelle nicht stattfinden. Frühmorgens verlassen 
die vom Schlafstellengeber über seine Angabe und über die 
ihm gestattete Belegung hinaus aufgenommenen Schlafgäste 
ungehindert das Haus und kehren, nachdem sie ihre oft nur 
auf eine Nacht eingegangenen Verbindlichkeiten gelöst haben, 
nicht mehr in dieselbe Schlafstelle zurück; selbst wenn sie 
dies aber thun, geschieht es so spät Abends, dass eine Kon- 
trole auch des Abends unmöglich ist. So stehen für die Auf- 
sicht nur die Nichtschlafzeiten zu Gebote und am Tage ent- 
sprechen dann die Räumlichkeiten den Vorschriften der Schlaf- 
stellen-Verordnung vom 17. Dezember 1880. Indessen weicht 
die Zahl der Schlafstellen-Nehmenden, wie sie die Volkszäh- 
lungen feststellen, von den Ziffern der zur polizeilichen Kennt- 
niss gelangten Schlafstellen ganz bedeutend ab. Polizeilich ge- 
meldet waren z. B. 1885 30 934 und 1890 36 900 Schlafstellen ; 
dagegen ermittelte die Volkszählung 1885 84687 und 1890 
95365 Schlafleute, also fast drei Mal so viele als die zur Ver- 
fügung stehenden Stellen. Trotz der so erheblichen Zahl der 
Schlafleute hat im Verhältniss zur Gesammtbevölkerung diese 
sich von 64,4 pro Mille im Jahre 1885 auf 60,8 pro Mille im 
Jahre 1890 vermindert. Als erfreuliches Zeichen darf es gelten, 
dass die Zahl der Gasthäuser niederen Ranges, der sogenann- 
ten Pennen, sich allmählich bis auf fünf im Jahre 1891 ver- 
ringert hat. 


Gewerbewesen. 


Arbeits- und Wohnungsnachweis in Darm- 
stadt. Bei der am 1. Februar d. Js. neu errichteten Anstalt 
für Arbeits- und Wohnungsnachweis in Darmstadt sind wäh- 
rend der ersten Monate Februar, März und April im Arbeits- 
nachweis von Arbeitgebern und Arbeitern zusammen 390 Ein- 
schreibungen, im Wohnungsnachweis 28 Einschreibungen, im 
Ganzen 418 Einschreibungen, erfolgt. Von den Einschreibungen 
der Arbeiter konnten etwas mehr wie !/ı durch Vermittelung 
von Arbeitsstellen befriedigt werden. Von auswärts lagen 67 
Gesuche vor. Es lässt sich nicht verkennen, dass die richtige 


— 18 — 


Betheiligung, namentlich seitens der Arbeitgeber noch fehlt. 
Bis jetzt kann die Anstalt aus Mangel an Mitteln nur an den 
Nachmittagen von 1—5 Uhr geöffnet sein. Mit auswärtigen 
Anstalten ähnlicher Art, insbesondere denjenigen zu Stuttgart 
und Karlsruhe, ist vereinbart, dass die Stellenvermittlung nach 
den genannten Städten zu den Darmstädter Einschreibgebühren 
möglich ist. 


Betrieb des Elektrizitätswerkes in Stuttgart. 
In der Sitzung des Stuttgarter Gemeinderaths vom 10. d. M. 
berichtete Stadtschultheiss Rümelin über die Errichtung eines 
städtischen Elektrizitätswerkes und die Vorschläge der für 
diesen Zweck eingesetzten Spezialkommission. Die letzteren 
gehen bezüglich der Frage des privaten oder Regiebetriebes 
dahin: „den Bau und Betrieb des Elektrizitätswerkes zunächst 
nicht in eigener Regie zu vollziehen, sondern beide an einen 
tüchtigen erfahrenen Unternehmer unter den näher zu verein- 
barenden Bedingungen, sowie unter der Voraussetzung zu ver- 
geben, dass bei der ersten Anlage des Werkes auf eine ent- 
sprechende Erweiterungsfähigkeit der Anlage Bedacht genom- 
men wird und dass die Stadt spätestens nach Verlauf von 10 
Jahren das Werk in Besitz und eigenen Betrieb übernehmen 
kann.* Die Kommission vertritt diesen Standpunkt, trotzdem 
ein Mitglied derselben mit sehr gewichtigen Gründen für den 
Regiebetrieb plädirte. Dieses Mitglied hielt es nicht für richtig, 
wenn die Kollegien von ihrer früheren Ansicht, dass, wenn sie 
das Elektrizitätswerk einführen, es nur in städtischer Regie 
geschehen könne, abgehen wollten. Man habe es schon sehr 
bedauert, dass die Stadt die Gasbeleuchtung nicht in der Hand 
habe und würde es ebenso bedauern müssen, wenn bei der 
Elektrizität wieder ein Privatunternehmen geschaffen würde, 
dem in gewisser Beziehung ein Verfügungsrecht über die öffent- 
lichen Strassen zukäme. Das Risiko für die Stadtverwaltung 
werde auf diesem Wege nicht gemindert, denn wenn der 
Unternehmer schlechte Geschäfte mache, müsse die Stadt eben 
auch für diese Gesellschaft eintreten. Diesen Ausführungen 
wurde nun mit Folgendem entgegengetreten. Die Erfahrungen 
der Kommission, namentlich die ihr von Öberbürgermeister 
Becker in Köln gemachten Mittheilungen, gingen entschieden 
dahin, dass die Verwaltungen der Städte mit Elektrizitätswer- 
ken, wenn sie sich heute erst zu entscheiden hätten, unbedingt 
nicht in eigener Regie bauen oder betreiben, sondern unter 
den gegenwärtigen günstigen Verhältnissen den Bau und Be- 
trieb an einen tüchtigen Unternehmer vergeben würden. Wenn 
in Köln der städtische Betrieb sich so wenig bewährt, so wäre 
eine baldige Darstellung der Schwierigkeiten desselben sehr 
erwünscht. Die Münchener Erfahrungen (vgl. S. 164, I. Jahrg. 
dieser Zeitschrift) sprechen sehr für den städtischen Betrieb. 


Litteratur. 


Görres, Ro# Drasur., lan dpsuehed ern ges a nunuwen 
Arbeitergesetzgebung des deutschen Reiches. 
Systematisch geordnet. Freiburg i. Br. 1893. Herdersche 
Verlagshandlung. XXXV und 765 Seiten. 


Der Werth dieser Zusammenstellung zu Nachschlage- 
zwecken ist nach ihrer Vollständigkeit zu beurtheilen. Darunter 
verstehen wir weniger, dass sämmtliche Versicherungsgesetze 
nebst Haftpflichtgesetz mit den eigentlichen Arbeiterschutz- 
gesetzen (Gewerbeordnung u. s. w.) in einen einzigen, natür- 
lich ziemlich starken Band vereinigt sind; im Gegentheil, man 
könnte sich sogar denken, dass Versicherung und Arbeiter- 
schutz der Handlichkeit halber in zwei Bände getrennt wären, 
obgleich ja die Vereinigung z. B. für den Gewerbetreibenden 
Manches für sich hat. Wir verstehen unter Vollständigkeit 
vielmehr, dass alles Dasjenige auch neben den Gesetzen mög- 
lichst lückenlos zusammengestellt ist, was in der Praxis oft 
wichtiger wird, als der Gesetzestext selbst, nämlich Aus- 
führungsverordnungen, Spezialbestimmungen, Verwaltungsver- 
fügungen u. s. w. Diese Vollständigkeit zu leisten, hat sich 
der Herausgeber des „Handbuches“ mit Fleiss bestrebt. Er hat 
nicht bloss neben Versicherungs- und Schutzgesetzen das Ge- 
werbegerichtsgesetz, die Gesetze betr. Aufhebung der Schuld- 
haft, Beschlagnahme des Arbeits- und Dienstlohnes, Erwerbs- 
und Wirthschaftsgenossenschaften, die Seemannsordnung und 
Auszüge aus Handelsgesetzbuch, Prozessrecht und Gebühren- 
ordnung, Beschlüsse der internationalen Arbeiterschutzkonferenz 
etc. abgedruckt, sondern mit wirklich gutem Geschmack und 
praktischem Geschick die kaiserlichen und bundesräthlichen 
Verordnungen, Rundschreiben des Reichsversicherungsamts, 
Bekanntmachungen des Reichskanzlers, ein Verzeichniss der 
Berufsgenossenschaften, das Regulativ der Reichskommission 
für Arbeiterstatistik u. s. w. daneben gestellt, lauter Mate- 
rialien, die der Praktiker und Theoretiker bisher in guter 
Zusammenstellung nicht besass. Vorzügliche systematische, 
chronologische und Spruchregister vervollständigen die ge- 
wissenhafte Arbeit, die auch technisch gut hergestellt ist. 
Desto mehr muss es Wunder nehmen, dass die Bergarbeiter- 
schutzgesetze ganz ausgefallen sind, die Gewerbeinspektion zu 
wenig berücksichtigt ist und nicht wenigstens die Ausführungs- 
verordnungen der grösseren Bundesstaaten zur Gewerbeordnung, 
sowie wichtige I,andesversicherungsgesetze (Baden, Dienstboten- 
versicherung u. A.) aufgenommen wurden. Vielleicht geschieht 
dies in einer zweiten Auflage, für welche wir auch die Trennung 
in zwei Bände zur Erwägung geben. 
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Die gewerblichen Fortbildungsschulen 
in München. 
Von Stadtschulrath Dr. W. Rohmeder in München. 


In Bayern erstreckt sich die gesetzliche Schulpflicht 
auf 10 Jahre. Hiervon entfallen 7 Jahre — vom zurück- 
gelegten 6. bis zum zurückgelegten 13. Lebensjahre — 
auf die Werktags-Schulpflicht, 3 Jahre — vom 13. bis 
zum 16. Lebensjahre — auf die Feiertags-Schulpflicht. 
Den Gemeinden ist überlassen, mit Genehmigung der 
Staatsbehörden durch Ortsstatut an Stelle der Feiertags- 
schule eine Fortbildungsschule, sei es mit freiwilligem, 
sei es mit Pflichtbesuch, treten zu lassen. 

München hat für die männliche feiertagsschulpflich- 
tige Jugend seit 1. Januar 1877 die (elementare) „ge- 
werbliche Fortbildungsschule“ mit Pflichtbesuch für alle 
Betheiligten eingeführt. Der wöchentliche Unterricht er- 
streckt sich auf 8 Stunden, wovon 1 auf Religion, 4 auf 
Rechnen und deu!sche Sprache (in Verbindung mit Na- 
turkunde, Geographie und Geschichte) und 3 auf Zeich- 
nen entfallen. Der staatlich genehmigte „Lehrplan für 
die Elementar-Abtheilung der gewerblichen Fortbildungs- 
schule“ stellt im einzelnen den Lehrstoff fest, welcher in 
diesen Unterrichtsgebieten in jedem der 3 Schuljahre zu 
behandeln ist. Für Kaufmannslehrlinge kann satzungs- 
gemäss an Stelle des Unterrichts im Zeichnen der Unter- 
richt in einer fremden Sprache treten; auch kann die 
Schulbehörde Angehörige einzelner Gewerbe von der 
Theilnahme am Zeichenunterricht befreien. 

Der Lehrplan für die Religionslehre wurde mit den 
betreffenden kirchlichen Behörden vereinbart. Für die 
übrigen Unterrichtsfächer schliesst er sich im allgemeinen 


‚ dem Lehrplan für die „Werktags-Volksschulen“ an und 
hat zur Voraussetzung, dass die VII. (letzte) oder wenig- 
stens die VI. (vorletzte) Klasse einer Münchener Volks- 
schule mit Erfolg durchgemacht sei. Der Unterricht im 
Rechnen erstreckt sich zunächst auf die Wiederholung 
des in der Volksschule behandelten allgemeinen Rechen- 
unterrichts, soll dann seinen Stoff aus den rechnerischen 
Bedürfnissen der verschiedenen gewerblichen Berufsarbei- 
ten nehmen, zu den im gewerblichen Leben vorkommen- 
den Flächen- und Körperberechnungen, sowie zur Ferti- 
gung von gewerblichen Kostenvoranschlägen fortschreiten, 
die Grundsätze der Wechsellehre und Wechselberechnung 
einüben und mit einer Anleitung zur gewerblichen Buchfüh- 
rung abschliessen. In der Naturkunde, Geographie und 
Geschichte wird kein selbständiger Unterricht ertheilt; 
doch werden diese Gebiete im deutschen bezw. im Lese- 
unterricht hervorragend berücksichtigt. Der deutschsprach- 
liche Unterricht soll insbesondere das in der Werktags- 
schule Gelernte wiederholen und erhalten, sowie zur 
selbständigen Fertigung von Geschäftsbriefen verschie- 
dener Art und von sonstigen Geschäftsaufsätzen anleiten. 
Im Zeichnen umfasst der Unterricht sowohl Freihand- 
als auch Linear- (geometrisches) Zeichnen. Er setzt den 
in der Werktags-Volksschule begonnenen Zeichenunter- 
richt fort und soll lehrplanmässig bis zum Zeichnen nach 
plastischen Vorbildern mit Rücksicht auf deren Verwen- 
dung in der Kunstindustrie, sowie bis zu Körperprojek- 
tionen und den Elementen der Perspektive fortführen. 

Schüler, welche die Vorkenntnisse zum Eintritt in 
die I., d. i. untersten (Normal-) Klassen der Fortbildungs- 
schule nicht besitzen und dies ist besonders bei den 
vom Lande kommenden Schülern der Fall —, werden 
den an jeder Fortbildungsschule bestehenden Sammel- 
klassen zugewiesen, welche zum Eintritt in die I. Nor- 
malklasse vorbereiten. Leider wird jedoch dieser Zweck 
nicht immer erreicht. 

Aller Unterricht in der Elementarabtheilung der ge- 
werblichen Fortbildungsschule wird von der Stadtgemeinde 


besonders bezahlt. Der Aufwand hierfür beträgt nach 
dem Voranschlag für das Jahr 1893 128000 Mark. 


Hierzu kommen dann noch die sachlichen Ausgaben mit 
33000 Mark, so dass die Gemeinde für diesen Theil 
des Fortbildungsschulwesens im Ganzen 161000 Mark 
aufwendet. Den Religionsunterricht ertheilen ausschliess- 
lich von der Stadt im Benehmen mit den kirchlichen 
Behörden berufene geistliche Religionslehrer. Im Rechnen, 
im Deutschen und den dazu gehörigen Fächern liegt der 
Unterricht ganz in den Händen von Volksschullehrern. 
Den Unterricht im Zeichnen endlich geben theils Fach- 
zeichenlehrer, theils — und zwar zum weitaus grössten 
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Theile — hierzu befähigte und besonders ausgebildete 
Volksschullehrer. Die Unterrichtszeit hat wiederholt ge- 
wechselt. Am Anfang wurde in der Mehrzahl der Schu- 
len der Unterricht während der Abendzeit (7 bis 9 Uhr) 
ertheilt; Tagunterricht war nur in einigen Zentralschulen 
für die Angehörigen solcher Gewerbe eingerichtet, deren 
Betrieb den Besuch der Abendschulen erschwerte. Man 
machte indes mit dieser Einrichtung sowohl für die Er- 
ziehung als auch für den Unterricht schlimme Erfahrungen. 
Die Tausende von Schülern, die sich zur Nachtzeit auf 
den Strassen befanden, verübten natürlich mancherlei Un- 
fug; die späte Nachhausekunft störte vielfach das häus- 
liche Leben; solche, die einer wirksamen häuslichen 
Ueberwachung entbehrten, stromerten auf den Strassen 
umher und verfielen den Verführungen der Grossstadt, 
dem Wirthshausbesuch oder noch Schlimmerem ; die Schü- 
ler mussten meist unmittelbar von der Werkstatt oder 
Arbeitsstelle weg, im Arbeitsgewand und Arbeitsschmutz 
zur Schule gehen; sie waren hungrig, durstig, von der 
Arbeit ermüdet und infolge dessen auch unlustig, ja selbst 
unfähig zu geistiger Arbeit und Anstrengung. Seit Ok- 
tober 1878 gelten deshalb als regelmässige Unterrichts- 
zeit, d. h. für die Mehrzahl der Schüler, der Nachmittag 
des Mittwochs (3 Stunden), der Vormittag des Sonntags 
(2 oder 3 Stunden) und der Nachmittag des Sonntags 
(2 oder 3 Stunden). Die fortbildungsschulpflichtigen An- 
gehörigen des Maurer-, Zimmerer-, Pflaster- und Stein- 
metzgewerbes, diejenigen anderer Baugewerbe, endlich die 
jugendlichen Fabrikarbeiter werden an den Mittwoch- 
Nachmittagen als unabkömmlich erachtet. Sie erhalten 
statt des hier ausfallenden 3stündigen Tagesunterrichts 
zweimal in der Woche je einen 1!/sstündigen Abendunter- 
richt (während der Wintermonate von !/g6—7 Uhr, wäh- 
rend der Sommermonate von !/a7—8 Uhr). Auch An- 
gehörige anderer Gewerbe können durch Genehmigung 
der Schulbehörde, die indes von Fall zu Fall einzuholen 
ist, in diese Abendklassen aufgenommen werden. Sonn- 
tags erhalten all diese Lehrlinge in gleicher Weise Unter- 
richt wie die Mehrzahl der Schüler. Zur Zeit bestehen 
5 solche Abendschulen mit zentralem Charakter, welche 
(1893) 426 Schüler zählen. 

Das (Elementar-) Fortbildungsschulwesen steht in 
engem Zusammenhang mit dem Volksschulwesen. Die 
Räume und Unterrichtsmittel der „Werktags-Volksschulen“ 
dienen auch den Fortbildungsschulen. Der Oberlehrer 
(Schulvorstand, Schuldirektor) einer Volksschule ist zu- 
gleich der Leiter der Fortbildungsschule, welche im selben 
Schulhause untergebracht ist. Die Fortbildungsschulen gel- 
ten im allgemeinen als Bezirksschulen, ihre Bezirke fallen 
mit denjenigen der Volksschulen zusammen, doch ist nicht 
in jeder Werktags-Volksschule auch eine Fortbildungs- 
schule eingerichtet; die Fortbildungsschüler solcher Be- 
zirke werden dann benachbarten (Bezirks-) Fortbildungs- 
schulen zugewiesen. Zur Zeit bestehen 19 (Tages- bezw. 
Bezirks-) Fortbildungsschulen mit 4241 Schülern. 

Neben den bisher bezeichneten Schulen gibt es noch 
besondere Fortbildungsschulen für die Angehörigen des 
Metzger- und des Bäckergewerbes. Sie sind von der Theil- 
nahme am Zeichenunterricht frei und haben auch statt 
dessen keinen anderen Unterricht zu besuchen. In beiden 
Schulen dauert der Unterricht also nur fünf Stunden 
wöchentlich und findet in Rücksicht auf die Anforde- 
rungen der Meister gegen ihre Lehrlinge an einem Wochen- 
nachmittag und am Sonntagnachmittag statt. Eine ähn- 
liche Einrichtung besteht auch für die Konditorlehrlinge; 
doch müssen diese am Zeichenunterricht Theil nehmen. 


Diese drei Sonderschulen haben zusammen zur Zeit (1893) 
645 Schüler, so dass also die Gesammtzahl aller Schüler 
in der Elementar-Abtheilung im laufenden Schuljahr 5312 
beträgt. 

Für alle Schüler besteht völlige Schulgeldfreiheit. 
Die Lehrmittel erhalten arme Schüler von der Gemeinde 
auf Kosten der Armenpflege. Auch hat jede Schule einen 
eisernen Bestand von Lehrmitteln (Lesebüchern, Reiss- 
zeugen, Reissbrettern), welche an einzelne Schüler für die 
Dauer des Bedarfes verliehen werden. Im Uebrigen haben 
sie selbst für die Beschaffung der Lehrmittel zu sorgen. 
Der Durchführung des Schulzwanges für alle im fortbil- 
dungsschulpflichtigen Alter stehenden Schüler leisteten 
im Anfang die Unternehmer vielfachen Widerstand, weil 
sie ihre gewerblichen Interessen beeinträchtigt glaubten. 
Jetzt hat sich die Einrichtung völlig eingelebt; ihr kam 
namentlich zu statten, dass die gesetz- und verordnungs- 
mässigen Bestimmungen, welche für die Durchführung des 
Schulzwanges in den Werktagsschulen gelten, auch auf 
die Fortbildungsschulen Anwendung finden konnten, so 
dass u. a. nach Massgabe des Art. 56 des P. St. G,B. 
f. B. gegen Gewerbsmeister und Arbeitgeber, welche ihre 
fortbildungsschulpflichtigen Lehrlinge oder Arbeiter vom 
Schulbesuch abhielten, strafrichterliches Einschreiten ver- 
anlasst werden konnte. Natürlich suchen übrigens die 
Schulbehörden besondere gewerbliche Interessen billiger- 
weise zu berücksichtigen. Der thatsächliche Schulbesuch 
der Fortbildungsschüler ist im Ganzen genommen durch- 
aus regelmässig. Der Wechsel in der Unterrichtszeit hat 
keinen wesentlichen Einfluss hierauf geübt. Die meisten 
Versäumnisse ergeben sich an den Sonntagnachmittagen, 
also nicht durch Schuld der Unternehmer, sondern durch 
Schuld der Schüler. 

In dieser Darstellung sind die Vortheile und die 
Nachtheile der bestehenden Einrichtung bereits angedeutet. 
Der enge Zusammenhang mit dem Volksschulwesen — 
gleicher Schulbezirk und im wesentlichen gleiche Schul- 
behörde, gleicher Schulvorstand und im wesentlichen 
gleiches Lehrpersonal, Anschluss des Unterrichts an die 
Volksschule — sichern der Fortbildungsschule namentlich 
einen starken erziehlichen Einfluss auf ihre Schüler. In 
der That hat in dieser Beziehung die jetzige Fortbildungs- 
schule einen grossen Vorzug vor der ehemaligen Feiertags- 
schule. Auch die unterrichtlichen Leistungen der Schule 
sind, im ganzen betrachtet und von den Sammelklassen 
abgesehen, recht erfreuliche, namentlich im Zeichnen. Der 
gute Schulbesuch ist gleichfalls zum Theil auf diese enge 
Verbindung mit der Volksschule zurückzuführen. In ihr 
liegt aber auch die Schwäche der gegenwärtigen Ein- 
richtung. Wohl heisst die Schule „gewerbliche“ Fort- 
bildungsschule. Thatsächlich aber ist sie eine erweiterte 
Feiertagsschule, d. h. eine Fortführung der Volksschule 
mit deren allgemeinen Unterrichts- und Erziehungsaufgaben. 
Die Bedürfnisse der einzelnen Gewerbe lassen sich weder 
bei dem Unterricht im Rechnen und im Deutschen, noch 
auch im Zeichnen eingehend berücksichtigen, da in ein 
und derselben Klasse Angehörige von 15, 20 oder noch 
mehr verschiedenen Berufsarten beisammen sein können. 
Der Mechanikerlehrling beschäftigt sich mit den gleichen 
Aufgaben wie der Schneiderlehrling, und der Phetograph 
übt und lernt dasselbe wie der Kaminkehrer. Selbst im 
Zeichnen kann keine genügende Ausscheidung der einzelnen 
Gewerbe stattfinden, obgleich man die Zeichenklassen un- 
abhängig von den sogenannten Realienklassen bildet. 

Es besteht deshalb die Absicht, unter Beibehaltung 
der übrigen Grundlagen die Zutheilung zu den einzelnen 
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mehr die Lage der Wohnung oder der Werkstatt in einem 
bestimmten Stadttheile, sondern vielmehr die Zugehörig- 
keit zu einem bestimmten Gewerbe massgebend sein soll. 
Es würden demnach statt der bisherigen Bezirksschulen 
in Zukunft Schulen für besondere gewerbliche Gruppen 
(z. B. für Schlosser und Schmiede, für Schreiner, Drechsler 
und verwandte Holzarbeiter, für Bekleidungs-, für Bau- 
gewerbe etc.) zu bilden und hiernach die Schüler einzu- 
theilen sein. Freilich ist auch eine solche Gliederung nicht 
einwandfrei und wird in der Durchführung manchen 
Schwierigkeiten begegnen. Die Ansätze zu dieser Um- 
bildung sind indes in doppelter Richtung schon vor- 
handen. Nämlich zunächst in den schon erwähnten 
Metzger- und Bäckerschulen, in welchen der Unterrichts- 
stoff bisher schon die gewerblichen Vorkommnisse ein- 
gehend berücksichtigte; dann in den sogenannten Zentral- 
zeichenklassen, welche, mit der „Fachabtheilung der ge- 
werblichen Fortbildungsschule“ (s. u.) verbunden, für die 
fortbildungsschulpflichtigen Angehörigen einzelner be- 
stimmter Gewerbearten (z. B. Kunstschreiner, Maler und 
Anstreicher, Schlosser und Mechaniker, Gold- und Silber- 
arbeiter etc.) bestehen und deren Besuch als Ersatz für 
den Zeichenunterricht der allgemeinen Fortbildungsschule 
gilt. Sie erfreuen sich der besonderen Theilnahme und 
Zustimmung der betreffenden Lehrherren und Arbeitgeber. 
WVel: 5.24 7.1, Jahrg. dieser, Zeitschrift.) 

An die „Elementarabtheilung der gewerblichen Fort- 
bildungsschule“ schliesst sich nun in München noch die 
„Fachabtheilung“ an. Sie nimmt ihre Schüler erst nach 
vollendetem 16. Lebensjahre auf. Die Altersgrenze nach 
oben hin ist unbestimmt, die Mehrzahl der Schüler steht 
zwischen dem 18. und 24. Lebensjahre. Sie ist zentrali- 
sirt, der Besuch ist freiwillig. Hier wird ein geringes 
Schulgeld erhoben (monatlich 2—4 Mk.); jedoch wird 
in grossem Umfang Schulgeldbefreiung gewährt. Die Fach- 
abtheilung gliedert sich in eine allgemeine Abtheilung 
mit Kursen für Rechnen und Geometrie, Chemie, Physik, 
Buchführung, Gesetzeskunde, deutsche Literatur, fremde 
Sprachen, Gewerbkunde u. s. w., und in eine graphisch- 
plastische Abtheilung mit Kursen für Freihand-, Projek- 
tions- und perspektivisches Zeichnen, Maschinenkunde, 
Maschinen- und Bauzeichnen, kunstgewerbliches Zeichnen 
für Holz- und für Metallarbeiter verschiedener Art, für 
Maler und Lithographen, ferner mit Kursen für Modelliren, 
Ziseliren und Malen. Hier finden somit die fachgewerb- 
lichen Ansprüche ihre volle Berücksichtigung. Die Mün- 
chener Fachabtheilung hat sich aus der im Jahre 1793 
von Franz Xaver Kefer gegründeten „Feiertagsschule für 
Handwerkergesellen“ der ältesten gewerblichen Fortbil- 
dungsschule Deutschlands entwickelt, wird also im laufen- 
den Jahre (Ende des Schuljahres 1892/93) die Feier ihres 
100jähriges Bestandes begehen können. Seit 1878 ist sie 
der Elementarabtheilung der gewerblichen Fortbildungs- 
schule angegliedert; indes ist die Verbindung auch heute 
noch ziemlich lose. Sie untersteht nämlich der gleichen 
Schulbehörde, beiden Abtheilungen dienen wesentlich die 
gleichen Lehrkräfte (für den Zeichenunterricht) und der 
Vorstand (Direktor) der „Fachabtheilung“ führt zugleich 
die Oberaufsicht über den Zeichenunterricht in der „Ele- 
mentarabtheilung“. Die Zahl der Schüler der „Fach- 
abtheilung“ betrug im Schuljahr 1891/92: 1212. Hierunter 
waren 77 verschiedene Berufsarten vertreten, am zahl- 
reichsten die Gewerbegruppen der Schreiner, Maler (De- 
korationsmaler), Schlosser, Bildhauer, Eisendreher, Zise- 
leure, Maschinenschlosser, Mechaniker, Maurer und Zimmer- 


Di - 


191 


leute. An dieser „Fachabtheilung der gewerblichen Fort- 
bildungsschule“ wirken zur Zeit 29, natürlich sämmtlich 
von der Stadtgemeinde berufene und bezahlte Lehrkräfte. 
Für ihre Besoldung sind im Voranschlag für 1893 
Mk. 55000 vorgesehen. Hierzu kommen die sachlichen 
Ausgaben mit Mk. 42000, sodass sich ein Gesammtauf- 
wand von Mk. 97000 ergibt. Im Ganzen verwendet 
somit die Gemeinde München im laufenden Jahre auf 
ihr Fortbildungsschulwesen die Summe von (161000 
+ 97000 =) Mk. 258000, wozu indes Staat und Kreis 
zusammen Mk. 113000 beitragen. 


Verhandlungen des Deutschen Vereins für 
Armenpflege und Wohlthätigkeit 
zu Görlitz am 25. und 26. Mai 1893. 
(Zweiter Tag). 


Zwangsmassregeln gegen Versäumung der Nährpflicht. 


In kurzem Abriss wiederholte der Berichterstatter 
Beigeordneter Zimmermann aus Köln den wesentlichen 
Inhalt seines gedruckten Gutachtens. (Heft 16 der Schriften 
des Vereins S. 205 ff.) Er wies darauf hin, wie der Verein 
sich schon im Jahre 1881 dahin ausgesprochen habe, dass 
der Armenverwaltung Zwangsmittel zur Seite stehen müssten, 
um Leute zum Unterhalt ihrer Angehörigen anzuhalten, 
wenn sie sich dieser natürlichen Pflicht entziehen. Ueber- 
nehme die Oeffentlichkeit, für Hülfsbedürftige zu sorgen, 
so.müsse andererseits dafür gesorgt sein, dass die Öffent- 
liche Hülfe nicht von solchen beansprucht werde, welche 
im Stande sind, sich und die ihrigen aus eigenem Er- 
werbe durchzubringen. In der Praxis liege geradezu ein 
Nothstand vor, da die Fälle, wo namentlich Familien- 
häupter ihre Familien der Armenpflege überlassen, un- 
zählig oft vorkommen. Wüssten die Leute doch, dass die 
Gemeinde für sie aufkommen müsse, und ıhnen selbst 
nicht nahetreten könne. Die Novelle zum Unterstützungs- 
wohnsitzgesetz sehe keinen ausreichenden Schutz vor, 
weil das Verfahren gerichtlich sei und nur Strafe, aber 
keinen direkten Zwang zulasse. Der Verwaltungsbehörde 
müsse die Initiative verbleiben, sie müsse ein unmittelbar 
wirksames Zwangsmittel erhalten, so wie sie es nach dem 
früheren preussischen Gesetze vom 21. Mai 1855 gehabt 
habe. Referent glaubte, dass es zunächst genügen würde, 
wenn dieser Zwang gegen Leute zulässig sei, denen zum 
Unterhalte der Ehefrau oder ihrer noch nicht vierzehn- 
jährigen Kinder öffentliche Unterstützung gewährt werden 
muss, denn diese Fälle seien die häufigsten und schwersten, 
in andern könne man sich mit einem Strafverfahren be- 
gnügen, da es auf sie viel weniger ankomme. 

Gemeinderath Stähle aus Stuttgart und Kreis- 
sekretär Kall aus Mannheim berichteten im Anschluss 
daran von den überaus günstigen Wirkungen, welche in 
Württemberg und Baden durch neuere Gesetze erzielt 
seien, die der Verwaltungsbehörde ein unmittelbares Ein- 
schreiten gestatteten. Meist habe allein schon die Drohung 
Erfolg, sodass eine wirkliche Ueberführung in die Zwangs- 
arbeitsanstalt nur selten nöthig sei. Der Behauptung, es 
sei nur erforderlich, dass Preussen die gleichen Bestim- 
mungen durch Landesgesetz vorsehe, trat Landtagsabge- 
ordneter Seyffardt aus Krefeld entgegen mit der Er- 
klärung, dass man im preussischen Ministerium es nicht 
für zulässig halte, solche landesgesetzliche Vorschriften 
neben der Reichsgesetzgebung einzuführen. Regierungsrath 
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Kelch, welcher als Kommissar des Reichsımts des 
Innern an den Verhandlungen der Reichstagskommission 
über die Novelle zum Unterstützungswohnsitzgesetz theil- 
genommen hat, erklärte, man sei in der Kommission da- 
hin einig gewesen, dass keine strafrechtlichen Vorschriften 
durch Landesgesetz getroffen werden könnten, sondern 
nur Verwaltungsvorschriften; immerhin sei die Unter- 
scheidung beider sehr schwierig. Stadtrath Fischer aus 
Zittau hielt es für nicht genügend die Zwangsmassregeln 
gegen Personen anzuwenden, die ihre Ehefrau und ihre 
Kinder unter 14 Jahren vernachlässigten, sondern wollte 
sie gegen alle andern ebenso zulassen. Ausserdem be- 
theiligten sich an der Debatte noch Stadtrath Jakstein 
aus Potsdam, Bezirkspräsident z. D. Freiherr v. Reitzen- 
stein und Stadtrath Martius aus Breslau. Zum Schluss 
nahm die Versammlung mit grosser Mehrheit den Antrag 
des Referenten mit geringen Abänderungen, die Fischer 
und Reitzenstein angeregt hatten, an. Der Beschluss lautet: 


Der deutsche Verein für Armenpflege und Wohlthätigkeit 
hält an seiner in der Versammlung von 1881 und seitdem 
wiederholt ausgespr'ochenen Auffassung mit der Massgabe fest: 

Dass das Bedürfniss anerkannt wird, gesetzliche Bestim- 
mungen zu erlassen, beziehentlich beizubehalten, mittelst 
deren es den Behörden zusteht, arbeitsfähigen Personen, 
welchen zum Unterhalte ihrer Familienangehörigen öffentliche 
Unterstützung gewährt werden muss, ohne vorgängiges ge- 
richtliches Verfahren durch ein Verwaltungszwangsverfahren, 
welches mit den Bürgschaften des Schutzes gegen Willkür 
ausgerüstet ist, zur Arbeit innerhalb oder ausserhalb des 
Arbeitshauses anzuhalten. 

Der Vorstand wird ersucht, diese Auffassung des Vereins 
dem Herrn Reichskanzler und sämmtlichen deutschen Bundes- 
regierungen mitzutheilen unter dem Hinzufügen, dass die in 
der jetzigen bezüglichen Gesetzesvorlage vorgeschlagene Straf- 
vorschrift gegen die Beiseitesetzung der Nährpflicht nur dann 
den vorhandenen Bedürfnissen ausreichend begegnen könne, 
wenn neben derselben für die vorbezeichneten besonders ge- 
arteten Fälle der Zuwiderhandlung gegen die Nährpflicht das 
vorerwähnte Verwaltungszwangsverfahren zugelassen, beziehent- 
lich beibehalten werde und dass es der Erwägung anheimge- 
stellt werde, ob nicht ein auf die Befugniss der Einzelstaaten 
zum Erlass der Vorschriften letzterer Art sich beziehender 
Vorbehalt in der vorgeschlagenen Strafvorschrift selbst oder 
sonstwie zum Ausdruck zu bringen sei. 


Ausübung vormundschaftlicher Funktionen durch die Armen- 
Behörden. 


Stadtrath Ludwig-Wolf aus Leipzig schlug als 
Berichterstatter der Versammlung folgende Thesen vor: 
l. Der deutsche Verein für Armenpflege und Wohlthätigkeit 
erkennt in der im Königreiche Sachsen in verschiedenen 
Gemeinden bereits eingeführten General-(OÖffizial-) Vormund- 
schaft ein wesentliches Mittel zur Erfüllung der Aufgaben, 
welche die kommunale Kinderfürsorge in ihren verschie- 
denen Zweigen den Gemeinden stellt; 
2. er empfiehlt deshalb den Gemeinden, diese Einrichtung 
durch weitere Versuche zu erproben; und 
3. er hält es für erforderlich, dass die Bestimmungen un- 
seres künftigen Deutschen bürgerlichen Gesetzbuches eine 
solche Fassung erhalten, dass durch sie das Entstehen und 

Bestehen derartiger Einrichtungen nicht unmöglich ge- 

macht werde. 

Zu ihrer Begründung führte er die überaus günstigen 
Erfahrungen an, die man in Leipzig mit der General- 
Vormundschaft des Armenamts über alle Ziehkinder und 
alle auf öffentliche Kosten erzogenen Kinder gemacht 
habe. Wir können im einzelnen auf die Darstellung 
verweisen, welche der Referent in No. 7 und 8 Seite 
58 ff. und 67 ff. der „Blätter“ gegeben hat. Redner wies 
darauf hin, wie nach dem Leipziger Vorbild eine grosse 
Anzahl sächsischer Stadtverwaltungen das Institut der 
General-Vormundschaft angenommen habe, die ebenfalls 
nur günstige Erfahrungen damit gemacht hätten, wogegen 


der preussische Waisenrath nach allgemeinem Anerkennt- 
niss sehr wenig leiste; und zwar seien hieran Unvoll- 
kommenheiten seiner Organisation schuld, welche den 
Waisenräthen keinerlei selbständige Stellung gebe, sondern 
sie nur zu Angebern und Aufpassern mache. Beigeord- 
neter Zimmermann aus Köln erklärte seine vollständige 
Zustimmung zu den Ausführungen des Referenten. Die 
Erfahrungen der Kölner Stadtverwaltung mit der Vor- 
mundschaft seien überaus traurig, sodass man nunmehr 
alle in öffentliche Fürsorge übernommenen Kinder in 
Erziehungsanstalten unterbringe, die Vormundschaft auf 
die Vorstände der Anstalten übertrage und diesen auch 
dann weiter lasse, wenn die Kinder aus den Anstalten 
in Familienpflege übergingen. Auf einem Umwege suche 
man also die Einzelvormundschaft auszuschliessen. Für 
den preussischen Waisenrath traten Stadtschulrath Dr. 
Vorbrodt aus Erfurt und Stadtrath Brinkmann aus 
Königsberg ein. Ersterer berichtete über die Umgestal- 
tung des Vormundschaftswesens in Erfurt bei Gelegenheit 
der Annahme des Elberfelder Systems — vergl. No. 13 
der „Blätter“ S. 106 —. Stadtrath Brinkmann führte aus, 
dass er in Königsberg durch Abhaltung von Versamm- 
lungen der Waisenräthe und Vormünder, in welchen er 
diese über ihre Pflichten unterrichtet habe, sehr günstige 
Erfolge erzielte. Seiner Ansicht nach sei auch unter Bei- 
behaltung des preussischen Waisenraths eine befriedigende 
Gestaltung des Vormundschaftswesens möglich, es handle 
sich nur um eine sorgsame Durchführung. 

Nahezu einstimmig nahm die Versammlung die oben 
mitgetheilten Anträge an. 


Fürsorge für entlassene Strafgefangene. 


Als erster Referent entwickelte Bürgermeister Herse 
aus Posen, wie sehr die Fürsorge für Leute, welche aus 
den Gefängnissen und Zuchthäusern kommen, noch zu 
wünschen übrig lasse, mit welch grossen Schwierigkeiten 
die Vereine zu kämpfen haben, die sich bestreben, diese 
Unglücklichen wieder in die Bahn ‚des Lebens zurückzu- 
führen. Die Nothwendigkeit solcher Fürsorge ergebe sich, 
auch wenn man von dem Gebot der Nächstenliebe ab- 
sehe, aus rein praktischen Erwägungen, denn mehr und 
mehr nehmen die Rückfälle und damit die Kosten der 
Gefängnissverwaltung zu. Das Jahr 1890 habe z. B. gegen- 
über seinem Vorjahr wieder eine Vermehrung der straf- 
baren Handlungen ergeben. Leider stelle sich unsere 
Gesellschaft dem entlassenen Strafgefangenen durchaus 
nicht so gegenüber, wie es ihre Pflicht sei. Habe er ge- 
fehlt, so habe er allerdings Strafe verwirkt, wenn aber 
die Strafe vollzogen. sei, so sei auch sein Vergehen als 
getilgt zu betrachten. Ihn weiter als Geächteten zu be- 
handeln, stosse ıhn immer wieder in die Bahn des Ver- 
brechens zurück. Alle Kreise müssten sich der entlassenen 
Sträflinge annehmen, und es sei sehr zu bedauern, wenn 
z. B. staatliche Behörden Leute nicht als Arbeiter an- 
nehmen, weil sie eine Vorstrafe erlitten hätten. Zur Für- 
sorge für weibliche Sträflinge hält Herse die Thätigkeit 
der Frauen für durchaus unentbehrlich. Der Redner schloss, 
indem er der Hoffnung Ausdruck gab, dass sich nach 
und nach die allgemeinen Ansichten über die entlassenen 
Sträflinge ändern und demzufolge das Volk im Ganzen 
sich ihnen gegenüber auf einen anderen, liebevolleren 
Standpunkt stellen werde. 5 

Pfarrer Schlosser aus Giessen legt insbesondere 
Gewicht auf die persönliche Thätigkeit, welche den Ent- 
lassenen moralisch heben will. Es handle sich eben bei 
unendlich vielen nicht allein darum, ihnen Brod zu geben, ° 
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sondern vielmehr ihren sittlichen Halt, den sie verloren, 
wieder herzustellen. Leider aber fehle noch in allen Kreisen 
die verständnissvolle Thätigkeit der Gesellschaft. Ob die 
Fürsorge für entlassene Sträflnge insbesondere durch 
Vereine am besten bethätigt werde, stehe dahin, auch 
innerhalb der Vereine sei jedenfalls die Thätigkeit des 
Einzelnen ausschlaggebend. Nicht vergessen dürfe man 
allerdings, dass es unter den Entlassenen Leute gebe, 
denen gegenüber alles liebevolle Entgegenkommen ver- 
schwendete Mühe sei; gegen sie müsse man Zwangsmass- 
regeln ergreifen können, um zu verhindern, dass sie fort 
und fort wieder die öffentliche Ordnung gefährden. Ebenso 
wie Herse: wies Redner zum Schluss darauf hin, dass 
vor allem vorbeugende Massregeln, insbesondere in der 
Erziehung der Jugend, nothwendig seien. 


Geheimer Ober-Regierungsrath Dr. Blenck betonte 
den bedeutenden Unterschied, der zwischen Gelegenheits- 
und Gewohnheitsverbrechern bestehe. Sehr viele strafbare 
Handlungen seien nur im Zustande der Noth verübt, so- 
dass diese Uebelthäter keineswegs immer auch sittlich 
geschädigt seien; hier handle es sich lediglich darum, 
ihnen einen Erwerb zuzuweisen. Jedenfalls verdienten sie 
am allermeisten, dass man sich um sie kümmert. Pastor 
von Koblinzky aus Düsseldorf sprach im wesent- 
lichen sein Einverständniss mit Schlossers Ausführungen 
aus. Im Gegensatz zu den Vorrednern wollte Stadtrath 
Jakstein aus Potsdam nicht anerkennen, dass ın der 
Fürsorge für entlassene Sträflinge bisher zu wenig geleistet 
werde. Wenn man sich diejenigen ansehe, welche jetzt 
keine Fürsorge erfahren, so habe man es fast ausschliesslich 
mit arbeitsscheuen und gänzlich verkommenen Elementen 
zu thun, die kein Mitleid verdienten, denen gegenüber 
die Gesellschaft nur die einzige Pflicht des Selbstschutzes 
habe. Oberregierungsrath von Massow aus Potsdam 
schloss sich diesen Anschauungen insofern an, als auch 
er die Zahl der Fürsorgebedürftigen für gering hielt; die 
grosse Masse der Sträflinge seien unverbesserlich. Im 
Schlusswort trat Pfarrer Schlosser dieser Ansicht ent- 
gegen, nicht die Minderzahl sondern die weitüberwiegende 
Mehrheit seien Leute, die wegen geringer Eigenthumsver- 
brechen und wegen Polizeivergehen ins Gefängniss ge- 
kommen seien und denen bei ihrer Entlassung die Gefahr 
drohe, weiter auf Abwege zu gerathen, wenn sie keine Hülfe 
erführen. Man müsse sich davor hüten, lediglich an die 
aus Zuchthäusern kommenden zu denken, die nur einen 
sehr kleinen Theil der Entlassenen bildeten. 


Die Versammlung machte sich die Ausführungen 
der Referenten zu eigen, indem sie nachstehende Leit- 
sätze, welche jene gemeinsam aufgestellt hatten, mit grosser 
Mehrheit annahm: 


I. 1. Die Fürsorge für entlassene Gefangene hat zum 
Zweck: den aus den Strafanstalten Entlassenen die Rückkehr 
zu einem ehrbaren, sittlichen und bürgerlichen Leben und zu 
geordneten wirthschaftlichen Verhältnissen zu ermöglichen oder 
zu erleichtern. 2. Sie ist ebensosehr eine Forderung der Reli- 
gion und der Humanität, wie sie im wohlverstandenen Interesse 
des Staates und der Gesellschaft liegt. 3. Grundsätzlich zu 
fordern ist die individuelle Behandlung jedes einzelnen Falles. 
4. Eine Grundbedingung für eine allseitig erfolgreiche Thätig- 
keit ist das geordnete Zusammenwirken aller betheiligten Fak- 
toren: des Staates, der Gesellschaft, der bürgerlichen und der 
kirchlichen Gemeinde. 

U. 1. Die materielle Fürsorge für diejenigen entlassenen 
Sträflinge, die arbeitsunfähig oder in ihrer Arbeitsfähigkeit be- 
schränkt sind, ist Aufgabe der öffentlichen Armenpflege. Sie 
ist mit besonderer Sorgfalt zu üben, damit die Strafentlassenen 
nicht durch eine unzureichende und ungeeignete Unterstützung 
zum Rückfall gedrängt werden. 2. Idioten, Schwachsinnige und 
Epileptiker sind von den zur Armenpflege Verpflichteten in die 


zur Verwahrung derartiger Gebrechlicher bestimmten Anstalten 
überzuführen. 

IN. 1. Die Fürsorge für erwerbsfähige Strafentlassene ist 
vor Allem Sache der Privatwohlthätigkeit. Sie kann von freien 
Vereinen oder Organen der kirchlichen Gemeinde ausgeübt 
werden. 2. Hauptaufgabe für sie ist die Beschaffung von Ar- 
beit und Erwerb. Zuwendungen an Geld sind in der Regel nur, 
insoweit sie zur Erreichung dieses Zweckes dienen und thun- 
lichst darlehensweise zu gewähren. 3. Dort, wo allgemeine 
Veranstaltungen zur Beschäftigung Arbeitsloser und zur Arbeits- 
vermittelung nicht bestehen oder nicht ausreichen, und die 
Beschaffung von Arbeit auf andere Weise dauernd auf Schwierig- 
keiten stösst, sind Arbeitsstätten und Arbeitsnachweisestellen 
einzurichten. Fürsorgliche Zufluchtsstätten zur vorläufigen Unter- 
bringung männlicher Strafentlassener bis zur Erlangung eines 
Erwerbes sind grundsätzlich nicht zu verwerfen, für weibliche 
dringend zu empfehlen. 4. Jugendliche Strafentlassene sind, 
soweit sie nicht der Fürsorge des Staates oder der Gemeinde 
unterliegen, zur Nacherziehung in Anstalten, und wenn dazu 
kein Bedürfniss oder keine Möglichkeit vorliegt, in geeigneten 
Lehr-, Dienst- oder Arbeitsstellen unterzubringen. 5. In vielen 
Fällen kann die Fürsorge für Entlassene durch Bestellung eines 
Pflegers (Beistand, Patron) wirksam unterstützt werden. Das 
gilt ausnahmslos von Jugendlichen. Für weibliche Entlassene 
sollte dazu die Mitwirkung von Frauen herangezogen werden. 
Wenn Erwachsene unter Pflegschaft gestellt werden, so ist sie 
mit besonderer Vorsicht und Zurückhaltung zu üben. 

IV. Die Fürsorge für die Familien der Strafentlassenen 
ist nicht ausschliesslich der öffentlichen Armenpflege zu über- 
lassen. Die freien Vereine und die Organe der Kirchengemeinden 
sind namentlich dann berufen, sie ganz oder theilweise zu über- 
nehmen, wenn durch sie die wünschenswerthe Erhaltung des 
Familienlebens des Gefangenen nach seiner Entlassung erhofft 
werden kann. 


Die nächste Jahresversammlung wird ın Köln a. Rhein 
stattfinden, und zwar sind für diese vorläufig die nach- 
stehenden Gegenstände in Aussicht genommen: 1. Sollen 
Familien mit vielen Kindern, die wegen Erwerbsunfähig- 
keit oder Tod des Vaters hülfsbedürftig werden, durch 
Geldunterstützung oder durch Abnahme eines oder einiger 
der Kinder unterstützt werden? 2. Die Armenunterstützung 
und ihre Wirkung auf das Wahlrecht. 3. Die Fürsorge für 
das Alter zwischen 14 und 20 Jahren. Dri’B: 


Notizen. 


Armenpflege. 


Unzureichende Unterstützung’ der Armen- 
pfleglinge der Stadt Wien. In einem Vortrag „Bau- 
steine zur Reform der Armenpflege in Wien“, den J. Lichten- 
stadt im dortigen Verein „Humanitas“ hielt (erschienen Wien 
1893) finden sich folgende Sätze, die fast ohne Aenderung 
auch für die Armenpflege der meisten deutschen Städte Geltung 
haben dürften: „Die dauernden Unterstützungen sind viel zu 
niedrig bemessen, als dass sie eine wirkliche Versorgung böten, 
viele Pfleglinge erhalten nur 2, 3, 4, 5, 6, 8, 10 fl. monatlich. 
Ich habe mich als Armenrath oft gefragt, wie die Armen mit 
so geringen Beträgen existiren Können, die ja nicht einmal 
hinreichen, die Wohnungsmiethe zu decken. Wo bleibt denn 
Nahrung, Kleidung, Beheizung? ..... Aber selbst mit so ge- 
ringer Pfründe wie 3 fl. monatlich, die man erhält, wenn man 
60 Jahre alt und vom Armenarzt als „minderarbeitsfähig“ er- 
klärt wird, geben sich die Leute zufrieden. Eine solche Pfründe 
ist natürlich ganz ungenügend zum Lebensunterhalte einer 
Person. Aber alle, die sie beziehen, haben selbst bei ärztlich 
konstatirter verminderter Arbeitsfähigkeit noch einen kleinen 
Erwerb oder irgend eine Unterstützung und betreiben mitunter 
auch das „Petitioniren“ sehr eifrig. Die Pfründe ist deshalb 
doch nicht umsonst an sie gegeben, sie repräsentirt das Blei- 
bende im Wechsel, jenen Betrag, auf den sich die Armen 
jederzeit verlassen können, um ihn zu bestimmten Zwecken 
wie Zinszahlung oder Schuhbeschaffung etc. zu verwenden. 
So gering also die Gabe ist, so werthvoll erscheint sie für 
die Armen. Ich habe auch die kleinen Pfründen schätzen ge- 
lernt und habe gefunden, dass nur äusserst selten Missbräuche 
in unberechtigter Erlangung von Pfründen vorkommen. Ich 


habe gesehen, dass mit Hilfe von selbst kleinen Pfründen 
manche Person viel länger gearbeitet hat, als sie es ohne diese 
kleine Unterstützung hätte thun können. Allein eine 
solche Pfründe stellt nicht die richtige Art der Armen- 
versorgung dar. Dass die Pfründner auf andere Unterstützungen 
angewiesen werden, bei Vereinen und Privaten bitten müssen 
— also Professionsbettler werden — darin liegt eben das Uebel!“ 
Auch darin wird man dem Vortragenden beistimmen müssen, 
dass gerade die freiwillig thätigen Armenpfleger in ihrer Be- 
rufsfreudigkeit geschmälert werden, wenn es ihnen nicht ge- 
lingt, ihren Armen die Unterstützung in der nöthigen Höhe 
zu vermitteln. Möchte man mehr und mehr einsehen, dass die 
billigste Armenpflege keineswegs auch die beste ist. 


Weibliche Armenpflegerinnenin Belgien. Der 
belgische Justizminister T,ejeune hatte vor Kurzem die Wahl 
der Schriftstellerin Frau Bron zum Mitgliede der staatlichen 
Armendirektion in Monceau an der Sambre bestätigt und da- 
mit zum ersten Male einer Frau ein Öffentliches Staatsamt 
übertragen. Der liberale Deputirte und Stabhalter der Brüsseler 
Anwaltschaft Huysmans brachte diesen Vorgang in der Depu- 
tirtenkammer zur Sprache und war der Anschauung, dass das 
Gesetz die Bekleidung öffentlicher Aemter durch Frauen nicht 
zulasse. Der Justizminister beantwortete nun in der Kammer- 
sitzung vom 18. Mai d. J. unter dem Beifalle des Hauses diese 
Befragung mit grossem Humor und juristischer Schärfe. Man 
beschuldigt mich, so führte der Minister, der „Voss. Ztg.“ 
zufolge, aus, die moralische Ordnung der Gesellschaft umge- 
stossen und das Gesetz verletzt zu haben. Es gibt kein Gesetz, 
das die Frauen von den öffentlichen Aemtern ausschliesst. Das 
Gemeindegesetz bestimmt nur, dass der Gewählte majorenn 
und geeignet sein muss. Wenn man eine weibliche Person zur 
Anwaltschaft nicht zugelassen hat, so ist diese Ausschliessung 
nicht durch das Gesetz begründet, sondern durch die geschicht- 
liche Ueberlieferung, an die man sich gehalten hat. Keine Ge- 
setzesbestimmung kann für die Ausschliessung der Frauen von 
öffentlichen Aemtern beigebracht werden; sie sind Lehrerinnen, 
Direktorinnen der staatlichen Lehrerinnen-Bildungsanstalten ; 
sie sind in der Verwaltung des telegraphischen und Fernsprech- 
dienstes zugelassen und für die Armenpflege und für die Ver- 
waltung der Habe der Armen vortrefllich geeignet. Der Minister 
wies eingehend nach, dass nicht nur die geschichtliche Ueber- 
lieferung, sondern auch die gesetzlichen Anordnungen seit 1879 
die Zulassung der Frauen zur Armenverwaltung voll recht- 
fertigen. Man hat sogar den Schatten Napoleons I. wieder 
aufsteigen lassen, aber man muss in ihm zwei Menschen unter- 
scheiden: den Menschen, der den Frauen Grobheiten in das 
Gesicht schleuderte, und den Gesetzgeber, der schon im Jahre 
1810 die Frauenhilfe in den Wohlthätigkeits-Einrichtungen 
wiederherstellte. Die Regierung hat somit kein Gesetz verletzt, 
sie ist sogar der Ueberlieferung gefolgt. 


Bekämpfung der Wanderbettelei in Altenburg. 
Dem 8. Jahresbericht des Verbands der Gemeinden des Ost- 
kreises S. Altenburg zur Bekämpfung der Wanderbettelei auf 
das Jahr 1892 ist zu entnehmen, dass eine bestimmte Marsch- 
route durchgeführt worden ist, sodass das platte Land mehr 
und mehr von der Wanderbettelei hat befreit werden können. 
Die Verpflegungskosten beliefen sich im verflossenen Jahr für 
48 408 durchwandernde Arbeitslose auf 12 208 Mark. 


Schulwesen. 


Speisung armer Schulkinder in Danzig. Er- 
mittelungen, die während des letzten Winterhalbjahres auf 
Veranlassung der Regierung in den Danziger Bezirksschulen 
angestellt wurden, haben ergeben, dass etwa 600 Kinder, also 
nahezu 5 pCt. aller Schüler, ohne Frühstück in die Schule 
gekommen sind. Um dieser Noth, welche die Kinder oft ge- 
radezu lernunfähig macht, zu begegnen, soll auch in Danzig 
der Versuch gemacht werden, vom nächsten Winter ab — und 
zwar in der Zeit vom 15, November bis zum Schlusse des 
Schuljahres — den als bedürftig ermittelten Kindern an den 
Schultagen je einen Becher Milch und ein Stück Brod in der 
Schule zu verabreichen. Seitens der Schulverwaltung und seitens 
der Lehrerschaft wird dieser Plan auf das Lebhafteste unter- 
stützt. Zur Durchführung desselben hat sich ein Comit& ge- 
bildet, welches die Speisung aus Mitteln der Privatwohlthätig- 
keit leisten will. Die städtischen Behörden werden hoffentlich 
auch ihre Schuldigkeit thun und mit Zuschüssen nicht kargen. 


Staatliche Unterstützung und Sonntagsunter- 
richt der Fortbildungsschulen auf der Wander- 
versammlung der deutschen Gewerbeschulmänner. 
Die vom 20.—23. v. Mts. in Kassel abgehaltene 6. Wander- 
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versammlung des Verbandes deutscher Gewerbeschulmänner 
beschloss zunächst folgende, vom Vorstande vorgeschlagene 
und einstimmig angenommene Erklärung: „Die 6. Wander- 
versammlung des Verbandes deutscher Gewerbeschulmänner 
spricht ihr tiefstes Bedauern darüber aus, dass in einem grossen 
Theile Deutschlands den gewerblichen Fortbildungsschulen von 
Staatswegen nicht ausreichende Mittel zur Verfügung gestellt 
und diese Anstalten dadurch gehindert werden, das zu leisten, 
was das deutsche Gewerbe von ihnen verlangt und verlangen 
muss. Sie ersucht deshalb den Vorstand, bei den Stadt- und 
Schulvorständen die Anregung zu geben, an die massgebenden 
Faktoren entsprechende Eingaben zu richten.“ Sodann berich- 
tete Dr. Glinzer aus Hamburg über den Sonntagsunterricht. 
Der Redner führte aus: Behörden, Lehrer und Schüler (?) 
wünschen allgemein die Beibehaltung des Sonntagsunterrichts. 
Im Reichstage hätten hauptsächlich die konservativen Fraktionen 
und das Centrum die bedauerlichen Beschlüsse auf Einfüh- 
rung der Bestimmungen betr. der Sonntagsruhe herbeigeführt, 
welche ein Schlag seien gegen das aufblühende Gewerbeschul- 
wesen. Redner gab zunächst eine historische Uebersicht über 
die Entwickelung des Sonntagsunterrichts, der keineswegs eine 
moderne Einrichtung, sondern so alt sei, wie das Gewerbe- 
schulwesen selbst. Geistliche selbst haben den Sonntagsunter- 
richt für das Gewerbeschulwesen eingeführt und gefördert. 
Man begnügte sich damit, dass dem Lehrling der Besuch eines 
Gottesdienstes überhaupt ermöglicht wurde, jetzt muss es ge- 
rade der Hauptgottesdienst sein. Redner beleuchtete hierzu 
des Näheren die Geschichte der Sonntagsgewerbeschulen in 
Hannover, Altona, Hamburg und sodann die seit den 60er 
Jahren zuerst auftretenden Bestrebungen gegen den Sonntags- 
unterricht. In den 80er Jahren kamen in unseren Parlamenten 
Klagen und Angriffe der konservativen Parteien sowie der 
Ultramontanen gegen den Sonntagsunterricht, aber erst in den 
90er Jahren gelang es im Reichstage, in die von der Regierung 
vorgelegte Novelle zur Gewerbeordnung auch die Bestimmungen 
gegen den Sonntagsunterricht hineinzubringen. Der schliesslich 
angenommene und zum Gesetz erhobene $ 120 sieht nunmehr 
vor, dass die Unterrichtsstunden so gelegt werden müssen, 
dass die Schüler den Hauptgottesdienst oder einen mit Geneh- 
migung der Behörden für sie eingerichteten Gottesdienst ihrer 
Konfession besuchen können. Nun liegt die Zeit des Gottes- 
dienstes bei den verschiedenen Konfessionen verschieden, und 
der evangelische Gottesdienst liegt meist so, dass die Zeit des 
Unterrichts zerrissen und ein solcher meist unmöglich wird. 
Die Zusatzbestimmung besonderer Gottesdienste für die Schüler 
ist allerdings ein werthvolles Zugeständniss, allein in der Praxis 
schwer durchzuführen. Die bis zum I. Oktober 1894 gestellte 
(snadenfrist muss nunmehr ausgenutzt werden. Der einfachste 
Weg würde darin liegen, dass die geistliche Behörde sich ent- 
schlösse, dem Abendgottesdienste den Charakter eines Haupt- 
gottesdienstes zu geben. Die Brandenburgische Kirchenbehörde 
hat dies von vornherein abgelehnt. Redner schloss aus Allem, 
dass die Geistlichkeit überhaupt nicht die Absicht habe, in 
dieser Frage entgegenzukommen. lm weiteren legte Redner 
dar, warum Alle, Lehrer und Schüler, an dem gewerblichen 
Sonntagsunterricht festhielten. Wohl wisse man die Befreiung 
des Sonntags von jedem Unterricht zu schätzen, allein unter 
den heutigen Verhältnissen gehe es nicht. Ohne den gewerb- 
lichen Unterricht am Sonntag ist es unmöglich, dass die Lehr- 
linge sich die theoretischen und zeichnerischen Kenntnisse 
aneignen, welche sie nöthig haben, um tüchtige Handwerks- 
meister zu werden. Die Abende der Woche reichen dazu nicht 
aus. Ferner kommt der junge Handwerker an diesem einzigen 
Tage ausgeruht und frei von der Last der Werkstatt zum 
Unterricht, er ist ein ganz anderer Mensch. Sodann ist für 
manche sehr wichtige Lehrgegenstände (besonders wo Farben 
in Betracht kommen), das Tageslicht durchaus unentbehrlich 
für Maler, Ciseleure, Graveure etc. Weiter ist für viele ent- 
fernt wohnende Lehrlinge der Sonntagsunterricht die einzige 
Möglichkeit, sich fortzubilden. Dass diese Gelegenheit am 
eifrigsten benutzt wird, beweist der Besuch bei den Sonntags- 
fachschulen. Schliesslich ist von grosser Wichtigkeit, dass nur 
für den Sonntag Lehrkräfte gefunden werden können, welche 
sonst nicht zu haben sind, Ingenieure, Künstler, Architekten, 
Gelehrte. Der Vorschlag, den Unterricht auf einen Werktag- 
Vormittag zu verlegen, begegnet leider zu grossen Schwierig- 
keiten. Denn zunächst würden alle älteren Leute, wie Gesellen, 
dadurch vom Unterricht ausgeschlossen, und ferner würde, 
worauf schon Geheimrath Lüders im Reichstag hingewiesen 
habe, diese Einrichtung den entschlossensten Widerstand in 
den Handwerkerkreisen finden. Vor allem aber würde der Hand- 
werksbetrieb eine arge Störung und Schädigung erfahren, und 
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endlich würden die Schullokale fehlen und die Lehrkräfte, da 
letztere anderweitig beschäftigt sind. Ein anderes Auskunfts- 
mittel, die Verlegung des Unterrichts auf Vor- und Nachmittag, 
aber bringe eine Menge Uebelstände mit sich. Es bleiben so- 
mit nur folgende Wege möglich: Erklärung eines anderen 
Gottesdienstes (Abendgottesdienstes) zu einem Hauptgottes- 
dienst, Verlegung des Anfangs des Morgenhauptgottesdienstes 
auf Il Uhr in grösseren Städten. Scheitern diese beiden Ver- 
suche, dann bleibt nur die Einrichtung der besonderen Gottes- 
dienste. Gegenwärtig besuchten in Norddeutschland nicht 
weniger als ca. 15000 Schüler die vier Stunden des Sonntags- 
unterrichts. Redner stellt zum Schlusse seines Vortrages den 
Antrag, im Sinne seiner Ausführungen eine Petition an den 
Herrn Reichskanzler und an den Reichstag zu richten. Nach 
eingehender Debatte wurde der Antrag und die folgende Er- 
klärung einstimmig angenommen: „Die Beibehaltung des un- 
unterbrochenen mehrstündigen Sonntagsvormittagsunterrichts 
ist eine durch die Verhältnisse gebotene Nothwendigkeit.“ 
Zugleich wurde beschlossen, den Vortrag drucken zu lassen 
und denselben sämmtlichen deutschen Staatsministerien, obersten 
Kirchenbehörden und Magistraten der grösseren Städte zu 
übersenden. — Der Schwerpunkt der Frage liegt nach unserer 
Ansicht in der Möglichkeit des Wochenunterrichtes. Dass der- 
selbe in Meisterkreisen den „entschlossensten Widerstand“ 
findet, ist begreiflich und natürlich, aber für die Vervollkonm- 
nung des gewerblichen Fortbildungsunterrichts nicht mass- 
gebend. Jeder Gewerbetreibende übernimmt Verpflichtungen 
bei der Einstellung von Lehrlingen, und zu diesen gehört u. A. 
die nöthige Fürsorge für die körperliche und geistige Ent- 
wicklung der Lehrlinge. Die erste wird geleistet durch Ge- 
währung eines völligen Ruhetags in der Woche, die zweite 
durch die Gewährung der nöthigen Zeit zur gewerblichen 
Fortbildung. Beide Leistungen müssen neben einander gehen, 
wenn der körperliche und geistige Erfolg nicht ausbleiben soll. 
Die gewerbliche Fortbildung darf also nicht in der Hauptsache 
auf den Ruhetag verlegt werden, um so weniger, als dann die 
körperliche Ausnutzung in der Woche desto intensiver wird. 
Und thatsächlich ist der „entschlossenste Widerstand“ der 
Meister zu besiegen. Er ist in Sachsen besiegt und ebenso in 
mustergiltigen badischen Fortbildungsschulen, wie Bürger- 
meister Dr. Thoma s. Zt. in dieser Zeitschrift aus Freiburg 
berichtet hat. Was aber in Sachsen und Baden durchzuführen 
war, wird auch im übrigen Deutschland mit der nöthigen 
Energie zu erreichen sein. 


Die.Fortbildungsschule auf der XXX. Allge- 
meinendeutschenLehrerversammlung zu Leipzig. 
In erfreulichem Gegensatz zu der zaghaften Haltung der preus- 
sischen Gewerbeschulmänner auf der Kasseler Versammlung 
steht die Behandlung, welche die Fortbildungsschule auf der 
Leipziger Lehrerversammlung erfuhr. Freilich war es nur eine 
Nebenversammlung, in welcher am 25. Mai d. J. Schulrath 
Pollack aus Worbis seinen Vortrag „Was hemmt die äussere 
und innere Entwicklung der Fortbildungsschulen ?* hielt, aber 
mit wünschenswerther Klarheit hob er die Mängel, an denen 
die Fortbildungsschulen kranken, hervor, nämlich: die Frei- 
willigkeit des Besuches, mangelhafte Einrichtung, unzulängliche 
Mittel, unzureichende Lehrkräfte, Widerstand vieler Eltern, 
Meister und Arbeitgeber, Unlust und Abneigung der Schüler, 
ungeeignete Unterrichtszeit, ärmliche Lehrmittel, reizlose Unter- 
richts- und Erziehungsweise, mangelnde Ersatzmittel für die 
eingeschränkte Freiheit und vermehrte Arbeit der Schüler. 
Demgegenüber forderte der Redner für Knaben eine vierjährige 
Fortbildungsschulpflicht (14. bis 18. Lebensjahr), für Mädchen 
freiwillige Sonntags- und Wirthschaftsschulen. Die Fortbildungs- 
schulen sind einzutheilen in ländliche, gewerbliche und kauf- 
männische. Der Unterricht dart nicht in die Freizeit des 
Schülers, er muss in die Arbeitszeit fallen. Die Leitung und 
Beaufsichtigung muss fachmännisch sein. Die Schule muss aus- 
reichend mit Zuchtmitteln ausgestattet sein. Die staatlichen 
Zuschüsse für die Fortbildungsschule sind bedeutend zu er- 
höhen etc. — Im Anschluss daran fand eine Sitzung des im 
vorigen Jahre in Halle gegründeten Verbandes der Lehrer und 
Freunde der Fortbildungsschule im Saale des Vereins für Volks- 
wohl statt. Zunächst wurden. die Satzungen des Verbandes 
festgestellt. Der bisherige Vorstand des Verbandes, bestehend 
aus den Herren Schulrath Pollack-Worbis, Oberlehrer Behr- 
München, Direktor Pache-Leipzig, Dr. Kamp-Frankfurt und 
Lehrer Golling-Berlin, ‚wurde wieder gewählt. Neu traten in 
den Vorstand ein die Herren Dr. Ösann-Darmstadt, v.Schencken- 
dorf-Görlitz, Rickert-Danzig, Fabrikbesitzer Scheller-Düren und 
Sattlerobermeister Reppenhagen-Leipzig. Der Verband bezweckt 
die weitere Hebung des Fortbildungsschulwesens, die einheit- 


liche Gestaltung der gleichartigen Fortbildungsschulen und die 
Weckung des Sinnes für das Fortbildungswesen im Allgemeinen. 


Wohnungswesen. 


Arbeiterwohnungen und Gemeindeverwal- 
tungen. Der IV.hessische Städtetag, welcher am 26./27. Mai 
in Rinteln tagte und von 50 Städten beschickt war, hat in Bezug 
auf die Arbeiterwohnungsfrage einige bemerkenswerthe Be- 
schlüsse gefasst. Als Referent fungirte Bürgermeister Gärtner- 
Rinteln, welcher des Näheren begründete, wie die Beschaffung 
bezw. Verbesserung von Arbeiterwohnungen eine sehr wichtige 
Zukunftsaufgabe für die Städte sei, indem er an der Hand 
eines umfangreichen statistischen Materials auf die schweren 
Missstände hinwies, die bezüglich der Arbeiterwohnungsver- 
hältnisse in den meisten Städten bestehen. Nach einer längeren 
Debatte, an welcher sich der Ober-Regierungsrath v. Pawel- 
Kassel, Oberbürgermeister Westerburg- Kassel. Sanitätsrath 
Dr. Endemann, Stadtrath Müller-Fulda u. A. betheiligten, wurden 
schliesslich folgende Thesen angenommen: „l) Die Arbeiter- 
wohnungsverhältnisse weisen vielfach Missstände auf, ihre Ab- 
stellung ist eine dringende sozialpolitische Aufgabe; 2) eine 
Betheiligung an den Bestrebungen zur Lösung der Wohnungs- 
frage liegt keineswegs ausserhalb des Kreises der Aufgaben 
der Gemeindeverwaltungen. Vielmehr erscheint es als Aufgabe 
der (Gemeinden, innerhalb der durch ihre finanziellen und 
administrativen Mittel, sowie sonst durch die Natur der Sache 
gezogenen Grenzen an der Besserung der Wohnungsverhält- 
nisse selbstthätig mitzuwirken.“ 


J- B. Heimstätten-Kolonie Borgsdorf bei Ber- 
lin. Die Aktiengesellschaft Pionier zu Berlin will zu Borgsdorf 
bei Berlin in der Nähe von Oranienburg eine Heimstätten- 
Kolonie mit etwas Garten errichten. Die Häuser würden 10 
bis 20000 Mk. kosten und 4—7 Zimmer haben. Die Gesell- 
schaft beabsichtigt, ihre Häuser den Ansiedlern nach einiger 
Zeit zu vollem Eigenthum zu geben. Dies soll in folgender 
Weise geschehen: Der Ansiedler, oder ein Familienglied, wird 
bei einer Versicherungsgesellschaft in der Höhe des Anlage- 
kapitals der Heimstätte auf Todesfall, oder auf ein bestimmtes 
Alter versichert. Die Versicherungsprämie, die etwa 3!/» pCt. 
des Anlagekapitals beträgt, zahlt die Gesellschaft. Der An- 
siedler hat der Gesellschaft diese Prämie zu erstatten und 
ausserdem das Anlagekapital mit 4 pCt. zu verzinsen und 
!/g pCt. für Feuerversicherung und Realsteuern zu zahlen; im 
Ganzen also etwa 8 pCt. Die Reparaturen übernimmt der An- 
siedler. Damit er seinen Zahlungsverpflichtungen immer nach- 
kommen kann, ist der Ansiedler gehalten, einer Kreditgenossen- 
schaft mit beschränkter Haftpflicht beizutreten. Die Gesellschaft 
will eine Natur- und Wasserheilanstalt, eine Anlage für Obst- 
und Gartenkultur, Wasserleitung, Kanalisation, elektrische Be- 
leuchtung u. s. w. errichten, um das Emporblühen der Kolonie 
zu fördern. Auch sollen Verbrauchsgegenstände, wie z. B. 
Kohlen, von der Gesellschaft im Grossen eingekauft und an 
die Ansiedler zum Selbstkostenpreise abgegeben werden. Die 
Zahlung von etwa 8 pCt. des Anlagekapitals ist von den An- 
siedlern so lange zu leisten, bis die Versicherung erfüllt ist. 
Alsdann erhält der Ansiedler die Stelle als schuldenfreies Eigen- 
thum. So schön sich dieser Plan ausnimmt, so bleibt doch das 
schwerwiegende Bedenken, dass überhaupt nur sehr wenige 
Personen in der Lage sind, sich so an die Scholle zu binden. 
Die minderbemittelte Bevölkerung, namentlich die ganze Ar- 
beiterschaft, ist oft genöthigt, den Ort ihrer Thätigkeit zu 
wechseln, in welchem Fall ein derartiger Hausbesitz zu einer 
schwer abzustossenden Last wird. Und wer kann jährlich 
800 Mk. zur Befriedigung seines Wohnbedürfnisses zahlen? 
So nützlich ein solches Unternehmen also für einen ganz kleinen 
Kreis von Personen mit mittlerem, dabei gesicherten Einkommen 
und festgeregelter Lebensstellung sein mag, so wenig Bedeu- 
tung kann ihm als Abhülfsmittel gegen grossstädtische Woh- 
nungsnoth beigemessen werden. 


Gewerbewesen. 


Arbeitsnachweis für ländliche Dienstboten 
in der Provinz Hannover. Im Kreise Neuhaus a. d. Oste 
(Provinz Hannover) soll die Einrichtung eines Arbeitsnach- 
weisungsinstituts für den Kreis, mit Agenten in allen Gegen- 
den, versucht werden. Die Einrichtung soll der Vermittelung 
von ländlichen Dienstboten dienen. 

Pferdebahn und Stadtverwaltung in Wien 
In der Sitzung des Wiener Stadtrathes vom 26. Mai d. ]Js. 
wurde über den Erfolg der Schritte referirt, welche der Stadt- 


— 1% — 


rath vor Kurzem gegen die Genehmigung der Sommer-Fahr- 
ordnung der ‚Wiener Tramway-Gesellschaft für 1893 gethan 
hatte (vgl. S. 139 dieser Ztschrft.). Der Referent stellte folgen- 
den Antrag: „Nachdem trotz der nachträglich von der Wiener 
Tramway-Gesellschaft vorgenommenen Abänderung des Ent- 
wurfes der Sommer-Fahrordnung für 1893 in der Weise, dass 
die Zeit des dichtesten Wagenverkehrs von vier auf sechs 
Stunden ausgedehnt werden soll, diese Sommer-Fahrordnung 
noch immer zahlreiche Mängel aufweist, welche sich als 
wesentliche Verschlechterung der Verkehrsverhältnisse selbst 
gegenüber der Sommer-Fahrordnung für 1892 darstellen, welche 
dem Stadtrathe Anlass zu Beschwerden und sodann zu einem 
Rekurse boten, ‘so nimmt der Stadtrath die erfolgte Geneh- 
migung der Sommer-Fahrordnung der Wiener Tramway-Ge- 
sellschaft seitens der niederösterreichischen Statthalterei mit 
Bedauern zur Kenntniss, erklärt jedoch gleichzeitig, gegen diese 
Genehmigung einen Rekurs deshalb nicht einzubringen, weil 
die Anregungen der Gemeinde Wien zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse bei der Wiener Tramway-Gesellschaft 
bisher mit geringen Ausnahmen eine Berücksichtigung durch 
die Regierung seit einer Reihe von Jahren nicht gefunden 
haben und weil der vom Stadtrathe am 27. Mai 1892 über- 
reichte Rekurs gegen die Sommer-Fahrordnung derselben Ge- 
sellschaft bisher nicht erledigt wurde“. Hierzu wurde beantragt, 
in Würdigung der im Referenten-Antrage angeführten That- 
sachen die Rekursergreifung nicht zu unterlassen, und der An- 
trag des Referenten mit der beantragten Abänderung geneh- 
migt. Es scheint also, dass die Wiener Stadtverwaltung selt- 
samer Weise bei ihrer berechtigten Vertretung allgemeiner 
städtischer Interessen gegenüber einer im Besitze des Ver- 
kehrsmonopols befindlichen Privatgesellschaft nicht die nöthige 
Unterstützung durch die Staatsbehörden findet. 


Dtteratur: 


Statistisches Jahrbuch der Stadt Berlin. Doppel- 
Jahrgang XV1l, XVII. Statistik der Jahre 1889 und 1890. 
Her.v.R.Böckh, Direktor des Statistischen Amtes der Stadt 


Berlin. Berlin, Stankiewiez’ Buchdruckerei. 1893. XVIu.671S. | 


Auf dieses Jahrbuch wäre nicht näher einzugehen, wenn 
es nicht an einem klassischen Beispiel zeigte, wie sehr der‘ 
Werth städtischer Veröffentlichungen durch die Verspätung 
ihres Erscheinens leidet. Der dicke Band enthält alles$Zahlen- 
material, was über Berlin für die Jahre 1889 und 1890 aufzu- 
bringen war. Neben manchem Interessanten findet sich viel un- 
nöthiger Ballast. Hätte man sich auf das Wissenswerthe be- 
schränkt und das ein halbes Jahr nach Beendigung der Be- 
richtsjahre herausgegeben, so wäre dies Buch für die Zwecke 
der Verwaltung gewiss äusserst werthvoll gewesen. Heute, 
zwei Jahre später, haben diese Zahlen ihren Werth:im wesent- 
lichen eingebüsst, denn jeder, der sich näher interessirt, wird 
für den einzelnen Gegenstand jetzt schon Zahlen von 1892 
erfahren können. Wenn freilich jeder Jahrgang 1!/a bis 2 Jahre 
später erscheint als sein Vorgänger, wird das Jahrbuch mit 
der Zeit seinen Zweck völlig verfehlen, einen Zweck, der schon 
heute kaum im Verhältniss zu den Druckkosten stehen dürfte. 
Gerade der Statistiker ist auf weise Beschränkung und mög- 
lichst rasche Bereitstellung seiner Ergebnisse angewiesen, sonst 
verwandelt sich die Erkenntniss des Bestehenden in die Be- 
schaffung historischen Materials. Dem Berliner Statistischen 
Bureau kann der Vorwurf der Verzögerung um so weniger 
erspart werden, als. der Magistrat ihm überreiche Geldmittel 
zur Verfügung stellt. Andere Städte-Bureaus mit bescheidenem 
Etat kommen ihm auch in der Bearbeitung der Volkszählungen 
fast immer zuvor. Allerdings suchen sie das Ideal der Statistik 
nicht in der möglichst massenhaften Entwicklung von Zahlen- 
material, denn nicht alles, was man zahlenmässig darstellen 
kann, ist deshalb auch interessant. Was die eigentliche Be- 
arbeitung der Ergebnisse anlangt, ist die Berliner Statistik 
schon deshalb im Nachtheil, weil sie es verschmäht, auf Ver- 
gleiche mit anderen Städten einzugehen; deren Publikationen 
werden ignorirt. Manche werthvolle Anregung ist ihr auf diese 
Weise verloren gegangen, die sie nicht immer durch eigene 
Originalität zu ersetzen verstand. So ist namentlich das, was 
dies Berliner Bureau auf dem Gebiete der Sozialstatistik ge- 
leistet, wenn man von der Lohnstatistik absieht, nicht allzu 
viel. Mögen die Konferenzen der deutschen Städtestatistiker 
in dieser Beziehung auch auf Berlins Bureau befruchtend 
wirken. Br. 
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Die „degressive Einkommensteuer“ im 
preussischen Kommunalabgaben - Entwurf. 
Von Dr. J. Jastrow, Privatdozent an der Universität Berlin. 


Unter vielen bemerkenswerthen Dingen, welche in 
den gegenwärtigen preussischen Steuerverhandlungen un- 
bemerkt ihren Gang gehen, ist eines der bedeutsamsten 
das Schicksal der Steuerdegression. 

„Progressive Steuern“ sind seit lange ein sozialisti- 
sches Schlagwort. Sie enthalten den Nebengedanken einer 
ins Unendliche gesteigerten Progression, welche schliess- 
lich die grössten Einkommen mit Konfiskation treffen 
sol. Um diesem Gedanken seine Spitze abzubrechen, 
pflegt man Steuern, denen es weniger um Bedrohung 
der grossen, als um Schonung der kleinen Einkommen 
zu thun ist, „degressive“ zu nennen. Die progressive 
Steuer steigt von unten nach oben; die degressive sinkt 
von oben nach unten. Es ist eine blosse Aenderung der 
Ausdrucksweise. Mit dieser Aenderung aber ist erreicht, 
dass heute die „degressive Steuer“ zur gemeinsamen Ueber- 
zeugung aller sozialpolitischen Richtungen geworden ist. 

So wenig die „Blätter für soziale Praxis“ das ganze 
Gebiet der Steuergesetzgebung in den Kreis ihrer Be- 
sprechung ziehen können, so wenig können sie doch an 
den sozialpolitisch wichtigsten Punkten dieser Gesetz- 
gebung stillschweigend vorübergehen. Wir meinen viel- 
mehr unsern Lesern einen Dienst zu erweisen, wenn wir 
ab und zu an einem einzelnen Beispiel zeigen, wie sich 
das gegenwärtig in Preussen geplante Reformwerk zu den 
Forderungen moderner Sozialpolitik stellt. 

Die Gemeinde - Einkommensteuer soll nach dem 
Regierungsentwurf in der Form von Zuschlägen zur Staats- 
Einkommensteuer erhoben werden, 


„Eine verschiedene Bemessung der Zuschläge für die ein- 
zelnen Stufen des Steuertarifs bedarf der Genehmigung. In 
keinem Falle darf der Prozentsatz der Besteuerung in den 
unteren Stufen höher sein, als in den oberen. ($ 30, Abs. 5 
des Entwurfs.) 

In Preussen erfolgt die Ausschreibung der Kom- 
munalsteuera in der Regel in Prozenten der Staatssteuer. 
„Die Gemeinde erhebt 100 pCt. Einkommensteuer“ heisst: 
jeder Bürger bezahlt an die Gemeinde so viel Einkom- 
mensteuer wie er an den Staat bezahlt. „Die Gemeinde 
erhebt 200 pCt. Einkommensteuer“ heisst: jeder Bürger 
bezahlt an die Gemeinde doppelt so viel Einkommen- 
steuer, wie er an den Staat bezahlt. Dem entsprechend 
verstand ich die Regierungsvorlage folgendermassen: Es sei 
nicht nothwendig, diese Prozentsätze für alle Stufen gleich- 
mässig zu bestimmen; wenn auf Grund dessen von den 
höheren Stufen mehr Prozente ihrer Einkommensteuer 
erhoben werden sollten, als von den unteren (z. B. von 
den höheren 125 pCt., von den unteren 75 pCt.), so 
bedürfe dies der Genehmigung; in keinem Falle aber sei 
es zulässig, die Zuschläge zu den unteren Stufen höher 
zu bemessen, als zu den oberen (also z. B. zu den un- 
terenel 2b PCtkezundensobereninun?5 pCt.) Erst rjetzt 
erfährt man aus dem Kommissionsbericht (S. 49), dass 
die Worte „Prozentsatz der Besteuerung“ in anderem Sinne 
gemeint seien. Es lässt sich nämlich auch der staatliche 
Steuersatz prozentual (in Prozenten des Einkommens) 
ausdrücken. Obgleich unsere Gesetze nie diese Ausdrucks- 
weise gebrauchen, sondern bei jeder Stufe sowohl das Ein- 
kommen, als den Steuersatz in Mark und Pfennigen 


ausdrücken, so ist doch rechnerisch der Steuersatz 
ein Prozentualsatz des Einkommens. Wenn die Stufe 
100 000—105 000 Mark 4000 Mark Steuer zahlt, so 


sind dies 4 pCt.; bei der Stufe 3000—3300 Mark sind 
60 Mark Steuer ungefähr 2 pCt., bei der Stufe 900— 1050 
Mark sind 6 Mark Steuer ungefähr ?/3 pCt. Wenn nun 
eine Gemeinde zu diesen staatlichen Sätzen verschiedene 
Zuschläge erhebt, z. B. bei den beiden unteren 125 pCt., 
bei der obersten 75 pCt., so beträgt der „Prozentsatz 
der Besteuerung“ in der Stufe 


100 000-105 000 Mark. . . 7  ptt. 
3000-3200 %. 05% 
9002+::1050s0.-, Er 


Wenn in dieser Weise die Zuschläge zu den unteren 
Klassen höher bemessen werden als zu den oberen, so 
ist darum der „Prozentsatz der Besteuerung* noch nicht 
höher. Der Sinn des Regierungsentwurfs soll also umge- 
kehrt sein, als man glauben möchte, Die stärkere Be- 
messung der Zuschläge zu den unteren Klassen soll 
nicht (wie man glaubt) verboten, sondern sie soll ge- 
stattet werden; nur soll sie daran eine Grenze haben, 
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dass sie nicht geradezu von den unteren Stufen einen 
grösseren Theil des Einkommens nehme, als von den 
höheren. — Wenn man diesen Geheimsinn der Worte 
erst erfasst hat, dann merkt man allerdings, dass er in 
den Motiven des Regierungsentwurfs bereits angedeutet 
war (S. 57). 

Die Kommission hat an Stelle dieser Bestimmung 
den besonderen $ 30a gesetzt: 


„Besondere Gemeinde-Einkommensteuern sind nur aus be- 
sonderen Gründen gestattet und bedürfen der Genehmigung. 
Die bei der Veranlagung zur Staats-Einkommensteuer er- 
folgte Feststellung des Einkommens und die Stufen des 
Steuertarifs der Staats-Einkommensteuer dürfen nicht abge- 
ändert werden. Veränderungen der Sätze des Steuertarifs 
sind nur mit der Massgabe zulässig, dass der Prozentsatz 
der Besteuerung des Einkommens bei den unteren Stufen 
nicht höher sein darf, als bei den oberen Stufen, und dass 
das im Tarif der Staats-Einkommensteuer enthaltene Steige- 
rungsverhältniss der Sätze nicht zu Ungunsten der oberen 
Stufen geändert werden darf.“ 

Wenn es mir gelungen ist, mich zum Verständniss 
dieses Kommissionsbeschlusses durchzuarbeiten, so ist sein 
Sinn der folgende: Wenn die Gemeinde-Einkommensteuer 
nicht einfach in einem gleichen Prozentualzuschlag zur 
Staats-Einkommensteuer bestehen soll, so bleibt sie gleich- 
wohl an die Feststellung der einzelnen Einkommen, wie 
sie die Staatsbehörden getroffen haben, gebunden. Einer 
solchen Gemeinde-Einkommensteuer muss auch die Stufen- 
eintheilung des staatlichen Einkommensteuer-Gesetzes un- 
verändert zu Grunde gelegt werden; die Aenderung ist 
also auf die Steuersätze der Stufen beschränkt. Aber auch 
in Bezug auf den Steuertarif wird die Befugniss der Ge- 
meinden eingeengt: einmal zu Gunsten der oberen Stufen, 
indem untersagt wird, die Steuerprogression des staat- 
lichen Tarifs zu verschärfen; sodann zu Gunsten der 
unteren Stufen, indem zwar gestattet wird, die Degression 
aufzuheben, aber nicht in eine Progression nach unten 
umzuwandeln, d. h. die oberen Stufen sollen absoluten 
Schutz gegen Verschlechterung geniessen, die unteren nur 
soweit, dass das Schlimmste die Gleichstellung mit den 
oberen sein könnte. 

Danach hat also ein Arbeiter mit etwa 1000 Mark 
Einkommen die Garantie, dass er nicht schärfer heran- 
gezogen werden wird, als der Millionär mit 100000 Mark 
Einkommen. Im staatlichen Steuertarif ist der Millionär 
mit 4000 Mark, der Arbeiter mit 6 Mark angesetzt; bleibt 
im Gemeindetarif der Millionär mit 4000 Mark stehen, 
so darf der Arbeiter nicht mit mehr als 40 Mark ange- 
setzt werden, d. h. höchstens (!) mit dem 6—7fachen seines 
staatlichen Satzes. 

Uebrigens ist ein Hinausgehen über diese Schärfe 
nicht absolut ausgeschlossen. Wo gegenwärtig eine Ge- 
meinde-Einkommensteuer mit Progression nach unten 
besteht, da soll sie (darin stimmen Regierungsvorlage und 
Kommissionsfassung überein) mit Genehmigung aus be- 
sonderen Gründen beibehalten werden dürfen. 

Die Begründung der Kommissionsfassung ist zu 
charakteristisch, als dass sie nicht mitgetheilt werden sollte. 

„Er ist davon ausgegangen, dass die starke Degression, 
wie sie der staatliche Einkommensteuertarif aufweist (von 
4 pCt. herunter bis auf etwa ?/s pCt. des Einkommens), für 
die Gemeinden vielfach nicht passen werde. Es sollte des- 
halb nach der Vorlage die Möglichkeit gegeben werden, die 
Degression den Bedürfnissen der Gemeinden entsprechend 
zu mildern und bezw. zu beseitigen, derart, dass alle Steuer- 
stufen thatsächlich mit den gleichen Prozenten vom Ein- 
kommen herangezogen werden könnten. Diese Wirkung wollte 
die Vorlage aber nicht auf dem direkten Wege, also durch 


Zulassung der Aenderung der Steuersätze des Tarifs, son- 
dern auf einem Umwege, nämlich in der Form erreichen, 


dass die Steuersätze des staatlichen Tarifs zwar massgebend 
blieben, jedoch mit verschiedenen Zuschlägen, und zwar 
speziell die unteren Stufen mit höheren als die oberen bis 
zu der angegebenen materiellen Grenze, belegt werden 
könnten. Andererseits war durch die Fassung des Absatzes 5 
der Vorlage eine noch über die staatliche Progression hinaus- 
gehende stärkere Progression des Prozentsatzes der Steuer 
vom Einkommen zu Ungunsten der oberen Klassen — auch 
hier wieder nicht direkt, aber auf dem Umweg der höheren 
Zuschläge — nicht ausgeschlossen. Im letzten Absatz (6) der 
Vorlage endlich wurde die Beibehaltung bestehender be- 
sonderer Gemeinde-Einkommensteuern aus besonderen 
Gründen und mit ministerieller Zustimmung gestattet, auch 
wenn die bestehende Regelung den vorstehenden Grundsätzen 
nicht entspricht; es kann danach also auch eine bestehende 
Progression nach unten weiter genehmigt werden. Dieser 
Absatz bezieht sich nach Erklärung des Finanzministers nur 
auf einen einzigen Fall, der in der Stadt Altona vorliegt, wo 
mit Rücksicht auf den grossen Zuzug von Arbeitern, die in 
dem benachbarten Hamburger Gebiete ihren Erwerb finden, 
besondere Verhältnisse obwalten. 

Die mit Rücksicht auf die Verhältnisse von Altona ge- 
troffene Bestimmung des letzten Absatzes [d. i. die Progres- 
sion nach unten] wurde nur von einer Seite angefochten 
und im Uebrigen genehmigt. 

Zu längeren Besprechungen und schliesslich theils zu 
Abänderungen, theils zu Klarstellungen gaben aber die Ab- 
sätze Il und 5 Anlass. Zu diesen Absätzen lagen auch ver- 
schiedene Petitionen vor, welche zum Theil die verschiedene 
Bemessung der Zuschläge zur Staats-Einkommensteuer über- 
haupt, zum Theil wenigstens die Zulassung einer schärferen 
Progression bekämpften. In der Kommission wurde von ver- 
schiedenen Seiten dem Grundsatze des Absatzes 5 gegenüber 
geltend gemacht: wenn man den Gemeinden, wenn auch 
nur in gewissen Grenzen, die Möglichkeit gewähre, an dem 
Staatssteuertarif zu rütteln, so trage man damit den Streit 
über diese Frage, der ja schon bei den Landtagsverhand- 
lungen ziemlich heftig gewesen, in die Gemeinde und gebe 
den destruktiven Elementen (!), welche überall Erhöhung der 
Geldausgaben und Erleichterung der weniger begüterten 
Klassen anstrebten, fortgesetzt ein gefährliches Agitations- 
mittel in die Hand, das ausgiebig auszunützen diese nicht 
verfehlen würden. Die wohlhabenderen Klassen seien aber 
durch die scharfe Progression des Staatssteuertarifs ver- 
hältnissmässig schon sehr stark belastet.“ 

Ich muss gestehen, dass auch ich zu denen gehöre, 
welche eine Erhöhung der kommunalen Leistungen, d.h. 
eine Erhöhung der „Geldausgaben“* für nothwendig halten ; 
und eine „Erleichterung der weniger begüterten Klassen“ 
strebe ich, wenn auch nicht in allen, so doch in vielen 
Punkten an. Aber wir alle, die wir diese Richtung in 
der Sozialpolitik vertreten, müssen uns eine Ausdrucksweise 
verbitten, welche so thut als ob es selbstverständlich 
wäre, dass diese beiden Dinge eine Eigenthümlichkeit der 
„destruktiven Elemente“ darstellen. Wir treiben unsere 
Sozialpolitik im Interesse der Staatserhaltung; wir 
nennen destruktiv eine Politik, welche die Lasten des 
Staates statt auf starke lieber auf schwache Schultern 
legen will. 

Ich will dabei gar nicht bestreiten, dass es unter 
gewissen Verhältnissen Unrecht wäre, die Kommunen an 
die Degression, welche der Staat für seine Zwecke be- 
stimmt hat, auch für kommunale Zwecke zu binden. Wenn 
in einer kleinen Gemeinde mitten in einer wenig wohl- 
habenden Bevölkerung ein Millionär lebt, so kann bei 
Zugrundelegung des staatlichen Steuertarifs die Kom- 
munalabgabe sich im Wesentlichen als eine Aufbringung 
eines einzigen Einwohners darstellen, zu welcher die Bei- 
träge aller Uebrigen als unbedeutende Summen hinzu- 
treten. Handelt es sich nun in einer solchen Gemeinde 
um eine neue Veranstaltung, zu welcher das doppelte 
Steuer-Soll nöthig ist, so kann unter Umständen der eine 
Millionär erklären, dass er eine Verdoppelung seiner 
Stevern nicht hinnehmen, sondern den Ort verlassen 


werde. Ist es nun gar eine Einrichtung, an welcher der 
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Mittelstand besonders interessirt ist (z. B. die Errichtung | 


einer höheren Bürgerschule), so hat die Gemeinde ein 
Interesse daran, in den unteren Stufen etwas mehr auf- 
zubringen, um sich auf diese Art gleichzeitig die ge- 
wünschte Einrichtung zu verschaffen und die kostbare 
Steuerkraft zu erhalten. Da eine preussische Gemeinde 
aus mündigen Leuten besteht, so ist schliesslich nicht 
einzusehen, weswegen man sie hindern soll, in ihrem 
wirthschaftlichen Interesse mehr Steuern auf sich zu nehmen. 
Der hier vorgetragene Fall ist auch keineswegs bloss fin- 
girt. Die Verlegung des Bibliographischen Instituts von 
Hildburghausen nach Leipzig wurde ihrer Zeit auf der- 
artige Steuerkonflikte zurückgeführt, und die schonende 
Veranlagung grosser Vermögen, wie sie in den preus- 
sischen Gemeinden bis vor Kurzem noch gang und gäbe 
war, stellte eine derartige Rücksichtnahme (freilich in durch- 
aus illegaler Form) dar. 


Allein wenn zuzugeben ist, dass solche Fälle in den 
Gemeinden vorkommen, so ist keineswegs zuzugeben, dass 
aus diesem Grunde die staatlich ausgesprochene Degres- 
sion für Zwecke der Kommunalbesteuerung als Regel 
ungeeignet ist. Stellt der Wortlaut des Kommissionsbe- 
schlusses in der That die Innehaltung der staatlichen 
Degression äusserlich noch als Regel hin, so legen die An- 
schauungen, wie sie in der Kommission zur Aussprache 
gekommen sind, es den Gemeinden geradezu nahe, die 
„Milderung* der Degression zur Regel zu erheben. 
Und nach der bestehenden Gemeindeverfassung haben 
gerade diejenigen Elemente die Oberhand, welche solche 
Anregungen wünschen. Vollends für die Beibehaltung der 
Progression nach unten ist nichts von Begründung bei- 
gebracht worden, als dass die Stadt Altona sie für noth- 
wendig halte. Weil in Altona viele Arbeiter wohnen, die 
ihren Erwerb in Hamburg finden, deswegen soll die preus- 
sische Gesetzgebung allgemein erklären, dass sie es nicht 
für absolut unzulässig halte, im Wege einer Steuer, welche 
sich „Einkommensteuer“ nennt, dem armen Manne einen 
grösseren Theil seines Einkommens zu nehmen, als dem 
reichen? Wenn einer Gemeinde durch Gewerbebetriebe in 
einer Nachbargemeinde Mehrausgaben entstehen, so schreibt 
der von der Kommission eingeschobene $ 44a vor, wie 
das Verhältniss der beiden Gemeinden zu einander zu 
regeln ist. Wenn wirklich auf das Verhältniss von Altona 
und Hamburg diese Voraussetzungen zutreffen, und Ham- 
burg zu Leistungen nicht zu bewegen ist, weil es ausser- 
halb der Schussweite des preussischen Gesetzgebers liegt, 
so muss die preussische Regierung im Stande sein, eine 
Regelung solcher Verhältnisse im Wege der Reichsgesetz- 
gebung durchzusetzen. Aber aus diesem Grunde einem 
solchen Monstrum von Steuerverfassung eine Ehrener- 
klärung auszustellen und in Zukunft jedem, der Arm und 
Reich gleich belasten wolle, die Möglichkeit zu gewähren, 
sich auf das Gesetz zu berufen, welches nicht einmal 
die Mehrbelastung des Armen unbedingt abschafft, — 
zur Begründung einer solchen Ungeheuerlichkeit reicht 
es nicht aus, dass Altona Hamburger Arbeiter beherbergt! 


* * 
* 


In sozialpolitischer Beziehung ist fast noch bedauer- 
licher als der Gesetzesinhalt der Ton, der beim Zu- 
standekommen herrschte. Noch niemals hat es sich so 
wie bei dieser Berathung gezeigt, dass das preussische 
Abgeordnetenhaus nicht eine Vertretung des Volkes, son- 
dern nur eine Vertretung seiner besitzenden Klassen ist. 
Mag ein Redner sagen, dass nach seiner Ansicht 
die Anhänger starker Steuerprogression zu den „destruk- 


tiven Elementen“ gehören; aber so zu sprechen, als ob 
dies selbstverständlich wäre, dazu hat er kein Recht. 
Und eine solche Rede zu führen, ohne auch nur einen 
Widerspruch zu finden, das ist jener Ton des Unter-sich- 
seins, der zu den sichersten Unterscheidungszeichen einer 
Standesvertretung von einer Volksvertretung gehört. Die 
ganze Ausdrucksweise der Kommission bewegte sich in 
einer Konventionssprache, welche auf dem stillen Ein- 
verständniss zu beruhen schien, die sozialpolitisch ver- 
fänglichen Dinge nicht beim richtigen Namen zu nennen. 
Die schärfere Heranziehung der unteren Klassen nennt 
man eine „Milderung der Degression“. Um diese schär- 
fere Heranziehung zu erreichen, ohne sie ausdrücklich 
auszusprechen, bedient man sich eines „Umweges“ und: 
spricht in den Verhandlungen so davon, als ob es bei 
uns ganz selbstverständlich wäre, dass die Gesetzgebung 
nicht die gewöhnlichen Wege, sondern die Umwege ein- 
schlage. Das ist der Geleitsbrief, den man dem Gesetze 
mit auf den Weg gibt, welches in Zukunft für mehr als 
50000 kleine Steuerverwaltungen die Richtschnur ab- 
geben soll! 


Aufwand der Londoner Wohlthätigkeits- 


Anstalten. 
Von Dr. M. Behrend in Zittau. 


Ueber das Einkommen der Vereine, Stiftungen und An- 
stalten Londons, welche gemeinnützigen Zwecken dienen, gibt 
W.F. Howe in seinem Classified Directory to the Metropolitan 
Charities jährlich eine Uebersicht. Seine Angaben sind eine 
Zusammenfassung der einzelnen Mittheilungen, welche ihm jene 
Institute freiwillig machen. Nicht wenige verweigern die Aus- 
kunft und andere, allerdings wohl meist unbedeutende, mögen 
dem Verfasser unbekannt geblieben sein. Die gefundenen Ge- 
sammtziffern, die gewöhnlich alsbald nach Veröffentlichung des 
Directory von allen englischen Tageszeitungen abgedruckt 
werden und durch ihre gewaltige Grösse imponiren sollen, sind 
daher schon an sich mit Vorsicht zu verwenden. Dazu kommt 
aber noch, dass man meistens ganz übersieht, was Howe alles 
unter seinen gemeinnützigen Anstalten (Charities) namhaft 
macht. 

Die Anzahl dieser Anstalten betrug 1884: 1013, 1891: 
1042, 1892: 980. Von diesen gaben Aufschluss: 1884:? 1891: 
778, 1892: 763. Für den Rückgang der Anzahl wird kein Grund 
angegeben. Die Gesammt-Einnahme aller dieser Veranstal- 
tungen, soweit sie Auskunft ertheilt haben, ist von £ 4447 436 
im Jahre 1884 auf £ 6060763 in 1891 und £ 6246136 in 
1892 gestiegen. Dabei ist hierin nicht einmal die Summe der- 
jenigen Gelder mit inbegriffen, die entweder von Privaten oder 
von der Hochkirche, sowie den anderen kirchlichen Gemein- 
schaften für wohlthätige Zwecke verausgabt wird. Andererseits 
muüss man in Betracht ziehen, dass ein beträchtlicher Theil 
der obengenannten Summen für Besoldungen und in Verwal- 
tungskosten verausgabt wird, und dass London der Sitz vieler 
Vereinigungen ist, deren Wirkungskreis sich oft über ganz 
England oder noch viel weiter erstreckt, dass somit diese 
Summen nicht allein der Metropole zu gute kommen. 

Gehen wir nun aber auf die Zwecke ein, für welche jene 
Mittel bestimmt sind, so fällt es auf, dass die religiös-kirch- 
lichen fast die volle Hälfte in Anspruch nehmen. Zählt man 
die Einnahmen der Bibelgesellschaften, Bücher- und Schriften- 
Vereine, der Gesellschaften für innere und äussere Mission und 
der Kirchen- und Kapellen-Baufonds zusammen, so erhält man 
für 1884 die Summe von £ 1900000, gegen £ 3000000 im 
Jahre 1891 und etwas über £ 3000000 im Jahre 1892. Auch 
lässt sich beobachten, dass diese Veranstaltungen, insbesondere 
die der Inneren Mission, bedeutend zunehmen; das Interesse 
an ihnen scheint sich auf Kosten anderer wohlthätiger Ein- 
richtungen zu verstärken. 

Daneben weisen höchstens noch die Hospitäler respektable 
Einnahmen auf, nämlich 1884: £ 601433, 1891: £ 655790 und 
1892: £ 634459. Die Anzahl der Hospitäler war 1884: 90, 
1891: 106, wovon 89 ihr Einkommen angaben; und 1892: 96 
resp. 88. — Aus der Abnahme der Anzahl derer, die überhaupt 
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von Mr. Howe aufgeführt werden, erklärt sich wohl der Rück- 
gang der Einnahmen im letzten Jahr. 

Ferner sind bedeutendere Posten bestimmt zur Fürsorge 
für alte Leute 1884 £ 435710, 1891 £ 504423, 1892 £ 527 941, 
für Erziehung und Unterricht 1884 £ 444083, 1891 £ 456 938, 
1892 £ 461099, für Armenunterstützung im Allgemeinen 1884 
£ 312010, 1891 £ 486647, 1892 £ 528492. Es ist erfreulich, 
dass hierfür eine bedeutende Mehreinnahme nachgewiesen ist. 
Die Anzahl dieser Institutionen ist von 95 in 1884 auf 98 (90) 
in 1891 und 98 (89) in 1892 gestiegen. Unter ihnen befindet 
sich die Charity Organisation Society, die wohl mit ihren 40 
Distriktsversammlungen und 25 der Gesellschaft angeschlossenen 
Provinzialvereinen die grösste derartige private Unternehmung 
repräsentirt, trotzdem aber nicht im Stande ist, ihre weit- 
gehenden Zwecke*) durchzusetzen. 

Von den übrigen Gruppen von Veranstaltungen, deren 
Einkommen Howe angibt, nennen wir nur die Fürsorge für 
die Blinden, Tauben u. s. w., die Apotheken, Krankenpflegerinnen- 
Anstalten u. s. w., Asyle, Waisenhäuser u. s. w., Besserungs- 
Anstalten u. ähnl. Der zweitgeringste Posten (1892 £ 80 277) 
im Jahre 1591 und 1884 noch der allergeringste (£ 75689 und 
£ 72955) ist für die Institute zur Hebung sozialer Missstände 
angegeben. Ihre Zahl betrug 42 im Jahre 1884, stieg auf 56 
(23) im Jahre 1891 und fiel auf 52 (24) im Jahre 1892. Die in 
Klammern beigefügten Zahlen geben wieder die Anzahl der- 
jenigen, die Howe Angaben über ihre Einnahmen gemacht 
haben. Dass viele keine Auskunft ertheilten, lässt darauf 
schliessen, dass wir es hier mit vielen Veranstaltungen zu 
thun haben, die nur eben vegetiren und einen Namen haben, 
aber nicht viel Nutzen schaffen; denn wer wirklich Erfolge 
aufzuweisen hat, wird sich nicht scheuen, dies kund zu thun. 
Was hat man nun aber unter diesen Instituten zu verstehen? 
Wir finden gewisse Bestrebungen zur Beschäftigung von Männern 
und Burschen, Frauen und Mädchen, für Auswanderung, allge- 
meine Bildung, Temperenz (hierfür dürfte der grösste Theil 
der £ 80000 verwendet werden) und’ für Wohnungsfürsorge. 

Wenn man von der Grösse der Zahlen absieht, wofür 
man eben in Betracht ziehen muss, dass London fünf Millionen 
Einwohner hat, so wird man zu dem Resultat kommen, dass 
die private Fürsorge dort in eben denselben Richtungen und 
in eben derselben Mangelhaftigkeit thätig ist, wie bei uns. 
Sie mag nach einzelnen Seiten mehr leisten, aber dafür sind 
die Aufgaben unserer Öffentlichen Armenpflege viel weiter ge- 
steckt, als in England. Jedenfalls hat man keinen Grund zu der 
Meinung, als ob die öffentliche und private Fürsorge in Eng- 
land grössere Erfolge erzielt habe, als bei uns. 


Die persönlichen Verhältnisse der Wiener 
Armen. 
Von Dr. Eugen Elkan in Frankfurt a. M. 


Der Wiener Verein gegen Verarmung und Bettelei 
hat es unternommen, sein Material über die persönlichen 
Verhältnisse der an ihn kommenden Petenten statistisch 
zu bearbeiten. Der interessanten Arbeit”*), welche K. Th. 
von Inama Sternegg zum Verfasser hat, liegen 10000 
Personalakten zu Grunde, welche von den Pflegern und 
Pflegerinnen des Vereins nach einheitlichen Gesichtspunk- 
ten ausgefüllt sind und sich auf die zur Charakteristik 
des Einzelfalles wichtigen persönlichen. Verhältnisse er- 
strecken. In der statutenmässigen Wirksamkeit des Ver- 
eins ist es begründet, dass sich seine Pfleglinge in manchen 
erheblichen Stücken von den Kostgängern der öffentlichen 


*) Der Hauptzweck dieser Gesellschaft ist die Hebung der 
Lage der Armen 1) durch Herstellung einer Verbindung zwischen 
der privaten Wohlthätigkeit und der staatlichen Armenpflege und 
innerhalb der privaten Wohlthätigkeit selbst, 2) durch genaue 
Untersuchung und Ergreifung der jedem Einzelfall entsprechenden 
Massnahmen und 3) durch Unterdrückung der Bettelei. 


**) „Die persönlichen Verhältnisse der Wiener Armen“. 
Statistisch dargestellt nach den Materialien des Vereins gegen 
Verarmung und Bettelei von K. Th. v. Inama Sternegg. Wien 
1892. Im Selbstverlag des Vereins gegen Verarmung und 
Bettelei. 


Armenpflege unterscheiden. Seine Wirksamkeit ist vor 
allem auf Hebung sinkender Existenzen gerichtet. Des- 
halb fehlen dauernd hülfsbedürftige Leute, insbesondere 
Greise und Unmündige, andererseits kommen auch junge 
Leute wenig vor. Es handelt sich wesentlich um Fami- 
lien, deren Ernährer zwar verdient, aber doch den Unter- 
halt für seine Angehörigen nicht ganz aufbringt. Nach 
der Heimathsberechtigung oder der Nationalität oder der 
Konfession oder der Erwerbsart werden dagegen keine 
Unterschiede gemacht. Die untersuchten Fälle geben da- 
her ein Bild jener Klasse von Hülfsbedürftigen, welche 
an der Grenze wirklicher Verarmung steht, bezw. wenn 
solcher verfallen, ihr doch vielleicht noch zu entreissen ist. 

Zunächst werden die Gebürtigkeit, die Zuständigkeit 
und die Dauer des Aufenthaltes der Armen untersucht. 
Bezüglich der ersteren wird festgestellt, dass nach der 
Volkszählung von 1890 fast die Hälfte (45,5 pCt.) der 
Bevölkerung in Wien geboren ist, während unter den 
Wiener Armen nur etwa ein Viertel (26,2 pCt.) gebürtige 
Wiener sind. Die zugezogene Bevölkerung liefert also ein viel 
grösseres Kontingent der Armen als die eingeborene*). Ihre 
Heimath haben in Wien nicht einmal ein Drittel der Wiener 
Armen. Und doch ist bei weitem der grösste Theil derselben 
schon recht lange in der Hauptstadt; von sämmtlichen 
nicht zuständigen 6816 Unterstützten hatten 6510 oder 
95,5 pCt. einen mehr als zwei Jahre dauernden Aufent- 
halt nachgewiesen, ja mehr als drei Viertheile aller nicht 


' zuständigen Armen sind schon über 10 Jahre in Wien. 


Und all dieser Personen nimmt sich die öffentliche Ar- 
menpflege nicht an, ihnen droht der Schub, wenn sie 
sich an sie wenden. 

Der folgende Abschnitt behandelt Geschlecht, Civil- 
stand, Alter, Kinderzahl, Familienverhältnisse und Ge- 


») Anmerkung der Redaktion. Inama Sternegg 


| verfällt hier in einen Irrthum, den vor ihm schon insbesondere 


Lehr (Individualstatistik der öffentlichen Armenpflege in Leip- 
zig 1886. Leipzig 1890. Heft XX der Mitth. des statist. Amtes 
der Stadt Leipzig, S. 19 f.) begangen hat. Man übersieht, dass 
die persönlich unterstützten Armen fast durchweg erwachsen 
sind, während unter der Gesammtbevölkerung die — natür- 
lich zumeist am Ort geborenen — Kinder jeweils gegen 30 pCt. 
ausmachen. Gerade Lehr, der bei Untersuchung der Gebürtig- 
keit die Armen nach den Rubriken Männer, Frauen und Kinder 
sondert, hätte alle Veranlassung gehabt, zu berücksichtigen, 
wie sich denn die Erwachsenen in der Gesammtbevölkerung 
Leipzigs auf Zugezogene und Einheimische vertheilen, und 
damit seine für die Armen (ohne die unterstützten Kinder) 
gefundenen Zahlen zu vergleichen. Von den über 25 Jahre 
alten Männern der Bevölkerung Leipzigs waren 1885 17 pCt. 
am Ort geboren, von den unterstützten Männern 18 pCt.; von 
den über 20 Jahre alten Frauen waren 22 pCt. in Leipzig ge- 
boren, von den unterstützten Frauen 24,; pCt. Genauer besehen 
stellen die Ortsgebürtigen zu den Dauernd-Unterstützten sogar 
weit beträchtlichere Theile als zur Gesammtbevölkerung, näm- 
lich 29,5 pCt. bei den Männern, 2/ pCt. bei den Frauen. Be- 
kanntlich machen es die unteren Organe der städtischen Armen- 
pflege den Zugewanderten nicht so leicht, sich unterstützen 
zu lassen, sodass obiges Verhältniss ganz natürlich erscheint. 
Man sieht aber, wie wenig begründet die Aeusserung Lehr’s 
ist, die Zugezogenen nähmen die Armenpflege mehr in An- 
spruch als die Ortsgebürtigen, und es erweise sich da die 
bessere Qualität der am Ort geborenen Bevölkerung. In Wirk- 
lichkeit ist nirgends festgestellt, dass die zuge- 
zosenen Hliemienteudiel öftentuchesoderspriyate 
Unterstützung mehr in Anspruch nehmen’als die 
einheimischen. 

Was Wien anlangt, so bemerkt Inama Sternegg bei Unter- 
suchung der Zuständigkeitsverhältnisse, dass sich diese im 
Gegensatz zur Gebürtigkeit bei den Wiener Armen ungefähr 
ähnlich gestalten wie bei der Gesammtbevölkerung. Hier treten 
eben die Kinder nicht auf die andere Seite über, sie folgen 
der Heimath ihrer Väter, bei der Gebürtigkeit aber vermehren 
sie die Seite der am Orte geborenen. 
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sundheitszustand der Armen. Von sämmtlichen unter- 
suchten Fällen entfallen 65,2 pCt. auf männliche, 34,8 pCt. 
auf weibliche Personen; 5,5 pCt. der Armen waren ledig, 
73,1 pCt. verheirathet, 20,4 pCt. verwittwet, 1 pCt. ge- 
schieden. Dem Alter nach war die Hälfte der Armen 
noch nicht 40 Jahre alt, nur bei Verwittweten und Ge- 
schiedenen rückt das Altersmittel etwas höher hinauf. 
Von .den ledigen Frauen haben 41 pCt. für Kinder zu 
sorgen. Aeusserst bemerkenswerth ist aber der Kinder- 
reichthum der Wittwen. 7,6 pCt. der vom Vereine unter- 
stützten Wittwen waren kinderlos, 14,4 pCt. hatten je 
1 Kind, 47,5 pCt. 2—3 Kinder, 24 pCt. 4—5 Kinder, 
6,5 pCt. 6—8 Kinder. Krankheit des Ernährers oder 
der Angehörigen, gegenwärtige oder überstandene Krank- 
heiten sind in mehr als 44 pCt. aller Fälle als Verar- 
mungsursache ermittelt worden. Im Zeitpunkte der Unter- 
stützung selbst waren 22 pCt. der Selbstunterstützten, 
fast 27 pCt. der Angehörigen krank. 

Dass die meisten der unterstützten Männer (57,5 pCt.) 
dem Handwerk angehören, beruht darauf, dass der Ver- 
ein sich bemüht, möglichst solche Leute, die im Begriff 
sind, um ihre Existenz zu kommen, über Wasser zu 
halten. Im Uebrigen sind alle Berufs- und Erwerbsver- 
hältnisse vertreten. 
von den unterstützten weiblichen Personen (43 pCt.) 
hatten überhaupt keinen regelrechten Erwerb. 24 pCt. 
der Männer, 42 pCt. der Frauen lebten von wechselnder, 
also durchaus unsicherer Beschäftigung. Wir versagen es 
uns, auf die Ergebnisse einzugehen, die aus den Frage- 
bogen über die Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
der Armen mitgetheilt sind; hier dürften sich wohl am 
ehesten Irrthimer in der Beurtheilung eingeschlichen 
haben, da es sich doch wesentlich um Personen handelt, 
die rein von der Hand in den Mund leben, einmal mehr, 
dann wieder weniger oder nichts verdienen, bei denen 
also die Feststellung eines monatlichen oder jährlichen 
Einkommens kaum angängig ist 

Was die Miethverhältnisse der unterstützten Armen 
anlangt, so zahlen 3 pCt. derselben gar keine Miethe; 
davon sind fast zwei Dritttheile Männer (vorwiegend Haus- 
meister) Eine Wohnungsmiethe bis 5 fl. monatlich haben 
eauu13. pCt. übers d >10 1. AU» pCt. und’ über 10: 
44 pCt. aller Unterstützten zu entrichten. 
in der untersten Miethstufe fast keine Aftervermiethung 
vorkommt, tritt eine solche bei der zweiten Miethstufe 
bereits. in „13. pCt... ‚bei, derrobersten bei: 37. pCt. aller 
Fälle ein. Im Ganzen sind 26 pCt. aller männlichen, 
31 pCt. aller weiblichen Unterstützten genöthigt gewesen, 
ihren Wohnungsbedarf durch Zuhülfenahme einer After- 
vermiethung zu decken. Hiernach darf wohl angenommen 


werden, dass mindestens 40 pCt. aller Unterstützten für 
ihren eigenen Wohnungsbedarf nicht über 5 fl. monat- 
lich aufzubringen vermögen, d. h. sich ın der Haupt- 


sache mit einem Wohnraum für die ganze Familie be- 
gnügen müssen Auffallend ist, wieviel ungünstiger die 
Frauen (bes. die Wittwen) wohnen als die Männer, so- 
ferne jene viel häufiger Aftermiether aufnehmen müssen, 
obwohl sie im allgemeinen billigere also geringere Woh- 
nungen haben. Sehr zu bedauern ist, dass sich die Er- 
hebungen nicht auch gleichzeitig auf die Wohnungsver- 
hältnisse der Armen erstreckt haben, die doch durch 
die Miethpreise entfernt nicht charakterisirt sind. Von 
der Untersuchung über die Schulden der Vereinspfleg- 
linge gilt wohl dasselbe, was oben über die des Ein- 
kommens gesagt worden ist. Sie liefert kaum etwas 
Neues. Dass die meisten Armen Schulden haben, liegt 
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Recht bedeutende Theile namentlich 


Während aber 


auf der Hand; da sie aber keinen Kredit haben, so be- 
wegen sich die Schulden in engen Grenzen. Besonderen 
Werth mag nur etwa die Feststellung haben, dass gegen 
HOF pCt, alle Armen mit der Micthekhkung im Rück- 
stande sind, und dabeı dürfte sich noch fragen, ob dem 
Verein wirklich alle Miethschulden bekannt wurden. 

So interessant die Erhebung des Wiener Vereins ist, 
so sieht man doch, dass bei der Verarbeitung solchen 
Personal-Aktenmaterials im Ganzen nur wenige Punkte, 
die allgemeineres Interesse haben, festgestellt werden 
können. Von den 50000 Personal-Akten des Wiener 
Vereins konnten überhaupt nur 10000 Fälle bearbeitet 
werden, da die übrigen theils Abgewiesene betrafen, oder 
aber zu ungenau geführt waren. Zu wünschen ist jeden- 
falls, dass andere Vereine mit ähnlichen Zwecken auch 
ihrerseits mit einer Bearbeitung ihres Personalakten- 
Materials hervortreten, doch wird man auch darauf halten 
müssen, dass sie in der Auswahl sowohl, wie in der Be- 
arbeitung des Materials genügende Vorsicht beobachten. 
Nicht jedem Verein steht eine so hervorragende wissen- 
schaftliche Kraft zur Verfügung, wie dem Wiener. Ohne 
Zweifel aber werden solche Spezialuntersuchungen über 
die Armenpfleglinge für die Kenntniss der Hülfsbedürf- 
tigen und der Ursachen der Armuth und damit für 
die gesammte Praxis der Armenpflege von erheblichem 
Nutzen sein. 


Notizen. 


Kinderpflege. 


Zwangserziehung im Grossherzogthum Hessen. 
Im Jahre 1891 kamen bei der nichtstreitigen Gerichtsbarkeit 
im Grossherzogthum Hessen auf Grund des Gesetzes vom 
I1. Juni 1887, welches die Unterbringung jugendlicher Uebel- 
thäter und verwahrloster Kinder regelt, im Ganzen 152 Ver- 
fahren vor, welche zur Feststellung der Zulässigkeit der Unter- 
bringung anhängig gemacht waren. 129 waren im Jahre 1891, 
23 schon im Vorjahre eingeleitet. Erledigt wurden 127 und zwar 
92 durch Erklärung der Zulässigkeit jener Unterbringung, 23 
durch abweisenden Beschluss, der sich auf Nichtvorhandensein 
der Voraussetzungen begründete, 12 auf andere Art. Sonach 
blieben 25 Sachen am Jahresschluss unerledigt. Anträge auf 
Entlassung aus der Zwangserziehung kamen 3 vor, von denen 
einem stattgegeben wurde, während ein anderer abgelehnt, der 
dritte sonst erledigt wurde. 


Zieh- und Haltekinder in Berlin. Dem, soeben 
erschienenen 6. Gesammtbericht über das Sanitäts- und Medi- 
zinalwesen in der Stadt Berlin während der Jahre 1889, 1890 
und 1891 (Mit einem Anhang betr. Charlottenburg, erst. v. 
Dr. A. Wernich und Dr. R. Wehmer, beide beim kgl. Polizei- 
präsidium zu Berlin. Berlin 1893. Verlag von Richard Schoetz. 
VII und 328 S.) entnehmen wir folgende Mittheilungen, die 
sich auf Vorkehrungen gegen eine abnorm hohe Kindersterb- 
lichkeit beziehen. Der Antheil, welchen in Berlin das Alter 
von 0 bis 1 Jahr an der Gesammtsterblichkeit beansprucht, 
hat im Jahrzehnt 1881 bis 1890 fast dauernd 37 bis 40 pCt. 
betragen und ist auch im Jahre 1891 37,86 pÜt. gewesen, Zahlen, 
die als Ausdruck einer vorhandenen Kalamität gelten müssen. 
Dass dieselbe in der Eigenart des Zieh- und Haltekinderwesens 
ihre Wurzeln hat, ist längst erkannt und hat in Berlin zu einer 
Reihe von Polizei-Massregeln geführt. „Allein wo es nicht am 
guten Willen, sondern an Einsicht und Mitteln fehlt, wo zu 
dem mangelhaften Interesse am Gedeihen des jungen Kindes 
die weitaus zu niedrigen Pensionssätze kommen, — wo ferner 
ein Zusammenpferchen der kleinen, anspruchsvollen Geschöpfe 
in engbemessenen Räumen unvermeidlich, eine ungenügende 
Versorgung dieser letzteren mit Luft und Licht ein ebenso 
eisernes Gesetz ist, wie die viel zu hoch gesteigerte Wärme 
in den höheren Stockwerken der Häuser, — wo Volksgewohn- 
heiten bezüglich unzweckmässiger Betten und Kleider- und 
Wäschestücke eine gedeihliche Entwärmung so behindern, wie 
dies alles für Berlin zutrifft, — da findet der Erfolg der poli- 


zeilichen Ueberwachung und des sanitätspolizeilichen Handelns 
eine betrübend enggesteckte Grenze. Die Frauen der gebilde- 
ten Stände haben zwar vielfach den Willen und nicht weniger 
oft auch die Fähigkeit bethätigt, die Haltefrauen in ihrem 
schweren Berufe zu stützen, sie zur Reinlichkeit anzuhalten, 
die bezüglich der Nahrungszuführung und Nahrungsbeschaffen- 
heit gewonnenen Fortschritte zu popularisiren, — aber die 
bezüglichen Wirkungskreise sind noch immer viel zu klein. 
Wenn, wie es die Ziffern eines der jüngsten Jahre lehren, von 
3342 ein- bis vierjährigen Haltekindern nur wenig über 200 
unterjährige (vorwiegend uneheliche) durch private Wohlthätig- 
keit, dagegen 1227 gleichfalls im ersten Lebensjahre stehende 
nur polizeilich (durch die kontrolirenden Schutzleute) über- 
wacht wurden, so kann eine Besserung der Gesundheits- und 
Sterblichkeitsverhältnisse nur im langsamen Tempo erwartet 
werden.“ Wenn die Berliner Sanitätspolizei warten will, bis 
sich auch für die übrigen 1200 unterjährigen und 3000 noch 
nicht vierjährigen Haltekinder freiwillige Aufsichtspersonen 
finden, welche die Schutzleute in der Bewachung der Kinder 
unterstützen, so wird sie lange warten können. Stünden obige 
Zeilen nicht in einem ofhziellen Bericht, so könnte man ver- 
sucht sein, böswillige Verleumdung dahinter zu sehen, so kann 
man nur mit Bedauern feststellen, wie wenig die Sanitätspolizei 
in Berlin ihrer Aufgabe im Schutz der Haltekinder gewachsen 
ist. Nachdem man in Leipzig mit der dortigen Ziehkinderan- 
stalt so überaus günstige Erfahrungen gemacht hat, indem 
man die Aufsicht über die Ziehkinder besoldeten Pflegerinnen 
übertrug, ist es unbegreiflich, dass man nicht auch in Berlin, 
wo die private Vereinsthätigkeit so vollständig versagt, Berufs- 
pflegerinnen angestellt hat; man würde dann wohl nicht mehr 
nöthig haben, in lamentable Klagen auszubrechen, die freilich 
bequemer sind als energisches und zielbewusstes Vorgehen. 
(Vgl. über die Leipziger Ziehkinderanstalt S. 59, 61, 67 und 
111 dieser Zeitschrift, ferner: „Die Stadt Leipzig in hygienischer 
Beziehung.“ Festschrift etc., her. von E. Hasse u. a. Leipzig 
1891. S. 285 ff., endlich Taube, „Der Schutz der unehelichen 
Kinder in Leipzig.“ Leipzig 1893.) 


Schulwesen. 


C Gewerbliche Fortbildung und Genossen- 
schaften. In No. 14 brachten wir eine Mittheilung über die 
Aussetzung gewerblicher Stipendien in einem Verbande von 
Kreditgenossenschaften. Es ist gewiss für weitere Kreise von 
Interesse, die Thätigkeit der Genossenschaften in allgemein 
gewerblicher Richtung zu verfolgen und ihre Bedeutung auch 
auf diesem Gebiete kennen zu lernen, denn bei der Beurthei- 
lung des wirthschaftlichen Werthes der Kredit-Genossenschaften, 
die oft — und sicher mit Unrecht — als einfache Geldinstitute, 
als Banken betrachtet werden, ist diese soziale Praxis gebüh- 
rend zu beachten. In jener Mittheilung war darauf hingewiesen, 
dass einzelne Genossenschaften aus ihrem Reingewinn nicht 
unerhebliche Aufwendungen für Bildungszwecke machen. Eine 
hervorragende Stelle unter diesen Genossenschaften nimmt der 
aus einem Gewerbe-Verein hervorgegangene „Gewerbe- und 
Vorschuss-Verein für Kulmbach e. G. m. u. H.“ ein. Bereits 
im Statut der Genossenschaft befindet sich die Bestimmung: 
„Neben solcher Unterstützung des Gewerbfleisses durch mate- 
rielle Mittel (Gewährung von Kredit) bezweckt der Verein 
auch im Allgemeinen die Förderung und Vervollkommnung 
des Gewerbewesens in Kulmbach und Umgebung, sowie die 
Hebung der geistigen und technischen Ausbildung aller Ge- 
werbetreibenden in diesem Bezirke.“ Zu diesem Zweck veran- 
staltet die Genossenschaft Lehrlingsprämiirungen und Lehr- 
lingsarbeiten-Ausstellungen, fördert die gewerbliche Fortbil- 
dungsschule und sonstige technische Lehranstalten durch 
Unterstützungen, gewährt Stipendien an jünge Handwerker 
zum Besuche gewerblicher Fachschulen etc., veranlasst öffent- 
liche Vorträge über gewerbliche und volkswirthschaftliche 
Zeitfragen und hat eine Bibliothek begründet. Zur Wahrneh- 
mung dieser Angelegenheiten ist ein besonderer „gewerblicher 
Ausschuss“ eingesetzt, der aus Mitgliedern des Vorstandes 
und Aufsichtsraths und sechs von der Generalversammlung 
gewählten Mitgliedern des Handwerkerstandes besteht; ausser 
den regelmässigen Zuwendungen aus dem Reingewinn dienen 
den gedachten Zwecken die Zinsen eines Kapitals von 5142 M., 
wobei die Zinsen aber nicht niedriger sein dürfen, als die von 
der Genossenschaft zur Vertheiluing kommende Dividende, 
und nie weniger als 4 pCt. betragen sollen. Ueber diesen Theil 
der Wirksamkeit der Kreditgenossenschaft entnehmen wir dem 
Geschäftsbericht für 1892 folgende nähere Angaben: An der 
veranstalteten Preisbewerbung für Lehrlingsarbeiten war die 
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Betheiligung schwächer als in früheren Jahren. Gegen 24 im 
Jahre 1891 folgten 1892 nur 11 Lehrlinge der öffentlichen Auf- 
forderung zur Preisbewerbung (4 Schreiner, 2 Büttner, 1 Häfner, 
1 Sattler, 1 Schuhmacher, 1 Kupferschmied, 1 Eisendreher); 
5 der Lehrlinge wurden mit ersten und 6 mit zweiten Preisen 
bedacht. Die Mittel zu den Preisen (20 M. für den ersten Preis, 
12!/2 M. zu dem zweiten Preis) sind zum Theil der Genossen- 
schaft zur Verfügung gestellt, zum Theil dem eigenen Fond 
für gemeinnützige Zwecke entnommen. Die Arbeiten wurden 
auch zur öffentlichen Besichtigung ausgestellt. Zur Erleichterung 
der schriftlichen Abfassung der Lehrverträge hat die Genossen- 
schaft 84 Lehrlingsbücher unentgeltlich abgegeben. Zur ge- 
werblichen Fortbildungsschule wurden 250 M. gespendet. 331 M. 
wurden für die Bibliothek aufgewendet, die aus 1350 Nummern 
besteht. Für öffentliche Vorträge wurden 1100 M. verausgabt. 
Sehr beachtenswerth ist der enge Verkehr, der zwischen dem 
„gewerblichen Ausschuss“ der Genossenschaft und den Behörden 
besteht, aus dem beide Theile sicher nur Vortheil ziehen. Auch 
mit dem Bayer. Gewerbemuseum, welches einen Wandervor- 
trag in Kulmbach veranstaltete, steht der Ausschuss in Ver- 
bindung. Die Genossenschaft hat im Ganzen für gewerbliche 
Bildungszwecke im Jahre 1892 1050. M. verausgabt und beson- 
ders durch die Art der Verwendungen einen sehr günstigen 
Einfluss auf die gewerbliche Entwickelung der Stadt ausgeübt. 
Von den übrigen Bayer. Genossenschaften. die bestrebt sind, 
auch der sozialen Seite ihres Wirkens gerecht zu werden, mag 
hier besonders der Münchener Industriebank e. G. ın. u. H. ge- 
dacht werden, die aus dem letztjährigen Reingewinn verschie- 
dene Wohlthätigkeitsanstalten bedacht und 450 M. der städti- 
schen Handelsschule zu Stipendien überwiesen hat. 


Gesundheitswesen. 


Städtisches Genesungshaus ın Elberfeld. n 
Verbindung mit der Stadt hat der Bergische Verein für Ge- 
meinwohl ein Genesungshaus errichtet, das demnächst seiner 
Vollendung entgegengeht. Das Gebäude ist von einem Parke, 
der 3 Morgen fasst, umgeben und wird Raum für 30 Pfleg- 
linge bieten. Der Vorstand besteht aus vier von der 'Stadt- 
verordnetenversammlung aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern, 
aus einem Vorstandsmitgliede einer der ÖOrtskrankenkassen, 
dessen Wahl gleichfalls den Stadtverordneten zusteht, zwei 
Mitgliedern des Bergischen Vereins für Gemeinwohl, welche 
die Elberfelder Ortsgruppe des Vereins vorschlägt. Ausserdem 
sind der Hausarzt und der Hauptförderer des Unternehmens 
Frhr. A. von der Heydt persönliche Mitglieder des Vorstandes. 
Aufnahme sollen in Elberfeld wohnende und ortsangehörige, 
zum Stande der Arbeiter und kleinen Handwerker zählende 
Männer finden, welche nach einer überstandenen Krankheit 
noch der Ruhe und Pflege bedürfen und diese in ihrer Häus- 
lichkeit nicht finden können. Ausgeschlossen sind chronische 
Kranke, namentlich: Epileptische, Schwindsüchtige und Alko- 
holiker, ferner solche Genesende, welche an einem üblen Ge- 
ruch verbreitenden oder Ekel erregenden Gebrechen leiden. 
Die regelmässige Pflegzeit soll 21 Tage betragen, kann aber 
verlängert werden. 


Volksbadeanstalten in Hamburg. Der Ausschuss 
der Hamburger Bürgerschaft, welcher schon im Jahre 1887 zur 
Berathung der Verbilligung und Neuerrichtung von Volks- 
badeanstalten niedergesetzt wurde, hat jetzt einen 6. Bericht 
erstattet; er beantragt, folgenden Senatsantrag gutzuheissen, 
„l. dass zur Erbauung einer Volksbadeanstalt auf dem Schäfer- 
kamp in Eimsbüttel nach Massgabe des mit der gegenwärtigen 
Mittheilung vorgelegten Projektes, vorbehaltlich kleinerer, bei 
der Ausführung sich ergebender Abänderungen, der Betrag von 
Mk. 380 000 bewilligt und unter Anweisung der Deckung des- 
selben auf Anleihe nachträglich in den ausserordentlichen Etat 
des Staatsbudgets für 1893, Art. 88 (Baudeputation, Sektion 
für den Hochbau und das Ingenieurwesen) eingestellt werde; 
2. dass der Betrieb dieser Volksbadeanstalt der Direktion der 
Wasch- und Badeanstalten unter den in der Verhandlung vom 
5./7. April d. J. niedergelegten Bedingungen übertragen werde“, 
und zwar mit der Massgabe, dass auch die Bäder 2. Klasse 
mit Douchen versehen werden möchten; ausserdem will der 
Ausschuss die Herabsetzung der Tarife in den bestehenden 
Badeanstalten im Auge behalten haben. Bei der neuen Anstalt 
in Eimsbüttel ist das Schwimmbassin auf 228 qm Wasserfläche 
(gegen früher projektirte 288 qm) verkleinert, dagegen ist die 
Zahl der früher auf 16 angenommenen Wannen auf 60 erhöht 
worden, wovon 40 auf die Männer- und 20 auf die Frauenseite 
entfallen; die Nebenräumlichkeiten sind entsprechend erweitert 
und auf eine spätere Ausdehnung, namentlich des Frauenbades, 


ist genügend Bedacht genommen. Der Kostenanschlag hat zu 
Bedenken keine Veranlassung gegeben; auch dass die Anlage- 
kosten auf Anleihe angewiesen werden sollen, hält der Aus- 
schuss nach Sachlage für richtig, umsomehr, als dieselben nach 
der Vereinbarung mit der Direktion der Wasch- und Bade- 
anstalten vom Tage der Inbetriebnahme an — ohne Zuschlag 
des Werthes des Areals — mit 3 pCt. jährlich von derselben 
zu verzinsen sind. Der Finanz-Deputation bleibt die Verein- 
barung des Tarifs der Benutzung der Anstalt mit der Direk- 
tion der Wasch- und Badeanstalten vorbehalten und dürfen 
die Tarifsätze nur in beiderseitigem Einverständniss verändert 
werden. Bauliche Veränderungen oder Erweiterungen der Eims- 
büttler Anstalt dürfen nur nach vorheriger gegenseitiger Ver- 
einbarung vorgenommen werden. Mit der Ueberlassung des 
Betriebes an die Direktion der Wasch- und Badeanstalten hat 
der Ausschuss sich schon früher durchaus einverstanden erklärt, 


“und er betrachtet es „als einen glücklichen Umstand, dass hier 


ein sachkundiger Unternehmer gefunden ist und nicht etwa 
der Staat Experimente (?) auf diesem für ihn schwierigen Ge- 
biet zu machen veranlasst wird.“ Was die Tarife der bereits 
bestehenden Badeanstalten betrifft, so seien dieselben für eine 
Volksbadeanstalt zu hoch und auf eine Herabminderung der- 
selben, jedenfalls für die vom Staat zu errichtenden Volksbade- 
anstalten, fernerhin Bedacht zu nehmen. Ganz mit Recht wird 
ausgeführt: der Staat habe „die unabweisbare Aufgabe, breiten 
Schichten der Bevölkerung die Gelegenheit zu bieten, sich der 
Segnungen regelmässigen Badens ohne grosse Opfer ihrerseits 
zu erfreuen, nicht nur als Annehmlichkeit, sondern vornehmlich 
im Interesse rationeller Gesundheitspflege. Früher bot die freie 
Elbe hierfür vielfache und kostenlose Gelegenheit; durch die 
veränderten Verhältnisse ist diese Möglichkeit stark einge- 
schränkt worden. Hinzu kam die Erwägung, dass für regel- 
mässiges Baden auch in der kalten Jahreszeit durch warme 
Bäder Gelegenheit gegeben werden müsse. Das sind Anforde- 
rungen, denen der Staat sich nicht entziehen kann und, wie 
nicht verkannt werden darf, bei uns in Hamburg auch nicht 
entzieht; das zeigen die immerhin anerkennenswerthen Fort- 
schritte, welche auf diesem Gebiet unser Gemeinwesen von 
Jahr zu Jahr aufzuweisen hat. Wenn aber gegenüber diesen 
Aufgaben der Staat für seine Auslagen sogar noch eine an- 
gemessene Verzinsung herausarbeitet, so mag er nach Sachlage 
auf eine weitere Amortisation verzichten und die hierfür in 
Aussicht genommenen Ueberschüsse sollten lieber nach Meinung 
des Ausschusses zur Herabsetzung der Tarife angewendet wer- 
den.“ Dieser Gedankengang ist unzweifelhaft richtig ; nur wird 
man gerade auf Grund desselben doch über kurz oder lang 
zum städtischen Betrieb der alten und neuen Volksbadeanstalten 
auch in Hamburg kommen müssen. 


Sanitätswachen in Hamburg. In unserer Notiz 
über die Sanitätswachen grösserer deutscher Städte, welche in 
Nr. 21 enthalten war, hat sich zu unserem Bedauern die irrige 
Angabe gefunden, dass in den Hamburger Wachen im vorigen 
Jahre nur 76 Fälle behandelt wurden. Wie der uns vorliegende 
Jahresbericht des Hamburger Vereins zur Errichtung von Sani- 
tätswachen ausweist, kamen vielmehr 2812 Fälle in beiden 
Wachen vor, und zwar waren darunter 698 chirurgische, 1550 
innerliche, 34 geburtshülfliche und 530 typische Cholerabe- 
handlungen. 


(Gewerbewesen. 


Städtisches Arbeitsamt zu Stuttgart. Das Ge- 
werbegericht zu Stuttgart hat in seiner Plenarsitzung vom 
5. d. M. einstimmig den Beschluss gefasst, beim Gemeinde- 
rath die Errichtung eines städtischen Arbeitsamts zu bean- 
tragen. Das geplante Arbeitsamt soll die Aufgabe haben, für 
die Arbeitgeber und Arbeiter der Stadt Stuttgart unentgelt- 
lich Arbeit zu vermitteln. Die Thätigkeit des Arbeitsamts soll 
sich auf alle Arten von Arbeitern, auf männliche und weib- 
liche, auf gewerbliche Arbeiter und Dienstboten erstrecken. 


Vereinigung der südwestdeutschen Gewerbe- 
gerichte. Am II. d. M. tagte in Mainz die Versammlung 
der Vorstände der südwestdeutschen Gewerbegerichte, bei 
welcher die Gerichte von Frankfurt, Mainz, Mannheim, 
Karlsruhe, Stuttgart, Wiesbaden, Wetzlar, Hanau, Cannstatt, 
Castel, Mombach bei Mainz, Biebrich, Kreuznach und Offenbach 
vertreten waren, während die Vorsitzenden der Gerichte von 
Heidelberg, Ludwigshafen, Kaiserslautern, Koblenz und Bonn 
sich hatten entschuldigen lassen. Auch die Stadtverwaltung 
von Höchst hatte ihre Sympathie mit dem Unternehmen kund- 
gegeben. Die Verhandlungen, deren genauen Gang wir in 
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nächster Nummer mittheilen werden, führten zur Begründung 
der Vereinigung, welche in dem Rundschreiben, das wir 
S. 179 f. der Blätter mitgetheilt haben, in Aussicht genommen 
war. Es wurde ein Ausschuss von vier Mitgliedern gewählt, 
und zwar gehören ihm die Herren Stadtrath Dr. Flesch- 
Frankfurt a. M., Bürgermeister Dr. Gassner-Mainz, Lauten- 
schlager-Stuttgart und Stadtrath Böckh-Karlsruhe an. Dieser 
Ausschuss soll zunächst die Aufgabe haben, allgemein inter- 
essante Schiedssprüche und Gutachten der einzelnen Gewerbe- 
gerichte zusammenzustellen und in einem Zentralorgan zu 
publiziren. Als dieses Organ wurden die „Blätter für soziale 
Praxis“-bestimmt. Während die Verbindung vorläufig auf Süd- 
westdeutschland beschränkt ist, ist doch der Anschluss der 
übrigen Gewerbegerichte des Reiches in Aussicht genommen. 
Auch soll dem Ausschuss die Möglichkeit offen stehen, bei 
Fragen allgemeineren Interesses Konferenzen zu veranstalten, 
in denen die Vorsitzenden der Gewerbegerichte eines weiteren 
Umkreises ihre Ansichten austauschen können. 


Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittlungin 
Industrie- und Handelsstädten. Wir erhalten nach- 
stehende Zuschrift, der wir wegen des allgemeinen Interesses, 
das sie beansprucht, gerne Raum gewähren: „Das Freie 
Deutsche Hochstift beabsichtigt, durch seine Volkswirthschaft- 
liche Sektion in der Folge von Zeit zu Zeit Besprechungen 
volkswirthschaftlicher und sozialer Zeitfragen für einen grösseren 
Kreis zu veranstalten. Es geht dabei von dem Gedanken aus, 
dass es in Deutschland sehr wenige Veranstaltungen gibt, bei 
denen Fachmänner aus Praxis und Theorie, sowie sonstige 
Interessenten ihre Ansichten gerade über wirthschaftliche und 
soziale Zeitfragen offen und frei aussprechen können. Eine 
solche Gelegenheit will das Freie Deutsche Hochstift schaffen. 
Es sollen Besprechungen im Sinne fortschreitender Entwick- 
lung des staatlichen und sozialen Lebens ermöglicht werden, 
die völlig unabhängig von bestehenden wissenschaftlichen 
Richtungen sowie wirthschaftlichen oder politischen Parteien 
sind, welche Gegenstände betreften, für die sich sonst schwer 
eine Gelegenheit zu allseitigen, vorurtheilslosen Erörterungen 
findet, und bei denen jeder Sachverständige, auch der- 
jenige aus der Praxis, gleichberechtigt zum Worte kommt. 
Immer sollen die Besprechungen in enger Fühlung mit der 
wirthschaftlichen und sozialen Praxis bleiben. die Verhand- 
lungsgegenstände dementsprechend gewählt werden und bei 
allen die Arbeiter betreffenden Fragen diese als gleichberech- 
tigte Theilnehmer an den Vorbereitungen und Verhandlungen 
mitwirken. Wegen seiner geographischen und Verkehrslage 
und als Sitz des Hochstifts erschien Frankfurt a. M. als be- 
sonders geeigneter Ort für die geplanten Besprechungen. Als 
Verhandlungsgegenstand für die erste diesjährige Besprechung 
wurde mehrfachen Anregungen zufolge die actuelle Frage der 
Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittlung in Industrie- und Han- 
delsstädten ausersehen. Ob und aus welchen Ursachen nament- 
lich im Winter regelmässig in den Städten Arbeitsmangel ein- 
trete, welchen Umfang diese Erscheinung erreiche und wie 
derselbe zu bemessen sei (Arbeitslosenstatistik), endlich, ob 
und durch welche Massregeln der Arbeitslosigkeit begegnet 
werden kann (Nothstandsarbeiten, Organisation des Arbeits- 
nachweises, Arbeitsbörsen, Regulirung des Arbeitsvertrags) — 
diese Fragen sind in den letzten Jahren immer drängender ge- 
worden, ohne dass sie doch bis jetzt zum Gegenstand zusam- 
menhängender Erörterungen gemacht worden wären. Mit der 
Wahl dieses Themas glaubte somit die Volkswirthschaftliche 
Sektion zahlreichen Interessenten, sowohl Privaten, wie Behör- 
den und Korporationen entgegenzukommen, welche mit prak- 
tischen Lösungsversuchen oder theoretischen Untersuchungen 
auf dem bezeichneten Gebiete beschäftigt sind. Die Verhand- 
lungen sollen Sonntag, den 25. Juni d. J., Vormittags 9 Uhr 
im Saal des Technischen Vereins, Goetheplatz 5, I. Stock statt- 
finden. Das Programm umfasst: 1. Begrüssung und Einlei- 
tung durch die Vorsitzenden des Akademischen (sesammtaus- 
schusses und der Volkswirthschaftlichen Sektion des Hochstifts; 
2. Professor Dr. Tönnies (Kiel): Der moderne Arbeitsvertrag 
und die Arbeitslosigkeit; 3. Arbeitslosigkeit im Allgemeinen 
und Nothstandsarbeiten: Referent Herr Karl Kloss, Bürger- 
ausschussmitglied und Vorsitzender des Deutschen Tischler- 
Verbandes in Stuttgart; 4. Erhebungen über Arbeitslosig- 
keit: Referent Herr Dr. E. Hirschberg, Beamter des Städtischen 
Statistischen Bureaus in Berlin; 5. Diskussion. — Jeder Theil- 
nehmer hat zu den Kosten der Veranstaltung einen Beitrag 
von zwei Mark zu leisten, wofür demselben der im Herbst 
in Buchform erscheinende Versammlungsbericht unentgeltlich 
zugesandt wird. Anmeldungen, denen der Beitrag beizufügen 
ist, können schriftlich an das Bureau des Freien Deutschen 
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Hochstiftes, hier, gr. Hirschgraben 23 (Goethehaus) gerichtet 
werden; zur persönlichen Einzeichnung liegen Theilnehmer- 
listen vom 12. Juni ebendaselbst, sowie in den Buchhandlungen 
von Jos. Baer & Cie., Rossmarkt 18 und während der Ver- 
handlungen am Saaleingange auf. Gratiskarten für Zuhörer sind 
vom 20. Juni ab gegen Einzeichnung in eine Hörerliste im 
Goethehause und, soweit der Platz reicht, am Verhandlungs- 
tage im Versammlungslokale zu haben. Am Vorabend der 
Verhandlung, Sonnabend den 24. Juni, Abends 8 Uhr, treffen 
sich die Theilnehmer zu einer zwanglosen Begrüssung im 
Lokal des Technischen Vereins. Nach den Verhandlungen, 
Sonntag den 25. Juni, findet eine gesellige Zusammenkunft in 
einem noch zu bestimmenden Lokal statt. Frankfurt a. M., 
Anfang Juni 1893. Der Akademische Gesammt-Ausschuss des 
Freien Deutschen Hochstifts. (Namen). Der Vorstand der Volks- 
wirthschaftlichen Sektion des Freien Deutschen Hochstifts. 
(Namen). Der Organisations-Ausschuss. (Namen).“ 


Litteratur. 


Die Cholera in Hamburg in ihren Ursachen und 
Wirkungen. Eine ökonomisch-medizinische Untersuchung. 
I. Theil. Von Dr. L. vonHalle und Dr. G. Koch. Ham- 
burg 1893. Aktiengesellschaft „Neue Börsen-Halle“. 92 S. 


Das hier angekündigte Werk ist auf drei Theile be- 
rechnet und soll neben den im vorliegenden I. 'Theile behan- 
delten „Dekonomischen Ursachen“ der Cholera, im I. 


den Verlauf und die Bekämpfung der Epidemie, im Ill. ihre | 


Wirkung auf das wirthschaftliche Leben zur Darstellung bringen. 
Das erste Heft, welches in zwei Abschnitte zerfällt, stellt 
sich uns eigentlich nur als eine Art Einleitung dar, die einen 
guten Gesammtüberblick über die derzeitige soziale Gliederung 
der Bevölkerung Hamburgs zu bieten geeignet ist. 
e Im. ersten Abschnitte setzt sich Dr. L. von Halle, auf 
welchen die Anregung zu dem ganzen Werke zurückzuführen 
ist, das Ziel, an der Hand der Hamburger Statistik nachzu- 
weisen, wie sich im Verlaufe eines Menschenalters die Be- 


204 


völkerungselemente verschlechtert und die unsicheren grössten- 
theils von der Grossindustrie abhängigen Fxistenzen zuge- 
nommen haben, wie ferner eine Vertheuerung des Lebensunter- 
haltes insbesondere der Wohnungen Platz gegriffen hat, ohne 
dass die dafür gebotene Qualität sich gleichwerthig erhöhte. 
In Einleitung und Schlusswort des Heftes streift der gleiche Ver- 
fasser noch weiter einige allgemeinere sozialpolitische Themata, 
spricht auch von der Unzulänglichkeit der „Allgemeinen Orga- 
nisation der Volkswirthschaft und dem Mangel in der Erzie- 
hung des Einzelnen“. Ohne dass wir den Zusammenhang der 
mit der raschen grossstädtischen Entwickelung verbundenen 
sozialen Uebel mit der Ausbreitung solcher Epidemien, wie sie 
im vorigen Jahre Hamburg erleben musste, verkennen, sind 
wir doch der Ansicht, dass L. von Halle zu weit geht, 
wenn er sie ohne Weiteres als ursächliche Momente in 
den Vordergrund stellt, zumal die gewählte Methode, loses _ 
Aneinanderreihen verschiedener, vielleicht allerdings auch zu- 
sammenhängender Thatsachen — den Beweis schuldig bleibt. 
Einen wirklichen Einblick in den Zusammenhang der ökono- 
mischen Verhältnisse mit der Ausbreitung der Epidemie er- 
hoffen wir von der für den zweiten Theil in Aussicht gestellten 
eigentlichen Cholerastatistik (Charakterisirung der an Cholera 
Erkrankten ‚und Gestorbenen nach ihren Individual- und Woh- 
nungsverhältnissen). Dort wird zweifelsohne auch auf die rein 
örtlichen Verhältnisse und den Werth vorbeugender Ver- 
waltungsmassregeln auf sanitärem Gebiete (Kanalisation, 
Wasserleitung, Wohnungspolizei) näher eingegangen. Als Ein- 
leitung für die spezielleren Untersuchungen, denen doch das 
Werk dienen muss, wenn es von praktischem Nutzen sein soll, 
hätte uns auch der JI. Abschnitt des vorliegenden I. Heftes 
genügt. In diesem gibt Dr. Koch von Hamburg einen Ueber- 
blick über die soziale Gliederung der Bevölkerung und die 
allgemeine Sterblichkeit Hamburgs nach einzelnen Quar- 
tieren, zu welchem Behufe auch neben den grösseren Stadt- 
theilen noch besondere, in sich abgegrenzte kleinere Bezirke 
mit möglichst homogenen Verhältnissen herausgegriffen wurden, 
darunter auch die am heftigsten von der Seuche ergriffenen 
Gegenden der Stadt. Die weiteren Detailuntersuchungen in 
diesen Bezirken werden jedenfalls manches positive Resultat 
zu Tage fördern. EIeB: 
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Inhalt: amten geübten Armenpflege unbestreitbare Vorzüge, 

Das Elberfelder System und seine Umgestaltung. namentlich auch in finanzieller Hinsicht, besitzt Auf 

Die Verwendung der Strafgelder in Fabriken. Von Dr. B. | der anderen Seite hat sich mir in der Praxis die 

ie | Ueberzeugung aufgedrängt, dass trotz finanziell gün- 
Volksbibliotheken in Schulen. Von Dr. L. Nolte. | . : 2 

er stiger Resultate das reine Elberfelder System, d. h. 

Notizen: Armenfpflege: Zur Fürsorge für entlassene Korrigen- die ausschliessliche Ausübung der offenen Armen- 


den. — Gemeinnützige Thätigkeit: Zentralstelle für Arbeiter- A : a 4 8 

wohlfahrtseinrichtungen in Berlin. — Krankenpflege: Armen- pllege durch im Ehrenamt thätige Bürger, in der 
ärzte in Stuttgart. — Kinderpflege: Kinderheilstätten in , Mehrzahl der grösseren Städte auf die Dauer sich 
Seebüdern. — Schulwesen: Hausiren schulpflichtiger Kinder | kaum wird aufrecht erhalten lassen. Ich lege dabei 


in Berlin. Haushaltungsunterricht in der Gemeindeschule zu die Erfahrungen zu Grunde. welche ich bei Beobach: 
’ 


Marienburg. Petition des Verbandes deutscher Gewerbe- 5 i 
schulmänner an das preussische Abgeordnetenhaus. Arbeiter- tung der Armenpflege in einer Stadt von etwa 200 000 


recht als Lehrgegenstand in Fortbildungsschulen. Rechts- Einwohnern sammeln konnte, und gehe davon aus, 
unterricht in den städtischen Fortbildungsschulen Berlins. dass die Bevölkerung dieser Stadt sich von der 
Kaufmännische Fortbildungsschulen und Deutscher Verband anderer deutscher Städte nicht unterscheidet, sowie 


Kaufmännischer Vereine. — Gesundheitspflege: Heilstätte für i : “ £ : . 
bedürftige Lungenkranke aus Bremen. Einrichtung von Dampf- dass in dieser Stadt ungefähr die gleichen wirthschaft- 


bädern in Volksbadeanstalten. — Arbeiterversicherung: Ge- | lichen und sonstigen Verhältnisse herrschen wie auch 
meindeverwaltung und Alters- und Imvaliditätsversickerung. | in anderen Städten. 
— Gewerbewesen: Zentralarbeitsnachweis in Berlin. Ge- Entgegen dem Verfasser des Artikels in No. 13 


werbegerichte als begutachtende Behörden. Weibliche Strassen- £ : b . 
kehrer in Bockenheim. Städtische Apotheke in Mainz. Lohn- dieser Zeitschrift „Das Elberfelder System und seine 


zahlungen an Minderjährige in Königsberg. Arbeitslosigkeit verschiedenartige Ausgestaltung“ halte ich es für un- 


und Arbeitsvermittelung in Industrie- und Handelsstädten. erheblich, ob das Eilberfelder System in der Art 
vo ; durchgeführt ist, dass die ehrenamtlich thätigen Ar- 
Das Elberfelder System und seine men-Bezirks- (Distrikts-) Vorsteher zugleich auch Sitz 


oder Stimme oder Beides in der Armendirektion (Ver- 
waltung, Kommission, Deputation u. s w.) haben oder 


In. Das Elberfelder System beherrscht ziemlich | nicht, ob ferner die Armendirektion berechtigt ist, 
unbestritten die offene Armenpflege aus öffentlichen | Armenunterstützungs-Beschlüsse der Bezirks-Kommis- 
Mitteln. Seit etwa einem halben Jahrhundert hat es sion (Versammlung) umzustossen oder nicht. Aus- 
nach und nach seinen Einzug in fast sämmtliche | schlaggebend erscheint mir allein die Wahrung des 
grössere deutsche Städte gehalten. Namentlich in | Systems nach der Richtung, dass die Armenpflege 
den letzten Jahren haben es alle Städte, welche an | lediglich im Ehrenamt und ohne Mitwirkung besol- 
die Reorganisation ihrer öffentlichen Armenpflege | deter, die Armenpflege beaufsichtigender Beamten 
gingen, als etwas Gegebenes hingenommen, an dessen | ausgeübt wird. Der Schwerpunkt des Systems liegt 
Vorzügen nicht zu zweifeln, an dem kein Tadel sei. , darin, dass freiwillig thätige Bürger als unmittelbar 
Nun ist gewiss soviel zuzugeben, dass das Elberfelder | ausübende Organe die Armenpflege besorgen. Wenn 
System gegenüber der ausschliesslich von Berufsbe- sich zwischen die Armenpfleger und die Armendirck- 
ur tion besoldete Aufsichtsbeamte schieben, dann lässt 

*) Anmerkung der Redaktion. Indem wir nach- | sich nicht mehr mit Bestimmtheit sagen, wer eigent- 
stehenden Aufsatz zum Abdruck bringen, möchten wir alle | lich die Armenpflege ausübt, dann ist das grund- 


mit der Armenpflege und insbesondere mit dem Elberfelder legende Prinzip durchbrochen. Das reine Elberfelder 


System praktisch vertraute Personen auffordern, ihre Erfah- S k | liche Pfl 
rungen, mögen sie nun mit denen des Verfassers im Einklang ystem kennt nur ehrenamtliche eger. 


stehen oder nicht, den „Blättern“ mitzutheilen. Mancherlei An- Wer auch nur kurze Zeit in der Praxis gestanden 
zeichen sprechen dafür, dass das Elberfelder System vielfach | hat, weiss wie schwer und verantwortungsvoll dies 
die Erwartungen, die man ihm entgegenbrachte, nicht voll Amt ist. Von der Art und Weise, wie es ausgeübt 


gerechtfertigt hat. Es kann daher all denen, welche in dieser : 3 : ; 
oder in anderen Armenpflege-Organisationen thätig sind, nur wird, hängt nicht nur das Wohl und Wehe des ein- 


erwünscht sein, wenn die an den verschiedenen Orten gemach- zelnen Armen ab, sondern auch, ob die Armenpflege 
ten Erfahrungen an geeigneter Stelle zum Ausdruck kommen. | einen sozialen und sittlichen Werth haben oder demo- 
Möchten daher recht viele unserer Aufforderung Folge leisten | „alisirend wirken soll. Der Armenpfleger soll von 


und sich darüber aussprechen, inwieweit sich nach ihrer eigenen e A Bee ; ich tliel 
praktischen Anschauung jenes System bewährt und inwieweit | dem ersten Augenblick an, ın welchem er amtlich 


es Mängel gezeigt hat. mit dem Armen in Berührung kommt, sein Freund 


Umgestaltung.”) 


und Berather sein, seine häuslichen, wirthschaftlichen 
und Familienverhältnisse kennen lernen und andauernd 
überwachen. Hierzu sind unausgesetzte Besuche in der 
Wohnung des Armen erforderlich, damit auch dieser 
seinerseits Zutrauen gewinnt und den Armenpfleger 
offen in seine Verhältnisse einweiht, nicht aber dessen 
Fragen und Besuche als unbequeme Einmischung be- 
trachtet. Gewiss, in dieser Weise ausgeübt, ist das 
Elberfelder Armenpflegesystem theoretisch das beste 
und von eminenter sozialpolitischer Bedeutung. Wie 
viele Armenpfleger gibt es aber, welche das zu einer 
solchen Ausübung erforderliche Mass von Hingebung, 
Selbstlosigkeit und treuer Ausdauer haben? Und wie 
viele von den gewiss nicht allzu zahlreichen Pflegern, 
welche solche Charaktereigenschaften ihr eigen nen- 
nen dürfen, gibt es, welchen die Sorge um die eigene 
Familie und das tägliche Brod zur wirksamen Aus- 
übung der Armenpflege hinreichend Zeit lässt? Denn, 
nicht zu vergessen, mit der zeitraubenden Erforschung 
der Verhältnisse des Armen und mit der nur durch 
wiederholten Verkehr zu erzielenden erzieherischen 
Einwirkung allein ist es nicht geschehen: der Armen- 
pfleger muss sich auch noch eine ganze Reihe für 


seinen Beruf unentbehrlicher Kenntnisse von allerlei 


staatlichen und gemeinnützigen Anstalten und Einrich- 
tungen aneignen und die Zeit gewinnen, die Bezirks- 
versammlungen zu besuchen, um dort mit den anderen 
Armenpflegern Erfahrungen und Wahrnehmungen aus- 
zutauschen und über Alles die Armenpflege Interes- 
sirende auf dem Laufenden zu bleiben. Betrachten wir 
gegenüber dem eben geschilderten Armenpfleger, wie 
er sein soll, den Armenpfleger, wie er nach meinen 
Wahrnehmungen in der oben erwähnten Stadt regel- 
mässig ist. 

Auf den ersten Blick schon fällt die Zusammen- 
setzung des Pflegerpersonals auf. Zum überwiegenden 
Theile gehören sie den Erwerbsständen an, bei denen 
sich von vornherein mit ziemlicher Bestimmtheit sagen 
lässt, dass sie neben ihrem Beruf die zur ordnungs- 
mässigen Ausübung ihres Amtes erforderliche Zeit 
nicht finden können. Von 474 Pflegern sind 23 Pri- 
vatleute, 192 Kaufleute und Fabrikanten, der Rest 
kleine Handwerker u. s. w. Den etwa 5 pCt. Privat- 
leuten stehen also etwa 95 pCt. Gewerbetreibende 
gegenüber. Ich glaube nicht zu viel zu behaupten, 
wenn ich annehme, dass mindestens die Hälfte der 
letzteren ihre Armen so gut wie gar nicht kennen, 


zu persönlichen Besuchen und Einwirkungen absolut | 


keine Zeit finden können oder wollen, von der un- 
umgänglich nothwendigen Individualisirung des Einzel- 
falles vollständig absehen und sich lediglich darauf 
beschränken, die einmal bewilligte Unterstützung perio- 
disch auszuzahlen oder gar, was keineswegs bloss ver- 
einzelt geschieht, durch Familien-Angehörige oder An- 
gestellte auszahlen zu lassen. 

Wenn ich behaupte, dass mindestens die Hälfte 
der Armenpfleger ihr Amt nicht entfernt ordnungs- 
mässig ausübt oder ausüben kann, so ist diese Zahl 
durchaus nicht ohne Grundlage. Sie erscheint mir zu- 
treffend, wenn ich zur Vergleichung den Besuch der 
nur alle 14 Tage stattfindenden durchschnittlich etwa 
halbstündigen Distriktsversammlungen heranziehe. Von 
den 474 Pflegern besuchten 1!/4 pCt. alle Sitzungen, 
87 pCt. weniger als ?/a, 45 pCt. weniger als die Hälfte, 
15 pCt. weniger als !/ı aller Sitzungen. Die Folge 
davon halte ich für schwerwiegend. Bei so unregel- 
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mässigem Besuch dürfte es kaum möglich gewesen 


' sein, die Verbindung der Pfleger unter einander, welche 


für die einheitliche Behandlung der Unterstützungsfälle 
unumgänglich Noth thut, aufrecht zu erhalten; in fühl- 
barer Weise wurde aber dadurch auch der Geschäfts- 
gang bei der Armendirektion selber in vielen Fällen 
erschwert, denn viele Anfragen über in Unterstützung 
befindliche Personen, welche in den Distriktsversamm- 
lungen mündlich und schnell hätten beantwortet wer- 
den können, mussten auf dem bei ehrenamtlichen Per- 
sonen doppelt schleppenden schriftlichen Wege ihre 
Erledigung finden. 

Auf einen Punkt noch möchte ich besonders auf- 
merksam machen. Die richtige möglichst individuali- 
sirende Armenpflege erfordert ein grosses Mass von 
Erfahrung. Nur derjenige Pfleger wird es sich er- 
werben können, der schon längere. Jahre thätig ist 
und sein Amt wirklich mit Lust und Liebe ausübt. 
Einen Massstab dafür, inwieweit Beides der Fall ist, 
wird man darin erblicken können, wie viel Pfleger 
länger im Amt bleiben als sie gesetzlich verpflichtet 
sind. Wie geringe Neigung aber hierfür vorhanden ist, 
ergibt sich daraus, dass sich nur etwa 40 pCt. zur 
Weiterführung des Amts bereit finden lassen. 

Wenn es wahr ist, dass die Armenpflege den- 
jenigen festhält, der in sie eingedrungen ist, so spricht 
diese Zahl nicht zu Gunsten der Mehrzahl der Pfleger 
und ebensowenig dafür, dass das ganze System, wie 
bei seiner Einführung wohl vorausgesetzt wurde, wirk- 
lich von der Liebe der Bürgerschaft getragen wird. 

Es ist möglich, dass andere Städte günstigere 
Ergebnisse aufzuweisen haben. Abgesehen höchstens 
von denjenigen Mittelstädten, in welchen die armen- 
pflegerische Thätigkeit als Bethätigung besonderer 
religiöser Gesinnung angesehen wird, glaube ich es 
nicht. Ich fürchte vielmehr, dass andere Städte ähn- 
liche Erfahrungen gemacht haben oder machen wer- 
den. Falls diese Annahme zutrifft, möchte ich in einem 
folgenden Aufsatz vorzuschlagen versuchen, wie man 
vielleicht die Vorzüge des Elberfelder Systems sich 
zu eigen machen kann, ohne in demselben Masse wie 
jetzt seine Schattenseiten mit in den Kauf nehmen zu 
müssen. 


Die Verwendung der Strafgelder in Fabriken. 
Von Dr. B. Dietrich in Plauen. 


Durch die Bestimmungen der Gewerbenovelle ist bekannt- 
lich den Arbeitgebern nicht nur die Möglichkeit entzogen, 
Ordnungsstrafen in Fabriken nach ihrem willkürlichen Ermessen 
festzusetzen, sondern auch das Recht, über die als Ordnungs- 
strafen erhobenen Beträge oder gemachten Lohnabzüge zu 
ihrem eigenen Vortheil zu verfügen. Die Geldstrafen dürfen 
in Fabriken die Hälfte und in bestimmten Fällen den ganzen 
durchschnittlichen Tagesarbeitsverdienst nicht überschreiten und 
alle Strafgelder müssen zum Besten der Arbeiter der Fabrik 
verwendet werden. Mit Recht wies der Preussische Handels- 
minister in der Sitzung des Reichstags vom 14. April 1891 
darauf hin, dass die Frage der Höhe der Strafe in ihrer Schärfe 
ganz ausserordentlich mit dem Augenblick verliere, wo die 
Bestimmung getroffen werde, dass die Strafe nicht zum Besten 
des Arbeitgebers verwendet werden darf, sondern nur zum 
Besten der Arbeiter. 

So weit wie bei den Ordnungsstrafen ist das Gesetz bei 
der Strafe für den Fall des Kontraktbruchs allerdings nicht 
gegangen, sondern hat die Verwendung dieser Strafe in das 
Ermessen des Arbeitgebers gestellt und sich damit begnügt, 
einerseits die Strafhöhe auf den durchschnittlichen Wochen- 
verdienst zu begrenzen, andrerseits vorzuschreiben, dass die- 
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jenigen Arbeitgeber, welche sich die Verwirkung von Lohn- | 


beträgen nach Massgabe der Bestimmungen der Gewerbenovelle 
für den Fall des Kontraktbruchs durch Arbeitsordnung oder 
Arbeitsvertrag ausbedingen, in ihrer Arbeitsordnung über die 
Verwendung der verwirkten Beträge Bestimmung treffen müssen. 
Hierdurch sollte wenigstens indirekt auf die Verwendung der 
Strafen im Falle des Kontraktbruchs zum Besten der Arbeiter 


hingewirkt werden, wie aus folgender Stelle des Berichts der | 


Reichstagskommission hervorgeht: „Wenn die Majorität der 
Kommission auch in Konsequenz der Auffassung, dass es sich 
hier um Ausbedingung -einer fixirten Entschädigung handle, 
die Verwendung des erhaltenen Lohnbetrages zum Besten der 
Arbeiter nicht gesetzlich festlegen zu dürfen glaubte, so hegte 
sie doch Hoffnung, dass die Arbeitgeber in den meisten Fällen 
auf diese Entschädigung zu Gunsten der bestehenden Wohl- 
fahrtseinrichtungen (Krankenkassen u. s. w.) zu verzichten in 
der Lage sein würden.“ Um dies den Arbeitgebern nahe zu 
legen und ihnen Gelegenheit zu bieten, den Arbeitern gegen- 
über jeden Gedanken einer persönlichen Bereicherung abzu- 
schneiden, wurde zu $ 134b als Ziffer 5 ein entsprechender 
Zusatz gemacht. Soweit der Verfasser nach seinen Erfah- 
rungen, die auf der Durchsicht von über 100 Arbeitsord- 
nungen Vogtländischer Stickerei- und Konfektionsgeschäfte nach 
dem von ihm aufgestellten Entwurf beruhen, zu beurtheilen 
vermag, hat sich diese „gesetzlich nicht festgelegte“ Hoffnung 
nur in ganz bescheidenen Grenzen erfüllt. Die zum Besten der 
Arbeiter verwendbaren Strafgelder werden sich also in der 
Hauptsache aus den ÖOrdnungsstrafen zusammensetzen. 


Das Gesetz konnte und wollte durch die Bestimmungen 
über Beschränkung und Verwendung der Strafen nur einen 
negativen Zweck erreichen, insofern es, wie in der Begründung 
bemerkt wird, der Erfahrung Rechnung trug, dass unange- 
messene und übermässig hohe Strafen, wie sie sich in manchen 
bestehenden Arbeitsordnungen finden, sehr wesentlich zur Er- 
zeugung einer bitteren Stimmung unter den Arbeitern beitragen. 
Wenn daher eine eigentliche positive Förderung von Arbeiter- 
wohlfahrtseinrichtungen auch ausserhalb der Grenzen des Ge- 
setzes lag, so ist doch mit der Bestimmung der Verwendung 
von Strafgeldern in Fabriken zum Besten der Arbeiter ein 


fester Punkt gegeben, an den die private Initiative anknüpfen 
kann. 


Während nun für die Grossbetriebe, welche bereits dau- 
ernde Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen besitzen, die Strafgelder 
von vornherein einen angemessenen Verwendungszweck finden 
können oder einfach der Betriebskrankenkasse überwiesen wer- 
den, liegt bei den Mittelbetrieben die Gefahr der Zersplitterung 
nahe, da sie einzeln sehr selten in der Lage sind, dauernde 
Einrichtungen für ihre Arbeiter zu schaffen. Der Verfasser hat 
aus seinen Erfahrungen den Eindruck gewonnen, dass sich 
gerade die Inhaber dieser Betriebe in einer gewissen, man 
möchte fast sagen, Hilfslosigkeit befanden, welchen Verwen- 
dungszweck sie für die Strafgelder in ihrer Arbeitsordnung 
aufführen wollten, und er hatte, ausgehend von der Thatsache, 
dass in diesen Betrieben bisher so gut wie keine besondere 
Einrichtungen für Arbeiter vorhanden sind, den Arbeitgebern 
den Ausdruck „Arbeiterunterstützungskasse der Fabrik“ vor- 
geschlagen. Aber wenn hiermit auch in einzelnen Fällen, ins- 
besondere mit Zuschüssen einsichtsvoller und wohlwollender 
Arbeitgeber, dauernd Gutes geschaffen werden kann, so wissen 
doch die meisten Arbeitgeber mit den Strafgeldern „zum Besten 
der Arbeiter“ nichts rechtes anzufangen, aus welcher Stimmung 
wohl in verschiedenen Fällen die Verwendung für einen — 
Fabrikball als das einfachste in die Arbeitsordnung aufge- 
nommen wurde. 

Es liegt deshalb wohl der Gedanke nahe, zur Vermeidung 
dieser Zersplitterung der Strafgelder in den einzelnen Fabriken 
dieselben zu einer Zusammenlegung der Strafgelder zu veran- 
lassen und auf diese Weise Einrichtungen zu schaffen, welche 
wirklich dem Wohle der Arbeiter dauernd dienen können. Die 
gesetzliche Zulässigkeit einer derartigen Verwendungsart dürfte 
kaum zweifelhaft sein, obwohl weder in der Begründung des 
Gesetzes noch in der Berathung desselben ausdrücklich An- 
haltspunkte für eine derartige Auslegung gegeben sind. Das 
Gesetz denkt freilich zunächst nur an die Arbeiter der be- 
stimmten einzelnen Fabrik. Würden aber die Fabriken eines 
Ortes die Strafgelder zu einem gemeinsamen Zwecke verwenden, 
so würde unter der Annahme eines weitgehenden Arbeits- 
wechsels innerhalb des Ortes eine viel grössere Gewähr dafür 
geboten werden, dass die Strafgelder auch zum Besten der- 
jenigen Arbeiter verwendet werden, welche zu ihrer Ansamm- 
lung wirklich beigetragen haben, während andrerseits auch die 
jedesmaligen Arbeiter der Fabriken, welche sich zu dieser ge- 
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meinsamen Verwendung entschliessen, den Mitgenuss der Straf- 
gelder hätten. Dem Wortlaut des Gesetzes würde also in 
höherem Masse durch die Zusammenlegung der Strafgelder 
entsprochen, da hierdurch die jeweiligen Arbeiter der Fabrik 
auf alle Fälle betheiligt werden, und diejenigen, welche zur 
Ansammlung der Strafgelder einer bestimmten Fabrik mit bei- 
getragen haben, ihren Antheil auf diese Weise in einer sozu- 
sagen organisirten Form wiedererhalten, während sie bei Ein- 
tritt in eine andere Fabrik an der Verwendung von Strafgeldern 
zu ihrem Besten theilnehmen, an deren Aufbringen sie gar 
nicht oder nur in geringem Masse betheiligt waren. 


Freilich wird es immer zunächst einer Anregung örtlicher 
Organe bedürfen, um die Zusammenlegung zu veranlassen. So- 
weit in einzelnen Industriebezirken Fabrikantenvereine sich die 
Förderung des Wohles der Arbeiter mit zur Aufgabe setzen, 
dürften diese Organisationen der Fabrikanten selbst wohl am 
ehesten in der Lage sein, die Zusammenlegung durchzuführen, 
während in denjenigen Orten, wo geeignete Organisationen 
der Betheiligten selbst nicht vorhanden sind, die Förderung 
der Zusammenlegung wohl als eine Angelegenheit bezeichnet 
werden kann, deren Betreibung zu den sozialpolitischen Auf- 
gaben der Gemeindebehörden gehört. Diese örtliche Zusammen- 
legung der Strafgelder wird sogar aus hier nicht näher zu er- 
örternden Gründen den Vorzug vor einer berufsgenossenschaft- 
lichen verdienen. Soll aber eine derartige von den Gemeinde- 
behörden zu gebende Anregung in die Wirklichkeit übersetzt 
werden, so dürfte hierzu einmal die Festsetzung eines bestimm- 
ten Verwendungszweckes, und zweitens die Mitheran- 
ziehung der Arbeiter zu der Verwaltung der ins 
Leben zu rufenden Einrichtung angemessen sein. Ein Verwen- 
dungszweck lässt sich natürlich nicht allgemein vorschlagen, 
derselbe wird sich nach den örtlichen Verhältnissen sowie nach, 
den zur Verfügung stehenden Mitteln richten müssen; ins- 
besondere ist es zunächst erforderlich, eine Erhebung darüber 
zu veranstalten, wie hoch sich die Strafgelder in den einzelnen 
Fabriken im Jahresdurchschnitt belaufen. An Verwendungs- 
zwecken zum Besten der Arbeiter dürfte schliesslich kein Mangel 
sein, wenn man Einrichtungen wie Arbeiterbäder, Arbeiter- 
bibliotheken u. s. w. ins Auge fasst. Die Betheiligung der 
Arbeiter an der Verwaltung derartiger Einrichtungen würde 
am besten durch Wahl von Vertrauensmännern nach der durch 
die Wahlen zum Gewerbegericht vorgeschriebenen Art ge- 
schehen. 


Volksbibliotheken in Schulen. 


Von Dr. L. Nolte in Pforzheim. 


Zweck dieser Zeilen ist es, die Gemeinden auf eine 
neue Einrichtungsart der Volksbibliotheken aufmerksam 
zu machen, welche in der Rheinprovinz zuerst durchge- 
führt wurde und in Folge ihrer Zweckmässigkeit bereits 
eine weitere Verbreitung gefunden hat. 

Auf der Thatsache fussend, dass die am weitesten 
von der Bibliothek wohnende Bevölkerung dieselbe auch 
am wenigsten benutzt, und dass die Kontrole um so 
leichter, je beschränkter der Leserkreis ist, gründete man 
vor einigen Jahren in Remscheid in einem Schulhause 
eine kleine Volksbibliothek, die nur für einen Schulbe- 
zirk berechnet war, und deren Bücher nur durch Ver- 
mittelung der Schüler abgegeben wurden. Da wohl 
in jedem Hause ein schulpflichtiges Kind vorhanden war, 
so konnte jeder Angehörige und Bekannte des Hauses, 
sei es Vater, Mutter, Geschwister, Schlafbursche u. S. w., 
durch das Kind das gewünschte Buch zu jeder Zeit be- 
ziehen; dem Grundsatze der leichten Zugänglichkeit der 
Bibliothek war dadurch in der weitestgehenden Weise Rech- 
nung getragen. Aber das nicht allein: in dem Kinde 
hatte die Bibliothek den besten Kontroleur gewonnen, €S 
sorgte mit der grössten Aengstlichkeit für die rechtzeitige 
Ablieferung, die gute Aufbewahrung der Bücher u. Ss. W., 
so dass an einen Verlust von Büchern kaum zu denken ist. 
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Solche Bibliotheken könnte man am besten Schul- 
Volksbibliotheken nennen, da sie sich ın dem Schul- 
hause befinden, von einem Lehrer kostenlos verwaltet 
werden und die Bücher von den Schülern jeden Tag 
nach Schluss des Unterrichtes umgetauscht werden können, 
so dass auf den einzelnen Tag nur für wenige Minuten 
Arbeit entfällt. Nicht zu unterschätzen ist bei dieser Ein- 
richtung der moralische Einfluss, den der Lehrer dadurch 
ausüben kann, dass er gewissen Schülern aus freien Stücken 
Bücher mitgibt und so den guten Unterhaltungsstoff auf 
eine delikate Weise in die Familie hineinträgt, denn wenn 
diese auch früher kein Bedürfniss nach dem Lesen hatte, 
so entsteht letzteres oft dennoch mit der Zeit, wie der 
Appetit beim Essen. Hinzu kommt noch, dass auch die 
Jugend‘ von Anfang an die richtigen Werke in die Hand 
und später auch zum Lesen bekommt, und „ein Buch 
hat bekanntlich oft auf Lebenszeit einen Menschen ge- 
bildet oder verdorben“, wie Herder sagt. 

Was den Kostenpunkt anbelangt, so dürfte die vor- 
stehende Einrichtung vor allen anderen den Vorzug der 
Billigkeit haben. Der erforderliche Schrank, sowie einige 
Hundert bis Tausend Bücher genügen je nach dem Um- 
fange des einzelnen Schulbezirkes und verursachen nur 
geringe Kosten. Ist dann ein gewisser Zeitraum verflossen, 
innerhalb dessen man den Gebrauch sämmtlicher Bücher 
annehmen kann, so wird der Inhalt der einen Schul- 
Volksbibliothek jeweils durch denjenigen einer anderen 
so lange ersetzt, bis die Bücher in sämmtlichen Biblio- 
theken gewesen sind. Dabei ist es Bedingung, dass die 
erfahrungsgemäss am meisten gelesenen Werke, welche 
während jenes Zeitraumes so wie so auch „verlesen“ 
werden, in allen Bibliotheken der Stadt vorhanden, wäh- 
rend die übrigen zwar nicht dem Lesestoffe, wohl aber 
dem Titel nach verschieden sein müssen. 

Will die Kommune trotz dem Bestande von Schul- 


Volksbibliotheken noch ein Uebriges thun, so wäre die | 


Herstellung von Lesezimmern, welche jeder Zeit der Ar- 


beiterschaft zur Verfügung ständen und in denen auch | 
, denz“, wird jetzt in einer Auflage von 1500 Exemplaren ge- 


die kostbareren und umfangreicheren Werke, namentlich 
die Nachschlagewerke, aufbewahrt werden könnten, am 
wünschenswerthesten. 

Was den thatsächlichen Erfolg der Schul-Volks- 
bibliotheken angeht, so wollen wir nur erwähnen, dass 
im letzten Jahre von einer Bibliothek in Remscheid 
(mit seinen 46 000 Einwohnern und 8—10 Schulbezirken) 
während sechs Monaten 1050 Bände verliehen wurden, 
und zwar 100 geschichtliche, 50 Reisebeschreibungen, 
50 Lebensbeschreibungen, 150 illustrirte Zeitschriften und 
700 Erzählungen. Dabei muss man beachten, dass jeder 
Band nicht von einem einzelnen Menschen, sondern stets 
von mehreren Hausbewohnern gelesen wurde. 

Sehr viel kommt natürlich auf die Persönlichkeit des 
als Bibliothekar fungirenden Lehrers an. Dieser, welchem 
die Erfüllung einer so segenbringenden- sozialpolitischen 
Aufgabe zugedacht ist und dem der weitgehendste mora- 
lische Einfluss auf die sämmtlichen Familien seines Schul- 
bezirkes eingeräumt wird, muss von der Wichtigkeit seines 
Amtes völlig durchdrungen sein und sich der Sache mit 
Hingebung widmen. Dass es an dergleichen Persönlich- 
keiten in der heutigen Lehrerschaft nicht mehr fehlt, darf 
man wohl mit Rücksicht auf die jetzige Entwickelung 
der sozialen Frage von vornherein erwarten. 


Notizen. 


Armenpflege. 


Zur Fürsorge für entlassene Korrigenden. Im 
Sommer 1885 hat die Regierung der Provinz Sachsen die Direk- 
toren der Arbeitsanstalten der Provinz ersucht, jeden Korri- 
genden vor seiner Haftentlassung rechtzeitig darauf hinzuweisen, 
dass ihm auf Wunsch Arbeitsgelegenheit beschafft werden könne. 
Denjenigen, die darauf eingingen, sollte Arbeit bei Privaten, 
und wo das nicht anginge, bei den Gefängnissvereinen, der 
Arbeiterkolonie Seyda, dem Verbande zur Verbesserung länd- 
licher Arbeiterverhältnisse etc., die sich zu diesem Zwecke 
freundlichst angeboten hatten, vermittelt werden. Es hat auch 
an Gelegenheit nie gefehlt. Die Direktoren mussten die Resul- 
tate in halbjährlichen Nachweisungen mittheilen. Für den 6 jäh- 
rigen Zeitraum von 1885 bis 1891 hat sich darnach Folgendes 
ergeben. Entlassen wurden während dessen 899 männliche 
Korrigenden. Davon haben 3 pCt. sich bereit erklärt, eine 
Arbeitsstelle anzunehmen und auch eine solche angewiesen er- 
halten, 2 pCt. haben die Stelle wirklich angetreten, aber nur 
1 pCt. hat länger als 14 Tage in der Stelle ausgehalten. Bei 
den weiblichen Korrigenden macht man fortwährend die Er- 
fahrung, dass sie für den Augenblick alles versprechen, auch 
wirklich zum grossen Theil (ca. 25 pCt.) die ihnen angebotenen 
Stellen und Asylaufenthalte antreten, aber von dauernder Besse- 
rung kann doch. keine Rede sein; sobald sie wieder in die 
Freiheit zurückkehren, verfallen sie wieder der Prostitution. 


Gemeinnützige Thätigkeit. 


Zentralsteller fürr Arbeiterwohltahrtserne 
richtungen in Berlin. Dem Bericht über die Thätigkeit 
der Zentralstelle für Arbeiter-Wohlfahrts-Einrichtungen zu 
Berlin für das Jahr 1. April 1892/93 ist folgendes zu entnehmen. 
Die erste Konferenz fand am 23. und 24. April v. J. statt. Etwa 
30 Behörden, 60 Firmen, 45 Vereine waren vertreten. Der 
preussische Minister für Handel und Gewerbe und der Vize- 
präsident des Staatsministeriums nahmen mit einer Anzahl 
ihrer Räthe an den Verhandlungen und an den abendlichen 
Zusammenkünften theil. Die mit der Konferenz verbundene 
Ausstellung bildete den Stamm einer Sammlung von Modellen, 
Abbildungen, Plänen und Beschreibungen etc. bewährter Wohl- 
fahrtseinrichtungen, welche im April d. J. ein Unterkommen 
im Hygienemuseum (Berlin, Klosterstrasse 32—35) gefunden 
hat. Das Organ der Zentralstelle, die „Wohlfahrts-Korrespon- 


druckt, von denen 1200 zur Versendung gelangen. Hiervon gehen 
250 an preussische Verwaltungsbehörden, 80 an nichtpreussische, 
170 an die dem Minister der öffentlichen Arbeiten unterstellten 
Eisenbahn-Direktionen, 100 an Bergbeamte, 40 an Vereine, 
200 an Mitglieder der Zentralstelle, die übrigen 360 an Korre- 
spondenten (davon 150 an Gewerbe-Aufsichtsbeamte). Neben 
der regelmässigen und fortlaufenden Erörterung der Neuerungen 
und nützlichen Erfahrungen auf dem Gebiete der Wohlfahrts- 
pflege liegt der Zentralstelle auch die Ertheilung von Auskunft 
auf bestimmte Anfragen ihrer Mitglieder und — soweit die 
Zeit reicht — auch von Nichtmitgliedern ob. Diese Thätigkeit 
gewinnt immer mehr an Ausdehnung. Die Mehrzahl der Er- 
kundigungen betraf die Wohnungsfrage, vorzugsweise die Er- 
richtung von Spar- und Baugenossenschaften nach dem Muster 
der Hannoverschen. 


Krankenpflege. 


Armenärzte in Stuttgart. Bei der diesjährigen 
Berathung des Etats der Stuttgarter Almosenpflege in der 
Gemeinderathssitzung vom 8. d. M. war auch die Erhöhung 
des Gehaltes der Armenärzte von 350 auf 600 M. vorgeschlagen. 
Bei dieser Gelegenheit wies Gemeinderath Fischer auf die 
Bemerkungen Münsterbergs hin, der es als unrichtig bezeichnet 
habe, die Armenpraxis den jungen Aerzten, die am wenigsten 
verlangten, anzuvertrauen (vgl. S. 3 dieser Zeitschrift). Er be- 
grüsse die Erhöhung des Gehalts mit Freuden, spreche jedoch 
den Wunsch aus, dass künftighin mehr auf Gewinnung älterer 
erfahrener Aerzte Gewicht gelegt werde. Wir glauben, dass 
auch manche andere Armenverwaltungen sich bemühen müssten, 
ältere Aerzte zu finden, statt die billigen jungen zu bevorzugen. 
Selbstverständlich wird man, wenn nur geringe Vergütungen 
gezahlt werden, nur junge bereit finden, aber die Art, wie die 
Praxis versehen wird, kann dann auch nicht den Erwartungen 
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entsprechen. Gerade hierbei ist Sparsamkeit nicht allein mo- 
ralisch verwerflich, sie zeugt auch vom reinen Verwaltungs- 
standpunkte aus von Kurzsichtigkeit. Dass, wie Prof. Köstlin 
in der Berathung sagte, die jungen von der Hochschule kom- 
menden Aerzte an diese Praxis mit einer gewissen geistigen 
Frische gehen, mag zutreffen, kommt aber nicht in Betracht 
gegenüber dem Mangel an Ernst und an Erfahrung, der sehr 
oft vorhanden sein wird. Wenn vollends Gemeinderath Götz 
behauptete, dass man von jeher in der Bezahlung der Armen- 
ärzte nur eine Entschädigung für ihren Aufwand. keineswegs 
ein Entgelt für ihre Leistungen gesehen habe, so dürfte diese 
Auffassung doch nicht mit der obligatorischen Verpflichtung in 
Einklang zu bringen sein, welche das Unterstützungswohnsitz- 
gesetz den Gemeinden auferlegt. U. A. nach kann es nicht Sache 
der Ortsarmenverbände sein, die Armen dem guten Willen der 
Aerzte zu überlassen, und das ist der Fall, wenn man ihre 
Leistungen nicht bezahlt. Von der anderen Seite aber wäre 
es Aufgabe des ärztlichen Standes im Ganzen, sich dagegen 
zu verwahren, als habe er gewissermassen die moralische Ver- 
pflichtung, den Gemeinden die Krankenpflegekosten abzuneh- 
men. Die traurigen Verhältnisse, die man im ärztlichen Stande 
da und dort wahrnehmen muss, liegen nicht zum geringsten 
Theile darin begründet, dass die Aerzte sich gegenseitig bei 
Uebernahme der Krankenkassen- und der Armenpraxis unter- 
bieten, was den Kranken gerade so schädlich ist, wie den 
Aerzten. Soweit die Krankenkassen und Armenverwaltungen 
‚technische Kenntnisse in Anspruch nehmen, sollen sie dafür 
auch eine angemessene Vergütung leisten und nicht ihrerseits 
an die Wohlthätigkeit und Opferfreudigkeit anderer appelliren. 


Kinderpflege 


Kinderheilstätten in Seebädern. Der „Verein für 
Kinderheilstätten an den deutschen Seeküsten“ hat im letzten 
Jahre 1133 kranke und erholungsbedürftige Kinder in seine 
Hospize entsenden können. Gestorben sind nur 3, bei 18 trat 
keine Besserung ein, die weitaus überwiegende Mehrzahl der 
Kranken konnte aber vollständig geheilt oder doch wesentlich 
gebessert die Heimreise antreten. In Norderney fanden 289 
Knaben, 333 Mädchen und ausserdem 43 Pensionäre, zusammen 
665 Kinder Aufnahme. Die Ausgaben betrugen 95493 Mk. Das 
Friedrich-Franz-Hospiz in Müritz hatte 222 Kinder zu verpflegen. 
Die Ausgaben beliefen sich auf 17896 Mk. In Wyck auf Föhr 
waren 163 Kinder, darunter allein 70 aus Berlin, die Gesammt- 
ausgaben betrugen 12805 Mk. In Zoppot endlich wurden 83 
Kinder aufgenommen. Ausgaben erwuchsen in Gesammthöhe 
von 6294 Mk. Recht gut bewährt hat sich die in Norderney 
eingerichtete Winterpflege, die 89 Kindern zu Theil wurde. 
Die Gesammtausgabe des Vereins erreichte die Höhe von 
161783 Mk.. ihr standen 167527 Mk. Einnahmen gegenüber. 
Die Kinder hatten 10 bis 20 Mk. für die Woche, die Pensionäre 
4,50 bis 7 Mk. für den Tag zu zahlen, doch wurden 13744 Mk. 
auf Freistellen verwendet. Der Kassenbestand hat sich von 
16 581 auf 22326 Mk. erhöht. die Bilanz schliesst mit 889 115 Mk. 
gegen 870797 Mk. im Vorjahre. Gegen 800000 Mk. beträgt 
allein der Werth der Hospize mit ihrer Einrichtung. Die Zahl 
der Mitglieder beträgt z. Z. 550. Dem Hauptverein stehen 
vier Zweigvereine zur Seite. Der Dresdener Zweigverein sandte 
62 Kinder nach Norderney, der Braunschweiger 19 ebendorthin, 
der Oldenburger widmete sich vorwiegend der Ueberwachung 
der Transporte. Der Berliner Frauenhülfsverein, der 21876 Mk. 
Einnahme hatte, sandte 201 Kinder aus. — Ueber das „See- 
hospiz Kaiserin Friedrich“ in Norderney, welches Eigenthum 
des genannten Vereins ist, theilt Dr. Beneke im Monatsblatt 
für öffentliche Gesundheitspflege einige Details mit. Es nimmt 
Kinder zwischen 4 und 14 Jahren auf Kurperioden von min- 
destens sechs Wochen auf; der wöchentliche Satz für Ver- 
pflegung und ärztliche Behandlung beträgt für Bemittelte 20 
sonst [0 Mk. Die Bahnen gewähren Ermässigung auf die Fahr- 
preise, wenn die Ortsbehörde den Eltern bescheinigt, dass sie 
ohne solche nicht im Stande wären, die Kur zu bezahlen. So 
kostet im billigsten Fall die ganze Kur von 6 Wochen z. B. 
für ein Kind aus Braunschweig einschliesslich der Reise 82 Mk., 
im theuersten Fall etwa 160 Mk. Zuverlässige Pflegerinnen holen 
die Kinder am Bahnhof bestimmter Sammelstellen ab und be- 
fördern sie in grösseren Transporten ins Hospiz und zurück. 
Die Aufnahme ist nicht möglich, wenn die Kinder oder ihre 
Hausgenossen in den letzten sechs Wochen an ansteckenden 
Krankheiten gelitten haben; auch sind bettlägerige Kinder, 
Idioten und solche, die an vorgeschrittener Schwindsucht 
leiden, ausgeschlossen. 


Schulwesen, 


Hausiren schulpflichtiger Kinder in Berlin. 
In. der letzten Versammlung der Schulkommissions-V orsteher 
zu Berlin wurde u. a. mitgetheilt, dass die Polizei-Verordnung. 
welche das Hausiren schulpflichtiger Kinder an öffentlichen 
Orten verbietet, auch ferner mit allem Nachdruck aufrecht er- 
halten werden soll. Aus der Mitte der Versammlung war so- 


‚dann der Antrag gestellt worden, auch das Austragen von 


Milch und Backwaaren in früher Morgenstunde zu verbieten. 
Die städtische Schuldeputation hat aber geglaubt, diesem An- 
trage nicht nachkommen zu können, weil sie darin einen Ein- 
griff in die Rechte der Eltern sieht. 

Haushaltungsunterriceht in der Gemeinde- 
schule zu Marienburg. Nach dem vom Rektor Pudor 
soeben erstatteten Jahresbericht über die Ertheilung des haus- 
wirthschaftlichen und Koch-Unterrichts in der ersten Mädchen- 
klasse der evangelischen Gemeindeschule zu Marienburg (Öst- 
preussen) haben die 24 ältesten Schülerinnen dieser vierstufigen 
Schule, welche von den Kindern der ärmeren Bevölkerung be- 
sucht wird, praktischen Koch-Unterricht genossen. Der Stun- 
denplan .wies für diese Mädchen 32 Stunden wöchentlich auf, 
von denen 4 auf Religion, 7 auf Deutsch, 4 auf Rechnen, 2 auf 
Geschichte, 2 auf Erdbeschreibung, je l auf Schreiben und 
Zeichnen, 2 auf Gesang, 3 auf Naturkunde, 4 auf praktische 
Haushaltskunde und 2 auf Handarbeiten kamen. Die anderen 
12 noch nicht zum Koch-Unterricht zugelassenen jüngeren 
Mädchen dieser Klasse haben wöchentlich nur 30 Stunden, 
darunter sind aber 4 Handarbeitsstunden. Der Koch-Unterricht 
ist obligatorischer Klassen-Unterricht und wird ohne Zuhilfe- 
nahme von Gehilfinnen von der Klassenlehrerin allein ertheilt. 
Als solche unterrichtet die Lehrerin die Mädchen auch in an- 
deren Lehrgegenständen, besonders ist das naturkundliche Fach 
in ihre Hand gelegt. Der naturkundliche Unterricht nimmt in 
dieser Klasse lehrplanmässig die technische Wendung, die den 
Mädchen näher liegt. An die Bethätigungen, an die praktischen 
Beschäftigungen in der Schulküche schliesst sich das Theore- 
tische aufklärend und einsichterweckend an, sie geben Anlass 
zu lehrreichen, physikalischen und chemischen Betrachtungen. 
Zur theoretischen Betrachtung, Beobachtung und Beschreibung 
der Thier- und Pflanzenkörper gesellt sich die Betonung des 
praktischen Werthes, den ihre Kenntniss für den weiblichen 
Beruf hat. Die Elemente der Naturauffassung sucht die Lehrerin 
mit den Erscheinungen des täglichen Lebens, und besonders 
mit dem in Beziehung zu setzen, was den Mädchen später in 
ihrem praktischen weiblichen Berufe, in der weiblichen Arbeit 
zu Hause besonders häufig begegnen wird. Die Schulzucht war 
sehr gut, der Schulbesuch sehr regelmässig. An 39 Tagen 
wurde im Schuljahr 1892/93 gekocht. Zu jeder Freizeit fand 
eine gründliche Küchenreinigung statt, mehrfach auch eine 
Putzübung mit den Lampen der Fortbildungsschule und das 
Waschen u. s. w. der Hand- und Staubtücher der Klassen. Am 
16. März war Prüfungstag mit Prüfungskochen in folgender 
Ordnung: Lampenputzen, Kochen von Kartoffelsuppe, Plinzen- 
backen, Bratklobsbraten. 12 Mädchen wurden Michaelis 1892, 
12 zu Ostern 1893 entlassen, 7 haben 2 volle Jahre, Il 1!/a 
Jahre, 6 haben 1 Jahr lang den Unterricht genossen. Sie werden 
schnell und gern in den Dienst genommen, da die Hausfrauen 
die Vorbildung in der Schulküche schon schätzen gelernt ha- 
ben. Die Schulküche diente auch im Winter 1892/93 noch einem 
andern wohlthätigen Zweck, indem vom 30. November bis 25. 
März in der Frühstückspause an bedürftige Schulkinder im 
ganzen 1678 Liter warme Suppe und 3816 Semmeln ausgetheilt 
wurden. Die Mittel hierzu bewilligten zum Theil der Kreis, zum 
Theil private Freunde des Unternehmens. 


Petition des Verbandes deutscher Gewerbe- 
schulmänner an das preussische Abgeordneten- 
haus. Der Verband deutscher Gewerbeschulmänner beabsich- 
tigt, offenbar in Ausführung seiner kürzlich zu Cassel gefassten 
Beschlüsse (vgl. S. 194 dieser Zeitschrift), sich an das Haus 
der Abgeordneten mit einer Petition ungefähr folgenden Inhalts 
zu wenden: „Mit tiefem Bedauern verzeichnen wir die T'hat- 
sache, dass die in der Denkschrift des kgl. Handelsministeriums 
vom April 1891 und von der ständigen Kommission für das 
technische Unterrichtswesen für nöthig erachteten Mittel zu 
einer gedeihlichen Weiterentwickelung des in Preussen noch 
so wenig entwickelten gewerblichen Unterrichts in den Etat 
pro 1893/94 nicht eingestellt worden sind, und damit die staat- 
liche Fürsorge für das einheimische Gewerbe nicht in der er- 
wünschten Weise zur Wirkung gelangen kann. Wir erachten 
eine kräftige Förderung und eine zeitgemässe Ausbildung des 
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gewerblichen Unterrichts im Sinne der Denkschrift des Handels- 
ministeriums vom April 1891 für durchaus nothwendig, weil 
das neuzeitliche Handwerk neben der Werkstättenbildung so- 
wohl eine theoretische, als auch eine fachliche Schulbildung 
nicht entbehren kann. Der Handwerker muss sein eigener Ge- 
schäftsleiter und Buchhalter sein; er muss ferner allen sach- 
lichen Anforderungen nachkommen können und deshalb auch 
sein eigener Betriebsleiter und Werkführer sein. Viele der be- 
stehenden, für eine solche theoretische und sachliche Ausbil- 
dung, bestimmten Schulen können aber diese Aufgabe noch 
nicht erfüllen. Wir empfehlen dringend die Bereitstellung 
grösserer Mittel, weil das Handwerk gegenüber der grossindu- 
striellen Massenproduktion einer tüchtigen Ausbildung seiner 
Arbeiter zur Erzeugung feinerer und darum konkurrenzfähiger 
Artikel bedarf und darum Fachschulen in genügender Zahl 
und Ausbildung erforderlich sind, — weil die wachsende Kon- 
kurrenz des Auslandes, durch den gewaltigen Vorsprung auf 
dem Gebiete‘ des gewerblichen Schulwesens von Jahr zu Jahr 
gesteigert, noch einflussreicher gestaltet durch die Zollverträge, 
eine erhöhte Anspannung aller geistigen Kräfte und technischen 
Fähigkeiten erfordert, wie sie nur eine gute gewerbliche Schule 
in ausreichender Weise vermitteln kann, — weil nur eine tüch- 
tige Ausbildung dem Handwerkerstande eine geachtete Stellung 
sichert und ihn vor dem allmählichen Untergange bewahren 
kann, der ihm dadurch droht, dass besser vorgebildete Volks- 
klassen sich ihm nicht zuwenden, — weil Klima und Boden- 
beschaffenheit unseres Vateriandes uns den Reichthum anderer 
Länder vorenthalten und uns anweisen, durch Intelligenz und 
Fleiss den Rohprodukten einen höheren Werth zu verleihen, 
um so neben glücklicheren Nationen zu bestehen; und weil 
endlich die gewerbliche Fachschule und die Fortbildungsschule 
für gewisse Kreise, abgesehen von der Kirche, die einzigen 
Veranstaltungen bieten, in der Zeit vom 14. bis 18. Lebens- 
jahre erzieherischen Einfluss auszuüben und der sittlichen Ver- 
rohung der Jugend zu steuern.“ 


Diz HH, Arbeiterr eelntz alselneihmie/erens Banden 
Fortbildungsschulen. Vielfach ist in neuerer Zeit die 
Frage aufgeworfen worden, ob es zweckmässig und ausführ- 
bar sei, in den nach Gewerbe-Ordnung $ 120 in der Fassung 
des Gesetzes vom |. Juni 1891 den Fortbildungsschulen gleich- 
gestellten niederen gewerblichen Fachschulen oder Innungs- 
schulen Jen Unterricht in den Grundlehren der zum Schutze 
der Arbeiter und zu deren Wohlfahrt getroffenen Ein- 
richtungen als Lehrgegenstand aufzunehmen. Eine Anregung 
hierzu gab ein Beschluss des Verbandes der Baugewerks- 
Berufsgenossenschaften, welchen der „Innungs-Verband Deut- 
scher Baugewerksmeister“ aufnahm, indem diese auf ihren 
Delegirtentagen zu Dresden am 12., bezw. 14. September 1891 
es als unabweisbare Forderung erklärten: „in den oberen 
Klassen der Baugewerksschulen den Unterricht in den Grund- 
lehren der Unfallversicherung als Lehrgegenstand durchzusetzen®. 
Hierüber hinaus ging der Antrag, welcher von den Mitgliedern 
der Arbeiterpartei am 12. November 1891 der Berliner Stadt- 
verordneten-Versammlung dahin unterbreitet wurde: „in Ge- 
mässheit der Gewerbe-Ordnung 8 120 Abs. 4 den Entwurf 
eines Ortsstatutes vorzulegen, durch welches den männlichen 
Arbeitern unter 18 Jahren die Verpflichtung zum Besuche einer 
Fortbildungsschule auferlegt wird, in den Fortbildungsschulen 
jedoch über die sich aus dem Arbeitsverhältniss ergebenden 
Rechte und Pflichten, sowie über die Unfall-, Kranken-, In- 
validitäts- und Altersversorgungsgesetzgebung unterrichten 
zu lassen“. Hier wurde allseitig die Zweckmässigkeit anerkannt, 
den Lehrplan um die voraufgeführten Unterrichtsgegenstände 
zu erweitern, aber auch das seitens des Stadtschulraths Ber- 
tram angeregte Bedenken getheilt, dass es zur Zeit wohl noch 
an geeigneten Lehrkräften fehlen werde, solange nicht die 
Lehrer auf den Seminarien hierzu vorbereitet seien. In Verfolg 
dessen wurde von dem Innungs-Verbande Deutscher Bauge- 
werksmeister im Jahre 1892 an die zuständigen Ministerien 
von Preussen, Sachsen, Bayern, Württemberg, Baden, Hessen, 
Sachsen-Weimar, Anhalt eine Vorstellung eingereicht, welche 
das Bedürfniss dieses Lehrgegenstandes auch für die niederen 
Fachschulen darlegt und beantragt, dafür Sorge zu tragen, dass 
hierfür geeignete Lehrkräfte auf den Schullehrerseminarien 
ausgebildet werden. In den betheiligten behördlichen Kreisen 
wurde diese Vorstellung verschieden aufgenommen. Die einen 
sagten ihre Unterstützung nach Kräften zu, andere verhielten 
sich ablehnend, wieder andere gaben überhaupt keine Erklä- 
rung ab. In Frankreich wurden bekanntlich schon seit Jahren 
in den unseren Fortbildungsschulen gleichstehenden Lehran- 
stalten volkswirthschaftliche Fächer, wie das Sparkassenwesen, 
die Hilfskassen, die Feuer-, die Lebens- und die Unfall-Ver- 


sicherung als Unterrichtsgegenstände gelehrt. Dort soll sich 
diese Einrichtung gut bewährt haben. Dass: solches richtig 
sein könne, dafür spricht die Erfahrung, welche der Verfasser 
selbst gemacht hat. Denn die von ihm, allerdings unentgeltlich, 
gehaltenen Vorträge über Arbeiterrecht, Arbeiterschutz, Arbei- 
terwohlfahrt, Arbeiterversicherung waren stets von den ge- 
werblichen Gehilfen sehr stark besucht, und es liess sich wahr- 
nehmen, dass regelmässig dieselben Personen kamen, während 
die daran sich anschliessenden Fragen zeigten, dass sie das 
Vorgetragene verstanden und meist richtig aufgefasst hatten. 
Daraus ergibt sich aber, dass namentlich in grösseren Städten 
es nicht schwer fallen wird, geeignete Lehrkräfte für diese 
Unterrichtsgegenstände zu finden. Wird in diesen aber der 
Versuch gemacht, so muss sich bald herausstellen, ob die Ver- 
wirklichung des angeregten Gedankens aussichtsvoll sei. Denn 
gelingt es, ein System zu schaffen, nach welchem der Unter- 
richt erfolgen soll, und einen geeigneten zuverlässigen Leitfaden 
auszuarbeiten, dann wird sich auch für kleinere Orte der Unter- 
richt unschwer ermöglichen lassen. 


Reich tsunterricht insdenestadtischremmriont- 
bildungsschulen Berlins. Die soziale Gruppe der deut- 
schen Gesellschaft für ethische Kultur in Berlin hat sich an 
den Stadtschulrath Prof. Bertram gewandt, um dessen Zu- 
stimmung zu erlangen, dass juristische Lehrkräfte, welche die 
Gesellschaft aus ihrer Mitte stellen will, in den städtischen 
Fortbiläungsschulen Rechtsunterricht ertheilen. Ein genaues 
Programm des Unterrichts wird ausgearbeitet, sodass der Unter- 
richt jedenfalls im nächsten Winterhalbjahr erfolgen kann. In 
kleinerem Umfang hat Magistratsassessor Kern zu Berlin schon 
früher einen gleichartigen Versuch gemacht. 


Kaufmännische Fortbildungsschulen und 
Deutscher Verband Kaufmännischer Vereine. Aut 
der am 5. d. M. zu Görlitz abgehaltenen Jahresversammlung 
des Deutschen Verbandes Kaufmännischer Vereine berichtete 
Schuldirektor Harry Schmitt-Berlin über den Stand des kauf- 
männischen Fortbildungswesens in Deutschland. Er fasste sein 
Referat in folgende Leitsätze zusammen: „In Erwägung, dass 
der von der Volksschule bis zum 14. beziehungsweise im König- 
reich Bayern bis zum 13. Lebensjahre ertheilte Unterricht in 
seinen praktischen Resultaten den Anforderungen nicht mehr 
entspricht, die das Öffentliche Leben heute an jeden Bürger 
stellt; in Erwägung besonders, dass die sich dem kaufmänni- 
schen Berufe widmenden und in die kaufmännischen Fach- 
schulen (die sogenannten kaufmännischen Fortbildungsschulen) 
eintretenden früheren Schüler der Volksschule nicht immer 
dasjenige Maass elementarer Kenntnisse mitbringen, welches 
für einen sofortigen Beginn und erfolgreichen Fortgang des 
eigentlich beruflichen Fachunterrichtes unerlässlich ist; in Er- 
wägung endlich, dass die zumeist aus Vereinsmitteln unterhal- 
tenen kaufmännischen Fachschulen einem grossen Theile der 
deutschen Jugend die heute für jeden Staatsbürger unentbehr- 
liche Allgemeinbildung thatsächlich vermitteln und somit eine 
Leistung übernehmen, welche unstreitig eine Pflicht des Staates 
ist — erklärt es der V.D.K. V. für nothwendig und dringend: 
I. dass von sämmtlichen Bundesstaaten des deutschen Reiches 
die Volksschule durch eine organisch damit verbundene all- 
gemeine Fortbildungsschule, die jedoch keinen eigentlichen 
beruflichen Fachunterricht ertheilen soll, zeitgemäss ausge- 
staltet werde; 2. dass zum Besuche dieser allgemeinen Fort- 
bildungsschule zunächst die männliche Jugend bis zum vollen- 
deten 17. Lebensjahre gesetzlich verpflichtet werde (Uebergangs- 
erleichterungen vorbehalten); 3. dass vom Besuche dieser all- 
gemeinen Fortbildungsschule nur der Nachweis einer schon 
erlangten gleichwerthigen Bildung entbindet, oder der Besuch 
einer höheren Lehranstalt, oder aber für das dritte Schuljahr der 
Besuch einer gewerblichen oder kaufmännischen Fachschule, 
die vom Staat als ersatzfähig im Sinne des $ 120 der Reichs- 
Gewerbeordnungs-Novelle anerkannt ist; 4. endlich, dass der 
Staat die kaufmännischen Fachschulen reichlicher als bisher 
mit Geldmitteln unterstütze und zwar auch dann noch, wenn 
sich die Fachschulen — nach Einführung der obligatorischen 
allgemeinen Fortbildungsschule — ausschliesslich ihrem eigent- 
lichen Zwecke widmen, nur kaufmännische Berufsbildung zu 
vermitteln.“ Aus der sich anschliessenden Debatte ging nach- 
stehende Resolution als angenommen hervor: „Die Jahresver- 
sammlung des D. V. K. V. nimmt von den Thesen des Herrn 
Direktor Schmitt-Berlin und den Mittheilungen des Herrn Ab- 
geordneten von Schenckendorff-Görlitz dankend Kenntniss und 
beauftragt den Vorstand, zunächst an die preussische Regierung 
eine Eingabe zu richten, welche die Förderung des dortigen 
kaufmännischen Fortbildungsschulwesens erbittet, sodann für die 
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nächste Hauptversammlung Vorlagen vorzubereiten, welche die 
Verbesserung des kaufmännischen Fortbildungsschulwesens 
auch in den übrigen Bundesstaaten fordern.“ 


Gesundheitspflege. 


lleilstätte für bedürftige Lungenkranke aus 
Bremen. Diese bereits S. 53 u. 171 dieser Zeitschrift er- 
wähnte Anstalt in Rehburg a. Harz wurde am 28. v. M. ihren 
Zwecken übergeben. Das Haus selbst besteht aus drei unter 
einem Dach vereinigten Gebäuden, einem Mittelbau und einem 
östlichen und westlichen Klügel. Der Mittelbau, zu welchem 
der Haupteingang in das Gebäude führt, enthält den grossen 
gemeinschaftlichen Saal, der den Kranken als Aufenthaltsraum 
bei schlechterem Wetter und als Speisezimmer dient. Neben 
dem Eingang befinden sich die Zimmer für den Arzt und die 
Oberin. Zu beiden Seiten des gemeinschaftlichen Saales liegen 
luft- und lichtvolle, nach vorn und Süden offene Veranden; 
jeder der westlichen und östlichen Flügel enthält je zwei 
grössere Zimmer mit 4 Betten und je 2 kleinere mit 2 Betten. 
Sämmtliche von den Kranken bewohnte Räume liegen auf 
der insgesammt etwa 70 Meter langen Südfront des Hauses, 
während sich der die Abtheilungen des Gebäudes verbindende 
Corridor in weiter Breite auf der Nordseite hinzieht. Das 
Haus liegt hoch und frei, von den Zimmern des Kranken 
schweift der Blick über den im Hintergrund :von waldigen 
Hügeln umfassten Menckeschen Kamp. 


Einrichtung von Dampfbädern in Volksbade- 
anstalten. In Berlin hat der Stadtverordnete Reichnow mit 
Unterstützung von neun Stadtverordneten in der Stadtverord- 
neten-Versammlung folgenden Antrag eingebracht: „Die Ver- 
sammlung ersucht den Magistrat bei der Erbauung einer neuen 
Volksbadeanstalt auf die Einrichtung“ von Dampfbädern im 
Interesse der Kranken Bedacht zu nehmen.“ In der Sitzung 
vom 16. d. M. wurde der Antrag einem Ausschuss überwiesen. 


Arbeiterversicherung. 


Gemeindeverwaltung und Alters- und Invalidi- 
tätsversicherung. Auf Einladung des Vorstandes der In- 
validitäts- und Altersversicherungs-Anstalt der Rheinprovinz 
hatten sich am 8. d.M. die Oberbürgermeister aus der Rhein- 
provinz bezw. ihre Vertreter zu einer Besprechung in Düsseldorf 
versammelt. Es handelte sich, laut dem Düsseldorfer Generalan- 
zeiger, hierbei hauptsächlich um zwei für die Ausführung des Ge- 
setzes besonders wichtige Fragen. Zunächst wurde berathen, wie 
eine schleunigere Erledigung der Anträge auf Bewilligung von 
Renten herbeigeführt, sowie ferner, wie der mangelhaften 
Markenverwendung vorgebeugt werden könne. Hinsichtlich der 
ersteren Frage wurden die zur Begründung eines Antrages 
auf Bewilligung einer Rente erforderlichen Voraussetzungen ein- 
gehend besprochen und an der Hand eines vorliegenden Frage- 
bogens erörtert. Die sachgemässe Beantwortung der einzelnen 
Fragen wird zeitraubende Rückfragen ganz unnöthig machen 
und hiermit eine schleunige Erledigung der Rentenanträge ge- 
währleisten. Was die mangelhafte Markenverwendung betrifft, 
so hielt man allgemein eine verschärfte Kontrole für nothwen- 
dig. Ausserdem kamen zur Sprache die Vereinfachung der Mass- 
nahmen bei Erstattung des Werthes unrichtig verwendeter 
Marken, die Uebernahme der Krankenfürsorge bei drohender 
Invalidität, das Verhältniss der Versicherungsanstalt zu den 
unteren Verwaltungsbehörden bei der Entscheidung über die 
Versicherungspflicht einer Person u. s. w. Allseitig erkannte 
man an, dass solche eingehende Besprechungen unter den mit 
der Ausführung des Gesetzes an erster Stelle berufenen Be- 
hörden, sowie der Austausch von Erfahrungen auf dem weit- 
verzweigten Gebiete der sozialen Gesetzgebung für die Durch- 
führung der gesetzlichen Bestimmungen von grösstem Nutzen 
seien. Dem Vorstand der Versicherungsanstalt wurde der leb- 
hatfteste Dank für die hierzu gebotene Gelegenheit gezollt. 


Gewerbewesen. 


Zentralarbeitsnachweis in Berlin. Anfang Juni 
fand in Berlin’auf Einladung des Magistratsassessors Dr. Freund 
eine Versammlung von Vertretern der Arbeitsnachweise-Bureaux 
statt, in der der Einberufer bezüglich des Zentralarbeitsnach- 
weises für Berlin zunächst seine Vorschläge für die Einführung 
einer Arbeitsnachweisestatistik bekannt gab. Er habe, so führte 
Dr. Freund aus, die Absicht, im Monat Juli oder August an 
jeden bei der Polizei gemeldeten Arbeitsnachweis ein Formular 
zur Ausfüllung zu übersenden; die ausgefüllten Formulare 
sollen an das Bureau des Zentralarbeitsnachweises zurück- 


gesandt werden. Das Formular wird Rubriken enthalten a) für 
die Zahl der Anmeldungen, b) der vacanten Stellen, c) der er- 
haltenen Stellen; ausserdem einen Raum für Bemerkungen, 
in dem einzutragen wäre, ob die sich Meldenden in mehrere 
Arbeitsnachweise eingetragen und welche von ausserhalb zu- 
gereist sind. Namentlich die letztere Angabe hielt der Referent 
für besonders wichtig. da man vor Zuzug nach Berlin warnen 
könne, wenn die Statistik ausweise, dass die Reserve-Arbeits- 
kräfte zu stark anwachsen. Durch diese Einrichtung könne 
man nach und nach den ganzen Arbeitsmarkt beherrschen. 
Vierteljährlich soll eine Versammlung der Vertreter der Ar- 
beitsnachweise-Bureaux stattfinden, um Vorschläge zu Ver- 
besserungen u. dgl. zu besprechen. Nach einem lebhaften Mei- 
nungsaustausch wurde einstimmig beschlossen, das erforderliche 
Material dem Zentralarbeitsnachweise -Bureau monatlich zu 
übermitteln. Die Kosten der neuen Einrichtung übernimmt das 
Bureau des Zentralarbeitsnachweises. 


Gewerbegerichte als begutachtende Behör- 
den. In einem Erlass vom 17. Mai d. J. wendet sich der 
preussische Minister für Handel und Gewerbe an die Regie- 
rungen mit der Aufforderung, wegen der zulässigen Ausnahmen 
vom Verbot der Sonntagsarbeit die betheiligten Kreise, d. i. 
Arbeitgeber und Arbeiter künftighin” in ausgiebigerer Weise zu 
hören, als es bisher geschah. Dem Erlass ist eine Uebersicht 
angefügt, welche die vorläufig erforderlich erscheinenden Aus- 
nahmen aufzählt; gerade auf die hier aufgeführten gewerblichen 
Unternehmungen soll sich die Erkundigung erstrecken, nämlich: 
l. Kunst- und Handelsgärtnerei, 2. Wasserversorgungsanstalten, 
3. Conditorei, 4. Fleischerei, 5. Barbier- und Friseurgewerbe, 
6. Badeanstalten, 7. Buchdruckereien, 8. Photographische An- 
stalten; ferner werden Molkereien, Eisbereitung und Bereitung 
künstlicher Mineralwasser erwähnt. Insbesondere ersucht der 
Minister die Regierungen, ausser den Gewerbe-Aufsichtsbe- 
hörden, auch die Gewerbegerichte zu einer gutachtlichen Aeusse- 
rung darüber aufzufordern, ob die in der Uebersicht dargelegten 
Ausnahmen erforderlich und ausreichend sind. Der Minister 
fährt fort: „Um es den Betheiligten, insbesondere auch den 
Innungen sowie anderen Arbeitgeber- und Arbeitervereinigungen 
zu ermöglichen, ihre Wünsche rechtzeitig bei den Gewerbe- 
gerichten und Gewerbe-Aufsichtsbeamten u. s. w. anzubringen“, 
ist für Veröffentlichung des Erlasses zu sorgen. „Die vorge- 
nannten Behörden sind ausserdem ausdrücklich anzuweisen, 
schriftlich dargelegte Wünsche der Interessenten entgegenzu- 
nehmen und darüber geeigneten Falls mündlich mit ihnen zu 
verhandeln.“ Es geschieht unseres Wissens zum ersten Mal, 
dass der preussische Minister in dieser Weise die Befugniss 
des Abs. 1 des $ 70 des Gesetzes betr. die Gewerbegerichte 
vom 29. Juli 1890 ausübt, wonach die Gewerbegerichte auf 
Ansuchen von Staatsbehörden oder des Vorstandes des Kommu- 
nalverbandes, für welchen sie errichtet sind, Gutachten über 
gewerbliche Fragen abzugeben haben. Es wäre dringend wün- 
schenswerth, dass sich alle Gewerbegerichte eine möglichst 
sachgemässe und zweckdienliche Erledigung der ministeriellen 
Aufforderung angelegen sein lassen, damit sie ihre Befähigung, 
Gutachten zu erstatten, von vornherein klarlegen. Im Interesse 
der Gesetzgebung und Verwaltung liegt es dann, recht häufig 
von dieser Maassregel Gebrauch zu machen. 


MaenbilichesstrassenkehrersinsBockeuherim. 
Nicht bloss die Stadt Colmar (vgl. S. 56 dieser Zeitschrift), 
sondern auch die städtische Verwaltung von Bockenheim be- 
schäftigt weibliche Strassenkehrer. Es sind deren nach der 
„Frankfurter Volksstimme“ gegenwärtig fünf neben ca. neun 
männlichen. Die Arbeitszeit beträgt im Sommer 10, im Winter 
weniger Stunden je nach der Witterung. Die Bezahlung ist 
besser als in Colmar, wo nur 40 Pfg. pro Tag gegeben wird, 
nämlich 18 Pfg. die Stunde, also ca. Mk. 1.80 pro Tag, während 
die Männer 20 Pfg. bezw. Mk. 2.— erhalten. 

Städtische Apotheke in Mainz. Nachdem das 
hessische Ministerium das Gesuch der Stadt Mainz, die in der 
Neustadt zu errichtende Apotheke in Selbstregie zu nehmen, 
abschlägig beschieden hat, wird die Stadt nunmehr die Apo- 
theke selbst errichten und an einen Apotheker verpachten. 

Lohnzahlungenan Minderjährige inKönigsberg. 
Auch bei dem Stadtverordnetenkollegium von Königsberg war 
vor Kurzem der Antrag eingegangen, den Erlass eines Orts- 
statuts über die Lohnzahlung an Minderjährige auf Grund von 
$ 119a des Gesetzes in Erwägung zu ziehen. Ueber diesen 
Antrag referirte in der Sitzung vom 6.d. M. der Stadtverord- 
nete Hickel, der «denselben zur Annahme empfahl und damit 
begründete, dass, wenn auch viele Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer Gegner einer solchen Massregel sein dürften, dieselbe 
doch geboten erscheine, um dem Unwesen Einhalt zu thun, 


welches jugendliche Arbeiter durch Radaumachen und Trunken- 
heit nach Empfang ihres Lohnes treiben. Stadtverordneter Fürst 
bat um Ablehnung des Antrages, indem er es für nicht richtig 
erachtete, das gute Recht anderer durch solche Massregeln 
einzuschränken. Stadtverordneter Skrey, der Antragsteller, be- 
fürwortete den Antrag und führte aus, dass durch den Erlass 
eines solchen Ortsstatuts es möglich sein würde, der Verrohung 
und Unbotmässigkeit unserer jugendlichen Arbeiter, wenn auch 
nicht in allen, so doch in vielen Fällen dadurch entgegen zu 
treten, dass denselben nicht zu frühe die freie uneingeschränkte 
Verfügung über ihre Geldmittel gestattet wird. Wie nothwen- 
dig es sei, für einen gewissen Theil unserer jugendlichen, der 
Schule kaum entwachsenen Arbeiter derartige Massregeln ein- 
zuführen, erhelle aus der Thatsache, dass die Löhne in sehr 
vielen Fällen unmittelbar nach Empfang in den Kneipen ver- 
geudet und in Spirituosen und Tabak umgesetzt werden, wäh- 
rend zu Hause vielleicht die kranke Mutter mit ihren noch 
unerzogenen Kindern auf den Lohn wartet, um mit demselben 
die nothwendigsten Lebensbedürfnisse zu bestreiten. Gerade 
für die der Schule eben entwachsene Jugend der Grossstädte 
sei eine feste Hand nothwendig. Diese Ueberzeugung habe auch 
dahin geführt, dass die Zwangserziehung bis zum 20. Lebens- 
jahre ausgedehnt werden kann. Stadtverordneter Mühler be- 
fürwortete den Antrag gleichfalls. Stadtrath Michelly erklärte, 


der Magistrat werde in dieser Angelegenheit nichts thun, 
ohne Arbeitgeber und Arbeitnehmer befragt zu haben. Die 
Stadtverordneten Winkler und Peltz sprachen für den An- 


trag. Stadtverordneter Rauther ist Gegner desselben und hält 
dafür, dass es nicht zweckmässig sei, alles in eine Zwangs- 
jacke zu stecken. Wo Eltern und Vormünder vorhanden sind, 
dürften dieselben auf anderem Wege Mittel finden, um die 
Auszahlung des Lohnes an leichtsinnige jugendliche Arbeiter 
zu hindern. Man füge zu den vielen Lasten der Arbeitgeber 
durch eine solche Einrichtung nur noch eine neue hinzu. 
Durch die Bevormundung in dieser Form erziehe man Men- 
schen eben nicht. Wenn auch die angestrebte Einrichtung für 
einzelne Fälle am Platze wäre, im Allgemeinen sei sie nicht zu 
wünschen. Stadtverordneter Müller ist für den Antrag. Die 
Verwahrlosung und Rohheit in den Kreisen der jugendlichen 
Arbeiter sei gross, und es erscheine nothwendig zu erziehen, 
wo bisher eine Erziehung fehlte. Stadtverordneter Kolw ist 
gegen den Antrag. Dies angeregte Ortsstatut sei überflüssig, 
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da in grösseren Fabriken in der Lohnzahlung an. gute und 
schlechte Arbeiter schon unterschieden werde, jenen der ganze, 
diesen nur der halbe Lohn gezahlt zu werden pflegt. Stadtver- 
ordneter Theodor hält dafür, dass die gegen die jugendlichen 
Arbeiter bisher gehaltene Philippika mit demselben Recht und 
Unrecht auch gegen erwachsene Arbeiter gehalten werden 
könne. Im Prinzip müsse er gegen den Antrag sich erklären. 
Es sei merkwürdig, dass die einzelnen Mitglieder der Ver- 
sammlung, welche bei jeder Gelegenheit den staatlichen Zwang 
bekämpfen, dem kommunalen Zwang das Wort reden. Stadt- 
verordneter Heumann meint, dass leichtsinnige jugendliche Ar- 
beiter durch Ermahnungen und Hinweise auf ihre Pflicht er- 
zogen werden müssen. Wo das nicht ausreiche, sei Entlassung 
das einzige richtige Mittel. Bei der Abstimmung wurde der 
Antrag mit 28 gegen 27 Stimmen abgelehnt. 


Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittlungin 
Industrie- und Handelsstädten. Die Volkswirthschaft- 
liche Sektion des Freien Deutschen Hochstifts zu Frankfurt a. M. 
theilt uns mit, dass der in Aussicht genommene Kongress zur 
Besprechung der Fragen der Arbeitslosigkeit und Arbeitsver- 
mittlung (vgl. vorige Nummer S. 203 f.) zur Zeit wegen der 
im Gange befindlichen Reichstagswahl nicht abgehalten werden 
kann, sondern auf den Herbst vertagt worden ist. 


Zum Quartalwechsel. 


Angesichts des bevorstehenden Quartalwechsels er- 
suchen wir, das Abonnement bei der Posi schon jetzt 
zu erneuern, damit keine Störung im Bezug eintritt. 
Zugleich bitten wir unsere Abonnenten, die „Blätter“ 
all denen empfehlen zu wollen, welche an der sozial- 
politischen Fürsorge der (remeinden, der Vereine und 
der Privatkreise Antheil nehmen. 


Joseph Baer $ Co. 


Verlagsbuchhandlung. 


Joseph Baer & Co. 


Buchhandlung und Antiquariat ın Frankfurt a. M. 
Spezialgeschäft für volkswirthschaftliche Litteratur, 


Grösstes Lager von nationalökonomischen Werken. 
Fachcataloge über antiquarisch vorräthige Bücher gratis und franco. 


Neueste Cataloge: 


Theorie der Volkswirthschaftslehre. — Handel u. Industrie. — Versicherungswesen. 1471 Nummern. 


Finanzwissenschaft. (Zölle und Steuern. — Bank- und Münzwesen.) 692 Nummern. 
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Das neue Armengesetz für Niederösterreich. 
Von Professor Dr. E. Mischler in Prag. 


Seit etwa 4—5 Jahren ist in Oesterreich ein refor- 
matorischer Zug auf dem Gebiete der Armenpflege be- 
merkbar. Versuche mit Landesarmengesetzen, die Ein- 
führung der Elberfelder Armenpflege in mehreren Städten, 
litterarische Bestrebungen und Versuche zur Gewinnung 
einer Armenstatistik sind überall in den fortgeschrittenen 
Ländern zu konstatiren. Allerdings hängt allen diesen 
Bemühungen wie ein Bleigewicht ein Hemmniss an, das 
österreichische Heimathrecht, beziehentlich der Zusammen- 
hang von Armenverpflichtung der Gemeinde und der Zu- 
ständigkeit in derselben. Aus diesen Bestrebungen ragt 
das nunmehr endgültig beschlossene Armengesetz des 
niederösterreichischen Landtages hervor, welches, wie man 
allgemein vermuthet, die kaiserliche Sanktion erhalten und 
bald ins Leben treten dürfte. Dieses Gesetz ist ein Werk 


des als Organisator auf diesem sozialen Gebiete bewähr- 
ten Mitgliedes des niederösterreichischen Landesausschusses, 
Schöffel, der zuerst im Jahre 1890 einen darauf abzie- 
lenden Entwurf vorlegte. Dessen Grundzüge sind aller- 
dings im Wesentlichen im Ausschuss-Antrage und dann 
in der neuerlichen Bearbeitung des Jahres 1893 beibe- 
halten, aber in einem wichtigen Punkte, nämlich in der 
Anordnung der Einnahmequellen der neuen Armenpflegs- 
organe, gründlich verschlechtert worden, was jedoch in 
Folge des Widerstandes der staatlichen Finanzverwaltung 
nothwendig wurde. Durch dieses Gesetz soll auch der 
„Landarmenverband“, welcher mit dem Landes-Gesetz 
vom 1. Februar 1885 geschaffen worden war und sich 
durchaus nicht bewährt hat, wieder beseitigt werden. 
Dieser etwä acht Jahre andauernde Zustand (1885 —1895) 
hat in Niederösterreich, aber auch in Oesterreich über- 
haupt, die Ansicht ziemlich allgemein erweckt, dass das 
System des Unterstützungswohnsitzes mit seinem Pendant 


der Landarmen weit mehr Nachtheile als Vorzüge be- 
sitze und entschieden nicht nachzuahmen sei Demzufolge 


geht das vorliegende Gesetz von einem ganz anderen 
Gesichtspunkte aus. 

Die Verpflichtung des Armenbezirkes zur Unter- 
stützung eines Hülfsbedürftigen ergibt sich nämlich aus 
dem einfachen Moment des Aufenthaltes, wie a contrario 
aus $ 3 entnommen werden kann: es „darf die Armen- 
pflege nicht versagt werden, weil der Arme in keiner 
Gemeinde des Armenbezirkes heimathberechtigt oder seine 
Zuständigkeit unbekannt oder bestritten ist.“ Eine etwaige 
Verpflichtung des Landes hinsichtlich der Nichtzuständi- 
gen gibt es nicht mehr. Es ist hier somit ein radikaler 
Versuch gemacht worden, die Armenpflege gänzlich aus 
dem Connex der Zuständigkeit, aber auch aus jenem 
mit einer befristeten Ansässigkeit zu lösen und auf sich 
selbst zu stellen: dort, wo sich der Verarmungsfall er- 
eignet, ist er, für sich allein betrachtet, zu behandeln. 
Natürlich konnte das Landarmengesetz nicht das Heimaths- 
gesetz abändern, und in Folge dessen bleiben alle Ersatz- 
ansprüche des Territoriums, welches einen nicht zustän- 
digen Armen unterstützt, an dessen Heimathsgemeinde 
aufrecht; allerdings ist es eine grosse Frage, ob man 
sich viel um diese kümmern soll und wird, da der ge- 
ringe Erfolg dieser Ersatzforderungen allgemein und hin- 
reichend bekannt ist. Jedenfalls steht dieser erste und 
fundamentale Grundsatz des niederösterreichischen Armen- 
gesetzes in vollkommenster Uebereinstimmung mit der 
österreichischen Anschauung, dass der Heimathsrechts- 
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begriff überlebt sei und mit der Verpflichtung zur Armen- 
pflege nichts zu schaffen habe. Es gebührt also dem Ver- 
fasser des Entwurfes grosse Anerkennung dafür, dass er 
zum erstenmal dieser communis opinio Ausdruck ver- 
liehen hat, nachdem thatsächlich schon lange die Praxis 
der Armenpflege ausserhalb des Heimathgesetzes stand. 
Der Erfolg wird nun lehren, ob sich die neue Anschau- 
ung bewährt, oder ob die nunmehr in erhöhtem Masse 
und überdies gesetzlich verpflichteten Aufenthaltsterritorien 
Beschwerden erheben; denn es ist immerhin ein. grosser 
Unterschied, ob die Aufenthaltsgemeinde verpflichtet ist, 
für Nichtzuständige nur in dringenden Fällen und vor- 
läufig die erste Hilfe zu leisten, oder ob sie die Armen- 
pflege wenigstens für einige Zeit ganz in derselben Weise 
durchführen muss, wie gegenüber den Zuständigen. Auf 
alle Fälle ist damit gewonnen, dass immer zunächst die 
Armenhülfe eintritt und erst in zweiter Linie die Frage 
nach der Zuständigkeit gestellt wird. Es wird in concreto 
das Moment der Zuständigkeit resp. die Ersatzforderung 
an die Heimathsgemeinde, event. die Abschiebung, nur in 
den Fällen der sog. „Versorgung“, d. h. vollständigen Ob- 
sorge erheblich werden, während bei den sog. „Unter- 
stützungen“, die zumeist kurzzeitig sind, der Umstand 
der Zuständigkeit das Individuum selbst von vornherein 
gar nichts angehen, sondern höchstens zu Verhandlungen 
zwischen dem unterstützenden Territorium und der Hei- 
mathsgemeinde Anlass geben wird, die den Armen selbst 
auch in der späteren Folge kaum berühren dürften. Ich 
glaube daher, dass auch in Deutschland, wo doch die 
Einrichtung des Unterstützungswohnsitzes erheblich an- 
gefochten wird, der hier ziemlich radikal gemachte Ver- 
such alle Beachtung verdient. 

Dasselbe gilt, und zwar in noch erhöhterem Masse, 
für den zweiten Grundgedanken des Gesetzes, welcher 
besagt, dass die Gemeinde als Armenpflegeorgan ganz 
verschwindet und der Bezirk an ihre Stelle tritt. Die 
jahrhundertelange Entwickelung, während welcher die 
Gemeinde als das Subjekt der Armenpflege galt, der Ge- 
danke, welcher heute noch seine Macht behauptet und 
nur schrittweise an Boden verliert (Heimathsgemeinde — 
Unterstützungswohnsitz — Aufenthaltsgemeinde), findet 
ein Ende. So wie der Begriff der Zuständigkeit seine 
Macht für die Armenpflege verliert, so soll auch die 
Gemeinde hinsichtlich dieses Verwaltungsgebietes so gut 
wie gänzlich bei Seite geschoben werden. Das vorliegende 
Armengesetz begründet nämlich den Armenbezirk, welcher 
in der Regel mit dem Sprengel eines Bezirksgerichtes 
übereinstimmt und alle seine Gemeinden zu umfassen 
hat, Es wird also in Niederösterreich statt der jetzt 
bestehenden 1591 Gemeinden, welche bisher gleichzeitig 
Armenpflegegebiete sind, ca. 70 Armenbezirke 
welche durchschnittlich etwa 20000 Einwohner zählen. 
Die Erwägungen, welche zu dieser grundlegenden Aen- 
derung geführt haben,‘ dürften wohl gewesen sein, dass 
die Gemeinde — wobei vorläufig die grösseren Städte 
ausser Betracht bleiben sollen — sich im Laufe der 
ganzen Entwickelung' nicht gerade als fähig gezeigt hat, 
die Armenpflege durchzuführen; Mangel an Verständniss 
für den sozialen Inhalt der Sache, Bureaukratismus, 
Schlendrian und Versteckenspiel hinter den Deckungen 
des Heimathsgesetzes kennzeichnen die heutige ländliche 
Gemeindearmenpflege. Ueberdies sind auch die finanziellen 
Mittel der Gemeinden an sich zu schwach, umsomehr, 
als die Gemeindevermögensbestände sich mindern und 
die lokalen Armenfonds keine entsprechenden Zuflüsse 
haben. Endlich kommt in Betracht, dass die Landge- 


geben, 


meinden, welche vorwiegend Menschen abgeben, richtiger- 
weise nur mit jenen Territorien im Verein gedacht wer- 
den können, welche diese Menschen aufnehmen, und das 
ist um so berechtigter, als sonst die Gemeinde hinsicht- 
lich der weggezogenen Zuständigen oft gar keine andere 
Verwaltung auszuüben hat als die Armenpflege, resp. gar 
nur die Bestreitung ihrer Kosten, wenn .etwa eine andere 
Gemeinde sie handhabt. 

Was die städtischen Gemeinden anbelangt, so macht 
das Armengesetz nicht viel Unterschiede. Es soll für das 
ganze Land mit Ausschluss der Stadt Wien gelten, und 
dies ist ja selbstverständlich, da eben die Armenpflege- 
bedingungen der Grossstadt nur durch sie selbst geord- 
net werden können, und ein Zusammenspannen mit 1500 
Dörfern, Marktflecken und Städten nur etwa vom finan- 
ziellen Standpunkte aus gedacht werden könnte. Dann 
gibt es in Niederösterreich zwei Städte mit eigener poli- 
tischer Wirksamkeit, nämlich Wiener-Neustadt und Waid- 
hofen a. Y.; diese sind allerdings in den Geltungsbereich 
des Gesetzes einbezogen und werden wohl eigene Ar- 
menbezirke bilden, sodass in ihrer Verwaltung keine 
wesentliche Aenderung eintreten wird. Dagegen gerathen 
sie in eine eigenartige Stellung zu dem neuorganisirten 
Landesarmenfonds und verlieren namentlich auch die 
freie Bewegung in ihren Beziehungen zu anderen Ge- 
meinden auf dem Gebiete der Armenpflege. Alle üb- 
rigen Städte gehen in den Armenbezirken auf Sie müssen 
ihr allgemeines Armenvermögen an den zugehörigen Be- 
ziırk abgeben, verlieren die Selbständigkeit in der Armen- 
verwaltung und müssen in der Armenbezirksvertretung 
mit den übrigen Gemeindevertretern Hand in Hand gehen. 
Allerdings ist in dem Gesetze vorgesorgt, dass die Armen- 
pfleger in den grösseren Gemeinden eine Armenkommis- 
sion zu bilden haben; diese hat aber eben nichts zu thun, 
oder wenigstens keine materiellen Befugnisse, da diese 
vollständig dem Bezirksrathe zukommen. Ich halte dies 
für einen Nachtheil der Organisation, umsomehr, als die 
Lust der städtischen Gemeinden nun erheblich herabge- 
mindert werden wird, an eine zeitgemässe selbständige 
Fortbildung ihrer Armenpflegeeinrichtungen zu gehen, was 
ihnen sogar vielfach unmöglich gemacht werden wird. 
Die Armenfrage ist aber in den Städten ganz besonders 
wichtig und eigenartig, und deshalb dürfte es nicht 
richtig sein, .sie als Armenpflegeorgane zu vernichten. 
Nicht deshalb, weil sie Gemeinden sind — denn der. 
Begriff der Gemeinde ist heute schon so ausgedehnt, 
dass er hinsichtlich der Verwaltung nicht einheitlich be- 
trachtet werden kann —, sondern weil sie eigenartige 
Bevölkerungsanhäufungen darstellen. Allerdings verkenne 
ich nicht den Umstand, dass durch die Einbeziehung der 
Städte in die Armenbezirke deren Vermögen gekräftigt 
und die Summe von Intelligenz ım Bezirks-Armenrathe 
erheblich erhöht wird. Ohne die städtischen Einnahmen 
und ohne die städtischen Vertreter im Armenrathe des 
Bezirkes würde es mit dem Armenbezirke überhaupt 
schlecht bestellt sein. Wie nun hier thatsächlich der Aus- 
weg aus dem Dilemma gefunden werden dürfte, kann 
heute noch nicht gesagt werden; jedenfalls aber hat man 
alle Ursache, die weitere Entwickelung gerade hinsichtlich 
dieses Punktes aufmerksam zu verfolgen. . 

Auch in Beziehung auf das sog. „Armenpflegesystem“ 
bedeutet das niederösterreichische Armengesetz einen be- 
deutsamen Versuch; es wendet nämlich das Elberfelder 
System auch auf die Landgemeinden und zwar durch 
Vermittlung der Armenbezirke an, zu welchen die Ge- 
meinden zusammengefasst werden. Das ist unleugbar ein 
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kühner Wurf, Die Armenpflege überhaupt, im ganzen 
Lande Niederösterreich, in Stadt und Dorf, soli nach 
Elberfelder System eingerichtet werden. Abgesehen von 
den zwei (resp. mit Wien drei) Städten haben die Be- 
zirks-Armenräthe die Stellung der Bezirks-Kommissionen 
des Elberfelder Systems insofern, ‘als ihnen die Bewilli- 
gung der Versorgung resp. Unterstützung, also die Haupt- 
gewalt zusteht. Allerdings ergibt sich dabei ein gewich- 
tiger Unterschied und zwar in Folgendem. Die Bezirks- 
Kommission des Elberfelder Systems besteht aus den ver- 
einigten Armenpflegern und ist das wichtigste Organ der 
Hauptverwaltung; dagegen soll der Bezirksarmenrath in 
Niederösterreich von der Versammlung der Pfleger gänz- 
lich verschieden sein. In dem vorliegenden Gesetze werden 
nämlich Armenpfleger eingeführt, welche einzeln dieselben 
Funktionen haben wie nach dem Elberfelder System; es 
muss in jeder Ortsgemeinde mindestens 1 Pfleger fun- 
giren und auf jeden dürfen höchstens 6 Personen resp. 
‚Familien entfallen. Sind in einer Gemeinde mehr als 
3 Armenpfleger, so bilden sie eine Armen-Kommission, 
welche aber, wie bereits oben bemerkt, keine erheblichen 
Funktionen und durchaus nicht das Bewilligungsrecht hat. 
Ich finde im Gesetz keine rechte Auskunft, was eigentlich 
diese Armen-Kommission zu thun hat, denn Anträge an 
den Bezirksrath zu stellen ist ja ohnehin schon Sache 
des einzelnen Armenpflegers. In grösseren Gemeinden 
kann sie allerdings viel zu einer Verbesserung der Ar- 
menpflege, zu gegenseitiger Orientirung der Pfleger etc. 
beitragen, aber da wäre es wieder möglich, sie geradezu 
mit dem Bewilligungsrechte auszustatten und sie zu Ab- 
theilungen des Bezirksrathes umzugestalten. Jedenfalls 
werden sich die Armen-Kommissionen selbst ziemlich 
überflüssig vorkommen und zu keinem rechten Leben 
gelangen. Die grosse Frage ist nun, ob diese Organi- 
sirung des Bezirksrathes, der in der Regel einmal monat- 
lich tagen d. h. bewilligen wird, mit seinen in den Ge- 
meinden verstreuten Pflegern und deren Kommissionen 
Doseeloner anzusehen ist,.d. h. ob die Organe des 
lilberfelder Systems auf Landbezirke angewendet werden 
können. Das Moment der Schriftlichkeit wird naturgemäss 
sehr in den Vordergrund gelangen, und an Stelle der 
Unmittelbarkeit der Bewilligung durch die (zu einem Kol- 
legium vereinigten) Armenpfleger tritt ein mittelbares 
Organ mit bureaukratischen Anlagen, der Bezirks-Armen- 
 rath, der auf Grund meist schriftlicher Anträge der in 
ihren Dörfern weilenden Armenpfleger beschliesst. Damit 
geht aber der Kernpunkt des Elberfelder Armenpflege- 
systems für die niederösterreichische Einrichtung verloren. 
Dagegen bleibt der andere Hauptpunkt, die Individuali- 
sirung, auch bei Einführung des Systems in den Land- 
gemeinden voll erhalten, und es wäre immerhin schon 
als ein bedeutender Fortschritt zu bezeichnen, wenn 
wenigstens diese Errungenschaft zu verzeichnen sein wird. 
Man wird den Oesterreichern also wohl zugeben müssen, 
dass sie zwar Dezennien verstreichen liessen, ehe sie dem 
Elberfelder System Eingang verschafften, und dass sie die 
Reformanträge des Heimathsgesetzes ruhig im Schoosse 
parlamentarischer Kommissionen schlummern lassen, dass 
sie aber in dem Moment, wo sie an die Reform der 
Armenpflege gehen, eine bedeutende Energie und Ent- 
schiedenheit beurkunden. Während in Deutschland dieses 
System nur in den mittleren und grösseren Städten zu 
Hause ist, soll es in Oesterreich, wenigstens in einem 
der wichtigsten Länder allgemein, in Dorf und Stadt ein- 
geführt werden, und auch sonst gilt es als das System 
schlechthin, und wird in kleinen Städten von 10000 Ein- 


wohnern ebenso eingeführt wie in solchen von 30 000 
und mehr Einwohnern. In Oesterreich ist eben die städti- 
sche Entwickelung gänzlich anders als im Deutschen 
Reiche und die Zahl der mittleren und grossen Städte 
wesentlich kleiner. 

Während so das neue Armengesetz in den wichtig- 
sten Punkten eine radikale Abänderung bestehender Zu- 
stände und die Einführung gänzlich neuer beabsichtigt, so ist 
es doch in einem Punkte auf dem bestehenden gesetz- 
lichen Boden geblieben, nämlich in der Beschaffung der 
Mittel. Allerdings nicht im ursprünglichen Schöffel’schen 
Entwurf, welcher vielmehr sehr reformatorisch vorgehen 
und gewichtige Einnahmequellen eröffnen wollte, 
namentlich eine 1prozentige Verkehrssteuer von Ver- 
mögensübertragungen unter Lebenden, dann eine pro- 
gressiv steigende Nachlasssteuer, Luxussteuern für kleinere 
Zierthiere, Luxuswagen und Klaviere. Im zweiten Ent- 
wurfe wurde sogar eine jährliche Pauschalsteuer der Wiener 
Börse per 200 000 fl. geplant. Alles dies musste fallen, 
und es blieb an Einnahmen ausser einer 10prozentigen 
Reinertragssteuer der Sparkassen und den ohnehin all- 
gemein üblichen Zuflüssen aus Strafgeldern, Hundesteuern, 
Bürgerrechtstaxen und Spektakelsteuern gar nichts weiter 
übrig als wieder ein neuer Zuschlag zu den direkten 
Steuern, der im allgemeinen wohl 10 pCt. betragen und 
als spezieller Bezirksarmenzuschlag zu den Gemeinde-, 
Kirchen-, Strassen - Konkurrenz-, Grundentlastungs-, Lan- 
des-, Schul- und Handelskammerzuschlägen hinzukommen 
wird. Damit ist zweifelsohne ein wunder Punkt gegeben, 
wenn auch anderseits anzuerkennen ist, dass durch den 
Uebergang nahezu der gesammten Armengelder von den 
Gemeinden an die Bezirke und die zweifelsohne ratıo- 
nellere Verwaltung, endlich durch die hoffentlich ratio- 
nellere Armenpflege der Bezirke, einerseits eine Stärkung 
der den Gemeinden gutzuschreibenden Vermögensbestände 
und andererseits eine Verminderung der Ausgaben her- 
beigeführt werden dürfte. 

Was nun schliesslich die allgemeine Stimmung anbe- 
langt, unter welcher das Gesetz zu Stande kam, und die 
Hoffnungen, welche darauf gesetzt werden, so glaube ich, 
dass man hier nicht von einem grossen Optimismus 
sprechen darf, und dass namentlich die Vertreter der 
Städte der Sache mit geringer Begeisterung entgegen- 
kommen. Es wird sehr viel auf die Handhabung ankom- 
men und darüber lässt sich eben nichts voraussagen. 


wie 


Die Wohnungsfrage 
auf dem hessischen Städtetag in Rinteln. 


Von A. Westerburg, Oberbürgermeister in Kassel. 


Auf der Tagesordnung des am 26. Mai d. J. in 
Rinteln unter grosser Betheiligung abgehaltenen 4. hes- 
sischen Städtetages stand u. A. auch das Thema: „Die 
Arbeiterwohnungsfrage namentlich in mittleren und kleine- 
ren Städten.“ Das Referat hatte Bürgermeister G. Gärtner 
aus Rinteln, das Korreferat der Verfasser, welcher zu- 
gleich Vorsitzender des Städtetags war, übernommen. 
Die Debatte war sehr eingehend und lebhaft und zeugte 
von dem ‚grossen Interesse, welches auch mittlere und 
kleinere Städte der Wohnungsfrage entgegenbringen. Der 
Referent G. Gärtner stellte die vielfachen Missstände des 
Wohnungswesens und namentlich seine sittlichen Schäden ın 
überzeugender und klarer Weise fest und trat mit grosser 
Wärme dafür ein, dass die Gemeinde als Trägerin der 
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Wohlfahrtspolizei und berufene Vertreterin der allgemeinen 
Wohlfahrtsinteressen verpflichtet sei, an der Lösung der 
Wohnungsfrage selbstthätig und namentlich auch unter 
Einsetzung ihrer ärarischen Mittel mitzuwirken. Aus dem 
den „Blättern für soziale Praxis“ gütigst überlassenen 
Referate entnehmen wir nachstehend diejenigen Ausfüh- 
rungen, welche sich mit dem praktischen Vorgehen der 
Gemeinden beschäftigen. 


Fragt man, in welcher Weise sich die Mithülfe der Ge- 
meinden bethätigen soll, so muss sich deren Form im Einzel- 
nen je nach Ort und Umständen und nach den verfügbaren 
Mitteln verschieden gestalten. 

Oft kann solchen Bestrebungen schon durch die blosse 
Billigung und Anerkennung ihrer ethischen Zwecke von der 
Gemeindebehörde eine sehr wichtige moralische Unterstützung 
zu Theil werden. Sie verfügt in ihrem Beamtenthum und ihren 
Einrichtungen über Mittel und Kräfte, die für die gute Sache 
nutzbar gemacht werden können. Auch könnte man noch einen 
Schritt weiter gehen. Ueber die Bauart des Arbeiterwohnhauses 
unter Berücksichtigung aller möglichen Voraussetzungen, liegen 
so reichhaltige Erfahrungen vor, dass sie für alle denkbaren 
Verhältnisse erprobte Formen darbieten, die nur der Anwen- 
dung bedürfen. Man könnte eine solche Sammlung veröffent- 
lichter Musterpläne von einer Lokalkommission prüfen und 
diejenigen auswählen lassen, welche sich nach den örtlichen 
Umständen am besten eignen, und sie dann zur unentgeltlichen 
Einsichtnahme und Auswahl für Baulustige bereit halten. Die 
vielfachen guten Resultate, welche der Staat, sowie viele Privat- 
arbeitgeber mit der Gewährung von Bauprämien erzielt haben, 
legen den Kommunen ferner nahe, ein gleiches zu thun. Denkt 
man sich in den Gemeinden auf etwa je 3000 Einwohner jähr- 
lich eine Bauprämie von ungefähr 600—800 Mk. ausgesetzt, 
und es gelänge damit eine entsprechende Zahl von Arbeiter- 
wohnhäusern ins Dasein zu rufen, die nach Lage, Umfang und 
Einrichtung den als Bedingung zu stellenden Anforderungen 
entsprechen, so ist leicht zu berechnen, welch’ ungeheurer 
Fortschritt damit ohne ungebührliche Belastung der Gemeinde 
in einer Reihe von Jahren zu machen wäre. 

Soll und kann die Unterstützung weiter gehen, so würde 
eine hypothekarische Beleihung der Arbeiterwohnhäuser mit 
städtischen und Sparkassengeldern innerhalb möglichst weit- 
gesteckter Grenzen selbstredend erleichternd und fördernd 
auf das Bauunternehmen wirken, Insbesondere die Sparkassen- 
gelder, die sich doch im Wesentlichen aus Einzahlungen der 
arbeitenden Bevölkerung zusammensetzen, scheinen dafür ge- 
eignet. Die Beschlüsse der Provinzialstände, welche die Gelder 
der Invaliditäts- und Altersversicherungs-Kassen zur Verfügung 
gestellt haben, geben in dieser Hinsicht ein nachahmenswerthes 
3eispiel ab. 

Von verschiedenen Seiten ist dem Wunsche Ausdruck 
gegeben worden, dass die Gemeindebehörden innerhalb des 
Weichbildes der Städte Grund und Boden in grösserem Um- 
fange erwerben möchten, um dieses Terrain gegebenen Falls 
pachtweise als Baugrund weiter geben zu können. Mag solchem 
Verlangen jetzt nur in seltenen Fällen Rechnung getragen 
werden können, der Wunsch, dass die Verwaltungspraxis mehr 
zu den Grundsätzen früherer Zeiten zurückkehren und das 
Gemeindevermögen zum Erwerb von Grund und Boden be- 
nutzen möchte, ist immerhin der Beachtung werth, um so 
mehr, als überall da, wo ein starkes Zusammenströmen der 
Bevölkerung ein rasches Wachsthum der Städte, und in Ver- 
bindung damit, ein umfangreiches Baubedürfniss herbeiführt, 
der erfahrungsgemäss rasch wachsende Bodenwerth die Mass- 
nahme auch finanziell einträglich macht. 


Die wirksamste und erfolgreichste, aber freilich auch 
schwierigste Hülfeleistung, in welcher sich die Antheilnahme 
der Gemeinde an der Lösung der Wohnungsfrage bethätigen 
kann, ist das selbständige Auftreten als Bauherr. Es würde 
sich dabei um die Herstellung von Arbeiterwohnhäusern han- 
deln, die entweder miethsweise an einzelne Bewerber zu über- 
lassen, oder durch allmähliche Abzahlung in das Eigenthum 
gering Bemittelter überzuführen wären. Wieviel wäre beispiels- 
weise nicht schon gewonnen, wenn die Stadtverwaltungen 
solche Häuser und Wohnungen, wenn auch zunächst nur für 
die kleinen Angestellten und Arbeiter schaffen würden, welche 
in Gehalts- oder Lohnverhältniss zu den Gemeinden stehen. 
Miethsraten und Kapitalabzahlungsraten könnten sie dabei in 
bequemer Weise, wöchentlich oder monatlich von dem Lohn 
oder Gehalte einbehalten. Selbstredend kann es sich dabei 
nicht darum handeln, der privaten Bauthätigkeit die Lebens- 


adern zu unterbinden. Die zu schaffende Konkurrenz darf den 
Miethspreis der Wohnungen und den Erwerbspreis der Häuser 
nicht niedriger stellen, als es die Verhältnisse bedingen. Nicht 
nur billigeres, sondern vor allen Dingen besseres zu bieten ist 
die Aufgabe der Konkurrenz. Bei solcher Handhabung bleibt 
eine solide Verzinsung auch des Privatbaukapitals gewährleistet, 
und die Bauthätigkeit der Gemeinde wird dazu beitragen, die 
Baugewohnheiten des Privatgewerbes in richtige Bahnen zu 
lenken. Mit Recht ist aber ferner auf der vorjährigen Kon- 
ferenz des Vereins für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen in 
Berlin geltend gemacht worden, dass bezüglich der Privatbau- 
thätigkeit die Verhältnisse in den grossen Städten wesentlich 
anders liegen als in den kleineren Städten und auf dem Lande, 
wo das Wohnungselend oft kaum hinter den schlimmsten Zu- 
ständen der Grossstädte zurücksteht. Hier hat die Privatbau- 
thätigkeit kein Interesse daran ihre Kapitalien einzusetzen, 
weil kein irgendwie nennenswerther Gewinn in Aussicht steht. 
Der Wohnungsbedürftige selbst ist nicht kapital- und kredit- 
kräftig genug, um sich selbst zu helfen. Der Grossindustrielle 
und Grossgrundbesitzer sorgt nur für seine Arbeiter, meist 
auch nur für einen Theil und dann in der Regel nur für die 
besten. Wo bleibt aber die grosse Zahl der übrigen, der Ar- 
beiter der kleinen Unternehmungen, der kleine selbständige 
Hausindustrielle? Der oft unglaublich traurige Zustand zieht 
sich immer weiter hin, wenn nicht andere Faktoren erlösend 
eingreifen. 

Bezüglich eines solchen Eingreifens hat ein interessanter 
und gelungener Versuch in dem Kreise Merzig stattgefunden, 
über welchen eine Denkschrift des dortigen Kreisbaumeisters 
Auskunft gibt. Der Bericht geht aus von den elenden Woh- 
nungsverhältnissen, welche in einem Theil des Kreises Merzig 
herrschen. Um Abhülfe zu schaffen, hat die Kreisvertretung 
die Initiative ergriffen und ein Kapital von 25000 Mark be- 
schafft, welche Summe nebst Zinsen als Reservefond dient, 
um den Kreis vor Verlusten zu schützen. Der Kreis trat 
nunmehr als Bauherr auf und übernahm den Bau von 
Wohnungen für Unbemittelte. Die Baugelder streckt die 
Kreissparkasse vor, welcher der Kreis haftet. Wer die Absicht 
hat, mit Hülfe des Kreises eine Wohnung zu bauen, wendet 
sich an den Landrath oder an den Kreisbaumeister. Er hat 
dabei Angaben zu machen über den jährlichen Verdienst, 
Alter, Anzahl der Kinder, ob Wittwer, Art der Beschäftigung, 
event. vorhandenen Grundbesitz, Vorhandensein einer Bau- 
stelle, Höhe der monatlich oder jährlich zu leistenden Zah- 
lungen. Dieser Antrag wird eventuell dem betreffenden Bürger- 
meister zur Prüfung der Verhältnisse des Antragstellers vor- 
gelegt. Hiernach fertigt der Kreisbaumeister einen Entwurf 
und Kostenanschlag an. Auf Grund dieser Unterlagen be- 
schliesst resp. genehmigt der Kreisausschuss den Bau und der 
Kreisbaumeister führt ihn in seiner dienstlichen Eigenschaft 
aus. Wünsche des Gesuchstellers werden thunlichst berück- 
sichtigt. Vom Gesuchsteller wird ausserdem nichts verlangt, 
als der Nachweis guter Führung und Erwerbsfähigkeit. Ist 
kein Bauplatz vorhanden, so wird auch dieser aus Kreismitteln 
beschafft. Von dem Gesammtbaukapital, einschliesslich des 
Preises für das Grundstück, werden jährlich 3!/a pCt. Zinsen 
und als geringster Betrag 2 pCt. für Amortisation verlangt. 
Der Gesuchsteller wird sofort Eigenthümer des Hauses, und 
die Schuldforderung des Kreises wird als erste Hypothek ein- 
getragen. Der Denkschrift sind Pläne und Zeichnungen der 
Häuser beigefügt, welche auf solche Weise zur Ausführung 
gelangen. Es sind sechs, nach Umfang, Eintheilung und Aus- 
stattung verschiedene Häusersorten, von denen sich die kleinste 
und einfachste mit nur zwei bewohnbaren Räumen und Kam- 
mern auf rund 1000 Mark, die grösseren besseren mit 3 Wohn- 
räumen, Stallung, Boden, Keller und Zubehör bis rund 3400 
Mark im Preise stellen. Die Bauten sind seit 2 Jahren in An- 
griff genommen und erfreuen sich, wie die Denkschrift hervor- 
hebt, grosser Beliebtheit. Es wäre zu wünschen, dass dieser 
glücklich unternommene Versuch in allen übrigen Kreisen und 
Gemeinden Nachahmung fände. Der Massenverbreitung des 
Uebels kann nur mit Massenerfolgen der Abwehr begegnet 
werden, und es ist nicht zu bezweifeln, dass bei einem gleich- 
artigen allgemeinen Vorgehen auch die Erfolge allgemein und 
denen des Kreises Merzig gleichartig sein würden. . 


Als Korreferent ‘bestätigte der Verfasser das Vor- 
handensein der Missstände auch in mittleren und kleine- 
ren Städten des Vereinsbezirks, namentlich auch auf 
Grund einer von ihm in Hanau persönlich vorgenomme- 
nen Lokaluntersuchung und eingehenden Enquete. Die 
Wohnungen seien nicht nur an sich vielfach sehr schlecht 
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und unzureichend, sondern auch relativ viel zu theuer, 
ja im selben Verhältniss theurer, als sie kleiner und 
schlechter seien. Er erinnerte an das von hervorragenden 
Sozialpolitikern festgestellte Gesetz, dass je geringer das 
Gesammteinkommen, um so grösser der Prozentsatz werde, 
der davon auf die Wohnungsmiethe entfalle, und berich- 
tete ferner eine weitere Thatsache, die er bei der Woh- 
nungs-Enqu£te in Hanau festgestellt und auf welche ihn 
eine alte Frau dort geradezu aufmerksam gemacht habe, 
dass nämlich die kleinen Leute vielfach statt 12 Monate 
13 Monate Miethe bezahlen müssten, indem der „Monat“, 
der als Zahlungseinheit üblich sei, zum Nachtheil des 
wirthschaftlich schwächeren Miethers auf 4 Wochen ab- 
gerundet werde, was bei 52 Wochen 13 „Monate“ gebe. 
Er trat ferner darin dem Referenten bei, dass in der 
Wohnungsfrage die neben der privatwirthschaftlichen Seite 
wesentlich einen sozialen und öffentlich-rechtlichen Cha- 
rakter trage, das privatwirthschaftliche Gesetz von An- 
gebot und Nachfrage nicht ausreiche, sondern hier ein 
Eingreifen aller öffentlich-rechtlichen Organe, insbeson- 
dere neben dem Staate auch der Gemeinden, nothwendig 
sei. Von vornherein sei jedoch vor einem Uebermasse 
dieser Bestrebungen zu warnen. Weder Staat noch Ge- 
meinde noch irgend welche öffentlich-rechtliche Institution 
könne, falls man auf dem Boden der bestehenden Staats- 
und Gesellschaftsordnung bleibe, daran auch nur im 
Entferntesten denken, die ganze Wohnungsfrage zu ver- 
staatlichen. Abgesehen von den hier zu Tage liegenden 
politischen und wirthschaftlichen Gegengründen, reichten 
hierzu schon die finanziellen und administrativen Kräfte 
nicht entfernt aus. Man müsse sich also strengstens davor 
hüten, etwas praktisch zu beginnen oder theoretisch als 
Postulat aufzustellen, was thatsächlich gänzlich undurch- 
führbar sei. Dagegen nehme er keinen Anstand, inner- 
halb der durch die Natur der Sache gezogenen Grenzen 
und namentlich im Rahmen der finanziellen und admini- 
strativen Machtgrenzen der Gemeinden, auch deren Pflicht 
anzuerkennen, an der Lösung der Wohnungsfrage mitzu- 
wirken, wozu sie schon aus sanitären Gründen genöthigt 
und als Organ der Wohlfahrtsinteressen berufen seien. Zur 
Veranschaulichung seines Grundgedankens ging Verfasser 
näher auf die Einzelheiten ein und subsumirte dieselben 
unter drei Hauptgesichtspunkten : 

a) öffentlich-rechtliche Thätigkeit der Gemeindever- 

waltung; 

b) Stellung der Gemeinde als Arbeitgeberin ; 

c) ihre Stellung zu der Privatbauthätigkeit. 

Zu a bezeichnete und erläuterte er im Einzelnen 
als Hauptaufgaben der Gemeindeverwaltung: rechtzeitige 
Eröffnung geeigneter Baufluchten; Erlass zweckmässiger 
Baustatuten, von Baupolizeiverordnungen und, soweit nicht 
der Staat oder das Reich durch Wohnungsgesetz helfe, 
von Wohnungsordnungen; Herstellung und rationellen Be- 
trieb Öffentlicher Assanirungswerke, wie Wasserleitungen, 
(wobei der Wasserzins die kleineren Wohnungen mög- 
lichst schone), Kanalisationen, (wobei an kleinere Woh- 
nungen nicht ein laxer, sondern ein mindestens ebenso 
strenger Massstab für Installationen etc. zu stellen sei, wie 
an grössere Wohnungen), Volksbäder, Schulbäder etc., 
erforderlichen Falls auch polizeiliche Schliessung absolut 
gesundheitsschädlicher Wohnungen u. Ss. w. 

Zu b bezeichnete er es als Aufgabe der Gemeinde- 
behörden, wenigstens schon in Mittelstädten, für ihre 
unteren Beamten und namentlich auch ihre Regiearbeiter 
(z. B. an städtischen Gas-, Wasser- etc. Werken), wenn 
irgend angängig, gesunde und preiswerthe Wohnungen 
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durch Erbauung von Gemeindehäusern zu schaffen (Be- 
amtenwohnungen in Frankfurt, städtische Arbeiterhäuser 
beim Gaswerk in Hanau). Die Gemeinde erleide dabei 
keinen finanziellen Schaden und verbinde ihren Betrieben 
einen Stamm sesshafter, braver und technisch ausgebil- 
deter, in der unmittelbaren Nähe des Gaswerks etc. woh- 
nender Arbeiter. 

Zu c: Was ım Uebrigen das Bauwesen anlange, so 
müsse es im Grossen und Ganzen der Privatthätigkeit 
und Bauspekulation überlassen werden. Es sei aber von 
den Gemeindebehörden darauf hinzuwirken, dass zur Her- 
beiführung eines von der Privatindustrie unabhängigen 
Regulators sowohl hinsichtlich der Beschaffenheit als hin- 
sichtlich des Miethpreises der Wohnungen gemeinnützige 
Verbände aller Art, wie z.B. Korporationen, Stiftungen, 
(die ja vielfach von Gemeindeorganen verwaltet würden), 
gemeinnützige Baugesellschaften aller Art (Aktiengesell- 
schaften, Genossenschaften, Gesellschaften mit beschränkter 
Haftpflicht etc.), geeigneten Falls unter finanzieller Be- 
theiligung der Gemeinden, Arbeiterwohnungen in muster- 
giltiger Weise und zu angemessenen Preisen, sei es zur 
Vermiethung, was in Städten wohl als Regel anzusehen 
sei, sei es, je nach besonderen örtlichen Verhältnissen, 
zum Verkaufe herstellen, wobei jedoch letzteren Falls 
Sorge dafür zu tragen sei, dass die Häuser nicht hinter- 
her der Privatspekulation verfallen. 

In der Debatte wurde im Grossen und Ganzen der 
Standpunkt des Verfassers gebilligt, namentlich war man 
darin einig, dass die Gemeinde zwar wichtige Aufgaben 
hier zu erfüllen habe, dass jedoch bei aller Energie 
Selbstbeschränkung je nach Lage der örtlichen Verhält- 
nisse und Mittel nothwendig und eine Schablonisirung 
der Frage abzulehnen, diese vielmehr individuell zu be- 
handeln sei. Der Standpunkt, dass die Angelegenheit 
ausserhalb des Kreises der Gemeindeaufgaben liege, wurde 
von keiner Seite geltend gemacht. Schliesslich wurden, 
nachdem der Referent seine weitergehenden Anträge zu- 
rückgezogen, soweit ersichtlich einstimmig folgende vom 
Verfasser vorgeschlagenen Thesen angenommen: 

I. Die heutigen Arbeiterwohnungsverhältnisse weisen 
erhebliche Missstände auf. Ihre Abstellung ist sowohl 
aus sanitären Gründen als wegen ihrer nachtheiligen 
Wirkungen auf ein gedeihliches Familienleben eine 
dringende sozialpolitische Aufgabe. 

II. Eine Betheiligung an den Bestrebungen zur Lö- 
sung der Wohnungsfrage liegt keineswegs ausserhalb 
des Kreises der Aufgaben der Gemeindeverwaltung. 
Vielmehr erscheint es als Aufgabe der Gemeinden, 
innerhalb der durch ihre finanziellen und administra- 
tiven Mittel, sowie der sonst durch die Natur der Sache 
gezogenen Grenzen an der Besserung der Wohnungs- 
verhältnisse selbstthätig mitzuwirken.*) 


Notizen. 


Krankenpflege. 


WöchnerinnenasyleinMagdeburgundMann- 
heim im Jahre 1892. Die Wahrnehmung, dass Ehefrauen 
nur äusserst selten zu bewegen sind, die allgemeinen Entbin- 
dungsanstalten, in denen vorwiegend ledige Personen nieder- 


*) Anmerkung der Redaktion. Nach unserer Mei- 
nung dürfte die enge Begrenzung, welche der Verfasser den 
Aufgaben der Gemeindeverwaltungen in der Wohnungsfrage 
gibt, sich doch auf die Dauer nicht aufrechterhalten lassen. 
Wir werden in einer der nächsten Nummern Gelegenheit nehmen, 
auf die Frage zurückzukommen. 


kommen, aufzusuchen, hat dahin geführt, dass man in manchen 
Städten, so insbesondere in Magdeburg und Mannheim, eigene 
Wöchnerinnen-Asyle einrichtete, welche ausschliesslich Verhei- 
rathete aufnehmen. Eine allzugrosse Frequenz werden diese 
Institute wohl selten erreichen, da die Ehefrauen. auch wenn 
sie bettlägerig sind, doch den Haushalt zusammenhalten und 
zur Entbindung nicht gerne aus ihrer Wohnung und aus dem 
Kreise der Ihrigen weggehen. Immerhin können sie in den 
zahlreichen Fällen viel Segen stiften, wo die Wohnungen der 
niederkommenden Frauen zu ärmlich sind oder wo schwere 
Geburten zu erwarten stehen. Das Magdeburger Wöchnerinnen- 
Asyl wurde am 14. Februar 1888 auf Betreiben des Magde- 
burger Frauenvereins gegründet und untersteht seitdem seiner 
Leitung. Bis Ende 1892 fanden darin 385 Schwangere Auf- 
nahme, die gegen 5000 Verpflegungstage veranlassten. Nur 
7 erlagen im Asyl der Geburt, was nicht als. grosser Antheil 
gelten kann, weil sehr viele unregelmässige Geburtsfälle vor- 
kamen. Bei normalem Verlauf des Wochenbettes bleiben die 
Wöchnerinnen 11 Tage im Asyl. Das Magdeburger Institut 
ist gleichzeitig auch bestrebt, über das Asyl hinaus die Pflege 
der Wöchnerinnen nach Möglichkeit zu fördern. Mit dem 
Magdeburger Hebammenverein steht es in Verbindung, sodass 
die Hebammen dort Unterweisung in den Fortschritten der 
Geburtspflege erhalten; auf der andern Seite sollen sie Frauen, 
deren Aufnahme ins Asyl erforderlich oder wünschenswerth 
wird, auf das Institut aufmerksam machen. Frauen, die 
nicht ins Asyl kommen wollen, aber doch die zur Geburts- 
pflege unentbehrlichen Heil- und Pflegemittel nicht aufbringen 


können, werden durch Wanderkörbe damit ausgerüstet, die 
alles Nothwendige enthalten und in unreinem Zustande ins 
Asyl geliefert werden können, wo sie gründlich gereinigt 


werden. Weiter bildet das Asyl Wochenpflegerinnen aus, welche 
dann theils auf ihre Rechnung, theils auf Rechnung des Asyls 
die Wochenpflege ausüben. Sie tragen dazu bei, die Kenntniss 
der Behandlung der Wöchnerinnen sowohl wie der Kinder in 
immer weitere Kreise zu verbreiten. Die 16 bisher ausge- 
bildeten Pflegerinnen haben im Jahre 1892 in 126 Familien 
2607 Pflegetage geleistet. Nebenher sei erwähnt, dass die 
gleiche Einrichtung auch in Verbindung mit der Frankfurter 
Entbindungsanstalt besteht. welche eine sehr bedeutende An- 
zahl von Pflegerinnen ausgebildet und in der That die Wochen- 
pflege in Frankfurt a. M. auf eine besonders hohe Stufe er- 
hoben hat. Das Magdeburger Asyl leidet, wie aus seinem Be- 
richt hervorgeht, noch sehr unter der mangelnden Beachtung 
weiterer Kreise der Bevölkerung und insbesondere der zu- 
ständigen städtischen Behörden. Es steht zu hoffen, dass auch 
diese mehr und mehr sich vom Nutzen des Instituts über- 
zeugen werden. — Das Mannheimer Asyl für Wöchnerinnen 
scheint sich mehr der öffentlichen Unterstützung zu erfreuen. 
Es hat in den sechs Jahren seines Bestehens 1007 Frauen Auf- 
nahme gewährt, von denen nur drei verstorben sind, ein Be- 
weis dafür, wie durch rationelle Geburtspflege Wochenbett- 
erkrankungen vermieden werden können. Im Jahre 1892 kamen 
240 Frauen in der Anstalt nieder. Auch in Mannheim dient 
das Wöchnerinnenasyl als Schule und Mutterhaus für Wochen- 
bettpflegerinnen, eine Einrichtung, die allerdings ebenso wie 
in Magdeburg mehr den bemittelten als den unbemittelten 
Frauen zu Gute kommt. Ohne Zweifel werden die günstigen 
Erfolge der angeführten Institute mehr und mehr auch andere 
Städte zur Begründung von Wöchnerinnenasylen veranlassen. 


Kinderpflege 


Behandlung. jugendlicher Verbrecher und ver- 
wahrloster Kinder. Die Forderungen, welche in neuerer 
Zeit von den verschiedensten Seiten an eine Neuregelung der 
Zwangserziehung und Besserung jugendlicher Verbrecher ge- 
stellt wurden, insbesondere auf dem Kongress der deutschen 
Gruppe der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung (vgl. 
diese Zeitschrift S. 137) und neuerdings auf einer Anzahl pro- 
vinzialer Lehrerversammlungen zum Ausdruck kamen, scheinen 
nun auch bei den Bundesregierungen Berücksichtigung zu 
finden. Eine offizielle Notiz, welche durch die Blätter geht, hat 
folgenden Wortlaut: „Eine Neuregelung des Besserungs- und 
Zwangserziehungswesens, welches bisher im Deutschen Reiche 
der Landesgesetzgebung überlassen und in den meisten Staaten 
durch besondere Zwangserziehungsgesetze erfolgt war, ist schon 
seit längerer Zeit dringend fühlbar geworden. Die Zahl der 
jugendlichen Verbrecher ist offenbar in der Zunahme be- 
griffen, und es liegt der Gedanke nahe, ob man dem Ver- 
 brecherthum nicht schon in der ersten Zeit seiner Ausbildung, 
d. h. in dem Stadium vor erreichter Mündigkeit, wirksamer 
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als bisher entgegen treten könne. In erster Linie sind es die 
kurzen Freiheitsstrafen, die den jugendlichen: Uebelthäter, der 
sich einmal gegen das Strafgesetz vergangen, durch die schlechte 
Gesellschaft, die er im Gefängnisse findet, dauernd auf den 
Weg des Verbrechens führen. In dem jugendlichen Alter, in 
welchem der Mensch noch erziehungs- und besserungsfähig 
ist, kann und muss dem Besserungszweck der Strafe in ihrer 
ganzen Gestaltung das Uebergewicht über die absoluten Straf- 
zwecke eingeräumt werden.“ Aus diesen Worten lässt sich 
über die geplante Reform nur soviel bestimmt herauslesen. 
dass sie durch Reichsgesetz eingeführt werden soll, und das 
allein ist schon ein grosser Vorzug; zu hoffen ist, dass dabei 
die guten Erfahrungen, die snehrere Einzelstaaten, insbesondere 
Baden, mit ihren Zwangserziehungsgesetzen gemacht haben, 
eingehende Berücksichtigung finden. Jedenfalls ist der Reform 
sowohl hierdurch, als auch durch die überaus gründlichen 
Vorarbeiten von Appelius u. A. der Weg deutlich vorgezeichnet. 


Schulwesen. 


Siebenklassensystem und Klassenstärke in 
den Berliner Gemeäindeschulen. Nachdem bereits eine 
Anzahl grösserer Städte, wie z. B. Posen und Charlottenburg 
sich mit dem Plane beschäftigt haben, eine Erweiterung des 
sechsklassigen Schulsystems in den Volksschulen einzuführen, 
wird nunmehr auch Berlin damit folgen. Da die Schulpflicht 
mit dem vollendeten sechsten Lebensjahre beginnt, so waren 
bisher fleissige und befähigte Schüler gezwungen, zwei oder 
gar drei Jahre in der ersten Klasse zuzubringen. Daraus wieder 
entwickelte sich der Uebelstand, dass ein grosser Theil dieser 
Kinder vorzeitig vom Schulbesuch dispensirt wurde; die Knaben 
nahmen Laufburschenstellen an, versäumten es nach der Kon- 
firmation, sich rechtzeitig dem Handwerk zuzuwenden, und 
blieben oft ihr Lebtag Handlanger. Die Regierung begünstigt 
darum überall die Erweiterung des sechsstufigen Systems zu 
einem siebenstufigen, und dieses wieder ist voraussichtlich der 
Uebergang zum "normalen achtstufigen, wie es sich z. B. in 
Frankfurt a. M. seit langer Zeit vorzüglich bewährt hat. Der 
Lehrplan der Gemeindeschulen soll bei der zu erwartenden 
Einrichtung durch Aufnahme neuer Lehrgegenstände oder Er- 
weiterung des Stoffes keine wesentliche Aenderung erfahren, 
es wird sich vielmehr in erster Linie um eine bessere Ver- 
theilung und um Entlastung der einzelnen Stufen handeln. Aus 
jedem der zehn Schulkreise sollen je ein Rektor und ein oder 
zwei Lehrer berufen werden, die im Verein mit den Stadt- 
schulinspektoren die berathende Kommission bilden werden. 
Neben dieser Aenderung in der Organisation des Berliner Ge- 
meindeschulwesens, die freilich nur lange Versäumtes nachholt, 
wird auch der Plan, die übergrosse Kinderzahl der einzelnen 


Klassen, namentlich auf der Unterstufe, zu ermässigen, zu 
verwirklichen gesucht werden. Weil die Summe von rund 
165 000 Mk. nothwendig ist, um in sämmtlichen Klassen die 


Kinderzahl um je eins zu vermindern, soll mit dieser Reform 


„nur allmählich“ vorgegangen werden. 


Knabenhorte in Deutschland, PDestervweich 
und der Schweiz. Anlässlich ‚des zu Pfingsten d.,). er 
folgten Ablebens eines warmen Freundes der Knabenhorte, 
Karl Märker’s in Augsburg, der s. Z. mit den Begründern der 
ersten deutschen Knabenhorte Schmid-Schwarzenberg (7 1883) 
und Drossbach (f 1884) in engem persönlichen Verkehr stand, 
gibt die „Allg. Ztg.“ eine Uebersicht über die in den drei 
deutschredenden Ländern gegenwärtig vorhandenen Knaben- 
horte. Danach bestehen solche Anstalten an folgenden Orten 
Deutschlands, Oesterreichs und der Schweiz: Altona, Augsburg, 
Bamberg, Bäumenheim bei Donauwörth, Berlin, Braunschweig, 


Breslau, Bremen, Chemnitz, Dresden, Eimsbüttel, Erlangen, 
Erfurt, Forchheim, Frankfurt a. M., Fürth, Halle, Hamburg, 
Hanau, Hannover, Kaiserslautern, Kempten, Kiel, Köln. Kö- 


nigsberg, Landeshut (Schlesien), Linden, Ludwigshafen, Mann- 
heim, Mühlhausen i. Th., München, Nürnberg, Offenbach, 
Fotsdam, Stettin, Stuttgart, St. Gallen, Wiener-Neustadt, Win- 
terthur, Würzburg, Zürich, Zwickau. Die grösseren Städte be- 
sitzen 2 bis 8 Parallelanstalten. Der Beifall, welchen die öffent- 
liche Meinung zollte, hat ausserdem zur Errichtung katholischer 
und evangelischer Knabenhorte auf kirchlich-sozialer Grund- 
lage geführt. 

Fortbildungsschulzwang für Berlin. Der Aus- 
schuss der Berliner Stadtverordnetenversammlung zur Vorbe- 
rathung des Antrages Stadthagen : „Die Versammlung ersucht 
den Magistrat in Gemässheit des $ 120 des Absatzes 3 der 
Gewerbeordnung den Entwurf eines Ortsstatuts vorzulegen, 
durch das den männlichen Arbeitern unter 18 Jahren die Ver- 
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pflichtung zum Besuche einer Fortbildungsschule auferlegt 
wird“, hat diesen Antrag in seiner Sitzung vom 20. Juni ab- 
gelehnt; dagegen empfiehlt der Ausschuss der Versammlung 
folgende Resolution: „Die Versammlung ist bereit, die Ver- 
vollkommnung der Fach- und Fortbildungsschulen auch mit 
Inanspruchnahme grösserer Mittel zu fördern.“ Trifft das 
Letztere zu, dann ist doch aber kein Grund abzusehen, weshalb 
man fortdauernd den Schulzwang für die Fortbildungsanstalten 
ablehnt, dessen Nothwendigkeit ebenso in den Verhältnissen 
begründet ist, wie der Zwang zum Besuch der Volksschule. 


Kaufmännische Lehrlinge und Fortbildungs- 
schulen. Seitdem durch die neue Gewerbeordnung den 
(Gsemeindeverwaltungen wieder die Möglichkeit gegeben ist, 
auch die kaufmännischen Lehrlinge unter den Fortbildungs- 
schulzwang zu stellen, haben Mittheilungen über den Fort- 
bildungsschulbesuch dieser Personenklasse erböhtes Interesse 
für die kommunale Schulpolitik. Solche Mittheilungen sind 
aber zum ersten Mal in umfassenderer Weise gegeben durch 
die soeben als Aktenstück der Reichskommission für Arbeiter- 
statistik veröffentlichte „Erhebung über Arbeitszeit, Kündigungs- 
fristen und Lehrlingsverhältnisse im Handelsgewerbe. Veran- 
staltet im September und Oktober 1892. Bearbeitet im Kaiser- 
Kchens Statistischen Amts (Berlin, 1893, 2W. Koebke, 95 S.. 
Wir entnehmen der uns vorliegenden reichsamtlichen Pukli- 
kation Folgendes. Gefragt wurde bei der Erhebung nach dem 
Besuch einer Fachschule, Fortbildungsschule, Sonn- oder Feier- 
tagsschule durch die Lehrlinge aus 3086 über das ganze Reich 
zerstreuten offenen Verkaufsgeschäften. Nach den zur Hälfte 
von Prinzipalen, zur Hälfte von Gehilfen erlangten Auskünften 
schickten von der oben genannten Zahl nur 931 Betriebe ihre 
Lehrlinge in eine Fortbildungsschule. Davon entfallen 379 (von 
1896 gefragten) auf Preussen, 98 (von 144) auf Bayern, 137 
(von 150) auf Sachsen, 38 (von 43) auf Württemberg, 86 (von 
143) auf Baden und 28 (von 41) auf Hessen. Diese Ziffern 
zeugen also von einem auffallend geringen Schulbesuch der 
kaufmännischen Lehrlinge in Preussen und nächstdem in Baden, 
soweit aus den statistischen Stichproben überhaupt allgemeine 
Schlüsse gezogen werden dürfen. Je kleiner der Ort ist, an 
welchem kaufmännische Lehrlinge beschäftigt werden, desto 
geringer ist der Prozentsatz derjenigen, welche eine Fortbil- 
dungsschyle besuchen (32 pCt. in Grossstädten, 11 pCt. in 
Orten mit unter 2000 Einwohnern). Umgekehrt steigt der 
Prozentsatz der schulbesuchenden Lehrlinge, je grösser das 
Handelsgeschäft ist, in welchem sie lernen (26 pCt. in Betrieben 
mit 1 Hilfsperson, 54 pCt. in Betrieben mit 20 und mehr Hilfs- 
personen). Der Sonntag herrscht als Schultag für die Lehr- 
linge der befragten Ladengeschäfte hauptsächlich nur in der 
Provinz Schlesien vor; im Uebrigen geniesst die Mehrzahl der 
Lehrlinge Wochentagsunterricht (besonders in Sachsen). Auch 
bezüglich des Sonntags- und Wochentagsunterrichts gestalten 
sich die Verhältnisse um so günstiger, je grösser der Ort und 
der Betrieb ist, in welchem die Lehrlinge beschäftigt sind. 
Leider wurde bei der Erhebung versäumt, nach der Lage der 
Unterrichtsstunden am Tag oder am Abend zu fragen; die 
Antwort hierauf wäre aber sehr wichtig zur Beurtheilung des 
Erfolgs gewesen, den die bisherigen Fortbildungsschuleinrich- 
tungen für die kaufmännischen Lehrlinge haben können. 


FortbildungsschuleundHandwerkerinAllen- 
stein (O.-Pr.). Zu Anfang dieses Jahres richteten Handwerker 
an den Magistrat zu Allenstein eine Petition um Aufhebung 
der gewerblichen Fortbildungsschule, worin sie nachzuweisen 
versuchten, dass die Fortbildungsschule 1) die religiöse Gleich- 
gültigkeit fördere, 2) die Lehrlinge »ittlich schlechter mache, 
3) den Schülern gar keine oder nur geringe Kenntnisse bei- 
bringe, 4) die Meister materiell tief schädige, 5) grosse Unzu- 
friedenheit unter den Bürgern hervorrufe und fortgesetzt nähre, 
6) der Stadt und somit auch den Bürgern unnütze Kosten 
verursache. Vom Magistrat abgewiesen, wandten sie sich mit 
einem gleichen Gesuch an den Regierungspräsidenten. Der 
ablehnende Bescheid des Regierungspräsidenten liegt jetzt vor. 
Es ist zunächst darauf hingewiesen, dass die Stadtgemeinde 
wider ihren Willen überhaupt nicht gezwungen werden könne, 
das Ortsstatut über die Verpflichtung zum Besuch der Fort- 
bildungsschule wieder aufzuheben. Sodann sind die in dem 
Gesuch enthaltenen Angriffe, die sich fast ohne Ausnahme 
„nicht speziell auf die Fortbildungsschule in Allenstein, son- 
dern auf die Fortbildungsschulen mit obligatorischem Besuch 
überhaupt“ beziehen, als einer Widerlegung nicht bedürftig 
bezeichnet, da „die wohlthätigen Wirkungen der Fortbildungs- 
schulen allgemein anerkannt sind und letztere sowohl gesetz- 
lich, als auch in den höhern Ortes erlassenen Vorschriften 
stets eine möglichste Förderung erfahren haben.“ Endlich ist 
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in dem Bescheid die Hoffnung ausgesprochen, „dass die Be- 
schwerdeführer ihren ebenso unbegründeten wie andererseits 
nutzlosen Widerstand gegen die dortige Fortbildungsschule 
aufgeben und im Gegentheil jede Gelegenheit freudig be- 
grüssen werden, wodurch den ihnen zur Ausbildung anver- 
trauten Lehrlingen die Möglichkeit einer weiteren geistigen 
Ausbildung geboten wird.“ Diese energische Antwort des 
Regierungspräsidenten muss im Interesse der Fortbildungs- 
schule überhaupt freudig begrüsst werden. Es wäre zu wün- 
schen, dass die Regierung in Preussen überall mit gleicher Ent- 
schiedenheit für die obligatorische Fortbildungsschule aufträte. 


Gesundheitspflege. 


Verbesserung der Kanalisation in Hamburg. 
Eine Kommission für Fortschaffung und Verwerthung der 
Sielausflüsse, die sich nicht etwa behördlich, sondern aus den 
Delegirten von 20 Hamburger Bürgervereinen gebildet hat, 
stellte in ihrer 2. Sitzung vom 17. Juni folgendes Programm fest. 
Die ungeheuren Mengen menschlicher Exkremente und sonstiger 
Abfälle der Haushaltungen und industriellen Betriebe etc., die 
sich mit den Sielausflüssen vor der Stadt in die Elbe ergiessen, 
können unter Witterungsumständen, nämlich bei anhaltendem, 
den niedrigen, strömungslosen Wasserstand bedingendem Ost- 
wind und einer tropischen Hitze, die Veranlassung zu Aus- 
dünstungen geben, welche die Hamburger Atmosphäre ver- 
pesten und den Infektionskrankheiten Thor und Thür eröffnen. 
Ebenso unbestritten ist, dass‘ die Fäkalien einen Werth als 
Dungobjekt haben. Rechnet ‚man,'wie vielseitig schon festge- 
stellt ist, nur pro Kopf ‚und pro anno ca. Mk. 11, so ergibt 
sich für die 600 000 Einwohner die/ründe Summe von 7 Mil- 
lionen, die jährlich gespart werden könnten, wenn man anstatt 
den Elbstrom zu verunreinigen, die Sielausflüsse naturgemäss 
zum Bedüngen von Ackerland verwenden wollte. Deshalb legt 
die Kommission Werth auf folgende Punkte: „Il. In dem aus- 
gezeichneten Sielschwemmsystem Hamburgs wird nichts ge- 
ändert. 2. Der Hohe Senat und die Bürgerschaft werden je- 
doch ersucht, ehestens alle noch existirenden kleineren Siel- 
mündungen — die auf Steinwärder nicht ausgenommen — dem 
grossen Stammsiel anschliessen zu lassen. Seulnı den Haus- 
anlagen tritt demnach ebenfalls keinerlei Aenderung ein. 
4. Durch Motorkraft ist der Inhalt der vereinigten Siele ohne 
jede Ausdünstungs-Belästigung mittelst Rohrleitung nach dem 
Bestimmungsort fortzudrücken, sodass Terrainsteigungen über- 
wunden werden und man nicht an natürliches Gefäll gebunden 
ist. 5. Die Verzinsung der Anlagekosten, sowie die Unterhal- 
tungs- und Betriebskosten für Fortschaffung der vereinigten 
Sielausflüsse bis zum Bestimmungsort müssen aus dem grossen 
Werthobjekt der Dungstoffe durch jährliche Abgabe gedeckt 
werden, ganz einerlei, ob der Staat die Verwaltung der agri- 
kolen Verwendung selbst in der Hand behält oder nicht, so- 
dass dem Staate oder den Steuerzahlern keinerlei Lasten durch 
dies Unternehmen zufallen. 6. Behält die allgemeine Annahme, 
dass die Exkremente von 66?/s Köpfen mit dem übrigen Ge- 
halt der Sielausflüsse einen Hektar sterilen Bodens urbar 
machen und in Dung erhalten können, Recht, so würden für 
die heutige Bevölkerung Hamburgs bereits 9000 Hektar Land 
ausreichen. Rechnet man aber mit Rücksicht auf die Stadt- 
vergrösserung 20000 Hektar (etwa 3°/s Quadratmeilen) und 
den Hektar Haide- oder Sandland zu Mk. 500, so käme für 
Landerwerb erst die Summe von 10 Millionen zu Tage. 
7. Durch solchen Hinweis auf eventuellen Landerwerb bleibt 
die Kommission in erster Linie den Punkten | und 3 gerecht. 
Alle Anlagen und Projekte, welche dahin zielen, die Fäkalien- 
stoffe künstlich zu extrahiren, die Sielausflüsse etwa abzu- 
senken, zu verdampfen und zu kompostiren, oder andere ähn- 
liche Mittel und Wege einzuschlagen, um als Endresultat einen 
Dungverkauf ins Werk zu setzen, werden nach wie vor von 
der Kommission studirt werden, voraussichtlich aber den An- 
lagen mit direktem Erguss der Sielabflüsse auf das ‚filtrirende 
und absorbirende Ackerfeld weichen müssen, da Grossstädte 
mit Sielschwemmsystem alle Ursache haben, den Dungwerth 
ohne Umarbeitungskosten zu gewinnen. 8. Ebenso wird die 
Kommission dahin streben, dass bei der Verwendung der Siel- 
ausflüsse keinerlei Anlageprojekte in Vorschlag. gebracht 
werden, die Kardinalfehler zeigen, wie z. Bırdie Riesefeliezs 
anlagen in Berlin, Nietleben bei Halle und an anderen Orten. 


Volksernährung. 


Erhebung über die Zahl der Schankwirth- 
schaften in Preussen. Anlässlich der Klagen, welche 
wegen übergrosser Vermehrung der Schankwirthschaften er- 
hoben worden sind, hat der preussische Minister des Innern 
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soeben eine statistische Erhebung angeordnet, in welcher die 
Bevölkerungszilfer und die Zahl der einzelnen Wirthschafts- 
arten in den Jahren 1879 und 1893 gegenüber gestellt werden 
sollen. Eine besondere Berücksichtigung sollen hierbei die- 
jenigen Gemeinden mit mehr als 15 000 Einwohnern erfahren, 
welche kein die Erörterung der Bedürfnissfrage einführendes 
Ortsstatut erlassen haben. Das Ergebniss der Erhebung wird 
die Grundlage für weitere Erwägungen bilden, insbesondere 
darüber, ob es zweckmässig erscheine, den zuständigen Be- 
hörden eine strengere Handhabung der bestehenden gesetz- 
lichen Bestimmungen bei Ertheilung der Erlaubniss zum Wirth- 
schaftsbetriebe anzuempfehlen, oder ob im Wege der Gesetz- 
gebung das Ermessen dieser Behörden durch Bestimmung des 
Verhältnisses zwischen der Zahl der Bevölkerung und der 
Schankstätten einzuschränken ist. 


Gewerbewesen. 


Gewerbegerichte im deutschen Reiche. Durch 
die Güte der Leitung des „Verbandes südwestdeutscher Ge- 
werbegerichte“, über welchen wir schon an anderer Stelle 
mehrfach berichtet haben, ist uns eine auf amtlichen Quellen 
beruhende Statistik der deutschen Gewerbegerichte zugänglich 


geworden, die bisher noch nicht bekannt war und die wir in 
der Lage sind, im Nachfolgenden zu veröffentlichen. Danach 
bestehen gegenwärtig auf Grund des neuen Gewerbegerichts- 
Gesetzes vom 29. Juni 1590 in den sechs grössten deutschen 
Staaten 199 Gewerbegerichte, nämlich 133 in Preussen, 13 in 
Bayern, 13 in Sachsen, 9 in Württemberg, 7 in Baden und 
4 in Hessen; die Reichslande besitzen noch kein einziges 


. Gewerbegericht, trotz ihrer hochindustriellen Entwicklung. Auf- 


fällig ist ferner, dass Sachsen nur ebensoviel Gewerbegerichte 
hat als Bayern, obgleich es doch weit stärker mit Industrie 
durchsetzt ist. So kommt z. B. die Mehrzahl der preussischen 
Gewerbegerichte auf den gewerbereichen Westen. Die ost- 
elbischen Provinzen des Königreichs haben, wenn man die 
Regierungsbezirke Potsdam und Schleswig ausschliesst, nur 
52 Gewerbegerichte, die westelbischen dagegen einschliesslich 
Potsdam und Schleswig den Rest von 81. Von den Regierungs- 
bezirken fallen durch die grosse Zahl der in ihnen errichteten 
Gewerbegerichte auf Potsdam und Posen mit 7, Liegnitz mit 
8, Breslau mit 9, Düsseldorf mit Il und Arnsberg mit 13 Ge- 
werbegerichten, von denen allerdings 9 abgezweigte Spruch- 
kammern des Kreisgewerbegerichtes Altena sind. Es wäre zu 
wünschen, dass diese interessante Statistik noch durch die- 
jenige der kleineren deutschen Staaten vervollständigt würde. 
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Der Schulzwang für die kaufmännischen 
Fortbildungsschulen. 


Von Dr. R. Stegemann, Sekretär der Handelskammer in Oppeln. 


Ueber die Einführung des Schulzwanges für bestehende 
bezw. über die gesetzlichen Vorbedingungen für die auf obli- 
gatorischer Grundlage erst zu errichtenden kaufmännischen 
Fortbildungsschulen bestehen zur Zeit in den betheiligten 
Kreisen noch vielfach irrige Vorstellungen, deren Besei- 
tigung im Interesse einer erspriesslichen Entwickelung 
dieser segensreichen Anstalten liegen dürfte. 

Schon in der Fassung der Gewerbe-Ördnung vom 
21. Juni 1869 war in den $$ 106 und 126 die Mög- 
lichkeit gegeben, auch die Lehrlinge des kaufmännischen 
Standes durch Erlass eines Ortsstatutes zum Besuche einer 
Fortbildungsschule zu verpflichten. Diese Bestimmung ist 
später durch ein Versehen bei der Abfassung des $ 154 
der Novelle vom 17. Juli 1878 ausgeschlossen worden, 
so dass unter der Geltung dieser Novelle den Gemeinden 


die Möglichkeit genommen war, die kaufmännischen Lehr- 
linge in die Fortbildungspflicht einzubeziehen. Es bedurfte 
daher kaum der dringenden Anträge vieler Handelskam- 
mern und Kaufmannschaften, um die Verwaltung des ge- 
werblichen Unterrichts für Preussen zu veranlassen, in 
den Entwurf der letzten Gewerbe-OÖrdnungs-Novelle die aus- 
drückliche Bestimmung aufzunehmen, dass von der Geltung 
des $ 120 der Gewerbe-Ordnung künftighin die Gehülfen 
und Lehrlinge in Handelsgeschäften nicht mehr auszu- 
nehmen sind. Somit sind heute die Gemeinden bezw. die 
weiteren Kommunalverbände in der Lage, entweder ohne 
Weiteres die kaufmännischen Lehrlinge und Handlungs- 
gehülfen unter 18 Jahren in die allgemeine Handwerker- 
Fortbildungsschule einzureihen oder für sie besondere 
Lehrkurse zu errichten. Der $ 120 der Gewerbeordnung 
sieht in seinem dritten Absatze am Schlusse aber noch 
eine dritte Möglichkeit vor, nämlich die Errichtung fa- 
kultativer Fortbildungsschulen durch Vereine etc., deren 
Unterricht von der höheren Verwaltungsbehörde als aus- 
reichender Ersatz des allgemeinen obligatorischen Fort- 
bildungsunterrichtes anerkannt wird. 

Von der an erster Stelle genannten Möglichkeit, die 
kaufmännischen Lehrlinge ohne Weiteres in die sogenannte 
Handwerker-Fortbildungsschule einzureihen, ist unseres 
Wissens seither von keiner Gemeinde Gebrauch gemacht 
worden.*) Wenn auch die Vorbildung des Handlungs- 
lehrlings sich sehr häufig kaum von der des Handwerks- 
lehrlings unterscheidet, so berücksichtigt man doch mit 
Recht die Unterschiede, die in den Arbeitsverrichtungen 
und in den sozialen Ansprüchen liegen. Mag auch in 
letzterer Beziehung die Prätention des Handlungslehrlings 
an sich nicht immer gerechtfertigt sein, so bleibt es doch 
eine Thatsache, dass der ganze Stand nach seiner Tra- 
dition sich über denjenigen des Handwerkers hinaussetzt, 
und dass es zu beständigen Reibereien führen würde, 
wenn die Lehrlinge beider Kategorien denselben Fort- 
bildungsunterricht geniessen würden. Ausschlaggebender 
als dieses mehr auf Fiktion und Vorurtheil beruhende 
Moment ist aber die Verschiedenheit der Ansprüche, 
welche an die Fortbildung beider Kategorien zu stellen 
sind. Wenn auch auf den elementaren Vorstufen ein ge- 
meinsamer Unterricht an sich wohl gerechtfertigt sein 
könnte, so sind doch für die höheren Lehrjahre insofern 
natürliche Verschiedenheiten zu berücksichtigen, als der 


*) Nach unseren Informationen haben doch eine Reihe 
namentlich nord- und westdeutscher Städte den Zwang seit 
l. October 1891 eingeführt und besondere Handelsklassen oder 
Handelsschulen errichtet. Dadurch wird Manches an den nach- 
folgenden Ausführungen des Verfassers modifizirt. 

Redaktion. 


Handwerkerlehrling durch seinen Beruf mehr auf die 
manuelle Fertigkeit, der kaufmännische Lehrling mehr 
auf das Gebiet des fachlichen Wissens hingewiesen wird. 
Von diesem letzterwähnten Gesichtspunkte aus betrachtet, 
würde es sich daher empfehlen, wenn solche Gemeinden, 
welche von der Errichtung besonderer kaufmännischer 
Fortbildungsschulen Abstand zu nehmen genöthigt sind, 
wenigstens für die höheren Lehrjahre eine Scheidung 
nach der Richtung eintreten lassen würden, dass den 
kaufmännischen Lehrlingen an Stelle des Zeichenunterrichts 
ein den speziellen fachlichen Anforderungen ihres Be- 
rufes entsprechender Kursus, z. B. in der Buchführung, 
der Handelskorrespondenz oder ähnliches eingelegt würde. 
Dieser Auffassung ist auch in einem seitens des preus- 
sischen Handelsministers unter dem 18. Mai 1892 an 
die Handelskammer für den Regierungsbezirk Oppeln ge- 
richteten Erlasse Ausdruck gegeben. 

Wie die bisherige Entwicklung gezeigt hat, begegnet 
gleichwohl dieser Ausweg nur geringer Sympathie. In den 
wenigen Fällen, wo der Magistrat oder die Stadtverord- 
netenversammlung überhaupt die Frage der kaufmännischen 
Fortbildung aus eigener Initiative aufgenommen haben, 
ist dies fast ausnahmslos zu Gunsten getrennter kaufmän- 
nischer Fortbildungsschulen geschehen. In Oberschlesien 
ist ein derartiger Vorgang überhaupt nur in einem Falle 
zu verzeichnen, in dem die Kaufmannschaft zwar die 
Gründung einer kaufmännischen Fortbildungsschule ange- 
bahnt, die Ausführung des Gedankens, wie die schliess- 
liche Verwaltung der Schule aber alsbald in die Hände 
der Gemeindebehörde gelegt hat. Weitaus am häufigsten 
sind die kaufmännischen Fortbildungsschulen aus der 
kaufmännischen Vereinsthätigkeit hervorgegangen. An 
derartigen Neubildungen hat Oberschlesien allein im ver- 
flossenen Jahre 9 Beispiele aufzuweisen. Für diese Kate- 
gorie gewinnt die Frage des Schulzwanges eine besondere 
Bedeutung. 

Es war zunächst zweifelhaft, ob eine solche „Vereins- 
schule“ für sich das Recht des in $ 120 der Gewerbe- 
Ordnung ausgesprochenen Schulzwanges überhaupt in An- 
spruch nehmen könne. Der Bezirksausschuss ist sich 
hierüber Anfangs nicht recht klar gewesen, obwohl der 
bereits angezogene ministerielle Erlass vom 28. Mai 1892 
der Handelskammer für den Regierungsbezirk Oppeln 
gegenüber deutlich ausgesprochen hatte, dass „eine Fort- 
bildungsschule durch ein Ortsstatut auch ın dem Falle 
zu einer obligatorischen gemacht werden könne, wo sie 
nicht von der Gemeinde oder dem Staate, sondern von 
einer Handelskammer oder einem kaufmännischen Vereine 
gegründet worden sei.“ In neuester Zeit ist aber wohl 
allenthalben im Sinne dieser ministeriellen Anweisung 
entschieden worden, so dass die bis dahin entgegen- 
stehenden Schwierigkeiten als beseitigt anzusehen sind. 
In Oberschlesien hat man gleichwohl von diesem „direkten“ 
/wange nur vereinzelt Gebrauch gemacht, in der Mehr- 
zahl der Städte hat man dem sogenannten indirekten 
Zwange den Vorzug gegeben. Dieser letztere ist dahin zu 
verstehen, dass die Gemeindevertretungen solcher Städte, 
die bereits eine Handwerker-Fortbildungsschule besitzen, 
in das bezügliche Ortsstatut einen Zusatz aufgenommen 
haben, demgemäss künftighin auch die Lehrlinge und 
Gehülfen des Handelsstandes bis zum zurückgelegten 
18. Lebensjahre verpflichtet sind, an dem Unterrichte in 
der Handwerker-Fortbildungsschule Theil zu nehmen, so- 
fern sie nicht den Nachweis erbringen, dass sie die an 
demselben Orte bestehende und im Sinne des 8 120 der 
Gewerbe-Ordnung staatlich anerkannte kaufmännische 


Fortbildungsschule besuchen. Das Standesgefühl des Kauf- 
manns gegenüber dem Handwerker ist an sich schon 
stark genug, dazu kommen aber eine Reihe sachlicher 
Momente, die den Prinzipal nicht leicht veranlassen wer- 
den, seinen Lehrling in die Handwerker-Fortbildungs- 
schule zu schicken. Dies hat sich in der Praxis vollauf 
bethätigt, und es ist auf diese indirekte Weise genau 
dasselbe erzielt worden, was sonst durch einen direkten 
Zwang hätte herbeigeführt werden müssen; thatsächlich 
sind durch solchen Zusatz zum ÖOrtsstatut sämmtliche 
kaufmännische Lehrlinge den an sich fakultativen Ver- 
einsschulen zugeführt worden. Die Vortheile, die dieses 
indirekte Verfahren bietet, liegen auf der Hand. Zunächst 
wird dadurch die Möglichkeit geschaffen, die bisherigen 
Vereinsschulen auf ihrer freien Grundlage, unter Leitung 
ihrer bewährten Kuratorien, zu erhalten, und ihnen auch 
die von Korporationen, Vereinen und Privaten gewährten 
Beihülfen zu belassen. Eine kleine Modifizirung ist hier 
und da nur insofern eingetreten, als die seitherigen Ku- 
ratorien sich durch ein vom Magistrat dazu ernanntes 
Mitglied ergänzt haben. Im Weiteren bleibt die Schule 
unabhängig von jeweiligen Majoritätsbeschlüssen der Ge- 
meindevertretung. Schliesslich sichert sie sich ein überaus 
zweckmässiges äusserstes Disziplinarmittel, indem sie, als 
fakultative Anstalt, hartnäckiger Ungebühr der Schüler 
gegenüber das Zwangsmittel der Entlassung und damit 
der Ueberweisung an die Handwerker-Fortbildungsschule 
zur Anwendung bringen kann, ein Disziplinarmittel, das 
sich in der Praxis als sehr wirksam erweist. Wenn daher 
nicht ungewöhnliche örtliche Verhältnisse dagegen sprechen, 
liegt es unbedingt im Interesse sowohl der Kaufmann- 
schaft wie auch der Schule selbst, wenn sie zunächst 
versucht, sich auf diesen von uns als indirekten bezeich- 
neten Schulzwang aufzubauen. Aber auch die Handwerker- 
Fortbildungsschule kann für sich durch eine geschickte 
Kombinirung einen Gewinn erzielen, wenn nämlich die 
Gemeindeverwaltung als Vorbedingung für die Gewährung 
von Raum, Licht und Heizung und baaren Zuschüssen 
der kaufmännischen Fortbildungsschule die Verpflichtung 
auferlegt, Lehrlinge der Handwerker-Fortbildungsschule, 
welche die letztere mit Erfolg absolvirt und sich durch 
ein gesittetes Betragen und durch Fleiss wohl empfohlen 
haben, in die geeigneten kaufmännischen Lehrabtheilungen 
aufzunehmen. Damit eine fakultative Vereinsschule das 
Recht gewinnt, in der vorbezeichneten Weise ihren Schul- 
besuch zu einem obligatorischen zu gestalten, ist indes 
noch die Vorbedingung zu erfüllen, dass sie in ihrem 
Aufbau und ihrem Lehrplan von der höheren Verwal- 
tungsbehörde als vollgültig anerkannt wird. Zu diesem 
Behufe muss das Kuratorium, sobald die Gemeindever- 
tretung den mehrfach erwähnten Zusatz zum Ortsstatut 
der Handwerker-Fortbildungsschule beschlossen und dem 
Bezirksausschusse zur Bestätigung eingereicht hat, auch 
seinerseits in einer Eingabe an den zuständigen Regie- 
rungs-Präsidenten unter Beifügung des Etats des Lehr- 
planes die staatliche Bestätigung beantragen, die, sofern 
den herkömmlichen, nicht eben zu hohen Anforderungen 
entsprochen wird, auch bereitwilligst ertheilt zu werden 
pflegt. 

Wenn wir schliesslich noch über die prinzipielle 
Frage, ob die kaufmännische Fortbildungsschule des Schul- 
zwanges überhaupt bedarf oder nicht, einige Worte hinzu- 
fügen sollen, so lässt sich unserer Ansicht nach ein generelles 
Urtheil hierüber überhaupt nicht aussprechen. Es wird zu- 
nächst zwischen Städten grossen, mittleren und kleinen Um- 
fanges und auch hier wieder zwischen den so ungleichartigen 


Verhältnissen des entwickelten Westens und des minder ent- 
wickelten Ostens zu unterscheiden sein. Grossstädte wie 
Berlin, Breslau, Frankfurt, Köln etc. werden des Zwanges 
besser entbehren, weil einmal die Gelegenheit der Fortbil- 
dung für den jungen Kaufmann dort reicher vorhanden, der 
letztere auch durchschnittlich besser vorgebildet ist, so 
dass man bei ihm füglich ein eigenes Gefühl, für seine 
Fortbildung Sorge zu tragen, voraussetzen kann. Wie die 
Erfahrung zeigt, reicht das Mass dieses Selbsttriebes an 
solchen Plätzen thatsächlich aus, um die Schulen lebens- 
fähig zu erhalten, ein allgemeiner Fortbildungszwang würde 
die bestehenden Anstalten nur mit einem ungeheuren 
Ballast widerstrebender Elemente belasten und das Durch- 
schnittsniveau der Lehrziele nur entsprechend herab- 
drücken. Das Gleiche trifft auch für Städte mittleren Um- 
fanges im Westen zu, in denen der Grosshandel (wie 
z. B. in Elberfeld, Barmen, Remscheid, Gladbach, Cre- 
feld, Düsseldorf, Dortmund etc.) seinen eigentlichen 
Sitz hat. Die Ungleichheit der Vorbildung und der 
fachlichen Anforderungen zwischen den Lehrlingen des 
Gross- und Kleinhandels schliesst hier eine einheitliche 
Regelung überhaupt aus, aber auch selbst das Lehrperso- 
nal des Detailhandels ist hier in seiner Vorbildung so 
ungleichmässig, dass man es wohl bei den bewährten 
fakultativen Einrichtungen bewenden lassen kann.*) An- 
ders liegt es bei den mittleren Städten von geringerer 
kommerzieller Bedeutung und namentlich auch in den 
östlichen Provinzen mit ihren notorisch ganz unzureichend 
vorgebildeten kaufmännischen Lehrlingen. Hier muss der 
Schulzwang Platz greifen, wenn überhaupt etwas Durch- 
greifendes erzielt werden soll, und eine Stadt, die es mit 
der Zukunft ihres Handelsverkehres ernstlich meint, sollte 
sich der Verpflichtung nicht entziehen, ein Kapital nutz- 
bar zu machen, dessen Zinsen sich schon nach einem 
Lebensalter vielfach bezahlt machen. Hier die Entwicke- 
lung sich selbst zu überlassen und die Entscheidung aus- 
schliesslich in den Selbsttrieb der Lehrlinge und in die 
standesbewusste Fürsorge der Prinzipale legen zu wollen, 
würde eine Unkenntniss der thatsächlichen Verhältnisse 
bedeuten. 


Ortsstatuten über Lohnzahlung an Minder- 
jährige. 
Von Dr. Max Quarck in Frankfurt a. M. 


Vor Kurzem ist bekannt geworden, dass der preus- 
sische Handelsminister die Regierungspräsidenten zum 
Bericht darüber aufforderte, ob und in welchem Umfange 
Gemeinden oder weitere Kommunalverbände von der 
ihnen durch $ 119a Abs. 2 Ziffer 2 und 3 der Gewerbe- 
Ordnung beigelegten Befugniss Gebrauch gemacht haben, 
statutarische Bestimmungen über die Auszahlung des von 
minderjährigen Arbeitern verdienten Lohnes an deren 
Eltern oder Vormünder zu erlassen, wie sich solche Be- 
stimmungen bewährt oder aus welchen Gründen sie sich 
nicht bewährt haben. Auch die Bedenken gegen ein Vor- 
gehen auf diesem Gebiet überhaupt sollen eingehend dar- 


*) Unseres Erachtens haben alle diese Bedenken nur eine 
vorläufige Bedeutung; im Uebrigen trifft auf die Grossstädte 
genau Dasjenige zu, was der Verfasser im Nachfolgenden für 
die kleineren ausführt. Es sind nur grössere Mittel aufzuwenden, 
vor denen man freilich zurückscheut. Redaktion. 


gelegt werden. Die Zentralstelle für die Gewerbe im 
Grossherzogthum Hessen richtete beinahe zur selben Zeit 
die gleiche Aufforderung an ihre Ausschussmitglieder und 
an die Vorstände der hessischen Örtsgewerbevereine. 
Damit ist den Gemeinden und Vereinen in einem grossen 
Theile Deutschlands die Frage nach der Nützlichkeit der 
Ortsstatute über die Lohnzahlung an minderjährige Ar- 
beiter noch näher gelegt, als es bisher durch die Ge- 
werbe-Ordnung der Fall war. Und damit hat eine Um- 
frage der „Blätter für soziale Praxis“ erhöhte Bedeutung 
gewonnen, welche diese Zeitschrift auf Anregung der 
Königl. Polizeidirektion in Aachen (vgl. S. 172) in der 
gleichen Richtung bereits vor den amtlichen Erhebungen 
in Preussen und Hessen veranstaltete. Die Ergebnisse 
dieser Umfrage und das dieser Zeitschrift sonst zu Gebote 
stehende Material liegen den nachfolgenden Ausführungen 
zu Grunde. ; 

Danach ist die Zahl der Gemeinden, welche bisher 
Ortsstatuten über Lohnzahlung an Minderjährige erliessen, 
überraschend klein. Sie umfasst die Städte Apolda, Gera 
(wo u. W. noch die Bestätigung der Aufsichtsbehörde 
aussteht), Mayen, Münden, Weinheim in Baden und die 
meisten Gemeinden des badischen Amtsbezirks Wiesloch, 
sowie den Bezirksverband Glauchau in Sachsen, zu welchem 
die Städte Glauchau, Meerane, Hohenthal, Ernstthal und 
Lichtenstein gehören. Das Gemeinsame der statutarischen 
Bestimmungen der Mehrzahl dieser Gemeinden besteht darin, 
dass sie sämmtlich auf Grund der Ziffer 2 der einschla- 
genden Gewerbeordnungsvorschrift erlassen sind, sich also 
nicht mit den gelinderen Vorschriften der Ziffer 3 be- 
gnügen, nach welcher nur eine Mittheilung der Unter- 
nehmer an die Eltern bezw. Vormünder minderjähriger 
Arbeiter über die erfolgte Lohnzahlung innerhalb gewisser 
Fristen vorgeschrieben ist, sondern die weitergehende 
Anordnung getroffen haben, dass der von minderjährigen 
Arbeitern verdiente Lohn direkt an die Eltern bezw. Vor- 
münder, und nur mit schriftlicher Zustimmung derselben 
oder nach ertheilter Bescheinigung über den Empfang 
der letzten Lohnzahlung durch ihre Kinder bezw. Mündel 
direkt an letztere gezahlt wird. Allein das Ortsstatut für 
Weinheim i. B. kumulirt beide Arten von Vorschriften 
und schreibt vor, dass die Benachrichtigung nach Ziffer 
3 halbjährlich stattfinden muss, während sich die in der 
Ortskrankenkasse zu Gera vertretenen Interessenten aus- 
drücklich und mit Erfolg gegen diese Vorschriften wehr- 
ten. Die Benachrichtigung soll sich in Weinheim übrigens 
nur auf Arbeiter von 18 bis 21 Jahren und auf Aus- 
nahmefälle von der Ziffer 2 beziehen. Sodann haben 
sämmtliche Ortsstatute die Giltigkeit ihrer Bestimmungen 
auf Arbeiter von unter 18 Jahren beschränkt und sind 
bezüglich des Alters nicht soweit gegangen, als es ihnen 
die Gewerbe-Ordnung erlaubte; nur das Ortsgesetz der 
Stadt Mayen lässt seine Vorschriften für alle minder- 
jährigen Arbeiter gelten, wogegen die Gemeinden des 
Amtsbezirks Wiesloch das vollendete 17. Jahr als Grenze 
festsetzen. Dem Glauchauer Bezirksstatut ist die Bestim- 
mung eigenthümlich, dass die Arbeitsstätte der Minder- 
jährigen am Wohnorte der Eltern oder in einem Um- 
kreise von 5 km von diesem Wohnorte liegen muss, 
wenn die Vorschriften Platz greifen sollen; das Statut 
für Mayen sagt, dass die Fälle ausgenommen sind, in 
welchen die Eltern ausserhalb des Stadtbezirks wohnen, 
sie müssten denn erklärt haben, dass sie den Verdienst 
ihrer Kinder abholen wollen. Die Möglichkeit für die 
Ortsbehörde, ohne oder auf Antrag. der Minderjährigen 
Ausnahmen zuzulassen, wenn die Zahlung des Lohnes 


an die Eltern keine Gewähr für die wirthschaftliche Ver- 
wendung bietet, ist z. B. in den Statuten für Glauchau 
und Weinheim festgestellt. Eine Begründung des Orts- 
statuts ist in dieses selbst nur von der Stadt Mayen auf- 
genommen; es heisst da, das Statut sei erlassen „in Er- 
wägung, dass hierorts vielfach minderjährige Arbeiter das 
Elternhaus zu verlassen und in Kosthäuser zu gehen, auch 
ihren Eltern Kostgeld zu zahlen, anstatt dieselben mit 
ihrem Arbeitslohn zu unterstützen pflegen“. Aus Weinheim 
wird mitgetheilt, dass die Bewährung einer Bestimmung 
in der Fabrikordnung eines der bedeutendsten Fabrik- 
etablissements zum Erlass des Ortsstatuts geführt habe. 
Diese Bestimmung ging dahin, dass minderjährige Arbeiter 
ihren Wochenlohn nur bis zur Höhe von 10 Mark aus- 
gezahlt erhielten, das Uebrige aber in die Sparkasse 
zahlen mussten und davon bis zum beginnenden 22. Jahre 
nur in dringenden Fällen Beträge erheben durften. Die 
Verwandtschaft dieser Massregel mit den jetzigen orts- 
statutarischen Bestimmungen ist aber doch eigentlich mehr 
eine äusserliche. Ueber die Bewährung der Statuten liegt, 
da dieselben meist erst seit Jahresfrist bestehen, nur eine 
Mittheilung aus Glauchau vor, in welcher es heisst: 
„Soviel bekannt geworden ist, hat die Durchführung 
dieser Bestimmungen bis jetzt keine Schwierigkeiten ver- 
ursacht. Allerdings haben die Eltern und Vormünder 
in den allermeisten Fällen ihre schriftliche Erlaubniss 
zur unmittelbaren Auszahlung des Lohnes gegeben. Der 
Stadtrath zu Meerane hat sogar zu diesem Zwecke einen 
in das Arbeitsbuch einzuklebenden Vordruck herstellen 
und die Eltern schon bei Ausstellung des Buches wegen 
ihrer Zustimmung befragen lassen. Immerhin erblickt 
man allgemein den wesentlichen Vortheil der neuen 
Bestimmungen schon allein darin, dass die Eltern und 
Vormünder, da sie die Zustimmung jederzeit zurückziehen 
können, nunmehr den jungen Leuten gegenüber ein sehr 
wirksames Zuchtmittel in Händen haben.“ 

Aber man scheint sich anderwärts von der Wirk- 
samkeit dieses Zuchtmittels nicht allzuviel zu versprechen. 
Seitens der Regierung in Arnsberg und mehrerer badischer 
Bezirksämter war den ihnen unterstehenden Gemeinden 
die Anregung zum Erlass ähnlicher Statuten ziemlich nach- 
drücklich gegeben worden, ohne dass bisher eine nennens- 
werthe Zahl dieser Gemeinden Anstalten zur Ausführung der 
Anregung gemacht hätte. Sodann scheiterte der Versuch 
der Einführung an mehreren Orten. An mehr formellen 
Einwänden im Kreis Mülheim a. Rh. Hier hatte die 
Handelskammer unterm 10. Januar 1892 beim Kreis- 
ausschuss den Antrag gestellt, für Arbeiter unter 20 Jahren 
ein Ortsstatut nach $ 119a, Abs. 2, Ziffer 2 zu erlassen. 
Begründet wurde dieser Antrag damit, dass „der reich- 
liche Verdienst der Fabrikjugend früh selbständig“ mache, 
der Vergnügungssucht Vorschub leiste, zur „leichtsin- 
nigen Emanzipation“ treibe und dass die Eltern ihre Auto- 
rität nicht wahren könnten, da sie für die Kost bezahlt 
würden. Der Kreisausschuss stimmte dem Antrag durch Be- 
schluss vom 17. Februar 1892 zu, aber der Kreistag erklärte 
am 29. März dess. J. die Einführung statutarischer Bestim- 
mungen nur dann für thunlich, wenn sie gleichzeitig in den 
umliegenden Kreisen erfolge; sonst „schneide sie zu sehr 
in die moderne wirthschaftliche Selbständigkeit der min- 
derjährigen Arbeiter ein“, fordere die Auflehnung der- 
selben heraus und veranlasse nur ihren Abzug an Orte 
ohne solche Statuten. Da sich auch die umliegenden 
Kreise, Köln Stadt und Land, sowie Solingen ablehnend 
verhielten, so unterblieb jede Regelung der Lohnzahlung 
an Minderjährige. Die Handelskammer in Aachen scheint 


sich auf eine Anfrage des dortigen Polizeipräsidiums in 
ihrer April-Sitzung d. J. auch mehr ablehnend, als zu- 
stimmend verhalten zu haben. Sie betonte, dass das Statut 
nur unter gewissen Einschränkungen durchführbar sein 
würde und dass die Auszahlung des Lohnes_ fleissiger 
Kinder an weniger würdige Eltern leicht das Gegentheil 
der beabsichtigten Wirkung im Gefolge haben könnte. 
Ein neuerer Beschluss dieser Körperschaft ist nicht be- 
kannt geworden. In Hannover ist der Erlass eines Orts- 
statuts ebenfalls unterblieben, nachdem sich im Dezember 
1891 bei Prüfung der Vorfragen der Fabrikantenverein 
von Hannover und Linden dahin geäussert hatte, dass 
auch die Eltern minderjähriger Arbeiter den Lohn der- 
selben verschwenden könnten; die Zucht sei nicht durch 
Zwangsmassregeln zu erhalten, ein ordentlicher Sohn könne 
durch solche verdorben, ein unordentlicher Vater noch 
lüderlicher durch dieselben gemacht werden. Ausserdem 
wünschten die Unternehmer, von neuen Kosten und 
Lasten verschont zu bleiben. Wenn ein Ortsstatut erlassen 
werden solle, so möge es nichts Anderes vorschreiben, 
„als etwa die Auszahlungs- oder Anzeigepflicht an Eltern 
oder Vormünder in den besonderen Fällen, in denen auf 
begründeten Antrag der Betreffenden die Ortsbehörde 
dem Arbeitgeber speziell Vorschrift zu ertheilen, für zweck- 
mässig erkannt hat.“ Ferner sprachen sich in Penig am 
4. Mai 1892 trotz dem hohen Interesse, das die dortige 
Stadtverwaltung für eine Regelung der Angelegenheit im 
Sinne des Glauchauer Statuts zeigte, die auf Grund der 
Gewerbe-Ordnung zu hörenden Unternehmer und Ar- 
beiter in überwiegender Mehrheit gegen den Erlass eines 
Statuts aus, der infolgedessen auch unterblieb. Endlich 
lehnte am 6. Juni d. J. die Königsberger Stadtverord- 
netenversammlung ein Ortsstatut über Lohnzahlung aus 
Gründen ab, die sich mit den in Hannover vorgebrachten 
decken; die Freunde des ÖOrtsstatutes schadeten dem- 
selben vielleichtt am meisten durch ihre offenbar über- 
triebenen Schilderungen von der anormalen Sittenlosigkeit 
minderjähriger Arbeiter. Und auch das Gewerbegericht 
Magdeburg erstattete in seiner Sitzung vom 29. Juni d ]. 
ein Gutachten, nach welchem statutarische Bestimmungen 
über Lohnzahlung au Minderjährige wirkungslos bleiben 
würden. 

Nach alledem gewinnt es doch den Anschein, als 
ob die neue Bestimmung der Gewerbe-Ordnung über 
Lohnzahlungen an Minderjährige eine jener Vorschriften 
wäre, die sich in der rauhen Praxıs kaum bewähren. 
Selbst wenn die oben angeführte Liste der Städte mit 
Ortsstatuten unvollständig sein sollte, so hätte doch nur 
ein verschwindender Theil deutscher Industrieorte von 
der Möglichkeit, statutarische Vorschriften zu erlassen, 
Gebrauch gemacht, und zwar in sehr buntscheckiger 
Weise, die an die Ortsstatuten über Sonntagsruhe erinnert. 
Ein einziges Statut bezieht alle minderjährigen Arbeiter 
unter seine Vorschriften; das bedeutet, dass man die 
Bestimmung der Gewerbe-Ördnung meist für zu weit- 
gehend hält. Die Gründe der Ablehnung, die in einer 
Reihe anderer Orte geltend gemacht wurden, müssen 
selbst auf den preussischen Minister Eindruck gemacht 
haben, denn er fragt bezeichnender Weise ausdrücklich 
nach den Bedenken, die etwa vorhanden wären. Man 
will mit den Ortsstatuten über Lohnzahlung die elterliche 
Autorität in der Arbeiterfamilie wieder festigen; daneben 
aber gestattet man die so gut wie ungehinderte industrielle 
Ausnutzung der minderjährigen Arbeiterkinder vom 14. 
Jahre ab, hilft also selbst die Arbeiterfamilie zerreissen, 
die man hinterher durch Palliativmittel wieder zusammen- 


führen will. Die Aufgabe, die man dabei den Gemeinden 
zuschiebt, ist eine ziemlich undankbare, und es darf kaum 
verwundern, wenn sich die Gemeindeverwaltungen sagen, 
dass auf dem Gebiete der kommunalen Sozialpolitik doch 
eigentlich viel wichtigere Dinge ihrer Erledigung harren. 


Notizen. 


Armenpflege. 


Armennflesehn stuttgart imsfahner1 892, Die 
Stadt Stuttgart hat, wie der soeben erstattete Jahresbericht 
ausweist, im Jahre 1891/92 für Armenzwecke im Ganzen 
Mk. 591452 aufgewendet, während für das noch nicht in 
den Rechnungen abgeschlossene Etatjahr 1892/93 Mk. 628 919, 
für 1893/94 nach dem Voranschlag Mk. 680073 vorgesehen 
sind, wovon aus Stiftungsmitteln Mk. 159634 bezw. Mk. 156 533, 
bezw. Mk. 151 954 kommen. Der Zuschuss der Stadt betrug 
1891/92 Mk. 431818 und wird voraussichtlich im laufenden 
Etatjahr Mk, 528118 betragen. Während bis 1891 ein Be- 
harrungszustand auf dem Gebiete der Armenverwaltungsaus- 
gaben vorhanden war, ist seitdem eine dauernde Steigerung 
eingetreten. Die sozialpolitischen Reichsgesetze haben keine 
Verminderung der Armenlast bewirkt, obwohl im Jahre 1891 
nach amtlicher Berechnung die Krankenkassen etwa Mk. 400 000 
und die Alters- und Invaliditätsversicherung etwa Mk. 19000 
für Angehörige der Stadt Stuttgart verausgabten. Abermals 
hat sich im Jahre 1892 gezeigt, dass weitaus der grösste Theil 
der Armenunterstützungen Personen zukam, welche ihren in- 
dividuellen Verhältnissen nach in keiner Thätigkeit standen, 
die sie der Krankenversicherungspflicht unterworfen hätte. 
Nur sehr wenige Personen, die der öffentlichen Armenpflege 
anheimfielen, sind früher gegen Krankheit versichert gewesen 
oder geniessen den Schutz der Unfall- oder Alters- und Inva- 
liditätsversicherung. Als Ursachen der Steigerung der Ausgaben 
führt die Stuttgarter Armenverwaltung neben dem Anschluss 
der Stadt an den Landarmenverband des Neckarkreises die 
grosse Zunahme der minderbemittelten Theile in der Bevölke- 
rung und weiter die ungünstigsten Verhältnisse in der Land- 
wirthschaft und einer ganzen Reihe von Industriezweigen, so- 
wie die schlechte Lage des Handwerks und des Kleinbetriebs 
an, Umstände, welche das Hinabsinken zahlreicher kleiner 
ökonomischer Existenzen zur Folge haben. Solche Leute ge- 
wöhnten sich schwer wieder an die unselbständige Arbeit, und 
so erwachse der Armenpflege die schwierige Aufgabe, sie an- 
zuhalten, als Arbeiter im fremden Betriebe ihren Mann zu 
stellen. Auf der andern Seite mache sich vielfach das Ver- 
abreichen von ausgiebiger Krankenkost, von Milch und Wein 
erforderlich. Wie der Bericht weiter ausführt, waren in der 
Stadt und dem Vorort Heslach zusammen 174 freiwillige Armen- 
pfleger thätig, welchen die Verwaltung für ihren Pflichteifer, 
ihre Treue und Gewissenhaftigkeit lebhaften Dank ausspricht. 
„Die Einrichtung der (2) besoldeten Armenaufseher, welche 
eine Ergänzung der Einrichtung der freiwilligen Armenpfleger 
bilden soll, erweist sich fortgesetzt als durchaus zweckmässig, 
ja als nothwendig.* Gesuche um Geldunterstützung kamen 
3310 vor, wovon 2524 ganz oder theilweise genehmigt wurden, 
in 99 Fällen kam dabei die Kranken-, Unfall- oder Altersver- 
sicherung in Betracht. 1668 Gesuche betrafen Aufnahme in 
Krankenheil- oder Pflegeanstalten, sie wurden bis auf 11 ge- 
nehmigt; bei 101 dieser Fälle konkurrirte die Versicherungs- 
pflicht, doch nur in 94 mit Unterstützungen oder Renten. In 
72 Fällen handelte es sich um Aufnahme in Bewahrungs- oder 
Rettungsanstalten, die bis auf 3 gewährt wurde. Im Jahre 1892 
sorgte die Armenpflege für 780 Kinder, wovon 332 in Fa- 
milien, 448 in Anstalten verpflegt wurden, und für 33 Lehr- 
linge. In der städtischen Armenbeschäftigungsanstalt sind theils 
auf eigenes Ansuchen, 'theils im Zwangsweg 38 Personen 
untergebracht worden. Das Asyl für Obdachlose beherbergte 
9961 Durchreisende, die zugleich Nachtessen und Frühstück 
erhielten; ihre Zahl war im Jahre 1880 auf 17448 gewachsen, 
dann von Jahr zu Jahr geringer geworden, so dass es 1889 
nur 5156 waren. 


= Krankenpflege. 

Aerztliche Vorbildung und Krankenhäuser. 
Der 21. Allgemeine Deutsche Aerztetag zu Breslau beschäftigte 
sich in seiner ersten Sitzung vom 26. Juni d. J. mit der Frage 


der Weiterausbildung der neugeprüften Aerzte in Kranken- 
häusern. Die von Geh. Sanitätsrath Dr. Cnyrim und Professor 
Kast vorgeschlagenen Thesen fanden mit geringen Abänderungen 
die Zustimmung des Aerztetags, und zwar wurden die Thesen 
des ersten Referenten in folgender Fassung angenommen: 
„1. Die Krankenhäuser sollen in erster Linie den humanen 
Zwecken einer guten Verpflegung und wirksamen ärztlichen 
Behandlung der Kranken dienen. Sie sollen aber auch mehr 
und mehr Stützpunkte der Wissenschaft werden. 2. Der ärzt- 
liche Dienst in den Krankenhäusern ist derart zu organisiren, 
dass auf 100—120 Kranke ein Oberarzt und mindestens zwei 
Assistenzärzte kommen. 3. Es ist zu erstreben, dass die Ober- 
ärzte grosser Krankenabtheilungen auf Privatpraxis, mit Aus- 
nahme der konsultativen, verzichten. Ihr Gehalt ist dement- 
sprechend zu bemessen. 4. Die Dienstzeit eines Assistenzarztes 
soll in der Regel nicht über 1 bis 2 Jahre sich ausdehnen, 
5. Durch Anstellung bezw. Konsultirung von Spezialärzten ist 
dafür Sorge zu tragen, dass in allen Fällen die Kranken eine 
sachgemässe Behandlung finden. 6. Für grössere Städte em- 
pfiehlt es sich, einen pathologischen Anatomen von Fach zur 
Vornahme der Obduktionen in den Krankenhäusern, sowie zu 
sonstiger wissenschaftlicher Unterstützung der Aerzte in- und 
ausserhalb der Hospitäler anzustellen. 7. Wo nicht ein ge- 
schultes Pflegepersonal dem Krankenhaus zur Verfügung steht, 
gehört eine systematische Unterweisung des Personals zu den 
Aufgaben des ärztlichen Dienstes. 8. Es ist als eine wesent- 
liche Förderung für den ärztlichen Dienst in den Kranken- 
häusern zu betrachten, dass von den beobachteten Fällen mög- 
lichst eingehende Krankengeschichten niedergeschrieben, und 
dass diese, nach den Krankheiten oder Krankheitsgruppen ge- 
ordnet, aufbewahrt werden. 9. Seitens der Hospitalverwaltungen 
ist die wissenschaftliche Thätigkeit der Aerzte dadurch zu 
fördern, dass in möglichster Ausdehnung die für dieselben er- 
forderlichen Einrichtungen und Apparate hergestellt werden. 
10. Die Krankenhäuser sollen in grösserem Umfange als bisher 
Gelegenheit gewähren zur praktischen Ausbildung von Aerzten.“ 
Die von Herrn Prof. Kast ausgearbeiteten Thesen wurden 
folgendermassen formulirt: „l. An der Weiterbildung der Aerzte 
betheiligen sich die Krankenhäuser am zweckmässigsten in 
folgender Weise: Jeder neu geprüfte Arzt hat zwischen Staats- 
prüfung und Erlangung der Approbation einen praktischen 
Dienst als Unter-Arzt in einem Krankenhause zu absolviren. 
2. Die Dauer dieser praktischen Krankenhausthätigkeit ist auf 
ein Jahr zu bemessen. Mindestens sechs Monate dieser Thätig- 
keit sind an einem der folgenden Krankenhäuser zu verbringen. 
3. Für diese praktische Thätigkeit kämen folgende Kranken- 
häuser in Betracht: a) die internen Kliniken, b) die inneren 
Abtheilungen grosser allgemeiner Krankenhäuser, c) gemischte 
Krankenhäuser von mindestens 100 Betten, welche innerhalb 
der letzten fünf Jahre nachweislich zu zwei Drittel belegt 
waren, d) die Krankenabtheilungen der Irrenanstalten. Die Ab- 
solvirung des Dienstes als einjährig-freiwilliger Arzt gilt als 
Anstaltsdienst. 4. Die Zuweisung der Unter-Aerzte an die 
einzelnen Krankenanstalten erfolgt durch die Reichs-Zentral- 
Behörde. 5. Einem Krankenhause von 100 Betten sind höchstens 
64 Unter-Aerzte zuzuweisen. 6. Die Dienstordnung der Unter- 
Aerzte ist durch ein Reglement von Reichswegen festzusetzen. 
7. Die Beaufsichtigung des Dienstes der Unter-Aerzte geschieht 
durch die zuständige Landes- bezw. Provinzial-Medizinal-Be- 
hörde. 8. Der Aerztetag spricht die Zuversicht aus, dass die 
städtischen Behörden und übrigen Krankenhausverwaltungen, 
sowie die leitenden Krankenhausärzte die Durchführung dieser 
im Interesse der Allgemeinheit liegenden Massregeln durch 
ihr Entgegenkommen und ihre thätige Mitwirkung zu fördern 
suchen.“ 


Gesundheitspflege. 


Reichsseuchengesetz und Aerztetag. Auf dem 
21. Allgemeinen Deutschen Aerztetag zu Breslau referirte am 
27. Juni d. J. Geh. Sanitätsrath Dr. Busch aus Krefeld über 
den Entwurf eines Reichsseuchengesetzes unter besonderer 
Bezugnahme auf die Anforderungen, welche der ärztliche Stand 
an ein solches Gesetz zu stellen habe. Eine Reihe von Ab- 
änderungsvorschlägen fanden die Zustimmung der Versamm- 
lung; zum Schluss wurden nachstehende Thesen, welche im 
Wesentlichen den Anträgen des Referenten entsprachen, an- 
genommen: „I. 1. Die Anzeige soll an die Medizinalbehörde, 
statt an die Polizeibehörde erstattet werden. Die Anzeige soll 
nur eine einmalige sein. Durch Erfüllung der Anzeigepflicht 
dürfen den Aerzten keine Kosten erwachsen. ?. Zur Anzeige- 
pflicht sind nur die Aerzte oder die Haushaltungsvorstände oder 
deren Stellvertreter heranzuziehen, 3. a) Für die Ermittelung 


der Krankheit ist die Anzeige des Arztes in der Regel genü- 
gend, die durch einen Laien bedarf der amtsärztlichen Fest- 
stellung. b) Wenn bei ärztlicher Anzeige Ermittelungen durch 
den beamteten Arzt vorzunehmen sind, so halten wir es für 
nothwendig, dass der behandelnde Arzt hiervon benachrichtigt 
wird und das Recht hat, den Untersuchungen beizuwohnen. 
4. Die Desinfektion soll auf öffentliche Kosten erfolgen. 5. Für 
die Aerzte einschl. Amtsärzte, Krankenpfleger, welche mit Per- 
sonen, die an übertragbaren Krankheiten leiden, in Berührung 
kamen, dabei selbst erkranken und infolge der Krankheit er- 
werbsunfähig werden, oder, falls sie sterben, für deren Hinter- 
bliebene, hat Fürsorge aus öffentlichen Mitteln nach Mass- 
gabe landesgesetzlicher Regelung zu erfolgen. Il. I. Ein auf 
alle ansteckenden Krankheiten sich erstreckendes Reichsseuchen- 
gesetz, wie solches zu wünschen ist, kann erst dann erlassen 
werden, wenn eine Deutsche Aerzte-Ordnung geschaffen ist; 
eine solche ist schleunigst und dringend zu fordern, wie es 
auf mehreren Aerztetagen beschlossen ist. In dieser Aerzte- 
Ordnung müssen Bestimmungen enthalten sein über a) die 
Rechte und Pflichten des praktischen Arztes, b) die Rechte 
und Pflichten des beamteten Arztes (Stellung als Gesundheits- 
beamter, auskömmliches Gehalt), c) das Verbot der gewerbs- 
mässigen Kurpfuscherei. Der Erlass eines alle ansteckenden 
Krankheiten umfassenden Reichsseuchengesetzes ist dringend 
erforderlich. 2. Die obligatorische Leichenschau muss überall 
im Deutschen Reiche durchgeführt werden. 3. Der Entwurf 
eines Reichsseuchengesetzes ist nothwendig einer eingehenden 
Berathung durch die ärztlichen Standesvertretungen zu unter- 
stellen.“ 

Gesundheitsrath der Stadt Münden. An Stelle 
der bisherigen „Sanitätskommission“ ist in Münden (Hannover) 
ein ständiger Gesundheitsrath gebildet worden. Er besteht 
aus den Vorsitzenden der Gesundheitsausschüsse der dreizehn 
Aufsichtsbezirke der Stadt, aus dem Kreisphysikus, dem Stadt- 
baumeister und Bürgermeister als Vorsitzenden. Die Gesund- 
heitskommissare der dreizehn Ausschüsse haben alljährlich in 
der ersten Hälfte März sämmtliche Häuser ihres Aufsichts- 
bezirks zu revidiren und Aufzeichnungen über ihren Befund 
beim Gesundheitsausschuss einzureichen, der Vorschläge zur 
Abhilfe etwaiger Missstände macht und die Revisionsbefunde 
an den Bürgermeister weitergibt. Dieser stellt die Mängel 
entweder auf polizeilichem Wege ab oder lässt sie durch den 
(sesundheitsrath begutachten. Zu diesem Zweck tritt letzterer 
alljährlich im Mai auf Berufung des Vorsitzenden zusammen. 
Neben dieser einmaligen Revision geht eine dauernde Ueber- 
wachung. Im Falle der Gefahr oder des Ausbruchs einer Seuche 
wird der Gesundheitsrath durch alle Aerzte der Stadt verstärkt 
und ordnet alles Erforderliche an. Für die Erledigung der 
schleunigen Fälle wird ein Sonderausschuss gewählt. Nach 
dem Statut soll „Alles vermieden werden, was der Thätigkeit 
einen eigentlichen polizeilichen Charakter geben könnte.“ Nur 
steht dann zu befürchten, dass in gewöhnlichen Zeiten die 
Energie der gesundheitsfördernden Eingriffe dieser ehrenamt- 
lichen städtischen Organisation nicht sehr gross sein wird. 


Wohnungswesen. 


Stadterweiterungsgesetz in Preussen. Nach 
neueren Zeitungsnachrichten wird die in dieser Zeitschrift 
mehrfach besprochene sog. lex Adickes, betreffend Stadter- 
weiterungen, im preussischen Abgeordnetenhause unerledigt 
bleiben, denn die Kommission des Abgeordnetenhauses, der 
sie vorlag, hat mit Rücksicht auf den bevorstehenden Schluss 
der Session auf die Berathung derselben verzichtet. Empfohlen 
wurde eine Resolution, durch welche die kgl. Staatsregierung 
ersucht werde, dem nächsten Landtage einen Gesetzentwurf 
über den in Frage stehenden Gegenstand vorzulegen. Bei den 
Verhandlungen im Plenum des Abgeordnetenhauses war dieser 
Vorschlag aus dem Zentrum bereits gemacht worden und zwar 
mit Hinweis darauf, dass so viele Interessen bei dem Antrage 
Adickes konkurrirten, dass nur (?) die Staatsregierung in der 
Lage sein würde, diese verschiedenen Interessen gegen einander 
abzuwägen. Bei der sodann vorgenommenen Generaldebatte 
hoben die Vertreter des Zentrums Folgendes hervor. Obgleich 
sie eine dringende Nothwendigkeit zum Erlass des Gesetzes, 
eben so wenig wie das von anderer Seite geschehe, anerkennen, 
könnte es doch in Folge des Gesetzes von 1875 über die An- 
lage von Strassen und Plätzen in Städten und ländlichen Orten, 
durch welches es dem Eigenthümer benommen sei, eine Strasse 
seinem Besitzthum anzupassen, als wünschenswerth erscheinen, 
diesem Gesetze Bestimmungen beizufügen, welche es ermög- 
lichen, die Hindernisse zu beseitigen, welche ein Einzelner der 
Bebauung der auf Grund des Gesetzes von 1875 geschaffenen 


Baublöcke bereiten könne. Es wurde darauf hingewiesen, dass 
das für Mainz erlassene Gesetz wohl als Muster dienen könne. 
Wenn gegen dieses Gesetz der Einwurf erhoben werde, es sei 
in Folge der Verpflichtung dem widerstrebenden Eigenthümer 
sein Terrain auf Verlangen abzunehmen, niemals zur Anwen- 
dung gekommen, so müsse dem entgegengehalten werden, dass 
eine derartige Bestimmung in einem zu erlassenden Gesetze 
nicht fehlen dürfe, dass die Nichtanwendung aber seine Wirk- 
samkeit nicht ausschliesse, im Gegentheil sei ein Gesetz er- 
wünscht, welches durch seine Existenz allein die Schlichtung 
der überaus schwierigen Differenzen auf gütlichem Wege be- 
fördere. Es wurde auch weiter betont, dass eine Abänderung 
der Bestimmung in dem Gesetze von 1875 im $ 11 bezüglich 
des Verbotes von Um- und Ausbauten, erwünscht sei, nament- 
lich wenn dieses Gesetz nunmehr eine ausgedehntere Anwen- 
dung finden solle. Die Gründe hierfür seien bei den Verhand- 
lungen im Plenum bereits angegeben. Schliesslich wurde der 
Wunsch geäussert, von den Bestimmungen der Zonen-Enteig- 
nung Abstand zu nehmen. Für dringende Fälle bestehe ja das 
Enteignungsgesetz von 1874. Wenn dessen Ausführung mit 
einigen Umständlichkeiten verbunden sei, so sei das durchaus 
kein Nachtheil. Ein Gesetz von solcher Tragweite und solcher 
Bedeutung sei nur ausnahmsweise anzuwenden, und da komme 
die Umständlichkeit nicht in Betracht. Soweit die Kommissions- 
verhandlungen. Wir halten den Verzicht auf das Gesetz für 
sehr bedauerlich und der Wichtigkeit der Sache für die kom- 
munale Wohnungspflege nicht entsprechend. Auf diese Weise 
gehen auch alle Vorarbeiten im Herrenhaus für die parlamen- 
tarische Behandlung der Angelegenheit verloren, und es muss 
in einer neuen Session Alles wieder von Vorn begonnen 
werden. Die Grundbesitzerinteressen haben offenbar bei dem 
Verzicht der Kommission mitgesprochen. 


Polizeiverordnung über Arbeiterkasernen in 
Braunschweig. Ueber die Unterbringung von Arbeitern 
in Arbeiterkasernen und sonstigen zur Aufnahme einer grösseren 
Anzahl von Arbeitern bestimmten Räumlichkeiten (Gesetz vom 
8. April 1892) hat die herzog]. Polizei-Direktion zu Braunschweig 
nach Anhörung der städtischen Behörden und unter Geneh- 
migung des herzogl]. Staatsministeriums Nachstehendes bestimmt: 
„I. Die Wohn- bezw. Schlafräume müssen trocken sein und 
dürfen weder in unmittelbarer Nähe von Düngergruben liegen 
noch mit Aborten in offener Verbindung stehen. 2. Der Fuss- 
boden der Wohn- bezw. Schlafräume muss mindestens 0,3 Meter 
über dem Erdboden liegen, gedielt oder gepflastert oder aus 
einem undurchlässigen Material (Gyps, Cement) hergestellt 
sein. 3. Die Wohn- bezw. Schlafräume müssen dicht schliessende 
Thüren und Fenster haben. Letztere müssen in der Aussen- 
wand des Hauses angebracht sein und eine Glasfläche haben, 
welche mindestens ein Zwölftel der Bodenfläche beträgt. Für 
Räume, welche in zur Zeit des Inkrafttretens dieser Vor- 
schriften schon vorhandenen Gebäuden sich befinden und le- 
diglich von landwirthschaftlichen Arbeitern benutzt werden, 
genügt eine Glasfläche, welche mindestens ein Sechszehntel 
der Bodenfläche beträgt. 4. Die Wohn- bezw. Schlafräume 
müssen mit frischem Trinkwasser versehen sein und täglich 
gereinigt und ausreichend gelüftet werden. 5. Die Schlafräume 
müssen für jede Person mindestens 10 Kbm. Luftraum und 
3 Qm. Bodenfläche enthalten. Werden Schlafräume lediglich 
von landwirthschaftlichen Arbeitern benutzt, so genügt ein 
Luftraum von 9 Kbm. Dienen die Schlafräume zugleich zum 
Aufenthalt der Arbeiter während der arbeitsfreien Zeit des 
Tages, so muss ein Luftraum von 12 Kbm. für jede Person 
vorhanden sein. 6. An der Innenseite der Thür jedes Schlaf- 
raumes ist ein Abdruck oder eine Abschrift dieser Vorschriften 
und eine ortspolizeiliche Bescheinigung über die Höchstzahl 
der Personen, mit welcher der Raum belegt werden darf, an- 
zubringen. 7. In den Schlafräumen ist für jede Person eine 
besondere Lagerstätte und ein Kleiderriegel herzurichten. Die 
Lagerstätten müssen mindestens 30 Ctm. über dem Fussboden 
sich befinden, mindestens 1,30 Mtr. lang und 0,380 Mtr. breit 
sein und mindestens mit einem Strohsack, einem Kopfkissen 
und einer wollenen Decke versehen sein. Das Stroh bezw. 
Heu in den Strohsäcken bezw. Kissen muss mindestens alle 
4 Wochen erneuert, die Strohsäcke und Kissen müssen min- 
destens alle 8 Wochen gewaschen werden. Durchgenähte 
Strohmatratzen bezw. Kissen sind mindestens alle 6 Monate 
zu reinigen, und ist der Inhalt gleichzeitig zu erneuern. Die 
wollenen Decken müssen mindestens alle 6 Monate..in ange- 
messener Weise gereinigt bezw. gewalkt werden. 8. Wohn- 
räume, sowie solche Schlafräume, welche zugleich zum Auf- 
enthalt der Arbeiter während der arbeitsfreien Zeit des Tages 
dienen, müssen eine genügende Anzahl Tische und Sitzplätze 


enthalten, auch soweit erforderlich geheizt und erleuchtet 
werden. 9. Sofern der Arbeitgeber nicht die Beköstigung der 
Arbeiter besorgt, muss eine geräumige, helle Küche, mit den 
nöthigen Vorrichtungen zum Kochen, vorhanden sein. 10. Es 
ist Vorsorge zu treffen, dass die Arbeiter sich in den Schlaf- 
räumen oder in besonderen nahe bei denselben gelegenen ge- 
eigneten Räumen waschen können. 11. Es sind Abtritte in 
ausreichender Anzahl, eventuell für beide Geschlechter abge- 
sondert mit getrennten Eingängen, herzurichten und stets rein 
zu halten. 12. Wohnen mehr als 30 Personen desselben Ge- 
schlechts zusammen, so ist ein Krankenzimmer, und wenn 30 
und mehr Personen beiderlei Geschlechts kasernirt sind, so 
sind zwei Krankenzimmer einzurichten. Jedes Krankenzimmer 
muss heizbar sein und mindestens zwei Krankenbetten mit 
Zubehör, für jedes Bett aber 20 Kbm. Luftraum und 10 Qm. 
Bodenfläche enthalten, auch den Vorschriften unter No 1-4 
entsprechen. Die Krankenzimmer dürfen, auch wenn Kranke 
nicht vorhanden sind, zu anderen Zwecken nicht benutzt werden. 
Ist anderweit für alsbaldige Unterbringung Erkrankter genügend 
Sorge getragen, so kann von Einrichtung der Krankenzimmer 
mit Genehmigung Herzoglicher Polizei-Direktion abgesehen 
werden. 13. Diese Vorschriften erlangen für die zur Zeit ihres 
Inkrafttretens bereits bestehenden Arbeiterkasernen erst nach 
Ablauf eines Jahres Gültigkeit. Zuwiderhandlungen gegen diese 
Bestimmungen werden in Gemässheit des $ 7 des Eingangs 
angeführten Gesetzes mit Geldstrafe bis zu 60 Mark oder 
Haft bis zu 14 Tagen bestraft.“ So freudig es zu begrüssen ist, 
dass vorstehende Regelung der Unterbringung von Arbeitern 
erfolgt, so wenig ist ein Grund dafür abzusehen, dass für Unter- 
bringung von landwirthschaftlichen Arbeitern mindere Antor- 
derungen gestellt werden. 

Stewer won den Werthsfteigerumg städtischer 
Grundstücke inLondon. Eine vom Londoner Grafschafts- 
rathe seit langer Zeit angestrebte Reform, das sog. betterment- 
Prinzip, ist am 26. Juni d. J. vom englischen Unterhaus ange- 
nommen worden. Es handelt sich darum, die Besitzer von 
Grundstücken, welche durch ein auf öffentliche Kosten aus- 
geführtes Unternehmen, wie Strassendurchbrüche, Brücken- 
bauten u. dgl. plötzlich im Werthe gestiegen sind, auch im 
Verhältniss des ohne ihr Zuthun vermehrten Werthes ihres 
Besitzthums durch besondere Abgaben zur Tragung der Kosten 
heranzuziehen. Nach dem Vorschlag des Grafschaftsraths soll 
ihnen allerdings die Hälfte dieser Nutzvermehrung zu Gute 
kommen, von der anderen Hälfte aber soll eine dreiprozentige 
Abgabe erhoben werden. Man kann eine solche Forderung 
kaum unbillig nennen, zumal wenn man bedenkt, dass schon 
seit langem im umgekehrten Falle, wenn ein Grundstück durch 
derartige Verkehrsverbesserungen an Werth einbüsst, die Ge- 
meinde Entschädigung zu leisten verpflichtet ist. Bisher waren 
die Kosten solcher Unternehmungen zur Hälfte von den Steuer- 
zahlern ganz Londons, zur anderen Hälfte von denjenigen der 
Gemeindebezirke zu tragen, in welchen diese Bauten stattfan- 
den, während die einzelnen Grundbesitzer den ihnen so mühe- 
los und oft durch Zufall zufliessenden Verdienst ohne Abzug 
einstecken konnten. 

eye 2u7, Obdachlosesin Stra sıs burg. vAnchrdie 
Stadtverwaltung in Strassburg i. E. geht mit dem Plane um, 
ein Unterkunftshaus für Obdachlose einzurichten. Im ver- 
gangenen Winter hat sich die Nothwendigkeit hierzu ergeben. 

Asyl-Verein für Obdachlose in Breslau. Der 
Breslauer Asylverein für Obdachlose hat in der Zeit vom 
1. April 1892 bis dahin 1893 in seinem Asylhause 569 erwach- 
sene Personen und 234 Kinder, zusammen 803 Personen, wäh- 
rend 7172 Nächten beherbergt. Die Asylisten erhalten ausser 
gesunder Lagerstatt und Waschgelegenheit auch Abendbrod 
und Frühstück, im Bedürfnissfalle sogar ein warmes Bad. Die 
Volksküche des Vereins verabreichte vom 15. Dezember 1892 
bis zum 1. April 1893 119327 Portionen Mittagessen unent- 
geltlich, also im täglichen Durchschnitt 1105 Portionen. 80 be- 
dürftige Schulkinder bekamen den ganzen Winter über Früh- 
stück und Mittagessen im Asylhause. Der Gesammtaufwand 
des Vereins betrug 11593 Mk. 


(Gewerbewesen. 


Gewerbegericht, Arbeitgeber und Gemein- 
deverwaltung. Der uns vorliegende „Spezielle Theil des 
Verwaltungsberichtes des Magistrates der Residenzstadt Pots- 
dam für das Etatsjahr 1890/91“ enthält auf S. 55 folgende 
eigenthümliche gewerbegerichtliche Mittheilung: „Diesseits war 
anfänglich die Errichtung von Gewerbegerichten in Aussicht 
genommen; eine Versamınlung von Arbeitgebern der haupt- 
sächlich in Betracht kommenden Gewerbe hat sich jedoch 


dagegen ausgesprochen, indem dieselben zum Theil die Er- 
richtung von Innungsschiedsgerichten für förderlicher erachteten, 
insbesondere wenn diese von dem Innungsausschuss ausging, zum 
Theil erklärten, kein Interesse an der Errichtung von Gewerbe- 
gerichten zu haben, und endlich auch den bisherigen Zustand 
für völlig genügend hielten. Aus diesem Grunde ist der 
ursprünglichen Absicht, ein Gewerbegericht einzurichten, kein 
Fortgang gegeben.“ Dass auch die Arbeitnehmer zu den „be- 
theiligten* Gewerbetreibenden im Sinne der Gewerbe-Ordnung 
gehören, dass sie infolgedessen neben den Arbeitgebern hätten 
gehört werden müssen und dass ihre Meinungsäusserung wahr- 
scheinlich anders gelautet haben würde, als diejenige der Ar- 
beitgeber, scheint dem Magistrat der Residenzstadt Potsdam 
nicht bekannt zu sein. 


Arbeitsnachweisanstalt für Mannheim. Auf 
Anregung des Gewerbe- und Industrie-Vereins zu Mannheim 
vereinigten sich eine grössere Anzahl dortiger gemeinnütziger 
Vereine, um nach dem Vorbild anderer Städte eine Anstalt 
für Arbeitsnachweis jeglicher Art zu errichten. Die Vorarbeiten 
sind beendet, die für die Geschäftsführung nöthigen Geldbe- 
träge sind durch die betheiligten Vereine gezeichnet, der ge- 
schäftsleitende Vorstand ist gewählt, und die Anstalt wird am 
l. August ]. Js. in einem durch seine zentrale Lage gut ge- 
eigneten Lokale ihre Thätigkeit beginnen. Die Geschäftsleitung 
wird sich mit bereits bestehenden Anstalten in Verbindung 
setzen, um zunächst deren Einrichtungen kennen zu lernen, 
sodann aber auch um dauernde Wechselbeziehungen zu unter- 
halten. 

Asbleitszeits dese Dersonalssstädtiscehersrverde- 
bahnen und Behörden in Leipzig. Dem uns vorliegenden 
„Verwaltungsbericht der Stadt Leipzig für das Jahr 1891* ist 
S. 768 zu entnehmen, dass in Leipzig nach einer Verordnung 
der Kreishauptmannschaft die Arbeitszeit der Kutscher und 
Kondukteure der Pferdeeisenbahn einer Erörterung zu unter- 
ziehen war, und zwar in der Richtung, ob der Wechsel zwischen 
Dienst- und Ruhestunden ein solcher sei, dass Ueberanstreng- 
ung vermieden werde. Nach den eingezogenen Mittheilungen 
der Direktion war bisher während der Giltigkeit des Winter- 
fahrplans die Dienst- und Ruhezeit in der Weise vertheilt, dass 
eine tägliche Dienststundenzahl bis zu 17 und nicht unter 13 
Stunden und eine der Nachtruhe zu widmende Stundenzahl 
von theilweise nur 7, durchschnittlich nur 8°/ı Stunden auf 
das Fahrpersonal kamen. War auch anzuerkennen, dass die 
täglichen Dienststunden von zusammen 4—5 Stunden betra- 
gender Wartezeit auf den Stationen unterbrochen waren und 
dass, wie in dem Berichte der Direktion näher ausgeführt war, 
die Zahl der dienstfreien Tage, an welchen ausgiebigere Er- 
holung eintreten konnte, durchschnittlich 24 Prozent, also 
nahezu ein Viertel der Gesammtzeit betrug, also nicht nur 14 
Prozent, wie bei Beschränkung der Dienstfreiheit auf die Sonn- 
tagsruhe, so waren doch die Dienstverhältnisse als zum Theil 
sehr anstrengende zu bezeichnen und musste es Bedenken er- 
regen, wenn, wie aus dem Berichte der Direktion hervorging, 
für den Sommerdienst, der ohnedem durch die Einwirkung der 
Hitze ein anstrengenderer ist, noch eine Vermehrung der durch- 
schnittlichen Dienstzeit um circa 40 Minuten pro Tag in Aus- 
sicht gestellt war. Vor weiterer Begutachtung hatte der 
städtische Bezirksarzt deshalb Auskunft verlangt, wie diese 
sommerliche Vermehrung der durchschnittlichen Dienstzeit zu 
verstehen sei, insbesondere ob dieselbe ganz oder theilweise 
durch Verlängerung der täglichen Dienstzeit oder etwa durch 
Beschränkung der dienstfreien Tage eintrete. Statt der Ant- 
wort ging im April des Berichtsjahres seitens der Direktion 
ein neuer Dienstplan ein, nach welchem statt der täglichen 
Dienststundenzahl des Winters (von bis zu 17 und nicht unter 
13 Stunden) für den Sommer eine solche von höchstens 13'/» 
Stunden eintrat, welche sich für den Winter noch um 40 —60 
Minuten vermindern sollte. Unter diesen veränderten \erhält- 
nissen wurde eine Ueberanstrengung des Personals nicht mehr 
angenommen und hat es hierbei sein Bewenden gehabt. 


Brodtaxe für Hildesheim. Auch die Polizeidirektion 
von Hildesheim hat nunmehr eine Verordnung erlassen, nach 
welcher die Bäcker und Verkäufer von Backwaaren verpflichtet 
sind, Roggenbrod nur nach dem Gewicht von einem halben 
oder ganzen Kilo oder der Mehrheit dieser Gewichtssätze bei 
wechselndem Preise zu verkaufen. An dem Gewicht dürfen 
innerhalb der ersten 24 bezw. 48 bezw. weiteren Stunden nur 
25 bezw. 50 bezw. 100 Gramm auf drei Kilo fehlen. Weizen- 
brod darf zu den feststehenden Preisen von 5 bis zu 50 
Pfennigen bei wechselndem Gewicht verkauft werden. Die 
Preise sind von den Verkäufern jedes Mal für die Dauer eines 
halben Monates festzusetzen und anzumelden. 


Mittheilungen des Verbandes südwestdeutscher Gewerbegerichte. 


Protokoll. 
Mainz, am 11. Juni 1893. 


Betr.: Vereinigung der Gewerbegerichte. 

Seitens der Vorsitzenden der Gewerbegerichte Mainz und 
Frankfurt a. M., Beigeordneten Dr. Gassner zu Mainz und 
Stadtrath Dr. Flesch zu Frankfurt a. M., waren die Herren 
Vorsitzenden der Gewerbegerichte der nächstgelegenen Städte 
durch Rundschreiben auf heute Vormittag 11 Uhr in den 
Sitzungssaal des Gewerbegerichts dahier eingeladen worden, 
behufs Berathung und Beschlussfassung über eine zum Zwecke 
des Austausches gemachter Erfahrungen, wichtiger Entschei- 
dungen u. s. w. herzustellende Vereinigung der Gewerbege- 
richte. Zunächst stellte Herr Beigeordneter Dr. Gassner durch 
Aufruf fest, dass die nachverzeichneten Gewerbegerichte ver- 
treten ar 1. Biebrich-Mosbach durch "Bürgermeister Vogt 
und Wolf. 2. Cannstatt durch Rathsschreiber Mehl. 3. Hanau 
durch ern Dr. Gebeschus und Stadt- und Handels- 
kammer „Sekretär Boedicker. 4. Karlsruhe durch Stadtrath Böckh. 
5. Kastel durch Kaufmann Gröschner. 6. Kreuznach durch 
Beigeordneten Stossberg. 7. Mannheim durch Bürgermeister 
Klotz. 8. Offenbach a. M. durch Polizeikommissär Bräunig. 
9. Stuttgart durch Herrn Lautenschlager. 10. Wetzlar durch 
Kreis-Deputirten Schneider. 11. Wiesbaden durch Bürger- 
meister Hess, Beigeordneten Körner und Rechtsanwalt Frey. 
12. Frankfurt a. M. durch Stadtrath Dr. Flesch. 13. Mainz 
durch Beigeordneten Dr. Gassner und Rechnungsrath Amend. 
Ausserdem war anwesend Herr Dr. Brückner aus Frankfurt a.M., 
Redakteur der daselbst erscheinenden „Blätter für soziale Praxis.“ 

Herr Dr. Gassner begrüsste die Erschienenen und theilte 
mit, dass die ebenfalls eingeladenen Gewerbegerichts-Vor- 
sitzenden von Kaiserslautern, Heidelberg, Ludwigshafen, Bonn, 
Coblenz und Mombach ihre Abwesenheit schriftlich entschul- 
digt, dass dieselben im Uebrigen den angeregten Bestrebungen 
sympathisch gegenüberständen und um Mittheilung des Re- 
sultats der heutigen Verhandlungen ersucht hätten. Unter 
Hinweis auf den Inhalt des Rundschreibens begründete sodann 
Herr Dr. Gassner ausführlich die geschehene Einladung und 
richtete schliesslich an die Versammlung die Bitte, in die Be- 
rathung des Gegenstandes einzutreten, vorerst jedoch zur 
Leitung der Verhandlungen einen Vorsitzenden zu erwählen. 
Auf Antrag des Herrn Böckh wurde Herr Dr. Gassner durch 
Zuruf zum Vorsitzenden ernannt. 

Bei der nun eröffneten Debatte erklärte man sich allge- 
mein und entschieden für die Vereinigung, ihren Nutzen und 
ihre grossen Vortheile. Nur über die Art, wie dieselbe zu Stande 
zu bringen sei, wie weit sie sich erstrecken und in welcher Form 
sie zur Verwirklichung gelangen soll, herrschten verschiedene 
Meinungen. So sprach sich Herr Klotz in erster Linie gegen 
etwaige geplante regelmässige Zusammenkünfte als zwecklos 
aus. Dies veranlasste Herrn Dr. Gassner und namentlich Herrn 
Dr. Flesch nochmals auf die Entstehung und den Zweck der 
Einladung zurückzukommen; als erstes Ziel sei die Schaffung 
einer Zentralstelle, als welche sich am ehesten eine Zeitschrift 
eigne, ins Auge gefasst, damit zusammenhängend die Bildung 
eines Redaktionsausschusses, als Mittelglied zwischen den ein- 
zelnen Gewerbegerichten und der Redaktion der Zeitschrift 
dienend. Mündliche Besprechungen der Gewerbegerichte unter 
einander seien ebensowenig auszuschliessen, wie die gelegent- 
liche Hinzurufung von Beisitzern. Ebenso sei die Zuziehung 
der heute nicht eingeladenen Städte, insbesondere der grösse- 
ren Städte Norddeutschlands von vornherein in Aussicht zu 


nehmen. Dagegen sei es keineswegs nothwendig, mit der Kon- 


stituirung des Verbands zu warten, bis auch. diese über ihren 
Beitritt befragt seien. Vielmehr könne die Frage, ob der Ver- 
band nur die benachbarten Theile Deutschlands umfassen oder 
ein allgemeiner deutscher sein solle, sehr wohl ausgesetzt 
bleiben, wenn dies praktischer scheine. Herr Klotz war der 
Ansicht, dass es heute genüge, einen Ausschuss zu ernennen, 
der alles Weitere zu veranlassen habe, während Herr Böckh 
sich für die sofortige Schaffung eines Zentralorgans aussprach, 


das die en ee Urtheile und Beschlüsse 
von prinzipieller Bedeutung seitens der einzelnen Gerichte auf- 
zunehmen habe; namentlich interessirte Herr Böckh sich für 
den regelmässigen Austausch der Jahresberichte. Die Frage 
des Anschlusses anderer, vornehmlich norddeutscher Gewerbe- 
gerichte an die geplante Vereinigung berührte darauf Herr 
Hess. Er war der Ansicht, die Vereinigung vorerst auf Mittel- 
und Süddeutschland zu beschränken, damit Konferenzen der ein- 
zelnen Gerichte zu verbinden und ausser dem Pressausschuss 
einen ständigen Ausschuss zu berufen, dem die Führung, dar- 
unter auch die Berufung jener Konferenzen obliege. Die Aeusse- 
rungen des Herrn Hess wurden von mehreren Herren in kur- 
zer Rede gebilligt. Herr Dr. Gassner kam nunmehr auf die 
Ausdehnung der Einladung zur heutigen Zusammenkunft zu- 
rück und führte aus, dass Herr Dr. Flesch und er nicht die 
Absicht gehabt hätten, in die Vereinigung nur die Städte auf- 
zunehmen, die für heute Einladung erhalten hätten; dass viel- 
mehr ihre Absicht gewesen sei, sich vorerst der Zustimmung 
benachbarter Gewerbegerichte * zu versichern, ehe sie an die 
Gesammtheit heranträten. Für die Heranziehung dieser Ge- 
sammtheit, d. h. aller Gerichte des Deutschen Reichs, sprach 
sich hierauf Herr Bräunig aus, der auch die Abhaltung öfterer 
gemeinschaftlicher Besprechungen für überaus werthvoll erach- 
tete. Herr Dr. Gebeschus hielt es für vollständig ausreichend, 
wenn zunächst nur eine Zeitschrift ausgewählt werde, in wel- 
cher wichtige Gutachten und prinzipielle Entscheidungen zur 
Kenntniss kommen. Auch Herr Lautenschlager stimmte für die 
Publikation in einer Zeitschrift und erläuterte die Art und 
Weise, wie heute schon in Stuttgart die Presse für das Ge- 
werbegericht und dessen Entscheidungen thätig sei. Nachdem 
noch von verschiedenen Seiten darauf hingewiesen worden war, 
dass eine Vereinigung der sämmtlichen deutschen Gerichte 
wegen der Verschiedenheit der Verhältnisse und wegen der 
grossen Entfernungen schwierig, dagegen der Zusammenschluss, 
wie er in erster Linie für Mittel- und Südwestdeutschland ge- 
plant, praktisch, und die Beschaffung eines Zentralorgans nütz- 
lich sei, fasste Herr Dr. Gassner das Resultat der Verhandlung 
in folgende Punkte zusammen: 1. Die heute hier versammelten 
Vertreter von Gewerbegerichten treten zu einer Vereinigung 
zusammen. II. Der Zweck der Vereinigung ist 1. die gegen- 
seitige Mittheilung von Statistiken und Jahresberichten; 2. die 
Schaffung eines Zentralorgans, das wichtige Beschlüsse, Ent- 
scheidungen, Urtheile, Gutachten etc. der Gerichte obiger Ver- 
einigung zur Veröffentlichung zu bringen hat. III. Als Zentral- 
organ wird ausgewählt: „Blätter für. soziale Praxis“, heraus- 
gegeben von Dr. N. Brückner in Frankfurt a. M. IV. Es wird 
ein Ausschuss ernannt, der 1. die Verbindung der einzelnen 
Gerichte mit der Redaktion des Zentralorgans herstellt und die 
Vermittlung der Publikationen in der Zeitschrift übernimmt; 
2. die Geschäfte der Vereinigung führt und für deren Weiter- 
entwickelung (in erster Linie die Heranziehung weiterer Ge- 
werbegerichte) Sorge trägt. Einstinnmig wurden die genannten 
Vorschläge zum Beschluss erhoben. 

Her Dr. Gebeschus beantragte sodann, sofort den Aus- 
schuss zu wählen und zwar je ein Mitgked aus den heute ver- 
tretenen Staaten, für Baden: Herrn Stadtrath Böckh, Hessen: 
Herrn Beigeordneten Dr. Gassner, Preussen: Herrn Stadtrath 
Dr. Flesch, Württemberg: Herrn Gewerbegerichts-Vorsitzen- 
den Lautenschlager, dem Ausschuss aber das Recht der Koop- 
tation, namentlich auch bezüglich von Mitgliedern aus Bayern 
und den norddeutschen Städten, vorzubehalten. Die Versamm- 
lung stimmte auch diesen Vorschlägen zu. 

Nachdem Herr Dr. Gassner nochmals den Anwesenden 
für ihre Betheiligung und das an der ganzen Angelegenheit 
genommene warme Interesse gedankt. wurde die Versammlung 
geschlossen. 

Die hiernach konstituirte Vereinigung umfasst die Ge- 
werbegerichte zu Biebrich-Mosbach, Bonn, Cannstatt, Coblenz, 
Frankfurt a. M., Hanau, Heidelberg, Höchst a. M., Kaisers- 
lautern, Karlsruhe, Kastel, Kreuznach, Ludwigshafen, Mainz, 
Mannheim, Mombach, Offenbach, Pforzheim, SLu£tBark, Wetz- 
lar, Wiesbaden. 
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Inhalt: nem Werke aufgeführt und stellt sie allen Unternehmern 
Ein System freiwilliger Wohlfahrtspflege. Von Dr. N. Brückner. | als leuchtendes Muster vor Augen, indem er sagt, „solche 


„Vagabunden“ und Verpflegungsstationen. Schöpfungen des aufgeklärten Patriarchenthums zeigen, 
Im Rettungshaus für gefallene und gefährdete Kinder unter | dass sich die gute alte Zeit wieder aufleben lässt.“ Er 
74 Fahren. Von Minna Wettstein- Adelt. beschränkt sich übrigens nicht darauf, nur Veranstaltungen 
Notizen: Kinderpflege: Waisenverpflegung in Anstalten und in von Fabrikanten selbst vorzuführen, sondern berück- 
Familien. Ferienkolonien und städtische Unterstützung in sichtigt auch die übrigen Bestrebungen, die eine Vermitt- 
Königsberg. — Schulwesen: Schulanstalt für Verkrüppelte 1 sat U Br Her ee ee Sa 
aus der Rheinprovinz. Fortbildungswesen: Unterrichtszeit uns Ar nternehmern As 7 Se zu Stande 
der Fortbildungsschulen in Mecklenburg-Schwerin. — Armen- | bringen wollen. „Alles was sich dafür bewährt hat und 
Pflege: „Bettel und Landstreicherei“ auf der 4. General- | was individuell der Persönlichkeit und dem Betrieb des 


versammlung der Internationalen Kriminalistischen Vereini- Arbeitgebers nach Bedürfniss und Neigung angepasst wer- 


gung zu Paris. — Arbeiterversicherung: Unfallversicherung & - : } 
städtischer Arbeiter. — Wohnungswesen: Stadterweiterung's- den kann, habe ich geglaubt zusammensuchen zu sollen, 


gesetz und Westfälischer Städtetag. Invaliditäts- und Alters- | auch wenn es einmal nicht auf Fabrikboden gewachsen.“ 
versicherungs- Anstalten und Bau von Arbeiterwohnungen. „Hierfür müssen wir den echten Patriarchengenius an der 
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Theile. Voran geht eine längere Einleitung, in der in 
etwas bunter Weise unter Häufung von Namen und Einzel- 
Ein System freiwilliger Wohlfahrtspflege. veranstaltungen, namentlich aber von sehr langen Zitaten 
im Abriss die Ideen Post's über die einzelnen Institute 

ausgeführt werden. An einen Unbekannten sind diese 
Vor Kurzem ist ein Werk zum Abschluss gekommen, | Zeilen in Briefform gerichtet. Post bestrebt sich denjenigen 

das schon beim Erscheinen des 1. Bandes wegen der leichten Ton zu finden, den wir an französischen Feuille- 
eigenartigen Auffassung von der sozialpolitischen Fürsorge | tonisten zu schätzen wissen. Aber das Können hält nicht 
für die unteren Klassen Aufsehen erregte. Sein Verfasser , Immer mit dem Wollen Schritt, und beim Kokettiren mit 
ist Dr. Jul. Post, früher Professor an der Technischen geistreichen Wendungen laufen recht viele Stylblüthen mit 
Hochschule in Hannover*). Die Bedeutung, welche das | unter. Wie bunt wechseln die Bilder, wenn Post im zweiten 
Werk von Post beansprucht, liegt zum wesentlichsten | Band, I. Theil, Seite 97 f. sagt: „Die gemeinnützigen 
Theil darin, dass es unter der Aegide des preussischen | Baugesellschaften haben namentlich einen Gedanken ver- 
Dar Handel und Gewerbe, verfasst ist nnd) |) wirklicht,; der'auf/Pastor von’Bodelschwingh’s Fahne steht: 
dass der Autor gerade um der Tendenz dieses Werkes das „klein, aber mein“, die Scholle, die zugleich die 
Willen zum vortragenden Rath in jenem Ministerium er- | beste Zitadelle für die Erhaltung der deutschen Familie 
nannt wurde. Wir haben es also mit einer offiziösen Dar- | ist; die beste Sparbüchse, die den Arbeiter von den 
stellung zu thun, und das Urtheil, welches über das staatsfeindlichen Parteien loslöst. Der Gedanke ist fast 
Post'sche Werk gefällt wird, muss nothwendigerweise auch | ZU schön“ ... oder wenn es 138 1. Sul heisst: „Schweren 
die Stelle berühren, welcher Post angehört. Herzens musste ich mich entschliessen (für die Bearbeitung 
Das Buch ist eine Programmschrift. Es will Fabrik- | des 2. Bandes) das liebenswürdige Anerbieten Dr. Al- 
Betriebe vorführen, in denen eine Harmonie zwischen | brecht's, dessen Fahrzeuge denselben Kurs steuern wie 
Arbeitgebern und Arbeitern auf Grundlage des Wohlwol- die meinigen, anzunehmen, das Skelett, welches ich mit 
lens, welches jene diesen entgegenbringen, besteht und den aus aller Welt zusammengesuchten Knochen und 
gesichert ist, „in denen Strikes, ja selber Spannungen | Knöchelchen aufgebaut, mit Fleisch zu bekleiden, zu den 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer unbekannte Dinge | Yon mir vorgetragenen Weisen den verbindenden Text 
sind.“ Post hat eine Anzahl von Fabrik-Patriarchen in sei- | zu schreiben.“ Im speziellen Theil werden eine Unmenge 
Einzelveranstaltungen aufgeführt, Krippen, Kindergärten, 
*) Musterstätten persönlicher Fürsorge von Arbeitgebern | Waisenhäuser, Kochschulen, Sparkassen, Schlafhäuser für 

für ihre Geschäftsangehörigen. Band I. Die Kinder und jugend- | junge Mädchen, für junge Burschen, Fabrikweihnachtsfeste, 


lichen Arbeiter von Dr. Jul. Post, Berlin. 1889. XII u. 380 S. etaracerhrn PRRRe Lohnform ins- 
Band II. Die erwachsenen Arbeiter von Dr. Jul. Post und Dr. ro 


H. Albrecht, Berlin. 1893. VIII. 172 und 745 $. Verlag von besondere Produktivgenossenschaften, Gewinnbetheiligung 
Robert Oppenheim. etc., Prämien, allerlei gesundheitliche Vorkehrungen für die 


Von Dr. N. Brückner in Frankfurt a. M. 


Arbeitsstätten, Wohnungsbauten, Speiseanstalten, Fabrik- 
Konsumanstalten, allerlei Formen von Sparanstalten, Un- 
terstützungskassen, Versicherungskassen, Erholungshäuser, 
Unterhaltungsmittel u. s. w. 

Gehen wir zunächst auf den Kern der Post'schen 
Ausführungen ein, so müssen wir Stellung zu dem Grund- 
satz nehmen, dass auf das Wohlwollen des Fabrikherrn 
gegen seine Angestellten eine soziale Harmonie aufgebaut 
werden soll, und da wollen wir zunächst mit Post an- 
nehmen, dass in denjenigen Fällen, die er erwähnt, 
wirklich ein befriedigendes Verhältniss zwischen beiden 
Theilen vorliegt. Können diese .Musterbeispiele als Beweis 
dafür gelten, dass sich solche Zustände verallgemeinern 
lassen? Wohlwollen soll nach Post der Arbeitgeber dem 
Arbeiter entgegen bringen, und dieses Wohlwollen soll 
nicht bloss das Arbeitsverhältniss regeln, sondern es soll 
alle übrigen Lebensbeziehungen, in denen der Arbeiter 
steht, mit erfassen. Kurz gesagt, es soll, in moderner 
Form allerdings, eine feudale Herrschaft des Arbeit- 
gebers über den Arbeiter begründet werden. Bekannt- 
lich sind wir in der Gesetzgebung und der öffentlichen 
Meinung längst dahin fortgeschritten, dass der Arbeiter 
Gerechtigkeit verlangen darf. Das mag im Prinzip weniger 
sein, ın der Praxis ist es viel mehr. Aber, entgegnet uns 
Post, solcherlei Veranstaltungen, deren Nutzen doch auf 
der Hand liegt, können kein Ausfluss der Gerechtigkeit, 
sondern nur ein Ausfluss des Wohlwollens sein. Dass 
viele von ihnen von Nutzen sind, geben wir zu; wir 
wollen auch durchaus nicht etwa die Arbeiterbevölkerung 
ihrer berauben. Unserer Meinung nach ist nur der Arbeit- 
geber die ungeeignetste Persönlichkeit, um sie einzurichten 
und zu leiten. Bestünde die Gesellschaft nur aus Unter- 
nehmern auf der einen Seite und Arbeitern auf der an- 
deren Seite, und hätten weder Unternehmer noch Arbeiter 
andere Lebensbeziehungen, als dieses Arbeitsverhältniss, 
dann allerdings könnte die Frage so stehen, dass wenn 
überhaupt Veranstaltungen zum Wohl der Minderbemit- 
telten getroffen werden sollen, sie vom Unternehmer aus- 
gehen müssen. Bei solcher Zuspitzung der Dinge wäre 
aber u. M. n. überhaupt nicht mehr zu helfen. Glück- 
licherweise gibt es aber auch Menschen, die weder Arbeit- 
geber noch Arbeiter sind, und glücklicherweise gibt es 
Organisationen, an denen sowohl Unternehmer als Arbeiter 
betheiligt sind unabhängig vom Arbeitsverhältniss, und 
jene Menschen und diese Organisationen sind, unserer 
Ueberzeugung nach, dazu berufen, all dasjenige zu Gunsten 
der vom Arbeitsverhältniss beherrschten Personen zu unter- 
nehmen, was zu ihrer Wohlfahrt nöthig wird. Nicht die 
Arbeitgeber, sondern die Gesellschaft, sowohl die nicht 
organisirte, d. h. gemeinnützige Vereine, als auch ganz 
besonders die organisirte Gesellschaft, Kirche, Gemeinde 
und Staat, sind berufen, jenen Gegensatz zwischen Unter- 
nehmern und Arbeitern zu überbrücken, nicht von Person 
zu Person, sondern dadurch, dass sie die übrigen Lebens- 
beziehungen dieser Personen erfassen und regeln. Hier ist 
zu hoffen, dass an die Spitze der Wohlfahrtspflege der 
einzelnen Organe Leute gestellt werden, weil sie dazu be- 
sonders taugen. Können wir bei den Unternehmern an- 
nehmen, dass sie nicht bloss tüchtige Geschäftsleiter, son- 
dern auch die geeigneten Persönlichkeiten sind, um die 
anderen Lebensbeziehungen ihrer Arbeiter zu regeln? Post 
sieht selbst ein, dass das nicht der Fall ist. Einzelne we- 
nige Wohlwollende stehen der unendlichen Mehrzahl von 
Leuten gegenüber, denen das sittliche Wohl ihrer Arbeiter 
ganz gleichgiltig ist, die sich nicht scheuen, auf dessen 
Kosten Vortheile für sich herauszuschlagen. „Die Wirk- 


lichkeit beut neben den Inseln köstlichster Wohlfahrtspflege 
ein weites Mcer auserlesenster Wehfahrt.“ (I. S. 10.) 

Und wenn wir nun zergliedern, was Post an Muster- 
stätten der Wohlfahrtspflege vorbringt, so ist auch hier 
nicht alles Gold, was glänzt. So mancher seiner Fabrik- 
patriarchen, dessen eine Veranstaltung rühmend erwähnt 
wird, erfährt im Buche selbst da und dort einen Tadel, 
der das Lob der anderen Seite mehr als ausgleicht, und 
nicht alle Veranstaltungen, die Post erwähnt, werden auch 
in den Augen der anderen Menschen Musterstätten sein. 
Wir wollen noch nicht von denen reden, wo das Wohl 
der Arbeiter doch nur ganz nebenbei eine Rolle spielt, 
wie z. B. bei den Fabrik-Feuerwehren. Wenn eine Arbeits- 
Ordnung in einer Fabrik eingeführt wird, so ist das nach 
der Lage der Gesetzgebung auch nicht mehr eine Wohl- 
fahrtseinrichtung, und so liesse sich noch manches andere 
anführen; auch gute hygienische Einrichtungen sollten 
eigentlich nicht als Ausfluss besonderer Hochherzigkeit 
gelten. Und wieviele dieser Wohlfahrtseinrichtungen ver- 
danken ihre Entstehung ganz andern Gründen als reinem 
Wohlwollen. 

Wenn wir so Zweck und Grundgedanken dieses 
Werks für durchaus verfehlt halten, so stehen wir doch 
nicht an, wirkliche Vorzüge anzuerkennen, und diese 
liegen in der fleissigen Sammlung von Material. Tech- 
nisch ist es meist ganz einerlei, ob eine Veranstaltung 
vom Unternehmer oder von anderer Seite eingerichtet 
wird, und Post will durch Vorführung von Musterbeispielen 
zur Nachahmung reizen. Wer derlei Einrichtungen treffen 
will, mag es ein Arbeitgeber oder ein gemeinnütziger 
Verein oder. sonst wer sein, wird bei Post sicher werth- 
volle Winke finden. Auch Fabrikinspektoren kann das 
Buch empfohlen werden, da es mancherlei technische Ein- 
richtungen erwähnt, deren Einführung an anderen Orten, 
insbesondere in anderen Arbeitsstätten wünschenswerth ist. 
Seinen Hauptzweck wird es allerdings nicht erfüllen. Wir 
glauben nicht, dass neben den vorhandenen weitere Fabrik- 
patriarchen aufkommen werden; sie sind nach unserer 
Meinung im Aussterben begriffen, und Post's Buch ist 
nach dieser Seite ein Nekrolog. Dagegen wird die Arbeit, 
die er an die Sammlung und die Sichtung des Materials 
gewandt hat, weiteren Kreisen von Nutzen sein können. 


„Vagabunden“ und Verpflegungsstationen. 


Auf dem XVII. Westfälischen Städtetag, der am 1.d. M. 
in Arnsberg abgehalten wurde, berichtete Bürgermeister Bansi- 
Bielefeld über „Vagabunden“ und Verpflegungsstationen in so 
fesselnder und sachkundiger Weise, dass der Vortrag unter 
allen anderen Berichten die meiste Aufmerksamkeit erregte 
und der Beachtung auch derjenigen Kreise empfohlen werden 
muss, die nicht auf dem Städtetag vertreten waren. 

Wie bereits weiteren Kreisen bekannt sein dürfte, so 
führte Bürgermeister Bansi ungefähr aus, sind die Verpflegungs- 
stationen, die ganze auf den Bodelschwinghschen Grundsätzen 
beruhende Einrichtung, bei einer Krisis angelangt, deren Quint- 
essenz sich in den beiden Fragen äussert, ob die ganze 
Sache überhaupt aufzulösen, oder ob ihr mit einer neuen Or- 
ganisation aufzuhelfen. sei. Die Ausgaben der Kreise für die 
Stationen differiren untereinander nämlich nicht bloss erheblich, 
sondern in kaum glaublicher Weise; während z. B. der Kreis 
Recklinghausen, gewiss doch ein stark industrieller, nur 513 Mk. 
für die Station aufzuwenden hatte, steigert sich beim Kreise 
Hamm die Ausgabe auf 4160 Mk. für ein Jahr, und die Summen 
gehen in anderen Kreisen bis in die Zehntausende und noch 
höher. Unter diesen Umständen, zu denen noch andere Schwie- 
rigkeiten (Verpflegung, Arbeitsleistung und Arbeitsnachweis) 
kommen, handelt es sich darum, die im Grunde doch nur eine 
öffentliche Armenlast darstellende Ausgabe auf kräftigere 


Schultern abzuladen und gleichmässig zu vertheilen. Der Pro- 
vinzialausschuss Westfalens hat einen erheblichen Beitrag zu 
den Kosten der Stationen abgelehnt, die Provinz Brandenburg 
gibt 32000 Mk. Zuschuss, die hessische Provinz Starkenburg 
trägt alle Kosten. In Westfalen werden 66 Stationen von den 
Kreisen, 15 von Gemeinden und 7 von Vereinen erhalten. Im 
allgemeinen ist man innerhalb der Leitung der Stationen zu 
der Ueberzeugung gelangt, dass es so nicht mehr weiter gehen 
könne, dass keinesfalls das Verpflegungsstationswesen fürderhin 
als eine Liebesthätigkeit möglich sei, dass vielmehr eine ge- 
setzliche Regelung der Angelegenheit unbedingt nothwendig 
erscheine. Zu diesem Resultate gelangen auch alle Stimmen, 
die sich bisher öffentlich zur Sache hören liessen, wenn schon 
Dr. Krause (Annaberg in Sachsen) räth, es nochmals mit der 
freien Organisation zu versuchen; eine gänzliche Aufhebung 
der Stationen wird von keiner Seite befürwortet. Schon der 
jetzige $S 28 des Unterstützungswohnsitzgesetzes gewährt den 
Wandernden das Anrecht auf Obdach, allein in den seltensten 
Fällen weiss man, dass ein solches Recht besteht. 


Im Anschluss hieran verlas nun der Redner einen Theil 
des Berichtes, den der Kandidat Wangemann im Auftrage der 
Bodelschwingh’schen Anstalt über seine Erlebnisse als wan- 
dernder, mittelloser Arbeiter erstattet hat und aus dem unseres 
Wissens hier zum ersten Mal der weiteren Oeffentlichkeit 
Etwas mitgetheilt wird. Dieser Mann, der sich als einfacher 
Arbeiter auf die „Walze“ begab, schreibt u. a. folgendes: 
„Nach der durchaus genügenden Mittagsverpflegung in der 
N.N.-Herberge, wanderte ich am 10. Mai nach N.N., wo ich 
in einer der zahlreichen Fabriken endlich Arbeit zu finden 
hoffte. Trotz des N.N.-Stempels verweigerte mir der Hausvater 
N.N. die Verpflegung, aus welchem Grunde, ist mir nicht ganz 
klar geworden, doch vermuthe ich, dass seitens der Behörde 
ein Druck auf ihn ausgeübt wird in der Richtung der Spar- 
samkeit, und er wohl die Weisung hat, nur die Bedürftigsten 
aufzunehmen — möglich, dass er der allerdings irrigen Meinung 
war, ein Handarbeiter könne „jetzt“ überall Arbeit bekommen. — 


Ich trat mit 2 andern zusammen an die Theke, von denen der ° 


eine soeben aus der Lehre entlassen war. Er erhielt Ver- 
pflegung. Der Zweite bittet darum. „Was sind Sie?“ — „Zim- 


mermann.“ — „Gibts nichts!* Darauf zu mir: „Was sind 
Sie?“ — „Fabrikarbeiter.“ — „Gibts nichts!“ — „Ja, was soll 
ich denn machen?“ — „Wenden Sie sich an den Arbeits- 


nachweis N.N.“ Ich suche das betrefiende Bureau auf, bitte 
um Arbeit und wurde abgewiesen. Ich habe die ganzen 
4 Wochen hindurch überall, bei Behörden und Privaten, auf 
den Herbergen und in den Fabriken um Arbeit angefragt und 
nicht ein einziges Mal Arbeit bekommen. Ich ging jetzt nach 
dem Rathhaus, um mich bei dem Bürgermeister (N.N.) zu 
melden und mich über die Abweisung auf der Station zu be- 
schweren bezw. mich zu erkundigen, ob der Hausvater be- 
rechtigt sei, um Verpflegung Bittende ohne jeden Grund einfach 
abzuweisen. Ich traf diesen Herrn, welcher viel Interesse für 
das Stationswesen bewiesen hat, nicht, da er gerade eine 
Sitzung hatte, und wendete mich in Folge dessen an die Po- 
lizei, zunächst mit der Anfrage, ob man mir von hier aus 
Arbeit verschaffen könne. Der betreffende Wachtmeister er- 
klärte, mir nicht helfen zu können und schickte mich an den 
Wohlthätigkeitsverein, denselben, welcher auch den Arbeits- 
nachweis ins Leben gerufen hatte. Ich ging dahin und wurde, 
mich jetzt mittel- und obdachlos meldend, abgewiesen mit der 
Begründung, dass die Polizei für meine Verpflegung Sorge zu 
tragen habe, wenn keine Arbeitsgelegenheit vorhanden sei. 
Zum zweiten Male auf dem Polizeibureau mich meldend wurde 
ich zum zweiten Mal abgewiesen: „Ich sollte mich an die 
Armenpflege wenden.“ Auf dem Bureau für Armenpflege wurde 
ich alsbald in grober Weise hinausgeworfen mit der Weisung, 
mich an den Wohlthätigkeitsverein zu wenden. Ich verzichtete 
indessen darauf, zum dritten Male auf diesem Bureau zu bitten, 
und ging nach der Herberge zurück, um auch hier noch ein- 
mal den Versuch zu machen, der mir ebenfalls misslang. So 
hatte ich mich denn siebenmal abweisen lassen und gab jetzt 
den Versuch auf, bis zum anderen Tage einen anständigen 
Unterhalt zu finden. Da ich seit Mittag nichts gegessen hatte 
und es mittlerweile 8 Uhr geworden war, war ich ebenso hungrig, 
wie von der Wanderung und von dem Hin- und Hergeschickt- 
werden müde; ausserdem hatte ich durchgelaufene Füsse und 
war geistig durch die vielen kleinen Demüthigungen, die ich, 
wie ich fühlte, nicht verdient hatte, sehr deprimirt. Ich hatte 
das instinktive Gefühl, dass ein Stück Brot mir die allerbesten 
Dienste leisten würde. Ich stand vor der Alternative, entweder 
zu betteln oder zu stehlen, welche Vergehen ich plötzlich unter 
einem ganz neuen Gesichtswinkel betrachtete. Ich hatte indes 
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zu dem einen so wenig Neigung wie zu dem andern, sah auch, 
dass auf den Strassen der Stadt besonders viele Polizeibeamte 
aufgestellt waren und dass ich beim Betteln Gefahr lief, ar- 
retirt zu werden. Ausserdem wünschte ich, mich einmal in die 
Lage eines Arbeitslosen zu versetzen, welcher noch zuviel 
Selbstachtung zum Betteln hat und erst durch unüberwind- 
lichen Hunger zu dem ersten schweren Schritt getrieben wird, 
dem die andern leichteren dann desto schneller folgen, nachdem 
er gesehen hat, wie einträglich das Geschäft ist. Ich war aber 
empört über Zustände, welche einen ehrlichen Arbeitslosen 
zum Betteln geradezu zu zwingen schienen.“ 


Redner wendet sich deshalb gegen die verfehlte An- 
schauung, als ob die mittellosen Wanderer vorwiegend aus 
Vagabunden und arbeitsscheuem Gelichter beständen; zweifellos 
treibe sich viel arbeitsscheues Volk umher, aber dass selbes 
60 pCt. betrage, wie man angegeben, glaube er nicht. Selbst 
wenn nur die Hälfte, nur ein Drittel und noch weniger der 
Wandernden zu denen gehörten, die keine Arbeit bekommen 
könnten, so empfehle sich schon um ihretwillen die Erhaltung 
der Verpflegungsstationen. Bei Wangemann heisst es noch: 
„Ich brachte 4 Wochen arbeitsuchend auf der Landstrasse zu 
und lernte die Verhältnisse Nord-West-Westfalens und Nord- 
Rheinlands kennen. Besonders viel Zeit widmete ich dem 
rheinisch-westfälischen Kohlen- und Industriegebiet. Ich habe 
während dieser 4 Wochen überall auf Bürgermeistereien, 
Aemtern, Polizeibureaus, Arbeitsnachweisestellen, auf den Her- 
bergen zur Heimath und den Verpflegungsstationen, auf Zechen 
und jeder Art von Fabriken um Arbeit angefragt, mich zu 
jeder Arbeit angeboten (ich war bereit, selbst Kloaken aus- 
zuräumen) und habe nirgends auch nur für 24 Stunden Arbeit 
bekommen.“ 


Schliesslich erörterte der Redner den Modus der Kosten- 
aufbringung. Er kommt zu dem Resultat, dass man am besten 
thue, das Kreis- und Provinzialsystem zu vereinen, wodurch 
die Uebelstände, die entständen, wenn man einen von diesen 
beiden allein mit der Sache betraue, vermieden würden. Schliess- 
lich spricht sich Redner noch für die Beibehaltung des Ar- 
beitsnachweises aus, sowie für die Arbeitsleistung. Als beson- 
ders empfehlenswerth erachtet er die Bestimmungen der Station 
zu St. Gallen, die in Kürze folgendes enthalten: Die Natural- 
verpflegung bedürftiger Durchreisender ist im ganzen Kanton 
eine obligatorische, d.h, es wird Kost und Nachtquartier ver- 
abreicht mit Ausschluss jedes Geldgeschenkes; es kann Ar- 
beitsleistung verlangt werden; es bestehen auf den Stationen 
Arbeitsnachweisbureaus; die Kosten werden bestritten aus 
freiwilligen Beiträgen, aus Beiträgen der politischen Gemeinden, 
aus einem jährlichen Staatsbeitrag von 20 pCt. an die Ge- 
meinden; die Naturalverpflegung erhalten nur solche Bedürftige, 
die anerkannte Ausweispapiere besitzen und nachweislich inner- 
halb der letzten 3 Monate irgendwo in Arbeit gestanden haben. 
Zum Schluss bringt Referent folgende Resolution ein: „In Er- 
wägung, dass die hülfsbedürftigen arbeitsfähigen, aber arbeits- 
losen Wanderer zur Zeit der jedem hülfsbedürftigen Deutschen 
gesetzlich garantirten Fürsorge durch die öffentlichen Armen- 
verbände thatsächlich in den meisten Fällen entbehren, dass 
auch die Privatwohlthätigkeit diese Lücke in der Fürsorge für 
Hülfsbedürftige trotz ihrer bisherigen anerkennenswerthen 
Leistungen (Naturalverpflegungsstationen) nicht in allen Fällen, 
nicht überall ausreichend und nicht überall zweckmässig aus- 
füllt und ausfüllen kann, erachtet der westfälische Städtetag 
eine gesetzliche Regelung der Fürsorge für die mittellosen, 
arbeitsfähigen, ortsfremden Wanderer für geboten und zwar 
auf folgender Grundlage: Die Unterstützung geschieht durch 
Gewährung von Naturalverpflegung in Stationen; dieselbe ist 
von grösseren event. besonders zu bildenden Verpflegungsver- 
bänden (Gesammtarmenverbänden) unter wesentlicher finan- 
zieller Beihülfe der Landarmenverbände und zwar endgültig 
ohne Anspruch auf Erstattung gegen den O. A. V. des Unter- 
stützungswohnsitzes des Unterstützten zu gewähren. Bis zur 
gesetzlichen Regelung der Frage ist es geboten, die Mängel 
in der bisherigen Weise der Verpflegung der Wanderer zu be- 
heben in dem Sinne, wie es der Vorstand des Städtetages be- 
reits beantragt hat.“ 

An den Vortrag schloss sich eine lange und lebhafte 
Debatte. Direktor Knops erörterte die in Siegen mit der Sta- 
tion gemachten Erfahrungen und trat für den Arbeitsnachweis 
und die Untersuchung der Würdigkeit der Bedürftigen ein. 
Bürgermeister Frankenberg-Paderborn betonte namentlich, dass 
die Art und Weise, wie sich die Landgemeinden vielfach ihrer 
Bedürftigen zu entledigen lieben, nämlich dadurch, dass sie 
diese Leute mit einem Wanderschein auf die Wanderschaft 
und so in die städtischen Stationen schicken, nicht zu billigen 
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sei; auch dürfe man solche Bedingungen, wie die Lieferung 
von !/e Pfund Fleisch täglich an den Wandernden, nicht auf- 
stellen, denn dadurch locke man die Leute geradezu in die 
Stationen hinein. Bürgermeister Pokorny-Wattenscheid hält 
anscheinend nicht viel von Stationen; er will die Leute, die 
meist Vagabunden seien, ins Arbeitshaus schicken und hat in 
seinem Ort von der Nothwendigkeit der Station nichts be- 
merkt. Demgegenüber führt Bürgermeister Haarmann-Witten 
aus, dass es ihm nun sehr klar sei, woher die vielen Leute 
nach der Wittener Station kämen; sie gehen eben von Watten- 
scheid, wo keine Station sei, nach Witten (Grosse Heiterkeit). 
Bürgermeister Quentin-Herford tritt in warm empfundenen 
Worten der Anschauung des Herrn Pokorny entgegen; es 
gäbe thatsächlich viele arme Unglückliche, die Arbeit suchten, 
aber keine erhielten. Justizrath Hennecke-Soest gibt bekannt, 
dass der Vorstand des Städtetages bereits in der Angelegen- 
heit der Stationen vorstellig geworden sei, auf nothwendige 
Aenderungen und Herabsetzung der an die Stationen zu stellen- 
den Ansprüche hingewiesen habe, jedoch unter Betonung der 
Erhaltung der Einrichtung an sich. Sämmtliche Redner waren 
für eine gesetzliche Regelung der Sache, und so fand denn die 
oben mitgetheilte Resolution einstimmige Annahme. 


Im Rettungshaus für gefallene 
und gefährdete Kinder unter 14 Jahren. 


Von Minna Wettstein-Adelt in Charlottenburg. 


Eine halbe Stunde von Berlin entfernt, im Vorort 
Pankow, liegt das Rettungshaus „Siloah“; hier finden 
sittlich gefährdete und gefallene Kinder unter 14 Jahren 
Aufnahme. In herrlichster Lage, am Schönhauser Park, 
steht die prachtvoll gebaute Anstalt, eine Filiale des Ber- 
liner Magdalenenstiftes und geleitet von Magdalenenschwe- 
stern; sie beherbergt zur Zeit fünfundfünfzig Zöglinge, fünf 
mehr, als die vorgeschriebene Zahl es gestattet. Aber die 
Verhältnisse verlangen es! 

Die kleinen Mädchen, die im Alter von 8—- 14 Jahren 
stehen, sind durchweg Opfer geschlechtlicher Vergehen, 
in drei Fällen haben wir dreizehnjährige Mütter. Die Mäd- 
chen sind vorwiegend von reichen Herren erkauft worden, 
zum Theil spielten die eigenen Mütter die Kupplerinnen. 

Gewöhnlich herrschen in ihrem elterlichen Hause die 
traurigsten Familienverhältnisse, das entsetzlichste mora- 
lische Elend. Unter neunzehn in einem Jahr eingelieferten 
Kindern befand sich nur eines, das beide Eltern, in ge- 
ordneten Verhältnissen lebend, besass; die übrigen acht- 
zehn Unglücklichen hatten Stief-Vater oder Stief-Mutter, 
oder der eine oder andere Theil war geschieden und lebte 
im Konkubinat mit einer zweideutigen Persönlichkeit; der 
Rest sind uneheliche Kinder. In manchen Fällen liegt 
nur eine indirekte Schuld der Eltern vor; sie überlassen 
ihre Kinder sich selbst, unbekümmert darum, ob diese 
sich schlechten Gewohnheiten ergeben oder nicht, sie 
überladen den jugendlichen Organismus mit alkoholhal- 
tigen Getränken und scharfen Speisen, führen die Kleinen 
zu unpassenden Vergnügungen, unbekümmert darum, dass 
das kindliche Nervensystem durch ungewohnte Aufrei- 
zungen zerrüttet werden muss. 

Meist wurden die unglücklichen Geschöpfe von der 
jeweiligen Kupplerin dem Verführer in einem Hötel zu- 
geführt, ohne dass die Kinder wussten, um was es sich 
handle; in manchen Fällen widmeten die kleinen Mäd- 
chen sich nicht ungern ihrem Gewerbe, die grosse Mehr- 
zahl huldigte ihm aber unter dem Zwang ihrer Zuhälter, 
Ein grosses Kontingent der Gefallenen liefern die Strassen- 
verkäuferinnen, die zu nächtlicher Stunde mit Blumen, 
Streichhölzern oder anderen Dingen hausiren. Gewissen- 
lose Subjekte missbrauchen die elende Lage der han- 
delnden Kinder, sie bauen auf deren Hunger, auf ihre 
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Müdigkeit und auf ihr Frostgefühl; unter dem Vorwande, 
ihnen warme Speise geben zu wollen, locken sie die 
Unglücklichen mit sich, die, je elender, je kleiner und 
jünger sie sind, um so leichter in's Verderben gehen. 
Andere machen es sich noch leichter, sie suchen die zur 
nächtlichen Stunde auf einer Hausschwelle oder in einer 
Nische schlummernden Kinder auf, und führen die Schlaf- 
trunkenen mit sich. 

Diejenigen Gemissbrauchten, die im Alter von 6—11 
Jahren stehen, sind fast durchwegs zu retten; sie vergessen 
unter der aufopfernden Pflege der Schwestern ihre Ver- 
gangenheit und gesunden an Leib und Seele. Manche der 
Kinder aber sind unrettbar verloren, bei ihnen fruchtet 
weder Zuspruch noch Zwangsjacke,; ihrer Opfer sicher 
lauert im Hintergrund die Prostitution, die mit ihren 
scharfen Krallen die Jammergeschöpfe erfasst, sobald sie 
die Mauern der Anstalt hinter sich haben. 

Die Anstalt ist, wie gesagt, von Magdalenenschwestern 
musterhaft geleitet. Im Hause wird geschlachtet, gewaschen, 
gekocht, Gärtnerei und Blumenkultur getrieben. Die Zöglinge 
müssen unter Leitung einer Köchin die verschiedenen Mahl- 
zeiten bereiten, sie müssen ihre Kleider selbst anfertigen und 
die Hauswäsche waschen. Die Schlaf- und Wohnräume werden 
von den Kindern in musterhafter Ordnung gehalten, durch 
das ganze Gebäude weht ein Hauch von Reinlichkeit und 
Wohnlichkeit, eine Stimmung, die nichts zu thun hat mit 
dem gesuchten und erkünstelten frommen Ton, der so 
gern in derlei Veranstaltungen herrscht. Die Kinder 
sehen durchweg blühend und gut aus, sie sind gern in 
dem Asyl und stehen in schönstem Familienleben mit 
den Schwestern. Die Vorstandsschwester, eine prächtige, 
lebensfrische und energische Persönlichkeit, die sich mit 
bewundernswerther Aufopferung und Hingebung ihrem 
Berufe widmet, versteht es, die ihr anvertrauten Menschen- 
leben in Liebe und mit Lebensfreude zu erziehen. Die 
Schwestern — es sind ihrer fünf in der Anstalt — haben 
einen schweren, verantwortungsreichen Stand. Je zwischen 
zwei Schlafsälen der Kinder befindet sich das kleine, 
bescheidene Zimmerchen der einzelnen Schwester, das an 
jeder der Seitenwände, die an die Kinderräume grenzen, 
mit einem Schiebefenster versehen ist. Im Schlafraum der 
Kinder brennt während der Nacht Licht; die Schwester, 
die dem jeweiligen Schlafsaal vorsteht, hat die Verpflich- 
tung, zu mehreren Malen während der Nacht durch die 
Schiebefenster die Kinder zu beobachten, um eventuellen 
Ungehörigkeiten sofort entgegen treten zu können. Nach 
erfolgter Einsegnung sorgt die Anstalt für Unterbringung 
der Kinder als Dienstmädchen; sie behält die Entlassenen 
noch für die kommenden Jahre im Auge und hilft ihnen 
materiell, indem sie ihnen z. B. ihre gesammten Kleider 
und Wäschestücke anfertigt. 

„Siloah“ ist arm; es thut, was es kann; ja, es thut 
mehr, als es kann. Aber es gibt der unglücklichen Kinder 
noch viele; viele, die aufgenommen werden sollten, 
die aber nicht aufgenommen werden können! Sollte die 
Sorge für diese Parias nicht auf breitere und tragkräf- 
tigere Schultern übernommen werden? 


Notizen. 


Kinderpflege. 
Waisenverpflegung in Anstalten und in Fa- 
milien. In der Sitzung der Kölner Stadtverordneten vom 
14. Juni d. J. machte Beigeordneter Zimmermann einige in- 
teressante Mittheilungen über das Verhältniss der Familien- zur 
Anstaltspflege bei einigen grösseren Ortsarmenverbänden. Von 


der geschlossenen Pflege sehen viele Städte überhaupt ab, oder 
richtiger gesagt, sie unterhalten keine eigenen Waisenhäuser, 
welche zum dauernden Aufenthalt von Kindern dienen. So 
Düsseldorf, Aachen, Magdeburg, Stettin, Dortmund, Leipzig, 
Dresden, Königsberg, Karlsruhe, Hannover u. a. Dagegen be- 
sitzen die meisten dieser Städte sog. Waisend&pots, mit wel- 
chem hässlichen Worte man Einrichtungen zur vorübergehen- 
den Aufnahme solcher Kinder bezeichnet, welche in Pflege 
untergebracht werden sollen, für die aber noch keine Pflege- 
stelle gefunden ist. In solchen Anstalten sind regelmässig 30 
bis 50 Kinder, in Aachen 80 Kinder untergebracht, während 
Berlin solche Unterkunft für 200 Kinder zur Verfügung hat. 
Eigentliche Waisenhäuser existiren da und dort noch in Ge- 
bäuden, die man seit Alters für diesen Zweck zur Verfügung 
hat, die aber gewöhnlich nur 30—50 Kindern Raum geben, 
während alle übrigen in der Stadt oder auf dem Lande unter- 
gebracht sind. Nur Elberfeld bevorzugt die geschlossene An- 
staltspflege, was freilich mit dem konfessionellen Charakter 
des dortigen Waisenhauses zusammenhängt. Eine besondere 
Schwierigkeit bereitet bei der Anstaltsverpflegung die Ordnung 
des Schulunterrichts. Meist besuchen die Waisenhauspfleglinge 
die nächstliegenden allgemeinen Schulen. In Elberfeld besteht 
eine besondere Waisenhausschule, die aber zugleich andere in 
der Nähe wohnende Kinder aufnimmt. Nur Köln hat z.Z. noch 
eine besondere geschlossene Waisenhausschule. 


Ferienkolonten und stadtische Unterstütz- 
ung in Königsberg. Das Königsberger Komitee für die 
Ferienkolonie wandte sich an die städtischen Behörden um 
Gewährung eines Zuschusses und führte zur Begründung an, 
dass der Aufenthalt in den Ferienkolonien schulpflichtige 
Kinder, die in ihrer körperlichen und geistigen Entwickelung 
zurückgeblieben seien, kräftige und so körperlich leistungs- 
fähiger mache. Was die Stadt zur Ferienkolonie beitrage, werde 
sie reichlich an Armenpflegekosten ersparen. Die Stadtverord- 
netenversammlung hatte seinerzeit das Gesuch des Komitees 
dem Magistrat zur Berücksichtigung überwiesen, dessen Er- 
klärung in der Sitzung vom 21. Juni d. J. erfolgte. Sie lautete 
dahin, dass kein Zusammenhang zwischen den Ferienkolonien 
und den Zwecken und Zielen der städtischen Armenpflege an- 
erkannt werden könne. Auch ist der Magistrat der Ansicht, 
dass solche Zwecke, wie sie das Komitee durch Entsendung 
von Kindern in die Sommerpflege anstrebt, der Privatwohl- 
thätigkeit allein zu überlassen seien, und dass andererseits die 
Gewährung eines Zuschusses aus städtischen Mitteln die Privat- 
wohlthätigkeit möglicherweise hindern könne. Die Mehrheit 
der Versammlung folgte dieser Begründung des Magistrats 
und lehnte das Gesuch ab, obwohl Dr. Folkson die Unter- 
stützung dringend empfahl und die Gründe des Magistrats 
für durchaus unzutreffend erklärte. In der That dürfte der 
Standpunkt des Magistrats nur eine Rechtfertigung finden 
und zwar unter dem Gesichtspunkt eines starren Fiskalismus. 
Dass die Ferienkolonien Aufgaben erfüllen, die vielfach ganz 
direkt nur Versäumnisse der öffentlichen Armenpflege nach- 
holen, weiss Jedermann. Unsere Armenpflege ist durchaus nicht 
so geordnet, dass ihr alle Mängel, denen sie gesetzlich abzu- 
helfen hätte, bekannt werden, so mancher hülfsbedürftige Kranke, 
hauptsächlich viele pflegebedürftige Kinder entgehen ihrer Für- 
sorge, lediglich weil die Organisation zu wünschen übrig lässt. 
Deshalb müsste die Stadt solchen Betrebungen gegenüber sich 
niemals auf den Standpunkt stellen: „Das geht mich nichts 
an.“ Die weitere Behauptung, ein Zusammenhang der Zwecke 
zwischen Ferienkolonien und städtischer Armenpflege sei nicht 
nachweisbar, würde in ihrer Konsequenz dahin führen, jede 
vorbeugende Armenpflege auszuschliessen, was doch wohl auch 
der Magistrat von Königsberg nicht zum Prinzip stempeln will. 
Unserer Meinung nach kann es sich nur um eines handeln, 
d. i. die Frage, ob die Privatwohlthätigkeit das vorhandene 
Bedürfniss befriedigt oder nicht. In letzterem Falle einfach nur 
einen Theil der Kinder an den Wohlthaten des Landaufent- 
haltes theilnehmen zu lassen, ist nicht nur ungerecht, sondern 
auch kurzsichtig. Mag sich die Stadtverwaltung bei Gewäh- 
rung einer Unterstützung einen Einfluss auf die Verwendung 
sichern, aber das ist auch das Einzige, was sie zur Rücksicht- 
nahme auf den Steuerzahler thun darf. 


Schulwesen. 


Schulanstalt für Verkrüppelte aus der Rhein- 
provinz. Nach rheinischen Blättern ist die Gründung einer 
Anstalt für die Rheinprovinz in Aussicht genommen, in welche 
solche Kinder vom vierten bis zum vierzehnten Lebensjahre, 
welche zwar geistig normal beanlagt sind, aber wegen kör- 


13 


perlicher Gebrechen die öffentliche Volksschule nicht besuchen 
können, untergebracht werden sollen. Bei den Hauptlehrern 
ist bereits Nachfrage nach derartigen Kindern gehalten, um 
einen Ueberblick zu gewinnen, wie hoch sich wohl die Zahl 
solcher körperlich Verkrüppelter stellen möchte. 


Fortbildungswesen, 


Unterriehtszeit der Förtbildungsschulen 
in Mecklenburg-Schwerin. Interessante Angaben 
über die Bewährung verschiedener Unterrichtszeiten in den 
Fortbildungsschulen von Mecklenburg - Schwerin macht der 
dortige Gewerbeinspektor Landbaumeister Hennemann-Güstrow 
in seinem lesenswerthen Jahresbericht für 1892. Danach liegen 
die Stunden für die Fortbildungsschule ausser am Sonntag 
Vormittag fast überall an zwei Wochen-Abenden, und zwar 
meist in den späten Abendstunden (nach Feierabend), nur in 
einigen wenigen und kleineren Städten theilweise in den früheren 
Abendstunden (5—7 Uhr). In einer der letzteren beabsichtigte 
nun der „Gewerbeverein“ im Interesse der „besseren Ausbil- 
dung im Gewerbe selbst“ und zwecks „geringerer Entziehung 
der Arbeitskraft“ der Lehrlinge für den Lehrherrn eine Ver- 
legung ebenfalls in die späteren Abendstunden zu beantragen 
und hielt daher eine Umfrage an die Gewerbeschulen in 19 
Städten (darunter auch den grössten des Landes), welche gegen- 
wärtig diese späteren Abendstunden benutzen. Die Ergebnisse 
für den Erfolg des Unterrichts waren im Ganzen recht traurige. 
Von den 18 Gewerbeschulen, welche antworteten, erklären 11 
den Erfolg bei den meisten bezw. bei vielen Schülern durch 
Ermüdung für schwer beeinträchtigt, namentlich bei allen im 
Freien arbeitenden Schülern, in drei Schulen bis zu dem Grade, 
„dass-das blosse Wachhalten oft eine schwere Aufgabe ist.“ 
Für Zeichnenunterricht scheint die Aufmerksamkeit auch dann 
noch etwas reger zu sein. Die übrigen 7 Schulen sprechen 
von Ermüdung einzelner Schüler, und auch von diesen erklärte 
nur eine Schule (einer kleinen Stadt) dafür nicht die Lage der 
Stunden für verantwortlich, sondern „mangelnde Lust und 
Vorwärtsstreben.“ Sehr richtig schreibt hierzu der verständniss- 
volle Aufsichtsbeamte: „Nach diesen Resultaten ist es wohl 
nicht zu verwundern, wenn der betreffende Magistrat auf die 
beantragte Verlegung der Stunden auf eine spätere Abendzeit 
nicht einging.“ 


Armenpflege. 


„Bettel und Landstreicherei“ auf der 4 Ge- 
neralversammlung der Internationalen Krimina- 
listischen Vereinigungzu Paris. Wesentlich mit Rück- 
sicht auf Frankreich, woselbst die Bekämpfung des Bettels 
und der Landstreicherei zur Zeit in der Presse und auf Kon- 
gressen lebhaft erörtert wird, hatte die Internationale Krimi- 
nalistische Vereinigung für ihre 4. Generalversammlung dieses 
Thema auf die Tagesordnung gesetzt, dessen Erörterung denn 
auch die beiden Sitzungen des 27. v. M. in Anspruch nahm. 
An Stelle des verhinderten Pastors Robin erstattete Staatsrath 
Petit aus Paris das Referat. Unter das Strafgesetz fielen, so 
führte er aus, nur die Bettler und Landstreicher, welche arbeits- 
fähig sind, aber nicht arbeiten wollen, im Ganzen also nur ein 
Theil von allen. Ihr Kennzeichen ist die Rückfälligkeit. Wieder- 
holt Rückfällige seien durch Gerichtsspruch in Zwangsarbeits- 
häusern auf 2 bis 5 Jahre unterzubringen. Mag dieses System 
theuer sein, so dürfe es doch nicht vermieden werden. Ober- 
staatsanwaltsgehilfe Drioux aus Orleans wies besonders darauf 
hin, dass den Gewohnheitsbettlern gegenüber die Gefängniss- 
strafe wirkungslos sei, und empfahl das deutsche System der 
Naturalverpflegungsstationen für Frankreich. Paulian aus Paris 
berichtete über die traurigen Erfahrungen, die man insbeson- 
dere in der Hauptstadt mit Bettlerinnen mache, welche sich 
Kinder leihen und dadurch ihre Einnahmen steigerten, aber 
die ihnen überlassenen Kinder elend zu Grunde gehen liessen. 
Solche Frauen müssten nothwendigerweise eingesperrt, die 
Kinder aber Besserungsanstalten überwiesen werden. Justiz- 
minister Lejeune aus Brüssel gab auf Verlangen einen Ueber- 
blick über die belgische Gesetzgebung und die auf ihr be- 
ruhenden Erfahrungen, indem er sich rein auf die Strafmass- 
regeln beschränkte. Zuerst kämen hier die Kinder in Betracht 
und zwar zwei Arten dieser: solche, die bereits eine Strafthat 
begangen haben, und solche, die nur verwahrlost sind. Sobald 
den Vater eine Schuld an dem Zustande seines Kindes trifft, 
entzieht man ihm seine väterliche Gewalt. Die Kinder aber 
bringt man in Erziehungsanstalten unter. In den &coles de 
bienfaisance werden Kinder bis zu 18 Jahren einem Hausvater 


unterstellt. Bei ihrer Entlassung können sie ihren Eltern wieder- 
gegeben werden; oder aber sie werden, wenn hiergegen Be- 
denken obwalten, von der Anstalt anderweit in Lehre gebracht. 
Ueber ihr Betragen nach der Entlassung führt ein comit& de 
patronage die Aufsicht. Die Personen zwischen 18 und 21 
Jahren kommen in eine andere Anstalt, wo sie eine instruction 
rudimentaire erhalten. Im Uebrigen hat Belgien für die Ab- 
urtheilung der Bettler und Vagabonden das sogenannte 24- 
Stunden-System. Es sind besondere Strafregister für. diese De- 
linguenten, abgesondert von den übrigen Registern, eingerichtet, 
die es ermöglichen, dass die Aburtheilung innerhalb 24 Stun- 
den nach der Festnahme erfolgen kann. Trunkfällige kommen 
bis auf 6 Jahre in eine maison de refuge. Ausländer wurden 
früher direkt abgeschoben, kommen jetzt aber wie die inlän- 
dischen Bettler und Landstreicher erst ins Arbeitshaus. Seit- 
dem hat die Rückkehr der Abgeschobenen so gut wie aulfge- 
hört. Eine Beschäftigung der Vagabonden in der Landwirth- 
schaft ist unmöglich, da sie einfach entfliehen. Ueberdies muss 
man berücksichtigen, dass von 4500 Landstreichern nur 8—900 
arbeitsfähig sind. Eine gute Seite gewann der Landstreicherei 
der russische Advokat Borzenko ab, in Russland seien sie 
Kulturträger, die selbst in die entlegensten Gegenden des Reiches 
neue Ideen brächten. Auch sonst kamen die Redner der ver- 
schiedensten Nationen zu Wort, die allerdings in der Land- 
streicherei nur ein Uebel zu sehen vermochten, gegen das 
auch die vorgeschlagenen, an andern Orten theilweise schon 
durchgeführten Mittel keine vollkommene Abhülfe gewährten. 
Mit Recht wies Unterstaatssekretär a. D. Dr. v. Mayr aus 
Strassburg, der beim zweiten Theil der Verhandlungen den 
Vorsitz führte, zum Schluss darauf hin, dass die wesentliche 
Aufgabe in der Vorbeugung liege. Bei den Kindern und ihrer 
Erziehung sei einzusetzen, und auch sonst seien möglichst die 
Quellen zu verstopfen, die den Menschen zuerst zur Bettelei 
und Landstreicherei drängten, ein Punkt, den in der Debatte 
auch der andere deutsche Redner, Professor Dr. von Liszt aus 
Halle, in den Vordergrund gestellt hatte. Sonst scheint sich 
die Diskussion, wie das bei Kriminalisten wohl natürlich ist, 
mehr um die Abwehrmassregeln gedreht zu haben. Jedenfalls 
ist von der Vorbeugung weit mehr zu erwarten, und mancher- 
lei Erwartungen, die man an die Abwehrmassregeln knüpft, 
dürften sich kaum verwirklichen. Der schwächste Theil der 
ganzen Verhandlungen war unstreitig, wie man die verschie- 
denen Arten der Bettler von einander zu trennen habe. Man 
gab zu, dass gegen die einen mit den Strafmitteln nicht zu 
helfen sei, vielmehr jegliche Strafe ihnen gegenüber ein Unrecht 
bedeute, während die anderen durch Zwangsarbeit gebessert 
werden müssten. Aber sichere Kennzeichen, um einen vom 
andern zu trennen, gibt es doch kaum, und darüber hat 
auch der Kongress nicht weiter verhandelt. Ferner wäre zu 
bedenken gewesen, dass die einzelnen Personen leicht von 
einer Kategorie zur andern übergehen. Auch von dieser Seite 
kommt man also darauf zurück, dass Bettelı und Landstreicherei 
weniger als individuelle Vergehen, sondern vorwiegend als 
soziale Erscheinungen anzusehen sind, mithin nicht sowohl der 
Abwehrmassregeln, als einer geeigneten Vorbeugung bedürfen. 


Arbeiterversicherung. 


Unfallversicherung-städtischer Arbeiter. wie 
eine Reihe anderer Städte, so hat München vor Kurzem die Unfall- 
versicherung seiner Arbeiter aus der theuren berufsgenossen- 
schaftlichen in die eigene und billigere Verwaltung genommen. 
Als diese städtische Unfallversicherungsanstalt errichtet wurde, 
hielt man es für selbstverständlich, dass nunmehr alle unfall- 
versicherungspflichtigen Arbeiter der Gemeinde in derselben 
versichert würden. Es erging daher an die sämmtlichen be- 
theiligten Berufsgenossenschaften, welche bisher städtische 
Arbeiter versicherten, die Mittheilung, dass am 1. Januar 1893 
die städtische Unfallversicherung ins Leben trete und daher 
um Streichung des Betriebs gebeten werde. Drei Berufsge- 
nossenschaften. nämlich die Feinmechanik-, Fuhrwerks- und 
die Bekleidungs-Industrie-Berufsgenossenschaft, haben dem An- 
trage entsprochen, nicht aber die süddeutsche Eisen- und 
Stahl-, die Nahrungs-Industrie- und die Speditions-, Speicherei- 
und Kellerei-Berufsgenossenschaft. Auf eine Beschwerde an 
das Reichsversicherungsamt hat letzteres folgenden grundsätz- 
lichen Bescheid erlassen, der auch andere Städte interessiren 
dürfte: „Auf die gefälligen Schreiben vom 23. und 26. Mai 
1893 — No. 4394 und 4108 — betr. die Versicherung der Be- 
triebe der Stadt München ausser deren Baubetrieben und die 
Vermögensauseinandersetzung zwischen der Stadt München 
und der bayerischen Baugewerks-Berufsgenossenschaft aus An- 
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lass des Ausscheidens der ersteren .aus letzterer, erwidert das 
Reichsversicherungsamt dem Magistrat ergebenst folgendes: 
Wie das Reichsversicherungsamt bereits in der Verfügung vom 
20. August 1892 — I 18974 — ausgesprochen hat, erstreckt 
sich die Versicherung eines gemäss $ 4 Ziff. 3 des Bauunfall- 
versicherungsgesetzes für leistungsfähig erklärten Kommunal- 
verbandes allein auf seine Bauarbeiten und diejenigen Betriebs- 
thätigkeiten anderer Art, welche entweder Bestandtheile oder 
Nebenbetriebe des Baubetriebes des Kommunalverbandes bilden. 
Von dieser, durch die zweifelsfreie Fassung des 8 4 Ziff. 3 
und 47 des Bauunfallversicherungsgesetzes in Verbindung mit 
S 3 des Ausdehnungsgesetzes und 8 9 des Unfallversicherungs- 
gesetzes begründeten Auffassung vermag das Reichsversiche- 
rungsamt auch gegenüber den neuerlichen Ausführungen des 
Magistrats nicht abzugehen. Wird aber diese Auffassung auf 
den vorliegenden Fall angewandt, so soll zwar mangels ge- 
nauerer Kenntniss der Verhältnisse ungeprüft bleiben, ob der 
Betrieb der städtischen Krankenhäuser, die elektrische Be- 
leuchtungsanlage und der Marstall mit Recht als Bestandtheile 
oder Nebenbetriebe des städtischen Baubetriebes betrachtet 
worden sind, nachdem einmal die betheiligten Berufsgenossen- 
schaften in Uebereinstimmung mit dem Magistrat diese Be- 
triebe aus ihrem Verbande entlassen haben und damit deren 
Eigenschaft als Bestandtheile oder Nebenbetriebe des städti- 
schen Baubetriebes unter den Betheiligten anerkannt worden 
ist. Dagegen ist das Reichsversicherungsamt nicht in der Lage, 
dahin zu wirken, dass auch der Betrieb des städtischen Lager- 
hauses und der Weinkellerei, des Schlachthofes, der Dampf- 
feuerspritzen und der Stadtgärtnerei von den betheiligten Be- 
rufsgenossenschaften der Stadt zur Versicherung überwiesen 
werde. Denn, soweit sich die Verhältnisse dieser Betriebe zur 
Zeit übersehen lassen, stellen sie nicht Bestandtheile oder 
Nebenbetriebe des städtischen Baubetriebes dar, und es ist das 
Verlangen der Vorstände der für diese Betriebe betheiligten 
Berufsgenossenschaften, dass sie die frühere versicherungs- 
rechtliche Zugehörigkeit behalten, berechtigt. Es kann daher 
dem Magistrat nur ergebenst anheimgestellt werden, von dem 
Antrage auf Ueberweisung dieser Betriebe Abstand zu nehmen. 
Die Grundsätze über die Vermögensauseinandersetzung nach 
S 32 des Unfallversicherungsgesetzes, wie sie in dem Rund- 
schreiben vom 20. Dezember 1888 (Amtliche Nachrichten des 
R.-V.-A. 1889, Seite 6) ausgesprochen sind, haben eine Ver- 
änderung nicht erfahren, sondern sind auch jetzt noch anzu- 
wenden. Dagegen hat das Reichsversicherungsamt darüber, ob 
der elfeinhalbfache Betrag einer Jahresrente im Durchschnitt 
dem Kapitalwerth der Rente entspricht, keine Erfahrungen 
und kann die darauf gerichtete Frage des Magistrats nicht 
beantworten. Vielleicht ist aber der Vorstand der Tiefbau- 
Berufsgenossenschaft dazu in der Lage.“ Eigentlich sollte es 
doch bei der Sache weniger auf die Definition des Wortes 
„Nebenbetriebe“, als auf die billigere und praktischere Art 
der Versicherung im Interesse der Arbeiter ankommen, die 
durch eine städtische Anstalt erreicht wird. 


Wohnungswesen. 


Stadterweiterungsgesetz und Westfälischer 
Städtetag. Der XVII. Westfälische Städtetag verhandelte 
am 1. d. M. in Arnsberg auch über die sog. lex Adickes, 
Städteerweiterungen und Zonenenteignung in Preussen betr. 
Nachdem Bürgermeister Hahn-Bochum die Dringlichkeit des 
sesetzentwurfes in längerem Bericht begründet und Bürger- 
meister Frankenberg-Paderborn aus den nach dem letzten 
grossen Brande bei der Neubebauung gemachten Erfahrungen 
die Nothwendigkeit der Einführung der Adickes’schen Grund- 
sätze nachgewiesen hatte, fand die folgende Resolution ein- 
stimmige Annahme: „Der westfälische Städtetag erklärt sich 
mit dem Bestreben des Adickes’schen Gesetzentwurfes, eine 
zweckmässigere Gestaltung des Baugeländes anzubahnen, haupt- 
sächlich einverstanden und erkennt die Nothwendigkeit an, 
Bauordnungen zu schaffen, die den Anforderungen der Gesund- 
heitspflege Rechnung tragen und eine unterschiedliche Behand- 
lung bei der Bebauung der einzelnen Stadtbezirke. zulassen.“ 


Invaliditäts- und Altersversicherungs-An- 
stalten und Bau von Arbeiterwohnungen. Schon 
gelegentlich der Konferenz dieser Anstalten, die im März d. Js. 
zu Berlin stattfand und sich mit der Unterstützung des Woh- 
nungsbaus beschäftigte, ist an dieser Stelle (S. 138 d. Ztschrft.) 
betont worden, wie gering im Vergleich zu den vorhandenen 
Uebelständen die Summen seien, die aus Mitteln der Invaliditäts- 
und Altersversorgung für den Bau von Arbeiterwohnungen 
bereit gestellt würden. Jetzt hat der Ausschuss der Versiche- 


rungsanstalt Posen in seiner Sitzung vom 17. v.M. die Unter- 
stützung des Wohnungsbaus überhaupt abgelehnt. Es lag der 
Antrag einer Äktiengesellschaft vor, welche ein Arbeiterhaus 
für zehn Familien errichtet hatte und hierauf ein billiges Dar- 
lehen aus dem Anstaltsvermögen wünschte. Der Vorsitzende 
selbst wendete gegen eine derartige Verwendung des Anstalts- 
vermögens ein, dass sich noch gar nicht übersehen lasse, ob 
die Einnahmen der Anstalt zur Deckung ihrer Ausgaben 
dauernd reichen würden und man vor diesem Zeitpunkt keine 
Liberalitäten üben könne, vielmehr die Verpflichtung habe, 
das Anstaltsvermögen nach den Grundsätzen der Vormund- 
schaftsordnung möglichst günstig anzulegen; erziele die Anstalt 
dagegen Ueberschüsse, so läge es näher, dieselben zur Er- 
mässigung der Beiträge oder zur Erhöhung der Rentenleistungen 
zu verwenden. Auch wäre ferner die Befürchtung laut ge- 
worden, dass durch Errichtung weiterer Arbeiterwohnungen 
in den Städten der den letzteren selbst und dem platten Lande 
verhängnissvolle Zuzug ländlicher Arbeiter nach der Stadt 
sich noch vermehren werde. Endlich würden die Mittel der 
Anstalt, selbst wenn man bis an die äusserste gesetzliche 
Grenze ihrer Verwendung gehe, für die Lösung einer derartigen 
Aufgabe als völlig unzureichend bezeichnet. Eigentlich befür- 
worteten in der Hauptsache nur der Staatskommissar und der 
Vertreter des Reichsversicherungsamts eine derartige Anlage 
des Anstaltsvermögens, die einen wohlthätigen Einfluss auf die 
Arbeiterbevölkerung üben würde; sie baten darum, jeden- 
falls keinen grundsätzlich ablehnenden Beschluss zu fassen. 
Der Vorsitzende dagegen führte mit Unterstützung anderer 
Redner aus, das Vermögen der Anstalt sei in der Provinz 
Posen vorzugsweise von der Landwirthschaft aufgebracht, 
während die Errichtung von Arbeiterhäusern mit Unterstütz- 
ung der Anstalt sich nur in Städten durchführen lassen 
werde. Auch scheine es bedenklich, bei den zu gewähren- 
den Darlehen entweder die Mündelsicherheit aufzugeben oder 
zum Schaden der Anstaltseinnahmen geringere Zinsen zu 
nehmen, als solche durch mündelsichere Anlage erzielt würden. 
Für die Provinz Posen sei jedenfalls ein Bedürfniss zur Er- 
richtung von Arbeiterwohnhäusern aus öffentlichen Mitteln 
nicht nachgewiesen und scheine die ganze Frage noch nicht 
spruchreif. von Dandelski-Posen bekämpfte den Einwand, dass 
die Arbeiter, welche in derartigen Häusern Wohnung erhielten, 
in der Lage sein würden, gegen billigeren Lohn zu arbeiten, 
als andere Arbeiter. Stadtrath Kantorowicz befürwortete die 
Unterstützung des Baues von Arbeiterwohnhäusern im sozialen 
Interesse, namentlich auf dem platten Lande, da die Arbeiter- 
bevölkerung zum Theil unter recht schlechten Wohnungsver- 
hältnissen litte. Rittergutsbesitzer Uecker verneinte für Stadt 
und Land die Bedürfnissfrage und bestritt insbesondere, dass 
die ländliche Arbeiterbevölkerung unter so schlechten Woh- 
nungsverhältnissen zu leiden habe. Schliesslich wurde nach- 
stehender Vertagungsantrag des Vorsitzenden, Landraths a. D. 
von Dziembowski, einstimmig angenommen: „Von der Be- 
leihung von sogenannten Arbeiterwohnhäusern wird in Er- 
wägung des Umstandes, dass aus den sozialen Verhältnissen 
der Provinz Posen hierzu keine Veranlassung herzuleiten ist, 
insbesondere in derselben grosse Industriezentren nicht be- 
stehen, und ebenso wenig bisher ein Arbeiterwohnungsnoth- 
stand hervortritt, in fernerer Erwägung, dass die finanzielle 
Lage der Versicherungsanstalt noch nicht so fest gesichert 
ist, um mit Beleihungen der vorbezeichneten Art vorgehen zu 
können, zur Zeit abgesehen.“ 


Gewerbewesen. 


Gewerbegericht Stuttgart 1891/93. Am 1. Juli 1893 
waren es zwei Jahre, dass das Gewerbegericht der Stadt Stutt- 
gart seine Thätigkeit begonnen hat. In diesen 2 Jahren sind 2217 
Klagen erhoben worden, und zwar 200 Klagen von Arbeit- 
gebern und 2017 Klagen von Arbeitnehmern. Bloss 125 Klagen 
kamen schriftlich ein, während die übrigen 2092 Klagen beim 
Gerichtsschreiber zu Protokoll gegeben wurden. Bei den 
Klagen der Arbeitnehmer sind 1901 Arbeiter und 299 Arbei- 
terinnen, zusammen 2200 Personen als Kläger aufgetreten. An 
457 Tagen wurde Sitzung gehalten und an diesen Sitzungs- 
tagen haben 2625 mündliche Verhandlungen stattgefunden. Bei 
792 Verhandlungen waren Beisitzer zugegen, während die 
übrigen 1833 Verhandlungen vor dem Vorsitzenden allein ab- 
gehalten wurden. Durch Vergleich und Klagzurücknahme sind 
1417 Fälle, durch Endurtheil 597 Fälle erledigt worden. Gegen 
3 Urtheile des Gewerbegerichts ist Berufung an das Land- 
zieht eingelegt worden. Von 2217 Klagen, die erhoben wurden, 
varen 1489, also mehr als zwei Drittel, nach drei Tagen voll- 
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ständig erledigt. In 1474 Fällen sind überhaupt keine Gerichts- 
kosten entstanden. In den übrigen 743 Fällen haben die Kosten 
einschliesslich der Gebühren für Sachverständige und Zeugen 
zusammen Mk. 1212,80 betragen. Wenn bloss die Fälle, in denen 
überhaupt Kosten entstanden sind, in Betracht gezogen werden, 
so kommt auf den einzelnen Fall durchschnittlich der Betrag 
von Mk. 1,63. Wenn dagegen die sämmtlichen Fälle berück- 
sichtigt werden, so ergibt sich, dass die Gerichtskosten im 
einzelnen Fall im Durchschnitt 54 Pfg. betragen haben. 


Arbeitsvermittlung für Reservisten in Baden. 
Infolge einer Vereinbarung zwischen dem Präsidium des Landes- 
verbandes der badischen Militärvereine und der Anstalt für 
Arbeitsnachweis in Karlsruhe soll in diesem Jahre erstmals 
der Versuch gemacht werden, den im Laufe des Monats 
September dieses Jahres zur Entlassung kommenden Reservisten 
des 14. Armeekorps die von ihnen innerhalb des Grossher- 
zogthums Baden gewünschte Arbeitsvermittlung (im Kleinge- 
werbe, Fabrikbetrieb, zur Besetzung von Kutscher-, Hausdiener-, 
Ausläufer-, Pferdeknecht-, Melkerstellen u. s. w.) unentgeltlich 
zu besorgen. Das Königliche Generalkommando des 14. Armee- 
korps hat die Unterstützung dieses gemeinnützigen Unter- 
nehmens zugesichert, und ebenso ist die obengenannte Anstalt 
für Arbeitsnachweis zur Mitwirkung bereit. Auch für die Ar- 
beitgeber erfolgt die Vermittlung unentgeltlich. Man darf ge- 
spannt sein, welchen Erfolg diese schon vielfach angestrebte, 
aber unseres Wissens noch nirgends praktisch durchgeführte 
Massregel haben wird. 


Pfandleihanstalten und Bedürfnissnachweis in 
Mannheim. In seiner Sitzung vom 27. v. M. hat der Bürger- 
ausschuss zu Mannheim einer Vorlage des Stadtrathes zu- 
gestimmt, welche den Erlass eines Ortsstatuts zur Einführung 
des Bedürfnissnachweises für Pfandleihanstalten vorschlägt. 
Die Badische Ausführungsverordnung vom 23. Dezember 1883 
zur Gewerbe-Ordnung sieht solche Ortsstatuten im Anschluss 
an $ 34 der Gewerbe-OÖrdnung vor. Der Stadtrath war nun zu 
der Ueberzeugung gelangt, dass es ohne ein solches Ortsstatut 
nicht mehr möglich sei, „den von Tag zu Tag in unverhält- 
nissmässiger Weise sich vermehrenden und das vorhandene 
Bedürfniss weitaus übersteigenden Gesuchen der Pfandleiher 
wirksam zu begegnen und die Zahl solcher Gewerbetreibenden 
auf eine vernünftige Grenze einzuschränken.“ Nach einer Mit- 
theilung des Bezirksamts vom 11. März d. J. beträgt die Zahl 
der in Mannheim konzessionirten Pfandleiher 17, und seitdem 
hat sich diese Zahl mindestens um 3 weitere schon wieder 
vermehrt. Wiederholt hat der Stadtrath erklären müssen, dass 
er gegen die Person des Nachsuchenden an sich nichts ein- 
wenden könne, dass er aber gleichwohl aus allgemeinen Gründen 
und insbesondere weil die Bedürfnissfrage unbedingt zu ver- 
neinen sei, das Gesuch nicht befürworten könne. Einer solchen 
Erklärung gegenüber musste das Bezirksamt bisher jedesmal 
erwidern, dass das Gesuch nicht abgewiesen werden könne, 
solange nicht durch Ortsstatut der Nachweis des Bedürfnisses 
zur Voraussetzung der Zulassung gemacht werde. Wenn aber 
ein Ortsstatut, wie es in den Städten Heidelberg und Konstanz 
seit dem Jahre 1885 schon besteht, für Mannheim erlassen 
sein werde, so müsse der Stadtrath künftig nicht mehr bloss 
über das Gesuch an sich, sondern vor Allem auch über die 
Bedürfnissfrage gehört werden, und er werde in letzterer Be- 
ziehung zu erwägen haben, ob die Pfandleihanstalten als Form 
der Kreditgewährung für bestimmte Bevölkerungsklassen der 
Gemeinde und ihrer nächsten Umgebung nach der thatsäch- 
lichen wirthschaftlichen Lage (nicht bloss wegen leichtsinniger 
Gewohnheiten) wünschenswerth sei, ferner, ob nicht durch 
andere Kreditgelegenheiten, insbesondere durch das städtische 
Leihhaus oder sonstige Kreditanstalten, dem vorhandenen Be- 
dürfnisse entsprochen werde; beim Bestehen eines den sach- 
lichen Anforderungen entsprechenden öffentlichen Leihhauses 
werde die Thatsache allein, dass das Publikum wegen der 
besseren Wahrung des Geheimnisses ein Privat-Pfandleih- 
geschäft vorzuziehen pflege, noch nicht geeignet sein, ein Be- 
dürfniss zu begründen. Der Bürgerausschüss pflichtete diesen 
Ausführungen, wie schon erwähnt, bei, und das Ortsstatut bedarf 
nunmehr nur noch der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

Städtische Brodbäckerei in Leipzig. Gegen 
die so segensreich wirkende Brodbäckerei der städtischen 
Armenverwaltung in Leipzig, die als eine Art Musterbetrieb 
bezeichnet werden kann, bestehen offenbar gewisse Vorurtheile, 
die aus betheiligten Geschäftskreisen stammen und durch 
Konkurrenzrücksichten bestimmt werden. Anders ist eine Ver- 
handlung der Leipziger Stadtverordnetenversammlung kaum zu 
erklären, die am 5. d. M. stattfand. Es stand zur Berathung 
und Beschlussfassung: Neubau einer Armenbrodbäckerei und 


Ueberlassung des dazu erforderlichen Areales an das Armen- 
direktorium, sowie Verkauf des jetzt zur Armenbrodbäckerei 
benutzten Grundstücks für den Preis von 90000 Mk. Die dann 
noch berechneten Kosten würden sich auf 24573 Mk. belaufen. 
Seitens der Ausschüsse wurde (mit 20 gegen 5 Stimmen) be- 
antragt, die Vorlage abzulehnen. Der Referent, Vizevorsteher 
Ehmig, gab die Gründe bekannt, welche den Rath veranlassten, 
eine Ausdehnung des Armenbrodbäckereibetriebes zu wünschen. 
Namentlich handele es sich darum, den Armen ein stets gleiches 
und gut ausgebackenes Brod zu liefern. Eine Gewähr hierfür 
sei bei Bezug von Bäckerbrod nicht gegeben. Auch würde das 
letztere der Armenverwaltung theurer zu stehen kommen, als 
das selbstproduzirte Brod. Der Referent hielt diese Gründe 
für nicht ganz zutreffend; es würden die Privatbäcker das 
Brod ebenso gut und wahrscheinlich noch billiger liefern, als 
es die Armenbrodbäckerei herstellen kann. Stadtrath Hentschel 
widersprach dem; der Privatbäcker müsse einen Gewinn er- 
zielen, während die Armenbrodbäckerei auf einen solchen ver- 
zichten könne. Deshalb empfehle es sich auch aus finanziellen 
Gründen, der Rathsvorlage zuzustimmen. Vizevorsteher Ehmig 
suchte dem gegenüber aus den Brodtaxen zu beweisen, dass 
das Brod der Privatbäcker in den Jahren 1887—1890 immer 
noch etwas billiger war, als sich der Selbstkostenpreis des 
Brodes der Armenbrodbäckerei stellte. Vizevorsteher Dr. Zenker 
und Kaufmann Schröder sprachen sich entschieden für die 
Rathsvorlage aus, während Bäckermeister Joachim unbedingt 
daran festhielt, dass die Privatbäcker mindestens ebenso 
gutes und ebenso preiswürdiges Brod herstellen könnten, als 
das seitens der Armenbrodbäckerei geschehe. Man sollte sich 
nur mit wirklich leistungsfähigen Bäckereien in Verbindung 
setzen. Die von Geheimrath Prof. Dr. Hofmann über das 
Armenbrod erstatteten Gutachten seien überschwenglicher 
Natur. Prinzipiell empfehle es sich endlich, den Privatbäckern 
nicht durch Regiebetrieb in der heutigen schweren Zeit Kon- 


kurrenz zu machen. Direktor Sauer glaubte einen Versuch mit 


Privatbäckern empfehlen zu sollen, obwohl er die Güte des 
Armenbrodes in jeder Beziehung anerkenne. Fleischerober- 
meister Streubel sprach sich gegen die Rathsvorlage aus. 
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Die Armenbrodbäckerei werde in ihrem jetzigen Betriebe 
für die Brodbeschaffung für Arme völlig ausreichen, wenn 
nicht mehr an verschiedene Vereine (Vincentiusstift, Ar- 
menfreunde etc.) geliefert werde. Ein vom Redner nach 
dieser Richtung hin gestellter Antrag fand genügende Unter- 
stützung. Stadtrath Hentschel erklärte, dass letzterer Antrag 
wohl in Erwägung gezogen werden könne. Kürschnerober- 
meister Pfeiffer wies darauf hin, dass ein sehr grosser Theil 
der Armenpfleger das Brod der Armenbrodbäckerei für sehr 
gut befunden hätte. Auch die Armen selbst haben bisher immer 
die gleiche Ansicht geäussert. Er könne deshalb nur die An- 
nahme der Rathsvorlage befürworten. Kaufmann Brück sprach 
gegen den Antrag Streubel, da das Vincentiusstift etc. ebenfalls 
lediglich Arme unterstütze. Die Abstimmung ergab die An- 
nahme der Ausschussanträge (also die Ablehnung der Raths- 
vorlage) mit allen gegen etwa 12 Stimmen. Ebenso wurde der 
Antrag Streubel gegen 3 Stimmen angenommen. Soweit der 
Verhandlungsbericht. Es ist sehr bedauerlich, wenn der städtische 
Betrieb nützlicher Anstalten derart durch egeistische Geschäfts- 
rücksichten eingeengt wird. Zur Förderung einer gesunden 
städtischen Sozialpolitik dürften solche Beschlüsse nicht dienen. 


Städtischer Vertriebreinest Bat enter 
Verwaltungsbericht der Stadt Elbing für 1892/93 entnehmen 
wir folgende Stelle, die beweist, dass der gewerbliche Betrieb 
einer Gemeindeverwaltung ausserordentlich ausdehnungsfähig 
ist: „Die wesentliche Verbesserung, welche die Auer’schen 
Dekandeszenz-Brenner neuerdings erfahren haben, hat die Ver- 
waltung veranlasst, sich das Recht des Alleinvertriebes der- 
selben für die hiesige Verwaltung zu sichern. Die vorzügliche 
Leuchtkraft, verbunden mit dem geringen Gasverbrauch hat 
diesem Brenner hier am Orte schon eine ziemliche Verbreitung 
verschafft. Es sind seit September v. Js. bereits 165 Brenner 
und etwa 650 Stück Glühkörper im Publikum abgesetzt.“ 
Wenn städtische Verwaltungen für ein Privatgeschäft so er- 
folgreich kaufmännisch thätig sein können, so sollte doch auch 
der städtische Betrieb von Elektrizitätsanstalten u. s. w. zum 
Vortheil der Stadtkasse keine grossen Schwierigkeiten haben. 
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Die Arbeitsvermittlung in Stuttgart. 


Von E. Lautenschlager, Vorsitzender des Gewerbegerichts 


zu Stuttgart. 


Im jährlichen Durchschnitt werden in Stuttgart z. Zt. 
etwa 74000 Arbeitsstellen mit gewerblichen Arbeitern, 
Dienstboten und Lehrlingen besetzt, wovon 44000 auf 
männliche und 30000 auf weibliche Arbeitskräfte kommen 
_ dürften. Berücksichtigt man, dass in der Stadt etwa 47.000 
gewerbliche Arbeiter, Dienstboten und Lehrlinge vor- 
handen sind (28000 männliche, 19000 weibliche), 
blieben Arbeiter und Dienstboten durchschnittlich 7 bis 
8 Monate in einer Stelle. Bei einem grossen Theil jener 
Stellenbesetzungen findet überhaupt keine eigentliche Ver- 
mittlung durch ein Nachweisbureau statt. In sehr vielen 
Fällen erfahren die Arbeiter unter der Hand von Kollegen, 
Bekannten u. a., dass in einem Geschäft eine Stelle frei 
ist, und erhalten sie auf Grund direkter Verständigung 
mit dem Arbeitgeber. Besonders bei grösseren Gewerbe- 
betrieben, in denen das Arbeiterpersonal wenig wechselt, 
scheint eigentliche Stellenvermittlung selten nöthig zu 
werden. Da es sich dabei um verhältnissmässig gut be- 
zahlte Stellen, welche eine besondere Vorbildung erfor- 


dern, handelt, so wird sich diese Art Stellenbesetzung 
im grossen Ganzen auf männliche Arbeiter beschränken ; 
sie kommt jedoch auch bei Arbeiterinnen, die, wie Polisseu- 
sen, Punktirerinnen u. s. w. eine besondere Ausbildung 
haben, häufig vor. 

In zahlreichen Fällen vermittelt die Zeitung die 
Stellen, und zwar ist dabei zwischen Fachzeitungen und 
Lokalblättern zu unterscheiden. In einer ganzen Anzahl 
von Gewerben, namentlich in solchen, die, wie die Litho- 
graphie, Feinmechanik, Uhrmacherei, Photographie einen 
besonders hohen Grad von fachlicher Ausbildung erfor- 
dern, scheint die Arbeitsvermittlung fast ausschliesslich 
durch die über ganz Deutschland verbreiteten Fach- 
zeitungen zu geschehen. Beschränken sich diese auf ein 
bestimmtes Gewerbe, so betreffen die Anzeigen in den 
Tagesblättern Stellen aller Art. Ein grosser Theil der 
Anzeigen entfällt auf weibliche Dienstboten, und auch 
bei den Stellen, die von gewerblichen Betrieben ausge- 
schrieben werden, sind die weiblichen Arbeitskräfte un- 
verhältnissmässig stark vertreten, weil offenbar für sie die 
Arbeitsvermittlung noch viel weniger geregelt ist als für 
die Männer. Die meisten Anzeigen der Tageszeitungen 
gehen von Arbeitgebern aus, während die Arbeiter, 
namentlich die gewerblichen, die Zeitungen wenig be- 
nützen, sondern, soweit sie sich nicht an Vermittlungs- 
anstalten wenden, regelmässig vorziehen, beim Arbeitgeber 
direkt anzufragen. 

Dieses sogenannte Umschauen ist in allen Gewerben 
mehr oder weniger üblich, und zwar suchen nicht bloss 
die zugereisten, sondern auch viele ansässige Arbeiter 
auf diesem Wege Arbeit zu bekommen. Namentlich im 
Baugewerbe wird die Arbeit fast ausschliesslich durch 
direktes Anfragen der Arbeiter vermittelt. Es hängt dies 
mit den besonderen Verhältnissen dieses Gewerbes zu- 
sammen und wird darum auch nicht leicht zu ändern 
sein. Aber auch in anderen Gewerben ist das Umschauen 
stark im Gange, und zwar besonders in denen, welche 
verstärkte Ge- 


zu bestimmten Zeiten des Jahres eine 
schäftsthätigkeit entwickeln, so bei den Buchbindern, 


Schneidern und Schuhmachern. Für Arbeiterinnen ist, 
zumal wenn sie keine fachliche Ausbildung haben, das 
Umschauen überhaupt der einzige Weg, um Arbeit zu 
erhalten, da keine Vermittlungsanstalt für sie besteht ; 
das trifft insbesondere für die Arbeiterinnen in Bonbons- 
und Schokoladefabriken, in Buchbindereien und Karton- 
nagefabriken, zum Theil auch in Buchdruckereien zu. 
Wie der Arbeitnehmer direkt den Arbeitgeber aufsucht, 
so kommt es umgekehrt vor, dass der Arbeitgeber sich 
nach einem Arbeiter umsieht. Braucht er einen recht bald 
oder will er die Vermittlungsgebühr sparen, so wendet 


er sich häufig an die Herbergen, in welchen die durch- 
reisenden Arbeiter übernachten. Entweder sucht er selbst 
die Herberge auf und wählt sich den geeigneten Arbeiter 
aus, oder er veranlasst den Herbergswirth, ihm einen 
Arbeiter zu schicken; manchmal bringt er auch einen 
Zettel, auf dem sein Gesuch steht, an einer passenden 
Stelle in der Herberge an. 

Die Stellen, die nicht durch die Zeitung, durch Um- 
schauen, durch Anfragen in den Herbergen oder sonst 
unter der Hand besetzt werden, bleiben für die eigent- 
liche Stellenvermittlung übrig. Bei den Vermittlungsan- 
stalten ist zu unterscheiden zwischen Privatunternehmungen 
und Unternehmungen von Vereinen. Mit Arbeitsvermitt- 
lung befassen sich in Stuttgart theils solche Vereine, in 
denen sich die Arbeitgeber oder Arbeiter eines bestimmten 
Gewerbes zusammengefunden haben, theils solche Ver- 
eine, die ohne Beschränkung auf ein bestimmtes Gewerbe 
allgemeine Zwecke verfolgen. Bei den letztgenannten 
kommen hauptsächlich Vereine in Betracht, die auf reli- 
giöser Grundlage beruhen. Für männliche Arbeiter sorgen 
der katholische Gesellenverein und der christliche Verein 
junger Männer, doch scheint bei beiden Vereinen die 
Vermittlungsthätigkeit nicht sehr ausgedehnt zu sein. Ver- 
hältnıssmässig mehr scheint die Arbeitsvermittlung benützt 
zu werden, die für weibliche Arbeiter, vor allem für 
Dienstboten, bei dem evangelischen Marthahaus und bei der 
katholischen Marienanstalt eingerichtet ist. Das Marthahaus 
vermittelt jährlich mehrere hundert Stellen. Die Vermitt- 
lungsgebühr, die für den Dienstboten 50 Pfg. und für 
die Herrschaft 1 M. beträgt, ist bedeutend niedriger als 
bei den meisten Privatunternehmern. Auch die Herberge 
für Fabrikarbeiterinnen verschafft Arbeiterinnen gelegent- 
lich Stellen, doch handelt es sich hier meistens bloss um 
Aushilfs-, selten um dauernde Stellen. Aehnlich steht es 
mit der Arbeitsvermittlung, welche der Lokalwohlthätig- 
keitsverein seit 1883 betreibt. Sie ist für beide Theile 
unentgeltlich, beschränkt sich aber auf bedürftige und 
gutbeleumundete Arbeiter. Weibliche Arbeitskräfte haben 
die Anstalt seit ihrer Errichtung stark benützt, wogegen 
ihre Vermittlungsthätigkeit für Männer dauernd abnimmt. 
1892 verschaffte sie 120 männlichen und 689 weiblichen 
Personen Beschäftigung. 

Mehr als die genannten Vereine leisten auf dem Ge- 
biete der Arbeitsvermittlung solche, in denen sich die 
Arbeitgeber oder die Arbeiter eines bestimmten Gewerbes 
zusammengefunden haben, also die Fachvereine der Ar- 
beiter und die Innungen oder sonstigen Vereinigungen 
der Arbeitgeber. Dass sich in einem Gewerbe Arbeitgeber 
und Arbeiter zur gemeinsamen Nachweisthätigkeit geinigt 
haben, scheint bisher in Stuttgart nicht gelungen zu sein, 
obwohl ein dahin gehender Versuch vor einigen Jahren 
im Flaschnergewerbe gemacht wurde. Dagegen besorgen 
Vereine, welche lediglich aus Arbeitgebern oder lediglich 
aus Arbeitern bestehen, die Vermittlung theilweise in 
ausgedehntem Maasse, Bei den Arbeitgebervereinigungen 
kommen in Stuttgart nur solche Gewerbe in Betracht, 
wo die Gehilfen noch Kost und Wohnung im Hause des 
Meisters haben. Bei den Bäckern, wo fast alle Meister 
entweder der Bäckerinnung oder der Bäckergenossenschaft 
angehören, liegt die Arbeitsvermittlung ausschliesslich in 
den Händen der Sprechmeister beider Vereine. Auch beı 
den Metzgern und Küfern scheint die ganze Arbeitsver- 
mittlung in den Händen der Innung zu liegen. Bei den 
Metzgern besorgt sie ein Angestellter im Schlachthaus, 
bei den Küfern geschieht sie in der Herberge der Küfer. 
Ferner hat die Friseurinnung bei einem Innungsmeister 
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einen eigenen Nachweis errichtet, der aber nicht so aus- 
schliesslich benützt zu werden scheint, wie dies bei den 
anderen genannten Gewerben der Fall ist. Eine Gebühr 
erheben die Bäckergenossenschaft und die Bäckerinnung 
und zwar müssen sowohl der Meister als der Gehilfe für 
jede Vermittlung 50 Pfg. bezahlen, was im Verhältniss 
zu den Löhnen sehr viel ist. Zudem scheint es, dass für 
die Verschaffung von besonders guten Stellen unter der 
Hand noch Fxtravergütungen üblich sind. Die übrigen 
Vereinigungen von Arbeitgebern, die hier bestehen, haben 
bis jetzt noch keine eigenen Nachweise errichtet, doch 
scheint man im Gastwirthsgewerbe und im Buchdrucker- 
gewerbe in letzter Zeit mit der Absicht umzugehen. 

Die Fachvereine, deren Zahl in Stuttgart 20 bis 30 
beträgt, haben sämmtlich einen eigenen Nachweis begründet 
der aber nur bei einem Theil der Vereine stark benützt 
wird. Am meisten scheint dies bei den Fachvereinen der 
Fall zu sein, die eine zentrale Organisation über ganz 
Deutschland besitzen, wie die Handschuhmacher, Bild- 
hauer, Buchdrucker. Bei diesen Fachvereinen, ferner 
bei den Schmieden, Wagnern, Tapezierern und Glasern 
scheinen sich auch die Arbeitgeber häufig des von den 
Arbeitern geleiteten Nachweises zu bedienen. Dagegen 
geschieht dies nur selten in den Gewerben, die gerade 
eine sehr grosse Arbeiterzahl haben, was besonders bei 
den Schreinern, Schlossern, Flaschnern und Buchbindern 
zu bemerken ist. Ferner scheinen die Nachweise der 
Fachvereine auch recht stark von den Meistern aus der 
Umgebung Stuttgarts angegangen zu werden, welche auf 
dem Wege des Umschauens nur verhältnissmässig selten 
Arbeitskräfte erhalten und auch gerne die Vermittlungs- 
gebühren sparen. 

Die eigentliche private Vermittlung befasst sich in 
der Hauptsache mit den Dienstboten und mit den Ar- 
beitern im Wirthschaftsgewerbe. Von den übrigen Ge- 
werben kommen in Stuttgart bloss die Schuhmacher und 
Schneider in Betracht. Ein Fourniturenhändler, der in 
steter Geschäftsbeziehung mit den Schneidermeistern 
steht und von diesem Geschäftsverkehr her eine genaue 
Kenntniss der vorhandenen Arbeitsstellen besitzt, unter- 
hält nebenbei einen Arbeitsnachweis für Schneider. In 
ähnlicher Weise betreibt ein Fourniturenhändler, der 
Artikel für Schuhmacher führt, einen Arbeitsnachweis für 
Schuhmacher. Beide Nachweise, besonders der für die 
Schneider, werden stark benützt. Die Vermittlung scheint 
im allgemeinen unentgeltlich zu erfolgen, wenigstens für 
die Arbeiter. Die Inhaber der Nachweise erblicken ihre 
Entschädigung darin, dass die Meister bei Benützung 
des Nachweises zugleich Einkäufe an Fournituren zu machen 
pflegen. Dagegen berechnen die Vermittlungsanstalten, 
welche Dienstboten und Wirthschaftspersonal nachweisen, 
regelmässig Gebühren. Solche Anstalten waren im Jahre ' 
1892 74 polizeilich gemeldet, von denen aber nur 56 
thatsächlich das Vermittlungsgeschäft betrieben. Bei ein- 
zelnen geschah es in sehr geringem Umfang; 26 Ge- 
schäfte erzielten nicht einmal 100 Vermittlungen im Jahr, 
wogegen 18 zwischen 100 und 500, 7 zwischen 500 
und 1000, 4 zwischen 1000 und 2000, 1 zwischen 5000 
und 6000 Stellen vermittelte. Von diesen Privatunter- 
nehmungen befassen sich die einen mehr mit Dienstboten, 
die anderen mehr mit Wirthschaftspersonal. Unter den 
letzteren sind wieder solche, die eine bestimmte Spezialität 
betreiben. Die einen vermitteln vorwiegend Kellner, andere 
Kellnerinnen für gewöhnliche Wirthschaften, wieder an- 
dere Kellnerinnen für feinere Wirthschaften. Im Jahr 1892 
haben sich an die genannten 56 Anstalten ca. 21000 


stellensuchende Dienstboten u. s. w. und 18000 Dienst- 
herrschaften u. s. w. gewandt. Die Gebühren sollen nach 
den Tarifen, die in den Geschäftsräumen auszuhängen 
sind, erhoben werden. Schon darnach sind die Gebühren 
ziemlich hoch, es scheint aber, dass manche Anstalten 
in Wirklichkeit noch höhere Gebühren verlangen. Ge- 
wöhnlich ist ausser der eigentlichen Vermittlungsgebühr 
auch eine Einschreibgebühr zu zahlen, und zwar werden 
in der Regel beide Gebühren sowohl von den Arbeit- 
gebern als von den Arbeitnehmern erhoben. Nach den 
Tarifen bewegen sich die Einschreibgebühren in der Regel 
zwischen 20 Pfg. und Mk. 5, die Vermittlungsgebühren 
zwischen Mk. 1 und Mk. 25. Im Ganzen erheben die 
Anstalten jährlich gewiss weit über 100000 Mk. an sol- 
chen Gebühren. 

Ferner besteht hier seit dem Jahr 1865 das Bureau 
für Arbeitsnachweis in der Karlsstrasse, das für männliche 
Arbeiter aller Gewerbe Arbeit vermittelt. Im Jahr 1892 
wurden bei dem Bureau 6539 Arbeiter und Lehrlinge 
gesucht, und 8443 Arbeiter und Lehrlinge haben um 
Stellen nachgefragt. Nach auswärts wurden 679 Stellen, 
und in Stuttgart 4736 Stellen vermittelt. Es wurden also 
ungefähr 10°/o der Arbeitsstellen für männliche Arbeiter 
durch die Vermittlung des Bureau in der Karlsstrasse be- 
setzt. Das Bureau wird besonders stark von Schreinern, 
Schuhmachern, Flaschnern, Schlossern benützt, auch Tag- 
löhner, Laufburschen und andere ungelernte Arbeiter 
wenden sich häufig dorthin. Die Arbeitgeber haben bei 
Benützung des Bureaus eine Gebühr zu bezahlen, die für 
die in Stuttgart wohnenden 40 Pfg., für die auswärts 
wohnenden 50 Pfg. beträgt. Sehr viele Arbeitgeber zahlen 
ein Jahresabonnement, das in der Regel Mk. 4 zu be- 
tragen scheint, und erhalten dafür das Recht, beliebig 


oft im Jahr sich Arbeiter zuweisen zu lassen. Solcher 
Abonnenten waren es 768 im Jahr 1892, und es 
scheint, dass diese Abonnenten das Bureau besonders 


stark benützen. Die Arbeiter haben bei Zuweisung einer 
Stelle eine Gebühr von 20 Pfg. zu zahlen, von der sie 
die Hälfte zurückerhalten, wenn sie Anzeige von ihrem 
Eintritt in die zugewiesene Stelle machen. Zwischen den 
Privatunternehmungen und den Nachweisanstalten von 
Vereinen nimmt das Bureau in der Karlsstrasse eine 
Mittelstellung ein. Mit den letzteren hat es insofern Aehn- 
lichkeit, als nach den bestehenden Statuten die Leitung 
und Aufsicht über das Bureau ein Ausschuss von neun 
Mitgliedern zu führen hat, zu welchem je drei Mitglieder 
durch den Gewerbeverein, den Arbeiterbildungsverein und 
den Verein für das Wohl der arbeitenden Klassen ge- 
wählt werden. Dagegen ist das Bureau nach der finan- 
ziellen Seite ein Privatunternehmen ganz ebenso wie jedes 
andere Vermittlungsbureau. Die Einnahmen an Abonne- 
mentsgeldern und Gebühren sind Einnahmen des Ver- 
walters, der dafür die sämmtlichen Ausgaben für Ge- 
schäftsräume, Inserate, Bureauaufwand u. s. w. zu be- 
streiten hat, Der Ueberschuss, der je nach dem Geschäfts- 
gang sehr verschieden sein kann, bleibt dem Verwalter. 


* * 


Nachschrift der Redaktion. Die interessante 
Darstellung der Arbeitsvermittlung in Stuttgart, wie sie 
unser verehrter Mitarbeiter im Vorstehenden gibt, bildet 
einen Theil des Materials, mit welchem der Antrag des 
Stuttgarter Gewerbegerichtsausschusses auf Errichtung eines 
Arbeitsamtes (vgl. „Notizen“ der heutigen Nummer) sach- 
kundig begründet ist. Die anschliessenden Ausführungen 
des Herrn Lautenschlager über die Arbeitsvermittlung 
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ausserhalb Stuttgarts und über die städtische Regelung 
des Arbeitsnachweises werden den Gegenstand weiterer 
Veröffentlichungen in unserer Zeitschrift bilden. Offenbar 
weichen die Verhältnisse in anderen deutschen Städten 
nicht wesentlich von denjenigen in Stuttgart ab, sodass 
die gründliche Erörterung des Gegenstandes durch unseren 
verehrten Mitarbeiter als Vorarbeit auch für andere deutsche 
Städteverwaltungen gelten darf. 


Hülfsklassen für schwachbefähigte Kinder. 


Von Stadtrath von Frankenberg in Braunschweig. 


Auch die Sorge für einen besonderen Unterricht Schwach- 
sinniger gehört zu dem erweiterten Gebiete, auf das sich die 
Aufmerksamkeit vorzüglich der grösseren Gemeinwesen in der 
Gegenwart zu lenken hat. Ist es schon für das soziale Leben 
bedeutungsvoll, die geistig zurückgebliebenen Kinder aus der 
Schule so weit als irgend möglich ausgebildet in die bürger- 
liche Welt zu entlassen, so zeigt sich die Einrichtung von 
Hülfsklassen geradezu als eine Nothwendigkeit, wenn man be- 
denkt, wie geringe Fortschritte jene Kinder unter gewöhnlich 
begabten Mitschülern machen, wie sie diese aufhalten und gar 
zu oft daneben zu mitleidlosem Spotte verlocken, der das 
Seelenleben der Armen mehr und mehr verdunkelt. Die Zahl 
der Idiotenanstalten ist verhältnissmässig gering, die an sie zu 
entrichtenden Pflegegelder sind erheblich und stehen der Auf- 
nahme in manchem Falle entgegen. Bekanntlich sind nun aber 
auch unter den Kindern, welche dem Volksschullehrer die 
Arbeit sauer machen und das regelmässige Ziel trotz mehr- 
jährigen Aufenthalts in einer Klasse nie erreichen können, 
eine grosse Zahl nicht vollidiotisch und deshalb für eine Idioten- 
anstalt weniger geeignet, sondern nur in geringerem und ge- 
ringsten Grade schwachsinnig. Beschränkt sich der besondere 
Unterricht lediglich auf diese, so ist damit eine lebensfähige, 
nützliche Einrichtung getroffen, die der segensreichen Wirkung 
der Idiotenanstalten keinen Abbruch thut. 


Seit längerer Zeit bestehen derartige Hülfsklassen in 
Christiania. Dresden hat schon im Jahre 1865 zwei Schul- 
abtheilungen für geistig schwach entwickelte Kinder geschaffen; 
ähnliches ist, soweit bekannt, mit gutem Erfolge in Cassel, 
Elberfeld und Leipzig geschehen. In der Stadt Braunschweig 
ist auf Anregung eines dortigen Arztes, der noch heute der 
Anstalt in uneigennützigster Weise mit Rath und That zur 
Seite steht, mit Genehmigung des Herzoglichen Konsistoriums 
und, nachdem die Direktoren der Braunschweigischen Landes- 
irrenanstalt und der Idiotenanstalt Langenhagen bei Hannover 
das Unternehmen dringend befürwortet hatten, am 1. Mai 1881 
zunächst versuchsweise eine Hülfsklasse für schwachbefähigte 
Kinder ins Leben gerufen. Schon im Laufe des ersten Schul- 
jahres wurde die endgültige Beibehaltung beschlossen; zu 
Michaelis 1882 kam eine zweite, Ostern 1885 eine dritte, 1891 
eine vierte aufsteigende Klasse hinzu, je mit zweijährigem 
Kursus. Die Hülfsschule, die ein eigenes Schulhaus und einen 
gesonderten, aus den Bürgerschullehrern hervorgegangenen 
Lehrkörper besitzt, ist nicht ein selbständiges Glied der Volks- 
schulen, sondern als ein Anhang der unteren Bürgerschulen 
deren Direktor unterstellt. Neben dem ersten Lehrer, dem ein 
Theil der Aufsichtsbefugnisse übertragen und dessen Gehalt 
um eine Dienstzulage von 500 Mk. jährlich erhöht ist, wirken 
an ihr 3Lehrer und eine Handarbeitslehrerin. Erstere erhalten 
150 Mk. im Jahre als Zuschuss ihres Gehalts, letztere ist nicht 
fest angestellt und bezieht 45 Mk. jährlich für jede wöchent- 
lich ertheilte Stunde. Die Gesammtkosten der Anstalt für das 
Schuljahr 1892/93 sind auf 9185 Mk. veranschlagt. Besondere 
Ausgaben sind für die Schule bis auf Anschaffung einiger 
Hobelbänke, eines Werktisches u. dgl. nicht gemacht. Das 
Schulgeld beläuft sich, wie in den unteren Bürgerschulen vor- 
geschrieben, auf jährlich 4 Mk. Die Schülerzahl betrug im 
Anfange des Sommerhalbjahrs: 


1881 1886 1891 
Knaben . 18 50 50 
Mädchen 11 23 35 
Zusammen 29 13 85 


Im Anfange des Sommerhalbjahrs 1892 befanden sich in 
den 4 Klassen, in welchen Knaben und Mädchen gemeinschaft- 
lich unterrichtet werden: 


IV 111 II I Zusammen 
Knaben arı 2er 6 5 13 15 39 
Mädchen ur mer 7 13 ee I 36 
Zusammen .. 13 18 26 1'883] 75 


Die vorstehende Zahl von 26 Kindern in Klasse II ist 
eine ausnahmsweis hohe; als Regel gilt, dass nicht mehr als 
24 Kinder in einer Abtheilung sein sollen, damit der Erfolg 
nicht zu sehr in Frage gestellt wird. Aus der Zahl der Kinder, 
welche die mittleren und unteren Bürgerschulen besuchten, 
waren Ende des Schuljahres 1891 7,4 vom Tausend den Hülfs- 
klassen überwiesen; Anfang 1892 6,4 vom Tausend. Die Auf- 
nahme findet, den erlassenen Vorschriften gemäss, auf Ver- 
fügung des Direktors der Bürgerschulen bezüglich solcher in 
leichterem Grade schwachsinnigen Kinder statt, welche nach 
dem Gutachten eines sachverständigen Arztes für die Schule 
der Vollsinnigen ungeeignet erscheinen. Mehrjährige Beobach- 
tung der schwachen Befähigung in den Elementarklassen pflegt 
voranzugehen. Ausgeschlossen sind, wie oben hervorgehoben 
wurde, diejenigen Kinder, welche wegen zu geringer geistiger 
Befähigung oder wegen zu grosser körperlicher Beschwerden 
oder endlich wegen zu mangelhafter und unzureichender häus- 
licher Pflege und Beaufsichtigung in eine besondere Anstalt 
gehören. Damit sind den Hülfsklassen die Grenzen ihrer Auf- 
gaben in festen Zügen vorgezeichnet. Sie sollen keine Kinder- 
bewahranstalt, sondern eine Ergänzung der ordentlichen Klassen 
der Bürgerschulen sein. Dem entspricht auch der Lehrplan, 
wie nachfolgende Zusammensteliung ersehen lässt: 


Unterrichts-Stunden. 


Klasse | TvaR Te I 
Biblische Geschichte || 6/2 3 3 3 Ferner 
Deutsch(einschliess- | täglich in 
lich Schreiben) .| 8/22 | 6 ) 8 jeder 
Rechnen ses 02.0002 5 > 5 Klasse 
Anschauungsunter- | zu geeig- 
richt, Heimathkde. | 6 4 4 4 neter Zeit 
Huren Be. 2 2 2 2 etwa 
Nadel- bezw. Hand- 10 Minut. 
SMkarbeiten®. MASKEN 4 4 4 4 Singen. 
Zusammen . .| 22 24 26 26 


Auf den Anschauungsunterricht wird besonderes Gewicht 
gelegt; die Klassen sind daher mit einer sehr umfassenden 
Sammlung von Anschauungsmitteln ausgestattet. Als Hand- 
fertigkeiten lernen die Knaben hauptsächlich Papierflechten, 
Laubsägen, Modelliren, Dütenmachen, Bücherheften, Stuhl- 
flechten und einfache Tischlerarbeiten; die Mädchen Stricken, 
Häkeln und Nähen. Der erste Lehrer bereitet diejenigen Kin- 
der, welche zur Entlassung aus der Schule gelangen, für die 
Konfirmation durch einen getrennten Unterricht ausserhalb der 
Schulzeit vor; auch hierfür hat die Stadt die Kosten über- 
nommen. 

Die Eltern und die sonstigen gesetzlichen Vertreter, deren 
Antrag zur Aufnahme der Kinder erforderlich ist, haben sie 
mit geringen Ausnahmen gern den Hülfsklassen anvertraut und 
darin belassen. Die erfolgte Aufnahme bindet sowohl die 
Schule, wie den Vertreter des Kindes auf die Dauer des 
Schuljahres und gilt, sofern nicht beim Schlusse des letzteren 
die Auflösung der Hülfsklassen beschlossen oder auf ärztliches 
Gutachten die Entlassung verfügt oder Abmeldung durch den 
Vertreter bewirkt wird, rücksichtlich eines in schulpflichtigem 
Alter befindlichen Kindes als auf das folgende Jahr stillschwei- 
gend fortgesetzt. Die Angehörigen sind, wenige Fälle abge- 
rechnet, verständig genug gewesen, die Vortheile zu erkennen, 
welche für die körperliche und geistige Entwickelung aus der 
Einrichtung erwachsen. Dass trotzdem die unentschuldigten 
Schulversäumnisse etwa doppelt so gross waren, als bei ge- 
wöhnlichen Schulkindern, ist bei der Eigenart der Zöglinge 
wohl erklärlich. Was will aber auch in Anbetracht der grossen 
durch die Hülfsklassen gewährten Wohlthat der Umstand be- 
deuten, dass jedes ihrer Kinder im Jahresdurchschnitt 1,8 Tage 
ohne genügende Entschuldigung gefehlt hat? Im Ganzen darf 
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jedenfalls festgestellt werden, dass die Ertheilung des beson- 
deren Unterrichts sich durchaus bewährt, und — weit entfernt, 
den schwachbefähigten Kindern in ihrem ferneren Fortkommen 
hinderlich zu sein -— ihnen einen tüchtigen Halt für ihre Ent- 
wickelung und eine willkommene Grundlage für ihren späteren 
Beruf geboten hat. Ist nun auch selbst die Möglichkeit, ein- 
zelne Kinder an die Bürgerschulen zurückzugeben, nachdem 
sie „aufgethaut“ sind, nicht ausgeschlossen, so kann solches 
Verfahren schulseitig doch kaum als zweckmässig bezeichnet 
werden, weil die Mitschüler alsdann mindestens wohl um drei 
Jahre jünger als jene sind. Die Folge würde sein, dass für die 
Kinder das alte Leiden aufs neue anfinge, ohne dass sich Aus- 
sicht böte, je über die drittunterste Schulklasse hinaus zu ge- 
langen. Der Leiter der Schule empfiehlt deshalb regelmässig 
Belassung in den Hülfsklassen bis zur Konfirmation und warnt 
mit Recht davor, die letztere vor vollendetem 15. Lebensjahre 
geschehen zu lassen, sofern sich nicht für die folgende Zeit 
besonders günstige Bedingungen zur gesicherten Fortentwick- 


lung bieten. 


* * 
* 


Nachschrift der Redaktion. Den interessanten 
Ausführungen unseres geehrten Mitarbeiters mögen noch 
folgende Angaben allgemeinen Inhalts angefügt sein. Be- 
kanntlich hat vor einiger Zeit der preussische Unterrichts- 
minister die sog. Abschlussklassen verboten, und es trat 
damals vielfach die Meinung auf, von diesem Verbot würden 
auch die Hülfsschulen für schwachbefähigte Kinder betroffen. 
Diese Ansicht erwies sich jedoch als irrig, vielmehr hat das 
preussische Unterrichtsministerium letzterer Einrichtung inso- 
fern besondere Aufmerksamkeit zugewandt, als es durch Erlass 
vom 14. November 1892 eine Umfrage über das Bestehen und 
die Einrichtung solcher Schulen anordnete. Darin wird aus- 
drücklich gesagt: „Derartige Schulen unterliegen an sich nicht 
den im Erlass hinsichtlich der sog. Abschlussklassen hervor- 
gehobenen Bedenken, vorausgesetzt, dass bei ihnen nach einem 
besondern Lehrplane und nach geeigneten Methoden verfahren 
wird, und dass die Aufnahme der Kinder in dieselben nur auf 
Grund einer ganz zuverlässigen Prüfung unter ärztlicher Be- 
theiligung erfolgt.“ Was bei jener Umfrage zu Tage kam, ist 
bisher nicht an die Oeffentlichkeit gedrungen. Jedenfalls sind 
diese Art Hülfsschulen sehr verbreitet. So besitzt Leipzig schon 
seit 1881 eine Schwachsinnigenschule, die sich seitdem auf 
8 Klassen erweitert hat und zu Ostern 1893 125 Kinder (77 Knaben 
und 48 Mädchen) zählte; daneben gibt es noch zwei Schwach- 
sinnigenklassen für die westlichen und eine für die östlichen 
Vororte mit 33 bezw. 14 Schülern. Breslau hat 4 Hülfs- 
klassen für schwachbefähigte Kinder. In Dresden verfolgt 
eine sog. Nachhülfsschule den gleichen Zweck; Mitte 1891 hatte 
diese 6 Klassen und 108 Schüler (66 Knaben und 42 Mädchen). 
In Köln bestanden Ostern 1892 9 Klassen mit 214 Kindern 
(5 Knabenklassen mit 127 und 4 Mädchenklassen mit 87 Kindern). 
Die Hülfsschule für schwachbefähigte Kinder in Frankfurt 
am Main wurde 1889 begründet und zählte Ostern 1892 vier 
Klassen mit 89 Schülern (48 Knaben und 41 Mädchen). Han- 
nover hat eine gleiche Anstalt erst 1892 ins Leben gerufen, 
welche jedoch schon 6 Klassen und 127 Schüler aufweist. 
(Ostern 1893). Königsberg hatte Ostern 1892 drei Klassen 
mit 48 Schülern (30 Knaben und 18 Mädchen), doch ist vor 
kurzem eine vierte Klasse mit weiteren 18 Schülern entstanden. 
In Düsseldorf gab es Ostern 1892 drei Klassen mit 90 
Kindern. Altona hat bereits vier Klassen in der Hülfsschule 
für schwachsinnige Kinder. Bremen errichtete soeben eine 
dritte Klasse und will nunmehr 58 Kinder gesondert unter- 
richten lassen, obwohl weit mehr dazu geeignet wären. In 
Krefeld gab es Ostern 1892 3 Klassen mit 88 Schülern. In 
Dortmund ist eine Hülfsklasse an der evangelischen Volks- 
schule vorhanden, die damals 25 Kinder (13 Knaben und 12 
Mädchen) enthielt, von denen 14 wieder in die allgemeine 
Schule zurückversetzt wurden. In Karlsruhe waren zur 
selben Zeit in der Abtheilung für Schwachbefähigte 20 Kinder, 
in Lübeck 51 (30 Knaben und 21 Mädchen), in Cassel 43 
(23 Knaben und 20 Mädchen) in zwei Klassen. In Erfurt 
bestehen drei Klassen mit 5l Kindern. Ausserdem sind solche 
Sonderklassen für schwachbefähigte Kinder noch in Magde- 
burg, Elberfeld, Mainz, Nordhausenu.a. vorhanden. 
Nürnberg scheint mit der Begründung vorgehen zu wollen. 
Aus der ziemlich schnellen Vermehrung der Klassen, welche 
in den meisten Städten zu beobachten ist, kann man schliessen, 
dass erstens die Zahl der Kinder, welche für diesen besondern 
Unterricht in Betracht kommen, recht gross ist, zweitens aber 
auch die Erfahrungen überwiegend günstig waren. In der 
That wird letzteres auch in den meisten Berichten betont, so 
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loben insbesondere Frankfurt, Leipzig, Hannover und Erfurt 
die Einrichtung als überaus segensreich. Ungünstig urtheilt, 
so weit wir sehen, nur die Oberschulbehörde von Hamburg, 
welche im Herbst 1892 versuchsweise eine solche Klasse 
gründete, nunmehr aber von der Errichtung weiterer Klassen 
absehen will, weil die Erfolge nicht dem Aufwande an Zeit, 
Geld und Mühe entsprochen hätten. Ob hierbei nicht Fehl- 
griffe in der Art der Einrichtung die Schuld tragen mögen? 
Jedenfalls scheint die überaus grosse Verbreitung, welche die 
Anstalten in kurzer Zeit gefunden haben, dafür zu sprechen, 
dass sich die Einrichtung bald überall als nothwendig erweisen 
wird. Wenn wir noch auf einen Einzelpunkt hinweisen sollen, 
so wäre es das merkwürdige Verhältniss, in dem beide Ge- 
schlechter an den Schulen betheiligt sind. Durchweg über- 
wiegen die Knaben, ohne dass doch .ein äusserer Grund für 
diese Thatsache abzusehen wäre. 


Zur Abänderung 
des Unterstützungswohnsitz-Gesetzes. 


Die Novelle zum Unterstützungswohnsitzgesetz, welche 
dem vorigen Reichstage vorlag und vermuthlich auch dem 
jetzigen zugehen wird, war im verflossenen Monat Gegen- 
stand der Verhandlung auf zwei preussischen Städtetagen 
und zwar am 21. Juni auf dem ostpreussischen zu Tilsit 
und am 27. auf dem hannöverschen zu Lüneburg. Das 
Referat erstattete dort Stadtrath Brinkmann aus Königs- 
berg*), hier Oberbürgermeister Fürbringer aus Emden. 
Wenn auch die Verhandlungen keine neuen Gesichts- 
punkte gegenüber den in der Kommission des vorigen 
Reichstags erörterten zu Tage brachten, so erscheint es 
doch von Interesse auf sie einzugehen, weil sie einander 
ergänzen und durch ihre lokale Färbung geeignet sind, 
die mitspielenden Interessen zu beleuchten. Vorab ist 
auffallend, dass die ostpreussischen und die hannöver- 
schen Städtevertreter je unter sich in ihren Ansichten 
nur wenig abweichen, dagegen zwischen den Beschlüssen 
beider Körperschaften geradezu die vollen Gegensätze 
vorliegen, die eben bei der Novelle überhaupt in Frage 
kommen. Einig sind beide eigentlich nur in Annahme 
derjenigen Bestimmungen der Novelle, welche lediglich 
für die praktische Handhabung des Gesetzes Bedeutung 
haben. So haben beide gegen eine Abkürzung der Ver- 
jährungsfristen nichts einzuwenden, beide begrüssen mit 
Freuden, dass den Ortsarmenverbänden der Nachweis der 
Landarmenqualität erleichtert werden soll. Auch über die 
in der Regierungsvorlage vorgesehene Strafbestimmung 
gehen die Meinungen nicht so sehr auseinander. Beide 
Referenten, sowohl Brinkmann als Fürbringer, sind für 
die Möglichkeit einer Bestrafung von solchen Personen, 
welche verschulden, dass ihre Angehörigen der Armen- 
pflege zur Last fallen. Brinkmann verspricht sich zwar 
nicht allzuviel davon und ist insbesondere durchaus gegen 
ein Verwaltungszwangsverfahren, worin ihm freilich seine 
ostpreussischen Kollegen nicht durchweg zustimmen wer- 
den, während Fürbringer der Meinung war, dass solches 
Zwangsverfahren nicht neuer Einführung bedürfe, weil es 
im preussischen Ausführungsgesetz aufrecht erhalten wor- 
den sei, eine Auffassung, die in preussischen Regierungs- 
kreisen bekanntlich verworfen wird. In dieser Beziehung 
wurde in Lüneburg ein Antrag des Korreferenten Senators 


*) Wir sind dem Herrn Referenten zu grösstem Dank 
verpflichtet für die Liebenswürdigkeit, mit der er uns über 
den ostpreussischen Städtetag und seine Verhandlungen authen- 
tisches Material zur Verfügung stellte. Die Redaktion. 


König aus Lüneburg, welcher die Zulassung des Ver- 
waltungszwangsverfahren fordert, angenommen. 

Dies sind im Wesentlichen die Punkte, in denen die 
beiden Städtetage übereinstimmten und zugleich, wenn 
man vom letzterwähnten absieht, die Bestimmungen der 
Novelle billigten. In der übrigen Stellungnahme beider 
Körperschaften offenbart sich der Gegensatz zwischen 
Ost und West, und dieser bewirkt, dass die ostpreussischen 
Städte den Abänderungen, welche die Novelle vorsieht, 
sympathisch gegenüberstehen, die hannöverschen aber ab- 
lehnend. Die letzteren waren mit dem bisherigen Zu- 
stande nicht unzufrieden, dagegen haben die ostpreus- 
sischen ihren Wünschen bereits im Vorjahre in einer 
Petition Ausdruck gegeben, welche sie an die betheiligten 
Körperschaften abschickten. Das Referat Brinkmanns zog 
daher in erster Reihe in Betracht, in wiefern die in der 
Petition ausgesprochenen Wünsche bei den Verhandlungen 
der Kommission des früheren Reichstags Berücksichtigung 
gefunden hatten. Lassen wir Nebendinge beiseite, so be- 
fürwortete jene Petition zunächst die Herabsetzung des 
Lebensalters, mit welchem ein selbständiger Erwerb des 
Unterstützungswohnsitzes beginnt, vom 24. auf das 16. 
Lebensjahr. Sie verlangt ferner, dass, wenn lediglich An- 
gehörige unterstützt- werden, dadurch der Erwerb bezw. 
Verlust des Unterstützungswohnsitzes für den Ehemann 
oder Vater bezw. die Mutter nicht ausgeschlossen sein 
solle. Weiter wollte man die Verpflichtung des Dienst- 
ortes zur Fürsorge in Krankheitsfällen auf Fabrik- und 
Lohnarbeiter und andererseits auf die Dauer von 13 statt 
der bisherigen 6 Wochen ausgedehnt und auch Schwanger- 
schaft und Wochenbett als Krankheiten in diesem Sinne 
angesehen wissen. Ferner sprach man sich für Erhöhung 
der Tarifsätze, welche bei Erstattungsansprüchen zu zahlen 
sind und endlich für eine einheitliche Regelung der 
deutschen Armengesetzgebung unter Einbeziehung Bayerns 
und Elsass-Lothringens aus. Obwohl die Petition der 
Kommission des Reichstages anscheinend nicht vorgelegen 
hat, sind in ihren Berathungen die berührten Punkte, 
auch soweit sie nicht zu Vorschlägen in der Regierungs- 
vorlage geführt haben, verhandelt worden. Zu allermeist 
haben sie Eingang in die Novelle gefunden, wenn deren 
Bestimmungen auch nicht soweit gehen, als das Interesse 
der ostpreussischen Städte gerne gesehen hätte. Auch 
Brinkmann erkennt an, dass eine Herabsetzung des Lebens- 
alters der selbständigen Ansässigkeit auf das 16. Jahr zu 
weit geht, wenn er auch seine Landsleute nicht von ihrem 
in der Petition eingenommenen Standpunkte abzubringen 
vermochte. Dass der Osten eine Unmenge in den Westen 
verzogener junger Leute von seinen Armenkassen abzu- 
schütteln hofft, wenn jenes Alter herabgesetzt wird, gibt 
Brinkmann zu, andererseits fürchten die hannöverschen 
Städte, für die zugezogenen Elemente, mögen sie nun 
vom Östen oder vom platten Lande kommen, früher ein- 
treten zu müssen, und erheben deshalb gegen jene Herab- 
setzung Widerspruch. Zwar können auch sie nicht am 
bisher geltenden 24, Jahr festhalten, aber sie wollen doch, 
dass man nicht unter den Grossjährigkeitstermin herab- . 
geht. Dagegen dürfte man treilich mit Recht geltend 
machen, dass thatsächlich bei den für die Armenpflege 
zumeist in Betracht kommenden Bevölkerungsklassen die 
Selbständigkeit schon früher beginnt. Dass besonders viele 
junge Leute auf diese Weise zu Landarmen werden, ist 
zwar zu vermuthen, hat aber gerade bei ihnen auch nicht 
soviel zu sagen, denn sie erwerben auch wieder eher einen 
Unterstützungswohnsitz, und dass die Landarmenqualität 
sie leichter zur Vagabundage führe, dürfte doch sehr un- 
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wahrscheinlich sein. Die meisten Vagabunden sind aller- 
dings landarm, das liegt aber in der Natur der Sache; es 
lässt jedoch nicht den Schluss zu, als ob der Landarme 
mehr zur Vagabundage neige. 


In der Ausdehnung der Verpflichtung des Dienst- 
ortes zur Krankenfürsorge ist die Reichstagskommission 
noch weiter gegangen als die Petition der ostpreussischen 
Städte, indem sie nicht nur die Fabrik- und Lohnarbeiter, 
sondern alle gegen Lohn oder Gehalt in einem Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisse stehenden Personen und deren 
Angehörige einschloss, es sei denn, dass die Beschäfti- 
gung vertragsmässig nicht über eine Woche gedauert 
hatte. Dass man in Ostpreussen diese Bestimmung freudig 


hinnahm, ist natürlich, hier kamen zwei Interessen zu- 
sammen, das des Ostens gegenüber dem Westen, dann 
aber auch das der Städte gegenüber dem Lande, denn 


die Ausnahme der ländlichen Arbeiter von der Kranken- 
versicherung hatte sehr oft die Städte belastet und wird 
nun auf dem Wege der Unterstützungswohnsitzgesetzgebung 
ausgeglichen. In Hannover wehren sich die Städte ener- 
gisch gegen diese Vorschrift, insbesondere aber gegen 
die Ausdehnung der Fürsorgepflicht auf die Angehörigen. 
Ebenso ablehnend verhalten sie sich gegen die Verlänge- 
rung dieser Verpflichtung von 6 auf 13 Wochen, welche 
die Novelle in Einklang mit der Petition der ostpreus- 
sischen Städte einführen will. 


In Lüneburg erklärte man sich ferner gegen den in 
der Reichstagskommission gemachten Vorschlag, durch 
Abänderung einiger Bestimmungen der Zivilprozessordnung 
die unehelichen Kinder bezw. die Armenverbände als 
deren Vertreter in den Alimentationsansprüchen gegen 
ihre Väter den ehelichen gleichzustellen, weil das den 
ehelichen Kindern Nachtheil bringen könne; die Tilsiter 
Versammlung aber hielt diese Bestimmung der Kommis- 
sion für ganz gerechtfertigt. 


Der ostpreussische Städtetag begnügte sich aber nicht 
mit einer Kritik der Novelle bezw. der Kommissions- 
vorschläge, er griff vielmehr zurück auf diejenigen Wünsche 
seiner Petition, die keinen Eingang in die Novelle ge- 
funden hatten, wenn sie auch fast alle wenigstens in den 
Kommissionsberathungen Erwähnung fanden. Dahin ge- 
hört zunächst, dass man Schwangerschaft und Wochen- 
bett als Krankheit gelten lassen und deshalb dem Dienst- 
und Arbeitsort die Fürsorgepflicht für Schwangere bezw. 
für Wöchnerinnen übertragen will. Jene Fürsorgepflicht 
für Krankheitsfälle beruht jedoch auf der Erwägung, dass 
zwischen der Beschäftigung und der Krankheit häufig ein 
Zusammenhang bestehe, welche Begründung doch bei 
Schwangerschaft und Wochenbett nicht zutrifft. Deshalb 
wird Brinkmanns Hoffnung, dass der neue Reichstag diese 
Bestimmung noch aufnimmt und dadurch den ostpreus- 
sischen Städten die Fürsorge für in Berlin oder sonst im 
Westen niederkommende Mädchen aus Östpreussen er- 
leichtert, kaum in Erfüllung gehen. Einem anderen Ver- 
langen jener Städte konnte auch Brinkmann nicht bei- 
stimmen. Sie wollten nämlich, dass der Erwerb und Ver- 
lust des Unterstützungswohnsitzes bei solchen Personen, 
die von ihren Angehörigen weggezogen sind, wenn diese 
auch mittlerweile unterstützungsbedürftig werden, unab- 
hängig von dieser Unterstützung weitergehen solle. Man 
hofft die Ehemänner bezw. Väter, insbesondere aber die 
unehelichen Mütter, deren Angehörige man unterstützt, 
los zu werden, während man jetzt häufig nach Jahren 
noch für diese selbst eintreten muss. Allerdings dürfte 
diese Hoffnung gründlich fehlschlagen, denn Brinkmann 


betont mit Recht, dass jene Aenderung einen Bruch mit 
dem Prinzip bedeutet, das die Ehefrau und die Kinder 
dem Unterstützungswohnsitze des Ehemannes, bzw. des 
Vaters folgen lässt. 


Mit Recht bedauern die ostpreussischen Städte das 
Fortbestehen der Rechtsungleichheit auf dem Gebiete des 
Armenwesens im Deutschen Reich. Die Regierungsvertreter 
haben in der Reichstagskommission erklärt, ehe man zu 
einer einheitlichen Regelung schreite, insbesondere ehe 
man Elsass-Lothringen in den Geltungsbereich des Unter- 
stützungswohnsitzes einbeziehe, wolle man die Wirkung 
der sozialpolitischen Gesetze abwarten. Dagegen sagt 
Brinkmann ganz richtig, dass für dieses Abwarten kein 
Grund vorliege, und er betont dabei, dass sich eine 
Wirkung der sozialpolitischen Gesetze bisher in der Armen- 
pflege und ihren Ausgaben keineswegs beobachten lasse, 
Die Kommission hat ja auch ihrerseits die Uebertragung 
des Gesetzes vom 6. Juni 1870 auf Elsass-Lothringen zu 
erwägen gegeben, aber dieses Verlangen sollte doch in 
viel schärferer Weise zur Geltung kommen, um endlich 
der Verschiedenheit des Rechts ein Ende zu machen. 


Zum Schluss wollen wir noch einen Wunsch erwähnen, 
den sowohl die hannöverschen als die ostpreussischen Städte 
haben. Es ist das die Ausdehnung der Fürsorgepflicht 
des Dienst- bezw. Arbeitsorts auf eine gewisse Frist nach 
dem Austritt aus dem Dienst. Es scheint nicht selten 
vorzukommen, dass insbesondere in kleinen Gemeinden 
die Entlassung wegen Krankheit erfolgt, lediglich um diese 
Fürsorgepflicht von dem Ortsarmenverbande des Dienst- 
orts auf die Gemeinde des Unterstützungswohnsitzes ab- 
zuwälzen. Gleichzeitig suchen solche Entlassenen dann 
mit Vorliebe nahegelegene Städte auf, welche bessere 
Einrichtungen für Krankenpflege besitzen und fallen diesen 
wenigstens als vorläufig pflichtigen Ortsarmenverbänden 
zur Last. Gegen solche Vorkommnisse richtet sich die 
in der Petition des ostpreussischen Städtetages enthaltene 
Bestimmung, wonach jene Verpflichtung über die Ent- 
lassung hinaus dauern soll, wenn die Lösung des Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses vor Ablauf seiner gesetzlichen 
oder -vertragsmässigen Dauer erfolgte und die Hülfs- 
bedürftigkeit innerhalb zwei Wochen nachher eintrat. 
Noch weiter wollen die hannöverschen Städte gehen; sie 
machen die Verpflichtung des Dienstortes nicht von vor- 
zeitiger Lösung des Dienstverhältnisses abhängig, sondern 
wollen sie drei Wochen lang weiter dauern lassen, sobald 
der Erkrankte mindestens drei Wochen in einem Dienst- 
verhältniss gestanden hat. Jedenfalls hat die Formulirung 
der ostpreussischen Städte mehr Aussicht auf Berück- 
sichtigung, weil sie mehr innere Berechtigung hat. Hier- 
mit dürfte aber auch der einzige positive Vorschlag erwähnt 
sein, der eventuell über die Beschlüsse der Kommission 
hinaus in das Gesetz übergehen wird, denn leider ist die 
Aussicht auf eine einheitliche Regelung der Armengesetz- 
gebung durch das Reich sehr gering. 


Im Ganzen genommen lässt sich sagen, dass die 
Wünsche der ostpreussischen Städte weit mehr dem Fort- 
schritte entsprechen als die Erklärungen der hannöver- 
schen. Ohne Zweifel hat der Osten z. Z. einen Theil 
der Armenlast zu tragen, der dem Westen zufiele, wenn 
das Prinzip des Unterstützungswohnsitzes zur Geltung ge- 
bracht wird. Weiter aber gehen die Forderungen des 
Östens mehr in der Richtung einer Anknüpfung der Für- 
sorgepflicht an das Moment des Aufenthaltes, ein Prinzip, 
das u. M.n. in Zukunft mehr und mehr Aufnahme finden 
wird. Hannover und insbesondere seine Städte vertreten 


das Zuwanderung empfangende Gebiet, das bis jetzt für 
einen Theil seines Armenaufwandes vom Osten und vom 
platten Lande Ersatz erhielt, der künftig wegfallen wird, 
eine Belastung, gegen die man sich natürlich zu wehren 
sucht, ohne dass diese Vertheidigung des bestehenden 
Zustandes viel Erfolg verspräche. 


Nrortuzren: 


Erziehung. 


Vorschläge zur Besserung der Idiotenfürsorge, 
Die 6. Konferenz für das Idiotenwesen in Braunschweig hat 
einen Ausschuss damit beauftragt, die rechtlichen Verhältnisse 
der schwachbefähigten Menschen einer eingehenden Unter- 
suchung zu unterziehen und Vorschläge zur Besserung der 
vorhandenen Zustände zu machen. Der Ausschuss, bestehend aus 
den Anstaltsdirektoren in Langenhagen und Neu-Erkerode und 
sechs andern Mitgliedern hat dem Reichsjustizamte eine ein- 
gehende Denkschrift überreichen lassen, zugleich aber an die 
herzogliche Staatsregierung eine Eingabe gesandt, in welcher 
die Bitte ausgesprochen wird, die bildungsfähigen, blinden, 
idiotischen, taubstummen, epileptischen und schwach befähigten 
Kinder vom vollendeten 7. Lebensjahre an 8 Jahre zum Be- 
suche einer entsprechenden Erziehungsanstalt zu verpflichten, 
in den grösseren Orten des Landes auf die Errichtung von 
Hülfsklassen für Schwachbefähigte hinzuwirken, die zum Be- 
suche einer Öffentlichen Schule nicht geeigneten Kinder der 
Idiotenanstalt zu überweisen und im Bedarfsfalle den Lehr- 
herren blinder, idiotischer, epileptischer und schwachbefähigter 
Kinder eine Prämie gewähren zu wollen, wie solche bereits 
für die Taubstummen gezahlt wird. Zugleich wird gebeten, 
Fürsorge zu treffen, dass den ohnehin schon schwer heimge- 
suchten Familien (besonders den unbemittelten) erhebliche 
Kosten für die Ausbildung ihrer körperlich und geistig be- 
lasteten Kinder nicht auferlegt werden. Die 7. Konferenz für 
das Idiotenwesen wird vom 5. bis 7. September |. J. in Berlin 
tagen. Dabei wird u. a. über Sprachgebrechen bei idiotischen 
Kindern, über den Zeichen-, den Handfertigkeits- und den 
Rechen-Unterricht in Idioten-Anstalten verhandelt werden. 


Schulwesen. 


Haushaltungsunterricht in der Volksschule 
zu Eberswalde. Zu Eberswalde beschlossen die städtischen 
Behörden, nach dem Muster der in Kassel, Plauen bei Dres- 
den, Chemnitz, Zwickau, Rosswein, Sondershausen, Mannheim, 
Karlsruhe und Marienburg seit einigen Jahren bestehenden 
Koch- und Haushaltungsschulen für Mädchen eine gleiche An- 
stalt in Verbindung mit der Volksschule einzurichten. Die 
Vorarbeiten sind so weit gediehen, dass die Eröffnung mit 
dem Wiederbeginn des Schulunterrichts nach den Sommerferien 
erfolgen kann. Eberswalde wird somit die dritte derartige 
Anstalt im preussischen Staate besitzen. Der Unterricht wird 
vorläufig an zwei Wochentagen in der Zeit von 9— 12 Uhr 
Vormittags von der Handarbeitslehrerin ertheilt und erstreckt 
sich ausser der Belehrung über Wohnung und Feuerung, Nah- 
rungsmittel, deren Werth und Entstehung und Bearbeitung, 
auf die Zubereitung von 44 verschiedenen Gerichten, deren 
jedes, für zwei erwachsene Personen ausreichend, nicht über 
50 Pfg. kosten soll. Der Besuch des Unterrichts ist obligato- 
risch, und es fallen dafür zwei Handarbeitsstunden fort. Die 
fertigen Speisen verwerthet die Armenverwaltung gegen Er- 
stattung der Herstellungskosten, doch erhalten die Schülerinnen 
einen Theil der Gerichte zum Kosten. Der Aufwand ist auf 
650 Mk. veranschlagt und wird von der Stadtkasse übernommen. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Gewerbliches Bildungswesen in Schlesien. 
Auf dem XXVI. Schlesischen Gewerbetage, der am 10.d.M. 
in Warmbrunn abgehalten wurde, übte Direktor Dr. Fiedler 
eine scharfe Kritik an der Rückständigkeit des gewerblichen 
Bildungswesens in Preussen. Insbesondere bezüglich Schlesiens 
führte er Folgendes aus. In Breslau sei eine Baugewerkschule, 
welche aber bereits am 15. Mai die Aufnahme neuer Schüler 
schliessen musste. Zu Michaelis würden etwa 180 Schüler 
zurückgewiesen werden müssen. Es zeige sich hier also das 
Bedürfniss nach einer neuen Baugewerkschule. In die zu Bres- 
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lau bestehenden 2 maschinen- und chemisch-technischen Fach- 
schulen werden nur junge Leute aufgenommen, welche die 
Reife für Obersekunda haben. Vorige Ostern habe man min- 
destens 40 Obersekundaner zurückweisen müssen. Es fehle in 
Schlesien vor allen Dingen eine Werkmeisterschule. Für Er- 
richtung einer solchen sei eine Stadt Oberschlesiens in Aus- 
sicht genommen. Die Gründung einer keramischen Schule in 
Bunzlau sei schon lange ein Schmerzenskind des Schlesischen 
Zentralgewerbevereins; obwohl der Minister das grösste Entge- 
genkommen gezeigt, sei die Sache doch keinen Schritt vorwärts 
gekommen. Ebenso wenig sei bis jetzt eine Webeschule zu 
Reichenbach ins Leben getreten. Auch für Tischler und Holz- 
schnitzer wäre eine Fachschule von grossem Vortheil. Es fehle 
ferner eine gute Gewerbeschule. Nach dieser Richtung stehe 
es in Breslau nicht so, wie es stehen könnte. Kunstgewerbe- 
schule und Kunstschule seien verbunden und keine könne sich 
gehörig entwickeln. Vielfache Wünsche beständen bezüglich 
der gewerblichen Fortbildungsschulen. Der Redner schlägt zum 
Schluss die Annahme folgender Resolutionen vor: 1. Der XXVIl. 
Schlesische Gewerbetag erkennt an, dass das technische Unter- 
richtswesen in Preussen sich gegenwärtig in einer bedrängten 
Lage befindet; 2. der Gewerbetag beschliesst, bei dem Minister 
und bei beiden Häusern des Landtages vorstellig zu werden, 
dass für Förderung des technischen Unterrichtswesens grössere 
Summen als bisher flüssig gemacht werden, wobei ersucht 
werden soll, dass auch die Provinz Schlesien bei der Grün- 
dung neuer Anstalten und dem Ausbau vorhandener Berück- 
sichtigung finden möge; 3. der Gewerbetag beschliesst, den 
Vorstand zu ersuchen, der nächsten Versammlung eine Denk- 
schrift über den Stand des gewerblichen Schulwesens in 
Schlesien vorzulegen. In der anschliessenden Besprechung 
unterstützte Herr von Schenckendorff (Görlitz) die Resolution. 
Aus mehreren Anzeichen will Redner schliessen, dass gegen- 
wärtig bessere Aussichten vorhanden seien. Auch der Vor- 
sitzende, Geh. Kommerzienrath Dr. Websky, ist der Ansicht, 
dass es in Preussen traurig um das Kunstgewerbe aussehe. In 
Sachsen und Oesterreich bestehen neben grösseren Gewerbe- 
schulen auch eine Reihe kleinerer Gewerbeschulen. Bei uns 
sei keine Neigung zur Errichtung solcher kleinerer Gewerbe- 
schulen; höchstens werde einmal eine grössere Gewerbeschule 
gegründet. Und doch könnten die Leistungen der kleinen Ge- 
werbeschulen nicht erfolglos sein, wie man in Sachsen und 
Oesterreich sehe. In der Ausbildung von Lehrern im Kunst- 
gewerbefache seien wir sehr zurückgegangen. Wenn er (Redner) 
einen Musterzeichner brauche, müsse er sich nach Oesterreich 
wenden. In Berlin sei jetzt eine Muster-Zeichenschule einge- 
richtet worden. Als man aber keinen Lehrer habe finden 
können, habe man ihm (dem Redner) den Musterzeichner weg- 
nehmen wollen. Dies sei doch ein Beweis für den Mangel an 
geigneten Lehrkräften. Er ersuche die Resolutionen anzu- 
nehmen. Nachdem noch Handelskammer-Syndikus Bergrath a. D, 
Gothein für die Resolutionen eingetreten, wurden sie einstim- 
mig angenommen. 


Tagesunterricht in der Fortbildungsschule 
zu Frankfurt a.M. Erfreulicher Weise soll jetzt auch in der 
Städtischen Gewerblichen Fortbildungsschule zu Frankfurt a. M. 
der Tagesunterricht an Wochentagen, der bereits drei Winter 
besteht, sich aber nur auf Zeichnen für Bauhandwerker und 
dekoratives Malen beschränkte, erweitert werden. Es wird 
künftig das dem Metallarbeiter nothwendige Fachzeichnen, 
sowie Rechnen, Deutsche Sprache, Geschäftsaufsatz, Algebra, 
Geometrie, Mechanik, Buchführung und Kostenveranschlagen 
für gewerbliche Arbeiten gelehrt werden. Durch diese Erwei- 
terung des Tagesunterrichtes wird es Gewerbetreibenden, die 
zur Tageszeit den Unterricht besuchen können, möglich sein, 
das in der Fortbildungsschule ertheilte Unterrichtspensum in 
kürzerer Frist zu absolviren, als es durch Besuch der Abend- 
kurse der Fall sein würde. Der Tagesunterricht wird also 
künftig Gewerbetreibenden aller Berufsfächer Gelegenheit zur 
weiteren und eingehenderen Berufsausbildung bieten, als solche 
mit ermüdetem Körper am Abend erworben werden kann. 


Unterrichtszeit an der Fortbildungschulein 
Darmstadt. Nach einem Beschluss der Stadtverordnetenver- 
sammlung vom 7..d. M. in Darmstadt soll auf Vorschlag der 
Schulvorstände an der dortigen obligatorischen Fortbildungs- 
schule der Versuch gemacht werden, lie Unterrichtszeit auf 
die Stunden von 5—7 Uhr Abends zu legen. In diesen Stunden 
dürften die Schüler wohl noch wesentlich empfänglicher sein, 
als später. 

Obligatorische Fortbildungsschule undneue 
Gewerbeordnung. Wie heilsam die Einführung des ver- 
schärften Fortbildungsschulzwanges der neuen Gewerbeordnung 


— 24 


wirkt, geht aus dem uns zugegangenen Verwaltungsbericht 
der Stadt Dirschau für 1890/92 hervor. Unter der alten Ge- 
werbeordnung, im Schuljahr 1890/91, „sank bei der städtischen 
Fortbildungsschule die Schülerzahl so erheblich, dass eine Re- 
duktion der Klassen bis auf vier, später sogar bis auf eine 
eintreten musste.“ Man konnte den Lehrherren der säumigen 
Schüler nicht beikommen, und ihr Beispiel wirkte offenbar 
allmählich ansteckend. Erst als die Bestrafung der Lehrherren 
durch (ie neue Gewerbeordnung ($ 150, Abs. 4) möglich ge- 
worden war, konnte die Schule im November 1891 in vollem 
Umfange wieder eröffnet werden; sie besteht aus acht Klassen 
und wird von 206 Schülern besucht, hat also den verschärften 
Bestimmungen der neuen Gewerbeordnung ihren erfreulichen 
Aufschwung direkt zu verdanken. 


General-Versammlung der2Gesellschaftsfür 
Verbreitung von Volksbildung. Der Zentralausschuss 
der Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung hat in 
seiner letzten Sitzung beschlossen, die General-Versammlung, 
welche anfangs Juni in Weimar stattfinden sollte, der Zeit- 
verhältnisse wegen aber vertagt wurde, im November d. ]J. in 
Berlin abzuhalten. Auf der Tagesordnung stehen ausser den 


geschäftlichen Verhandlungen folgende Gegenstände: 1. Stif- | 


tungen für Unterrichts- und Bildungszwecke (Lehrer J. Tews- 
Berlin). 2. Welche Veranstaltungen sind für das nachschul- 
pflichtige Alter zu treffen, damit die Resultate des Schulunter- 
richts und der Schulerziehung gesichert werden, und die durch 
die sozialen Verhältnisse der Gegenwart bedingte Ausgestal- 
tung erfahren, und welche Veranstaltungen dieser Art muss 
die Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung zur Zeit 
ganz besonders zu fördern suchen? (Lehrer Osw. Sagner und 
Prof. v. d. Velde-Görlitz). 3. Die allgemeine Volksschule (Prof. 
J. B. Meyer-Bonn und Abg. Rickert-Danzig). 


Gemeinnützige Fürsorge. 


Auskunftsstellen der Wohlthätigkeits-An- 
stalten in Frankfurt und Halle. Bekanntlich hat man 
im Frühjahr 1886 in Frankfurt a. M. den Versuch gemacht, 
zur Beförderung der Wirksamkeit der einzelnen Wohlthätig- 
keitsanstalten und Stiftungen eine gemeinsame Auskunftsstelle 
zu begründen, die vom städtischen Armenamt geleitet werden 
sollte. Vorgesehen war, dass alle Vereine ihre Pfleglinge der 
Auskunftsstelle meldeten, soweit es sich nicht um sog. ver- 
schämte Arme handelte, dass ferner die Vereine nur Personen 
unterstützten, welche den Unterstützungswohnsitz hatten, bzw. 
die Unterstützung anderer alsbald dem Armenamt meldeten. 
Die Auskunftsstelle sollte dagegen ein Register aller Personen 
führen, die, sei es Öffentliche, sei es Vereinsunterstützung 
erhielten, ferner die Vereine auf Personen aufmerksam machen, 
deren Unterstützung unangebracht war, namentlich aber sollte 
sie den Vereinen auf Anfragen über Personen, die Unterstütz- 
ung begehrten, Auskunft ertheilen. Man hoffte übrigens auch 
auf diesen Wege allmählich eine engere Verbindung zwischen 
den einzelnen Wohlthätigkeitsinstituten zu erzielen. Privat- 
personen sollten sich nicht an die Auskunftsstelle wenden dür- 
fen, weil man befürchtete, es könnten auf diese Weise Miss- 
bräuche vorkommen. Leider hat die Auskunftsstelle der Frank- 
furter Vereine die auf sie gesetzten Hoffnungen in keiner 
Richtung gerechtfertigt, weil sich die erste Voraussetzung, 
auf der sie aufgebaut war, dass nämlich die Vereine ihre 
Pfleglinge anzeigen würden, nicht erfüllte. Da man die sog. 
verschämten Armen ausnahm, wurden in Wirklichkeit über- 
haupt keine angemeldet, man bekam gar kein Register der 
Unterstützten, konnte also auch keine Auskunft ertheilen, wenn 
es sich nicht gerade um öffentlich Unterstützte handelte. Trotz- 
dem dieser Versuch gänzlich fehlgeschlagen ist, hat neuerdings 
Halle eine Auskunftsstelle nach dem Frankfurter Muster be- 
gründet, in dem man das Frankfurter Statut wörtlich über- 
nahm. Es wird sich fragen, ob man dort günstigere Erfah- 
rungen machen kann, und zwar dürfte das im Wesentlichen 
von dem Verhältniss abhängen, in dem dort die einzelnen Wohl- 
thätigkeitsinstitute unter sich und zu der Armendirektion stehen. 

Speisehalle für Arbeiter in Karlsruhe. Der 
Stadtrath zu Karlsruhe hat am 7. Juli d. J. beschlossen, mit 
einem Aufwand von 10.000 Mk., welche einem Vermächtniss 
entnommen werden, eine Arbeiter-Speisehalle zu errichten. 


Krankenpflege. 


Heilstätte für Lungenkranke in Sachsen. Am 
8. Juli d. J. trat in Zwickau eine Versammlung, bestehend aus 
Aerzten und Beamten u. A., zusammen und begründete, nach- 


dem Prof. Dr. Curschmann in einem einleitenden Vortrag auf 
die Nothwendigkeit der Errichtung besonderer Heilstätten für 
Lungenkranke zur Bekämpfung der Lungenkrankheit und zur 
Entlastung der allgemeinen Krankenhäuser hingewiesen hatte, 
einen Verein, der die Begründung und Unterhaltung von Volks- 
heilstätten für Lungenkranke im Königreich Sachsen als Zweck 
verfolgen soll. Der König von Sachsen übernahm das Protek- 
torat des Vereins, der bereits wegen Ueberlassung eines Platzes 
in unmittelbarer Nähe der Lungenheilanstalt Reiboldsgrün 
unterhandelt. Es soll dort zunächst eine Anstalt erbaut werden, 
die 100 Kranke aufnehmen kann. Aus den Satzungen ist her- 
vorzuheben, dass in der künftigen Anstalt geeignete Lungen- 
kranke Aufnahme und Behandlung finden sollen nach Mass- 
gabe des jeweilig vorhandenen Raumes und zwar hinsichtlich 
der Anrechte in nachstehender Reihenfolge: a) Kranke, welche 
von Versicherungsanstalten (Krankenkassen, Berufsgenossen- 
schaften, Armenkassen etc.), verpflegt werden, sowie Private, 
soweit solche sich vertragsmässig ein Anrecht auf Aufnahme 
erworben haben; b) Kranke, welche wie die unter a Ange- 
führten von Versicherungsanstalten unterstützt werden, bezüg- 
lich welcher jedoch ein Vorrecht nicht vertragsmässig festge- 
setzt ist; c) Kranke, die nicht zu den unter a und b Ange- 
führten gehören, insoweit sie die sächsische Staatsangehörigkeit 
besitzen, und nach Ermessen des Vorstandes. 

Genesungshäuser für Dresden. Kürzlich wurde 
in der Niederlössnitz bei Dresden ein städtisches Genesungshaus 
errichtet, dem in Zukunft noch mehrere derartige Gebäude 
folgen werden. Die dort zu errichtenden Genesungshäuser sind 
als Zweiganstalten des Dresdener Krankenhauses gedacht und 
zunächst dazu bestimmt, männliche erwachsene Pfleglinge des 
Stadtkrankenhauses zeitweilig aufzunehmen und zu verpflegen, 
die entweder von ihrer Krankheit noch nicht völlig genesen 
sind, oder in Gefahr stehen, krank und arbeitsunfähig zu werden, 
und die zur Wiedererlangung und Erhaltung ihrer Gesundheit 
und Arbeitsfähigkeit hauptsächlich nur Kräftigung und Er- 
holung, also keiner regelmässigen ärztlichen Behandlung und 
Beaufsichtigung bedürfen. 


Gesundheitswesen. 


Ausbildung von Desinfektoren für Braun- 
schweig. Der Gesundheitsrath der Stadt Braunschweig hat 
den Beschluss gefasst, mehrere dem Handwerkerstande zu ent- 
nehmende Männer zu gründlicher Ausbildung als Desinfektoren 
nach Berlin zu entsenden. Der praktische Unterricht in der 
dortigen Desinfektionsanstalt dürfte drei bis vier Wochen 
dauern. Man darf annehmen, dass in nächster Zeit durch Erlass 
eines Statuts auch in Braunschweig der Desinfektionszwang 
beim Vorkommen ansteckender Krankheiten zur Einführung 
gelangt. 

Volksbrausebad für Breslau. Das erste Volks- 
brausebad für Breslau wird jetzt laut Beschluss der dortigen 
Stadtverordnetenversammlung vom 6. d.M. eingerichtet werden. 
Der Bauausschuss empfahl, den Antrag des Magistrats auf 
Errichtung des ersten Volksbrausebades mit der Massgabe zu 
genehmigen, dass die Mittel zu dem Neubau nur aus einem 
Legat (!!) genommen würden. Dieser Ausschussantrag wurde 
angenommen. 

Grubenordnung in Nürnberg. Am 27. Juni und 
4. Juli d. J. hat der Stadtmagistrat über eine neue Gruben- 
ordnung berathen, Daraus ist zu entnehmen, dass künftighin 
für jede Familienwohnung eine einzelne Abortabtheilung ein- 
gerichtet werden muss. Wird eine Wohnung nachträglich ge- 
theilt, so ist für jeden Theil eine selbständige Abortabtheilung 
zu schaffen. Bei Errichtung von Gebäuden, welche einer grösseren 
Zahl von Menschen zum Aufenthalt dienen, sind gesonderte 
Aborte für Männer und Frauen herzustellen. Für die Aufnahme 
von Fäkalien bildet das Grubensystem mit pneumatischer Ent- 
leerungsweise die Regel. Als Ausnahme kann die Polizei auch 
Gruben mit Torfstreuung, Tonnen oder Spülaborte mit Klär- 
anlage zulassen, sonst aber ist die Ableitung neu angelegter 
Aborte in fliessende Gewässer sowie in die Kanäle verboten, 
ebenso natürlich die Ableitung in stehendes Wasser. Auch 
sog. Nachtkübel dürfen nicht gebraucht und die Aborte nicht 
in Dungstätten abgeleitet werden. Zur Ableitung der Pissoirs 
in fliessende Gewässer oder Kanäle bedarf es polizeilicher Ge- 
nehmigung. Die Abortgruben dürfen nur auf pneumatischem 
Wege entleert werden. Geht dieses nicht an, so kann die Po- 
lizei Ausschöpfung anordnen. Unter allen Umständen muss alle 
zwei Jahre eine Entleerung stattfinden, doch kann die Polizei- 
behörde aus sanitätspolizeilichen Gründen, besonders bei Epi- 
demien, öftere Räumung der Abort-, Dung- und Sammelgruben 
anordnen, 


Abdeckerei in Hamburg und Berlin. Die Zen- 
tral-Fleischer-Zeitung berichtete vor Kurzem aus Berlin, dass 
Unmengen des der Berliner Abdeckerei übergebenen Fleisches 
nicht, wie es eigentlich bestimmt ist, vernichtet werden, son- 
dern theils als Diebstahl theils als „Hundefutter“ wieder in 
den öffentlichen Verkehr zurückkommen, und da sie frei verkauft 
werden, vorwiegend trotz des Verbotes zum Genusse für Men- 
schen dienen. Nicht nur einzelne Arme, sondern auch Restau- 
rateure und Schankwirthe verwenden es. Demgegenüber ver- 
langt jene Zeitung mit Recht, dass die zuständige Behörde 
Abhilfe schafft, und empfiehlt die Nachahmung der in Hamburg 
bestehenden Vernichtung und Verwerthung von Thierleichen. 
Man hat dort einen Apparat aufgestellt, der nicht nur das 
Fleisch auf 160 °/o erhitzt, sondern gleichzeitig es in seine Be- 
standtheile zerlegt, sodass eine Leimbrühe abgesundert und die 
übrigen Fleisch- und Knochentheile in ein Düngerpulver ver- 
wandelt werden. Zu diesen Vortheilen tritt hinzu. dass die 
Verbrennung völlig geruchlos vor sich geht, also keinerlei 
ungünstige Einflüsse in hygienischer Beziehung zur Folge hat. 
Aus dem Verkauf des erzielten Dungpulvers erwartet man 
sogar eine Rentabilität der Einrichtung. 


Wohnungswesen. 


Bau von Arbeiterwohnungen in Lahr und Offen- 
bPuvezssmutsrlnltesdersV ersucherunssanstaltsBaden. 
Nachdem die Versicherungsanstalt Baden beschlossen hatte, 
Gemeinden, die Arbeiterwohnungen bauen wollen, Geld zu 
3!/e0/o auf 50 Jahre unter 30jährigem Ausschluss der Kündi- 
gung zu leihen, berief der Lahrer Stadtrath die Arbeiter, welche 
geneigt schienen, zu bauen, zusammen, um über die Art des 
weiteren Vorgehens mit ihnen zu berathen. Man beschloss, 
jedem Arbeiter beim Bauen möglichste Freiheit zu lassen und 
die Thätigkeit der Gemeinde darauf zu beschränken, die An- 
schaffung des Geldes zu niedrigem Zinsfuss und möglichst er- 
leichterten Bedingungen zu besorgen, Der Stadtrath Lahr hat 
sodann dem Bürgerausschuss den inzwischen angenommenen 
Antrag unterbreitet, dass bei der Versicherungsanstalt Baden 
ein Darlehen bis zur Höhe von 150000 Mark zu 3!/» ?/o verzins- 
lich und rückzahlbar in spätestens 50 Jahren aufgenommen werde, 
derart, dass in den ersten fünf Jahren keine Tilgung stattfin- 
det, von da ab alle Jahre eine gleichmässige Annuität abge- 
tragen wird, dass aber frühere Tilgungen erfolgen können, in- 
soweit die Mittel dazu vorhanden sind, und dass ferner mit 
diesem Betrage in Lahr ansässigen Arbeitern Darlehen zum 
Zweck der Beschaffung von Arbeiterwohnungen gewährt wer- 
den. Die Versicherungsanstalt ging hierauf ein. Nach dem vom 
Bürgerausschuss Lahr gefassten Beschlusse kann jeder dort 
ansässige Arbeiter, der bauen will und wenigstens einige Er- 
sparnisse besitzt, zu sehr niedrigem Zinsfusse und auf Jahre 
hinaus unkündbar Geld erhalten. Bedingung ist jedoch dabei, 
dass er jährlich eine Abzahlung macht. Diese wird regelmässig 
derart bemessen, dass eine gleichmässige Annuität bestimmt 
wird; im Laufe der Jahre werden die Zinsbeträge immer kleiner, 
die Abzahlungsquoten dementsprechend grösser. Wer also in 
30 Jahren die Schuld tilgen will, hat jährlich etwas weniger 
als 5'/2 °/o, wer sie schon in 25 Jahren abzahlen will, etwas 
über 6°o als Annuität (Zins- und Kapitalrückzahlung) zu zah- 
len. Die Lahrer Arbeiterkommission sprach ferner den Wunsch 
aus, es möge im Interesse der älteren Arbeiter, welche sich 
nicht mehr wohl auf 25—30 Jahre hinaus binden können, er- 
möglicht sein, nur einen Theil der Schuld auf diesem Wege 
abzuzahlen, den Rest aber auf dem Hause als dauernde Schuld 
stehen zu lassen. Deshalb bestimmten die ‚städtischen Körper- 
schaften, dass, falls das Darlehen nur noch 50 °,o des pfand- 
gerichtlichen Anschlags beträgt, der Schuldner die regelmässige 
Tilgung einstellen kann, der Stadtrath aber in diesem Falle 
berechtigt wäre, den Zinsfuss auf den landesüblichen Betrag 
zu erhöhen. Ein Darlehen darf nicht gegeben werden: a) wenn 
der Gesuchsteller das Haus nicht selbst bewohnen will; b) wenn 
die Preise für Ankauf oder Arbeiten unverhältnissmässig hoch 
erscheinen; c) wenn nach den Verhältnissen des Gesuchstellers 
oder seiner Angehörigen zu besorgen ist, dass ihm voraus- 
sichtlich die Erfüllung der einzugehenden Verpflichtungen sehr 
schwer fallen oder gar unmöglich werden wird; d) regelmässig 
nicht, wenn der Gesuchsteller nicht mindestens 20 °/o der Kauf- 
bezw. Baukosten sofort bezahlen kann. Die Stadtgemeinde 
nimmt hiermit also das Prinzip auf, was viele Fabrikanten, 
insbesondere aber die preussische Bergbauverwaltung, mehr- 
fach angewendet haben; jedenfalls hat sie dabei den Vortheil, 
dass bei ihr keine Begünstigung einzelner Arbeiter, die dem 
Arbeitgeber doch nahe liegt, mit unterlaufen wird. Ihr Vorgehen 
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wird um so eher von Erfolg begleitet sein, als in der Stadt 
Lahr z. Zt. schon gegen 220 gewerbliche Arbeiter eigene Häuser 
besitzen. Allerdings darf nicht übersehen werden, dass auf 
diese Weise doch nur einem kleinen Theil und nur den besser- 
gestellten Arbeitern die Möglichkeit gegeben wird, in den Be- 
sitz ordentlicher Wohnungen zu gelangen; auch kann das ganze 
Verfahren selbstverständlich nur in kleineren Orten zur An- 
wendung kommen, wo die Grundstückspreise noch niedrig sind. 
— Zum selben Gegenstande schreibt man uns aus Baden: „Die 
Stadt Offenburg in Baden beabsichtigt in ähnlicher Weise, wie 
ihre Nachbarstadt l.ahr, bei der Versicherungsanstalt Baden 
ein Darlehen aufzunehmen, um es in Theilen wieder an Ar- 
beiter abzulassen, die sich ein eigenes Heim beschaffen wollen. 
Man will jedoch keineswegs diese Darlehen an Arbeiter nur 
zur Erstellung neuer Häuschen, sondern auch zum Ankauf alter 
hergeben, und das, glauben wir, entspricht keineswegs den Er- 
wartungen, welche man an die Beschlüsse der Versicherungs- 
anstaltsvorstände geknüpft hat. Die Gewährung von Darlelien 
zu billigem Zins und günstigen Rückzahlungsbedingungen be- 
hufs Linderung der Wohnungsnoth der unteren Stände sollte 
Gemeinden oder Gesellschaften veranlassen, neue gesunde Woh- 
nungen zu bauen; denn um eine Vermehrung von guten und 
billigen Wohnungen war es den Versicherungsanstalten und 
allen denjenigen zu thun, welche die grossen Kapitalien, die 
durch die Invaliditäts- und Altersversicherung angesammelt 
werden, dem Zweck der Linderung der Wohnungsnoth zu- 
führen wollten. Es wird daher von dem Vorstande der Ver- 
sicherungsanstalt Baden wohl erwogen werden, ob sie das von 
Offenburg verlangte Darlehen unter diesen Umständen gewäh- 
ren kann.“ 


Schlafstellenwesen in Hildesheim. In der ge- 
meinschaftlichen Sitzung der Städtischen Collegien zu Hildes- 
heim vom 10. d. M. wurde eine Polizeiverordnung vorgelegt, 
welche den Vermiethern von Schlafstellen u. A. vorschreibt, 
dass für jede in dem Schlafraume befindliche Person 10 Kubik- 
meter Luftraum vorhanden sein muss. Dieselbe fand einstim- 
mige Annahme. Die Verordnung tritt mit dem 1. October 1894 
in Kraft. 


Gewerbewesen. 


Städtisches Arbeitsamt für Stuttgart. Auf 
Grund der Ermittelungen, welche in dem an anderer Stelle 
dieses Blattes mitgetheilten Bericht des Gewerbegerichts-V or- 
sitzenden Lautenschlager enthalten sind, hat der Ausschuss 
des Stuttgarter Gewerbegerichts den bürgerlichen Kollegien 
folgenden Entwurf eines Ortsstatuts für das städtische Ar- 
beitsamt in Vorschlag gebracht: „S 1. Das Arbeitsamt der 
Stadt Stuttgart hat den Zweck, zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern (gewerblichen Arbeitern, Dienstboten und Lehr- 
lingen) Arbeit zu vermitteln. $ 2. Das Arbeitsamt besteht aus 
einer männlichen und einer weiblichen Abtheilung. $ 3. Das 
Arbeitsamt steht unter der Leitung und Aufsicht einer Kom- 
mission von 9 Mitgliedern und 6 Stellvertretern. Der Vor- 
sitzende der Kommission ist der Vorsitzende des Gewerbe- 
gerichts. Die übrigen Mitglieder der Kommission und die 
Stellvertreter werden von den Beisitzern des Gewerbegerichts 
aus ihrer Mitte gewählt und zwar werden von den Arbeit- 
gebern und von den Arbeitnehmern je vier Mitglieder und 
drei Stellvertreter gewählt. Die Amtsdauer der Mitglieder und 
Stellvertreter erlischt mit dem Ablauf der Zeit, auf die sie 
für das Gewerbegericht gewählt sind. $ 4. Die Sitzungen der 
Kommission werden von dem Vorsitzenden nach Bedarf, je- 
doch mindestens alle zwei Monate einberufen. Wenn ein ordent- 
liches Mitglied am Erscheinen verhindert ist, ist ein Stellver- 
treter beizuzieheu. Für jede Sitzung erhalten die Mitglieder 
eine Entschädigung von 3 Mark. $ 5. Die Angestellten des 
Arbeitsamts werden vom Gemeinderath nach Anhörung der 
Kommission gewählt. $ 6. Die Geschäfte des Arbeitsamts 
werden nach einer Geschäftsordnung, die von der Kommission 
festgesetzt wird, geführt. $ 7. Die Kosten der Unterhaltung 
des Arbeitsamts werden von der Stadt getragen. Die Arbeits- 
vermittlung geschieht unentgeltlich.“ 


Arbeitsnachweisanstalt inKarlsruhe. Der Be- 
trieb der Anstalt für Arbeitsnachweis jeglicher Art in Karls- 
ruhe, hat während der ersten sechs Monate des laufenden 
Jahres einen sehr guten Fortgang gehabt. Es wurden 2595 
Gesuche eingetragen gegen 3418 im Jahre 1892. Von den 684 
Gesuchen sämmtlicher Arbeitgeber konnten 592, also 86 Proz., 
befriedigt werden und von den 1758 Gesuchen sämmtlicher 
Arbeitnehmer 969, also 54 Proz. gegen 59 bezw. 23 Proz. des 
Vorjahres. Aehnliche Erscheinungen sind bezüglich der Ver- 


mittlung von Dienstbotenstellen zu verzeichnen. Diese Weiter- 
entwickelung hängt theils mit den ersten Anzeichen einer 
allmählich wieder erwachenden regeren Geschäftsthätigkeit 
zusammen, theils mit Aenderungen in der Geschäftsleitung. 


Lohnzahlung an Minderjährige. Dem Aufsatz 
(S. 3, Il. Halbjahr dieser Zeitschrift) über Ortsstatuten, betr. 
die Lohnzahlung an Minderjährige, ist nachzutragen, dass in- 
zwischen auch (lie Stadt Rathenow ein solches Ortsstatut ein- 
geführt hat und zwar für alle Minderjährige und auf Grund 
der Ziffer 2 des $ 119a der Gewerbe-Ordnung. 

Kellnerinnenwesen in Chemnitz. Rath und Poli- 
zeiamt zu Chemnitz haben soeben eine Verordnung über das 
Kellnerinnenwesen folgenden Inhalts erlassen. In den Schank- 
räumen der Gast- und Schankwirthschaften, in welchen Kell- 
nerinnen zur Bedienung der Gäste gehalten werden, sind alle 
Einrichtungen verboten, durch welche Räume oder Plätze ver- 
hüllt oder in irgend einer Weise dem freien Ein- und Ueber- 
blick entzogen werden. In öffentlichen Ankündigungen der 
Gast- und Schankwirthe darf des Umstandes, dass sie weibliche 
Bedienung haben, nicht Erwähnung geschehen. Kellnerinnen 
dürfen weder für sich noch für Andere Speisen oder Getränke 
von Gästen erbitten noch annehmen, noch Gäste in aufdring- 
licher Weise zu bereden suchen. Kellnerinnen ist untersagt, 
an den Gasttischen in Gemeinschaft mit Gästen Platz zu neh- 
men. Die zum Bedienen der Gäste zugelassenen Kellnerinnen 
müssen stets im Hause des Gastwirthes wohnen. Auf Schank- 
wirthschaften, in denen die Bedienung durch Ehefrau oder 
Töchter des Wirthes geschieht, findet die Verordnung keine 
Anwendung, doch ist die Polizeibehörde ermächtigt, aus sitten- 
polizeilichen Gründen durch besondere an deren Inhaber ge- 
richtete Verfügungen diese Wirthschaften dieser Bekannt- 
machung zu unterwerfen. 

Brodtaxen. In Preussen mehren sich neuerdings die Ver- 
suche, Brodtaxen einzuführen. Diese Zeitschrift hat regelmässig 
über dieselben berichtet. Die Polizeiverwaltungen erlassen 
auf Grund der 88 72 bis 74 der Reichsgewerbeordnung Ver- 
ordnungen, wonach die Bäcker den pro Kilogramm ihres 
Brodes zu entrichtenden Preis anzugeben haben und das Gebäck 
nur in einzelnen Broden von einem bestimmten Gewicht ver- 
kauft werden darf; in Fällen der Zuwiderhandlung werden 
polizeiliche Strafmandate erlassen, wie neuerdings in Oppeln, 
wo vier Bäcker Brode verkauft hatten, die sogar 150 bis 200 
Gramm schwerer waren, als die Taxe es vorgeschrieben hatte. 


Die Polizeiverwaltungen sind zu diesem Vorgehen ange- 
wiesen. Bereits durch Erlass des Handelsministers vom 
6. Mai 1880 wurde den Bezirksregierungen das Recht zu- 


gestanden, Polizeiverordnungen zu veranlassen, wonach Brod 
nur in bestimmten Gewichtsgrenzen feilgeboten werden darf, 
weil hierin ein Verstoss gegen die Bestimmungen der Reichs- 
gewerbeordnung, insbesondere der 88 72 bis 74, nicht erkannt 
werden könne. In der Verfügung heisst es: „Der Titel 5 der 
(sewerbeordnung enthält, wie schon die Ueberschrift anzeigt, 
nur Bestimmungen über die Festsetzung von Taxen und be- 
schränkt daher die Zuständigkeit der Polizeibehörden zum Er- 
lass ortspolizeilicher Vorschriften über .das Feilhalten von 
Nahrungsmitteln nur soweit, dass diese Vorschriften keine Tax- 
bestimmungen enthalten dürfen. Auch aus dem Umstande, dass 
der $ 73 der Reichsgewerbeordnung die Polizei ausdrücklich 
ermächtigt, die Bäcker oder Verkäufer von Backwaaren zur 
Angabe der Preise und Gewichte der letzteren in näher be- 
stimmter Weise anzuhalten, kann nicht geschlossen werden, 
dass den in Rede stehenden Gewerbetreibenden eine weitere 
Verpflichtung hinsichtlich des Gewichts der von ihnen feilge- 
botenen Backwaaren nicht auferlegt werden dürfe.“ Nachdem 
nun in dem erwähnten Oppelner Falle kürzlich der Strafsenat 
des Kammergerichts zu Gunsten der Bäcker entschieden und 
das Reichsgericht bereits in einer Entscheidung vom 4. Januar 
1883 sich dahin ausgesprochen hat, dass Polizeiverordnungen, 
wonach Brod nur in gewissen Gewichtsgrenzen feilgeboten 
werden darf, ungültig seien, liegt ein gewisser Widerspruch 
zwischen der Verwaltungspraxis und der Verwaltungsrecht- 
sprechung vor, der doch über kurz oder lang beseitigt wer- 
den möchte. 

Elektrizitätswerk in Stuttgart. In der Sitzung 
des Stuttgarter Gemeinderathes vom 8. d. M. gelangte bezüg- 
lich der von einem Ausschuss beantragten Errichtung eines 
Elektrizitätswerkes (vergl. S. 188, I. Halbjahr dieser Zeitschrift). 
das vorläufig nicht in eigene Regie genommen werden sollte, 
folgender Antrag Schall zur Annahme: „Von der Errichtung 
eines allgemeinen Elektrizitätswerkes zur Zeit abzusehen, weil 
ein dringendes Bedürfniss nach einem solchen nicht vorliegt, 
dagegen ein Aufschub um einige Jahre der Stadt eine Reihe 
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wichtiger Vortheile sichern würde, insbesondere die Möglich- 
keit, das Gas- und Elektrizitätswerk in einer Hand zu vereinigen 
und die Fortschritte der Technik sowie die Erfahrungen an- 
derer Städte über den Regiebetrieb abzuwarten bezw. zu ver- 
werthen“. In der langwierigen Debatte sprach sich der Antrag- 
steller namentlich gegen das Privatmonopol aus und gegen 
Schaffung eines Konkurrenten der Stadt, die in fünf Jahren 
das Gaswerk übernehmen werde. Die eigene Regie sei vorzu- 
ziehen vor dem Privatunternehmen, da jeder zunächst für 
seinen eigenen Nutzen besorgt sei, nicht aus Wohlwollen für 
die Stadt, sondern. des Geldes wegen das Geschäft mache; 
somit werde das Publikum theurer bedient sein, als bei der 
Regie durch die Stadt. Auch von anderer Seite wurde betont, 
dass der Regiebetrieb den Vorzug verdiene. Wenn nach der Aus- 
sage des Stadtbauraths überhaupt kein Risiko mit dem Werk ver- 
bunden sei, sei auch für die Stadt keines vorhanden. Der Reise- 
bericht der zum Studium der Frage eingesetzt gewesenen Kom- 
mission besage auf Seite 27: „Zunächst hat die Kommission 
keineswegs den Eindruck bekommen können, dass ein wirth- 
schaftlich erfolgreicher grösserer elektrischer Betrieb nirgends 
vorliege. Selbst die unter ungünstigen Verhältnissen arbeiten- 
den Anlagen in Darmstadt und Kassel kommen bei genügenden 
Abschreibungen zur nahezu vollständigen Deckung ihrer Kosten. 
In allen übrigen Städten ist theilweise schon vom ersten Be- 
triebsjahre ab ein Ueberschuss, zum Theil sogar in namhaften 
Beträgen zu verzeichnen.“ Warum wolle man dann diesen 
Nutzen einem Privatunternehmer zuwenden und nicht ' der 
städtischen Kasse zu gut kommen lassen und warum solle der 
Stadtverwaltung nicht dasselbe gelingen wie anderen Städten? 
Beinahe in allen Städten, wo die Elektrizität zurzeit eingeführt 
sei, in Darmstadt, Düsseldorf, Hannover, Köln, Kassel, werde 
sie in der Form des städtischen Betriebs gehandhabt, auch in 
Aachen wurde das Werk wenigstens auf Kosten der Stadt 
hergestellt. Ob ein solcher städtischer Betrieb theurer wäre 
als ein Privatunternehmen, sei noch die Frage; die Direktoren 
für die kaufmännischen Betriebe seien auch nicht billig, und 
die Stadt werde sich solche, angesichts sonstiger Vortheile, 
welche sie zu gewähren vermöge, billiger zu beschaffen ver- 
mögen als die Aktiengesellschaften, welche, ebenso wie sons- 
tige Privatunternehmer, das öffentliche Interesse immer hinter 
die wirthschaftlichen, rentabeln Interessen zurücksetzen. Nach 
einer alten Erfahrungsthatsache müsse die Gemeinde allemal 
eintreten, wenn ein solcher Betrieb sich nicht rentire; das habe 
man bei der alten Pferdebahn erfahren, bei einem Privat- 
Elektrizitätswerk würde es ebenso gehen, die Stadt bei mangeln- 
der Rentabilität aushelfen, schliesslich sich zur Uebernahme 
entschliessen müssen und so effektiv doch ein Risiko tragen. 
Ein Unternehmen, welchem eine gewisse Verfügung über die 
Strassen, Aufreissen des Bodens, Legen von Drähten u. s. w. 
zukomme, gehöre in die Hand der Stadt; mit der Kontrole 
werde es nicht so leicht gehen, wie manche meinen. Der 
Stadtvorstand betonte dagegen nur, gegen die eigene Regie 
spreche zur Zeit die Schuldenlast Stuttgarts, welche um 2!/s 
Mill. vermehrt werden müsste, wenn man selbst baue; in zehn 
Jahren könne man das Werk übernehmen, wenn es in bestem 
Zustande sein werde. Es scheint, dass die Errichtung in 
näherer Zeit hätte ausgeführt werden können, wenn man 
sich allseitig zu dem Regiebetrieb zu entschliessen vermocht 
hätte. Jedenfalls war der Bürgerausschuss, an welchen die 
Angelegenheit ressortmässig gelangte, in seiner Sitzung vom 
l1.d. M. nicht in der Lage, dem Beschlusse des Gemeinderaths 
beizutreten; er hat vielmehr einstimmig den Beschluss gefasst, 
sich für die sofortige Erstellung eines allgemeinen Elektrizitäts- 
werkes seitens der Stadtgemeinde Stuttgart auszusprechen, und 
stellt den Antrag an den Gemeinderath: „derselbe wolle diese 
Frage in thunlichster Bälde wiederholt in Erwägung ziehen.“ 
Hierbei lässt der Bürgerausschuss die Frage, ob der Bau und 
Betrieb des Elektrizitätswerkes in eigener Regie der Stadt- 
gemeinde oder auf andere Weise erfolgen soll, zunächst offen 
und gibt dem Gemeinderath anheim, diesen Punkt nach Ent- 
scheidung der erstgenannten Frage nochmals an die bestehende 
Kommission zur weiteren Behandlung zu verweisen. Der Ge- 
meinderath hat sich diesem Beschluss angeschlossen; die An- 
gelegenheit wird voraussichtlich im September wieder auf die 
Tagesordnung gelangen. 


Steuerwesen. 


Oktroiverlängerung in Strassburg. In den 
elsass-lothringischen Städten ist von französischer Zeit her 
noch der kommunale Haushalt wesentlich auf die Erhebung 
ziemlich bedeutender Oktroiabgaben aufgebaut, ein Zustand, 
den die deutsche Verwaltung leider noch nicht zu ändern ver- 


suchte. Vielmehr hat eine kaiserliche Verordnung vom 18. Februar 
1859 die Weitererhebung des Oktrois nach Massgabe des gegen- 
wärtig geltenden Tarifs auf fünf Jahre weiter genehmigt und 
sogar die Erhebung eines Zuschlagszehntels zu den Sätzen des 
Tarifs gebilligt. Statt dass man in der Zwischenzeit daran ge- 
gangen wäre, den städtischen Haushalt auf vernünftigere 
Grundlagen zu stellen, begnügt man sich jetzt (in der Ge- 
meinderathssitzung vom 12. d. M.) mit der Erklärung, es könne 
über die Nothwendigkeit der Forterhebung dieser Steuer, welche 
die wichtigste Einnahmequelle des städtischen Haushalts bilde, 
wohl kein Zweifel bestehen, sodass es nur der Prüfung be- 
dürfe, ob und eventuell welche Aenderungen des Tarifs und 
Reglements angezeigt erscheinen. Aber nicht nur das, man will 
die Oktroierhebung auch auf die zur Stadt gehörigen Vororte 
ausdehnen. Bis jetzt wurde nur die Einfuhr von Brenn-, Bau- 
und Verzehrartikeln in die innere Stadt, wie sie vom Festungs- 
wall umgeben ist, besteuert, während die Vororte davon frei 
blieben und Aversa zahlten. Jetzt soll die Oktroigrenze hinaus- 
geschoben werden. Man berechnet, dass diese Vororte von 
Jahr zu Jahr grössere Ansprüche an den Stadtsäckel stellen 
und schon jetzt etwa Mk. 200000 jährlich erfordern, wovon 
sie nicht die Hälfte an Steuern aufbringen. Wende man die 
gegenwärtig geltenden Oktroisätze auch auf die Vororte an, 
so stehe eine Einnahme von Mk. 230000 zu erwarten. Als 
einzige Erleichterung ist vorgesehen. dass in den Vororten 
Holzwellen und Steinkohlen von der Besteuerung ausgeschlossen 
bleiben. Allem Anscheine nach wird dieser bedauerliche Rest 
französischer Verwaltungspolitik also noch recht lange in der 
elsässischen Hauptstadt bestehen bleiben, denn wenn die Re- 
gierung der Reichslande auf eine Regelung der Strassburger 
Finanzen, welche die Forderungen der Sozialpolitik mehr be- 
rücksichtigt, drängen wollte, so hätte sie schon lange dazu 
Veranlassung gehabt. 


Eingegangene Schriften. 


I. Drucksachen kommunaler Verwaltungen. 


Referate zu den Sitzungen der Stadtverordneten-Versammlung 
zur Breslau 1893, s. 223366. 

Protokolle zu den Sitzungen der Stadtverordneten-Versammlung 
zurBres1au01393,5.83 146: 

Stadthaushalts-Etat von Charlottenburg für das Rechnungs- 
jahr 1893/94. 

Erläuterungs-Bericht zum Stadthaushalts-Etat 
lottenburg für das Etatsjahr 1893/94. 
Etatsfeststellungs-Beschluss betreffend den Stadthaushalts-Etat 

von Charlottenburg für das Rechnungsjahr 1893/94. 

Bericht des Magistrats der Stadt Danzig über den Stand der 
dortigen Gemeinde-Angelegenheiten bei Ablauf des Ver- 
waltungsjahres 1892/93. 

Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten der Stadt Elbing umfassend den Zeit- 
raum für das Verwaltungsjahr 1892/93. 

Kämmerei-Haupt-Etat der Stadt Elbing pro 1. April 1893/94. 

Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten der Stadt Erfurt für das Etatsjahr 1891/92. 

Handbuch der städtischen Armen-Verwaltung zu Frank- 
furt a. M. 1893/94. 

Stadtgemeinde Freiburg i. B. Nachweisung über die Ein- 
nahmen und Ausgaben in dem Rechnungsjahre 1892. 

Verwaltungs-Bericht der Stadt Gera für 1892. 

Gera. Ortsstatut betr. Kegelaufstellen durch Schulkinder. 

Bericht über den Stand und die Verwaltung der (Gemeinde- 
Angelegenheiten der Stadt Hagen i. W. für das Geschäfts- 
jahr 1891/92 und Haushalts-Etats für das Rechnungsjahr 
1893/94. 

Haushaltspläne der Stadt Halle a. d. Saale für 1893/94. 

Vorlagen des Stadtraths Heidelberg an den verehrlichen 
Bürgerausschuss. 

Köln. Ortsstatute, betr.: Leihhaus, Stadtbibliothek, historisches 
Archiv, Einquartierungswesen, Strassenreinigung, Konzes- 
sion von Gastwirthschaften, Gemeinde-Einkommensteuer, 
Hundesteuer, Fleischverkehr, Begräbniss- Ordnung, An- 
schluss an die städtische Wasserleitung, Ausdehnung der 
Krankenversicherung, Schutzmassregeln gegen Cholera, 
Anstellung und Besoldung der Volksschullehrer, Besoldung 
der übrigen städtischen Lehrer, Dienstanweisung für die 
städtischen Beamten, Regulativ und Ausführungsanweisung 
betr. Erhebung von Abgaben für öffentliche Lustbarkeiten 
zu Armenzwecken, Armenordnung. 
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Verwaltungs-Bericht der Stadt Leipzig für das Jahr 1891. 

Haushaltspläne der Stadt Magdeburg für das Etatsjahr 
1893/94. 

Mittheilungen des Statistischen Amtes der Stadt München. 
XI. Band. 2. und 3. Heft. 

Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten in der Stadt Posen für das Verwaltungs- 
jahr vom 1, April 1891 bis 31. März 1892. 


II. Bücher und Broschüren. 


Arbeits-Nachweis. Central-Verein zu Berlin. 
bericht für das Jahr 1892. 35 Seiten. 

Baecker, Kurt. Die Volksunterhaltung vom sozialpolitischen 
Standpunkte. Erstrebtes — Erlangtes — Erwünschtes. Berlin 
1893. Deutsche Schriftsteller-Genossenschaft. E. G. m.b.H. 
83 Seiten. 

Berliner Baugenossenschaft. Eingetragene (senossenschaft 
mit beschränkter Haftpflicht. Jahresbericht für 1892. 
Buchholz, Johannes. Grossgrundbesitzer, — Bauer und Land- 

arbeiter. Berlin 1893. Max Hoffschläger. 48 Seiten. 

Bünnecke, H. Handbuch der sozialen Gesetzgebung des 
Deutschen Reichs. Für jedermann zum praktischen Ge- 
brauche. Leipzig 1891. Verlag von Wilhelm Violet. VIII 
und 186 Seiten. 

Ehlers, D. Rudolf. Die Arbeiten unter dem rothen Kreuz 
im weissen Felde und die soziale Aufgabe der Gegenwart. 
Vortrag, gehalten in der Generalversammlung des Vater- 
ländischen Frauenvereins am 14. April 1893. Sonderabdruck 
aus dem „Deutschen Frauen-Verband“. Berlin 1893. Karl 
Heymann’s Verlag. 16 Seiten. 

Fischel, Alexander. Zur Kritik der Steuerreform-Vorlage. 
Wien 1893. Verlag von ]J. Eisenstein & Co. VI und 
58 Seiten. 

Frank, Dr. Siegfried. Das Grundprinzip der Arbeiterversi- 
cherungsgesetzgebung. Eine sozialpolitische Studie. Fürth 
1892. Georg Rosenberg. 34 Seiten. 

Freund. Dr. jur. Richard. Die Revisionsentscheidungen, Be- 
scheide, Beschlüsse etc. des Reichsversicherungs-Amts in 
Invaliditäts- u. Altersversicherungssachen als Erläuterungen 
zu dem Reichsgesetz vom 22. Juni 1889. Berlin 1893. 
J- J- Heines Verlag. VIII und 109 Seiten. 

Gaertig, W. Zehn Jahre Handfertigkeits-Unterricht. Posen 
1893. W. Decker & Co. (A. Röstel). 64 Seiten. 

Gesellschaft freiwilliger Armenfreunde in Kiel. 
Berichte der Kommissionen für die Zeit vom 1. April 1888 
bis 3l. März 1889, do. 1. April 1889 bis 31. März 1890, 
do. 1. April 1890 bis 31. März 1891, do. 1. April 1891 
bis 3l. März 1892. 

Gray. Dr. John Henry. Die Stellung der privaten Beleuch- 
tungsgesellschaften zu Stadt und Staat. Die Erfahrungen 
in Wien, Paris und Massaschusetts. Ein Beitrag zur Beur- 
theilung des wirthschaftlichen, politischen und administra- 
tiven Gemeindelebens. Jena 1893. Verlag von Gustav Fi- 
scher. XII und 167 Seiten. Sammlung nat.-Ökon. und statist. 
Abhandlungen des staatw. Seminars zu Halle a. S. herausg. 
v. Prof. Dr. J. Conrad. 8. Band. 4. Heft. 

Hallbauer, Max. Das neue Reichsgesetz über die Kranken- 
versicherung vom 10. April 1892. Eine Darlegung in Ge- 
sprächsform für Jedermann. Leipzig 1893. Verlag von 
Albert Berger (Serig’sche Buchhandlung). 112 Seiten. 

von Halle, Dr.L. und Koch, Dr. G. Die Cholera in Ham- 
burg in ihren Ursachen und Wirkungen. Eine ökonomisch- 
medizinische Untersuchung. Herausgegeben und verlegt 
von der Aktien-Gesellschaft „Neue Börsenhalle* in Ham- 
burg. I. Theil: Oekonomische Ursachen. Mit einer Spe- 
zialkarte des Hamburgischen Stadtgebietes. 92 Seiten. 

Henschel, Hermann. Allgemeine Staats-Lehre. Als Ein- 
leitung in das Studium der Rechts-Wissenschaft. Erste 
und zweite Lieferung. Berlin 1890;93. Siemenroth & Worms. 
232 Seiten. 

Henschke, Frau Ulrike. Denkschrift über das weibliche 
Forbildungsschulwesen in Deutschland. Berlin 1893. Kom- 
missionsverlag von A. W. Hayn’s Erben. 60 Seiten und 
4 Tabellen. 

Jäger, Dr. Eugen. Der ländliche Personalkredit. Sozial- 
politische Studien. Die Agrarfrage der Gegenwart IV. Band. 
Berlin 1898. Puttkammer und Mühlbrecht VIII und 543 
Seiten und 2 stat. Tabellen. 

Janke, Otto. Die Hygiene der Knaben-Handarbeit. Beiträge 
zur gesundheitsgemässen Ausgestaltung des Handarbeits- 
Unterrichts für Knaben. Hamburg und Leipzig 1893. Verlag 
von Leopold Voss. VIII und 105 Seiten, 


Geschäfts- 


Mittheilungen des Verbandes südvwrestdeutscher Gevrerbegerichte. 


Aus der Spruchpraxis des Gewerbegerichts 
zu Frankfurt a. M. 


Mitgetheilt von Dr. Waldschmidt, Magistrats-Assessor in Frank- 
furt a. M. 


Zu $ 122 der Reichs-Gewerbe-Ordnung. Ein gewerblicher 
Arbeiter, welchem nach kündigungsloser Entlassung noch wäh- 
rend der Kündigungsfrist, wenn auch erst nach Erhebung der 
Klage auf Entschädigung, die Aushaltung des Arbeitsvertrags 
angeboten wird, hat, wenn er die Wiederaufnahme der Arbeit 
verweigert, keinen Anspruch auf Lohnentschädigung für die 
Zeit von dem Angebot der Arbeit an. 

Zu 8 105 der Gewerbe-Ordnung. Der Abschluss eines 
bindenden Arbeitsvertrags ist nicht davon abhängig, dass ein 
Dienstlohn von bestimmter Höhe verabredet wird. 

Zu $ 123, Ziff. 8 der Gewerbe-Ordnung. Die durch Er- 
krankung bedingte zeitweise Unfähigkeit eines Arbeiters, die 
ihm obliegende Arbeit zu erfüllen, hat nicht ohne Weiteres 
die Lösung des Arbeitsvertrags zur Folge. Es bedarf daher zur 
Aufrechterhaltung des Arbeitsverhältnisses keiner ausdrück- 
lichen Erklärung des Arbeiters, hingegen der ausdrücklichen 
Entlassung Seitens des Arbeitgebers, welcher die Lösung des 
Arbeitsverhältnisses will. Eine solche Lösung kann nicht mehr 
dann ausgesprochen werden, wenn der Arbeiter wieder ge- 
nesen zur Aufnahme der Arbeit fähig und bereit ist. 

Zu Tit. VII der Gewerbe-Ordnung. Die Bestimmungen 
des Tit. VII finden auch auf sog. Taglöhner Anwendung, so- 
fern sie gewerbliche Arbeiter sind, d. h. durch Arbeitsvertrag 
verpflichtet sind, in einem Gewerbebetrieb thätig zu sein, auf 
welchen die Gewerbe-Ordnung Anwendung findet. Sie haben 
daher insbesondere auch Anspruch auf vierzehntägige Kündi- 
gung mangels anderslautender Vereinbarung. 

Zu SS 1 und 2 des Gesetzes vom 29. Juli 1890, betr. die 
Gewerbegerichte. Das Gewerbegericht ist auch für Streitig- 
keiten zwischen Kaufleuten und deren nichtkaufmännischem 
Hülfspersonal zuständig. (Vgl. I. Halbj. S. 93 dieser Ztschrft.). 
Das Gewerbegericht ist nicht zuständig für den Lohnanspruch 
einer Büglerin, welche von einem gemeinnützigen Verein (Verein 
für Haushaltungsschulen) als Bügellehrerin angenommen war. 

. Zu $ 133c der Gewerbe-Ordnung. Gewerbliche Arbeiter 
— im Gegensatz zu Betriebsbeamten, Marktmeistern und Tech- 
nikern — haben keinen Anspruch auf Lohnzahlung in Krank- 
heitszeiten. Andererseits ist ein Gewerbegehilfe, welcher un- 
verschuldet nicht in der Lage ist, die ihm obliegenden Leistungen 
zu erfüllen, nicht verpflichtet, die Mehrkosten, welche dem 


Arbeitgeber durch Einstellung einer Ersatzkraft erwachsen, 
zu ersetzen. 


Geschäftsberichte. 


Ueber die Thätigkeit des Gewerbegerichts zu Berlin 
im ersten Vierteljahr seines Bestehens, vom 10. April bis 
30. Juni 1893, wird berichtet: 3013 Klagen waren einge- 
gangen; hiervon wurden nur 722 Sachen an die Kammern ver- 
wiesen, während die übrigen Sachen in Terminen ohne Bei- 
sitzer erledigt wurden. Im Einzelnen wurden erledigt: durch 
Nichterscheinen der Parteien 212, durch Klagezurücknahme 
einschliesslich Verzicht 168, durch Vergleich 867, durch An- 
erkenntniss 43 und Versäumnissurtheil 328 Sachen. Insgesammt 
wurden 2811 Termine abgehalten und zwar 2182 vor dem 
Einzelrichter und 629 bei den Kammern. Unter den eingegan- 
genen Klagen befanden sich mit einem Objekt bis 50 Mark 
2572 Sachen, von 50 bis 100 Mark 338 und über 100 Mark 
nur 103 Sachen. Das Einigungsamt trat nicht in Thätigkeit. 


Im Bezirke der Handelskammer zu Halle a. S. waren 
im Jahre 1892 1058 Gewerbestreitsachen anhängig gemacht, 
davon in Halle 714, Von den anhängig gemachten Streitfällen 
wurden erledigt: durch Zurücknahme 220, durch Vergleich 365, 
durch Erkenntniss 396, durch Nichterscheinen des Klägers 9, 
durch Zurückweisung wegen Unzuständigkeit 55. Von Arbeit- 
gebern wurden 75, von Arbeitnehmern 983 Streitfälle (davon 
in Halle von Arbeitnehmern 709) anhängig gemacht. Die Strei- 
tigkeiten betrafen: Lohndifferenzen in 365 Fällen, Zeit des 
Antritts 41, Zeit des Austritts 575, Herausgabe von Sachen 39, 


Ausstellung eines Zeugnisses 39, Berechnung der Versiche- 
rungsbeiträge 10, Ansprüche der Arbeiter bei gemeinsamer 
Arbeit I. In Halle wurden ausserdem 20 Lehrlings-Streitgkeiten 
anhängig gemacht. 


Die Thätigkeit des Leipziger Gewerbegerichts ist im 
Jahre 1892 erheblich geringer gewesen als im Vorjahr. Es 
ergibt sich das aus folgendem Vergleich: Klageansprüche wur- 
den geltend gemacht von Arbeitgebern 139 (gegen 238 in 1891), 
von Arbeitern 2636 (gegen 3207 in 1891), zusammen 2775 
(gegen 3445 in 1891). Von den anhängig gewordenen Streitig- 
keiten wurden erledigt: a) durch Klagerücknahme und ausser- 
gerichtlichen Vergleich 978 (gegen 1322 in 1891), b) durch 
gerichtlichen Vergleich in den Sühneterminen 1174 (1284), 
dgl. in den mit Beisitzern abgehaltenen Terminen 396 (492), 
c) durch Urtheil zu Gunsten des Klägers 160 (206), dgl. zu 
Gunsten des Beklagten 47 (119), unerledigt blieben am Jahres- 
schlusse 20 (22), zusammen 2775 (3445). Die Zahl der erhobe- 
nen Klageansprüche ist hiermit um 670, also nahezu um ein 
Viertel zurückgegangen. Am stärksten betrifft der Rückgang 
die Klagerücknahme und aussergerichtlichen Vergleiche (Rück- 
gang 35,2%) und die Zahl der Urtheile (Rückgang 36,3 %o). 
Ueber die Ursachen des Rückganges äussert sich der Bericht, 
wie folgt: „Während bisher seit dem Bestehen des Gewerbe- 
schiedsgerichtes und auch noch nach der Errichtung des Ge- 
werbegerichtes eine zu dem Wachsen der Gerichtseingesessenen 
im Verhältniss stehende stetige Vermehrung der Klage-An- 
sprüche zu beobachten war, hat sich im Berichtsjahre die Zahl 
derselben zum ersten Mal verringert. Diese in die Augen fal- 
lende Verminderung ist nicht etwa auf eine Veränderung der 
Zuständigkeit der Gewerbegerichte zurückzuführen, denn diese 
ist im Verhältniss zu der des früheren Gewerbeschiedsgerichtes 
sogar noch ein wenig erweitert. Vielmehr ist dieser Rückgang 
offenbar eine höchst erfreuliche Folge der Einführung 
der Arbeitsordnungen, welche seit dem |. April des 
Berichtsjahres für alle Fabrikbetriebe, in denen mindestens 
20 Arbeiter beschäftigt werden, haben errichtet werden müs- 
sen. Denn durch die Arbeitsordnung ist nicht nur der Inhalt 
des Arbeitsvertrages klar und unzweifelhaft geworden, sondern 
es ist darüber, was zwischen Arbeitgebern und Arbeitern 
Rechtens ist, auch jedesmal sofort urkundlich der Beweis ge- 
führt.* Die Höhe des Streitgegenstandes betrug in 57 Fällen 
(gegenüber 223 Fällen im Vorjahre) mehr als 100 Mark, in 
welchen Fällen bekanntlich Berufung an das Landgericht zu- 
lässig ist. Von diesem Rechtsmittel wurde jedoch nur zwei Mal 
Gebrauch gemacht. In einem Falle wurde die Berufung zurück- 
gewiesen; der andere Fall schwebt noch. 


Die Thätigkeit des Dresdner Gewerbegerichts war im 
Jahre 1892 eine höhere, als im vorauf gegangenen Jahre. 
Anhängig waren im Ganzen 1889 Klagen; zu ihrer Erledigung 
waren 2087 Verhandlungstermine nöthig, Von den sämmtlichen 
1889 Klagen waren gerichtet: 1703 gegen Arbeitgeber, 132 
gegen Arbeitnehmer, 13 von Arbeitern gegen Arbeiter, 31 von 
Lehrlingen gegen Lehrherren und 5 von Lehrherren gegen 
Lehrlinge. Nur 56 Klagen blieben unerledigt. Die hohe Zahl 
derselben findet ihre Begründung darin, dass kurz vor Ende 
des Jahres 42 Klagen auf einmal angebracht wurden, welche 
in einem Verfahren verbunden waren. Von den Klagen selbst 
fanden ihre Erledigung 9 durch Zurückweisung wegen Unzu- 
ständigkeit, 128 durch Beilegung in Folge Ruhens des Ver- 
fahrens, 239 durch Zurücknahme der Klage, 1003 durch Ver- 
gleich, 162 durch in Rechtskraft übergegangene Versäun- 
nissurtheile und 292 durch Entscheidung nach vorgängiger 
Verhandlung. 


Das Gewerbegericht in Elbing (seit 28. April 1892) 
erledigte im Geschäftsjahr 1892/93 46 Sachen in 17 
Sitzungen. 50 Klagen waren eingegangen. Ohne Beisitzer wurden 
17 Sachen erledigt, und zwar 7 durch Vergleich, 1 durch Rück- 
nahme, 2 durch Verzicht, 2 durch Urtheil, und 5 auf andere 
Weise. Mit Beisitzern wurden 29 Sachen, und zwar 16 durch 
Vergleich, 12 durch Urtheil und I auf andere Weise erledigt. 
4 Klagen blieben unerledigt. Abgesehen von den Kosten der 
Einrichtung wurden aufgewendet für Entschädigung der Bei- 
sitzer Mk. 52.50, vereinnahmt an Gebühren Mk. 17.50, sodass 
die Unterhaltung einen Aufwand von Mk. 35.— verursachte. 
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Die Gesellschaft freiwilliger Armenfreunde 
in Kiel. 
Von P. Chr. Hansen, Landesversicherungsrath in Kiel. 


Die wirthschaftlichen Verhältnisse in deutschen Landen 
waren gegen Ausgang des vorigen Jahrhundeıts fast über- 
all höchst traurig. Die Landwirthschaft hatte in den 
achtziger Jahren mehrfach schweren Misswachs zu ver- 
zeichnen gehabt, das Handwerk lag darnieder, der Handel 
stockte. Kiel, die heutige Hauptstadt der preussischen 
Provinz Schleswig-Holstein, zählte im Jahre 1790 nur 
etwa 7000 Seelen, eine durchaus kleinstädtische Bevöl- 
kerung. Innerhalb dieser Bevölkerung nun fanden sich 
einige wackere Männer, welche die Noth der Zeit er- 
kannten und zugleich bemüht waren, die rechten Mittel 
zu ihrer Abhülfe anzuwenden. Zur Bekämpfung des Elends, 
welches sich auf allen Gassen zeigte und namentlich in 
der Verwahrlosung der Jugend und in einem weit ver- 
breiteten Bettelunwesen zu Tage trat, riefen sie eine Ver- 
einigung ins Leben, der sie den Namen „Gesellschaft 
freiwilliger Armenfreunde“ gaben. Am 3. Juni 1793 nahm 
die Gesellschaft ihre Thätigkeit auf. Die damalige Schöpfung 
lebt und wirkt noch heute. Am 3. Juni d. J. beging die 
Kieler Gesellschaft freiwilliger Armenfreunde das Fest 
ihres hundertjährigen Bestehens, und es ziemt sich wohl 
dieses Tages auch hier zu gedenken. 
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Die Gesellschaft setzte sich von vornherein hohe 
Ziele. Sie machte sich anheischig, die gesammte Armen- 
pflege zu übernehmen; sie begründete eine Unterrichts- 
anstalt für die Armenkinder, suchte Arbeitsgelegenheit 
für die Beschäftigungslosen zu schaffen und richtete eine 
ausgedehnte Krankenfürsorge ein. Die finanziellen Mittel 
zur Durchführung dieser Aufgaben sollten aus freiwilligen 
Beiträgen fliessen, und das Vertrauen, welches dabei auf 
die Unterstützung aus der Mitte der Bevölkerung gesetzt 
werden musste, fand seine Rechtfertigung. Bald nachher 
ging man weiter. Schon 1795 entstand eine Fortbildungs- 
schule für Erwachsene (Sonntagsschule). Im Jahre 1796 
folgte die Einrichtung einer Sparkasse — die 1799 auch zu 
einer Leihkasse ausgebaut wurde — eine der allerersten 
Sparkassen in ganz Deutschland. Die Bestrebungen der 
Gesellschaft, der alsbald reichlich 100 Mitglieder ange- 
hörten, waren von erfreulichem Erfolge begleitet. Für 
die Verwirklichung der idealen Gedanken stellten sich 
die rechten Kräfte zur Verfügung, Männer, die mit edel- 
müthiger Gesinnung gesunden praktischen Blick und eine 
glückliche Hand verbanden. Freilich traten im Laufe der 
Jahre Perioden ein, in denen das Interesse erlahmte und 
die Geldmittel minder reichlich flossen, trotzdem ver- 
mochte die Gesellschaft nahezu vierzig Jahre hindurch 
ohne andere als freiwillige Zuwendungen auszukommen. 
Ein königliches Reskript von 1830 verlieh der Verwal- 
tung die Erlaubniss, Steuern zu erheben, doch trat erst 
1843 die Nothwendigkeit ein, davon Gebrauch zu machen, 
und nach wie vor verblieb die geleistete Liebesarbeit 
das Werk freiwilliger Armenfreunde. In den vierziger, 
fünfziger und sechsziger Jahren dieses Jahrhunderts wurde 
mehrfach die Frage einer Uebertragung der Armenpflege 
an die Gemeindeverwaltung erwogen, allein einstweilen 
kam es nicht zu einer Aenderung. Erst das Reichsgesetz 
über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 1870 und 
das preussische Ausführungsgesetz vom 8. März 1871, 
welches die Armenfürsorge den Gemeinden zuwies, zogen 
der Gesellschaft den bisherigen Boden ihrer Wirksamkeit 
unter den Füssen fort. Uebrig blieb ihr darnach eigent- 
lich nur die Leitung der Spar- und Leihkasse, deren 
stets ansehnlicher gewordenen Ueberschüsse sie schon 
seit längerer Zeit theilweise für eine Reihe gemeinnütziger, 
nicht unmittelbar mit der Armenversorgung in Verbin- 
dung stehender Zwecke verwendete. 

Diese gemeinnützigen Bestrebungen suchte man nun 
mehr und mehr unter besonderen Kommissionen zu organi- 
siren. In erster Linie wurde 1872/73 die Helfekommission 
eingesetzt, mit der Aufgabe, durch Hülfeleistung bei vor- 
übergehenden Nothständen und drohender Verwahrlosung 
der Verarmung vorzubeugen. Diese Kommission stellt 


eine umfassend ausgestattete Einrichtung zum nachdrück- 
lichen Eingreifen in Fällen drohenden wirthschaftlichen 
Verfalles dar; sie arbeitet Hand in Hand mit dem 
Frauenverein und hat in den letzten Jahren einen regel- 
mässigen Aufwand der Gesellschaft von 15—17 000 M. 
in Anspruch genommen. Auf Anregung der Helfekom- 
mission und zur Förderung ihrer Zwecke entstand im 
Jahre 1890 ein Siechenhaus — ein Heim für ältere Per- 
sonen — unter dem Namen „Kaiser Wilhelm 1.-Stift“, zu 
dessen Herstellungskosten die Gesellschaft 90 000 M. 
beigesteuert hat. Ein weiterer Ausschuss, die Aufsichts- 
und Erziehungskommission (1873), erhielt die Aufgabe, 
konfirmirten Knaben und Mädchen Unterstützung zu 
inrem Fortkommen oder ihrer Fortbildung zu gewähren 
und ferner, soweit thunlich, deren Unterbringung in die 
Lehre. oder sonstige Dienst- und Berufsverhältnisse zu 
vermitteln, sowie ihnen auch später bis zu erreichter 
Mündigkeit durch Berathung und Beaufsichtigung helfend 
und fördernd zur Seite zu stehen. Dieser Kommission 
lässt die Gesellschaft jährlich 2400 M. zufliessen. Noch 
umfassender ist die Wirksamkeit der ebenfalls 1872/73 
eingesetzten Arbeitskommission, die nach und nach zwei 
Knabenhorte, die sog. offenen Abende zum Unterricht 
im Flicken und Stopfen in den Mädchen-Volksschulen 
während der Abendstunden, ferner Handfertigkeitskurse 
zur Ausbildung in Holzschnitt- und Papparbeiten einge- 
richtet hat, endlich sich die Besorgung von Arbeitsstellen 
für Bedürftige, Vermittelung bezw. Gewährung von Unter- 
stützungen für die Erlernung eines Berufes, wie auch zur 
Fortsetzung eines Geschäfts angelegen sein lässt und über 
die Summe von früher 7500 M., nunmehr 9000 M. 
jährlich, aus Gesellschaftsmitteln verfügt. Der Fürsorge 
für entlassene Strafgefangene widmet eine vierte, zu 
gleicher Zeit entstandene Abtheilung ihre Thätigkeit. 
Eine hohe Bedeutung hat die 1877 errichtete Fortbil- 
dungsanstalt für konfirmirte Mädchen, die später den 
Namen Frauengewerbeschule erhielt, gewonnen, seit 1884 
besitzt sie ihr Heim in einem Schulgebäude, das einen 
Kostenaufwand von reichlich 60000 M. erforderte. Eine 
fernere Veranstaltung aus den Jahren 1878 und 1888 
gewährt Unbemittelten zu jeder Jahreszeit gegen eine mässige 
Vergütung (10 Pfg.) warme Bäder, wofür die Gesellschaft 
von 1878 bis jetzt 45000 M. an Kapital überwiesen hat. 
Bei Einweihung des neuen Universitätsgebäudes zu Kiel 
im Jahre 1876 stiftete die Gesellschaft ein sog. Univer- 
sitäts-Stipendium zum Betrage von 5000 M. Im Jahre 1880 
richtete sie für schwächliche Kinder Ferienkolonien ein, die 
sie Jahr für Jahr in ausgedehntem Maasse ausgerüstet 
hat. In den letzten Jahren erhielt auf Veranlassung der 
Kommission für die Ferienkolonien eine grössere Schaar 
von Schulkindern theils Mittags, theils Morgens oder 
Abends während der strengen Winterszeit warme Speisen. 
Zwei Wartschulen sind — durch private Beihülfen aller- 
dings mitunterstützt — Seitens der Gesellschaft geschaffen ; 
eine dritte Anstalt wird fortgesetzt der finanziellen Bei- 
hülfe theilhaftig. Höchst segensreiche Institutionen bilden 
ferner die 1873 entstandene Volksbibliothek, das 1875 
begründete Lombard (Leihhaus) und die 1878 eröffnete, 
1885 in dem eigens errichteten Gebäude untergebrachte 
Volksküche, mit welch’ letzterer eine Mägdeherberge, 
eine Kaffeeschänke und Wärmestube verbunden ist. Für 
aufstrebende Talente im gewerblichen Berufe, in der 
Kunst und im Lehrfache kommen seit 1881 jährlich 
1500 M. als Stipendien zur Vertheilung. Eine neueste 
Schöpfung — aus dem Jahre 1892 — bildet die Haus- 
haltungsschule für Mädchen unbemittelter Stände, welche 
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ihrer Aufgabe mit grossem Erfolge gerecht zu werden 
scheint. 

Ausser diesen vielseitigen philanthropischen Bestre- 
bungen, welche die Gesellschaft unmittelbar verfolgt, stützt 
und fördert sie mancherlei andere verwandte Zwecke, die 
von aussen her an sie herantreten. Sie hier aufzuzählen 
würde zu weit führen. Seit Jahrzehnten, so. lässt sich 
sagen, ist in der Stadt Kiel kaum ein grösseres gemein- 
nütziges Werk durchgeführt worden, zu dessen Gedeihen 
die Gesellschaft nicht mehr oder minder wirksam beige- 
tragen hat. Eine Nachweisung über die Verwendung der 
aus den Ueberschüssen der Spar- und Leihkasse der 
Gesellschaft freiwilliger Armenfreunde in den Jahren 1843 
bis Ende März 1892, also in fünfzig Jahren, zu gemein- 
nützigen Zwecken überwiesenen Gelder schliesst mit der 
Summe von Mk. 1702640, für 1891/92 allein mit 
Mk. 67783 ab. Hierbei stellte sich das Vermögen der 
Gesellschaft (einschliesslich der Grundstückswerthe) am 
1. April 1892 auf Mk. 584 830, worunter ein Sparkassen- 
Guthaben von reichlich Mk 150000 war. Diese erheb- 
lichen Mittel sind ganz überwiegend aus den Reinerträgen 
der mehrerwähnten Spar- und Leihkasse geflossen, die 
seit 1874 die eine Hälfte ihrer Ueberschüsse ihrem 
Deckungsfonds, die andere Hälfte der Gesellschaft zu 
überweisen hat. Der Deckungsfonds der Sparkasse wies 
am 1. April 1892 ein Kapital von Mk. 2162141 nach, 
während die Gesellschaft am gleichen Tage als Ueber- 
schuss des Rechnungsjahres 1891/92 nicht weniger als 
Mk. 88313 bekam. 

Von ihrer Begründung an hat die Gesellschaft an 
dem Grundsatze festgehalten, dass „jeder hiesige Ein- 
wohner ohne Unterschied des Standes und der Religion, 
welcher zur Armenpflege dieser Stadt treulich rathen und 
ernstlich helfen will, wenn er die Alters- und Amtsmündig- 
keit erlangt und seinen beständigen Aufenthalt hierselbst 
hat, der Gesellschaft beitreten kann.“ Der Geist echten 
Gemeinsinns und wahrer Menschenliebe, frei von jedem 
kirchlichen oder politischen Sonderinteresse, ist bis auf 
diesen Tag von den leitenden Männern gewahrt worden 
und wird hoffentlich auch fernerhin allezeit gepflegt werden. 
Der unschätzbare Werth der Gesellschaft für das Gemein- 
wesen liegt darin, dass sie von jeher eine Schaar wohl- 
denkender, einsichtsvoller Bürger vereinigte, welche Wohl- 
thätigkeit in verständiger Weise, dabei stets mit ebenso 
wirksamen materiellen Mitteln wie mit eifriger Hingabe 
zu üben suchten. Die Thätigkeit der Gesellschaft ın dieser 
Hinsicht liefert auch nach aussen hin, für andere Orte, 
eine Fülle beherzigenswerther Erfahrungen.*) Heute noch, 
nach hundertjährigem erfolgreichem Bestehen, macht sich 
innerhalb der Gesellschaft eine freudige Schaffenslust gel- 
tend. Davon legte insbesondere die Jubelfeier, welche aus 
jenem Anlass stattfand, ein erhebendes Zeugniss ab. Hat 
doch die Gesellschaft wiederum eine bedeutende Summe 
— Mk. 60000 — bereit gestellt, welche den Grundstock 
für eine Reihe neuer Schöpfungen, die gegenwärtig in 
der Vorbereitung begriffen sind, bilden sollen. Möge die 
fernere Arbeit der in Deutschland nahezu einzig dastehen- 
den Gesellschaft in gleicher Weise wie seither reich ge- 
segnet sein! . 


*) Vergleiche „Die Gesellschaft freiwilliger Armenfreunde 
in Kiel von 1793 bis 1893“, Festschrift von Pastor H. Mau. 
2 Bände. Kommissionsverlag von H. Eckardt in Kiel. 
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Küchengemeinschaften des Mittelstandes. | Das Elberfelder System und seine Um- 


Von Frau Dr. Eliza Ichenhäuser in Berlin. 


Die Küchengemeinschaften, die man in Arbeiterkreisen 
auch in Deutschland, wie z. B. in Spandau, Magdeburg u. s. w. 
bereits versucht und durchgeführt hat, sollen nun auch von 
- Bürgerfamilien adoptirt werden, und zwar weist Philadelphia 
den ersten derartigen Versuch auf. 

Die dort beabsichtigte Küchengemeinschaft (Co-Operative 
Kitchen) unterscheidet sich von ähnlichen Neuerungen haupt- 
sächlich und sehr vortheilhaft dadurch, dass die Abgeschlossen- 
heit einer jeden Familie nach wie vor erhalten bleibt, dass 
kein gemeinschaftlicher Speisesaal oder dergl. geplant ist, son- 
dern die Speisen jeder Haushaltung ins Haus geliefert werden. 
Neun Familien, das sind einundvierzig Personen, incl. Wirth- 
schafterin und Dienstmädchen einundfünfzig Personen. die im 
selben Viertel wohnen, betheiligen sich an diesem Plan. Ob 
es praktisch durchführbar ist, die Speisen warm ins Haus zu 
liefern, diese Frage haben die Restaurateure ja schon längst 
gelöst. Blieb also der Kostenpunkt, die Hauptsache, übrig. Bei 
Feststellung der nothwendigen Ausgaben und einem Vergleich 
der Kosten, die jeder einzelne Haushalt bisher hatte, stiess 
man auf die merkwürdige Thatsache, dass von sämmtlichen 
neun Hausfrauen eine einzige die Kosten ihres Haushaltes 
genau angeben konnte. Bei dieser ergab sich, gleiche Qualität 
der Küche vorausgesetzt, eine Ersparniss von einem Drittel 
durch die Küchengemeinschatft. 

Die Ausführung des Planes ist nun folgendermassen ge- 
dacht. Die Küche einer der betheiligten Familien wird ge- 
miethet. Alle Betheiligten geben die Küchenutensilien leihweise 
her. Eine Wirthschaftsleiterin, eine Köchin und ein Bursche 
zum Speisenaustragen sind engagirt worden. Die Wirthschafts- 
leiterin ist eine in der Hauswirthschaft sehr erfahrene Frau, 
die die Küche besonders gut versteht. Ihre Aufgabe ist es, 
das Menu fertig zu stellen, die Markteinkäufe zu besorgen 
und die Küche vollständig zu leiten. Alle Betheiligten erhalten 
täglich eine Liste der verschiedenen Speisen; diejenigen Gänge, 
die ihren Beifall nicht haben, streichen sie aus, worauf andere 
Speisen an ihre Stelle treten. Sogar die auf den Platten zu- 
rückgebliebenen Reste kommen in die Küche zurück und wer- 
den, wie in Privathaushaltungen, ökonomisch verwendet. Die 
neun Familien haben sich geeinigt, zu gleicher Zeit ihre Mahl- 
zeiten einzunehmen, und zwar das Frühstück zwischen 7!/a 
und 8 Uhr, das Mittagessen zwischen 1 und 2 Uhr, das Abend- 
brod zwischen 6 und 7!/2 Uhr. Wenn das Experiment glück- 
lich ausfällt, soll für die gemeinschaftliche Küche ein kleines 
Haus gemiethet werden, in dessen oberen Räumlichkeiten die 
Arbeiter — Wirthschatterin, Köchin und Bursche — zur Miethe 
wohnen können. Im einzelnen Haushalt bliebe nur die Arbeit 
des Auftragens und des Abwaschens des Geschirres übrig. 
Und dabei eine Ersparniss von 33!/s /o. In der That ein be- 
deutender Gewinn, besonders wenn man in Erwägung zieht, 
wie ausser dem Geld in den meisten Wirthschaften eine Un- 
masse von Zeit für die Küche verschwendet wird. 

In fast allen bürgerlichen Familien wird eine Köchin ge- 
halten; aber auch die Hausfrau verbringt den grössten Theil 
der Zeit in der Küche. Wenn irgendwo der Werth der Arbeits- 
kraft und -Zeit verkannt wird, so ist das bei den Frauen der 
Fall. Es ist dies allerdings nicht so sehr ihre Schuld, als die 
Schuld ihrer Erziehung und dies speziell bei den deutschen 
Frauen. Die Amerikanerinnen kennen bereits den Werth der 
Arbeitskraft, sonst wäre es auch zu einem solchen Versuch, 
wie den oben beschriebenen gar nicht gekommen, sonst wür- 
den sie fürchten, man könnte sie ihrer Domäne entziehen und 
würden diese „Entthronung“ gar nicht erlauben, selbst wenn 
ihnen schwarz auf weiss bewiesen würde, dass es in materieller 
wie auch in geistiger Beziehung von grösstem Vortheil wäre, 
die Küchengemeinschaft einzuführen. Die Amerikanerinnen be- 
gnügen sich eben, wie es scheint, nicht mehr mit scheinbarer 
Arbeit, sondern verschmähen diese, weil sie thatsächliche Ar- 
beit gefunden haben.*) 


*) Anmerkung der Redaktion. Dass der interessante 
Versuch, den die Verfasserin schildert, auch einige Schattenseiten 
hat, braucht wohl nicht besonders betont zu werden. Doch möchten 
wir darauf hinweisen, warum dieser Versuch gerade in Amerika 
aufkam. Das ist kein Zufall. Die Amerikanerin liebt insbe- 
sondere die Küchenarbeit nicht. Da gleichzeitig ein sehr fühl- 
barer Mangel an Dienstboten herrscht, so steht die Zubereitung 
der Speisen in Amerika auf sehr niederer Stufe, wie ja alle Rei- 
senden berichten, die jetzt drüben die Ausstellung besuchen, und 


gestaltung. 
Von_L.F. Seyffardt, Landtagsabgeordneter in Krefeld. 


Unter diesem Titel hat Herr Ln. in Nr. 25 dieser Blätter 
einen Artikel veröffentlicht, ın dem er auf Grund seiner 
persönlichen Beobachtung in einer ungenannten Stadt 
von etwa 200000 Einwohnern seine Ueberzeugung dahin aus- 
spricht, dass, obschon das Elberfelder System nach und 
nach seinen Einzug in fast sämmtliche deutsche Städte 
gehalten und theoretisch unbestreitbare Vorzüge besitze, 
dasselbe sich in der Mehrzahl der grösseren Städte kaum 
werde aufrecht erhalten lassen Herr Ln. begegnet im Voraus 
dem Einwand, dass es doch recht bedenklich ist, die 
Erfahrungen in einer einzigen Stadt zu generalisiren, 
durch die Behauptung, dass die Bevölkerung dieser Stadt 
sich von der anderer deutscher Städte nicht unterscheide. 
Er will damit andeuten, dass die hervorgehobenen Mängel 
der Praxis überall dieselben sein dürften und zu dem 
Gedanken führen müssten, das Elberfelder System durch 
ein anderes noch nicht näher ausgeführtes zu ersetzen, 
das des erstern Vorzüge unter Vermeidung seiner Schatten- 
seiten zu erhalten geeignet ist. Wie viel oder wie wenig 
Bedenken man nun auch gegen Herra Ln’sBegründung haben 
mag, mit diesem Ziel wird man einverstanden sein. Eine 
Rose ohne Dornen verdient den Vorzug vor einer solchen 
mit Dornen. Ob aber seine Vorschläge wirklich etwas 
Neues und Praktisches enthalten, wird abzuwarten sein. 
Vielleicht handelt es sich um eine Variante der Elber- 
felder Einrichtung, die bereits an andern Orten eingeführt 
und Herrn Ln., der seine Anschauungen dem Anschein nach 
der einen ihm bekannten Stadt entlehnt, unbekannt ge- 
blieben ist. 

Die Elberfelder Einrichtung, wie sie gedacht und 
wie sie zu wirken bestimmt ist, hat Herr Ln. richtig und ver- 
ständnissvoll geschildert. Seiner Ansicht nach entspricht 
indess die Praxis nicht der schönen Theorie. Die Sorge 
um die eigene Familie und das tägliche Brod soll dem 
Armenpfleger nicht die zur wirksamen Ausübung der 
Armenpflege erforderliche Zeit lassen, es ihm erschweren, 
die Verhältnisse der Armen zu ergründen, eine erziehliche 
Einwirkung auch nur zu versuchen und die Bezirksver- 
sammlungen regelmässig zu besuchen. Da Herr Ln. die Stadt, 
die ihn zu dieser Auffassung hat kommen lassen, nicht 
namhaft macht, so ist es unmöglich zu kontroliren, ob 
daselbst denn wirklich die 95 °/o Gewerbetreibenden unter 
den Armenpflegern nicht die Zeit oder die Lust zur 
ordnungsmässigen Ausübung des Amts, zu den vorge- 
schriebenen persönlichen Besuchen und Einwirkungen 
haben, ob sie denn wirklich zur Hälfte ihre Armen so 
gut wie gar nicht kennen und sich in ihrer Amtsführung 
auf schablonenhafte Leistung von Botendiensten beschrän- 
ken. Das System geht allerdings gerade von der ent- 
gegengesetzten Anschauung aus und zwar nach unserer 
Ansicht mit vollem Recht und auch in einer grösseren 


zwar betonen sie es auch von den Privathaushaltungen. Führt man 
doch sogar die bei den Amerikanern herrschende Dysenterie auf 
ihre schlechte Kost zurück. Von irgendwelcher eigenthümlichen 
Kochart der einzelnen Haushaltungen ist kaum die Rede; der ganze 
Speisezettel bietet nur sehr wenig Abwechselung. Da ist der Ver- 
zicht auf die eigene Küche nicht schwer, sie hat in der That keine 
Vorzüge vor der gemeinsamen. In Deutschland legt aber, wie be- 
kannt, gerade der Mittelstand grossen Werth auf schmackhafte 
Zubereitung und hält die viele Mühe, welche die Hausfrau darauf 
verwendet, keineswegs für Vergeudung von Kraft: da kocht jede 
Haushaltung anders. Deshalb möchten wir bezweifeln, dass bei uns 
jener Versuch viel Nachahmung finden wird. 


Zahl von Städten mit Erfolg. Die Theilung der Arbeit, 
die dahin wirkt, dass auf jeden Armenpfleger im Durch- 
schnitt nicht mehr als 4 Fälle kommen, ermöglicht es 
bei gutem Willen auch dem viel beschäftigten Gewerbe- 
treibenden, seiner Bürgerpflicht vollauf zu genügen. Ge- 
schieht es nicht, so liegt es nicht an dem System, sondern 
an den Menschen, dem Mangel der Anregung und des 
guten Beispiels von berufener Seite. Das beste System 
wird versagen, wenn an Stelle der Pflichttreue der Geist 
des Gehenlassens zur Herrschaft gelangt. 

Als Beweis, dass in seiner Stadt von 200000 Ein- 
wohnern mindestens die Hälfte der Armenpfleger ihr Amt 
nicht entfernt ordnungsmässig ausübt, führt Herr Ln. den 
schlechten Besuch der Bezirksversammlungen und den 
geringen Prozentsatz der Armenpfleger auf, die nach Ab- 
lauf ihrer Amtszeit eine Wiederwahl annehmen. Die ge- 
gebenen Zahlen sind allerdings nicht gerade günstig und 
dürften der betreffenden Zentralleitung wohl Veranlassung 
bieten, etwas energischer für die sozialpolitische und ideale 
Bedeutung der Selbstverwaltung auf dem Gebiete der 
Armenpflege einzutreten. Wo die Einrichtung wirklich von 
der Liebe der Bürgerschaft getragen wird, sind die Zahlen 
dagegen ganz andere. Der Wohnort des Unterzeichneten 
gehört nicht zu den von Herrn Ln. angezogenen Städten, in 
welchen die armenpflegerische Thätigkeit als Bethätigung 
besonderer religiöser Gesinnung angesehen wird. In Krefeld 
mit. einer Bevölkerung von 106000 Seelen haben im 
Jahre 1892/93 bei 480 Armenpflegern und 26 Sitzungen 
von 12480 Berufenen nur 1949 gefehlt = 16°/o, so 
dass im Durchschnitt 84°/o Anwesende zu verzeichnen 
waren. Von den 32 x 26 = 832 Bezirksversammlungen 
ist nur eine einzige nicht beschlussfähig gewesen; im 
letzten 5jährigen Durchschnitt haben von den zum Aus- 
tritt berechtigten Organen der Armenpflege 84°/o der 
Bezirksvorsteher und 76 °/g der Armenpfleger eine Wieder- 
wahl angenommen. 


Notizen. 


Kinderpflege. 


Waisenpflege und Cholera in Hamburg. In 
welchem Umfange dem Hamburger Staat aus der Cholera-Epi- 
demie des vorigen Jahres die öffentliche Waisenpflege erwach- 
sen ist, ergibt sich aus einem Nachtragsetat des Waisenhauses. 
Danach sind im Waisenhause selbst 600 Kinder statt bisher 
400 zu verpflegen. Die Zahl der ausserhalb Hamburgs unter- 
gebrachten Waisen wird auf rund 1000 angegeben und die der 
sogenannten Kostkinder auf 2600, so dass dem Staate ca. 4200 
Kinder zur Last fallen. Im Vorjahre betrug die Zahl der Waisen 
kaum die Hälfte. 


Schulwesen. 


Mitteleuropäische Zeit und Schulanfang. 
Genau in demselben Sinne, wie es s. Zt. diese Zeitschrift ge- 
than, nimmt jetzt zu diesem Gegenstand der bekannte Hygie- 
niker Stabsarzt Dr. Kirchner in der „Hygienischen Rundschau“ 
Stellung. In allen westlich des 15. Längegrades liegenden Orten 
finde der Beginn des Unterrichts früher statt als vor Einfüh- 
rung der mitteleuropäischen Zeit, so z. B. in Hannover 21, in 
Köln 32, in Metz 36 Minuten früher; in Folge dessen werde 
der Schlaf der Schulkinder um die entsprechende Zeit abge- 
kürzt, und die zum Sehen erforderliche Helligkeit trete ent- 
sprechend später ein, ein Umstand, der sich natürlich nur in 
den Wintermonaten störend geltend machen wird. In den Orten 
östlich vom 15. Längengrad dagegen werden die Schulen jetzt 
später geschlossen als ehedem; es trete also der Zeitpunkt 
mangelhafter Tagesbeleuchtung während des Nachmittagsunter- 
richts entsprechend früher und für eine längere Zeitdauer ein 
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als bei der Ortszeit. Wie Dr. Kirchner eingehend darlegt, muss 
die mitteleuropäische Zeit nothwendig eine Verlegung des 
Schulunterrichts zur Folge haben; die Gründe dafür liegen in 
der Rücksicht auf den Schlaf der Kinder (9—10 Stunden) und 
auf die Tagesbeleuchtung in den Schulzimmern. Zur Beseiti- 
gung der Uebelstände empfiehlt Herr Dr. Kirchner, in allen 
Orten östlich des 15. Längengrades den Schulbeginn um 8 Uhr 
im Winter und um 7 Uhr im Sommer zu belassen, den Nach- 
mittagsunterricht aber abzuschaffen; in allen Orten westlich des 
15. Längengrades den Beginn des Unterrichts auf 9 Uhr im 
Winter und 8 Uhr im Sommer zu verlegen und im Winter 
einen zweitheiligen Unterricht von 9 bis 12 und von 2 bis 4, 
im Sommer aber einen fünfstündigen Unterricht von 8 bis 
1 Uhr allgemein einzuführen. 


Nebenarbeiten der Schulkinder. Die Regierung 
zu Breslau hat jetzt ausdrücklich gestattet, dass die grösse- 
ren Kinder in den Landschulen zum Auskehren der Schul- 
zimmer und Aufwischen der Bänke herangezogen werden 
dürfen. Die Auswahl der zu diesem Geschäft zu verwendenden 
Kinder ist den Lehrern mit der Massgabe überlassen, dass, 
sofern nicht im einzelnen Falle besondere Gründe (z. B. ge- 
sundheitliche etc.) entgegenstehen, „die Arbeiten in der Reihe 
herum“ zu verrichten sind. Dagegen dürfen Kinder zum 
Scheuern der Schulstuben sowie zum Reinigen der Bedürfniss- 
anstalten nicht verwandt werden; diese Verrichtungen sind 
vielmehr durch erwachsene Personen auszuführen. Ob es sich 
nicht empfohlen hätte, überhaupt von einer solchen Beschäf- 
tigung schulpflichtiger Kinder abzusehen? Wenn man sie in 
den Stadtschulen nicht erlaubt, sollte sie doch auch in den 
Landschulen nicht gestattet sein, denn dazu, dem Staate die 
Reinigungskosten zu ersparen, sind doch die Schulkinder in 
beiden Fällen zu gut. Viel sympathischer berührt es, wenn zu 
gleicher Zeit die Lehrer des hessischen Kreises Alzey auf 
Veranlassung der Kreisschul-Kommission darauf aufmerksam 
gemacht wurden, dass alle und jede Beschäftigung von Schul- 
kindern zu häuslichen Arbeiten ihnen strengstens untersagt 
ist, und zwar sowohl für die Schulzeit, wie ausserhalb der- 
selben. 


Schulzahnärzte in London. Die Londoner Schul- 
behörde wird nunmehr 10 Zahnärzte mit einem Gehalte von 
je 3000 Mark anstellen, welche die Zähne der Schüler regel- 
mässig untersuchen sollen. Mit Recht wird zahnärztlicherseits 
eine ähnliche Einrichtung für sämmtliche Schulen als noth- 
wendig befürwortet. Abgesehen von den durch Zahnschmerzen 
verursachten schlaflosen Nächten, welche gerade den jugend- 
lichen Körper ermatten und arbeitsunfähig machen, können 
schlechte Zähne für eine Reihe von Berufsarten ein Hinderniss 
abgeben. Die Thätigkeit der Schulzahnärzte wird sich etwa 
folgendermassen gestalten. Jährlich vier Mal untersucht der 
Zahnarzt die Schüler auf ihre Zähne hin und schickt zugleich 
an die Eltern einen Bericht über den Zustand des Gebisses, 
falls eine Behandlung nothwendig erscheint. Selbstverständlich 
bleibt es jedem frei gestellt, seinen Hauszahnarzt zu konsul- 
tiren; aber für Volksschulen würde es sich empfehlen, dass 
die Behörde die Mittel aufbringt, um eine unentgeltliche Be- 
handlung zu ermöglichen. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Fortbildungsschulzwang und Kaufmannslehr- 
linge. Zu diesem Gegenstande schreibt man uns aus Süd- 
deutschland: „X Die redaktionellen Bemerkungen zu dem Auf- 
satz des Herrn Dr. R. Stegemann-Oppeln in Nr. 27 d. Bl. über 
den Schulzwang für kaufmännische Fortbildungsschulen haben 
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lich auch, dass es schon Städte gibt, die den Zwang zum Be- 
such der Fortbildungsschule oder einer Handelsklasse derselben 
für Kaufmannslehrlinge einführten. Der Aufsatz geht nur vom 
preussischen Standpunkte aus; aber in Baden, Sachsen und 
mehreren Kleinstaaten in Thüringen besteht ja gesetzlicher 
Zwang zum Besuch der Fortbildungsschulen für Alle, die nicht 
eine über das Ziel der Schulen hinausgehende Bildung erlangt 
haben und ist in diesen Staaten ja der Beweis erbracht für 
das, was Herrn Dr. Stegemann noch als Frage beschäftigt. 
Es ist zutreffend, dass die Schüler der obligatorischen Fort- 
bildungsschulen, der Handelsklassen soleher oder der für junge 
Kaufleute von Städten oder kaufmännischen Vereinen und 
Handelskorporationen errichteten Handelsschulen, sehr verschie- 
dene Vorbildung mitbringen und hinsichtlich des Eifers und 
eigenen Lerntriebes ebenfalls sehr von einander abweichen; 
aber diesen Umständen muss durch Schulvorstand und Lehrer- 
personal Rechnung getragen werden. Es sind entsprechende 
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Klasseneintheilungen vorzunehmen, und es muss dafür Sorge 
getragen werden, dass die Eifrigen oder Wohlvorbereiteten 
nicht durch Nachlässige und Unwissende in ihrer Ausbildung 
aufgehalten werden. Dass Freiwillige in den Handelsschulen 
zu einem höheren Ziel gebracht werden können, als der Durch- 
schnitt von gezwungenen Besuchern, ist ausser Frage und 
bleibt weitere Ausbildung einer freien Vereinsthätigkeit nach 
Ablauf (des gesetzlich vorgeschriebenen Besuches der Schulen 
überlassen. Was aber schon ganz besonders den Zwang recht- 
fertigt, mag er auf Schulgesetz oder auf Ortsstatut nach der 
Gewerbeordnung begründet sein, ist der Umstand, dass den 
Lehrlingen die geeigneten Stunden für den Unterricht frei- 
gegeben werden müssen. Der Abendunterricht für junge Leute, 
die von frühem Morgen an streng arbeiten müssen, ist nicht 
nur der Gesundheit nachtheilig; er ist auch in den meisten 
Fällen mehr oder weniger zwecklos. Wo aber lediglich die 
Prinzipale zu entscheiden haben, gleichviel, ob es in Industrie- 
und Handelsstädten, in Grossstädten, Mittelstädten oder Klein- 
städten ist, da wird doch das Interesse der Ausnutzung der 
Lehrlings- zur Geschäftsarbeit im Vordergrund stehen, und es 
werden die Unterrichtsstunden der Handelsschule auf den Abend 
oder den Sonntagmorgen verlegt. Ist erst einmal durch Gesetz 
oder Statut ein Zwang eingeführt, den Lehrling am Werktag 
in den Geschäftsstunden zur Schule zu schicken, dann wird 
das in wenigen Jahren zur Sitte und man fühlt sich nicht 
dadurch beeinträchtigt, während die freiwillige Schule vielfach 
noch mit dem Uebelstand rechnet, den Unterricht zu ungeeig- 
neter Zeit geben zu müssen. Die grossen Handelshäuser und 
die Comptoire der Banken und Fabriken werden von dem 
Zwang nicht betroffen, da diese nur Lehrlinge mit solchen 
die das Ziel der obligatorischen 
Fortbildungsschulen oder Handelsklassen überschreiten; die 
Lehrlinge des Detailhandels aber bedürfen des Schutzes, den 
die Gesetze und Ortsstatuten bieten, ganz besonders. Für die 
besser vorbereiteten und älteren Lehrlinge (über 16 Jahre) 
sind Handelsschulen ohne jeden Zwang schon geeignet; aber 
auch da bleibt es noch wegen der Zeit, in welcher der Unter- 
richt ertheilt wird, wünschenswerth, wenn ein Druck auf reni- 
tente Prinzipale ausgeübt werden kann.“ 


Fortbildungsschulzwang für Münden. Auch für 
die gewerbliche Fortbildungsschule in Münden, die von etwa 
130 Schülern besucht wird, ist nunmehr durch ein neues Orts- 
statut, das den Schulzwang einführt, eine feste Grundlage ge- 
schaffen. Zum Besuch der Schule sind alle gewerblichen Ar- 
beiter (Gesellen, Gehilfen und Lehrlinge), sofern sie das 18. 
Lebensjahr nicht überschritten haben, mit Ausnahme der kauf- 
männischen Lehrlinge und Gehilfen und der Fabrikarbeiter, 
verpflichtet. Bis jetzt hatte sich eine grosse Anzahl der Lehrlinge 
und Gehilfen dem Unterricht entzogen. 

Fortbildungsschulen und Geistliche in West- 
falen. Auf der am 10. d. M. abgehaltenen Konferenz der 
Geistlichen, Lehrer und Presbyter des Synodalbezirks Iserlohn 
fand eine längere Debatte über Fortbildungsschulen statt, auf 
Grund deren zum Schluss eine Resolution dahin angenommen 
wurde, dass die Fortbildungsschule obligatorisch sein müsse, 
dass eine grössere Anzahl Stunden besonders auf dem Lande 
angesetzt und neben den bisherigen Fächern auch Religion 
und vaterländische Geschichte in den Lehrplan aufgenommen 
werden. 

ß Kochschule in Zittau. Die Stadtverwaltung Zittaus 
will eine Kochschule einrichten, deren Leitung der dortige 
Frauen-Verein übernehmen soll. Eine geeignete Lehrerin, die 
vom 1. October d. J. ab an der Kochschule unterrichten will, 
ist bereits gewonnen. Die Anstalt soll in den Räumen des 
alten Gymnasiums untergebracht, und es sollen sechs Koch- 
herde aufgestellt werden. Auf den vom Stadtrath erlassenen 
Aufruf zur Theilnahme an dem Unterricht haben sich 85 Mäd- 
chen im Alter von 14 bis 21 Jahren gemeldet, doch können 
vorläufig nur 24 Schülerinnen zugelassen werden. Die Ver- 
wendung des in der Kochschule bereiteten Essens ist so ge- 
dacht, dass die Mädchen für den Selbstkostenpreis von 25 Pfg. 
eine Portion mit nach Hause nehmen können. Was übrig 
bleibt, wird dem Armenhause übergeben. Die jährlichen Kosten, 
welche die Stadt aufzubringen hat, sind auf 500 Mark ver- 
anschlagt. 

Evolksbibliothek enwirndschres Unterstützung 
durch Private. Wir erhalten folgenden Aufruf, den wir 
gern veröffentlichen: „Die „Gesellschaft für Verbreitung von 
Volksbildung“ besorgt die Ueberweisung gebrauchter Bücher 
an bedürftige Gemeinden und Vereine. Die Gesellschaft bittet 
deswegen alle Freunde einer gesunden Volksbildung um Zu- 
wendung guter Lektüre. Entsprechend der Verschiedenheit der 
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Bedürfnisse sind Bücher und Zeitschriften aus allen Gebieten 
der allgemein verständlichen Litteratur willkommen, insbeson- 
dere Klassiker, Volksbücher, gute Romane und Novellen, Fa- 
milienzeitschriften, populär-wissenschaftliche Werke, Jugend- 
schriften. Sendungen werden erbeten an die Kanzlei der Ge- 
sellschaft für Verbreitung von Volksbildung, Berlin W., Maassen- 
strasse 20. 


Gemeinnützige Fürsorge. 


G. Das Marthaheim zu Hildesheim. lm Jahre 
1887 traten Freunde der Gemeinnützigkeit zusammen, um in 
Hildesheim ein sogenanntes Marthaheim, d. h. einen Mittel- 
punkt allseitiger Fürsorge für die konfirmirte weibliche Jugend 
zu gründen. Mit Rücksicht auf die Beschränktheit der Mittel 
konnte die Eröffnung der Anstalt nur mit der Vermittlung der 
Stellen von weiblichen Dienstboten begonnen werden. Diese 
Thätigkeit entwickelte sich dahin, dass im Jahre 1891 das 
Angebot der Dienstboten 866, die Nachfrage der Herrschaften 
1016 und die Zahl der nachweislichen Vermittlungen 303, im 
Jahr 1892 allerdings nur 728, bezw. 570 und 249 betrugen. 
Die Dienstboten zahlen für die Vermittlung nichts, sie hinter- 
legen nur bei der Anmeldung 50 Pfg., die sie später zurück- 
erhalten; diese Hinterlegung hat den Zweck, die Dienstboten 
zu veranlassen, wiederzukommen und Mittheilung über den 
etwaigen Abschluss des Dienstvertrags zu machen. Die Herr- 
schaften zahlen eine sehr mässige Gebühr. Am 1. Oktober 1889 
konnte nach Vergrösserung der Räume mit der Herberge be- 
gonnen werden; vom |. Oktober 1891 bis dahin 1892 wurden 
in 172 Nächten 33 Personen beherbergt, die Zahl der Betten 
musste vermehrt werden, weil die Ansprüche an die Herberge 
zum Theil nicht mehr hatten befriedigt werden können. 
Gleichzeitig konnte man ein Heim für die Sonntag Abende 
einrichten. Weibliche Dienstboten können sich da, ohne etwas 
bezahlen zu müssen, von 8 bis 9%/a Uhr Abends aufhalten; 
sie machen Handarbeiten, singen, es wird vorgelesen, etwas 
erzählt, es werden Räthsel aufgegeben, oder man unterhält 
sich. Eine geeignete Dame leitet diese Abende, welche so 
stark besucht wurden, dass das Lokal die Theilnehmer kaum 
fasste. Ein weiterer Schritt war die unentgeldliche Erthei- 
lung von Handarbeitsunterricht von 8—10 Uhr Abends an 
jedem Mittwoch; diese Gelegenheit wurde durchschnittlich 
von 24 Mädchen benutzt, so dass die Räumlichkeiten sich 
gleichfalls zu beschränkt herausstellten. Seit Ostern d. J. ist 
nun wieder ein Schritt weiter geschehen, es ist ein entgeld- 
licher Unterricht und zwar zunächst im Weissnähen eingeführt, 
der sechsmal Morgens und fünfmal Nachmittags jede Woche 
stattfindet und gegen eine Gebühr von 25 Pfg. wöchentlich 
zugänglich ist. Auch diese Einrichtung hat solchen Anklang 
gefunden. dass die Räumlichkeiten nicht ausreichen, um alle 
Lernbegierigen aufzunehmen. Es soll deshalb, sobald es die 
Verhältnisse erlauben — zur Beschaffung von Mitteln dazu ist 
zunächst für den nächsten Herbst ein Bazar in Aussicht ge- 
nommen — ein eigenes Haus erworben werden, um alle bis- 
herigen Einrichtungen in ausgedehnterem Maassstabe weiter 
zu entwickeln und, sobald es möglich ist, noch einen Schneider- 
kursus und eine Haushaltungsschule mit der Anstalt zu verbinden. 


Krankenpflege. 


Aerztliche Behandlung und Todesfälle in 
Baden. Nach den statistischen Mittheilungen für das Gross- 
herzogthum Baden hat die Zahl der in ärztlicher Behandlung 
Gestorbenen von der Gesammtzahl der Todesfälle im Jahre 
1891 66,4°/o ausgemacht (gegenüber 63,9°/o in den Jahren 1882 
bis 1891, 58,2% im Jahre 1863 und 47,4°/o im Jahre 1852). 
Man ersieht daraus, wie ausserordentlich sich die Gelegenheit 
und die Uebung einen Arzt zuzuziehen vermehrt hat. Wie 
natürlich fehlt die ärztliche Behandlung am meisten bei den 
ganz kleinen Kindern unter einem Jahre, in der That waren 
von den Gestorbenen dieses Lebensalters nur 42,4 ärztlich 
behandelt, dagegen 78,2°/o von den über 1 Jahr alten Sterben- 
den. In den Gemeinden, die mehr als 4000 Einwohner zählen, 
starben nur 17°/o, ohne vom Arzt behandelt worden zu sein, 
während in den übrigen Gemeinden 39,2% der Gestorbenen 
des Arztes entbehrten. Auffallend ist, dass in den Kranken- 
anstalten nur 6,900 aller Todesfälle vorkamen (in den Jahren 
1882 bis 1891 nur 5,990, 1863 nur 2,7°/o, 1852 nur 1,8°/o). In 
den grösseren Gemeinden fanden 19,2°/o der Todesfälle, in den 
kleineren nur 2,8°/o in Krankenhäusern statt. Hieraus ergibt 
sich, dass die Einrichtung der Krankenhäuser noch wenig 
allgemein ist und wie sich dieselben erst in den letzten Jahr- 
zehnten allmählich verbreiteten. Freilich darf nicht vergessen 
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werden, dass vielfach noch und besonders auf dem Lande eine 
unüberwindliche Abneigung gegen die Ueberbringung kranker 
Familienglieder in Krankenhäuser vorhanden ist. 


Gesundheitspflege. 

Merbrennunesanstaltss rss biisar )isreostt em 
Hamburg. Nach sehr lebhaften Debatten hat die Bürger- 
schaft Hamburgs einen Senatsantrag genehmigt, wonach mit 
einem Kostenaufwand von Mk. 480000 eine Verbrennungsan- 
stalt für die städtischen Abfallstoffe erbaut werden soll. Das 
System die Abfallstoffe, wobei insbesondere an die Abfuhr des 
Kehrichts, Spülichts, Mülls etc. aus den Häusern und Höfen 
zu denken ist, zu verbrennen, hat sich nach der Senatsbegrün- 
dung in einer Reihe von englischen Städten und in Brüssel 
aufs Beste bewährt. Die Brauchbarkeit jener Artikel für die 
Landwirthschaft nimmt immer mehr ab, während die Kosten 
des Transports aus dem Innern der Stadt in die aufnaliıme- 
fähigen ländlichen Distrikte immer mehr steigen und dann auch 
immer noch gesundheitliche Nachtheile eintreten können, die 
Hamburg selbstverständlich mit besonderer Wachsamkeit ver- 
hüten muss. Während der Senatsantrag alles der Verbrennung 
unterwerfen wollte, war die Mehrheit des Ausschusses der 
Bürgerschaft gegen die Errichtung von Verbrennungsöfen und 
berief sich auf die Interessen der Landwirthschaft. Schliesslich 
drang ein Antrag der Minderheit des Ausschusses durch, wo- 
nach: die Verbrennung im allgemeinen durchzuführen ist, aber 
in seuchenfreien Zeiten den Landleuten der Umgegend der Bezug 
der Abfallstoffe zu alsbaldiger landwirthschaftlicher Verwer- 
thung in bisheriger Weise (d. h. durch Abholen in Wagen), 
wenn thunlich aber auch mittels Schuten, gestattet bleibt. 
Ausdrücklich beschloss man, „dass zunächst die Zufuhr der 
Abfallstoffe zur Anstalt nicht in Regie betrieben, sondern an 
Uebernehmer vergeben werde“, obwohl der Senat selbst keinerlei 
Geneigtheit zum Regiebetrieb gezeigt hatte. 


Wohnungswesen. 


Enteignungsrecht der Städte bei Stadterwei- 
terungen und Stadtverbesserungen. Für den XV. 
Verbandstag der Haus- und städtischen Grundbesitzervereine 
Deutschlands, der vom 6. bis 9. August d. J. in München statt- 
finden wird, hat der königliche Baurath und Beigeordnete der 
Stadt Köln J. Stübben die Berichterstattung über vorstehendes 
Thema übernommen und wird, nach der Deutschen Städte- 
zeitung, nachstehende Schlusssätze vertreten: A. Behufs zweck- 
entsprechender Durchführung von Stadterweiterungen und Ver- 
besserungen der Innenstadt bedürfen die Gemeinden des Ent- 
eignungsrechtes, d. h. des Rechtes, das Grundeigenthum den 
Besitzern auch ohne deren Zustimmung in einem gesetzlich 
geordneten Verfahren (Enteignungsgesetz) unter Leistung voller 
Entschädigung zu entziehen, in folgenden Fällen: 1. Zur Er- 
werbung des Landes für die Anlage neuer, in einem gesetzlich 
geordneten Verfahren (Fluchtlinienfestsetzung) als nöthig an- 
erkannter Strassen, freier Plätze und öffentlicher Pflanzungen. 
2. Zur Erwerbung solcher neben den neuen Strassen und Plätzen 
liegenden Grundstückstheile, welche gemäss der in einem ge- 
setzlich geordneten Verfahren (Umlegungsgesetz) getroffenen 
Festsetzung zur selbständigen Bebauung ungeeignet sind. 3. Zur 
Erwerbung solcher in und neben neuen Strassendurchbrüchen 
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alter Stadttheile liegenden Grundstücke, welche gemäss der in, 


einem gesetzlich geordneten Verfahren (Gesetz über Zonen- 
enteignung) getroffenen Festsetzung nöthig sind, um eine den 
Zwecken des Strassendurchbruchs, insbesondere der öffent- 
lichen Gesundheitspflege entsprechende Bebauung herbeizufüh- 
ren. B. I. Der Erlass eines Fluchtliniengesetzes, eines Um- 
legungsgesetzes und eines Gesetzes über Zonenenteignungen ist, 
wo derartige gesetzliche Bestimmungen noch nicht oder nicht 
in genügender Weise bestehen, Vorbedingung für die Zuer- 
kennung des Enteignungsrechtes an die Gemeinden. 2. In Jie- 
sen Gesetzen sind die Rechte der einzelnen Grundeigenthümer 
neben der Wahrung der öffentlichen Interessen nach Möglich- 
keit zu schützen und die Lasten zwischen den einzelnen Grund- 
besitzern und der Gemeinde in gerechter Weise zu vertheilen. 
3. Sozialistische Bestrebungen jeder Art sind hierbei zurück- 
zuweisen. — Aus den Münchener Verhandlungen wird man 
zweifellos erfahren, gegen welche Bestrebungen sich insbeson- 
dere der letzte Satz richtet. 

Baupolizeiordnung für Köln. In der Sitzung der 
Kölner Stadtverordneten -Versammlung vom 15. d. M. wurde 
hauptsächlich über eine Vorlage betr. Erlass einer nach Zonen 
abgestuften Bau-Ordnung berathen. Wie Beigeordneter Stübben 
ausführte, liegt es nach einer Mittheilung des Regierungs-Präsi- 
denten in der Absicht der königl. Regierung, die bestehenden 


Verordnungen über die Bebauung einer Durchsicht und Ver- 
besserung zu unterziehen. Die Verwaltung und die Bau-Kom- 
mission haben sich in dieser Angelegenheit bereits mit ver- 
schiedenen Fach-Vereinen ins Einvernehmen gesetzt, um deren 
Wünsche zu hören, und Vorschläge für Abänderungen der 
Regierung übersandt. Ausserdem hat die städtische Verwal- 
tung den Wunsch, dass eine bedeutendere Abänderung der 
baulichen Bestimmungen für ‚die Umgebung von Köln vorge- 
nommen werde. Diese Aenderungen sind aber so wichtig, dass 
sie nicht ohne Zustimmung der Versammlung der Regierung 
vorgeschlagen werden sollen. Es handelt sich darum, die Um- 
gebung der Stadt nach Zonen abzustufen, d. h. keine so dichte 
Bebauung wie in der Altstadt zuzulassen, was auch in anderen 
Städten, z. B. Berlin, Altona, Frankfurt a. M., bereits angeordnet 
ist. Gegenwärtig werden oft Grundstücke, welche kurz vorher 
noch für Ackerwirthschaft benutzt wurden, so eng bebaut, 
dass man nicht ohne Besorgniss der Zukunft entgegensehen 
kann. Man hatte sich der Hoffnung hingegeben, dass draussen 
Strassen mit kleinen freistehenden Gartenhäusern entstehen 
würden. Das Gegentheil ist eingetreten. Selbst in einzelnen 
Theilen der Neustadt, wo eine geringere Klasse der Bevöl- 
kerung wohnt, ist die Bebauung dichter als in der Altstadt, 
sowohl bezüglich der Grösse der Höfe, als der Höhe der Bau- 
werke. Dadurch kommt es, dass die Dichtigkeit der Bevöl- 
kerung nach aussen nicht ab-, sondern zunimmt. Bis jetzt ist 
dieser Uebelstand vornehmlich in der Neustadt aufgetreten; 
aber er zeigt sich. auch schon in einzelnen Vororten, wie in 
Ehrenfeld und Theilen von Nippes. Nach der Vorlage wird 
sowohl im Stadtbezirk innerhalb der Umwallung als in den 
Hauptstrassen der Bezirke Ehrenfeld und Nippes, soweit sie 
städtischen Charakter haben, die bisher zugelassene Baudich- 
tigkeit weiter gestattet. Die grösste zulässige Gebäudefläche 
eines Grundstücks soll demnach drei Viertel oder 75°, an 
Eckgrundstücken 85 °/o, die Höhe der Gebäude bis zur Dach- 
traufe 20 Meter, die grösste zulässige Zahl der Stockwerke, 
die zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, 
vier betragen. Die zweite Klasse umfasst diejenigen Grund- 
stücke, welche an den übrigen bereits ausgebauten Strassen 
im ganzen Stadtbezirk liegen. Hier soll die grösste zulässige 
Bebauungsfläche von 75 auf 65°/o, bei Eckgrundstücken von 
85 auf 75°/o, also nur wenig, zurückgehen. Die grösste Höhe 
darf 15 Meter, die Zahl der Geschosse nur drei betragen. 
Hierdurch soll das jetzt schon in Ehrenfeld beginnende System 
von vier Stockwerken verhindert werden. In die dritte Klasse 
zählen diejenigen Grundstücke, welche an noch nicht ausge- 
bauten Strassen liegen. Hier wird die Bauerlaubniss in der 
Regel ertheilt, wenn die Verträge über Entwässerung, Beleuch- 
tung u. s. w. abgeschlossen sind. Die zulässige Bebauung soll 
hier nur 500, bei Eckgrundstücken 60 ®o betragen; die 
Höhe der Häuser 15 Meter, die Zahl der bewohnten Geschosse 
zwei und die Hälfte des Dachgeschosses. Es handelt sich dabei 
um ganz ländliche Bezirke bezw. solche, welche in dem Ueber- 
gang aus dem ländlichen in den städtischen Charakter begriffen 
sind. Für die vierte Klasse endlich sollnur die sogenannte offene 
Bebauung zugelassen werden.. Dabei ist nicht an die eigent- 
liche Villenbebauung gedacht, sondern an von drei Seiten frei- 
stehende Häuser mit ländlichem Charakter. Hier beträgt die 
höchste zulässige Bebauung 40°o der Grundfläche, bei Eck- 
grundstücken 50°/o. Die Höhe der Gebäude ist auf 15 Meter 
bemessen, die Zahl der bewohnbaren Stockwerke auf zwei 
nebst der Hälfte des Dachgeschosses. An den Strassenfronten 
dürfen nicht mehr als zwei Gebäude dicht an einander gebaut 
werden. Die Zwischenräume sind unbebaut zu lassen und sollen 
bis zur Nachbargrenze mindestens 5 Meter betragen. Die Er- 
bauung von Fabriken oder die Nachbarschaft belästigenden 
gewerblichen Anlagen ist verboten. Diese letztere Bestimmung 
ist zweifellos die einschneidendste. Für solche offene Bauweise 
hat man verhältnissmässig viel kleinere Theile der Stadt be- 
stimmt als etwa in Frankfurt a. M., Altona oder den Berliner 
Vororten. Es sind hierzu nur ausersehen: 1. Der Bezirk Marien- 
burg, welcher sich auf Köln zu längs des Rheinufers bis zur 
Schönhauserstrasse, ferner bis zur zweiten Ringstrasse und in die 
Nähe der Brühlerstrasse erstreckt. 2. Der Lindenthaler Bezirk 
mit Ausschluss der Dürener- und der Aachenerstrasse. 3. Der 
Riehler Bezirk an der Riehlerstrasse bis zum Rhein, sowie die 
Umgebung des Zoologischen Gartens und der Flora bis zum 
Niehlerdamm und zur Niehlerstrasse. Der Herr Regierungspräsi- 
dent soll gebeten werden, die Einschränkung der Bauordnung 
auf diese Flächen auszudehnen. Mehrere Redner brachten ihre 
Bedenken gegen die zu erlassenden Baubeschränkungen zum 
Ausdruck, darauf verwiesen die Stadtverordneten die Vorlage 
an die Baukommission. 


Baupolizeiordnung für Frankfurt a. M. Die 
Frankfurter Bauordnung vom 13. Oktober 1891 betr. das Bauen 
in der Aussenstadt hat am 7. d. M. einige Aenderungen er- 
fahren, welche bezwecken einige Unklarheiten der alten Be- 
stimmungen aufzuhellen und an einzelnen Stellen Verschärfungen 
einzuführen. Bemerkenswerth ist, dass der Magistrat die Ver- 
ordnung ohne Anhörung der Stadtverordnetenversammlung 
erlassen hat, indem er sich auf den, rechtlich durchaus giltigen, 
praktisch aber nicht unbedenklichen, Standpunkt stellte, dass 
die Handhabung der Baupolizei ihm übertragen und von einer 
Genehmigung der Stadtverordneten unabhängig sei. Namentlich 
will man einige Umgehungen der geltenden Bauordnung, die 
offenbar da und dort versucht wurden, von vornherein aus- 
schliessen. Dahin gehört die Bestimmung, dass im Wohnviertel 
Anbauten an Grundstücksgrenzen nur auf Länge der bereits 
vorhandenen Brandmauern der Nachbargrundstücke statthaft 
sind, ferner die Vorschrift, dass in diesem Wohnviertel zwei 
aneinandergebaute Häuser nur 30 bezw. 40 m Front haben 
dürfen und auf die ganze Tiefe die gleichen Maasse einzuhalten 
sind. Da die Zahl der Geschosse festgelegt ist, so will man 
ferner dem .Versuch vorbeugen, durch missbräuchliche Höhe 
der Souterrains und des Dachgeschosses aus diesen besondere 
Wohnstockwerke zu machen, deshalb darf der Fussboden des 
Erdgeschosses nicht mehr als 2 m über dem Bürgersteig liegen 
und dürfen die senkrechten Umfassungswände eines Dachge- 
schosses nicht höher als l!/a m sein, widrigenfalls es als Ober- 
geschoss gezählt wird. Haben diese Bestimmungen materiell 
deshalb keine Bedeutung, weil auch bisher wohl kein Baube- 
scheid ertheilt worden ist, wenn ihnen zuwidergehandelt wurde, 
so liegt es anders mit folgender Festsetzung für gemischte 
Viertel: Gebäude, welche zum Betrieb gewerblicher Anlagen, 
die nach der Gewerbeordnung einer besonderen Konzession 
bedürfen, errichtet, erweitert, eingerichtet oder benutzt werden, 
müssen einen Abstand von mindestens 10 m auf allen Seiten 
von der Grundstücksgrenze und von der Strasse einhalten. 
Hierdurch dürften diese Anlagen aus den gemischten Vierteln 
überhaupt verdrängt werden, während sie in Wohnvierteln 
ohnehin verboten sind. Auch die Bestimmung, dass Hinterge- 
bäude in Wohnvierteln der äussern Zone fortan mindestens 45, 
statt bisher 30 m von der Strassenfront entfernt bleiben 
müssen, ist wichtig; sie befördert die Grösse der zwischen 
Vorder- und Hinterhaus liegenden Höfe. Ferner ist vorgesehen, 
dass die Baupolizeibehörde, wenn in bestimmten Bauquartieren 
eine niedrigere als die zugelassene Bebauung gewährleistet 
wird, auf der andern Seite eine grössere Gesammt-Frontaus- 
dehnung aneinander angebauter Häuser gestatten kann. Schliess- 
lich sei eine kleine Erweiterung des Umkreises der äussern 
Zone erwähnt. 

Wohnungsmarkt in Dresden. Nach den Mitthei- 
lungen des Statistischen Amtes der Stadt Dresden (II. Jahrgang, 
1892, No. 2 bis 4, S. 6) machte sich dort um die Mitte des 
abgelaufenen Jahrzehntsein empfindlicher Mangelan Wohnungen, 
insbesondere an solchen für die weniger bemittelten Klassen 
geltend; derselbe ging soweit, dass bei der Zählung von 1885 
unter den kleinen Wohnungen mit 1 oder 2 heizbaren Zim- 
mern, auf welche mehr als 2 Drittel der Bevölkerung ange- 
wiesen waren, nur ungefähr 1 °/o leerstehende gefunden wurden. 
(1880 waren es von den Wohnungen mit einem heizbaren 
Zimmer 2,8, von denen mit zwei solchen Zimmern 5,2 %,o ge- 
wesen). Es ist zweifellos, dass ein so geringes Angebot nicht 
nur preissteigernd wirkt, sondern auch geeignet ist, die Woh- 
nungsuchenden zur Herabsetzung ihrer Ansprüche an die Ei- 
genschaften der Wohnung zu nöthigen und daher die allge- 
meinen Wohnverhältnisse zu verschlechtern. Die folgende Zeit, 
besonders aber die durch einen wirthschaftlichen Aufschwung 
ausgezeichneten Jahre 1888 und 1889, brachten zum Glück eine 
lebhafte Bauthätigkeit, und zu den Unternehmungen der Grund- 
besitzer und der Spekulation gesellten sich während dieser und 
der folgenden Jahre eine Anzahl solcher, die, von gemein- 
nütziger Absicht geleitet, Häuser mit vorzugsweise kleinen 
und billigen Wohnungen herstellten. In Folge davon ist denn 
auch die Zahl der leerstehenden Wohnungen bei den ganz 
kleinen (mit einem heizbaren Zimmer) auf 2,10, bei den 
Zweizimmerwohnungen auf 3 /o, bei den grösseren Wohnungen 
auf 4,9% gestiegen, was allerdings hinter dem 1880 vorhan- 
denen Angebot noch recht bedeutend zurückbleibt. Im ganzen 
standen 1880 4,4, 1885 1,3, 1890 3,1 %% aller Wohnungen leer. 


Gewerbewesen. 


Arbeitsnachweis in Dresden. Wir erhalten fol- 
gende Zuschrift: „Sch. In No. 17 dieser Blätter wird das 
Bedauern des Herrn Stadtrath Manz in Bern darüber mit- 
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getheilt, dass das dortige Arbeitsnachweisebureau sowohl von 
den Meisterfachvereinen, als auch von den arbeitssuchenden 
Berufsleuten zu wenig gewürdigt werde. Der Verfasser theilt 
dieses Bedauern durchaus nicht und kann nicht begreifen, 
warum man in dieser Sache zentralisiren will, wenn doch die 
Facharbeiter genügende Einrichtungen besitzen, welche die 
Arbeitsvermittelung herstellen. Er möchte erinnern an den 
„gemeinsamen Arbeitsnachweis“, den z. B. die Dresdener 
Töpfer unterhalten. Derselbe wird sowohl von den Geschäfts- 
inhabern als auch von den Gesellen verwaltet. Die letzteren 
zahlen dazu monatlich 25 Pf. (gegen Quittungsmarke), die er- 
steren etwas mehr; diese müssen auch für jeden einzustellenden 
Mann noch einen besonderen Beitrag entrichten. Beide Par- 
teien wählen unter sich je 7 Vertreter und 1 Vorsitzenden, 
welche auf eine bestimmte Zeit den Arbeitsnachweis verwalten 
müssen und zwar so, dass von den 7 Mann jeder seinen Wochen- 
tag hat, an welchem er zur bestimmten Zeit auf dem Bureau 
sein muss. (Wochentags nach Feierabend.) Es ist also zu jeder 
Meldestunde 1 Meister und Il Geselle dort anwesend. In einem 
Buche werden die Namen der Arbeitgeber, welche Leute (auch 
die Anzahl derselben) suchen, eingetragen, in einem anderen 
die Namen der Arbeit suchenden Gesellen. Ausserdem wird 
ein Fremden- und ein Kassenbuch geführt. Mit der Arbeits- 
vertheilung soll es statutenmässig nach der Reihenfolge der 
Eintragung von Angebot und Nachfrage gehen. Dieser Punkt 
lässt sich jedoch nicht regeln (auch bei Zentralbureaus nicht); 
denn man wird keinem Arbeitnehmer zumuthen wollen, bei 
einem Meister in Arbeit zu treten, mit dem er vielleicht früher 
Konflikt gehabt hat und umgekehrt. Man hilft sich dann in 
der Regel dadurch, dass man die unliebsamen Arbeiter möglichst 
kurze Zeit beschäftigt, um dann von neuem Einschreibungen 
zu veranlassen. Zuweilen kommt es ja vor, dass ein flotter 
Geschäftsgang vorhanden ist; dann werden die Wünsche der 
Gesellen mehr berücksichtigt. Geht dagegen das Geschäft flau, 
pflegt man den Meistern etwas nachzugeben. Im ersteren 
Falle wird auch fremden, zugereisten Gesellen durch dies Bu- 
reau Arbeit nachgewiesen; im anderen Falle bekommen sie 
Wanderunterstützung. Ohne Nachweis darf weder Meister 
noch Geselle in Arbeitsverhältniss treten, wenn sie nicht für 
immer ihres Rechtes auf Nachweis verlustig gehen wollen. 
Von den Betheiligten wird diese Einrichtung für so vollkommen 
gehalten, dass auch ein Zentralbureau die Mängel nicht zu 
beseitigen vermag — darum wohl auch die Zurückhaltung, 
welche in den meisten Städten die Fachleute gegen das letztere 
beobachten. Vielleicht ist es richtig, wenn man in Städten 
oder Bezirken, wo für die Berufsarbeiter kein Bedürfniss nach 
Arbeitsnachweis vorhanden ist, diese unberücksichtigt lässt. 
und bei neu zu errichtenden Anstalten nur auf die Gelegen- 
heitsarbeiter und deren Arbeitgeber zählt.“ 


Anhörung der Gewerbetreibenden vor Er- 
lass von Ortsstatuten. Wegen Versäumniss des Unter- 
richts in der Fortbildungsschule waren vier Handwerksgesellen 
und deren Meister, die dies gestattet hatten, vom Schöffen- 
wie vom Landgericht zu Schrimm zu einer Geldstrafe verur- 
theilt worden. Der Strafsenat des Kammergerichts aber er- 
kannte kürzlich auf Freisprechung. weil bei Abfassung des 
dortigen Ortsstatuts nur einer der Meister aus der Innung, der 
die Angeklagten angehörten, zugezogen worden war; nach der 
Gewerbeordnung aber mussten mindestens zwei Meister des- 
selben Gewerbes angehört werden, und es sei deshalb das be- 
treffende Ortsstatut nicht rechtsverbindlich. 


Lohnzahlung an Minderjährige. Auf die be- 
kannte Umfrage des preussischen Ministers für Handel und 
Gewerbe hat sich nunmehr das Gewerbegericht in Hanau 
unter dem Vorsitz des Oberbürgermeisters Dr. Gebeschus ein- 
stimmig dagegen ausgesprochen, dass die Stadtgemeinde Hanau 
von der ihr durch & 119& Abs. 2 Ziffer 2 u. 3 der Gewerbe- 
Ordnung beigelegten Befugniss zum Erlass eines Ortsstatuts, 
betreffend die Auszahlung des von minderjährigen Arbeitern 
verdienten Lohnes an deren Eltern oder Vormünder, Gebrauch 
mache. Ueber die Gründe dieses Gutachtens schreibt man uns 
von unterrichteter Seite: „B. Das Gewerbegericht ging hierbei 
von der Ansicht aus, dass es durchaus nicht wünschenswerth 
sei, die grosse Anzahl der auf dem gewerblichen Gebiet be- 
stehenden, bezw. besonders in jüngerer Zeit erlassenen Vor- 
schriften wiederum um eine zu vermehren, die einerseits den 
Arbeigebern neue lästig und unbequem erscheinende Verpflich- 
tungen auferlegt, andererseits einen nicht ganz einwandfreien 
Eingriff in die Privatverhältnisse der einzelnen Arbeiter und 
Arbeiterfamilien darstellt. Zudem ist das Gewerbegericht der 
Ueberzeugung, dass statutarische Bestimmungen über Lohn- 
zahlung an Minderjährige, wenn sie wirklich für die Stadt 


Hanau erlassen würden, wirkungslos, bezw. ohne praktische 
Bedeutung bleiben würden. Nach den am Platze gemachten 
Erfahrungen hat die direkte Auszahlung des Lohnes an die 
jugendlichen Arbeiter — von ganz vereinzelten Ausnahmen 
abgesehen — zu keinerlei Missbräuchen und Missständen ge- 
führt, und es liegt durchaus kein Grund vor, in Verhältnisse, 
über die bisher Klagen nicht laut geworden sind, durch ein- 
engende, von der Mehrzahl der Betheiligten gewiss sehr un- 
liebsam empfundene, Vorschriften Grund zur Unzufriedenheit 
zu tragen. Die Befürchtung, dass für minderjährige Arbeiter 
unter den dermaligen Verhältnissen die Versuchung nahe liegt, 
ihre Eltern über die Höhe des von ihnen verdienten Lohnes 
zu hintergehen, bezw. den verdienten Lohn überhaupt nicht 
zur Ablieferung zu bringen, hält das Gewerbegericht für viel- 
fach übertrieben. Durch den Erlass eines Ortsstatuts würden 
dagegen ganz zweifellos nicht wenige jugendliche Arbeiter — 
vor allen Dingen diejenigen, welche ihren Lohn schon jetzt 
nicht an die Eltern abliefern, welche also das Statut treffen 
soll, sodann aber auch die an eine gewisse Selbstständigkeit 
gewöhnten — sich veranlasst sehen, die Stadt Hanau zu ver- 
lassen und in Städten Arbeitsgelegenheit zu suchen, in welchen 
keine einschränkenden Bestimmungen über die Lohnzahlung 
an Minderjährige existiren. Hierdurch würden manche Betriebe, 
die ihrer ganzen Einrichtung nach vorzugsweise auf jüngere, 
noch verhältnissmässig billige Arbeitskräfte angewiesen sind, 
in ihrer Konkurrenzfähigkeit bedroht. Uebrigens erscheint es 
auch nicht ausgeschlossen, dass die regelmässige Auszahlung 
des Lohnes arbeitsamer jugendlicher Arbeiter an weniger 
würdige Eltern das Gegentheil der mit dem Erlass des Orts- 
statuts beabsichtigten Wirkung im Gefolge haben kann; es 
würde gewiss nicht ausbleiben, dass manche Eltern minder- 
jähriger Arbeiter den Lohn derselben verschwenden, worin 
sie durch das Ortsstatut geradezu geschützt würden.“ — Auch 
der Stadtrath von Rudolstadt i. Thür. beschloss in seiner 
letzten Sitzung nach längerer Debatte, von dem Erlass eines 
einschlägigen Ortsstatuts abzusehen, „da ein Bedürfniss nicht 
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vorliege.“ — Ueber denselben Gegenstand berieth am 21. d. M. 
eine Versammlung der Beisitzer des Gewerbegerichts zu 
Mainz, welche sich ebenfalls einstimmig gegen den Erlass 
eines solchen Ortsstatuts aussprach. 


Städtische Brodbäckereiin Leipzig. Dem vor 
Kurzem erschienenen „Verwaltungsbericht des Rathes der Stadt 
Leipzig für das Jahr 1891“ ist S. 706 ff. Neueres über den 
Betrieb der städtischen Brodbäckerei zu entnehmen, welche 
der Armenverwaltung unterstellt ist. Die Einverleibung der 
Vororte "machte auch in der städtischen Brodbäckerei ihren 
Einfluss geltend und bewirkte eine wesentliche Erhöhung der 
Broderzeugung. Es wurden insgesammt 440'!2/ıooo Wispel Rog- 
gen — gegen 372 Wispel im Vorjahre — verbraucht. Die 
Roggenpreise waren bekanntlich im Berichtsjahre ganz ausser- 
ordentlichen Schwankungen unterworfen. Die Gesammtausgabe 
für den Roggen belief sich auf 95 623 Mk. 15 Pf. Gewonnen 
wurde aus den 440'!?/ı0o0oo Wispel Roggen 308 078,40 kg back- 
fähiges Mehl = 70°Jo, 116629,68 kg Kleie = 26'/2’/o und 
15 403,92 kg Flug — 3!/2%, zusammen 440 112 kg. Verbacken 
wurden insgesammt 303 893,4 kg Mehl und daraus 412 764,5 kg 
Brod erzeugt. Zur Vertheilung an die Armen und an die ver- 
schiedenen der Armenverwaltung unterstehenden Anstalten ge- 
langten 412 648,5 kg Brod. Der Selbstkostenpreis des Brodes 
einschliesslich aller Unkosten und Abschreibungen, sowie Ver- 
zinsung des Grundstücks- und Betriebskapitals stellt sich auf 


| 23,247 Pf. für das Kilogramm, oder rund 24 Pf. gegen 20,8 Pf. 


im* Jahre 1890, 18,8. Pf. 1118894 16,6% Bf. 1021888 Kunde son. 
in 1887. Seit Ermässigung der Getreidezölle dürfte sich der 
Preis wesentlich erniedrigt haben. Nach dem Gutachten des 
Prof. Dr. Franz Hofmann, welcher allmonatlich das Brod in 
genauester Weise untersuchte, war dasselbe stets von ausge- 


| zeichneter Beschaffenheit. Die Güte des Brodes gründet sich 


einmal darauf, dass stets nur Roggen bester Qualität einge- 
kauft und verwendet wurde, und dann auf die Tüchtigkeit, 
Gewissenhaftigkeit und Pflichttreue des Bäckermeisters. 
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Ein Arbeitsamt für Stuttgart. 


Von E. Lautenschlager, Vorsitzender des Gewerbegerichts zu 
Stuttgart. 


Die Zustände, die in Stuttgart auf dem Gebiete der 
Arbeitsvermittlung herrschen *), sind so ungeordnet, dass 
eine Regelung nothwendig ist. Es handelt sich darum, 
die Nachtheile zu beseitigen, welche sowohl das Umschauen 
und der mit ihm verbundene Bettel, als die Thätigkeit 
der privaten Stellenvermittlungs-Bureaux und ihre Aus- 
beutung der Stellensuchenden mit sich bringen. Ein Blick 
auf die Verhältnisse anderer Städte gewährt insofern wenig 
Befriedigung, als sich nirgends Vorbilder finden lassen, 
nach denen man bei einer Regelung des Arbeitsnachweises 
streben könnte. Ueberall herrscht die gleiche Regellosig- 
keit, und die Versuche Abhülfe zu schaffen, haben nirgends 
zu dauernden Erfolgen geführt. Unzweifelhaft sind die 
Gründe des Fehlschlagens darin zu suchen, dass man 
nicht verstanden hat, Einrichtungen zu schaffen, zu denen 
beide Theile, Unternehmer wie Arbeiter, Vertrauen haben. 
Einseitig von Meistern oder von Gesellen gehandhabte 
Nachweise oder Institute, die von wohlthätigen Vereinen 
geführt werden, haben sich überall ebenso als leistungs- 
unfähig erwiesen, wie in Stuttgart. Namentlich aber konnte 
es selbstverständlich keiner dieser Anstalten gelingen, die 


*) Vgl. hierzu den ersten Aufsatz des Herrn Nescht: 
S. 17, II. Halbjahr d. Zeitschr. 


Arbeitsvermittlung überhaupt bei sich zu konzentriren, 
und gerade das erscheint als Hauptziel, nach dem man 
zu streben hat. So ergibt sich die Nothwendigheit, dass 
eine unabhängige dritte Stelle zwischen die beiden Theile 
tritt, und das kann der Natur der Sache nach nur die 
öffentliche Behörde, die Gemeindeverwaltung, sein. Ihr 
direkt die Leitung der Vermittlung zu übertragen, dürfte 
sich aber auch nicht empfehlen, hauptsächlich deshalb 
nicht, weil in der Gemeindeverwaltung die Arbeitgeber 
den ausschlaggebenden Einfluss haben. Die Arbeiter wür- 
den einer Vermittlungsanstalt, die unmittelbar in der Ver- 
waltung der Gemeinde steht, wohl kaum das nöthige 
Vertrauen entgegenbringen. Das Richtige wird also sein, 
dafür zu sorgen, dass sowohl Arbeitgeber als Arbeiter 
gleichmässig an der Leitung betheiligt sind. Das wird am 
besten und einfachsten erreicht, wenn man sie einem Aus- 
schuss des Gewerbegerichts überträgt, in der Weise, dass 
die Beisitzer des Gewerbegerichts, die aus der direkten 
Wahl aller Arbeitgeber und aller Arbeiter hervorgehen, 
aus ihrer Mitte eine gleiche Anzahl von Mitgliedern in 
jenen Ausschuss wählen, 

Dass ein solches Arbeitsamt sofort stark benutzt 
würde, ist sicher anzunehmen, denn fast aus allen Ge- 
werben haben sowohl Arbeitgeber als Arbeiter überein- 
stimmend erklärt, dass eine städtische Arbeitsvermittlungs- 
stelle als eine segensreiche Einrichtung zu begrüssen sei. 
Besonders gilt das für die weiblichen Arbeitskräfte; würden 
doch nach den eingezogenen Erkundigungen die meisten 
Geschäfte, die seither ihre Arbeiterinnen auf dem Wege 
des Umschauens bekommen haben, künftig solche bloss 
noch durch Vermittlung des Arbeitsamtes einstellen. Dass 
einzelne Gewerbe, die jetzt schon einen geregelten Ar- 
beitsnachweis haben, zunächst das städtische Arbeitsamt 
nicht benützen werden, ist allerdings in Aussicht zu 
nehmen, doch ist zu hoffen, dass auch sie beitreten 
werden, wenn sich das städtische Arbeitsamt bewährt. 
Von besonderem Werthe wird dafür sein, wenn der Ar- 
beitsnachweis für Arbeitgeber und Arbeiter unentgeltlich 
geschieht. Das ist aber nach der Ansicht der grossen 
Mehrheit des Gewerbegerichts erforderlich. Solange von 
den Arbeitgebern eine Gebühr verlangt wird, wird das 
Umschauen, insbesondere das Umschauen der weiblichen 
Arbeiter nicht unterdrückt werden können. 

Die Betriebskosten werden etwa Mk. 5000 jährlich 
betragen. Die oberste Leitung würde dem Vorsitzenden 
des Gewerbegerichts, der dafür keine besondere Ver- 
gütung erhalten würde, zufallen. Ausserdem müsste ein 
Beamter für die männliche Abtheilung und ebenso einer 
für die weibliche Abtheilung und zwar ein weiblicher 
Beamter angestellt werden. Der Gehalt beider würde etwa 


Mk. 4000 betragen, wozu noch ungefähr Mk. 1000 für 
Bureauaufwand u. s. w, kämen. Falls die Stadtverwaltung 
wegen finanzieller Bedenken die Erhebung von Gebühren 
verlangen würde, so sollte dem betriebsleitenden Aus- 
schuss überlassen werden, in welcher Weise sie zu er- 
heben sind, ob Arbeitgeber und Arbeiter, oder ob bloss 
die Arbeiter oder nur männliche Arbeiter Gebühren zu 
bezahlen haben. Dem Aufwande, den die Stadt auf diese 
Weise zu tragen hätte, würde auf der anderen Seite eine 
grosse Zahl von Vortheilen auf den verschiedensten Ge- 
bieten gegenüberstehen, ganz abgesehen von den Vor- 
zügen der geregelten Arbeitsvermittlung. 

Wenn ein zuverlässiger öffentlicher Arbeitsnachweis 
besteht, kann gegen die Missstände, die mit dem Um- 
schauen und mit den privaten Vermittlungsanstalten noth- 
wendig verbunden sind, viel energischer eingeschritten 
werden, als dies jetzt möglich ist. Die Behörden wissen 
auch jetzt ganz gut, dass das Umschauen in vielen Fällen 
weiter nichts ist, als Bettel, aber trotzdem können sie 
nicht energisch einschreiten, denn unter den gegenwär- 
tigen Verhältnissen sind eben die privaten Vermittlungs- 
anstalten und das Umschauen ein nothwendiges Uebel, 
sie sind in vielen Fällen der einzige Weg, auf dem die 
Arbeiter eine Stelle bekommen können. Sobald eine öffent- 
liche Vermittlungsanstalt vorhanden ist, ändert sich die 
Sache. Die privaten Vermittlungsanstalten sind nicht mehr 
nothwendig und brauchen daher auch nicht mehr ge- 
schont zu werden, wenn sie sich als unzuverlässig heraus- 
stellen. Ebenso überflüssig wird das Umschauen. Die Ar- 
beitgeber brauchen sich künftig kein Gewissen daraus zu 
machen, wenn sie einem Arbeitsuchenden die Unterstützung, 
die sie seither aus falschem Mitleiden zu geben pflegten, 
verweigern und ihn an das Arbeitsamt weisen, wo ihm 
unentgeltlich Arbeit verschafft wird. Auch die Polizei- 
behörden werden künftig durch nichts mehr gehindert 
sein, kräftig gegen den Bettel, der aus dem Umschauen 
hervorgeht, aufzutreten. Wenn so die Arbeitgeber und die 
Polizeibehörden das Ihrige beitragen, wird das Umschauen 
allmählich ganz verschwinden. Manchmal wird allerdings 
das Arbeitsamt nicht im Stande sein, einem Arbeitsuchen- 
den Arbeit nachzuweisen, so dass er, wenn er mittellos 
ist, in irgend einer Weise unterstützt werden muss. Ge- 
rade in solchen Fällen wird sich das Arbeitsamt als nütz- 
liche Einrichtung bewähren. Verhältnissmässig wenige Ar- 
beiter gehören Vereinen an, die ihnen im Fall der Ar- 
beitslosigkeit ausreichende Unterstützung gewähren. Die 
meisten sind, wenn sie keine Arbeit bekommen, darauf 
angewiesen, sich durch die Geschenke, die sie beim Um- 
schauen von den Arbeitgebern erhalten, oder durch die 
Unterstützungen, die ihnen die städtische Armenverwal- 
tung, der Lokalwohlthätigkeitsverein u. s. w. gewährt, 
vor Noth zu schützen. Recht häufig begründen aber auch 
Leute, die keine Arbeit finden wollen, ihr Unterstützungs- 
gesuch damit, dass sie keine finden können. Die Armen- 
verwaltung befindet sich dann in einer misslichen Lage, 
denn sie kann in der Regel nicht untersuchen, ob die 
Behauptung, es gebe keine Arbeit, auch richtig ist. Be- 
sonders misslich ist es im Winter, wo die Unterstützungs- 
gesuche wegen Arbeitslosigkeit von Jahr zu Jahr sich 
mehren. Besteht ein Arbeitsamt, so wird in die verwor- 
renen Zustände, die seither geherrscht haben, bald einige 
Ordnung gebracht werden können. Jeder Arbeitsuchende 
wird an das Arbeitsamt gewiesen. Kann ihm dieses keine 
passende Arbeit bei einem privaten Arbeitgeber zuweisen, 
so wird man ihn bei einem der städtischen Aemter, die 
zum Holzspalten, Steinschlagen, Grabarbeiten u. s. w. 
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eine Anzahl Leute nöthig haben, beschäftigen. Erst wenn 
auch bei diesen städtischen Aemtern keine Arbeit mehr 
zu haben ist, oder wenn dem Arbeitsuchenden die bei 
diesen Aemtern eingeführten Arbeiten nicht zugemuthet 
werden können, wird dem Arbeitsuchenden vom Arbeits- 
amt eine Bescheinigung ausgestellt, auf Grund deren er 
von der Armenbehörde oder den Wohlthätigkeitsvereinen 
Unterstützung bekommt. 

Ferner wird es für das Gewerbegericht selbst in vielen 
Fällen sehr werthvoll sein, wenn mit ihm der allgemeine 
Arbeitsnachweis verbunden ist. Bei den vielen Entschädi- 
gungsklagen wegen kündigungsloser Entlassung und wegen 
unrechtmässigen Verlassens der Arbeit ist es für die Fest- 
setzung der Entschädigung nothwendig zu wissen, ob der 
entlassene Arbeiter keine andere Arbeit bekommen oder 
ob der Arbeitgeber keine anderen Arbeitskräfte einstellen 
kann. In solchen Fällen ist bloss dann eine sichere 
Grundlage für die Entscheidung gegeben, wenn das Ge- 
werbegericht durch den mit ihm verbundenen Arbeits- 
nachweis zu jeder Zeit ein genaues Bild über Arbeits- 
angebot und Arbeitsnachfrage in den verschiedenen Ge- 
werben erhalten kann. 

Auch für die Thätigkeit der Gewerbegerichte als 
Einigungsämter wird eine ganz neue Aussicht eröffnet, 
wenn die Gewerbegerichte zugleich den Arbeitsnachweis 
in die Hand bekommen. Bis jetzt sind sie bekanntlich 
noch nie in irgendwie nennenswerther Weise als Einigungs- 
amt angegangen worden, wohl aus dem einfachen Grund, 
weil das Einigungsamt unter den bestehenden Verhält- 
nissen nicht die geringste Macht hat, seinen Schiedsspruch 
durchzusetzen. Es ist leicht erklärlich, dass niemand sıch 
die Mühe nimmt, einen Schiedsspruch herbeizuführen, der 
hinterher keinen praktischen Werth hat. Ist der Arbeits- 
nachweis mit dem Gewerbegericht verbunden, dann hat 
dieses als Einigungsamt die Macht, seine Schiedssprüche 
durchzusetzen, und zwar dadurch, dass es den Arbeit- 
gebern, die nicht nach dem Schiedsspruch handeln, keine 
Arbeiter mehr zuweist, und den Arbeitern, die sich dem 
Schiedsspruch nicht fügen, keine Arbeitsstellen mehr 
vermittelt. 

Die Arbeitsämter werden ferner auch auf dem Gebiet 
der Arbeiterstatistik manches leisten können, insbesondere 
wird es ihnen möglich sein, werthvolle Aufschlüsse über 
die Bewegungen des Arbeitsangebots und der Arbeits- 


nachfrage in den verschiedenen Gewerben und Jahres- 


zeiten zu geben. Das Material, das sie liefern, wird jeden- 
falls eine bessere Grundlage für die Nothstandsmassregeln 
geben, nach denen in jedem Winter gerufen wird, als es 
die Erhebungen sind, welche die Gewerkschaften seit 
einigen Wintern zu machen pflegen. Denn diese geben 
immer nur Auskunft über die Arbeitslosigkeit, wie sie 
sich an einem einzelnen Tag darstellt, während die Ar- 
beitsämter für ganze Zeiträume über Zu- und Abnahme 
der Arbeitslosigkeit berichten können. Im Laufe der Zeit 
werden die Arbeitsämter wohl auch noch andere Funk- 
tionen erhalten, sie werden z. B. Erhebungen, wie sie 
von der Reichskommission für Arbeiterstatistik veranstaltet 
werden, viel besser und zuverlässiger vornehmen können, 
als es den Polizeibehörden, denen seither diese überaus 
wichtige Arbeit übertragen war, möglich ist. Vielleicht 
kann bei ihnen im Laufe der Zeit auch einmal die Ar- 
beiterversicherung vereinigt werden, die bis jetzt viel zu 
umständlich und viel zu sehr zersplittert ist. 

In Anbetracht dieser Vortheile hat das Stuttgarter 
Gewerbegericht in seiner Sitzung vom 5. Juni 1893 
einstimmig beschlossen, auf Grund von $ 70 Abs. 3 des 


Reichsgesetzes betr. die Gewerbegerichte vom 29, Juli 
1890 bei den bürgerlichen Kollegien der Stadt die Er- 
richtung eines städtischen Arbeitsamts zu beantragen. 
Dem Arbeitsamt soll der Entwurf eines Ortsstatuts zu 
Grund gelegt werden, den wir in No. 29 der „Blätter“ 
S. 25 dieses Halbjahrs mitgetheilt haben. Ueber die ein- 
zelnen Bestimmungen des Statuts wurde Einstimmigkeit 
erzielt, bloss bei $ 4 des Entwurfs haben sich vier Bei- 
sitzer dagegen ausgesprochen, dass die Kommissionsmit- 
glieder eine Entschädigung erhalten sollen, und bei $ 7 
hat sich ein Beisitzer dagegen erklärt, dass die Arbeits- 
vermittlung unentgeltlich erfolgen solle. 


Zur Frage der Kanalisationsabgaben. 
Von Dr. N. Brückner in Frankfurt a. M. 


Seit Jahren ist die Münchener Stadtverwaltung mit 
überaus anerkennenswerthem Eifer, aber auch mit stetig 
wachsendem Erfolge bemüht, die Gesundheitsverhältnisse 
der Stadt zu bessern. Das Schlussglied in ihren Mass- 
nahmen bildet die vor Kurzem beschlossene Einführung 
einer Schwemmkanalisation mit Ableitung der gesammten 
Abgänge der Stadt in die Isar. Und zwar sollen alle 
Grundstücke anschlusspflichtig werden, sobald der öffent- 
liche Kanal durch die Strasse, an der sie liegen, geführt 
wird. Bei dieser Gelegenheit erwog man begreiflicher- 
weise, wie die erheblichen Kosten des Unternehmens am 
zweckmässigsten aufgebracht würden, und veranstaltete 
zur Lösung dieser Frage eine Erhebung darüber, wie die 
verschiedenen deutschen Städte in dieser Beziehung ver- 
fahren. Die Ergebnisse der Erkundigungen sind in einer 
Beilage zu No. 19 der Münchener Gemeindezeitung von 
1893 veröffentlicht und dürfen des Interesses weiterer 
Kreise sicher sein. 

Es ist ein sehr buntes Bild, das sich da dem Leser 
bietet. Zunächst ist der Zweck der öffentlichen Sielleitung 
keineswegs überall derselbe. Denn während sie in den 
meisten Städten lediglich zur Beseitigung der Regen-, 
Haus- und Wirthschaftswasser dient, ist anderwärts auch 
die Abschwemmung der Fäkalien einbegriffen, wogegen 
die Einleitung der Fabrikabwasser regelmässig nicht ge- 
stattet ist. Schwemmkanalisationen, welche Fäkalıien mit- 
abführen, bestehen in Berlin, Hamburg, Köln, Breslau, 
Frankfurt, Aachen, Danzig, Darmstadt (u. W. auch in 
Magdeburg, Hannover, Altona, Kassel, Lübeck und Pots- 
dam; ferner ist das System in Braunschweig, Charlotten- 
burg und Freiburg i. Br. in der Durchführung begriffen 
und soll auch in Kaiserslautern angenommen werden). 
Abgesehen von Darmstadt, liegt in jenen Städten die 
Anschlusspflicht vor, zu welchem System ja auch München 
jetzt übergegangen ist. In Stettin, Braunschweig, Nürn- 
berg, Augsburg, Würzburg und Regensburg können die 
Fäkalien wenigstens mit besonderer städtischer Geneh- 
migung in den Kanal eingeleitet werden; dagegen ist 
dies in den übrigen deutschen Städten (der Bericht er- 
wähnt: Leipzig, Dresden, Königsberg, Düsseldorf, Stutt- 
gart, Bremen, Mannheim, Mainz und Karlsruhe) nicht 
gestattet. In zweiter Reihe macht es einen erheblichen 
Unterschied, ob der Anschluss an den öffentlichen Kanal 
obligatorisch ist oder nicht. Meist ist das allerdings der 
Fall, aber es gibt auch Städte, wo die T'heilnahme ganz 
im Belieben der Hausbesitzer liegt. Dahin gehört z. B. 
Düsseldorf. Endlich aber kommt in Betracht, wieweit die 
städtische Kanalisation durchgeführt ist, und da bestehen, 
bei der Neuheit der ganzen Einrichtung, naturgemäss sehr 
viele Stufen der Durchführung. 
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Natürlich sind diese Verschiedenheiten in Zweck und 
Umfang der Kanalisation auch von grösstem Einfluss auf 
die Art der Deckung der entstandenen Kosten, obwohl 
keineswegs bei gleichen Verhältnissen auch gleiche 
Deckungsweise zu beobachten ist. Besondere Bedeutung 
kommt hier dem preussischen Gesetz vom 2. Juli 1875 
zu, welches den Stadtgemeinden das Recht gibt, die 
Kosten der Herstellung der Entwässerungsanlagen als 
Theil der Strassenkosten von den anliegenden Grundbe- 
sitzern einzuziehen, ja sogar von ihnen den Ersatz der 
Unterhaltungskosten bis auf die Dauer von 5 Jahren zu 
verlangen. Von jener Befugniss haben denn auch die 
meisten grösseren Städte (auf kleinere geht der Bericht 
nicht ein) Gebrauch gemacht, so Berlin, Breslau, Köln, 
Magdeburg, Frankfurt a. M., Hannover, Königsberg, 
Düsseldorf, Altona, Elberfeld, Danzig, Barmen, Wiesbaden, 
Stettin, Aachen und Halle a. d. S. Als gesetzlicher Mass- 
stab für die Berechnung der Kosten ist die Länge der 
Grundstücksfront aufgestellt. Ebenso wie in Preussen ist 
die Heranziehung der Grundbesitzer zu den Entwässe- 
rungskosten in Württemberg, Baden, Hessen und Olden- 
burg gestaltet. So erheben denn auch Karlsruhe, Heidel- 
berg, Darmstadt, Oldenburg, ferner München, Fürth, 
Bremen und Dresden solche Beiträge, die regelmässig 
nach der Frontlänge der Grundstücke bemessen werden 
(Dresden Mk. 21 pro Meter, Karlsruhe Mk. 40 u. s. w.). 
In anderen Städten wird das gleiche Ziel auf einem 
anderen Wege erreicht, indem man die einzelnen Grund- 
besitzer zum Anschluss an den Hauptkanal zwingt und 
dann eine Anschlussgebühr erhebt, welche die Kosten 
der allgemeinen Entwässerungsanlage mitenthält; so liegt 
die Sache in Mannheim und Braunschweig, und in Würz- 
burg wird wenigstens bei Gelegenheit des Anschlusses, 
der nicht erzwungen wird, der Kostenantheil nachent- 
richtet. Andere Städte aber kennen eine solche Erstattung 
der allgemeinen Entwässerungskosten nicht, insbesondere 
Stuttgart und Leipzig. 

Neben diesen Kosten der allgemeinen Entwässerungs- 
anlagen stehen nun diejenigen für die Anschlussleitungen 
der einzelnen Grundstücke, sodann die Kosten der Unter- 
haltung des städtischen Sielnetzes, endlich die Kosten für 
Rieselfelder oder Klärbecken und dergl., soweit nicht die 
Abwässer direkt in einen Fluss eingeleitet werden können. 
Auch in der Aufbringung dieser Kosten besteht noch die 
allergrösste Verschiedenheit. Manche Städte überlassen die 
Herstellung der Anschlussleitungen den einzelnen Grund- 
besitzern, andere führen sie wieder selbst, aber auf Kosten 
jener aus, namentlich aber liegt ein gewichtiger Unter- 
schied darin, ob für die Benutzung des Kanals eine sei 
es einmalige, sei es laufende Gebühr erhoben wird oder 
nicht. Im einzelnen ist der Anlieger verpflichtet, die 
Kosten des Seitenkanals zu tragen in Nürnberg, Regens- 
burg, Augsburg, Stuttgart, Leipzig, Dresden, Karlsruhe, 
Mainz. Meistens muss er auch die Unterhaltung und Rei- 
nigung dieser Anlagen besorgen, dagegen stellt in Berlin, 
Königsberg, Breslau, Stettin, Danzig und Düsseldorf, fer- 
ner in München, Bremen und Mannheim die Stadt diese 
Privatanschlüsse her und erhebt von den Anliegern die 
Kosten, wobei regelmässig das in der Strasse selbst lie- 
gende Material ins Eigenthum der Stadt übergeht. Nur 
in Stettin zahlt die Stadt letzteres selbst. 

Schliesslich kommen wir zu den eigentlichen Zah- 
lungen für die Benutzung der städtischen Leitungen zur 
Abführung der Abwässer von den einzelnen Grund- 
stücken. In den Städten Danzig und Breslau findet über- 


haupt kein Ersatz der Benützungskosten statt; eben- 


sowenig in Leipzig, Oldenburg und Bremen. Auch in 
Dresden unterhält die Stadt die Hauptkanäle selbst. Be- 
sonders bedeutsam erscheint diese Thatsache, wenn, wie 
in Danzig und Breslau, die Abfuhr gleichzeitig die Fä- 
kalien einbegreift. Vielfach wird für die Kanalbenützung 
eine einmalige Gebühr erhoben, für welche gewöhnlich 
der laufende Meter Frontlänge als Massstab dient. Diese 
Regelung finden wir in Nürnberg (Mk. 15), Aachen (bei 
alten Häusern Mk. 12, bei Neubauten bis 8 m Mk. 180, 
über 8 m Mk. 210), Frankfurt a. M. (Mk. 30 pro m), 
Stuttgart (Mk. 15; als Frontlänge gilt hier die Quadrat- 
wurzel aus der Grundstücksfläche), Hamburg (soweit die 
Frontlänge bebaut ist, Mk. 21 pro m, sonst Mk. 9). In 
anderen Städten dagegen ist für Benützung der Kanäle 
eine jährliche Gebühr zu entrichten, und zwar gilt das 
für Berlin, Königsberg, Stettin, Hannover, Köln, Düssel- 
dorf, Darmstadt, Braunschweig, Augsburg, Regensburg 
und neuerdings auch für München. Ausserordentlich ver- 
schieden sind aber hier die Bemessungsmassstäbe, wobei 
sich namentlich ein Unterschied beobachten lässt, je nach- 
dem Fäkalien mit abgeführt werden oder nicht. Hannover 
und Darmstadt erheben 6 bezw. 3 Mk. jährlich für jeden 
Kanaleinlauf. Köln, Düsseldorf, Augsburg und Regens- 
burg bemessen die Kanalbenützungsgebühr nach dem 
laufenden Meter Frontlänge. Und zwar erhebt Köln Mk. 4 
für bebaute Front, Mk. 6 für unbebaute Front, wobei 
Gartenfronten nicht mitgerechnet werden; sind aber die 
Grundstücke noch nicht mit der Kläranlage verbunden, 
so fallen obige Sätze auf die Hälfte. In Düsseldorf be- 
trägt die Gebühr Mk. 1 pro Meter, in besonderen Fällen 
Mk. 2 und wenn Fäkalien mit abgeführt werden, Mk. 3 
pro Meter. Augsburg und Regensburg erheben je 70 Pf., 
und zwar ist diese Benutzungsgebühr mit ihrem 20fachen 
Betrage ablösbar. Komplizirt ist das System der Gebühr 
in Königsberg und Stettin, woselbst sie je ein Drittel des 
Wasserzinses beträgt; soweit der Kanal, nicht aber die 
Wasserleitung benützt wird, ist in Stettin eine Rekogni- 
tionsgebühr von 3—6 Mk. jährlich zu zahlen. Endlich 
bleiben noch drei Städte übrig, in denen die Gebühr in 
ganz eigenartiger Weise geregelt ist, nämlich Berlin, dessen 
System neuerdings von München adoptirt wurde, und 
Braunschweig. In Berlin bemisst sich die Gebühr nach 
dem Nutzertrag des Grundstücks in dem zuletzt verflos- 
senen Kalenderjahr, und zwar wird ihm der Miethertrag 
der Liegenschaft zu Grunde gelegt; der Satz beträgt zur 
Zeit 1 °/o. Ganz ebenso regelt sich die Gebühr in Mün- 
chen. Dort wird schon jetzt die Haussteuer nach dem 
Miethertrag erhoben und, wenn nun abermals nach diesem 
Miethertrag eine Gebühr von ?/s °/o des Miethertrags für 
die Kanalbenützung erhoben wird, so haben wir es ein- 
fach mit einem Zuschlag zur Haussteuer zu thun. In 
Braunschweig bildet den Massstab für die Veranlagung bei 
grundsteuerpflichtigen Wohnhäusern die Höhe des Grund- 
steuerkapitals, von dem zur Zeit 1!/a °/o zur Erhebung 
kommen, bei anderen Gebäuden ein vom Magistrate fest- 
gesetztes Steuerkapital nach der Hälfte des Miethswerths 
bezw. nach dem Masse der Benützung der Entwässerungs- 
anlage. Der Gesammtbetrag der ordentlichen Jahresbei- 
träge darf zwei Drittheile der in dem betreffenden Etats- 
jahre erforderlichen Summen für Verzinsung ‘und Amorti- 
sation des für den Kanalbau aufgewendeten Anlage- und 
Unterhaltungskapitals nicht übersteigen und es sollen für 
Verzinsung des ersteren nicht mehr als 5 °/o, für seine 
Amortisation nicht mehr als 1 °/o gerechnet werden. 
Wie sich sonst diese einmaligen oder laufenden 
Kanalbenützungsgebühren zu den Betriebs- bezw. Anlage- 
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kosten der städtischen Kanalisation verhalten, darüber ist 
in dem Münchener Berichte nur wenig mitgetheilt; grund- 
sätzlich sollen sie nicht die Kosten der Kanalisation über- 
haupt decken, namentlich kann davon dort keine Rede 
sein, wo die Grundbesitzer in den Strassenkosten auch 
die Kanalanlage mitbezahlt haben. U. M. n. sollten die 
Kosten der Kanalisation auch keineswegs allein von den 
Grundbesitzern getragen, sondern zum Theil auf die all- 
gemeinen städtischen Ausgaben genommen und demnach 
aus den allgemeinen städtischen Einnahmen gedeckt wer- 
den. Zur Begründung sei darauf hingewiesen, dass die 
Stadt als solche und nicht minder alle ihre Einwohner 
von der Besserung den hygienischen Vortheil haben. Dafür 
ist es billig, die Allgemeinheit heranzuziehen und zwar, 
soweit keine Einnahmen aus städischen Betrieben vor- 
liegen, zu welchen wir die Kanalisation nicht rechnen 
können, am Besten in der Form einer Einkommensteuer. 
Dagegen haben allerdings die Grundstücke sowohl durch 
die Entwässerungsanlagen im Allgemeinen, als durch ihren 
speziellen Anschluss eine ganz bedeutende Melioration 
erfahren, die in einer antheilmässigen Heranziehung zu 
den Kosten ihren Ausdruck finden sollte. Verfehlt war es 
darum, wenn da und dort die ganzen Kanalisationskosten 
(abgesehen von den in den Strassenbeiträgen enthaltenen) 
auf den aligemeinen Stadthaushalt genommen wurden, 
hier haben die Hausbesitzer ein ungerechtfertigtes Ge- 
schenk erhalten. In ganz besonderem Maasse trifft das 
zu, wenn die Kanäle auch zur Ableitung der Fäkalien 
dienen. Hier werden die Hauseigenthümer plötzlich von 
den Kosten der Wegschaffung dieser Stoffe befreit, die 
gewöhnlich gar nicht niedrig waren. Man hat in Breslau 
so gehandelt und muss es hinterher bitter beklagen. Hätte 
man seinerzeit gewissermassen an Stelle der Abfuhrkosten, 
die jeden einzelnen Grundbesitzer je nach seinen privaten 
Abmachungen mit Abfuhrunternehmern trafen, eine allge- 
meine Gebühr gesetzt, so bliebe man der Mühe über- 
hoben, jetzt nachträglich nach einer Kanalisationsabgabe 
zu suchen. Die Hausbesitzer haben jenes Geschenk be- 
reits zum Grundwerth geschlagen und empfinden nunmehr 
die Einführung einer Abgabe von den Grundstücken sehr 
unangenehm. Und doch halten wir eine solche für einzig 
richtig, sowohl wegen der thatsächlichen Aufhebung der 
Abtuhrkosten als wegen der allgemeinen Melioration, ganz 
abgesehen davon, dass ja auch die Hebung der sanitären 
Verhältnisse in erster Linie dem Grundbesitz ökonomische 
Vortheile bringt. Was nun die Gestaltung der Kanalisa- 
tionsabgabe anlangt, so ist sie u. E. in Berlin und München 
richtig getroffen, wenn dort Zuschläge zur Haussteuer 
erhoben werden. Eine Heranziehung der einzelnen Miether 
zur Kanalisationsabgabe halten wir für unbillig und zwar 
deshalb, weil diese ja auch nicht von den Kosten der 
Abfuhr entlastet werden, die doch fast überall dem Haus- 
eigenthümer zusteht. Dann aber kommt hinzu, dass die 
Ueberwälzung auf die Miether regelmässig als Miethsteuer 
wirken wird und darum alle Nachtheile einer indirekten 
Steuer Enthält. 

Ohne Zweifel werden in den nächsten Jahren nicht 
wenige Städte vor die Frage gestellt sein, in welcher 
Weise sie die dringend nothwendige allgemeine Kanali- 
sation durchführen sollen, insbesondere wie sie die schwere 
Belastung des städtischen Budgets durch entsprechende 
Einnahmen erträglich machen können. Für sie alle werden 
die Ergebnisse lehrreich sein, welche der Münchener Be- 
richt zu Tage gefördert hat. Nicht minder aber gibt er 
einen interessanten Einblick in die Fragen kommunaler 
Finanzpolitik und Verwaltung überhaupt. 
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Notizen. 


Schulwesen. 


ß Schulgeldaufhebung inSachsen. Das königlich 
sächsische Ministerium hat vor Kurzem dem vom Schulvorstand 
in Ebersbach gefassten Beschluss des gänzlichen Wegfalls des 
Schulgeldes die Genehmigung versagt, weil laut Schulgesetz 
ein gewisses Schulgeld zu erheben sei. Der Schulvorstand wird 
nach der im nächsten Jahre erfolgten Einführung eines neuen 
Steuer-Regulativs weiteren Beschluss fassen und dahin streben, 
dass nur ein ganz geringes Schulgeld pro Jahr und Kopf ge- 
zahlt wird. Im Jahre 1891/92 wurden an Schulgeld noch 5460 
Mark vereinnahmt. 

Soziale Schuleinrichtungen in Apolda. Man 
schreibt uns: „Im Anschluss an mehrere Artikel Ihrer Zeit- 
schrift gestatten Sie die Mittheilung, dass in hiesiger Volks- 
schule schon seit Jahren gesonderter Unterricht für Schwach- 
sinnige besteht. Seit 1893 ist auch ein Kursus für Stotternde 
eingerichtet. Eine Koch- und Haushaltungsschule für Mädchen 
der 1. Klasse der Volksschule ist seit 1892 in Wirksamkeit. 
(Die Kosten betragen nach den Voranschlägen für 1893 nur 
300 Mark. Red.) Seit 1890 besteht in der Sophienschule ein 
Brausebad, in welchem jedes der vorhandenen 3000 Schulkinder 
zweiwöchentlich einmal ein Bad erhält.“ 

Faro Kereteke ts Umterriehtesundsschulesen 
Dresden. Bei Erbauung neuer Schulhäuser in Dresden wird 
neuerdings darauf Rücksicht genommen, dass stets ein Raum 
mit eingebaut wird, in dem der Handfertigkeitsunterricht er- 
theilt werden kann. So erhielt das unlängst fertiggestellte Ge- 
bäude der IX. Bürgerschule einen derartigen Raum, der dem 
Gemeinnützigen Verein zur Errichtung von Schulwerkstätten 
überlassen wurde. Ueberdies hat der Rath dem genannten 
Vereine noch 500 Mark überwiesen, um davon die erste Ein- 
richtung der Werkstätten bestreiten zu können. 

Handarbeitsunterricht ohne Kosten für die 
Gemeinde. Die rheinische Gemeinde Altendorf beabsichtigt, 
Unterrichtsstunden in Knabenhandarbeiten, vorläufig Papp- 
arbeiten, in schulfreier Zeit einzurichten, „ohne dass eine 
nennenswerthe Belastung für die Gemeinde eintritt“. Dieser- 
halb ist jetzt an alle Lehrer der Stadt die Anfrage gerichtet, 
„ob vielleicht einige Lehrer bereit sind, auf eigene Kosten in 
dem genannten Unterrichtsfache» sich auszubilden“. Einige 
Lehrer sollen zur Unterrichtnahme bereit sein. Da der Gemeinde 
durch die Ausbildung von Lehrkräften und an Honorar für 
Unterrichtsertheilung an Schüler — letztere sollen selbst wo- 
möglich die Stunden mit geringem Beitrage bezahlen -- kei- 
nerlei Kosten erwachsen, so habe „sie nur die Kosten der Unter- 
haltung mit ca. 100 Mark pro Jahr für eine Werkstatt ä 20 
Schüler zu übernehmen“. 

Verein zur Heilung stotternder Volksschüler 
in Hamburg. In allen grösseren Städten haben sich die 
Schulbehörden neuerdings genöthigt gesehen, besondere Kurse 
zur Heilung von Sprachfehlern in den Volksschulen zu ver- 
anstalten. Da die Schulverwaltungen fast durchweg aus eigener 
Initiative und auf ihre Kosten diese Veranstaltung trafen, muss 
es auffallen, dass man in Hamburg die gleiche Thätigkeit einem 
Vereine überlässt, welcher im Jahre 1888 begründet wurde. 
Dieser erhielt für die Jahre 1891 bis Ende 1893 eine staatliche 
Unterstützung von jährlich Mk. 1800 unter der Bedingung, 
dass er der Oberschulbehörde während dieser 3 Jahre die Ab- 
rechnung über die Verwendung der bewilligten Mittel zur 
Prüfung einreiche, und ihr auch das Recht einräume, sich 
jederzeit in die Führung und Einrichtung der Lehrkurse durch 
ihre Organe Einsicht zu verschaffen. Bei der eigenthümlichen 
Natur der Thätigkeit des Vereins kann es nicht verwundern, 
dass die privaten Beiträge mehr und mehr abnahmen. Die 
Beitragenden mochten sich sagen, dass die Schulverwaltung 
eine Sache auf ihre Kosten führen sollte, bei der den Privaten 
thatsächlich nicht die geringste thätige Betheiligung zufallen 
konnte. Der Verein kam um Erhöhung der jährlichen Unter- 
stützung von 1800 auf 3000 Mk. ein, was Senat und Bürger- 
schaft (letztere in der Sitzung vom 15. d. M.) auch auf Be- 
fürworten der Oberschulbehörde für die Jahre 1894 bis Ende 
1896 bewilligt haben, ein Beschluss, der in andern Orten, wo 
die Schulbehörde die Sache längst selbst in die Hand genommen 
hat, lebhaftes Erstaunen erregen dürfte, 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Schulzeit und Unterrichtsstunden bei kauf- 
männischen Fortbildungsschulen. Der Schulvorstand 


der Städtischen kaufmännischen Fortbildungsschule in Stuttgart, 
Professor Huwald, trat in seiner Rede zur Schulfeier am 23. 
Juli d. Js. entschieden für die Nothwendigkeit eines mehr- 
jährigen, im Sommerhalbjahr nicht unterbrochenen Schulbesuchs 
ein, wenn sich die Lehrlinge das an der Schule Gebotene so 
weit zu Nutzen machen wollen, um die kaufmännische Lehr- 
lingsprüfung am Schlusse ihrer Lehrzeit mit gutem Erfolg 
machen zu können. Dieser ununterbrochene Schulbesuch sei 
ausserdem wegen Einführung der Jahreskurse jetzt nicht mehr 
zu umgehen. Was die Frage der Unterrichtszeit betreffe, so 
wies der Stuttgarter Schulmann auf die Thatsache hin, dass 
die kaufmännischen Lehrlinge mit Einrechnung des Schulunter- 
richts von 6 oder 7 Uhr Morgens bis !/gl0 Uhr Abends, also 
etwa 15 Stunden, zu arbeiten haben, und zwar gerade in den 
Jahren, wo sie in ihrem stärksten Wachsthum stehen. Er 
schlägt vor, im Interesse der Humanität vom Abendunterricht 
nach und nach zum Tagesunterricht überzugehen. Unter den 
ca. 160 kaufmännischen Fortbildungsschulen Deutschlands sind 
(nach Schmitt, Das kaufm. Fortbildungsschulwesen Deutschlands, 
Berlin 1891) 60 in der glücklichen Lage, nur Tagesunterricht 
zu haben, 25, darunter Stuttgart, haben Abend- und Tages- 
unterricht und 75 ausschliesslich Abendunterricht. Es steht 
also die hiesige kaufmännische Fortbildungsschule in dieser 
Beziehung erst auf der zweiten Stufe der Entwicklung. Wenn 
es die Herren Prinzipale auch ein kleines Opfer koste, ihren Lehr- 
lingen noch einige Tagesstunden zum Unterricht einzuräumen, 
so sei dasselbe doch gering im Verhältniss zu dem Schaden, 
welcher der kaufmännischen Jugend bei der seitherigen Ord- 
nung der Dinge zugefügt werde. Wäre es denn ein Ding der 
Unmöglichkeit, so fragt der Redner, den Lehrlingen an drei 
Nachmittagen etwa von 2—4 oder 5 Uhr den Besuch der 
Schule zu gestatten? Dabei käme gewiss mehr heraus als an 
sämmtlichen Abenden zusammen. Man sollte meinen, was in 
60 deutschen Städten durchführbar war, müsse auch in Stuttgart 
möglich sein. In seiner Antwort gab der Vertreter der Prinzi- 
pale seine Geneigtheit zu erkennen, die Frage des Tagesunter- 
richts bei der Prinzipalität in Anregung zu bringen. 

Handwerker- und Kunstgewerbeschulen im 
Grossherzogthum Hessen. Nach dem neuesten amt- 
lichen Ausweis bestanden im Jahre 1891/92 im Grossherzog- 
thum Hessen 97 Handwerker- und Kunstgewerbeschulen mit 
274 Lehrern und ca. 7500 Schülern, von denen weitaus die 
Mehrzahl zwischen 14 und 20 Jahren sich befand. Den Haupt- 
theil der Anstalten bilden bei Weitem die sog. Sonntagszeichen- 
schulen, die stellenweise durch Rechnen- u. s. w. -Kurse etwas 
erweitert sind. Leider fehlen im Uebrigen vollständige Angaben 
über die Unterrichtstage (mehrfach werden die Werktage ge- 
nannt), sowie über die Unterrichtszeit (vereinzelt ist vom Mor- 
gen, Vormittag, Nachmittag, aber auch vom Abend die Rede). 
An Mitteln wurden 1891/92 aufgewendet: von Staatswegen 
104705 Mk., an Beiträgen der Gemeinden, Sparkassen und 
sonstiger Institute ausser vielfach unentgeltlicher Stellung der 
Lokale, der Heizung und Beleuchtung 65551 Mk., an Zuschüssen 
der Ortsgewerbevereine 2744 Mk., an Schulgeldern kamen ein 
40 410 Mk. Die Ausgabe für Lehrergehalte betrug 116558 Mk. 
Ob ein Schulgeld überall oder nur stellenweise erhoben wird, 
ist nicht mitgetheilt. 


ÄArmenwesen. 


Sparverein fürKonfirmanden und Armenver- 
waltung in Lüneburg. Seit dem Jahre 1888 besteht in 
Lüneburg ein Konfirmandensparverein, der sich neuerdings an 
das allgemeine Armenkollegium der Stadt gewandt hat, indem 
er ausführte, dass der Verein schon bei seiner Gründung in 
Aussicht genommen habe, die seitens einer Kommission des 
allgemeinen Armenkollegiums alljährlich stattfindenden Samm- 
lungen behufs Bekleidung dürftiger Konfirmanden wegfallen 
zu lassen, wenn seine Wirksamkeit einen genügenden Umfang 
gewonnen habe. Zu Östern dieses Jahres habe der Verein 
Mk. 11,000 an Konfirmanden ausgezahlt, sein Vermögen sei 
auf rund Mk. 54000 angewachsen, sodass der Zeitpunkt ge- 
kommen scheine, die jährlichen Sammlungen des allgemeinen 
Armenkollegiums, durch welche der Sparverein geschädigt, der 
Spartrieb beeinträchtigt, auch die Neigung, unnöthigerweise 
fremde Unterstützung in Anspruch zu nehınen, gefördert werde, 
einzustellen. Für die Befriedigung des Bedürfnisses werde der 
Sparverein selbst eventuell unter Mitwirkung der Geistlichen und 


- der Kirchenvorstände, sorgen können, denen die etwa weiter 


erforderlichen Mittel gewiss zur Verfügung gestellt werden 
würden. Das Armenkollegium möge die Frage der Einstellung 
der Sammlungen prüfen und sich eventuell mit den Geistlichen 
und den Kirchenvorständen darüber ins Einvervehmen setzen, 


Nach längerer Debatte, in welcher auch dem Zweifel Ausdruck 
gegeben wurde, ob die bisherigen Sammlungen des allgemeinen 
Armenkollegiums ganz würden entbehrt werden können, be- 
schloss die Armenbehörde, sich bereit zu erklären, im künftigen 
Jahre die Sammlungen zunächst versuchsweise einzustellen, 
allerdings unter der Voraussetzung, dass der Sparverein das 
Bedürfniss vollständig befriedigen werde. 


Krankenpflege. 


Provinzialpflegeanstalt inFreiburg in Schle- 
sien. Der Landarmenverband Schlesien hat in Ausführung 
des preussischen Gesetzes über die ausserordentliche Armen- 
last vom 11. Juli 1891 eine Pflegeanstalt in Freiburg errichtet 
und vor kurzem eröffnet. Die Gebäude wurden aus ehemaligen 
Kasernements umgebaut und liegen in unmittelbarer Nähe der 
Stadt, haben aber einen zugehörigen Bestand an Garten- und 
Ackerland von 3!/g ha. Aufgenommen werden in erster Linie 
Kranke, die an Epilepsie leiden oder von Geburt an schwach- 
sinnig sind; ausserdem auch Blinde, Taubstumme und geistig 
oder körperlich Sieche, soweit sie nicht besser in anderen An- 
stalten unterzubringen sind. Heilung und Pflege von Epilep- 
tischen Ausbildung und Pflege von Schwachsinnigen werden 
aber die Hauptaufgaben der Anstalt sein. Nach reiflicher Er- 
wägung hat man eine rein ärztliche Leitung vorgezogen, im 
Gegensatz zu den meisten Epileptischen- und Idiotenanstalten, 
die von kirchlicher Seite begründet sind und unter geistlicher 
Leitung stehen. Da es sich wesentlich um Kranke handelt, ist 
jedenfalls die Leitung durch Aerzte unbedingt erforderlich, 
nur der Arzt kann abwägen, welche geistigen Eindrücke den 
Kranken heilsam oder schädlich sind; die Pädagogik tritt hinter 
der medizinischen Behandlung zurück. Um allen verschiedenen 
Kranken gerecht zu werden, besitzt die Freiburger Anstalt die 
mannigfaltigsten Vorkehrungen. Die männlichen Kranken finden 
in den Gärten, auf dem Felde, in den Werkstätten für Tischler, 
Schuhmacher und Schneider, in der Buchbinderei, Korbflechterei 
u. s. w., die weiblichen in der Nähstube, beim Waschen, bei 
der Zubereitung der Speisen reiche Gelegenheit zur Thätigkeit. 
Für den Unterricht der Auszubildenden hat die Anstaltsleitung 
Lehrerinnen und Kindergärtnerinnen eigens ausbilden lassen. 
Für Bildung des Verstandes und Uebung der Handfertigkeit 
soll nach jeder Richtung gesorgt werden. In allem will man 
darauf hinarbeiten, die Pfleglinge dem Leben und eigenem Er- 
werbe wiederzugeben. Zur Krankenpflege hat man keine An- 
gehörige geistlicher Korporationen genommen, da sich welt- 
liches Personal in den meisten Irren- und Pflegeanstalten gut 
bewährt hat. Durch reichliche Besoldung, bei geeignetem Ver- 
halten Anstellung mit Pensionsberechtigung, möglichste Er- 
füllung berechtigter Wünsche, gutes Beispiel und Belehrung 
hofft man das Personal im Interesse der Kranken zu Güte und 
zu tüchtigen Leistungen anzuspornen. Angemeldet sind schon 
150 Kranke, die grossentheils auch bereits aufgenommen wur- 
den. Sie gehören alle zu den hülfsbedürftigen Idioten, Epilep- 
tischen, Taubstummen und Blinden, die zugleich der Anstalts- 
pflege bedürfen. Noch immer besteht die Klage, dass die An- 
meldungen hinter den Erwartungen zurückbleiben, eine That- 
sache, die, wie wir schon in No. 17 dieser Zeitschrift S. 143 
erwähnten, jedenfalls darauf zurückzuführen ist, dass die Orts- 
armenverbände auch das Drittel der Unterhaltskosten, welches 
ihnen durch das Gesetz vom 11. Juli 1891 aufgebürdet ist, 
thunlichst zu umgehen suchen, indem sie ihre Kranken nicht 
anmelden. 


Gesundheitspflege. 


Städtisches Volksbadin Berlin. An der Schil- 
lingsbrücke in Berlin wurde vor Kurzem eine Volksbadeanstalt 
vollendet, die in ihren wesentlichsten Theilen dem ersten 
Berliner Volksbad in Moabit, welches vor ca. einem Jahr fertig 
wurde, entspricht. Die inneren Einrichtungen wurden gelegent- 
lich einer Besichtigung einem weiteren Kreise bekannt. Den 
Hauptraum bildet natürlich das Schwimmbad, das mit Einschluss 
der Umgänge und Laufgalerien recht ansehnliche Abmessungen 
aufweist. Wie in Moabit, so ist auch hier die Einrichtung ge- 
troffen, dass die Entkleidungszellen nach dem vorbeigehenden 
Laufgang wie nach dem Schwimmbecken hin besondere Thüren 
haben, damit die Teppiche und Läufer für die Badenden nicht 
mit Stiefeln begangen werden. Abweichend von der älteren 
Anstalt wurden die Trennwände der Brausebäder hier aus 
Rabitzmasse hergestellt, die nach einem Ueberzuge mit Fluat 
gleichmässig in Oel gestrichen sind. Das Volksbad, das neben 
einer grossen Zahl von Brausebädern noch 32 Wannenbäder 
für Männer und 25 desgleichen für Frauen zählt, wird gegen- 


42 


wärtig noch von der Wasserleitung gespeist, da man bei der 
Brunnenanlage auf grosse Schwierigkeiten gestossen ist. In 
etwa 20 Meter Tiefe fand man eisenhaltiges Wasser, weshalb 
man bis auf 45 Meter weiter bohrte, ohne aber ein befrie- 
digendes Ergebniss zu erzielen. Man wird nunmehr ein neues 
Rohr auf etwa 25 Meter senken und das vorgefundene Wasser, 
von dem etwa 150 Kubikmeter stündlich erforderlich sind, 
durch ein Filterverfahren reinigen. Das Trocknen der Wäsche, 
das im Wesentlichen in Schiebekammern durch Dampf erfolgt, 
wird zur Verringerung der Betriebskosten thunlichst einge- 
schränkt und ein grosser Theil der betreffenden Stücke auf 
dem grossen Boden der Anstalt getrocknet. 


Volksbrausebad in München. Zu den schon be- 
stehenden Volksbrausebädern Münchens wird demnächst ein 
viertes kommen, das am Bavariaring stehen wird. Soeben sind 
die Bauarbeiten ausgeschrieben, welche nach dem Voranschlag 
eine Gesammtkostensumme von Mk. 18300 ausmachen. 


Uebernahme desFleischtransports durch die 
Stadt Köln. Wie die „Köln. Volksztg.“ mittheilt, beabsich- 
tigt die städtische Verwaltung in Köln, den Fleischtransport- 
Betrieb vom Schlachthause zu den einzelnen Metzgern, welcher 
bisher von verschiedenen Unternehmern besorgt wird, zu mono- 
polisiren und der alleinigen Leitung der Stadt zu unterstellen. 
Wiederholte Verhandlungen haben in dieser Angelegenheit 
schon stattgefunden; es ist jedoch bisher noch keine Einigung 
zwischen der städtischen Verwaltung und der Kommission, 
sowie den zugezogenen Sachverständigen erzielt worden. Der 
Plan der städtischen Verwaltung wurde bisher entschieden be- 
kämpft, weil mit der Monopolisirung des Fleischtransport- 
wesens eine Anzahl Existenzen mit einem Schlage ihres Ein- 
kommens beraubt würden, ohne dass denselben genügender 
Ersatz für den schweren Verlust, welcher für Manchen den 
vollständigen geschäftlichen Nieder- bezw. Untergang bedeutet, 
geschaffen werden könnte. Ein Vermittlungs-Vorschlag ging 
dahin, die Fleischtransportwagen insofern der städtischen Auf- 
sicht zu unterstellen, als man für deren Aufstellung, Reinigung 
und Desinfieirung im neuen Schlachthofe ein besonderes (se- 
bäude bestimmte. Auf diese Weise würde man sicher sein 
können, dass die Wagen stets in durchaus sauberm Zustande 
sich befänden. Man erwartet, dass die Angelegenheit dem- 
nächst die Stadtverordneten beschäftigen wird. Die Stadt hat 
unzweifelhaft bei ihren Vorschlägen das sanitäre Interesse der 
Einwohner im Auge und kann dasselbe wohl am wirksamsten 
beim Selbstbetrieb wahren. 


Arbeiterversicherung. 


Krankenkassen und Invaliditätsversicherung. 
Zu der Nützlichkeit einer engeren Verbindung zwischen diesen 
beiden Versicherungsorganisationen theilt man dem „Hann. C.“ 
aus Peine folgende Erfahrung mit: „Die von dem hiesigen 
Magistrate getroffene Einrichtung, wonach die Beiträge zur 
Invaliditäts- und Altersversicherung durch die Krankenkassen 
mit den Krankenkassebeiträgen zusammen gehoben werden, 
hat einen durchschlagenden Erfolg gehabt. Es ist durch diese 
Massregel vor Allem vermieden worden, dass Marken in un- 
zureichender Höhe verwendet wurden. Jedem mit der sozialen 
Gesetzgebung vertrauten Beamten ist bekannt, welche lang- 
wierigen Schreibereien und Schwierigkeiten in den Fällen ent- 
stehen, in denen Marken einer niedrigeren Lohnklasse, als 
vorgeschrieben, zu ersetzen und sodann. neue Karten auszu- 
fertigen sind. Diesen Weitläufigkeiten sind aber die Verwal- 
tungen mit Einziehungsverfahren in der Regel enthoben und 
werden zugleich die Interessen der Versicherten wie der Ar- 
beitgeber so in einer besseren Weise vertreten, als solches der 
Fall ist, wenn den Arbeitgebern das Einkleben der Marken 
obliegt. Für die einer Krankenkasse nicht angehörenden Per- 
sonen (Dienstboten, Handlungsgehilfen und einige nicht stän- 
dige Arbeiter) bestehen zwar Hebestellen hier nicht, doch liegen 
die Verhältnisse für diese hier insofern günstig, als bei ihrer 
geringen Anzahl durch besondere Kontrolvorkehrungen die 
richtige Verwendung der Marken erreicht wird. Es kann daher 
den Kommunen nur empfohlen werden, in der gleichen Weise 
vorzugehen.“ 


# 


Gewerbewesen. 


TArbeitsnachweis-Anstalt inFreiburg i.Br. 
(Baden). Nach der früheren, auch in diesen Blättern (vgl. 
1. Halbjahr, S. 108 ff.) mitgetheilten Statistik hatte die Anstalt 
gleich im ersten Jahre ihres Bestehens einen nennenswerthen 
Aufschwung zu verzeichnen. Der heute vorliegende Geschäfts- 


bericht über die ersten sechs Monate des Jahres 1893 zeigt 
abermals eine sehr erfreuliche Weiterentwickelung. Die Ge- 
sammtzahl der Vermittelungsgesuche betrug 3460, wovon 2414 
d. i. 70°/ befriedigt werden konnten. Die Gesuche der Arbeit- 
geber beziffern sich auf 1628, diejenigen der Arbeitsuchenden 
auf 1842; befriedigt wurden hievon 1216 d.i. 75°/o beziehungs- 
weise 1213 d. i. 66°/o. Auf die einzelnen Abtheilungen ver- 
theilen sich die Gesuche folgendermassen: 


Ein- Hi 

Abtheilung Stand getragene 

Gesuche ©” SE 
RER Arbeitgeber 871 6Ale=——2 774878 
BIEDBBSSE | Arbeitnehmer . 1128 678 — 60% 
| Arbeitgeber 670054937948 5 

RA (Dienstherrschaften) 
greloBche | Arbeitnehmer 593 497 — 84° 
(Dienstboten) 

Lehrlings- Lehrherren . 86 32 =739.%% 
vermittlung Lehrlinge all 387 30/6 


Aus einer Vergleichung dieser Resultate mit den vor- 
jährigen erhellt, dass der Prozentsatz der vermittelten Gesuche 
(abgesehen von der Lehrlingsabtheilung) überall zugenommen 
hat. Es hängt dies damit zusammen, dass nunmehr die Arbeit- 
geber mit dem Wachsen des Zutrauens auch einen ausge- 
dehnteren Gebrauch von der Anstalt machen und dass all- 
mählich eine, wenn auch noch geringe Besserung im Geschäfts- 
leben bemerkbar wird. Die Anstalt arbeitet auf allen Gebieten 
der Arbeitsvermittelung in Stadt und Land; sie hat sowohl 
der Landwirthschaft in weitem Umkreise von Freiburg, als 
auch den Gewerbetreibenden in den kleineren Orten bereits 
gute Dienste geleistet. Wie sehr der Verkehr nach Auswärts 
sich entwickelt hat, geht unter Anderem daraus hervor, dass 
im ersten Halbjahr 1893 allein 722 Verwaltungskorrespondenzen 
über direkte Arbeitsvermittelungen (nach Auswärts) mit der 
Post befördert wurden und dass inzwischen schon zwei lebhaft 
frequentirte Filialen, Müllheim und Breisach, ins Leben traten. 
Die grosse Zahl der Arbeitsuchenden, zu welcher die unge- 
lernten Arbeiter den überwiegenden Theil stellen, hat sich 
nicht wesentlich verringert; denn es haben im abgelaufenen 
Semester ausser den oben aufgeführten 1842 eingeschriebenen 
Arbeitsuchenden noch etwa 1500 (zumeist Handwerksburschen) 
um Arbeit nachgefragt. Unter den Nachfragenden befanden 
sich nahezu 100, bei denen die Arbeitslosigkeit über 13 Wochen, 
vereinzelte, bei denen die Arbeitslosigkeit bis zu 20 Wochen 
' gedauert hatte. Das Hauptkontingent stellen jedoch diejenigen, 
bei denen die Arbeitslosigkeit unter 6 Wochen bis herab zu 
wenigen Tagen beträgt. Arbeitsuchende, deren Arbeitslosigkeit 
sich zwischen 6 und 13 Wochen bewegte, waren es etwa 500. 
Die Anstalt will, wie schon früher mitgetheilt wurde, den im 
Spätjahr (September) zur Entlassung kommenden Reservisten 
bei ihrer Rückkehr ins Gewerbeleben bezw. bei Ermittelung 
von passenden Arbeitsstellen nach Kräften behilflich sein; je- 
doch wird sie, die bis jetzt wohl die niedrigsten Gebühren 
erhebt, vorerst auch hier an dem Grundsatze der Entgeltlich- 
keit festhalten. 

B. Lohnzahlung an Arbeiter in Hanau. Unter 
dem 26. Juli d. J. hat Oberbürgermeister Dr. Gebeschus an 
alle Gewerbtreibenden der Stadt Hanau nachstehendes beach- 
tenswerthes Zirkular gerichtet: „In Folge eines Antrags des 
hiesigen Gewerbegerichts hat der Stadtrath in seiner heutigen 
Sitzung beschlossen, für die Folge bei allen im städtischen 
Dienst stehenden Arbeitern wöchentliche Löhnungsfristen ein- 
zuhalten und in diesen Lohnperioden nicht nur etwa einen 
Theil des verdienten Lohnes als Abschlagszahlung, sondern 
den vollen Verdienst einer Woche auszuzahlen. Die Lohn- 
zahlung selbst soll am Freitag Nachmittag bewirkt werden. 
Der Stadtrath ging bei diesem Beschlusse in Uebereinstimmung 
mit dem Gewerbegericht von der Ueberzeugung aus, dass, 
ganz abgesehen von anderen naheliegenden Gründen, die Lohn- 
zahlung am Freitag Nachmittag schon um desswillen wünschens- 
werth sei, weil dadurch die Arbeiterfrauen in die Lage ver- 
setzt werden, am Sonnabend Vormittag ihre Wocheneinkäufe 
im freien Marktverkehr zu bewirken. Ebenso wird die Ein- 
richtung einer leichteren Durchführung der Sonntagsruhe ohne 
Zweifel wesentlich zu Gute kommen, besonders wenn sie, wie 
der Stadtrath erhofft, zur allgemeinen Anwendung kommt. Dem- 
gemäss beehre ich mich, zugleich im Namen des Stadtraths 
auch an Sie das ergebenste Ersuchen zu richten, in Ihrem 
Geschäfts- bezw. Gewerbebetrieb für Ihre Arbeiter allgemein 
wöchentliche Lohnperioden einzuführen und die Auszahlung 
der Löhne an den Freitag Nachmittagen bewirken zu lassen. 
Ich ersuche noch, mir von Ihren Entschliessungen in dieser 
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Angelegenheit gefällige Mittheilung machen zu wollen.“ Be- 
kanntlich haben die Gemeinden nach $ 119a Abs. 2 Ziffer 1 
der Gewerbeordnung die Berechtigung, durch Ortsstatut fest- 
zusetzen, „dass Lohn- und Abschlagszahlungen in festen Fristen 
erfolgen müssen, welche nicht länger als einen Monat und 
nicht kürzer als eine Woche sein dürfen“; die Stadt Hanau 
scheint aber vorerst von diesem Rechte keinen Gebrauch 
machen zu wollen und sucht auf gütlichem Wege noch weiter- 
gehende Ziele zu erreichen. Wir werden über die Resultate 
des Zirkulars demnächst weitere Mittheilung machen. 


Lohnzahlung an Minderjährige. Auf Grund einer 
Anfrage der Handelskammer Mainz beschäftigte sich auch die 
Handelskammer Offenbach kürzlich mit der Frage der Re- 
gelung der Lohnzahlung an Minderjährige, der Einbehaltung 
von Lohnraten zwecks Sicherung etwaiger Konventionalstrafen 
u. s. w. in Gemässheit der $8$S 119a und 142 der Gewerbeord- 
nung vom 1. Juni 1891 und gelangte nach eingehender Prü- 
fung der Frage ebenfalls zu dem Beschluss, dass der Erlass 
einer ortsstatutarischen Bestimmung, wonach der Löhn der 
Minderjährigen nur an deren Eltern oder Vormünder ausbe- 
zahlt werden dürfte, nicht zu befürworten sei. Die Handels- 
kammer hat bereits bei der Begutachtung des Entwurfs zu der 
Gewerbeordnungsnovelle den Standpunkt vertreten, dass eine 
derartige Massregel höchstens für jugendliche Arbeiter vorge- 
sehen werden dürfe. Für ihre nunmehrige erneute Stellung- 
nahme zu der Frage sind die folgenden Gesichtspunkte mass- 
gebend. Ganz abgesehen von den Unannehmlichkeiten und 
Weitläufigkeiten, welche den hiesigen, minderjährige Arbeiter 
aus stundenweiter Umgegend beschäftigenden Gewerbetreiben- 
den oder aber den Eltern und Vormündern solcher Arbeiter 
aus einer derartigen Verordnung erwachsen würden, hält die 
Handelskammer den dabei von der Gesetzgebung ins Auge 
gefassten sozialpolitischen Erfolg für zweifelhaft, weil zahl- 
reiche minderjährige Arbeiter sich einer solchen Bevormundung 
durch Weggang von hier und Annahme von Arbeit an Plätzen, 
an welchen solche Bestimmungen nicht bestehen, entziehen 
oder aber sich einen ihnen ausreichend erscheinenden Antheil 
ihres Lohnes von ihren Eltern zu ertrotzen wissen würden. 
Andererseits würde eine solche Massnahme aber auch vielfach 
die nicht gewollte Nebenwirkung haben, dass unter Umständen 
in wirthschaftlicher Beziehung schon recht selbständige junge 
Leute in wirthschaftlicher Abhängigkeit von Personen gehalten 
würden, die möglicherweise wirthschaftlicher Abhängigkeit 
mehr bedürftig wären, als jene. — Dagegen ist, wie wir der 
freundlichen Mittheilung des Kgl. Landrathes von Wesel ent- 
nehmen, in der Stadt Emmerich seit dem 19. Mai d. ]s. 
ein Ortsstatut in Kraft, das auf Grund der Ziffer 2 des $ 119a 
erlassen ist, sich auf sämmtliche minderjährige Arbeiter er- 
streckt und nur diejenigen Fälle ausnimmt, in welchen die 
Eltern ausserhalb des Stadtbezirks wohnen und nicht ein für 
alle Mal dem Unternehmer gegenüber erklärt haben, dass sie 
die Löhne abholen. Ueber die Bewährung dieses Statuts wird 
noch nichts mitgetheilt. 


Blolize Lveno ndnnum erezumssS ce hrultize ders Braut 
arbeiter tur Halle. Unterm'3. Juli d. Js.'hat die Polizei- 
verwaltung der Stadt Halle eine sehr verdienstliche Polizei- 
verordnung über Verwendung von Gerüsten und Leitern bei 
Bauarbeiten erlassen, welche ein Stück wichtigen Schutzes für 
Bauarbeiter und Publikum bedeutet. Die Verordnung schreibt 
die Anforderungen, welchen abgebundene Stangen-, fliegende, 
hängende und Leitergerüste entsprechen müssen, technisch 
genau und eingehend vor. Windevorrichtungen, die mit Schutz- 
vorrichtungen versehen sein müssen, dürfen nur auf abgebun- 
denen Gerüsten aufgestellt werden. Für Stangengerüste ist der 
Minimaldurchmesser der Stangen (10— 12 cm), ihre Bodenbefesti- 
gung, die Art der Längenverbindungen, der Belag (4 cm Stärke) 
u. s. w. vorgeschrieben. Fliegende Gerüste sind mit einer 90 cm 
hohen Brüstung zu versehen. Beschränkt auf Ausbesserungs- und 
Reinigungsarbeiten ist die Anwendung der Hänge- und fliegen- 
den Gerüste. Erstere müssen von einem Sachverständigen fort- 
laufend kontrolirt werden. Leitergerüste dürfen nur zum Ab- 
putzen, Abfärben oder sonstigen leichteren Arbeiten an der 
Aussenseite der Gebäude verwendet werden. Für dieselben 
sind bestimmte Minimalmaasse vorgeschrieben. Auch für die 
Anwendung freistehender Leitern werden Sicherheitsmassregeln 
verlangt. Bleiben somit die Sicherheitsverhältnisse innerhalb 
eines Neubaues auch in Halle polizeilich noch ungeregelt, so 
ist doch mit der neuen Verordnung ein grosser Fortschritt 
auf dem Gebiete der kommunalen Arbeiterfürsorge gethan, 
während die Bauarbeiter anderer Städte, z. B. von Frank- 
furt a. M., seit Langem vergeblich um den Erlass ähnlicher 
Vorschriften petitioniren. 


Mittheilungen des Verbandes südvwrestdeutscher Gevrerbegerichte. 


Die Rechtsprechung im Gewerbegericht. 


Unter diesem Titel hat der Vorsitzende des Stuttgarter 
Gewerbegerichts, Herr Lautenschlager, im 17. Bande, 3. Heft 
des Schmoller’'schen Jahrbuchs für Gesetzgebung etc. (1893) 
einen längeren Aufsatz (Seite 137—190) veröffentlicht, in wel- 
chem er über seine Erfahrungen in der Leitung des Stuttgarter 
(Gewerbegerichts berichtet. 

Der Aufsatz zeichnet sich formell durch die angenehme, 
flüssige Art der Darstellung aus, die durch vielfache Bezug- 
nahmen auf den englischen Zivilprozess (der county courts) 
noch besonders illustrirt wird. Sachlich wird der Aufsatz be- 
sonders für alle Vorsitzenden von Gewerbegerichten, sowie 
für diejenigen Juristen interessant sein, die keine unmittelbare 
- Anschauung von den Unterschieden haben, die das Gesetz 
vom 29. Juli 1890 gegen die Zivilprozessordnung aufweist. 
Herr Lautenschlager gibt dem jüngeren Gesetz in allen Punk- 
ten den Vorzug; der Referent stimmt ihm darin bei, und gibt 
nochmals seiner Meinung Ausdruck, dass kein Grund besteht, 
das vorzügliche, rasche, von überflüssigen Formalitäten befreite 
Verfahren der Gewerbegerichte nicht auch anderen bürger- 
lichen Rechtstreitigkeiten, insbesondere den Miethstreitigkeiten 
u. dergl. zu Gute kommen zu lassen. 

Nur in zwei — übrigens weniger wichtigen — Punkten 
weiche ich von den Ansichten ab, die Herr Lautenschlager 
vorträgt. Ich ertheile in Streitfällen, die voraussichtlich zur Ent- 
scheidung des Gewerbegerichts kommen, einer Partei möglichst 
wenig Auskunft, da ich unter allen Umständen vermeiden will, 
dass Jemand sich vor den Beisitzern darauf berufen kann. der 
Vorsizende selbst habe ihn so oder so berathen. Herr Kollege 
Lautenschlager hat völlig Recht, wenn er sagt, dass Auskünfte 
des Vorsitzenden grosses Vertrauen geniessen, weil die Be- 
theiligten annehmen, „dass derselbe bei den Entscheidungen 
des Gerichts den Ausschlag gebe“. Aber gerade diese An- 
nahme wünsche ich nicht aufkommen zu lassen, wie sie ja 
auch nicht richtig ist. Fälle, in denen der Vorsitzende den 
Ausschlag geben müsste, sind unendlich selten, sehr häufig 
aber sind die Fälle, in denen das Sach- und Rechtsverhältniss 
sich bei der kontradiktorischen Vernehmung beider Parteien 
ganz anders herausstellt, als es vorher erschien. 

Anderseits lege ich etwas mehr Werth als Kollege Lauten- 
schlager auf die schriftliche Ausfertigung der Urtheile. Die 
Urtheile sind unanfechtbar, und die Urtheilsgründe werden 
selten gelesen; nach beiden Richtungen hat Kollege Lauten- 
schlager Recht, wenn er ausführliche Sach- und Rechtsdar- 
legungen für unnütz hält. Aber die Urtheile gerade der Ge- 
werbegerichte werden sehr häufig zum Gegenstand der Er- 
örterungen gemacht. Die Parteien berufen sich darauf, wenn 
der Fall ähnlich, oder wenn derselbe Arbeiter oder derselbe 
Unternehmer Prozesspartei ist; die Interessenten-Vereine (Fach- 
vereine u. s. w.) machen sie zum Gegenstand der Erörterung; 
und mir hat es sich schon oft als äusserst erwünscht gezeigt, 
wenn durch einfachen Hinweis auf das angerufene Urtheil die 
Unterschiede des früheren und des jetzigen Streitfalles darge- 
legt werden konnten. 

Im Uebrigen will ich mich noch ausdrücklich dem an- 
schliessen, was Herr Lautenschlager über die in der Regel 
durchaus unparteiische und einwandsfreie Thätigkeit der sozial- 
demokratischen Beisitzer sagt. Ich beklage es lebhaft, dass die 
Arbeiterführer die politische Parteizugehörigkeit als Bedingung 
der Aufnahme in die Wahlvorschläge zum Gewerbegericht 
aufstellen. Aber ich beklage es in erster Linie, weil dadurch 
unbegründete Vorurtheile wachgerufen worden sind, und der 
Schein der Parteilichkeit hervorgerufen wird, den jedes Gericht 
fast eben so sehr meiden muss, als die Parteilichkeit selbst, 
und der speziell beim Gewerbegericht indirekt die Ausdehnung 
der gutachtlichen Thätigkeit (es Gerichts erschwert und das Ge- 
wicht seiner Anträge bei manchen Behörden möglicher Weise 
mindert. Für die Rechtsprechung dagegen habe ich bisher — 
wobei ich bemerke, dass im hiesigen Gericht auch als Arbeitgeber 
lediglich Sozialdemokraten gewählt sind — noch keinerlei Nach- 
theil wahrgenommen; sie ist, insbesondere was das Entgegen- 
kommen gegen die Arbeitnehmer angeht, nicht laxer, sondern 
eher strenger geworden. Es wäre interessant und wichtig, wenn 
unsere Kollegen aus anderen Städten ihre Ansicht gerade über 
diesen Punkt gleichfalls zum Ausdruck brächten, und ich 
möchte hierdurch ausdrücklich hierum gebeten haben. Je mehr 
die in dieser Beziehung noch vielfach bestehenden Befürch- 


tungen zerstreut werden, um so gedeihlicher wird die Thätig- 
keit und um so grösser der Einfluss der Gewerbegerichte 
werden. Flesch. 


Ortsstatuten über Lohnzahlung und Gewerbe- 


gerichte. 


Die Gewerbegerichtsbeisitzer der Stadt Mainz fassten 
auf Anfrage der dortigen Bürgermeisterei, ob der Erlass eines 
Ortsstatuts in Gemässheit des $ 119a Abs. 2 angebracht er- 
scheine, folgende Beschlüsse: a) (Gegen 2 Stimmen.) Die Fest- 
legung einer wöchentlichen Lohnzahlung erscheint für die 
hiesigen Verhältnisse wünschenswerth und durchführbar und 
spricht sich die Versammlung für Erlass eines Ortsstatuts 
($ 119a Abs. 2 pos. 1) nach dieser Richtung aus. Dabei wurde 
seitens der Arbeitnehmer mit Zustimmung der Arbeitgeber 
der Wunsch‘ geäussert, dass bei Regelung der Frage auch 
ausdrücklich der Donnerstag als Lohnauszahlungstag ange- 
nommen werde. b) (Einstimmig.) Bei Grossh. Bürgermeisterei 
Mainz zu beantragen, vom Erlass eines Ortsstatuts im Sinne 
des $ 119a Abs. 2 pos. 2 u. 3 abzusehen. 

Der zweite Beschluss wurde folgendermassen begründet: 
1. Die Vorschriften in $ 119a Abs. 2, pos. 2 und 3 legen auf’s 
Neue den Arbeitgebern eine Reihe von Verpflichtungen auf, 
deren Erfüllung Opfer von Zeit und Geld erfordern, dieses 
Alles mit zweifelhaftem Erfolg. 2. Die Einführung obiger Vor- 
schriften bildet einen ungenügend motivirten Eingriff in die 
Privatverhältnisse der Arbeitnehmer und ihrer Familien. 3. Eine 
Kontrole, dass die geforderte schriftliche Zustimmung oder 
Bescheinigung auch wirklich von den Eltern oder Vormündern 
herrührt, ist bei dem Umstande, dass von einer grossen An- 
zahl hier beschäftigter minderjähriger Arbeiter die Eltern oder 
Vormünder oft stundenweit entfernt wohnen, gar nicht zu 
ermöglichen. 4. Die damit verbundene Arbeit und sonstigen 
nicht zu vermeidenden Unannehmlichkeiten werden zweifellos 
manchen Arbeitgeber veranlassen, von der Beschäftigung min- 
derjähriger Arbeiter überhaupt abzusehen. 5. Ebenso greifen 
diese Bestimmungen in die wirthschaftliche Selbstständigkeit 
der minderjährigen Arbeiter tief ein und werden dieselben 
zur Auflehnung und zum Abzug an solche Orte, wo kein der- 
artiges Statut besteht, veranlassen, wodurch wieder diejenigen 
diesseitigen Betriebe, die vorzugsweise auf jüngere Arbeiter 
angewiesen sind, geschädigt würden. '6. Ferner ist nicht zu 
verkennen, dass die direkte Lohnzahlung an den minderjährigen 
Arbeiter diesen mit viel mehr Lust und Liebe an seine Arbeit 
gehen lässt, ihn an wirthschaftliche Ordnung gewöhnt, den 
Werth des Geldes kennen lehrt und so zum richtigen Gebrauch 
seines Verdienstes führt. 7. Es sind den gemachten Erhebungen 
nach hier Beschwerden und Klagen, dass minderjährige Ar- 
beiter sich ihren Verpflichtungen ihren Eltern gegenüber ent- 
zögen, nicht bekannt geworden. Aber selbst wenn derartige 
Fälle vorkämen, so würde selbst mit Hülfe des Ortsstatuts 
nichts erreicht werden, da dem renitenten Arbeiter Mittel und 
Wege genug zu Gebote stehen, um sich der Wirkung des 
Ortsstatuts zu entziehen. 8. Ist es nicht ausgeschlossen, dass 
auch die Eltern minderjähriger Arbeiter den Lohn derselben 
verschwenden können; dann hat der unter dem Statut stehende 
Minderjährige für seine Arbeit einfach gar nichts. 

Auf Grund vorstehender Beschlüsse wird die Bürger- 
meisterei Mainz von Vorlage eines Ortsstatuts in Gemässheit 
des $ 119a Abs. 2 pos. 2 u. 3 Abstand nehmen, dagegen den 
Erlass eines solchen gemäss $ 119a Abs. 2 pos. 1 beantragen. 


* * 
* 


Auch der Magistrat von Wiesbaden hatte das Ge- 
werbegericht um ein Gutachten darüber ersucht, ob es an- 
gezeigt erscheine, für dort von dem $ 119a Abs. 2 pos. 2 
u. 3 der Gewerbe-Ördnung Gebrauch zu machen. Das Ge- 
werbegericht konnte ein Bedürfniss zum Erlass eines sol- 
chen, für Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleich lästigen Orts- 
statuts nicht anerkennen und lehnte die Einführung einstimmig 
ab. Massgebend war hierbei noch besonders, dass die erzieh- 
liche Wirkung, die jene Gesetzesbestimmung haben soll, sehr 
leicht in das gerade Gegentheil umschlagen könne und dass 
ferner Eltern resp. Vormünder kraft verschiedener anderer 
Rechte wohl in der Lage sind, sich den Lohn ihrer Pflege- 
befohlenen zu sichern und über deren Verhalten zu unter- 
richten. 
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Notizen: Schulwesen: Handhabung der gesetzlichen Schulpflicht fälle zugewiesen werden dürften. Statt der Besprechung 
in Preussen. Mitteleuropäische Zeit und Schulbeginn. Neben- | aller Fälle an der leitenden Stelle forderte man die Be- 
beschäftigung von Schulkindern, — Gemeinnützige Fürsorge: | sprechung der Pfleger unter einander, die zu Bezirken 
Diraiche Ver für Gepeireent Eundewreihii Er de. \usammengelast wurden. Vor Allen schien es nothwendig 
2 dass diejenigen, welche die Pflegefälle untersuchten, auch 


tigung brodloser Arbeiter in Merseburg. — Krankenpflege: | ; } R i i 
Pflegerinnen-Verein in England. Sanitätswachen in Berlin. — | über die zu ihrer Abhülfe erforderlichen Gaben mitbe- 
re Städtische Spetseanstalt zu Chemnitz. Volks- | schliessen. Diese Forderung zweckmässig formulirt und 
nn, I ereserrmeS WW eyse bei allen derartigen, Dingen: die Hauptsache ist — 
Szädtische Arbeitslosenversicherung in Brüssel. — Wohnung's- gb kmässie in der Praxis durcheeführ hi 
wesen: Bau von Arbeiterwohnungen mit Hülfe der Versiche- S ne Ang massıg In er Praxis durchgeführt zu haben, 
rungsanstalten. Städte als Häuservermietker in England. ist das bleibende Verdienst Elberfelds; und dadurch, dass 


es seine Armenordnung länger als 40 Jahre mit dauern- 
dem Erfolge gehandhabt hat, zog es die Aufmerksamkeit 
Die Reform des Hamburger Armenwesens. | weitester Kreise auf sich, die nun dem hauptsächlichsten 
Beispiel neuerer zweckmässiger Organisation den ehrenden 
Namen Elberfelder System gaben. 

Die in No. 25 der „Blätter“ gegebene Anregung, Eine solche Organisation ist unleugbar in allen städti- 
Erfahrungen mitzutheilen, welche in grösseren Städten mit | schen Gemeinwesen durchführbar. Nur irrt der Verfasser 
dem Elberfelder System gemacht sind, trifft mit der von | des Aufsatzes in No. 25 wohl darin, dass er annimmt, 
mir dem Herausgeber der „Blätter“ gemachten Zusage | in allen grösseren Städten herrschten die gleichen wirth- 
zusammen, über die Grundzüge der Reform des Ham- | schaftlichen und sonstigen Verhältnisse. Hierin bestehen 
burger Armenwesens zu berichten. in der That sehr wesentliche Verschiedenheiten. Elberfeld 

Es wird meines Dafürhaltens heute etwas zu viel | mit seiner Manufaktur beschäftigt in der Hauptsache eine 
von dem Elberfelder System als einem für die Armen- | sesshafte, gelernte Arbeiterschaft. Die Voraussetzung des 
pflege gewissermassen neuentdeckten Verfahren gesprochen, | Systems, dass die ehrenamtlich thätigen Pfleger mit den 
das richtig angewandt zu unzweifelhaften Erfolgen führen | persönlichen Verhältnissen der in ihren Bezirken lebenden 
müsste. Das ist in dieser Allgemeinheit gewiss nicht zu- | Armen und mit den allgemeinen wirthschaftlichen Ver- 
treffend. Wenn es oberster Grundsatz des Systems ist, , hältnissen vertraut seien, ist daher dort in weit höherem 
dass die Armengabe nur auf Grund eingehender persön- | Maasse gegeben, als in Städten, wo grosse Massen unge- 
licher Erkundigung und genauer Kenntniss der Verhält- | lernter Arbeiter thätig sind und daher eine sehr erheb- 
nisse verabreicht werden dürfe und dass die Erkundigung | liche Fluktuation stattfindet; hier begegnet die Anwen- 
durch ehrenamtlich thätige Personen stattfinden müsse, | dung des Systems sehr vielen Schwierigkeiten; es fehlt 
so ist dieser Grundsatz mit gleicher Deutlichkeit für die | namentlich die enge Beziehung zwischen Pflegern und 
altchristliche Gemeindepflege der ersten Jahrhunderte aus- | Gepflegten. Ausserdem hängt aber die Beschaffung der 
gesprochen und immer wieder bei Organisation städtischer | ehrenamtlich thätigen Kräfte von sehr verschiedenen Um- 
Armenpflege, so namentlich in den vortrefflichen Kosten- | ständen ab. Dergleichen lässt sich natürlich weder schnell 
ordnungen des 15. und 16. Jahrhunderts, klar zum Aus- | und mit einem Male noch überhaupt künstlich machen. 
druck gekommen. Auch dass die Pfleger über ihre Wahr- | Als man in Elberfeld und verschiedenen anderen rheinischen 
nehmungen gemeinschaftlich Rath halten und Art und | Städten in ruhigerer Zeit mit Einführung des Systems 
Höhe der Gaben gemeinschaftlich feststellen sollen, ist | anfıng, war der Zufluss noch nicht so stark wie heute; die 
ein alter, vielfach geübter Grundsatz. Offenbar wird kein | leitenden Männer standen zur übrigen Bürgerschaft in 
vernünftiger Mensch eine Gabe gewähren, ohne dass er | naher Beziehung, und der erste glückliche Wurf gab dem 
weiss, wem und zu welchem Zwecke er gibt. Auch liegt | Amte des Armenvorstehers und Armenpflegers von vorn 
die gemeinschaftliche Besprechung in der Natur der städti- | herein ein bedeutendes bürgerliches Ansehen und machte 
schen ehrenamtlichen, meist kollegial eingerichteten Ver- | gewissermassen alle und darunter die besten Kreise der 
waltung. Dem Elberfelder System gebührt nur der eine Bevölkerung gleichmässig zur Führung des Amtes geneigt. 


Von Dr. E. Münsterberg in Hamburg. 
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Ganz anders steht es da, wo das System erst neuerdings 
eingeführt ist oder wo es durch langjährigen Schlendrian 
dahin gekommen war, dass eigentlich nur die sogenannten 
kleinen Leute das Amt des Pflegers führten und zwar 
nicht ohne manches persönliche Interesse, wie es denn 
Thatsache ist, dass vielfach kleinere Handwerker in der 
Führung des Amtes eine nicht unwesentliche Bereicherung 
ihrer Kundschaft erfuhren. Im Uebrigen ist dem Ver- 
fasser des gedachten Aufsatzes darin unbedingt beizu- 
treten, dass das System nur bestehen kann, wenn der 
Gedanke der ehrenamtlichen pflegerischen Thätigkeit rein 
aufrecht erhalten und nicht durch eine Mit- oder Nach- 
kontrole besoldeter Aufsichtsbeamten gekreuzt wird. 
Wenn ich mit dieser Massgabe die Grundzüge der 
Hamburgischen Neuordnung des Armenwesens zu schildern 
versuche, so möchte ich vorausbemerken, dass in Ham- 
burg im Grunde das Elberfelder System von jeher be- 
standen hat, in sofern die pflegerische 'Thätigkeit lediglich 
von ehrenamtlich thätigen Bürgern ausgeübt wurde und 
diese in Bezirken vereinigt waren. Ja es darf hinzugefügt 
werden, dass die vor etwa 100 Jahren geschaffene Armen- 
ordnung seiner Zeit musterhaft war und bekanntlich ebenso 
als Vorbild galt und vielfach nachgeahmt wurde wie 
50 Jahre später das Elberfelder System. In diesem Sinne 
bedurfte es für Hamburg nicht sowohl eines neuen Prin- 
zips, als vielmehr der Umgestaltung und Reform in Rück- 
sicht auf die inzwischen veränderten Verhältnisse. Zunächst 
kam in Betracht, dass die Vermehrung der Zahl der Be- 
zirke und Pfleger mit der Entwicklung der Stadt nicht 
Schritt gehalten hatte und in neuerer Zeit durchschnitt- 
lich 20— 30, vielfach 40—50, in einigen Stadtgegenden 
sogar 60—70 Pflegefälle auf den einzelnen Pfleger ent- 
fielen, eine Zahl, die es von vorn herein unmöglich 
machte, dem Amte des Pflegers in seiner vollen Bedeu- 
tung gerecht zu werden. Ausserdem aber war Hamburg 
noch von Alters her in fünf gesonderte Armenverbände 
getheilt, die armenrechtlich derart unterschieden wurden, 
dass der Aufenthalt in mehreren Verbänden, wenn er in 
keinem Verbande volle 2 Jahre gedauert hatte, nicht zur 
Erwerbung des Unterstützungswohnsitzes in Hamburg 
führte, Diese mit der städtischen Entwicklung zusammen- 
hängende Eigenthümlichkeit musste jedenfalls beseitigt 
und das wirthschaftlich und politisch zusammenhängende 


Hamburg auch armenrechtlich und verwaltungstechnisch - 


zu einem Verbande umgestaltet werden. Ausserdem brachte 
es diese Trennung in einzelne Verbände mit sich, dass 
die gesonderten Verwaltungen nicht so schnell der Ueber- 
last inne wurden, wie es nothwendig hätte geschehen 
müssen, wenn die ganze Verwaltung einheitlich gewesen 
wäre. Hinzu kam die Umgestaltung der Beziehungen zum 
Reich, die Hamburg weit mehr berührte als andere Gross- 
städte, weil dort über Aufnahme in den Staats- und 
Bürgerverband und über Gewährung von Heimathsrechten 
eigenartige Bestimmungen galten. Die allgemeine Frei- 
zügigkeit und der Erwerb des Unterstützungswohnsitzes 
durch zweijährigen Aufenthalt schufen plötzlich ganz andere 
Voraussetzungen für die Gewährung öffentlicher Fürsorge. 

Drängten alle diese Umstände gebieterisch zur Um- 
gestaltung der Armenpflege und zur Verwaltungseinheit 
für die ganze Stadt, so brauchte in der Sache selbst 
kaum eine grundlegende Aenderung zu erfolgen. Es konnte 
durchaus bei der herkömmlichen Zusammenfassung in 
Bezirke verbleiben, sofern man diese nur klein genug 
gestaltete und sich eine entsprechende Zahl von Vor- 
stehern und Pflegern fand, die geneigt waren, sich der 
Aufgabe zu unterziehen. Ausserdem galt es, durch eine 


46 


geeignete Organisation eine das Armen-Kollegium ent- 
lastende Dezentralisation vorzunehmen. 

Was nun die erste und Hauptschwierigkeit betrifft, 
die geeigneten Persönlichkeiten zu finden, so liegt die 
Sache in Folge eigenthümlicher Verhältnisse in Hamburg 
wesentlich anders, als in anderen Grossstädten. Wenn 
gerade im vergangenen Jahre aus traurigem Anlass Ham- 
burg vielfach wegen seiner Verwaltung angefeindet wurde, 


so erfordert es die Gerechtigkeit, auszusprechen, dass 


der Schattenseite, welche eine zu weitgehende Selbstver- 
waltung haben mag, die glänzende Lichtseite gegenüber- 
steht, dass die gesammte Bürgerschaft in ungewöhnlichem 


Maasse ehrenamtlich thätig ist und in dieser Thätigkeit 


ausserordentlich viel leistet. So gross die Stadt auch ge- 
worden ist, das Gefühl der Solidarität in der Bürgerschaft 
und in den örtlich gegliederten Bürgervereinen ist so 
tief gewurzelt, das Gefühl der Verpflichtung zur öffent- 
lichen ehrenamtlichen Thätigkeit so stark, die Fähigkeit, 
tüchtig und praktisch handelnd selbst einzugreifen, statt 
sich auf die Thätigkeit von Beamten zu verlassen, so 
ausgebildet, dass gerade im Sinne der von dem mehrge- 
nannten Verfasser gemachten Ausführungen in Hamburg 
ein den höchsten Anforderungen entsprechendes Personal 
an Vorstehern und Pflegern vorhanden ist. 

Die Reform ist wie gesagt auf alter Grundlage unter 
Berücksichtigung der Forderungen des Elberfelder Systems 
durchgeführt. Freilich hat man: an zwei Punkten von der 
strengeren Forderung jenes Systems Abstand nehmen 
müssen. Man hat den Pflegern mehr als 2—4 Fälle zu- 
weisen müssen, und man hat nicht die in jeder Monats- 
sitzung sich erneuernde Prüfung aller Fälle zulassen können. 
Doch soll unter Berücksichtigung derjenigen Fälle, die 
ihrer Natur nach geringere Schwierigkeiten bieten, wie 
namentlich die Unterstützung alter und siecher Leute, 
kein Pfleger mehr als 5—8 Fälle erhalten; auch soll 
keine Unterstützung für länger als 6 Monate bei Alten 
und Gebrechlichen, und für länger als 3 Monate in an- 
deren Fällen bewilligt werden. Für die Unterstützung 
arbeitsfähiger Personen ist die Bewilligung nur von Sitzung 
zu Sitzung, d. h. nur auf einen Monat, zulässig. Die 
Vorschriften über örtliche Untersuchung, Berichterstattung, 
Beschlussfassung u. s. w. unterscheiden sich in keinem 
wesentlichen Stücke von den bekannten Forderungen des 
Elberfelder Systems. Dagegen ist eine wesentliche, neuer- 
dings auch in Leipzig und Dresden eingeführte Verände- 
rung, dass die Pfleger nicht bestimmte, nach Hausnum- 
mern bezw. Strassen bezeichnete (Juartiere erhalten, sondern 
alle Unterstützungsuchenden sich zunächst bei dem Be- 
zırksvorsteher zu melden haben, der sie dann unter Be- 
rücksichtigung der Lage der Wohnung, der schon vorhan- 
denen Belastung etc. dem einzelnen Pfleger zuweist. Diese 
Einrichtung, die sich inzwischen auch wohl bewährt und 
zu Störungen keinen Anlass gegeben hat, musste getroffen 
werden, um überhaupt eine gleichmässige Vertheilung der 
Arbeit zu sichern. Bekanntlich enthalten einige Strassen, 
ja selbst einzelne Häuser ganze Massenquartiere bedürf- 
tiger Personen, die nach dem Quartiersystem dem einen 
Pfleger zufallen würden, in dessen Quartier diese Strasse 
oder dieses Haus liegt, während sich jetzt mehrere Pfleger 
in die Arbeit theilen können. Auch ist dadurch eine 
grössere Beweglichkeit ermöglicht, indem der umsichtige 
Vorsteher gewisse Fälle bestimmten, ihm für den Fall 
besonders geeignet erscheinenden Pflegern zuweist, auch 
Fälle, die der eine Pfleger gehabt hat, nach gewisser Zeit 
anderen Pflegern überträgt. Namentlich gilt dies auch, 


wenn der Pfleger in naher persönlicher Beziehung zu dem 


Be 


Bedürftigen steht, wie dies insbesondere in dem Verhältniss 
von Hauswirth und Miether häufig vorkommt. 

Die Dezentralisation ist dadurch bewirkt, dass die 
Bezirke in Kreise zusammengefasst sind, denen je ein 
aus den Mitgliedern des Armen-Kollegiums ernannter 
Kreisvorsteher vorgesetzt ist. Die zu dem Kreise gehörigen 
Bezirksvorsteher treten mindestens einmal monatlich zu 
der Kreisversammlung zusammen, um allgemeine Ange- 
legenheiten der Armenpflege zu berathen und ausserdem 
über alle Fälle zu beschliessen, in denen die Bezirke eine 
über die Ausschlusssätze hinausgehende Unterstützung 
beantragt haben oder in denen es sich um Gewährung 
dauernder Anstaltspflege handelt. Auf diese Weise ist die 
leitende Armenbehörde von der Beschlussfassung in ein- 
zelnen Unterstützungssachen — abgesehen von Angelegen- 
heiten, die im Berufungswege dorthin gelangen — gänz- 
lich befreit und kann sich mehr den organisatorischen 
und sozialen Aufgaben widmen, in welchen naturgemäss 
der Schwerpunkt der leitenden Behörde liegen muss. 

Auf vorstehende Weise sind nunmehr 9 Kreise mit 
zusammen 93 Bezirken gebildet; ın jedem Bezirke sind 
15—20 Pfleger thätig, sodass 9 Kreisvorsteher, 93 Be- 
zirksvorsteher und rund 1500 Pfleger als ehrenamtliche 
Organe in der öffentlichen Armenpflege arbeiten. Die 
Frage nach der sozialen Gliederung scheint hier im Grossen 
und Ganzen glücklich gelöst. Es ist gelungen, ziemlich 
alle Kreise der Bevölkerung für die Angelegenheit zu 
interessiren, sodass ebensowohl Juristen, Richter und An- 
wälte, wie Kaufleute, Gewerbetreibende, Lehrer an höhe- 
ren Schulen, Volksschullehrer, Handwerker u. s. w. thätig 
sind. Gewiss ist hierunter eine Zahl von Persönlichkeiten, 
die ihrer Aufgabe nicht gewachsen sind; aber ich darf 
mit besonderer Genugthuung hervorheben, dass die weit 
überwiegende Zahl der Vorsteher und Pfleger ihrer Auf- 
gabe sich nicht nur mit Eifer, sondern auch mit grossem 
Verständniss hingibt. Gerade die uralte Gewöhnung an 
Selbstverwaltung hat in dem Hamburger Bürger die Fähig- 
keit geübt, sich und anderen selbst zu helfen. ‚Selbst in 
schwierigen Situationen, wie sie in so grossen Verhält- 
nissen nicht ausbleiben, geräth selten einer der Vorsteher 
in Verlegenheit, sondern weiss in geschickter Art einen 
den Umständen entsprechenden Ausweg zu finden. 

Freilich wird es auch in Hamburg langjähriger Arbeit 
bedürfen bis man zu gesunder öffentlicher Armenpflege ge- 
langt. Der Hauptmangel, welcher sich bisher zeigte und der 
mit der Ueberlastung der Pfleger zusammenhing, bestand 
weniger in ungerechtfertigter erster Bewilligung der Unter- 
stützung, als in dem Umstande, dass eine einmal be- 
willigte Unterstützung vielfach ungeprüft fortlief und nach 
und nach als eine Art Staatsrente erschien, auf die der 
Empfänger fast einen Anspruch zu besitzen glaubte. Dies 
ist aber selbstverständlich nicht nur von erheblichen 
finanziellen Folgen, sondern auch von bedeutender sozialer 
Wirkung. Der Mangel fortdauernder strenger Prüfung 
lockert das Gefühl der Verpflichtung, sich sobald wie 
möglich wieder auf eigene Füsse zu stellen und verführt 
in hohem Maasse andere zur Nachahmung, die keiner 
Unterstützung bedürfen. 

Was nun den von dem mehrgenannten Verfasser 
behandelten Punkt der freundschaftlichen, theilnehmenden 
Fürsorge betrifft, so versteht es sich, dass der Wunsch 
nach Anbahnung eines solchen Verhältnisses auch in der 
Hamburger Geschäftsordnung zum Ausdruck gekommen 
ist; doch wird man sich über die Tragweite dieser Be- 
stimmung nicht täuschen dürfen. Sie kann nie mehr als 
ein ideales Ziel sein, das dem Pfleger vor Augen gestellt 
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wird; genug, wenn er ihm zustrebt; erreichen werden es 
nur wenige. Die Mehrzahl ist zufrieden, wenn der wirklich 
Bedürftige die ihm nothwendige Unterstützung in richtiger 
Art und Höhe erhält und der nicht Bedürftige zurück- 
gewiesen wird. Diese andauernde, theilnehmende Fürsorge 
erfordert mehr als die Geneigtheit, ein Ehrenamt zu ver- 
sehen, fordert vor Allem die Fähigkeit, sich ganz und 
gar in die Empfindungen, in die Lebens- und Gefühls- 
weise des Bedürftigen hineinzuversetzen. Jedentalls wird 
man Neigung und Fähigkeit hierzu nicht ohne Weiteres 
bei Jedem voraussetzen können; dies will durch lang- 
jährige Erfahrung und Belehrung erworben sein. 

Es ist viel erreicht, wenn die unmittelbar vorge- 
schriebenen Aufgaben mit herzlichem Antheil und mit 
Pflichttreue erfüllt werden, was meiner Beobachtung nach 
in Hamburg der Hauptsache nach geschieht. In diesem 
Sinne kann man das modifizirte Elberfelder System noch 
immer als dasjenige betrachten, welches nach dem Stande 
unserer Erfahrung und im Hinblick auf die in deutschen 
Städten seit Jahrhunderten geübte, in-Hamburg vielleicht 
am reinsten erhaltene Selbstverwaltung, eine ernstliche 
ehrenamtliche Thätigkeit in der öffentlichen Armenpflege 
möglich macht und bei richtiger Handhabung auch un- 
zweifelhafte Erfolge gewährleistet. 


Rekonvaleszentenhäuser für Unfallverletzte. 
Von J. M. Feilner in Metz. 


Nach der Einführung desjenigen Theils der sozialen Ge- 
setzgebung, welcher die Versicherung der Arbeiter. gegen Un- 
fälle im Betrieb zum Gegenstand hat, hat sich als unabweis- 
liches Bedürfniss die Errichtung besonderer Rekonvaleszenten- 
anstalten herausgestellt, in denen gegen die so häufig nach 
Unfällen zurückbleibenden Folgezustände, als Muskelschwäche, 
Gelenksteifigkeit, nervöse Erscheinungen u. s. w. ein beson- 
deres Heilverfahren eröffnet und durchgeführt werden kann. 
Mag auch vielleicht der Errichtung solcher Anstalten zunächst 
der Gedanke zu Grunde gelegen haben, die Berufsgenossen- 
schaften etwas zu entlasten, was bei der von Jahr zu Jahr 
zunehmenden Zahl der Unfälle und bei den infolge dessen 
stetig wachsenden Ansprüchen an deren Leistungsfähigkeit 
gewiss erklärlich wäre, so zeigt doch die Erfahrung, dass in 
den meisten Fällen die Unfallbetroffenen selbst den grössten 
Vortheil von diesem Heilverfahren haben. Es ist doch ein 
Unterschied, ob jemand in Folge eines Arm- oder Beinbruchs 
lebenslänglich zum Krüppel wird, oder ob er durch ein ratio- 
nelles Verfahren, das von den meisten Aerzten weder in der 
Haus- noch Sprechstunden-Praxis, noch in den allgemeinen 
öffentlichen Krankenhäusern in zweckentsprechender Weise an- 
gewendet werden kann, in Stand gesetzt wird, seine Berufs- 
oder irgend eine andere Thätigkeit ganz oder theilweise wieder 
aufzunehmen und sich so als noch brauchbares Mitglied der 
menschlichen Gesellschaft zu fühlen. 

Die jüngste dieser Anstalten dürfte das Rekonvaleszenten- 
haus in Strassburg sein, welches mit etwa 50 Betten Ende 
April 1892 eröffnet wurde und von Prof. Dr. Ledderhose mit 
Unterstützung eines, zeitweise auch zweier Aerzte geleitet 
wird. Nach einem uns vorliegenden Berichte wird darin nach 
folgendem, in dem Bonner Rekonvaleszentenhause bereits 
bewährten Arbeitsplan verfahren, Von jedem neu eintretenden 
Verletzten wird möglichst bald eine Krankengeschichte ange- 
fertigt mit genauer Längen-, Umfangs- und Winkelmessung an 
den verletzten Körpertheilen. Bei der Entlassung wird das 
Resultat der Behandlung, bezw. der gegenwärtige Zustand in 
einem ärztlichen Gutachten niedergelegt. Die Behandlung be- 
steht im Wesentlichen in der Anwendung von Vollbädern, 
Douchen, lokalen Dampfbädern, Elektrizität, Massage und 
Gymnastik. 

Die Wirksamkeit der Anstalt von Ende April bis zum 
30. November 1892 ergibt sich aus folgenden Zahlen. Aufge- 
nommen wurden 294 stationäre Verletzte. Die Durchschnitts- 
zahl der Verpflegungstage für den Einzelnen betrug 29,9 Tage. 
36 Verletzte befanden sich nur zur Beobachtung im Hause. 


Mehr als 50 verschiedene Arten von Verletzungen (nach ihrem 
Sitz geordnet) waren vertreten; am häufigsten waren Rekon- 
valeszenten nach folgenden Verletzungen zu behandeln: Bruch 
des Unterschenkels 44, Fingerverletzungen 29, Verletzungen 
des Schultergelenks 18, des Kniegelenks 13, Bruch des Ober- 
schenkels 9, der Knöchel 8, des Radius und im Ellenbogenge- 
lenk je 7. 13 Verletzte litten an Nervenkrankheiten. Nach dem 
Lebensalter geordnet, waren im Alter von 16—25 Jahren 39, 
zwischen 25—35 Jahren 60, zwischen 35—45: 76, zwischen 
45—55: 54, zwischen 55—65: 47, zwischen 65—75: 17 und 
über 75 Jahre 1 Verletzter. Die Resultate der Behandlung 
ergeben sich aus folgender Zusammenstellung: von den Be- 


handelten wurden entlassen ganz geheilt: 54 = 21,80, sehr 
gebessert: 77 = 31°), gebessert: 79 — 32 °/o, ungebessert: 
34 — 13°/o, und zwar von letzteren 8 in Folge hohen Alters, 


7 in Folge von Nervenerkrankungen, 19 wegen der Schwere 
der Verletzung. Verschlechtert hatte sich der Zustand nur bei 
2 Behandelten und Todesfälle gab es einen. Derselbe trat 
übrigens nicht in Folge der Verletzung oder nachträglicher 
Behandlung, sondern in Folge einer sehr schweren chronischen 
Lungenerkrankung, mit welcher der an der Schulter Verletzte be- 
haftet war, ein. Bei den ungebessert oder verschlechtert Ent- 
lassenen war die Ursache der erfolglosen Behandlung in Kom- 
plikationen von seiten des Nervensystems oder in hohem Alter 
begründet. Bei nervösen Erkrankungen wurde, entsprechend 
den auch anderwärts gemachten Erfahrungen, nur selten Hei- 
lung oder wesentliche Besserung erzielt; dasselbe war der Fall 
bei Verletzten, welche bereits das 60. Lebensjahr überschritten 
hatten. Der Grund dafür, dass die Mehrzahl der Verletzten 
nur gebessert, nicht aber geheilt wurden, ist ausser Anderem 
auch darin zu suchen, dass die Behandlung in der Anstalt zu 
spät in Anspruch genommen wurde. Mehr als bei irgend einer 


Sache ist hier schnelle Hülfe doppelte Hülfe. Dem entsprechend 


wurden die besten Resultate bei solchen Personen erzielt, die 
möglichst früh nach Heilung der eigentlichen Verletzungen der 
Anstalt zugeführt wurden, dann aber auch nach gewissen 
operativen Eingriffen, die in manchen Fällen erst nach täglich 
fortgesetzter, genauer Untersuchung vorgenommen werden 
konnten. 

Der Rechnungsabschluss der Anstalt für den vorerwähn- 
ten Zeitraum weist an Einnahmen und Pflegegeldern M. 28 945.90 
auf, die Ausgaben betrugen M. 28 918.96. An dem Rekonvales- 
zentenhause sind 23 Berufsgenossenschaften bezw. deren Sek- 


tionen betheiligt. 


+ * 


* 

Nachschrift der Redaktion. Wir fügen. diesen 
Ausführungen unseres verehrten Mitarbeiters noch bei: Aehn- 
liche Institute bestehen anscheinend an vielen anderen Orten. 
So führt der Jahresbericht des württembergischen Gewerbe- 
Inspektors Berner, Aufsichtsbeamten für den Neckar- und 
Jagstkreis, für das Jahr 1892 „das neuerdings eingerichtete 
Stuttgarter medico-mechanische Institut, verbunden mit Pension 
und Heimstätte für Verletzte“ an. „In diesem werden durch 
Ausübung von Heilgymnastik, unterstützt von den bekannten 
Dr. Zander’schen Apparaten, in möglichster Zeitkürze die 
Folgen von Verletzungen, als Gelenksteifigkeit, Muskelschwäche 
etc., zu heben gesucht. Das Institut ist von den Berufsgenossen- 
schaften sehr geschätzt, und es werden Verletzte aller Art zur 
Behandlung dort eingewiesen. Die Preise sind möglichst billig 
für jene gestellt, und auch Verletzte, welche keiner Berufs- 
genossenschaft angehören, geniessen, wenn unbemittelt, für 
Pension und Behandlung besondere Vergünstigungen“. End- 
lich entnimmt der Reichsanzeiger dem Jahresbericht des Re- 
gierungs- und Gewerbe-Raths für die Regierungs-Bezirke Frank- 
furt a. OÖ. und Potsdam folgende Notiz: Auf Veranlassung des 
Vorsitzenden der Fuhrwerks - Berufsgenossenschaft Scharfen- 
berg ist unter dem Namen „Heimstätte für Verletzte“ am 
2. Januar 1891 eine Anstalt in Nieder-Schönhausen bei Berlin 
eröffnet worden, welche anfangs nur für die Fuhrwerks-Berufs- 
genossenschaft bestimmt war, allmählich aber auch von den 
übrigen Berufsgenossenschaften namentlich von der Nord- 
deutschen Holz-, sowie von der Müllerei-Berufsgenossenschaft 
gefördert und benutzt worden ist. Die unverkennbaren Heil- 
erfolge, welche diese unter der Leitung des Dr. G. Schütz 
stehende Anstalt aufzuweisen hat, haben eine zunehmende 
Benutzung derselben bewirkt. Die infolge der Behandlung er- 
zielte Herabsetzung der Erwerbsunfähigkeit in Procenten der 
Rente ausgedrückt, war sehr erheblich und betrug im Jahre 
1891: 40,9°/o, im Jahre 1892: 41,60. Die Ausgaben für Be- 
handlung und Verpflegung, Reisen der Verletzten, Renten der 
Angehörigen etc. wurden schon allein durch die während des 
ersten Jahres erreichte Verminderung der Rentenlast gedeckt 
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und wesentliche Ersparnisse und Minderausgaben für die Be- 
rufsgenossenschaften erzielt. Während einerseits zugegeben 
werden muss, dass die Schaffung dieser Anstalt dem Sinne 
des $ 7 des Unfallversicherungsgesetzes entspricht, und die 
schnelle Wiedergewinnung der Erwerbsfähigkeit der Verletzten 
nicht nur im Interesse der Berufsgenossenschaften, sondern 
auch der Arbeiter selbst liegt, so ist anderseits doch hervor- 
zuheben, dass besonders die verheiratheten Arbeiter sich im 
allgemeinen ungern einer Behandlung unterwerfen, welche sie 
der häuslichen Pflege entzieht und ihren Familien infolge 
von Kürzung der Rente vorübergehend grosse Entbehrungen 
auferlegt. 


Die Nothstandsaktion im Winter 1892/93 
in Hamburg. 


Soeben hat der Exekutivausschuss des Nothstands-Ko- 
mittees in Hamburg über seine Thätigkeit zur Bekämpfung 
des Nothstandes, welchen die Cholera-Epidemie des vorigen 
Jahres hervorgerufen hat, Bericht erstattet. Es zeigt sich darin, 
mit welchem Geschick die Hamburger Bürgerschaft die Mass- 
regeln zu organisiren und durchzuführen verstand, und wir glau- 
ben, dass gerade diese Organisation vorbildlich sein kann nicht nur 
für private Vorkehrungen zur Bekämpfung eines Nothstandes, 
sondern auch für das Vorgehen von Gemeinden und anderen 
Verwaltungen, die ja in solchen Fällen immer wesentlich auf 
die thätige Mithülfe aller Kreise der Bevölkerung angewiesen 
sind. Wir entnehmen dem Berichte: 

Nachdem am 23. August 1892 der Ausbruch der Cholera 
in Hamburg amtlich festgestellt war, forderte am 31. August 
die Handelskammer durch Aufruf in den Zeitungen zur Bildung 
eines Hülfskomittees auf, das sich am 3. September konsti- 


| tuirte. Es wurde beschlossen, im Anschluss an die politische 


Eintheilung der Stadt und ihres Gebietes für jeden Bezirk ein 
Nothstands-Komittee ins Leben zu rufen, welchem der direkte 
Verkehr mit den durch die Epidemie Betroffenen, die Noth- 
standspflege im Einzelnen obliegen sollte, und sich zwecks Or- 
ganisirung solcher Komittees mit den in allen Bezirken existi- 
renden Bürgervereinen in Verbindung zu setzen. In denjenigen 
Bezirken, in welchen mehrere solcher Vereine vorhanden waren, 
wurden dieselben ersucht, sich ohne Rücksicht auf sonstige 
Meinungsverschiedenheiten, namentlich auf politische Partei- 
unterschiede, für den gemeinsamen Zweck zu vereinigen, da 
der Exekutiv-Ausschuss strikte daran festhalten müsse, dass 
im Interesse einer rationellen, von einheitlichen Gesichtspunkten 
geleiteten Nothstandspflege in jedem Bezirk nur ein Unter- 
Komittee vorhanden sein dürfe. Sämmtliche Bürgervereine 
folgten der Aufforderung, und in den meisten Bezirken war 
die Organisation am 6. September beendet, in einzelnen dauerte 
die endgültige Fertigstellung derselben 2 bis 3 Tage länger, 
mit der Vertheilung von Unterstützungen konnte aber überall 
am 6. September begonnen werden. 

Alsbald wandte man sich mit einem Aufruf an die Privat- 
wohlthätigkeit, die denn auch nicht versagte. Im Ganzen gingen 
dem Komittee Mk. 3444927 zu, von denen aus dem Staate 
Hamburg Mk. 1272916, aus dem übrigen Deutschland Mk. 
1397 022, aus dem Ausland Mk. 774989 kamen. Im October 
trat eine in Berlin und Hamburg ansässige Bankfirma an den 
Ausschuss mit dem Vorschlage heran, eine grosse Nothstands- 
Lotterie zu veranstalten, 100000 Loose ä 100 Mark auszugeben 
und von dem Erlöse zwei Millionen an die Nothleidenden in 
Hamburg, Mk. 600 000 an Altona und Mk. 100000 an Wandsbek 
zu zahlen. Diese Beträge sollten — unter Bürgschaft einiger 
grosser Banken — ausgezahlt werden, sobald die Konzession 
für die Lotterie von der preussischen Regierung ertheilt sei; 
der Exekutiv-Ausschuss sollte lediglich das Gesuch um Erthei- 
lung der Konzession mit unterzeichnen, Glücklicherweise lehnte 
der Ausschuss dieses Anerbieten ab. 

Im Ganzen sind in der Zeit von Anfang September bis | 
Ende März für Nahrungsmittel, Kohlen, Kleider und Betten 
Mk. 2214524.49 baar verauslagt worden, wozu noch die er- 
heblichen Geschenke an Naturalien kommen, welche an das 
vom Ausschuss eingerichtete Magazin geliefert sind. 

Durch Beschluss vom 20. September setzte der Ausschuss 
eine Kommission von fünf Mitgliedern zur Unterstützung sog. 
verschämter Armen nieder und überwies derselben zunächst 
Mk. 50000, mit dem Auftrage, aus diesem Betrage die täg- 
lichen Lebensbedürfnisse von sog. verschämten Armen, nament- 
lich kleineren Handwerkern, Privatlehrern etc. zu decken. 
Diese Kommission musste später mehrfach Nachbewilligungen 


[ 


— 49 


beantragen. Sie hat, da dies hier im Gegensatz zu den allge- 
meinen Unterstützungen der allein rathsame Weg war, den 
Nothleidenden baares Geld gegeben. Soweit die bei ihr einge- 
gangenen Unterstützungsgesuche nicht von zuverlässigen be- 
kannten Personen eingereicht oder befürwortet waren, wurden 
sie theils durch Mitglieder der Kommission, theils durch Ver- 
trauensmänner in den Bezirken, theils durch einzelne Stadt- 
missionare eingehend untersucht. Für die Unterstützung der 
nothleidenden Handwerksmeister speziell bildete sich später 
ein Komittee auf Veranlassung der Gewerbekammer und des 
Innungsausschusses. Der Exekutiv-Ausschuss beschloss, die von 
diesem Komittee eingereichten und befürworteten Unter- 
stützungsgesuche der Kommission für verschämte Arme zur 
Erledigung zu überweisen und deren Fonds entsprechend zu 
erhöhen. Im Ganzen hat die Kommission Mk. 252209 ver- 
auslagt, wovon speziell für Handwerker die Summe von 
Mk. 106 004 entfällt. 

Eine besondere Fürsorge erfuhren von Anfang an die 
aus den Krankenhäusern entlassenen Rekonvaleszenten. Viele 
Kranke waren theils nur sehr dürftig bekleidet ins Kranken- 
haus gebracht, theils waren ihre Kleider durch die Desinfek- 
tion unbrauchbar geworden, sodass zumeist neue Bekleidung 
nöthig war. Ausserdem aber wurden die Entlassenen sofort in 
genügender Weise mit Nahrung versehen. Jeder Entlassene 
bekam eine von einem der Assistenzärzte unterzeichnete Legi- 
timationskarte, gegen deren Vorzeigung er von dem Hülfs- 
komittee seines Bezirks ohne Verzug die nöthigen Nahrungs- 
mittel, erforderlichenfalls auch kräftigende Weine und dergl. 
erhielt. 

Sehr schwierig war für den Ausschuss die Frage, wie er 
sich stellen sollte, als der gesetzliche Miethezahlungstermin 
des I. November herannahte. Die beiden bestehenden Miethe- 
unterstützungsvereine wandten sich an ihn mit dem Ersuchen, 
ihnen Mk. 50000 zu bewilligen. Der Ausschuss verhehlte sich 
nicht, dass er von manchen Seiten — wie es auch thatsächlich 
der Fall war — heftig angegriffen werden würde, wenn er 
Mietheunterstützungen in grösserem Umfange gewähre, da, 
wie man behaupten werde, solche Unterstützungen nur den 
Grundeigenthümern, also dem besser situirten Theile der Be- 
völkerung zu Gute kämen. Der Ausschuss erachtete es aber 
als seine Pflicht — ganz abgesehen davon, dass auch sehr viele 
Grundeigenthümer sich in Folge der Epidemie unverschuldet 
in bedrängten Verhältnissen befanden — nach seinen Kräften 
dafür Sorge zu tragen, dass niemand bei Beginn der kalten 
Jahreszeit obdachlos werde. Er war aber weiter der Ansicht, 
dass die rückständigen Miethen dann Seitens der Vereine ge- 
zahlt werden sollten, wenn die Grundeigenthümer einen erheb- 
lichen Theil ihrer Forderung nachliessen ; dieselben seien hierzu 
auch um so eher in der Lage, als sie andernfalls nichts er- 
halten würden und die geringfügige fahrende Habe der Miether 
zu ihrer Befriedigung in den weitaus meisten Fällen auch nicht 
annähernd ausreichen würde. Deshalb beschloss man, einst- 
weilen die Summe von Mk. 400000 für Miethunterstützung zu 
reserviren, hielt aber die Höhe dieses Betrages geheim. Die 
Hausbesitzer kamen fast durchweg den Miethevereinen, welchen 
man die Sache zur Regelung überwies, entgegen, indem sie 
ihre Forderung durchschnittlich um !/s, theilweise um die Hälfte 
und mehr ermässigten. Im Ganzen hat der Ausschuss für 
Miethunterstützung zum I. November Mk. 390821 ausgegeben. 


Nach dem 1. November ging man daran, die regelmässigen 
Unterstützungen einzuschränken, da die Nothleidenden von der 
Sorge wegen der Miethzahlung befreit und die Epidemie im 
Erlöschen war. Eine genaue Prüfung der Einzelfälle ergab, 
dass die Einschränkung gerechtfertigt war. Während in den 
Monaten September und Oktober die wöchentliche Ausgabe 
in den Bezirken für Lebensmittel, Betten, Kleider etc. sich auf 
mehr als Mk. 100000 belief, sank dieselbe von Mitte November 
ab auf ca. Mk. 80000 und hielt sich durchschnittlich auf dieser 
Höhe bis Ende März d. ]. 


Gegen Ende des Winters wandte dann der Ausschuss 
seine Sorge hauptsächlich darauf, den ihres Ernährers beraubten 
Wittwen und Waisen zu helfen. Die Waisen fielen ihm zwar 
nur wenig zur Last, da für sie die Behörde eintrat, ihm also 
nur solche verblieben, bei welchen ihrem Alter entsprechend 
die Mittel zur Erlernung eines Berufes nöthig waren. Vor 
Allem richtete er seine Aufmerksamkeit auf die Wittwen mit 
vielen Kindern, welche bei Lebzeiten ihres Mannes in geord- 
neten Verhältnissen gelebt hatten und sich nun der Gefahr 
völliger Verarmung gegenüber sahen. Der Ausschuss hielt es 
für seine Pflicht, diese Frauen, soweit sie hierzu geeignet waren. 
durch Errichtung eines kleinen Geschäfts in den Stand zu 
setzen, sich und ihre Kinder ehrlich zu ernähren, und sie davor 


zu bewahren, der öffentlichen Armenpflege anheimzufallen. 
Zur Erledigung dieser Aufgabe setzte er eine besondere Kom- 
mission von 6 Mitgliedern nieder, welcher zugleich die speziell 
für die Waisen bestimmten Gelder überwiesen wurden. Es 
musste nicht nur jeder einzelne Fall daraufhin geprüft werden, 
ob die betreffende Wittwe sich für das Geschäft, dessen An- 
kauf sie wünschte, eigne, sondern es musste auch untersucht 
werden, ob geeignete Lokalitäten für das Geschäft zu finden 
seien, es musste darauf geachtet werden, dass nicht zu viele 
Frauen in derselben Gegend gleichartige Geschäfte errichteten 
und sich so gegenseitig Konkurrenz machten. Die Kommission, 
deren Thätigkeit auch heute noch nicht ganz beendet ist, 
hat bis jetzt 363 Frauen in der bezeichneten Weise unter- 
stützt, die Gesuche von 264 Frauen abgelehnt. Ueber einen 
Theil der eingegangenen Gesuche steht die Entscheidung noch 
aus. Für eine grosse Anzahl von Frauen wurden Brod-, Grün- 
waaren-, Fettwaaren- oder Steinzeuggeschäfte eingerichtet. 
bezw. bestehende derartige Geschäfte angekauft, einige haben 
einen Mittagstisch eingerichtet, andere einen Wäschereibetrieb 
angefangen, drei haben kochen gelernt, drei Unterricht im 
Frisiren genommen, einigen wurden die Mittel gewährt einen 
Kursus für Hebammen durchzumachen, einigen ein Geschäft 
mit holländischen Waaren eingerichtet. Sehr vielen wurde aber 
auch nur dadurch geholfen, dass man ihnen eine Nähmaschine 
anschaffte. In Bezug auf die Höhe der im Einzelfalle zu be- 
willigenden Summe hatte die Kommission sich keinerlei Be- 
schränkung auferlegt. Wo nur durch eine grössere Summe ge- 
holfen werden konnte, wurde auch diese bewilligt, sofern nur 
gegründete Aussicht auf Erfolg vorhanden war. In keinem 
Falle wurden die bewillisten Gelder den Frauen direkt aus- 
gehändigt, es wurde vielmehr für jede einzelne Frau ein in 
ihrer Nähe wohnhafter Pfleger bestellt, welcher die Verwen- 
dung des Geldes zu überwachen, vor Allem die erste Einrich- 
tung des Geschäfts zu besorgen hatte. (Man wird gerade diese 
Thätigkeit des Ausschusses mit besonderem Interesse verfolgen, 
allerdings dürfte sich erst nach Jahren erweisen, inwieweit 
sie Erfolg hatte. Jedenfalls würde es angebracht sein, nach 
einiger Zeit darüber offiziell zu berichten). 

Am 1. April d. J. wurden die Unterstützungen allgemein 
eingestellt. Der Ausschuss war der Ansicht, dass diejenigen, 
welche beim Eintritt der besseren Jahreszeit ihre durch die 
Epidemie verlorene wirthschaftliche Selbständigkeit noch nicht 
wiedererlangt hätten, dieselbe überhaupt schwerlich wieder- 
gewinnen würden und von der privaten Nothstandspflege an 
die öffentliche Armenpflege verwiesen werden müssten. 

Die eingegangenen Gelder sind bis auf Mk. 431 179 ver- 
ausgabt. Ueber einen Theil dieser Summe wird die Kommis- 
sion für die Wittwenversorgung noch verfügen müssen. Der 
Rest wird vorläufig zurückgehalten werden für den Fall, dass 
wider Erwarten im Laufe des Sommers die Cholera doch wie- 
der in Hamburg ausbrechen sollte. Andernfalls dürfte er im 
Wesentlichen den Wittwen und Waisen zu Gute kommen. 


Notizen. 


Schulwesen. 


Handhabung der gesetzlichen Schulpflicht 
in Preussen. Für die Entlassung der Schulkinder aus der 
Schulpflicht hat der Kultusminister folgende Grundsätze auf- 
gestellt: Nach achtjährigem Schulbesuch und erlangter sitt- 
licher und geistiger Reife werden zu Ostern die Kinder ent- 
lassen, die bis zum 30. September desselben Jahres das vier- 
zehnte Lebensjahr vollenden, und bei zweimaliger Schulent- 
lassung ausserdem zu Michaelis Diejenigen, die bis zum 31. 
December desselben Jahres das 14. Lebensjahr vollenden. Aus- 
nahmen bezüglich des Erfordernisses des achtjährigen Schul- 
besuchs sind bei den Kindern zu machen, die aus entschuld- 
baren Gründen (weiter und schlechter Schulweg, Krankheit, 
körperliche oder geistige Schwäche bei Beginn der Schulpflicht, 
Ueberfüllung der Schulen, Abwesenheit im Auslande) vom 
achtjährigen Besuch zurückgehalten worden sind. Auch können 
Kinder, die acht Jahre die Schule besuchen würden, unter Be- 
rücksichtigung ausreichender, in der Person der Kinder oder 
der Eltern liegender Gründe, insbesondere wegen bedrängter 
wirthschaftlicher Verhältnisse oder besonderer Gelegenheit zu 
einem guten Fortkommen, schon zu Ostern entlassen werden, 
wenn sie erst bis zum 31. Dezember das 14. Jahr vollenden, 
Bezüglich des Beginns der Schulpflicht soll auf die Eltern da- 
hin eingewirkt werden, dass sie zu Ostern die Kinder der 
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Schule zuführen, die das 6. Lebensjahr vom 1. October des 
vergangenen Jahres ab vollendet haben oder bis zum 30. Sep- 
tember des laufenden Jahres erreichen werden. Bedenklich 
wird man es finden, dass Kindern aus Gründen, an denen 
sie keinerlei Schuld tragen, wie weiter Schulweg oder gar 
Ueberfüllung der Schulen, ein Theil der Schulzeit nachgelassen 
werden soll. Namentlich aber ist es nicht scharf genug zu ver- 
urtheilen, wenn bedrängte wirthschaftliche Verhältnisse als 
ausreichender Grund zur Abkürzung der Schulpflicht um ein 
halbes Jahr gelten sollen. Wie lange will man denn die Kon- 
kurrenz der hülflosen Kinder gegen die erwachsenen Arbeits- 
kräfte grossziehen ? und wie will man es verantworten, wenn 
diesen armen Kindern noch die bescheidenen Leistungen, welche 
ihnen die Volksschule bietet, verkümmert werden? 


Mitteleuropäische Zeit und Schulbeginn. Ueber 
Erfahrungen, die man im Rheinland über diesen von uns wie- 
derholt behandelten Gegenstand gemacht hat, berichtet die 
Köln. Ztg. Danach haben sich Uebelstände hauptsächlich bei 
den jüngern Schülern sowie bei schwächlichern ältern an den 
Tagen, an welchen sie den Schulgottesdienst besuchen, gezeigt. 
Die Verkürzung des Morgenschlafes macht sich bei ihnen durch 
Mattigkeit während des Tages, in einzelnen Fällen sogar zeit- 
weilig durch vollständige Erschöpfung bemerklich. Es hilft 
nichts, diese Kinder des Abends recht früh ins Bett zu bringen, 
denn ein fester, gesunder Schlaf stellt sich in der Regel doch 
nicht vor Beginn der Dunkelheit ein. Schwieriger gestalten sich 
die Verhältnisse für das Winterhalbjahr, besonders für die 
Zeit von November bis März. Wollte man die jetzige Schulzeit 
beibehalten, so würde man in der ersten Stunde wegen Dunkel- 
heit nicht unterrichten können. Der Zwang zur T'heilnahme 
an der Schulmesse vollends wäre in den kalten Monaten gra- 
dezu eine Versündigung an der Gesundheit der Jugend. Die 
Schule kann ihre Zeit aber auch nicht beliebig wählen; sie 
muss sich vielmehr nach den übrigen Verhältnissen des bür- 
gerlichen Lebens richten. Die Kinder sollen doch mit ihren 
Eltern zu Mittag speisen können. Volksschüler müssen vielfach 
ihren Vätern das Essen auf die Arbeitsstätte bringen u. dergl. 
Wäre dies nicht der Fall, so würde es sich empfehlen, im 
Winterhalbjahr den Schulunterricht auf die frühere Zeit zu 
verlegen, also um 8!/g Uhr MEZ. zu beginnen. Wir zweifeln 
aber daran, dass die Fabriken, die Handwerker, die Bureaus 
sich entschliessen werden, ihre Mittagspausen um 12!» Uhr 
oder 1!/a Uhr zu beginnen, also auch die Arbeitszeit nicht mit 
dem vollen Stundenschlag anfangen zu lassen, weil in diesem 
Falle sicherlich eine grössere Unpünktlichkeit eintreten würde. 
Voraussichtlich wird man überall die gegenwärtige Geschäfts- 
eintheilung solange beibehalten, bis die Dunkelheit in der ersten 
Arbeitsstunde dazu zwingen wird, später zu beginnen, also 
etwa bis Mitte Oktober oder Anfangs November. Die Schule 
könne sich diesen Verhältnissen gegenüber in der ersten Zeit 
nach den Herbstferien noch zuwartend verhalten, zumal die 
Abnahme des Tages in der ersten Zeit sich am Morgen 
weniger bemerklich macht als Abends. Spätestens vom 1. No- 
vember ab müsse dagegen die Unterrichtszeit hinausgeschoben 
werden, und zwar könne dies nur in der Weise geschehen, 
dass der Beginn auf 8!/a Uhr MEZ. festgesetzt wird, weil 
bei einem Anfang um 9 Uhr entweder die Mittagspause in 
unzulässiger Weise gekürzt, oder die schon ganz dunkle Stunde 
von 4 bis 5 Uhr in die Schulzeit mit aufgenommen werden 
müsste. Wegen des Schulgottesdienstes wird sich eine Einigung 
mit den kirchlichen Behörden schon erreichen lassen. Es wer- 
den aber auch die weltlichen Behörden, die Industriellen und 
die Familienväter sich rechtzeitig überlegen müssen, welche 
Aenderung in der Eintheilung des Tages sie mit Rücksicht 
auf die Winterschulzeit zweckmässig vornehmen werden. Haben 
die kleinen und die schwächlichen älteren Kinder den frühen 
Beginn der Schule schon im Sommer ungünstig empfunden, 
so wird dies in noch höherem Grade in den Herbst- und Früh- 
lingsmonaten der Fall sein. Es wird nichts übrig bleiben, als 
für die beiden ersten Schuljahre den Unterricht erst mit der 
zweiten Schulstunde anfangen zu lassen. Vom schultechnischen 
Standpunkte aus hat dies zwar manche Bedenken, ist aber 
doch durchführbar. Vielleicht entschliesst man sich, an den 
vier Wochentagen, an welchen die Unterstufe Vormittags nur 
zwei Unterrichtsstunden hat, im Sommer die Zeit von 9—11 
Uhr, im Winter von 9!/a—11'/g Uhr und an den zwei anderen 
Tagen die Zeiten von 8-1l bezw. von S!/fe—11!/; Uhr zu 
wählen. Die vielfachen Klagen der Eltern und der Aerzte über 
die Beeinträchtigung des Morgenschlafes der Kleinen durch 
den frühen Schulbeginn würden dann verstummen, — Uebri- 
gens hat soeben das Oldenburger Oberschulkollegium den 
sämmtlichen Schulvorständen des Landes aufgegeben, bis zum 
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1. September darüber zu beschliessen und zu berichten, auf 
welche Stunden in Folge der Einführung der mitteleuropäischen 
Zeit die Unterrichtszeit in den Volksschulen festzusetzen ist. 
Als leitende Punkte sind dabei folgende Bestimmungen anzu- 
sehen. Der Schulanfang amı Morgen soll nicht vor 9 Uhr statt- 
finden und ist ausser etwa in Rücksicht auf weite Schulwege, 
und auch dann nur in den Monaten Dezember und Januar, 
auf eine volle Stundenzahl anzusetzen. Der Nachmittagsunter- 
richt ist bis voll 4 Uhr zu ertheilen; indess sollen Kinder, die 
einen wesentlich mehr als eine halbe Stunde betragenden 
Schulweg haben, an den kurzen Tagen und je nach dem Wetter 
früher entlassen werden. Nach den hiernach im kommenden 
Winter zu sammelnden Erfahrungen wird das Öberschulkolle- 
gium dann bis zuın nächsten Herbst eine definitive Winter- 
schulordnung erlassen. 


Nebenbeschäftigung von Schulkindern. Aus 
Posen wird der „Preuss. Lehrerzeitung“ geschrieben: „Die 
Benutzung schulpflichtiger Kinder zu Kellnerdiensten in öffent- 
lichen Lokalen und zum Kegelaufstellen ist ein in Schulkreisen 
grosser Städte allgemein beklagter Uebelstand. Und doch ver- 
mag die Schule allein gegen diesen Uebelstand nichts auszu- 
richten. Auch in Posen ist die Verwendung schulpflichtiger 
Kinder zu diesen Diensten stark verbreitet, zumal das Kegeln 
wird in der jetzigen Sommerzeit oft bis 12 Uhr Nachts aus- 
gedehnt. Wenn man bedenkt, dass ein solcher Schüler am 
nächsten Morgen um 7 Uhr auf der Schulbank sitzen und dem 
Unterricht mit Interesse folgen soll, so wird man zugeben, 
dass das Kegelaufsetzen eine ganz ungehörige Beschäftigung 
ist. Ausserdem lernen die Schüler im Verkehr mit den Er- 
wachsenen Verhältnisse kennen, die ihre sittliche Erziehung 
nachtheilig beeinflussen müssen. Die Schulbehörden sollten 
diese Beschäftigung schulpflichtiger Kinder generell unter- 
sagen.“ Unseres Erachtens müssten es die städtischen Be- 
hörden aller grösseren Orte als ihre heiligste Pflicht erachten, 
mit Ortsstatuten gegen die Nebenbeschäftigungen jeder Art, 
die zarten Schulkindern angesonnen werden, vorzugehen. Wenn 
die soziale Fürsorge nicht für diese kleinen, bemitleidens- 
werthen Wesen einsetzt, wo dann? Der Einwand, dass die 
Eltern der Kinder auf den Nebenverdienst derselben ange- 
wiesen seien, ist deshalb hinfällig, weil im Gegentheil durch 
die Beschäftigung der Kinder den Erwachsenen, deren Bezah- 
lung höher sein müsste, Verdienst weggenommen wird, und 
weil eine unmoralische Ausnutzung um jeden Preis, auch um 
den eines augenblicklichen Verdienstverlustes, verhindert wer- 
den muss. Hoffentlich lässt sich in der nächsten Zeit recht 
häufig vom Erlass solcher Ortsstatute berichten. 


Gemeinnützige Fürsorge. 


ß Bergischer Verein für Gemeinwohl. Im Be- 
richt der Handelskammer zu Düsseldorf stattet auch die dor- 
tige Ortsgruppe des Bergischen Vereins für Gemeinwohl über 
ihre T'hätigkeit im Jahre 1892 Bericht ab. Mitgliederzahl und 
Beiträge sind im Verein gegen das Vorjahr zurückgegangen. 
Sie betrugen: 100 (120) und Mk. 5500 (8000). Die Abnahme 
wird darauf zurückgeführt, dass der Staat durch die Arbeiter- 
schutzgesetze die Wohlfahrtspflege selbst in die Hand genom- 
men habe. Als ob nicht noch genug Gebiete wären, auf denen 
die private Wohlthätigkeit angebracht ist. Die Ortsgruppe 
Düsseldorf beschränkte sich im Jahre 1892 auf die Unterstützung 
der Näh- und Flickschulen, der Haushaltungsschule und der 
Volksküche in Grafenberg. Für die 17 bestehenden Nähschulen 
wurden Mk, 1760 aufgewendet, für die Haushaltungsschule 
Mk. 1500, für die Volksküche Mk. 800. Ausserdem wurden 
der Zentral-Arbeitsnachweisestelle Mk. 300 und dem leitenden 
Ausschusse zur Veranstaltung der Volksunterhaltungsabende 
Mk. 200 zugewiesen. Im Winter 1891/92 erhielten zwei Suppen- 
anstalten zusammen Mk. 750. Der „Bürgerfreund“, ein Organ, 
das zur Vertheilung in Arbeiterkreisen als Gegengewicht gegen 
die sozialdemokratischen Bestrebungen bestimmt war, ging ein, 
da das Interesse dafür bei Arbeitern und Arbeitgebern er- 
lahmte und die nothwendigen Zuschüsse zur Deckung der er- 
heblichen Kosten aus den betheiligten Kreisen ausblieben. Das 
frühere Ziel des Vereins, die Beschaffung billiger Wohnungen, 
ist ihm durch die Adersstiftung weggenommen. „Zwischenzeit- 
lich“, heisst es zum Schluss, „hat auch die Regierung durch 
Errichtung der Zentralstelle für Wohlfahrtspflege in Berlin, wie 
durch die einschlägigen Gesetze sich der vom Verein gepflegten 
Bestrebungen angenommen, und damit dürfte in mancher Hin- 
sicht die Wirksamkeit des Vereins für Gemeinwohl überflüssig 
werden.“ Der Bericht trägt trotz seiner Kürze entschieden das 
Gepräge des Greisenhaften. Man erkennt deutlich: hier fehlt 
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jede Fühlung mit der Denkweise der Leute, denen man hel- 
fen will!’ 

Landaufenthalt für bedürftige Näherinnen 
aus Wiesbaden. In Wiesbaden hat ein Komittee Beiträge 
gesammelt, um unvermögenden Näherinnen einen Landaufent- 
halt von einigen Wochen bieten zu können. Die Gaben flossen 
so reichlich, dass eine grosse Anzahl von Mädchen berück- 
sichtigt werden kann. Sie finden im Dörfchen Eppenhain im 
Taunus beim Lehrer Unterkunft. Mehrere sind schon seit 
einigen Wochen dort und werden bald zurückkehren, um an- 
deren Platz zu machen. 

Verein für die Beschäftigung brodloser Ar- 
beiter in Merseburg. Der Verwaltungsbericht des „Ver- 
eins für die Provinz Sachsen und das Herzogthum Anhalt zur 
Beschäftigung brodloser Arbeiter“ für das Jahr 1892 wurde 
soeben ausgegeben und theilt mit, dass den Einnahmen von 
Mk. 28410 Mk. 27 974 Ausgaben gegenüber standen, darunter 
Mk. 26695 Zuschuss zu den Unterhaltungskosten der Arbeiter- 
kolonie Seyda. Letztere schliesst im Ganzen mit Mk. 61263 
Einnahme und Mk. 59173 Ausgabe. Im ganzen Gebiete gab 
es I11 Natural-Verpflegungsstationen mit (i. J. 1892) 547 900 
Wandergästen und Mk. 351800 Ausgabe. Christliche oder Her- 
bergen zur Heimath sind für Bilenburg und die Kreise Lieben- 
werda und Merseburg in Aussicht genommen. Interessant ist 
es, was über die Verpflegungsstationen im Allgemeinen ange- 
führt wird. Danach hat sich das Bedürfniss der Reorganisa- 
tion des Verkehrs auf den Stationen und des Verpflegungs- 
wesens überhaupt geltend gemacht. Es soll namentlich die 
„missbräuchliche Benutzung“ der Stationen beseitigt und die 
Aufbringung der Kosten der Unterhaltung der letzteren „nach 
billigen Grundsätzen“ geregelt werden. Da zu erwarten sei, 
dass diesen Klagen bald auf gesetzgeberischem Wege Rech- 
nung getragen werde, so hat der Minister des Innern dringend 
empfohlen, bis dahin die bestehenden Einrichtungen möglichst 
zu erhalten. 


Krankenpflege. 

Pflegerinnen-Vereinin England. Seit 1887 be- 
steht, wie die Zeitung der Vaterländischen Frauen- und Hilfs- 
Vereine „Deutscher Frauen-Verband“ mittheilt, in England ein 
Pflegerinnen-Verein, der sich die Aufgabe gestellt hat, geschulte 
Pflegerinnen zum Zweck gegenseitiger Unterstützung und Be- 
förderung in ihrer Berufsthätigkeit zu einer geschlossenen 
Körperschaft zu vereinigen. Eine grosse Anzahl von Aerzten 
und Pflegerinnen, sowohl in London als in der Provinz, traten 
bei. Bald aber zeigte sich eine Schwierigkeit in der Konkurrenz 
der sog. wilden Pflegerinnen und gleichzeitig in der Feststellung 
der Bedingungen der Mitgliedschaft. Der Verein konnte nicht 
jede aufnehmen, die sich Pflegerin nannte, denn sehr viele 
Frauen hatten diesen Erwerbszweig ergriffen, ohne eine or- 
dentliche Unterweisung erhalten zu haben; nicht wenige 
waren von Krankenanstalten, wo sie einen Pflegerinnenkurs 
durchmachten, aus den verschiedensten Gründen entlassen 
worden. Einige fanden Zuflucht in Anstalten, die Pflegerinnen 
für Kranke besorgen, und wurden in solcher Eigenschaft in 
Privathäuser gesendet. Die Führung dieser Vermittlungs-An- 
stalten wurde eine Art von Handel, wobei der Besitzer oder 
Leiter ungeübte oder wenig geübte Pflegerinnen billiger als 
andere erhielt. In einem Hospital ist die Pflegeschülerin unter 
beständiger Aufsicht und kann daher kein Unheil anrichten, 
aber wenn in einem Privathause die Pflege in die Hand unge- 
übter Personen kommt, kann der Kranke oft schlimm fahren. 
Der Vorstand des Vereins beschloss deshalb, während einer be- 
grenzten Gnadenfrist solche weibliche Personen, die ihre Befähi- 
gung nachweisen und einen guten Charakter haben, als Mitglieder 
aufzunehmen, wenn sie thatsächlich drei Jahre lang Kranke 
gepflegt hatten; nach Ablauf dieser Frist sollte eine dreijährige 
Hospital-Ausbildung Vorbedingung des Erwerbs der Mitglied- 
schaft sein. Dass dieses Verlangen einer dreijährigen Ausbil- 
dung angemessen sei, hat ein Ausschuss des Oberhauses aus- 
drücklich bestätigt. Da der Verein nicht auf den Beitritt sämmt- 
licher Pflegerinnen rechnen konnte, beschloss man, eine Liste 
aufzustellen, in die sich jede gehörig vorgebildete Person ein- 
tragen lassen und auf die sich jede Eingetragene berufen könnte. 
Auch diese Eintragung hatte eine dreijährige Lazareth-Aus- 
bildung und gute Zeugnisse über den Charakter zur Voraus- 
setzung. Die Leiter der obenerwähnten Vermittlungsanstalten 
für Pflegerinnen fühlten sich natürlich in ihrem Erwerbe sehr 
beeinträchtigt und begannen einen regelrechten Kampf gegen 
den Verein, sie versuchten die Pflegerinnen vom Beitritt und 
von der Einzeichnung in die Listen abzuhalten; ja es kam vor, 
dass Hospitalvorsteherinnen ihren Pflegerinnen geradezu Beitritt 
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und Einzeichnung verboten. Das Publikum stellte sich aber 
auf Seiten des Vereins, und dieser, dem bedeutende Gelder 
zu Pensionszwecken zuflossen, erfuhr eine wesentliche Stärkung, 
als er neuerdings die Rechte einer eingetragenen Genossen- 
schaft erhielt. Ausdrücklich wurde bei dieser Gelegenheit aus- 
gesprochen, dass eine dauernde Vereinigung zum Zwecke einer 
engeren Verbindung zwischen den Pflegerinnen, sowie zur 
Verbreitung richtiger Anschauungen über das Pflegewesen der 
Gesammtwohlfahrt sehr dienlich sein werde. Bereits haben 
sich 2400 Pflegerinnen in die Listen des Vereins einzeichnen 
lassen, und es steht zu erwarten, dass er fortan noch mehr als 
bisher zum Mittelpunkt der englischen Pflegerinnen wird. 
Sanitätswachenin Berlin. Als hervorragender Mangel 
der Berliner Sanitätswachen wird es in Berliner Blättern be- 
zeichnet, dass nur zur Nachtzeit Hülfe geleistet wird, während 
bei Tage die Wachen als solche nicht bestehen. Das Publikum ist 
vielfach der Ansicht, dass die Wachen auch bei Tage in T'hätig- 
keit treten. Das ist eine irrige Meinung, denn die zur Tages- 
zeit geöffneten Sanitätswachen sind Privatverbandstellen, wo 
nur gegen Bezahlung behandelt wird. Daher kommt es, dass 
Verletzte unbekümmert um die Nothwendigkeit einer schnellen 
Hülfe zunächst gefragt werden, ob sie Geld haben. Muss diese 
Frage verneint werden, wie es häufig vorkommt, so werden 
die Hülfesuchenden auf ein städtisches Krankenhaus hingewiesen. 
Ob der Verletzte einer Krankenkasse angehört oder nicht, spielt 
dabei keine Rolle. Dadurch aber kann unter Umständen ein 
Menschenleben auf das Spiel gesetzt werden. Die Wachen 
sollten daher, so wird ausgeführt, mit Anweisung versehen sein, 
auch bei Tage helfend einzugreifen und sich wegen der Kosten 
mit den Kassen bezw. mit der Ortsbehörde in Verbindung zu 
setzen. Manche Heilgehülfen sind selbstlos genug, stets Hülfe 
zu leisten; das müsste aber überall so sein. In Frankfurt 
a. M. funktionirt die Sanitätswache umgekehrt nur am Tage. 


Volksernährung. 


Städtisches Speiseanstalt zu Chemnitz. Wie 
der Verwaltungsbericht der Stadt Chemnitz auf das Jahr 1892, 
der uns soeben freundlichst überreicht wurde, ausweist, besteht 
in dieser Stadt eine kommunale Speiseanstalt, die zwei ver- 
schiedenen Zwecken dient. Einmal dient sie als allgemeine 
Speisehalle, dann aber liefert sie städtischen Instituten (so dem 
Versorghaus, der Zwangsarbeitsanstalt, dem städtischen Arrest- 
haus u. a.), namentlich vertheilt sie auch Essen auf Anwei- 
sungen, die das Armenamt ausstellt. Von den im Jahre 1892 
bei der Mittagsspeisung verabreichten 402446 Portionen kamen 
genau die Hälfte auf solche Anweisungen a 15 Pf., weitere 
68000 Portionen gingen in die verschiedenen obengenannten 
städtischen Anstalten, grossentheils auch zu 15 Pf., dann aber 
auch zu 10 und zu 30 Pf. Im freien Handverkauf setzte man 
49073 Mahlzeiten zu 30, 54779 zu 15 und 21744 zu 10 Pf. 
ab. Im täglichen Durchschnitt betrug der freie Handverkauf 
343 Portionen, die Lieferungen an das Armenamt 551 Portio- 
nen, die Lieferungen an andere städtische Institute 186 Por- 
tionen. Vom November bis März dieses Winters war auch eine 
Abendspeisung eingerichtet, bei der in den beiden letzten Mo- 
naten des Jahres 1892 noch 7083 Portionen im Handverkauf 
und einige wenige auf Anweisung des Armenamts verabreicht 
wurden. Das Institut ist völlig auf sich selbst gestellt, geniesst 
also nur den Vortheil des Grossbetriebs. Für Herstellung der 
Speisen, Gehalte, Miethen und sonstige Kosten wurden 1892 
65,367 Mk. aufgewendet, wogegen die Einnahmen aus Speisen- 
verkauf etc. 70300 Mk, einbrachten, so dass ein Ueberschuss 
von gegen 5000 Mk. erzielt wurde, der zur Amortisation der 
Anstaltseinrichtungen mehr wie ausreichen dürfte. So viel uns 
bekannt, ist Chemnitz neben Freiburg i. Br. (vgl. I. Halbjahr 
dieser Zeitschrift, S. 121) die einzige Stadt, welche eine Speise- 
anstalt selbst unterhält, doch könnten die günstigen Erfah- 
rungen und der grosse Nutzen, den sonstige städtische Einrich- 
tungen aus dem Institut ziehen, auch andere kommunale Ver- 
waltungen veranlassen, ähnliche Anstalten zu errichten. 

Volksspeise- und Kaffeehaus in Köln. Der Köl- 
ner Verein für Volkswohl hat am 30. Juli d. J. seine zweite 
Volksspeisehalle eröffnet. Sie liegt im Norden der Stadt und 
besteht aus zwei Speisesälen, die je 80 Personen Platz bieten, 
nebst zugehörigen Küchen- und Wirthschaftsräumen, sowie 
Wohnung für das Hauspersonal. 


Arbeiterversicherung. 


Städtische Arbeitslosenversicherung in Brüssel, 
Auch ausserhalb der Schweiz (vgl. hierüber I. Halbjahr, S. 133 
dieser Zeitschrift) scheint man sich jetzt an dieser Aufgabe 


versuchen zu wollen. So steht die Brüsseler Stadtbehörde im 
Begriff, eine Arbeitslosenversicherung zu schaffen. Es soll ein 
Fonds gebildet werden, zu dem auch der Arbeiter beiträgt. 
Gegen wöchentlich 40 Centimes soll sich derselbe für die 
Wintermonate gegen Arbeitslosigkeit versichern können und 
bei eintretender Arbeitslosigkeit sollen Ledige 1 Fr. und Ver- 
heirathete 1,50 Frs. den Tag ausgezahlt erhalten. 


Wohnungswesen. 


Bau. von Arbeiterwohnungen' mit Hulfe der 
Versicherungsanstalten. Die Erwägungen, welche 
der Öffenburger Gemeinderath nach unsern Mittheilungen 


in Nr. 29 S. 25 des Il. Halbjahrs gepflogen hat, haben jetzt zu 


einem Beschluss geführt, vorbehaltlich der Genehmigung des 
Bürgerausschusses bei der Versicherungsanstalt Baden ein 
Kapital bis zu Mk. 150000 aufzunehmen, um die Beschaffung 
von Arbeiterwohnungen zu fördern. Die an die baulustigen 


Arbeiter zu bewilligenden Darlehen sollen bis zu 70°%o des | 


pfandgerichtlichen Anschlages des Platz- und Bauwerthes be- 
tragen können. — Auch die Gemeindeverwaltung Bruchsal 
gedenkt den Bau von Arbeiterwohnungen mit Geld der Ver- 
sicherungsanstalt zu fördern. Eine Aufforderung an die Arbeiter, 
ihre Geneigtheit zum Bauen zu erkennen zu geben, ist er- 
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gangen, und je nach der zu erwartenden Betheiligung wird | 


dann der Stadtrath ein Gesuch an den Vorstand der Versiche- 
rungsanstalt und eine entsprechende Vorlage an den Bürger- 
ausschuss gelangen lassen. — Schon im Anfang dieses Jahres 
hatte die Versicherungsanstalt für Oberfranken auf Veran- 
lassung des bayerischen Staatsministeriums bei den Magistraten 
der Städte Bayreuth, Bamberg und Hof angefragt, ob es noth- 
wendig sei, in diesen Orten aus Mitteln der Versicherungs- 
anstalt Arbeiterwohnungen zu erbauen. Das Bedürfniss wurde 
bejaht, aber es scheint der Versicherungsanstalt mit der Sache 
nicht sehr eilig zu sein. Neuerdings hört man, dass sie aus dem 
etwa 1 Million Mark betragenden Activrest Arbeiterwohnungen 
zu bauen gedenkt, doch will sie den Bau nicht selbst betreiben, 
vielmehr nur, wenn sich in jenen Städten Konsortien zur 
Erbauung von Arbeiterwohnungen bilden, diesen um äusserst 
geringen Zinsfuss das nöthige Geld zur Verfügung stellen. 
Dieses Vorgehen ist zwar im Vergleich zu den übrigen baye- 
rischen Versicherungsanstalten, welche ihre Ueberschüsse in 
Staatspapieren und Hypotheken anlegten, zu loben, aber es 
steht zu befürchten, dass sich jene Konsortien nicht bilden, 


oder wenn sie sich bilden, keine unparteiische Verwaltung. der 
zu bauenden Wohnungen erfolgt. Zum mindesten hätten die 
städtischen Verwaltungen sich der Sache annehmen sollen, 
wenn die Versicherungsanstalt, was freilich am nächsten ge- 
legen wäre, den Bau und die Vermiethung nicht selbst in die 
Hand nahm. — Die Versicherungs-Anstalt für das Königreich 
Sachsen hat den Kreishauptmannschaften mitgetheilt, dass 
denjenigen Gemeinden, welche Darlehen bei der Versicherungs- 
anstalt aufnehmen, um Arbeiterwohnhäuser oder Rekonvales- 
zentenheime zu erbauen, der Zinsfuss auf 31/2°/o ermässigt und 
die Unkündbarkeit auf 40 Jahre zugesichert werden, 


Städte als Häuservermietherin England. Die 
Stadtverwaltung besitzt in Liverpool vier Grundstücke, auf 
denen sie kleine Wohnungen erbaut hat und selbst vermiethet. 
Das eine enthält 86 Miethwohnungen mit je drei Räumen, 
164 mit je zwei und 21 mit je einem Raum. Die Baukosten 
betrugen 140000 Mk., die Miethen schwanken zwischen 2 Mk. 
und 5!/» Mk. wöchentlich, die Anlage verzinste sich mit 31/20. 
Ein Block von Arbeiterwohnungen, der 140 000 Mk. zu bauen 
kostete, rentirt mit 4°/o, ein anderer der 325000 Mk. kostete, 
mit 3!/s 0/0. Auf die Dauer von 20 Jahren hat die Stadt über- 
dies ein Grundstück für 360000 Mk. gepachtet, von dem 
sie einen durchschnittlichen jährlichen Reinertrag von 3!/s %o 
bezieht. Dabei könnte die Stadt leicht eine höhere Rente 
erzielen, wenn sie mit ihren Preisen ebenso hoch hinauf ginge, 
wie die andern Hausbesitzer. Ihre Miethen sind um ein Fünftel 
niedriger, als die der umliegenden Grundbesitzer. Seit 1885 
nahm die Stadt 45000 Mk. in wöchentlichen Beträgen an 
Miethzinsen ein und hatte nur einen Ausfall von 140 Mk. 
Die Sterblichkeit war in ihren Häusern nur halb so gross als 
vordem in den Quartieren, wo diese Häuser jetzt stehn. Die 
Birminghamer Stadtverwaltung hat über hundert Arbeiter- 
häuser erbaut, deren Eigenthümerin sie blieb. Die Wohnungen 
sind zu 5 und 6 Mk. wöchentlich vermiethet, und ebensowenig 
wie in Liverpool hat dieses Unternehmen zu einer Belastung 
der Steuerzahler geführt, aber sehr zur Verbesserung der ein- 
zelnen Distrikte beigetragen. Auch Glasgow, das bekanntlich 
vorzüglich verwaltete Schlafhäuser für Arbeiter besitzt, ist 
Eigenthümer von Miethwohnungen, die 400000 Mk. zu bauen 
kosteten. Man sieht aus diesen Beispielen, wie englische Stadt- 
verwaltungen auf praktischem Wege dem Wohnungselend ab- 
zuhelfen suchen, und kann nur wünschen, dass in Deutschland 
die Gremeinden eine gleiche Thätigkeit entwickeln. 
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Die hauswirthschaftliche Ausbildung der 
unbemittelten Mädchen auf dem Lande. 
Von Lehrer A. Schultz in Wampen-Greifswald. 


Im Anschluss an den Aufsatz über die hauswirth- 
schaftliche Ausbildung der Mädchen auf dem Lande 
von Dr. Kamp in’ Nor 9 und 10 (1! Halbj. °S..76 £. 
u. 84 f.) dieser Blätter sei es mir gestattet, folgende 
Beobachtungen und Vorschläge mitzutheilen. 

In Pommern scheint das Bedürfniss nach beson- 
deren hauswirthschaftlichen Anstalten nicht vorhanden 
zu sein. Die wohlhabenderen Bauern finden schon 
privatim Gelegenheit, für die Ausbildung ihrer Töchter 
zu sorgen. Einmal haben sie selbst einen Wirth- 
schaftsbetrieb, in welchem die letzteren zunächst 
lernen, was die Mutter selber versteht. Sodann gibt 
es hier zahlreiche Besitzungen, auf welchen junge 
Mädchen einzeln die fremde Wirthschaft erlernen. 
Endlich ist nach den so ausgebildeten Bauerntöchtern 


eine sehr reichliche Nachfrage, so dass die weitere 
Vervollkommnung gesichert ist. Dieser praktischen 
Ausbildung geht die theoretische meistens in der 
städtischen Volksschule voran. In der letzteren wird 
heute nicht nur Handarbeitsunterricht ertheilt, sondern 
auch in allen Unterrichtsgegenständen, wo es angeht, 
auf die dereinstige hauswirthschaftliche Thätigkeit der 
Mädchen Rücksicht genommen. Ein besonderer Kursus 
zur Ausbildung im vorschriftsmässigen Waschen und 
Plätten oder zur Befähigung der selbständigen An- 
fertigung eines einfachen Hauskleides pflegt die wirth- 
schaftliche Ausbildung zu beschliessen. Sollten die so 
erworbenen Kenntnisse doch lücken- und mangelhaft 
bleiben, was ich allerdings aus der Praxis her nicht 
habe beklagen hören, so dass die Einrichtung von 
besonderen Haushaltungsschulen wünschenswerth wäre, 
so ist gegen die vorgeführten Anstalten an sich ge- 
wiss nichts einzuwenden. Aber dass dieselben nicht 
annähernd die soziale Bedeutung haben, wie die Sorge 
für die hauswirthschaftliche Ausbildung unbemittelter 
Landmädchen kann doch wohl kaum bestritten werden. 
Diesen Mädchen bleibt nicht nur die Haushaltungs- 
schule verschlossen, wie Herr Dr. Kamp richtig be- 
merkt, sondern ihnen wird heute überhaupt kein 
nennenswerther wirthschaftlicher Unterricht zu Theil. 
Sie besuchen die Dorfschule und dienen, bis sie hei- 
rathen. Wenn sie nicht während ihrer Dienstzeit Ge- 
legenheit hatten, in geordneten Häuslichkeiten mitzu- 
wirken — und das ist nur bei wenigen der Fall — 
so übernehmen sie gänzlich unvorbereitet die Pflichten 
einer Gattin und Mutter. Da findet man denn ganze 
Dörfer, in welchen die Kinder entweder nur in neuen 
oder zerrissenen, selten in geflickten Kleidern zur 
Schule kommen; ja selbst das Stricken der Strümpfe 
wird für manche Familien von Stiftsfrauen in der Stadt 
besorgt. Die Uhnreinlichkeit und Unordnung in den 
meisten Tagelöhnerwohnungen, die jeder Beschreibung 
spottet, befördert nicht nur eine ungemein schnelle 
Abnutzung der Kleidung, sondern hat auch schwer- 
wiegende hygienische Nachtheile im Gefolge. Wie 
man praktische Einkäufe macht, wann man am besten 
diese, wann jene Nahrungsmittel zu kaufen hat, wie 
man eigene Produkte am vortheilhaftesten für den 
Verkauf zurichtet und verwerthet: davon haben die 
Frauen allgemein wenig Ahnung. Einen Ueberschlag 
über Einnahmen und Ausgaben habe ich nirgends 
gefunden. Und wie erbärmlich ist’s erst um die Koch- 
kunst bestellt! Kurz: Die heutige bezügliche Praxis 
ist so unhaltbar, der dadurch hervorgerufene soziale 
Schaden so gross, dass Wandel geschaffen werden 


muss. Die Bestrebungen Dr. Kamp’s und seiner Freunde, 
„allen Landmädchen ländlich hauswirthschaftlichen 
Unterricht zugänglich zu machen,“ sind darum höchst 
anerkennenswerth. Nur möchte ich im Interesse der 
Mädchen befürworten, dass im allgemeinen die Be- 
dürfnisse der eigenen Haushaltung in den Vordergrund 
zu stellen sind, weil in den wenigsten Gegenden neben 
derselben auch häuslich-gewerbliche Beschäftigung 
von den Frauen ausgeübt wird. 

Meine Vorschläge, die im Sinne dieser Blätter 
auf praktischen Erfahrungen aufgebaut sind, würden 
dahin gehen, vorderhand zu erstreben, dass die Land- 
mädchen während der schulpflichtigen Zeit 1. zweck- 
mässigen Handarbeitsunterricht erhalten, 2. einfachste 
Buchführung üben, 3. eine kräftige, gesunde, wohl- 
schmeckende Speise aus den ihren Verhältnissen mög- 
lichen Mitteln anrichten lernen und 4. Gelegenheit 
haben, den Sinn für Ordnung und Reinlichkeit prak- 
tisch zu erproben. Auf den Handarbeitsunterricht an 
dieser Stelle näher einzugehen, muss ich mir wegen 
des knapp bemessenen Raumes leider versagen. Aber 
unterlassen darf ich es nicht, auf das nothwendigste 
Erforderniss hinzuweisen: dass auch in Landschulen 
der weibliche Handarbeitsunterricht von geprüften 
Handarbeitslehrerinnen ertheilt werde. Denn zugestan- 
den, dass sämmtliche Lehrerfrauen und Töchter, in 
deren Händen jener Unterricht zum grössten Theil 
heute liegt, selbst vorzügliche Arbeiten fertigen, — 
diese Frauen und Mädchen sind damit keineswegs 
befähigt, anderen ihre Fertigkeiten beizubringen. Die 
geprüfte Lehrerin könnte vielleicht vorläufig mehrere 
Schulen mit Unterricht versorgen und die Landge- 
meinden müssten die Verpflichtung übernehmen, die- 
selbe mindestens in den Wintermonaten zu fahren. 
Ebenso wichtig ist die Beschaffung der für den Unter- 
richt erforderlichen Materialien. Wo diese den Eltern 
unmöglich ist, möchte ich vorschlagen, die Schulkassen 
unter der Bedingung dazu zu veranlassen, dass die 
von den Kindern angefertigten Arbeiten zum Besten 
der Schulkassen verwerthet werden; dann dürften diese 
sich jedenfalls nicht verschliessen. Eine Belehrung über 
einfache Buchführung habe ich in der einklassigen 
Schule zu Bussin bei Cummerow gut bewährt gefun- 
den. Der dortige, sich sehr für Wirthschaftslehre des 
Arbeiterstandes interessirende Lehrer Pennse ver- 
sicherte mir, dass die Buchführung, ohne den Unter- 
richtsbetrieb zu stören, im Anschluss an die Rechen- 
stunde sehr gut eingeführt werden könnte. In der 
Oberstufe hatte jedes seiner Schulmädchen ein Heft- 
chen angelegt, in welchem die Einnahmen und Aus- 
gaben ihrer Eltern gebucht waren. Die Kontrole 
wurde wöchentlich einmal vom Lehrer gepflegt. Die 
Eltern hatten anfangs Protest erhoben gegen „die 
Dreistigkeit des Lehrers“, in ihre wirthschaftlichen 
Verhältnisse Einsicht nehmen zu wollen, waren ihm 
jedoch später, als sie selber heilsame Folgen spürten, 
dankbar für sein Vorgehen. Selbstverständlich ist hier 
mit grösster Vorsicht zu verfahren; die geringste Takt- 
losigkeit seitens des Lehrers würde das Vertrauen der 
Leute erschüttern und den gewünschten Erfolg in 
Frage stellen. 

Wo aber sollen die Mädchen das Kochen erler- 
nen? Ich habe an die Lehrerfrauen gedacht. Ihre Küche 
ist heutzutage ja leider meistens noch so schmal -be- 
rechnet, dass sonst in geordneten Verhältnissen lebende 
Arbeiterfrauen es ihnen annähernd nachzuthun ver- 
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| mögen. Es handelt sich nur um den guten Willen der 


Landlehrerfrauen, ob sie den Landleuten eine Wohl- 
that erweisen wollen. Ich meine, wenn die Lehrerfrau 
etwa an drei Tagen in der Woche abwechselnd zwei 
von den grösseren Schulmädchen während der Berei- 
tung der Mittagsmahlzeit zu Hülfe nähme, könnte sie 
sich grossen Dank erwerben. Nicht allein, dass die 
Kinder für die Praxis ihres eigenen Lebens wichtige 
Lehren mitnähmen; sondern die Mütter würden sich 
von anstelligen Kindern mit dem frisch Gelernten be- 
lehren lassen. Dass jene gerne zulernen wollen, habe 
ich aus ihrem eigenen Munde gehört, wenn sie bei 
Arbeitsgelegenheiten eine einfache Mahlzeit kosteten 
und sich nach Billigkeit, Zubereitungsweise und Zweck- 
dienlichkeit bei meiner Frau angelegentlichst erkun- 
digten. Zugleich nehmen die Kinder Einsicht in die 
Küchenordnung, welche, wenn sie im elterlichen Hause 
eingeführt wäre, dort viel Zeit und Mühe ersparen 
würde. Wenn die Mädchen erst einige Anleitung er- 
halten haben, erwächst der Frau auch eine wirkliche 
Hülfe, so dass ihre Mühe schon durch die Einrichtung 
selbst ihren Lohn fände. Wo die oben geforderte 
Handarbeitslehrerin schon vorhanden ist, könnte dieser 
Nothbehelf wohl leicht durch Einrichtungen ersetzt 
werden, welche einen umfassenderen Koch- und Wirth- 
schaftsunterricht seitens der letzteren ermöglichten. 
Um endlich den Sinn für Ordnung und Reinlich- 
keit zu üben, dürfen wir zunächst die Sitte, nach 
welcher grössere Schulmädchen auf dem Lande die 
Schulstube reinigen, nicht abschaffen (? Redaktion); 
aber Bedingung ist, dass keine Reinigung, die natür- 
lich regelmässig zu geschehen hat, ohne Aufsicht 
einer sachkundigen Person ausgeführt werde. Auch 
der Garten des Lehrers sei nicht nur äusserlich ein 
Muster für die übrigen Dorfbewohner; sondern man 
lasse die grossen Mädchen möglichst sehen oder 
selbst mitwirken, wenn das Gemüse gesäet und ge- 
pflegt wird. Zu empfehlen ist, dass der Lehrer zuweilen 
Gelegenheit nehme, auch in Gegenwart der Knaben 
saubere Handarbeiten der Mädchen zu loben, eine 
sinnige Ausschmückung der Schulstube, peinliche Ord- 
nung der Sachen älterer Mädchen anzuerkennen. Der- 
gleichen spornt zu neuem Eifer an. Wenn man im 
Unterricht auf die weiteren Pflichten der Hausfrau 


. Rücksicht nehmen will, gibt es eine Menge Kapitel 


z. B. Behandlung der Lampe, Pflege der Zähne, Ge- 
sundheitsregeln beim Essen, Schonung der Augen, 
Heizen der Oefen, Kochen und Backen u. s. w., welche 
sich sehr wohl in den Unterrichtsplan einfügen lassen. 

So lange wir aber noch auf Haushaltungsschulen 
für arme Landmädchen verzichten müssen, wäre wenig- 
stens die Uebertragung der Volksunterhaltungsabende 
auf das Land zu erstreben. Gewiss würde sich auf 
diesen Abenden Gelegenheit bieten, auch Hauswirth- 
schaftslehre mit Frauen und Töchtern zu besprechen. 
Die Freunde des Volkes und Vaterlandes sollten eben 
nie versäumen, wo es irgend fruchten könnte, darauf 
hinzuweisen, wie wichtig es ist, die ländliche Arbeiter- 
frau mit den nothwendigen Fertigkeiten und’ Kennt- 
nissen zu versorgen, welche sie befähigen helfen, ihr 
Heim zu einem friedlichen, gemüthlichen, sorgenfreien 
zu gestalten. Wenn dann die Frauen ihre Pflichten 
zu üben im Stande sind, gebe man ihnen auch die 
nöthige Zeit dazu. Dann können wir versichert sein, 
ein gut Theil zur Lösung der sozialen Arbeiterfrage 
auf dem Lande beigetragen zu haben. 


Nothstand und Armenpflege in Crefeld. 


Wohl in keiner andern Stadt Deutschlands hängen 
die allgemein-wirthschaftlichen Verhältnisse der Bevölke- 
rung so ausschliesslich von dem Gedeihen eines einzelnen 
Industriezweiges ab, wie in Crefeld von der Sammt- und 
Seideweberei. Demzufolge ist auch in keiner andern Stadt 
Deutschlands der Wechsel in den nothwendig werdenden 
Armenausgaben so gross. Gerade in den letzten Jahren 
hat nun Crefeld eine noch nie dagewesene Krise durch- 
gemacht, über welche der soeben erschienene „Bericht 
der städtischen Armen-Deputation über ihre Wirksamkeit 
in den Jahren 1888/89 bis 1892/93“ ebenso interessante 
als traurige Mittheilungen macht. 

„Jede andere Betrachtung, so heisst es da, tritt un- 
willkürlich zurück gegen den Eindruck, dass unsere Stadt 
seit Menschengedenken keinem ähnlich verhängnissvollen 
Nothstand unterlegen ist, wie in den letzten Jahren. 
Unsere Armenpflege hat noch nie eine Zeit erlebt, in 
der mit moralischer Einwirkung, mit dem Hinweis auf 
Fleiss, Betriebsamkeit und Selbsthülfe so wenig anzu- 
fangen war, wie diesmal. Die Thatsachen spotteten förm- 
lich der bewährtesten Erfahrungen. .... Die Gesammtlage 
wird beherrscht durch den Uebergang der Seiden- und 
Sammt-Industrie von der Hausarbeit zum mechanischen 
Betrieb. 1882, 1887, 1892 waren für Crefelder Fabri- 
kanten 16483, 11782, 10173 Seidenstoff-Handstühle 
und 18353, 14 767, 3593 Sammtstoff-Handstühle beschäf- 
tigt, von denen allerdings ein grosser Theil sich in den 
Wohnungen der Weber auf dem Lande befindet. Die 
Zahl der mechanischen, durch Dampfkraft geführten 
Webstühle hat in den genannten Jahren für Seidenstoff 
485. Ion und. 265% star, seidensammit, 371, 2298 und 
2157 betragen. Jeder dieser Stühle ersetzt bei Seiden- 
stoff die Erzeugung von 3, bei Sammt diejenige von 8 
bis 12 Handstühlen. So kommen bei mittlerem Geschäfts- 
gang naturgemäss Tausende von Arbeitskräften ausser 
Beschäftigung. Nach mehrjährigem Kampf ist bei Sammt 
dieser ungesunde Zustand mit dem vollständigen Unter- 
gang der Hausindustrie in allen Artikeln, die bisher über- 
haupt auf dem mechanischen Webstuhl hergestellt werden 
können, beseitigt, während er bei Seidenstoff, wenn auch 
in vergleichsweise leichterer Form, fortdauert. Am meisten 
litten natürlich die zahlreichen Weberdörfer der Umgebung 
von Crefeld, Viersen und Lobberich, in denen die Weberei 
viel mehr als die Landwirthschaft die Hauptbeschäftigung 
der Einwohner bildet. Doch wussten sie einen erheblichen 
Theil ihrer arbeitslosen Bevölkerung auf unsere Stadt, 
den Mittelpunkt des Industriebezirks, in der die Arbeits- 
gelegenheit doch immer noch besser vorhanden als auf 
dem Lande, abzuschieben. Die Bevölkerung Crefelds ist 
von dem letzten Jahr der Periode 1878/83 bis 1889/90, 
also in 7 Jahren, von 80940 auf 106626, d. h. um 
25686 oder 32°/o gestiegen. Mit ganz geringen Aus- 
nahmen besteht der Zuwachs aus verarmten Webern der 
Hausindustrie mit zum Theil sehr zahlreicher Familie, 
die ihren städtischen Berufsgenossen schwere Konkurrenz 
bereiteten und ein Angebot von billigerer Arbeitskraft 
machten, für das ganz und gar kein Bedürfniss vorhanden 
war. Selbstredend ist auf dem Höhepunkt der Krisis das 
Verhältniss umgeschlagen. An Stelle der Vermehrung ist 
in den letzten drei Jahren eine Verminderung der Be- 
völkerung von 106 626 auf 105 427 getreten. Die Bau- 
thätigkeit ruhte fast vollständig, der Preis von Grund 
und Boden sank beträchtlich, und die Zahlungsunfähig- 
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keit zahlreicher Bauhandwerker und Bauspekulanten war 
die nicht abzuwendende Folge... Durch den Nothstand 
wurde mit nicht allzu häufigen Ausnahmen fast der ge- 
sammte Arbeiterstand in Mitleidenschaft gezogen. Tau- 
sende und Abertausende hatten nur 1/3 bis !/g ihres ge- 
wöhnlichen Verdienstes und mussten Wochen und Monate 
auf in Aussicht stehende Webeketten warten. Wie viele 
der Weber auf diese Weise Gefahr liefen, der Armenpflege 
zu verfallen, weiss Jeder dem die Erfahrung nahegetreten 
ist, dass der Vermögenslose nur dann Kredit hat, wenn 
er in fortlaufender Arbeit steht... Auf jenem Höhepunkt 
der Krise war .die Arbeitslosigkeit bei Webern und Tage- 
löhnern so gross, dass die Stadtverordneten sich ge- 
zwungen sahen, für eine andauernde Beschäftigung be- 
trächtliche Mittel zu bewilligen. Vom September 1891 
bis April 1892 sind auf diese Weise 500 Arbeiter im 
städtischen Dienst auf Wegen, in Sandgruben und mit 
Mattenflechten beschäftigt gewesen. Die Auswahl der Ar- 
beiter ist mit grosser Vorsicht geschehen. Von einer 
Familie wurde nie mehr als ein Glied beschäftigt und 
darauf gesehen, dass die Arbeit mit Fleiss vollführt und 
nicht als eine Spielerei auf Kosten der Stadt angesehen 
wurde. Mit anderen Worten, die Gewährung von Noth- 
stands-Arbeit ist nach den Grundsätzen individualisirender 
Armenpflege geschehen“. 

Die Steigerung der Armenpflege-Ausgaben bemisst 
sich am besten, wenn man das Jahrfünft 1883/88 mit 
dem folgenden 1888/93 vergleicht. Die Ausgaben der offe- 
nen Armenpflege betragen dort im jährlichen Durchschnitt 
Mk. 186054, neuerdings dagegen jährlich Mk. 289 294, 
was einem Wachsthum um 55°/o gleichkommt. Noch 
drastischer tritt die Vermehrung der Armenlast hervor, 
wenn man die Jahre 1887/88 mit Mk. 189259 und 
1892/93 mit Mk. 379 992 mit einander vergleicht; sie be- 
trägt nahezu 99°. In der gleichen Zeit hat sich die Be- 
völkerung nur um 5°/o vermehrt, oder, wenn man die 
Durchschnitte der Jahrfünfte vergleicht, um 15°/o. Am 
meisten sind die Baar- und Mieths-Unterstützungen ge- 
wachsen, es mussten auch viel mehr Kohlen vertheilt 
werden, für Bekleidung und Lehrmittel an Schulkinder 
gab man doppelt so viel aus als früher, selbst in der 
Pflege der Hauskranken haben die Ausgaben in erheb- 
lichem Masse zugenommen. Dass in den beiden letzten 
Jahren andern Gemeinden für Unterstützung von Armen, 
die nach Crefeld zuständig waren, das Doppelte und 
mehr der früheren Beträge erstattet werden musste, 
(1892/93 Mk. 18535 gegen 1889/90 Mk. 7594), be- 
weist, dass zahlreiche Familien sich dem Nothstande in 
Crefeld zu entziehen suchten, aber auch anderwärts ihren 
Unterhalt nicht zu erwerben vermochten. Es ist sehr be- 
zeichnend, dass in derselben Zeit in der geschlossenen 
Armenpflege zwar die Ausgaben etwas gestiegen sind, 
dagegen weder in der Kinderpflege, noch in der Pflege 
alter Leute eine besondere Vermehrung der Pfleglinge 
eingetreten ist; sie hielt sich durchaus in den Grenzen 
der Bevölkerungszunahme. Eine gewisse Illustration zum 
Nothstand liefert auch die Thatsache, dass in der Volks- 
küche in früheren Jahren nur 56, neuerdings aber 75 
und 79°/o aller verabreichten Essensportionen auf Rech- 
nung der Armenverwaltung ausgegeben wurden. 

Selbstverständlich hat der Nothstand an die Cre- 
felder Armenpflege schwere Anforderungen gestellt. „Nach 
unseren Wahrnehmungen“, so sagt der Bericht, „können 
wir mit Bestimmtheit bezeugen, dass die Organe unserer 
Armenpflege im grossen Durchschnitt ihre Pflicht getreu 
erfüllt haben.“ Ueber die Betheiligung der Pfleger an 


ihren Obliegenheiten ist in dieser Zeitschrift, II. Halbjahr, 
S. 31 f. berichtet. Die Armen-Deputation schreibt: „Ausser 
Krankheit, Abwesenheit aus der Heimath und besonderer 
dringender Verhinderung ist kaum ein Pfleger nicht zur 
Stelle gewesen. Ein überzeugenderer Beweis für den Eifer 
und die Pflichttreue, mit der unsere Organe dem ihnen 
durch das Vertrauen der Mitbürger übertragenen Ehren- 
amt gerecht werden, dürfte nicht gefunden werden kön- 
nen.“ Ebenso .schwierig wie die Aufgaben, welchen die 
Armenpflege während des Nothstandes gegenüberstand, 
sind die jetzt an sie herantretenden. Zwar ist eine Besse- 
rung in der „leider gar zu einseitigen“ Industrie Crefelds 
eingetreten, ungewiss aber ist, ob sie von Dauer sein 
wird. „Manche Familien sind inzwischen derart verarmt, 
dass Jahre erforderlich sein werden, um sie wieder auf 
den früheren Stand zu heben. Die Demoralisation, die 
sich so leicht als Folge der öffentlichen Unterstützung 
herausbildet, erfordert die ganze Thatkraft der verschie- 
denen Instanzen der Armenpflege, um in ihre Schranken 
zurückgewiesen zu werden.“ 


Notizen. 


Erziehung. 


Zwangserziehung und Landarmenverband. 
Aus den jetzt gedruckt vorliegenden Protokollen über die 
Aprilsitzung des hannöverschen Provinzialausschusses theilt der 
„Hann. Cour.“ über die Verhandlungen wegen der prinzipiell 
wichtigen Frage, betreffend die Uebernahme der der Provinz 
erwachsenden Kosten für Zwangserziehung verwahrloster Kin- 
der auf den Landarmenverband, Nachstehendes mit. Der Re- 
ferent, Schatzrath v. Wersebe, führte aus, dass für diese, in 
einer früheren Sitzung von dem Landrath Tilemann angeregte 
und dem Landesdirektorium zur Prüfung überwiesene Frage 
zunächst das Gesetz vom 13. März 1878 wegen der Unter- 
bringung verwahrloster Kinder massgebend sei. $7 a.a. O. 
bestimme, dass die Provinzialverbände — also nicht die Land- 
armenverbände — auf Grund des Beschlusses des Vormund- 
schaftsgerichts diese Unterbringung herbeizuführen verpflichtet 
seien, während $ 12 den Provinzialverbänden die Befugniss 
beilege, zur Bestreitung der Kosten die ihnen aus der Staats- 
kasse gewährten Dotationsrenten und Fonds zu verwenden. 
Es komme ferner in Betracht $ 29 des preussischen Ausfüh- 
rungsgesetzes über den Unterstützungswohnsitz vom 8. März 
1871, nach welchem die zur Erfüllung der Verpflichtungen der 
Landarmenverbände aufzubringenden Kosten auf die betreffen- 
den Kreise nach dem Massstabe der in ihnen aufkommenden 
direkten Steuern vertheilt werden sollen, insofern nicht die 
Vertretung des Landarmenverbandes mit Genehmigung der 
Minister des Innern und der Finanzen eine andere Aufbringungs- 
weise beschliesse. Schliesslich seien noch zu berücksichtigen 
die $$ 105 und 106 der Provinzialordnung, welche über die 
Ausschreibung von Provinzialabgaben Bestimmung träfen. Un- 
zweifelhaft handele es sich nun hinsichtlich der durch die 
Zwangserziehung erwachsenden Kosten um eine Provinziallast, 
doch lasse sich nicht verkennen, dass die Kosten in einen 
inneren Zusammenhange mit den Landarmenverbandsausgaben 
ständen. In der Provinz Brandenburg habe man Zwangser- 
ziehungs- und Landarmenverbandskosten zusammengeworfen; 
es bestehe daselbst aber kein besonderer Beitragsfuss für die 
Aufbringung der Landarmenbeiträge, sondern die Kosten wür- 
den im Wege der Provinzialsteuer eingezogen. Nach der An- 
sicht des Landesdirektoriums sei es streng genommen unzu- 
lässig, die Zwangserziehungskosten auf den Landarmenverband 
zu übernehmen, dasselbe neige aber der Ansicht zu, die Ent- 
scheidung der Frage lediglich dem Provinzialausschusse über- 
lassen zu sollen. In der nun folgenden Debatte hatte Bürger- 
meister Lichtenberg kein Bedenken, die Zwangserziehungskosten 
auf den Landarmenverband zu übernehmen. Dagegen hob Ober- 
bürgermeister Struckmann hervor, dass die Zwangserziehungs- 
kosten sich als eine Landarmenlast entschieden nicht charak- 
terisirten. Dieselben stellten lediglich eine Last der Provinz 
dar, für welche man sich, wenn die übrigen Einnahmequellen 
versagten, im Wege der Provinzialsteuer Mittel zu beschaffen 
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habe. Nach der Ansicht des Redners ist die Uebernahme der 
Kosten auf den Landarmenverband nicht zulässig. Der Vor- 
sitzende, Oberbürgermeister Lauenstein, schloss sich diesen 
Ausführungen an und sprach die Ueberzeugung aus, dass alle 
Kreise, welche in solcher Weise zur Deckung der Zwangs- 
erziehungskosten herangezogen würden, das Recht hätten, die 
Zahlung abzulehnen. Auch würden dieselben in der Lage sein, 
dies Recht im prozessualischen Wege geltend zu machen. Er 
könne nicht wünschen, dass der Provinzialausschuss einen Be- 
schluss fasse, welcher mit den gesetzlichen Bestimmungen im 
Widerspruch stehe. Schatzrath v. Rössing glaubte, dass nichts 
im Wege stehe, die Zwangserziehungskosten auf dieselbe Weise 
zu erheben, wie solches gegenwärtig rücksichtlich der Land- 
armenbeiträge der Fall sei. Bei der stetigen Zunahme der An- 
forderungen an die Provinzialverwaltung müsse man Gewicht 
darauf legen, sich alle nur irgend möglichen Erleichterungen 
zu verschaffen. Der Ausweg, die Kosten auf den Landarmen- 
verband zu übernehmen, sei ihm daher sehr sympathisch. 
Sollte man demnächst bei den Zahlungspflichtigen auf Wider- 
stand stossen, so werde man andere Wege einschlagen müssen. 
Der Versuch könne aber erst gemacht werden; auch sei nicht 
zu erwarten, dass die Königliche Staatsregierung Schwierig- 
keiten entgegenbringen werde. Dagegen machte Oberbürger- 
meister Struckmann geltend, dass die Landarmenverbände neben 
den Provinzialverbänden bestehen geblieben seien. Wenn beide 
sich auch materiell deckten, so seien sie doch juristisch streng 
auseinanderzuhaltende Korporationen, und die für die Land- 
armenverbände erlassenen Bestimmungen seien noch in Giltig- 


| keit. Er müsse sich der Meinung des Vorsitzenden anschliessen, 


dass es nicht rathsam sei, den Ausschuss in die Lage zu 
bringen, auf den Weg des Prozesses sich zu begeben. So lange 
keine Provinzialsteuer ausgeschrieben sei, habe kein Kreis 
die Verpflichtung, etwas zu bezahlen. Schliesslich äusserte sich 
Landrath Tilemann dahin, dass er seinerzeit die Frage ange- 
regt habe, weil er einen Weg zu finden wünsche, die Provin- 
zialsteuer möglichst lange hinauszuschieben; dass er auch die 
von den einzelnen Kreisen zu fordernde Mehrleistung nicht 
als gross ansehen könne und daher auf dem Standpunkte 
des Bürgermeisters Lichtenberg und Schatzraths v. Rössing 
stehe. — Bei der Abstimmung wurde mit Stimmenmehrheit be- 
schlossen, vom Rechnungsjahre 1894/95 an die Zwangser- 
ziehungskosten auf den Landarmenverband zu übernehmen und 
dieselben in der bisher üblichen Weise durch die Kreise mit 
aufbringen zu lassen. 


Schulwesen. 


Realschule und Volksschule in Elmshorn. Es 
ist eine häufige Erfahrung, dass kleinere Städte sich beeilen, 
in den Besitz höherer Schulen zu gelangen, ohne vorher ihr 
Volksschulwesen in befriedigender Weise geordnet zu haben. 
So gibt sich Elmshorn viel Mühe seiner Realschule wegen und 
muss es sich gefallen lassen, von der Regierung auf Missstände 
in seinem Volksschulwesen verwiesen zu werden, die allerdings 
die Frage nahelegen, warum man eine höhere Schule unter- 
hält, wenn die Elementarschulen so dürftig sind. Man habe, 
so führt die Verfügung der Regierung, mit Bezug auf das 
Volksschulwesen in Elmshorn, aus, zwar zwei neue Schulge- 
bäude geschaffen, auch ein neues Gehaltsregulativ für die 
Lehrer eingeführt, aber in einzelnen Unterklassen sei die 
Schülerzahl, welche bei mehrklassigen Schulen sechzig nicht 
übersteigen dürfe, auf achtzig gewachsen und nehme noch 
fortdauernd zu. Auch sei man beim vierstufigen Schulsystem 
stehen geblieben, während man längst schon wenigstens zum 
fünfstufigen hätte übergehen müssen. Die Stadtverwaltung will 
den Ausstellungen der Regierung nunmehr Abhilfe schaffen, 
aber jedenfalls müsste einer Stadt von über 10000 Einwohnern 
gegenüber noch viel energischer, als es die Regierung that, 
auf eine ordnungsgemässe Gestaltung des Volksschulwesens 
gedrungen werden. 


ß Kochunterricht in Londoner Volksschulen. 
Die erste Anregung, in den Londoner Volksschulen das Kochen 
als Unterrichtsgegenstand einzuführen, stammt aus dem Jahre 
1874. Im folgenden Jahre wurden 2 Klassenräume hergerichtet, 
um ältere Schülerinnen zu unterrichten. 1878 beschloss man 
in dazu geeigneten städtischen Schulen inmitten der Höfe 
Schulküchen (sog. „centres“) zu erbauen. Sie bestehen ge- 
wöhnlich aus: 1. einem amphitheatralisch gebauten Klassen- 
raum (21 X 18°), worin sich ein Demonstrationstisch, ein Gas- 
ofen, ein Bratofen, ein offener Sparherd, ein Küchentisch und 
sonstige Geräthschaften, wie sie zur einfachen Küche gehören, 
befinden; 2. einem Scheuerort und 3. einem Ausguss. Die neu- 


erbauten „Centres“ haben noch ein Waschhaus. März 1892 
bestanden 89 „Centres“ und jetzt sind bereits wieder Neu- 
bauten gesichert. Manche der bestehenden waren früher alte 
Klassenräume gewesen, die für den neuen Zweck hergerichtet 
wurden; in acht Schulen wurde der Kochunterricht in den 
Klassen selbst ertheilt. Der Lehrerstab dieses Unterrichtes be- 
trug Ende März 1892 zusammen 4 Inspektoren, 96 dauernd 
und 17 probeweise angestellte Lehrerinnen. Darüber hinaus 
sind noch 3 FErsatzlehrerinnen ernannt, die, falls eine der 
Lehrerinnen verhindert ist, ihren Platz einnehmen oder auch 
Beihülfe leisten. Alle Mädchen, die Il Jahre alt und älter 
sind, sowie alle, die in Stufe IV oder darüber und schon 10 
Jahre alt sind, müssen dem Unterricht jährlich in mindestens 
20 Stunden beiwohnen. Der Kursus beträgt 22 Stunden in 
praktischem Kochen; 4 Kurse werden während eines Jahres 
ertheilt. Nicht mehr als 24 Schülerinnen sollen bei einer Unter- 
richtsstunde zugegen sein. Auch den tauben und stummen 
Mädchen hat man angefangen Kochunterricht zu ertheilen und 
zwar mit grossem Erfolg. Die Kinder aus nichtstädtischen 
Schulen haben die Erlaubniss, soweit es der Raum gestattet, 
am Kochunterricht theilzunehmen. Dafür müssen sie 4 sh. für 
einen Kursus von 22 Stunden, die sich auf ebensoviel Wochen 
vertheilen, zahlen. Im Jahre 1891 haben 176 solche Schüle- 
rinnen hiervon Gebrauch gemacht. Für regelrechten und pünkt- 
lichen Besuch werden Preise vertheilt, jedoch nur an Kinder 
städtischer Schulen. Die „Centres“ sind in der Regel Morgens 
und Nachmittags (ausgenommen Sonnabend Nachmittags) offen. 
Die gekochten Speisen werden verkauft — gewöhnlich an die 
Kinder oder Lehrer der betreffenden Schule. Im letzten Jahre 
brachte das einen Reinertrag von gegen £ 110 (Mk. 2200). 
In der Woche, die mit dem 18. März 1892 abschloss, gab es 
15566, die sich zum Unterricht im Kochen gemeldet hatten, 
13619 davon waren thatsächlich anwesend. Diese Zahlen reprä- 
sentiren etwa die Hälfte der Kinder, die innerhalb eines Jahres 
Kochunterricht geniessen. Kinder, die während eines Schul- 
jahres mindestens an 40 Stunden praktischen Kochunterrichts 
theilgenommen und in nicht weniger als 20 Stunden selbst ge- 
kocht haben, erhalten vom Education Department den Betrag 
von 4 sh. Die Zahl der Kinder, die dieser Vergünstigung theil- 
haftig wurden, betrug in den letzten Jahren: 1889: 15154, 
1890: 16039, 1891: 13859, 1892: 10 985. Die Verminderung der 
beiden letzten Jahre, trotz Vermehrung der Schulen, ist darauf 
zurückzuführen, dass das Education Department jetzt eine wört- 
liche Erfüllung der von ihm gestellten Bedingungen verlangt. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Fortbildungsschulzwang für Kaufmannslehr- 
linge. Zu diesem Gegenstand erhalten wir nachfolgende Zu- 
schrift: „Öppeln, den 2. August 1893. Meine Ausführungen in 
No. 27 Ihrer geschätzten Zeitschrift sind, wie ich aus Ihrer 
Zusatznote sowie aus den Bemerkungen Ihres Herrn X-Korre- 
spondenten ersehe, in einem Punkte missverstanden worden. 
Ich bemerkte zu Beginn des Absatzes 3, dass mir kein Fall 
bekannt sei,in dem die kaufmännischen Lehrlinge ohne Weiteres 
in die sog. Handwerker-Fortbildungsschule eingereiht seien, 
Sie und Ihr Herr Korrespondent korrigiren mich dahin, dass 
seit 1. Oktober 1891 eine ganze Reihe von Städten besondere 
Handelsklassen oder Handelsschulen auf obligatorischer Grund- 
lage errichtet haben und dass dieser Schulzwang im Gegensatz 
zu meinen Ausführungen unerlässlich sei. Diese letzterwähnte 
Thatsache und Ansicht ist mir nicht ganz fremd, da ich in 
meiner amtlichen Eigenschaft in den letzten 2 Jahren ungefähr 
in 20 Städten meines Bezirkes den Schulzwang für die kauf- 
männische Fortbildung selbst habe betreiben helfen und ein 
Jahr hindurch den Vorsitz im Kuratoriun einer derartigen 
durch Ortsstatut obligatorisch gemachten Fortbildungsschule 
geführt habe. Speziell im hiesigen Bezirke haben die grösseren 
Städte fast ausnahmslos den Schulzwang durchgeführt und auf 
dieser Grundlage besondere Handelsklassen oder Handelsschulen 
entstehen lassen, in zwei Fällen unter eigener, in den übrigen 
Fällen unter Leitung besonderer Kuratorien, und die hiesige 
Handelskammer lässt es sich nach wie vor angelegen sein, die 
noch ausstehenden Städte zu gleichen ortsstatutarischen Be- 
schlüssen zu bewegen. Der springende Punkt meiner Ausfüh- 
rungen ist ein ganz anderer. Bei der Frage der Subventioni- 
rung unserer preussischen kaufmännischen Fortbildungsschulen 
sind an zuständiger Stelle Zweifel aufgetaucht, ob in allen 
Fällen die Einrichtung gesonderter kaufmännischer Fortbildungs- 
schulen gerechtfertigt sei, und ob nicht etwa der Kosten- 
ersparniss und der vereinfachten Organisation halber die kauf- 
männischen Lehrlinge mit den Handwerkerlehrlingen zusammen 
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unterrichtet werden sollen. Ein bez. Erlass des preussischen 
Herrn Ministers für Handel und Gewerbe führt hierzu wörtlich 
Folgendes aus: „Ob es besser ist, in einer Stadt, wo eine ob- 
ligatorische oder fakultative gewerbliche Fortbildungsschule 
besteht, noch eine besondere obligatorische oder fakultative 
kaufmännische Fortbildungsschule zu errichten oder vielmehr 
an der obligatorischen gewerblichen Fortbildungsschule be- 
sondere Klassen für junge Kaufleute einzurichten, oder endlich 
sie über die vorhandenen Klassen der gewerblichen Fortbildungs- 
schule nach dem Maasse ihrer Kenntnisse zu vertheilen, kann 
nur nach den lokalen Verhältnissen beurtheilt werden. In 
kleineren Orten Öberschlesiens, wo die Kaufmannslehrlinge 
gleich den Handwerkerlehrlingen grossen Theiles aus den 
Landschulen kommen und im Rechnen wie im schriftlichen 
Ausdruck ihrer Gedanken noch sehr wenig geübt sind, zu- 
gleich aber durch ihren Eintritt in die gewerbliche Fort- 
bildungsschule die Bildung aufsteigender Klassen im Deut- 
schen und im Rechnen .erst möglich gemacht werden würde, 
wird dies der Bildung einer einklassigen kaufmännischen Fort- 
bildungsschule vorzuziehen sein.“ Der preussische Handels- 
minister vertritt somit die Auffassung, dass in den kleineren 
Städten die kaufmännischen Lehrlinge mit den Handwerker- 
lehrlingen zusammen unterrichtet werden sollen, eine Auf- 
fassung, die in kaufmännischen Kreisen nicht getheilt wird und 
sich nach meinen Erfahrungen, wenigstens in Oberschlesien 
und am Rhein, seither als undurchführbar erwiesen hat. Der 
gesellschaftliche Gegensatz beider Kategorien von Lehrlingen 
ist thatsächlich — ob berechtigt oder nicht, ist hier nicht zu 
erörtern — ein so starker und die Lehrziele so verschieden, 
dass man meines Wissens seither auch Seitens der Gemeinden 
die kaufmännischen Lehrlinge in keinem Falle ohne Weiteres 
in die Handwerker-Fortbildungsschule eingereiht hat, sondern 
sie in besonderen Handelsklassen oder Handelsschulen unter- 
richtet. Diese Thatsache hervorzuheben hatte ich gegenüber 
dem angezogenen Erlasse des Herrn Handelsministers eine 
besondere Veranlassung, und ich bin der unmassgeblichen An- 
sicht, dass sie bei der zur Zeit in Preussen schwebenden 
Frage einer weitergehenden Subventionirung des fachlichen 
Unterrichts auch eine gewisse praktische Bedeutung hat. Dass 


‚ in anderen deutschen Bundesstaaten die Frage der kaufmän- 


nischen Fortbildung und*des Schulzwanges nicht ganz so wie 
in Preussen liegt, ist eine Thatsache, die mir ebenfalls, wie 
Ihr Herr Korrespondent aus Süddeutschland versichert sein 
mag, nicht ganz fremd ist. Mit Hochachtung und Ergebenheit 
Dr. Stegemann, Sekretär der Handelskammer für den Regie- 
rungsbezirk Oppeln.“ 


Sonntagszeichenschulen und Gewerbe-ÖOrd- 
nung. Auf der am 3.d. M. zu Langen abgehaltenen General- 
versammlung des hessischen Landesgewerbevereins wurden 
Erhebungen über den $ 120 der Reichsgewerbeordnung und 
Sonntagszeichenschulen besprochen. Nach den neuen Bestim- 
mungen ist der Unterricht Sonntags, also auch an den Sonn- 
tagszeichenschulen, so zu legen, dass die Schüler den Gottes- 
dienst besuchen können. Die seitherige Uebung in Hessen 
war die Abhaltung des Unterrichts Sonntag Vormittags, wobei 
den Schülern, die den Gottesdienst besuchen wollen, dies 
ohne Weiteres gestattet wurde. Auf Grund der von den be- 
fragten Ortsgewerbevereinen eingegangenen Antworten kam 
der Referent im wesentlichen zu folgenden Schlussfolgerungen: 
1. Mit Einführung der neuen Gesetzesbestimmung wird eine be- 
deutende Abnahme der Schüler der Sonntagszeichenschulen ein- 
treten. 2. Die kleineren Schulen sind zum Theil derart, dass sie 
ohne Schüler aus den Nachbarorten nicht bestehen können. 3. Wie 
die Geschichte lehrt, ist ein derartiger Zwang in kirchlichen 
Dingen nicht angebracht, die Neuerung dürfte also ihren Zweck 
verfehlen. 4. Besonders schwierig gestalten sich die Verhält- 
nisse, wo mehrere Religionsgemeinschaften in Frage kommen. 
5. Die beabsichtigte Neuerung wird im Widerspruch mit der 
Organisation des Landesgewerbvereins stehen. Zum Schluss 
wird angeführt, dass wenn die einschlägigen Bestimmungen 
am I. Oktober 1894 Gesetz würden, also die Handwerker- 
schulen während des Hauptgottesdienstes geschlossen werden 
müssten, viele kleinere Schulen eingehen und die grösseren 
in ihrer Wirksamkeit geschädigt würden. Der Referent er- 
suchte deshalb die Zentralstelle für das Grossherzogthum, bei 
dem Ministerium des Innern und der Justiz dahin zu wirken, 
dass jene Bestimmungen aufgehoben oder doch gemildert 
werden. Der Vorsitzende sagt ein Vorgehen in diesem Sinne zu. 
— Wir haben schon öfter ausgeführt, dass der Zeichenunter- 
richt sehr gut auch auf Wochentage verlegt werden kann, 
wenn man sich nicht scheut, die unbeschränkte Ausnützung 
der Handwerkslehrlinge um ein paar Stunden zu beschränken, 


Gesundheitspflege. 


Volksbadeanstalten in Berlin und Paris. Ge- 
legentlich der Berathung einer Vorlage des Berliner Magi- 
strats wegen Genehmigung des Ankaufs eines Grundstücks 
zur Erbauung einer dritten Volksbadeanstalt (vgl. bezüglich 
der zweiten S. 42, Il. Halbjahr dieser Zeitschrift) beschloss 
die Stadtverordneten-Versammlung, den Ankauf dieses Grund- 
stücks abzulehnen und den Magistrat aufzufordern, zunächst 
einen allgemeinen Plan vorzulegen, der klarlegt, wie viel 
Volksbadeanstalten der Magistrat noch zu errichten gedenkt 
und in welcher.Gegend. Der Magistrat hat beschlossen, ausser 
den beiden bereits eröffneten Anstalten noch vier dergleichen 
zu errichten, und zwar im Südosten, Nordosten, Norden und 
Südwesten der Stadt. Die Stadtverordneten-Versammlung soll 
um ihre Zustimmung ersucht werden. — In Paris wurde die 
neueste Volksbadeanstalt mit mustergültigen Einrichtungen, 
um der Bevölkerung den Weg nach der Seine zu ersparen, 
ganz im Norden der Stadt, im Arrondissement La Villette, in 
dem ärmlichen Viertel der Schlachthäuser errichtet. Die Be- 
nützung ist ganz unentgeltlich, wie wir der Frankf. Ztg. ent- 
nehmen. Im ersten Jahre wurde es nur von 41499 Personen 
(wovon nur 13372 Erwachsene) besucht, im folgenden schon 
von 107 539, worunter 48 954 Kinder und 58585 Erwachsene. 
In diesem Jahre ist der Besuch bei Weitem stärker: an einem 
einzigen Tag, dem 18. Juni, suchten nicht weniger als 4474 
Personen in dem Bade Erfrischung. Viele mussten in langer 
„Queue“ erwarten, bis es für sie Platz gab. Dabei ist dies 
Becken grösser als das grösste Schwimmbad der Seine: letz- 
teres ist 61 Meter lang und 12 Meter breit, ersteres misst 60 
auf 20 Meter. Das Wasser fliesst aus dem Kanal von St. Denis 
in einem Rohre von 25 Centimeter Durchmesser zu. Jeden 
Abend wird das Bassin geleert und gereinigt; zu seiner Füllung 
ist ein Zeitraum von 4 Stunden erforderlich. Die Tiefe beginnt 
mit 50 Centimetern und geht bis 2,50 Meter, Ein Kabel trennt 
bei der Tiefe von 1,10 Meter das seichte Bad vom Schwimm- 
raum. Die 102 Ankleidekabinen werden häufig antiseptisch 
gewaschen, eine höchst zweckmässige Massregel, da manche 
Besucher im Punkte der Reinlichkeit gewiss Vieles zu wünschen 
lassen. Besonders unsauberen Kunden wird übrigens, bevor 
man sie in das Schwimmbad zulässt, in einer eigenen Abthei- 
lung eine Reinigung auferlegt. Die Anstalt ist nicht bedeckt, 
also nur zur Sommerszeit, d.h. bei 16° Reaumur Wasserwärme 
geöffnet. Es besteht jedoch die Absicht, auch während der 
übrigen Jahreszeiten den Unbemittelten warme Bäder gratis 
zur Verfügung zu stellen, in Verbindung mit den öffentlichen 
Waschhäusern und mit Fabriken, die warmes Wasser brauchen. 
Aehnliche Schwimmbäder sollen auch noch in anderen Vor- 
städten eingerichtet werden, zunächst in La Chapelle, wo man 
für diesen Zweck das bisher unbenützt gebliebene Wasser des 
berühmten artesischen Brunnens verwenden will. 


Wohnungswesen. 


Enteignungsrecht der Städte bei Stadter- 
weiterungen und Stadtverbesserungen. Zu den 
Thesen über vorstehendes Thema, welche wir in No. 30 (II. Halb- 
jahr S. 34) mitgetheilt haben, führte Stadtbaurath Stübben 
aus Köln am 8, August d. J. auf dem XV. Verbandstag der 
Haus- und städtischen Grundbesitzervereine Deutschlands zu 
München, wie die Allg. Ztg. berichtet, etwa Folgendes aus: 
In fast allen deutschen Staaten besässen die Gemeinden, wenn 
auch unter verschiedenen Formen, thatsächlich bereits das 
Enteignungsrecht. Bayern scheine der einzige deutsche Staat 
zu sein, welcher die Nothwendigkeit der Verleihung desselben 


an die Gemeinden für Strassenzwecke nicht gesetzlich aner- 


kannt habe, wohl aber für Staatsstrassen selbst die Enteignung 
anwende. Dass die Gemeinden auf diesen Mangel als etwas 
Nachtheiliges hinweisen, sei begreiflich, aber die Städte be- 
stehen doch und vergrössern sich auch ohne Enteignungsrecht. 
In den meisten Fällen genüge das blosse Bestehen eines solchen 
Gesetzes, um die Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen. 
Nöthig sei aber das gemeindliche Enteignungsrecht auch bezüg- 
lich solcher neben den neuen Strassen belegener Grundstücke, 
welche zur Bebauung ungeeignet sind, und bei denen der 
Widerspruch oder Eigennutz und böser Wille einzelner oft die 
wunderlichsten Blüthen zum Schaden der betheiligten Mitbe- 
sitzer, sowie der Allgemeinheit treibe. Es sei zu vermuthen 
und zu hoffen, dass die lex Adickes demnächst in Preussen 
zu Stande kommen werde. Der dritte Fall, für den er das ge- 
meindliche Enteignungsrecht wünsche, sei der Fall der Zonen- 
enteignung. Zahlreiche alte Stadttheile, deren malerische Er- 
scheinung oft hoch erfreue, leiden an dem Mangel, dass sie 
den heutigen Anforderungen und namentlich den modernen 
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Verkehrsansprüchen durchaus nicht mehr Genüge leisten, und 
es sei daher eine alte Forderung auf dem Gebiete des Städte- 
baues, dass auch hier im Interesse des Verkehrs und der Für- 
sorge für die öffentliche Gesundheit den Gemeinden das Zwangs- 
enteignungsrecht verliehen werde. In ausserdeutschen Staaten 
sei die Zonenenteignung, die bisher im Deutschen Reiche nur in 
Hessen bestehe, viel mehr ausgebildet, und überall habe die 
Anwendung der Zonenenteignung in ihren verschiedenen Ge- 
stalten gute Ergebnisse gehabt, da sie grosse Erleichterungen 
in der Verbesserung des Verkehrs und Gesundheitswesens 
schaffe, ohne andere Nachtheile mit sich zu bringen, als dass 
die betroffenen Besitzer ihren Besitz gegen volle Entschädigung 
abtreten müssen. Schon die blosse Möglichkeit, einen Wider- 
stand auf gesetzliche Weise beseitigen zu können, würde 
mancher unschönen Spekulation darauf, aus dem allgemeinen 
Säckel privaten Vortheil zu ziehen, den Boden fortnehmen. 
Zum Schluss seiner vielfach von Beifall unterbrochenen Aus- 
führungen stellte der Redner die Forderung auf, dass bei Ein- 
führung entsprechender Bestimmungen sozialistische Bestre- 
bungen jeder Art zurückzuweisen seien, da nicht bloss die 
sozialdemokratischen Bestrebungen für Beseitigung des Privat- 
eigenthums an Grund und Boden abzulehnen seien, sondern 
auch die Vorschläge derjenigen Reformer, welche die Verstaat- 
lichung oder Kommunalisirung des die Städte umgebenden 
Baulandes zur Bekämpfung der städtischen Wohnungsnoth 
wünschen. Nach längerer Debatte, in welcher sämmtliche Redner 
im Prinzip den Ausführungen des Referenten beipflichteten 
und nur von einer Seite Bedenken gegen ein Zonenenteignungs- 
gesetz erhoben wurden, beschloss die Versammlung, den Vor- 
trag des Referenten durch den Druck zu vervielfältigen und 
die Thesen einer Kommission zu überweisen. In diese werden 
Stübben-Köln, Heilmann-München, Hartwig-Dresden, Halben- 
Hamburg, Burkhard-Berlin, Schmitz-Köln und Dörr-Frank- 
furt a. M. gewählt. Letzterer wünschte baldigen Zusammentritt 
der Kommission, damit dieselbe rechtzeitig zu dem Adickes’schen 
Umlegungs-Gesetzentwurf Stellung nehmen könne. 


Zentralisirter Wohnungsnachweis in Darm- 
stadt. In der Zeitschrift für Staats- und Gemeindeverwaltung 
im Grossherzogthum Hessen schreibt Polizeirath Fey in Darm- 
stadt: „Pine weitere Einrichtung, welche bei der am 1. Fe- 
bruar d. J. in Darmstadt gegründeten (Arbeitsnachweis-) An- 
stalt zum erstenmal in Deutschland zur Einführung gelangte, 
ist die Organisation des Nachweises kleiner Miethwohnungen, 
wie sie für Arbeiterfamilien oder alleinstehende Personen ge- 
eignet sind. Es bedarf keiner näheren Erläuterung, dass in 
jeder grösseren Stadt es ganz unmöglich für den einzelnen 
Arbeiter ist, das Angebot guter Wohnungen zu übersehen, 
und dass er weder Zeit noch Gelegenheit hat, die freistehen- 
den Wohnungen kennen zu lernen und sich anzusehen. Auch 
eine grosse Anzahl von alleinstehenden Personen,’ die nicht 
der Arbeiterklasse zugehören, aber finanziell nicht besser stehen, 
empfinden das Bedürfniss nach einem Nachweise solcher Woh- 
nungen. Bei Besichtigung der Wohnungen in verschiedenen 
Quartieren der Stadt Darmstadt wurde von mir die Erfahrung 
gemacht, dass schlechte Wohnungen bewohnt wurden, während 
eine grössere Anzahl guter Wohnungen zu demselben Mieth- 
preise leerstanden. Eine bessere Ausnutzung des vorhandenen 
Angebots an kleinen Wohnungen erscheint mir — wenigstens 
für eine Reihe von Städten, unter denen auch Darmstadt — 
als ein integrirender und nicht zu übersehender Theil der Ar- 
beiterwohnungsfrage. Es lässt sich auch annehmen, dass je 
mehr kleine Wohnungen in einer industriellen Stadt gebaut 
werden und je grösser deren Zahl wird, um so erspriesslicher 
das Vorhandensein eines geordneten und umfangreichen Woh- 
nungsnachweises wirken wird.“ 


Regelung des Schlafstellenwesens in Breslau. 
Für den Stadtkreis Breslau ist nachstehende, vom 28. Juli d. ]J. 
datirte Polizeiverordnung ergangen, die am 1. October d. J. in 
Kraft tritt: $ 1. Niemand darf in den von ihm und seinen 
Familien- bezw. Haushaltungs-Angehörigen benutzten Wohn- 
räumen anderen gegen Entgelt Schlafstelle gewähren, wenn 
nicht sowohl die von ihm selbst, seinen Familien- bezw. Haus- 
haltungs-Angehörigen, als auch die von den Schlafleuten zu 
benutzenden Schlafräumlichkeiten folgenden Anforderungen ent- 
sprechen: a) Jeder Schlafraum muss für diejenigen Personen, 
welche derselbe für die Schlafzeit aufnehmen soll, mindestens 
je 3 Quadratmeter Bodenfläche und je 10 Kubikmeter Luft- 
raum auf den Kopf enthalten. Für Kinder unter sechs Jahren 
genügt ein Drittel, für Kinder von sechs bis zu vierzehn Jah- 
ren genügen zwei Drittel jener Maasse. b) Jeder Schlafraum 
muss mit einer Thür verschliessbar und mit mindestens einem, 
in der Aussenwand des Hlauses befindlichen, zum Oeffnen ein- 
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gerichteten Fenster versehen sein und eine lichte Höhe von 
mindestens 2,50 Metern haben. c) Schlafräume dürfen nicht 
über oder neben Düngergruben oder Backöfen liegen, auch 
nicht mit Abtritten in offener Verbindung stehen. $ 2. Die 
Schlafräume müssen täglich gehörig gelüftet werden. Jeder 
Schlafraum muss mit dem erforderlichen Trinkwasser und 
Waschgeräth versehen und stets sauber gehalten sein. Für 
jeden erwachsenen, d. h. über 14 Jahre alten Schlafgast und 
für je zwei Kinder muss eine besondere Lagerstätte bereit 
sein, welche mindestens aus einem Strohsacke, einem Stroh- 
kopfkissen und einer starken, wollenen Decke bestehen und 
stets sauber gehalten werden muss. Das Stroh der Säcke ist 
monatlich zu erneuern. Bettstellen dürfen nicht übereinander 
stehen. Die gleichzeitige Benutzung einer Lagerstätte durch 
mehrere erwachsene Schlafleute ist unzulässig. $ 3. Keller- und 
Bodenräume dürfen als Schlafräume nur benutzt werden, wenn 
sie von der Ortspolizeibehörde im Einvernehmen mit dem zu- 
ständigen Medizinalbeamten für geeignet befunden worden 
sind. 8 4. Niemand darf ohne besondere Erlaubniss der Polizei- 
behörde Schlafleute verschiedenen Geschlechts gleichzeitig bei 
sich aufnehmen oder behalten, ausser wenn sie zu einander im 
Verhältniss von Eheleuten, von Eltern und Kindern oder von 
Geschwistern stehen. Abgesehen hiervon dürfen Schlafleute, 
soweit nicht das Verhältniss von Eheleuten, von Eltern und 
Kindern oder von Geschwistern vorliegt, nur in solchen Räu- 
men zum Schlafen untergebracht werden, welche nicht zugleich 
für Personen des anderen Geschlechts zum Schlafen dienen. 
Ss 5. Wer Schlafleute aufnimmt, ist, ausser zu der für zuziehende 
Personen überhaupt erforderlichen Anmeldung, verpflichtet, 
innerhalb einer Woche nach der Aufnahme des ersten Schlaf- 
gastes auf dem Bureau desjenigen Polizei-Kommissariats, in 
welchem die Wohnung belegen ist, eine schriftliche, wahr- 
heitsgetreue Anzeige einzureichen, Die Polizeibehörde ertheilt 
hierauf dem Wohnungsinhaber nach Prüfung der von ihm vor- 
zuweisenden Schlafräume und, soweit die Aufnahme von Schlaf- 
leuten nach dieser Polizei-Verordnung zulässig ist, eine Be- 
scheinigung, welche in der Wohnung aufzubewahren und auf 
polizeiliches Erfordern stets sofort vorzuzeigen ist. In gleicher 
Weise muss der Wohnungsinhaber die Namen seiner Familien- 
bezw. Haushaltungsangehörigen, wie auch seiner Schlafleute 
auf polizeiliches Erfordern jederzeit angeben. Sind den Be- 
stimmungen der SS 1—4 zuwider Schlafleute aufgenommen, so 
ordnet — abgesehen von der Bestrafung der Zuwiderhandeln- 
den — die Polizeibehörde deren Entlassung an. Tritt später 
eine Vermehrung in dem Familien- bezw. Haushaltungsstande 
des Wohnungsinhabers oder in der durch die polizeiliche Be- 
scheinigung für zulässig erklärten Zahl der Schlafleute ein, 
oder werden die angezeigten Schlafräume, wenn auch nur 
theilweise, verringert, so ist eine neue Anzeige unter Beifügung 
der früheren polizeilichen Bescheinigung erforderlich, auf welche 
ebenso, wie auf das weitere Verfahren, die Bestimmungen der 
vorigen beiden Absätze Anwendung finden. Formulare für die 
Anzeigen werden auf den Polizei-Kommissariats-Bureaus un- 
entgeltlich verabfolgt. $ 6. Wenn Schlafleute mit ansteckenden 
Krankheiten behaftet sind oder an ansteckenden Krankheiten 
erkranken, so hat der Wohnungsinhaber hiervon auf dem zu- 
ständigen Polizei-Kommissariats-Bureau sofort Anzeige zu er- 
statten. $ 7. Die Ortspolizeibehörde ist befugt, das Halten von 
Schlafleuten ganz zu untersagen oder zu beschränken, wenn 
gegen den Schlafstellenvermiether Thatsachen vorliegen, welche 
die Annahme rechtfertigen, dass er das Halten von Schlafleuten 
zur Förderung der Unsittlichkeit missbrauchen werde. Niemand 
darf entgegen einer solchen Anordnung der Ortspolizeibehörde 
Schlafleute aufnehmen oder behalten. Der Ortspolizeibehörde 
oder deren Organen steht das Recht zu, die Schlafräume jeder- 
zeit unter Beachtung des Gesetzes vom 12. Februar 1850 zu 
betreten und zu revidiren. (Hierauf folgen die Strafbestim- 
mungen.) 


Gewerbewesen. 


Brodtaxen. Zu diesem viel umstrittenen Kapitel hat 
kürzlich die Strafkammer in Elberfeld durch folgendes Urtheil 
weiteres Material geliefert. Bei einer von der Polizei in Rem- 
scheid im Laden eines Kolonialwaarenhändlers vorgenommenen 
Revision war festgestellt worden, dass einige Schwarzbrode 
leichter als zu dem in der polizeilich festgestellten Taxe an- 


gegebenen Gewicht gebacken seien. Der Händler wurde deshalb 


wegen Zuwiderhandelns gegen die Remscheider Polizeiverord- 
nung vom Schöffengericht zu Remscheid zu 3 Mk. Geldstrafe 
verurtheilt. Er legte aber Berufung bei dem Landgericht zu 
Elberfeld ein, und diese Berufung führte zu seiner Freisprechung. 
In der Begründung des freisprechenden Urtheils heisst es, dass 


die Polizeibehörde zum Erlass der betreffenden Verordnung in 
E 
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dem bestehenden Umfange nicht befugt sei; denn die Gewerbe- 
ordnung gebe der Polizei nicht die Befugniss, eine Brodtaxe 
für Bäcker und Verkäufer von Backwaaren festzusetzen, auch 
nicht die von ihm aufgestellte Taxe zu genehmigen. Die Polizei 
könne nur die Bäcker und Verkäufer von Backwaaren durch 
Anordnungen verpflichten, ihre Preise dem Publikum zur Kennt- 
niss zu bringen und demselben Gelegenheit (durch Aufstellen 
von Waagen) zu geben, sich von der Richtigkeit des angege- 
benen Gewichts zu überzeugen. Die Kontrole jedoch bleibe 
dem Publikum überlassen, und die Polizeibehörde habe nicht 
das Recht, sich durch lokale Revision von der Durchführung 
der Vorschrift zu überzeugen. — Als authentischer Interpret der 
betreffenden Bestimmung der Reichsgewerbeordnung wird auch 
der jetzige Finanzminister Miquel angeführt. Der zur Verhütung 
einer Uebervortheilung des Publikums erlassene $ 73 der Reichs- 
gewerbeordnung, der die Bäckertaxen einführt, ist durch den 
S 79 desselben Gesetzes, der seine Entstehung einem Amen- 
dement des Abg. Dr. Miquel verdankt, dahin geändert worden, 
dass die Bäcker und Verkäufer von Backwaaren berechtigt 
sind, die festgestellten Preise und Taxen zu ermässigen. Abg. 
Dr. Miquel erklärte bei der Begründung des $ 79 ausdrücklich 
im Reichstage, er wolle damit ausdrücken, dass es den Bäckern 
überlassen sein solle, unter die Taxe herabzugehen. Nach der 
hier schon früher mitgetheilten Entscheidung des Kammer- 
gerichts in dem Prozesse wegen der Oppelner Bäckertaxen 
würde deshalb eine Verordnung, die jede Nichteinhaltung des 
Taxgewichts, auch ihre Erhöhung, für strafbar erklärt, nicht 
rechtsgiltig sein. 


Betrieb von Elektrizitätswerken. Dass Elektri- 
zitätswerke bei sachgemässer Verwaltung recht günstige finan- 
zielle Ergebnisse liefern können, geht aus nachstehenden 
Angaben hervor. So hatten die Berliner Elektrizitätswerke 
(Aktienges.) auf das Geschäftsjahr vom 1. Juli 1891 bis 
30. Juni 1892 nach Abzug von Mk. 316 852,73 Kapitalzinsen, 
Mk. 761 892,41 Abschreibungen und Mk. 65 672,91 Erneuerungs- 
fondsrücklage einen Reingewinn von Mk. 912020,72 zu ver- 
zeichnen. Die an die Stadt Berlin. bezahlte, in der Betriebsrech- 
nung verbuchte vertragsmässige Abgabe betrug Mk. 262 469,61, 
der Antheil am Reingewinn Mk. 53 818,10. Der Umstand, dass 
die Stadt Berlin bei diesem glänzenden Stande der Werke zu- 
sammen nur den Betrag von Mk. 316 287,71 bezog, erscheint 
sehr beachtlich. Das in den Rlektrizitätswerken angelegte Kapital 
wird für den 30. Juni 1892 auf rund Mk. 17,5 Millionen an- 
gegeben. Die Breslauer Rlektrizitätswerke ergaben in den ersten 


Betriebsmonaten vom 1. Juli 1891 bis 31. März 1892 bei 
Mk. 264386,98 Einnahmen und 106476,37 Ausgaben einen 
Betriebsüberschuss von Mk. 139910,61. Hiervon wurden 


Mk. 25515,— zur Zinszahlung, Mk. 52 575,— zur Bildung eines 
Erneuerungsfonds und Mk. 20 000,— zur Deckung der Kosten 
der Firma Siemens für Betriebsführung verwendet. Der reine 
Ueberschuss betrug für die kurze Zeit des Bestehens hiernach 
noch immer Mk. 41820,61. In den nächsten drei Vierteljahren 
beliefen sich die Betriebseinnahmen auf Mk. 247 750,—, die 
Betriebsausgaben auf Mk. 92284,—, der Betriebsüberschuss 
auf Mk. 155466,—. Davon beanspruchten die Zinsen des An- 
lagekapitals Mk. 34 925,— , die Grundstücksmiethe Mk. 5250,— , 
die Zahlungen zum Erneuerungsfond Mk. 52575,—, so 
dass in diesen 9 Monaten ein reiner Ueberschuss von 
Mk. 62716,— erzielt wurde. Das Kölner Elektrizitätswerk —- 
die erste Wechselstromanlage in. Deutschland trat am 
1. Oktober 1891 in Thätigkeit; es hat im ersten Betriebs- 
halbjahre durch seine günstige Entwickelung die Erwar- 
tungen übertroffen. Die Zahl der Anschlüsse hat sich bis 
Ende März 1892 von 22 auf 126, die der angeschlossenen 
Lampen (nach 16 Normalkerzen) von 1888 auf 10707 erhöht. 
Die Gesammteinnahme in dem gedachten Zeitraume betrug 
Mk. 125559,12, die Betriebsausgabe Mk. 39 355,62, so dass ein 
Ueberschuss von Mk. 86 203,50 (Mk. 46 333,50 mehr als ver- 
anschlagt worden) verblieb. Hiervon wurden Mk. 24 986,18 für 
Zinsen verausgabt und Mk. 61217,32 zur Bildung eines Er- 
neuerungsfonds verwendet. Nicht minder günstig sind die Er- 
gebnisse des Elektrizitätswerkes Hannover in der Zeit vom 
1. April 1891 bis 31. März 1892 (1. Betriebsjahr) gewesen. 
Die Einnahmen beliefen sich auf Mk. 294 862,19, die Ausgaben 
auf Mk. 92 623,61, Ueberschuss Mk. 202 238,58. Davon bean- 
spruchten die Zinsen des Anlagekapitals Mk. 61552,50, die 
Abschreibungen Mk. 85880,—, wonach sich noch ein Rein- 
gewinn von Mk. 54806,08 ergab. Zur Tilgung der städtischen 
Anleihe wurden verwendet Mk. 15 000,—, zur Betriebsver- 
grösserung Mk. 85686,08 und zur Bildung eines Reservefonds 
Mk. 40000,—. Die Bilanz des Elektrizitätswerkes Hannover 
schliesst am 31. März 1892 mit Mk. 1980 806,08 ab. 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte. 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer Stadtrath Dr. K. Flesch in 


Frankfurt a. M.) 


Verbandsangelegenheiten. 


Das Rundschreiben, das in Gemässheit des Beschlusses 
der zu Mainz am 11. Juni d. J. stattgehabten Besprechung an die 
uns bekannten deutschen Gewerbegerichte versandt ward, hat 
bereits eine ganze Anzahl Erwiderungen gefunden. Die Ge- 
werbegerichte zu Goeppingen, Hanau, Hannover, Lahr, Leipzig, 
Osnabrück, Plauen sind der Vereinigung sofort beigetreten; 
Osnabrück mit dem unten folgenden ausführlichen Schreiben, 
das zum Abdruck gebracht wird, weil es Absicht und Zweck 
der Vereinigung aufs Schärfste und Richtigste charakteri- 
sirt. Andere Städte, wie Kreiburg i. Schl., Hoerde und Nürn- 
berg sprechen gleichfalls ihre Geneigtheit zum Beitritt aus, 
wünschen aber vorher noch Auskunft über die entstehenden 
Kosten u. s. w., Nürnberg, indem es sofort die Gründung 
einer besonderen Fachzeitschrift anregt und einen bezüglichen 
Antrag in Aussicht stellt. Erlangen und Breslau erklären sich 
bereit, auf das derzeitige Zentralorgan zu abonniren und dem 
Ausschuss Mittheilungen aus ihrem Geschäftskreis zu machen. 
Nur ein Gewerbegericht, Gross-Wartenberg, glaubt, wegen 
der geringen Zahl und der Einfachheit der dort behandelten 
Streitfälle, vom Anschluss an die Vereinigung absehen zu sollen. 

Inzwischen ist auch der zu Mainz gewählte Ausschuss 
an die Lösung der ihm von der Mainzer Konferenz zuge- 
wiesenen Arbeit herangetreten. In einer am 6. August statt- 
gehabten Konferenz hat er den Entwurf zu einer Geschäfts- 
ordnung für sich und zu Satzungen für die Vereinigung 
deutscher Gewerbegerichte, wie sie sich jetzt wohl 
nennen darf, hergestellt. Beide Schriftstücke werden der von 
Osnabrück gegebenen Anregung zu Folge demnächst den 
sämmtlichen beigetretenen Gewerbegerichten zur Aeusserung 
zugehen. Unter thunlichster Berücksichtigung der eingehenden 
Wünsche und Aenderungsvorschläge werden dann vom Aus- 
schusse provisorische Satzungen und Geschäftsordnung aufge- 
stellt werden, die bis zu der Bestätigung durch eine zweite 
Konferenz der Gewerbegerichte massgebend sein werden. Einst- 
weilen danken wir allen Kollegen, die das zu Mainz beschlos- 
sene Unternehmen unterstützt haben und weiter, sei es durch 
Beitritt zu der Vereinigung, sei es, worum wir vor Allem 
bitten, durch Mittheilung allgemein interessirender Thatsachen 
aus der Praxis der Gewerbegerichte, unterstützen wollen. 

Der Ausschuss. 


* * 
* 


Das oben erwähnte Schreiben des Vorsitzenden des Ge- 
werbegerichts für die Stadt Osnabrück, Senator Kluss- 
mann, lautet nach Weglassung des Eingangs und Schlusses: 


Osnabrück, den 10. Juli 1893. 

Der Gedanke, zur Erreichung der im Protokolle vom 
Il. Juni d. Js. festgelegten Zwecke einen engeren Aneinander- 
schluss der einzelnen Gewerbegerichte herbeizuführen, ist ohne 
Frage ein sehr glücklicher. Während über die Thätigkeit und 
Rechtsprechung der übrigen Gerichte ein Material in fast 
überreichlichem Maasse zu Gebote steht, waren die Gewerbe- 
gerichte bislang im Wesentlichen auf die in ihrer eigenen 
Praxis gemachten Erfahrungen beschränkt. Eine nähere Kennt- 
niss desjenigen, was bei anderen Gewerbegerichten vorkommt, 
ist für das einzelne Gewerbegericht mindestens ebenso wichtig, 
wie die Urtheilssammlungen u. s. w. anderer Gerichte es für 
diese und die untergeordneten Gerichte sind, und wenn irgend- 
wo, so ist bei den zur Zuständigkeit der Gewerbegerichte ge- 
hörigen gewerblichen Streitsachen eine nur durch Kenntniss 
der Rechtsprechung von anderen Gewerbegerichten und die 
dadurch beförderte Prüfung der eigenen Rechtsprechung er- 
möglichte gleichmässige Judikatur der Gewerbegerichte für das 
gewerbliche Leben von grösster Wichtigkeit. 

Für die abzufassende Geschäftsordnung gestatte ich mir 
darauf hinzuweisen, wie es wünschenswerth ist, dass dieselbe 
vor ihrer endgültigen Feststellung einer möglichst vielseitigen 
Prüfung unterliege. Ich darf daher die laut Protokolles vom 11. Juni 
zulässige Verstärkung des Ausschusses und Vorlage der Ge- 
schäftsordnung an jedes Mitglied desselben dringend befürworten. 

Vorderhand gestatte ich mir darauf hinzuweisen, dass 
auch die Mittheilung wichtiger Urtheile der Berufungsgerichte 
und eine fortlaufend zu ergänzende Uebersicht sämmtlicher 
vorhandenen Gewerbegerichte und ihrer sachlichen und ört- 
lichen Zuständigkeit wünschenswerth sein würde. 


Aus der Praxis. 


Haste e imserlierimearrbierrt ee Anspruch alu tdre 
l4tägige Kündigung des $ 122 der Gewerbeord- 
nung? Ist er dem Arbeitgeber schadensersatzpflichtig, wenn 
er sich weigert, neue Arbeit anzunehmen, ohne vorher ge- 
kündigt zu haben? 

Die bezeichnete Frage hat wenig Aussicht, durch eine 
Berufungsinstanz entschieden zu werden, weil die Streitsumme 
kaum je die Mk. 100 erreichen wird. Um so wichtiger wäre 
es, den Standpunkt der einzelnen Gewerbegerichte zu derselben 
zu kennen und wo möglich eine einheitliche Beantwortung 
herbeizuführen. Wir bitten die Herren Kollegen sich zu der- 
selben äussern und uns ergangene Erkenntnisse mittheilen zu 
wollen. Einstweilen bemerken wir zur Sache: Die Gewerbe- 
ordnung bestimmt an zwei Stellen ($ 119b, 8 125) ganz aus- 
drücklich, dass gewisse Vorschriften auch für diejenigen Per- 
sonen gelten sollen, „welche für bestimmte Gewerbetreibende 
ausserhalb der Arbeitsstätten der letzteren mit der Anfertigung 
gewerblicher Erzeugnisse beschäftigt sind“. Es liegt nahe, 
hieraus — per argumentum a contrario — zu folgern, dass 
die übrigen Bestimmungen der Gewerbeordnung, insbesondere 
die über Kündigungsfristen u. s. w., auf diese Arbeiter nicht 
anwendbar seien, dieselben vielmehr, abgesehen von jenen 
speziell bezeichneten Fällen, wie selbständige Gewerbetreibende 
zu behandeln wären. Erkenntnisse in diesem Sinne liegen auch 
vor. Anderseits stehen aber jene Bestimmungen im Titel VIl 
der Gewerbeordnung, der von den gewerblichen Arbei- 
Denn (Gesellen,s Gehilten, Lehrlinge. re Fabrikarbeiter) 
handel. Man kann also die Folgerung nicht abweisen, 
dass, wenn dieser Titel der Heimarbeiter überhaupt ge- 
denkt, dieselben eben auch zu den gewerblichen Arbeitern 
mindestens gehören können, wie sich ja die betreffenden Ar- 
beiter vielfach selbst als „Gesellen“ bezeichnen, Der Unter- 
zeichnete ist daher auch der Ansicht, dass es unrichtig wäre, 
jeden Arbeiter, der die ihm übergebene Arbeit regelmässig in 


seiner Wohnung ausführt, und — abgesehen von Nebenarbeiten . 


(Anprobe, Nachbesserung u. s. w.) — nach Stück bezahlt wird. 
deswegen allein als selbständigen Gewerbetreibenden zu be- 
trachten. Wenn Meister und Geselle nicht dasselbe Arbeits- 
lokal theilen, liegt allerdings ein anderes Arbeitsverhältniss 
vor, als das von $ 122 (vergl. $ 121) vorausgesetzte; das Vor- 
handensein ausdrücklicher oder stillschweigender auf Ausschluss 
der Kündigung gerichteter „Verabredungen“ wird wahrschein- 
licher; aber unanwendbar ist der $ 122 deshalb nicht. Hierfür 
dürfte vielmehr die Gesammtheit des Arbeitsverhältnisses und 
insbesondere die Art der Thätigkeit des Arbeitgebers aus- 
schlaggebend sein. Versieht jemand ein in erster Linie kaufmän- 
nisches Geschäft mit Waaren, fertigt er z.B. für eine Kleider- 
handlung Knabenanzüge, für eine Portefeuillefabrik Portefeuille- 
waaren, für eine Zigarrenfabrik Zigarren, so wird mehr dafür 
sprechen, dass er selbständiger Gewerbetreibender, Unterneh- 
mer, Waarenlieferant ist, insbesondere wenn er selbst Hülfs- 
kräfte engagirt, Kapitalaufwendungen (z. B. für Miethe eines 
Arbeitsraums) macht, Bestellungen von dritter Seite annimmt 
u. s. w.; hilft er einem Handwerker in dessen Betrieb (einem 
Schneider oder Schuster, der ausschliesslich Kundenarbeit hat), 
so spricht mehr für seine Qualität als Gewerbegehülfe, und 
zwar um so mehr, je ausschliesslicher seine Zeit mit diesen 
Aufträgen beschäftigt ist, je weniger er sich in der Arbeit 
von anderen unterstützen lässt u. s. w. Wir glauben, dass 
man bei Anwendung dieser Unterscheidungsmerkmale stets zu 
einer den Anschauungen der betheiligten Kreise entsprechenden 
Entscheidung gelangen wird. Flesch. 


Vermischtes, 


Durch einen Nachtrag zu dem Gesetz betr. das Gewerbe- 
gericht bestimmt der Senat Lübecks, dass den .Beisitzern 
zum Gewerbegericht aus dem Kreise der Arbeiter ihre Ar- 
beitsversäumniss für die Sitzung mit Mk. 1,50 zu ver- 
güten sei. 

Verzeichniss derbestehenden Gewerbegerichte. 
In der nächsten Ausgabe der „Mittheilungen“ werden wir mit 
der Veröffentlichung eines Verzeichnisses der Gewerbegerichte, 
welche bis jetzt auf Grund des Gesetzes vom 29. Juli 1890 
im Deutschen Reiche errichtet wurden, beginnen. 
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Die Zwangsvollstreckung in denVereinigten 
Staaten und in Deutschland. 
Von Dr. K. Flesch, Stadtrath in Frankfurt a. M. 


Durch die Freundlichkeit des Leiters des Departe- 
ment of labor zu Washington, des Herrn Carroll D. Wright, 
commissioner of labor ist mir soeben die neueste Ver- 
öffentlichung dieses Amtes zugegangen, ein stattlicher 
Band von 603 Seiten, der den Titel: labor laws of the 
various states, territories and the district of Columbia 
führt und eine vollständige, authentische Sammlung der 
sämmtlichen in den einzelnen Staaten der Union gelten- 
den Arbeitergesetze, meist dem Wortlaut nach und unter 
Ausschluss alles Veralteten, enthält. Schon dieses Inhalts 
wegen hat das Buch für alle Leser dieser Zeitschrift, ein 
besonderes Interesse. Um zu erkennen, was in unserm 
Staat, in unserer Gemeinde an sozialen Reformen prak- 
tisch d. h. möglich und durchführbar ist, muss man vor 
Allem wissen, was in anderen Gemeinwesen gleicher 
Kulturstufe wirklich ist. Sonst läuft man leicht Gefahr, 
etwas für „unthunlich“, „gefährlich“, „unmöglich“ u. s. w. 
zu erklären, was anderswo unter wesentlich gleichen 
Verhältnissen zu allgemeiner Zufriedenheit besteht. Und 
umgekehrt ist es für jeden, der einen bestimmten Re- 
formvorschlag vertritt, eine willkommene Hülfe, wenn 


er durch den Hinweis auf die thatsächlich geübte Praxis 
oder gar auf die Gesetzgebung anderer Länder die Geg- 
ner in die Defensive versetzen und bis zu dem letzten 
Bollwerk des Gemeinplatzes, „dass sich Eines nicht für 
Alle schickt, dass dort andere Verhältnisse existiren“, 
zurücktreiben kann. 

Speziell für den Verfasser waren die „Pandekten 
des nordamerikanischen Arbeiterrechts“, wie man das 
Buch wohl bezeichnen kann, noch aus einem besonderen 
Grund willkommen. Es findet sich darin ausser dem 
Rechtsstoff, den der Name voraussetzen lässt (Fabrik- 
gesetze, Arbeiterschutzgesetze, Schiedsgerichte und Eini- 
gungsämter, trade unions und coopperative associations, 
Pfandrecht der Bauhandwerker, Vorrechte der Lohn- 
forderungen beim Konkurs und im Prozess u. s. w.), ins- 
besondere auch der genaue Abdruck des materiellen 
Theils der exemption laws, d. h. derjenigen Gesetze, 
durch welche für einen gewissen Theil des persönlichen 
Vermögens eines jeden Famiienhauptes oder Einzelstehen- 
den jeder Zwangsverkauf, jede Exekution untersagt wird. 


Dem Verfasser, der sich seit Jahren bemüht, auf den 
Unterschied der deutschen und der nordamerikaniıschen 


Gesetzgebung in diesem Punkt und auf die Vorzüge der 
letzteren aufmerksam zu machen*), musste es im höchsten 
Grade erwünschst sein, nunmehr den gesammten Rechts- 
stoff so bequem, in einem handlichen Band, beisammen 
zu finden. Besteht doch jetzt sogar die Hoffnung, es 
werde auch mancher der T'heilnehmer an dem demnächst 
in Augsburg stattfindenden Juristentag Gelegenheit finden, 
noch vor der Diskussion über die zur Berathung gestellte 
Frage, „ob sich eine grundsätzliche Vermehrung der be- 
stehenden Beschränkungen der Zwangsvollstreckung em- 
pfehle“, einen Blick in das Buch zu thun. 

Wie kommen aber die exemption laws, die Exeku- 
tionsbeschränkungen in die Arbeitergesetzgebung, und 
zwar nicht bloss als eine nebensächliche Hinzufügung, 
sondern als ein sehr wesentlicher Theil der Kompilation, 
in der sie trotz des strengen Ausschlusses aller auf das 


*) Vergl. mein 1888 dem Verein für Armenpflege gelie- 
fertes Referat über die Wohnungsfrage vom Standpunkt der 
Armenpflege (Vereinsschriften Heft VI, bei Dunker & Hum- 
blot), dem kurze Notizen über das bezügliche Recht in meh- 
reren Staaten und ein wörtlicher Abdruck und Uebersetzung 
des Gesetzes des Staats New - Jersey, unter Beifügung der, 
in dem oben besprochenen Werk leider fehlenden, Vorschriften 
über das Verfahren beigegeben sind. Im Anschluss an dies 
Referat ward dem Verein 1890 ein zweiter Bericht erstattet, 
in dem sich u. A. der jetzige Finanzminister Miquel mit Ent- 
schiedenheit für die Nachahmung der exemption laws aus- 
sprach (Vereinsschriften Heft XI) und für die ich einen voll- 
ständigen Entwurf zur Abänderung der $$ 714 fl. C.-Pr.-O. aus- 
gearbeitet hatte. 


Verfahren bezüglichen Vorschriften mindestens 60 bis 70 
Seiten einnehmen. Der Herausgeber beantwortet diese 
von ihm vorausgesehene Frage dahin (p. 4), „dass es in 
den Gesetzbüchern der einzelnen Staaten (statute books) 
viele Gesetze gebe, die nicht direkt als labor laws son- 
dern als Gesetze von allgemeinerer Anwendung bezeich- 
net würden, die jedoch thatsächlich die arbeitenden 
Klassen näher berührten, als die anderen, oder die min- 
destens von direktem Einfluss auf die Lage der Arbeiter 
seien. Die exemption laws seien ein gutes Beispiel dieser 
Klasse von Gesetzen, und möchten deshalb wohl eines 
Platzes in jeder Kompilation von Gesetzen werth erach- 
tet werden, die den Stand der Arbeits-Gesetzgebung 
(legislation bearing upon labour) klar legen sollte“. Diese 
Erklärung ist allerdings nur vom Standpunkt der ameri- 
kanischen Gesetzgebung aus verständlich, Die deutschen 
Exekutionsbeschränkungen — mit Ausnahme vielleicht des 
Lohnbeschlagnahme-Gesetzes vom 21. Juni 1869 — kön- 
nen mit bestem Willen nicht als Arbeiterschutzgesetze 
bezeichnet werden. Massgebend für sie — im Wesent- 
lichen kommt der dürftige $ 715 C.-Pr.-O. in Betracht — 
war nie das Interesse des Arbeiters, des Unbemittelten, 
sondern ausschliesslich das unpersönliche sog. Interesse 
der Volkswirthschaft, die Furcht, man möge der allzu 
grossen Milde, der Begünstigung des Schuldners gegen 
den Gläubiger, für schuldig befunden werden. Dem ent- 
sprechend wird bei uns der Exekutionsbeschränkungen 
nur als nebensächlicher Dinge, gelegentlich der Beord- 
nung des Prozessverfahrens gedacht. Sie stellen — ganz 
ähnlich wie die Armenunterstützung — nicht ein Recht der 
Staatsbürger, sondern eine Verpflichtung der ausübenden 
Organe — hier der Gerichtsvollzieher — dar. 


In vollem Gegensatz hierzu macht es schon die 
Verfassung vieler Unionstaaten der Gesetzgebung zur 
Pflicht, für die nöthigen Begrenzungen der Zwangsvoll- 
streckung zu sorgen, und bestimmen - die Verfassungen 
selbst das exekutionsfreie Vermögensquantum im Allge- 
meinen.*) „Liberal homestead and exemption laws“ sollen 
es sein; a reasonable amount of property soll frei bleiben. **) 


Einige proklamiren den Schutz eines ausreichenden 
Besitzquantums förmlich als Grundrecht. In Indiana z. B., 
einem der zentralen, mit uns völlig auf der gleichen 
Stufe wirthschaftlicher Entwicklung stehenden Staate, ver- 
ordnet die Konstitution art. 1, section 67: 

Das Privileg des Schuldners, die nothwendigen Bequem- 
lichkeiten des Lebens zu geniessen, soll durch heilsame 
Gesetze anerkannt werden, die einen angemessenen Betrag 
vom Eigenthum von jeder Beschlagnahme oder Zwangsver- 
kauf wegen der Zahlung einer Schuld oder Verbindlichkeit 
befreien ***) 

und dieses „Grundrecht“ wird dann, zuletzt durch die 
revised statutes von 1881, dahin praktisch durchgeführt, 
dass jeder ansässige Haushaltungsvorstand das Recht hat, 
Gegenstände im Werth von nicht über 600 Dollars aus 
seinem Vermögen herauszunehmen, welche Gegenstände 
dann keinerlei Zwangsvollstreckung, sei es aus welchem 
Urtheil und aus welchem Rechtsverhältniss immer — von 
gewissen sofort zu erörternden Ausnahmen abgesehen — 


*) Vgl. Alabama art. 10 der Konstitution, p. 53 der labor 
laws; California art. 17, p. 65; Washington art. 19, p. 495; 
Florida art. 10, p. 107; Michigan art. 16, p. 235. 

**) Illinois art. 4, p. 122; Collorado art. 18, p. 79; Mary- 
land art. 3, p. 197; Minnesota art. 1, sect. 12, p. 254. 

”**) Ganz ähnlich lautet die Verfassung einer Reihe ins- 
besondere neuerer Staaten; vgl. z. B. Wisconsin (der Staat, in 
dem Milwaukee liegt) art. 1, sect. 17, p. 513; ferner Nevada 
art. 1, sect. 14, p. 302; North Dakota art. 17, sect. 208, p. 376. 
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unterworfen werden dürfen. Diejenigen Staaten aber, deren 
Konstitution nichts von den exemption laws sagt, zählen 
dafür um so genauer und detaillirter die Gegenstände 
auf, an denen sich der Gläubiger nicht vergreifen darf, 


und gelangen dabei fast ausnahmslos — vgl. die in 
meinem oben zitirten Gutachten abgedruckten Verzeich- 
nisse für New-York, Rhode-Island, Missouri — zu ganzen 


Inventarien und zu Werthbeträgen, die, auch wenn man 
die Dollars einfach in Mark verwandelt, den gesammten 
Besitz deutscher Arbeiterfamilien übertreffen. 


Man sieht, dass sich die Gesetzgebung der als prak- 
tisch berühmtesten Nation deckt mit dem, was bei uns 
— noch kaum in der Theorie anerkannt ist. Der Besitz 
eines gewissen Quantums an Mobiliar, Vorräthen, Rlei- 
dung u. s. w. ist freilich nothwendig, wenn jemand 
„wonnen“, d. h. seiner Familie eine, den Anforderungen 
des Anstandes, der Sittlichkeit und Gesundheit ent- 
sprechende Unterkunft bereiten soll. Aber mit diesem, 
jetzt wohl mehr und mehr zugegebenen Zusammenhang 
der Wohnungsfrage und der Exekutionsfrage ist die Be- 
deutung der letzteren nicht erschöpft. Wer innerhalb 
unserer Volkswirthschaft leben und nicht bloss vegetiren, 
arbeiten und nicht nur wie ein Thier seine Kraft zur 
Verfügung stellen soll, der bedarf einer Ausstattung mit 
äusseren Gütern, ohne die es ein für alle Mal unmög- 
lich ist, sich zu erholen, sich fortzubilden, sich an öffent- 
lichen Dingen zu betheiligen Ist dem so, so hat der 
Staat dieses Minimum an äusseren Gütern zu schützen, 
wenn er auch natürlich niemanden hindern kann, sich 
derselben zu entäussern. Die exemption laws erfüllen diese 
Pflicht; das deutsche Recht verletzt sie und ist daher 
gerade vom Standpunkt der praktischen Sozialpolitik aus 
änderungsbedürftig. 

Im Uebrigen sei nur noch bemerkt, dass die exemp- 
tion laws, wenn sie sich den theoretischen Einwand der 
Begünstigung des Schuldners gefallen lassen müssen, doch 
allen „aus der Praxis“ genommenen Einreden wohl be- 
gegnen können. Sie kommen nicht jedem Schuldner gleich- 
mässig zu gut; sie nützen zunächst dem Vermögenden 
und Zahlungsfähigen gar nichts, da sie es nicht mit der 
Art sondern nur mit dem Mass, dem Endpunkt der 
Zwangsvollstreckung zu thun haben; sie bewahren nur 
den kleinen Mann vor der gänzlichen „Auspoverung“, 
der völligen Verarmung. Sie stecken überdies die Grenze 
der Zwangsvollstreckung weiter bei Unverheiratheten und 
Alleinstehenden, als bei Familienvorständen, wobei noch, 
gewiss mit Recht, alleinstehende Frauen günstiger behan- 
delt werden, als Männer, Sie können aber auch nicht 
gegen jede Art Forderung geltend gemacht werden. Kein 
Schuldner kann eine Sache von der Pfändung „eximiren“, 
deren Kaufpreis vom Verkäufer eingeklagt wird; und 
alle exemption laws werden kraftlos gegenüber den Lohn- 
forderungen der Arbeiter*). Nimmt man dazu, dass ge- 
wisse Exemptionen auch kraftlos werden, wenn die Ehe: 
frau des Schuldners selbständiges von der Exekution un- 
berührtes Vermögen hat”*), so ergibt sich wohl zur Ge- 
nüge, dass das amerikanische Recht bei aller Rücksicht 
auf den unvermögenden Schuldner, der arbeits- und 
wirthschaftsfähig erhalten bleiben soll, doch keineswegs 
gewillt ist, den Gläubiger zu benachtheiligen und frivole 
Manipulationen zu begünstigen. 


*) Clerks, mechanics, laborers or servants: Kansas p. 164 
laborer or servant: Minnesota p. 254; ebenso New Hampshire 
P- Al. U Some 

**) So z. B. Louisiana p, 181, 182, 
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Müssen wir nach dem Allem noch auf den Ein- 
wand erwidern, dass die Nachahmung des amerikanischen 
Rechts die Kreditfähigkeit des Schuldners beeinträchtigen 
und dadurch den Verkehr im Allgemeinen und die Un- 
bemittelten im Besonderen schädigen würde? Hätte man 
in Amerika derartiges beobachtet, so hätte man sicher 
die exemption laws längst abgeschafft. Wenn man im 
Gegentheil den Gesetzen eine so hervorragende Bedeu- 
tung beilegt, so beweist dies wohl: am besten, dass jene 
Befürchtungen unbegründet sind. Und überdies: gibt denn 
ein anständiger Kaufmann Kredit, weil er hofft, durch 
Versteigerung der Kleider, Bücher, Werkzeuge u. s. w. 
wieder zu dem Seinigen kommen zu können? Sind der- 
artige Dinge, die dem Schuldner nur mit grösstem Nach- 
theil für seine physische und moralische Erwerbsfähigkeit, 
für seinen Sparsinn und seine Wirthschaftlichkeit entzogen 
werden können, überhaupt geeignete Träger eines Real- 
kredits? Wäre es nicht eher ein Vortheil als ein Nach- 
theil, wenn durch Ausdehnung der Exekutionsbeschrän- 
kungen der Baarverkehr befördert, und das ungesunde 
Kreditgeben an solche Personen vermindert würde, die 
nichts haben, als was ıhnen im öffentlichen Interesse 
dauernd belassen bleiben sollte? Wir begnügen uns die 
Fragen aufzustellen; die Beantwortung wird niemanden, 
der dıe Verhältnisse unserer unteren Klassen kennt, schwer 
fallen. 


Die obligatorische Handelsschule in Hanau. 


Von R. Boedicker, Stadt- und Handelskammer-Sekretair 
in Hanau. 


Im Hinblick auf den in No. 27 der „Blätter für soziale 
Praxis“ veröffentlichten Artikel von Herrn Dr. Stegemann 
„Der Schulzwang für die kaufmännischen Fortbildungsschulen“ 
erscheint es von allgemeinem Interesse, über die in hiesiger 
Stadt errichtete obligatorische Handelsschule einige nähere Mit- 
theilungen zu machen. 

Die Frage einer Regelung des kaufmännischen Fortbil- 
dungsschulwesens hatte schon in früheren Jahren zu wieder- 
holten Malen in der Handelskammer den Gegenstand sorgfäl- 
tiger Erwägungen gebildet. Aber man hatte sich immer ge- 
scheut, die Einführung eines Zwanges für den Schulbesuch der 
jungen Kaufleute in Vorschlag zu bringen, zumal nach der 
früheren Lage der Gesetzgebung die Durchführung dieses 
Zwanges kaum zu erreichen gewesen wäre. Nachdem aber 
durch die Gewerbeordnungsnovelle vom 1. Juni 1891 den Ge- 
meinden die Befugniss zuerkannt war, durch Ortsstatut obli- 
gatorische kaufmännische Fortbildungsschulen zu errichten und 
nachdem von Seiten des „Kaufmännischen Vereins“ der Stadt 
der dringende Antrag auf Einführung des Obligatoriums ge- 
stellt worden war, glaubten die städtischen Behörden in Ueber- 
einstimmung mit der Handelskammer nicht zögern zu sollen, 
der Stadt Hanau die Vortheile einer derartigen, unter autori- 
tativer Leitung stehenden kaufmännischen Unterrichtsanstalt 
zu sichern. Die Errichtung einer obligatorischen kaufmännischen 
Fortbildungsschule musste sogar geradezu als ein Bedürfniss 
bezeichnet werden, da eine von der Handelskammer veran- 
lasste Statistik ergab, dass von 132 zur damaligen Zeit in 
Hanau vorhandenen kaufmännischen Lehrlingen nur 44, also 
331/300, die Berechtigung zum einjährigen Freiwilligendienst 
besassen, während nur noch 36 Lehrlinge freiwillig, aber zum 
grössten Theil sehr unregelmässig, die Unterrichtskurse des 
kaufmännischen Vereins besuchten. 

Das nunmehr von den städtischen Behörden im Januar 
1892 beschlossene Ortsstatut, betreffend die Handelsschule in 
Hanau, wurde aın 28. März 1892 von dem Bezirksausschuss in 
Kassel genehmigt und trat sammt der zugehörigen Schulord- 
nung am 1. April 1892 in Kraft. Nach diesem Ortsstatut sind 
alle in der Stadt Hanau beschäftigten kaufmännischen Gehülfen 
und Lehrlinge unter 18 Jahren — falls sie nicht den Berechti- 
gungsschein zum einjährigen Freiwilligendienst oder durch eine 
besondere Prüfung den Besitz genügender Kenntnisse für den 
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kaufmännischen Beruf nachweisen — zum Besuche der Handels- 
schule an den festgesetzten Tagen und Stunden verpflichtet. 

Der Unterricht in der Handelsschule, welcher der schon 
erwähnte „Kaufmännische Verein“ durch seine bis dahin mit 
grossen Opfern veranstalteten Handelskurse wirksam vorgear- 
beitet hatte, erfolgt in 3 aufsteigenden Klassen, denen sich 
eine fakultative Oberklasse anschliesst. Im ersten Jahr des Be- 
stehens der Anstalt sind hiervon naturgemäss nur die Öber- 
klasse und die erste Klasse in Funktion getreten, die zweite 
Klasse folgte Ostern 1893, während die dritte Klasse Ostern 
1894 ins Leben treten wird. Die Lehrgegenstände sind wie 
folgt festgestellt: 


I. für die fakultative Oberklasse: 


Englische Korrespondenz 
Französische n 

Kaufmännisches Rechn 
Volkswirthschaftslehre EMMEN, 
Stenographie (System Gabelsberger) 


. wöchentlich 2 Stunden, 


i , „ 
Een" n 


n 


eu, DD 


” 

. 7 Stunden, 
II. für die Ill. Klasse — mit obligatorischem Schulbesuch —: 

Deutsch und Schönschreiben 

Kaufmännisches Rechnen . 

Französisch SE Re 1 

Geographie und Verkehrswesen 


zusammen 


. wöchentlich 2 Stunden, 


zusammen . 7 Stunden. 

Als Lehrer an der Handelsschule fungiren Mitglieder des 
Lehrerkollegiums an der städtischen Realschule. Das zur Er- 
hebung kommende Schulgeld beträgt 30 Mk., für die Ober- 
klasse 40 Mk. pro Jahr. Der Unterricht wird in den Unter- 
klassen im Sommer und Winter Morgens von 7—8, in der 
Oberklasse im Sommer von 7—8 Morgens, im Winter von 
1®/a bis 2°/ı Nachmittags ertheilt; die Wahl dieser Unterrichts- 
zeit hat bisher keinerlei Anstände ergeben. Die Frequenz der 
Unterklasse war so stark, dass sie schon im ersten Jahre in 
zwei Parallelabtheilungen zerlegt werden musste. Im Durch- 
schnitt besuchten im Jahre 1892 die Oberklasse 20, die Unter- 
klasse 90 Schüler. 

Nach den in der kurzen Zeit ihres Bestehens gemachten 
Erfahrungen erscheint es zweifellos, dass mit der Errichtung 
der obligatorischen Handelsschule in Hanau einem: vorhanden 
gewesenen dringenden Bedürfniss abgeholfen ist; die bisherigen 
Resultate sind nur erfreulicher Natur. 


Die Krankenversicherung der Dienstboten 
in Baden. 


Von Bürgermeister Siegrist in Karlsruhe. 


Der Aufsatz über die Krankenversicherung der Dienst- 
boten in No. 20 dieser Zeitschrift bedarf insofern einer 
Ergänzung, als er die neueste badische Gesetzgebung un- 
berücksichtigt gelassen hat. Da diese in der sozialpoli- 
tischen Fürsorge für Dienstboten am weitesten vorge- 
schritten sein dürfte, so hat eine kurze Darstellung des 
Rechtszustandes in Baden auch für die nichtbadischen 
Leser dieses Blattes sicher Interesse. 

Richtig ist, dass nach dem badischen Dienstboten- 
gesetz vom 3. Februar 1868 die Dienstherrschaft den 
Dienstboten, der ohne eigenes grobes Verschulden er- 
krankt, acht Tage lang zu verpflegen und die Kosten 
für den Arzt und die Arzneien zu übernehmen hat, und 
dass die Herrschaft zur Entlassung wegen unverschuldeter 
Krankheit nur berechtigt ist, wenn diese über 14 Tage 
andauert. Schon das badische Armengesetz vom 5. Mai 
1870 enthielt aber eine Bestimmung, welche die Einfüh- 
rung einer Krankenversicherung der Dienstboten sowohl, 
als der gewerblichen Arbeiter auf ortsstatutarischem Wege 
ermöglichte; $ 34 des erwähnten Gesetzes lautete nämlich: 


„Dienstboten, Fabrik- und Handarbeiter, Gewerbsgehülfen 
und Lehrlinge, welche am Ort, wo sie in Dienst oder. Arbeit 
stehen, nicht im Familienverband leben, können, auch wenn 
sie daselbst den Unterstützungswohnsitz haben, auf den An- 


trag der örtlichen Armenbehörde durch Gemeindebeschluss mit 
Staatsgenehmigung verpflichtet werden, zur Deckung des Auf- 
wands für zu ihrer Verpflegung im Fall der Erkrankung be- 
stimmte Anstalten besondere Beiträge bis zum Betrag von 
wöchentlich 6 Kr. (18 Pf.) zu entrichten, sofern sie nicht den 
Nachweis liefern, dass ihre Verpflegung in Krankheitsfällen in 
anderer Weise sichergestellt ist. Die Dienstherrschaften, Ar- 
beitgeber und Lehrherren haben die Öbliegenheit, für die bei 
ihnen in Dienst, Arbeit oder Lehre stehenden Verpflichteten 
die festgesetzten Beiträge zu bezahlen; sie sind dagegen be- 
rechtigt, deren Betrag von denselben zu erheben. Die Entrich- 
tung solcher Versicherungs-Beiträge berechtigt zu freier Ver- 
pflegung auf die Dauer von 8 Wochen. Wird die Verpflegung 
länger gewährt, so ist der weitere Aufwand aus dem Ver- 
mögen des Verpflegten oder von den nach Massgabe dieses 
Gesetzes Verpflichteten der Anstalt zu ersetzen.“ \ 

Diese auf armenrechtlicher Grundlage beruhende 
Krankenversicherung, welche in den meisten Orten des 
Landes durchgeführt war, erlitt zunächst eine wesentliche 
Einschränkung durch das Reichs-Krankenversicherungs- 
gesetz vom 15. Juni 1883, welches die sämmtlichen 
gegen Lohn oder Gehalt beschäftigten gewerblichen Ar- 
beiter der landesgesetzlichen Versicherung entzog, so dass 
ihr fortab nur noch die ohne Lohn oder Gehalt beschäf- 
tigten Gesellen und Lehrlinge, sowie die Dienstboten zu- 
gehörten. 

Eine weitere Aenderung bewirkte das Reichsgesetz 
vom 5. Mai 1886, die Unfall- und Krankenversicherungs- 
pflicht der in land- und forstwirthschaftlichen Betrieben 
beschäftigten Personen betreffend, indem das badische 
Ausführungsgesetz vom 24. März 1888 nicht nur die in 
der Land- und Forstwirthschaft gegen Gehalt oder Lohn 
beschäftigten Personen (einschliesslich der sogenannten 
landwirthschaftlichen Dienstboten) für krankenversiche- 
rungspflichtig erklärte ($ 14 das.), sondern noch weiter 
bestimmte, dass durch ortsstatutarische Vorschrift die 
Krankenversicherungspflicht erstreckt werden könne auf: 
1. die häuslichen Dienstboten; 2. diejenigen Personen, 
welche als Gesellen, Gehilfen oder Lehrlinge in kranken- 
versicherungspflichtigen Betrieben ohne Gehalt oder Lohn 
beschäftigt sind ($ 15 das.). Diese landesgesetzlich ver- 
sicherungspflichtigen Personen sollten zur Gemeindekran- 
kenversicherung, welche aber als landesgesetzliche von 
der reichsgesetzlichen Gemeindekrankenversicherung ge- 
trennt zu organisiren und zu verwalten war, herangezogen 
werden. Im Uebrigen galten die reichsgesetzlichen Vor- 
schriften über. die Gemeindekrankenversicherung, insbe- 
sondere auch diejenigen über die Höhe und Art der 
Unterstützungen, die Entrichtung der Beiträge etc., auch 
für die landesgesetzliche Versicherung mit der einzigen 
Ausnahme, dass durch Ortsstatut die Gewährung von 
Krankengeld an die landesgesetzlich versicherten Per- 
sonen ausgeschlossen werden konnte. Gleichzeitig wurde 
der oben aufgeführte $ 34 des Armengesetzes aufgehoben 
und weiter bestimmt, dass, soweit die Dienstboten kranken- 
versicherungspflichtig sind, die der Dienstherrschaft (nach 
dem Dienstbotengesetz) obliegende Fürsorgepflicht weg- 
fällt. Auf dieser gesetzlichen Grundlage entstanden in 
fast sämmtlichen Gemeinden Badens landesgesetzliche Ge- 
meindekrankenversicherungen (zumeist nur für die häus- 
lichen Dienstboten), vielfach in der Form von Bezirks- 
oder Distriktsverbandskassen. Die Zahl der versicherten 
Dienstboten betrug im Jahre 1891: 31305, davon 2899 
weibliche. 

Die Einrichtung einer besonderen landesgesetzlichen 
Gemeindeversicherung neben der reichsgesetzlichen hatte 
auf der Rechtsanschauung beruht, als sei die einfache 
Erstreckung der reichsgesetzlichen Krankenversicherungs- 
pflicht auf weitere Personenkreise im Wege der Landes- 
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gesetzgebung unzulässig. Nachdem sich aber allmählich 
auch die entgegengesetzte Ansicht in der Litteratur Gel- 
tung verschafft hatte (siehe Woedtke 4. Aufl. Anm. 1! 
zu $ 1 des K.-V.-G. und die dort angeführte Litteratur, 
Eger Anm. 1 u. s. w.), und nachdem ferner die Erfah- 
rung gelehrt hatte, dass die Verwaltung zweier Gemeinde- 
krankenversicherungen neben einander die Gemeinden 
unnöthig belaste, führte man gelegentlich der Aenderung 
des badischen Ausführungsgesetzes vom 24. März 1888, 
welche wegen der reichsgesetzlichen Novelle vom 10. April 
1892 nothwendig war, eine Verschmelzung der landes- 
gesetzlichen mit der reichsgesetzlichen Krankenversiche- 
rung herbei. Die badische Novelle vom 7.: Juli 1892 
schreibt nunmehr (in $ 17) vor, dass für die landesge- 
setzliche Krankenversicherung in allen Beziehungen, also 
auch hinsichtlich der Organisation, das Reichsgesetz vom 
15. Juni 1893 nebst den Ergänzungs- und Abänderungs- 
bestimmungen gelte. Nur die einzige Ausnahme bleibt 
bestehen, dass durch ortsstatutarische Bestimmung die 
Gewährung von Krankengeld an die häuslichen Dienst- 
boten und die ohne Lohn oder Gehalt beschäftigten Ge- 
sellen, Gehilfen und Lehrlinge ausgeschlossen werden kann. 

Nach dieser neuen Vorschrift ist also eine besondere 
landesgesetzliche Gemeindekrankenversicherung für die 
Dienstboten nicht mehr nothwendig. Sie werden vielmehr 
in den Organisationen versichert, welche für die reichs- 
gesetzlich Versicherungspflichtigen vorgesehen sind. Es 
können also für die Dienstboten besondere Ortskranken- 
kassen errichtet, oder sie können einer andern Ortskran- 
kenkasse unter den allgemeinen Voraussetzungen zuge- 
wiesen werden. Wird eine Ortskrankenkasse errichtet (eine 
Betriebs- oder Innungskrankenkasse ist bei den Dienst- 
boten nicht wohl denkbar) so werden sie bei der reichs- 
gesetzlichen Gemeindekrankenversicherung versichert. Eine 
eigene Ortskrankenkasse für Dienstboten hat bis jetzt 
unseres Wissens nur Karlsruhe errichtet. 

Von besonderer Bedeutung aber ist, dass die badische 
Gesetzesnovelle vom 7. Juli 1892 die häuslichen Dienst- 
boten kraft Gesetzes für versicherungspflichtig erklärt, 
also der Wohlthat der Krankenversicherung theilhaftig 
macht. Ausgenommen sind nur diejenigen, deren Be- 
schäftigung im Voraus durch den Arbeitsvertrag auf den 
Zeitraum von weniger als einer Woche beschränkt ist; 
aber auch auf diese letzteren kann die Versicherungspflicht 
ortsstatutarisch erstreckt werden. 

Somit hat sich in Baden die Krankenfürsorge für 
die Dienstboten aus einer beschränkten privatrechtlichen 
Verpflichtung der Dienstherrschaften durch das Stadium 
einer schon werthvolleren armenrechtlichen Versicherung 
zur nahezu vollkommenen Gleichheit mit der reichsge- 
setzlichen Krankenversicherung der gewerblichen Arbeiter 
ausgebildet. Sicherlich liegt darin nicht nur eine grosse 
Wohlthat für die Klasse der Dienstboten selbst, sondern 
auch eine Erleichterung für die Dienstherrschaften und 
für die Armenverbände. Dabei ist noch besonders be- 
merkenswerth, dass die Dienstbotenkrankenversicherung 
sich, wenigstens nach den hier in Karlsruhe gemachten 
Erfahrungen, verhältnissmässig billiger stellt, als die Kran- 
kenversicherung der gewerblichen Arbeiter. So hat hier 
die Dienstbotenkrankenversicherung bei niedrigen Bei- 
trägen (1!/2°/o des ortsüblichen Taglohns) einen ansehn- 
lichen Reservefonds angesammelt, während die reichs- 
gesetzliche Gemeindekrankenversicherung (gewerbliche 
Arbeiter) in der gleichen Zeit bei höheren Beiträgen (2 %/o 
des ortsüblichen Taglohns) stets Zuschüsse der Stadtge- 
meinde in Anspruch nahm, Zu erklären wird dieser Unter- 
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schied aus verschiedenen Umständen sein. Einmal findet 
bei den Dienstboten im Falle der Erwerbsunfähigkeit auf 
Grund des $S 7 Abs. Z, 2 K.-V.-G. fast ausschliesslich 
Krankenhausverpflegung statt, welche im Durchschnitt 
billiger ist, als die Gewährung von Krankengeld bei freier 
Behandlung, und welche gleichzeitig die Simulation und 
betrügerische Ausbeutung der Krankenkasse fast völlig ver- 
hindert. Ohnehin aber wird die Kasse von den Dienstboten 
nicht so intensiv ausgenützt, als von der Mehrzahl der 
gewerblichen Arbeiter, zumal da immer noch viele Herr- 
schaften ihre Dienstmädchen, wenigstens so lange sie nicht 
erwerbsunfähig sind, durch ihren Hausarzt behandeln lassen 
und sich mit der Zahlung der Arzneikosten durch die 
Krankenkasse begnügen. Auch diese Erscheinung der ver- 
hältnissmässig geringen Kostspieligkeit der Krankenver- 
sicherung der Dienstboten sollte dazu ermuntern, sie in 
den Staaten, wo sie noch fehlt, ebenfalls einzurichten. 
Die neueste badische Gesetzgebung kann dabei als Vor- 
bild dienen. 


Not1zen: 


Erziehung. 


Waisenhaus- statt Familienpflege in Duis- 
burg. Nachdem das Waisenhaus in Duisburg zu klein ge- 
worden, brachte die dortige Armenverwaltung die ihr zur Last 
fallenden Kinder mehr in Familien unter. Doch hat sich nach 
dem Urtheil des Oberbürgermeisters diese Art der Unter- 
bringung nicht als zweckmässig erwiesen, sodass man jetzt 
ganz zur Waisenhauspflege übergehen will. (Bekanntlich sind 
die Nachbarstädte Elberfeld und Barmen ebenfalls mehr für 
Anstaltspflege als für Familienpflege eingenommen). Die Armen- 
verwaltung hat sich nun entschlossen statt einer Erweiterung 
des vorhandenen Waisenhauses ein besonderes Waisenhaus für 
die katholischen Kinder errichten zu lassen. Die katholische 
Gemeinde erbot sich, das Waisenhaus zu bauen, wenn die 
Stadt Mk. 20000 dazu bewilligt. Als Gegenleistung wollte sich 
die erstere zur Aufnahme verwahrloster Kinder verpflichten und 
einen Pflegesatz zunächst auf 2 Jahre, dann auf weitere 20 Jahre 
mit der Stadt vereinbaren. In der Stadtverordnetensitzung trug 
man Bedenken sowohl gegen die konfessionelle Trennung der 
Waisenkinder als gegen die Subventionirung der Einrichtung 
einer konfessionellen Gemeinde und verwies deshalb die Sache 
zur Kommissionsberathung. 


Schulwesen. 


Einheitliche Volkserziehung. Auf der Östpreus- 
sischen Lehrerversammlung zu Königsberg hielt Lehrer Böhm ]. 
von dort am 9. d. M. einen Vortrag über die Nothwendigkeit 
einer lückenlosen und einheitlichen Volkserziehung, worin er 
u. a. folgende Leitsätze vertheidigte. Damit die Volkserziehung 
lückenlos werde, ist erforderlich: a) dass jeder Mutter von 
vorschulpflichtigen Kindern die zur Erziehung derselben nöthige 
Zeit gelassen werde; b) dass die Sorge für einen regelmässigen 
Schulbesuch nicht erlahme; c) dass die Schulpflicht bis zur 
Vollendung des 16. Lebensjahres ausgedehnt werde an Stelle 
der fast nirgend befriedigenden Fortbildungsschule; d) dass 
der Unterricht in den zwei letzten Schuljahren täglich zwei 
Stunden betrage und in die den Verhältnissen nach passendste 
Zeit verlegt werde; e) dass widerrufliche Beurlaubungen für 
diese zwei Jahre erfolgen mögen, sobald Kenntnisse und Be- 
tragen der Schüler dies rechtfertigen; f) dass der Konfirmanden- 
unterricht in das 15. und 16. Lebensjahr der Schüler verlegt 
werde; g) dass Volksunterhaltungsabende veranstaltet werden; 
h) dass das Kasernenleben genügend durch würdige ältere 
Personen überwacht werde. Die versammelten Lehrer brachten 
leider gerade der wichtigsten Forderung einer Ausdehnung 
der Schulpflicht bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres trotz 
der Einschränkungen, die der Referent selbst unter d und e 
machte, kein genügendes Verständniss entgegen, sondern nahmen 
statt der Sätze c—d einen Antrag Zameit-Österode an, der 
Einführung der obligatorischen Fortbildungsschule verlangte. 
Wenn solche Anschauungen in Lehrerkreisen herrschen, darf 
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man sich allerdings über den Mangel an Verständniss in 
anderen Theilen der Bevölkerung nicht wundern. 
ÜVeberfüllte Volksschulklassen. In Berlin ist 


man auf dem Wege, mit dem 6klassigen System zu brechen 
und das 7—Sklassige einzuführen. Dieselben Mängel wie dort, 
treten nun auch, wie der „Preuss. Lehrerztg.“ geschrieben 
wird, in anderen Grossstädten, z.B. Köln, bei dem 6klassigen 
System hervor, so dass schliesslich niemand weiss, wie viel 
Klassen die Schule hat: da hat man Parallelklassen, kombinirte 
Klassen etc. Diesem Chaos könnte nur durch eine generelle 
Ministerial-Verfügung ein Ende gemacht werden, und was im 
Bezirk Düsseldorf Norm ist, könnte doch auch anderwärts 
zum Besten der Schule eingeführt werden. Nach der letzten 
halbjährlichen Frequenznachweisung ist zwar die Durchschnitts- 
zahl der Schüler der einzelnen Schulklassen auf 62 gesunken, 
jedoch ohne dass damit die überfüllten Klassen beseitigt sind. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


ß Kaufmännische Fortbildungsschulen in Trier 
und in Düsseldorf. In dem soeben erschienenen Bericht der 
Handelskammer zu Trier für das Jahr 1892 findet sich (S. 3) fol- 
gende bemerkenswerthe Nachricht über die dortige kaufmän- 
nische Fortbildungsschule: „Das auf unseren Antrag von der hie- 
sigen Stadtverordnetenversammlung beschlossene Ortsstatut, wo- 
nach alle Handlungslehrlinge unter 18 Jahren — von begründeten 
Ausnahmen abgesehen — zum Besuche der von der Handels- 
kammer ins Leben gerufenen kaufmännischen Fortbildungs- 
schule verpflichtet werden, hat bisher nicht die Genehmigung 
erhalten; und da auch der bisherige Staatszuschuss für 1892/93 
verweigert worden ist, so scheint der Bestand der Schule für 
die Folge ernstlich in Frage gestellt, wenn seitens der Staats- 
regierung der Sache keine grössere Fürsorge zu Theil wird. 
Wir erachten es als eine soziale Nothwendigkeit, der gründ- 
lichen Ausbildung des jungen Kaufmannes weitgehendes In- 
teresse entgegenzubringen und haben uns deshalb auch nicht 
abhalten lassen, die Anträge auf Einführung des Schulzwanges 
und Bewilligung des Staatszuschusses zu erneuern.“ Bis jetzt 
scheint sich die kaufmännische Fortbildungsschule in Trier 
allerdings nicht allzukräftig entwickelt zu haben. Sie war in 
zwei Klassen getheilt. In der zweiten wurden 5 Stunden er- 
theilt (Rechnen 2, Deutsch 2, Französisch |), in der ersten 
4 Stunden (je 1 Deutsch, Französisch, Englisch und Rechnen). 
Die Zahl der. theilnehmenden Schüler betrug 27 im Sommer- 
semester 1891, und 39 im Wintersemester 1892/93. Man sollte 
doch denken, dass diese Zahlen beredt genug für die Nothwen- 
digkeit der Einführung des obligatorischen Besuches sprächen. 
— Die Durchschnittsfrequenz der kaufmännischen Fortbildungs- 
schule zu Düsseldorf hat sich — nach dem soeben erschie- 
nenen Jahresbericht der Handelskammer für 1892 — infolge 
der Bemühungen dieser Korporation gehoben. Er betrug 1890/91 
98; im Jahre 1891/92 durchschnittlich 115. Im Herbst 1891 
134, und seit September 1892 151. Dabei zeigt sich, wie be- 
richtet wird, dass die Geschäftsleute in erheblicher Zahl ihre 
Lehrlinge von vornherein zum Besuche der Schule verpflichten 
und zum Theil auch das Schulgeld für sie bezahlen. Deshalb 
stieg die Zahl der Klassen von 12 auf 17. Die erforderlichen 
Schulräume hat die Stadtverwaltung zur Verfügung gestellt. 
Die entstandenen Mehrkosten übernahm die Handelskammer, 
da die Regierung den bereits im vorigen Jahre gekürzten Bei- 
trag der Schule ganz entzogen hat. 

Fortbildungsschulen im KreisBromberg. Aus 
dem Kreise Bromberg wird der „Pos. Ztg.“ geschrieben: „Die 
gewerblichen Fortbildungsschulen haben sich in unserem Kreise 
nun vollständig eingebürgert und der Besuch derselben ist jetzt 
sehr regelmässig. Die anfängliche Antipathie gegen diese Ein- 
richtung hat sich gelegt, von den betheiligten Meistern selbst 
wird der Nutzen der Schulen anerkannt. Die geringe Zeitver- 
säumniss, die durch den Besuch der Schule entsteht, wird 
durch den guten Zweck derselben reichlich aufgewogen.* 


Niedere Handelsschulen in Oesterreich. In 
den letzten Jahren ist die österreichische Unterrichtsverwaltung 
bestrebt, an kleineren Handelsplätzen Schulen zu errichten, in 
welchen die Schüler 28 Stunden in der Woche zwei Jahre 
nach einander Unterricht in allen Fächern erhalten, welche für 
den Handel in Betracht kommen. Bisher bestehen solche An- 
stalten in Bozen, Wels, Steyr und Gablonz. Die betreffenden 
Schulen schliessen sich in ihrem Lehrplan eng an die unmittel- 
baren Bedürfnisse des Landestheils an. An Schulgeld werden 
30 fl. per Jahr erhoben. Eine besondere Verordnung setzt 
Prüfungskommissionen für das Lehramt in solchen zweiklassi- 


gen Handelsschulen ein, woraus wohl gefolgert werden darf, 
dass die Unterrichtsverwaltung beabsichtigt, die Zahl dieser 
Handelsschulen erheblich zu vermehren. 


Ärmenwesen. 


Landarmenverbände und ausserordentliche 
Armenlast in Preussen. Infolge des Gesetzes vom Il. Juli 
1891, welches am 1. April d. J. ins Leben trat, wonach die 
Landarmenverbände in Preussen verpflichtet sind, für Bewah- 
rung, Kur und Pflege der hülfsbedürftigen Geisteskranken, 
Idioten, Epileptischen und Blinden in geeigneten Anstalten zu 
sorgen, auch die allgemeinen Verwaltungskosten der Anstalten 
und die Kosten der von der Anstalt selbst bewirkten Beerdi- 
gungen zu tragen, sind begreiflicherweise die Kosten der Land- 
armenverbände bedeutend gestiegen, sie betragen z. B. beim 
Hannoverschen für 1893/94 Mk. 810048 gegen Mk. 595 345 im 
Vorjahr, also ca. Mk. 215000 mehr. Wie die „vorläufige Ver- 
theilung“ für 1893/94 ergibt, beträgt der vom Landarmenverband 
zu leistende neu hinzugekommene Zuschuss zu den Kosten der 
Bewahrung etc. hülfsbedürftiger ortsarmer Geisteskranken etc. 
im Ganzen Mk. 197435. Infolge der gegen früher erheblich 
gesteigerten Landarmenkosten sind selbstverständlich auch die 
Beiträge der zahlungspflichtigen Kreise zu jenen Kosten ent- 
sprechend in die Höhe gegangen, während andereıseits für die 
ÖOrtsarmenverbände durch die vom Landarmenverbande erfolgte 
Uebernahme der allgemeinen Verwaltungskosten und die da- 
durch ermöglichte Herabsetzung des von den Armenverbänden 
zu zahlenden Pflegegeldes, eine Ermässigung der zu erstatten- 
den Verpflegungskosten eingetreten ist. Die stattfindende 
Steigerung der von den Kreisen zu leistenden Zuschüsse zu 
den Landarmenkosten macht sich infolge der Ergebnisse der 
neuen Veranlagung zur staatlichen Einkommensteuer in be- 
sonders hohem Grade für die Stadtkreise bemerkbar, während 
sie für die Mehrzahl der Landkreise minder erheblich ist. 


Ko sit ein die nano vnzallkurrle npihlersien che 
sien. Nach den für 1893/94 veranschlagten Haushaltsetats der 
sieben Provinzial-Irrenanstalten Leubus (mit Pehsionsanstalt), 
Brieg, Bunzlau, Plagwitz, Kreuzburg, Rybnik und Tost ist für 
die Gesammtbedürfnisse dieser Anstalten insgesammt eine 
Ausgabe von Mk. 1803260 erforderlich; dies bedeutet gegen 
die Etats des Vorjahres ein Mehr von Mk. 167 678, an welchem 
die Anstalten in Plagwitz und Tost mit den höchsten Beträgen 
betheiligt sind. Dafür sind aber auch die etatsmässigen Stellen 
für geisteskranke Personen von 3067 auf 3340, also um 273 
vermehrt worden, wovon auf die Anstalt in Plagwitz 135 und 
auf die Anstalt in Tost 100 Stellen entfallen. Eine Zusammen- 
rechnung der Selbstkosten der Verpflegung etc. für die in den 
Anstalten untergebrachten Kranken ergibt für die einzelnen 
Anstalten mit Rücksicht auf die besonderen örtlichen Ver- 
hältnisse verschiedene Sätze. Im Durchschnitt betragen für 
1893/94 die etatsmässigen Selbstkosten aller Anstalten, wenn 
man das Pensionat in Leubus ausser Betracht lässt, dessen 
Verhältnisse besonders geartet sind, Mk. 522,57 auf Kopf und 
Jahr. Hiervon werden durchschnittlich Mk. 108,35 durch die 
bei den Anstalten erzielten Einnahmen, welche zum grössten 
'Theile in den Verpflegungskostenbeiträgen aus dem Vermögen 
der Kranken selbst oder vorhandener alimentationspflichtiger 
und -fähiger Verwandten bestehen, gedeckt. Alle übrigen 
Kosten hat bestimmungsgemäss, da es sich nur um heilbare 
und um gemeingefährliche Irre handelt, der Provinzialverband 
zu tragen, ohne dass auf die Armenverbände zurückgegriffen 
wird. Die eigenen Einnahmen der sieben öffentlichen Anstalten 
beziffern sich im Ganzen auf Mk. 391850 und sind im Ver- 
gleich zum Vorjahre mit Rücksicht auf die vermehrten Stellen 
um Mk. 20780 höher veranschlagt, der von dem Provinzial- 
verbande zur Unterhaltung der Irrenanstalten nach den Etats 
zu leistende Zuschuss aber beträgt Mk. 1313510 und hat sich 
gegen das Vorjahr um Mk, 129228 erhöht. Dieser erhöhte 
Zuschuss findet gleichfalls in der Vermehrung der Stellen seine 
Begründung. Haben die Kranken selbst oder ihre fürsorge- 
pflichtigen Verwandten Vermögen, so müssen die Selbstkosten 
voll erstattet werden, und zwar ist ein einheitlicher Verpfle- 
gungssatz für alle Anstalten normirt, der für Kranke der ersten 
Klasse Mk. 600 und für die in der zweiten Klasse verpflegten 
Personen Mk. 480 im Jahre beträgt. 


Krankenpflege. 


Krankenhausaufnahme in München. Es ist eine 
alte Klage, dass die Ueberweisung und Aufnahme von Armen 
oder Kassenmitgliedern in die Spitäler sehr häufig mit um- 
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ständlichen Formalitäten verknüpft ist. In besonders auffallen- 
der Weise trat dieses jüngst in München bei der Ueberweisung 
einer Kellnerin, welche der Ortskrankenkasse IV angehörte, zu 
Tage. Jene wurde, obwohl schwer krank, wegen Fehlens einer 
Bescheinigung vom Dienst habenden Beamten eine halbe, nach 
anderer Nachricht eine ganze, Stunde hingehalten, ehe sie 
Aufnahme fand. Zwar konnte ihr Tod, der zwei Tage später 
erfolgte, nicht auf jenes Warten zurückgeführt werden, immer- 
hin ergab sich der schwere Missstand, dass Laien entschieden, 
ob die Kranke sofort oder erst nach Beibringung einer Be- 
scheinigung eintreten sollte, von der nichts weiter abhing als 
die Frage des Kostenersatzes. Es ist bedauerlich, dass es erst 
eines solchen Falles bedurfte, um die Münchener Stadtver- 
waltung zu einer Verfügung an die Krankenhausverwaltung zu 
veranlassen, wonach künftig Aerzte über die Aufnahme ins 
Spital entscheiden, falls sich Kranke ohne die nöthigen Ein- 
weisungspapiere anmelden; hoffentlich nehmen aber andere 
Städte daraus einen Anlass, um ihre Einweisungs- und Auf- 
nahmeformalitäten thunlichst nach den Bedürfnissen der Kranken 
zu vereinfachen. 


Gesundheitspflege. 


Reichsseuchengesretz. Das wegen Auflösung des 
Reichstags nicht zur Verabschiedung gelangte Reichsgesetz 
(betreffend die Bekämpfung von gemeingefährlichen Krank- 
heiten) soll, wie die „D. med. Wochenschr.“ erfährt, vollständig 
umgearbeitet werden, und zwar unter Berücksichtigung der 
inzwischen aus der ärztlichen Welt hervorgegangenen Bedenken. 
Man hat vielfach die vorherige Unterbreitung des Entwurfes 
an die bestehenden ärztlichen Vertretungen gewünscht; es ist 
noch nicht entschieden, ob das geschehen wird, doch wird der 
Entwurf vermuthlich so frühzeitig veröffentlicht werden, 
eine allgemeine Kenntnissnahme und öffentliche Beurtheilung 
des wichtigen Gesetzes möglich ist. 

Hygienische Kurse für Verwaltungsbeamte in 
Preussen. Auf Anordnung des preussischen Ministeriums 
sollen an den hygienischen Instituten der Universitäten Breslau, 
Königsberg, Kiel, Berlin und Marburg hygienische Kurse für 
Verwaltungsbeamte eingerichtet und, soweit sich ein Bedürfniss 
dazu er gibt und die nächstgelegenen akademischen Aufgaben 
der erwähnten Anstalten es gestatten, von Zeit zu Zeit wieder- 
holt werden. Diese auf 14 Tage berechneten Kurse sollen 
den Theilnehmern durch Vorträge und Demonstrationen einen 
Einblick in die ihren Wirkungskreis berührenden Theile der 
Hygiene verschaffen. Diesem Zwecke will man die Sammlungen 
der Institute, sowie besonders die sanitären Einrichtungen der 
betreffenden Orte und ihrer Umgebung in möglichst ausgedehn- 
tem Masse nutzbar machen. Des Näheren wird es sich dabei 
um nachbezeichnete Gegenstände handeln: 1. die allgemeinen 
Aufgaben der Hygiene; Mortalitäts- und Morbilitätsstatistik, 
Krankheitsursachen; die krankheitserregenden Parasiten; 2. 
Boden und Wasser, Wasserversorgung im Grossen, Filterbetrieb; 
Brunnenanlagen; Hausfilter; 3. Wohnungshygiene; gesundheits- 
schädliche Bestandtheile der Luft; Ventilation ; Heizung, lokale 
und zentrale Heizanlagen; spezielle Wohnungshygiene, Schul- 
bauten, Krankenhäuser, Isolirbaracken, Arbeiterwohnungen, Ge- 
fängnisse; 4. die Entfernung der Abfallstoffe, Kanalisation, 
Rieselwirthschaft, Kläranlagen, Abfuhrsysteme; 5. Volksernäh- 
rung, Kost in öffentlichen Anstalten; Alkoholismus, Verfälschung 
der Nahrungsmittel, Fleischschau, Marktpolizei; 6. die wichtig- 
sten Theile der Gewerbehygiene; 7. Begräbnisswesen; 8. die 
Verhütung der übertragbaren Krankheiten, Desinfektionswesen. 
— Zu den einzelnen Kursen können 15 bis 20 Personen, an 
dem hygienischen Institut zu Königsberg jedoch nur 12 bis 15 
Theilnehmer zugelassen werden. Das Honorar ist auf 30 Mk. 
und 6 Mk. Institutsgebühren festgesetzt. * 

Hygienischelnstitute für Hamburg und Berlin. 
In Hamburg ist von Staats wegen ein hygienisches Institut 
begründet worden, das sich ziemlich weite Ziele steckt. Zunächst 
sollen darin alle in das Gebiet der Hygiene fallenden Unter- 
suchungen, einschliesslich der Markt-Kontrole der Nahrungs- 
mittel, ausgeführt werden. An erster Stelle hat die Anstalt 
hierbei Arbeiten für Hamburgische Behörden zu bewältigen. 
Weiterhin aber soll das Institut zugleich Lehranstalt sein, indem 
es Unterrichtskurse veranstaltet. Auch soll Geübteren gestattet 
werden, in der Anstalt wissenschaftliche Untersuchungen An- 
zustellen. So entspricht das Hamburger hygienische Institut 
ganz den gleichartigen Universitätsanstalten. Auch für Berlin 
wird die Errichtung eines städtischen hygienischen Laborato- 
riums angestrebt. Die Stadt hat nämlich für eine ganze Reihe 
hygienischer Untersuchungen die Kosten zu tragen, so bei der 
Ueberwachung des Brunnenwassers, der städtischen Wasser- 
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werke, der Kanalisationswerke und Rieselanlagen und vor allem 
bei der Prüfung beanstandeter Nahrungs- und Genussmittel 
und von Geheimmitteln. Diese Arbeiten werden jetzt von 
Privatchemikern oder vom hygienischen Universitätsinstitut 
ausgeführt, doch dürften die Gebühren, die die Stadt Berlin 
für alle diese Untersuchungen zu zahlen hat, dem gleichkommen, 
was die Errichtung und der Unterhalt eines städtischen hygie- 
nischen Laboratoriums kosten würde, 


Wohnungswesen. 


Baupolizeiordnung für Essen. Am l.d.M. haben 
die Stadtverordneten zu Essen einige Aenderungen in der Bau- 
ordnung angenommen, die verschiedene Härten beseitigen soll- 
ten, aber auch einige Verschärfungen in sozialpolitischer Rich- 
tung enthalten. So ist z. B. in der alten Verordnung bestimmt, 
dass Grundstücke bis zu °/a ihrer Gesammtfläche bebaut wer- 
den dürfen und mindestens 36 qm Hof vorhanden sein muss, 
Nach den neuen Vorschriften sollen Grundstücke nur bis zur 


Hälfte ihrer Gesammtfläche bebaut werden können und min- ' 


destens 50 qm Hofraum vorhanden sein. Wenig sympathisch 
muss. es hingegen berühren, dass man bei Erneuerungen vor- 
handener Bauten in der inneren Stadt es zuliess, die Grund- 
stücke bis zu °/s ihrer Grösse zu überbauen, falls die bisherige 
Bebauung dieses Mass erreicht hatte. 

Ass El urBObdachlosegder Stadt Berlin. Das 
Asyl für Obdachlose der Stadt Berlin (Fröbelstrasse), das in 
Folge des wachsenden Zuspruchs erheblich vergrössert wird, 
erfährt jetzt in der Diesterweg- und Wiesstrasse Anbauten, 
durch die zunächst für das nächtliche Obdach 20 neue Baracken 
mit je 50 Schlafstellen gewonnen werden, so dass dann 40 
Baracken mit 2000 Plätzen verfügbar sind; die gesammten 
Kosten des Erweiterungsbaues sind auf 1210000 Mark be- 
rechnet. Der Besuch im Familienobdach stellte sich für 1892/93 
auf täglich durchschnittlich 398 Personen einschliesslich 150 
Hospitaliten des Arbeitshauses in Rummelsburg, die, um Platz 
für eine Krankenstation zu gewinnen, nach dem Obdach ver- 
legt waren. Die 10653 Obdachlosen verursachten 114365 Ver- 
pflegungstage, ferner entstanden noch 30947 für die Hospita- 
liten; im Jahre 1891/92 waren durchschnittlich täglich 384, im 
Vorjahre nur 177 Personen vorhanden; die Steigerung erklärt 
sich für 1891/92 zumeist durch die längere Anwesenheit von 
107 russischen Auswanderern mit 39026 Verpflegungstagen; 
für 1892/93 kamen 10299 Verpflegungstage auf diese. Ueber- 
haupt befanden sich im Familienobdach im Berichtsjahr 1892/93 
2678 Familien und 1727 einzelne Personen mit 10653 Köpfen; 
in Bestand blieben am 1. April 1893 56 Familien mit 170 Köpfen 
und 86 Einzelpersonen. Von jenen 10653 Personen besuchten 
6094 oder fast 56 v. H. das Obdach einmal, 3241 oder 30 v. H. 
zweimal u. s. w. Die Verpflegung der Insassen des Familien- 
obdaches ohne Hospitaliten verursachte 45164 Mk. Kosten 
oder pro Tag und Kopf 0,395 Mk., als Miethsunterstützung 
wurden in 3363 Fällen bei der Entlassung 36849 Mk. gezahlt, 
d.h, gegen das Vorjahr mehr 17,8 v. H.; ferner wurden in 
263 Fällen die vom Vermiether zurückbehaltenen Sachen mit 
10967 Mk. oder durchschnittlich mit 41,7 Mk. eingelöst. Im 
Obdach für nächtliche Obdachlose fanden 1892/93 335 436 Per- 
sonen Aufnahme, darunter 320686 Männer, 14524 Frauen, 
gegen 334670 Personen im Vorjahre; die Zunahme betrug 
gegen 1890/91 sogar 59659 Personen. Die stärkste Frequenz 
zeigte der Januar 1893 mit 67687 Personen, die schwächste 
der September 1892 mit 8875; zum ersten Mal suchten das 
Obdach nur 13063 Männer, 478 Frauen auf, wiederholt kamen 
dagegen 307201 Männer, 14194 Frauen; wegen Nichtbeschaf- 
fung eines Unterkommens wurden 6650 dem Amtsanwalt vor- 
geführt. An Verpflegungskosten entstanden 31038 Mk. Die 
Gesundheitsverhältnisse im Obdach waren trotz der Ueber- 
füllung in den Wintermonaten gut, da von 335436 Personen 
nur 2882 krank befunden wurden. 

Ueberwachung der Schlafstellen in Gotha. 
In der Stadt Gotha wurde am 18, November 1892 eine Poli- 
zeiverordnung betreffend die Regelung des Schlafstellenwesens 
erlassen, welche zu Jahresanfang in Kraft trat. Sie stellt be- 
stimmte Anforderungen bezüglich der Mindermasse, der höchst 
zulässigen Belegung und der Trennung der Schlafstellen von 
der Wohnung des Vermiethers, der Ausstattung der Schlaf- 
und Waschgelegenheit, ihrer ordnungsmässigen Instandhaltung 
und Reinhaltung, der Ermöglichung ausreichender Lüftung und 
Beleuchtung und der Trennung der Geschlechter; zugleich 
sucht sie der Vermiethung der Schlafstellen zu unsittlichen 
Zwecken thunlichst vorzubeugen. Wie sehr solche Regelung 
des Schlafstellenwesens dem Bedürfniss entsprach, erhellt daraus, 


h dass nach Angabe des städtischen Verwaltungsberichtes für 1892 
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von 402 Schlafstellen, welche bis zum 1. Mai 1893 angemeldet 
waren, 69 Schlafstellen überhaupt nicht und 55 andere nur 
unter der Bedingung zugelassen werden konnten, dass Aen- 
derungen in dem baulichen Zustand oder in der Belegzahl u. s. w. 
vorgenommen wurden. 


(Gewerbewesen. 


Lohnzahlung an Minderjährige. Auf der am 
3. d. M. zu Langen abgehaltenen Generalversammlung des 
hessischen Landesgewerbevereins kamen auch die Erhe- 
bungen des Vorstandes hinsichtlich des $ 119a der Reichs- 
Gewerbeordnung zur Verhandlung. Die Umfrage bei einer 
Reihe von Ortsgewerbevereinen ergab, dass mehrere Vereine 
sich mit Vorbehalt für den Erlass beschränkender Bestimmungen 
in dieser Richtung, andere dagegen ausgesprochen; erstere 
wollen diese Bestimmungen für einen ganzen Kreis, wenn nicht 
das ganze Grossherzogthum erlassen wissen. Die Erhebungen 
sollen fortgesetzt werden. — Ferner erwiderte die Handels- 
kammer Frankfurt am Main auf eine Anfrage der Han- 
delskamıner zu Mainz, dass in ihrem Bezirk, also hauptsächlich 
in den beiden industriereichen Städten Frankfurt a. M. und 
Bockenheim, weder Gemeindeverwaltung noch Kommunalver- 
band ein derartiges Statut erlassen haben. Ein Bedürfniss dafür 
scheine vorläufig auch nicht vorhanden. Die Mehrzahl der EI- 
tern und Vormünder würde sofort die Erlaubniss zur unmittel- 
baren Auszahlung geben; die Beischaffung der Bescheinigung 
dieser Erlaubniss würde aber für die Fabrikanten, welche viele 
auswärts wohnende Arbeiter beschäftigen, ausserordentlich 
schwierig sein. Andererseits wäre die Auszahlung an die Eltern 
oder deren Stellvertreter in vielen Fällen höchst lästig und 
zeitraubend. 

Sirädtischen Nabrikanfscchtsbeamtensın 
Dresden. Ueber die Absicht der Dresdner Stadtverwaltung 
zur Beaufsichtigung der Gewerbebetriebe, in welchen Arbeite- 
rinnen oder jugendliche Arbeiter beschäftigt sind, einen eigenen 
Beamten anzustellen, entnehmen wir einer freundlichen Aus- 
kunft des Rathes der Stadt Dresden vom 14.d. M.: „In Folge 
der Wahrnehmung, dass vielfach Zuwiderhandlungen gegen 
die auf den Schutz der Arbeiter gerichteten Bestimmungen 
der Gewerbeordnung vorgekommen, ordnete das Königliche 
Ministerium des Innern hier im Mai dieses Jahres an, 1. dass 
in jeder gewerblichen Anlage, welche den Vorschriften der 
ss 135—139b der Gewerbeordnung unterliegt, und in der Ar- 
beiterinnen oder jugendliche Arbeiter beschäftigt werden, von 
der Ortspolizeibehörde jährlich mindestens eine ordentliche 
Revision vorgenommen werden solle; 2. dass Anlagen, die 
auch in der Zeit zwischen !/29 Abends und !/a6 Morgens oder 
an Sonn- und Festtagen betrieben werden, von Zeit zu Zeit 
einer bei Nacht oder Sonntags auszuführenden Revision unter- 
zogen werden sollen; 3. dass Anlagen, welche über 16 Jahre 
alte Arbeiterinnen beschäftigen, auch an den Vorabenden der 
Sonn- und Festtage nach !/»6 Uhr Nachmittags und an den übrigen 
Wochentagen nach Schluss der angezeigten Arbeitszeit revidirt 
werden sollen; 4. dass im Uebrigen ausserordentliche Revi- 
sionen der betreffenden gewerblichen Anlagen nach Bedürfniss 
und insbesondere dann vorgenommen werden sollen, wenn der 
Verdacht einer gesetzwidrigen Beschäftigung von Arbeiterinnen 
oder jugendlichen Arbeitern vorliegt. Alljährlich im November 
soll die Uebersicht über die Zahl der ausgeführten Revisionen, 
wie der revidirten Betriebe, über die hierbei gemachten Wahr- 
nehmungen und die gegen Besitzer gewerblicher Anlagen oder 
gegen ihre Betriebsleiter pp. wegen Zuwiderhandlung gegen 
die, die Beschäftigung von Arbeiterinnen oder jugendlichen 
Arbeitern betreffenden Bestimmungen rechtskräftig verfügten 
Strafen an die vorgesetzte Behörde eingereicht werden. Bei 
der grossen Zahl der in Frage kommenden hiesigen Betriebe 
erschien uns die Anstellung eines besonderen Aufsichtsbeamten, 
dem wir ausser der Registrandenführung schriftliche Aus- 
fertigungen, insbesondere die Berichtserstattung und nach Be- 
finden Vernehmungen und etwaige sonstige Erörterungen zu 
übertragen beabsichtigen, angemessen. Da die Stadtverordneten 
die ihnen deshalb gemachte Vorlage ablehnten, haben wir ver- 
suchsweise die Ausführung der Revisionen den Organen der 
Wohlfahrtspolizei übertragen: dieselben dürfen verordnungs- 
gemäss Äusserlich nicht als Polizeiorgane erkennbar sein, dürfen 
daher bei der Revision keine Uniform tragen.“ Man darf er- 
warten, dass auch andere Stadtverwaltungen bald das Bedürfniss 
nach Bestellung besonderer Beamten zur Wahrnehmung der 
Pflichten der Ortspolizei in der Beaufsichtigung gewerblicher 
Betriebe fühlen werden. Möchten anderwärts dann auch die 
Vertreter der Bürgerschaft sich dem dringenden Bedürfniss 
nicht verschliessen. 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte. 


Stadtrath Dr. K. Flesch in Frankfurt a. M.) 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer 


Verbandsangelegenheiten. 

Die Gewerbegerichte zu Biebrich a. Rh., Beuthen i. O.- 

Schl. und Eisenach sind dem Verbande beigetreten. Berlin hat 

einstweilen mitgetheilt, dass es auf die Verbandszeitschrift 
abonnire. 


Aus der Praxis. 

In wie weit ist ein Betriebsbeamter (Ma- 
schinenmeister einen Drwekeren)stürseınnlenren- 
sehen verantwortlich, das durch die bei ordnungsge- 
mässem Betriebsgang vorgesehene Nachprüfung seiner Arbeit 
durch einen anderen Betriebsbeamten (den Revisor) hätte ent- 
deckt werden müssen. (Entscheidung des Gewerbegerichts 
Mainz, mitgetheilt von Dr. Gassner). 

Der Maschinenmeister einer Buchdruckerei hat bei dem 
Druck eines in französischer und englischer Sprache erschie- 
nenen Kalenders die Rückseiten verwechselt, indem er auf die 
französische Vorderseite die englische Rückseite und umge- 
kehrt aufdruckte. Dieser Fehler wurde bei der Revision durch 
den Faktor übersehen und erst kurz vor Fertigstellung der 
ganzen Auflage entdeckt. Der Geschäftsinhaber machte im 
Wege der Klage einen Schaden von 140 Mk. gegen den Ma- 
schinenmeister geltend, indem er behauptete, dieser sei für den 
entstandenen Schaden verantwortlich, weil er durch Unacht- 
samkeit oder Nachlässigkeit die Rückseiten verwechselt habe. 
Das Gewerbegericht hat die Klage als unbegründet abgewiesen, 
davon ausgehend, dass der Maschinenmeister wohl für sauberen 
gleichmässigen Druck, richtiges Umschlagen oder Umbrechen 
der Formen u. s. w. verantwortlich sei, keineswegs aber für 
Fehler des Inhaltes, welche der Revision unterstellt und bei 
dieser übersehen worden sind. Im Fragefalle ist bei Herstellung 
der Kalender das allgemein übliche Verfahren eingehalten 
worden. Der Maschinenmeister hat die „Revisionsbogen“ ge- 
fertigt und erst mit dem Druck der ganzen Auflage begonnen, 
als er solche mit der Druckerlaubniss versehen, zurückerhalten 
hatte. Wie konstatirt wurde, ist die Pflicht des Revisors den 
ihm übergebenen Revisionsbogen nach jeder Richtung hin, 
namentlich aber auch in Beziehung auf Inhalt, einer genauen 
und eingehenden Prüfung zu unterziehen. Wäre diese Revision 
mit der nöthigen Sorgfalt geschehen, so wäre der Fehler ent- 
deckt und der entstandene Schaden vermieden worden. — Die 
gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung wurde als un- 
begründet verworfen. 

* R E5 

Zur Frage der Heimarbeiter, die in den vorigen 
Mittheilungen erörtert ward, berichtet die Tagespresse über 
ein neuerdings ergangenes Urtheil des Oberverwaltungsgerichts. 

Für den Streit zwischen zwei Krankenkassen kam es 
darauf an, festzustellen, ob eine erkrankte Frau als selbstän- 
dige Gewerbtreibende anzusehen sei oder nicht. Die Verpflegte 
selbst machte über ihre Beschäftigung folgende Angaben. Sie 
habe im Putzfedergeschäft in Akkord gearbeitet und pro Dutzend 
der abgelieferten Federn Bezahlung erhalten. Die Arbeit habe 
sie gewöhnlich zu Hause verrichtet, wohin sie das Material 
aus dem Geschäft mitgenommen habe. Nur wenn es sich darum 
handelte, die Fabrikation einer Neuheit zu erlernen, habe sie 
vorübergehend in den Geschäftsräumen gearbeitet. Ein dauern- 
des Lohnverhältniss habe nicht bestanden; sie habe Arbeit er- 
halten, so lange welche vorhanden war, andernfalls nicht. Dieses 
Verhältniss habe etwa drei Jahre ununterbrochen bestanden. 
Der Bezirksausschuss (zu Potsdam) hatte hieraus gefolgert, 
dass die Verpflegte Aussenarbeiterin gewesen sei. Auf Revi- 
sion des klagenden Armenverbandes hat der III. Senat des 
ÖOberverwaltungsgerichts am 12. Juni cr. die Sache zu erneu- 
ter Verhandlung in die Vorinstanz zurückverwiesen. Die Ver- 
pflegte sei hinsichtlich der Arbeitsausführung von der Firma 
gänzlich unabhängig, namentlich an keine bestimmten Arbeits- 
stunden und an keine bestimmte Dauer des täglichen Arbeits- 
quantums gebunden gewesen. Das aber sei gerade das Wesent- 
liche. Denn die für den Hausgewerbebetrieb entscheidende 
Selbständigkeit sei nicht eine wirthschaftliche, sondern eine 
persönliche, und bestehe darin, dass der Hausgewerbetreibende 
arbeiten kann, wenn er will, keine bestimmten Arbeitsstunden 
einzuhalten braucht, dass er die Arbeit nicht nothwendig selbst 
zu verrichten braucht, sondern durch andere ausführen lassen 


darf, dass er der Disziplin des Arbeitgebers nicht unterliegt, 


dass für ihn kein Recht und keine Pflicht zur weiteren Be- 
schäftigung oder zur Einhaltung einer Kündigung besteht. Alles 
das treffe hier zu, und auch an den sonstigen Merkmalen der 
Hausindustrie fehle es nicht. Was insbesondere das Erforderniss 
der eigenen Betriebsstätte angehe, so genüge den Industrien, 
die besondere Einrichtungen nicht erfordern, hierzu die Ar- 
beitsstätte, wie sie sich die Zeugin in der zu ihrer Verfügung 
stehenden Wohnung hergerichtet habe. 

Wir bemerken zu diesem Urtheil, dessen Motivirung be- 
sonders bezüglich der Unterscheidung zwischen persönlicher 
und wirthschaftlicher Abhängigkeit wohl aufrechtzuerhalten 
ist, dass es die von uns aufgeworfene Frage nicht entscheidet, 
und nicht entscheiden konnte. $ 119b, $ 125 der Gewerbeord- 
nung sprechen von Personen, welche für bestimmte Gewerbe- 
treibende ausserhalb der Arbeitsstätten der letzteren mit der 
Anfertigung gewerblicher Erzeugnisse beschäftigt sind, die 
unter den in $ 115—119a bezeichneten Arbeitern verstanden 
werden sollen. Der für das Urtheil massgebende $ 2 des Ge- 
setzes vom 10. April 1892 dagegen erklärt die Pflicht zum 
Beitritt in eine Krankenkasse für ausdehnbar auf „selb- 
ständige Gewerbetreibende, weleberiuneiee wen 
Betriebsstätten im Auftrag und für Rechnung anderer 
Gewerbetreibender mit der Herstellung oder Bearbeitung ge- 
werblicher Erzeugnisse beschäftigt werden (Hausindustrie), und 
zwar auch für die Zeit, während welcher sie vorüber- 
gehend für eigene Rechnung arbeiten.“ Die positive Vorschrift, 
dass jemand versicherungspflichtig gemacht werden kann, ob- 
wohl er kein Gewerbegehilfe, sondern selbständiger Gewerbe- 
treibender in eigener Betriebsstätte ist, hat gar nichts mit der 
Frage zu thun, ob jeder, der ausserhalb der Betriebs- 
stätte des Arbeitgebers arbeitet, dadurch allein aufhört 
Gewerbegehilfe zu sein. E. 


Dr Ed 


Vermischtes, 


Widerstand gegen die Errichtung von Ge- 
werbegerichten. In Darmstadt zögert die Bürger- 
meisterei infolge eines Gutachtens der gehörten Arbeitgeber 
ein Gg. zu errichten, sodass die Gewerkschaften nunmehr be- 
schlossen haben, bei den oberen Verwaltungsbehörden Schritte 
zu thun, um die Stadt zur Errichtung eines Gg. anzuhalten. 
Ebenso haben in Ruhrort und in Halberstadt die Stadt- 
verordneten-Versammlungen sich wiederholt geweigert, an die 
Organisation eines Gg. heranzutreten, sodass der Minister 
ersterer Stadt gegenüber mit der Errichtung gemäss $ 1 al.5 
des Ges. vom 20. Juli 1890 kraft ministerieller Anordnung ge- 
droht, in letzterer Stadt aber eine solche zwangsweise Errich- 
tung bereits verfügt hat. — Dieser Abneigung der Gemeinde- 
behörden gegenüber ist es doppelt interessant, wenn uns Herr 
Ober-Bürgermeister Gebeschus zu Hanau, der bis vor 
Kurzem als Bürgermeister zu Höchst a. M. Vorsitzender des 
dortigen Gg. war, in Anknüpfung an die in den vorigen Mit- 
theilungen enthaltene Besprechung des Lautenschlager’schen 
Aufsatzes mittheilt, dass er dem günstigen Urtheil, welches die 
Vorsitzenden des Stuttgarter und Frankfurter Gewerbegerichts 
über die Thätigkeit der sozialdemokratischen Beisitzer fällten, 
sich voll anschliessen könne. Auch dort habe stets zwischen 
den Beisitzern der Arbeiter und Arbeitgeber und ihm selbst 
volle Einstimmigkeit über das zu erlassende Urtheil geherrscht. 
Wir registriren diese Mittheilung sehr gern. Die schwache 
Betheiligung der Arbeitgeber bei den Wahlen, die zu Frank- 
furt, Berlin und in anderen Städten beklagt ward, ebenso wie 
die Abneigung der Gemeinden gegen die Errichtung von Ge- 
werbegerichten, hat zum grossen Theil ihren Grund in dem 
Misstrauen, das dadurch hervorgerufen ward, dass man seitens 
der Arbeiter die Wahlen als politische Aktion betrachtete. 
Vielleicht trägt es zur Verringerung des Misstrauens bei, wenn 
festgestellt wird, dass die einseitige Auswahl der Arbeiter- 
beisitzer, die auch wir aus manchen Gründen für misslich 
halten, doch der Rechtsprechung der Gg. bisher nicht geschadet 
hat, während es sich ganz von selbst versteht, dass für ein 
Gutachten oder einen Antrag eines Gg. nur der innere Werth 
der geäusserten Meinung und nicht die Parteistellung der An- 
tragsteller in Anschlag kommen darf. 


Anmerkung. Das Verzeichniss der bestehenden Ge- 
werbegerichte ist wegen Raummangel für die nächste Nummer 
der Mittheiluugen zurückgestellt worden. 
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Ortspolizei und Maximalarbeitstag. 
Von Dr. K. Oldenberg in Berlin. 


Die Novelle zur Gewerbeordnung vom 1. Juni 1891 
(Arbeiterschutzgesetz) ist in ihrer Tragweite im Einzelnen 
anscheinend bei weitem noch nicht genug bekannt. Dies 
gilt nicht in letzter Linie von den $S 120a bis e, die an 
die Stelle des $ 120 der alten Gewerbeordnung getreten 
sind. Schon nach dem alten $ 120 konnte die Polizei- 
behörde entweder im Verfügungswege für die Arbeiter 
einzelner Gewerbebetriebe oder im Verordnungswege für 
die Arbeiter eines ganzen Gewerbszweigs alles das ver- 
bieten, was ihrer Ansicht nach mit Rücksicht auf die 
besondere Beschaffenheit des betreffenden Gewerbebetriebs 
oder der Betriebsstätte für den Arbeiter gesundheitsschäd- 
lich war, sofern nur die Fortführung des Betriebs dann 
noch technisch möglich blieb, und sofern nicht schon 
der Bundesrath den betreffenden Gewerbszweig für das 
ganze Reichsgebiet reglementirt hatte. Die Novelle von 
1891 hat diese Befugniss hauptsächlich nach zwei Seiten 
erweitert: einmal darf nun die Polizei auch da zu Gunsten 
des Arbeiters eingreifen, wo es sich nicht um die Gesund- 
heit des Arbeiters handelt, sondern um die Bewahrung 
der guten Sitten und des Anstands (Trennung der Ge- 
schlechter, Ankleide- und Waschräume, Bedürfniss-Anstal- 
ten), und zweitens braucht die zu bekämpfende Gesund- 
heitsschädlichkeit nicht mehr mit der besonderen Be- 
schaffenheit des betreffenden Gewerbebetriebs zusammen- 
zuhängen.*) Die Tragweite der letzteren Bestimmung will 
ich versuchen zu verdeutlichen. 


*). Nach den Motiven zur Novelle war allerdings auch eine 
Beschränkung der früheren Befugnisse beabsichtigt: eine Polizei- 
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Dabei soll an einen Vorgang angeknüpft werden, 
über den der jüngst ausgegebene Verwaltungsbericht der 
Stadt Leipzig für das Jahr 1891 berichtet, und den diese 
Zeitschrift in ihrer Nummer 27 bereits auszugsweise mit- 
getheilt hat, Es handelt sich um die Arbeitsdauer der 
Leipziger Pferdebahnkutscher und -Kondukteure. Der mit 
der städtischen Gesundheitspolizei betraute Medizinalrath 
Dr. Siegel stellte auf Veranlassung der Kreishauptmann- 
schaft fest, dass die im Durchschnitt 15— 16stündige 
Dienstzeit auch bei Freigabe jedes vierten Tages in der 
That eine Ueberanstrengung bedeute; ehe aber noch die 
Polizei zum Eingreifen die Zeit fand, was sie ohne Zweifel 
beabsichtigte, hatte die Direktion der Pferdebahn-Aktien- 
gesellschaft aus freien Stücken die Dienstzeit um minde- 
stens drei Stunden täglich verkürzt. 

Welche gesetzliche Grundlage hatte die Polizeibehörde, 
in diesem Falle die Kreishauptmannschaft, bei ihrem be- 
absichtigten Einschreiten gegen übermässige Arbeitszeit? 
Es soll hier davon abgesehen werden, dass möglicher Weise 
in diesem Falle geplant war, ohne gesetzliche Grundlage, 
praeter legem vorzugehen, nämlich mittels der Drohung, 
der Pferdebahngesellschaft die Betriebskonzession zu ent- 
ziehen. Ein derartiges Vorgehen gegen inhumane Pferde- 
bahnunternehmungen ist neuerdings mannigfach vorge- 
kommen und auch zum Beispiel in dem Falle Münchens 
in weiteren Kreisen bekannt geworden. Für die uns hier 
interessirende Rechtsfrage kommt es darauf an, ob die 
Verkürzung der Arbeitszeit rechtlich erzwingbar war. 

Sie war das meines Erachtens sogar auf Grund der 
damals (1890/91) .noch gültigen alten Gewerbeordnung: 
S 120 der alten Gewerbeordnung dürfte anwendbar ge- 
wesen sein. Die Dauer der Dienstzeit war nach Ansicht 
des zuständigen Arztes gesundheitsschädlich, und dass 
die ungewöhnlich lange Dauer der täglichen Dienstzeit 
bei den Pferdebahnen mit der „besonderen“ Natur des 
Pferdebahnbetriebs zusammenhängt, scheint mir unbe- 


verfügung sollte nur dann statthaft sein, wenn nicht schon 
eine bezügliche Polizei- oder Bundesrathsverordnung für den 
betreffenden Gewerbszweig vorhergegangen war. Diese Absicht 
der Regierung ist aber eigenthümlicher Weise weder im Ent- 
wurf der Novelle noch in dem endgültigen Gesetzestexte zum 
Ausdruck gekommen, und es muss schon dabei bleiben, dass 
Verordnung und Verfügung neben einander bestehen dürfen. 
Wenn beispielsweise in Stendal eine Polizeiverordnung vorge- 
schrieben hätte, dass in den Schneiderwerkstätten auf jede 
Person mindestens 8 Kubikmeter Luftraum entfallen müsse, 
so könnte trotzdem noch die Stendaler Polizei für den Schneider- 
meister N. N. verfügen, dass er wegen seiner in besonders 
ungesunder Umgebung gelegenen Werkstatt zehn Kubikmeter 
auf die Person zu rechnen habe. 


streitbar. Auch in den Motiven des Entwurfs der Ge- 
werbeordnungsnovelle*) heisst es: „Der Bundesrath hat 
sich schon bisher auf Grund des $ 120 für ermächtigt 
gehalten, für solche Gewerbe, in welchen gewisse damit 
verbundene besondere Gefahren nur durch Beschränkung 
der täglichen Arbeitszeit beseitigt oder auf ein erträgliches 
Maass zurückgeführt werden können, für die tägliche Ar- 
beitszeit ein höchstes Maass vorzuschreiben, und von dieser 
Ermächtigung auch z. B. bei Erlass der Vorschriften über 
die Einrichtung und den Betrieb der Bleifarben- und 
Bleizuckerfabriken (Bekanntmachung des Reichskanzlers 
vom 12. April 1886, Reichs-Gesetzbl. S. 69) Gebrauch 
gemacht“, Was aber für den Bundesrath recht, ist für 
alle Polizeibehörden billig. In der That liegt die Anwen- 
dung des $ 120 auf die Arbeitsdauer so auf der Hand, 
dass man erstaunt, wie diese Konsequenz so lange fast 
unbeachtet bleiben konnte. 


1. 


Wie stellt sich nun die Rechtsfrage heute, auf Grund 
der Novelle von 1891? Unzweifelhafı noch viel klarer, 
sofern das Erforderniss des Zusammenhangs mit der be- 
sonderen Natur der betreffenden Gewerbebetriebe fallen 
gelassen worden ist. Offenbar ist diese neue Formulirung 
in erster Linie für die Arbeitsdauer von Bedeutung; denn 
die Mehrzahl der anderen sanitären Polizeivorschriften 
werden ihrer Natur nach mit der besonderen Beschaffen- 
heit der betreffenden Gewerbebetriebe unter allen Um- 
ständen zusammenhängen. Gerade der Pferdebahnbetrieb 
ist eine Ausnahme, sofern bei ihm die thatsächliche Länge 
der täglichen Dienstzeit mit der spezifischen Natur des 
Betriebs Zusammenhängt; aber für die grosse Mehrzahl 
der Betriebsarten ist erst durch die Novelle die Möglichkeit 
der Verordnung eines Maximalarbeitstages gegeben. Seit 
dem Inkrafttreten der Novelle vom 1. Juni 1891, d. ı. 
seit dem 1, AprilL1892, kann’jede Polizeibehörde 
aus gesundheitlichen Gründen für jedes beliebige 
Gewerbe und für jeden beliebigen einzelnen Be- 


trieb einen Maximalarbeitstag für die Arbeit- 
nehmer festsetzen. 
II. 
Es ist dabei nur ein Bedenken zu erwähnen, mit 


dem es eine eigenthümliche Bewandtniss hat. 

Dem S$ 120e der Novelle findet sich der folgende 
dritte Absatz neu eingefügt: „Durch Beschluss des Bundes- 
raths können für solche Gewerbe, in welchen durch über- 
mässige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Gesundheit 
der Arbeiter gefährdet wird, Dauer, Beginn und Ende 
der zulässigen täglichen Arbeitszeit und der zu gewährenden 
Pausen vorgeschrieben und“ (was sich von selbst versteht) 
„die zur Durchführung dieser Vorschriften erforderlichen 
Anordnungen erlassen werden“. Diese Bestimmung setzt 
den aufmerksamen Leser in Erstaunen, weil sie dem Bun- 
desrath eine Befugniss gibt, die schon in seiner vorher 
ausgesprochenen allgemeinen Befugniss, die Gesundheit 
der Arbeiter durch Verordnungen zu schützen ($ 120a, 
Absatz 1 und 4; $ 120e, Absatz 1), mit enthalten war. 
Dass hier wirklich ein gesetzgeberischer Lapsus vorliegt, 
bestätigt sich, wenn wir den betreffenden Passus der amt- 
lichen Motive zur Novelle prüfen. Es wird dort als Zweck 
jenes $ 120e, Absatz 3 hingestellt, dem Bundesrath die 


*) Entwurf eines Gesetzes betreffend die Abänderung der 
Gewerbeordnung nebst Begründung. 2. res Berlin 1890, 
Heymann. Seite 49. 
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Befugniss zur Verordnung eines Maximalarbeitstages auch 
ohne Zusammenhang mit der besonderen Natur des Ge- 
werbebetriebs zu geben; es empfehle sich, so wird hinzu- 
gefügt, eine so tief einschneidende Befugniss nur dem 
Bundesrath und nicht den Polizeibehörden zu geben. 
Nun ist aber das ehemalige Erforderniss des Zusammen- 
hangs mit der besonderen Natur des Gewerbebetriebs 
schon in dem massgebenden allgemeinen $ 120a fallen 
gelassen worden, wie das auch die Motive an der ein- 
schlägigen Stelle (a. a. ©. Seite 48) gebührend hervor- 
heben. $ 120e, Absatz 3 ficht also gegen Windmühlen- 
flügel. Der Absatz ist in der T’hat bedeutungslos. Er war 
offenbar am grünen Tische entworfen worden, ehe man 
an die Aenderung des $ 120a dachte, und als man diesen 
nachträglich formulirte, vergass man, jenen Absatz mit 
ihm ın Einklang zu setzen, bezw. zu streichen. 


Was ist nun Rechtens? Der Regierungsentwurf 
bezweckte zweierlei: 1. die Befugniss des Bundesraths 
zur Regelung der Arbeitszeit auszudehnen, 2. dabei aber 
die Befugniss zur Regelung der Arbeitszeit auf den Bun- 
desrath zu beschränken. Der erstere Zweck war verfehlt, 
weil überflüssig, und es könnte gefragt werden, ob nicht 
schon deshalb auch der zweite Zweck für nicht 
gelten müsse. Der zweite Zweck ist aber jedenfalls darum 
verfehlt worden, weil er, obgleich in den Motiven aus- 
gesprochen, doch im Gesetz überhaupt keinen Ausdruck 
gefunden hat. Mit dem Augenblicke, wo die Befugniss 
des Bundesraths, die Arbeitszeit zu regeln, in ihrem 
ganzen Umfange schon in den $ 120a aufgenommen war, 
musste es in $ 120e lauten: en, eh Beschluss je 
Bundesraths können“ etc, wenn die Befugniss der Poli- 
zeibehörden nach dieser Seite abgeschnitten werden sollte. 
Da das Wörtchen „nur“ im Gesetzestexte fehlt, so kann 
von einer Minderung der in $ 120a den Polizeibehörden 
gegebenen Befugniss durch jenen dritten Absatz von 120e 
keine Rede sein. Soll der Absatz überhaupt jetzt noch 
irgend einen Sinn haben, so kann es nur der sein, des 
Nachdrucks halber auch für den flüchtigen Leser ausser 
Zweifel zu stellen, dass der Bundesrath die Arbeitszeit regeln 
dürfe. Auf diese Befugniss des Bundesraths gründet sich ja 
ein grosser Theil des schon damals theilweise beabsich- 
tigten Vorgehens, das jetzt durch die grossen Enqueten der 
arbeiterstatistischen Reichskommission über die Arbeitszeit 
der Bäcker, Conditoren, Müller u. s. w. vorbereitet wird. 
In diesem Sinne einer emphatischen Wiederholung wird 
besten Falls die Mehrheit des Reichstags den Absatz auf- 
gefasst haben, während der andere gesetzgebende Faktor 
eine klare Vorstellung von dessen Sinn überhaupt nicht 
besass. 

Es ist somit die Befugniss, einen Maximalarbeitstag 
vorzuschreiben, zum Ueberfluss wiederholt worden nur 
für den Bundesrath, nicht für die Polizei, aber dieser 
Umstand erschwert nur die Durchsichtigkeit der Rechts- 
lage, er berührt nicht die Befugniss der Polizei. Es geht 
übrigens auch aus dem Berichte der Reichstagskommission*) 
hervor, dass in dieser Kommission ohne Widerspruch die 
Meinung zum Ausdruck gekommen ist schon in $ 120a—c 
sei die Regelung der Arbeitszeit mit enthalten. 


Iv; 


Die den Polizeibehörden somit gegebene Befugniss 
zum Verbot gesundheitsschädlicher Arbeitsdauer ist so 
folgenreich, dass sich ihnen eine neue Aera sozialpoli- 


*) Drucksachen der Reichstags-Session 1890/92, No. 190, 
Seite 53, 54. 
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tischen Wirkens damit öffnet. Schon der Umstand, dass 
der Bundesrath gegenwärtig durch Regelung der Arbeits- 
zeit im Bäcker-, Müller-Gewerbe u. s. w. die Aufmerk- 
samkeit auf sich zieht, wird auch für die Polizeibehörden 
die Frage auf die Tagesordnung bringen. 

Das Eingreifen der Polizeibehörden wird natürlich 
durch die Konkurrenz mit dem Bundesrathe keineswegs 
überflüssig, auch wenn der Bundesrath eine fieberhafte 
Thätigkeit entwickeln sollte. Der Bundesrath wird vor 
der Hand mehr als genug zu thun haben, wenn er die 
über das ganze Reich verbreiteten Gewerbe regelt. Auf- 
gabe der Polizeibehörden ist es, die nur örtlich vor- 
kommenden Gewerbe zu regeln, sowie auch diejenigen 
Gewerbe zu regeln, bei denen eine gesundheitsschädliche 
Ausdehnung der Arbeitszeit nur örtlich vorkommt. Die 
Polizeibehörden können ausserdem durch ihr örtliches 
Vorgehen eine spätere allgemeine Regelung durch den 
Bundesrath vorbereiten. 

Noch von einem anderen Gesichtspunkt ist eine Ar- 
beitstheilung zwischen Bundesrath und Polizei geboten. 
Alle diejenigen Gewerbe, die nicht vorzugsweise für den 
lokalen Absatz produziren, werden besser der bundesräth- 
lichen Reglementirung vorbehalten, weil hier jede örtlich 
verschiedene Regelung die Konkurrenzbedingungen em- 
pfindlich verschieben würde. Denn wenn man auch mehr 
und mehr einzusehen beginnt, dass Verkürzung der Ar- 
beitszeit keineswegs nothwendig Minderung der Renta- 
bilität des Betriebs bedeutet*), so gilt diese Wahrheit doch 
leider nicht allgemein. Die Ortspolizeibehörden werden 
daher in der Hauptsache auf die Gewerbe mit örtlich be- 
grenztem Absatz, also namentlich auf das Handwerk 
ihr Augenmerk zu richten haben. 

Die Regelung der Dienstzeit im Pferdebahnbetriebe, 
von der unsere Erörterung ausging, scheint auf den ersten 
Blick hierher zu gehören. Es erhebt sich indess hiegegen 
ein Bedenken. Nach ihrem $ 6 ist die Gewerbeordnung 
auf den Eisenbahnbetrieb nicht anwendbar; das Recht, 
die Arbeitszeit zu regeln, erstreckt sich also auf Eisen- 
bahnarbeiter nicht. .Nun fragt es sich, ob die Pferdebahnen 
zu den Eisenbahnen gehören. Zur Zeit, als die Gewerbe- 
ordnung entstand, gab es Pferdebahnen in Deutschland 
erst wenige. Als 1890/91 die Leipziger Polizei gegen die 
Leipziger Pferdebahngesellschaft vorging, war die Frage 
strittig. Seitdem scheint man mehr zu der Auffassung zu 
neigen, die Pferdebahnen seien als Eisenbahnen zu be- 
handeln, also von der Gewerbeordnung eximirt. Wenigstens 
hat die preussische Regierung unlängst dieser Auffassung 
Ausdruck gegeben**). Mir scheint diese Auffassung mit 
$S 37 der Gewerbeordnung nicht vereinbar. Aber wie dem 
auch sei, bei der Unsicherheit der Rechtsfrage werden 
die Polizeibehörden sich besser zunächst nach einer an- 
deren Richtung wenden. Die Ueberarbeitung der Pferde- 
bahnbediensteten ist zwar ein öffentlicher Skandal trotz 
der vor einigen Jahren vielfach erzielten Besserungen; 
bei einem Theil der Berliner Pferdebahnen z. B. sind 
die Kutscher und Kondukteure noch schlechter gestellt, 
als in Leipzig vor dem Eingriff der Polizei. Aber man 
wird sich hier vor der Hand mit den bündigen Ver- 
sprechungen des Herrn von Berlepsch begnügen müssen, 
dass dem Reichstage demnächst der Entwurf eines Spezial- 


*) Brentano: Ueber das Verhältniss von Arbeitslohn und 
Arbeitszeit zur Arbeitsleistung. 2. Auflage, Leipzig 1893, Verlag 
von Duncker & Humblot. 


**) Begründung zu dem Gesetzentwurf über die Bahnen 
unterster Ordnung. Drucksachen des Herrenhauses, Session 
1892, No. 34, Seite 17. 
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gesetzes für die Arbeiter des Verkehrsgewerbes vorgelegt 
werden solle. 

Im eigentlichen Handwerk findet sich dagegen für den 
polizeilichen Eingriff der weiteste Spielraum. Ich möchte hier 
hervorheben, dass eine Beschränkung der Arbeitszeit sogar 
dem Arbeitgeber keineswegs in allen Fällen unsympathisch 
sein wird. Ebenso wie es in der Grossindustrie vorkommt, dass 
Arbeitgeber gern ihren Arbeitstag verkürzen würden, wenn 
nur die Konkurrenten es auch thun, und dass sie dafür 
selbst den gesetzlichen Zwang begehren, ebenso kommt 
das auch im Handwerk vor. So würden viele örtliche 
Vereinigungen der Barbierprinzipale (jetzt meistInnungen) 
es zweifellos auf das lebhafteste begrüssen, wenn sie einen 
Maximalarbeitstag bekämen. Die Barbierherren und na- 
mentlich ihre Gehülfen haben einen Arbeitstag von ganz 
ausserordentlicher Länge. Durch Rücksicht auf den Kunden- 
fang steigern sie sich gegenseitig die Arbeitszeit in die Höhe, 
ähnlich wie das im Detailhandel geschieht ; frühere Versuche, 
durch Verabredung die Arbeitszeit zu reduziren, sind an 
eben dieser Klippe gescheitert, gleichfails wie im Detail- 
handel, und es wird mit Bedauern empfunden, dass die 
Innungen nach dieser Seite keine Zwangsbefugniss haben. 
Freilich würde die Polizei nur die Arbeitszeit der Ge- 
hülfen beschränken können, aber auch damit wäre den 
Prinzipalen an manchem Orte und noch mehr den Gehülfen 
gedient. Es muss freilich berücksichtigt werden, dass die 
Barbierarbeit infolge der vielen Pausen keine sehr an- 
strengende ist; aber ein gewisses Mindestmass von Freizeit 
zwischen Dienst und Schlaf liegt doch auch im Interesse der 
Gesundheit, namentlich an Orten, wo die Gehülfen wenig 
ausser dem Hause zu thun haben. Das Bedürfniss eines 
Maximalarbeitstages tritt im übrigen im Handwerk so 
mannigfach hervor, dass man in Verlegenheit ist, welches 
Beispiel man herausgreifen soll. Um wenigstens eins zu 
nennen, erinnere ich an das Schneiderhandwerk. 
Die Verhältnisse liegen überdies trotz gewisser durchgehen- 
der Grundzüge örtlich so verschieden, dass vielleicht die 
dringendsten Fälle nur einer genauen örtlichen Sachkunde 
zugänglich sind 

Hauptsache bleibt es natürlich immer, an Ort und 
Stelle nachzuforschen, wo sich eine Gelegenheit zum 
Eingriff bietet. Vielfach werden die Beamten der Gewerbe- 
inspektion, von denen ja auch bisher die Anregung zu 
polizeilichen Arbeiterschutzbestimmungen in erster Linie 
auszugehen pflegte, sich als geeignete Auskunftspersonen 
darbieten; ihr Geschäftskreis ist ja jetzt auch auf das 
Handwerk erstreckt worden. Hauptsächlich aber wird 
man sich an die Aerzte der Arbeiterversicherungskassen 
halten müssen. Dass vor Erlass einer Verordnung die 
betroffenen Arbeitgeber gehört werden, versteht sich von 
selbst. Aber auch die Arbeiter sollte man fragen. Der 
Eindruck einer solchen Verordnung auf die Arbeiter selbst 
würde dann viel günstiger, die Durchführung viel leichter 
sein, wenn sie das Gefühl bekommen, bei der Verordnung 
mitgewirkt zu haben. Auch für die blosse Feststellung des 
Thatsächlichen ist es nicht ganz gleichgültig, dass beide 
Theile, Arbeitgeber und Arbeiter befragt werden. Man sieht 
das z. B. aus den erheblichen Differenzen, die sich in einem 
neuerlichen Falle gerade in Bezug auf die Arbeitszeit zwischen 
den Ermittelungen der Fabrikinspektion und den Angaben 
eines Arbeiters ergeben haben*), oder aus der neuen amt- 
lichen Erhebung über die Arbeitszeit im deutschen Bäcker- 
gewerbe. 

*) F. J, Ehrhart: Die Zustände der Badischen Anilin- 


und Soda-Fabrik. 2. Auflage. Mannheim 1892, Verlag der Mann- 
heimer Aktiendruckerei, Seite 10 fl. 


Zum Schluss will ich bemerken, dass mindestens in 
einem Falle eine Polizeibehörde von der fraglichen Befug- 
niss schon Gebrauch gemacht hat, und zwar eine preussi- 
sche. Die mir bei der Korrektur dieser Zeilen zugehenden 
Jahresberichte der preussischen Fabrikinspektion für 1892 
erzählen auf Seite 160 von einer Maschinenfabrik der 
Provinz Sachsen, die wegen andauernder Ueberhäufung 
mit Aufträgen eine grosse Zahl von Lehrlingen Tag und 
Nacht beschäftigte: „Da alle gütlichen Vorstellungen nicht 
halfen, so wurde eine polizeiliche Verfügung auf Grund 
des $ 120“ (soll heissen 120c) „der Gewerbeordnung 
herbeigeführt, wonach diese Arbeiter nicht länger als 12 
Stunden beschäftigt werden und die Tag- und Nacht- 
schichten wöchentlich abwechseln sollten.“ 


Die Novelle zum Unterstützungswohnsitz- 
gesetz. 


Von Dr. E. Thoma, Bürgermeister in Freiburg i. Br. 


Durch die Auflösung des Reichstags ist das Inkraft- 
treten der Novelle zum Unterstützungswohnsitzgesetz leider 
auf unbestimmte Zeit hinausgerückt. Andererseits aber ist 
dadurch die Möglichkeit gegeben, noch in letzter Stunde 
einige Wünsche aus der Praxis zur Kenntniss zu bringen 
und zur Berücksichtigung zu empfehlen. 

Im Allgemeinen kann man mit den Vorschlägen so- 
wohl in der Regierungsvorlage als auch in dem Berichte 
der Reichstagskommission nur einverstanden sein. Die 
beabsichtigten Aenderungen sind in No. 21 dieser Zeit- 
schrift S. 177 zusammengestellt. Eine nothwendige und 
gerechte Bestimmung ist insbesondere auch im Antrag 
Baumbach enthalten, wonach der Erwerb eines neuen 
Unterstützungswohnsitzes mit dem vollendeten sechzigsten 
Lebensjahr ausgeschlossen sein soll. Es ist mir bekannt, 
dass Personen, die das 60. Lebensjahr längst überschritten 
hatten und schon erwerbsunfähig waren, die vorher nie- 
mals ihren Heimathsort verlassen hatten, bald mit, bald 
gegen ihren Willen in die Stadt verpflanzt und unter Zu- 
hilfenahme aller möglichen Mittel zwei Jahre lang über 
Wasser gehalten wurden, um dann sofort der öffentlichen 
Armenpflege, jetzt natürlich derjenigen der Stadt, zur 
Last zu fallen. Eine grössere Stadt kann unmöglich die 
Neuanziehenden so genau überwachen, um einem solchen 
Treiben, das den Grundgedanken des Unterstützungs- 
gesetzes geradezu auf den Kopf stellt, jedesmal rechtzeitig 
auf die Spur zu kommen. 

Was die Herabsetzung der Altersgrenze für den Er- 
werb und Verlust des Unterstützungswohnsitzes anlangt, 
so möchte ich nochmals, obwohl dieser Antrag in der 
Kommissionsberathung bereits mit Majoritätsbeschluss ab- 
gelehnt worden ist, die Annahme des 19. Lebensjahres 
schon der Rechtsgleichheit wegen, befürworten, da dann 
der thatsächliche Erwerb, bezw. Verlust des Unterstützungs- 
wohnsitzes mit der Erlangung der Volljährigkeit zusammen- 
fallen würde. Doch dies ist nicht der einzige Grund. Die 
Lehrlingszeit endigt, wenigstens bei uns in Süddeutsch- 
land, in der Regel mit oder nach dem 17. Lebensjahr, 
Eine alte Erfahrung aber lehrt, dass gerade der junge, 
kaum der Lehre entwachsene Arbeiter in seinen ersten Ge- 
sellenjahren am häufigsten seinen Beschäftigungsort wech- 
selt. Er geht, um Land und Leute kennen zu lernen, in 
die Fremde und macht seine Wanderjahre durch, bevor 
er zu längerer Dauer da oder dort sich niederlässt. Da- 
durch wird die Gefahr nahegerückt, dass alle diese jungen 
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| Leute landarm werden. 


Durch eine allzuweite Herab- 
setzung der Altersgrenze würde also die Gesetzgebung 
gerade der zweifelhaftesten Einrichtung in unserer Armen- 
organisation, dem Landarmenwesen, den denkbar gröss- 
ten Vorschub leisten. 

Sehr zu begrüssen ist der Zusatz zu $30 U.W.G., 
wonach dem Landarmenverbande gegenüber der Beweis, 
dass ein Unterstützungswohnsitz nicht zu ermitteln ge- 
wesen ist, schon dann als erbracht gilt, wenn der Er- 
stattung fordernde Armenverband darlegt, dass er alle 
diejenigen Erhebungen vorgenommen hat, welche nach 
Lage der Verhältnisse als geeignet zur Ermittelung eines 
Unterstützungswohnsitzes anzusehen waren. Es ist aber 
dringend geboten, eine ähnliche Vorschrift für die Fälle 
des $S 60 U. W. G., wo der Staat ersatzpflichtig ist, 


aufzunehmen, wonach die Erstattung zu erfolgen hätte, _ 


wenn der Armenverband nachweist, dass er die zur Er- 
mittelung der Ausländereigenschaft im Sinne des U. W.G. 
dienlichen Schritte gethan hat, denn erfahrungsgemäss ist 
es schon unter der bisherigen Gesetzgebung in zweifel- 
haften Fällen viel leichter, einen Landarmenverband zur 
Anerkennung der Unterstützungspflicht zu bewegen, als 
die Staatskasse, welche, wenigstens bei uns in Baden, 
stets den striktesten Beweis einer bestimmten Ausländer- 
eigenschaft verlangt. Und doch ist dieser oft am schwersten 
zu erbringen; man denke nur an die grossen Schwierig- 
keiten, ein vollgiltiges Beweisdokument aus Frankreich zu 
bekommen. Die Gerechtigkeit aber verlangt, dass gerade 
solche zweifelhafte Fälle nicht dem vorläufig unterstützungs- 
pflichtigen Ortsarmenverbande zur Last bleiben, sondern 
auf die breitesten Schultern d. i. den Staat übernommen 
werden. Dazu kommt noch, dass der Staat viel eher in 
der Lage ist, die oft sehr schwierigen Erhebungen über 
die Ausländereigenschaft fortzuführen bezw. zum Abschluss 
zu bringen, als ein einzelner Ortsarmenverband. Allerdings 
hat diese Frage weniger Bedeutung für die Länder, wie 
Preussen, Württemberg etc. etc., welche von der Er- 
mächtigung, die Unterstützungspflicht für Ausländer auf 
ihre Armenverbände zu übertragen, Gebrauch gemacht 
haben. Allein eine Anzahl anderer Staaten, wie Baden etc. 
haben dies nicht gethan, und für diese wäre daher die 
oben vorgeschlagene Aenderung von grosser Wichtigkeit. 


Notizen. 


Schulwesen. 


Volksschulsystem in Berlin. Die städtische Schul- 
verwaltung Berlins hat eine neue Versetzungsordnung geplant, 
welche am 19. August in einer Besprechung des Stadtschul- 
raths Professor Dr. Bertram mit den Rektoren der Gemeinde- 
schulen erörtert werden sollte. Der Entwurf ist von den 
Rektoren als unzulänglich zurückgewiesen worden. Die Mehr- 
heit der Rektoren genehmigte zwar nicht den Antrag auf Ab- 
lehnung des Entwurfs und Beibehaltung der alten Versetzungs- 
ordnung, sondern entschied sich für folgende von einem Mit- 
gliede des Rektorenvereins eingebrachte Resolution: „Der 
Rektorenverein (120 Mitglieder) erklärt, dass er auf dem Boden 
der achtklassigen und als Uebergang dazu der siebenklassigen 
Schule steht und den vorliegenden Entwurf, der die sechs- 
stufige Schule festhält, als erspriesslich für unsere Gemeinde- 
schule nicht erachten und somit demselben nicht zustimmen 
kann.“ Alle Freunde einer fortschreitenden Reform unseres 
Volksschulwesens werden diesen Beschluss freudig begrüssen. 

Schulärzte in Dresden. Vor Kurzem wies das säch- 
sische Landesmedizinalkollegium auf die Nothwendigkeit bes- 
serer ärztlicher Aufsicht über die Schulen des Landes hin. In 
Folge dessen gedenkt der Rath der Stadt Dresden vom 1. Ja- 
nuar 1894 ab an Stelle der jetzt vorhandenen drei Schulärzte 
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deren sieben anzustellen. Zu diesem Zwecke werden die städti- 
schen Volksschulen in sieben Bezirke eingetheilt. Für jeden die- 
ser Bezirke wird je ein Schularzt angestellt und zwar bis auf 
Weiteres nach der verschiedenen Grösse der Bezirke bei drei 
derselben mit je 400 Mk., und bei vier derselben mit je 500 Mk. 
jährlichem Honorar. Die Anstellung der Schulärzte erfolgt nach 
Gehör des Stadtbezirksarztes und auf Vorschlag des Schulaus- 
schusses durch den Rath und zwar jedesmal auf drei Jahre. 


Leipziger Kurse für Lehrer im Handfertigkeits- 
unterricht. Ueber die während der letzten Wochen in der 
Lehrerbildungsanstalt des Deutschen Vereins für Knabenhand- 
arbeit zu Leipzig abgehaltenen Kurse berichtet das Lpz. Tagbl.: 
„Was die Heimath der Kurstheilnehmer anlangt, so sind die 
Deutschen naturgemäss in der Mehrzahl, aber nicht etwa in 
hohem Grade. Von den bis zum 24. Juli eingetretenen 68 Theil- 
nehmern gehören 37 dem Deutschen Reiche und 31 dem Aus- 
lande an. Von den 37 deutschen Lehrern sind 23 aus Preussen, 
5 aus dem Königreich Sachsen, 4 aus dem Grossherzogthum 
Hessen, 2 aus Sachsen-Weimar, 2 aus Anhalt und I aus Baden. 
Von den 31 Ausländern kamen bis zum 24. Juli 24 aus Eng- 
land und Schottland, 4 aus Norwegen, 2 aus der Schweiz und 
l aus Frankreich, Am 2. Sommerkursus wird die Zahl der 
Besucher des deutschen Handfertigkeits-Seminars die bis jetzt 
noch niemals gewonnene Höhe von 86 gleichzeitig arbeitenden 
Theilnehmern erreichen, und unter ihnen werden 20 vom bul- 
garischen Unterrichtsministerium entsendete Schulmänner sein. 
Neben der reichlich zugemessenen Muskelanstrengung hat im 
deutschen Handfertigkeits-Seminar auch die geistige Arbeit 
ihren Platz. Für sie sorgen die an den Mittwoch- und Sonn- 
abend-Nachniittagen gehaltenen Vorträge, die Lektüre der aus 
der Bibliothek entnommenen Schriften und die in den Schüler- 
werkstätten vorgeführten Lehrproben. Was die Wahl der von 
den Theilnehmern betriebenen Fächer anlangt, so sind am 
meisten die Werkstätten für Papparbeit und Holzschnitzerei 
besetzt. Dass bei der Bevorzugung dieser Fächer nicht nur ihr 
innerer Werth mitspricht, sondern auch die Wohlfeilheit der 
Werkzeuge und die geringe Schwierigkeit, Arbeitsstätten für 
sie einzurichten, wird vielfach durch die Erfahrung bestätigt. 
Danach kommt die Hobelbankarbeit, deren hoher Werth für 
die gesunde Ausarbeitung der Muskeln nicht zu verkennen ist. 
Der Kursus für Metallarbeit ist Dank der Betheiligung eng- 
lischer Lehrer im flotten Gange. Sehr zahlreich ist die Be- 
theiligung an den Arbeiten der sogenannten Vorstufe, jener 
Vermittelung zwischen der Beschäftigung im Kindergarten und 
in der eigentlichen Schülerwerkstatt. Zu den namentlich für 
Lehrer an höheren Schulen berechneten Unterrichtskursen, 
welche die Elemente der Handarbeit mit Rücksicht auf die 
Herstellung von Anschauungsmitteln für den physikalischen, 
mathematischen und naturkundlichen Unterricht "methodisch 
zusammenfassen, haben sich nicht genug Theilnehmer gemeldet. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


ß Abendfortbildungsschulen in England. Das 
englische Erziehungsamt hat kürzlich neue Vorschriften für 
die Abendfortbildungsschulen erlassen, welche ihren Leitern 
grössere Freiheit geben. Die hauptsächlichsten Veränderungen 
sind die Beseitigung aller Bestimmungen, welche die Schüler 
zur Theilnahme an den Elementarfächern zwingen, die Ab- 
schaffung von Belohnungen für individuelle Leistungen oder 
durchschnittlichen Schulbesuch, an deren Stelle Bewilligungen 
für die Schule im Ganzen treten, die sich nach der Gesammt- 
zahl der Unterrichtsstunden bemessen, welche die Schüler ge- 
nossen haben. Man hofft durch diese Veränderungen die Aus- 
dehnung des Abendschulunterrichts zu fördern und eine freiere 
Lehrweise zur Geltung zu bringen. Die Abendschulen sollen 
den Bedürfnissen sowohl derer entgegenkommen, welche ihre 
frühere Ausbildung vervollständigen, als auch derer, welche in 
höherem oder gewerblichem Unterricht weiter kommen wollen. 
Das Gesetz gibt mannigfache Anleitungen über Fächer, welche 
die Abendschulen unterweisen können, ohne jedoch an ihre 
Befolgung zu binden. Besonders eingehend ist ein Abriss für 
den Unterricht über Leben und Pflichten der Bürger. Der 
Kurs umfasst drei Hauptabschnitte: ]. Repräsentativverfassung, 
2. das britische Reich, 3. das gewerbliche und bürgerliche 
Leben und seine Pflichten. In letzterem Abschnitte werden 
unter anderem auch die Verbände der Arbeiter behandelt, 
einschliesslich der Geschichte und Entwickelung der Trades 
Unions, Genossenschaften und Hülfskassen, sowie die Bezieh- 
ungen zwischen Staat und Arbeit. Er berichtet über die Wich- 
tigkeit, welche eine wirksame, ehrliche und einsichtsvolle Aus- 
übung aller Formen von Handel und Gewerbe für die Nation 


haben, über die Missstände, die aus schlechtem und betrüge- 
rischem Geschäftsgebahren stammen, über die Pflicht der All- 
gemeinheit, jedes verständige Bestreben der Arbeiter zur Bes- 
serung ihrer Lage und Hebung ihrer Bildung zu unterstützen. 
Deutlich wird darauf hingewiesen, dass ein Stamm gesunder 
und geschickter, dabei rechtschaffener und selbstbewusster Ar- 
beiter eine Quelle von Segen für das Land sind, während alles, 
was ihre Leistungsfähigkeit beeinträchtigt oder ihre Hoffnungs- 
freudigkeit schwächt, einen Verlust für die Nation bedeutet. 


Sonntagszeichenunterricht und Gewerbeord- 
nung. Ebenso wie der hessische Landesgewerbeverein (vgl. vor. 
Nr.S.57) hat nun auch der Verbandstag Thüringer Gewerbever- 
eine, der jüngst in Gera tagte, eine Resolution zu Gunsten der 
Beibehaltung des Sonntagsunterrichts insbesondere für das Zeich- 
nen gefasst. Sie lautet: „Der Verbandstag Thüringer Gewerbe- 
vereine erkennt an, 1. dass der Sonntags-Zeichenunterricht für 
das weitere Gedeihen und Aufstreben des Handwerkes unent- 
behrlich ist; 2. beschliesst man, bei den betreffenden Behörden 
petitionsweise dahin vorstellig zu werden, dass an der jetzigen 
Einrichtung bis zum l. Oktober 1894 vorerst überhaupt nichts 
geändert wird; ferner 3. die betreffenden Behörden zu veran- 
lassen, geneigtest doch noch einmal in Frage zu ziehen, dass 
es im wesentlichen Interesse des Staates liegt, einen möglichst 
kräftigen und leistungsfähigen Handwerker- und Kleingewerbe- 
stand zu besitzen, und wie sehr eine gediegene Ausbildung 
der jungen l,eute zur Kräftigung dieses Standes beiträgt, und 
wie ferner ohne einen Sonntagszeichenunterricht nicht allein 
nach Ansicht der Gewerbetreibenden selbst, sondern auch allen 
im Fortbildungsschulwesen arbeitenden Lehrern eine zeitge- 
mässe und gediegene Ausbildung zur Unmöglichkeit, mindestens 
stark beeinträchtigt wird “ Wir enthalten uns jeder Bemerkung 
über die Redaktion dieser Beschlüsse und geben nur der Hofl- 
nung Ausdruck, dass man recht bald zu der Einsicht gelangen 
wird, dass der Sonntags-Unterricht ebenso wie der späte Abend- 
unterricht sich am zweckmässigsten durch Uebergang zum Tages- 
unterricht vermeiden lässt, ein Schritt, der dort, wo er bereits 
geschehen ist, durchaus nicht als ein Verderb für das Hand- 
werk empfunden wird. 


Armenwesen. 


Armenräthe und Armenpflegein Wien. Ueber 
„die Armenpflege in Wien und ihre Reform“ veröffentlicht 
Dr. Rud. Kobatsch in den Jahrbüchern für Nationalökonomie 
und Statistik (N. F. Vl. Bd. 1. Heft S. 79 ff.) eine Reihe inter- 
essanter Mittheilungen, denen wir nachstehendes entnehmen. 
Die Armenverwaltung zählt im Ganzen ca. 850 Armenräthe, 
die ihr Amt freiwillig und unentgeltlich verwalten. Auf jeden 
von ihnen fallen durchschnittlich 26 Unterstützte. Wendet sich 
ein Armer an einen zuständigen Armenrath, so liegt diesem 
ob, durch 'persönliche Erhebungen sich von der Bedürftigkeit 
zu überzeugen, im Nothfalle so bald als möglich alles vor- 
schriftsmässig Zulässige zu veranlassen, arbeitsscheue und pro- 
fessionelle Bittsteller mit allem Ernst abzuweisen und zeitweise, 
mindestens aber zweimal im Jahre, bei allen Armen seines 
Sprengels persönliche Umschau zu pflegen. Bei dauernd Be- 
dürftigen wird ein Abhörbogen aufgenommen und in der näch- 
sten Armenkonferenz des Bezirks, die monatlich einmal statt- 
findet, vorgelegt. Gewöhnlich verstreichen zwischen dem ersten 
Ansuchen der Armen und dessen endgiltiger Erledigung min- 
destens 2—3 Monate, bei Separatberichten, die aber selten 
sind, 3—4 Wochen. Von den Armenräthen, die im Jahre 1892/93 
thätig waren, beschäftigten sich 225 mit der Erzeugung, bzw. 
dem Verschleisse der nothwendigen Nahrungsmittel (Viktua- 
lien-, Fleisch-, Milchverkäufer, Gastwirthe, Kaffeesieder etc.), 
weitere 143 stellen die wichtigsten Bekleidungs- und Woh- 
nungseinrichtungsgegenstände her, nur 104 gehören liberalen 
Berufsarten an. Kobatsch findet, dass bei solcher Sachlage 
„jene eigenthümliche Art von Trucksystem, worüber sowohl 
von Seiten der Pfründner selbst, als auch von unbetheiligten 
Dritten des öfteren geklagt wird, sehr möglich, ja wahrschein- 
lich wird“. Vorschläge zur Reform des Instituts findet Kobatsch 
hauptsächlich im Hinweis auf das Elberfelder System, das 
allerdings in Wien, bei der Grösse der Stadt, auf Schwierig- 
keiten stossen dürfte. Interessant sind besonders die Hinweise 
auf die Mängel des Pfründensystems. Darnach erhalten die 
Armen nicht diejenige Unterstützung. deren sie gerade be- 
dürfen, sondern sie werden mit bestimmten, ihrer Natur nach 
dauernden Pfründen bedacht. Jede Individualisirung der Unter- 
stützung hört mit dem Momente auf, wo über die Klasse, 
in welche ein Pfründner einzuweisen ist, erkannt wird. An- 
dererseits bezieht er seine Pfründe gewissermassen als Pension 


und jedenfalls oft viel länger als nöthig. Namentlich aber sind 
die Pfründen allgemein viel zu niedrig. Bei diesen Mittheilungen 
über Wiener Armenpflege müssen wir allerdings voraussetzen, 
dass Kobatsch über dortige Verhältnisse besser unterrichtet 
ist, als über anderweitige, denn sonst laufen in seinem Auf- 
satze recht viele Irrthümer mit unter. In Nr. 2 dieser Zeit- 
schrift (I. Halbjahr, S. 19) wurde z.B. erwähnt, dass die Köl- 
ner Armenverwaltung für ihre Kranken- und andere Institute 
eine eigene Apotheke unterhält, eine Angabe, die später auch 
im Sozialpolitischen Centralblatt stand. Kobatsch weiss nun 
von einer solchen Apotheke in Berlin zu erzählen, auf die er 
die Angaben des Kölner Verwaltungsberichtes überträgt. Ebenso 
unbekannt wie die Apotheke der Berliner Armenverwaltung 
sind uns die Berliner und die Londoner Arbeitsbörse, die er 
S. 97 erwähnt. 


Arbeiterversicherung. 

Dauer der Krankenunterstützung. Eine offiziöse 
Korrespondenz schreibt: In dem Entwurfe des Krankenver- 
sicherungsgesetzes vom 15. Juni 1883 lautete der I. Absatz 
des $ 6: „Die Krankenunterstützung ist vom vierten Tage nach 
Eintritt der Krankheit an für die Dauer der Erwerbsunfähig- 
keit, jedoch höchstens für 13 Wochen zu leisten.“ Schon aus 
dem Wortlaute ergibt sich, dass die Krankenunterstützung 
volle 13 Wochen, d. i. volle 91 Tage, gewährt werden sollte. 
Der Reichstag gab dem Gesetze die Fassung, wie sie jetzt in 
Abs. 1 und 2 des $ 6 enthalten ist. Darnach soll die ärztliche 
Behandlung und Gewährung von Arzenei etc. (Nr. 1) alsbald, 
ohne Beobachtung einer Karenzzeit, beginnen, die Dauer der- 
selben aber nicht verkürzt werden, also 91 volle Tage betra- 
gen. Die Berechnung dieser 91 Tage wäre nur in der Weise 
denkbar, dass der Beginn auf den Moment gesetzt würde, in 
welchem zuerst ärztliche Behandlung etc. gewährt ist, so dass 
z. B., wenn Letzteres am 1. Januar 3 Uhr Nachmittags der 
Fall gewesen, dieselbe um 3 Uhr Nachmittags des 2. April 
— des 92. Tages — authörte. Eine solche Berechnung aber 
von Moment zu Moment, welche für die Verwaltung des Ver- 
sicherungswesens die grössten Unzuträglichkeiten mit sich füh- 
ren würde, ist dem Krankenversicherungsgesetz überhaupt un- 
bekannt, bei Anwendung seiner Bestimmungen ist nur die 
Rechnung nach vollen Tagen zulässig. Es bleibt daher nur 
die Alternative, den ersten Tag entweder voll oder gar nicht 
einzurechnen. Im ersteren Falle würde der Arbeiter überall da, 
wo die ärztliche Behandlung etc. — wie fast immer der Fall 
sein wird — erst im Laufe des Tages begonnen hat, benach- 
theiligt werden können, indem er dann diese Leistungen für 
den bezüglichen Theil des letzten, 91., Tages — auch wenn 
er ihrer zur Zeit bedürftig ist — nicht erhält; nach der gan- 
zen Intention des Gesetzes aber, das Wohl der Arbeiter zu 
fördern, ist eine Handhabung desselben, welche zu einer Be- 
nachtheiligung der Arbeiter führen könnte, als unzulässig an- 
zusehen. Es muss daher der Berechnung, nach welcher der 
erste Tag nicht mitgezählt wird, der Vorzug gegeben werden. 
Die Frage, für welche Zeit das Krankengeld zu zahlen ist, 
bietet keine besondere Schwierigkeit. Die Zeit ist dieselbe, 
für welche ärztliche Behandlung etc. zu gewähren ist, mit 
Ausschluss der Karenzzeit. Dass letztere aber ausser dem Tage 
der Erkrankung nur 2 Tage beträgt, geht aus dem bei den 
Verhandlungen im Reichstage gebrauchten Beispiel, dass ein 
am Montag erkrankter Arbeiter zuerst für den Donnerstag 
Krankengeld bekommen soll, deutlich hervor. In dem oben 
angeführten Beispiel würde also das Krankengeld für die Zeit 
vom 4. Januar bis 2. April einschliesslich, also für 89 Tage 
weniger die in diese Zeit fallenden Sonn- und Festtage, zu 
zahlen sein. 


Wohnungswesen. 


Stadterweiterung und Zonenenteignung. Der 
Gesetzentwurf des Oberbürgermeisters Adickes, betr. Stadt- 
erweiterungen und Zonenenteignungen, ist in der letzten Session 
des Landtages zwar vom Herrenhause durchberathen worden, 
aber im Abgeordnetenhause unerledigt geblieben. Wie die 
„Schles. Ztg.“ erfährt, sind, um die Stellungnahme der Staats- 
regierung zu dem Gesetzentwurf vorzubereiten, die Regierungs- 
Präsidenten durch Erlass der Minister des Innern und der öffent- 
lichen Arbeiten vom 13. August ersucht worden, zu prüfen, 
ob für ihre Geschäftsbezirke ein Bedürfniss zu Zwangsum- 
legungen und Zonenenteignungen anzuerkennen ist, und das 
Ergebniss anzuzeigen, sowie auch über die in dem Gesetzent- 
wurfe hinsichtlich dieser Zwangsmittel enthaltenen Einzelbe- 
stimmungen sich gutachtlich zu äussern. 
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Gewerbewesen. 


Arbeitsnachweise in Baden. Nach dem Beispiele 
von Freiburg und Karlsruhe ist nun auch in Mannheim eine 
Arbeitsnachweisanstalt ins Leben getreten, indem sich auf An- 
regung des Gewerbe- und Industrievereins und unter Beihülfe 
der Stadtbehörde 18 Vereine zusammenthaten. Das Institut 
wurde am 1. August in einem durch seine zentrale Lage 
gut geeigneten Lokale eröffnet und erfreut sich heute schon 
einer günstigen Frequenz, wodurch der deutliche Beweis ge- 
liefert ist, dass diese Anstalt einem thatsächlichen Bedürfnisse 
entgegenkommt. Das Bureau wird von einem eigenen Beamten 
verwaltet, hat Telephonanschluss und, was als ein Vorzug der 
Mannheimer Einrichtung genannt werden darf, die Arbeitsver- 
mittelung geschieht vollständig unentgeltlich, nur für Vermit- 
telungen nach Auswärts werden die baaren Auslagen, aber 
auch nur diese, berechnet. Der Verband der Pfalzgaugewerbe- 
vereine ist bestrebt im Anschluss an den Mannheimer Arbeits- 
nachweis in allen Städten, wo Verbandsvereine bestehen, 
Filialen zu errichten. Neuerdings wird eine Arbeitsnachweise- 
anstalt auch im Wiesenthal, dem die industriereichen Orte 
Lörrach, Schopfheim, Zell u. a. angehören, geplant, 
so dass, wenn man die Errichtung von Filialen in Betracht 
zieht, ein grosser Theil Badens bereits in diese Organisation 
der Arbeitsnachweise einbezogen sein wird. Solche Filialen hat 
die Karlsruher Anstalt in Kehl und Pforzheim, die Freiburger 
in Müllheim und Altbreisach. 


Arbeitsnachweisanstaltin Hannover. Die seit 
vier Jahren in Hannover bestehende Zentralstelle für Arbeits- 
nachweis zeigt eine wachsende Thätigkeit. Sowohl die Zahl 
der Arbeitgeber, die die Stelle ‘im letzten Jahre 1892/93 in 
Anspruch nahmen (3233), wie die der Arbeitsuchenden, denen 
Beschäftigung nachgewiesen werden konnte (3438), hat sich 
gegen das Vorjahr beträchtlich vermehrt. Von allen Beschäf- 
tigungslosen, die sich an die Zentralstelle wandten, konnten 
77°/o untergebracht werden. Auch von Auswärts sind zahlreiche 
Gesuche eingegangen und fanden Berücksichtigung. 


Arbeitsvermittlung in Mülhausen-i. Br Die 
Mülhauser Anstalt für Arbeitsvermittlung, die seit vier Jahren 
besteht, wurde in dem mit dem 30. Juni d. J. schliessenden 
Geschäftsjahre von 3841 Arbeitsuchenden angegangen (gegen 
2960 im Vorjahr). Arbeitgeber wandten sich 2593 (gegen 2267) 
an die Anstalt. 1931 Einstellungen konnten in die Bücher ein- 
getragen werden (gegen 1728). Am meisten Einschreibungen 
(1085) entfielen auf die Taglöhner, ferner kamen 376 auf Schrei- 
ner, 230 auf Schneider, ca. 300 auf Schlosser. Der Bericht 
macht darauf aufmerksam, wie sprunghaft von Zeit zu Zeit 
im selben Gewerbe Angebot und Nachfrage nach Arbeitskräften 
wechseln. Die Mülhäuser Arbeitsnachweisanstalt beruht finan- 
ziell auf freiwilligen Beiträgen der Wohlthätigkeit und erhebt 
nur von in Stellung gebrachten Leuten eine Gebühr von 25 Pf. 
für die Benützung des Nachweises. 


Brodtaxe in Oppeln. Der Kampf um die Bäckertaxen 
in Oppeln schien durch das Urtheil des Kammergerichts, das 
die Ueberschreitung der polizeilich vorgeschriebenen Taxe für 
straffrei erklärte (vergl. II. Halbj. S. 26), beigelegt zu sein. 
Jetzt aber erlässt die Oppelner Polizeiverwaltung an zwei der 
durch das kammergerichtliche Urtheil freigesprochenen Bäcker- 
meister eine Verfügung, in der es heisst: „Bei den von uns 
angeordneten Revisionen der in Ihrem Verkaufsladen feilge- 
botenen Backwaaren ist gefunden worden, dass Sie die auf 
Grund der Polizeiverordnung vom 25. Oktober 1892 uns vor- 
gelegte Taxe nicht innehalten, dieselbe vielmehr wesentlich 
überschreiten, und zwar haben Sie Brod für 10 Pf. a) am 13. 
Dezember 1892 statt 200 Gramm 533 Gramm, mithin 333 Gramm 
oder 166?/s3 °/o, b) am 19. Juli 1893 statt 300 Gramm 498 Gramm, 
mithin 198 Gramm oder 66°/o, c) am 2. August 1893 statt 
350 Gramm 620 Gramm, mithin 270 Gramm oder 77'/: jo mehr 
gegen die Taxe feilgeboten. Bei einem solchen Mehr entspricht 
die uns eingereichte Taxe nicht dem $ I der Polizeiverordnung 
vom 25. Oktober 1892, dieselbe ist vielmehr nur als Schein- 
taxe anzusehen.“ Die beiden Bäckermeister werden alsdann 
aufgefordert, eine andere, „dem $ 1 der Polizeiverordnuig ent- 
sprechende Taxe, d. h. eine solche Taxe, welche mindestens 
annähernd das (sewicht der feilgebotenen Brodwaare angibt, 
binnen drei Tagen zur Stempelung uns vorzulegen, widrigen- 
falls wir gemäss $ 6 der gedachten Verordnung auf Grund 
des $ 132 Nr. 2b des Gesetzes über die allgemeine Landes- 
verwaltung vom 30. Juli 1883 eine Geldstrafe von 20 Mark 
gegen Sie festsetzen werden.“ Die beiden Bäckermeister sind 
entschlossen, im Falle der Verhängung eines Strafbefehls die 
Entscheidung der Gerichte anzurufen. 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewrerbegerichte. 


Herausgegeben vom Ausschuss Deal Stadtrath Dr. 


A Flesch i in ı Frankfurt: a. N 


eteanselesenheiten 


Das G. G. Braunschweig theilt mit, dass dort in 
Anbetracht der grossen Vortheile, die sich aus einem Zu- 
sammenschluss in der beabsichtigten Weise ergeben, eine Be- 
theiligung in Aussicht genommen ist und bittet um Zusendung 
der Statuten. 


Das G.G. München ist nach eingeholter Ermächtigung 
des Magistrats dem Verband gleichfalls beigetreten. Der Vor- 
sitzende, rechtskundiger Magistratsrath Wölzl, theilt dies durch 
Zuschrift vom 22. August mit und fügt hinzu: „Ich gebe 
„gleichzeitig meiner lebhaften Befriedigung darüber Ausdruck, 
„dass durch die Schaffung dieses Verbandes für die einzelnen 
„Gewerbegerichte ein fester Rückhalt gewonnen wird; das Be- 
„dürfniss nach einer solchen Vereinigung ist meiner Empfindung 
„nach ein so dringendes und die daraus für die Rechtsprechung 
„wie für das Ansehen der Gewerbegerichte entspringenden 
„Vortheile sind so bedeutende, dass die Herren, welche sich 
„der Mühe unterzogen haben, die Sache in die Wege zu leiten, 
„sich damit ein grosses Verdienst erworben haben.“ 

Unter ausdrücklicher Ablehnung des hierin einzelnen 
Personen gespendeten Lobes dürfen wir die freundliche Zu- 
schrift als ein erfreuliches Zeugniss für die Richtigkeit des von 
der Mainzer Konferenz vorgezeichneten Weges ansehen. 


Wir veröffentlichen hierunter den Entwurf zu den Satzun- 
gen des Verbands und bitten um Meinungsäusserungen zu den 
vorgesehenen Bestimmungen. 


Satzungen der zu Mainz am Il. Juni 
begründeten Vereinigung deutscher Gewerbe- 
Mentchite. 

I. Die Vereinigung deutscher Gewerbegerichte hat den 
Zweck eine Verbindung zwischen den deutschen Gewerbe- 
gerichten herzustellen behufs Austauschs gemachter Erfah- 
rungen, sowie zur gegenseitigen Bekanntgabe wichtiger Ur- 
theile, Gutachten, Anträge, und zur Mittheilung von Statuten, 
Geschäftsberichten u. s. w. 

1I. Zur Erreichung dieses Zwecks sollen dienen: 

l. Herausgabe einer Druckschrift, die unter dem Titel 
„Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte“ 
durch den Ausschuss der Vereinigung veröffentlicht werden soll. 

2. Die Sammlung aller auf die Thätigkeit der Gewerbe- 
gerichte bezüglichen Gutachten u. s. w. 

3. Die Erhebung regelmässiger nach einheitlichem For- 
mular aufgestellter Berichte über den Geschäftsumfang der 
Gewerbegerichte. 

4. Zeitweise Zusammenkünfte, in denen wichtige, auf 
das Gesetz vom 29. Juli 1890, die Gewerbeordnung, oder 
die sonst le Gesetze bezüglie he Fragen besprochen 
werden sollen. 

III. Organe der Vereinigung sind: 

1. Die Versammlungen des Verbands deutscher Gewerbe- 
gerichte, die nach Bedürfniss vom Ausschuss einzuberufen sind. 

2. Der Ausschuss des Verbands deutscher Gewerbe- 
gerichte. 

IV. Stimmberechtigtes Mitglied in den Versammlungen 
sind: 

l. die Vertreter der dem Verband angehörigen Gewerbe- 
gerichte, 

2. die Mitglieder des Ausschusses. 

Mit berathender Stimme können zugelassen werden: 

l. die Beisitzer deutscher Gewerbegerichte, 

2. sonstige Herren, die durch amtliche oder schriftstel- 
lerische Thätigkeit für die Entwickelung der Gewerbegerichte 
gewirkt haben. 

V. Der Ausschuss besteht 

l. aus mindestens 5 von der Versammlung des Verbandes 
deutscher Gewerbegerichte gewählten Mitgliedern, welche 
Vorsitzende eines dem Verband angehörigen Gewerbegerichts 
sein müssen, 

2. aus solchen Mitgliedern, welche von dem Ausschuss 
durch einstimmigen Beschluss zugewählt sind. 

Das Mandat sämmtlicher Mitglieder läuft bis zum Ende 
der auf die Wahl folgenden Versammlung des Verbandes deut- 
scher Gewerbegerichte. Der Ausschuss führt sein Geschäft nach 
einer Geschäftsordnung, die der ersten nach seiner Konstitui- 
rung stattfindenden Versammlung vorzulegen und von derselben 
zu genehmigen ist. 


VI. De Be ont Ze Ort En en 
der Versammlungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte. 

VII. Die Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbe- 
gerichte sollen enthalten: Wichtige Entscheidungen von Ge- 
werbegerichten oder deutscher Landgerichte als Berufungs- 
gerichte in Gewerbegerichtssachen im Wortlaut oder Auszug; 
Erörterungen solcher Entscheidungen; Mittheilungen über von 
Gewerbegerichten erstattete oder eingeforderte Gutachten; 
über Anträge, die von Gewerbegerichten gestellt worden und 
über die Art der Erledigung dieser Anträge, ferner Auszüge 
aus den Geschäftsberichten und den Statuten von Gewerbe- 
gerichten, Personalien, Besprechungen litterarischer Erschei- 
nungen, selbständige Abhandlungen über Fragen, die mit der 
Entwickelung der Gewerbegerichte in Zusammenhang stehen. 

VIII. Alle bei dem Ausschuss eingehenden Drucksachen, 
Schriftstücke u. s. w. werden an einem vom Ausschuss zu 
bestimmenden Gewerbegericht aufbewahrt und zur Verfügung 
der Mitglieder der Vereinigung gehalten. 

IX. Zu den Kosten der Vereinigung haben Gewerbe- 
gerichte, die ihr beitreten, einen Beitrag von mindestens 
20 Mark, Privatpersonen von mindestens 10 Mark beizutragen. 
Jedem Beitragenden sind die Mittheilungen der Vereinigung 
und das Verbandsorgan ohne weitere Kosten zuzustellen. 


Rechtsprechung. 


Miusıszeimemsernkranktem Archeiter geküundtest 
werden? Das Gewerbegericht zu Karlsruhe sendet uns 
über diese wichtige Frage zwei neuerdings ergangene Ent- 
scheidungen zu. 


I. Thatbestand. Kläger, welcher seit längerer Zeit bei 
dem Beklagten in Arbeit steht, erkrankte am 13. v. M., wovon 
der Beklagte am 15. v. Mts. Kenntniss erhielt; am 4. d. M. 
meldete sich Kläger wieder zur Arbeit, allein es wurde ihm 
alsbald eröffnet, dass er in Folge seiner Erkrankung als ent- 
lassen betrachtet werde. Kläger verlangt Einhaltung der zwei- 
wöchentlichen Kündigungsfrist. Beklagter gibt alle Thatsachen 
der Klage als richtig zu, erklärt aber, dass er sich auf Grund 
des $ 123 Ziff. 8 G.-O. zur Entlassung des Klägers für befugt 
erachtet habe. 


Entscheidungsgründe. Gemäss $ 123 Ziff. 8 G.-O. 
können Gesellen und Gehilfen vor Ablauf der vertragsmässigen 
Zeit und ohne Aufkündigung entlassen werden, „wenn sie zur 
Fortsetzung der Arbeit unfähig sind“. Aus den im Beginn des 
$ 123 gebrauchten Worten „können entlassen werden“ in Ver- 
bindung mit der Bestimmung der Ziff. 8 „wenn sie — unfähig 
sind“ folgt zweifellos, dass im Falle einer eintretenden Un- 
fähigkeit zur Fortsetzung der Arbeit die Auflösung des Arbeits- 
verhältnisses nicht von selbst eintritt, sondern dass in diesem 
Falle nur ein Recht des Arbeitgebers entsteht, von welchem 
er während der Dauer der Arbeitsunfähigkeit jederzeit Ge- 
brauch machen kann. Wenn daher ein Arbeitgeber sich auf 
die Bestimmung des $ 123 G.-O, berufen will, so muss er vor 
allen Dingen behaupten können, dass er dem Arbeiter gegen- 
über während der Dauer der Arbeitsunfähigkeit die Entlassung 
aus dem Arbeitsverhältniss ausgesprochen hat, und kann hierzu 
eine Mittheilung an den Arbeiter zu der Zeit, in welcher die 
Arbeitsunfähigkeit wieder beseitigt war, nicht genügen. (Schen- 
kel, G.-O. Anm. 12 zu $ 123 G.-O.) Im vorliegenden Fall hat 
nun der Beklagte ausdrücklich zugegeben, dass er dem Kläger 
während der Dauer seiner Krankheit keinerlei Eröffnung ge- 
macht habe und dass demselben erst dann, als er sich wieder 
zur Arbeit meldete, davon Kenntniss gegeben wurde, dass der 
Beklagte die Krankheit des Klägers als einen Entlassungsgrund 
— mit Wirkung vom Tage der Erkrankung an — betrachte. 
Der zwischen Kläger und Beklagtem abgeschlossene Arbeits- 
vertrag war daher zu der Zeit, als Kläger die Arbeit wieder 
aufnehmen wollte, noch vollständig zu Recht bestehend, und 
war deshalb Beklagter verpflichtet, den Kläger unter den seit- 
herigen Bedingungen weiter arbeiten zu lassen und nicht mehr 
zur Dienstentlassung, sondern nur zur Kündigung des Arbeits- 
verhältnisses mit Einhaltung der vierzehntägigen Kündigungs- 
frist berechtigt. Hiernach erfolgte klaggemässe Verurtheilung. 


II. Thatbestand. Kläger behauptet, er sei vom 5. bis 
15. ds. Mts. krank gewesen, er sei aber, als er am 15. ds. Mts. 
seine Thätigkeit wieder habe aufnehmen wollen, von dem Be- 


klagten entlassen worden; er verlangt deshalb wegen ver- 
meintlich unberechtigter Entlassung eine Entschädigung von 
6X 2.30 = 13.80 M. Beklagter wendet ein: 1. Er habe dem 
Kläger bereits am 1. Juli gekündigt. 2. Kläger habe ihm am 
11. Juli sagen lassen, er könne erst in der darauf folgenden 
Woche die Arbeit wieder aufnehmen, worauf er ihm durch 
den Ueberbringer dieser Mittheilung habe bestellen lassen, er 
könne ihn nun nicht mehr brauchen. Die hierin liegende Ent- 
lassung des Klägers sei in $ 123 Ziff. 8 G.-O. begründet. 
Kläger stellt die Kündigung in Abrede, gibt aber die übrigen 
thatsächlichen Ausführungen des Beklagten als richtig zu. 


Entscheidungsgründe. $ 123 G.-O. bestimmt: „Vor 
Ablauf der vertragsmässigen Zeit und ohne Aufkündigung 
können Gesellen und Gehilfen entlassen werden: 
8. wenn sie zur Fortsetzung der Arbeit unfähig oder mit einer 
abschreckenden Krankheit behaftet sind.“ Die Aufhebung eines 
Arbeitsverhältnisses wegen Krankheit setzt hiernach voraus: 
I. den Ausspruch der Entlassung. Aus den im Beginn des 
$ 123 gebrauchten Worten „können entlassen werden“ in 
Verbindung mit dem Wortlaut der Ziff. 8 „wenn sie — un- 
fähig sind“ folgt zweifellos, dass im Falle einer eintretenden 
Unfähigkeit zur Arbeit die Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
nicht von selbst eintritt, sondern dass die Arbeitsunfähigkeit 
nur ein Recht des Arbeitgebers auf kündigungslose Entlas- 
sung des Arbeiters begründet, welches aber nur dann zur 
Existenz gelangt, wenn es während der Dauer der Berechti- 
gung ausgeübt wird. Da aber das Recht der Entlassung nur 
dann begründet ist, „wenn die Arbeiter zur Fortsetzung der 
Arbeit unfähig sind“, so folgt hieraus einmal, dass die Ent- 
lassung ausgesprochen werden muss, sodann, dass sie 
ausgesprochen werden kann, so lange die Arbeitsunfähig- 
keit dauert und schliesslich, dass sie aber nicht mehr 
ausgesprochen werden kann, wenn eine Unfähig- 
keit zur Arbeit nicht mehr vorhanden ist. In vor- 
liegendem Falle hat Beklagter unbestrittener Maassen dem 
Kläger, welcher vom 5. Juli an krank war, noch während der 
Dauer der Krankheit, nämlich am 11. Juli sagen lassen, er 
könne ihn nicht mehr brauchen; es ist somit Seitens des Be- 
klagten die Entlassung des Klägers rechtzeitig ausgesprochen 
worden, somit diese formale Voraussetzung der Aufhebung des 
Arbeitsverhältnisses wegen Krankheit vorhanden. 2. Unfähig- 
keit zur Fortsetzung der Arbeit. Die Krankheit — abgesehen 
von dem hier nicht vorliegenden Falle einer abschreckenden 
Krankheit, welche auch ohne die Voraussetzung der Unfähig- 
keit zur Fortsetzung der Arbeit einen Entlassungsgrund bildet 
— wurde in der Gewerbeordnung nicht ausdrücklich als Ent- 
lassungsgrund erwähnt; sie kann deshalb nur dann als Ent- 
lassungsgrund in- Betracht kommen, wenn der Arbeiter durch 
die Krankheit zur Fortsetzung der Arbeit unfähig ist. Bei 
der Beurtheilung dieser Frage wird man davon auszugehen 
haben, dass zwar nicht jedes kleine Unwohlsein, welches etwa 
auf die Dauer von einigen Minuten eine vorübergehende 
Unterbrechung der Arbeit verursacht, einen Entlassungs- 
grund bildet, dass aber ein solcher Grund überall da vorliegt, 
wo die Arbeit wegen der Krankheit und bis zu deren Behebung 
eingestellt werden muss. Das hierbei auszuübende richter- 
liche Ermessen wird sich um so mehr in engen Grenzen zu 
bewegen haben, als die ursprüngliche Absicht, die Unfähigkeit 
zur Fortsetzung der en nur dann als Entlassungsgrund 
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anzuerkennen, wenn sie sich als dauernd herausstellt, vom 
Gesetzgeber nicht gebilligt wurde. Dass eine Krankheit, welche, 
wie in vorliegendem Falle, eine zehntägige Unfähigkeit zur 
Fortsetzung der Arbeit bedingt, einen Entlassungsgrund bildet, 
ist selbstverständlich zweifellos. Somit war die Entlassung des 
Klägers aus der Arbeit des Beklagten auch materiell begründet 
und musste deshalb die auf Entschädigung wegen angeblich 
unberechtigter Entlassung gerichtete Klage zurückgewiesen 
werden. 


Berichtigung. In den Bemerkungen zu dem Urtheil 
des Oberverwaltungsgerichts betreffs der Heimarbeiter, 
das in voriger Nummer abgedruckt war, soll es heissen: dessen 
Motivirung, besonders bezüglich der Unterscheidung zwischen 
persönlicher und wirthschaftlicher Abhängigkeit wohl anfecht- 
bar ist, anstatt „wohl aufrecht zu halten“ wie in Folge eines 
Versehens gedruckt ward. Die persönliche Abhängigkeit ist 
m.E. juristisch wie sozialökonomisch nur die Folge der wirth- 
schaftlichen Abhängigkeit des Arbeiters vom Arbeitgeber. F. 


Ausbreitung der Gewerbegerichte. 


Berggewerbegericht in Beuthen O.-S. Der 
Minister für Handel und Gewerbe hat im Juli d. J. „Anord- 
nungen über die Verfassung und 'Thätigkeit des Berggewerbe- 
gerichts zu Beuthen O.-S.“ erlassen, welche insbesondere die 
Wirksamkeit des Gerichts vorbereiten sollen. Sie bestimmen 
im Wesentlichen Folgendes: Das Berggewerbegericht in Beuthen 
O.-5. hat die Entscheidung von gewerblichen Streitigkeiten 
zwischen Arbeitern, welche auf den in den Kreisen Tarnowitz, 
Beuthen, Zabrze, Kattowitz, Pless, Rybnik, Ratibor und Glei- 
witz befindlichen königlichen und Privatbergwerken, den zu 
ihnen gehörigen unter der Aufsicht der Bergbehörden. stehen- 
den Betrieben und den in diesen Kreisen gelegenen Eisenerz- 
förderungen beschäftigt sind, einerseits und ihren Arbeitgebern 
andererseits zu treffen. Es wird in neun Kammern eingetheilt, 
und zwar: I. Zabrze; II. Südbeuthen (mit dem Sitze in Beuthen 
O.-S.); II. Königshütte; IV. Ost-Beuthen (mit dem Sitze in 
Beuthen O.-S.); V. Tarnowitz; VI. Kattowitz; VII. Nikolai; 
VIII. Rybnik; IX. Myslowitz-Kattowitz (mit dem Sitze in Katto- 
witz). Bei jeder Kammer wird eine Gerichtschreiberei einge- 
richtet. Die Gerichtschreiberei der Il. Kammer (Süd-Beuthen) 
hat zugleich die das Berggewerbegericht betreffenden allge- 
meinen Bureaugeschäfte zu erledigen. Die Geschäfte der Ge- 
richtskasse des Berggewerbegerichts erledigt die Oberbergamts- 
kasse in Breslau. lJie zu erhebenden Gebühren sowie die sonst 
zur Gerichtskasse abzuführenden Beträge sind bei dem Ge- 
ıichtschreiber der betreffenden Kammer zu zahlen. Die Kosten 
der Einrichtung und Erhaltung des Berggewerbegerichts werden, 
soweit sie nicht in dessen Einnahmen ihre Deckung finden, 
vom Staate getragen. Im übrigen lehnen sich die Bestimmungen 
der „Anordnungen“ durchweg an den Inhalt des Gesetzes an. 
Die Vorbereitungen für die Wahlen der Beisitzer sind im vollen 
Gange. Es lässt sich annehmen, dass nach ihrer Erledigung 
das neue Gericht alsbald in Wirksamkeit treten wird. — Ausser 
dem in Beuthen soll auch in Waldenburg ein Berggewerbe- 
gericht für die Kreise Landeshut, Waldenburg und Neurode 
mit Kammern in Waldenburg und Neurode ins Leben gerufen 
werden. 
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Die Befreiungen von der Kranken- 
versicherung. 


Von Dr. W. Roth in Frankfurt a. M. 


Bei der Berathung der Novelle zum Krankenver- 
sicherungsgesetz haben die Befreiungen von der Versiche- 
rungspflicht bei den durch das Gesetz geschaffenen Kranken- 
kassen eine nicht unbedeutende Rolle gespielt. Die An- 
hänger einer möglichst grossen Freiheit des Einzelnen 
und einer möglichst weitgehenden Schonung der Einzel- 
interessen haben die strikte Durchführung des Kassen- 
zwangs dadurch zu hindern gesucht, dass sie gewisser- 
massen in das System des Kassenzwangs ein System der 
Befreiungen von demselben hineinverflochten haben, nicht 
gerade im Interesse einer möglichst einfachen praktischen 
Handhabung des Gesetzes, und auch nicht immer, wie 
wir unten näher darlegen werden, zum Vortheil der zu 
versichernden Personen. Bekanntlich kann die Befreiung 
von der Versicherungspflichtigkeit eintreten: 1. Durch 
Zugehörigkeit zu einer den Bestimmungen des Gesetzes 
entsprechenden freien Hülfskasse ($S 75); 2. bei Hand- 
lungsgehülfen und Lehrlingen, denen gemäss Art. 60 des 
H.-G--B. Fortbezug ihres Gehalts auf die Dauer von 
6 Wochen vertragsmässig zugesichert ist ($ 1, Abs. 4); 
3. bei Gebrechlichen und an chronischen Erkrankungen 
leidenden Personen, sowie bei solchen, denen gegen ihren 
Arbeitgeber im Erkrankungsfalle eine den Leistungen der 
Gemeindekrankenversicherung ($ 6) entsprechende oder 
gleichwerthige Unterstützung zusteht, und zwar tritt hier 


die Befreiung auf Antrag des Versicherungspflichtigen ein, 
ausser wenn es sich um Lehrlinge handelt ($ 3a und b). 
Wir sehen hier von einer Erörterung der beiden ersten Fälle 
ab und fassen nur den ins Auge, wo die Befreiung ein- 
tritt, weil die zu versichernde Person im Erkrankungs- 
falle einen Anspruch auf die dem $ 6 entsprechende oder 
gleichwerthige Unterstützung seitens des Arbeitgebers hat; 
also den Fall des S 3a Abs. 1 Ziff. 2 und $ 3b Ziff. 1. 
Zunächst muss da hervorgehoben werden, dass die 
vorgesehene Möglichkeit einer Befreiung von der Ver- 
sicherungspflicht eigentlich dem Grundgedanken des Ge- 
setzes zuwiderläuft; denn hiernach soll der Arbeiter für 
den Fall der Krankheit versichert, d. h. er soll einen 
durch vorher gezahlte Beiträge erworbenen Anspruch auf 
Unterstützung seitens einer Kasse im Krankheitsfalle haben. 
Es ist hier ganz irrelevant, dass ja der Arbeitgeber in 
jedem Falle einen Beitrag zu leisten verpflichtet ist. Wenn 
der Arbeitgeber die Leistungen, welche die Kasse zu er- 
füllen hat, vollständig ohne Ersatzleistung seitens des 
Arbeiters übernehmen will, so hat man es eben hier, im 
Grunde genommen, mit einer Art „verbesserter Armen- 
pflege“ zu thun. Auch vom rein materiellen Standpunkt 
aus betrachtet bringt die Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht keine Vortheile für die Betheiligten. Aller- 
dings sind sowohl Arbeitgeber wie Arbeitnehmer der Bei- 
tragspflicht enthoben, dafür hat der letztere aber im Er- 
krankungsfalle die Fürsorge für den erkrankten Arbeiter 
in dem Umfange, wie sie von Seiten der Gemeinde- 
krankenversicherung ausgeübt wird, zu übernehmen; er 
muss also freien Arzt, freie Arznei und sonstige Heil- 
mittel und im Falle der Erwerbsunfähigkeit vom dritten 
Tage der Erkrankung ab für jeden Arbeitstag auf die 
Dauer von 13 Wochen ein Krankengeld in Höhe der 
Hälfte des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tage- 
arbeiter gewähren oder eine diesen Leistungen gleich- 
werthige Leistung; eine solche gleichwerthige Leistung 
ist auch die Fortzahlung eines Gehalts, das dem Werth 
der oben vorgeschriebenen Unterstützung entspricht. In 
Geld umgerechnet, würde nun z. B. für Frankfurt der 
Werth dieser Unterstützung für erwachsene Personen männ- 
lichen Geschlechts bei einem ortsüblichen Tagelohn von 
Mk. 2,50 folgendermassen zu veranschlagen sein: 
l. Krankengeld auf 13 Wochen bezw. 75 Arbeits- 
ao NR SS ee ne 
2. Ersatz für ärztliche Behandlung, Arznei, Heil- 
mittel etc. auf 13 Wochen = 91 Tage ä 
62 Pf. — !/a von Mk. 2,50 (8 75 Abs. 2). „ 56,42 
Summarı 0 MkE2150,1% 


Mk. 93,75 


Ein Gehalt bezw. eine Unterstützung von Mk. 50 
pro Monat, auf die Dauer von drei Monaten gewährt, 


würde also genügen, um von der Versicherungspflicht be- 
freit werden zu können. Dass mit einem derartigen Ein- 
kommen einem Kranken nicht gedient sein kann, liegt 
auf der Hand; noch schlimmer gestaltet sich das Ver- 
hältniss für Personen weiblichen Geschlechts unter 16 
Jahren, für die ein noch geringerer ortsüblicher Tagelohn 
in Anschlag zu bringen ist. Wenn man nun noch berück- 
sichtigt, dass der Arbeitgeber im gegebenen Falle eher 
geneigt sein wird, seine Verpflichtungen durch Gewäh- 
rung einer entsprechenden Unterstützung in Geld abzu- 
lösen, so muss man auch hier wieder zu dem Schlusse 
kommen, dass diese Bestimmungen einem Prinzip, an dem 
bei der Durchführung der Novelle streng festgehalten 
werden sollte, zuwiderläuft, nämlich der Ermöglichung 
sofortiger Inanspruchnahme ärztlicher Behandlung. Ist doch 
den freien Hülfskassen durch die Bestimmungen des $ 75 
die Pflicht auferlegt worden, die ärztliche Behandlung von 
nun ab in natura zu leisten, während vorher an Stelle 
der ärztlichen Behandlung eine Erhöhung des Kranken- 
geldes treten konnte. 

Aber die von der Versicherungspflicht befreiten 
Personen gehen auch noch des Sterbegelds, der Wöch- 
nerinnenunterstützung, des erhöhten Krankengelds und 
aller der Mehrleistungen verlustig, welche die Ortskranken- 
kassen etwa statutarısch noch übernommen haben; sie 
sind ausserdem noch insofern im Nachtheil, als zum Zweck 
ihrer Beiträge und Renten für die Invaliditäts- und Alters- 
versicherung nicht ihr durchschnittlicher Tagesverdienst, 
sondern der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tage- 
arbeiter in Betracht kommt. Ob endlich in kleineren 
Krankheitsfällen dem Erkrankten immer die Fürsorge zu 
. Theil wird, wie er sie als Mitglied einer Kasse bean- 
spruchen könnte, ist sehr zweifelhaft; in vielen Fällen 
wird die erkrankte Person aus Furcht, ihren Arbeitgeber 
zu belästigen und ihre Stellung zu gefährden, von einer 
Inanspruchnahme der Fürsorge absehen und so häufig 
die Entstehung schwerer Krankheiten herbeiführen. Nimmt 
sie aber wirklich in Folge häufigen Unwohlseins die Unter- 
stützung ihres Arbeitgebers öfters in Anspruch, so läuft 
sie Gefahr, ihre Stellung zu verlieren. Und was dann, 
wenn sie bald nach ihrer Entlassung erkrankt und er- 
werbsunfähig wird? Hier sind wir bei einem Punkte an- 
gelangt, wo das Gesetz vollends eine bedenkliche Lücke 
aufweist. Für Mitglieder einer Orts-, Betriebs-, Bau- und 
Innungskrankenkasse besteht ein Anspruch auf die gesetz- 
lichen Mindestleistungen für die Dauer von 13 Wochen 
auch noch während drei Wochen nach ihrem Austritt aus 
der versicherungspflichtigen Thätigkeit (8 28, 64, 72, 73). 
Es wäre nun nicht mehr als billig, dass den von dem 
Beitritt zu einer Kasse befreiten Personen ihre Ansprüche 
gegen ihren früheren Arbeitgeber ebenfalls im Fall einer 
Erkrankung, welche innerhalb 3 Wochen nach dem Aus- 
scheiden aus ihrer 'T'hätigkeit eintritt, erhalten blieben. 
Das Gesetz spricht sich aber nirgends über diesen Fall 
aus; allerdings bleiben dem Arbeiter seine Ansprüche 
für die ganze Dauer der Krankheit bezw. für 13 Wochen, 
auch wenn das Arbeitsverhältniss während der Dauer ge- 
löst wurde. Aber ob dies auch der Fall ist, wenn die 
Krankheit erst nach dem Austritt, aber innerhalb 3 Wochen 
darnach, eintritt, ist sehr zweifelhaft. Indem das Gesetz 
in $ 3a die Leistungen der Gemeindekrankenversicherung 
nach Maass und Umfang für genügend erachtet, um eine 
Befreiung eintreten lassen zu können, muss man annehmen, 
dass auch die übrigen Bestimmungen über die Leistungs- 
pflicht der Gemeindekrankenversicherung für die Fälle, 
wo eine Befreiung von der Versicherungspflichtigkeit ein- 


78 


tritt, massgebend sein sollen; in diesen Bestimmungen 
ist aber eine Verpflichtung der Gemeindekrankenversiche- 
rung zur Unterstützung in Fällen des $ 28 nicht vorge- 
sehen. Man mag nun dem Gesagten gegenüber einwenden, 
dass, wenn die befreiten Personen im Nachtheil sind, sie 
sich dies lediglich selbst zuzuschreiben haben, da ja das 
Gesetz ausdrücklich eine Befreiung auf ihren Antrag hin 
eintreten lässt. Indess, wer die Verhältnisse einigermassen 
kennt, wird wissen, dass die Antragsteller in weitaus den 
meisten Fällen auf Wunsch ihres Arbeitgebers handeln, 
dem sie sich kaum entziehen können, zumal es sich bei 
solchen Befreiungen in der Regel um das Personal eines 
grösseren Geschäfts handelt, wo der Einzelne keine Aus- 
nahme machen kann. 

In Anbetracht all der Nachtheile, welche die Be- 
freiung von der Versicherungspflicht mit sich bringen 
kann und zur Vermeidung unnöthiger Belästigungen der 
Kassenverwaltungen in Fällen, wo die Arbeitgeber ihren 
Verpflichtungen nicht nachkommen können oder wollen, 
frägt es sich, ob es nicht für die Handhabung des Ge- 
setzes zweckmässiger wäre, wenn man derartige, Privilegien 
schaffende Ausnahmebestimmungen aus dem Gesetze aus- 
merzte und für alle Personen, deren Stellung sie als der 
staatlichen Fürsorge bedürftig erscheinen lässt, gleiche 
Rechte und gleiche Pflichten begründete. 


Die Stellung der Strassenreinigungsarbeiter 
in Berlin. 


Nicht nur der Staat, sondern auch die Kommunen sind 
theils in ihren Behörden, theils in ihren gewerblichen Betrieben 
Arbeitgeber. Und zwar ist die Zahl der von ihnen beschäftig- 
ten Arbeiter, neben den unmittelbar Angestellten, sehr viel 
grösser, als man gewöhnlich glaubt, so gross, dass die Art, 
wie sie ihre Arbeiter stellen, einen nicht zu unterschätzenden 
Einfluss auf die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse überhaupt 
gewinnen kann. Wir sind noch weit davon entfernt, dass die 
Staatsverwaltungen und die Städte Lohnpolitik im grossen 
Stile trieben. Die Weisheit unserer Behörden erschöpft sich 
noch in dem charakteristischen Ausspruch eines preussischen 
Ministers, die Staatsverwaltung dürfe den Privatunternehmern 
die Löhne nicht verderben. Ja noch mehr, vielfach ist über- 
haupt noch gar kein Interesse für die Lage derjenigen vor- 
handen, welche man beschäftigt, und wenn es vorhanden ist, 
kommt es doch nur äusserst selten zum Ausdruck. So wird 
man irgendwelche Angaben über Lohn- und Arbeitsverhältnisse 
der städtischen Arbeiter in den Verwaltungsberichten der 
allermeisten Gemeinden vergeblich suchen, da schreibt das 
Tiefbauamt unter sachlichen Ausgaben: a) Pflastersteine x Mk., 
b) Arbeitslöhne y Mk. Bei dieser Sachlage geziemt es sich, 
alle Fälle, in welchen städtische Berichte sich über die Lage 
der in irgend einem Verwaltungszweige beschäftigten Arbeiter 
aussprechen, hervorzuheben. 

Dergleichen Angaben enthält der soeben erschienene Ma- 
gistratsbericht pro 1. April 1892/93 über das städtische Strassen- 
reinigungswesen zu Berlin (Beilage zu No. 35 des Gemeinde- 
blattes 1893). Wir beschränken uns darauf, sie kurz zu referiren. 

Unter der Verwaltungskommission (4 Stadträthe und 4 
Stadtverordnete) stehen die Beamten, nämlich 1 Direktor, I In- 
spektor, 1 Depotverwalter, 6 Oberaufseher und 23 Aufseher. 
Die ÖOberaufseher werden nach vierjähriger Dienstzeit auf 
Lebensdauer, die Aufseher dagegen auf vierteljährige Kündi- 
gung angestellt, doch haben auch letztere Pensionsberechtigung. 
Das Gehalt der Oberaufseher steigt von 2160 auf 3000 Mk., 
von den Aufsehern beziehen 10 ein Gehalt von 1850, 6 von 
1680 und 7 von 1500 Mk. Sämmtliche Beamte erhalten noch 
Zulagen von 240 bezw. 180 Mk. für Ausübung von strassenpoli- 
zeilichen Amtsverrichtungen. Die Aufseher bekommen Dienst- 
bekleidung, während die Oberaufseher ihre eigenen Kleider 
im Dienste tragen. 

Der Arbeiterstamm besteht aus nicht weniger als 782 
Mann, nämlich 92 Vorarbeitern, 500 Arbeitern I. Klasse, 70 
Arbeitern II. Klasse und 120 Arbeitsburschen. Doch traten im 


Berichtsjahr Anfangs September, als wegen der Choleragefahr 
die Strassenreinigung besonders peinlich gehandhabt werden 
musste, 100 Mann Hilfsarbeiter hinzu, deren Beschäftigung bis 
Ende Oktober dauerte. Insgesammt wurden für ständige Ar- 
beiter Mk. 869738,10, für Hülfsarbeiter Mk. 202555,60 ausge- 
geben, im Ganzen also Mk. 1072293,70. Die Löhne sind der- 
art abgestuft, dass die Vorarbeiter Mk. 3,75, die Arbeiter 
I. Kl. (zusammen mit den ersteren drei Viertel des Personals) 
Mk. 3,25, die Arbeiter II. Kl. Mk. 2,75, die Burschen Mk. 1,60 
erhalten. Neu eingetretene Arbeiter bekommen zunächst den 
niederen Tagelohn, doch währt es meist nicht lange, bis diese 
Leute in die höhere Lohnstufe aufrücken, durchschnittlich un- 
gefähr ein Jahr. Uebrigens erhalten die Arbeiter freie Dienst- 
kleidung und haben für das Dienstgeräth, wie der Bericht 
hervorhebt, nicht selbst zu sorgen. Der Lohn wird auch an 
Sonn- und Festtagen verdient, in Krankheitsfällen, oder wenn 
sonst der Dienst aus unverschuldeter Veranlassung versäumt 
werden musste, kann die Direktion den Arbeitern den Lohn 
bis zu drei Tagen unverkürzt gewähren, was vielfach geschieht. 
Bei längerer Krankheit bewilligt die Verwaltung so gut wie 
ausnahmslos den halben Lohn als Unterstützung. Auch steht 
ihr eine jährliche Summe von 4000 Mk. zur Verfügung, aus 
welcher sie den Arbeitern und Beamten oder deren Hinter- 
bliebenen bei Todes- oder Krankheitsfällen und anderen Noth- 
lagen Unterstützungen zuwenden kann. Im Berichtsjahr wurden 
in 173 Fällen je bis zu 20 Mk. gegeben, zusammen 3200 Mk. 
Angestellte, welche in der Verwaltung eine 25jährige Dienst- 
zeit zurücklegen, erhalten eine Gratifikation in Geld, welche 
für den Öberaufseher 150, für die Aufseher 120, für die Vor- 
arbeiter und Arbeiter 80 bezw. 75 Mk. beträgt. Im Berichts- 
jahre wurden 5 Vorarbeitern und 2 Arbeitern derartige An- 
erkennungen zu Theil. 

Am 1. April 1892 trat an Stelle der früheren freiwilligen 
eine amtliche Krankenkasse, welche recht gute Erfolge auf- 
zuweisen hatte; sie wurde von den ständigen Arbeitern wenig, 
dagegen von den zur Cholerazeit eingestellten Arbeitern sehr 
stark in Anspruch genommen. Die Verwaltung bildet für die 
Unfallversicherung eine eigene Berufsgenossenschaft. Im Be- 
richtsjahre kamen 30 Unfälle vor, von denen jedoch keiner zu 
einem Todesfalle oder zu dauernder Erwerbsunfähigkeit ge- 
führt hat; in drei Fällen dauerte die Erwerbsunfähigkeit über 
13 Wochen, die übrigen 27 waren durchweg leichter Natur. 


Abgesehen von der staatlichen Invaliditäts- und Alters- 
versorgung ist bei der Berliner Strassenreinigungsverwaltung 
auch eine eigene Altersversorgung üblich, die freilich von jedes- 
maliger Bewilligung der Gemeindebehörden abhängt und vor 
allem auf keinerlei Rechtsansprüchen der Betheiligten, sondern 
durchaus auf dem freien Ermessen der Verwaltung beruht. 
Darnach erhalten alte Arbeiter, welche arbeits- und erwerbs- 
unfähig geworden sind, laufende Unterstützungen, wobei die 
zurückgelegte Dienstzeit bei der Stadtgemeinde einen Maass- 
stab für die Höhe der Unterstützungssumme mit einem Mindest- 
betrage von 400 Mk. und einem Höchstbetrage von 600 Mk. 
abzugeben pflegt. Die Unterstützungen werden als Regel in 
der Art abgemessen, dass sie von 5 zu 5 Jahren des Dienst- 
alters um 50 Mk. steigen, sodass sie für eine Dienstzeit von 
10 bis 15 Jahren 400 Mk., von 15 bis 20 Jahren 450 Mk., von 
20 bis 25 Jahren 500 Mk., von 25 bis 30 Jahren 550 Mk. und 
von über 30 Jahren 600 Mk. jährlich betragen. Im Berichtsjahr 
traten so 8 Arbeiter, deren Arbeitsunfähigkeit ärztlich festge- 
stellt war, in den Ruhestand und zwar 1 mit 600, 2 mit 550, 
3 mit 450 und 2 mit 400 Mk. Pension. Natürlich kamen zu 
diesen Beträgen stets noch die Leistungen der Invaliditäts- 
und Altersversicherung (7 Invaliden-, 1 Altersrente) hinzu. 

Freilich bedarf es um obige Angaben zu würdigen auch 
einer Darstellung der geforderten Arbeitsleistungen und darüber 
enthält der Bericht nur folgende spärliche Mittheilungen: „Die 


- regelmässigen Reinigungsarbeiten fallen in die Nacht; die Arbeit 


beginnt um 12 Uhr und ist bei normalem Wetter des Morgens 
um 8 Uhr beendet, dazwischen liegt noch eine Frühstücks- 
pause von !/a Stunde. Diejenigen Arbeiter, welche abwechselnd 
am Tage beschäftigt werden, also z. B. die Reinigung des 
Asphaltpflasters, die Füllung der Sprengwagen u. s. w. besorgen, 
arbeiten allerdings von 8 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends; 
davon entfallen aber etwa 3 Stunden auf Mittags-, Frühstücks- 
und Vesperpausen, so dass auch ihnen im Allgemeinen nur 
eine Istündige Arbeitszeit obliegt. Bringt man ferner in Rech- 
nung, dass nach den Sonn- und Festtagen bei der regelmässigen 
Reinigung nur immer etwa 3 Stunden, von 6 bis 9 Uhr Morgens, 
gearbeitet, wofür ein voller Arbeitstag gerechnet wird, so er- 
gibt sich aus allen den Momenten, dass der Durchschnitt des 
Tagewerks 8 Stunden nicht überschreitet. (Diesem Durchschnitt 
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dürfte übrigens keine besondere Bedeutung beizumessen sein; 
es kann sich immer nur um die Arbeitszeit des einzelnen Tages 
handeln. Red.) Hieran ändert auch der Umstand nicht viel, dass 
bei der Strassenreinigung, wie in jeder grossen Haushaltung, zu- 
weilen besondere Arbeiten vorkommen und ausgeführt werden 
müssen, die ausserhalb der gewöhnlichen Arbeitszeit liegen, 
ohne dass dabei von besonderen Geldvergütungen die Rede 
ist. Regelmässig vorkommende besondere Arbeiten wechseln 
in den Abtheilungen derartig, dass nach einer Kommandirrolle 
jedes Mitglied gleichmässig herangezogen wird.“ 

Soweit reichen die Auskünfte der Berliner Behörde. Man 
wird darin manches vermissen. Doch beabsichtigen wir nicht 
die Punkte aufzuzählen, in welchen der Bericht vervollständigt 
werden sollte und könnte. Möchten andere städtische Behörden 
das gegebene Beispiel befolgen und über die Lage der ihnen 
unterstellten Arbeiter möglichst eingehende und sachkundige 
Mittheilungen machen. Es werden dadurch die Einrichtungen 
der verschiedenen Städte von Ort zu Ort bekannt, was zur 
Annahme von anderwärts durchgedrungenen Verbesserungen 
führen mag; namentlich aber werden die Behörden selbst sich 
mehr und mehr der Lage ihrer Arbeiter bewusst werden und 
erkennen, welch wichtiges Gebiet kommunaler Sozialpolitik 
hier vorliegt. 


Die städtische Apotheke in Mainz. 


Von Dr. Gassner, Beigeordneter in Mainz. 


Als ım Jahre 1888 die städtischen Behörden in 
Mainz infolge der raschen Bevölkerungszunahme, hervor- 
gerufen durch die Erbauung neuer Stadttheile, an die Er- 
richtung einer neuen Apotheke denken mussten, lautete 
die erste Frage: „Soll die Stadt als solche die Konzes- 
sion erwerben ?“ 

Nach einer Bekanntmachung des Grossh. Ministe- 
rıums des Innern und der Justiz vom 15. Mai 1885 war 
die Verleihung an die Stadt möglich. Nach dieser Be- 
kanntmachung kann die Verleihung der Konzession für 
eine neu zu errichtende Apotheke und die Wiederver- 
leihung einer heimgefallenen sog. geschenkten Apotheken- 
Konzession nach Ermessen des Ministeriums des Innern 
und der Justiz auch an eine Gemeinde oder einen Kreis 
erfolgen, wenn dieselben darum nachsuchen. Dieselbe kann 
aus Gründen des öffentlichen Interesses ohne Entschädi- 
gungsleistung widerrufen werden. Die Gemeinden oder 
Kreise haben die Apotheke an einen approbirten Apo- 
theker zu verpachten. Die Bedingungen der Verpachtung 
sind durch das Ministerium des Innern und der Justiz 
mit dem Konzessionsträger festzustellen. Diese Bekannt- 
machung hatte s. Z. unter den Apothekern und nicht allein 
solchen des Landes Hessen Unruhe und Befürchtungen 
hervorgerufen. Auch heute noch haben die Bestimmungen 
unter den Fachleuten manche Gegner. Die Gemeinde- 
apotheken, so sagen sie, bilden den Uebergang zur Staats- 
apotheke, und durch die staatliche Monopolisirung der 
Apotheken werden die enormen Werthe, welche die ca. 
5000 Apotheken des deutschen Reichs repräsentiren, eine 
solche Schwächung erleiden, dass der Wohlstand einer 
zahlreichen Berufsklasse schwere Schädigung erfährt. Und 
selbst wenn der finanzielle Schaden durch Ablösung der 
Konzession Seitens des Reichs sich verringert, wird doch 
der Charakter des Geschäfts durch den Verlust der Selbst- 
ständigkeit der Inhaber und des damit unmittelbar ver- 
bundenen Strebens nach Fortbildung so verändert werden, 
dass darin eine Besserung für das allgemeine Wohl nicht 
gefunden werden kann. 

Trotzdem erklärte die Majorität der Stadtverordneten 
von Mainz ihr Einverständniss mit den Bestimmungen 
jener ministeriellen Veröffentlichung und kam um die Ver- 
leihung der Konzession für die Stadt ein. Für diesen 


Beschluss waren die Erläuterungen mit massgebend, die 
Obermedizinalrath Uloth in Darmstadt, Referent für 
pharmazeutische Angelegenheiten im Ministerium, auf der 
41. Generalversammlung des hessischen Apothekervereins 
(Juli 1885) zu der oben erwähnten Bekanntmachung 
gab. Ausschlaggebend war hiernach gewesen die enorme 
Steigerung der Preise, die für Apotheken gezahlt wer- 
den und es einem nicht sehr bemittelten Apotheker nur 
ausnahmsweise möglich machen, einen Kauf abzuschliessen. 
Während in den Jahren vor 1872 je nach der ‚Grösse 
des Geschäfts, der Lage des Orts das fünf- bis sechsfache 
des jährlichen Umsatzes bezahlt wurde, zahlte man in den 
späteren Jahren das sieben- bis zehnfache, obgleich die 
Verkaufspreise der Arzneimittel nach den Taxen sowohl, 
wie im sog. Handverkauf erniedrigt worden waren, ausser- 
dem die Art und die Zahl der ärztlichen Ordinationen 
sich vereinfacht und vermindert hatten. Allerdings wirken 
bei der Preissteigerung der Apotheken zweifellos auch 
noch andere Umstände mit, wie z. B. das Sinken des 
Geldwerthes, Vermehrung der Konkurrenz durch Ueber- 
füllung des Standes, grössere Sicherheit der auf den Apo- 
theken ruhenden Kapitalanlagen, namentlich nach Besei- 
tigung der Sorgen wegen Ausdehnung der Gewerbefreiheit 
auf den Apothekenbetrieb und besonders in den letzten 
Jahren quantitative wie qualitative Verbesserung des Ge- 
schäftsumsatzes durch die oft sehr bedeutenden Bezüge 
der Krankenkassen. Die Apotheken wurden nach und 
nach immer mehr Gegenstand der Spekulation für das 
Grosskapital, und die Zahl der Apotheker, welche nicht 
in den Besitz einer Apotheke, also nicht zur Selbstän- 
digkeit gelangen können, nahm in einer so bedenklichen 
Weise zu, dass dieser Umstand die Aufmerksamkeit der 
Staatsbehörden erregen musste. 

Dem Beschluss der Mainzer Stadtbehörden, den, wie 
gesagt, diese Betrachtungen beeinflusst hatten, folgte als- 
bald die entsprechende Eingabe an das Ministerium. 
Es wurde nun der Stadt Mainz auferlegt, in erster 
Linie den Pachtvertrag vorzulegen, den sie eventuell ab- 
zuschliessen gedenke. Die Stadtverordnetenversammlung 
genehmigte darauf einen Vertrag, nach welchem die Stadt 
Mainz die ihr übertragene Konzession auf Lebenszeit ver- 
pachtet. Dem Pächter werden die zum Betrieb der Apo- 
theke nothwendigen Räume sowie eine Wohnung zur 
Verfügung gestellt. Weiterverpachtung der Apotheke ist 
nicht gestattet. Die Stadt Mainz liefert die zum Betrieb 
der Apotheke nothwendigen Einrichtungen, während die 
Unterhaltung der Inventarstücke dem Pächter obliegt. 
Die Pachtsumme wird nach dem vermuthlichen Geschäfts- 
umsatz berechnet, vom Ministerium fixirt und vorerst auf 
drei Jahre festgesetzt. In der ersten Hälfte des dritten 
Pachtjahres werden die Vertragsbestimmungen und auf 
Grund der Geschäftsbücher die Pachtsumme einer Revi- 
sion unterzogen und für die nächste fünf- oder zehn- 
jährige Pachtperiode normirt, Eine gleiche Revision soll 
sich in Zwischenräumen von 5 oder 10 Jahren wieder- 
holen. Der Pächter ist nach Ablauf der ersten drei Pacht- 
jahre berechtigt, den Pachtvertrag mit Ablauf eines jeden 
Kalendervierteljahrs nach vorhergehender 6monatlicher 
Aufkündigung zu lösen; ebenso steht der Stadt Mainz 
unter gewissen Voraussetzungen (Widerruf der Konzes- 
sion, Zurücknahme der Approbation, Rückstand von zwei 
Pachtzielen, unrichtige Führung der Geschäftsbücher u. a.) 
das Recht der Kündigung zu. Die zum Betrieb des Ge- 
schäfts nöthigen Waaren stellt der Pächter. Bei jedes- 
maligem Wechsel in der Pacht ist ein Inventar aufzu- 
nehmen und die Differenz in dem Waarenbestand durch 
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Ersatz der Waaren oder in Geld auszugleichen. Die Ver- 
waltung der Apotheke ist der Ministerialabtheilung für 
öffentliche Gesundheitspflege unterstellt. 

Unterm 11. Dezember 1891 erfolgte die Verleihung 
der Konzession an die Stadt Mainz. Die Lösung der 
Frage schien gesichert, da tauchte der neue Gesichtspunkt 
auf, die Apotheke durch einen approbirten Apotheker unter 
eigener Verwaltung zu betreiben. Aber das Ministerium 
nahm einen ablehnenden Standpunkt zu den stadtseitig 
gestellten Anträgen ein: jener Bekanntmachung von 1885 
liege keineswegs die Absicht zu Grunde, die neuerrich- 
teten oder heimgefallenen Apotheken in die Verwaltung 
der betreffenden Konzessionsträger zu bringen, damit sie 
einen Erlös aus denselben ziehen oder es ihnen ermög- 
licht wird, Arzneimittel wesentlich unter der Arzneimittel- 
taxe abzugeben; die Bekanntmachung wolle vielmehr 
lediglich die Zahl der sogenannten geschenkten und ver- 
erblichen Konzessionen vermindern und auch unbemittelten 
älteren Apothekern die Möglichkeit des selbständigen 
Betriebs einer Apotheke auf Lebenszeit bieten. 

Die Stadt Mainz hat es bei diesem erfolglosen Ver- 
such, eine städtische Apotheke mit städtischem Betrieb 
zu errichten, bewenden lassen. Es wird nunmehr die Ver- 
pachtung der Apotheke durch öffentliches Ausschreiben 


stattfinden. Die Bedingungen der Bewerbungen und die 
Grundsätze über die Auswahl der Bewerber sind durch 


das Ministerium festgesetzt. Aus denselben sei hervorge- 
hoben, dass unter mehreren Bewerbern diejenigen vor- 
gehen, welche vor dem Konkurrenzausschreiben bereits 
die hessische Staatsangehörigkeit erworben hatten. Im 
Uebrigen erhält, wenn nicht in einem einzelnen Fall die 
Rücksicht auf überwiegende Qualifikation eines Jüngeren 
eine Ausnahme begründet, derjenige den Vorzug, welcher 
die Prüfung als Apotheker um ein Jahr früher als seine 
Mitbewerber abgelegt hat; unter denjenigen, welche die 
Prüfung im Laufe desselben Jahres abgelegt haben, ent- 
scheidet der günstigere Ausfall der Prüfung; stehen meh- 
rere darin gleich, so wählt das Ministerium unter den- 
selben nach seinem Ermessen. 

Veranlassung zu vorstehenden Zeilen gab eine Reihe 
von Zuschriften, die auf Grund von Notizen in öffentlichen 
Blättern an unsere städtische Verwaltung gelangten. Die 
Wichtigkeit des Schrittes, welchen die Stadt Mainz that 
— übrigens sind ihr Bad-Nauheim, Undenheim und Flon- 
heim (Rheinhessen) vorangegangen — leuchtet ein: nicht 
allein, dass durch ihren Entschluss allgemein moralischen 
Zwecken gedient und der exorbitanten Preissteigerung der 
Apotheken entgegengetreten wird, die Kommune hat auch 
direktes finanzielles Interesse an dem Zustandekommen 
jener städtischen Anstalt, ist ebenso in der Lage, ihren 
Einfluss zu Gunsten der ihr unterstellten und mit der 
städtischen Verwaltung in Verbindung stehenden Kranken- 
kassen sowie ähnlicher öffentlicher Einrichtungen geltend 
zu machen. Die Bekanntmachung des Ministeriums von 
1885 gibt mittelbar wenigstens dazu die Gelegenheit. 
Hätte allerdings das Gesuch der Stadt um Ueberlassung 
in eigene Regie Erfolg gehabt, oder wäre ein Wunsch 
der Ortskrankenkasse in Mainz, die, gleiches Ziel vor 
Augen, ebenfalls für sich um die Konzession einkam, 
durchgedrungen, so hätte viel selbständiger noch und 
freier operirt werden können. Aber auch diese Zeiten 
werden kommen und Gemeinden wie Krankenkassen ihre 
Apotheke in eigene Regie erhalten, denn das vorhandene 
dringende Bedürfniss lässt sich nicht auf die Dauer ver- 
leugnen. | 


Notizen. 


Erziehung. 


Kinderpflege der Berliner Waisenverwaltung. 
Nach dem Bericht der städtischen Waisenverwaltung für 1892/93 
befanden sich Ende März d. J. in der Waisenpflege 5420 Kinder, 
d. h. 59 mehr als im Vorjahre. Waisenkinder im engeren Sinn 
waren 4863, Zwangserziehungs- bezw. verwahrloste Kinder 535, 
ferner 22 erwerbsunfähige ehemalige Waisenkinder. Die Ge- 
sammtausgabe für 1891/92 — für 1892/93 fehlte der Abschluss 
noch — betrug 914330 Mk. oder 1,12°%o der Gesammtaus- 
gabe des städtischen Haushalts oder 47 Pf. auf den Kopf der 
Bevölkerung. Die Waisenkinder werden zunächst dem Depot 
in der Jakobstrasse zugeführt, in dem sich am 1. April 1892 
noch 67 Kinder befanden; hinzu kamen 3251 Kinder, darunter 
1759 Knaben; es wurden anderweitig untergebracht 3278 Kinder, 
darunter 1779 Knaben, so dass am I. April 1893 noch 40 
Kinder, 19 Knaben, 21 Mädchen im Depot verblieben. Von 
den 3251 dem Depot zugeführten Kindern kamen 1478 zum 
ersten, 178 zum zweiten, 41 zum dritten, 16 zum vierten u. s. w. 
Mal dorthin, je ein Kind kam zum 20., 21., 22., 23. bezw. 24. 
Mal in das Depot; es sind dies Kinder, deren Eltern in einem 
Vorort Berlins wohnen, die immer wieder entliefen, von der 
Polizei aufgegriffen wurden und wieder ins Depot kamen. Von 
den 3278 das Depot verlassenden Kindern kamen 932 in aus- 
wärtige, 769 in hiesige Kostpflege, 221 in Krankenanstalten, 
157 in das Waisenhaus Rummelsburg, 86 in das Erziehungshaus 
daselbst ; 28 entliefen u. s. w. Als Grund der Neu- bezw- Wieder- 
aufnahme wird angegeben bei 489 Kindern heimliche Entfernung 
von den Eltern, bei 368 Krankheit der Eltern, bei 280 Obdach- 


losigkeit, bei 149 Armuth der Eltern. Von den neu- bezw. 


wiederaufgenommenen Kindern waren 381 noch nicht 1 Jahr, 
138 noch nicht 2 Jahre alt u. s. w. 128 standen im Alter bis 
12 Jahren, 126 im Alter bis 13, 82 im Alter bis 14 Jahren, 
Die Beköstigung der Depotkinder erforderte 1892/93 für jedes 
116,5 Mk., die der Dienstboten für jeden 322,3 Mk., die der 
Beamten stellte sich für jeden auf 466 Mk. durchschnittlich. 
In der Berliner Kostpflege befanden sich 1892/93 durchschnittlich 
4178 Kinder (2029 Knaben, 2149 Mädchen), in Bestand am 
l. April 1893 blieben 1816 Kinder, darunter 972 Mädchen. 
Die Beaufsichtigung der Kinder und Pflegestellen erfolgt durch 
die im Ehrenamt fungirenden Gemeinde-Waisenräthe; Ende 
März 1893 bestanden in Berlin 227 Waisenraths-Kommissionen 
mit 1251 Pflegern bezw. 364 Pflegerinnen. In der auswärtigen 
Kostpflege waren 1892/93 3522 Kinder, es gingen ab 995, so 
dass am 1. April d. J. 2527 in Bestand blieben; 1480 der ver- 
pflegten Kinder waren bei Handwerkern, 518 bei Arbeitern, 
474 bei Bauern, 433 bei Wittwen u. s. w. untergebracht. Die 
Kinder besuchten in den einzelnen Ortschaften die Elementar- 
schulen, wofür 17 850 Mk. Schulgeld bezahlt wurde, Der Wohl- 
thätigkeitsfond verfügte ult. März 1893 über 670270 Mk. zur 
Verausgabung gelangten 29202 Mk. Die Zahl der Zwangser- 
ziehungskinder stellte sich seit Erlass des Gesetzes vom 13. März 
1878 für Berlin auf 935 (760 Kn., 175 Mdch.). In Zugang kamen 
94, in Abgang 56 Kinder, welche 74231 Mk. Kosten verur- 
sachten, von denen aber 36 112 Mk. vom Staat wieder ein- 
gezogen wurden. 


Idiotenanstalten in Preussen. Nach dem Statisti- 
schen Handbuch für den preussischen Staat gab es im Jahre 
1891 im Königreich 27 Idiotenanstalten, die sich auf 16 Re- 
gierungsbezirke vertheilen. Östpreussen zählt eine, Branden- 
burg 2, Pommern eine, Schlesien 6, Sachsen 4, Schleswig 2, 
Hannover 3, Westfalen eine, Hessen-Nassau 2, die Rheinlande 4 
solche Institute. Die älteste Anstalt ist die westfälische zu 
Brilon, die seit 1814 besteht, eine schlesische Anstalt zu 
Schreiberhau wurde 1845 gegründet, drei in den 50er Jahren, 
10 in den 60er Jahren, während die übrigen 12 neueren Da- 
tums sind. Uebrigens werden seit 1891 auch wieder einzelne 
hinzugekommen sein, wie z. B. die zu Idstein von einem Frank- 
furter Verein begründete. Die Grösse der Institute ist sehr 
verschieden. Manche sind nur Nebenabtheilungen allgemeiner 
Krankenheilanstalten, andere sind kleine Privatunternehmungen. 
Am meisten Plätze fasst die Anstalt zu Langenhagen in Han- 
nover, welche 550 Pfleglinge aufnehmen kann; die Anstalt zu 
Neinstedt in Sachsen ist für 516 eingerichtet. Im Ganzen sind 
4179 Plätze verfügbar und wurden 1891 etwa 4400 Personen 
verpflegt. Die meisten Anstalten gehören Vereinen an, welche 
eigens zur Unterhaltung der Anstalten gebildet sind, andere 
sind Privatunternehmungen, wieder andere sind von geistlichen 
Korporationen begründet. Nur eine Anstalt scheint von einem 
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Kommunalverband unterhalten zu werden, die Berliner städtische 
Idiotenanstalt zu Dalldorf. Die Neuordnung der ausserordent- 
lichen Armenlast wird hierin wohl Wandel schaffen. Bis jetzt 
liegen diese Anstalten auf sehr schwachen Schultern, künftig 
werden die Landarmenverbände selber mehr und mehr der- 
gleichen Anstalten gründen und damit die öffentlichen Behörden 
auf einem Gebiete eingreifen, das sie viel zu lange der privaten 
Fürsorge überlassen haben. 


Schulwesen. 


Schulhygiene in Breslau. Die städtische Schul- 
deputation zu Breslau hat, wie die „Schles. Ztg.“ mittheilt, vor 
Beginn der Sommerferien eine von der königl. Regierung be- 
stätigte Geschäftsanweisung für die Rektoren und Lehrer 
(Lehrerinnen) der städtischen Volksschulen erlassen, welche die 
Schulgesundheitspflege ungemein zu fördern bestimmt und ge- 
eignet ist. Darin wird zunächst bestimmt, dass in den Schul- 
häusern und in den Schulzimmern die grösste Sauberkeit herr- 
schen müsse. Die mit den Reinigungsarbeiten betrauten Per- 
sonen sind daher sorgfältig in der Ausführung ihrer Aufgaben 
von dem Lehrerpersonal zu beaufsichtigen. Für die Sauber- 
haltung der einzelnen Klassenräume sind die Klassenlehrer dem 
Rektor und dieser wiederum für die Reinhaltung sämmtlicher 
Schulräume der städtischen Schulbehörde verantwortlich. Die 
Sorge für die Reinhaltung der mehreren Schulen gemeinsamen 
Räume, Plätze und Anlagen liegt dem Hauskurator oder dessen 
Stellvertreter ob. Diesem haben die Rektoren ihre Beobach- 
tungen mitzutheilen. Die Reinigung der Schulzimmer soll von 
jetzt an, wie die „Anweisung“ festsetzt, täglich in der Weise 
erfolgen, dass bei geöffneten '[hüren und Fenstern der Fuss- 
boden nach vorangegangener feuchter Behandlung (feuchter 
Aufnahme, Streuen von nassem Sand oder feuchten Sägespänen) 
durch Kehren von Staub und Schmutz möglichst gereinigt wird. 
Der etwa aufgewirbelte Staub ist, nachdem er sich gesetzt 
hat, feucht abzuwischen. In jedem Monat ist ferner der Fıiss- 
boden gründlich zu scheuern, die Wände sind je nach ihrem 
Anstrich entweder trocken oder feucht abzuwischen und die 
Ausstattungsgegenstände des Schulzimmers zu waschen. Die 
Gänge, Fluren, Treppen sind täglich zu kehren und in jedem 
Monat einmal zu scheuern. Die Fenster sind stets rein zu halten 
und alle 14 Tage sauber zu putzen. Innerhalb der Ferien sind 
sie zum Zwecke der Reinigung auszuheben. Die Klosets sind 
täglich gründlich zu reinigen. Was die Kinder anlangt, so sind 
sie von den Lehrern und Lehrerinnen zur grössten Reinlichkeit 
an ihrem Körper und an der Kleidung anzuhalten. Das Herum- 
werfen von Papier und anderen Sachen in der Schule und 
ihren Räumen ist durchaus nicht zu gestatten. Die Zuführung 
frischer und die Abführung verdorbener Luft bleibt eine Haupt- 
sorge der Lehrer. Daher sind nach dem Unterricht und wäh- 
rend der Pausen nach Entfernung der Kinder Fenster und 
Thüren zu öffnen. Nur bei grosser Kälte und heftigem Winde 
soll dies unterbleiben. Sinkt die Zimmerwärme unter 13° R., 
so muss ohne Rücksicht auf die Jahreszeit geheizt werden. 
In der Heizperiode darf die Lüftung nur durch die oberen 
Fenster geschehen. Die abzulegenden Kleidungsstücke der 
Kinder sind ausserhalb der Schulzimmer unterzubringen. Bei 
künstlicher Beleuchtung ist darauf zu achten, dass auf je 6 bis 
8 Kinder eine Flamme und zwar mit Zylinderbedeckung komme. 
Die augenschwachen und ohrenkranken Kinder erhalten immer 
die vordersten und bestbeleuchteten Plätze in der Klasse. Die 
Eltern der ersteren sind zu benachrichtigen, um ärztlichen 
Rath hinsichtlich der Beschaffung einer Brille einholen zu 
können. Ueber beide Kategorien von Schülern ist der Schul- 
deputation nach Beginn des Schuljahres eine Liste einzureichen. 
Für die an Wirbelsäuleverkrümmung leidenden Kinder sind die 
von der Schuldeputation festgestellten Sitzvorrichtungen zu be- 
nutzen. Kinder, die an ansteckenden Krankheiten leiden, oder 
bei deren Angehörigen ein Fall solcher Krankheiten vorkommt, 
sind bis zum Erlöschen der Ansteckungsgefahr vom Unterricht 
zu dispensiren und erst nach ärztlichem Zeugniss oder nach 
Ablauf der normalen Krankheitsdauer wieder zuzulassen. Diese 
letztere beträgt bei Diphtherie, Scharlach und Pocken sechs 
Wochen, bei Masern und Rötheln vier Wochen. Ueber die 
Schliessung von Schulen oder einzelnen Klassen wegen an- 
steckender Krankheiten entscheidet die Schuldeputation nach 
einem mit dem königl. Polizeipräsidium getroffenen Abkommen. 
Wenn Gefahr im Verzuge ist, kann der Rektor ausnahmsweise 
die Schliessung selbst verfügen; er hat jedoch alsbald Anzeige 
zu erstatten. Die Wiedereröffnung einer wegen ansteckender 
Krankheiten geschlossenen Klasse oder Schule kann nur nach 
erfolgter amtlicher Desinfektion der Räume erfolgen. — Unzwei- 


felhaft sind diese dem Stande der gegenwärtigen Schulhygiene 
entsprechenden Vorschriften der Wirksamkeit‘ der Breslauer 
Schulärzte zu danken. 

Hrlasschuler firsschwachsunnsges KR Indiessin 
Hamburg. In No. 29, Seite 21, II. Halbj. unserer Zeitschrift 
hatten wir in einer Nachschrift zu einem Aufsatz über „Hilfs- 
schulen für schwachsinnige Kinder“ unter anderem ausgeführt: 
„Ungünstig urtheilt, soweit wir sehen, nur die Oberschulbe- 
„hörde von Hamburg, welche im Herbst 1892 versuchsweise 
„eine solche Klasse gründete, nunmehr aber von der Errichtung 
„weiterer Klassen absehen will, weil die Erfolge nicht dem 
„Aufwande an Zeit, Geld und Mühe entsprochen hätten.“ Wir 
entnahmen diese Behauptung einer Korrespondenz der „Ham- 
burger Nachrichten“ vom 20. Juni d. J., welche die günstigen 
Altonaer angeblich ungünstigen Hamburger Erfahrungen gegen- 
überstellte. Es freut uns nun mittheilen zu können, dass von 
solchen ungünstigen Erfahrungen keine Rede ist. Wie der 
Jahresbericht der Ill. Sektion der Hamburger Oberschulbehörde 
pro 1892/93 ausführt, wurde „am 13. Juni v. J. in der Filiale 
an der Kielerstrasse 7, unter Leitung einer Lehrerin, eine 
Hilfsklasse für schwachsinnige Kinder eingerichtet. Anfangs 
bestand die Klasse aus 18 Schülerinnen; 1 ist im Laufe des 
Jahres umgeschult worden, 3 sind neu aufgenommen, so dass 
die Klasse am Ende des Schuljahres 20 Schülerinnen zählte, 
von denen 18 aus Volksschulen des sechsten Bezirks stammen 
und 2 vorher noch keine Schule besucht hatten. Die Kinder, 
im Alter von 8 bis I2 Jahren, sind zum grössten Theil aus 
den ärmsten und unordentlichen, zum Theil durch Trunksucht 
der Eltern zerrütteten häuslichen Verhältnissen. Hieraus erklärt 
es sich, dass der grösste Theil der Kinder schwach und kränk- 
lich ist. 18 Kinder der Klasse sind ausgesprochen skrophulös, 
so dass sie mit vielen Gebrechen behaftet sind, wie beispiels- 
weise mit zeitweiliger Schwerhörigkeit, Ohrenlaufen, immer 
offenen Drüsen, Magenbeschwerden, Nasen- und Rachenübeln, 
besonders mit Kopfschmerzen, und 1 Kind mit zeitweisem 
Speichelfluss. In Folge mangelhafter Ernährung sind einige 
Kinder ausserdem blutarm und somit kraftlos und hinfällig und 
im Unterricht oft theilnahmslos. Die Zahl der wöchentlichen 
Unterrichtsstunden beträgt 24. Die Unterrichtsgegenstände sind: 
Biblische Geschichte, Anschauung, Lesen, Schreiben, Rechnen, 
Zeichnen, Singen, Turnen und Handarbeit. So gering auch die 
Fortschritte der Kinder in ihren Leistungen sein mögen, so 
weist doch ein Vergleich mit dem Zustand der Klasse bei ihrer 
Gründung und dem gegenwärtigen einen grossen Unterschied 
auf. Damals bot die Klasse ein viel mehr betrübendes Bild. 
Die Kinder waren bis auf einzelne krankhaft aufgeregt, matt, 
kraftlos, muthlos, theilnahmslos, unlustig zum Spiel und zur 
Arbeit. Jetzt sind sie frischer, fröhlich, mittheilsam, anhäng- 
lich; sie beobachten selbst und beziehen häufig Verhältnisse 
und Begebenheiten ihres Lebens auf das, was sie im Unter- 
richt gelernt haben. Diese Veränderung hat gewiss zum grossen 
Theil ihren Grund in der kräftigeren Nahrung, welche den 
Kindern durch Vermittelung des Wohlthätigen Schulvereins 
geboten wird. Täglich kann jedes Kind zum Frühstück !/a Liter 
der besten Milch trinken, und Speisemarken werden den Kin- 
dern nach Bedürfniss verabreicht. Mehrere Kinder haben durch 
den genannten Verein auch Kleider und Fusszeug bekommen. 
Zum Theil auch hat diese Förderung in der Entwickelung der 
Kinder wohl ihren Grund darin, dass bei der kleinen Schüler- 
zahl auf die Eigenart der einzelnen Kinder besser geachtet 
und sie demgemäss behandelt werden kann, sowie dass die 
Kinder sich in dieser kleinen Zahl ähnlich gearteter Mitschüle- 
rinnen vollgültig fühlen und aus sich heraustreten, nachdem 
sie sich in der normalen Klasse als Hemmschuh gedrückt ge- 
fühlt haben.* Herr Schulrath Mahraun, dem wir diese Mitthei- 
lung verdanken, fügt hinzu: „Wenn bis heute nicht weitere 
„Hilfsklassen eingerichtet sind, so liegt das nur an der Seuche 
„des vorigen Jahres. Sobald wir wieder sicherere Verhältnisse 
„haben, gehen wir in der Sache weiter vor.* Die Hamburger 
Erfahrungen bieten mithin einen weiteren Beweis für den 
Nutzen und die Bedeutung derartiger Hilfsschulen. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Städtische Fortbildungsschulen in Berlin. 
Wie der Verwaltungsbericht des Berliner Magistrats für das 
Jahr 1892/93 mittheilt, wurden die fünf städtischen Fortbildungs- 
anstalten im Sommer 1892 von 659, im Winter 1892/93 von 
916 Theilnehmern besucht, von denen 18 bezw. 47 Freistellen 
hatten. Die Kosten für Lehrergehälter etc. betrugen 37 530 Mk., 
die Einnahmen aus Schulgeld u. s. w. 7235 Mk., so dass etwa 
30000 Mk. Zuschuss nöthig wurden. In den elf Fortbildungs- 
schulen befanden sich im Sommer 7326, im Winter 7739 Theil- 
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nehmer; um die wirkliche Betheiligung der Schüler am Unter- 
richt zu prüfen, wurde an bestimmten Tagen die thatsächliche 
Theilnehmerzahl festgestellt; es ergab sich, dass z. B. im 
Winter von 2263 Theilnehmern am Deutschen nur 1750 an- 
wesend waren, von 2339 Theilnehmern am: Rechnen 1807 ; im 
Zeichnen waren von 3563 2808 anwesend u. s. w., so dass ein 
pünktlicherer Besuch wünschenswerth ist. Der Unterricht in 
den Elementarfächern ist unentgeltlich, für einen vierstündigen, 
halbjährigen Kursus im Französischen, Englischen oder Fach- 
zeichnen sind 4 Mk. zu zahlen. Fortbildungsschulen für Mädchen 
bestanden zehn, von denen sechs ganz aus städtischen Mitteln 
erhalten wurden, während vier je 2000 Mk. Zuschuss erhielten. 
Besucht wurden die Schulen von 3037 bezw. 3229 T’heilnehme- 
rinnen, In der städtischen Fortbildungsschule für Taubstumme 
befanden sich 50 bezw. 44 Theilnehmer, in der städtischen 
Fortbildungsschule für Blinde 40 männliche, 32 weibliche Zög- 
linge; die von den blinden Arbeitern verdienten Löhne ergaben 
bei 22 Stuhlflechtern in 9 Monaten 2300 Mk.. bei 10 Korb- 
flechtern in 9 Monaten 2105 Mk., bei 15 Bürstenmachern 
3137 Mk. Die Stuhlflechter, dann die Strickerinnen erzielten 
die geringsten Einnahmen; bei den Korb- bezw. Bürstenmachern 
schwankte der Verdienst zwischen 30 bis 60 Mk. im Monat. 
Die Kosten des städtischen Fortbildungswesens stellten sich 
auf 199872 Mk., ausserdem noch für die Fortbildungsanstalten 
37530 Mk., für Fachschulen 42452 Mk., für Vereinsschulen 
10 000 Mk., so dass überhaupt 289855 Mk. für das Fortbildungs- 
schulwesen, abgesehen von der Handwerker- und Baugewerks- 
schule, zu zahlen waren; an Einnahmen aus Schulgeld etc. 
gingen ein 33324 Mk., mithin etwa 256530 Mk. städtischer 
Zuschuss. Die Anstalten, die für einen bestimmten Beruf vor- 
bereiten, sind der Gewerbedeputation des Magistrats unterstellt 
und daher hier nicht mit behandelt. 

Kaufmännische Fortbildungsschule in Mün- 
sterberg i. Schl. Die Fortbildungsschule für Lehrlinge des 
Handelsgewerbes, welche im vorigen Jahre vom Kaufmännischen 
Verein zu Münsterberg ins Leben gerufen worden ist, erfreut 
sich einer gedeihlichen Entwickelung. Zwei städtische Lehrer 
ertheilen am Sonntag Nachmittag Unterricht in Orthographie, 
Briefschreiben, Rechnen und Geographie; von jetzt ab wird 
ferner ein Buchhalter die Lehrlinge in der Buchführung unter- 
weisen. Mit Beginn des neuen Semesters soll eine zweite Schüler- 
abtheilung eingerichtet werden. Das Schulgeld beträgt für Lehr- 
linge von Mitgliedern des Kaufmännischen Vereins jährlich 
10 Mk., für Lehrlinge von Nichtmitgliedern 15 Mk. 

Haushaltungskurse in Stuttgart. Nach dem 
Muster der Frankfurter Abendhaushaltungsschule hat man am 
l. September in Stuttgart Haushaltungskurse eröffnet, welche 
in erster Linie für Mädchen bestimmt sind, die tagsüber ge- 
werblicher Beschäftigung nachgehen. Die Unterrichtszeit ist 
Abends von 6!/2 bezw. 7'/a bis 9'/a Uhr in Aussicht genommen. 
Die Unterweisung wird sich in erster Linie auf die Zuberei- 
tung einfacher Hausmannskost, wie sie den Verhältnissen der 
Arbeiterfamilie entspricht, sodann aber auf Instandhaltung der 
Kleider „und der Wäsche, vielleicht auch auf Waschen und 
Bügeln erstrecken. Für die übrige Tageszeit werden die Räume 
für einen Mädchenhort verwendet. 


Krankenpflege. 


Fürsorge für bedürftige Lungenkranke in 
England. Bekanntlich sind in Deutschland die Anstalten, 
welche bedürftige Lungenkranke zur Heilung und Pflege auf- 
nehmen, erst ganz vereinzelt vorhanden. Die erste derartige 
Anstalt eröffnete der Frankfurter Verein für Rekonvaleszenten- 
anstalten in Falkenstein i. T., dann folgte der Bremer Heil- 
stätten-Verein mit einer Anstalt in Bad Rehburg, endlich die 
Stadt Berlin mit dem Genesungshaus zu Malchow, welches 
insbesondere für Brustkranke bestimmt ist, während in anderen 
Städten, namentlich in Dresden, Stettin, Hannover, München 
und Stuttgart die Erbauung gleichartiger Anstalten erst ange- 
strebt wird. Demgegenüber ist es interessant zu sehen, wie 
man in England für bedürftige Lungenkranke gesorgt hat. 
Schon im Jahre 1814, schreibt der „Hann. C.“, wurde dort das 
erste Krankenhaus für Schwindsüchtige errichtet, und im Laufe 
der Jahre wurden noch weitere 17 Hospitäler gebaut, die nur 
für die Aufnahme Lungenkranker bestimmt sind. Jedes Lon- 
doner Krankenhaus hat ausserhalb der Stadt in gesunder freier 
Lage eine Abtheilung für Brustkranke. Auf diese Weise ist es 
möglich, alljährlich 7000 Schwindsüchtige in besonderen Heil- 
stätten zu verpflegen, und alle diese Anstalten sind ebenso wie 
sämmtliche Londoner Krankenhäuser nur durch Privatwohl- 
thätigkeit gegründet und werden durch sie erhalten. Am be- 
kanntesten ist das Schwindsuchtshospital in Ventnor auf der 
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Insel Wight, die sich durch ihr ausserordentlich mildes Klima 
auszeichnet. Die ganze Anlage besteht aus 10 Häusern, deren 
jedes 12—18 Personen aufnehmen kann; für jeden Kranken 
ist ein eigenes Schlafzimmer und für je 6 Personen ein Wohn- 
zimmer vorgesehen. An der Südseite der Häuser befindet sich 
eine mit Glas geschlossene breite Veranda und ein offener 
Balkon. Spiele, Musikinstrumente, eine reichhaltige Bibliothek 
und zahlreiche Zeitungen stehen den Kranken zur Benutzung 
frei. Die Häuser sind von herrlichen Gartenanlagen umgeben 
und auch die Zimmer sind mit Blumen und Bildern geschmückt. 
Dies ist allerdings das amı reichsten ausgestattete Kranken- 
haus, auf das man wohl die Bezeichnung „verschwenderisch*“ 
anwenden kann. Doch auch die übrigen Krankenhäuser bieten 
den Insassen jede Bequemlichkeit, die man einem Kranken 
wünschen kann, und erfreuen das Auge durch prächtige Garten- 
anlagen. Da die englische Süd- und Südwestküste vom Golf- 
strom bespült wird und sich durch mildes, gleichmässiges 
Klima neben Reinheit der Luft auszeichnet, liegen die meisten 
Schwindsuchtshospitäler hier. 


Arbeiterversicherung. 


Aerzte und Ortskrankenkasse iin Koblenz. In 
Koblenz sind zwischen dem Vorsitzenden der Ortskrankenkasse 
und dem zivilärztlichen Verein seit einiger Zeit Misshelligkeiten 
entstanden, welche ein ferneres erspriessliches Zusammenar- 
beiten im Interesse der Ortskrankenkasse in Frage stellen. 
Es beschwerten sich einzelne Aerzte beim Ausschuss des zivil- 
ärztlichen Localvereins über beleidigende Aeusserungen bzw. 
über beleidigendes Vorgehen des Vorsitzenden der Ortskranken- 
kasse und baten um Abhülfe und um Schutz, „dass für die 
Zukunft solch’ gewöhnliche Angriffe gegen Aerzte nicht mehr 
möglich sind“. Ferner haben die Aerzte beschlossen, nur unter 
der Bedingung ihre Dienste für die Ortskrankenkasse vom 
l. Januar 1894 an weiter zu leisten, dass der derzeitige Vor- 
sitzende sein Amt niederlegt, andernfalls seien sie zur Kün- 
digung genöthigt. Diesen Beschluss hat der zivilärztliche Local- 
verein der Ortsbehörde mitgetheilt. Daraufhin hat der Vor- 
stand der Orts-Krankenkasse am 24. August d. ]J. beschlossen, 
den Vertrag mit den Aerzten zu kündigen, Der Vorstand wies 
ferner die Forderung des zivilärztlichen Vereins, dass der 
derzeitige Vorsitzende sein Amt niederlege, als einen Eingriff 
in die gesetzlichen Rechte der Ortskrankenkasse zurück. Wie 
es heisst, rühren die Streitigkeiten davon her, dass der Vor- 
sitzende die Rechte der Arbeiter den Aerzten gegenüber aller- 
dings in etwas sehr energischer Weise geltend machte. Immer- 
hin hofft man noch eine Vermittelung zu erzielen. 


Gewerbewesen. 


Organisation der Arbeitsvermittelung in Por- 
tugal. Wie die „Labour Gazette“ schreibt, versucht man 
neuerdings in Portugal die Arbeitsvermittelung in ein System 
zu bringen. Die einzelnen Bureaus, welche dem Ministerium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten unterstehen, 
sollen einerseits zwischen Angebot und Nachfrage nach Arbeit 
vermitteln, anderseits aber Nachrichten, die sich auf die Lage 
des Arbeitsmarktes beziehen, sammeln und veröffentlichen. 
Jedes Bureau soll einen Warteraum für Arbeitsuchende, eine 
Bibliothek, sowie Lese- und Versammlungszimmer für Arbeiter- 
vereine enthalten. Der Verwaltungsausschuss soll aus einem 
Vorsitzenden, den die Regierung bezeichnet, und vier Abge- 
ordneten (er örtlichen Arbeitervereine bestehen. Unter anderem 
hat der Ausschuss wöchentlich einen Bericht über den Stand 
der Löhne in den einzelnen Gewerben herauszugeben, der sich 
hauptsächlich, wenn auch nicht ausschliesslich, auf die bei 
der Vermittelungsstelle gemachten Abschlüsse stützt. Jedes 
Bureau zerfällt in Sektionen und ist jeden Tag ohne Eintritts- 
geld zugänglich. Gesuche um Arbeit oder um Arbeiter sind 
an die Agenten der einzelnen Sektionen zu richten, welche sie, 
falls kein entsprechendes anderes Gesuch vorliegt, im Warte- 
raum an Tafeln anheften. Liegt ein entsprechendes Angebot 
vor, so wird der Gesuchsteller dorthin gewiesen. Gesuche, die 
nicht innerhalb der Woche erledigt werden konnten, sollen in 
besondere Listen eingetragen werden. Darauf hat der Aus- 
schuss jeden einzelnen Fall zu prüfen und zu bestimmen, ob 
sie in Rücksicht auf den Stand des Arbeitsmarktes an anderen 
Orten dorthin gemeldet werden sollen. Ist an einem solchen 
anderen Ort kein Bureau vorhanden, so sollen die Gesuche 
entweder im Postamt oder an der Kirche oder sonst einem 
öffentlichen Platze angeschlagen werden, 
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Lohnzahlung an Minderjährige. Die soeben er- 
schienenen Jahresberichte der preussischen Gewerberäthe be- 
richten von drei Fällen, in welchen Gemeinden Ortsstatuten 
auf Grund des $ 119a erlassen haben, wonach die Auszahlung 
der Löhne für minderjährige Arbeiter nach ortsstatutarischer 
Bestimmung nur an deren Eltern oder Vormünder erfolgen soll. 
Aus dem Regierungsbezirk Münster heisst es: Von dem Recht 
des $ 119a der Gewerbeordnung hat nur die Stadtgemeinde 
Bocholt (durch Statut vom 14. Juni 1892) Gebrauch gemacht. 
Die Auszahlung des Lohnes erfolgt nur an die Eltern oder 
Vormünder, und nur mit deren schriftlicher Zustimmung oder 
nach deren Bescheinigung über den Empfang der letzten Lohn- 
zahlung an die Minderjährigen selbst. Die Quittung haben 
Eltern und Vormünder in besonderen Lohnbüchern oder auf 
den Lohndüten zu verzeichnen ; Lohnbücher und quittirte Lohn- 
düten sind vor der nächsten Lohnzahlung auf dem Fabrikbureau 
wieder einzuliefern. In den meisten Fällen haben jedoch die 
Eltern und Vormünder den minderjährigen Arbeitern die Er- 
laubniss zur Empfangnahme des Arbeitslohnes gegeben. Die 
Einrichtung bewährt sich nach den bisherigen Mittheilungen 
gut und ist durchaus geeignet, den elterlichen Einfluss wieder 
etwas mehr zu festigen. In zwei Fällen konnten junge Leute, 
welche das Elternhaus gegen den Willen der Eltern verlassen 
hatten, durch diese Massregel wieder dorthin zurückgeführt 
werden. Letztere wird besonders in kleinen Städten, wo die 
Arbeitgeber die Verhältnisse ihrer Arbeiter kennen, von Werth 
sein; ob sie in grossen Städten, in welchen die Betriebe über 
sehr lebhaften Arbeiterwechsel klagen, mit gleichen Erfolge 
durchzuführen ist, bleibt fraglich. Durch die Fassung des 
Bocholter Ortsstatuts ist Gelegenheit geboten, in Fällen, in 
denen sich die Eltern als ungeeignet erweisen, über den Lohn 
ihrer Kinder in angemessener Weise zu verfügen, den jugend- 
lichen Arbeitern zu gestatten, ihren Lohn selbst in Empfang zu 
nehmen. Entsprechende Bestimmungen finden sich auch in 14 
Arbeitsordnungen. — Der Bericht aus den Regierungsbezirken 
Köln und Koblenz schreibt über denselben Gegenstand: 
Die Auszahlung des Lohns minderjähriger Arbeiter an die 
Eltern ist in vielen Arbeitsordnungen vorgesehen und im Kreise 
Mülheim, sowie in der Stadt Mayen statutarisch eingeführt. 
Den vorliegenden Erfahrungen nach muss indessen gerade bei 
der Auszahlung des Lohnes an die Eltern von Fall zu Fall 
entschieden werden, da die Fälle nicht selten sind, dass Eltern 
sich von den Kindern ernähren lassen, ohne für deren Unter- 
halt hinreichend zu sorgen. — Allzuviel versprechen diese Erfah- 
rungen nicht. Es scheint in Bocholt darauf hinauszukommen, 
dass entweder die Eltern ihre Erlaubniss ein- für allemal er- 
theilen und damit auf ihr Recht verzichten, oder vom Arbeit- 
geber aus die Eltern für ungeeignet erklärt werden; die übrigen 
Fälle scheinen verschwindend selten zu sein, die Arbeitgeber 
dürften den Belästigungen, die sie bringen, am liebsten aus 
dem Wege gehen. 


Zur Qualifikation der Gewerbegerichtsvor- 
sitzenden. In dem soeben erschienenen und uns freundlichst 
zugesandten „Bericht über die Verwaltung und den Stand der 
Gemeindeangelegenheiten der Fabrik- und Handelsstadt Chem- 
nitz auf das Jahr 1892“ findet sich die Bemerkung, dass es 
zur Errichtung eines Gewerbegerichtes, für welches bereits 
seit 1891 ein Statut aufgestellt sei, noch nicht gekommen sei, 
weil $ 10 des Gewerbegerichtsgesetzes Schwierigkeiten mache. 
Dieser Paragraph bestimmt, dass auch zu Vorsitzenden eines 
Gewerbegerichts nur Personen berufen werden „sollen“, die 
seit mindestens zwei Jahren im Gerichtsbezivke wohnen. Nun 
mag die Frage unentschieden bleiben, ob in Chemnitz selbst 
wirklich unter gar keinen Umständen ein Vorsitzender aufzu- 
treiben war. Es möge vielmehr darauf hingewiesen werden, 
dass die Vorschrift des $ 10 nach allgemeiner Auffassung im 
Sinne der Zivilprozessordnung nur instruktionell („soll“) gemeint 
ist und dass demgemäss an den verschiedensten Orten längst 
Personen zu Gewerbegerichtsvorsitzenden gemacht worden 
sind, welche die Erfordernisse des $ 10 nicht erfüllen. Vielleicht 
genügt dieser Hinweis den Behörden und Arbeitern in Chem- 
nitz, die von der anderswo geltenden Auffassung nicht unter- 
richtet gewesen zu sein scheinen, um über die bis jetzt ob- 
waltenden Schwierigkeiten hinwegzukommen, so dass für einen 
so eminent gewerbereichen Bezirk die soziale Wohlthat des 
gewerbegerichtlichen Verfahrens endlich eintreten kann. Jeden- 
falls ergibt sich aus der Chemnitzer Mittheilung. dass mit dem 
$ 10 eine Schwierigkeit für das Inslebentreten der Gewerbe- 
gerichte geschaffen wurde, deren Folgen der Gesetzgeber offen- 
bar gar nicht übersah, und es fragt sich, ob nicht möglichst 
rasch eine anderweitige Fassung des $ 10 des Gewerbegerichts- 
gesetzes angestrebt werden sollte. 


84 


Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewrerbegerichte, 


Verbandsangelegenrheiten. 


Die GG. zu Graudenz und zu Halle a.S. theilen ihre 


Geneigtheit mit, dem Verband beizutreten, Graudenz unter 
Mittheilung seines Geschäftsberichts für 1892 und seines Statuts, 
Halle, indem es sein Interesse an unseren Veröffentlichungen 
durch eingehende Kritik einiger der an dieser Stelle kürzlich 
veröffentlichten Rechtsgrundsätze bethätigt. Wir werden die 
sehr beachtenswerthen Darlegungen in einer der nächsten 
Nummern bringen, wollen jedoch nicht unterlassen, den Schluss 
der Zuschrift des Vorsitzenden des GG. Halle hier mitzutheilen: 
„Schliesslich erlaubt sich der Unterzeichnete noch im Anschluss 
„an eine der letzten Publikationen zu bestätigen, dass auch die 
„der Arbeiterkategorie angehörenden Beisitzer des hiesigen Ge- 
„werbegerichts, welche durchweg der sozialdemokratischen Par- 
„tei angehören, ihre Pflichten in den Spruchsitzungen sehr ernst 
„nehmen und sich grosser Objektivität und Unparteilichkeit 
„befleissigen, so dass es geradezu eine Freude ist, mit ihnen zu- 
„sammen zu arbeiten.“ Die Erfahrungen in Halle stimmen also 
mit denen in Stuttgart, Frankfurt, Höchst, Hanau u.s. w. überein. 
Das Misstrauen gegen die Thätigkeit der Arbeiterbeisitzer, das 
so oft als Grund oder Vorwand für die Abneigung gegen die 
Errichtung von GG., als Ursache der lauen Wahlbetheiligung 
u. s. w. geltend gemacht wird, dürfte angesichts aller dieser 
übereinstimmenden Zeugnisse wirklich nicht mehr haltbar sein. 


Provisorische Geschäftsordnung des Ausschusses 
der Vereinigung Deutscher Gewerbegerichte. 

I. Aufgabe des Ausschusses ist, gemäss der Beschlüsse 
der Konferenz von Vorsitzenden von Gewerbegerichten vom 
ll. Juni 1892 zu Mainz: 

l. Die Führung der Geschäfte der am l1. Juni konsti- 
tuirten Vereinigung von Gewerbegerichten und die Fürsorge 
für die Fortentwicklung derselben. 

2. Die Redaktion der Mittheilungen der Vereinigung, 
welche derzeit nach Beschluss der Konferenz vom 11. Juni 
in den Blättern für soziale Praxis erscheinen. 

Il. Der Ausschuss erledigt seine Geschäfte in der Regel 
schriftlich. Er bestimmt eines seiner Mitglieder zum Geschäfts- 
führer. 

III. 
bestimmt: 

i. Die Mittheilungen erscheinen unter dem Titel: „Mit- 
theilungen des Verbands deutscher Gewerbegerichte. Heraus- 
gegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer: Stadtrath Dr. 
K. Flesch in Frankfurt a. M.).“ als abgesonderter Theil der 
Blätter für soziale Praxis. 

2. Für die Mittheilungen bestimmte Schriftstücke können 
an jedes Mitglied des Ausschusses gerichtet werden. Hält 
der Empfänger den Abdruck für geeignet, so übersendet er 
das Schriftstück mit einer kurzen Meinungsäusserung an den 
Geschäftsführer des Ausschusses. Ist dieser der gleichen An- 
sicht, so kann er ohne Weiteres den Abdruck bewirken, 
wobei ihm Kürzungen und sonstige Aenderungen redaktio- 
neller Art freistehen. Ist er anderer Ansicht als das ein- 
sendende Ausschussmitglied, so setzt er das Schriftstück, 
unter kurzer Begründung seiner Ansicht in Zirkulation bei 
den übrigen Mitgliedern. 

3. Ueber den vollständigen oder auszugsweisen Abdruck 
von Geschäftsberichten, Statistiken, Statuten, ferner über 
die Veröffentlichung thatsächlicher Mittheilungen (Errich- 
tung von (Gewerbegerichten, Personalien, Anträge, die ein 
Gewerbegericht gestellt, oder Gutachten, die ein Gewerbe- 
gericht erstattet hat) kann der Geschäftsführer selbständig 
befinden. 

Naader 
Kooptation 
glieder aus. 


Bezüglich der Redaktion der Mittheilungen wird 


übt das ihm verliehene Recht der 
durch einstimmigen Beschluss seiner Mit- 


Ausschuss 
nur 


Statistik der Gewerbegerichte. Die grösseren 
(sewerbegerichte haben schon seither über ihre Thätigkeit 
Jahresberichte veröffentlicht. Diese Berichte enthalten zwar 
sehr viele und sehr interessante Angaben, aber die einzelnen 
Berichte decken sich nicht, was den Kreis der behandelten 
Gegenstände betrifft. Eine systematische Zusammenstellung ist 
daher nicht möglich und gerade eine solche Zusammenstellung, 
die sich über alle Gewerbegerichte, grosse und kleine, erstreckt, 
wäre vom höchsten Interesse. Der Ausschuss des Verbandes 


der deutschen Gewerbegerichte hat deshalb beschlossen, auf 
Grund von Fragebogen alljährlich Berichte über die Thätigkeit 
der Gewerbegerichte zu veröffentlichen. Die Fragebogen wer- 
den sich in ihrer Fassung im Allgemeinen an den Fragebogen 
anschliessen, der kürzlich von dem statistischen Jahrbuch deut- 
scher Städte für das Jahr 1892 ausgegeben worden ist. Es 
wird gefragt werden nach der Vertheilung der Klagen auf 
Arbeitgeber und Arbeiter, nach der Art und Zeitdauer der 
Erledigung, nach dem Streitwerth der einzelnen Prozesse; 
ferner über die Thätigkeit als Einigungsamt und über die ab- 
gegebenen Gutachten und gestellten Anträge in gewerblichen 
Fragen u. s. w. Die Statistik wird hiernach denjenigen Städten, 
welchen die Fragebogen der Städtestatistik zugehen, kaum be- 
sondere Mühewaltungen machen; sie wird aber durch Zuzieh- 
ung aller vorhandenen GG. reichhaltiger und vollständiger 
werden. 


Rechtsprechung. 


Kann'mit einem Arbeiter eiue, Vereinbanune 
getroffen werden, die einer Bestimmung der Ar- 
beitsordnung zuwiderläuft? 

Vom GG. Erfurt geht uns folgende Mittheilung über 
eine dort ergangene Entscheidung zu. Ein Fabrikarbeiter war 
von seinem Arbeitgeber unter der mündlich vereinbarten Be- 
dingung angenommen worden, dass jederzeit die Kündigung 
erfolgen könne. Er wurde eines Tages ohne Kündigung ent- 
lassen und beanspruchte nunmehr als Entschädigung für Ent- 
lassung ohne vorherige Kündigung den l4tägigen Wochenlohn. 
Dem klägerischen Antrage musste stattgegeben werden, da in 
der Fabrik des Beklagten unstreitig eine Arbeitsordnung vor- 
handen war, die Arbeitsordnung aber die Stelle eines schrift- 
lichen Vertrages vertritt nach $ 134 ff. der Gewerbe-Ördnung 
und bei Vorhandensein eines schriftlichen Vertrages mündliche 
Nebenabreden nach $ 127 Th. I Tit. V A.L.R. rechtsunwirk- 
sam sind. 

Herr Magistrats-Assessor Dr. Freund theilt auf unser Er- 
suchen über die Praxis des Berliner GG. zu obiger Frage mit: 
„In Berliner Arbeitsordnungen findet sich allerdings der Vor- 
behalt „sofern nichts Anderes vereinbart worden ist“; dadurch 
ist die Möglichkeit einer der Festsetzung in der Arbeitsord- 
nung zuwiderlaufenden Vereinbarung gegeben. Ist die Arbeits- 
ordnung einseitig erlassen oder nicht extra publizirt bezw. den 
Arbeitern ausgehändigt ($ 134e Abs. 2 R. G. O.), so hat das 
Berliner Gewerbegericht wenigstens erkannt, dass eine solche 
Arbeitsordnung gegen den Arbeiter nicht verwendet werden 
kann. Wir legen namentlich darauf Gewicht, dass die Arbeits- 
ordnung dem Arbeiter ausgehändigt wird, damit er Ge- 
legenheit hat, sich über die Bestimmungen derselben eingehend 
zu informiren.* 


Vermischtes, 


Erweiterung desGewerbegerichts zuBerlin. 
Die unerwartet grosse Inanspruchnahme des Berliner Gewerbe- 
gerichts hat im Laufe weniger Monate zu einer solchen Ueber- 
lastung einiger der acht Kammern geführt, dass z. B. in der 
Kammer ]. schon Termine bis in den Dezember hinein ange- 
setzt sind. Der Magistrat hat deshalb zwei neue Vorsitzende 
bestellt und zwei weitere Sitzungssäle einzurichten beschlossen, 
so dass das Gericht künftig über acht Vorsitzende und vier 
Sitzungssäle verfügt. Die Benutzung der neuen Säle kann in- 
dessen, obwohl die Arbeiten möglichst beschleunigt werden, 
erst in zwei bis drei Wochen erfolgen. Erst dann wird es 
möglich sein, insbesondere durch Zurückverlegung der hinaus- 
geschobenen Termine, die vorhandenen Uebelstände zu be- 
seitigen. 

Städtischer Arbeitsnachweisin Leipzig. Aehn- 
lich wie in Stuttgart vom Gewerbegericht die Errichtung eines 
städtischen Arbeitsamtes empfohlen wurde, beabsichtigen in 
Leipzig die Arbeiterbeisitzer desGewerbegerichts, 
beim Rathe zu beantragen, dass demnächst ein städtischer Ar- 
beitsnachweis errichtet werde. Dieser Arbeitsnachweis soll sich 
vor Allem von der jetzt bestehenden, vom Armenamt unter- 
haltenen Arbeitsnachweisanstalt dadurch unterscheiden, dass 
nicht nur den Armen eine gelegentliche Arbeit, sondern den 
Arbeitern aller Berufszweige dort eventuell Beschäftigung zu- 
gewiesen wird. 


Für die Redaktion verantwortlich: Dr. N. Brückner — Druck von C. Adelmann, beide in Frankfurt a.M. 


II. Halbjahr. 


Frankfurt a. M., 13. September 1893. 


37. 


Blätter für soziale Praxis 


ın Gemeinde, Vereinen und Privatleben. 


Zugleich Organ des Verbandes deutscher Gewerbegerichte. 


Herausgegeben von 


Erscheinen jeden Mittwoch. 


Dr 


Zu beziehen durch 
alle Buchhandlungen und Postänter. 
No. 10352 der Postzeitungsliste. 


Inhalt: 
Städtisches Arbeitsamt für Stuttgart. 
Verwaltung und Statistik. Von Dr. H. Bleicher. 


Notizen: Erziehung: Konferenz für das Idiotenwesen. — Schul- 
wesen: Gewerbliche Nebenbeschäftigung von Schulkindern in 
Krefeld. Haushaltungsschulen in Sachsen- Weimar. Schul- 
brausebad in Köln. — Fortbildung s- und Gewerbeschulwesen: 
SZaat und Fortbildungsschule in Preussen. Reform der Fort- 
bildungsschule in Königsberg. — Wohnungswesen: Stadt- 
erweiterung und Zonenenteignung. Wohnverkhältnisse in Wien. 
— Gewerbewesen: Städtische Arbeitsnachweiseslellen in Schle- 
sien, Arbeitsbörse für Zürich. Sonntagsruhe in städtischen 
Gaswerken. Viehhof in Bernburg. 


* * 
= 


Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte: Orts- 
statuten über Lohnzahlung und Gewerbegerichte.e — Lohn- 
zahlung und Arbeitsordnung. — Ausbreitung der Gewerbe- 
gerichte: Ablehnung eines Gewerbegerichts in Burgstädt in 
Sachsen. 


Städtisches Arbeitsamt für Stuttgart. 


Der in dieser Zeitschrift (II. Halbjahr S. 17, 25 und 
37) ausführlich nebst Begründung mitgetheilte Antrag des 
Stuttgarter Gewerbegerichts auf Errichtung eines städtischen 
Arbeitsamtes hat nunmehr die Berathung und Beschluss- 
fassung des dortigen Gemeinderaths in der Sitzung vom 
7,d. Mts. passirt. Das allgemeine Interesse an dem Gegen- 
stande rechtfertigt es, wenn auch diese Verhandlungen im 
Nachfolgenden möglichst eingehend wiedergegeben werden. 

Zunächst hatte die. Gewerbe-Abtheilung des Stutt- 
garter Gemeinderathes bereits am 25. v. Mts. eine ein- 
gehende Vorberathung gepflogen. Sie beantragte die An- 
nahme des Entwurfs mit der Abweichung zu $ 6, dass 
die Geschäftsordnung statt von der geschäftsführenden Ge- 
werbegerichts- Kommission vom Gemeinderath nach An- 
hörung der Kommission festgesetzt werden soll, zu 8 7, 
dass die Arbeitsvermittlung regelmässig gegen Gebühren 
geschehen soll, die der Gemeinderath nach Anhörung der 
Kommission unter Zustimmung des Bürgerausschusses be- 
stimmt. Im Uebrigen stand die Gewerbe-Abtheilung dem 
Antrag im allgemeinen sympathisch gegenüber. Nur zu 
SS 3 und 7 hatte sie prinzipielle Bedenken. Zu $ 3 war 
zunächst, in Erwägung, dass derselbe keine Einwirkung 
der bürgerlichen Kollegien auf eine Einrichtung, welche 
sie schaffen, für welche man sie verantwortlich macht und 
welche die Stadt bezahlt, vorsieht, der Vorschlag gemacht, 
in die Kommission zur Leitung und Beaufsichtigung des 
städtischen Arbeitsamts auch Vertreter der bürgerlichen 
Kollegien zu berufen. Diesem Vorschlag hielt man ent- 
gegen, dass daran wohl die ganze Sache scheitern würde, 
da die Vertreter der bürgerlichen Kollegien, wie anzu- 
nehmen sei, für die nächste Zeit nur aus Arbeitgebern 
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bestehen werden und dadurch die Arbeiter das Vertrauen 
verlören; auch seien die bürgerlichen Kollegien durch 
den Gewerberichter, welchen sie anstellen und welcher 
die Aufsicht über die Anstalt zu führen und an den 
Sitzungen der Kommission theilzunehmen habe, genügend 
vertreten. Schliesslich beschloss man, den Inhalt des 8 3 
zu belassen, dagegen dem $ 6 die erwähnte Gestalt zu 
geben, welche die Feststellung der Geschäftsordnung in 
die Hand des Gemeinderaths legt und dadurch der städ- 
tischen Verwaltung einen ausreichenden Einfluss auf den 
Betrieb der Anstalt sichert. Als Punkte, welche in die 
Geschäftsordnung aufzunehmen wären, wurden bezeichnet: 
die Festsetzung eines absoluten Beschwerderechts aller 
Betheiligten an den Gemeinderath, die Mittheilung der 
Tagesordnung für die Sitzungen der Kommission und der 
Sitzungsprotokolle an den Gemeinderath und eine ın der 
Geschäftsordnung näher festgestellte Oberaufsicht des Ge- 
meinderaths bezw, der Gewerbe-Abtheilung über den Ge- 
schäftsbetrieb des städtischen Arbeitsamts. Die erheblich- 
sten Bedenken wurden gegen den Antrag unentgeltlicher 
Arbeitsvermittlung erhoben. Man führte aus, dass der vom 
Gewerbegericht veranschlagte Aufwand von jährlich 4000M. 
nicht ausreichen werde, da hiebei die Kosten der Heizung 
und Beleuchtung, sowie die Lokalmiethe ausser Betracht 
gelassen seien. Es würden in nicht zu ferner Zeit Gesuche 
um Anstellung von Hilfskräften kommen. Auf dem Ge- 
biete der Gemeindeverwaltung könne das Gebührenprinzip 
nicht verlassen werden. Es wäre im Hinblick auf be- 
stehende Institute ein Unrecht, auf Kosten der Gesammt- 
heit der Steuerpflichtigen eine Einrichtung zu schaffen, 
durch welche ersteren mit einemmal der Fortbestand un- 
möglich gemacht würde, und es entspreche der Gerech- 
tigkeit, dass diejenigen Personen, welche den Nutzen der 
Anstalt geniessen, auch Gebühren bezahlen. Es wurde auf 
die Konsequenz hingewiesen, welche die Unentgeltlichkeit 
der Benützung zur Folge haben würde; es müsste be- 
fürchtet werden, dass an die Stadtverwaltung Anforde- 
rungen gestellt werden, ähnliche fördernde Einrichtungen 
für andere Geschäftszweige zu schaffen und unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen. Auch der Umstand, dass bei 
völlig unentgeltlicher Benützung der Anstalt viel Miss- 
brauch getrieben werden könnte, rechtfertige die Erhebung 
von Gebühren. Demgegenüber machte der Gewerberichter 
geltend, dass im Falle der Erhebung von Gebühren mit 
der Anstalt das gewünschte Ziel nicht erreicht werden 
würde. Nach den Erfahrungen, welche in auswärtigen 
Städten gemacht worden seien, benützen die meisten Arbeit- 
geber die Anstalt nicht, wenn sie Gebühren bezahlen 
müssen; sie helfen sich dann auf dem früheren Weg und 
warten, bis die Arbeiter kommen. Die Arbeitsvermittlung 


werde nur dann einen grösseren Umfang annehmen, wenn 
sie unentgeltlich erfolge. Ein Antrag des Gewerberichters, 
im Falle der Erhebung von Gebühren solche nur vom 
Arbeitnehmer zu verlangen und die Arbeitgeber freizu- 
lassen, auch von den Arbeitnehmern gewisse Kategorien, 
wie z. B. die weiblichen gewerblichen Arbeiterinnen aus- 
zunehmen, fand in der Abtheilung keinen Anklang. Es 
sollen jedoch die Gebühren nieder bemessen und mit ihrem 
Einzug nicht zu streng vorgegangen, sondern im Falle 
der Bedürftigkeit des Pflichtigen oder wenn Weitläufig- 
keiten mit dem Einzug verbunden sein würden, die Ge- 
bührenforderung einfach niedergeschlagen werden. 
Soweit die Ausführungen der vorberathenden Ge- 
werbeabtheilung. Hierzu beantragte nun Stadtschultheiss 
Rümelin in der Gemeinderathssitzung selber: „1. Den $ 6 
in folgender Fassung anzunehmen: „Die Geschäfte des 
Arbeitsamts werden nach einer Geschäftsordnung, welche 
von der Kommission festgesetzt und vom Gemeinderath 
genehmigt wird, geführt“, und 2. den $ 7 in der Fassung 
des Gewerbegerichts anzunehmen“ und begründete diese 
Anträge im wesentlichen folgendermassen. Er halte es 
für einen der glücklichsten Gedanken der ganzen Vorlage, 
dass die Organisation des Arbeitsamts sich an das Ge- 
werbegericht angliedere, dass Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer in gleicher Zahl an seiner Leitung betheiligt werden. 
Es sei dies ein Gedanke, der in Stuttgart erstmals durch- 
geführt werden solle und sich von den französischen Ar- 
beitersyndikaten und Arbeiterbörsen sehr vortheilhaft ab- 
hebe. Eine friedliche Wirksamkeit des Arbeitsamts sei 
gerade durch diese gleiche Betheiligung von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern garantirt. Die Beisitzer des Gewerbe- 
gerichts, welche aus den Wahlen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer hervorgehen, sollen die Kommissionsmit- 
glieder aus ihrer Mitte wählen. Man sollte eben deshalb 
dieser Kommission, die sich in selbstverwaltender Organi- 
sation unter den Gemeinderath stelle, eine möglichst weit- 
gehende Kompetenz geben und überhaupt den Schein 
vermeiden, als ob man der Kommission eine Geschäfts- 
ordnung aufdrängen wolle, mit der sie nicht einverstanden 
sei. Bei der von der Gewerbeabtheilung vorgeschlagenen 
Fassung würde es dem Gemeinderath vollständig überlassen 
bleiben, ob und inwieweit er die Kommission bei Fest- 
stellung der Geschäftsordnung überhaupt hören wolle oder 
nicht; dagegen würde bei der von ihm, dem Stadtschul- 
theiss, vorgeschlagenen Fassung die Geschäftsordnung von 
der Kommission festgestellt und nur der gemeinderäth- 
lichen Genehmigung unterstellt. Der Gemeinderath würde, 
falls er mit der Fassung der Kommission nicht einver- 
standen wäre, genöthigt sein, die Sache wieder an diese 
zu anderweitiger Fassung zurückzugeben. Viel wichtiger 
als dieser Punkt erscheine aber der Antrag auf Wieder- 
herstellung des $ 7 in der Fassung des Gewerbegerichts. 
Es sei ein von der Theorie und von der Praxis unange- 
fochten gebliebener Grundsatz, dass Gebühren nur von 
öffentlich-rechtlichen Veranstaltungen und Einrichtungen 
erhoben werden dürfen, wenn diese einzelnen sozialen 
oder wirthschaftlichen Gruppen, nicht aber der Gesammt- 
heit zu gut kommen. Nun werde das städtische Arbeits- 
amt sowohl Unternehmern wie Arbeitern, sowohl Dienst- 
herrschaften als Dienstboten dienen, und ein grosser Theil 
der Einwohnerschaft werde nach und nach mit diesem 
Amt in Berührung treten. Also schon vom theoretischen 
Standpunkt aus dürfe man keine Gebühr erheben. Auch 
das neue preussische Kommunalabgabengesetz bestimme 
in $ 4, dass die Erhebung von Gebühren nur zu erfolgen 
habe, wenn die Veranstaltung einzelnen Gemeindeange- 
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hörigen oder einzelnen Klassen von solchen vorzugsweise 
zum Vortheil gereiche, dagegen zu unterbleiben habe, 
wenn es sich um vorzugsweise den Bedürfnissen der un- 
bemittelten Volksklassen dienende Veranstaltungen handle. 
Dass eine solche hier vorliege, dürfte doch wohl ausser 
allem Zweifel sein. Die Einrichtung komme in erster 
Linie den Arbeitern und Dienstboten zu gut und erst in 
zweiter Linie der übrigen Einwohnerschaft. Durch die 
Einführung von Gebühren in diesem Falle würde man hier 
also ein gewisses Unikum in Deutschland schaffen. Gegen 
die Einführung von solchen spreche auch die Gering- 
fügigkeit des Aufwands für die neue Einrichtung. Wenn 
derselbe sich auch thatsächlich auf 6000 Mark beliefe, 
so würde dies nach seiner Ansicht eine Gebührenerhebung 
nicht begründen. Jedenfalls könne man Gebühren nur 
von männlichen Arbeitern erheben; das wäre also auch 
eine einseitige Massregel, welche in Arbeiterkreisen höchst 
unangenehm empfunden würde. Es sei in der Gewerbe- 
abtheilung mit Recht im Hinblick auf die gegenwärtige 
Finanzlage betont worden, dass es wünschenswerth er- 
scheine, das Gebührenprinzip soweit wie möglich auszu- 
dehnen, und in diesem Sinne habe er auch den bürger- 
lichen Kollegien gleich zu Aufang seiner Amtsthätigkeit 
einen Antrag, betreffend die stärkere Heranziehung der 
Gebäudebesitzer zu Strassenbauten u. s. w. vorgelegt. Hier 
aber handle es sich um eine Gebühr von ganz minimalem 
Betrage, um eine Gebühr, die unter Umständen den guten 
Eindruck, welchen dieses Projekt in sämmtlichen Arbeiter- 
kreisen, bei allen Parteien und in allen Kreisen gemacht 
habe, thatsächlich wieder verwischen würde. Wie der 
Vorsitzende des Gewerbegerichtes richtig hervorgehoben 
habe, sei es auch für dieses selbst sehr werthvoll, wenn mit 
ihm der allgemeine Arbeitsnachweis verbunden sei, weil es 
in vielen Fällen bloss dann eine sichere Grundlage für seine 
Entscheidung habe, wenn es durch den mit ihm verbun- 
denen Arbeitsnachweis zu jeder Zeit ein genaues Bild 
über Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage bekommen 
könne, und weil für seine Thätigkeit als Einigungsamt 
eine ganz neue Aussicht eröffnet werde, wenn es zugleich 
den Arbeitsnachweis in die Hand bekomme. Ferner sei 
das Arbeitsamt auch von wesentlicher Bedeutung für die 
Stadtverwaltung, welche dadurch einen Ueberblick über 
den gesammten Arbeitsmarkt erhalte und nicht mehr ge- 
nöthigt wäre, bei Erhebungen über Arbeitslosigkeit u. s. w. 
die Hilfe der Gewerkschaften in Anspruch zu nehmen. 
Endlich könnte sich an dieses Amt ein statistisches Amt 
angliedern, welches man in Stuttgart leider noch entbehre. 
Er stelle aus all diesen Gründen den Antrag, den $ 7 
des Entwurfs in der Fassung des Gewerbegerichts anzu- 
nehmen. 

In den nun folgenden Debatten wurde nur von einer 
einzigen Seite der Satz aufgestellt, dass die bestehenden 
Gelegenheiten zum Arbeitsnachweis genügten und ein 
städtisches Arbeitsamt entbehrlich sei. Wichtiger war es, 
dass als Ansicht der Gewerbe- Abtheilung festgestellt 
wurde, der Gemeinderath habe die Verpflichtung, die 
Kommission vor der Festsetzung der Geschäftsordnung 
zu hören, es stehe also nicht in seinem Belieben, diese 
Anhörung herbeizuführen oder zu unterlassen. Praktisch 
werde sich die Sache so gestalten, dass der Gewerberichter 
die Geschäftsordnung entwirft, den Entwurf mit der Kom- 
misssion durchberäth und dann erst Vorlage an die Ge- 
werbeabtheilung macht. Bei der von dem Stadtvorstand 
vorgeschlagenen Fassung wäre es möglich, dass überhaupt 
keine Geschäftsordnung zu stande käme. Der Stadtvorstand 
zieht hierauf seinen Antrag zu $ 6 mit der Begründung 


zurück, dass sein Zweck im wesentlichen erreicht sei, 
indem durch die Debatte festgestellt sei, dass die Kom- 
mission vom Gemeinderath vor der Festsetzung der Ge- 
schäftsordnung gehört werden müsse. 

Der Berichterstatter der Gewerbeabtheilung war je- 
doch auch durch die Ausführung des Stadtschultheiss zu 
$ 7 nicht überzeugt worden und beharrte auch hier auf 
dem Antrag der Abtheilung. Gebühren werden, so ent- 
gegnete er, überall da angesetzt, wo vorzugsweise ein- 
zelne profitiren, zu gleicher Zeit aber auch die Ge- 
sammtheit Vortheile hat. Es sei dies ungemein leicht nach- 
zuweisen bei der Justizverwaltung, die für die Allgemein- 
heit da sei und trotzdem im einzelnen Fall noch Gebühren 
erhebe, weiter sei an die Strassenreinigung, die Wasser- 
versorgung zu erinnern. Mit dem Gebührenprinzip stehe 
also der Antrag der Gewerbeabtheilung vollständig im 
Einklang; auch die Begründung, dass das Arbeitsamt 
hauptsäehlich oder doch vorzugsweise von Bedürftigen be- 
nützt werde, sei nicht zutreffend. Einmal sei die ganze 
Kategorie von Arbeitgebern da, welche nicht als bedürftig 
erscheine, und auch die Arbeiter dürfen nicht von vorn- 
herein als bedürftig bezeichnet werden. Was dann den 
Eindruck betreffe, welchen eine Gebührenerhebung machen 
soll, so glaubt er, dass es einen besseren Eindruck in 
den weitesten Schichten machen würde, wenn man eine 
Gebühr erhebe. Bei allen ähnlichen Einrichtungen werden 
Gebühren erhoben, und es sei nicht einzusehen, warum 
hier eine Ausnahme gemacht werden soll. Auch die Mög- 
lichkeit und Thunlichkeit der Angliederung eines statisti- 
schen Amts an das Arbeitsamt wurde von dieser Seite 
nicht zugegeben. Sie befürchtet von einer unentgeltlichen 
Benützung, „dass in Bälde ein ungeheurer Wirrwarr ein- 
trete.“ Das Amt werde nicht bloss häufig sehr unnöthiger- 
weise in Anspruch genommen werden, sondern auch in 
der Regel gar nicht erfahren, ob seine Vermittlung von 
Erfolg gewesen sei. Von einer Seite wurde noch hervor- 
gehoben, dass bei dem bereits bestehenden und am meisten 
benutzten Privatarbeitsnachweisebureau erst die Bestimmung 
Ordnung geschaffen habe, dass der Arbeiter die Hälfte 
der einbezahlten Gebühr zurückbekomme. Für die Unent- 
geltlichkeit der Vermittlung wurde dagegen noch geltend 
gemacht, dass bei einer Gebührenerhebung für die Stadt- 
kasse finanziell wenig herauskomme; es werde wegen der 
Gebühren allein ein weiterer Gehilfe angestellt werden 
müssen. Für das Arbeitsamt wäre es eine unlösbare Auf- 
gabe, Bemittelte von Unbemittelten zu unterscheiden. Da 
die Fachvereine die Arbeitsvermittlung unentgeltlich be- 
sorgen, so würden sich die Arbeiter nach wie vor an 
diese wenden, wenn die Stadt eine Gebühr erheben würde. 
Eine Vermittlung zwischen den vorhandenen Gegensätzen 
wollte folgender Zusatzantrag versuchen: „Hat die Arbeits- 
vermittlung keinen Erfolg, so wird die von dem Arbeit- 
nehmer bezahlte Gebühr zurückvergütet“. 

Bei der Abstimmung wurden die $$ 1—6 in der 
Fassung der Gewerbeabtheilung vorgenommen. Die von 
dem Stadtvorstand vorgeschlagene Fassung des $ 7 wird 
mit 18 gegen eine Stimme abgelehnt. Es wird hienach 
die Fassung der Gewerbeabtheilung angenommen. Der 
Zusatzantrag zu $ 7 wird mit 13 gegen 6 Stimmen ab- 
gelehnt. Endlich wird die prinzipielle Frage, ob überhaupt 
ein städtisches Arbeitsamt errichtet werden soll, mit 16 
gegen 3 Stimmen bejaht. Die neue Einrichtung soll wo- 
möglich am 1. April 1894 ins Leben treten. Inzwischen 
ist noch die Zustimmung des Bürgerausschusses zur Er- 
richtung des Arbeitsamts erforderlich, 
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Verwaltung und Statistik. 


Von Dr. H. Bleicher, Vorsteher des Städtischen Statistischen 
Amtes in Frankfurt a. M. 


Trotz mancher verdienstvollen Arbeiten und Aufsätze 
über Organisation und Bedeutung der amtlichen Statistik 
besassen wir bislang noch keine zusammenfassende Dar- 
stellung des Wesens und der Aufgaben der gesammten 
Verwaltungsstatistik in ihren einzelnen Zweigen. Deshalb 
verspricht das im Erscheinen begriffene Handbuch der 
Verwaltungsstatistik von Mischler*) für den Verwaltungs- 
beamten nicht minder werthvoll zu werden, wie für die 
Berufsstatistiker. Wird nun auch der zweite Band dieses 
neuartigen und äusserst verdienstvollen Unternehmens für 
die Leser dieses Blattes wegen seines zu erwartenden 
positiven Inhaltes (Methodik und Technik auf den ein- 
zelnen Gebieten der Verwaltungsstatistik) das grössere 
Interesse beanspruchen, so gibt doch auch der vorliegende, 
die allgemeinen Grundlagen behandelnde Theil dem Prak- 
tiker so mannigfache Anregungen, dass wir die Lektüre 
desselben dringend empfehlen müssen. Es soll nur auf 
einige Grundgedanken etwas näher eingegangen werden. 

Der I. Theil des I. Bandes betitelt sich „Statistik 
und Verwaltung“ und enthält gerade die grundlegenden 
Ausarbeitungen des Verfassers, während im II. Theil die 
Organisation der Verwaltungsstatistik im 19. Jahrhundert 
auf Grund gesammelten Materials beschrieben wird. Die 
einzelnen Abschnitte des II. Theiles behandeln die staat- 
lichen statistischen Aemter, die unausgelöste staatliche 
Verwaltungsstatistik, die statistischen Vereine, die inter- 
nationale Statistik und die Kongresse. 

Mischler steht auf dem weitausschauenden Stand- 
punkte, dass die Verwaltungsstatistik, welche in letzter 
Linie auf die Massenbeobachtung aller T’hatsachen, die 
mit dem Wohl und Wehe der Bevölkerung in Verbindung 
gebracht werden können, hinauslaufen müsste, in Wirklich- 
keit mehr oder weniger die gesammte statistische 'T'hätig- 
keit der Gegenwart umfasst. Die frühere Kluft zwischen 
praktischer Verwaltungsstatistik und wissenschaftlicher Sta- 
tistik sei überbrückt. Zwar ist die statistische Funktion der 
Verwaltung je nach dem Grade der „Auslösung“ der sta- 
tistischen Thätigkeit von der eigentlichen Verwaltungs- 
statistik verschieden geartet. Zwischen den einfachsten ge- 
schäftsstatistischen Aufzeichnungen, Beurkundungen u. dgl. 
bis zu den planmässig durchgeführten, in erster Linie rein 
statistische Zwecke verfolgenden Akten der Verwaltung 
(Volkszählungen, Ernte-Ermittelungen, Waarenverkehrs- 
statistik, Enque£ten aller Art) liegen alle möglichen Grade 
der verselbständigten Statistik. Immer aber erfordert die 
Gewinnung eines statistisch auch wirklich verwerthbaren 
Materials und die richtige Schlussfolgerung aus demselben 
eine gründliche Beherrschung der verschiedenen Wissens- 
zweige, und so stellt sich die Verwaltungsstatistik im 
Prinzip als Form der wissenschaftlich-statistischen 'T'hätig- 
keit dar. Die Verwaltungsfunktion der Statistik nun be- 
steht einerseits in mittelbarer oder unmittelbarer Infor- 
mationsthätigkeit, andererseits ist sie berufen, durch kri- 
tische und kontrolirende Thätigkeit die Zweckmässigkeiten 
der verschiedenen Verwaltungseinrichtungen näher zu 
untersuchen. So muss die Statistik in letzter Instanz für 


*) Handbuch der Verwaltungsstatistik. Von Dr. 
Ernst Mischler, Professor an der deutschen Universität in 
Prag. Stuttgart, Verlag der J. G. Cotta’schen Buchhandlung 
Nachfolger. I. Band: Allgemeine Grundlagen, 1892. VIIL und 
323 S. 


Verwaltungsmassnahmen und Verwaltungsreformen gerade- 
zu normirend werden. Dies ungefähr der streng logische 
Gedankengang, der den ausführlichen Betrachtungen 
Mischler’s zu Grunde liegt und ihn zu einer sehr be- 
stimmten Formulirung der verwaltungsrechtlichen Stellung 
der statistischen Organe führt. „Aus der Einheitlichkeit 
der statistischen Funktion der Verwaltung und des me- 
thodischen Inhalts der Statistik ergibt sich auch die For- 
derung nach Einheit des statistischen Dienstes hinsicht- 
lich seiner Organisation.“ Mischler ist also im Prinzip 
für Einheitsämter, die keinem der übrigen Ressorts einer 
Verwaltung untergeordnet, sondern ihnen allen neben- 
geordnet sein sollten, eine Forderung, die bei der staat- 
lichen Statisik dadurch zu erfüllen wäre, dass das sta- 
tistische Amt etwa analog den obersten Rechnungshöfen 
gestellt würde. Gerade hier aber, bei der staatlichen Sta- 
tistik, ıst unseres Erachtens das Streben nach Einheits- 
ämtern eines der Haupthindernisse, dass die Verwaltungs- 
statistik denjenigen positiven Einfluss auf die Gesetzgebung 
und spezielle Verwaltungsnahmen noch nicht überall ge- 
nommen hat, den sie haben muss, wenn sie nicht als 
nothwendiges Uebel, sondern als ein nutzbringendes Glied 
im gesammten System der Verwaltung angesehen werden 
soll. Denn wir sind der Meinung, dass bei der amtlichen, 
und zwar bei der staatlichen ebenso gut wie bei der 
Selbstverwaltungsstatistik, neben der Aufgabe, umfang- 
reiches Quellenmaterial zu sammeln, das leider nur zu 
wenig benutzte Bände füllt und im Uebrigen naturgemäss 
bei eingehenderen Untersuchungen sehr oft versagt, eine 
andere Aufgabe noch mehr Beachtung verdient, nämlich 
die, spezielle Erhebungen zur Untersuchung und Klar- 
legung schwebender Fragen zu veranstalten. Denn weil 
die statistische Methode, je nach dem Zwecke, dem eine 
einzelne Untersuchung dienen soll, verschieden sein muss, 
können die meisten Fragen, welche die Verwaltung an 
die Statistik stellt, aus den vorhandenen in regelmässigen 
Perioden einlaufenden Materialien zumeist nicht bestimmt 
und unzweideutig beantwortet werden. Dieser Umstand 
wird nach unserer Ansicht vielfach unterschätzt oder gar 
überhaupt verkannt. Um ein die Leser dieses Blattes 
interessirendes Beispiel anzuführen, erinnern wir an die 
wichtige, von Seiten des Vereins für Armenpflege und 
Wohlthätigkeit in höchst verdienstvoller Weise‘ in Fluss 
gebrachte Frage, inwieweit die soziale Versicherungs- 
gesetzgebung auf die Armenpflege einwirkt. Unseres Er- 
achtens ist es hierbei nicht gut möglich, soweit es sich 
um den statistischen Theil der Sache handelt, aus den 
vorhandenen Zahlenmaterialien der Armenverwaltungen 
oder der Versicherungsorganisationen, die bisher nicht 
kombinatorisch behandelt sind, irgendwie bindende Schlüsse 
zu ziehen und den bestehenden Zusammenhang ziffer- 
mässig zu erfassen. Ohne ganz spezielle, auf Individual- 
beoachtungen beruhende Untersuchungen, die aber rück- 
wärts auf Grund des vorhandenen Aktenmaterials nur mit 
grossen Schwierigkeiten angestellt werden können, ist hier 
nicht viel zu wollen. Durch eine ganz spezielle, dem be- 
stimmten Zwecke angepasste, am besten von Reichswegen 
angeordnete Statistik über die Almosen-, Renten- etc. 
Empfänger liesse sich aber pro futuro recht wohl fest- 
stellen, ob in gewissen Fällen eine theilweise Entlastung 
der Armenpflege stattfindet, ob und inwiefern versiche- 
rungspflichtige Personen dennoch einer, wenn auch ge- 
ringeren, Unterstützung bedürfep, ob der Kreis der Alumnen 
und damit die Armenpflege sich durch rationellen Ausbau 
der Versicherungsgesetzgebung weiter eindämmen liesse 
(Wittwen- und Waisenversicherung|). Aehnliche Beispiele 
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wären auf jedem Gebiete der Verwaltung, Rechtspflege 
und inneren Politik leicht zu finden. Wir möchten also 
im Prinzip der Methode der Spezialisirung grösseren Nach- 
druck gegeben wissen. In planmässiger Weise wird das 
neuerdings auf dem Gebiete der Arbeiterstatistik bereits 
versucht, auch liegen ja wohl auf anderen Gebieten ver- 
öffentlichte oder nicht veröffentlichte Einzelerhebungen 
vor. Allerdings erscheint dem Verwaltungsbeamten in 
vielen Fällen eine vorgängige statistische Untersuchung 
über den voraussichtlichen Fffekt einer geplanten Mass- 
regel um deswillen unnütz, weil die Motive für letztere 
sich aus allgemeinen, sagen wir verwaltungspolitischen Ge- 
sichtspunkten herleiten, und andere Erwägungen gar nicht 
in Frage kommen. Es könnte aber die statistische Methode 
zur Klarlegung der Verhältnisse de lege ferenda viel häu- 
figer zur Anwendung gelangen, als es geschieht, und zwar 
auf allen Gebieten der Verwaltung. Bezüglich der Ver- 
werthung der Ergebnisse der ohne Rücksicht auf spezielle 
Kosten erhobenen Statistiken sind wir mit Mischler der 
Ansicht, dass es verwundern muss, wenn gerade das aus- 
gebildetste Gebiet der Statistik, die Bevölkerungsstatistik, 
heutzutage noch einen so geringen Einfluss auf die Wieder- 
erstehung einer praktischen Bevölkerungspolitik ausübt, 
(Schluss folgt.) 


Notizen 


Erziehung. 


Konferenz für das Idiotenwesen. Auf der 7. Kon- 
ferenz für das Idiotenwesen, die vom 5. bis 7. September d. ]. 
in Berlin tagte, wurde zunächst ein Bericht über die Fort- 
schritte der Idiotenfürsorge seit 1889, wo die letzte Konferenz 
stattfand, verlesen. Mit Genugthuung begrüsste man das im 
Jahre 1891 erlassene Gesetz über die ausserordentlichen Armen- 
lasten für das Königreich Preussen, dem zufolge vom 1. April 
1893 ab die Provinzialverbände angehalten sind, für die Ver- 
pflegung und den Unterhalt von Idioten, u. s. w. Sorge zu 
tragen. In Folge dessen werden sich die Provinzialverbände 
in vielen Fällen zur Unterhaltung solcher Anstalten entschliessen 
oder mit bestehenden Anstalten Abkommen wegen Verpflegung 
von Idioten u. s. w. treffen müssen. Man bedauerte nur, dass 
dieses Gesetz von den verschiedenen Landesdirektoren ver- 
schieden ausgelegt wird. Während einige Landesdirektoren der 
Ansicht sind, dass die Provinzialverbände nur verpflichtet seien, 
für die nichtbildungsfähigen Schwachsinnigen zu sorgen, hätten 
andere das Gesetz auch auf bildungsfähige Idioten ange- 
wendet, wie es z. B. in der Rheinprovinz geschehen sei. Von 
grosser Wichtigkeit sei es, dass letztere Auffassung allgemeine 
Anwendnng findet, nur dann könne man sich wahren Segen 
von dem Gesetz versprechen, denn gerade für die bildungs- 
fähigen Schwachsinnigen müsse gesorgt werden. Es wurde 
denn auch ein dahingehender Antrag mit grosser Mehrheit 
angenommen. ]en ersten Vortrag hielt Erziehungsinspektor 
Pieper-Dalldorf über die „Sprachgebrechen bei schwachsinnigen 
oder idiotischen Kindern und deren Heilung ;“ in der Diskussion 
kam man insbesondere darauf, dass es nothwendig sei, taub- 
stumme Idioten nur von Taubstummenlehrern behandeln zu 
lassen. Weiter sprachen Sanitätsrath Dr. Berkhan aus Braun- 
schweig über die „Störungen der Schriftsprache bei Halbidioten 
in gerichtlicher Beziehung,“ Direktor Schwenk aus Idstein über 
den „Zeichenunterricht in Idiotenanstalten“, derselbe über den 
„Rechenunterricht in Idiotenanstalten“*, Oberlehrer Reichelt 
aus Nossen über die „Entwicklung des Thätigkeitstriebes bei 
Schwachsinnigen“, Lehrer Müller über den „Handfertigkeits- 
unterricht bei Schwachsinnigen* und Dr. Wulff aus Langen- 
hagen über „das häufige Vorkommen der Tuberkulose in den 
Anstalten“. Von besonderem Interesse war ein Vortrag des 
Lehrers Külhorn aus Braunschweig über den „Schutz der 
Schwachsinnigen im öffentlichen Leben“. Der Redner empfahl, 
in allen Bundesstaaten, nach dem in Braunschweig gegebenen 
Beispiele, Gesuche um Abänderung der Schulgesetze zu unter- 
breiten, die dahin ergänzt werden sollen, dass bildungsfähige 
idiotische und taubstumme Kinder, sofern sie in Folge ihres 
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Zustandes von Öffentlichen Schulen ausgeschlossen sind, und 
auch schwachbefähigte Kinder vom vollendeten 7. Lebensjahre 
acht Jahre eine entsprechende Erziehungsanstalt zu besuchen 
angehalten sein sollen. (Vgl. S. 23. II. Halbj. d. Zeitschrift.) 
Mit grosser Mehrheit trat man folgender Erklärung bei: „Die 
siebente Konferenz für das ldiotenwesen beschliesst, durch den 
Vorstand in Verbindung zu treten mit den Leitern von Er- 
ziehungsanstalten blinder, taubstummer und geistesschwacher 
Kinder Deutschlands zu gemeinsamem Vorgehen zur Herbei- 
führung eines gesetzlichen Erziehungszwanges für körperlich 
und geistig belastete Kinder.“ Endlich nahm die Konferenz 
Stellung gegen den Beschluss, den die deutschen Irrenärzte in 
Frankfurt a. M. gefasst und in dem sie erklärt hatten, dass 
Idiotenanstalten ausschliesslich von Aerzten geleitet werden 
sollten. Man beschloss folgende Erklärung zu erlassen: „Die 
siebente Konferenz für das Idiotenwesen erklärt gegenüber den 
Thesen des Vereins deutscher Irrenärzte zu Frankfurt a. M. 
vom Mai d. J., wonach zur Leitung von Idiotenanstalten ledig- 
lich Aerzte geeignet sein sollen u. s. w. 1. Für die Leitung 
von Idiotenanstalten kommen Lehrer, Geistliche und Aerzte 
gleichmässig in Betracht; 2. Wir erkennen es zwar an, dass 
die Mitarbeit des Arztes in diesen Anstalten nothwendig ist, 
erachten aber besonders in denjenigen Anstalten, die vorzugs- 
weise Bildungszwecke verfolgen, die pädagogische Thätigkeit 
für die Hauptsache. 3. Wir sprechen die Erwartung aus, dass 
in den Verhandlungen über diese gemeinsame Arbeit im In- 
teresse derselben der Ton gegenseitiger Achtung und An- 
erkennung gewahrt werde.“ Die nächste Konferenz wird im 
August oder September 1895 und zwar in Heidelberg abge- 
halten werden. 


Schulwesen. 


Gewerbliche Nebenbeschäftigung von Schul- 
kindern in Krefeld. Unterm 14. Januar ds. Js. hat der 
Oberbürgermeister in Krefeld folgende Polizei-Verordnung er- 
lassen: $ I. Kindern unter 14 Jahren ist das Feilbieten und 
der Verkauf von Waaren irgend welcher Art, auch von Druck- 
schriften,» sowie das gewerbemässige Musikmachen und Dar- 
bieten von Schaustellungen auf öffentlichen Strassen und Plätzen, 
auf Hausfluren, Treppen und Höfen, sowie in öffentlichen 
Schankräumen (Restaurationen und Konditoreien) untersagt. 
$ 2. Eltern, Vormündern und Pflegern ist untersagt, die unter 
ihrer Aufsicht und Pflege befindlichen Kinder unter 14 Jahren 
zu dem nach $ 1 verbotenen, Gewerbebetriebe anzuhalten. 
$ 3. Gast- und Schankwirthen, Konditoren, sowie deren Stell- 
vertretern ist untersagt, den nach $ | verbotenen Gewerbe- 
verkehr in ihren Lokalen zu dulden. $ 4. Uebertretungen dieser 
Verordnung, welche sofort nach erfolgter Veröffentlichung in 
Kraft tritt, werden mit Geldstrafe bis zu 30 Mark, an deren 
Stelle im Falle des Unvermögens entsprechende Haft tritt, be- 
straft. — Es bleibt zu wünschen, dass noch viel weitergehende 
Schutzbestimmungen für Schulkinder in allen Städten einge- 
führt werden. 


Haushaltungsschulen in Sachsen-Weimar. 
Die Frauenvereine des Grossherzogthums Sachsen sind in letzter 
Zeit eifrig bemüht gewesen, Haushaltungsschulen einzurichten. 
In Weimar und in Jena bestehen diese Schulen bereits seit 
zwei Jahren im Anschluss an die Volksschule. Dort wurden 
24, hier sämmtliche im letzten Schuljahr stehenden Schülerinnen 
der 11. Bürgerschule unterrichtet. In Jena überwies die Ge- 
meindebehörde ein geeignetes Lokal und stattete es mit sechs 
Kochherden und Wasserleitung aus. In Apolda und Östheim 
hat das erste Schuljahr ebenfalls zu erfreulichen Resultaten 
geführt. Im Laufe des Jahres ist eine weitere Anstalt in Ilmenau 
eröffnet worden und auch das Rhöndorf Frankenheim hat seit 
vergangenem Herbst seine kleine Haushaltungsschule, welche 
die dortige Gemeindeschwester leitet. In Eisenach ist kürzlich 
eine Haushaltungsschule für 24 Schulmädchen eingerichtet 
worden; in Vacha trat Ostern d. Js. eine solche unter Leitung 
der Gemeindeschwester ins Leben. Auch für Tiefenort ist eine 
Haushaltungsschule geplant, und die Haushaltungsschule in 
Neustadt, welche ausser Thätigkeit getreten war, weil konfir- 
mirte Mädchen sich freiwillig zum Unterricht nicht hatten 
finden wollen, wurde Ostern 1893 und zwar mit Schulkindern 
wiedereröffnet. Gerade dass man den Haushaltungsunterricht 
überall mit der Volksschule verknüpfte, hat sich als überaus 
zweckmässig erwiesen. Wie der Jahresbericht der Vereine für 
1892 mittheilt, wird von verschiedenen Seiten berichtet, dass 
die Kinder trotz ihres jugendlichen Alters der Sache ein gutes 
Verständniss entgegenbringen und mit Lust und Liebe an dem 
Unterricht theilnehmen; es unterliege keinem Zweifel, dass 
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die gute Sache auch bei den Eltern der Kinder und in weiteren 
Kreisen immer allgemeinere Anerkennung finden werde. Nicht 
leicht ist bekanntlich die Frage nach Beschaffung geeigneter 
Lehrkräfte zu lösen. Um diesen Schwierigkeiten erfolgreich 
zu begegnen, lässt sich die Haushaltungsschule des Frauen- 
vereins in Weimar die Ausbildung von Lehrerinnen angelegen 
sein. Eine neben der Haushaltungsschule in Weimar bestehende 
sogenannte kleine Kochschule ertheilte Unterricht im Kochen 
und allen häuslichen Arbeiten konfirmirten Mädchen aus den 
ärmeren Klassen, und zwar in Kursen von je 36 Tagen, an 
denen auch Kinder aus benachbarten ländlichen Gemeinden 
mit gutem Erfolg Theil nahmen. Gleichwie die Haushaltungs- 
schulen legt auch die kleine Kochschule Werth darauf, in ihrem 
unterrichtlichen Wirken das Bild einer bescheidenen Häuslich- 
keit zu geben, in welcher die Lehrerin an Stelle der Haus- 
mutter steht. 


Schulbrausebad in Köln. In der Sitzung der Kölner 
Stadtverordnetenversammlung vom 24. v. M. gab die Einrich- 
tung eines Brausebades für Schulkinder Anlass zu einer De- 
batte. Das Bad sollte auf Wunsch der Schuldeputation für 
15000 Mark einer neu zu erbauenden l5klassigen Volksschule 
einverleibt werden, deren Gesammtkosten 250000 Mark be- 
trugen. Die Finanzkommission beantragte aus Sparsamkeits- 
rücksichten, da zu den Einrichtungskosten auch noch die Be- 
triebskosten kämen, die Weglassung des Brausebades und ver- 
wies darauf, dass die Kinder ein in der Nähe befindliches 
Volksbad benutzen könnten. Dagegen wurde sehr richtig an- 
geführt, dass man durch den Hinweis auf das Volksbad ja an- 
erkenne, wie wünschenswerth die Benutzung eines Bades durch 
die Schuljugend sei. Gerade zu den Zeiten, an denen die Kin- 
der frei hätten, werde aber gewöhnlich auch das ausserhalb 
der Schule liegende Volksbad stark besetzt sein. Die Be- 
triebskosten eines Schulbrausebades seien sehr gering, und die 
Erfahrung mit der Badeeinrichtung in der Kölner Gereons- 
schule sehr gute. Wenn man vollends die Erfahrungen anderer 
Städte in Betracht ziehe, so werde man in dem Gedanken be- 
stärkt, künftighin mit jeder Schule ein Bad zu verbinden. Die 
Gewöhnung der Kinder an Reinlichkeit werde sich reichlich 
bezahlt machen, nicht nur mit Rücksicht auf den Körper, son- 
dern auch mit Rücksicht auf die Gesinnung derselben. Die 
Benutzung eines vorhandenen Schulbades durch die Schüler 
anderer Schulen habe sich nicht bewährt; jedes Schulhaus 
müsse sein eigenes Bad haben. Die Kölner Stadtverordneten- 
versammlung entschied sich hierauf für die Badeeinrichtung, 
und es wäre zu wünschen, dass die Entscheidung in ähnlichen 
Fällen auch anderswo immer zu Gunsten der Schulgesundheits- 
pflege, nicht zu Gunsten einer hier sehr übel angebrachten 
Sparsamkeit ausfiele. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Staat und Fortbildungsschule in Preussen. 
Sehr bedauerliche Vorgänge spielen sich jetzt in einer Anzahl 
preussischer Städte auf dem Gebiete des Fortbildungswesens 
ab. Dieselben werden veranlasst durch die Nichtweitergewährung 
eines Theils der staatlichen Zuschüsse, und man kann nicht 
sagen, dass nun die Städteverwaltungen den Staat durch das 
Interesse beschämten, welches sie ihrerseits den Fortbildungs- 
schulen entgegenbringen. So war, um nur zwei besonders cha- 
rakteristische Fälle herauszugreifen, in Iserlohn der Etat der 
gewerblichen Fortbildungsschule unter der Voraussetzung, 
dass die Staatsregierung wie bisher die Hälfte des Bedürfniss- 
zuschusses tragen werde, für 1893/96 auf jährlich 9260 Mk. 
festgestellt worden. lie vom Staate nach der bisherigen Ge- 
pflogenheit zu tragende Hälfte betrug also 4630 Mk. Der Mi- 
nister für Handel und Gewerbe hatte nun erklärt, dass zu seinem 
Bedauern ein höherer Staatszuschuss als 3900 Mk. nicht ge- 
währt werden könne, und hatte auch die eingehend begründete 
Vorstellung des Magistrats, wenigstens den bisher gezahlten 
Staatszuschuss von 4550 Mk. zu tragen, abschlägig beschieden 
mit dem Anheimstellen, die Ausgaben durch Beschränkung des 
Zeichenunterrichts (!) zu ermässigen. ler Magistrat richtete 
infolgedessen an die Stadtverordneten unter dem Ausdruck des 
lebhaften Bedauerns über diese Handlungsweise der Staatsre- 
gieruug das Ersuchen, den durch Herabsetzung des Staatszu- 
schusses entstehenden Fehlbetrag auf die Stadtkasse zu über- 
nehmen, da eine Beschränkung des Zeichenunterrichts nicht 
zu empfehlen sei. Die Stadtverordneten missbilligten in ihrer 
Sitzung vom 9. v. Mts. durchweg in den schärfsten Ausdrücken 
den abschlägigen Bescheid der Staatsregierung, die hierdurch 
bekunde, dass sie nur wenig Interesse für derartige Bildungs- 
anstalten besitze, und stellten verschiedene Anträge, darunter 


einen, der von der Ansicht ausging, dass dem Staate die Ver- 
antwortung für das Nieder- und Zurückgehen der Fortbildungs- 
anstalten überlassen werden müsste und der zum Zwecke hatte, 
den städtischen Zuschuss nicht nur nicht zu erhöhen, sondern um 
denselben Betrag wie den Staatszuschuss zu ermässigen. Dieser 
Antrag wurde jedoch abgelehnt, aber auch beschlossen, den vom 


Magistrat erbetenen Zuschuss nicht zu bewilligen. Aehnlich 


sollte in Bitterfeld der bisher von der Staatsregierung be- 
willigte Staatszuschuss für die Fortbildungsschule (die seit 1878 
besteht) von jährlich 850 auf 670 Mk. vermindert werden. 
Daraufhin hatte der Magistrat beschlossen, da die Fortbildungs- 
schule in diesem Jahre etwa 2170 Mk. Kosten verursachen 
würde und bei dem gewährten Staatszuschuss von 6/0 Mk. 
die Stadt immer noch 1500 Mk. aus der Kämmereikasse 
zahlen müsse, sich ausserdem die gewerbliche Fortbildungs- 
schule bei dem allergrössten Theil der betheiligten Meister 
keines-grossen Interesses erfreue (!), sie von jetzt ab aufzulösen. 
Die Vorlage des Magistrats stand für eine der letzten Stadt- 
verordneten-Sitzung auf der Tagesordnung. Ein Buchbinder- 
meister bemerkte, dass er für eine Auflösung der Schule sei, 
da eine polizeiliche Bestrafung der Lehrlinge der Schule eine 
recht bedenkliche Seite gebe, und letztere gleichsam der Sozial- 
demokratie vorarbeite (!). Vielleicht liesse sich später auf eine 
andere Weise ein Ersatz für die obligatorische Fortbildungs- 


schule finden. Ein Grubendirektor erwiderte dem Vorredner, 
dass es lebhaft zu beklagen sei, dass die Schule aufgelöst 
werden solle. Die Meinung, dass durch den wirklich. wohl- 


thätigen Zwang der genannten Schulanstalt den Umsturzparteien 
vorgearbeitet würde, könne er durchaus nicht theilen. Er sei 
vielmehr der Ansicht, dass dadurch, dass die Lehrlinge späterhin 
während der jetzigen Schulzeit herumlaufen oder wohl gar 
stattfindende sozialdemokratische Versammlungen besuchten, 
ihnen viel mehr geschadet werden könne. Ein Kaufmann be- 
merkte, dass, wenn die Stadt nicht zur Beibehaltung der 
Schule gezwungen werden könne, er deren Auflösung auch 
befürworten müsse, da dadurch unter der Bürgerschaft Ruhe 
und Frieden herbeigeschafft würden (!). Schliesslich wurde der 
Magistratsantrag von den Stadtverordneten mit grosser Mehr- 
heit angenommen. Das Jahr 1893 wird sich sonach in Preussen 
durch einen wesentlichen Rückgang des Fortbildungsschulwesens 
auszeichnen. 

Reform der Fortbildungsschule in Königsberg. 
Die Stadtverordnetenversammlung zu Königsberg beschäftigte 
sich in ihrer Sitzung vom 5. d. M. mit einer wichtigen Ma- 
gistratsvorlage, Aenderungen des Fortbildungsschulstatuts be- 
treffend. Auf Grund des bisherigen, im Oktober 1891 erlas- 
senen Ortsstatuts sind die Königsberger Handwerkerlehrlinge 
zur Theilnahme an dem Unterricht der Fortbildungsschulen 
unter gewissen Bedingungen verpflichtet. Seitdem nun im Fe- 
bruar 1892 diese Schulen eröffnet worden sind, haben sich 
Mängel herausgestellt, ohne deren Beseitigung nach Ansicht 
des Magistrats ein erfolgreicher und genügender Unterricht 
nicht zu erzielen ist. Die Bestimmungen in $ 1 des erwähnten 
Statuts verpflichten die noch nicht 18 Jahre alten Lehrlinge 
zum Besuch der Fortbildungsschulen nur während der ersten 
drei Halbjahre ihrer Lehrzeit. Die Lehrlinge sind deshalb be- 
rechtigt, auch dann die Schule zu verlassen, wenn das Ende 
des dritten Halbjahres der Lehrzeit in den laufenden Unter- 
richtskursus fällt. Da von diesem Rechte bisher der aus- 
giebigste Gebrauch gemacht worden ist, lichteten sich im Laufe 
der Kurse die einzelnen Schulen in einer Weise, dass sowohl 
die Lehrer als auch die zurückgebliebenen Schüler unangenehm 
betroffen wurden. So hatten beispielsweise im Februar: 1893 
die I. Schule 96, die II. Schule 70, die IV. Schule 125 Schüler, 
am 1. Juni 1893 die I. Schule 68, die II. Schule 49, die 
IV. Schule 70 Schüler. Der Rest war ausgeschieden. Ein wei- 
terer Uebelstand besteht darin, dass einzelne Schüler nicht, 
wie beabsichtigt, drei Halbjahre, sondern nur 10!/s Monate an 
dem Unterricht theilnehmen. Wer beispielsweise am 1. April 
in die Lehre tritt, besucht die Fortbildungsschule erst vom 
l. September desselben Jahres ab zunächst bis zum 1. Juni 
des nächstens Jahres. Es folgen dann dreimonatliche Ferien. 
Den nächsten Kursus, der am 1. September beginnt, darf der 
Betreffende nur bis zum 30. September besuchen, da mit diesem 
Tage das dritte Halbjahr seiner Lehrzeit endet. Ganz ähnlich 
liegt der Fall bei solchen Lehrlingen, die an anderen Terminen 
in die Lehre treten. Die gemachten Erfahrungen haben des 
weiteren gelehrt, dass eine grosse Zahl der Lehrlinge, nament- 
lich die vom Lande gekommenen, in ihrer Schulbildung so 
unglaublich weit zurückgeblieben ist, dass sie selbst in drei 
vollen Schulhalbjahren das Fehlende kaum sich aneignen können, 
geschweige denn in einer kürzeren Zeit. Der Magistrat bean- 
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tragte daher, das Statut in der Weise abzuändern, dass jeder 
Lehrling die Fortbildungsschule während dreier auf einander 
folgenden Unterrichtshalbjahre besuchen muss. Der Eintritt 
in die Schule beginnt mit dem auf den Eintritt in die Lehre 
folgenden Unterrichtskursus. Zum Schulbesuch bleiben auch 
diejenigen Lehrlinge verpflichtet, welche nach drei Unterrichts- 
halbjahren das Lehrziel der Schule nicht erreicht haben, jedoch 
immer nur bis zum vollendeten 18. Lebensjahre. Nach diesen 
Vorschlägen gestalten sich $ 1 und 2 des Orisstatuts in fol- 
gender Weise: „$ Il. Alle im Gemeindebezirk sich regelmässig 
aufhaltenden im Handwerk und im Fabrikbetrieb beschäftigten 
Lehrlinge, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
sind verpflichtet, eine der von der Stadt errichtete allgemeine 
gewerbliche Fortbildungsschule mit Beginn desjenigen Unter- 
richtshalbjahres, welches auf den Eintritt in die Lehre folgt, 
an den festgesetzten Tagen und Stunden zu besuchen und an 
dem Unterricht während dreier auf einander folgenden Unter- 
richtskurse von höchstens 5 Monaten theilzunehmen. $ 2. Be- 
freit von dieser Verpflichtung sind nur solche Lehrlinge ($ 1) 
die den Nachweis führen, dass sie diejenige allgemeine Bildung 
besitzen, deren Aneignung das Lehrziel der Fortbildungsschulen 
für Handwerkerlehrlinge bildet. Solche Schüler, die nach An- 
sicht des Magistrats das Lehrziel der Fortbildungsschulen im 
Ganzen, oder in einzelnen Unterrichtsgegenständen nicht er- 
reicht haben, können vom Magistrat zur weiteren Theilnahme 
an dem betreffenden Unterricht bis zur Erreichung des Lehr- 
ziels, längstens aber bis zum vollendeten achtzehnten Lebens- 
jahre angehalten werden.“ Die Meinungen gingen hauptsächlich 
über die Nützlichkeit des letzten Satzes des $ 2 auseinander. 
Die mit der Vorprüfung der Vorlage betraut gewesene Konı- 
mission beantragte Ablehnung, weil es zwecklos sei, Schüler, 
die absolut nichts lernen wollen, durch die Androhung eines 
längeren Schulbesuches zum Fleiss anzuhalten. Auch sei nicht 
zu erwarten, dass Schüler, die in drei Unterrichtskursen das 


' Ziel der Schule nicht erreicht haben, dieses in den nächsten 


Kursen erreichen werden. Demgegenüber wurde von Seiten 
des Magistrats betont, dass gegen Lehrlinge, die durch un- 
nützes Betragen gegen die Schulordnung verstossen, die 
Polizei Strafen verhängen kann. Anders sei die Sache mit sol- 
chen Lehrlingen, welche sich ruhig verhalten, aber absolut an 
dem Unterricht nicht theilnehmen und durch fortgesetzte Faul- 
heit das Bestreben der Schule vereiteln. Solchen Schülern 
gegenüber sei der Lehrer jetzt vollständig machtlos. Da auf 
eine Unterstützung der Lehrherren in dieser Beziehung nicht 
zu rechnen sei, so bleibe nur das eine Mittel übrig, den Schüler 
länger in der Schule zu behalten. Andererseits müsse diese 
Massregel aber auch auf solche Schüler angewendet werden 
können, die zwar lernen wollen, das Ziel:-der Schule aber in 
den drei Unterrichtskursen nicht erreichen konnten. Einer Will- 
kür der J,ehrer in dieser Beziehung sei dadurch vorgebeugt, 
dass die Entscheidung, ob der Lehrling die Schule weiter zu 
besuchen habe oder nicht, in den Händen des Magistrats liege. 
Das bestehende Ortsstatut sei viel gelinder gehalten, als die- 
jenigen anderer Städte. Es begnüge sich mit den drei Schul- 
halbjahren, während Elbing den Unterricht bis zum 18., Danzig 
bis zum 17. Lebensjahre ausdehnt. Dabei bleibt die hiesige 
Schülerzahl hinter derjenigen jener beiden Städte, trotz des Schul- 
zwanges, zurück. Danzig zählte unter 850 Schülern 531 frei- 
willige, Elbing hat 1300 Schüler, Königsberg noch nicht 700. 
Hierauf wurde beantragt, die Entscheidung darüber, ob ein 
Lehrling das Ziel der Schule erreicht hat, oder nicht, einer 
gemischten Kommission zu übertragen, in die auch Meister 
der einzelnen Innungen gewählt werden müssten. Auf Seiten 
des Magistrats bezweifelte man jedoch an der Hand der bis- 
herigen Erfahrungen, dass die Innungen in dieser Angelegen- 
heit ihre Unterstützung leihen würden. Es müsse leider kon- 
statirt werden, dass bei den Vorberathungen über das Statut 
die betheiligten Arbeitgeber sich in der Mehrzahl ablehnend 
verhalten hätten. Dagegen sei seitens der Gesellen die Noth- 
wendigkeit der Fortbildungsschulen wiederholt anerkannt wor- 
den. Eine gleiche Erscheinung sei übrigens auch in der vor 
wenigen Tagen abgehaltenen Genossenschaftsversammlung der 
Schmiede zu Tage getreten. Dem gegenüber wurde behauptet, 
die Sympathie, welche die Gesellen den Fortbildungsschulen 
entgegengebracht hätten, sei keine aufrichtige. Jeder Geselle 
weiss nur zu gut, dass seine Arbeit beendet ist, sobald der 
Lehrling nach der Schule geht, da ohne denselben in der Regel 
nicht gearbeitet werden kann. Der Meister jedoch habe Ver- 
pflichtungen. Bei der Abstimmung wurde $ 2 in der Fassung 
des Magistrats und mit dem Amendement angenommen, den 
Nachweis, dass der Lehrling die allgemeine Bildung, wie sie 
die Fortbildungsschule erstrebt, durch „ein Abgangszeugniss 


der von ihnen besuchten Schulen“ erbringen zu lassen. Ferner 
fand Annahme ein Zusatzantrag, „auch diejenigen Lehrlinge 
des Baugewerbes von dem Besuch der Fortbildungsschulen zu 
befreien, welche eine Fachschule besuchen“. 


Wohnungswesen. 

Stadterweiterung und Zonenenteignung. Der 
Magistrat von Charlottenburg hat sich am 7. September d. ]. 
mit dem Gesetzentwurf über Stadterweiterungen und Zonen- 
enteignung (der sog. lex Adickes) beschäftigt. Er fasste den 
höchst auffallenden Beschluss, „der Regierung den Gesetz- 
entwurf nicht zu empfehlen und ihn nicht nur als höchst 
bedenklich, sondern geradezu als schädlich zu bezeichnen, weil 
durch die darin beabsichtigten schweren Eingriffe in das Privat- 
eigenthum die Entwickelung der. Städte völlig lahm gelegt 
werden würde.“ Hoffentlich wird sich die Regierung durch 
solche Kundgebungen auf dem eingeschlagenen Wege nicht 
beirren lassen. 

Wohnverhältnissein Wien. Gelegentlich der Volks- 
zählung vom 31. Dezember 1890 hat man in Wien auch sta- 
tistische Erhebungen über die Wohnverhältnisse angestellt, die 
nunmehr in einer Bearbeitung von Dr. Stephan Sedlaczek vor- 
liegen (Wien 1893, Verlag des Wiener Magistrats.) Eine un- 
mittelbare Anschauung der Wohnweise der Bevölkerung ge- 
währen solche statistische Zusammenstellungen freilich nicht, 
dagegen kann man einen ungefähren Anhalt gewinnen, wie 
viele Theile der Bevölkerung gut, wie viele mittelmässig und 
wie viele direkt unzureichend wohnen. Wien zählte damals (in 
seinem neuen Umfang) 286759 Wohnparteien oder Haushal- 
tungen und man ermittelte, wie viele Köpfe jede Haushaltung 
zählte und über wie viele Räume (mit Einschluss der Küchen, 
Kammern, etc.) sie verfügte. Man darf wohl bei so weiter 
Fassung des Begriffs „Raum“ sagen, dass eine Haushaltung, in 
der nicht auf jeden Kopf mindestens ein Raum entfällt, un- 
zureichend wohnt. Entspricht die Zahl der Köpfe ungefähr der 
Zahl der Räume, so wird man sagen können, die Haushaltung 
wohnt mittelmässig, und ein gutes Wohnen liegt vor, wenn 
mehr Räume als Köpfe vorhanden sind. Nach diesem Masse 
gemessen, wohnten damals in Wien fast 52°/o, also über die 
Hälfte der Haushaltungen unzureichend, 35°/o mittelmässig und 
nur 13°/o wirklich gut. Die Wohnweise charakterisirt aber ziem- 
lich zutreffend auch die wirthschaftliche Lage überhaupt, und 
so erhält man an der Hand dieser Zahlen gleichzeitig einen 
einigerinassen zutreffenden Begriff der Gliederung der Wiener 
Bevölkerung nach dem Wohlstand. 


Gewerbewesen. 

Srbardit sis ch es Aunblerutsnachhwersrestellen. in 
Schlesien. Wie von dem Regierungs-Präsidenten in Lieg- 
nitz, Prinzen Handjery, dem Vorstande des Landwirthschaft- 
lichen Zentralvereins für Schlesien mitgetheilt worden ist, 
sind auf die von ihm ausgegangene Anregung (vgl. I. Halbjahr, 
S. 118. d. Zeitschrift) bisher in den Städten Bunzlau, Freystadt, 
Grünberg, Greiffenberg, Haynau, Hirschberg, Hoyerswerda, 
Lauban, Liebau, Lüben, Muskau, Neusalz, Neustädtel, Polkwitz, 
Priebus und Sagan kommunale Arbeitsnachweisestellen zu dem 
Behufe, den Arbeit suchenden Personen eine Arbeitsgelegenheit 
unentgeltlich nachzuweisen, errichtet worden. Mit Rücksicht 
darauf, dass bei weitem der grösste Theil der arbeitslosen 
Elemente vom Lande stammt und auch nicht zu erwarten ist, 
dass sämmtlichen arbeitslosen Personen in (len Städten eine 
Arbeitsgelegenheit nachgewiesen werden kann, würde es so- 
wohl im Interesse der Städte als auch des platten Landes 
liegen, wenn wenigstens ein Theil dieser Personen ihrer frühe- 
ren Arbeit in landwirthschaftlichen Betrieben wieder zugeführt 
werden könnte. Der Regierungspräsident bringt demgemäss in 
Vorschlag, seitens der landwirthschaftlichen Vereine Melde- 
stellen für Arbeitgeber, die Arbeiter für landwirthschaftliche 
Betriebe zu engagiren wünschen, einzurichten und diese Melde- 
stellen in ständige Verbindung mit den nächsten städtischen 
Arbeitsnachweisstellen zu setzen, um auf diese Weise eine 
Ueberführung der überschüssigen Arbeitskräfte von den Städten 
in die landwirthschaftlichen Betriebe zu ermöglichen. Diesen 
Vorschlag des Regierungspräsidenten, durch dessen Ausführung 
bei entsprechender Benutzung der Arbeitsnachweis- und der 
Meldestellen in mancher Hinsicht ein günstiger Einfluss auf 
die Arbeiterverhältnisse zu erhoffen wäre, bringt jetzt der 
Vorstand des Zentralvereins zur Kenntniss der landwirthschaft- 
lichen Vereine mit dem Ersuchen, die Einrichtung von Melde- 
stellen für Arbeitgeber in Erwägung nehmen zu wollen. Der Re- 
gierungspräsident hat sich, falls derartige Meldestellen errichtet 
werden sollten, bereit erklärt, die Verwaltung der städtischen Ar- 
beitsnachweisstellen mit entsprechender Anweisung zu versehen. 
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Arbeitsbörse für Zürich. Die Züricher Arbeiter- 
organisationen beabsichtigen, eine Arbeitsbörse einzurichten. 
Dieselbe wäre der Zentralpunkt für Arbeitsgesuche, sie würde 
statistische Lohntabellen aufstellen, für Arbeits-Angebote und 
-Nachfragen, sowie über die Arbeitslosen Register führen; sie 
würde sich aber auch mit den Gesundheits- und Betriebssicher- 
heits-Verhältnissen der Werkstätten, mit der Lehrlingsfrage, 
der Frage der Unterstützung Durchreisender, mit den Haus- 
haltungskosten, den Arbeiterwohnungen u. s. w. beschäftigen. 
Die Arbeiterbörse soll den wirthschaftlichen Interessen der Ar- 
beiter in Zürich dienen und keine politischen Ziele verfolgen. Die 
Gewerkschaften sollen darin allein vertreten sein. Die Gewerk- 
schaften wählen ihre Vertreter nach der Zahlihrer Mitglieder. Die 
von den Vertretern gewählten Beamten sind ständige und haben 
ihre ganze Zeit ihrer Arbeit zu widmen. Der Staat und die 
Stadt sollen der Arbeiterbörse jährliche Beiträge bewilligen, 
ohne eine Kontrole beanspruchen zu können. Die Leitung der 
Geschäfte liegt allein in den Händen der Arbeiter. Die or- 
ganisirten Gewerkschaften haben der Arbeiterbörse beizutreten; 
die freien Arbeiter, die noch keiner Gewerkschaft angehören, 
müssen sich einer solchen Verbindung anschliessen, wenn sie 
nicht der Vortheile des Instituts verlustig gehen wollen. 
Die städtischen Behörden scheinen eine Kontrole der Ein- 
richtung zur Vorbedingung für ihre Unterstützung machen 
zu wollen. 


Sonntagsruhein städtischen Gaswerken. Der 
Stadtrath in Karlsruhe hat vor einiger Zeit zuerst beschlos- 
sen, im Hinblick auf die „grossen Opfer und die der Stadt er- 
wachsenden Nachtheile* bei Einführung der Sonntagsruhe in 
den Gaswerken „gegenüber dem kaum nennenswerthen Nutzen, 
den eine solche Massregel bringen wird“, bei der Regierung gegen 
die Einführung des sonntäglichen Ruhezwanges vorstellig zu 
werden und die betheiligten Gemeinden des Landes einzuladen, 
dieser Petition beizutreten. Durch die Opfer von 500 000 Mark 
einmaliger und 91000 Mark laufender Unkosten würden nur 
10 bis 20 Gasarbeiter am Sonntag frei haben. Aehnlich sind 
preussische und sächsische Städteverwaltungen bei ihren 
Landesregierungen vorstellig geworden, und namentlich die 
Berliner Gemeindeverwaltung scheint nach Mittheilungen des 
Verwaltungsdirektors Cuno auf der XIV. Jahresversammlung 
des Märkischen Vereins von Gas- und Wasserfachleuten ganz 
auf dem Karlsruher Standpunkt zu stehen. Die sozialpolitische 
Stellung, welche diese Behörden einnehmen, dürfte nun aber 
nicht überall Zustimmung finden. Wenn sich Städte so gegen 
die Sonntagsruhe ihrer Arbeiter sträuben, was soll man dann 
von Privatunternehmern erwarten? Es ist doch wohl mehr als 
ein „kaum nennenswerther Nutzen,“ wenn die theilweise schr 
angestrengten Arbeiter einer städtischen Gasanstalt eine aus- 
giebige und geregelte Sonntagsruhe erhalten. Aus der Summe 
der Unkosten, welche durch Einführung der Sonntagsruhe ent- 
stehen sollen, lässt sich auch höchstens schliessen, wieviel 
die städtischen Gaswerke bisher auf Kosten ihrer Arbei- 
ter erspart haben. Eine vollständige Dispensation von der 
Sonntagsruhe kann ja überhaupt nicht erreicht werden, da 
dieselbe beschlossenes Gesetz ist. Und die zugelassenen Aus- 
nahmen für kontinuirliche Betriebe sind wahrlich mehr als 
hinreichend. Es wäre deshalb zu wünschen, dass die Städte als 
Arbeitgeber sich auf einen etwas arbeiterfreundlicheren Stand- 
punkt stellten. Ueberdies hat auf der erwähnten märkischen 
Versammlung Ingenieur Quaglio auch die leichte technische 
Möglichkeit einer Sonntagsruhe ohne allzugrosse finanzielle 
Opfer nachgewiesen, indem er auf die Einrichtung der eng- 
lischen Gasanstalten hinwies, die durch Einschaltung von Wasser- 
gas-Generatoren sich die Möglichkeit verschaffen, selbst sehr 
grosse und plötzlich — wie z. B. bei Nebel — eintretende Be- 
anspruchungen trotz vierundzwanzigstündiger Ruhe des Be- 
triebes zu leisten. 


Viehhofin Bernburg. Der im vorigen Jahre in Be- 
nutzung genommene, mit einem Kostenaufwande von über 
30 000 Mk. erbaute städtische Viehhof in Bernburg, aus dem 
man eine jährliche Einnahme von 4000—5800 Mk. zu erzielen 
gedachte, soll nunmehr in Folge eines Beschlusses des Gemeinde- 
raths bis auf Weiteres verpachtet werden. Der Grund hierzu ist 
darin zu suchen, dass das Landgericht zu Dessau am 20. Feb- 
ruar d. J. zwei hiesige Viehhändler, welche der Uebertretung 
der Viehhofsordnung angeklagt und zu einer niedrigen Strafe 
vom Schöffengericht verurtheilt waren, freigesprochen und ent- 
schieden hatte, dass die Bestimmung der Viehhofsordnung, 
nach welcher das Schlachtvieh nur im Viehhof verkauft werden 
dürfe, mit der Reichsgewerbeordnung im Widerspruch stehe. 
Dieses Urtheil veranlasste die Viehhändler, ihr Schlachtvieh 
nicht mehr im Viehhofe einzustellen und zu verkaufen. 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewrerbegerichte. 


(sin 


) 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführ 


Stadtrath Dr. Ä. Flesch in Frankfurt a. M. 


Ortsstatuten über Lohnzahlung und Gewerbe- 
gerichte. 


Folgendes Gutachten ist nunmehr auch vom Gewerbe- 
gericht der Stadt Wiesbaden über den Erlass statutarischer 
Bestimmungen in Gemässheit des $ 119a Abs, 2 Ziffer 2 und 3 
der Gewerbeordnung erstattet worden: 

„Das Gewerbegericht der Stadt Wiesbaden beschliesst 
in seiner Sitzung vom 17. Juli 1893 mit Stimmeneinheit das 
vom Magistrat unterm 28. v. Mts. nachgesuchte Gutachten 
über den Erlass ortsstatutarischer Bestimmungen betreffend 
die Auszahlung des von minderjährigen Arbeitern verdienten 
Lohnes an deren Eltern oder Vormünder dahin abzugeben: 
„Es empfiehlt sich nicht, von der den Gemeinden durch 
s$ 119a Abs. 2 Ziffer 2 und 3 der Gewerbeordnung beigelegten 
Befugniss Gebrauch zu machen.“ 

Der Zweck des Gesetzes, der wohl dahin aufgefasst werden 
darf, dass durch die Ortsstatute über Lohnzahlungen die elter- 
liche Autorität in der Arbeiterfamilie gefestigt und die Jugend 
vor leichtsinnigen Ausgaben gewahrt werden soll, lässt sich 
ohne statutarische Bestimmung über Lohnzahlung erreichen, 
da der Vater oder Vormund ohnehin das Recht hat, sich die 
Empfangnahme des Lohnes für minderjährige Kinder bezw. 
Mündel vorzubelialten. Der Erlass statutarischer Bestimmungen 
erscheint deshalb nicht nothwendig. Gegen denselben sprechen 
schwerwiegende Gründe. 

Zunächst würden durch die in Rede stehenden Bestim- 
mungen Belästigungen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer ge- 
schaffen. Denn nicht nur der Arbeitgeber würde Schwierig- 
keiten haben, wenn er, anstatt an seinen minderjährigen Ar- 
beiter, der bei ihm, in vielen Fällen in seiner Wohnung, in 
seiner Familie ist, zu zahlen, den Lohn an dessen Vater oder 
Vormund, mit dem er sonst gar nicht oder nur selten in Be- 
rührung kommt, abliefern soll, sondern auch der Vater oder 
Vormund würde belästigt werden, wenn er stets den Lohn 
für sein Kind bezw. seinen Mündel in Empfang nehmen soll. 
Denn entweder müsste der Arbeitgeber den Lohn dem Vater 
bezw. Vormund bringen oder schicken, wozu er an sich nicht 
verpflichtet ist, oder der Vater oder Vormund müsste den 
Lohn holen. Dass beides schon in dem Falle, dass Arbeitgeber 
und Vater bezw. Vormund an demselben Platze wohnen, um- 
ständlich ist, bedarf keiner Ausführung. Schwierig, wenn nicht 
überhaupt unausführbar wird es, wenn der Vater bezw. Vor- 
mund nicht am Sitze des Arbeitsverhältnisses ist. Sodann er- 
scheint es in den bei Weitem meisten Fällen unmöglich, dem 
minderjährigen Arbeiter den Lohn ganz oder bis zu einem im 
Voraus bestimmten Betrage vorzuenthalten, weil er desselben 
zur Bestreitung regelmässiger und auch nicht vorhergesehener 
Bedürfnisse selbst bedarf. Dass die ortsstatutarische Regelung 
der Lohnzahlung nothwendig oder auch nur wünschenswerth 
sei, um die Autorität der Familie zu festigen oder zu stützen, 
oder die Jugend vor leichtsinniger Ausgabe und Sittenlosig- 
keit zu bewahren, das hat bisher die Erfahrung bei Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern nicht gelehrt. Es ist kein Fall be- 
kannt geworden, dass ein Vater oder Vormund von der ihm 
durch das Gesetz betr. die Geschäftsfähigkeit Minderjähriger 
gewährten Befugniss, die Erlaubniss zum Eintritt in ein Arbeits- 
verhältniss mit der Einschränkung zu ertheilen, dass der Lohn 
an ihn gezahlt oder dass ihm regelmässig Mittheilung über 
den Lohn gemacht werde, Gebrauch gemacht hätte. Ein Vater 
und Vormund, der an dem Wohlergehen seines Kindes bezw. 
Mündels, Antheil nimmt, wird, auch wenn dasselbe zum Leicht- 
sinn neigt, die verschiedenen Interessen auch ohne Zuthun 
der Gemeinde und Arbeitgeber zu wahren wissen. Insbesondere 
ist bei diesen auch eine vorgeschriebene Mittheilung über den 
ausgezahlten Lohn seitens der Gewerbetreibenden überflüssig. 
Sie werden solche selbst erfordern und gern gemacht bekom- 
men. Bei denen aber das Interesse fehlt, wird es auch nicht 
durch ortsstatutarische Vorschrift, bezw. deren Ausführung 
geweckt werden. Bei weniger würdigen Eltern bezw. Vormün- 
dern könnte aber die Auszahlung des Lohnes fleissiger Kinder 
bezw. Mündel sogar das Gegentheil der beabsichtigten Wir- 
kung im Gefolge haben. Zudem kann der Arbeiter, welcher 
sich der Autorität der Familie nicht unterwerfen will, auch 
leicht den Schranken ortsstatutarischer Bestimmungen entgehen, 
so lange solche nicht allgemein sind. Bis jetzt aber haben nur 
wenige Gemeinden und Verbände von der gesetzlichen Befug- 
niss statutarischer Bestimmungen Gebrauch gemacht und von 


diesen ist nicht bekannt geworden, dass sie grossen Vortheil 


erreicht hätten. Endlich ist auch noch die Ansicht vertreten, 
dass die Einführung statutarischer Bestimmung zu schr in die 
modern wirthschaftliche Selbständigkeit der minderjährigen 
Arbeiter einschneide. 

Aus diesen Gründen glaubt das Gewerbegericht empfeh- 
len zu sollen, von Einführung jeglicher ortsstatutarischen Be- 
stimmung in Gemässheit des $ 119a Abs.2 Ziffer 2 und 3 ab- 


zusehen.“ 


* * 


* 


Lohnzahlung und Arbeitsordnung. Die Arbeit- 
nehmerbeisitzer des Gewerbegerichts in Mainz haben an den 
Vorsitzenden, Herrn Dr. Gassner folgendes Schreiben gerichtet: 
In einer unserer letzten Sitzungen kam die Debatte auf. den 
$ 115a der Reichsgewerbeordnung und es wurde darauf hin- 
gewiesen, dass in Mainz und in dessen nächster Nähe die 
gesetzmässige Handhabung dieses Paragraphen noch viel zu 
wünschen übrig lässt. Ausserdem, dass die Auslöhnung beson- 
ders im Baufach beschäftigter Arbeiter noch vielfach in Wirth- 
schaften stattfindet, kommt es auch noch vor, dass Arbeitern, 
nach Abzug der in Folge Gutsprechens der Schachtmeister 
oder Parthieführer bei den Wirthen gemachten Schulden, wenig 
oder gar nichts von ihrem Lohne übrig bleibt. Ja, es ist in 
letzter Zeit vorgekommen, dass bei der Auslöhnung an einer. 
Bauhütte, als noch etwa sechs Arbeiter auszulohnen waren 
und das vorhandene Geld nicht reichte, der Parthieführer das- 
selbe zur Erde warf und dabei ausrief: „Da, theilt’s Euch!“ 
In Erwägung dessen stellen die Arbeitnehmer-Beisitzer bei 
dem Vorsitzenden des Gewerbegerichts den Antrag, bei der 
Grossh. Bürgermeisterei dahin zu wirken, dass in einer Be- 
kanntmachung auf das Ungesetzmässige der Lohnzahlung in 
Wirthschaften hingewiesen wird. Ferner gleich anderen Städten, 
in welchen Gewerbegerichte errichtet sind und welch letztere 
eine erlassene Arbeitsordnung seitens eines Betriebsunterneh- 
mers oder Unterakkordanten, welche nicht mit einer Namens- 
unterschrift versehen sind, nicht anerkennen, stellen auch wir 
den Antrag an den Vorsitzenden des Mainzer Gewerbegerichts, 
in Zukunft Arbeitsordnungen, welche nach 8 134 Abs. 2 der Ge- 
werbeordnung nicht mit dem Namen eines Betriebsunternehmers 
versehen sind, als solche in Klagesachen nicht anzuerkennen. 


Ausbreitung der Gewerbegerichte. 


Ablehnung eines Gewerbegerichts in Burg- 
städt in Sachsen. Infolge einer Eingabe die von einem 
grossen Theil der Arbeiter wegen Errichtung eines Gewerbe- 
gerichtes gemacht worden war, hatte die Amtshauptmannschaft 
den Stadtgemeinderath von Burgstädt aufgefordert, hierüber eine 
Beschlussfassung herbeizuführen. Die Verfassungsdeputation be- 
schloss, von der Errichtung eines Gewerbegerichts abzusehen. 
Zur Begründung führte man an, die bei anderen Städten ein- 
gezogenen Erkundigungen hätten ergeben, dass die Fälle, in 
welchen der Einzelrichter entscheidet, in grösserer Anzahl 
hervortreten und dass die Verhandlungen mit aus Arbeiter- 
kreisen zu wählenden Beisitzern nur in einigen Städten von 
einigermassen erheblicher Zahl seien. Da das Amtsgericht die 
in Frage kommenden Fälle ebenfalls zur Erledigung bringe, 
so würde durch Errichtung eines Gewerbegerichts dem Stadt- 
rath eine unnöthige Arbeitslast erwachsen. Auch durch die 
Zahl der überhaupt in Sachsen vorhandenen (Gewerbegerichte 
habe sich die Verfassungsdeputation zu ihrem Beschlusse be- 
stimmen lassen. Die Gewerbegerichte in Dresden und Leipzig, 
sowie die für die Bezirke der Amtshauptmannschaften Chem- 
nitz, Dresden-Neustadt und Glauchau kämen nicht mit in 
Frage und es blieben dann noch 14 Gewerbegerichte in Orten, 
die ähnliche Verhältnisse wie Burgstädt aufweisen, übrig. Da 
von den 143 sächsischen Städten nur so wenige Gewerbe- 
gerichte errichtet hätten, so sei zu folgern, dass amderwärts 
die Meinung vorherrsche, die Errichtung von Gewerbegerichten 
sei keine dringende Sache und biete nicht die Vortheile, „wie 
sie von gewisser Seite behauptet würden“. Die mit dem Ge- 
werbegericht verknüpften Ausgaben werden in den meisten 
Städten durch die Einnahmen nicht gedeckt. Ohne weitere 
Aussprache und ohne auf die Frage des örtlichen Bedürfnisses 
überhaupt einzugehen, erklärte sich hierauf der Stadtgemeinde- 
rath mit dem Beschlusse der Verfassungsdeputation einver- 
standen. j 
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Der Mangel an Krankenpflegerinnen. 
Von Dr. N. Brückner in Frankfurt a. M. 

Die Einführung der obligatorischen Krankenversiche- 
rung für die gegen Lohn beschäftigten Personen hat es 
dahin gebracht, dass weit mehr Menschen als früher in 
Krankheitsfällen eine entsprechende Pflege erfahren. An 
Aerzten fehlt es nicht, Krankenhäuser bauen die Ge- 
meinden; aber wie steht es mit dem dritten Faktor, dem 
Wartepersonal? Hier hat sich dem steigenden Bedarf kein 
wachsendes Angebot gegenübergestellt, sondern es zeigt 
sich ein empfindlicher Mangel. Naturgemäss fällt die 
Wartung der Kranken fast ausschliesslich dem weiblichen 
Geschlechte zu. Blickt man auf die übrigen Zweige weib- 


licher Wirksamkeit, so herrscht überall bedeutende Ueber- 
füllung; warum der Mangel an ordentlichen Kranken- 
pflegerinnen? Um diese Frage zu beantworten, bedarf es 
näheren Eingehens auf die Lage der Pflegerinnen. 
Ausgeübt wird die Krankenpflege theils von Personen, 
die gewissen Organisationen angehören, theils von freien 
Pflegerinnen. Die Mehrzahl jener Verbände beruhen auf 
kirchlicher Grundlage ; auf katholischer Seite sind es die 
barmherzigen Schwestern, die sich seit einem Vierteljahr- 
tausend der Krankenpflege widmen, in den evangelischen 
Kirchen und Sekten die Diakonissen, welche in den 
letzten 50 Jahren auf Anregung Fliedners in besonderen 
Gemeinschaften ausgebildet werden. Neuerdings kamen 
Vereinigungen hinzu, welche den konfessionellen Charakter 
abzustreifen bemüht waren. Dahin gehört vor allem der 
Verein vom rothen Kreuz, ferner einige Vaterländische 
Frauen-Vereine und einzelne selbständige Institute, wie 
z. B. das Viktoriahaus für Krankenpflege in Berlin. Ge- 
wöhnlich nehmen solche Vereine gleichwohl nur Schwestern 
einer Konfession auf; konfessionell gemischte Vereini- 
gungen sind selten und gehen in neuerer Zeit an Zahl 
sehr zurück. Neben den Vereinigungen von Kranken- 
pflegerinnen stehen zahllose einzelne weibliche Personen, 
welche die Krankenpflege als Erwerb ausüben. Sehr viele 
von ihnen haben ursprünglich einer jener Organisationen 
angehört und sind später ausgetreten, theils weil der 
Verband sie ihres Betragens wegen ausstiess, theils weil 
ihnen der Zwang des Verbandes nicht mehr behagte. Es 
kommt bei allen Organisationen nicht gerade selten vor, 
dass weibliche Personen eintreten, die Ausbildungszeit 
durchmachen und hinterher unter diesem oder jenem 
Vorwand ihre Entlassung begehren. Ein solches Verfahren 
liegt um so näher, als es an Gelegenheit, ausserhalb jener 
Organisationen die entsprechenden Kenntnisse in der 
Krankenpflege zu erwerben, so gut wie ganz fehlt. Die 
Schwesternverbände haben sozusagen das Monopol in 
der Krankenpflegerinnenausbildung. Darauf beruht einer 
ihrer Hauptvorzüge, denn sie können bei ihren Ange- 
hörigen auch eine gewisse Gewähr für Tüchtigkeit bieten, 
die sonst mangelt. Damit ist freilich nicht gesagt, dass 
bei ihnen die Ausbildung immer sehr zweckmässig und 
ausreichend wäre. Auch hier fehlt noch mancherlei, da 
sie bei dem schwachen Andrang oft Personen aufnehmen 
müssen, die weder nach ihren körperlichen noch nach 
ihren sonstigen Anlagen zum Berufe taugen, auch unver- 
hältnissmässig viel Zeit auf Dinge verwenden, die mit der 
Pflege nichts zu thun haben. Von den Nicht-Schwestern 
haben trotzdem eine grosse Zahl ihre Ausbildung in 
Schwesternhäusern genossen, wie wir vorhin angegeben 
haben, meist solche, die aus diesen Verbänden später 


austraten. Einige Verbände bilden aber auch Pflegerinnen 
aus, die nicht ganz eintreten, wie z. B. die Johanniterinnen, 
d. s. in Diakonissenhäusern ausgebildete Ersatzschwestern. 
Weil es ferner nicht genug Verbandsschwestern gibt, so 
bemühen sich viele Krankenhäuser, Pflegerinnen zunächst 
zu ihrer eigenen Verwendung heranzuziehen, die selbst- 
verständlich sehr oft dann auch privatim den Beruf aus- 
üben. Andere und zwar namentlich Entbindungsanstalten 
bilden Wochenpflegerinnen heran, welche nicht Hebammen 
sind, deshalb auch Wöchnerinnen nur neben den Aerzten, 
bezw. neben den Hebammen pflegen dürfen und so auf 
die Empfehlung dieser angewiesen bleiben. 

Die Lage der Pflegerinnen lässt in sehr vielen Be- 
ziehungen zu wünschen übrig, und zwar ist da zwischen 
freien und Verbandsangehörigen zu unterscheiden. Unter 
den freien Pflegerinnen gibt es natürlich die mannig- 
fachsten Abstufungen. Einzelne wegen ihrer Fertigkeiten 
und ihres Geschickes wohlbekannte, können recht an- 
sehnliche Einnahmen erzielen, doch hängt das eben ganz 
von ihren Eigenschaften ab, die grosse Masse hat nur 
einen kleinen Theil des Jahres über zu thun, und dazu 
sind die Erwerbsverhältnisse nicht angethan. So darf man 
die grosse Mehrzahl der Pflegerinnen in ihrer sozialen 
Lage auf die Stufe der Wäscherinnen, Putzfrauen und 
Monatsfrauen stellen. Die Thätigkeit als solche findet 
jedenfalls nicht die ihr gebührende Entlohnung, und dafür 
sind wohl in erster Linie die Verbände, namentlich die 
auf kirchlicher Grundlage stehenden verantwortlich zu 
machen. In diesen Verbänden ist die Stellung der 
Schwestern fast durchweg unbefriedigend. Die Schwestern 
werden sehr überanstrengt, und der ihnen zukommende 
Entgelt ist in jeder Beziehung ungenügend. Die Stellung 
der einzelnen Schwester zum Verband ist dahin aufzu- 
fassen, dass er ihr den Lebensunterhalt und die Versor- 
gung für Alter und Krankheit gewährt, wogegen sie ihre 
Arbeitskraft in seinen Dienst stellt. Im_ allgemeinen ist 
das gegenseitige Verhältniss auf Lebenszeit vorausgesetzt. 
Wenn die Verbände ihren Gliedern keine genügenden 
Vergütungen leisten, so beruht das darauf, dass sie sich 
deren Thätigkeit nicht entsprechend bezahlen lassen. Ur- 
sprünglich, d. h. bei den geistlichen Organisationen, war 
die Bezahlung überhaupt durchaus nebensächlich; eine 
Beziehung zwischen den Leistungen’ und dem Lebens- 
unterhalt der Pflegerinnen stellte man geradezu in Ab- 
rede, und im Ganzen ist dieses Verfahren auch heute 
noch in Uebung. Weder barmherzige Schwestern noch 
Diakonissen lassen sich ihre Dienste im Einzelfall be- 
zahlen, sondern überlassen es den Verpflegten, sich durch 
Beisteuern zu den Mutterhäusern erkenntlich zu zeigen. 
Reichen die Einkünfte nicht aus, so bettelt man den 
Rest zusammen. Das Verfahren hat eine gewisse Be- 
rechtigung, es soll die Pflege nicht nach dem Geld ab- 
gestuft werden, das der Kranke bezahlen kann; der Arme 
soll dieselbe Pflege finden wie der Reiche; niemand soll, 
weil er nicht zahlen kann, der Pflege entbehren. Prinzipiell 
liegt die Sache aber ganz anders. Allerdings soll der 
Arme nicht der Pflege ermangeln, weil er arm ist; aber 
das bedingt noch nicht, dass die Pflege nicht entsprechend 
honorirt wird. Es ist nicht Sache der Krankenpflegerinnen- 
verbände, die Kosten der Pflege zu tragen, diese müssten 
vielmehr anderen zur Last fallen. Bei unserer öffentlichen 
Armenpflege ist es selbstverständlich, dass der Arme, der 
Krankenpflege braucht, diese erhält, und zwar auf Kosten 
der Gemeinde. Verfehlt ist es, wenn die Gemeinde sich 
dieser Pflicht entzieht, und die opferfreudige Thätigkeit 
der Krankenpflegerinnen zur Pflege der Armen in An- 


94 


spruch nimmt, denn die Krankenpflegerinnen, mögen sie 
nun Verbänden angehören oder nicht, müssen von diesem 
Berufe leben; oder will man sie im Ernst auf die Erträge 
eines Anrufens der Wohlthätigkeit verweisen, das doch 
auch nichts anders als Bettel ist. Der Beruf als solcher 
wird erniedrigt, wenn er nicht so viel abwirft, dass man 
davon leben kann. Warum soll die Pflegerin, deren Aus- 
bildung viel Zeit erfordert und deren Thätigkeit so 
schwierig ist als irgend eine andere, keinen Anspruch 
darauf haben, damit ıhren Unterhalt zu erwerben. Ver- 
bände wie Einzelpflegerinnen sollten daher ängstlich darauf 
sehen, dass die Krankenpflege nie umsonst geübt wird, 
sondern entweder die Verpflegten oder die fürsorgepflich- 
tigen Armenverbände, event. auch wohlthätige Vereine 
angemessene Vergütung leisten. Jetzt kommt es nur zu 
häufig vor, dass sich Pflegerinnen in ihrem Beruf auf- 
reiben und hinterher der Verband nicht einmal die Mittel 
hat, ihnen einen Erholungsaufenthalt oder Fürsorge in 
Tagen der Gebrechlichkeit zu gewähren. 

Trotz dieses unzureichenden Entgelts sind aber die 
Anforderungen, die an die Pflegerinnen gestellt werden, 
ausserordentlich gross. Bei den freien Krankenpflegerinnen 
hängen sie natürlich davon ab, wie viel Beschäftigung 
sie haben. Die Angehörigen der Korporationen und die 
in Spitälern arbeitenden Pflegerinnen sind aber fortdauernd 
in Anspruch genommen. Da es zu wenig Schwestern gibt, 
sind der einzelnen Pflegerin viel zu viel Kranke aufge- 
bürdet. Das Prinzip der Unentgeltlichkeit der Pflege lässt 
überall an Kosten, insbesondere auch an Arbeitskräften 
sparen. Die Folge davon ist, dass in einer Zeit, wo 
Tausende und Abertausende von Mädchen und Frauen 
erwerbslos sind, den kostbaren Pflegerinnen Arbeiten zur 
Last fallen, welche beliebige Handarbeiterinnen ebenso 
gut leisten könnten, wie z. B. die Besorgung der Wäsche 
oder das Reinigen der Fussböden. Der schlimmste Schaden 
ist jedoch unzweifelhaft die überaus lange Arbeitszeit. 
Während eine Thätigkeit, welche soviel Aufmerksamkeit 
erfordert, wie die Krankenpflege, gewiss nicht länger als 
10 Stunden täglich versehen werden kann, sind sowohl 
in der Privatpflege als in den Krankenhäusern die Pflege- 
rinnen häufig von Morgens 5 oder 6 Uhr bis Abends 
10 Uhr mit einer etwaigen Erholungspause von einer 
Stunde thätig, müssen womöglich bei solcher Anspannung 
noch Nachtwachen übernehmen. So wird an der Gesund- 
heit der Schwestern geradezu Raubbau getrieben, sie er- 
schöpfen sich ausserordentlich bald, viele gehen frühzeitig 
zu Grunde, andere fallen wegen Invalidität den Mutter- 
häusern zur Last. Dass auch die Kranken leiden, wenn 
ihrer zu viele auf eine Pflegerin angewiesen sind oder 
diese von zehnstündiger Arbeitsdauer überanstrengt ist, 
sei nur nebenher erwähnt. 

Schon aus dem bisher Ausgeführten wird es nur zu 
verständlich, wenn der Andrang zu einem so schweren 
und äusserlich so wenig einträglichen Beruf überaus 
schwach ist. Nun aber kommt noch hinzu, dass sowohl 
die katholischen, als die evangelischen Schwesternhäuser 
an das religiöse Verhalten ihrer Angehörigen besondere 
Anforderungen stellen, die nicht gerade viele erfüllen 
können. Verlangt man auf katholischer Seite vielfach 
geradezu ein Gelübde, so herrscht auch in vielen evan- 
gelischen Mutterhäusern ein engherziger Geist, der einen 
Gewissenszwang einschliesst. Da fühlen sich begreiflicher- 
weise nicht viele Mädchen hingezogen. Daher setzt sich 
das Personal all dieser Organisationen wesentlich aus 
Mädchen zusammen, die weder eine sorgfältige Erziehung 
noch eine genügende Bildung mitbringen. Für den Zu- 


gang ist die Einwirkung ausschlaggebend, welche die 
‚Örtsgeistlichen auf das eine oder andere Mädchen aus- 
üben. So fehlt die richtige Mischung unter den Schwestern. 
Gebildete Elemente halten sich fast ganz fern; die vom 
Lande kommenden Mädchen bringen oft nur die schlechteste 
Schulbildung mit und lassen sich nicht zu tüchtigen Pflege- 
rinnen heranbilden; sie kommen nie zur nöthigen Selb- 
ständigkeit und können häufig nur eben die Arbeiten aus- 
führen, die keiner besonderen Vorbildung bedurft hätten. 
Stellt man auch gewisse Anforderungen, so ist man bei 
dem mangelnden Andrang doch sehr oft ausser Stande, 
sie durchzusetzen. 

Wenn wir nun daran gehen Besserungsvorschläge zu 
machen, so ist von vornherein davon abzusehen, die ganze 
Krankenpflegerinnen-Ausbildung nach wie vor bei den 
Organisationen konzentriren zu wollen. Mehr und mehr 
wird auch in der Zukunft die Krankenpflege freier Er- 
werbszweig weiblicher Personen sem, und so handelt es 
sich in erster Linie darum, diesen Personen eine geeig- 
nete Ausbildung zu vermitteln. Besonders lehrreich ist in 
dieser Beziehung das Vorgehen der betheiligten Kreise 
in England, wie es in dieser Zeitschrift II. Halbj. S. 51 
geschildert worden ist. Auch bei uns sollte es möglich 
sein, diese Art Listeneintragung durchzuführen; freilich 


noch besser wäre es, die Ausübung der Krankenpflege. 


einer besonderen Konzessionspflicht zu unterwerfen. Ist 
doch diese bei den Aerzten wie beim niedrigern Sanitäts- 
personal und auch bei den Hebammen durchgeführt, und 
sprechen doch ganz dieselben Gründe für ihre Ausdeh- 
nung auf die Pflegerinnen. Selbst der Festsetzung be- 
stimmter Taxen für einzelne Pflegehandlungen, wie sie 
die Medizinaltaxen für die Aerzte enthalten, wären wir 
nicht abgeneigt. Bei solcher Regelung der Berufs- und 
Erwerbsverhältnisse könnte man auch bestimmte Vorbe- 
dingungen für die Ausbildung verlangen. Es ist neulich 
auf dem Aerztetag in Breslau (vgl. S. 5 dieses Halb- 
jahrs) für Aerzte ein einjähriger Dienst in Krankenhäusern 
verlangt worden, eine Forderung, die unzweifelhaft in 
nicht ferner Zeit durchdringen wird. Ganz in derselben 
Weise wäre von den Krankenpflegerinnen eine Ausbil- 
dungszeit in Spitälern zu fordern, ehe sie ihren Beruf 
ausüben dürfen. Dreijähriger Dienst würde hier wohl auch 
für deutsche Verhältnisse passen, ebenso wie ıhn die eng- 
lische Pflegerinnengenossenschaft als Vorbedingung auf- 
gestellt hat. So vorgebildete Personen könnten dann ganz 
andere Ansprüche auch bezüglich des Entgelts für ihre 
Leistungen erheben, und um sie durchzusetzen, bedürfte 
es nur, dass die Schwesterverbände selbst konsequent 
ihre Kräfte nur gegen ausreichende Bezahlung zur Ver- 
fügung stellten. Auch hätten die Pflegerinnengenossen- 
schaften möglichst auf Innehaltung gewisser Minimalsätze 
zu sehen. 

Der ganze Stand der Pflegerinnen könnte auf diese 
Weise auf ein höheres Niveau gehoben werden, und es 
ist nicht zu bezweifeln, dass ihm dann viel mehr Frauen 
beitreten würden. Ist doch gerade bei den Frauen Mangel 
an Erwerbsstellungen mittlerer Art vorhanden, während 
an Personen, die solche einnehmen wollten, Ueberfluss 
herrscht. Eine derartige Regelung des Pflegerinnenwesens 
würde aber auch den Organisationen sehr zu Gute kommen. 
Freilich würden die freien Pflegerinnen mehr und mehr 
an Zahl zunehmen, wenn sie auch unabhängig von den Orga- 
nisationen einen Ausbildungsgang durchmachen könnten, 
und die Spitäler könnten sich von den Organisationen 
leichter emanzipiren, was gewiss dann geschähe, sobald 
religiöse Unduldsamkeit in ihnen Platz griffe; aber die 
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jetzt vorhandenen Vorzüge der Verbände würden ihnen 
doch nur zum Theil verloren gehen. Allerdings würden 
eine Gewähr für ordentlich überstandene Ausbildungszeit 
nun alle Pflegerinnen bieten können, ganz ebenso wie 
heute der Arzt; aber bei der Pflegerin ist die technische 
Fertigkeit doch nur der eine Faktor für ihre Brauchbar- 
keit, ihre moralischen Eigenschaften fallen ebensosehr 
ins Gewicht. Und darüber wird das einmal errungene 
Zeugniss der Ausbildung keinerlei Aufschluss geben. Die 
Pflegerin bleibt auf Empfehlung angewiesen ; diese Empfeh- 
lung hängt bei der freien Pflegerin vom Zufall ab, bei 
den Schwestern übernimmt sie der Verband. Ferner wird 
die Pflegerin immer auf Sicherung für Krankheit und 
Alter zu sehen haben, was sie zum Anschluss an einen 
Verband treibt. Endlich ist der Beruf der Krankenpflegerin 
so ernst, dass ihn auch fernerhin, wie bisher, wohl mit 
Vorliebe religiös gestimmte Personen ergreifen werden, 
die zum Anschluss an einen Verband neigen. Auf der 
andern Seite gewinnen natürlich die Organisationen eben- 
falls mehr Halt, wenn sie bessere Einkünfte haben, sie 
brauchen nicht mehr mit dem Klingelbeutel von Haus 
zu Haus zu gehen und können namentlich ihren Ange- 
hörigen eine bessere Lebensstellung bieten. Ihre Ueber- 
arbeit fällt weg, sobald der Mangel an Pflegerinnen nach- 
lässt, bessere Arbeitsbedingungen werden ihnen künftig 
mehr Personen zuführen, die jetzt fern bleiben, weil sie 
keine Lust haben, das Martyrium, welches man der heutigen 
Verbandsschwester ganz überflüssiger Weise oft zumuthet, 
auf sich zu nehmen. 

Blickt man weiter, so fehlt es aber nicht bloss an 
berufsmässigen Krankenpflegerinnen, es ist auch zu be- 
dauern, dass die weiblichen Personen überhaupt von 
Pflege der Gesundheit und Wartung von Kranken nicht 
mehr verstehen. Wir wollen gewiss keinen Dilettantismus 
in Krankenpflege gross ziehen, aber einen gewissen Fond 
an hygienischen und medizinischen Kenntnissen, an Fertig- 
keiten in der ganz äussern Wartung von Kranken, sollte 
man unsern Mädchen wohl fürs Leben mitgeben. Es liegt 
auf der Hand, dass unsere Schule, welche regelmässig 
mit dem 14. Lebensjahr abschliesst, hiefür nicht in Be- 
tracht kommt. Aber es wäre wohl zu erwägen, ob man 
die Gesundheitspflege nicht in die Fortbildungsschulen 
für Mädchen, deren Gründung doch nur eine Frage der 
Zeit sein kann, aufnehmen sollte. Man würde auf diese 
Weise die Mädchen ganz allgemein auf ein Thätigkeits- 
feld hinweisen, auf dem sie gelegentlich doch zu handeln 
berufen sind, zugleich ihnen aber auch einen Beruf zeigen, 
der dem weiblichen Naturell in hervorragender Weise 
entspricht, und so würde man gewiss auch von dieser 
Seite her die Neigung, Krankenpflegerin zu werden, be- 
fördern. 


Schulbesuch in London. 


-nd. Als im Jahre 1870 das Forster’sche Schulgesetz in 
England in Kraft trat, welches zum ersten Mal eine politische 
Schulverfassung einführte und den Schulzwang festsetzte, be- 
fand sich das Londoner Schulwesen auf einer ziemlich niedri- 
gen Stufe. In allen bestehenden Elementarschulen war Platz 
für 262000 Kinder vorhanden, während 575 000 im schulpflich- 
tigen Alter (von 5 bis 13 Jahren) standen. Die erste Sorge 
des Londoner Schulamtes musste es daher sein, für ausrei- 
chende Schulen zu sorgen, und es hat das gethan, indem es 
neben den vorhandenen Kirchen- und Privatschulen öffentliche 
Schulen begründete. Während die Privatschulen nur im Anfang 
der 70er Jahre an Umfang zunahmen, haben sie heute einen 
geringeren Schülerbestand als im Jahre 1871 aufzuweisen. Das 
Schulamt hat nicht nur den ganzen Zuwachs an schulpflich- 


tigen Kindern, wie er mit der Vermehrung der Bevölkerung 
verbunden war, an sich gezogen, sondern auch die Thätigkeit 
jener anderer Schulen eingeengt. Während im Jahre 1871 die 
öffentlichen Schulen Platz für 1100 Schüler boten, die anderen 
aber für 261000 Kinder, haben heute jene für 436 000, diese 
nur noch für 256000 Kinder Raum. In der Zwischenzeit hat 
sich die im schulpflichtigen Alter stehende Bevölkerung um 
41 °/o, die Zahl der Schülerplätze um 164 °/o gehoben. Immer- 
hin ist das Bedürfniss nach Schulräumen entfernt noch nicht 
gedeckt. Gesetzlich sollen die Elementarschulen Raum für ?/s 
aller schulpflichtigen Kinder bieten, da man !j/s für solche ab- 
rechnet, welche anderweitig Unterricht erhalten. In der That 
würden schon nach diesem Massstab ziemlich viele Kinder 
von der Schule ausgeschlossen sein, und wenn auch zu berück- 
sichtigen ist, dass immer eine gewisse Anzahl der Kinder am 
Schulbesuche gehindert sein wird, so kommt anderseits in Be- 
tracht, dass überall die Schülerplätze eine gewisse Beweglich- 
keit haben müssen. Die Klassen können nicht alle bis zum 
letzten Platz besetzt werden, wegen der verschiedenen Ver- 
theilung der Kinder nach Altersklassen, Stadtgegenden, Kon- 
fessionen, Nationalitäten etc., ganz abgesehen davon, dass auch 
für manche jenseits des schulpflichtigen Alters stehende, aber 
noch zum Schulbesuch angehaltene Kinder Platz vorhanden 
sein muss. Ist so thatsächlich noch immer ein Mangel an 
Schulräumen vorhanden, so muss es um so mehr auffallen, 
wenn das Londoner Schulamt, wie das seit einigen Jahren der 
Fall ist, die Neubeschaffung solcher verlangsamt. 


Der eigentliche Schulzwang erstreckt sich auf die Zeit 
vom 5. bis 13. Lebensjahr. Zur Durchführung desselben ge- 
stattet das Volksschulgesetz von 1870 den Schulämtern, Vor- 
schriften über den Schulbesuch zu erlassen, von welcher Be- 
fugniss das Londoner Schulamt bereits am 15. November 1871 
Gebrauch gemacht hat. Vor Beginn der Schulpflicht ist den 
Eltern anheimgestellt, ihre Kinder in Anstalten zu schicken, 
die etwa unseren Kleinkinderschulen entsprechen. Die Lon- 
doner öffentlichen Schulen sind regelmässig siebenklassig; jedes 
Kind hat also sieben Jahre die Schule zu besuchen. Einige 
Schulen besitzen nur fünf Klassen und überweisen ihre Kinder 
anderen Anstalten, ganz ähnlich, wie das ja auch bei uns ge- 
schieht. Dispensationen vom Schulbesuch kommen in ziemlich 
weitem Masse vor. Wer die fünf Klassen besucht hatte, konnte 
nach der ursprünglichen Verordnung des Schulamts entlassen 
werden und ausserdem konnten Kinder, die 10 Jahre alt waren, 
dispensirt werden, wenn Gründe der Wohlfahrt oder ein be- 
sonderes Bedürfniss dafür sprachen. Neuerdings (1891) wurden 
diese Dispensationen aber eingeschränkt, indem Absolvirung 
der 7. Klasse bezw. bei besonderer Begründung mindestens 
Absolvirung der 4. Klasse verlangt wurde. 


Recht mangelhaft steht es aber mit dem thatsächlichen 
Schulbesuch. Es gibt in London eine grosse Menge von Kin- 
dern, deren Eltern es geradezu darauf anlegen, sie vom Schul- 
besuch fern zu halten. Sie müssen ihren Eltern auf dem Wege 
des Bettels oder gewerblicher Verwendung Geld zutragen, und 
selbstverständlich sind auch die Ergebnisse, die mit diesen 
Kindern überhaupt zu erzielen sind, sehr gering. Von diesen 
Leistungen aber war bis vor Kurzem der Zuschuss abhängig, 
den die Regierung zu den einzelnen Schulen zahlte. Dieser 
richtete sich nämlich nach der Zahl der Schüler, die das End- 
examen bei der Schulentlassung bestehen. Man rechnet in 
London etwa 40000 Kinder, deren Eltern den Schulbesuch 
zu hintertreiben suchen. Auf der anderen Seite hat das Lon- 
doner Schulamt keine wirksamen Mittel, um den Schulbesuch 
zu erzwingen. Man hat sich bisher damit beholfen, für regel- 
mässigen Schulbesuch Prämien auszustellen und in der That 
wurden in einem Jahr einmal ca. 10000 Medaillen für unaus- 
gesetzten Schulbesuch vertheilt; natürlich hat dieses Mittel 
bei jenen Eltern keinerlei Erfolg gehabt. Zu anderen Mitteln 
zu greifen wäre das Schulamt schon in der Lage, indem es 
eine gerichtliche Bestrafung der Eltern veranlassen kann. Aber 
es scheint, dass die Londoner Schulbehörden bei mangelhaftem 
Schulbesuch hie und da ganz gern ein Auge zudrücken. Jene 
Kinder sind natürlich die unangenehmsten Elemente, sie er- 
schweren die Disziplin und erreicht wird mit ihnen doch nichts. 
Weiter aber ist es ungemein schwer, der Eltern wie der Kinder 
überhaupt habhaft zu werden. Die Londoner unbemittelte Be- 
völkerung ist, wie jede grossstädtische Bevölkerung, in einem 
fortgesetzten Wohnungswechsel begriffen. Innerhalb eines Jahres 
wechselt gelegentlich in einem Quartier fast die Hälfte der 
Familien und insbesondere die kinderreichen Familien die 
Wohnung. Ziehen sie auch gewöhnlich in die Nähe ihrer alten 
Heimstätte, so lassen sie sich doch schwer ermitteln, da es in 
London keinerlei polizeiliche An- und Abmeldung gibt. 
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Versäumt ein Kind widerrechtlich die Schule, so kann 
der Vater oder Vormund bestraft werden, doch darf die Busse 
einschliesslich Prozesskosten nicht mehr als 5 Mark für den 
einzelnen Fall betragen. Arbeitgeber, die ein schulpflichtiges 
Kind beschäftigen, haben eine Strafe von 40 Mark zu gewärtigen. 
Wie gesagt, steht es mit der Durchführung dieser Bestimmungen 
äusserst windig; man findet nur sehr schwer den pflichtigen 
Vater oder Vormund heraus, und hat man ihn, so scheut man 
sich, ihn von den allgemeinen Gerichten wegen seines Ver- 
gehens aburtheilen zu lassen, ganz abgesehen davon, dass das 
gerichtliche Verfahren sehr weitläufig und unbequem ist. Ge- 
wöhnlich ist der Vater auch nicht im Stande, die 5 Mark zu 
zahlen, und zu Gefängniss kann er nicht verurtheilt werden. 
Unter diesen Verhältnissen können wir uns nicht wundern, 
wenn in London nur ca. 80° der schulpflichtigen Jugend 
wirklichen Unterricht geniessen. Es ist aber verständlich, dass 
man bemüht ist, die gesetzlichen Handhaben zur Besserung 
dieses Zustandes zu kräftigen, wofür das Volksschulgesetz vom 
3. September 1892 hoffentlich Sicherheit bietet. 


Verwaltung und Statistik. 


Von Dr. H. Bleicher, Vorsteher des Städtischen Statistischen 
Amtes in Frankfurt a. M. 


(Schluss.) 


Die Erörterungen über den Werth von Spezialer- 


 hebungen, welche wir bei der Verwaltungsstatistik mehr 


in den Vordergrund stellen möchten, bringt uns in 
einen gewissen Gegensatz zu der von Mischler bedingungs- 
los gestellten Forderung nach Organisationen von Ein- 
heitsämtern. Freilich da, wo der territoriale Wirkungs- 
kreis der statistischen Organe beschränkt ist, namentlich 
bei der kommunalen oder provinziellen „ausgelösten“ 
Selbstverwaltungsstatistik, kann einzig und allein die Zen- 
tralisirung des gesammten statistischen Dienstes in Frage 
kommen. Denn nicht nur die Verarbeitung statistischen 
Materials allein, sondern namentlich auch die Art seiner 
Gewinnung erfordert spezielle technische Uebung, welche 
beim Verwaltungsbeamten der einzelnen Ressorts nicht 
vorausgesetzt werden kann. Hier ist vielmehr zu verlangen, 
dass sich der Berufsstatistiker mit Unterstützung des sach- 
kundigen Leiters des betreffenden Verwaltungszweiges das 
nöthige Verständniss für die statistisch zu erfassenden 
Fragen aneigne, um die Erhebungsformulare so einzu- 
richten, dass sie erstens den von der Verwaltung ge- 
wünschten Aufschluss geben, und zweitens für eine zuver- 
lässige statistische Verarbeitung auch wirklich brauchbar 
sind. Unter allen Umständen aber darf die Aufbereitung 
des Materials nicht nebenher durch das mit dem laufen- 
den Verwaltungsdienste betraute Personal erfolgen, son- 
dern hat unter sachgemässer Leitung an einer Zentral- 
stelle zu geschehen. Mit dem Umfange der einzelnen Ver- 
waltungszweige aber wächst auch die Ausdehnung und 
Vielseitigkeit des anfallenden statistischen Materials, und 
wir sind der Meinung, dass bei einer ausgedehnten An- 
wendung der statistischen Methode in dem oben erörter- 
ten Sinne im staatlichen Organismus geradezu jedes ein- 
zelne Ressort (Ministerium) einer solchen statistischen 
Zentralstelle bedarf. Die Ansätze hierzu sind sogar bereits 
in vielen Ländern vorhanden (vergl. verschiedene Spezial- 
ämter für Handelsstatistik, für Sozialstatistik, Landwirth- 
schaft, Heerwesen und Justiz), und wir möchten der grund- 
sätzlichen Durchführung des Systems der Spezialämter 
unbedingt das Wort reden. Denn auch der Dezernent des 
Einheitsamtes muss für die von ihm zu bearbeitende 
Materie Spezialist zu werden bestrebt sein; eine Verselb- 
ständigung und Lostrennung der einzelnen nicht zusammen- 
hängenden Spezialgebiete kann der Vertiefung der Auf- 


gaben nür förderlich sein. Wer die hübschen Ausführungen 
Mischlers über die Bedeutung der Statistik für die Finanz- 
verwaltung liest, wird uns sicher Recht geben. Die jetzt 
bestehenden Zentralämter würden hierdurch nicht im Min- 
desten an Bedeutung verlieren. Sowie sie gegenwärtig 
organisirt sind, verdanken sie in erster Linie ihre Bedeu- 
tung der Pflege der Bevölkerungsstatistik im engeren 
Sinne. Für immer wird dieses Gebiet das vornehmste und 
wichtigste Spezialgebiet bleiben, das auf alle übrigen be- 
fruchtend und bestimmend einwirken muss. Augenblick- 
lich aber sind unsere Zentralen, wohl mit in Folge der 
vielfachen Zuweisung der technischen Aufbereitung aus 
den verschiedensten Ressorts, nicht so recht in der Lage, 
die von ihnen gesammelten werthvollen Queilenmateriale 
für Wissenschaft und Praxis selbst auszunützen, geschweige 
denn neben ihren feststehenden Aufgaben bevölkerungs- 
statistische Spezialprobleme in Angriff zunehmen. Und doch 
bedarf gerade auch die moderne praktische Sozialpolitik, 
die sich mit ihren Forderungen immer breiter macht, 
noch so vielfacher Aufklärung über einzelne Erscheinungen 
des Volkslebens, welche nur mit Hilfe von bevölkerungs- 
statistischen Spezialuntersuchungen erhalten werden kann. 
Die Bevölkerungskunde ist noch vielfacher Bereicherung 
fähig, noch gilt es, in vielen Dingen den Kausalzusammen- 
hang aufzudecken! 

Mischler hebt zutreffend hervor, dass gerade die 
Statistik der Selbstverwaltung durch die innige Verbindung 
der Kommunalstatistik mit der Wissenschaft, dann durch 
die engere Verknüpfung mit den Ursachen, ferner durch 
die Möglichkeit und die Nöthigung der Verwendung der 
verfeinertsten Methoden (besonders geartete Verhältnisse 
der Grossstädte) ein wesentliches Element der methodi- 
schen Fortbildung der Verwaltungsstatistik geworden ist. 
Nun liegt es im Wesen der statistischen Methode, dass 
in ihren Resultaten jede individuelle Eigenart verschwindet 
und durch die genommenen Durchschnittsziffern nivellirt 
wird. Wo die letzteren besonders auffallende Verhältnisse 


zeigen, muss zur Klarstellung des Kausalzusammenhanges 


eine rückläufige Auflösung des Gruppenmaterials — ge- 
wissermassen eine negative statistische Thätigkeit — eintreten. 
Das Zurückgehen auf Einzelheiten bei der Bearbeitung ist 
dabei allerdings für die Lokalstatistik viel leichter möglich, 
wie bei der zentralisirten staatlichen Statistik, sollte aber 
bei letzterer in gleichem Masse geübt werden. Denn die 
richtige Verwerthung einer statistischen Spezialerhebung 
kann zumeist ohne nachfolgende zusätzliche Untersuchungen 
über besonders auffallende Punkte nicht erzielt werden. 
Solche Einzeluntersuchungen dürfen und müssen unter 
Umständen den Umfang besonderer Enqu&ten annehmen. 
Die letzteren sind u. E. viel enger mit dem ganzen Sy- 
steme einer zielbewussten Verwaltungsstatistik verknüpft, 
als gewöhnlich angenommen wird. 

Das Wesen der Enquete gegenüber der statistischen 
Methode im engeren Sinne sieht Mischler in feinsinniger 
Weise hauptsächlich darin, dass bei der ersteren die in- 
dividuelle Eigenart der Einzelerscheinungen als metho- 
discher Faktor aufrecht erhalten bleiben soll. Die Enqu£te 
strebe ein Gesammt-, aber kein Massenurtheil an. Eben 
darum ist sie in dem angedeuteten Sinne — abgesehen 
von den Fällen, wo die Enquäte an Stelle der rein stati- 
stischen Massenerhebung stehen muss, — so recht geeignet, 
die nothwendige Ergänzung der mehr orientirenden Massen- 
aufnahme zu bilden. Wir würden es deshalb für angezeigt 
halten, wenn uns Mischler in der jedenfalls bald nothwendig 
werdenden 2. Auflage seines Buches mit einer ausführ- 
licheren Abhandlung über die verschiedenen bei Enque£ten 
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zulässigen Methoden („Enquete“ und „Monographie“ sind 
gleich kurz behandelt) erfreuen würde. 

Für die Durchführung zusätzlicher Enqu£ten fehlt es 
allerdings noch an einer durchgreifenden Organisation der 
Verwaltungsstatistik nach unten. Auch unser Gewährsmann 
weist bei Entwicklung seines Systems darauf hin, dass der 
statistische lokale Hilfsdienst dauernd in das Behördensystem 
eingefügt werden müsse. Geben wir hier seine Ausführungen 
in Kürze wieder. Für die Provinzen müssten am Sitze der 
Verwaltung eigene Unterorgane der Verwaltungsstatistik als 
Mittelinstanzen geschaffen werden, welchen in erster Linie 
die Aufgabe zufiele, die gesammten statistischen Ange- 
legenheiten der Provinz zu vermitteln, dem Generalamte 
(besser den verschiedenen Spezialämtern) gegenüber Gut- 
achten zu leisten und die niedersten statistischen Organe 
zu überwachen. Die untersten Instanzen aber sollen sich 
an die untersten staatlichen Verwaltungsorgane (Bezirks- 
behörden, grössere Gemeinden) angliedern und bezüglich 
ihrer statistischen Funktionen direkt dem Provinzialamte 
unterstehen. Während sich bei letzteren die Nothwendigkeit 
ergiebt, einen besonderen Referenten der Provinzial- 
regierung unter Beigabe der nöthigen Schreib- und Rechen- 
kräfte mit der Leitung zu betrauen, handelt es sich bei 
den ersten Instanzen (abgesehen von grösseren Gemeinden) 
zumeist nur darum, einzelnen bestimmten Bediensteten der 
sonstigen Verwaltung, welche hierfür geeignet und viel- 
leicht auch vorbereitet erscheinen, die statistischen Funk- 
tionen zu übertragen, wobei diese Beamten insoferne selb- 
ständig auftreten müssten, als eine besondere Verantwort- 
lichkeit, Zeit, Entlohnung hierfür einzuführen wäre. T'hat- 
sächlich sind Ansätze zu solcher Gliederung in einzelnen 
Staaten vorhanden oder vorhanden gewesen; so waren 
auch in Preussen anfangs der 60er Jahre statistische 
Referenten bei den Mittelbehörden eingesetzt, und es gab 
Ende des genannten Dezenniums eine literarische Be- 
wegung zu Gunsten von Provinzialämtern (v. Scheel, 
Böckh). Auf diese früheren Anregungen sind wohl auch 
noch die wenigen statistischen Beschreibungen einzelner 
Regierungsbezirke (u. A. auch eine sehr gute für Wies- 
baden) oder einzelner Kreise, die wir besitzen, zurückzu- 
führen. So lange eine Organisation, wie die erörterte, aber 
nicht besteht, dürfte jedenfalls dem Institute des schon 
von Fallati empfohlenen statistischen Inspektors in erster 
Linie Beachtung zuzuwenden sein. Eine gute Ergänzung 
der unteren Behörde der staatlichen Verwaltungsstatistik 
wäre in den Organen der Selbstverwaltungsstatistik (kom- 
munalständische oder kommunale Bureaus) zu suchen. 
fordert mit Recht eine organische Verknü- 
pfung der letzteren mit der staatlichen Statistik und 
bezeichnet die Herstellung einer solchen geradezu als 
eine Aufgabe der Zukunft, eine Aufgabe, die er sich auch 
bei Einrichtung des landschaftlichen statistischen Bureaus 
der Bukowina zu fördern zum Ziel setzte. Die Selbstver- 
waltungsstatistik solle neben ihren eigenen und nur ihr 
zukommenden Aufgaben in eine Art Hilfsverhältniss zur 
staatlichen Statistik treten. Dies geschehe bis jetzt nur 
sehr unvollkommen und jedenfalls ohne Anerkennung des 


' prinzipiellen Gedankens. Es fragt sich übrigens, ob nicht 


durch Vereinbarungen der Staatsregierung mit den Selbst- 
verwaltungskörpern sich die beiderseitigen und gemein- 
samen Ziele am ehesten dadurch fördern liessen, dass 
beide ein gemeinsames statistisches Organ unterhalten. 
Vielleicht würde dann bei den höheren Kommunalver- 
bänden eine grössere Geneigtheit für die Pflege der ziel- 
bewussten Verwaltungsstatistik entstehen ; gegenwärtig kann 
in dieser Beziehung nur über die Existenz einiger weniger 


kommunalstatistischer Bureaux von Grossstädten berichtet 
werden. Auf die Initiative der letzteren ist es zurück- 
zuführen, wenn für eine grössere Reihe von deutschen 
Städten — sämmtliche mit über 50 000 Einwohnern — 
in’ dem „Statistischen Jahrbuch Deutscher Städte“ ein 
Krystallisationspunkt für statistische Nachrichten aus allen 
Zweigen der Verwaltung geschaffen ist, ein Unternehmen, 
das dem „Oesterreichischen Städtebuch“ nicht dem Systeme, 
aber der prinzipiellen Bedeutung nach, parallel läuft. Eine 
analoge Bewegung scheint sich auf dem speziellen Gebiete 
der Wirthschaftsstatistik vorzubereiten, indem von Seite 
der Handelskammern. neuerdings Schritte zur Beschaffung 
gleichartiger Statistik unternommen werden. Dafür, dass auch 
Verbände, d. ı. freie Vereinigungen grösserer selbständiger 
Verwaltungen mit Erfolg statistische Fragen gemeinsamen 
Interesses in Angriff nehmen können, zeugen insbesondere 
die im Auftrage des Vereins deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen geführten Untersuchungen über die Dienstunfähig- 
keitsverhältnisse des Personals. 

Noch müsste unsere Leser speziell interessiren, wie 
es überhaupt mit der Einordnung der statistischen Thätig- 
keit der Vereine und Privatpersonen in das System der 
Verwaltungsstatistik bestellt ist. Die statistischen Vereine 
waren in Deutschland vielfach die Vorläufer der organi- 
sirten Verwaltungsstatistik, besitzen z. Z. aber nicht mehr 
die Bedeutung wie in anderen Ländern, An Veranlassung 
zur praktischen Mitarbeit aber würde es für diese auch 
heutzutage nicht fehlen. Mischler denkt dabei speziell an 
die Pflege der historischen Statistik, an die Unterstützung 
der Verwaltungsstatistik auf dem Gebiete der sozialen 
und der landwirthschaftlichen Statistik etc. Die verwal- 
tungsstatistische Thätigkeit privater Personen komme z. Z. 
namentlich auf dem Gebiete der internationalen Statistik 
in Betracht; sie bildet aber unter den bestehenden Ver- 
hältnissen auch die einzige Möglichkeit, die Schätze der 
ungezählten Quellenwerke zu heben, eine namentlich für 
staatswissenschaftliche Seminare dankenswerthe Aufgabe. 
Daneben gehört dem Privatstatistiker das ganze Gebiet 
der Monographie, das in engste Verknüpfung mit der 
allgemeinen Statistik gebracht werden muss, weil der 
Einzelfall nicht ohne Rücksicht auf das Ganze betrachtet 
werden darf. 

So umspannen wir schliesslich, von der Verwaltungs- 
statistik ausgehend, das ganze Gebiet der Statistik über- 
haupt, denn es scheint uns vollständig zutreffend zu sein, 
was Mischler zu Eingang seines Vorwortes sagt, dass die 
Statistik heutzutage „unter dem Zeichen der Verwaltung“ 
steht. 


Notizen 


Schulwesen. 


Handarbeitsunterricht in Schleswiger Volks- 
schulen. Die Regierung zu Schleswig beabsichtigt, den 
Handarbeitsunterricht für Mädchen in den Volksschulen, dessen 
soziale Bedeutung für das Familienleben klar zu Tage liegt, 
wesentlich zu vervollkommnen. Dass das Ziel des Handarbeits- 
unterrichts nicht erreicht wird, liegt hauptsächlich an dem 
Mangel an geprüften Lehrerinnen. Die Regierung hat dieser 
Tage die Schulvisitatoren zur Berichterstattung über den Stand 
der Sache in den verschiedenen Kreisen aufgefordert. Alsdann 
wird beabsichtigt, entweder aus jeder Schulinspektion eine 
geeignete Handarbeitslehrerin für einen Unterrichtskursus am 
Lehrerinnenseminar zu Augustenburg auszuwählen oder durch 
Anstellung von Wanderlehrerinnen die Weiterbildung der Hand- 


arbeitslehrerinnen in den einzelnen Schulinspektionen zu er- 
möglichen, 
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Schule des städtischen Obdachs zu ‘Berlin. 
Im Berliner städtischen. Obdach wird für die Kinder der 
dort untergebrachten exmittirten Familien eine Schule unter- 
halten, welche unter Aufsicht der städtischen Schuldeputation 
und unter Leitung eines städtischen Lehrers steht. Im Jahre 
1892/93 gingen durch sie 619 Knaben und 614 Mädchen, im 
Ganzen also 1233 Kinder gegen 1895 im Vorjahre hindurch. 
Hiervon entfielen auf das Sommerhalbjahr 700, auf das Winter- 
halbjahr 533 Köpfe. 

Gewerbliche Nebenbeschäftigung schul- 
pflichtiger Kinder in Stettin. Die Stettiner Schul- 
verwaltung hatte vor einiger Zeit an die Rektoren der städti- 
schen Gemeindeschulen die Frage gerichtet, ob es empfehlens- 
werth sei, über die gewerbliche Nebenbeschäftigung schul- 
pflichtiger Kinder Erhebungen anzustellen. Diese Frage wurde 
bejaht, und darauf fanden Anfang Juni d. J. die gedachten 
Nachforschungen statt. Sie erstreckten sich, den Pomm. Bl. 
zufolge auf 19 Gemeindeschulen mit etwa 11000 Kindern und 
umfassten 1) den Umfang der gewerblichen Nebenbeschäfti- 
gung, 2) das Alter der Kinder, 3) die Tageszeit und die täg- 
liche Dauer der Beschäftigung, 4) die Höhe des Verdienstes 
und die Verwendung des verdienten Geldes, 5) die Art und 
6) den Einfluss der Beschäftigung. Hinsichtlich des Umfangs 
stellte sich heraus, dass von den genannten 11000 Kindern 
547, oder fast 5°/o gewerblich beschäftigt wurden; in einer 
Schule betrug ihre Zahl nahezu 10°). Bei den übrigen ging 
sie abwärts bis auf 1,63 °)o. Von den Schülern der ersten 
Klassen waren 12,13°/o, von denen der zweiten Klassen 6,43 °/o, 
von denen der vierten Klassen 4,61°/o und von denen der 
fünften Klassen 1,58°/o beschäftigt. Dem Alter nach standen 
60 Kinder zwischen 6 und 10 Jahren, 119 zwischen 10 und 12 
Jahren und 352 zwischen 12 und 14 Jahren. Die meisten 
wurden Nachmittags beschäftigt, eine grosse Zahl aber schon am 
frühen Morgen, einige sowohl Morgens als auch Nachmittags 
und nur wenige des Abends. Die tägliche Dauer der Be- 
schäftigung wechselte zwischen weniger als einer Stunde und 
10 Stunden; in 140 Fällen betrug sie z. B. 1—2, in 105 Fällen 
2—3 Stunden. Der monatliche Verdienst stellte sich in 421 
Fällen auf weniger als 10 Mk., in einzelnen Fällen bis auf 
25 Mk. Das Geld wurde meistens zum Unterhalt der Familie 
mitverwendet (in 475 Fällen), nur zuweilen (in 72 Fällen) ge- 
spart. Ueber den Einfluss der Beschäftigung auf die Kinder 
ergaben die Erhebungen auffällig Günstiges. Unter 436 Kin- 
dern, von denen bezügliche Angaben gemacht sind, befinden sich 
241 (55°/o), auf welche die Nebenbeschäftigung keinen nach- 
theiligen Einfluss ausgeübt hat; dagegen wird in den übrigen 
Fällen meistens über Mattigkeit und "Beeinträchtigung des 
häuslichen Fleisses, sowie Unpünktlichkeit im Kommen bezw. 
unregelmässigen Schulbesuch geklagt. Nur in 2 Fällen be- 
fürchtet man einen nachtheiligen Einfluss auf die Gesundheit 
der Kinder und nur bei 3 Kindern wird eine Verschlechterung 
des Betragens hervorgehoben, ; 


Gewerbliche Beschäftigung von Kindern in 
England. Bekanntlich herrscht in England das verwerfliche 
System, dass man von einer strikten Durchführung des Volks- 
schulzwanges zu Gunsten der gewerblichen Beschäftigung von 
Kindern unter gewissen Voraussetzungen absieht. Nach Absol- 
virung bestimmter Klassen kann die ganze oder die halb- 
tägige Befreiung vom Schulbesuch ausgewirkt werden, worauf 
dann solche Kinder zur Arbeit verwendet werden dürfen. Nur 


bestehen für Fabriken, Werkstätten, Bergwerke u. dgl. noch. 


besondere, wenn auch nicht sehr eingreifende Bestimmungen. 
Wie die Augustnummer der Labour Gazette mittheilt, hat sich 
nun das Parlament über die Befreiung vom Schulbesuch, sowie 
über die thatsächlich vorkommende gewerbliche Beschäftigung 
von Schulkindern, sei es ganz-, sei es halbtägige, Bericht er- 
statten lassen. Aus fünf Städten, in welchen der halbtägige 
Schulbesuch sehr stark hervortritt, erhielt der Untersuchungs- 
ausschuss von den Schulämtern besondere Auskünfte über die 
gewerbliche Beschäftigung solcher Kinder, welche die Schule 
nur halbtägig besuchen. Diese fünf Städte waren Oldham, 
Bolton, Blackburn, Bradford und Leicester. Im Ganzen waren 
32518 „half timers“ vorhanden, aber nur 18618 wurden zur 
Zeit der Erhebung gewerblich beschäftigt und zwar 13806 
in Fabriken, 1079 in Werkstätten und 3733 in verschiedenerlei 
anderer Beschäftigung. Von den letzteren kamen 1104 auf 
Bradford und 1064 auf Oldham. Drei Städte (Bradford, Black- 
burn und Leicester) hatten so genaue Angaben geliefert, dass 
sich die Beschäftigungen eingehender untersuchen liessen. In 
jenen drei Städten arbeiteten im Ganzen 8766 Halbtagsschüler 
in Fabriken und davon 8433 in Baumwoll- oder Kammgarn- 
spinnereien. 


Von den übrigen 2247 Halbtagsschülern waren 
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1304 als Dienstboten. 485 als Zeitungsverkäufer und Hausirer, 
274 als Auslaufer und Handlanger, 36 als Milchausträger, 
148 anderweitig beschäftigt. Fast die Hälfte von allen zuletzt 
genannten, nämlich 1083, waren noch nicht 12 Jahre alt. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen.' 


Obligatorische Fortbildungsschulen. In Gera 
beschloss der Gemeinderath am 25. August, ein Ortsstatut auf 
Grund des $ 120 der Reichsgewerbeordnung zu schaffen, 
welches für alle männlichen Personen unter 16 Jahren den 
Zwang zum Besuche der Fortbildungsschule festsetzt, ferner 
für die Schule halbjährigen Kursus, sowie vierstündigen, in 
Wirklichkeit dreistündigen (von 4 Stunden zu je 45 Minuten) 
Unterricht wöchentlich einzuführen. Die Schülerzahl wird auf 
830 bis 840 geschätzt, die Klassenzahl auf 21 zu 40 Schülern, 
der Jahresaufwand auf 5700 Mk. Auch die Stadt Roda in 
S.-Altenburg richtet eine obligatorische Fortbildungsschule 
ein. — In Lübbenau in Brandenburg, woselbst eine obliga- 
torische Fortbildungsschule besteht, haben die Handwerks- 
meister vor Kurzem beschlossen, bei der Behörde deren Auf- 
hebung zu beantragen. Sie behaupten, dass unter den Lehrlingen 
etliche vorhanden seien, die schädigend auf die guten Schüler 
einwirken, so dass auch diese des Segens der Schule verlustig 
gehen. Auch die Haftstrafen für Versäumnisse, so behaupten 
die Meister, seien zum Nachtheil ihrer Lehrlinge, weil sie das 
Ehrgefühl bei diesen untergraben. Es ist kaum anzunehmen, 
dass diese Bestrebungen, deren eigentlicher Grund wohl am 
Tage liegt, bei der Behörde irgend welches Entgegenkommen 
finden. — Endlich hat auch Zwickau den Fortbillungsschul- 
zwang eingeführt und ihm alle gewerblichen Arbeiter unter 
18 Jahren unterworfen. 

Städtischer Koörtbildunesunterriceht aus 
Wohlthätigkeitsmitteln. Wie bereits S. 89, II. Halbj. 
dieser Zeitschrift berichtet worden ist, hatte der Staat den 
Zuschuss zur städtischen Fortbildungsschule in Iserlohn für 
das laufende Jahr um 750 Mk. gekürzt und mit Rücksicht 
hierauf die Stadtverordnetenversammlung am 9. v. M. eine 
entsprechende Einschränkung des Unterrichts vom 1. Oktober 
ab beschlossen. Um diesen Nachtheil von der Schule abzu- 
wenden, hat jetzt ein unbekannter Wohlthäter der Stadt die 
fehlenden 750 Mk. geschenkt, welche das Kollegium in seiner 
Sitzung vom 13. d. M. dankend annahm. In Preussen sind 
also die Verhältnisse glücklich soweit gediehen, dass der 
städtische Fortbildungsunterricht stellenweise mit seinen Kosten 


auf die — Wohlthätigkeit angewiesen ist. 
Armenwesen. 
Nothstandspflege und öffentliche Armen- 


pflege in Hamburg. Selbstverständlich bereitete während 
des durch die Cholera im vergangenen Winter in Hamburg 
hervorgerufenen Nothstandes die Abgrenzung der Nothstands- 
pflege gegen die staatliche Armenpflege und das Verhältniss 
der ersteren zu den privaten Wohlthätigkeitsanstalten nicht 
unerhebliche Schwierigkeit. Der bereits erwähnte Bericht des 
Exekutivausschusses des Nothstandskomittees (II. Halbj. S. 48) 
theilt darüber Nachstehendes mit. Der Ausschuss stand ur- 
sprünglich — und zwar im Einvernehmen mit dem Armen- 
kollegium — auf dem Standpunkt, dass diejenigen, welche 
schon vor Ausbruch der Epidemie ständig aus Mitteln der 
öffentlichen Armenpflege unterstützt wurden, nichts von dem 
Nothstandskomittee erhalten sollten, falls es sich nicht um 
Fälle handelte, wo die Noth direkt durch die Cholera ver- 
grössert war. Da jedoch die Nothstandskomittees in reich- 
licherem Masse unterstützten, als die öffentliche Armenpflege, 
'so empfand man es schwer, dass für die Aermsten unter der 
Bevölkerung weniger geschah, als für die nur vorübergehend 
in Noth Gerathenen. Die Armenverwaltung sah sich daher 
veranlasst, die gewährten Unterstützungen für die Dauer des 
allgemeinen Nothstandes zu erhöhen. In einer Reihe von be- 
sonderen Fällen, in welchen es sich um eine indirekte Cholera- 
noth handelte, wurde ein Zuschuss zum Armengeld, jedoch nur im 
Einvernehmen mit den zuständigen Armenpflegern gewährt. In 
einigen Bezirken waren die Armenpfleger zu den Nothstands- 
komittees herangezogen, was zur Folge hatte, dass sich die 
Schwierigkeiten über die Abgrenzung der Thätigkeit durch gegen- 
seitige Aussprache viel leichter erledigten, als dort, wo Armen- 
pflege und Nothstandspflege völlig unabhängig von einander arbei- 
teten. Besonders schwierig war die Abgrenzung bei der Unter- 
stützung der Arbeitslosen. Der Ausschuss nahm ursprünglich den 
"Standpunkt ein, dass diejenigen, welche durch die allgemeine, mit 
‚der Cholera in keinem nachweisbaren Zusammenhang stehende 
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Arbeitslosigkeit, in Noth gerathen waren, an die öffentliche 
Armenpflege zu verweisen seien, während das Armenkollegium 
den Wunsch hatte, dass alle, welche durch Arbeitslosigkeit 
vorübergehend in Noth gerathen seien, von den Nothstands- 
komittees unterstützt würden. Das Armenkollegium motivirte 
seine Ansicht damit, dass die erste Annahme einer wirklichen 
Armenunterstützung einen moralisch im höchsten Grade de- 
primirenden Eindruck auf die Nothleidenden mache, und dass 
dieselbe mit denı Verluste des politischen Wahlrechts ver- 
bunden sei. Der Ausschuss überzeugte sich bald, dass er sich 
schon aus praktischen Gründen den Wünschen des Armen- 
kollegiums fügen müsse, denn es war thatsächlich unmöglich 
festzustellen; ob die Arbeitslosigkeit auf die Epidemie zurück- 
zuführen sei oder nicht. Um aber durch diese erweiterte Thä- 
tigkeit die Nothstandspflege nicht allzusehr finanziell zu be- 
lasten, musste eine sehr scharfe Kontrole eingeführt und 
namentlich festgestellt werden, ob der Hülfesuchende sich wirk- 
lich ehrlich, aber vergeblich um Arbeit bemüht habe. Viel ein- 
facher als zur öffentlichen Armenpflege gestalteten sich die Be- 
ziehungen des Ausschusses zu den privaten Wohlthätigkeits- 
anstalten. Man ging von dem Grundsatze aus, dass unter allen 
Umständen Doppelunterstützungen vermieden werden müssten, 


‘und lehnte daher alle Gesuche von wohlthätigen Vereinen, 


ihnen Gelder zur Verfügung zu stellen, ab. Eine Ausnahme 
wurde nur bezüglich solcher Vereine gemacht, bei denen ent- 
weder die Möglichkeit einer Doppelunterstützung ausgeschlossen 
war, oder welche in engster Verbindung mit den Bezirks- 
komittees standen. So wurden dem Verein für Speisung von 
Volksschulkindern und einzelnen kirchlichen Gemeindepflegen 
Gelder bewilligt. 


Meich'seleimaikle nsional der2ATmienptle ernn 
Elberfeld. Für die Durchführung des Elberfelder Systems 
in der Armenpflege ist es von erheblicher Bedeutung, dass der 
einzelne Pfleger sein Amt längere Zeit versieht. Erst jahrelange 
Uebung macht ihn vertraut mit seinen Pflichten und insbesondere 
mit dem Charakter seiner Pfleglinge. Es ist nicht überall ge- 
lungen, die freiwilligen Pfleger, wenn ihre dreijährige Amts- 
dauer abgelaufen ist, möglichst zahlreich weiter im Amte zu 
erhalten. Wie sehr aber dieses Bestreben in Elberfeld selbst 
Erfolg hatte, lässt sich aus einer Aufstellung erkennen, die 
wir in dem soeben ausgegebenen Jahresbericht der dortigen 
städtischen Armenverwaltung pro 1891/92 finden. Darnach 
waren im Frühjahr 1892 überhaupt 522 Bürger im Dienste 
der Armenverwaltung thätig, davon 42 schon 20 und mehr 
Jahre (8°/o) weitere 121 zehn und mehr Jahre (23°/o), bei 
164 betrug die Amtsdauer schon fünf Jahre (31°/o), 99 hatten 
schon zwei Jahre hinter sich (19°/o) und nur 96 (19°/o) waren 
in den letzten beiden Jahren eingetreten. 


Wohnungswesen. 


Stadterweiterung und Zonenenteignung. Ueber 
den Inhalt des in No. 35 S. 74 dieses Halbjahrs erwähnten 
Erlasses der preussischen Minister des Innern und der öffent- 
lichen Arbeiten vom 13. August d. J. betr. Aeusserung der 
Regierungspräsidenten zu dem von Oberbürgermeister Adickes 
im Herrenhause eingebrachten Gesetzentwurf erfährt der „Hann. 
C.“ Folgendes. Der Gesetzentwurf gehe — so führen die Mi- 
nister aus — von der Anschauung aus, dass eine allgemeine 
Ermässigung der Wohnungspreise in den Städten, in denen 
das Gesetz zur Anwendung gelangen würde, durch Vermeh- 
rung des Wohnungsangebots werde herbeigeführt werden, in- 
dem letzteres durch Beseitigung gewisser Hindernisse der Be- 
bauung erzeugt werde. Das Mittel dieser Beseitigung solle in 
der Zwangsenteignung bestehen. In den Fällen nämlich, in 
denen die Form und Lage eines Grundstücks oder mehrerer 
in einem Baublocke die zweckmässige Bebauung hindere, könne 
die aus Gewinnsucht entsprungene Weigerung der Besitzer 


| jener Grundstücke, einer die zweckmässige Bebauung ermög- 


lichenden Umlegung zuzustimmen und die Grundstücke anders 
als gegen einen den wirklichen Werth erheblich übersteigen- 
den Preis zu veräussern, eine beträchtliche Erhöhung der Grund- 
stückspreise hervorrufen. Abgesehen hiervon solle in den Fällen, 
wo die Fluchtlinie der neuen Strassen auf die sämmtlichen 
oder die meisten bisherigen Grundstücksgrenzen in spitzen 
oder stumpfen Winkel treffe, oder wo die bisherigen Grund- 
stücksgrenzen gänzlich unregelmässig verliefen, eine Umlegung 
der betreffenden Grundstücke zu rechtwinkeligen, den Anfor- 
derungen der Baupolizeiordnungen und der Gesundheitspolizei 
entsprechenden Bauplätzen ermöglicht werden. Ferner seien 
in dem Gesetzentwurfe die gar nicht seltenen Fälle berück- 
sichtigt, in denen wegen theilweise vorgerückten Anbaues oder 
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aus anderen Gründen eine Umlegung von grösseren Gebiets- 
theilen oder auch nur Baublöcken nicht wohl ausführbar und 
auch im öffentlichen Interesse nicht geboten sei, da es sich 
nur um die Durchlegung einzelner Strassen und die Erschliessung 
der angrenzenden Grundstücke für die Bebauung handele; 
in diesen Fällen solle die Hilfe durch das Mittel der sogenann- 
ten Zonenenteignung gegeben werden. Um die Stellung der 
Staatsregierung zu dem gesetzgeberischen Plane, der in der 
nächsten Landtagssession wieder aufgenommen werden dürfte, 
vorzubereiten, werden die Regierungspräsidenten angewiesen. 
zu prüfen, ob für ihren Geschäftsbezirk ein Bedürfniss zu 
Zwangsumlegungen und Zonenenteignungen anzuerkennen sei, 
und über das Ergebniss dieser Prüfung zu berichten, sowie 
sich über die in dem Gesetzentwurfe hinsichtlich dieser Zwangs- 
mittel enthaltenen Einzelbestimmungen gutachtlich zu äussern. 


PolizeivenrorduumesubrerzdıesBedanttsichrere 
gung von Wohnungen. Für die Kreise Duisburg, 
Essen Stadt und Land, Mülheima. d. Ruhr und Ruhr- 
ort hat die königliche Regierung zu Düsseldorf am 31. Mai 
d. J. eine Polizeiverordnung erlassen, die wir nachstehend 
mittheilen: $ 1. Niemand darf ohne vorherige Genehmigung 
der Ortspolizeibehörde in Wohnungen, welche sich in von zwei 
oder mehr Familien bewohnten oder zum Bewohnen durch 
zwei oder mehr Familien bestimmten Häusern befinden, selbst 
als Eigenthümer oder Besitzer einziehen oder eine Familie zur 
Miethe oder Attermiethe aufnehmen, sobald diese Wohnungen 
polizeilich als zum Bewohnen ungeeignet ($ 2) oder als über- 
füllt ($ 3) bezeichnet worden sind. $ 2. Als zum Bewohnen 
ungeeignet können von der Ortspolizeibehörde diejenigen Woh- 
nungen bezeichnet werden, welche nachstehenden Anforde- 
rungen nicht entsprechen: I. Alle Schlafräume müssen mit 
einer Thüre verschliessbar und mindestens mit einem unmittel- 
bar ins Freie führenden aufschliessbaren Fenster versehen sein, 
dessen Grösse nicht geringer als der 12. Theil der Fussboden- 
fläche sein darf. In den bei Erlass dieser Verordnung bestehen- 
den Wohnungen sollen ausnahmsweise Fenster genügen, welche 
nur die Grösse von wenigstens dem 15. Theil der Fussboden- 
fläche erreichen. II. Speicherräume sind nur als Schlafräume 
zulässig, wenn sie vollständig verputzte oder mit Holz ver- 
kleidete Wände haben. Bei Speicherräumen mit abgeschrägten 
Decken kann die Ortsbehörde das Mindestmass der Fenster- 
fläche dem durch die Abschrägung der Decke verringerten 
Luftraum entsprechend bis auf !/so der Fussbodenfläche herab- 
setzen. III. Der Fussboden der Schlafräume muss durch gute 
und dauerhafte Holzdielung oder anderweite zweckmässige 
Vorrichtung (Estrich, Plattenbelag u. s. w.) vom Erdboden ge- 
trennt sein. IV. Die Schlafräume dürfen nicht mit Abtritten 
in offener Verbindung stehen. V. Bei jedem Hause muss min- 
destens ein direkt zugänglicher, verschliessbarer, allen Be- 
wohnern des Hauses zur Benutzung freistehender Abort vor- 
handen sein. VI. Eine genügende Versorgung der Bewohner 
mit gesundem Wasser muss vorgesehen sein. $ 3, Als über- 
füllt Können von der Ortspolizeibehörde diejenigen Wohnungen 
bezeichnet werden, welche nachstehenden Anforderungen nicht 
entsprechen: I. Die Schlafräume einer jeden Wohnung müssen 
für jede zur Haushaltung gehörige, über 10 Jahre alte Person 
mindestens 10 kbm Luftraum, für jedes Kind unter 10 Jahren 
mindestens 5 kbm Luftraum enthalten. Kinder, welche das 
erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bleiben ausser 
Betracht. II. Die Schlafräume müssen derart beschaffen sein, 
dass die ledigen über 14 Jahre alten Personen nach dem Ge- 
schlechte getrennt in besonderen Räumen oder Abschlägen 
schlafen können, und dass jedes Ehepaar für sich und seine 
noch nicht l4jährigen Kinder einen besonderen Schlafraum 
oder doch einen besonderen Abschlag im Schlafraum besitzt. 
$ 4. Abweichungen von den vorstehend in den 88 2 und 3 
aufgestellten Anforderungen kann die Ortspolizeibehörde in 
besonders gearteten Fällen gestatten. & 5. Jede Zuwiderhand- 
lung gegen diese Verordnung wird mit Geldstrafe bis zu 30 
Mark, im Unvermögensfalle ‚mit verhältnissmässiger Haft be- 
straft. $ 6. Diese Verordnung tritt für diejenigen Wohnungen, 
welche nach Veröffentlichung der Verordnung zum ersten Mal 
bezogen werden, am 1. November 1893, für alle übrigen Woh- 
nungen am 1.November 1894 in Kraft. — Gegenüber den bis- 
herigen Polizeiverordnungen ist in dieser das Neue enthalten, 
dass sie sich nicht bloss auf Schlafstellen bezieht, sondern alle 
Wohnungen umfasst mit alleiniger Ausnahme der Wohnungen 
in Einzelhäusern. Hier bietet nur das hessische Gesetz über 
die Benutzung von Miethwohnungen und Schlafstellen eine 
Parallele, das sich aber auf Wohnungen mit vier und weniger 
Räumen beschränkt. Bedenklich ist, dass in der Verordnung 
der Düsseldorfer Regierung der Ortspolizeibehörde nur die 


Befugniss gegeben ist, gewisse Wohnungen als ungeeignet oder 
überfüllt zu bezeichnen, dass es ihr aber überlassen ist, inwieweit 
sie davon Gebrauch machen will. Es ist zu befürchten, dass 
nicht bloss in Dörfern und Vororten, sondern auch in der 
oder jener Stadt die Polizei sich nur wenig Mühe in der Be- 
aufsichtigung geben wird. Jedenfalls kommt alles darauf an, 
dass diese Ortspolizeibehörden die Bestimmungen allgemein 
und energisch durchführen. 


Rücknahme von Baubeschränkungen in Magde- 
burg. Ein sehr auffallender Vorgang spielt sich zur Zeit in 
Magdeburg ab. Dort hatte sich die Stadt bei Gelegenheit der 
Stadterweiterung dem Militärfiskus gegenüber verpflichtet, in 
einer gewissen Strasse den Käufern der von ihr übernommenen 
Parzellen aufzuerlegen, dass sie 6 Meter breite Vorgärten an- 
legten und sämmtliche Gebäude nur mit Erdgeschoss und zwei 
bewohnbaren Stockwerken auflührten. Jetzt wird aber ein 
Grundstücksbesitzer nach dem andern von dieser Auflage ent- 
bunden, und zwar lässt sich der Magistrat der Stadt für jeden 
einzelnen Fall eine Entschädigung von 2400 Mk. bezahlen, wie 
aus der Stadtverordneten-Sitzung vom 7. d. M. bekannt wird. 
Die Besitzer erhalten so nachträglich die Befugniss, die auf 
ihren Grundstücken vorhandenen Souterrainräume im Sinne 
der Baupolizeiordnung bewohnbar herzustellen, also Keller- 
wohnungen einzurichten. Während das gänzliche Verbot aller 
Kellerwohnungen doch wohl nur eine Frage der Zeit sein 
kann, schafft man sich also in Magdeburg noch künstliche 
Schwierigkeiten, die seinerzeit der Durchführung dieses Ver- 
botes entgegenstehen werden. 


Erbauung billiger 'Wohnungen durch7die 
Stadt Wien. Gemeinderath Dr. Friedjung und Genossen 
haben beim Wiener Gemeinderath folgenden Antrag ein- 
gebracht: „Die traurigen Wohnungsverhältnisse der ärmeren 
Volksklassen in Wien, die Thatsache insbesondere, dass 
nach den Ermittlungen des statistischen Departements der 
Gemeinde 90000 Menschen in überfüllten Räumen leben, 
die Gefahr, welche daraus für die Gesundheit aller Bewohner 
der Stadt erwächst, legen dem Gemeinderathe die Pflicht auf, 
eine Reform solcher Zustände anzubahnen. Nun ist durch die 
Uebernahme der Linienwallgründe, welche in diesen Tagen der 
Gemeinde Wien übergeben werden, der Gemeinde Wien ein 
Besitz zugegangen, dessen zu erwartender Erlös keine regel- 
mässige Budgeteinnahme ist und der daher auch nicht zur 
Bestimmung laufender Ausgaben verwendet werden sollte. Es 
wäre vielmehr würdig, die aus dieser Quelle einfliessenden 
Gelder zu einem Akte Öffentlicher Wohlfahrt zu verwenden, 
auf dass der historische Moment der Vereinigung der Vororte 
mit Wien durch eine wahrhaft gemeinnützige Stiftung im Ge- 
dächtnisse kommender Zeiten festgehalten werde. Das empfiehlt 
sich umsomehr, da der anlässlich der ersten Stadterweiterung 
gesammelte gewaltige Fonds in einer, wenn auch grossherzigen, 
aber doch einseitigen Weise ausschliesslich zu Werken der 
Kunst und zur Befriedigung politischer Bedürfnisse verwendet 
wurde. Es ist versäumt worden, einen entsprechenden Theil 
dieses nach der niedrigsten Schätzung 60 Millionen Gulden 


: betragenden öffentlichen Gutes zur Hebung der Lage der ar- 


beitenden und darbenden Schichten des Volkes zu verwenden, 
Somit beantragen die Gefertigten: „Der Gemeinderath wolle 
beschliessen: 1. Es werde aus dem Erlöse der zu verkaufen- 
den Linienwallgründe oder mindestens aus der Hälfte der ein- 
fliessenden Gelder ein besonders zu verwaltender Fonds gebildet; 
2. dieses Kapital ist in der Art zu verwenden, dass aus dem- 
selben an der Peripherie der Grossgemeinde Häuser mit kleinen, 
billigen Wohnungen, insbesondere auch Arbeiterwohnungen, 
zu bauen sind, welche die in dem Gesetze vom 9. Februar 1892 
gewährte erweiterte Steuerfreiheit geniessen; die Zinsen dieser 
Wohnungen sind in solcher Höhe zu bemessen, dass das an- 
gelegte Kapital sich mit 21/2 °/o verzinst; 3. die Wohnungen 
sind in erster Linie an solche Beamte der untersten Rangstufen 
wie an jene Arbeiter zu vermiethen, welche im Dienste der 
Gemeinde Wien stehen; nach Massgabe der vorhandenen Mittel 
soll der Kreis der Miether entsprechend ausgedehnt werden; 
4. die Interessen des Kapitals sind zum Baue neuer Häuser 
desselben Zweckes zu verwenden; 5. nach Annahme dieser 
Anträge wäre der Stadterweiterungsfonds einzuladen, dem Bei- 
spiele der Stadt Wien durch ein Werk gleicher Art zu folgen.“ 


Gewerbewesen. 


Städtisches Arbeitsamt für Mainz. Von Seiten 
der Mainzer Gewerkschaften war an die städtische Verwaltung 
eine Eingabe gerichtet worden mit dem Ersuchen, ein allge- 
meines Arbeitsnachweisebüreau zu errichten oder die Errich- 
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tung eines solchen durch städtische Mittel zu unterstützen. In 
einer Versammlung des Vereins selbständiger Gewerbetreibender 
wurde beschlossen, die Bürgermeisterei in einer Eingabe zu 
ersuchen, die Errichtung eines Arbeitsnachweisebüreaus nur 
dann zu unterstützen, wenn dessen Verwaltung gleichzeitig 
den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern unterstellt werde. 


Arbeitsnachweis in Koblenz. Unter dem Namen 
„Arbeitsnachweis“ hat sich nunmehr auch in Koblenz aus Mit- 
gliedern und Freunden des Handwerker- und Gewerbestandes 
eine Gesellschaft gebildet zu dem Zweck, Handwerkern, Ge- 
hülfen und Arbeitern aller Klassen Stellung und Arbeit nach- 
zuweisen. Zu diesem Zweck liegt in dem Vereinshause, Ge- 
richtsstrasse 6, bei dem Hausmeister ein Buch auf, in welches 
Handwerker und Gewerbetreibende ihre Namen eintragen 
können, mit Angabe der Anforderungen, welche an die ge- 
suchten Gehülfen gestellt werden. Ebenso liegt dort ein Buch 
für die Gesellen und Gehülfen auf. Der Arbeitgeber zahlt bei 
Eintragung für jeden gesuchten Gesellen, Gehülfen oder Ar- 
beiter eine Gebühr von 10 Pfg. Für jede durch den Arbeits- 
nachweis vermittelte Arbeit entrichtet der Arbeitnehmer vor 
Eintritt in die Arbeit gleichfalls eine Gebühr von 10 Pf. Der 
Gesellschaft gehören u. A. mehrere Geistliche an. 

Arbeitsnachweis in Melbourne. Das staatliche 
Arbeistnachweisbureau in Melbourne ist, wie die offizielle eng- 
lische „Labour Gazette“ mittheilt, geschlossen worden, weil 
es, wie die Begründung lautet, Schaden stifte, indem es Leute 
vom Lande in die Stadt ziehe, was bei den überaus traurigen 
Verhältnissen im Gewerbe besonders ungünstig wirke. 


Brodtaxen. Im Oktober v. J. trat in Königsberg 
für die Bäcker und Verkäufer von Backwaaren eine Polizei- 
Verordnung in Kraft, nach welcher dieselben den Preis und 
das Gewicht der zum Verkauf gestellten Backwaaren auf einem 
von der Strasse aus erkenntlichen Verzeichniss aufzuführen 
und eine Waage im Laden zur etwaigen Kontrole des Gewichts 
bereit zu halten hatten. Das Verzeichniss war alle 14 Tage 
zu erneuern und der Polizeiverwaltung vorzulegen. Die Bäcker 
einigten sich dahin, die Backwaaren durchweg gleich schwer 
zu bezeichnen, mit einem Gewicht, das als die niedrigste 
Grenze der Leistungen angesehen wurde, während in Wirklich- 
keit ohne Rücksicht auf das Verzeichniss das Brod doch be- 
liebig schwer gebacken wurde. Da die betreffende Verord- 
nung durch diese Auffassung bezw. Auslegung ganz nutzlos 
geworden war und das Ober-Verwaltungsgericht ja auch auf 
die Unzulässigkeit solcher Verordnungen erkannt, hat die hie- 
sige Polizeiverwaltung nach einer kürzlichen Bekanntmachung 
die in Rede stehende Verordnung aufgehoben. Dagegen sind 
die Beschwerden der Bäcker gegen die Verfügungen der Poli- 
zeiverwaltung von Oppeln durch Verfügung des Regierungs- 
präsidenten von Bitter vom 6. d. M. als unbegründet zurück- 
gewiesen worden. „Es kann und mag dahingestellt bleiben“, 
so heisst es in dem Bescheid, „ob für ein Gemeinwesen mit den 
einfachen Verkehrsverhältnissen und von dem Umfange der 
Stadt Oppeln überhaupt ein Bedürfniss vorlag, der Vorschrift 
des $ 73 der Reichs-Gewerbeordnung entsprechend die Bäcker 
zur Veröffentlichung von Taxen durch den Erlass einer ent- 
sprechenden Polizeiverordnung anzuhalten. Nachdem aber die 
Polizeiverwaltung einmal von dieser Befugniss durch den Erlass 
der Polizeiverordnung vom 25. Oktober 1892 und zwar in einer 
formell unanfechtbaren Weise Gebrauch gemacht hatte, war die- 
selbe auch berechtigt in der Weise wie geschehen vorzugehen. 
Es wird durchaus nicht verkannt, dass die im $73 der Gewerbe- 
ordnung vorgesehenen Bäckertaxen, wie es auch die Motive 
des Gesetzes hervorheben, lediglich den Charakter von Selbst- 
taxen an sich tragen, d. h., dass den betreffenden (sewerbe- 
treibenden die Preise ihrer Waaren nicht vorgeschrieben, die 
Verkäufer von Backwaaren vielmehr nur angehalten werden 
können, die Preise, welche sie selbst festsetzen, zur Kenntniss 
des Publikums zu bringen. So frei die Bäcker aber auch in 
dieser Selbstbestimmung sind und so wenig die Polizeibehörde 
ihnen einen bestimmten Preis vorschreiben kann, so sind sie, 
wenn anders die Bestimmung der 88 73 und 74 des genannten 
Gesetzes noch irgend einen Werth haben soll, jedoch anderer- 
seits verpflichtet, nur solche Gewichte und Preise in ihren 
Taxen anzugeben, zu denen sie von vornherein ernstlich ge- 
willt sind, zu verkaufen. Der Sinn und die Bedeutung der 
Vorschriften in den $$ 73 und 74 geht hauptsächlich dahin, 
das Publikum vor Uebervortheilungen zu schützen, die Konsu- 
menten durch Veröffentlichung der Selbsttaxen in den Stand 
zu setzen, ihre Bedürfnisse in der für sie vortheilhaftesten 
Weise zu befriedigen. Nebenher hat man, wie die Motive es 
andeuten, auch daran gedacht, namentlich in Theuerungszeiten 
durch die freie offene Konkurrenz eine gewisse Preisregulirung, 


eine Limitirung der Preise nach oben hin herbeizuführen. 
Diese Zwecke und die wohlthätige Absicht des Gesetzes werden 
aber illusorisch gemacht, wenn, wie im vorliegenden Falle ge- 
schehen, die Bäcker eines Ortes sich durch Versammlungsbe- 
schluss vereinen und verabreden, so hohe und dabei allseits 
übereinstimmende Taxen bezw. Preise zu veröffentlichen, dass 
dem Publikum die Möglichkeit entzogen wird, sich ein Bild 
darüber zu machen, bei welchem Bäcker es am billigsten kauft. 
Jeder Konsument weiss zwar nach solchen Taxen, dass jeder 
dieser Bäcker mehr an Gewicht verkaufen will und wird, als 
er angiebt — denn die ausgehängten Taxen würden, wenn sie 
ernst genommen würden, bei den enormen Abweichungen von 
den, den derzeitigen Getreidepreisen entsprechenden Preisen 
(etwa 50—270 °/vu) keinen einzigen Käufer veranlassen können, 
bei einem solchen Bäcker zu kaufen — aber wieviel mehr 
verkauft wird, das weiss das Publikum nicht, und hierin liegt 
der Verstoss gegen das Prinzip des $ 73 a.a. OÖ. Gewiss sind 
die Bäcker nicht in der Lage nach dem Gewicht des Teiges 
das Gewicht der ausgebackenen Waare genau vorher zu be- 
stimmen, um so stets ein ihrer Taxe entsprechendes Gewicht 
herzustellen. Es wird daher auch nachgesehen werden müssen, 
wenn die Gewichtsangaben der Taxen von den Gewichts- 
grössen der feilgebotenen Waaren um etwas differiren. Wenn 
aber diese Unterschiede so grosse sind, dass bei Zugrunde- 
legung gleicher Preise das Gewicht der feilgebotenen Waare 
jenes der Taxe, wie die amtlichen Revisionen im vorliegenden 
Falle ergeben haben, um 42—270°/o übersteigt, dann ist die 
Taxe auch das nicht mehr, was sie sein soll, nämlich eine 
Selbsttaxe, dann liegt eben der Begriff der Scheintaxe vor. 
Die Polizeiverwaltung befand sich daher auch im Recht, wenn 
sie die Aufforderung ergehen liess, an Stelle dieser werthlosen 
Taxen solche Taxen einzureichen, deren Gewichts- bezw. Preis- 
angabe wenigstens einigermassen und annähernd denen der 
feilgebotenen Brodwaaren entsprechen. Unerheblich ist dabei 
die Thatsache, dass die Bäcker für denselben Monat bereits 
eine Taxe rechtzeitig eingereicht hatten und dass diese Taxe 
auch polizeilicherseits gestempelt worden ist, da es nach fest- 
stehendem Verwaltungsgrundsatze der Polizeibehörde unbe- 
nommen ist, jederzeit gegen polizeiwidrige Zustände einzu- 
schreiten, selbst wenn sie dieselben vorher, wie im vorliegen- 
den Falle durch die Abstempelung, gewissermassen geduldet 
und sanktionirt hat. Die Polizeiverwaltung war aber um so 
mehr berechtigt, eine anderweitige Taxe an Stelle der einge- 
reichten nachzuforden, als sie durch eine kurz zuvor erfolgte 
Revision sich erst überzeugt hatte, dass die erstere eine Schein- 
taxe war. Der Einwand endlich, dass die Polizeiverwaltung 
gegen den Grundsatz ne bis in idem und gegen den auch von 
dem königl. Oberverwaltungsgericht anerkannten Grundsatz 
verstossen hatte, dass eine Handlung, welche bereits durch ein 
allgemeines Strafgesetz unter Strafe gestellt sei, nicht noch 
durch Androhung einer Geldstrafe erzwungen werden könne, 
ist ebenfalls hinfällig, da die Nichteinreichung einer von der 
Ortspolizei geforderten Taxe weder in der Gewerbeordnung 
noch, wie die Beschwerdeschrift irrthümlich annimmt, im S 6 
der Polizeiverordnung vom 25. Oktober 1892 unter Strafe ge- 
stellt ist; denn letztere Bestimmung besagt nur, dass die Vor- 
legung einer Taxe event. im Zwangswege des $ 132 2b des 
Landesverwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883 durchgesetzt 
werden würde. Dieser Paragraph stellt aber keine allgemeine 
Strafvorschrift dar.“ 


Städtische Elektrizitätswerke und Reichs- 
postverwaltung. In der letzten Sitzung des Bezirksaus- 
schusses zu Wiesbaden wurde über die Klagen der Komman- 
ditgesellschaft W. Lahmeyer zu Frankfurt a. M. und des Stadt- 
raths zu Bockenheim gegen den Königl. Polizei-Präsidenten 
und die beigeladene Kaiserl. Ober-Postdirektion in Frankfurt 
a.M. wegen Aufhebung einer polizeilichen Verfügung verhan- 
delt. Der Streitfall dürfte wegen seiner grundsätzlichen Trag- 
weite alle Städteverwaltungen interessiren. Die klägerische Ge- 
sellschaft hat in Bockenheim eine elektrische Zentrale errich- 
tet, welche Strassen, Fabriken, Geschäftslokale etc. mit elek- 
trischer Beleuchtung versieht. Der Kg]. Polizei-Präsident von 
Frankfurt a. M. hat im Einverständniss mit der Kaiserl. Ober- 
Postdirektion für die Anlage dieser Zentrale der Gesellschaft 
Lahmeyer ganz besondere Bedingungen vorgeschrieben. Gegen 
die diesbezügliche Verfügung des Polizei-Präsidenten vom 28. 
März d. J. hat die Gesellschaft sowohl wie der Stadtrath von 
Bockenheim Klage erhoben mit dem Antrage auf Aufhebung. 
Sie gründet die Anfechtung darauf, dass der Polizeipräsident 
zum Erlass der angefochtenen Verfügungen an sich nicht 
berechtigt sei. Das Werk bedürfe keiner besonderen Geneh- 
migung, denn solche Anlagen seien in dem $ 16 der Reichs- 
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Gewerbeordnung nicht erwähnt. Eine Gefährdung des öffent- 
lichen Verkehrs sei nicht vorhanden, so dass auch aus solchen 
Erwägungen der Polizei eine Veranlassung zum Einschreiten 
nicht gegeben wäre. Die Stadtgemeinde Bockenheim habe das 
Projekt (lurch Sachverständige auf dessen Sicherheit für den 
öffentlichen Verkehr prüfen lassen und dann erst den Vertrag 
mit der Gesellschaft abgeschlossen. Die Polizei habe die Ver- 
fügung nur auf Veranlassung der Oberpostdirektion erlassen. 
Dieser stehe aber ein Recht auf diese Einmischung nicht zu, 
umsoweniger, als eine Schädigung der Reichstelegraphenleitun- 
gen ausgeschlossen, auch der erforderliche Schutz durch das 
Gesetz über das Telegraphenwesen bereits gegeben sei. Der 
$ 8 der Genehmigung gebe der Polizei unzulässigerweise das 
Recht in die Hand, den Betrieb zu untersagen, oder doch in 
Frage zu stellen. Der $ 14 bemesse die Genehmigung auf 10 
Jahre, dies sei eine unzulässige Fristbestimmung. Eine Ver- 
fügung, welche den ganzen Betrieb untersage, könne nicht 
von dem Polizeipräsidenten, sondern nur von einer höheren 
Verwaltungsbehörde unter näher bestimmten gesetzlichen Vor- 
aussetzungen getroffen werden.. Der Polizeipräsident hat da- 
gegen eingewendet, dass er von dem Regierungspräsidenten 
angewiesen wäre, die Konzession zu starken Stromleitungen 
nur mit Zustimmung der Oberpostdirektion zu ertheilen. Die 
Klägerin bemerkte dazu, dass die Verfügung nur den Zweck 
habe, die Oberpostdirektion zu hören, damit starke Strom- 
leitungen so weit von den Reichstelegraphenleitungen entfernt 
sind, damit ein Ueberspringen des Stromes ausgeschlossen sei. 
Der Stadtrath von Bockenheim steht auf dem Standpunkt, dass 
die Gemeinde geschädigt werde, wenn die Konzession nur auf 
10 Jahre ertheilt würde. Der Bürgermeister glaubt ebenfalls, 
dass das Telegraphengesetz der Post den nöthigen Schutz ge- 
währe und darüber hinaus Verpflichtungen nicht auferlegt werden 
dürften. Der Vertreter des Polizeipräsidenten führt insbesondere 
aus, dass er, entgegen den aufgestellten Behauptungen der An- 
sicht wäre, dass sehr wohl einzelne Paragraphen einer Verfügung 
durch Urtheil aufgehoben werden könnten. Zugegeben werde, 
dass die Anlage nicht konzessionspflichtig wäre nach Massgabe 
der Gewerbeordnung, aber die polizeiliche Genehmigung er- 
scheine erforderlich, weil öffentliche Strassen durch die An- 
lage benutzt würden, die Polizei nicht nur zum Bau, sondern 
auch zum Betrieb daher die Genehmigung zu ertheilen und 
damit das Recht zu prüfen habe, welche Vorsichtsmassregeln 
zur Abwehr von Gefahr zu treffen seien. Unzweifelhaft müss- 
ten Störungen der öffentlichen Ruhe und Ordnung befürchtet 
werden, wenn der Betrieb durch mangelhafte Anlage oder 
schlechtes Material plötzlich unterbrochen würde. Den Stadt- 
rath von Bockenheim halte er nicht zur Klage legitimirt, weil 
keine Rechte desselben verletzt seien. Das Gutachten sei we- 
niger technisch als juristisch, als Sachverständigen-Gutachten 
könne es nicht bezeichnet werden. Der Vertreter der Ober- 
postdirektion führte näher aus, dass für die Pos. 1-9 Ge- 
nehmigung nothwendig sei, um Gefahren von dem Betrieb der 


Anlagen der Post- und Telegraphen-Verwaltung und den dabei | 


beschäftigten Personen abzuwenden. Der Bezirksausschuss er- 
kannte auf Aufhebung der angefochtenen polizeilichen Verfü- 
gung unter Verurtheilung der Beklagten in die Kosten und ging 
davon aus, dass die Verfügung nur auf die allgemeinen der 
Polizei zustehenden Befugnisse gegründet werden könne. Ein- 
zelnen Bestimmungen fehle aber diese Voraussetzung. Es hätte 
jedoch auf Aufhebung der Verfügung überhaupt erkannt werden 
müssen, weil der Verwaltungsrichter eine Modifikation nicht 
eintreten lassen könne. Den Stadtrath von Bockenheim hat 
der Bezirksausschuss für legitimirt erachtet, weil bedeutende 
Vermögensrechte der Stadt durch die Verfügung in Frage ge- 
stellt würden. 


Eingegangene Schriften. 


II. Bücher und Broschüren. 


Leipart, Th. Zur Lage der deutschen Drechslerarbeiter. Ein 
Beitrag zur deutschen Arbeiterstatistik. Nach statistischen 
Erhebungen aus dem Jahre 1892 im Auftrage des Zentral- 
vorstandes der Vereinigung der Drechsler und Berufs- 
genossen Deutschlands zusammengestellt und bearbeitet. 
Hamburg 1893. Verlag von Th. Leipart. „Fachzeitung für 
Drechsler“. 32 Seiten. 

Lichtenstadt, Johann. Bausteine zur Reform der Armen- 
pflege in Wien. Vortrag, gehalten im nichtpolitischen Verein 
„Humanitas.“ Wien 1893. Selbstverlag des Verfassers. 
18 Seiten. 


Mau, K. Die Gesellschaft freiwilliger Armenfreunde in Kiel 
von 1793 bis 1893. Festschrift zur Feier des hundertjäh- 
rigen Bestehens der Gesellschaft. Erster Band, Geschichte 
der Gesellschaft; zweiter Band, Aktenstücke zur Geschichte 
der Gesellschaft. Kiel 1893. Kommissionsverlag von H. 
Eckardt. 236 und 347 Seiten. 

Mey, Oscar, Dr. phil. Die Schulen und der organische Bau 
der Volksschule in Frankreich mit Berücksichtigung der 
neuesten Reformen. Berlin 1893. Verlag des Bibliogra- 
phischen Bureaus. IV u. 226 Seiten. 

Mulder, Dr. jur. H. J. A. Archives internationales d’ad- 
ministration compar£e. No. 1. 

Bericht des Executiv-Ausschusses des Nothstands-Co- 
mites über seine Thätigkeit zur Bekämpfung des durch 
die Cholera vom Herbst 1892 hervorgerufenen Nothstandes. 
Hamburg 1893. 47 Seiten. 

Ofner,,Dr. Julius. Das Erfurter Programm. Wien 1893. Al- 
fred Hölder. 33 Seiten. 

Pfafferoth, C. Belehrung über den Wucher. Ein Schutz 
gegen Schädigung mit Fingerzeigen für Jedermann. Nach 
dem neuen Wuchergesetz bearbeitet. Berlin 1893. J. J. Heines 
Verlag. 38 Seiten. 

Quarck, Dr. Max. Die Arbeiterverhältnisse im Handelsge- 
werbe. Ergebnisse der Reichsenquete vom September und 
Oktober 1892. Frankfurt a. M. 1893. Druck und Verlag von 
Mahlau und Waldschmidt. 32 Seiten. 

Fünfundsechzigster Jahresbericht der Rheinisch -Westfälischen 
Gefängnissgeseilschaft über das Vereinsjahr 1891/92, im 
Auftrage des Ausschusses zusammengestellt von Pastor 
Dr. von Koblinski. Selbstverlag. Düsseldorf i. C. bei 
L. Voss & Co. 162 Seiten. 

Richter, Dr. M. M. Die Benzinbrände in den chemischen 
Wäschereien. Berlin 1893. Robert Oppenheim (Gustav 
Schmidt). 55 Seiten. 

Schäfer, Dr. Friedrich. Wirthschafts- und Finanzgeschichte 
der Reichsstadt Ueberlingen am Bodensee in den Jahren 
1550 — 1628 nebst einem einleitenden Abriss der Ueber- 
linger Verfassungsgeschichte. (44. Heft der Untersuchungen 
zur deutschen Staats- und Rechtsgeschichte, herausgegeben 
von Professor Dr. Otto Gierke.) Breslau 1893. Verlag von 
Wilhelm Koebner (Inhaber M. & H. Marcus). XI und 196 
Seiten. 

y. Schenckendortf, E. und Schmidt, Dre medien 
Ueber Jugend- und Volksspiele. Jahrbuch des Zentralaus- 
schusses zur Förderung der Jugend- und Volksspiele in 
Deutschland. Herausgegeben in dessen Auftrage. Il. Jahr- 
gang 1893. Hannover-Linden 1893. Verlag von Manz & 
Lange. 193 Seiten. 

Schmitt, Harry. Das kaufmännische Fortbildungs-Schulwesen 
Deutschlands. Seine gegenwärtige Gestaltung und Aus- 
dehnung. Bearbeitet auf Grund einer umfassenden Statistik 
und unter Mitbenutzung des von der Handelskammer zu 
Oppeln zu gleichem Zwecke gesammelten Materials. Berlin 
1892. Verlag von Karl Siegismund. VIII und 216 Seiten 
und 7 Tafeln. 

Centralstelle der Vereinigungen für Sommer- 
pflege. Bericht über die Ergebnisse der Sommerpflege 
in Deutschland (Ferienkolonien, Kinderheilstätten u. s. w.) 
im Jahre 1892. Berlin 1893. 22 Seiten. 


Sprenger, H. Zeitung, werde christlich! Eine Zinsmünze, 
unserem Volke geschuldet, und denen, die ihm helfen 
wollen, zum Wuchern dargeboten. Leipzig 1893. Verlag 
der Dürr’schen Buchhandlung. XI und 115 Seiten. 


Straube, Jul. Bebauungsplan für die Vororte von Berlin 
auf Grund der Baupolizei-Ordnung vom 5. Dezember 1892. 
Berlin 1893. Geograph. Institut und Landkarten-Verlag, 
Jul. Straube. 

Unverzagt, Traugott. Zeitgemässe Gedanken . über Sozial- 
demokratie, Christenthum und Schule. Leipzig 1893. Verlag 
der Dürr’schen Buchhandlung. 145 Seiten. 

Volker, H.S. Handbuch der deutschen Volksbildungsbestre- 
bungen. Gew. den Volksbildungsvereinen und allen Volks- 
freunden. Zürich 1893. Verlag von Cäsar Schmidt. VI und 
131 Seiten. 

Weisbach, Valentin. Normal-Miethshäuser mit kleinen Woh- 
nungen. Ein Beispiel-Projekt für Berlin. Mit zwei litho- 
graphischen Plänen. Technisch bearbeitet von A. Messel, 
Regierungsbaumeister. Berlin 1893. Verlag von Leonhard 
Simion. 21 Seiten. 

Württemberg. Jahresberichte der Königl. Gewerbe-Inspek- 
toren für das Jahr 1892. (Beilage zu No. 14 des Gewerbe- 
blattes aus Württemberg vom 2. April 1893.) 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewrerbegerichte. 


Verbandsangelegenheiten. 


Die GG. zu Oldenburg und Blankenburg theilen mit, 
dass sie sich den Beitritt zum Verband bis zur Feststellung der 
Geschäftserdnung und der mit der Mitgliedschaft verbundenen 
Kosten vorbehalten wollen. Dagegen lehnt das GG. Düssel- 
dorf den Beitritt ab. Das betr. Schreiben d. d. Düsseldorf, 
31. Juli, besagt, „dass nach den diesseitigen Erwägungen der 
Beitritt zu dem geschaffenen Verbande süd- und westdeutscher 
Gewerbegerichte, den wir als solchen wohl begrüssen, vorerst 
nicht in Aussicht gestellt werden kann, weil wir in dem Bei- 
tritt einen Vortheil für unser Gericht nicht erblicken können. 
Auf diesem Standpunkte stehen nach unseren Informationen 
auch die hiesigen Nachbar-Gewerbegerichte, welche eine Ver- 
einigung der ehemals rheinischen Gewerbegerichte zu dem- 
selben Zwecke, den Sie verfolgen, zur Zeit für wünschenswerth 
halten. Die freundliche Beitritts-Einladung Euer Wohlgeboren 
lehne ich daher unter verbindlichstem Danke ab, mit dem 
Wunsche eines guten Gedeihens des von Ihnen geschaffenen 
Verbandes. Auf das Zentralorgan Ihrer Vereinigung haben wir 
abonnirt.*“ Wir möchten hierzu nur bemerken, dass es sich 
für die Thätigkeit der Gewerbegerichte nicht um die Pflege 
provinzialer Eigenthümlichkeiten, sondern um die einheitliche 
Ausgestaltung der durch die Reichsgewerbeordnung vorge- 
zeichneten Beordnung des Arbeitsvertrags handeln kann. Dieser 
Aufgabe dürfte ein alle Rechtsgebiete umfassender einheitlicher 
Verband, zu dem die Mainzer Konferenz vom 11. Juni freilich 
nur die Anregung geben konnte, besser entsprechen, als eine 
Mehrheit provinzieller Verbände. Zudem dürfte auch die all- 
mählige Entwicklung eines allen Anforderungen entsprechenden 
Verbandsorgans eben nur bei allseitiger Betheiligung mög- 
lich sein. 

Vazssen suchten umsemo ol Behste pbaldızse Zu- 
sendung von Meinungsäusserungen zum Entwurf 
der Satzungen und der Geschäftsordnune. 

Biernerebittenswizsalle 66, unssdurchMit- 
theilung wichtiger Urtheile, sowie durch Nach- 
Tichtensüberzdiessonst von den GGsgeübteruhä- 
turen (Gutachten BAntzäager us saw.) zu unter- 
stützen. 

Eingegangen: Geschäftsberichte für 1892derGG.Dresden, 
Karlsruhe, Graudenz; ferner das Protokoll der achten 
Konferenz der Vorstände der statistischen Aemter Deutscher 
Städte, das auf p. 6, p. 26 ff. die statistische Behandlung der 
Organisation und Thätigkeit der GG. erörtert. 


Rechtsprechung. 


Herr Stadtrath Bochmus zu Halle, Vorsitzender des dortigen 
GG. theilt uns zu einem kürzlich veröffentlichten Erkenntniss 
mit: „Der Satz, dass ein vorzeitig entlassener Ar- 
beiter seine Entschädigungsansprüche aus $ 122 
der Gewerbe-Ördnung verliere, wenn er die ihm 
innerhalb der Kündigungsfrist wieder angebotene Arbeit nicht 
annehme, ist nach Ansicht des unterzeichneten Vorsitzenden 
des hiesigen Gewerbegerichts, wenigstens nach dem hier gelten- 
den Preussischen Allgemeinen Landrecht, nicht zutreffend und 
es ist hier auch immer anders entschieden worden. Tiurch die 
vorzeitige Entlassung wird der Anspruch des Arbeiters auf 
Beschäftigung gegen Lohn nach diesseitiger Auffassung in 
einen Entschädigungsanspruch umgewandeit; das bisherige 
Vertragsverhältniss ist durch den einseitigen Rücktritt des 
Arbeitgebers aufgehoben. Auf Grund der SS 408 ff. Titel 5 
Theil I Allgem. Landrecht hat die Judicatur ständig ange- 
nommen, dass von einem Vertrage, nach welchem der eine 
Kontrahent zu Arbeits- oder Dienstleistungen verpflichtet ist, 
jeder Kontrahent einseitig auf seine Gefahr zurücktreten könne, 
wogegen dem anderen vertragstreuen Theile nur ein Anspruch 
auf Schadenersatz zusteht. Der vorzeitig entlassene Arbeiter 
kann demnach nach preussischem Recht nicht auf weitere Be- 
schäftigung, und der Arbeitgeber kann ebensowenig auf Fort- 
setzung des Arbeitsverhältnisses klagen. Der Arbeitsvertrag 
ist durch einseitigen Rücktritt aufgehoben, und an dessen 
Stelle ist ein Entschädigungsanspruch getreten. Hiernach kann 
sich aber der Arbeitgeber dem Entschädigungsanspruch des 
vorzeitig entlassenen Arbeiters nicht dadurch entziehen, dass 
er ihm nachträglich wieder Arbeit anbietet. Den einmal erklär- 
ten Rücktritt vom Vertrage kann er nicht wieder rückgängig 


nicht so argumentiren, dass dem Arbeiter durch das Angebot 
von Arbeit Gelegenheit zum Verdienst geboten sei, und dass 
daher durch dieses Angebot dem Anspruch auf Schadenersatz 
die Grundlage entzogen sei. Diese Schlussfolgerung würde 
nur zutreffen, wenn dem Arbeiter nachweislich von anderer 
Seite geeignete Arbeit angeboten wäre und er dieselbe aus- 
geschlagen hätte. Will der Arbeiter aber zu einem Arbeitgeber, 
der ihm kontraktbrüchig geworden ist, nicht zurückkehren, so 
kann man darin ein muthwilliges Ausschlagen der angebotenen 
Arbeitsgelegenheit nicht finden. Selbstverständlich schliessen 
diese grundsätzlichen Erwägungen nicht aus, dass auch bei 
dem hiesigen Gewerbegericht in derartigen Fällen nach Mög- 
lichkeit auf Wiederaufnahme der Arbeit im Vergleichswege 
hingewirkt wird. Sehr oft hört man aber dabei von den Ar- 
beitern den sicher nicht unberechtigten Einwand, dass ein 
zufriedenstellendes Arbeitsverhältniss doch nicht wieder zu 
Stande kommen werde. Es wäre gewiss von allgemeinem 
Interesse, weın diese Frage, die ja ausserordentlich oft prak- 
tisch wird, noch einmal eingehender vom Standpunkte des 
gemeinen Rechts aus erörtert würde.“ 

Muss erkrankten Arbeitern gekündigt wer- 
den? (Entscheidung des Berliner GG.) Gegen den Buchdruckerei- 
besitzer A. W. Sch. klagt der Schriftsetzer Sch. auf Zahlung 
einer Lohnentschädigung von 68 Mk. Bei dem Beklagten in Ar- 
beit, war er krank geworden. Als er nach zehnwöchentlicher 
Krankheit seine Thätigkeit für Sch. fortsetzen wollte, wies ihn 
dieser mit der Motivirung ab, die Arbeit sei knapp geworden 
und er könne nicht wieder eingestellt werden. Sch. beanspruchte 
darauf Innehaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist. Bekl. 
wandte ein, dass man doch nach so langer Krankheit selbstver- 
ständlich annehme, das Arbeitsverhältniss sei gelöst. Er musste 
auf Befragen zugeben, dass er die Entlassung nicht von vorn- 
herein ausgesprochen habe und dass er den Kläger nur verhin- 
derte, nach erfolgter Gesundung weiter zu arbeiten. Das Ge- 
werbegericht verurtheilte in der Sitzung vom 20. Juli die Firma 
A. W. Sch. gemäss dem Klage-Antrag. Gründe: Nach der Ge- 
werbe-Ordnung können Gehilfen entlassen werden, wenn sie 
zur Arbeit unfähig sind, und sei es auch nur einen Tag. Durch 
Krankheit tritt selbstverständlich diese Arbeitsunfähigkeit ein. 
Die Entlassung muss aber direkt ausgesprochen werden, und 
das ist in diesem Falle nicht geschehen; in Folge dessen war 
Beklagter verpflichtet, den Kläger weiter zu beschäftigen. Als 
grundsätzlich geltend wird zugleich in dem Urtheil festgelegt, 
dass Arbeiter im Krankheitsfalle verpflichtet sind, nach been- 
deter Krankheit ihr altes Arbeitsverhältniss fortzusetzen, inso- 
fern es nicht rechtzeitig aufgehoben wurde. 


Gutachten, Anträge u. s. w. 


Der ständige Ausschuss des GG. zu Frankfurta.M. 
beschäftigte sich in seiner Sitzung vom 23. August d. J. mit einer 
Anfrage des Königl. Eisenbahnbetriebsamts über die Wünsche, 
welche die Arbeiter bezüglich der Gestaltung des Winterfahr- 
plans zu äussern hätten. Die Ausschussmitglieder sprachen sich 
insbesondere dahin aus, dass die Ankunfts- und Abfahrtszeiten 
der hauptsächlich von den auswärts wohnenden Arbeitern be- 
nutzten Züge so gelegt werden müssten, dass sie sich dem 
Beginn und Ende der Arbeit in Fabriken und Bauten bequem 
anschlössen (also 3, 4, 5 Uhr 30, 6 Uhr 30 und nicht, wie 
vielfach der Fall 6 Uhr 10, 7 Uhr 50 u, s. w.); ferner forderten 
sie die Möglichkeit für die Arbeiter, ausnahmsweise auch 
andere Züge als die sog. Arbeiterzüge ohne Preiszuschlag 
benutzen zu können. — Gegenwärtig sind dem GG. auf Veran- 
lassung des Regierungspräsidenten durch den Magistrat die 
neuerdings veröffentlichten Vorschläge für die Organisation des 
Handwerks und die Regelung des Lehrlingswesens zur gutacht- 
lichen Aeusserung überwiesen. 


Verzeichniss der Gewerbegerichte, 


welche bisher auf Grund des Gesetzes vom 29. Juli 1890 im 

Deutschen Reiche errichtet wurden, nach Verwaltungsbezirken 

geordnet. 

Preussen. Ostpreussen: Allenstein, Königsberg, Insterburg. 

Westpreussen: Danzig, Elbing, Marienburg, Kreis Danziger 
Höhe (zu Danzig), Kreis Marienburg (zu Marienburg), Thorn, 
Jastrow, Graudenz, Culm. 


Berlin: Berlin. 

Brandenburg: Charlottenburg, Brandenburg, Rathenow, 
Wittstock, Eberswalde, Schöneberg, Tegel, Ketzin, Cottbus, 
Cüstrin, Finsterwalde, Landsberg a. W., Schwiebus. 


Pommern: Anklam, Kreis Randow, Kreis Ueckermünde (mit 
Kammern zu U. und Pasewalk), Stolp. 


Posen: Zirke, Posen, Ostrowo, Fraustadt, Neutomischel, 
Rawitsch, Pleschen, Schildberg, Bromberg, Inowrazlaw. 


Schlesien: Breslau, Waldenburg, Brieg, Reichenbach, 
Schweidnitz; Freiburg, Ohlau, Gr. Wartenberg, Wansen, 
Bolkenhain, Kreis Freystadt, Görlitz, Haynau, Hirschberg 
(mit Kammern zu H. und Schmiedeberg), Liegnitz, Zabrze, 
Kattowitz, Kreis Kattowitz (zu K.), Leobschütz, Neisse, 
Stadtkreis Beuthen, Myslowitz. 


Sachsen: Magdeburg, Burg, Halle a. d. S., Weissenfels, Zeitz, | 
Erfurt, Mühlhausen, Nordhausen, Sömmerda, Kreis Worbis. | 


Schleswig-Holstein: Altona, Kiel, Flensburg, Rendsburg, 
Büdelsdorf, Neumünster, Pinneberg, Elmshorn, Lauenburg. 


Hannover: Hannover, Linden, Limmer, Landkreis Hannover, 
(zu H.), Göttingen, Peine, Celle, Lüneburg, Harburg, Knese- 
beck,. Wittingen, Uelzen, Osterholz, Lehe, Osnabrück, Melle, 
Wilhelmshaven. j 


Westfalen: Minden, Kreis Altena (mit Kammern zu A., Lüden- 
scheid, Plettenberg, Halver, ‚Herscheid, Kierspe. Meinerz- 
hagen, Neuenrade, Verdohl), Bochum, Kreis Hattingen, 
Hörde, Gelsenkirchen. 


Hessen-Nassau: Hanau, Fulda, Gelnhausen, Fechenheim, 
Hersfeld, Melsungen, Frankfurt a. M., Wiesbaden, Höchst. 
Biebrich. 

Rheinland: Coblenz, Landkreis Coblenz, Neuwied, Heddes- 
dorf, Hönningen, Linz, Kreuznach, Wetzlar, Barmen, Crefeld, 
Düsseldorf, Elberfeld, M.-Gladbach, Lennep, Kreis Mettmann 
zu Vohwinkel (mit Abtheilungen zu Vohwinkel, Haan, 
Mettmann, Langenberg, Hardenberg und Velbert), Remscheid, 
Solingen, Duisburg, Mülheim a.d. Ruhr, Essen, Trier, Aachen, 
Burtscheid, Köln, Mülheim a. Rh., Bonn. 


104 


Bayern: München, Passau, Erfenbach (Pfalz), Kaiserslautern, 
Ludwigshafen a. Rh., Bamberg, Fürth, Nürnberg, Schwabach, 
Weissenburg a. S., Neu-Ulm, Erlangen, Augsburg. 

Sachsen: Zittau, Bautzen, Königsbrück, Dresden, Leipzig, Amts- 
hauptmannschaft Chemnitz, Glauchau, Stollberg, Limbach 
bei Chemnitz, Meerane, Hartmannsdorf bei Burgstädt, Mitt- 
weida, Plauen i. V., Amtshauptmannschaft Dresden-Neustadt 
(mit Ausnahme der Stadt Radeberg). 

Württemberg: Stuttgart, Esslingen, Biberach, Cannstatt, Geis- 
lingen, Göppingen, Heidenheim, Ravensburg, Ulm. 

Baden: Mannheim, Karlsruhe, Heidelberg, Pforzheim, Freiburg 
(zuzüglich einiger Landgemeinden), Lahr (und fünf benach- 
barte Gemeinden), Durlach (für Durlach, Grötzingen, Söl- 
lingen und Weingarten). 

Hessen: Mainz, Mombach, Kastel, Offenbach. 

Sachsen-Weimar: Apolda, Eisenach, Jena. 

Oldenburg: Oldenburg. 

Braunschweig: Braunschweig, Wolfenbüttel, Helmstedt, Schö- 
ningen, Blankenburg; für die Braunkohlenbergwerke des 
llerzogthums zu Helmstedt. 

Sachsen-Coburg-Gotha: Oeslau (für Oeslau, Erbach, Cortendorf, 
Mönchröden und Eimbers). 

Reuss ä L.: Greiz. 

Lippe-Detmold; Lemgo. 

Hansestädte: Hamburg, Bremen, Lübeck. 

Reichslande: Strassburg, Metz, Mülhausen, Thann, Markirch 
(diese Gewerbegerichte bestanden bereits vor Einführung 
des Reichsgesetzes vom 29. Juli 1890, woraus sich die irr- 
thümliche Angabe von S. 220 1. Halbj. d. Zeitschrift, dass 
in Elsass-Lothringen noch kein Gewerbegericht auf Grund 
dieses Gesetzes vorhanden sei, erklärt. Indessen entsprechen 
die reichsländischen Gewerbegerichte den gesetzlichen Vor- 
schriften,) 
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Ganz fehlen bisher Gewerbegerichte in den beiden Mecklen- 
burg, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg, Anhalt, beiden 
Schwarzburg, Waldeck, Reuss j. L. und Schaumburg-Lippe. 


Joseph Baer & Üo. 


Buchhandlung und Antiquariat in Frankfurt a. M. 
Spezialgeschäft für volkswirthschaftliche Literatur, 


Grösstes Lager von nationalökonomischen Werken. 
Fachcataloge über antiquarisch ‘vorräthige Bücher gratis und franco. 


Neueste Cataloge: 


201, 
„292. 
293: 
„ 294. 


Die socialen Fragen. 957 Nummern. 


Staatsrecht und Politik (Bibliothek von Moriz Mohl). 1315 Nummern. 
Theorie der Volkswirthschaftslehre. — Handel u. Industrie. — Versicherungswesen. 1471 Nummern, 


Finanzwissenschaft. (Zölle und Steuern. — Bank- und Münzwesen.) 692 Nummern. 


„ 297. Statistik. 450 Nummern. 
»„ 8303. Nachtrag zu Catalog 292— 294: 590 Nummern. 
„ 807. Nationalökonomie. 555 Nummern. 


Rasche und preiswürdige Besorgung von nicht vorräthigen Werken, insbesondere von ausländischen offiziellen 
Publicationen (Blue-books, reports eto.). 


In unserem Verlage erschienen: 


Oeuvres &economiques et philosophiques 


de Francois Quesnay 
Fondateur du Systeme physiocratique. 
Publices avec une introduction et des notes par 


Aug. Oncken. 


Ein starker Band von 830 Seiten in Lexikon-Octav. 


Preis M. 20. 


Für die Redaktion verantwortlich: Dr. N. Brückner PR Druck von C. Adelmann, beide in Frankfurt a.M. 


II. Halbjahır. 


Frankfurt a. M., 27. September 1893. 
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Zum Quartalwechsel. 


Angesichts des bevorstehenden Ouartalwechsels er- 
suchen wir, das Abonnement bei der Post schon jetzt 
zu erneuern, damit keine Störung im Bezug eintritt. 
Zugleich bitten wir unsere Abonnenten, die „Blätter“ 
all denen empfehlen zu wollen, welche an der sozial- 
politischen Fürsorge der Gemeinden, der Vereine und 
der Privatkreise Antheil nehmen. 


Joseph Baer % Co. 


Verlagsbuchhandlung. 
Inhalt: 


Gemeindeverwaltung und städtische Arbeiter. 
Quarck. 

Vom Thüringer Städtetage. 

Die Mitwirkung der Frauen bei der öffentlichen Armenpflege. 
Von Dr. Rudolf Osius. 5 

Notizen: Erziehung: Kosten der Kinderpflege beim Armenamt 
Frankfurt a. M. Kinderfürsorge in Newyork. — Schulwesen: 
Entwicklung der Berliner Gemeindeschulen. Behandlung von 
Sprachgebrechen bei Kindern. Knabenhort an der Volks- 
schule in Karlsruhe. — Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen: 
Unterrichtszeit für Fortbildungsschulen. Fortbildung sschu- 
wesen und Gewerbeordnung snovelle. Hauswirthschaftliche Aus- 


Dr. Max 


Von 


bildung der Landmädchen. — Armenwesen: Verbindung von 
Waisenratk und Armenverwaltung in Breslau. — Kranken- 


Pflege: Krankenwärter- und Wärterinnen-Verein zu Breslau. 
— Wohnungswesen: Polizeiverordnung über Schlafstellen- 
wesen. — Gewerbewesen: Städtische Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosigkeit. Städtische Arbeitsvermittlung für Barmen 
und Braunschweig. Statuten über Lohnzahlung. Städtischer 
Bauarbeiterschutz in Braunschweig. Vorbereitung von Noth- 
standsarbeiten in Darmstadt. 

Litteratur : Bericht des Sonderkomitees IX der Deutschen Franen- 
Abtheilung bei der Weltausstellung in Chicago 1893. — Das 
Krankenkassenwesen der Provinz Hannover. — Faulhaber, H., 


Drei soziale Fragen unser Landvolk betreffend. 


* * 
* 


Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte: Ver- 
bandsangelegenheiten. — Rechtsprechung: Sind die Gewerbe- 
gerichte zuständig für Klagen wegen verweigerter Aushändi- 
gung der Quittungskarte? Haben Heimarbeiter Anspruch auf 
Kündigung? Kann der Prinzipal Lohnzahlungen an Arbeiter 
verweigern, die ein Vorarbeiter engagirte? — Vermischtes: 
Verzeichniss der bestehenden Gewerbegerichte. Beisitzer-Ver- 
einigungen. Gewerbegericht zu Köln. 


Gemeindeverwaltung und städtische 
Arbeiter. 
Von Dr. Max Quarck in Frankfurt a. M. 


Die städtischen Verwaltungsberichte liefern im All- 
gemeinen eine sehr geringe Ausbeute an Daten über die 
Verhältnisse städtischer Arbeiter. Das ist in dieser Zeit- 
schrift wiederholt beklagt worden. Dabei handelt es sich 
um ganz ansehnliche Arbeitergruppen, deren Lage auf 
diese Weise im Dunkeln bleibt. Es ist gar nichts Auf- 


fälliges, wenn grössere Städte heute 400 bis 500 Arbeiter 
ständig beschäftigen, bei den Grossstädten ersten Ranges 
geht die Ziffer weit in die Tausende. Es dreht sich also 
um ein ganz beträchtliches „Objekt“. Nun dürfte aber 
die mangelhafte Berichterstattung über dasselbe doch nur 
das Symptom eines tieferliegenden Missstandes sein, der 
Thatsache nämlich, dass die meisten Städteverwaltungen 
die Verhältnisse ihrer Arbeiter überhaupt nicht mit sozial- 
politischen Augen ansehen, sondern die Regelung der- 
selben rein technisch von ihren Betriebsbeamten ungefähr 
ebenso vornehmen lassen, wie den Ankauf von Schiebe- 
karren oder Laternen. Man hat ohnedies genug Sorgen 
in der Gemeindeverwaltung; man will sich nicht noch 
neue aufladen, indem man gewissermassen einen frischen 
Verwaltungszweig, eine sozialpolitische Abtheilung für die 
innere Geschäftsführung einrichtet. Man geht wohl nicht 
fehl, wenn man annimmt, dass viele Städteverwaltungen 
sogar befürchten, damit die Begehrlichkeit ihrer Arbeiter 
erst zu wecken und grosszuziehen. Die Petition des Karls- 
ruher Stadtraths und anderer Städteverwaltungen gegen 
die Sonntagsruhe für städtische Gasarbeiter hat gezeigt, 
dass manche Gemeindeverwaltungen sogar allgemein reichs- 
gesetzliche Schutzmassnahmen, die auch für städtische 
Arbeiter zur Einführung gelangen sollen, aufhalten möchten, 

Wenn sich nun Niemand sonst um die städtischen 
Arbeiter kümmerte, so würden die Städteverwaltungen bei 
diesem quietistischen Standpunkt vielleicht ganz gut fahren. 
Aber verschiedene Vorgänge der letzten Jahre haben das 
Gegentheil bewiesen. Seitdem mehr und mehr Arbeiter- 
vertreter in den Stadtverordneten-Versammlungen Eingang 
gefunden haben, kommt von dieser Seite nicht selten die 
Anregung, die städtische Verwaltung möge doch der 
sozialen Lage ihrer Arbeiter etwas mehr Aufmerksamkeit 
zuwenden. Diese Anregung erfolgt manchmal in nicht. 
sehr angenehmer Form, sie lässt sich aber sehr schwer 
von der Hand weisen, und so muss der frühere Stand- 
punkt der rein technischen Behandlung der städtischen 
Lohnarbeiterfrage doch nachträglich aufgegeben werden. 
Berliner, Stuttgarter, Mainzer u. s. w. Erfahrungen geben 
die Belege dafür ab. Man erkennt dann gewöhnlich auch 
innerhalb der städtischen Verwaltung, dass jede Ueber- 
sicht über die Lage der städtischen Arbeiter fehlt. Man 
muss dies zunächst eingestehen und in zweiter Linie 
weitschichtige Untersuchungen anstellen, um in verhält- 
nissmässig kurzer Zeit dasjenige nachzuholen, was seit 
Jahrzehnten versäumt ist. In der Eile können die Er- 
hebungen stellenweise auch nicht sehr gründlich ausfallen. 
In den Debatten der bürgerlichen Kollegien ist der 
Gegenstand zu neu, als dass nicht vielfache Missverständ- 
nisse vorkommen sollten. Hätte man seit Langem die 
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Kenntniss von der Sache gepflegt, so würde manche Ent- 
scheidung durch jene Kollegien sachgemässer erfolgen. 
Das Alles liegt in der Natur der Dinge, und es darf 
deshalb sine ira et studio gesagt werden; wenn diese 
Aussprache nur zur Besserung verhilft. 

Nun wurde vor einiger Zeit bei den Verhandlungen 
der Stuttgarter bürgerlichen Kollegien im Gemeinderath 
das Wort gesprochen: „möchten unsere Techniker die 
gewonnene Fühlung mit den Arbeitern nicht ausser Acht 
lassen“. Damit sollte gesagt sein, dass die technischen 
Ressortchefs die sozialpolitischen Verwaltungsbeamten 
werden und bleiben möchten, welche die amtliche Kennt- 
niss und Fürsorge für die Lage der städtischen Arbeiter 
zu vermitteln hätten. Diese Erledigung der Sache dürfte 
nicht sehr glücklich sein. Der technische Gemeindebe- 
amte ist kaum das richtige Organ zur Ausführung einer 
kommunalen Sozialreform. Muthet man ihm diese Eigen- 
schaft zu, so kommt er bestenfalls in einen fortwährenden 
Konflikt zwischen seinem technisch-finanziellen und sozial- 
politischen Gewissen, sehr oft aber wird damit die ganze 
Sachlage überhaupt beim Alten bleiben und die soziale 
Fürsorge, die dem Techniker wenig nahe liegt, ganz 
wieder einschlafen. Als im Juni vorigen Jahres in Stuttgart 
zum ersten Mal die städtische Arbeiterfrage zur Debatte 
in der Gemeindeverwaltung stand, wurden Gedanken ge- 
äussert, die mehr versprachen, als der Verlass auf die 
Techniker. Man beklagte die geringe Fühlung, die man 
mit den städtischen Arbeitern habe und überwies schliess- 
lich einen Antrag an die betreffende Fachabtheilung, nach 
welchem die Errichtung eines Ausschusses der städtischen 
Arbeiter, mit dem sich die Verwaltung in solchen An- 
gelegenheiten ins Vernehmen setzen könne, ins Auge zu 
fassen sei. Allem Anschein nach wurde der Plan in dieser 
Form nicht weiter verfolgt. Der ihm zu Grunde liegende 
Gedanke kam aber, soweit sich erkennen lässt, ın einer 
vervollkommneten Gestalt zur Verwirklichung: durch die 
Beiziehung des Gewerbegerichts zu den Verhandlungen. 
Vergleicht man das Gutachten des Stuttgarter Technikers 
vom 13. Februar d. Js. mit dem ’späteren des Gewerbe- 
gerichts, so springt der Unterschied in die Augen: der 
Techniker bietet eine rein fachliche Erörterung der Lohn- 
und Arbeitszeitfrage ohne höhere Gesichtspunkte, das 
Gewerbegericht setzt die Angelegenheit mit den allge- 
meinen wirthschaftlichen Zuständen in Verbindung und 
gibt den zur Erörterung stehenden Fragen erst die sozial- 
politische Vertiefung. Zwei Beispiele für viele! Der Tech- 
niker übergeht bei der Frage der Arbeitszeit die Ein- 
führung von 52 regelrechten Ruhetagen im Jahr voll- 
ständig; das Gewerbegericht fügt dieselbe als nothwendige 
Reform in den Kreis seiner Vorschläge ein. Der Techniker 
begnügt sich damit, eine Reduktion der täglichen Arbeits- 
zeit aus äusserlichen Gründen der Analogie mit anderen 
Verwaltungen zu empfehlen, das Gewerbegericht führt aus, 
welches die vermuthlich sehr geringe Wirkung der Arbeits- 
zeitverkürzung auf die Arbeitsleistung sein werde, und 
dass die Reform eine bessere Vertheilung der Arbeits- 
gelegenheit im Stuttgarter Baugewerbe überhaupt mit sich 
bringen dürfte, das bis jetzt auch in seinen Arbeiterver- 
hältnissen mehr von spekulativen Einflüssen beherrscht 
war. In dem unterm 1. Mai d. Js. für Mainz erstatteten 
„Bericht über die Regulirung der Löhne der in den 
städtischen Betrieben beschäftigten Arbeiter (Antrag 
Nic. Racke)“ macht sich vollends der Mangel eines Gut- 
achtens von sozialpolitisch geschulter Seite recht bemerk- 
bar; man erfährt in der Hauptsache technische Aeusser- 
lichkeiten, ohne allzu tiefen Einblick in die Lage der städti- 


schen Arbeiter von Mainz zu erhalten. Als Ergebniss der 
Mainzer Verhandlungen sind allerdings feste „Bestim- 
mungen“ über die Verhältnisse der dortigen Stadtarbeiter 
zu begrüssen, welche seit dem Bericht vom Mai noch 
mannigfache Verbesserungen erfahren haben und unterm 
10. Juli d. Js. von der Bürgermeisterei mit der Mass- 
gabe bekannt gegeben wurden, dass sie „den von den 
städtischen Verwaltungen nach Massgabe des Gesetzes 
aufzustellenden Arbeitsordnungen zu Grunde zu legen 
sind“. In Sachen Arbeitsordnungen für städtische Ar- 
beiter dürfte überhaupt noch Manches zu leisten sein. 
Doch es wurde hier von der Nützlichkeit einer Mitwirkung 
des Gewerbegerichtes ausgegangen. Dieselbe dürfte sich 
in Stuttgart nach allen Seiten bewährt und zur besseren 
Erledigung der Vorarbeiten für die weitere städtische 
Sozialpolitik Erhebliches beigetragen haben. Sie stellt die 
Fühlung zwischen Verwaltung und Arbeiter her, die man 
voriges Jahr in Stuttgart so lebhaft vermisste und ohne 
welche in der That eine gedeihliche Thätigkeit der Ge- 
meinden auf diesem Gebiet kaum denkbar ist, Freilich 
wird der Einwand erhoben werden, dass die Städtever- 
waltungen es überhaupt nicht nöthig hätten, zu Aktionen 
im Interesse ihrer städtischen Arbeiter das Gewerbegericht 
zuzuziehen, das in der Hauptsache aus nichtstädtischen 
Gewerbetreibenden besteht und naturgemäss deren Inte- 
resse vertritt. Allein man wird schwer eine andere amt- 
liche Stelle im Gemeindeverbande aufweisen können, 
welche so offenbar zum sozialpolitischen Amt auch in 
städtischen Angelegenheiten prädestinirt ist, wie das Ge- 
werbegericht. Eine Ausdehnung seiner sozialpolitischen 
Thätigkeit als Hilfsstelle der städtischen Verwaltung wird 
künftig geradezu charakteristisch werden für das Wollen 
und Können der Gemeindeverwaltungen auf sozialpoliti- 
schem Gebiet. Hätte jene Ausdehnung die Wirkung, dass 
bei der Besetzung der Vorsitzendenstelle mehr das soziale 
Verwaltungs- und Organisationstalent berücksichtigt würde, 
so wäre dies nur zu begrüssen. 

Auf diese Weise erweitert sich bei näherem Zusehen 
die Fürsorge für städtische Arbeiter über den Rahmen 
einer blossen Thätigkeit für die Interessen einer verhält- 
nissmässig kleinen Personenkategorie zu einer. Angelegen- 
heit von allgemeiner kommunalpolitischer Wichtigkeit. 
Sie hängt verwaltungstechnisch, organisatorisch und prak- 
tisch mit einer grossen Anzahl sonstiger Aufgaben der 
Gemeinden zusammen und kann nicht von ihnen isolirt 
werden. In verwaltungstechnischer und organisatorischer 
Beziehung wurde der Nachweis oben zu führen versucht; 
der praktische Zusammenhang mit dem gewerblichen 
Leben innerhalb der Gemeinde lässt sich noch kürzer an- 
deuten. In Stuttgart hat man ihn bereits richtig heraus- 
gefühlt. Bereits im Gutachten des dortigen Technikers 
heisst es, „dass nach dem Vorgange der städtischen Ver- 
waltung sich auch die Behandlungsweise bei den Privat- 
unternehmern in Zeitkürze regeln muss“, und das Ge- 
werbegericht sagt über die Einführung des 10-Stunden- 
tages für die Hauptkategorien der städtischen Arbeiter: 
„Wenn die Stadt vorangeht, werden auch die Privat- 
unternehmer zur Einführung des zehnstündigen Arbeits- 
tages sich entschliessen müssen. Das würde zur Folge 
haben, dass die Bauarbeiten sich gleichmässiger auf das 
ganze Jahr vertheilen würden. Es würden die sämmtlichen 
Sommermonate, auch August und September, gleichmässi- 
ger ausgenützt werden, und es würde voraussichtlich auch 
für die kältere Jahreszeit mehr Arbeit vorbehalten werden. 
Allerdings würde das Bauen ein wenig theurer werden, 
wenn die Bauten nicht mehr so rasch wie seither fertig- 
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gestellt werden könnten.“ Nur kann man die Ansicht, 
dass die städtische Arbeiterfürsorge eine solche direkte 
Wirkung auf die Lage im Privatgewerbe ausüben würde, 
etwas zu optimistisch finden und geneigt sein, zu glauben, 
dass die Privatindustrie dem städtischen Beispiel weit 
weniger, rasch zu folgen braucht, weil der städtische Be- 
trieb doch immer nur eine beschränkte Anzahl von Ar- 
beitern aufzunehmen vermag und der Wettbewerb der- 
selben bei Privatunternehmern unvermindert heftig bleibt, 
sodass mehr der moralische Eindruck der städtischen 
Massnahmen in Betracht käme, der doch viel schwächer 
wirkt. Diese nüchterne Betrachtungsweise ist namentlich 
angebracht gegenüber Denjenigen, welche gern von einer 
„unzulässigen Einwirkung der Gemeindeverwaltung auf 
das Privatgewerbe“ sprechen und mit dieser Formel städ- 
tische Sozialreformen zu beschwören suchen. 

Nein — man soll zunächst gar nicht mehr anstreben, 
als eine musterhafte Ordnung der Arbeiterverhältnisse 
innerhalb der städtischen Betriebe nach dem Grundsatze 
„noblesse oblige“; die Stadt muss der vornehmste Arbeit- 
geber am Orte sein. Dazu bedarf sie freilich einer um- 
fassenderen sozialpolitischen Aemterorganisation, als sie 
vielfach jetzt auf dem Wege des blossen Experimentes 
in Bewegung gesetzt wird. 


Vom Thüringer Städtetage. 


+ Der Thüringer Städtetag, der am 15. und 16. d. M. 
unter starker Betheiligung der Interessenten in Ilmenau abge- 
halten wurde (41 Städte Thüringens waren vertreten), beschäf- 
tigte sich mit einer so grossen Anzahl von Fragen, welche 
das in dieser Zeitschrift behandelte Stoffgebiet betreffen, dass 
ein ausführlicher Bericht über diese Punkte geboten erscheint, 
wie er an dieser Stelle über ähnliche Verhandlungen anderer 
Städtetage immer gebracht werden soll. 

Oberbürgermeister Geh. Regierungsrath Pabst-Weimar 
berichtete über die mit dem Invaliditäts- und Alters- 
versicherungsgesetz gemachten Erfahrungen. Redner er- 
klärt, dass seiner Beobachtung nach der Gedanke des Gesetzes 
wohl nach und nach im Volke mehr Wohlwollen finde, dass 
aber allgemein über die Ausführung geklagt werde. Klagepunkte 
seien z. B., dass die Altersrente zu spät eintrete, dass die Rente 
zu niedrig und ferner ungleich sei. Die Karten und das Marken- 
einkleben müssten durch andere Einrichtungen ersetzt werden, 
die Versicherungspflicht müsse für Dienstboten und Kommunal- 
beamte nicht schon mit dem 16. Lebensjahre beginnen. Die 
Verwaltungskosten seien zu hoch, die Verwaltung selbst müsste 
einfacher sein. In der Richtung einer Erleichterung des Armen- 
wesens der Städte habe das Gesetz bisher noch wenig Einfluss 
geübt; das werde erst anders werden, wenn die Anzahl der 
Invaliditätsrentenempfänger grösser geworden sein würde. Red- 
ner hält es für richtig und wünschenswerth, dass dem Reichs- 
versicherungsamt die Entscheidung darüber zugetheilt werde, 
wer versicherungspflichtig sei und wer nicht. Jetzt, wo die Ver- 
waltungsbehörden der einzelnen Bundesstaaten darüber ent- 
scheiden, in Sachsen-Weimar z. B. die Bezirksdirektoren und 
in höherer Instanz das Ministerium, bestehe eine grosse 
Rechtsunsicherheit und Ungleichheit. Personen, die in dem 
einen Orte versicherungspflichtig seien, seien es an einem an- 
deren nicht. Betreffs der Einziehung der Beiträge etc. wünscht 
Redner, dass die Versicherungsanstalten selber Hebestellen ein- 
richten. Das Publikum sei noch immer vielfach im Irrthum 
darüber, in welche Klassen die Betreffenden gehören und 
welche Marken einzukleben seien. Es wäre überhaupt die 
Frage, ob es nicht möglich sei, die Quittungskarten ganz 
abzuschaffen; gut wäre es jedenfalls, da gar zu viele Unzu- 
träglichkeiten damit verbunden seien. Eine gleichmässige Be- 
handlung der Versicherten in Bezug auf die Rente sei deshalb 
wünschenswerth, weil die Versicherten der niederen Klassen 
mit Recht sagten: Wir sind alle Arbeiter, und warum soll ich, 
da ich mich vielleicht mehr in meinem Leben herumgeplagt 
habe als ein anderer, schlechter davon kommen, als dieser. 
Schliesslich wünscht Redner die Versicherungspflicht auch auf 
die kleinen selbständigen Betriebsunternehmer und auf die 


sogenannten Saisonarbeiter während der arbeitslosen Zeit 
ausgedehnt zu sehen, denen es jetzt nur freigestellt ist, 
der Versicherung beizutreten. Denn diese kleinen Unterneh- 
mer beziehungsweise Arbeiter seien sehr oft viel schlimmer 
daran, und ihnen sei die Versicherung vielfach nöthiger, als 
dies bei den unselbständigen Arbeitern, den Gesellen etc. der 
Fall ist. In der Debatte sprachen sich die meisten Redner für 
Erhaltung und Verbesserung des Gesetzes aus. Sehr abfällig 
äusserte sich nur Stadtverordnetenvorsteher Goetze-Weissen- 
fels und der Stadtverordnetenvorsteher von Nordhausen. Diesen 
Rednern trat hauptsächlich Oberbürgermeister Liebetraut-Gotha 
entgegen. 


Ueber „Die statistischen Aufgaben der Ge- 
meindebehörden“ sprach Bürgermeister Eckhardt-Ilmenau. 
Recht fühlbar, so führte Redner aus, sei der bisherige Mangel 
einer vergleichenden Gemeindestatistik. Die Hauptquelle der 
Erkenntniss der kommunalen Zustände in Deutschland seien 
bis heute die jährlichen Verwaltungsberichte der Gemeinde- 
vorstände gewesen, und sie würden es auch ferner bleiben. 
Diese Berichte würden aber in ganz verschiedener Weise, in 
verschiedener Form und unter verschiedenen Gesichtspunkten, 
angefertigt. Daher komme es, dass man häufig kein Gesammt- 
bild der Ergebnisse und Erfahrungen im Leben der einzelnen 
Städte erhalte und dass man somit auch kein Gesammtbild 
der ganzen Lebensentwicklung in den Städten des deutschen 
Vaterlandes überhaupt gewinne. Die Verwaltungsberichte müss- 
ten eben vor allen Dingen vergleichbar sein, wenn sie für die 
Allgemeinheit Nutzen schaffen sollten. Und daher müssten sie 
nach einem bestimmten System, nach einem gemeinsamen 
Schema gearbeitet sein. Auf anderen Städtetagen sei diese 
Forderung schon erhoben worden, der Thüringer Städtetag 
habe dies noch nicht gethan. Die Frage sei nun, welches Schema 
zu empfehlen sei; dies könne gesagt werden von einem Schema, 
welches die „Deutsche Gemeinde-Zeitung“ in Vorschlag ge- 
bracht habe. In diesem seien alle in Betracht kommenden 
Gesichtspunkte enthalten und in bestimmter, praktischer Weise 
geordnet. Er habe selbst schon Berichte nach diesem Schema 
gefertigt, früher in einer der kleinsten Städte des Königreichs 
Sachsen, in Sayda i. Erzgebirge, und jetzt in dem etwa 7000 
Einwohner zählenden Ilmenau. An beiden Orten hätten die- 
selben Anerkennung und das Lob der Uebersichtlichkeit ge- 
funden. Nicht gerade jedes Jahr müsse ja ein solcher Bericht 
in aller Ausführlichkeit gefertigt werden. Es genüge, wenn 
man alle 5 Jahre, im Anschluss an die Volkszählungen, sich 
ausführlich über die Einzelheiten im kommunalen T,eben ver- 
breite, die übrigen Berichte könne man auf einen knapperen 
Raum beschränken. Aber gemacht werden müsse die Sache. 
Die Statistik sei die Buchführung über die Entwicklung der 
Menschheit, und sie sei die soziale Wetterbeobachtung, ohne 
welche Fortschritte nicht gemacht werden könnten. Besonders 
die Gemeindestatistik sei leider ein noch sehr wenig bebau- 
tes Feld. 


„Errichtung besonderer Schulklassen für Schwach- 
Su le ende Ss orrtener- hierüber berichtete Stadt- 
schulrath Dr. Vorbrodt-Erfurt. Die Hygiene sei das Schmer- 
zenskind der Städte, da die bezüglichen Anforderungen (Ein- 
richtung der Schulhäuser etc.) über das Maass der zu Gebote 
stehenden Mittel meist weit hinausgingen. Die Opfer für die 
armen Schwachsinnigen sollten aber unter keinen Umständen 
als zu gross erscheinen. Der Schwachsinn sei eine verhältniss- 
mässig häufige Erscheinung bei den Kindern, und er sei her- 
vorgerufen durch den Alkoholgenuss der Väter, die schlechte 
Behandlung der Mütter während der Schwangerschaft etc. Für 
die Taubstummen und Blinden, für die Blödsinnigen und Idioten 
werde in ausreichender Weise gesorgt; sie bringe man in be- 
sonderen Anstalten unter und nehme sie dort in eine beson- 
dere, ihren geistigen und körperlichen Gebrechen entsprechende 
Behandlung. Wo aber bleibe die ungeheuer überwiegende Zahl 
der Schwachsinnigen? Diese unnormalen Kinder zeichnen sich 
in den Schulen dadurch aus, dass sie sehr unruhig sind und 
allerlei Allotria treiben. Sie nehmen daher die Lehrer beson- 
ders stark in Anspruch, so dass diese um ihretwillen die an- 
deren Kinder mehr oder minder vernachlässigen. Die in Frage 
stehenden Kinder können auch nicht mit den anderen Kindern 
den Anforderungen der Schule entsprechend gefördert werden. 
Mancher Lehrer gibt sich einmal gerade um ein solches Kind 
ganz besondere Mühe und will es mit eifrigem Bestreben mit 
den andern Kindern in gleichem Schritte vorwärts bringen. 
Aber seine Kraft erlahmt gar bald, namentlich in Klassen, die 
60, 70, 80 Kinder zählen. Der beste Massstab für die Geistes- 
kräfte des Kindes ist meistens das Rechnen; und gerade hier 
bleiben denn auch die Schwachsinnigen stets am weitesten zu- 
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rück. In welcher Weise solle man nun aber für die Schwach- 
sinnigen sorgen? Sie in geschlossenen Anstalten unterzubringen, 
wie die Idioten und Blödsinnigen, ginge wegen ihrer grossen 
Zahl nicht an. Es würden dadurch den (Gemeinden in der That 
zu hohe, unerschwingliche Kosten erwachsen. Indessen liesse 
sich gleichwohl in bester Weise für sie sorgen. In kleinen 
Orten, wo nur das eine und andere schwachsinnige Kind vor- 
handen sei, könne der Lehrer schon dadurch viel Gutes wir- 
ken, dass er solche Kinder in seinem Garten, in seiner Land- 
wirthschaft, wie sie wohl jeder Lehrer auf dem Dorfe habe, 
beschäftige und dabei sich bemühe, einen fortgesetzten syste- 
matischen Einfluss in erziehlicher und belehrender Richtung 
auf das Kind zu üben. In grösseren Orten aber, in Städten, wo 
Imbezille in grösserer Anzahl vorhanden sind, müssten Hülfs- 
klassen bei den Volksschulen für sie gebildet werden. Manche 
Städte hätten bereits heute solche Hülfsklassen, einzelne grös- 
sere besässen sogar schon drei- und vierklassige Schwach- 
sinnigen-Schulen. Mehrklassige Schulen seien natürlich das 
Allerbeste. Denn auch für die Förderung der Schwachsinnigen 
sei die Trennung nach dem Alter und den entsprechenden 
Stufen die denkbar günstigste Grundlage. Referent hat das 
selbst in Erfurt erfahren,.wo er als Rektor an der Spitze einer 
Schwachsinnigen-Schule steht. Auch sonst hat sich die Erfurter 
Schule in wünschenswerthester Weise bewährt, namentlich 
aber auf dem Gebiete der Disziplin und der moralischen 
Einwirkung die denkbar besten Erfolge erzielt. Es sei bis- 
her in Erfurt nicht das Geringste vorgekommen, das zu 
bezüglichen Klagen Veranlassung gegeben hätte. Im Gegen- 
theil, ein Mädchen z. B., das in sittlich ganz verkomme- 
nem Zustande in die Schwachsinnigen-Schule eingetreten sei, 
habe sich seitdem so zu seinem Vortheil entwickelt, dass 
es auch nicht mehr das kleinste Vergehen sich habe zu 
Schulden kommen lassen. Die Eltern schwachsinniger Kinder 
freuten sich denn auch stets herzlich, wenn dieselben in die 
Fürsorge dieser Separatschule genommen würden, was übrigens, 
nebenbei bemerkt, niemals ohne der Eltern ausdrückliche, frei- 
willige Zustimmung und niemals zwangsweise geschehe. Auch 
die Schüler der Anstalt zeigten eine Liebe und Anhänglichkeif 
zu derselben, die geradezu rührend sei. Wegen Behandlung der 
Stotterer hat der Berichterstatter Konferenzen der Lehrer mit 
Stotterer-Lehrern abgehalten, und so den Lehrern der allge- 
meinen Volksschule Gelegenheit gegeben, die geeigneten Wege 
zur richtigen Behandlung und zur eventuellen Heilung dieser 
Armen kennen zu lernen. Nach kurzer Debatte wurde ein- 
stimmig folgende Resolution angenommen: „Seitens des Städte- 
tages wird die Errichtung von besonderen Hülfsklassen für 
Schwachsinnige aufs Dringendste befürwortet und empfohlen.“ 

Das Referat über „die Errichtung von Arbeits- 
nachweisstellen“ hatte Oberbürgermeister Geh. Reg.-Rath 
Pabst-Weimar übernommen. Die grosse soziale Gesetzgebung 
des deutschen Reiches habe noch eine wesentliche Lücke, und 
das sei eben der Mangel einer Organisation des Arbeitsnach- 
weises und der Arbeitsverschaffung für ordentliche Arbeiter, 
die arbeiten wollen aber keine Arbeit bekommen können. In 
Deutschland habe man noch keine öffentlichen Arbeitsvermitt- 
lungsstellen oder nur einige schwache Anfänge dazu. Auch in 
Nachbarländern, wie Oesterreich, sei man noch nicht über 
Anfänge hinausgekommen. Gewöhnlich sei nur mit den Asylen 
für Obdachlose eine Arbeitsvermittelung verbunden, so in Berlin, 
Dresden, Leipzig, München, Hamburg, Wien etc. Auch in der 
Stadt Weimar habe man mit den Verpflegungsstationen für 
wandernde Gesellen Arbeitsnachweisungsstellen eingerichtet; 
insbesondere habe man in Oesterreich damit sehr gute Erfolge 
erzielt, da dort die Stationsleiter je nach ihren Erfolgen hin- 
sichtlich der Arbeitsverschaffung Remunerationen bekämen. 
Auch in der Stadt Weimar habe sich die mit der Verpflegungs- 
station verbundene Arbeitsnachweisungsstelle recht gut bewährt 
und werde dieselbe von Arbeitgebern und Arbeitnehmern recht 
stark benützt. Einen förmlichen staatlichen Arbeitsvermittelungs- 
dienst habe bis jetzt nur das Grossherzogthum Luxemburg 
(vgl. I. Halbjahr, S. 89 dieser Zeitschrift). In Frankreich habe 
man damit angefangen, auf Kosten der Stadtgemeinden Ar- 
beitsnachweisstellen zu errichten und zu betreiben. 12 solche 
Stellen, Arbeitsbörsen genannt, bestäuden bis jetzt daselbst, 
die grösste in Paris. Die Errichtung dieser Arbeitsbörse habe 
beiläufig mehrere Millionen Francs gekostet, und ihr Betrieb 
erfordere mehr als 40000 Francs pro Jahr. Diese französischen 
Arbeitsvermittelungsstellen hätten jedoch keinen rechten Erfolg, 
da Verwaltung und Betrieb Syndikaten überlassen sei, die nur 
aus Arbeitern, unter Ausschluss der Arbeitgeber bestehen. Die 
einzige Stadt in Deutschland, die bis jetzt eine städtische 
Arbeitsnachweisstelle errichtet habe, sei Brieg in Schlesien 


(vgl. inzwischen die neuere Notiz II. Halbjahr, S. 91 dieser 
Zeitschrift). Auf dem Wege dazu sei Stuttgart. Hier habe bis- 
her eine grosse private Anstalt für Arbeitsnachweis bestanden. 
Auf Antrag des Gewerbegerichts sei man jedoch jetzt im Be- 
griffe, ein städtisches Arbeitsamt mit kostenfreier Arbeitsver- 
mittelung zu errichten. Das betreffende Statut liege gegenwärtig 
den städtischen Behörden zur Berathung vor. Einen sehr weit- 
gehenden, bedeutungsvollen Versuch auf dem Wege der Ar- 
beiterfürsorge mache man zur Zeit in der Schweiz, und zwar 
in der Hauptstadt Bern. Nachdem dort bereits eine Arbeits- 
vermittelungsanstalt mit städtischen Zuschüssen bestanden, habe 
man im Frühjahr d. Js. eine Arbeiterversicherungskasse ins 
Leben gerufen, d. h. eine Versicherungskasse gegen (unver- 
schuldete)- Arbeitslosigkeit für alle in der Stadt Bern ansäs- 
sigen Arbeiter. Die Arbeiter müssten allerdings 6 Monate der 
Kasse angehören, ehe sie die Wohlthaten derselben geniessen 
könnten. Aber wenn dies der Fall sei, so würden jedem im 
Falle der Arbeitslosigkeit Tagegelder ausgezahlt, die ihn in 
den Stand setzten, die Zeit der Vakanz angemessen zu über- 
dauern. Die Deckung eines etwaigen jährlichen Fehlbetrags 
habe die Stadt Bern in Höhe bis 5000 Mk. übernommen. (vgl. 
hierzu I. Halbjahr, S. 133 dieser Zeitschr.) Hier liege ein wirk- 
licher Versuch zur Lösung der Frage vor. Es ist allerdings 
nur ein Versuch, den man auch auf eine bestinımte Zeit, auf 
3 Jahre, beschränkt habe. Aber man hoffe, dass der Versuch 
gelingen, die Einrichtung sich bewähren werde, und wenn 
dann die genannte Probezeit vorbei sei, so wolle man auf 
Grund der gemachten Erfahrungen die Organisation, unter 
Verbesserung des etwa Mangelhaften, zu einer dauernden 
machen. Hierauf betonte er, dass er nicht gerade eine Nach- 
ahmung des Vorgehens der Stadt Bern verlange, nicht gerade 
eine Arbeitslosenversicherung eingeführt sehen wolle; aber ein 
den Bedürfnissen genügendes Arbeitsnachweissystem erscheine 
ihm nothwendig, es müssten zentrale Anstalten geschaffen 
werden, in denen Angebot und Nachfrage sich begegnen und 
sich zu einander in Beziehung setzen könnten. So lange aber 
eine solche Organisation nicht bestände, müssten wenigstens 
etwaige Vereine, die sich in dieser Richtung bildeten, von den 
Städten nach Möglichkeit unterstützt und gefördert werden. 
Auch müssten im Falle grösserer Arbeitslosigkeit, die Städte 
behufs Beschäftigung ordentlicher Arbeiter städtische Arbeiten 
z. B. Bau von Strassen, Abtragungen u. s. w. ausführen, da 
die hierfür aufgewendeten Kosten zugleich allen Steuerzahlern 
wieder zu Gute kämen, weil man Arbeiten ausführe, welche 
die Stadt eben doch einmal machen müsste und weil man da- 
durch dem Geben von Almosen an ordentliche Arbeiter und 
den bösen Folgen des Almosenempfangs vorbeuge. Gegen 
diese Ausführungen machte Öberbürgermeister Schneider- 
Erfurt geltend, dass die Arbeitgeber nicht viel von den öffent- 
lichen allgemeinen Nachweisbureaus wissen wollten, weil diese 
die sich Meldenden nicht auf ihre Qualifikation prüfen könnten 
und sich zu einer Arbeitsstelle immer massenhaft Leute meldeten, 
die für die betreffende Stelle nicht zu brauchen seien. Die Ar- 
beitgeber suchten sich daher lieber einen tüchtigen Mann unter 
der Hand. Er, der Redner, sei der Meinung, dass innerhalb 
der werschiedenen Arbeitsgebiete Nachweisbureaus, für jedes 
besonders, eingerichtet werden müssten, ähnlich, wie dies schon 
jetzt innerhalb der verschiedenen Innungen und Genossen- 
schaften der Fall sei. Darin stimme er mit dem Referenten 
vollständig überein, dass durch die Gesetzgebung der Arbeits- 
nachweis organisirt werden müsse, und zwar sei dies nament- 
lich nothwendig auf dem Gebiete des Fabrikwesens. Ein 
grosses Bedenken sei übrigens noch dies, dass die Arbeiter, 
die Arbeit suchen, meist nicht aus dem Orte, in dem sie 
wohnten, heraus wollten. Er, Redner, habe sich im vorigen 
Winter, als die Stadt Erfurt selbst den Arbeitslosen keine 
Beschäftigung geben konnte, bemüht, die Leute wenigstens 
auswärts unterzubringen. Aber da hätten dieselben regel- 
mässig gesagt: Wir sind Erfurter, wir wollen hier Arbeit, wir 
gehen nicht aus Erfurt heraus. Hieraus könne man sehen, wie 
schwierig die ganze Frage sei. Gleichwohl dürfe man sich 
nicht abschrecken lassen. Denn ohne gesetzliche Regelung werde 
man bezüglich des Arbeitsnachweises zu keinen befriedigenden 
Verhältnissen kommen. Auch ÖOberbürgermeister Osswaldt- 
Altenburg, der erwähnte, dass in der Stadt Altenburg der Ge- 
werbeverein die Sache mit Erfolg in die Hand genommen habe, 
war mit der gesetzlichen Regelung des Arbeitsnachweises 
einverstanden. Oberbürgermeister Kraatz-Naumburg dagegen 
warnte davor, mit solchen Forderungen das „Recht auf Arbeit“ 
zu proklamiren. In nicht grossen Städten wie Naumburg kämen 
im Winter täglich ein Dutzend Leute ins Rathhaus, die einfach 
sagten: So, da bin ich, nun will ich von der Stadt in Arbeit 
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genommen werden. Eine solche Errichtung von städtischen 
oder staatlichen Arbeitsbureaus sei geradezu gefährlich. Zu 
einer Beschlussfassung über den Gegenstand wurde nicht 
geschritten. 

Auch bei dem nächsten Gegenstand der Tagesordnung, 
der Frage: „Empfiehlt es sich, auf Grund des $ 19a Absatz 2 
Ziffer 2 des Reichsgesetzes über die Abänderung der Gewerbe- 
ordnung vom |. Juni 1891 ortsgesetzliche Bestimmun- 
gen dahin zu treffen, dass die Auszahlung des von min- 
derjahrıgen Arbeitern verdienten Lohnes nur an 
deren Eltern oder Vormünder zu geschehen hat?“ wurde ein 
Beschluss nicht gefasst. Die Redner erklärten sämmtlich, in 
erster Linie als Referent Oberbürgermeister Ruick aus Gera, 
dass man in der kurzen Zeit noch keinerlei Erfahrungen habe 
sammeln können und erst abwarten ınüsse, wie sich solche 
Örtsstatute bewähren würden. Bürgermeister OÖsswaldt-Alten- 
burg wandte sich übrigens ganz entschieden gegen den Vor- 
schlag des Referenten, einen Versuch mit einem derartigen 
Statut zu machen, da diese Statuten die T’endenz hätten, im 
Familienleben der Arbeiter etwas bessern zu wollen, und des- 
halb eine schlechte Zensur für den ganzen Arbeiterstand be- 
deuteten. 

Die übrigen Punkte der Tagesordnung waren rein ge- 
schäftlicher Natur: Rechnungslage, Vorstandswahl, Wahl des 
nächstjährigen Versammlungsorts. Letzterer ist Koburg. 


Die Mitwirkung der Frauen bei der öffent- 


lichen Armenpflege. 
Von Dr. Rudolf Osius in Kassel. 


Je mehr das sogenannte Elberfelder Armenpflege- 
system Eingang findet und die städtischen Armenbehörden 
Mitarbeiter aus den Kreisen der Bürgerschaft zur Hülfe 
heranziehen, desto mehr macht sich das Bedürfniss gel- 
tend, neben den Armenpflegern auch Armenpflegerinnen 
zu bestellen. Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass 
eine wirksame Armenpflege der Thätigkeit der Frauen 
nicht entbehren kann. Mag ein Mann auch noch so 
gründlich die Verhältnisse der seiner Obhut anvertrauten 
Familien prüfen und von dem besten Willen beseelt sein, 
zu helfen, er wird nie so viel sehen wie eine Frau. Der 
grösste Theil der Armenpflege beschäftigt sich mit Frauen 
und Kindern, und hier kann nur eine Frau beurtheilen, 
was Noth thut, und in welcher Weise wirklich dauernd 
zu helfen ist. Auch die in der Armenpflege nicht hoch 
genug zu schätzende moralische Einwirkung erzielt eine 
Frau meistens leichter wie der Mann, weil ihr die Frauen 
und die Kinder näher stehen und ihr rascher das Ver- 
trauen entgegenbringen, welches unbedingt nothwendig 
ist, wenn man Einfluss gewinnen will. Ferner vermögen 
die Frauen meist ihrer Aufgabe mehr Zeit zu widmen, 
als die durch Berufsgeschäfte in Anspruch genommenen 
Männer, und vor Allem besitzen sie mehr Geduld, wie 
das männliche Geschlecht. 

Die Frauenthätigkeit kann sich nun entweder der 
öffentlichen Armenpflege nur mittelbar anschliessen, oder 
sie kann ihr unmittelbar dienstbar sein. In ersterer ‚Be- 
ziehung hat der Elberfelder Frauenverein Mustergültiges 
geleistet; andere Orte werden sein Beispiel unbedenklich 
und mit Nutzen nachahmen können. Besser scheint es 
“ aber, wenn die Frauen direkt in den Dienst der Öffent- 
lichen Armenpflege treten und darin gleichberechtigt mit 
den Männern thätig werden. Wenn wir nicht irren, war 
Kassel die erste Stadt, welche in dieser Weise vorging. 
Kassel hat für jeden seiner dreizehn Armenbezirke einen 
Armenrath mit Stellvertreter, eine Anzahl Armenpfleger 
und mindestens eine Armenpflegerin bestellt. Die Zahl 
ist nach dem mehr oder weniger grossen Bedürfniss 
der einzelnen Bezirke bemessen. 


Die siebzehn Pflegerinnen, die jetzt dort thätig sind, 
bilden eine selbständige Sektion des Vaterländischen 
Frauenvereins und stehen unter einer eigenen Vorsitzen- 
den; sie werden auf Vorschlag der Bezirks-Armenkom- 
mission, die aus einem Armenrath als Vorsitzenden, dessen 
Stellvertreter, sowie sämmtlichen Armenpflegern und Armen- 
pflegerinnen des Bezirks besteht, von der Armendirektion 
bestellt. Die eigentliche Auswahl liegt bei der Sektions- 
vorsitzenden, welche, bevor die Bezirkskommission ihren 
Vorschlag macht, gehört werden muss. Die Wahl wird 
ihr dadurch wesentlich erleichtert, dass sie in ihrer Stellung 
zu dem gesammten Vaterländischen Frauenverein stets in 
der Lage ist, die Thätigkeit vieler Frauen auf dem aus- 
gedehnten Gebiete der gemeinnützigen und Wohlthätig- 
keitsarbeiten dieses Vereins zu beobachten und sich die 
geeignetsten auszusuchen. Missgriffe sind natürlich nicht 
ausgeschlossen, aber bisher sehr selten gewesen, Die Vor- 
sitzende der Armenpflegerinnen wird zu allen Sitzungen 
der städtischen Armendirektion zugezogen und führt in 
diesen eine berathende Stimme. Sie hat dafür zu sorgen, 
dass die Pflegerinnen mit den Grundsätzen einer zweck- 
mässigen, wirkungsvollen Armenpflege genau vertraut sind, 
und beruft zu diesem Zwecke, so oft es nöthig erscheint, 
Sitzungen, an denen auch die anderen Vorstandsmitglieder 
des Vaterländischen Frauenvereins theilnehmen; man be- 
spricht die wichtigeren Vorkommnisse und erledigt etwaige 
Anfragen. Solche Sitzungen fanden in der ersten Zeit 
nach Begründung dieser schon zwölf Jahre bestehenden 
Sektion naturgemäss öfter statt, als jetzt, wo ein tüchtiger 
Stamm erfahrener und geübter Pflegerinnen vorhanden 
ist. Die Vorsitzende leitet ferner die Arbeiten der einzel- 
nen Pflegerinnen, gibt ihnen, wo es nothwendig ist, be- 
sondere Anweisung, beaufsichtigt ihre Thätigkeit und steht 
ihnen mit Rath und Hülfe zur Seite. Sie stellt die Ver- 
bindung zwischen den Pflegerinnen und der Armendirek- 
tion, zwischen der städtischen Armenverwaltung und dem 
Vaterländischen Frauenverein her, und wenn irgendwelche 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Armenpflegern und 
Pflegerinnen entstehen, so ist es ihre Aufgabe, diese aus- 
zugleichen oder die Entscheidung der berufenen Organe 
mit möglichster Beschleunigung einzuholen. 

Es versteht sich von selbst, dass die Armenpflege- 
rinnen, eben weil sie die städtische Armenpflege ausüben, 
sich den Beschlüssen der Armendirektion und der zu- 
ständigen Bezirkskommission, sowie den Vorschriften der 
städtischen Armenordnung und der dieselbe ergänzenden 
Geschäftsanweisung zu unterwerfen und ihnen pünktlichst 
Folge zu leisten haben, gerade wie die Armenpfleger. 
Sie sind mit diesen gleichberechtigt, nehmen an den alle 
vierzehn Tage stattfindenden Sitzungen der Bezirkskom- 
missionen Theil und üben mit den Pflegern gemeinsam 
die Armenpflege m den ihnen überwiesenen Bezirken aus. 
Persönliche Ueberwachung der Unterstützten, Verab- 
reichung von Naturalien unter Vermeidung von Geld- 
gaben sind dabei leitende Grundsätze. Das grösste Ge- 
wicht wird darauf gelegt, dass rasch und vernünftig ge- 
geben wird und alles geschieht, um die Verhältnisse der 
Nothleidenden dauernd zu bessern. Deshalb beschränken 
sich die Armenpflegerinnen nicht darauf, einfach die Gaben 
in zweckmässiger Weise zu vertheilen, sondern sie sorgen 
nach Kräften weiter für die ihnen überwiesenen Schütz- 
linge — es sind deren in der Regel einer bis sechs — 
und machen dadurch die Unterstützung erst recht wirksam. 
Wo in Krankheitsfällen die Hülfe einer geschulten Kranken- 
pflegerin wünschenswerth ist, können die Armenpflegerinnen 
stets die Schwestern vom Rothen Kreuz, welche der Vater- 
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ländische Frauenverein in seinen Diensten hat, heranziehen. 
Die Stadt Kassel hat — und darin liegt nicht nur eine 
Anerkennung der Zweckmässigkeit der geschilderten Ein- 
richtung, sondern auch ein Zeugniss für die Thätigkeit 
der Pflegerinnen selbst -— die letztern noch mit weiteren 
Aufgaben betraut; so mit der Vertheilung der aus einer 
grossen Stiftung fliessenden Unterstützungen für Genesende 
und für solche, die einer Badekur bedürfen, mit der Ueber- 
wachung der von der städtischen Armendirektion in Fa- 
milien untergebrachten Pflegekinder und endlich seit meh- 
reren Jahren auch mit der Erhebung der Miethen in den 
der Stadt gehörigen, für wenigbemittelte Familien be- 
stimmten -Miethwohnungen. Durch letztere Thätigkeit, 
welche die Armenpflegerinnen wöchentlich in diese Woh- 
nungen führt, ist ihnen Gelegenheit gegeben, deren Be- 
wohnern persönlich näher zu treten und unmerklich eine 
nicht zu unterschätzende erziehliche Einwirkung auf sie 
auszuüben. Diese wissen, dass sie wöchentlich den Besuch 
der Pflegerin zu erwarten haben, und sind bemüht, ihre 
Wohnungen, sich selbst und ihre Kinder in möglichst 
gutem Zustande zu zeigen. In gar vielen Fällen suchen 
sie bei den Damen Hülfe, die ihnen gern durch Rath 
und That gewährt wird. Schliesslich bemerken wir noch, 
dass der Vaterländische Frauenverein die Pflegerinnen 
veranlasst hat, sich auch der Fürsorge für trunkbetroffene 
Familien zu widmen, ihr Augenmerk auf die Benutzung 
der Pfennigsparkassen zu richten, Personen, die zum Bezug 
der Alters- und Invaliditätsrente berechtigt sind, behülf- 
lich zu sein, dieselbe zu erlangen, dafür zu sorgen, dass 
aus der Schule entlassene Mädchen in anständigen Fami- 
lien untergebracht und in der Wirthschaft ausgebildet 
werden und dergleichen mehr. Der Zweck der geschil- 
derten Einrichtung, den Organen der städtischen Armen- 
verwaltung in allen Instanzen den Rath und die Hülfe 
sachverständiger Frauen zu gewähren, ist vollständig er- 
reicht. Seit über zwölf Jahren sind die Armenpflegerinnen 
mit gutem Erfolge in Kassel thätig. Die durch sie er- 
zielte Verbindung der öffentlichen und der Vereinsarmen- 
fürsorge hat gute Früchte getragen, und auf diesem Ge- 
biete ist jeder kleine Fortschritt freudig zu begrüssen ; 
weiss man doch, wie schwer es hält, von den die Wohl- 
thätigkeit ausübenden Stellen auch nur die Namen der 
Unterstützten, geschweige denn sonst etwas, zu erfahren. 
Wahrscheinlich haben andere Städte mit den Büchern 
zum Eintrag der von Vereinen u. s. w. Unterstützten keine 
besseren Erfahrungen gemacht, als die Stadt Kassel, wo 
das Buch fast ganz unbenutzt bleibt. 

Die geschilderte Einrichtung lässt sich nun ohne 
grosse Schwierigkeit überall einführen, wo die Armenpflege 
nach dem Elberfelder System geordnet ist. Soweit tüch- 
tige Frauenvereine bestehen, werden sie gern bereit sein, 
die nöthige Hülfe zu leisten, ihre Armenpflege an die 
öffentliche anzuschliessen und sich in deren Dienste zu 
stellen. An kleinen Orten können diese Vereine die Orts- 
armenpflege ganz übernehmen, wie dies von einer An- 
zahl Vaterländischer Frauenvereine im Regierungsbezirk 
Kassel mit: gutem Erfolge bereits seit Jahren geschieht. 
Auch der Badische Frauenverein weist eine grosse An- 
zahl von Zweigvereinen auf, die in mustergiltiger 
Weise in der öffentlichen Armenpflege mitarbeiten. Vor- 
aussetzung des Erfolges ist natürlich, dass Pfleger und 
Pflegerinnen mit voller Hingabe und einer gewissen Be- 
geisterung für ihre Aufgabe ihren, vielfach recht schweren 
und grosse Selbstüberwindung und Geduld erfordernden, 
Beruf ausüben. Diese Eigenschaften findet man aber 
leichter bei Frauen als bei Männern. Unserer Ansicht 


nach wird es nirgends Schwierigkeiten machen, die ge- 
eigneten Kräfte zu gewinnen, sobald man sich erst ent- 
schlossen hat, die Frauen bei der öffentlichen Armenpflege 
mitwirken zu lassen. 


Notizen. 


Erziehung. 


Kosten der Kınderpflege beim” Armenamıt 
Frankfurt a. M. Einer genauen Aufstellung, welche die 
Frankfurter Armenverwaltung für 1892/93 gemacht hat, lässt 
sich entnehmen, welche Kosten die einzelnen Kinder verur- 
sacht haben, und zwar ist es möglich, diese nach den ver- 
schiedenen Pflegekategorien zu trennen und auf den einzelnen 
Verpflegungstag auszurechnen. Da in den meisten Armenver- 
waltungen eine derartige Statistik nur in höchst oberflächlicher, 
meist ganz irreführender Weise gemacht wird, jedenfalls in 
die Verwaltungsberichte — und zwar auch in Frankfurt — nur 
ganz unbrauchbare Zahlen übergehen, so haben wir hier einen 
seltenen Anhalt für den wirklichen Aufwand, den Kinder erfor- 
dern, welche öffentlich erzogen werden. Für in der Stadt Frank- 
furt untergebrachte Kinder ergaben sich 43869 Pflegetage, 
Pflegegeld, Kleidung und Arznei kosteten zusammen 20 299,48 
Mk., also pro Tag 46,3 Pf. Die in Landpflege untergebrachten 
nahmen 60 234 Pflegetage in Anspruch und kosteten inel. Schul- 
geld und Ueberführungskosten 26 676,28 Mk., was auf den Tag 
43,8 Pf. ausmacht. Jeder Tag, den die Kinder in der Kinder- 
herberge zubringen, welche eine Durchgangsstation und eine 
vorläufige Aufnahmestelle ist, wird mit 45 Pf. vergütet, wobei 
freilich Heizung, Beleuchtung, Miethe und auch Aufsichts- 
kosten ausser Ansatz bleiben. Am billigsten sind solche Kinder 
zu verpflegen, für welche an Erziehungsvereine eine Beitrags- 
summe geleistet wird, da stellt sich der Tag (13772 Tage und 
3754 Mk. Gesammtkosten) für die Stadt nur auf 27,3 Pf. Auch 
die von auswärtigen Armenverbänden untergebrachten Kinder 
(25420 Tage und 7167,67 Mk. Kosten) kommen pro Tag nur 
auf 28,2 Pf. zu stehen. Aufs Jahr berechnet kostet ein Kind 
in Stadt-Familienpflege 168,88 Mk., in Land-Familienpflege 
159,80 Mk., in der Pflege auswärtiger Armenverbände 102,93 Mk., 
während Vereinen, welche Kinder übernehmen, durchschnitt- 
lich ein jährlicher Beitrag von 100 Mk. erstattet wird. Was 
diese Vereine zulegen müssen, entzieht sich der Beurtheilung. 
Doch dürften darunter viele Anstaltspfleglinge sein, die wesent- 
lich theurer unterzubringen sind. Der Pflegetag für 32 Kinder, 
die in Anstaltspflege untergebracht waren, stellte sich auf 
83 Pf. oder 302,95 Mk, pro Jahr. (Um Irrthümer auszuschliessen, 
sei bemerkt, dass ausser dem Armenamt auch das Waisenhaus, 
eine öffentliche milde Stiftung, sich die Erziehung armer Kinder 
aus Frankfurt a. M. zur Aufgabe macht.) 


Kinderfürsorge in Newyork. Es sind 40 Jahre 
her, seit in Newyork die „Children’s Aid Society“ gegründet 
wurde. Sie wandte ihre Thätigkeit einer Klasse von Kindern 
zu, welche in unseren deutschen Grossstädten jedenfalls nur 
gering vertreten ist, dort aber viele Tausende umfasst, näm- 
lich denjenigen, welche ohne Heim, ohne Eltern, ohne jegliche 
Pflege auf den Strassen, in den dunkeln Nachtquartieren herum- 
streifen. Ebenso fremd, wie diese Klasse von Kindern, die 
natürlich bei geregelter Durchführung des Schulzwanges nur 
in geringer Zahl vorhanden sein kann, berühren uns die 
Mittel, welche jene Gesellschaft anwandte und anwendet, um 
die Kinder an sich zu ziehen. Sie gibt ihnen zunächst nichts 
weiter als ein Nachtquartier und überlässt sie tagsüber ihrem 
Vagabundenleben. Dabei gibt man ihnen nichts umsonst, son- 
dern lässt sie bezahlen, sodass sie darauf angewiesen sind, zu 
verdienen. Nach einiger Zeit versucht man, die Kinder in be- 
sonderen Arbeitsschulen zu sammeln und dort arbeiten zu lassen, 
aber auch da nach dem Prinzip, dass die Arbeit möglichst die 
Kosten decken soll. Während wir daran gewöhnt sind, das 
einmal als verwahrlost befundene Kind dauernd in Pflege und 
Erziehung zu nehmen, sucht man dort die Kinder aus ihrem 
freien Willen zu sich zu ziehen und bildet sie aus, sich etwas 
zu verdienen. Der interessanteste Zweig der Bestrebungen der 
Gesellschaft ist aber die Verpflanzung der grossstädtischen 
Kinder auf das Land, insbesondere ihre Ueberführung nach 
dem Westen, wo sie von den Farmern mit offenen Armen 
aufgenommen werden. Hier kommt natürlich alles darauf an, 
ob über das Schicksal der Kinder wirklich so peinlich gewacht 
wird, wie es die Gesellschaft in ihren Berichten behauptet. Seit 
1853 hat die Gesellschaft nahezu 100000 Kinder in dieser Weise 
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von Newyork weggebracht, davon verblieben im gleichnamigen 
Staate ca. 39000, die meisten andern kommen in die Staaten 
der Mitte der Union, also Illinois, Missouri, Iowa, Ohio, In- 
diana, Kansas, Michigan. Minnesota, Nebraska, Wisconsin u. s. f. 
Nur etwa 5000 kehrten zu ihren Eltern zurück. (Vergl. The 
Children’s Aid Society of New York, United Charities Buil- 
ding N. Y. 1893.) 


Schulwesen. 


Entwicklung der Berliner Gemeindeschulen. 
Am 1. Oktober d. J. wird man in Berlin gleichzeitig die 200. 
und die 201. Gemeindeschule eröffnen. Damit hat die Stadt 
Berlin das zweite Hundert der Gemeindeschulen überschritten. 
Die 50. Gemeindeschule wurde im Oktober 1869 eröffnet. die 
100. im April 1878. In den letzten 24 Jahren sind also 150 
Gemeindeschulen, in den letzten 15 Jahren 100 neue Anstalten 
errichtet worden. Wenn man sich dabei erinnert, dass im Jahre 
1857 erst 15 Gemeindeschulen mit 132 Klassen und 11 746 
Schülern vorhanden waren, so hat man eine Entwickelung vor 
sich, die auf deutschem Boden ihresgleichen nicht haben 
dürfte. Die Zahl der Gemeindeschulen stieg 1860 auf 20, 1865 
auf 33, 1870 auf 53, 1875 auf 88, 1880 auf 114, 1885 auf 156, 
1890 auf 185 und wird mit dem |. Oktober dieses Jahres auf 
201 steigen. Das stärkste Wachsthum der Schulen fällt in die 
Zeit von 1880 bis 1885, wo sich die Zahl der Schulen um 39 ®%o, 
die Zahl der Klassen (von 1742 auf 2587) um 49% und die 
Zahl der Schüler (von 94 067 auf 143597) um 53°/o vermehrte. 
Diese rasche Entwickelung hat seitdem aufgehört. Bis zum 
31. März 1890 stieg die Zahl der Schulen (183) nur um 17 °/o, 
die der Klassen (3060) um 18°/o und die Zahl der Schüler 
(169 315) um 18°/o. Vom 1. Juni 1891 bis dahin 1892 vermehrte 
sich die Schülerzahl nur um 1991 und bis dahin 1893 wiederum 
nur um 2287, während beispielsweise 1882 das Wachsthum 
10 282, 1884: 10 625 betrug. Für die Berliner Gemeindeschule 
ist nunmehr allem Anscheine nach eine Zeit ruhiger Weiter- 
entwickelung gekommen, die der städtischen Verwaltung Zeit 
lassen wird, an den inneren Ausbau des gewaltigen Schul- 
körpers zu gehen, an dem zur Zeit ein Stab von 198 Rektoren, 
2050 Lehrern, 1083 ordentlichen und 618 technischen Lehre- 
rinnen, also zusammen 3949 Lehrkräfte, thätig sind. Hoffentlich 
wird man nun, wo die Vermehrung der Schülerzahl etwas 
nachlässt, daran gehen, die Stärke der einzelnen Klassen, welche 
jetzt ausserordentlich gross ist, herabzusetzen. Jedenfalls hat 
man zunächst keine Veranlassung mit dem Neubau von Ge- 
meindeschulen ein langsameres Tempo einzuschlagen. 

Behandlung von SprachgebrechenbeiKindern. 
Auf der jüngst in Nürnberg abgehaltenen Naturforscher- und 
Aerzteversammlung sprach am 14. d. M. in der Abtheilung 
für Kinderheilkunde Dr. Gutzmann aus Berlin über die öffent- 
liche Fürsorge für stotternde und stammelnde Kinder. Der 
Vortragende hat selbst seinerzeit die Anregung zu dieser Für- 
sorge gegeben. Seit 1885 hat man dann in Deutschland all- 
gemein begonnen, die stotternden und stammelnden Kinder in 
Behandlung zu nehmen, und zu diesem Zwecke in Berlin be- 
sondere Kurse eingerichtet, in denen Volksschullehrer An- 
weisungen erhalten, wie man durch besondere Uebungen die 
in Rede stehenden Sprachfehler beseitigen kann. Die in ihre 
Wohnorte zurückgekehrten Lehrer bringen dann das für die 
Beseitigung des Stotterns und Stammelns geeignete Verfahren 
bei den ihrer Obhut anvertrauten Kindern, soweit letztere die 
besagten Defekte aufweisen, zur Anwendung und richten zum 
Theil auch wieder besondere Kurse ein. Bis jetzt wurden so 
in den Berliner Kursen 206 Lehrer und drei Lehrerinnen nach 
der Gutzmann’schen Methode ausgebildet; meist waren es die 
Gemeinden, welche die Kosten dieser Ausbildung trugen. 
Auch in Dresden und Hamburg finden neuerdings derartige 
Kurse statt. Auf diese Weise sind bereits sehr namhafte Er- 
folge erzielt worden; von den stotternden Kindern werden 
80 Prozent dauernd von ihrem Uebel befreit und die stam- 
melnden Kinder erlernen fast sämmtlich ohne Anstoss zu 
sprechen. Noch günstiger würden die Resultate sich gestalten, 
wenn das, was der Stotterlehrer gut macht, nicht häufig von 
einem anderen Lehrer wieder zu Nichte gemacht würde. Auch 
muss den Stotterlehrern empfohlen werden, in solchen Fällen, 
wo bei dem stotternden Kinde anderweitige Abnormitäten zu 
Tage treten, sogleich den Arzt zu Rathe zu ziehen. Schon 
aus diesem Grunde ist die Anstellung von besonderen Schul- 
ärzten ein dringendes Erforderniss. Mit den gegen das Stottern 
gerichteten Massregeln muss frühzeitig begonnen werden; 
denn beim ersten Leseunterricht ist es leicht, dem Kinde das 
Stottern abzugewöhnen, später wird dies schwieriger. Aerzte 
und Pädagogen haben daher übereinstimmend die Forderung 


erhoben, dass die seminaristische Ausbildung der Lehrer sich 
auch auf die Belehrung über Sprachentwickelung der Kinder, 
Sprachphysiologie und die häufigsten Sprechgebrechen, Stottern 
und Stammeln, erstrecken müsse. 

Knabenhort an der Volksschule in Karlsruhe. 
Dem Bericht über die städtischen Schulen zu Karlsruhe für 
das Schuljahr 1892/93 ist zu entnehmen, dass der Knabenhort, 
welchen die städtische Schulverwaltung im Herbst 1889 in 
einer Volksschule errichtete, andauernd mit Erfolg arbeitet. Seine 
Leitung ist zwei jüngeren Hauptlehrern anvertraut. Vorstand des 
Hortes ist ein Mitglied des Stadtrathes, welches ihn in der 
Ortsschulbehörde vertritt. Der Knabenhort hat den Zweck, 
armen Knaben, deren Eltern tagsüber ausserhalb des Hauses 
beschäftigt sind, ein Heim zu bieten, in welchem sie den 
schädlichen Einflüssen der Strasse entzogen sind. Um !/»5 Uhr, 
resp. 5 Uhr, finden sich die Knaben im Lokal ein und erhalten 
ein Vesperessen, bestehend in !/a bis !/a Liter Milch und einem 
tüchtigen Stück Schwarzbrod. Die übrige Zeit wird mit An- 
fertigen der Hausaufgaben, Handarbeiten in der Kerbschnitzerei 
(die beiden Lehrer nahmen im verflossenen Jahre auf staat- 
liche und städtische Kosten an einem Kurse in Leipzig theil), 
Spielen, Singen, Lesen, Turnen u. s. w. je nach dem Wetter 
und der Jahreszeit, im Lokal, in der Türnhalle, oder in dem 
geräumigen, mit Kastanien bepflanzten, schönen Schulhofe zu- 
gebracht. Die Knaben setzen also hier die Schulstunden nicht 
fort, es herrscht auch nicht die ernste Stille, sondern sie er- 
halten eine regelmässige, dem Kindesaiter zuträgliche Ab- 
wechselung von Arbeit, Erholung und Belehrung. Das Schul- 
bad, welches im Hause ist, wird fleissig benützt. Seit seiner 
Eröffnung besuchen den Hort täglich durchschnittlich 42 Schüler 
der Einfachen Knabenschule. Bei Aufnahme derselben werden 
die Bedürftigsten, besonders die Söhne von Wittwen berück- 
sichtigt. Sie erfolgt in der Regel auf Veranlassung der Klassen- 
lehrer, welche die bei ihnen um Eintritt in den Hort nach- 
suchenden Schüler nach eingezogenen Informationen vor- 
schlagen. Die Knabenhaben wöchentlich 10 Pf. zu zahlen. Den 
Geldeinzug besorgen die betreffenden Lehrer (Leiter). Sie sind 
nach Benehmen mit dem Vorstande berechtigt, ganz armen 
Kindern, welche das Geld nicht aufbringen können, die Zahlung 
zu erlassen. Der Hort ist an Schultagen 2!/a, an Ferientagen 
7 Stunden geöffnet. Die Einrichtung des Zimmers (einschliess- 
lich der Spiel- und Werkzeuge) kostete etwa 1000 Mk. Die 
ständigen jährlichen Ausgaben für Beleuchtung, Heizung, Be- 
aufsichtigung, Verpflegung (Brod und Milch) u. s. w. betragen 
etwa 2300 Mk. Sämmtliche Ausgaben trägt die Stadtkasse. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Umtereichtszeits rürs Kortbildunesschulen:, 
Eine charakteristische und sehr begrüssenswerthe Reformbe- 
wegung in Sachen der Fortbildungsschule kommt gegenwärtig 
zu Blankenburg a. H. in Gang. Von verschiedenen Seiten 
wird aus der Bürgerschaft heraus angeregt, dass die Unter- 
richtsstunden in der dortigen gewerblichen Fortbildungsschule 
vom Abend auf den Nachmittag (l—--4 Uhr) verlegt werden 
möchten, da die Schüler nach der am ganzen Tage geleisteten, 
körperlich anstrengenden Arbeit am Abend von 8—10 Uhr 
sich der geistigen Arbeit sicher nicht mit der erforderlichen 
Kraft zu widmen im Stande sind. In Rücksicht auf die Fort- 
bildungsschule hat die dortige Schuhmacher-Innung im Lehr- 
vertrage vermerkt, dass der Ersatz des verausgabten Schul- 
geldes und die Beschaffung der Lehrmittel für die Lehrlinge 
als Pflicht der — Eltern und Vormünder, die Gewährung der 
Zeit und das Anhalten zum Schulbesuch als Pflicht der Meister 
festgesetzt ist. 

Fortbildungsschulwesen und Gewerbeordnungs- 
novelle. Dem sehr lesbar geschriebenen „Bericht über den 
Stand und die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der 
Stadt Prenzlau für das Jahr 1891/92“ entnehmen wir folgende 
bemerkenswerthe Notiz: „Auf Grund der durch Reichsgesetz 
vom 1. Juni 1891 den 88 120, 142 und 150 der Reichsgewerbe- 
ordnung gegebenen neuen Fassung wurde das bisher geltende 
Ortsstatut betreffend die gewerbliche Fortbildungsschule hier- 
selbst umgearbeitet, und erhielt diese unterm 17./27. Oktober 
erfolgte Umarbeitung unterm 8. Januar die Genehmigung des 
Bezirksausschusses. Besonders durch den ihm neu eingefügten 
Strafparagraphen wirkte das neue Statut äusserst günstig nicht 
nur auf die Regelmässigkeit des Schulbesuchs, sondern auch 
auf die Schulzucht.“ Es wäre interessant, wenn andere Städte 
ihre Erfahrungen über diesen Punkt ebenfalls mittheilten. 

Hauswirthschaftliche Ausbildung der Land- 
mädchen. Auf der 60. Generalversammlung des Landwirth- 
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schaftlichen Vereins für Rheinpreussen zu Koblenz berichtete 
Dr. Kamp-Frankfurt a. M. über obigen Gegenstand, der von 
ihm und Lehrer Schultz in dieser Zeitschrift I. Halbjahr S. 76 ff. 
und II. Halbjahr S. 53 ff. ausführlich behandelt worden ist. In- 
teressant war die Debatte, welche sich an den Vortrag knüpfte. 
Graf Brühl hegte die Befürchtung, dass in den grossen An- 
stalten wohl dressirt, aber nicht erzogen werde. Es seien auch 
Klagen darüber gekommen, dass die Mädchen in den Anstalten 
verwöhnt würden, weil dort alles im grossen gemacht würde. 
Kämen sie nun nachher in eine kleine Haushaltung, dann 
wüssten sie nicht richtig zu disponiren über ihre Zeit und ihre 
Arbeit. Mit dem praktischen Unterricht hapere es auch nicht 
selten; es käme vor, dass die Kühe störrisch würden, wenn 
sie alle Tage von einem anderen Mädchen gemolken würden. 
Redner ist der Ansicht, dass diese Schulen in ähnlicher Weise 
einzurichten seien, wie unsere landwirthschaftlichen Winter- 
schulen, wo die Mädchen das, was sie zu Hause in der Praxis 
gesehen haben, nun auch theoretisch kennen lernen. General- 
sekretär Havenstein ist auch der Ansicht, dass die Sache 
schliesslich auf Winterschulen hinauslaufen würde. Er empfiehlt 
die Einrichtung der Schule in Mayen, wo nur I2 Mädchen 
unterrichtet werden, die zusammen eine Familie bilden. Dann 
fehle es den Mädchen nachher, wenn sie ein eigenes Hauswesen 
leiten sollen, nicht an einem Massstab. Ob die von Pfarrer 
Winter getroffene Einrichtung praktisch und zweckmässig, sei 
sehr zu bezweifeln. Vor 12 Jahren, als Rektor Cremer den 
Butterverein in St. Vith gründete, war (las berechtigt; heute 
stehe die Milchwirthschaft auf einem ganz anderen Boden als 
damals und da seien solche Einrichtungen mehr schädlich als 
nützlich. Wenn 300 Haushaltungen vorhanden sind, dann gebe 
es auch 300 Sorten Butter. Viel erziehlicher wirke eine Ge- 
nossenschaft, wo jeder Genossenschaftler kontrolirt werde. 
Dr. Eisbein hat Haushaltungsschulen in Baden besucht. Dort 
werden in der Winterschule Schüler und Schülerinnen unter- 
richtet; sie wohnen auch unter einem Dache. Das geht sehr 
gut, hat der Vorsteher erklärt. Liebeleien kommen nicht vor, 
denn die Jungen sind den Mädchen zu grün. Thut einmal 
einer von ihnen eine unpassende Aeusserung, dann kriegt er 
eins hinter die Ohren. (Grosse Heiterkeit.) Man hat dort keinen 
Kuhstall eingerichtet, sondern man kauft täglich ein gewisses 
(Quantum Milch, und bearbeitet es nach dem Kaltwasserver- 
fahren zu Butter oder auch zu Käse. Redner hat der Schluss- 
prüfung beigewohnt und ist erstaunt gewesen, wie die Mädchen 
in der Haushaltungschemie beschlagen waren. Sie wussten 
ganz prächtig anzugeben, welche Bestandtheile in der Milch, 
im Mehl, in den Kartoffeln enthalten sind, so dass die Bauern 
vor Erstaunen über die Weisheit ihrer Töchter die Hände über 
dem Kopf zusammenschlugen. (Grosse Heiterkeit.) Einer von 
ihnen sagte dem Redner: Ich habe zwei Töchter, wie die von 
der Haushaltungsschule zurückkamen, waren sie gleich verlobt 
und bald darauf verheirathet. (Erneute Heiterkeit.) Dekonomie- 
rath Herstatt hebt hervor, dass für solche Schulen die katho- 
lischen Schwestern die besten und billigsten Lehrkräfte seien. 
Der Vereinsvorsitzende von Bemberg-Flamersheim sagt die 
thatkräftige Unterstützung des Präsidiums bei Errichtung von 
Haushaltungsschulen zu. In seinem Schlusswort macht der 
Berichterstatter nähere Mittheilungen über die Einrichtungen 
der süddeutschen Haushaltungsschulen. Dort gehört der Vor- 
mittag der Praxis, der Nachmittag dagegen der Theorie. Die 20 
bis 30 Mädchen werden in mehrere Gruppen getheilt, deren 
eine die Küche, die andere die Wäsche u. s. w. zu besorgen 
haben, sodass auf jede Gruppe 4 bis 5 Mädchen kommen. 
Dr. Kamp ist erfreut darüber, dass der landwirthschaftliche Ver- 
ein die Sache fördern will — sie sei wirklich dieser För- 
derung werth. 


Ärmenwesen. 


Verbindung von Waisenrath und Armen- 
verwaltung in Breslau. Der Magistrat Breslau’s beab- 
sichtigt, ein neues Regulativ über die Organisation der Waisen- 
räthe zu erlassen. Insbesondere soll hierbei, unter grundsätz- 
licher Festhaltung der Vereinigung des Waisenrath- und des 
Bezirksvorsteher-Amtes, ausnahmsweise eine Uebertragung der 
Waisenrathfunktionen an andere Beamte der Armenverwaltung 
(doch ausschliesslich innerhalb des Kreises der Ehrenbeamten) 
für zulässig erklärt werden. Ferner sollen die Verpflichtung 
der Armenpfleger zur Uebernahme des Waisenpflegeramtes und 
der Umfang der Amtspflichten der Waisenpfleger an sich ein- 
geschränkt werden. Der Magistrat rechnet darauf, dass sich 
ihm bei der bevorstehenden Neuordnung des Armenwesens 
nach Elberfelder Muster eine grosse Zahl auch solcher Herren 


als Armenpfleger freiwillig zur Verfügung stellen werden, 
a 


welche gesetzlich zur Annahme städtischer Ehrenämter nicht 
gezwungen werden könnten, insbesondere auch aus den Kreisen 
der Beamten, Geistlichen und Lehrer sowie derjenigen Bürger, 
welche bereits andere städtische Ehrenämter verwalten. Diese 
Herren sollen nur mit ihrer besonderen Zustimmung zugleich als 
Waisenpfleger bestellt werden. — Diese Anlehnung der Waisen- 
rathsorganisation an die Armenverwaltung findet sich übrigens 
in mehreren Städten, welche das Elberfelder System haben, 
so in Elberfeld, Barmen, Crefeld und Erfurt. Auch in Frankfurt 
wird zur Zeit beabsichtigt, den Waisenrath der Armenver- 
waltung anzugliedern, obwohl vor vier Jahren ein dahingehender 
Magistratsantrag am Widerspruch der Stadtverordneten ge- 
scheitert ist. 


Krankenpflege. 

Krankenwärter- und Wärterinnen-Verein zu 
Breslau. Im Anschluss an den Aufsatz, „Der Mangel an 
Krankenpflegerinnen“, II. Halbj. S. 93 ff., können wir heute 
mittheilen, dass in Breslau ein Verein nach Art des englischen 
Pflegerinnenvereins seit dem Jahre 1891 besteht. Bei Gründung 
des Vereins wurde zugleich ein Nachweisbureau eingerichtet, 
durch welches Aerzte und Herrschaften das bei Krankheits- 
fällen nöthige Pflegepersonal erlangen können. Auf diese Weise 
ist die Möglichkeit geboten, sofort vollkommen zuverlässige 
geprüfte Krankenwärter, Wärterinnen und Wochenpflegerinnen, 
überhaupt ein gut geschultes Personal zur Ausführung aller 
von den Aerzten angeordneten Kurverfahren für Breslau und 
die Provinz unentgeltlich nachgewiesen zu erhalten. Der Verein, 
welcher den Zweck hat, dem allgemeinen Wohle durch zu- 
verlässige Ausübung der Krankenpflege zu dienen und durch 
Wort und Schrift für Weiterbildung der Mitglieder Sorge zu 
tragen, ist bereits in 340 Fällen durch dieses Nachweisbureau 
zur Uebernahme von Pflegen aufgefordert worden. In den 
Verein werden nur unbescholtene Krankenwärter und Wärte- 
rinnen aufgenommen, die in einem grösseren Krankenhause die 
Prüfung mit „gut“ bestanden haben oder mehrjährige Thätig- 
keit in Krankenhäusern nachweisen können. Wochenpflege- 
rinnen werden als Mitglieder aufgenommen, wenn dieselben 
in Königlichen oder Provinzial-Anstalten thätig waren und 
ein Prüfungszeugniss aus den betreffenden Anstalten beibringen 
können. Die durch das Nachweisbureau nachgewiesenen Kräfte 
haben sich bei Aerzten und Herrschaften bisher das grösste 
Vertrauen erworben. 


Wohnungswesen. 


Polizeiverordnung über Schlafstellenwesen. 
Der Gemeinderath von Bernburg beschäftigte sich in seiner 
Sitzung vom 18. d.M. mit dem Kostgänger- oder Schlafstellen- 
wesen und nahm eine aus einer Kommissionsberathung hervor- 
gegangene Polizeiverordnung darüber einstimmig an. Nach $ 1 
darf niemand in das von ihm ganz oder theilweise bewohnte 
Haus gegen Entgelt Personen unter Gewährung von Wohnung 
und Kost (Kostgänger) oder unter Gewährung von Wohnung 
und Bett (Quartier- oder Miethgänger) aufnehmen oder bei 
sich behalten, wenn er nicht für diese Personen ausser den 
für sich und seine Haushaltungsangehörigen erforderlichen 
Räumen genügende Schlafräume hat, welche gewissen Bestim- 
mungen entsprechen. Sie dürfen beispielsweise mit den Wohn- 
und Schlafräumen des Kost- und Quartiergebers und seiner Haus- 
haltungsangehörigen nicht in offener Verbindung stehen und 
müssen für jeden Schlafstelleninhaber mindestens 3 | | Meter 
Wohnungsfläche und 10 kbm. Luftraum enthalten. Auch muss 
jeder, der Kost- oder Quartiergänger bei sich aufnimmt, hier- 
von unter Angabe der Zahl der aufzunehmenden Personen und 
der für dieselben bestimmten Räumlichkeiten der Polizei An- 
zeige machen. Uebertretungen der Verordnung werden an den 
Kost- und Quartiergebern mit Geldbusse bis zu 15 Mk., im 
Unvermögensfalle mit entsprechender Haft geahndet. Die Nach- 
barstadt Köthen hat eine derartige Polizeiverordnung mit 
Genehmigung der Regierung bereits im Jahre 1885 erlassen. 


Gewerbewesen. 


Städtische Arbeitsvermittlungund Arbeits- 
losigkeit. Es ist bereits bekannt geworden, dass das Freie 
Deutsche Hochstift in Frankfurt a. M. durch seine volkswirth- 
schaftliche Sektion einen sozialen Kongress veranstaltet, der 
angesichts der sozialen Vorgänge des letzten Winters über die 
„Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittlung in Industrie- und 
Handelsstädten“ verhandeln und diese brennenden Fragen der 
städtischen Sozialpolitik für den bevorstehenden Winter klären 
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helfen soll. Wie zu erwarten war, hat der Gedanke dieses Kon- 
gresses sehr beifällige Aufnahme gefunden. Zum Kongresstag 
ist nunmehr der 8. Oktober d. Js. bestimmt. Als Referenten 
fungiren der aus der ethischen Bewegung bekannte Professor 
Tönnies-Kiel, als Statistiker der Direktorialbeamte des Berliner 
Städtischen Bureaus Dr. Hirschberg und als Vertreter einer zen- 
tralisirten Arbeitergewerkschaft der Vorsitzende des Deutschen 
Tischlerverbandes Kloss-Stuttgart. Für die Einleitung der Dis- 
kussion sind eine Reihe sachkundiger Herren gewonnen, u. A. 
der Vorsitzende des Stuttgarter Gewerbegerichts Lauten- 
schlager, der durch die Organisation des dortigen städtischen 
Arbeitsamtes neuerdings so bekannt geworden ist, mehrere 
Leiter von Arbeitergewerkschaften u. s. w. Anfragen und An- 
meldungen zu dem Kongress, der jedem Interessenten zugänglich 
ist, sind bei dem Bureau des Freien Deutschen Hochstifts 
(Frankfurt a. M., Hirschgraben) bereits zahlreich aus städti- 
schen, Gelehrten-, Geistlichen-, Arbeiter- und Gewerbegerichts- 
kreisen eingelaufen, sodass der Kongresstag für alle Freunde 
einer volksthümlichen Sozialpolitik von höchstem Interesse 
zu werden verspricht. Die Theilnehmer haben einen Beitrag 
von 2 Mark zu leisten, wofür ihnen der in Buchform nach 
stenographischer Niederschrift zu veröffentlichende Verhand- 
lungsbericht unentgeltlich zugesandt wird. Beschlüsse soll 
der Kongress nicht fassen, sondern nur, wie es im Pro- 
gramm heisst, eine Veranstaltung darstellen, „bei der Fach- 
männer aus Praxis und Theorie, sowie sonstige Interessenten 
ihre Ansichten über soziale Zeitfragen frei und offen aus- 
sprechen können. Immer sollen die Besprechungen in enger 
Fühlung mit der wirthschaftlichen und sozialen Praxis bleiben 
und bei allen die Arbeiter betreffenden Fragen diese als gleich- 
berechtigte Theilnehmer an den Vorbereitungen und Verhand- 
lungen mitwirken.“ Man darf wohl von allen Seiten rege Theil- 
nahme und gutes Gelingen für die Verhandlungen wünschen, 
welche für die soziale Praxis des nächsten Winters von Be- 
deutung werden dürften. 


Städtische Arbeitsvermittlung für Barmen und 
Braunschweig. Auch in Barmen macht sich gegenwärtig eine 
Bewegung zu Gunsten der Errichtungeiner mit städtischen Mitteln 
zu organisirenden Arbeitsvermittelung geltend. In einer kürzlich 
abgehaltenen Versammlung der „Arbeiter-, Bürger- und Hand- 
werker-Vereinigung* wurde die Errichtung eines Arbeiter- 
stellen-Nachweise-Bureau’s für eine dringende Nothwendigkeit 
erklärt und die Stadtverordneten-Versammlung gebeten, „die 
Gründung eines solchen so schnell und so energisch als möglich 
in die Hand zu nehmen und zu diesem Zweck mit den be- 
treffenden Interessenten in Verbindung zu treten“. Man hofft 
auf diese Weise der namentlich zur Winterszeit sich mehrenden 
unverschuldeten Arbeitslosigkeit wirksam begegnen zu können. 
Ebenso wurde in der Stadtverordnetenversammlung von Braun- 
schweig vor Kurzem ein Antrag auf Errichtung einer Arbeits- 
vermittlungsstelle eingebracht. Da die mit der Vorberathung 
des Antrages betraute Kommission sich zunächst Material aus 
Stuttgart und anderen Städten, die bereits eine derartige Ein- 
richtung besitzen, verschaffen will, so wurde in der Sitzung 
vom 21. d. M. die Berathung ausgesetzt. 


Statuten über Lohnzahlung. Ortsstatuten auf 
Grund des $ 119a der G.-O. über Lohnzahlung an Minder- 
jährige sind ferner beschlossen in den Gemeinden Kalden- 
kirchen (Reg.-Bez. Düsseldorf), sowie Allersdorf, Böhlen, 
Frankenhausen, Katzhütte, Lichte b. W., Mellen- 
bach, Scheibe, Wildenspring und Unterweissbach 
(Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt) und in jüngster Zeit in 
Quedlinburga.H. Abgelehnt wurde der Erlass inSchmiede- 
bergi.Schl. und Düren (Rheinprovinz). Das Bürgermeisteramt 
der Stadt Emmerich (Kreis Wesel) theilt uns ferner auf 
Anfrage mit, dass das dort eingeführte Ortsstatut über Lohn- 
zahlung an Minderjährige sich „leicht eingelebt hat und sich 
gut bewährt. Die Unternehmer verfahren vollständig nach dem- 
selben, und Unannehmlichkeiten irgend welcher Art sind nicht 
bemerkbar geworden.“ Nur fehlt eine Angabe darüber, ob 
nicht doch gerade auf Grund des Statuts infolge Erlaubniss- 
ertheilung der Eltern die Auszahlung des Lohnes in der Haupt- 
sache nach wie vor an die Minderjährigen erfolgt. 

Städtischer Bauarbeiterschutzin Braunschweig. 
Eine Gruppe von Stadtverordneten in Braunschweig hat bean- 
tragt: „Die Stadtverordnetenversammlung wolle den Magistrat 
ersuchen, zu folgendem seine Zustimmung zu geben: Für alle 
auf Kosten der Stadt auszuführenden Bauten sind folgende 
Bestimmungen massgebend: 1. Die Arbeiten sind nicht in Sub- 
mission zu vergeben. 2. Jeder Unternehiner hat folgende Bestim- 
mungen zu erfüllen: a) Die Arbeitszeit darf nur 9 Stunden 
betragen; b) die Arbeiten dürfen nicht in Akkord vergeben 


werden, sondern es müssen Löhne gezahlt werden; c) der 
Verkauf von Getränken. und Lebensmitteln durch die Ange- 
stellten des Arbeitgebers ist nicht statthaft; d) der Bauunter- 
nehmer hat die Verpflichtung, bei Beschäftigung von 25 Ar- 
beitern und mehr Bedürfnissanstalten zu errichten, die den 
hygienischen Anforderungen entsprechen.“ Nach Begründung 
dieses Antrages durch Stadtv. Rieke und Unterstützung des- 
selben wurde der Antrag in der Sitzung vom 21. d. M. der 
Statutenkommission zur Vorberathung überwiesen. 


Vorbereitung von Nothstandsarbeiten in 
Darmstadt. Mit der Nebenabsicht, minderwerthigen Arbeits- 
kräften namentlich auch für die Winterszeit Arbeitsgelegenheit 
zu geben, beschloss die Stadtverordnetenversammlung in Darm- 
stadt in ihrer Sitzung v.21.d. M. zunächst 36 Morgen der westlich 
der Staatsstrasse nach Frankfurt gelegenen Hammelstrift in 
städtischer Regie zu bewirthschaften. Durch geeignete, vom 
Landwirthschaftsinspektor Stimmel in Vorschlag gebrachte 
Melivration des Bodens hofft man das Erträgniss schon nach 
dem ersten Betriebsjahr von 6 auf 16 Mk. pro hessischen 
Morgen bringen zu können. Allerdings hob der Bürgermeister 
hervor, dass nur wenige Beschäftigungslose im letzten Winter 
Arbeit genommen hätten. Die im Herdweg für solche vor- 
gesehenen Arbeiten seien im Grossen und Ganzen liegen 
geblieben. Im Fragefall gewähre man hauptsächlich den minder 
arbeitsfähigen eine Arbeitsgelegenheit. 


Lıtteratur 


Berieht des Sonderkomitees IX der „Deutschen 
Frauen-Abtheilung bei der Weltausstellung 
in Chicago 1893“ über Krippen, Kinderschutzvereine, 
Oberlinschulen, Bewahranstalten, Fröbelsche Kindergärten, 
Kinderhorte und Anstalten zur Ausbildung von Klein- 
kinder-Erzieherinnen. Unter Mitwirkung von Frau Henriette 
Schrader u.a. bearbeitet von Prof. Dr. E. Pappenheim, 
Emanuel Vogelgesang und Otto Janke. Berlin 1893. 
L. Oehmigke’s Verlag (R. Appelius). VIII und 253 Seiten. 


Zur Darstellung der Fürsorge für die vorschulpflichtige 
Jugend in Deutschland hat ein Ausschuss über alle bestehenden 
Einzelinstitute nach einem Fragebogen Material zu sammeln 
gesucht. Eine solche Erhebung ist gewiss verdienstlich, doch 
kann sie nur wirklich nutzbringend sein, wenn der Sammlung 
des Materials die Verarbeitung folgt. Der vorliegende Bericht 
enthält keine solche Verarbeitung, sondern es werden nur, 
nach Landestheilen getrennt, entweder die einzelnen Anstalten 
aufgezählt und nach einigen Gesichtspunkten besprochen oder 
für ganze Landestheile statistische Aufstellungen gegeben. Man 
hätte richtigerweise das Hauptgewicht auf die Frage legen 
müssen, welches Bedürfniss auf dem Gebiete der Fürsorge 
für kleine Kinder vorliegt und wie weit ihm die vorhandenen 
Vorkehrungen gerecht werden. Statt des für den Bericht be- 
zeichnenden Wohlgefallens an der Einzelleistung jedes Vereins 
etc. hätte man dann wohl umgekehrt den Eindruck der un- 
endlichen Versäumniss, des betrübenden Mangels erhalten. In 
Wirklichkeit ist unser Vaterland auf diesem Gebiete sehr weit 
hinter andern Ländern, insbesondere hinter Frankreich zurück- 
geblieben. Ebensowenig Verständniss, wie in der Wahl des 
Ausgangspunkts, offenbart sich in der Berücksichtigung der 
übrigen massgebenden Gesichtspunkte. Man nimmt nur einiger- 
massen in Betracht, wie weit die Fröbel’sche Methode und 
die Thätigkeit der Frauen vorherrscht. So ist also wesentlich 
nur Material in jenem Bande veröffentlicht, das noch der Be- 
arbeitung. der Durchtränkung mit Gesichtspunkten harrt. Es 
lässt sich immerhin erkennen, dass von Ort zu Ort im Umfang 
der Fürsorge für die kleinen Kinder noch rechte Verschieden- 
heiten bestehen. Im Osten scheint die Aufgabe noch kaum 
entdeckt, und das Verständniss geht so weit, dass man in 
Königsberg unter die Anstalten für kleine Kinder auch eine 
Volksküche einreiht. Andererseits ist die Sammlung aber auch 
sehr lückenhaft. Man entschuldigt sich, dass man aus Rhein- 
land und Westfalen gar keine Nachrichten erhielt, ein Beweis, 
dass man sich jedenfalls nicht an die richtigen Leute gewandt. 
Persönliche Erfahrungen lehren uns, dass solche Auskünfte 
fast ausnahmslos mit der grössten Bereitwilligkeit ertheilt 
werden, mag man sich an öffentliche Behörden oder an Privat- 
vereine wenden; die Adressen aber finden sich in jedem Adress- 
buch. Der Regierungsbezirk Wiesbaden mit Frankfurt ist 
gänzlich übergangen, was um so auffallender ist, als über die 
in letzterer Stadt vorhandenen Institute im vorigen Jahre eine 
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erschöpfende Behandlung im Drucke erschien. So bekommt | Gesichtspunkten aus betrachtet; eine Berechnung darüber, wie- 


man in jeglicher Beziehung von dem Buch den Eindruck, dass 
hier kritikloser Dilettantismus unumschränkt gewaltet hat. 


B. 


Das Krankenkassenwesen der Provinz Hannover. 
Im Auftrage der Aerztekammer für die Provinz Hannover 
auf Grund amtlichen Materials bearbeitet von Dr. med. 
Isermeyer, prakt. Arzt in Osnabrück, Mitglied der 
Aerztekammer. Osnabrück, J. G. Kisling, 1893. 108 Seiten. 


Eine gründliche Arbeit bleibt nie ohne Nutzen für die 
Allgemeinheit, auch wenn sie nur für einen ganz speziellen 
Zweck unternommen wird. So liegt es bei dem grossen Quart- 
heft, welches obige Schrift darstellt. Ausgesprochenermassen 
ist die Erhebung im Interesse der Aerzte veranstaltet, die mit 
der genauen Darstellung des Bestehenden ihre Honorirung 
durch die Krankenkassen aufzubessern hoffen. Da die Erhebung 
und Verarbeitung aber mit der äussersten Sorgfalt und Genauig- 
keit vorgenommen wurde, so liefert die Schrift nebenbei sehr 
dankenswerthes Material über die Organisation und Leistungen 
der Gemeinde-, Orts-, Betriebs-, Fabrik- und freien Hilfskassen 
in einer wichtigen preussischen Provinz, das derjenige so 
recht zu schätzen verstehen wird, der die Unvollständigkeit 
der Reichsstatistik über Krankenkassen in organisatorischer 
Beziehung kennt. Beispielsweise sei nur die Feststellung ge- 
nannt, dass von sämmtlichen 1104 Krankenkassen der Provinz 
Hannover nur 141 ihren Mitgliedern freie Aerztewahl bieten, 
ferner die Daten über Ansiedlung von Aerzten nach Einfüh- 
rung des Krankenkassenzwanges in bis dahin von solchen 
unbesetzten Landorten, die Feststellungen über die Unzu- 
länglichkeit der Gemeindekrankenversicherung und die amt- 
liche Fixirung des ortsüblichen Taglohns. Auch die That- 
sache, dass in der gesammten Provinz Hannover auf ein Kassen- 
mitglied 1891 durchschnittlich nur 2.65 Mk. Honorar pro 
Jahr entfiel, redet ja Bände für denjenigen, der die Sache 
nicht blos von ärztlichen, sondern allgemein sozialpolitischen 


viel ärztliches Honorar auf den einzelnen Krankheitsfall kommt, 
müsste allerdings der Vollständigkeit halber daneben stehen. 
Das Unternehmen der Aerztekammer Hannover ist also ein 
hochverdienstliches, und man könnte nur wünschen, dass die 
Schwesterkammern derselben mit der Zeit nachfolgen; dann 
würde die Verbesserung des Krankenkassenwesens wesentlich 
gefördert werden. Q. 


Faulhaber, H., Pfarrer. Drei soziale Fragen unser Landvolk 
betreffend: Landesversorgungsämter, Armen- 
beschäftigung, Krankenpflegeauf demLande. 
Schw. Hall 1893. Verlag der Buchhandlung für Innere 
Mission. 42 Seiten. 


Der Verfasser tritt besonders warm für die Vermehrung 
der in Verpflegung von Kranken gewandten Schwestern, ins- 
besondere von Diakonissen ein. Er berührt damit eine Frage. 
die allerdings entfernt noch nicht genügend gewürdigt wird. 
Zur Einführung der Gemeindeschwestern empfiehlt er wohl 
mit Recht, dass sie zunächst unentgeltlich wirken sollen, doch 
halten wir es für dringend erforderlich, dass die Gemeinden 
möglichst bald die Schwestern selbst ausreichend bezahlen, 
sonst dürften sich wohl nicht genug opferwillige Elemente für 
diesen Beruf finden und damit die Deckung des Bedürfnisses 
ein frommer Wunsch bleiben. Was die beiden andern Fragen, 
die der Verfasser erörtert, anlangt, so dürfte die der Landes- 
versorgungsämter für unsere, unter dem Zeichen des Verkehrs 
stehende Zeit kaum beachtenswerth sein, über die schwierige 
Frage der Armenbeschäftigung aber bringt der wohlmeinende 
Verfasser geradezu verblüffende Ausführungen. Möchte das 
Schriftchen in dieser Beziehung kein Unheil anrichten, denn 
eine Armenbeschäftigung darf nimmermehr Kinder betreffen 
und niemals in ihrem Ertrag für die Armen unter die ortsüb- 
lichen Tagelöhne hinuntergehn. Sind diese sehr niedrig, so 
lässt man die Sache lieber ganz, als dass man Entlehnungen 
von 6. bis 7 Pf. pro Stunde einführt. B. 


Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte, 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer Stadtrath Dr. K. Flesch in Frankfurt a. M.) 


Verbandsangelegenheiten. 


Das GG. zu Fulda ist dem Verband beigetreten, das 
G.G. zuBromberg fragt zunächst wegen der Kosten, Statuten 
u. Ss. w. an. 


Rechtsprechung. 


Sind die Gewerbegerichte zuständig für Kla- 
gen, mit welchen lediglich Schadensersatz wegen 
verweigerter Aushändigung der Quittungskarte 
(s 101 ff. d. Ges. v. 22. 6. 89) verlangt wird. (Urtheil des Land- 
gerichts München I]. als Berufungsgericht vom 10. Januar 1893 
i. S. Wolff c. Thoma). 

Thatbestand. Kläger und Berufungskläger stand vom 
15. Juni 1889 bis 23. Juli 1892 bei der Schriftgiesserei-Inhaberin 
Bertha Thoma dahier als Schriftgiesser in Arbeit. Nach seiner Be- 
hauptung wurde ihm beim Dienstaustritte widerrechtlich die 
Aushändigung seiner Quittungskarte verweigert und selbe erst 
am 14. Aug. 1892 zurückgegeben, in Folge dessen er innerhalb 
dieser drei Wochen keine Arbeit erhalten habe. Für den ihm 
hiedurch erwachsenen Schaden, bestehend in 78 Mk. 75 Pf. 
Verdienstentgang, macht p. Wolf seine frühere Arbeitgeberin 
verantwortlich und hat zu diesem Behufe unter dem 25. Aug. 
vor. Jahres Klage zum k. Amtsgericht München ]. Abth. B. 
für Zivilsachen erhoben. Das Gericht wies die Klage, ohne auf 
die Sache ‘einzugehen, unter der Annahme, dass nicht die 
Kompetenz der ordentlichen Gerichte, sondern gem. $ 3 Ziffer 2 
des Reichsgesetzes vom 29. Juli 1890 über die Gewerbegerichte 
die der letzteren gegeben sei, am 7. Oktober 1892 wegen mangeln- 
ler Zuständigkeit ab. Gegen dieses zugestellte Urtheil hat der- 
selbe unterm 24. Nov. vor. Jahres Berufung eingelegt. 

Gründe. Die in formeller Beziehung nicht zu beanstandende 
Berufung muss auch als materiell begründet erachtet werden. 
Allerdings war Kläger, welcher zu den nach $ 1 Z. 1 des 
Reichsgesetzes vom 22. Juni 1889 über die Invaliditäts- und 
Altersversicherung versicherungspflichtigen Personen gehört, 
auf Grund seines Dienstverhältnisses bei der beklagten 
Partei und solange selbes dauerte, gehalten, seine Quittungs- 
karte zum Zwecke der Einklebung der Marke jedesmal der 
Beklagten auszuhändigen, letztere hingegen nicht befugt, dem- 


selben die Karte nach bethätigter Einklebung der Marken 
wider dessen Willen zurückzuhalten ($$ 109 und 108 Abs. 2 
a. a. O.). That sie dies gleichwohl, behielt sie also die Quit- 
tungskarte widerrechtlich nach Lösung des Dienstverhältnisses 
zurück, dann haftet sie für alle etwaigen Nachtheile, welche 
dem Kläger aus der Zuwiderhandlung gegen die gesetzliche 
Vorschrift erwachsen sind ($ 108 Abs. 3). Darnach würden 
zwar die klägerischen Entschädigungsansprüche mit dem Ar- 
beitverhältnisse insofern zusammenhängen, als die Beklagte aus 
Anlass des letzteren in den Besitz der Quittungskarte gekom- 
men ist. Dies genügt aber zur Annahme der gewerbegericht- 
lichen Zuständigkeit noch nicht, vielmehr bildet die Voraus- 
setzung für die Kompetenz der Gewerbegerichte auf Grund 
des $3Z. 2 des Reichsgesetzes vom 29. Juli 1890 (Reg. Bl. S. 141) 
der Umstand, dass der bezügliche Entschädigungsanspruch 
seinen Rechtsgrund in dem das betreffende Arbeiterver- 
hältniss regelnden Arbeitsvertrage, oder in den, den letzteren 
ergänzenden gesetzlichen Bestimmungen hat. Solches ist hier 
nicht der Fall. Denn nicht Entschädigungsansprüche aus einem 
Arbeitsverhältnisse, sondern aus einer nach Lösung des Arbeits- 
verhältnisses vom früheren Arbeitgeber begangenen uner- 
lJaubten Handlung stehen im Streit. Derartige Entschädi- 
gungen, zu welchen der Arbeitgeber nicht allein seinem Arbeiter, 
sondern auch jedem dritten gegenüber verpflichtet ist (vgl. $ 108 
Abs. 2 a.a. O.: „dem Arbeitgeber sowie Dritten ist untersagt“) 
gehören ebensowenig vor die Gewerbegerichte wie z. B. An- 
sprüche des Arbeiters gegen den Arbeitgeber wegen strafbarer 
Körperverletzungen oder wegen einer sonstigen Handlung oder 
Unterlassung, welche dem Arbeiter einen körperlichen oder 
sonstigen Schaden zugefügt hat (vgl. Landmann, Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetz, S. 359 Anm. 7; Bachem, Ge- 
werbegericht S. 39). Mit Unrecht hat daher das k. Amtsgericht 
München I. Abth. B. für Zivilsachen seine Zuständigkeit ab- 
gelehnt. Da zur Sache selbst noch nicht verhandelt wurde, so 
war selbe gemäss 8 500 Z. 2 der Zivilprozessordnung unter 
Aufhebung des bezüglichen Urtheils zur weiteren Verhandlung 
zurückzuverweisen. Bezüglich der Verhandlung in der Sache 
selbst wird darauf hingewiesen, dass Johann Wolff bereits 
unterm 25. Juli 1892 beim Gewerbegericht München gegen 
Bertha Thoma eine Klage angebracht hat, in welcher er unter 
Anderm wegen vorzeitiger Entlassung für 2 Wochen eine Ent- 


“ 


schädigung von 45 Mk. 10 Pf. verlangte, und dass dieser 
Anspruch durch gerichtlichen Vergleich vom Il. August des- 
selben Jahres seine Erledigung gefunden hat. (Unterschriften.) 
Die Sache wird demnächst zur weiteren Verhandlung an das 
Amtsgericht zurückverwiesen. — (Der Vorsitzende des Mün- 
chener GG., Magistratsrath Wölzl, der uns das obige inte- 
ressante Urtheil übermittelt, bemerkt dazu, dass das GG. 
München auf dem gleichen Standpunkt, den das Landgericht 
München in obigem Urtheil einnimmt, gestanden habe.) 


Haben» Heimanbeiten Anspruch auf Kündi- 
gung? Urtheil des Gewerbegerichtes zu Berlin, Kammer I, vom 
13. September 1893. 

Thatbestand. Die Klägerinnen waren bei dem Beklagten 
vom Februar bis 26. Mai 1893 in der Art beschäftigt, dass sie 
Damenumhänge in ihrer eigenen Wohnung gegen Stücklohn 
anfertigten. Sie erhielten die zugeschnittenen Stoffe nebst allen 
Materialien vom Beklagten ausgehändigt un(l lieferten die fer- 
tigen Mäntel oder Umhänge ab. Die Klägerinnen hatten völlig 
freie Hand bezüglich ihrer Zeiteintheilung, eine Kontrolle, ob 
gewisse Arbeitsstunden innegehalten wurden, wurde von Seiten 
des Beklagten nicht ausgeübt, auch hatte derselbe keinerlei 
Interesse, ob Klägerinnen persönlich und allein die übertragenen 
Arbeiten ausführten, oder ob sie durch andere, ihm nicht ein- 
mal bekannte Personen bei der Arbeit unterstützt wurden. 
Ferner waren die Klägerinnen berechtigt, für andere Arbeit- 
geber zu arbeiten. Bestimmte Lieferfristen waren nicht verein- 
bart. Am 26. Mai lieferten Klägerinnen 3 Stück Capes an den 
Beklagten ab, dieser verweigerte aber die Zahlung des Arbeits- 
lohnes von 4.50 Mk. für dieselben und hat alsdann auch die 
Klägerinnen nicht weiter beschäftigt. Diese meinen, einen An- 
spruch ausser auf den verdienten Arbeitslohn auf eine l4tä- 
gige Lohnentschädigung zu haben, da ihnen die Kündigungs- 
frist des $ 122 der Gewerbeordnung zustehe. Sie haben des- 
wegen, bei der Weigerung des Beklagten zu zahlen, Klage 
erhoben mit dem Antrage: „den Beklagten zu verurtheilen, 
„an sie an Arbeitslohn 4.50 Mk. und an Lohnentschädigung 
„l4— Mk. zu zahlen und die Kosten des Rechtsstreits zu 
„tragen.“ Beklagter hat Abweisung der Klage beantragt. 

Gründe. Die Klägerinnen sind Hausgewerbetreibende. 
Sie stehen nur insoweit in einem Abhängigkeitsverhältniss zu 
dem Beklagten, als dieser über die Arbeitseintheilung über- 
haupt und das Quantum der zuzutheilenden Arbeit zu befinden 
hat. Sie sind aber an keine Arbeitszeiten, an kein bestimmtes 
Arbeitsquantum gebunden und unterliegen keinerlei Kontrolle. 
Ja nicht einmal bestimmte Lieferungsfristen sind festgesetzt. 
Die Klägerinnen brauchten auch nicht einmal die zugetheilten 
Arbeiten selbst zu fertigen, sie konnten sich Hilfskräfte an- 
nehmen und zugleich für andere Geschäfte arbeiten. Aus allem 
diesem erhellt, dass die Klägerinnen nicht als Gewerbegehül- 
finnen anzusehen sind, sondern als selbständige Gewerb- 
treibende, und für diese gelten nicht die Vorschriften der 
Gewerbeordnung. soweit nicht in derselben bei einzelnen Be- 


stimmungen ausdrücklich festgesetzt ist, dass dieselben auch | 


für diejenigen Personen gelten sollen, welche für bestimmte 
Gewerbetreibende ausserhalb der Arbeitsstätten der letzteren 
mit der Anfertigung gewerblicher Erzeugnisse beschäftigt sind. 
Die Bestimmung des $ 122 über den Anspruch auf l4tägige 
Kündigung kann deswegen nicht zur Anwendung kommen, es 
stand vielmehr den Parteien frei, einerseits keine Arbeit mehr 
zu ertheilen, andrerseits keine Arbeit mehr zu entnehmen. 
Der Anspruch der Klägerinnen auf l4tägige Lohnentschädigung 
ist somit hinfällig. Was die weitere Lohnforderung anbelangt, 
so kommt es darauf an, durch wessen Schuld die unbestritten 
vorhanden gewesene Unbrauchbarkeit der 3 Capes herbeige- 
führt ist. — 

(Wenn dieses Erkenntniss auch für den betreffenden 
Fall den Anspruch versagt, so decken sich seine Gründe 
doch völlig mit den Ausführungen dieses Blattes in No. 33 
die eben eine allgemeine Beantwortung der Frage ablehnten und 
die Entscheidung von einer Prüfung des einzelnen Arbeitsver- 
hältnisses abhängig machen wollten. Ein Gutachten des Bei- 
geordneten Waldschmidt zu Krefeld, das prinzipiell einen andern 


Standpunkt in der Frage einnimmt, soll demnächst veröffent- 
licht werden). 


Kann der Prinzipal Lohnzahlungen an Arbeiter 
verweigern, die ein Vorarbeiter engagirte? (Ber- 
liner GG.) 

Der Chef des Inselspeichers hatte sich geweigert, einigen 
Arbeitern, welche bei ihm Getreide abgeladen, eine Entschädi- 
gung zu zahlen. Er behauptete, er habe die Leute nicht 
von sich aus zur Arbeit engagirt, dies habe vielmehr sein Vor- 


‚arbeiter gethan, welchem die Lohnbeträge richtig ausgezahlt 
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worden seien. Wie festgestellt wurde, war der Vorarbeiter 
damals angetrunken gewesen und hatte die Zahlungen an die 
Arbeiter nicht geleistet. Das Gewerbegericht verurtheilte 
den Beklagten da die Kläger zum Vortheil des Beklagten 
gearbeitet und daher auch von diesem eine Entschädigung 
hätten beanspruchen können. Sei der Vorarbeiter unzuverlässig, 
so dürfe es nicht den Arbeitern zum Nachtheil gereichen. 
Letztere seien berechtigt, sich stets an den Chef zu halten, 
für den sie gearbeitet haben, und der mit ihrem Engagement 
einverstanden gewesen war. 


Vermischtes, 


Veerzeichniss der bestehenden Gewerbegse- 
richte. Gleichzeitig mit der in unserer vorigen Nummer ver- 
öffentlichten Aufstellung der vorhandenen Gewerbegerichte 
erschien im preuss. „Justiz-Min.-Bl.“ (No. 33 v. 15. d. M.) ein 
Verzeichniss der Gewerbegerichte, welche in Preussen bis Ende 
1892 auf Grund des neuen Reichsgesetzes entstanden sind. 
Es enthält also weder die von früher her in den Rheinlanden 
vorhandenen zehn Gewerbegerichte, (Köln, Mülheim a. Rh,, 
Barmen, Krefeld, Düsseldorf, Elberfeld, M.-Gladbach, Lennep, 
Remscheid und Solingen) noch die im Laufe dieses Jahres er- 
richteten (u. a. Berlin, Magdeburg, Görlitz, Essen und Wies- 
baden). Es führt nur 102 GG. auf, während wir 140 für Preussen 
namhaft machten. Schätzenswerth sind die Angaben, welche 
über die örtliche und die sachliche Zuständigkeit gemacht 
sind. Von den 102 GG. gelten 73 für je einen Stadtkreis, Stadt- 
bezirk; Bürgermeisterei- oder Gemeindebezirk, 13 sind für 
ganze Kreise errichtet (Danziger Höhe (zu D.), Ueckermünde, 
Rawitsch, Inowrazlaw, Reichenbach, Freystadt (zu Neusalz a. O.), 
Zabrze, Worbis, Landkreis Hannover, Minden, Altena, Hörde 
und Wetzlar), das GG. zu Bonn fungirt für den Stadt- und 
Landkreis, während die Gerichte zu Tegel, Ketzin, Bromberg, 
Kattowitz-Land, Altona, Kiel, Elmshorn, Pinneberg, Osterholz, 
Fulda, Gelnhausen, Fechenheim, Linz a. Rh. und Trier, ausser 
den benannten Städten oder Landgemeinden noch andere Ge- 
meinden und Städte umfassen; das GG. zu Allenstein besteht 
für die beiden Stadtbezirke Allenstein und Wartenburg. Meh- 
rere Kammern haben das GG. zu Allenstein (für die eben ge- 
nannten Städte), das zu Ueckermünde und das zu Altena (vgl. 
vor. Nummer). Die sachliche Zuständigkeit erstreckt sich regel- 
mässig auf alle Arten von Gewerbe- oder Fabrikbetrieben 
($ 6) sowie auf alle in den 8$ 3 und 4 des Ges. v. 29. Juli 1890 
bezeichneten Streitigkeiten. 25 Gerichte haben jedoch die 
Streitigkeiten der im $ 4 Abs. 2 bezeichneten Hausgewerbe- 
treibenden ausgeschlossen, in Frankfurt a. M. fallen diese nur 
dann unter die Zuständigkeit des GG., wenn der Hausgewerbe- 
treibende weniger als drei Arbeiter hält, und das GG. zu 
Lehe i. H. ist nur für die in $3 No. 1—4 bezeichneten Streitig- 
keiten zuständig. Von der in $ 6 des Gesetzes gewährten Be- 
fugniss, die Zuständigkeit des Gerichts auf bestimmte Arten 
von Gewerbe- und Fabrikbetrieben zu beschränken, hat nur 
das GG. zu Ueckermünde Gebrauch gemacht. Dessen Kammer 
zu Ueckermünde ist zuständig für die Streitigkeiten zwischen den 
Arbeitern und Arbeitgebern der Ziegel- und Zementindustrie, 
der Eisenindustrie, der Kahnbaugewerbe und der Dampf- 
und Wasserschneidemühlen des Kreises, während die Kammer 
in Pasewalk für die Zigarrenfabriken, einschl. der Hausge- 
werbetreibenden, und für die Stärkefabriken des Kreises Ge- 
richtsstelle ist. 

Beisitzer-Vereinigungen. In Berlin hat sich ein 
Verein der Arbeitgeber-Beisitzer des GG. gebildet, der 
uns bereits eine Reihe interessanter Mittheilungen aus der 
Praxis des dortigen GG. zugehen liess. Zugleich finden wir im 
„Vorwärts“ eine Anzeige, wonach der Ausschuss des dortigen 
GG. (Arbeitnehmer) die Obmänner oder Beisitzer des Aus- 
schusses anderer Städte ersucht, zwecks Verständigung 
über event. Anträge oder Gutachten ihre Adressen 
bekannt geben zu wollen. Beide Verbände beweisen jedenfalls 
den lebhaften Antheil der Beisitzer an der Thätigkeit der GG. 
und sind geeignet, den Einfluss der GG. auf das öffentliche 
Leben zu erhöhen. 

Das königl. Gewerbegericht zu Köln a. Rh. 
hatte im Jahre 1892/93 insgesammt über 1057 Sachen zu ver- 
handeln. Von diesen wurden 666 in der Vergleichskammer, 
381 in der Hauptsitzung des Gewerbegerichts erledigt. 10 Klagen 
blieben unerledigt. Im Ganzen fanden 87 Sitzungen der Ver- 
gleichskammer und 40 Hauptsitzungen statt. 


Zusendungen, welche für die „Mittheilungen des Verbandes deutscher Ge- 
werbegerichte“ bestimmt sind, wolle man an eines der Ausschussmitglieder : Stadt- 
rath M. Boeckh zu Karlsruhe i. B., Stadtrath Dr. K. Flesch zu Frankfurt a. M,, 
Beigeordneter Dr. Gassner zu Mainz oder E. Lautenschlager zu Stuttgart richten. 
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Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 


Neuere sozialpolitische Werke. 


Die Behandlung der verwahrlosten und 
verbrecherischen Jugend und Vorschläge 
Mk. 1.—. 


Asehroft, Dr. P. F., 


Landrichter in Berlin. 


zur Reform. 1892. 


| Annelis, Dr. H., Gewerbeorünung für das Deutsche Reich 


Sansa rer gegenwärtigen Gestaltung, 
nebst den für Ai a undserüre nleruisiseinmer- 
lassenen Ausführungsbestimmungen und einem Anhange, 
enthaltend die wichtigsten bezüglichen Gesetze und Ver- 
ordnungen. 1893. Lex.-8. Eleg. gebunden Mk. 7.—. 


Der Vorzug dieser, in erster Linie für den preussischen Prak- 
tiker bestimmten Ausgabe besteht vor Allem in der zum ersten 
Male gegebenen. eingehenden Erläuterung auch solcher Para- 
graphen, über welche Entscheidungen noch nicht ergangen sind. 


|: ver, Dr. G., Krankenversicherungsgesetz 
Regierungsrath. in der Fassung vom 10. April1892 und Gesetz 
über die eingeschriebenen Hülfskassen vom 1. Juni 1884. 
Nebst einenı Anhange, enthaltend die Normal-Statuten 
und alle wichtigeren ‚ bezüglichen Gesetze, Verordnungen 

und Erlasse. 1892. Zweite vermehrte Auflage, 18?/s 
Bogen 8°. Kart. Mk. 3.50. 


— Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz 
vom 22. Juni 1889, mit dem Abänderungsgesetz vom 
8. Juni 1891. Nebst einem Anhange, enthaltend alle 
wichtigeren bezüglichen Verordnungen, Vorschriften 
und Bekanntmachungen. 
lage. 17 Bogen 8°. Kart. Mk. 3.50. 
Der Schwerpunkt dieser für Juristen wie für Verwaltungs- 
beamte bestimmten Ausgaben besteht in der sorgsamsten Ver- 
werthung der gesammten Materialien, der bezügl. Litteratur, wie 


speciell auch 
wiedergegebenen Rechtsprechung der höchsten Gerichte. 


1893. Zweite vermehrte Auf- | 


der bis auf den heutigen Tag vollständig 


Fuhr, Dr. K., HShe und Soecialpolitik. 


RI Ein Beitrag zur Reform der Strafgesetz- 
gebung auf Grund rechtsvergleichender und statistischer 
Erhebungen über die Polizeiaufsicht. 1892. Mk. 8. 

Die Arbeit unternimmt es zum erstenmale auf dem Wege der 
rechtsvergleichenden Erforschung eines Strafmittels eine Grund- 
lage für die Reformbestrebungen der Gegenwart zu 
suchen und gibt neue Handhaben zu der erfolgreichen Bekämpfung 
des Verbrecherthums. 


Kamp, Dr. 0, Die Abend-Haushaltungsschule in 


Städtischer Lehrer in Frankfurt a. M., als praktische Lösung 
Frankfurt a, M. einer socialen Aufgabe. 1892. Mk. 2.—. 
Im örtlichen Rahmen einer erfolgreich durchgeführten Schulgründung 
bespricht der wohlbekannte Verfasser die allgem. Gesichtspunkte 
einer Frage, deren Lösung einem grossen sozialen Nothstand Ab- 

hilfe bringen soll. 


ölenglein, Dr. M., Annelius, Dr. H, Kleinfeller, Dr. 6. 


Reichsgerichtsrath. Staatsanwalt. Pri BR, 


Die strafrechtlichen Nebengesetze des deutschen 
Reiches. 1893. Mk. 28.50; elegant gebunden M. 31.—. 


Das Werk umfasst sämmtliche, zum Theil noch gar nicht erläuter- 
ten strafrechtlichen Reichsgesetze mit Ausnahme des Strafgesetz- 
buches und der Strafprozessordnung und soll dem Bedürfnisse 
nach einem praktischen Hand- und Nachschlagebuch 
entgegenkommen. Dasselbe zerfällt in ll Abtheilungen, welche 
insgesammt 73 Gesetze enthalten. 


ölenglein, Dr. M. und Appelius, Dr. H, 


Reichsgerichtsrath. Staatsanwalt. 


Die Reichsgesetze zum Schutz des geistigen 
Eigenthums. 1893. Mk. 5.—; eleg. gebunden Mk. 5.80. 


Das Buch enthält sämmtliche sog. Schutzgesetze, welche im 
Hinblick auf die praktische Brauchbarkeit mit besonderer Rück- 
sicht auf die strafrechtlichen Theile der Gesetze eingehend kom- 
mentirt sind. 


BE Zu beziehen durch jede Buchhandlung, sowie direkt vom Verlag (Abtheilung Sortiment). en 


Joseph Baer & Co. 


Buchhandlung und Antiquariat in Frankfurt a. M. 


dpezialgeschäft für volkswirthschaftliche Literatur, 


Grösstes Lager von nationalökonomischen Werken. 


Facheataloge über antiquarisch vorräthige Bücher gratis und france. 
Neueste Cataloge: 


Nr. 291. Staatsrecht und Politik (Bibliothek von Moriz Mohl). 1315 Nummern. 

„ 292. Theorie der Volkswirthschaftslehre. — Handel u. Industrie. — Versicherungswesen. 1471 Nummern. 
„ 295. Die socialen Fragen. 957 Nummern. 

„ 294. Finanzwissenschaft. (Zölle und Steuern. — Bank- und Münzwesen.) 692 Nummern. 

„ 297. Statistik. 450 Nummern. 

„ 8303. Nachtrag zu Catalog 292—294: 590 Nummern. 

„ 807. Nationalökonomie. 555 Nummern. 


Rasche und preiswürdige Besorgung von nicht vorräthigen Werken, insbesondere von ausländischen offiziellen 
Publicationen (Blue-books, reports eto.). 


In unserem Verlage erschienen: 


Oeuvres &Economiques et philosophiques 


de Francois Quesnay 
Fondateur du Systeme physiocratique. 
Publiees avec une introduction et des notes par 


Aug. Oncken. 


Ein starker Band von 830 Seiten in Lexikon-Octav. 


Preis M. 20. 
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Arbeitslosenstatistik und Gemeinde- 
verwaltung. 


In Folge eines Antrages, den das Gewerkschafts- 
kartell zu Frankfurt a. M. vor einiger Zeit an den dor- 
tigen Magistrat wegen finanzieller Unterstützung einer 
Arbeitslosenstatistik der Gewerkschaften richtete, holte der 
genannte Magistrat ein Gutachten des städtischen Statisti- 
schen Bureaus über den Gegenstand ein. Bei dem Interesse, 
welches die Veranstaltung von Arbeitslosenstatistiken auch 
im kommenden Winter wieder für die Gemeindeverwal- 
tungen haben dürfte, wird der Inhalt jenes Gutachtens 
auf allgemeine Beachtung rechnen können. Die „Blätter 
für soziale Praxis“ haben sich deshalb an den Magistrat 
der Stadt Frankfurt a. M. mit der Bitte gewandt, ihnen 
den Wortlaut des Gutachtens zugänglich machen zu wollen. 
Der Magistrat beschied dieses Gesuch zustimmend, und 


wir sind somit durch seine Güte in den Stand gesetzt, 
das Gutachten wie folgt zu veröffentlichen. Dasselbe ist 
vom städtischen Statistischen Amt an Oberbürgermeister 
Adickes gerichtet und lautet folgendermassen: 

„Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich, in Erledi- 
gung des mir ertheilten Magistrats-Auftrages vom 5. Mai 
d. Js. No. 257, über die Frage der Arbeitslosenstatistik 
im allgemeinen und über die von Seite des hiesigen Ge- 
werkschaftskartells geplante derartige Statistik im beson- 
deren folgendes ergebenst vorzutragen. 

Zunächst darf ich darauf hinweisen, wie die Schwierig- 
keit der Materie es mit sich bringt, dass in der wissen- 
schaftlichen Literatur eine einheitliche Anschauung über 
Methode und Umfang einer Statistik der Arbeitslosigkeit 
sich noch nicht herausgebildet hat, und ich werde mich 
in dieser Richtung also darauf beschränken müssen, das 
Thema von verschiedenen Seiten aus kritisch zu beleuch- 
ten. Was sodann die Einzelheiten der von Seite des hie- 
sigen Gewerkschaftskartells geplanten Erhebung anlangt, 
so besteht nach mündlich ertheilter Auskunft des Ver- 
treters dieser Vereinigung, Herrn Wilhelm Trompeter, die 
Absicht, durch Vertrauensmänner eine Umfrage von Haus 
zu Haus mittelst der beigeschlossenen, von genanntem 
Herrn überlassenen Zählkarte zu veranstalten. Die Erhebung 
soll also in lokaler Dezentralisation durch die Gewerk- 
schaften selbst durchgeführt werden, wobei ganz speziell 
noch eine Ausdehnung der Erhebung auf die benachbarten 
Ortschaften angestrebt wird. 

Die dem Magistrate vorliegende Eingabe des Gewerk- 
schaftskartells vom 24. April d. Js. bezweckt in ihrem 
ersten Theile — im zweiten Theile ist die unentgeltliche 
Ueberlassung der Stadthalle zu Versammlungen verlangt 
— die Uebernahme der gesammten Kosten der Erhebung 
auf die Stadtkasse. Der Vertreter des Gewerkschafts- 
kartells schätzt diese Kosten — Drucksachen, Entschä- 
digung an die Vertrauensmänner für entgangenen Arbeits- 
verdienst etc. — insgesammt auf rund 1000 Mark. Auf 
Grund der folgenden Ausführungen wird erhellen, dass 
einerseits die von Seite der Gewerkschaften entworfene 
Zählkarte noch mancher Ergänzung bedarf und anderer- 
seits der Magistrat das grösste Interesse daran haben 
müsste, dass die spätere Verarbeitung der event. mit seiner 
Unterstützung durchgeführten Erhebung mit kritischer Um- 
sicht und unter Verwendung technisch geschulten Perso- 
nals erfolgt. Denn die jeweilige Sichtung und Prüfung des 
statistischen Urmaterials bildet bekanntlich eine sehr wich- 
tige Vorbedingung für die objektive Glaubwürdigkeit jed- 
weder aufzunehmenden Statistik. 

Schon diese Ueberlegung deutet darauf hin, dass eine 
Mitwirkung der städtischen Behörden bei einer Arbeits- 


losenstatistik lediglich in der Richtung, dass die Kosten 
einer von privater Seite ausgehenden Erhebung durch die 
Stadt gedeckt werden, nicht wohl angezeigt erscheinen 
möchte. Umgekehrt hätte vielmehr die Erhebung, falls 
deren Nothwendigkeit bezw. Durchführbarkeit anerkannt 
wird, durch den Magistrat selbst zu geschehen. Sofern 
hierbei die Mitwirkung der am meisten interessirten Kreise 
in Anspruch zu nehmen wäre, kämen allerdings in erster 
Linie die Vertreter der Gewerkschaften in Frage, es 
müssten aber aus politischen Gründen auch ‘andere Ar- 
beiter und Arbeitgeber zu Rathe gezogen werden. Inwie- 
fern nun überhaupt die geplante Methode für Beschaffung 
einer Statistik der Arbeitslosen -—— Umfrage von Haus zu 
Haus — sich als empfehlenswerth erweist, bezw. welche 
Vortheile und Nachtheile dieselbe gegenüber einer ander- 
weiten Behandlung der ganzen Frage besitzt, wird viel- 
leicht durch die folgenden Betrachtungen einigermassen 
klargestellt. 

I. Es unterliegt wohl keinem Zweifel, dass ein öffent- 
liches Interesse an der Untersuchung der Frage besteht, 
in welchem Umfange der Zusammenfluss der Arbeiter- 
bevölkerung in den grossen Städten dauernd oder zu 
bestimmten Jahreszeiten einen Ueberschuss des Angebotes 
an Arbeitskräften gegenüber der Nachfrage nach solchen 
bedingt. Auch liegt es nahe, dass von betheiligter Seite 
und von Seite der sozialpolitischen Presse eine ziffer- 
mässige Feststellung eben dieses Ueberschusses verlangt 
wird. Die Schwierigkeit der Frage liegt aber darin, dass 
es kaum gelingen will, erstens den Begriff „Arbeitslosig- 
keit“ richtig zu definiren, und zweitens bei einer örtlich 
begrenzten Erhebung festzustellen, inwieweit die an einem 
bestimmten Orte zur Zeit der Zählung sich aufhaltenden 
beschäftigungslosen Personen an diesen Ort wirthschaft- 
lich gebunden erscheinen Denn erstens kann als arbeits- 
los in dem Sinne, dass der vorhandene Arbeitsmarkt die 
Möglichkeit der Beschäftigung ausschliesst, nicht schlecht- 
hin auch derjenige gelten, welcher erst seit einigen Tagen der 
Grossstadt zugewandert ist in der Hoffnung, dort eine 


lohnendere Arbeitsgelegenheit zu finden, — oder derjenige, 
welcher freiwillig sein letztes Dienstverhältniss gekündigt 
hat, um sich ein anderes zu suchen, — oder derjenige, 
welcher Arbeit erhalten könnte, aber nicht die seiner 


speziellen Qualifikation entsprechende, — oder derjenige, 
welcher seine regelmässige Thätigkeit in Folge von Krank- 
heit, während der er gesetzliches Krankengeld bezieht, 
hat unterbrechen müssen, — oder endlich der Saison- 
arbeiter, der gerade mit Rücksicht auf den zeitweise aus- 
fallenden oder herabgeminderten Arbeitsverdienst an sich 
eine höhere Entlohnung erhält. Arbeitslos im Sinne der 
Nothstandsfrage wäre eben nur derjenige arbeitsfähige 
Mann, welcher in Folge mangelnder Arbeitsgelegenheit 
überhaupt nicht beschäftigt werden kann. Die Feststellung 
eines thatsächlichen Nothstandes wird indess, wie unten 
noch kurz angeführt werden soll, vielleicht besser von 
anderen Gesichtspunkten aus versucht werden müssen. 
Eine Erhebung über Arbeitslosigkeit im weiteren Sinne 
aber dürfte ganz untrennbar sein von einer die Verhält- 
nisse des gesammten Arbeitsmarktes umfassenden Enquete 
und die ganze Frage tritt in enge Beziehung zu einer 
anderen, nicht minder wichtigen, nämlich derjenigen der 
Arbeitsvermittelung. Zweitens nämlich kann der Arbeits- 
markt in seiner heutigen Gestaltung unmöglich als ein 
lokal begrenzter aufgefasst werden, und zwar um so 
weniger, als schon der freiwillige Zudrang der arbeitenden 
Bevölkerung zu den Grossstädten dieser Auffassung zu- 
widerlaufen würde. Bei einer Erhebung, wie sie geplant 
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ist, müssten also jedenfalls auch die Zuwanderungsver- 
hältnisse aufgeklärt werden. Freilich ist damit einer jener 
schwer zu erörternden und schwer zu erfassenden Punkte 
berührt, welche die ganze Frage so sehr verwickelt machen. 
Der erwähnte Punkt ist aber einer der wichtigsten, denn 
es herrscht in den interessirten Kreisen das Bestreben 
vor, gerade aus der Zahl der ermittelten Arbeitslosen 
auf die Grösse des wirthschaftlichen Nothstandes inner- 
halb der einzelnen Gemeinwesen Rückschlüsse zu machen. 
Die in andern Städten in dieser Richtung gemachten 
Erhebungen müssen denn auch als höchst mangelhaft 
bezeichnet werden. (Socialpolitisches Zentralblatt 1892/3 
No. 32.) Die Zahl der Arbeitslosen in weiterem Sinne 
zu erfragen mag allenfalls angängig sein, wenn es sich 
um Erhebungen handelt, welche weitere Länderstrecken 
oder das ganze Reich umfassen ; bei einer eng begrenzten 
lokalen Erhebung erscheint selbst eine Abgleichung 
zwischen Angebot und Nachfrage, vorausgesetzt, dass 
beide gleichzeitig festgestellt werden können, nicht mehr 
zulässig. Sind doch auch die Muster aller Gewerkvereine, 
die älteren englischen Trades Unions, stets bemüht ge- 
wesen, die Regelung des Arbeitsangebots derart zu be- 
wirken, dass unbeschäftigte Mitglieder an Orte dırigirt 
werden, wo Arbeiter gesucht sind; die sich weigernden 
verlieren das „Geschenk an Arbeitslose“ (Schönberg, 
Handbuch, III. Aufl. II. Band, S. 768). Durch diese Ein- 
richtung ist die Bedeutung der interkommunalen Arbeits- 
vermittelung deutlich zum Ausdruck gebracht; man könnte 
dem noch hinzufügen, dass unter den neuzeitlichen Ver- 
hältnissen auch die strenge Scheidung nach Berufen nicht 
immer aufrecht erhalten zu werden braucht. Nicht ge- 
leugnet darf anderseits werden, dass sich immerhin auch 
bei einer kritisch verarbeiteten lokalen Statistik aus den 
Individualangaben der verschiedenen Kategorien von Ar- 
beitslosen einzelne Schlüsse von allgemeinerem bevölke- 
rungsstatistischem Interesse werden ziehen lassen; wenig- 
stens dürfte die Möglichkeit einer fruchtbringenden Ver- 
werthung nach dieser Seite hin nicht a priori ausge- 
schlossen sein. 

II. Eine weitere Schwierigkeit stellt sich der Durch- 
führung einer Statistik, welche in erster Linie darauf ab- 
zielt, die Zahl der Arbeitslosen zu ermitteln, dadurch 
entgegen, dass kein Zwang zur Auskunft über die privaten 
Erwerbsverhältnisse besteht. Ob es den Gewerkschaften 
gelingt, andere als ihre Mitglieder zur Beantwortung der 
Fragen zu veranlassen, steht dahin. Jedenfalls dürfte auch 
von diesem Gesichtspunkte aus eine solche Erhebung — 
gegebenen Falls unter Mitwirkung der Gewerkschaften 
oder anderer Arbeitervertretungen — zweckdienlicher durch 
die ausserhalb der Parteien stehende Behörde veran- 
staltet werden. Mit Rücksicht auf alle die erwähnten 
Schwierigkeiten aber stellt man sich unwillkürlich die 
Frage, welches positive Ziel denn überhaupt mit einer 
Erhebung über die Arbeitslosigkeit erstrebt wird? Es kann 
wohl nur das eine sein, für ein aktuelles Eingreifen der 
hierzu berufenen Kreise — Arbeiterorganisationen oder 
Gemeinde — die nöthigen Unterlagen zu schaffen. Man 
gelangt so in letzter Linie wieder zur Frage der Arbeits- 
vermittelung, auf die hier näher einzugehen zunächst kein 
Grund vorliegt. Besteht aber, solange der Arbeitsnach- 
weis nicht organisirt ist, in besonderen Fällen Veran- 
lassung, herrschender Arbeitslosigkeit zu steuern, so dürfte 
es richtiger sein, die Betheiligten aufzufordern, sich bei 
einer Zentralstelle oder bei Bezirkskommissionen zu melden, 
statt dass durch eine Umfrage von Haus zu Haus un- 
kontrolirbare Nachrichten lediglich für statistische Zwecke 
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gesammelt werden. In dieser Richtung allein könnten sich 
positive Vorschläge bewegen. Für eine ganz bestimmte 
Gruppe von Arbeitslosen, nämlich alle diejenigen, welche 
gezwungen waren, von der getroffenen Einrichtung Ge- 
brauch zu machen, würden sich auf diese Weise auch 
ausführliche statistische Aufzeichnungen ohne Mühe neben- 
her gewinnen lassen. Letzteres trifft auch da zu, wo eine 
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit durch Berufsvereine etc. 
besteht, oder könnte vielleicht auch durch Einrichtung 
einer Zentralmeldestelle für die gesammte staatliche Ver- 
sicherungsgesetzgebung mit ausgedehntem Meldezwang 
erzielt werden. Freilich ist die Praxis von derartigen Ein- 
richtungen noch weit entfernt. 
zen aRBleicher, 
Vorsteher des statistischen Amtes.“ 


Soweit das Gutachten des Frankfurter Statistischen 
Amtes. Der Magistrat dieser Stadt lehnte auf Grund des- 
selben die vom Gewerkschaftskartell für seine Arbeits- 
losenstatistik nachgesuchte finanzielle Beihülfe ab, erklärte 
sich jedoch bereit, weitere Anträge einer Prüfung zu un- 
terziehen, welche den Zusammenhang der Arbeitslosen- 
statistik mit der Frage einer Regelung des Arbeitsnach- 
weises durch die Stadt nicht unbeachtet liessen. Das 
Frankfurter Gewerkschaftskartell fasste hierauf folgenden 
Beschluss: „Die heutige Versammlung des Gewerkschafts- 
kartells beschliesst, indem sie die bereits gewählte Kom- 
mission beauftragt, in den Vorbereitungen für eine Ar- 
beitslosenstatistik seitens des Kartells energisch fortzu- 
fahren, dennoch bei dem Magistrat der hiesigen Stadt 
als Antwort auf den Bescheid vom 8. August d. J. den 
Antrag zu stellen, Delegirte der städtischen Behörde zu 
ernennen, die mit Delegirten des Kartells über folgende 
Punkte verhandeln: 1. ein städtisches Arbeitsamt nach 
dem Muster des Stuttgarter, 2. als Vorbereitung dafür 
eine Zählung der hiesigen Arbeitslosen spätestens im 
Januar 1894, aber unter Zuziehung der Kartelldelegirten 
nicht bloss bei der Erhebung, sondern auch bei der Ver- 
arbeitung der Erhebungsergebnisse“. Infolge dieses Be- 
schlusses hat der Magistrat nunmehr seinerseits eine Kom- 
mission zu Verhandlungen mit den Delegirten des Gewerk- 
schaftskartells eingesetzt. Ueber das Ergebniss dieser 
Delegirtenberathungen wird s. Zt. zu berichten sein. 
Werden dieselben beiderseits mit gutem Willen geführt, 
so dürfte Frankfurt am Main den Ruhm ernten, die erste 
deutsche Grossstadt zu sein, in welcher zuverlässige Er- 
hebungen über die wichtige Frage der Gestaltung des 
Arbeitsmarktes in Krisenzeiten durch die nothwendige 
gemeinschaftliche Aktion der städtischen Behörden und 
Arbeiter vorgenommen werden. 


Zur Regelung des Arbeitsnachweises. 


An allen Enden erhebt sich die Diskussion um eine Re- 
gelung des Arbeitsnachweises. Als Symptom dafür, dass man 
nach und nach auch die sozialpolitische Kleinarbeit zu schätzen 
beginnt, ist diese Erscheinung sehr erfreulich. Weniger erfreu- 
lich erscheint es, dass man stellenweise allzusehr projektirt, 
statt zu studiren und kennen zu lernen. Man stellt vielfach 
schon kühne Pläne auf, ohne zu wissen: wie vollzieht sich 
dort, wo neu gebaut werden soll, heute der Arbeitsnachweis 
und die Besetzung von Arbeitsstellen. Der Stuttgarter Plan 
macht davon bekanntlich eine rühmliche Ausnahme. Er kommt 
auf Grund sehr sorgfältiger Erhebungen über die bestehenden 
lokalen Einrichtungen zu der Forderung eines städtischen Be- 
triebs des Arbeitsnachweises. Es ist nun bezeichnend, dass zwei 


weitere Anregungen auf diesem Gebiet, eine deutsche und eine 
schweizerische, die neuerdings bekannt geworden und weniger 
durch thatsächliche Feststellungen gestützt sind, sich gegen 
den städtischen Betrieb wenden. Auch sie sollen an dieser 
Stelle zu Worte kommen. 


Den neuesten Beitrag zur deutschen Bewegung für Re- 
gelung des Arbeitsnachweises hat die 2. ordentliche Haupt- 
versammlung des Verbandes deutscher Gewerbevereine in 
Wiesbaden (25. und 26. September d. Js.) geliefert. Auf dieser 
Versammlung führte Fabrikant Schwindt-Karlsruhe folgendes 
Wesentliche zur Sache aus. Arbeitsnachweisanstalten müssten, 
wenn sie auf Erfolg rechnen wollten, als gemeinnützige An- 
stalten unter Verzicht auf jeden Nutzen aus dem Betrieb ein- 
gerichtet werden. Deshalb sei von der grössten Bedeutung 


:die Frage, in welchem Umfange solche Anstalten Gebühren 


für ihre Mühewaltung erheben sollen. Einnahmen aus Gebühren 
seien für das Bestehen der Anstalten oft unentbehrlich, doch 
lehre die Erfahrung. dass die Geneigtheit zur Inanspruch- 
nahme um so grösser ist, je niedriger die Einschreibgebühren 
festgesetzt sind. Der richtige Ausweg dürfte in dem niedrigsten 
Gebührensatz und in dem Bestreben liegen, die Betriebskosten 
durch jährliche Beiträge aller derjenigen Interessentenkreise 
zu decken, deren Angehörigen die Wohlthaten des geregelten 
Arbeitsnachweises in erster Reihe zu Theil werden, und welche 
gerade hierdurch zur Mitwirkung bei der Gründung solcher 
Anstalten veranlasst werden sollten. Könnten die An- 
stalten ohne Einschreibgebühren durchkommen, 
SIoRsiernd lesws cin er sdTewenmpn ehlenswerthestezazt, 
In letzter Zeit seien darin schon Erfahrungen gemacht, da z.B. 
Mannheim keine Gebühren zu erheben brauche, die Städte 
Karlsruhe, Freiburg, Stuttgart, Darmstadt solche zu erheben 
genöthigt seien, wenn auch nur in Höhe von 10 Pf. Was den 
Betrieb anbetreffe, so müsse er soweit als möglich ausgedehnt 
werden, jegliche Gattung gewerblicher Arbeit umfassen und 
dahin streben, nicht bloss für eine einzelne Oertlichkeit, sondern 
zwischen verschiedenen Orten zu vermitteln (Zentralbureau, 
Filialen.) Gegen den Betrieb solcher Anstalten durch die Ge- 
meinden, innerhalb welcher diese ihren Sitz haben, erhöben 
sich aber sehr gewichtige Bedenken. Sehr leicht könne unter 
den Angehörigen der arbeitenden Klasse, sofern die Gemeinde 
sich ınit der Leitung einer Anstalt befassen wollte, die Meinung 
Platz greifen, dass solche damit nur einer ihr obliegenden 
Pflicht genüge, aus welcher mit vollem Recht auch die weitere 
Verpflichtung abgeleitet werden dürfe, die Gelegenheit zu 
Arbeit und Verdienst unter allen Umständen zu schaffen, ein 
Verlangen, dem gegenüber um so grössere Vorsicht geboten 
erscheine, als unter ganz ausnahmsweisen Voraussetzungen 
von einer derartigen Verpflichtung der Gemeinde die Rede 
sein könne. Des Weiteren scheine aber auch durch die Eigen- 
schaft des Verkehrs, wie er sich nach kurzem Betrieb in einer 
Anstalt entwickeln kann, die peinlichste Rücksichtnahme darauf 
geboten, dass hierbei jede belästigende, büreaukratische Form 
vermieden, jeder Schein einer amtlichen Beeinflussung oder 
Ueberwachung strengstens hintan gehalten werde, wenn die 
Geneigtheit zu deren Inanspruchnahme bei den Arbeitgebern 
und -Nehmern stets die gleiche bleiben solle. Nur ganz aus- 
nahmsweise erscheine ein Abweichen von diesen Grundsätzen 
zulässig, z. B. bei Ueberhandnehmen der Arbeitslosigkeit, 
welches ein armenrechtliches Eingreifen der Gemeinde, wo- 
möglich im Zusammenwirken mit den bezüglichen Wohlthätig- 
keits-Vereinen nothwendig machen könne. Diejenigen Auf- 
gaben, welche hiernach den Selbstverwaltungskörpern in ihrem 
Verhältniss zu den Nachweisanstalten u. A. zufallen, würden 
nach Ansicht dieses Interessenten hauptsächlich in einer wohl- 
wollenden Förderung ihres Inslebentretens und der Dauer ihres 
Bestandes bestehen. In letzterer Hinsicht würden sich, je nach 
den zu erhebenden Geschäftsgebühren, alljährliche Geldbeiträge 
als unerlässlich erweisen, und dürfen solche um so höher be- 
messen werden, je grösser die Opferwilligkeit auf Seiten der 
zunächst Betheiligten sich zeigen werde und je tiefer das Ver- 
trauen, welches die Benützer im Laufe der Zeit der Anstalt 
und der Geschäftsleitung entgegen bringen, begründet sein 
würde. Keinesfalls solle aber mit einem solchen Vorgehen ge- 
wartet werden, bis die Noth dazu zwinge, sondern die Ein- 
richtungen sollten geschaffen sein, ehe wieder eine Geschäfts- 
stille eintrete. Soweit die neueste Aeusserung aus deutschen 
Gewerbeunternehmerkreisen. 

Die schweizer Anregung, welche neben der deutschen 
steht, stammt aus Arbeiterkreisen. Sie ist in einer kürzlich be- 
kannt gewordenen Denkschrift einer Kommission der vereinigten 
Metallarbeiterorganisationen von Zürich enthalten und zieht 
den Thätigkeitskreis der gewollten Arbeitsnachweiseanstalt sehr 


weit, insofern, als die Erforschung der gesammten Arbeits- und 
Lebensverhältnisse der Arbeiter von vornherein in das P’ro- 
gramm der Anstalt aufgenommen ist. Dann heisst es: „Das 
Institut soll ausschliesslich den wirthschaftlichen Interessen der 
Züricher Arbeiterschaft dienen, nicht irgend welchen politischen 
Zwecken; daraus ergibt sich auch die Zusammensetzung der 
Börse. Vertreten auf der Börse sollen und können nur wirth- 
schaftliche Organisationen sein (Gewerk- und Fachvereine), 
nicht politische Vereine... Die an der Arbeitsbörse vertretenen 
Fachvereine wählen in dieselbe ihre Vertreter nach Massgabe 
ihrer Mitgliederzahl. Die Vertreter wählen die Funktionäre, 
welche ständige. bezahlte Beamte des Instituts sind und ihre 
Kräfte ungetheilt dem Institut zur Verfügung stellen müssen. 
Ein Hauptgewicht muss darauf gelegt werden, dass die Thätig- 
keit der Arbeitsbörse ohne staatliche oder städtische Einmischung 
vor sich geht. Sie muss ausschliesslich ein Arbeiterinstitut sein” 
und nicht eine Massregel, welche sich dem Staat oder der 
Gemeinde zur Verfügung stellt.“ Und zur Begründung dieser 
Punkte wird gesagt: „Ein Hauptaugenmerk ist darauf zu richten, 
dass zur Benutzung dieses Instituts nur vertretene Arbeiter- 
verbindungen zugelassen werden. Damit sind einerseits die 
Fachorganisationen in ihrem eigenen Interesse zum Beitritt 
gezwungen, andererseits die nicht organisirten Arbeiter ge- 
nöthigt, einer Organisation beizutreten, wenn sie die Vortheile 
der Arbeitsbörse geniessen wollen. Welche Vortheile sich dar- 
aus für die Organisationen ergeben, ist jedem ÖOrganisirten 
klar.“ Die Behörden würden nun zweifelsohne diese Bestimmung 
zu verhindern suchen; deshalb müsse man sie eventuell in- 
direkt zu erreichen streben, durch Bevorzugung der organisirten 
Arbeiter bei der Vermittlung selbst oder durch höhere Ge- 
bühren für Nichtorganisirte. An die Gebührenfreiheit denkt 
die Züricher Denkschrift überhaupt nicht. Dann offenbart sich 
aber zum Schluss eine merkwürdige Uebereinstimmung mit 
dem deutschen Unternehmerstandpunkte, wie er in Wiesbaden 
geltend gemacht wurde, bezüglich der Betriebsfrage; in der 
Züricher Denkschrift heisst es: „Die Einmischung der staat- 
lichen und städtischen Behörden muss verhindert, unmöglich 
gemacht werden. Nur wenn die Arbeitsbörse ein Arbeiter- 
institut ist, wird sie das Vertrauen der Arbeiterschaft geniessen 
und wird sie ferner den Forderungen der Arbeiterschaft ein 
höheres Ansehen geben.“ Folgerichtig reiht die schweizerische 
Denkschrift daran den Satz: „Ebenso wie hier die Einmischung 
der Behörden nur auf die finanzielle Unterstützung beschränkt 
bleibt und die Betheiligung der politischen Vereine von der 
Arbeitsbörse auszuschliessen ist, so muss auch die Betheiligung 
der Unternehmer ausgeschlossen sein. Ist dies nicht der Fall, 
so ist die Arbeitsbörse in Ausnahmefällen, wie z. B. Streiks 
etc., ein hinfälliges Institut.“ 

Die Verwandtschaft der beiden neuesten Aeusserungen 
zur Frage der Arbeitsvermittlung liegt klar zu Tage. Beide, 
obgleich vom entgegengesetzten Interessenstandpunkt gethan, 
sind in gleicher Weise nachtheilig beeinflusst durch mangel- 
hafte thatsächliche Information. Diese würde ergeben, dass 
weder ausschliessliche Unternehmer-, noch ausschliessliche Ar- 
beitereinrichtungen auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlung 
bisher Erhebliches leisten konnten, und zwar aus dem einfachen 
Grunde, weil die Besetzung einer Arbeitsstelle unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen durch einen zweiseitigen Ver- 
trag geschieht, an welchem Unternehmer und Arbeiter gleich- 
mässig betheiligt sind. Schliesst man die eine Seite aus, so 
entfällt für sie das Interesse an der neuen Einrichtung. Deshalb 
ist der Stuttgarter Gedanke eines Anschlusses des Arbeits- 
nachweises an das Gewerbegericht ein so glücklicher. Und die 
von beiden Seiten vorgebrachten Gründe gegen einen städti- 
schen Betrieb werden damit ebenfalls hinfällig, Wenigstens 
diejenigen der Züricher Arbeiter. Gerade wenn die Regelung 
des Arbeitsnachweises durch eine gemeinsame Aktion der 
Arbeiter und Unternehmer geschehen muss, erscheint das 
Patronat der Stadt als ausgleichende Instanz, die namentlich 
im Interesse der wirthschaftlich Schwächeren wirken soll, 
doppelt geboten. Die in Wiesbaden geäusserte Befürchtung 
vor „büreaukratischen Formen“ wird wohl ziemlich entkräftet 
durch den Hinweis darauf, dass man dem Ausschusse eines 
städtischen Gewerbegerichtes büreaukratische Neigungen kaum 
nachsagen kann. Diese fragmentarischen Bemerkungen zu den 
beiden neuesten Interessentenäusserungen mögen einstweilen 
genügen; die Frankfurter Verhandlungen über den Gegenstand, 
die unmittelbar bevorstehen und über die eingehend zu be- 
richten sein wird, dürften weitere Klärung bringen. 
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Fortbildungsschulzwang für Berlin. 


Von Professor Johannes Müller in Berlin. 


Am 5. November 1891 wurde an die Berliner Stadt- 
verordnetenversammlung von Stadthagen u. Gen. folgender 
Antrag gestellt: Die Versammlung wolle den Magistrat 
ersuchen: „in Gemässheit des $ 120 Absatz 3 der Ge- 
werbeordnung den Entwurf eines Ortsstatuts vorzulegen, 
durch welches den männlichen Arbeitern unter 18 Jahren 
die Verpflichtung zum Besuch einer Fortbildungsschule 
auferlegt wird“. Nachdem ein Antrag auf Uebergang zur 
(motivirten) Tagesordnung abgelehnt war, wurde ein aus 
15 Mitgliedern bestehender Ausschuss gewählt und später 
von diesem für die Herbeischaffung und Bearbeitung des 
erforderlichen Materials eine Subkommission (von drei 
Mitgliedern) ernannt. Diesem Ausschuss lag zunächst ob, 
den Magistrat zu ersuchen: 1. Erhebungen darüber an- 
zustellen und das Resultat mitzutheilen a) wieviel Schüler 
im Alter von 14 bis 18 Jahren gegenwärtig die städti- 
schen Fortbildungsschulen besuchen, b) ob diese Schüler 
ihren Schulunterricht in Berlin oder ausserhalb Berlins 
genossen haben, bez. ob sie Schüler einer Volksschule 
oder einer höheren Lehranstalt gewesen sind, c) wie hoch 
sich mit einiger Sicherheit die Anzahl der Fortbildungs- 
schüler stellen wird, wenn in Gemässheit des $ 120 Abs. 3 
der Gewerbeordnung der Besuch der Fortbildungsschulen 
für männliche Arbeiter unter 18 Jahren für Berlin obli- 
gatorisch gemacht würde, d) wieviel von den Berliner 
Gemeindeschülern im letzten Jahre, nach dem sie der 
Schulpflicht vollständig genügt hatten, aus der I., II. und 
III. Klasse der Gemeindeschulen abgegangen sind. 2. Ma- 
terialien über die Resultate der Fortbildungsschulen in 
Süddeutschland (Württemberg und Baden), im Königreich 
Sachsen, in Ostpreussen und in der Stadt Hannover zu be- 
schaffen und dem Ausschusse vorzulegen. Zum lebhaften Be- 
dauern der Ausschussmitglieder lehnte der Magistrat einen 
an ihn gestellten Antrag ab, eine Kommission, bestehend aus 
dem Magistratsdezernenten und zwei Ausschussmitgliedern 
nach einzelnen Städten zu entsenden, um die Resultate 
der obligatorischen Fortbildungsschulen an Ort und Stelle 
kennen zu lernen. Dagegen wurden statistische Erhebungen 
angestellt, welche Folgendes ergaben. 

Die Gesammtzahl der Schüler an den 15 Fortbildungs- 
anstalten in Berlin — darunter 10 Fortbildungsschulen 
für Jünglinge — betrug im Jahre 1891 8666; im 
Alter von 14—18 Jahren standen 6889; die übrigen 
20°o waren älter als 18 Jahre. 5295 im Alter von 
14—18 Jahren hatten eine Berliner Volksschule, 842 eine 
Volksschule ausserhalb Berlins, 487 eine höhere Lehr- 
anstalt Berlins, 76 eine höhere Lehranstalt ausserhalb 
Berlins besucht; bei 189 Schülern war der vorhergegangene 
Schulunterricht nicht zu bestimmen gewesen. Von den 
Berliner Gemeindeschülern sind im Jahre 1891 nach 
Vollendung der Schulpflicht aus der I., IT. und III. Klasse 
abgegangen zusammen 9673; unter ihnen waren aus der 


| I. Klasse 5568, d.h. 58°/o,; aus der II. Klasse 2866, 


aus der III. Klasse 1239. Demnach würde die Schülerzahl 
für die obligatorische Fortbildungsschule jährlich rund 
10000, also für 4 Jahre 40000 betragen und man würde 
auf 1000 Klassen zu je 40 Schülern rechnen müssen. 
Da die Kosten einer wöchentlichen Lehrstunde auf jährlich 
mindestens 100 Mark zu veranschlagen sind und der Lehr- 
plan 8 wöchentliche Lehrstunden fordert, so würde die 
Einführung der obligatorischen Fortbildungsschule für Berlin 
einen Kostenaufwand von etwa 100000 x 8= 800 000 M. 
“ 
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verursachen. Auf weitere Kosten wird weiter unten ein- 
gegangen. 

Das ausserdem übersendete Material bestand in einer 
Anzahl gedruckter Berichte und Kundgebungen, das Fort- 
bildungswesen namentlich in anderen deutschen Staaten 
betreffend. Ueber die Fortbildungsschulen in Leipzig lag 
ein Bericht des Lehrers ©. Golling vor, welcher diese 
Schulen aus eigenem Antriebe besucht hatte. Demselben 
ist Folgendes zu entnehmen. Ausser den zahlreichen An- 
stalten für freie Fortbildung, die Leipzig besitzt, gibt es 
9 städtische obligatorische Fortbildungsschulen für Knaben. 
Im Königreich Sachsen besteht für alle Jünglinge, welche 
nur eine Volksschule durchgemacht haben, der Fortbil- 
dungsschulzwang, welcher im allgemeinen drei Jahre um- 
fasst. Hierbei sind Fortbildungsschulen mit 2— 4 wöchent- 
lichen Unterrichtsstunden (wobei eine Stunde Deutsch 
und eine Stunde Rechnen sein muss) vorausgesetzt, Für 
die eigentliche Stadt Leipzig jedoch gilt nur ein zwei- 
jähriger Schulzwang, dafür aber sind die Schüler gehalten, 
wöchentlich 6 Unterrichtsstunden zu besuchen. Die Kosten 
der obligatorischen Fortbildungsschulen trägt die Stadt- 
gemeinde; von den Schülern wird kein Schulgeld erhoben. 
Im Februar 1892 gab es in den 9 Schulen 167 Klassen 
mit zusammen 5117 Schülern. Aus diesem Bestande ergibt 
sich eine durchschnittliche Schülerzahl pro Klasse von 
etwas über 30. Die Frage, ob nicht bei streng durch- 
geführtem Fortbildungsschulzwange doch den Schülern 
eine freie Wahl der Unterrichtsgegenstände vortheilhafter- 
weise zugestanden werden könnte, wurde verneint. Die 
Disziplin war in allen (13) Klassen, welche Herr Golling 
besuchte, eine feste und sichere. Schulversäumnisse werden 
an den Schülern mit Arrest bestraft. Die Arreststunden 
finden Werktags nach Schluss des Unterrichts (von 8— 9 
Uhr) statt. Hierbei sind die Arrestanten von einem Lehrer 
beaufsichtigt. Die Kleidung und äussere Erscheinung der 
Schüler war im Ganzen sauber und durchweg einfach. 
Darüber, ob Strafen wegen Versäumniss der Lehrstunden, 
wegen zu späten Erscheinens in denselben u. dergl. oft 
oder nur selten verhängt werden, sagt leider der Bericht 
nichts. Aus anderen Materialien glaubte man nämlich den 
Eindruck zu gewinnen, dass abgesehen von rühmlichen 
Ausnahmen z. B. in Hannover — die Disziplin, besonders 
die Herstellung eines regelmässigen Besuches der Lehr- 
stunden, selbst in kleineren Städten, eine ungemein schwie- 
rige sei. So wurden nach der im Sommer 1891 erschie- 
nenen Denkschrift des Handelsministerrums über den 
gewerblichen Unterricht im Regierungsbezirk Posen schon 
im Mai 1890 unter 74 Schulen 40 von weniger als der 
Hälfte der Schüler besucht, im August 8 überhaupt gar 
nicht mehr und regelmässig nur noch 7. Ende Februar 1891 
waren 34 Schulen bis auf Weiteres geschlossen und in 
den übrigen erschienen nur noch 470 Schüler in 34 
Klassen zum Unterricht. Im Bezirk Bromberg waren im 
Januar 1894 in 12 Städten statt 60 nur 20 Klassen und 
diese schwach besucht, 8 Schulen aber geschlossen. Von 
45 Schulen des Regierungsbezirkes Marienwerder sind bis 
zum März 1891 bereits 16 geschlossen und in 12 anderen 
ist die Zahl der Klassen erheblich beschränkt worden. 
In Elbing fehlten durchschnittlich nur 40°/o der Schüler; 
besonders die älteren kommen noch, da sie den Nutzen 
des Unterrichts bereits eingesehen haben; aber die Zahl 
der in den Listen geführten Schüler ist von 969 um Ostern 
1890 auf 850, bis zum Herbst 1891 auf etwa 750 ge- 
sunken. Mit- der Regelmässigkeit des Besuches hat auch 
der Erfolg des Unterrichts in vielen Orten abgenommen. 
Die Berichte der Inspektoren sind voll von Klagen über 


die Verschlechterung der Leistungen der wenigen von 
ihnen bei den Revisionen vorgefundenen Schüler. Eine 
grosse Zuchtlosigkeit ist vieler Orten unter ihnen einge- 
rissen. Fenster der Schulzimmer wurden eingeworfen, der 
Unterricht wurde durch gruppenweises Zuspätkommen 
systematisch gestört, die Schüler gaben den Lehrern ab- 
sichtlich falsche oder höhnische Antworten. Die von den 
Lehrherren den Schülern zum Besuche des Unterrichts 
gegebene freie Zeit benutzten sie, um Unfug auf den 
Strassen zu treiben, um Schänken zu besuchen und vor 
Allem, um fleissige Genossen, die sich zur Schule begeben 
wollten, zu verhöhnen und zu misshandeln. Leider sind 
die Schulpflichtigen vielfach von ihren Meistern in ıhrer 
Widersetzlichkeit bestärkt worden. 

Die Frage, ob nicht in Berlin bei Weitem bessere 
Beobachtungen und Erfahrungen würden gemacht werden, 
wurde fast einstimmig verneint. Man ging von der Ansicht 
aus, dass es gerade in Berlin kaum möglich sein würde, 
bei der ungeheuren Anzahl von Schülern im Alter von 
14 bis 18 Jahren irgendwie durchgreifend einen regel- 
mässigen Schulbesuch zu erreichen. Man wies auf die 
bedeutende Arbeitslast hin, welche den bestehenden 150 
Schulkommissionen aus der Beaufsichtigung des Schul- 
besuchs der schulpflichtigen Kinder fortwährend erwächst. 
Sollte dazu noch die Kontrole der Fortbildungsschüler 
kommen, oder müssten dazu noch besondere Kommissionen 
gebildet werden, so dürfte es sehr schwer halten, Mit- 
bürger zu finden, die sich dieser schwierigen und auch 
unangenehmen Aufgabe zu unterziehen gewillt sind. Ja, 
es müssten ganz besondere Massregeln getroffen werden, 
wenn ein regelmässiger Schulbesuch eingerichtet werden 
sollte; selbst polizeiliche Hilfe würde man zur Verfügung 
haben müssen. Es ist auch in anderen Städten nach den 
vorhandenen Berichten wiederholt vorgekommen, dass 
polizeilicherseits hat eingegriffen werden müssen, um die 
Disziplin aufrecht zu erhalten. In Berlin würden solche 
Fälle mindestens ebenso häufig, wenn nicht häufiger vor- 
kommen als an kleinen Orten, wo sich die Sache besser 
übersehen lässt. Endlich werde, so führte ein erfahrener 
Schulmann aus, die Erweiterung des Schulwesens bis auf 
das achtzehnte Jahr individuell ausserordentlich drückend 
auf viele derjenigen Personen wirken, welche ihm dann 
unterworfen würden. Es werde vor allen Dingen für die- 
jenigen, welche bisher die Fortbildungsanstalt freiwillig 
besuchten, eine, wenn man so sagen dürfe, persönliche 
Kränkung sein, das, was sie freiwillig gethan haben, 
obligatorisch thun zu müssen. Es liege auf der Hand, dass 
ein Unterricht, der in dem Alter von 14 bis 18 Jahren 
aufgezwungen werde, namentlich in dem späteren Alter 
von 17 bis 18 Jahren, nur wenig Frucht bringen werde. 
Auch die Schwierigkeit wurde hervorgehoben, dass die 
Theilnahme der Lehrlinge an solchem Unterricht, zumal 
wenn derselbe in die Vormittagsstunden gelegt wird, sehr 
viele Missstände hervorrufen werde. Jedenfalls erwüchsen 
daraus den Handwerksmeistern Störungen und Nachtheile. 
Ausserdem wurde erwähnt, dass es, abgesehen von den 
bedeutenden Einrichtungskosten solcher Schulen, sehr 
schwer sein würde, zu dem Schulunterricht das noth- 
wendige technisch gebildete Lehrpersonal zu erhalten, da 
ein Seminar für das Fortbildungsschulwesen nicht besteht. 
Zwar widmen sich die Gemeindeschullehrer mit Eifer 
diesen neuen Aufgaben, aber sofort dürfte eine genügend 
grosse Anzahl vorgebildeter Lehrer nicht gefunden wer- 
den können. Für den bisherigen (fakultativen) Unterricht, 
welcher an den Wochentagen in den Abendstunden und 
am Sonntag Vormittags stattfindet, können disponible 
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Räume in den Gemeindeschulen benutzt werden, sollte 
dagegen der Unterricht in den obligatorischen Fortbil- 
dungsschulen in den Vormittagsstunden der Wochentage 
ertheilt werden, so müssten Miethsräume genommen wer- 
den, was mit grossen Kosten verbunden wäre; eventuell 
wären sogar neue Häuser erforderlich. Diese Kosten 
würden sich dann den Honoraren beigesellen, ebenso 
diejenigen, welche etwa für eine besondere Beaufsichtigung 
des Unterrichts und für die Vorbildung der Lehrer auf- 
gewendet werden müssten. 

Das Ergebniss der Berathungen war desshalb die 
Ablehnung des Antrages auf Einführung des Fortbildungs- 
schulzwanges, aber gleichzeitig der Beschluss: „Die Ver- 
sammlung ist bereit, die Vervollkommnung und Verbesse- 
rung der Fach- und Fortbildungsschulen auch mit In- 
anspruchnahme grösserer Mittel zu fördern.“ 


* * 
* 


Nachschrift der Redaktion. ÖObige Ausfüh- 
rungen sollen an dieser Stelle auch die Ansichten und 
Gründe der Gegner des Fortbildungsschulzwangs zur Gel- 
tung bringen. Man wird aber nicht verkennen, dass diese 
Gründe grossentheils sehr anfechtbar sind. Was das in 
Berlin gesammelte Material über die Erfahrungen mit dem 
Fortbildungsschulzwang an anderen Orten betrifft, so 
stellt ja bereits unser geehrter Mitarbeiter fest, dass es 
von einer Unvollständigkeit war, welche der Wichtigkeit 
der Frage nicht im Entferntesten entsprach. Trotzdem 
enthält es Mittheilungen z. B. aus Leipzig und Hannover, 
die nur zur Einführung des Fortbildungsschulzwangs er- 
muthigen können. Die Berichte aus dem preussischen 
Osten leiden sämmtlich an dem Mangel, dass sie aus der 
Zeit vor 1891 stammen; erst in diesem Jahre erhielt näm- 
lich die deutsche Gewerbeordnung diejenigen Bestimmun- 
gen, welche die Disziplin in obligatorischen Fortbildungs- 
schulen sichern. Wenn sich freilich eine Stadtbehörde um 
die „Störungen und Nachtheile“ sorgt, welche den Unter- 
nehmern aus dem Fortbildungsschulzwang erwachsen könn- 
ten, so ist es kein Wunder, dass diese Unternehmer ihre 
jugendlichen Arbeiter in der „Widersetzlichkeit“ gegen die 
obligatorische Fortbildungsschule „bestärken“. Von einer 
„Kränkung“ der eifrigen Schüler durch den Fortbildungs- 
schulzwang hat man vollends in anderen Staaten nichts be- 
merkt. Und die finanziellen, sowie technischen Schwierig- 
keiten liessen sich wohl auch überwinden, wenn man an 
eine stufenweise Einführung des Obligatoriums dächte und 
sich vor Augen hielte, welchen unermesslichen Segen eine 
allgemeine Weiterbildung derjenigen jugendlichen Volks- 
schichten bedeuten würde, über deren Verrohung man 
heute so gern klagt, ohne sich entschliessen zu können, 
die Hand an die Wurzel des Uebels zu legen. 


Notizen. 


Erziehung. 

Stellung der Waisenräthe in Preussen. Ueber 
das Verfahren bei Ernennung etc. von Waisenräthen hat der 
Regierungs-Präsident zu Danzig behufs Herstellung eines gleich- 
mässigen Verfahrens Folgendes bestimmt: 1, Von einer Be- 
stätigung der gewählten Waisenräthe ist Abstand zu nehmen. 
2. Auch eine Verpflichtung der Waisenräthe, sei es im Wege 
förmlicher Beeidigung oder mittels Handschlages findet in den 
Gesetzen keine Begründung. Die Vormundschaftsordnung ent- 
hält keine Bestimmungen darüber, wie bereits in dem Erlasse 
des Ministers vom 5. Februar 1876 ausgesprochen ist, und die 
Frage ist daher nach Massgabe der Landgemeindeordnung zu 
beurtheilen. Diese schreibt keine Beeidigung oder Verpflichtung 


für die ehrenamtlich an der Gemeindeverwaltung betheiligten 
Gemeindeglieder vor. Insbesondere gehören die Waisenräthe 
auch nicht zu den Gemeindebeamten, deren Beeidigung vor- 
geschrieben ist. 


Aerztliche Untersuchung der Augen derKin- 
der im Berliner Waisen- und Erziehungshaus 
Rummelsburg. Der Bericht der Berliner Waisenverwaltung 
über das Jahr 1892/93 enthält zum Schluss einen Sonderbericht 
über eine augenärztliche Untersuchung, welche Dr. Silex bei 
den Zöglingen des Waisenhauses und der Erziehungsanstalt zu 
Rummelsburg angestellt hat. Ob wir es mit einer Privatarbeit 
oder einer angeordneten Aufnahme zu thun haben, ist nicht 
gesagt, doch spricht der an die Behörden gerichtete Dank für ihr 
Entgegenkommen wohl für ersteres. Im April und Oktober 
1892 untersuchte Dr. Silex 463 Knaben mit 926 Augen. Nach 
Augen waren 607 — 66°/o normal gebaut, 127 waren über- 
sichtig (14 °/o), 61 kurzsichtig (7 °/o) und 131 astigmatisch (ca. 
14 °/0); in 64 der Augen (7 °/o) fanden sich Hornhautflecke. 
Der Prozentsatz der Kurzsichtigen entspricht ungefähr dem, 
welchen andere Untersucher in städtischen Elementarschulen 
gefunden haben. Bei Dorfschulen ist er durchschnittlich ge- 
ringer (2—3 °/o). „Bedenkt man ausserdem, dass nur 9 (1 °/o) 
Augen die sogenannte delative Myopie hatten, d. i. eine solche, 
die in späteren Jahren oft zu Erkrankungen der inneren Augen- 
häute, gelegentlich aber auch zu Erblindungen Veranlassung 
gibt, so sind die Kurzsichtigkeitsverhältnisse für diesen Jahr- 
gang als günstige aufzufassen und dies auch deswegen, weil 
die Myopie nur bei 21 Augen = 2,2 u die Ursache einer für 
viele Berufsarten unzureichenden Sehschärfe war. Bei Berück- 
sichtigung der kurzsichtigen Augen allein (61) ergibt sich, wie 
das auch schon früher festgestellt wurde, dass bei ihnen die 
Sehschärfe häufig herabgesetzt ist, insbesondere, dass 34,4 °/o 
ein schlechtes Sehvermögen hatten.“ Auffallend ist der hohe 
Procentsatz von 13,8 an Astigmatikern, auf welche offenbar 
bei anderen Augenuntersuchungen nicht genügend geachtet 
wurde. 86mal —= 9,2°,o unter den 926 betrug die Sehschärfe 
infolge Astigmatismus weniger als !/® der normalen. „Dies 
macht auf die 131 astigmatischen Augen übertragen, 65,6 °/o. 
Die Zahlen sind also bedeutend ungünstiger als bei der Myopie 
(2,2°/o und 34,4 °/o). Von den 926 Augen hatten sogenannte 
volle (normale) Sehschärfe 497 Augen — 53,7 °/o, ?/s betrug 
sie. bei 129 = 13,9 %o und !/2 bei 106. = 11,40% Weniger als 
la, und dies auch nach Korrektion aller optischen Fehler, 
hatten 194 Augen — 21°)o. Letztere Art von Augen ist für 
viele Berufsarten, z. B. Tischler, Zimmerer, Schriftsetzer u. s. w. 
nicht oder nur in beschränktem Maasse geeignet. Am besten 
wird man sich über diese Grade orientiren, wenn man sich 
daran erinnert, dass für den aktiven Militärdienst Sehschärfe 
von !/a und mehr verlangt wird.“ — Diese interessanten Auf- 
nahmeergebnisse sprechen jedenfalls für eine regelmässige 
Untersuchung (der Augen der Schulkinder; bei Kindern, welche 
in Öffentlichen Anstalten sind, ist sie eigentlich selbstverständ- 
lich, da man diesen gegenüber zu aller Fürsorge verpflichtet 
ist, welche gewissenhafte Eltern üben. 


Erziehung und Verbrecher. Der Direktor des 
eidgenössischen statistischen Bureaus, Dr. Guillaume, veröffent- 
licht im 3. Quartalheft des 29. Jahrgangs (1893) der Zeit- 
schrift für schweizerische Statistik eine genaue Erhebung über 
die Insassen der Berner Strafanstalten, namentlich auch be- 
züglich ihrer Jugenderziehung. Die sehr verdienstvolle Arbeit 
lässt sozusagen auf jeder Seite den Zusammenhang zwischen 
Verbrechen und Erziehung erkennen. Von 590 Sträflingen be- 
fanden sich 323 in ihrer Jugend in Familienverhältnissen, die 
einer guten Erziehung ungünstig waren. Bei 82 wird z. B. 
drückende Armuth der Eltern erwähnt, bei 45 Trunksucht der 
Eltern, bei 26 Verurtheilung der Eltern. Ganz besonders stark 
sind die Waisen- und die unehelichen Kinder unter den Sträf- 
lingen vertreten. 24°/o derselben wurden in einer fremden 
Familie erzogen, 5 °/o waren zeitweise oder auf die Dauer in 
einer Erziehungsanstalt untergebracht gewesen. Der Verfasser 
glaubt zu dem Schluss berechtigt zu sein, dass der Fall, wo 
die Erziehung in einer fremden Familie guten Erfolg hatte, 
sehr selten ist. Wie vernachlässigt die Erziehung der meisten 
Sträflinge war, lässt sich daraus ersehen, dass ihre Schulbildung 
zum überwiegenden Theil mangelhaft war. Man darf sagen, 
dass derjenige, um dessen Schulbildung sich Niemand richtig 
kümmerte, auch sonst keine aufmerksame Erziehung genossen 
hat. Namentlich fällt auf, wie wenige der verurtheilten Frauen 
eine ordentliche Volksschulbildung erlangt haben, und auch 
hier stehen die unehelichen Kinder den ehelichen bei weitem 
nach. Wir können hier leider den interessanten Ausführungen 
nicht weiter folgen, wir können uns nur dem Verfasser darin 
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völlig anschliessen, wenn er behauptet, dass seine Erhebungen 
Staat, Gemeinden und gemeinnützige Gesellschaften energisch 
an ihre Pflicht mahnen, der verwaisten und verwahrlosten 
Jugend eine gute Erziehung zu sichern. Dabei empfiehlt Guil- 
laume weder eine reine Anstalts- noch eine reine Familien- 
pflege, sondern verspricht sich am meisten von einer zeitweisen 
Anstaltserziehung, nach welcher die an Ordnung und Folgsam- 
keit gewöhnten Zöglinge in taugliche Familien verbracht wer- 
den; man habe mit diesem System in Dänemark und in den 
Vereinigten Staaten vorzügliche Erfolge erzielt. 


Schulwesen. 


Speisung von Schulkindern in Preussen. Die 
preussischen Kreis-Schulinspektoren sind gegenwärtig mit 
Ermittelungen beschäftigt, ob und in welchem Umfange Schul- 
kinder über Mittag in den Schulräumen verbleiben, also ohne 
warmes Essen erhalten zu haben, dem Nachmittags-Unterricht 
wieder beiwohnen. Es haben diese Feststellungen den Zweck, 
eventuell eine Speisung der betreffenden Kinder herbeizuführen, 
wie eine solche bereits in einzelnen Städten gehandhabt wird. 
Die Leiter der öffentlichen Schulanstalten sind deshalb zur 
Erörterung der Frage angeregt worden. 

Bäder fürSchulmädcheninBreslau. Die beiden 
städtischen Badeanstalten für Frauen und Mädchen befinden 
sich an der Gneisenau-Brücke und am Öhle-Laufsteg. Sie sind 
von 7—9 Uhr früh an den Sonntagen und von 6 Uhr früh bis 
zum Eintritt der Dunkelheit an Wochentagen geöffnet und nur 
Mittags von 11—1 Uhr geschlossen. Das Bad am Ohlesteg hat 
für Mädchen und Frauen getrennte Räume, das an der Gneisenau- 
Brücke nicht, und dieses ist daher Mittwoch- und Sonnabend- 
Nachmittag ganz und an den übrigen Wochentagen von 4'ja 
bis 6 Uhr für die Schulmädchen reservirt. Ein Eintrittsgeld 
wird nicht erhoben. Es darf nur in Bademänteln und Bade- 
hemden gebadet werden, die auch gegen Zahlung von 6 Pf., 
ebenso wie ein Handtuch für 3 Pf., geliehen werden können. 
Die Zeit für jede Badende ist einschliesslich der Zeit für Aus- 
und Anziehen auf 30 Minuten bemessen. Bei einer Wasser- 
wärme von unter 14° R. ist Mädchen unter 14 Jahren das 
Baden untersagt; Mädchen unter 6 Jahren dürfen nur in Be- 
gleitung Erwachsener baden. Das Zusammenbaden von Mäd- 
chen und Frauen ist ebenfalls untersagt. Ungewöhnlich un- 
saubere oder mit Ungeziefer behaftete Mädchen werden vom 
Baden zurückgewiesen. 

Eaifssechulenerur schwacehsinnige Kınderin 
Schlesien. Aus einem Vortrag, den Lehrer Schenk aus 
Breslau auf der diesjährigen Schlesischen Provinzial-Lehrer- 
versammlung über die Erziehung schwachsinniger Kinder hielt, 
ist zu entnehmen, dass es in ganz Schlesien etwa 6000 Idioten 
gibt, von denen in den sechs Anstalten nur 689 untergebracht 
sind. Für die Ausbildung der meisten andern sei Anstaltspflege 
nieht erforderlich, wohl aber getrennter Unterricht in beson- 
deren Hilfsschulen. Die erste solche Einrichtung begründete 
Dresden 1869, Elberfeld war die erste preussische Stadt, die 
1879 eine Hilfsschule errichtete. Minister v. Gossler empfahl 
die Begründung an allen Orten mit über 20000 Einwohner. 
In kleineren Orten kann eine besondere amtliche Nachhilfe- 
stunde dem gleichen Zweck dienen, wie das z. B. in Lucken- 
walde der Fall ist. In Schlesien bestehen jetzt Hilfsschulen in 
Breslau, wo bisher zwei, von nun ab vier Klassen vorhanden 
sind, und in Görlitz, während alle übrigen grösseren Städte 
noch keine errichtet haben. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Lieferung der Lernmittel für Fortbildungs- 
schüler und Heilkursus fürStotterndein Stade. In 
der gemeinschaftlichen Sitzung der städtischen Kollegien in 
Stade vom 13. d. M. wurde ein Vorschlag des Magistrats auf 
Erhöhung des Schulgeldes in der gewerblichen Fortbildungs- 
schule von 3 auf 5 Mk., wofür den Schülern alle Zeichen- 
materialien ausser Reissbrettern, Reisszeug und Reissschienen 
geliefert werden sollen, genehmigt, dagegen die vom Magistrate 
beantragten Mittel zur Bestreitung der Kosten für einen Heil- 
kursus für stotternde Kinder abgelehnt. Bei beiden Beschlüssen 
scheint der finanzielle Standpunkt mehr als der sozialpolitische 
den Ausschlag gegeben zu haben. 

Haushaltungsunterricht in Baden. Durch Ver- 
ordnung des badischen Ministeriums ist bekanntlich den Ge- 
meinden gestattet worden, in den Mädchenfortbildungsschulen 
Haushaltungsunterricht einzuführen. Im Anschluss hieran hat 
es der badische Frauenverein im Einverständnisse mit dem 
Grossh. Oberschulrathe unternommen, die hiernach in Betracht 
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kommenden Lehrerinnen auszubilden. Der erste Kurs wurde 
von Mai bis August 1892 abgehalten und war von 18 Theil- 
nehmerinnen besucht. Er sollte nur ein Vorkurs sein, da man 
Erfahrungen sammeln und namentlich abwarten wollte, ob sich 
der neue Unterrichtsgegenstand in den Schulen bewähren 
würde. Es ist nun, wie die „Bad. Korr.“ erfährt, zu konstatiren, 
dass er sich bewährt. Von Mannheim, wo der Unterricht in 
die Oberklasse der Volksschule gelegt ist, und ebenso von 
Pforzheim, Bruchsal, Bretten und Schopfheim, wo er in der 
Fortbildungsschule ertheilt wird, ist Erfreuliches berichtet 
worden. Es wird namentlich den Fortbildungsschülerinnen nach- 
gerühmt, dass sie dem Haushaltungsunterricht ein viel leb- 
hafteres Interesse entgegenbringen als dem früheren Unter- 
richt. Diese Erfahrungen haben den Frauenverein veranlasst, 
die Errichtung einer dauernden Anstalt zur Abhaltung von 
Kursen für Lehrerinnen ins Auge zu fassen. Es sollen all- 
jährlich zwei Kurse abgehalten werden, jeder mit einer Dauer 
von fünf Monaten. Sie beginnen am 1.Mai und 1. November. 
Der Unterricht erstreckt sich hauptsächlich auf: Il. Uebung 
im Kochen überhaupt. 2. schulmässiges Kochen in Verbindung 
mit Lesen, Schreiben und Rechnen, 3. Haushaltungslehre, 
4. Uebung im Unterrichten. 


Gemeinnützige Fürsorge. 


diergörtentlichrennzAr men? 
Pre wer und dlemaVvzerieinsiwohlthattekert, Sviesm 
I. Halbj. S. 161 der Blätter mitgetheilt wurde, fand in Posen 
am 26. April d. J. eine Versammlung der Vertreter von etwa 
50 verschiedenen Wohlthätigkeitsvereinen und der städtischen 
Armenbehörde statt, in welcher über „Grundzüge für das Zu- 
sammenwirken der öffentlichen und privaten Wohlthätigkeit in 
Posen“ berathen wurde. Nachdem eine prinzipielle Zustimmung 
zur Anbahnung geregelter Beziehungen erzielt war, setzte die 
Versammlung eine Kommission ein, welche die von der Armen- 
verwaltung vorgelegten „Grundzüge“ berathen sollte. Sie trat 
im Juni zusammen und einigte sich auf Abänderung und Zu- 
fügung einiger Bestimmungen des Entwurfes, welchen wir 
a. a. Ö. nach seinem wesentlichen Inhalt mitgetheilt haben. 
Insbesondere sollen die Neubestimmungen verhüten, dass die 
Armenverwaltung bei entdeckten Doppelunterstützungen ihre 
Beihülfe kürzt, vielmehr will man diese Verminderung der 
Ausgaben für die Vereine vorbehalten. Etwas weitgehend 
scheinen die Vorschriften zu sein, welche über Geheimhaltung 
der Namen von Unterstützten getroffen sind. Nicht nur sollen 
die Vereine die Geheimhaltung mitgetheilter Namen von der 
Armenbehörde verlangen können, sondern es steht ihnen aus- 
drücklich frei, Unterstützungen, die nach ihrer Ansicht noch 
weitergehender Geheinhaltung bedürfen, überhaupt nicht mit- 
zutheilen. Es wird abzuwarten sein, ob die Vereine von dieser 
Freiheit nicht einen allzu ausgedehnten Gebrauch machen. Die- 
Grundzüge sind in ihrer neuen Feststellung nunmehr den Ver- 
einen zugestellt worden; man hofft, dass sie sich zum Beitritt zu 
einem Verbande bereit finden werden, und gedenkt dann eine 
konstituirende (seneralversammlung einzuberufen, die den ganzen 
Geschäftsgang, Formulare etc. feststellen soll. Mögen die Be- 
strebungen von dauerndem Erfolge begleitet sein. 

Oeffentliche und kirchliche Armenpflegein 
Schleswig. Es herrscht leider sehr oft zwischen der öffent- 
lichen Armenpflege und der von der Kirche ausgehenden Liebes- 
thätigkeit eine gewisse gegenseitige Missstimmung, die ihren 
wesentlichen Grund darin hat, dass Missverständnisse über die 
Aufgabe einer jeden von ihnen vorliegen. Da berührt sehr 
sympathisch der Organisationsplan, welchen sich die Schles- 
wiger Domgemeinde vorgezeichnet hat. Sie erkennt an, dass 
die eigentliche materielle Fürsorge für die bereits Verarmten 
Sache der bürgerlichen Gemeinde ist, welche ihrer Pflicht der 
Unterstützung Armer, und zwar ohne Rücksicht auf die Wür- 
digkeit der Unterstützten, nachzukommen hat. Dass dabei die 
Armenpflege leicht zu einer Armuthspflege werden kann, diese 
Gefahr kennt jeder, der mit der bürgerlichen Armenpflege in 
Berührung kam. Der kirchlichen Armenpflege steht ein viel 
weiteres Gebiet als das der materiellen Unterstützung offen, 
nämlich die moralische Beeinflussung und die vorbeugende 
Pflege; hier wird die bürgerliche theils ihrem Charakter, theils 
ihrer rechtlichen Stellung nach niemals mit grösserem Erfolg 
wirken können, hier ist aber auch ein Nebeneinander der ver- 
schiedensten Bestrebungen nicht schädlich, wie so oft bei der 
materiellen Unterstützung, sondern ungemein förderlich. Möch- 
ten darum die Vertreter der kirchlichen Armenpflege die Er- 
wägungen, die man in der Schleswiger Domgemeinde gepflogen, 
beherzigen; ebenso können wir sie allen privaten Wohlthätig- 
keitsvereinen aufs Wärmste empfehlen. 


Zusammenwirken 
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Krankenpflege. 


Sanitätswachen und Magistrat in Berlin. Der 
19. Sanitätswache vor dem Halleschen Thor in Berlin soll die 
vom Magistrat allen andern Sanitätswachen gewährte Subvention 
von 3000 Mk. jährlich entzogen werden, wenn sie sich nicht 
wie die andern Anstalten auf einen Nachtdienst mit einem 
ständigen Arzt auf der Wache beschränke. Eine Versammlung 
von Bürgern und Aerzten des Halleschen Thorbezirks hat jetzt 
beschlossen, gegen diese Verfügung eine Eingabe an die Stadt- 
verordnetenversammlung zu richten. In dieser Vorstellung soll 
in ausführlicher Weise auf die segensreiche Wirksamkeit und 
Einrichtung dieser Wache mit Tages- und Nachtdienst gegen- 
über den andern nur den Nachtbetrieb besitzenden Sanitäts- 
wachen hingewiesen werden. In der Versammlung wurde das 
Schreiben eines Stadtverordneten mitgetheilt, nach welchem 
„durch den Tagesdienst der 19. Sanitätswache nur für die vier- 
zehn Aerzte, mit welchen diese Wache in Verbindung steht, 
„Patienten-Sammelstellen“ zur Benachtheiligung der übrigen 
hundert Aerzte des Südwestens errichtet sind.* Der Vorstand 
möge selbst erwägen, ob es angemessen sei, solche „Patienten- 
Sammelstellen“ aus dem Säckel aller Steuerzahler zu fördern.“ 
Der Vorsitzende des „Aerztevereins SW.“ erklärte, dass diese 
Theilnahme für die materiellen Interessen der Aerzte des 
Südwestens nur herangeholt sei. Die Errichtung der Wache 
habe als ein gemeinnütziges Unternehmen die Bewilligung aller 
Aerzte des Südwestens gefunden. Die wahre Ursache sei, dass 
der massgebende Stadtverordnete die alten Sanitätswachen, 
die viel Geld kosten und wenig leisten, eingerichtet habe und 
dass er deshalb nicht zugestehen wolle, dass hier aus der 
Bürgerschaft heraus eine vorzügliche, musterhafte Sanitätswache 
eingerichtet worden ist, der gegenüber seine Sanitätswachen 
schlecht seien. Auch die anwesenden Aerzte der Sanitäts- 
wache verwahrten sich dagegen, von ihrer Hilfsbereitschaft 
materiellen Gewinn zu haben. Von der Gegenseite erhielt die 
„Voss. Ztg.“ nachträglich eine Zuschrift, in der es heisst: 
„Wenn auch nicht geleugnet werden soll, dass durch die Arbeit 
in den Fabriken und den regen Strassenverkehr am Tage ge- 
wisse Unglücksfälle häufiger wie in der Nacht eintreten können, 
so würden die Ansprüche an die übrigen 19 Berliner Sanitäts- 
wachen, die in der Ausübung wahrer Humanität keinen Hilfe- 
suchenden abweisen dürfen, und daher in den meisten Fällen 
unentgeltlich behandeln, bis ins Unendliche wachsen. Die 
Sanitätswachen würden zu Kliniken ausarten, die Kosten un- 
berechenbar und die Mehrzahl der etwa 1800 Aerzte Berlins 
überflüssig sein.“ Die Gegner des Tagbetriebes scheinen also 
wesentlich mit finanziellen und medizinisch-zünftlerischen Grün- 
den zu operiren. 

Genesungsheime und Ortskrankenkassen. Die 
freie Vereinigung sächsischer Ortskrankenkassen, welche am 
19. Juni d. J. zu Zwickau eine Versammlung abhielt, hat auf 
einen Vortrag des Bevollmächtigten der Dresdner Ortskranken- 
kasse, Hesse, folgenden Antrag angenommen: 1. „Die zur Ver- 
einigung gehörenden Ortskrankenkassen erkennen die sofortige 
Inangriffnahme der Begründung von Rekonvaleszentenstationen, 
soweit dies nicht schon geschehen, als eine dringende Pflicht 
jeder Kasse an und finden in dem vom Vorstand und Ausschuss 
der Versicherungsanstalt in der Ausschusssitzung vom 19. De- 
zember 1892 beschlossenen, seitens der Landesbehörde be- 
stätigten Anerbieten zur Förderung und Errichtung von Heim- 
stätten für Genesende die materiellen Mittel hierzu, sodass 
eine etwaige Wiederholung einer öffentlichen Aufforderung 
zur Unterstützung für Rekonvaleszentenstationen überflüssig 
erscheint. 2. Soweit einzelne Kassen allein nicht in der Lage 
sind, die Errichtung von Rekonvaleszentenstationen zu be- 
wirken, wird das Zusammengehen mehrerer Krankenkassen 
bez. Bildung von Verbänden nach $ 16 K.-V.-G. dringend 
empfohlen.“ 

b Aufhebung der Poliklinik in Stralsund. Der 
Rath der Stadt Stralsund hatte vor einiger Zeit die bisher ge- 
währte kostenfreie poliklinische Behandlung am städtischen 
Krankenhause unter der Begründung aufgehoben, es solle den 
Aerzten in der Stadt keine Konkurrenz bereitet und Kosten 
erspart werden. Dem Gesuch des bürgerschaftlichen Kollegiums, 
diese Aufhebung wieder rückgängig zu machen, gab der Rath 
nach, bestimmte aber, dass für jede poliklinische Behandlung 
ein Honorar von 75 Pf. bis 1 Mk. zu zahlen sei; nur „Unbe- 
mittelten“ solle auf ihren Antrag unentgeltliche Behandlung 
zu Theil werden. Dieser Beschluss stiess auf den Widerstand 
des bürgerschaftlichen Kollegiums. Mit Recht hob dessen 
Referent hervor. dass das Krankenhaus nicht nur eine Heil- 
anstalt sein, sondern auch der Wissenschaft dienen solle; dass 


die Aerzte um so mehr Erfahrung sammelten, je mehr Kranken- 
material ihnen zugehe; dass durch die Honorarforderung der 
Zweck der Poliklinik illusorisch gemacht und die Leute Kur- 
pfuschern zugetrieben werden würden. Man hofft daher in 
der Bürgerschaft, dass der Rath schliesslich doch den alten 
Zustand wiederherstellen wird. 

Samariterdienst auf dem Land. Für 36 Dörfer 
des Herzogthums Altenburg ist jetzt der Samariterdienst zur 
Unterstützung Verunglückter eingerichtet. Die Samariter, Be- 
wohner der Dörfer, sind in Roda von Dr. Bande ausgebildet 
und vor einigen Tagen in Gegenwart des Staatsministers 
v. Helldorf einer Prüfung unterzogen worden, die ein befriedi- 
gendes Ergebniss hatte. 


Arbeiterversicherung. 


Aufhebung einer Kreiskrankenversicherung. 
Für den Kreis Gifhorn besteht eine gemeinsame Krankenver- 
sicherungskasse. Nur die Stadt Gifhorn, sowie einige Industrie- 
unternehmungen haben eigene Versicherungen. Diese Kreis- 
versicherung erfordert an jährlichen Ausgaben für Aerzte, 
Apotheken etc. zwischen 50 000 bis 60 000 Mk. Da die Beiträge 
die festgesetzte Höhe nicht überschreiten dürfen, erfordert die 
Krankenkasse namhafte Zuschüsse aus der Kreiskommunalkasse, 
die in den letzten vier Jahren 25000 Mk. betragen haben. 
Die Erwartung, dass sich durch die im vorigen Jahre erfolgte 
Ausdehnung der Versicherungspflicht auf die land- und forst- 
wirthschaftlichen Arbeiter und die dadurch vermehrten Beiträge 
ein Ausgleich werde herbeiführen lassen, hat sich als trügerisch 
erwiesen. War für 1892 ein Fehlbetrag von 7238 Mk. zu decken, 
so kommt er in 1893 auf etwa 10000 Mk. Unter diesen Um- 
ständen hat jetzt der Kreisausschuss beschlossen, dem nächsten 
Kreistage eine Vorlage auf Aufhebung der gemeinsamen 
Krankenversicherung und Einführung von Ortskrankenkassen 
zu machen. 


Begräbnisswesen. 

Missstände bei Begräbnissen Stadtarmerin 
Berlin. In einer Versammlung von Armenkommissionsvor- 
stehern, die am 22. d. M. abgehalten wurde, kam die Frage 
zur Besprechung: „Welche Missstände haben sich bei den Be- 
gräbnissen Stadtarmer herausgestellt und wie ist solchen für 
die Folge abzuhelfen?“ Es zeigte sich, wie die „Tgl. Rdsch.“ 
berichtet, dass die aufrichtig humanen Bestrebungen der 
Direktion, Wandel in dem System zu schaffen, bisher noch 
keine Früchte getragen haben. So hatte diese Behörde dem 
Unternehmer in Folge vielfacher Beschwerden bei Abschluss 
ihres neuen Vertrags zur Pflicht gemacht, höchstens zwei 
Leichen auf einem Transport abzuholen. Nun erklärten die 
Kommissare, das soft bis sechs Särge im Wagen aufgeschichtet 
werden. Das Benehmen der Abholungsmannschaften wurde 
als „unzart“, ihre unsagbar schmutzige Tracht im höchsten 
Grade unwürdig bezeichnet. Die traurigsten Zustände kamen 
jedoch bei dem Kapitel „Särge* zur Sprache. Auch hier hatte 
die Armendirektion Wandel zu schaffen sich bemüht. Die vom 
Volksmunde „Nasenquetscher“ genannten Särge sollten be- 
seitigt werden. Aber die Stadt denkt und der Unternehmer 
lenkt; er liefert die Särge oft zu flach und zu kurz, so dass 
sie beim Schliessen aus dem Leim gehen. Auch über die Art 
des Abholens wurde Klage geführt. So war die Stunde, wie 
u. a. berichtet wurde, hierfür auf 2 Uhr festgesetzt. Statt 
dessen erschien der Wagen schon um 10 Uhr und holte den 
Verstorbenen aus der Wohnung ab, in welcher sich nur ein 
Kind befand. Als die Frau des Todten von einem Gange zu- 
rückkehrte, fand sie zu ihrer schmerzlichen Ueberraschung den 
Mann bereits fortgekarrt. Seit dem 10. September ist ein neuer 
Wagen in Gebrauch genommen. Dass dieser die Form des alten 
Wagens behalten habe und sich dadurch als Armenwagen so- 
gleich kennzeichne, wurde lebhaft bedauert. — Im Ganzen dürfte 
diese Besprechung öffentlicher Missstände einen treffenden 
Beweis für die Nothwendigkeit der Uebernahme der Bestat- 
tung durch die Stadt bilden, ein System, das andere Städte 
längst angenommen haben. x 

Feuerbestattungin Gotha. Dem uns freundlichst 
zugesandten „Bericht über die Verwaltung der Stadt Gotha im 
Jahre 1892“ ist zu entnehmen, dass im Berichtsjahre 162 
Leichen, davon 43 aus Gotha und 119 aus sonstigen Orten 
des Reichs-, In- und Auslandes im Leichenverbrennungsofen 
bestattet wurden.. Unter der Gesammtzahl befanden sich 157 
Leichen Erwachsener und 5 Kindesleichen. In der Urnen- 
halle sind, nachdem in Folge der Erbauung eines Kolumbariums 
in Berlin eine Anzahl Urnen dorthin verbracht worden ist, am 


Schlusse des Jahres 1892 294 Urnen mit der Asche Bestatteter 
aufgestellt gewesen. In der ersten Hälfte des laufenden Jahres 
aber haben nach Zeitungsmittheilungen insgesammt 74 Leichen- 
bestattungen stattgefunden. Seit dem Jahre 1879 sind nunmehr 
1229 Leichen verbrannt worden. 


Wohnungswesen. 


Baupolizeiordnung für Köln. Nach lebhaften Ver- 
handlungen, die sich auf mehrere Sitzungen erstreckten, hat 
sich die Kölner Stadtverordnetenversammlung am 7. v. M. über 
die Vorschläge geeinigt, welche man der Regierung machen 
will, die die Absicht hat, eine neue Bauordnung für Köln und 
seine Umgebung zu erlassen. In No. 30, S. 34 dieses Halbjahrs 
ist der erste Entwurf dieser Vorschläge mitgetheilt. Der nun- 
mehr angenommene Vorschlag enthält gegenüber jenem ersten 
Entwurf einige Abschwächungen und zwar beziehen diese sich 
sowohl auf die Verringerung des Gebiets, welches offener 
Bebauung vorbehalten ist, als auch auf die Erweiterung der 
Masse, bis zu welchen Grundstücke bebaut werden können. 
Für Klasse 1 (Stadtbezirk und städtisch ausgebaute Bezirke 
von Nippes und Ehrenfeld) sollen die bisherigen Vorschriften 
bestehen bleiben (vgl. S. 34 dieses Halbjahrs). Zu Klasse 2 ge- 
hören alle Grundstücke, welche an ausgebauten Strassen der 
Vororte oder an Strassen, die bereits fertiggestellt, oder deren 
Fertigstellung bereits durch Uebereinkommen der Gemeinde 
und Grundbesitzer sichergestellt ist, liegen. In dieser Klasse 
dürfen die Grundstücke bei einstöckiger Bebauung bis 75 jo, 
bei zwei- und dreistöckiger bis 65°/o, bei vierstöckiger bis 
50° bebaut werden. Für Eckgrundstücke sind weiter 10°/o 
bebauungsfähig. Die grösste zulässige Gebäudehöhe soll 17 m., 
die Anzahl der übereinanderliegenden Wohngeschosse 4 be- 
tragen dürfen. In Klasse 3. zu welcher alle übrigen Grundstücke 
in den Vororten gehören sollen, soweit sie nicht der offenen 
Bebauung (vgl. Klasse 4) vorbehalten sind, darf bei einstöckiger 
Bebauung jedes Grundstück bis zu 65, bei mehrstöckiger bis 
zu 50°/o bebaut werden (für Eckgrundstücke ist ein Zuschlag 
von 10°/o zulässig). Die Höhe der Gebäude darf 15 m. sein, 
übereinanderliegende Wohngeschosse sind nur zwei zugelassen, 
doch darf die Hälfte des Dachgeschosses noch als Wohnungen 
hinzutreten. Die Bezirke der offenen Bebauung, die von vorn- 
herein ziemlich gering an Umfang vorgesehen waren, sind 
noch mehr eingeengt worden. Die höchste zulässige Bebauung 
ist für sie auf 40°%o der Grundstücke (bei Eckgrundstücken 
50°/o) vorgeschlagen. An den Strassenfronten sollen nicht mehr 
als zwei Gebäude dicht aneinander gebaut werden ; im Uebrigen 
sind Zwischenräume unbebaut zu lassen, welche bis zur Nach- 
bargrenze mindestens 5 m., bis zum Nachbargebäude mindestens 
10 m. betragen sollen. Für Gebäudehöhe und Zahl der Wohn- 
geschosse gelten dieselben Bestimmungen, wie in Klasse 3. Die 
Erbauung von Fabriken oder die Nachbarschaft belästigenden 
gewerblichen Anlagen ist in diesen Bezirken verboten. — Die 
Interessenten brachten zum Theil auch gegen diese sehr nach- 
sichtigen Beschränkungen Bedenken vor, doch musste es auf- 
fallen, dass gerade die Vertreter der in Betracht kommenden 
Vororte bei den Verhandlungen der Versammlung fehlten, 
woraus wohl zu schliessen ist, dass sie die Bestimmungen 
keineswegs für tief einschneidend halten. Ob freilich die Re- 
gierung bei dem Erlass einer neuen Bauordnung nicht strengere 
Vorschriften festsetzen wird, steht dahin. Im Interesse der 
baulichen Entwickelung Köln’s dürfte es liegen, wenn wenigstens 
die Vorschriften des ersten Entwurfs wieder hergestellt würden. 


(Gewerbewesen. 


Städtische Arbeitslosenstatistik für München. 
Ein Versuch, die Zahl der zu einem bestimmten Termin Arbeits- 
losen durch eine amtliche städtische Aufnahme festzustellen, 
ist in den bisherigen Diskussionen über den Gegenstand noch 
gar nicht erwähnt worden und verdient doch angesichts des 
kommenden Winters mit seiner periodischen Beschäftigungs- 
losigkeit aufmerksame Beachtung der zuständigen Stellen. Bei 
der Verarbeitung der Berufszählung von 1882 durch das statisti- 


‚sche Bureau der Stadt München zeigte sich nach den „Mit- 


theilungen“ dieses Amtes (VII. Band, München 1884/89, S. 116), 
„dass die Zahl der (arbeitslosen) Personen eine beträchtliche“ 
war und „es für die städtischen Verhältnisse geboten erschien, 
diese Elemente genauer kennen zu lernen.“ Als stellenlose 
Personen definirt dabei das Münchener Bureau diejenigen, „bei 
welchen die Berufsangabe sich nicht auf eine zur Zählzeit wirk- 
lich ausgeübte Thätigkeit bezog, sondern auf eine Stellung, 
der sie früher angehörten und sobald sich Gelegenheit dazu 
bietet, wieder angehören wollen.“ Also nicht durch eine aus- 
drücklich und von Anfang an hierzu gestellte Frage, sondern 
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erst durch die sich elementar bei der Berufszählung geltend 
machende Erscheinung, sowie durch eine nachträgliche Revision 
der Zähllisten gelangte man zu dem nachstehenden Ergebnisse, 
das hiernach zu beurtheilen sein wird. Das Münchener Bureau 
bemerkt selber, dass von den Arbeitslosen nur „im Allgemeinen 
ein grosser Theil ermittelt* wurde, Die Zahl der amtlich Er- 
mittelten betrug nun 2194 Personen und zwar 642 männliche 
und 1175 weibliche, also zusammen 1817 sonst erwerbsthätige 
Personen mit 373 Haushaltungsangehörigen und 4 Dienstboten. 
Man sieht, dass bei dem mehr zufälligen Charakter der Er- 
hebung als Gros der Arbeitslosen weibliche Personen festge- 
stellt wurden und zwar 911 Personen aus der Gruppe „persön- 
liche Dienstleistung“ und Lohnarbeiter, 211 aus der Gruppe 
„Handel“, 36 aus der Gruppe „Gewerbe“, 16 aus der Gruppe 
„Beamtenstand“ und l aus der Gruppe „Landwirthschaften“. 
Weibliche Lohnarbeiter bildeten also die Mehrzahl der damals 
in München festgestellten Stellenlosen, und zwar Näherinnen, 
Fabrikarbeiterinnen, Handlungsgehilfinnen u. s. w., namentlich 
auch stellenlose Dienstboten. Der Prozentsatz dieser Be- 
schäftigungslosen zur Gesammtzahl der überhaupt erwerbs- 
thätigen Genossen derselben Abtheilung betrug ca. 20 Prozent. 
Die 642 männlichen Stellenlosen entfallen in der Hauptsache auf 
die Gruppen „Gewerbe“ und „Handel“ mit 264 bezw. 252 Per- 
sonen; ihr Prozentsatz zur Gesammtzahl der überhaupt erwerbs- 
thätigen Genossen in denselben Abtheilungen betrug nur wenig 
über 2 Prozent. Offenbar kamen also in München die männ- 
lichen Stellenlosen, wie dies bei dem zufälligen Charakter der 
Erhebung und ihrem sommerlichen Zeitpunkt (Juni) erklärlich 
ist, nicht entfernt ebenso vollständig zur Zählung, wie die 
weiblichen. Und gibt deshalb die amtliche Münchener Erhebung 
sachlich auch keinen hinreichenden Aufschluss über den wirk- 
lichen Umfang der Arbeitslosigkeit in der bayrischen Haupt- 
stadt zur Zeit der 1882er Berufszählung, so zeigt sich doch, 
dass eine Statistik der Arbeitslosigkeit von Stadtwegen nicht 
unmöglich ist; es würde sich nur für weitere Schritte auf der 
von München in so dankenswerther Weise eingeschlagenen 
Bahn darum handeln, von den Münchener Erfahrungen in tech- 
nischer Hinsicht zu profitiren und dieselben zur Kenntniss eines 
grösseren Kreises zu bringen. 


Stältisches Arbeitsamt und Arbeiter in Stutt- 
gart. Die vereinigten Gewerkschaften Stuttgarts kritisirten 
am 27. d. M. in einer stark besuchten Versammlung die Be- 
schlüsse des Gemeinderaths (vgl. No. 37, II. Halbjahr d. Zeit- 
schrift) zu dem bekannten gewerbegerichtlichen Vorschlage 
der Errichtung eines Arbeitsamtes und nahmen einstimmig 
folgende Erklärung an: „Die am 27. September abgehaltene 
öffentliche Volksversammlung begrüsst den Antrag des Gewerbe- 
gerichts auf Einführung eines städtischen Arbeitsamts, das 
geeignet sein würde, die Arbeitsverhältnisse und Arbeitsver- 
mittlung in unabhängiger und unparteiischer Weise zu regeln. 
Sie hält aber eine wirkliche erspriessliche Thätigkeit zum 
Nutzen der Arbeiter nur dann für möglich, wenn das Institut in 
vollständig freier Selbstverwaltung beider Interessentengruppen 
durch das von denselben frei gewählte Gewerbegericht betrieben 
wird. Die Hauptbedingung des Ganzen ist Unentgeltlichkeit 
der Arbeitsvermittlung, woraus die Beseitigung der korporativen 
resp. privaten Arbeitsnachweise resultiren würde. Ohne die 
Gewährung dieser Grundlage hält die Versammlung ein städti- 
sches Arbeitsamt nicht den Verhältnissen entsprechend, sondern 
nur für eine Dekoration.“ Auch das GG. hat in seiner Plenar- 
sitzung vom 2.d.M. beschlossen, den Bürgerausschuss zu er- 
suchen, für Unentgeltlichkeit der Arbeitsvermittlung einzutreten. 


Arbeitsnachweisebureau in Köln am Rhein. 
Nach dem neuesten Bericht des Gewerbeinspektors für Kölna.Rh. 
hat der dortige Verein für Volkswohl im letzten Jahre die 
Errichtung eines Arbeitsnachweisebureaus unternommen. Nach- 
stehende Ordnung wurde dem Bureau zu Grunde gelegt: 1. Es 
werden angemeldete freie Stellen vormittags mit Firma und 
Adresse des Arbeitgebers in das Nachweisebuch nach den 
verschiedenen gewerblichen Beschäftigungsarten geordnet ein- 
getragen. Gelöscht werden diese Eintragungen erst nach Mit- 
theilung erfolgter Besetzung durch die Arbeitgeber, bezw. 
Mangels einer solchen nach Ablauf einer Woche. 2. Der Arbeits- 
nachweis wird nur in den Nachmittagsstunden von 2--5 Uhr 
an Wochentagen ertheilt. 3. Die Arbeitsuchenden haben einzeln 
an den Tisch des Auskunftsertheilenden zu treten und laut ihre 
Beschäftigungsart zu nennen. 4. Sie haben den Tisch nach er- 
haltener Auskunft zu verlassen und dürfen ihre Notizen nur 
an den mit Schreibmaterial versehenen Nebentischen machen. 
5. Die hiesigen Annoncenblätter sind am Büffet gegen Hinter- 
legung von 10 Pfg. zu haben, deren Rückgabe bei Ablieferung 
erfolgt. 6. Die Arbeitsuchenden werden in ihrem eigenen In- 


teresse um Ruhe und Ordnung, sowie um Verlassen des Lokals 
nach erhaltener Auskunft dringend gebeten. Ein Rundschreiben 
mit vorgedruckten Anmeldekarten wurde in 1100 Exemplaren 
an ziemlich alle namhaften Arbeitgeber versandt, ausserdem 
wurde der Wortlaut des Zirkulars des öfteren im Stadtanzeiger 
und Lokalanzeiger. sowie an den Anschlagsäulen veröffentlicht. 
Auch die Tagespresse besprach die Einrichtung in der wohl- 
wollendsten Weise. Der Gewerbeaufsichtsbeamte bemerkt hier- 
zu: „Leider blieb der Erfolg weit hinter den gehegten Erwar- 
tungen zurück. Von Arbeitgebern sind insgesammt weniger 
als 150 Anmeldungen eingegangen, und kaum 200 Arbeiter 
haben nach den angemeldeten Arbeitsgelegenheiten auch nur 
gefragt. Die von mehreren Seiten vorgebrachten Behauptungen 
einer im Winter 1892/93 in besonders verschärfter Weise auf- 
tretenden Arbeitslosigkeit gab Veranlassung, die Frage des 
Arbeitsnachweises nochmals gründlich zu erörtern. Es wurde 
dabei in Erwägung gezogen, ob es nicht zweckmässig sein 
würde, die Einrichtung zu einer Gemeindeangelegenheit der 
Stadt Köln zu machen. Die Zweckmässigkeit eines solchen 
Vorgehens wurde in Zweifel gezogen; doch äusserte sich der 
Herr Oberbürgermeister von Köln dahin. dass die Stadt bereit 
sein würde, zu einer Erweiterung der Vereinsthätigkeit städtische 
Mittel bereit zu stellen. Eine solche Eweiterung würde nament- 
lich durch Eröffnung der Nachweisestelle für den ganzen Tag 
erfolgen können. Es darf gehofft werden, dass der Verein 
entsprechende Anträge der Stadtverwaltung vorlegen und dass 
diese bereit sein wird, das Unternehmen auch durch den Fort- 
fall von Miethe, Beleuchtungskosten und dergl. weiter zu 
unterstützen.“ 

Städtische Arbeiterverhältnisse. Aus unserem 
Leserkreise erhalten wir folgende Zuschrift, die unabhängig von 
unserem letzten Artikel über „Gemeindeverwaltung und städ- 
tische Arbeiter“ entstanden ist: „Die „Blätter für soziale Praxis“ 
haben schon des öfteren betont, welch wichtiges Kapitel zur 
Sozialpolitik die „Städte als Arbeitgeber“ liefern können und wie 
wenig im Verhältniss zur Wichtigkeit bis jetzt darüber zu 
allgemeiner Kenntniss gelangt sei. Ich erlaube mir deshalb, 
Ihnen nachstehenden Vorschlag zu unterbreiten mit der Bitte, 
für dessen Weiterverbreitung vielleicht durch Abdruck in den 
genannten Blättern Sorge tragen zu wollen. Die „Blätter für 
soziale Praxis“ möchten an eine bestimmte Anzahl von Städten 
die Einladung ergehen lassen, periodisch über die in ihren 
Betrieben angestellten Arbeiter folgende statistische Ausweise 
ertheilen zu wollen: 1. Zahl der ständigen Arbeiter. ein- 
gereiht in Alters- und Lohnklassen. Art und Dauer ihrer Be- 
schäftigung in städtischen Anstalten. Tägliche Arbeitszeit und 
Anzahl der Tage, an welchen der betr. Lohnsatz wirklich ver- 
dient wurde. (und zwar individuell, nicht generell, sodass 
also z. B. die Einbusse durch Krankheitstage etc. mit berück- 
sichtigt werden muss!) 2. Nichtständige Arbeiter. Die- 
selben Angaben wie ad 1. Ausserdem wären folgende Fragen 
zu beantworten: a) Wo waren dieselben früher beschäftigt. 
und welches ist ihre erste Arbeitsgelegenheit nach ihrer Ent- 
lassung aus städtischem Dienst? b) Waren dieselben vor dem 
Eintritt in städtischen Dienst arbeitslos, dann ist die Dauer 
der Arbeitslosigkeit anzugeben. c) Wie lange dauerte ihre Be- 
schäftigung in städtischem Betriebe? Was die Auswahl der 
einzuladenden Städte betrifft, so halte ich es für zweckmässig, 
eine Klassifizirung der Städte nach ihrer Einwohnerzahl vor- 
zunehmen und für jede Klasse 1 oder 2 Typen reden zu lassen. 
Des Vergleichs wegen wäre die Beifügung des für jede zu 
Wort kommende Stadt notirten „ortsüblichen Tagelohns“ er- 
wünscht. Für Leute, die sich ex professo oder aus Neigung 
mit sozialpolitischen Studien beschäftigen, brauche ich wohl 
die einzelnen Punkte der vorgeschlagenen Enquete nicht erst 
zu begründen und zu rechtfertigen. Hoffentlich danken ihnen 
später noch viele andre, ausser mir selbst, für die Verbreitung 
eines Vorschlags, der, wenn acceptirt, vielleicht den ersten 
Ansatz zu einer brauchbaren Lohn- und Arbeiterstatistik in 
Deutschland bedeuten wird.“ Wenn eine Umfrage, deren Ge- 
lingen auf die freiwillige Mitwirkung angewiesen ist, auch 
kaum zum Ziele führen dürfte, so haben wir doch geglaubt, 
die Anregung als Zeichen für das Interesse wiedergeben zu 
müssen, welches dem Gegenstand entgegengebracht wird. 


Eingegangene Schriften. 


I. Drucksachen kommunaler Verwaltungen. 


Mittheilungen aus den Protokollen des Bürgervorstandes der 
Haupt- und Residenzstadt Altenburg. Jahrgang 1892 
Seite 177— 215, Jahrgang 1893 Seite 1-86. 
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Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
angelegenheiten der Fabrik- und Handelsstadt Chemnitz 
auf das Jahr 1892. 

Bericht der städtischen Armen-Deputation zu Crefeld über ihre 
fünfjährige Wirksamkeit in den Jahren 1888/89 — 1892/93. 

Bericht über die Verwaltung der Stadt Gotha im Jahre 1892. 

Halle a. S. Strassen-Polizei-Ordnung und Polizei-Verordnung 
über Verwendung von Gerüsten und Leitern bei Bauarbeiten. 

Stadt Heidelberg. Rechenschafts-Bericht zu den Rechnungen 
der städtischen Kassen für das Jahr 1892. 

Haupt- und Residenzstadt Karlsruhe. Rechenschaftsbericht 
zu den Rechnungen der städtischen Kassen für das Jahr 
1892. 

Allgemeiner Bericht über die städtischen Volksschulen in 
Leipzig das Schuljahr 1892/93 betreffend. 

Stadtgemeinde Mannheim. Rechenschafts-Bericht über die 
Einnahmen und Ausgaben der städtischen Kassen für das 
Jahr 1892. 

Haushalts-Pläne der Stadt Mülheim a. d. Ruhr für das 
Jahr 1893/94 und Bericht über die Verwaltung und den 
Stand der Gemeinde-Angelegenheiten für das Jahr 1892/93. 

Stuttgart. Uebersicht der Rechnungsergebnisse und des Ver- 
mögensstäandes der städtischen Verwaltungen pro 1. April 
1891/31. März 1892. 

— Etats der städtischen Verwaltungen pro |. April 1893/94. 

Mittheilungen des statistischen Departements des Wiener 
Magistrats. Die Wohnungsverhältnisse in Wien. Ergebnisse 
der Volkszählung vom 31. Dezember 1890. Bearbeitet von 
Dr. Stephan Sedlaczek. Wien 1893. 


Il. Bücher und Broschüren. 


Böttger, Hugo. Das Programm der Handwerker. Eine ge- 
werbepolitische Studie. Braunschweig 1893. Verlag von 
Albert Limbach. XII und 283 Seiten. 

Faulhaber, H., Pfarrer. I)rei soziale Fragen unser Landvolk 
betreffend: Landesversorgungsämter, Armenbeschäftigung, 
Krankenpflege auf dem Lande. Schw. Hall 1893. Verlag 
der Buchhandlung für Innere Mission. 42 Seiten. 

Frankenstein,Dr. Kuno. Die Arbeiterfrage in der deutschen 
Landwirthschaft. Mit besonderer Berücksichtigung der 
Erhebungen des Vereins für Sozialpolitik über die Lage 
der Landarbeiter. Berlin 1893. Robert Oppenheim (Gustav 
Schmidt). 326 Seiten. 

Glinzer, Dr. E. Ord. Lehrer der allg. Gewerbeschule und 
der Schule für Bauhandwerker zu Hamburg. Der Sonntags- 
unterricht und seine Zukunft, Vortrag geh.a.d. VI. Wander- 
versammlung des Verbandes deutscher Gewerbeschul- 
männer zu Kassel 1893. Sonderabdruck aus der „Zeitschrift 
für gewerblichen Unterricht“. Leipzig 1893. Verlag von 
E. A. Seemann. 52 Seiten. 

Statistik der Handwerkerschulen und Kunstgewerbe- 
schulen des Grossherzogthums Hessen. Jähr- 
gang 1892,93. Aufgestellt von Grossherzoglicher Central- 
stelle für die Gewerbe. Darmstadt im Juni 1893. 43 Seiten. 

Kalle, Fritz, Nahrungsmittel-Tafel nebst erläuterndem Text 
für den Lehrer. 2. Aufl. Wiesbaden o. ]J. Verlag von J.F. 
Bergmann. 8 Seiten. 

May, Max. Der vierte Stand. Bilder aus dem Arbeiterleben 
der Gegenwart. Frankfurt a. M. 1893. C. Koenitzer’s Verlag. 
101 Seiten. 

Rhenanus. Der Himmel der Sozialdemokratie in Traum und 
Wirklichkeit. Stuttgart o. J. Verlag von Levy & Müller. 
78 Seiten. 

Zacher, Dr. Arbeiterbewegung und Sozialreform in Deutschland. 
Vortrag. Berlin 1893. Karl Heymanns Verlag. 26 Seiten. 

Bericht ‘des Sonderkomitees IX der „Deutschen Frauen-Ab- 
theilung bei der Weltausstellung in Chicago 1893“ über 
Krippen, Kinderschutzvereine, Oberlinschulen, Bewahran- 
stalten, Fröbel’sche Kindergärten, Kinderhorte und An- 
stalten zur Ausbildung von Kleinkinder-Erzieherinnen. Unter 
Mitwirkung von Frau Henriette Schrader u. a. bearbeitet 
von Prof. Dr. E. Pappenheim, Emanuel Vogelgesang und 
Otto Janke. Berlin 1893. L. Oehmigke’s Verlag (R. Appelius). 
VIlI und 253 Seiten. 

Schriften der Zentralstelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen 
Berlin 1893. Karl Heymanns Verlag. No. 3. Die Spar- und 
Bauvereine in Hannover, Göttingen und Berlin. Eine An- 
leitung zur praktischen Bethätigung auf dem Gebiete der 
Wohnungspflege. IV und 118 Seiten. No. 4. Hülfs- und 
Unterstützungskassen. Fürsorge für Kinder und Jugend- 
liche. Vorberichte und Verhandlungen der Konferenz vom 
21. und 22. April 1893. XII und 178 Seiten. ö 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gevrerbegeerichte. 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer Stadtrath Dr. K. Flesch in Frankfurt a. M.) 


Verbandsangelegenheiten. 


Der Vereinigung beigetreten sind die GG. Oldenburg 
und Freiburg i. Br. 

Der Ausschuss wird am 7. October zu einer Be- 
rathung in Frankfurt a. M. zusammentreten, in welcher die. vor- 
behaltlich der Beschlüsse eines etwaigen Verbandstages, defini- 
tive Feststellung der Satzungen des Verbands und der Geschäfts- 
ordnung des Ausschusses erfolgen und diejenigen Zuwahlen 
vorgenommen werden sollen, die erforderlich sind, um wenig- 
stens die wichtigsten der Staaten und Landestheile, deren be- 
deutendere Gewerbegerichte sich angeschlossen haben (Sachsen, 
Bayern, Westdeutschland, Norddeutschland), auch im Ausschuss 
zu vertreten. 


Rechtsprechung. 


Inzwiessweitekanne ders Arbieitgeber-Forde- 
Bümeennsadrerenzamrden Arbeiter hat, mit rückstän- 
digem Arbeitslohn aufrechnen? Erkenntniss des GG. 
Karlsruhe vom 2. September (i. S. Ruppender c. Lacroix). 


Thatbestand. Kläger, welcher bei dem Beklagten als 
Maurer arbeitete. verlangt von demselben: 1. rückständigen 
Lohn von zwei Tagen ä Mk. 2.20 = 4 Mk. 40 Pf.; 2. Heraus- 
gabe seines Arbeitsgeschirres, welches der Beklagte zurück- 
behielt. Beklagter gibt zunächst die Forderung von 4 Mk. 40 Pf. 
als richtig zu, macht aber geltend, der Kläger schulde an den 
Parlier des Beklagten für Lieferung von Nahrungsmitteln einen 
höheren Betrag, für welchen sich Beklagter verbürgt habe; 
er halte sich deshalb für berechtigt, den an sich schuldigen 
Lohn mit der Bürgschaftsforderung des Parliers an ihn wett- 
zuschlagen. Was das Arbeitsgeschirr betrifft, so halte nicht er, 
sondern der Parlier dasselbe zurück, und zwar aus dem Grunde, 
weil er sich für seine Forderung für Lebensmittel sichern wolle. 


Entscheidungsgründe, Was zunächst das Arbeits- 
geschirr des Klägers betrifft, so wird dasselbe nicht von dem 
Beklagten, sondern von dessen Parlier wegen einer persön- 
lichen Forderung desselben zurückgehalten, und ist es deshalb 
klar, dass hierwegen nicht der Beklagte in Anspruch zu neh- 
men ist; Kläger war deshalb mit diesem Theil seines Klage- 


begehrens abzuweisen. Dagegen war Beklagter zur Zahlung 


des rückständigen Lohnes zu verurtheilen. Nach & 1 des Ge- 
setzes vom 21. Juni 1869, die Beschlagnahme des Arbeits- oder 
Dienstlohnes betr., kann der Arbeitslohn nur dann mit Beschlag 
belegt werden, wenn der Verfalltag abgelaufen ist, ohne dass 
der Berechtigte den Lohn gefordert hat, und in demselben 
Umfange kann auch kein Anspruch auf Wettschlagung geltend 
gemacht werden. Da nun in vorliegendem Falle der Kläger 
seinen Lohn angefordert hat, so ist weder der Parlier des Be- 
klagten berechtigt für seine Forderung, noch der Beklagte für 
die von ihm für diese Forderung übernommene Bürgschaft die 
Lohnforderung des Klägers zu beschlagnahmen oder an ihn ein 
Wettschlagungs- oder Rückbehaltungsrecht geltend zu machen. 


Bemerkung des Herausgebers: Obiges Erkenntniss 
stammt aus der Praxis des französischen Rechts (badisches Land- 
recht). Nach der Praxis des gemeinen Rechts würde wohl nicht 
so weit zu gehen sein. dass jede Aufrechnung auszuschliessen 
wäre; insbesondere Aufrechnungen mit Forderungen, die aus 
dem Arbeitsverhältnisse selbst stammen und absolut 
liquid sind, werden vielmehr nach dem Satz, dass compensatio 
ipso jure fit, zugelassen. Anders würde es allerdings sein, wenn 
$ 288 des Entwurfs des bürgerlichen Gesetzbuches in Kraft 
träte, der, in Uebereinstimmung mit obigen Entscheidungs- 
gründen, jede Aufrechnung gegen unpfändbare Forderung aus- 
drücklich ausschliesst. 


Verliert ein rechtswidrig entlassener Ar- 
beiter seinen Entschädigungsanspruch, wenn ihm 
der Arbeitgeber den Wiedereintritt anbot? 


(Ueber diese Frage, die bereits der Vorsitzende des GG. 
Halle, Stadtrath Bochmus, in Nr. 38 behandelt hat, äussert 
sich das GG. Frankfurt a. M. in einem Urtheil vom 21. Sep- 
tember [Heidenreich c. Kratz] wie folgt): 


Beklagter kann sich zur Vermeidung der Schadenersatz- 
pflicht nicht darauf berufen, dass er dem Kläger freigestellt 
habe, bis zum Ablauf der Kündigungsfrist unter den alten Be- 


dingungen zu arbeiten. Der Arbeiter, dem rechtswidrig gekün- 
digt wird, kann allerdings Schadenersatz nur dann verlangen, 
wenn er Schaden erlitten hat, und er hat keinen Schaden er- 
litten, wenn sich ihm unmittelbar nach Auflösung des früheren 
Arbeitsverhältnisses die Gelegenheit bot, ein neues, unter völlig 
gleichartigen Bedingungen einzugehen. Auch steht prinzipiell 
nichts im Wege, dass das Anerbieten zu diesem neuen Arbeits- 
verhältniss von demselben Arbeitgeber ausgeht, der die un- 
rechtmässige Entlassung vorgenommen hat. Dies ändert sich 
jedoch, wenn, wie im vorliegenden Fall, nicht etwa lediglich 
eine unrichtige Auffassung des Arbeitgebers über sein Recht 
zur sofortigen Entlassung oder eine in augenblicklicher Erregt- 
heit hingeworfene und vom Beklagten sofort aufgenommene 
Kündigungserklärung vorliegt, sondern wenn der Arbeitgeber, 
der die Entlassung aussprach, bei der Entlassung oder vorher 
den Arbeiter in einer Art behandelt hat, dass diesem die Fort- 
setzung des Arbeitsverhältnisses beziehungsweise der Wieder- 
eintritt bei dem Arbeitgeber billigerweise nicht zugemuthet 
werden kann. Im vorliegenden Fall hat der Beklagte den 
Kläger geohrfeigt und mit Hinausweisung durch die Polizei 
bedroht. Eine derart schimpfliche Behandlung enthält an sich 
einen gesetzlichen Grund zur sofortigen Auflösung des Arbeits- 
verhältnisses seitens des Arbeiters und hieraus ergibt sich 
ohne Weiteres, dass der Beklagte nicht lediglich, um einer an 
sich begründeten Schadenersatzforderung zu entgehen, dem 
Kläger zumuthen kann, bei ihm wieder einzutreten. 


Wen trifft die Beweislast bei Kündigungsfristen, 
besonders wenn im Falle des $ 122 d. R.-G.-O. ein Arbeiter Er- 
satzansprüche aus kontraktswidriger Arbeitsentlassung erhebt? 


Der Kläger ist aus dem Dienste entlassen worden, ohne dass 
die gesetzliche Kündigungsfrist von 14 Tagen beobachtet 
worden wäre. Der Beklagte bestreitet den Klageanspruch als 
unbegründet, weil im Sinne des $ 122 Abs. I der R.-G.-O. 
etwas anderes verabredet, z. B. Kündbarkeit des Arbeitsver- 
hältnisses ausgeschlossen worden sei, oder dergl. Trifft die 
Beweislast den Kläger oder den Beklagten? Man wird sagen 
müssen, dass in der Behauptung des Beklagten eine rechtsauf- 
hebende Thatsache, eine zerstörliche Einrede liege, welche 
dieser zu beweisen hat. Auch muss stets derjenige den Beweis 
führen, der sich auf eine vereinbarte Ausnahme von 
einer gesetzlichen Bestimmung, hier der gesetzlichen 
l4tägigen Kündigung, beruft. In verschiedenen Entscheidungen 
scheint das Prinzip ausgesprochen zu sein, dass derjenige, 
welcher seinen Anspruch auf eine gesetzliche Bestimmung 
stützt, nichts weiter zu beweisen braucht, wohl aber der- 
jenige, welcher die gesetzliche Bestimmung durch eine ent- 
gegenstehende Vereinbarung aufgehoben eıklärt. So erklärt 
eine Entscheidung in Seuffert’s Archiv Bd. 46 No. 254 nicht 
den Pächter beweispflichtig, der sich auf gemeinrechtliche ein- 
jährige Pachtzeit beruft, sondern den Verpächter, welcher eine 
hievon abweichende, andere Pachtzeit behauptet; Bd. 44 No. 4 
ist gesagt, dass nicht derjenige, welcher sich auf den gesetz- 
lichen Anspruch stützt, noch weiter etwas zu beweisen braucht, 
sondern derjenige, welcher die Aufhebung desselben behauptet. 
Bd. 43 No. 185 desgleichen. — Die Folge davon ist, dass in den 
meisten Fällen Mangels anderweitiger Beweismittel die Kläger 
(Arbeiter) zum Schwure kommen, indem der Beklagte ihnen über 
die Negative seines Einredevorbringens den Eid zuschieben 
muss (Mittheilung des Vorsitzenden des GG. München.) 


Gutachten, Anträge u. S. w. 


Lohnzahlung an Minderjährige. Das königliche 
Polizeipräsidium hatte sich vor einiger Zeit an den Magistrat 
der Stadt Berlin gewandt und diesen um Stellungnahme zur 
Frage des Erlasses eines Ortsstatuts betreffend Auszahlung des 
von Minderjährigen verdienten Lohnes ersucht. Der Magistrat 
forderte das Berliner Gewerbegericht zur Aeusserung 
auf. Der Ausschuss des Gewerbegerichts war einstimmig der 
Meinung, dass für Berlin keine Nothwendigkeit zur Einführung 
solcher ortsstatutarischer Vorschriften vorliege. Wie uns von 
zuständiger Seite mitgetheilt wird, ging man hierbei von der 
Ansicht aus, dass im Erlasse eines Statuts eine unnütze Be- 
lästigung der Arbeitgeber und Bevormundung der Arbeiter 
liegen würde. Der Arbeiter könne nicht früh genug zur Selb- 
ständigkeit erzogen werden; wenn er sich seinen Lebensunter- 


halt ganz oder theilweise verdiene, so müsse man ihn auch 
nicht in der Verfügung über den verdienten Lohn beschränken. 
Auch könnte die Beschränkung durch gewissenlose Väter oder 
Vormünder missbraucht werden und die Arbeitsfreudigkeit 
der Betroffenen lähmen. Ganz im gleichen Sinne hat sich auch 
die Gewerbedeputation des Magistrats ausgesprochen. Der 
Magistrat hat sich diesen beiden Gutachten angeschlossen und 
die Nothwendigkeit des Erlasses eines Ortsstatutes auf Grund 
des S 119a Abs. 2 und 3 der R.-G.-O. verneint. 


Errichtung von Arbeiterwohnungen. In Offen- 
bach a. M. fand am 26. September d. J. unter dem Vorsitze 
des Kreisraths Haas eine Sitzung des Gesammtgewerbe- 
gerichts für den Landbezirk des Kreises Offen- 
bach statt, auf deren Tagesordnung u. a. stand: Die Erbauung 
von Arbeiterwohnungen und die Bildung von Bauvereinen zu 
diesem Behufe. Der Vorsitzende führte hierzu aus, dass in 
manchen Orten des Kreises ein empfindlicher Mangel an klei- 
neren Miethwohnungen bestehe, ferner wie mangelhaft und un- 
genügend zum Theil die zur Zeit bestehenden kleineren, von 
Arbeitern bezogenen Wohnungen seien und wie Missstände 
in dieser Beziehung bei den aus Anlass des neuen Landesge- 
setzes über die Beaufsichtigung der Miethwohnungen und 
Schlafstellen vorzunehmenden Revisionen sich noch in erhöhtem 
Masse ergeben würden. Die Durchführung dieses Gesetzes, 
die gerade im diesseitigen Bezirke mit grösstem Nachdruck 
zu bewerkstelligen sei, werde einen erhöhten Mangel genügender 
Wohnungen hervorrufen. Es sei deshalb an der Zeit, daran zu 
denken, wie dem entgegengetreten werde, und er halte das 
Gewerbegericht, das ja aus den zunächst betheiligten Kreisen 
zusammengesetzt sei, für besonders berufen, hierzu sein Gut- 
achten abzugeben. Es sei eine zweckmässige Organisation für 
die Beschaffung von Arbeiterwohnungen nothwendig. Die 
schwierigste Frage, die der Beschaffung billigen und nicht 
jederzeit kündbaren Geldes, sei bedeutend erleichtert, nachdem 
der Ausschuss der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt 
des Grossherzogthums Hessen beschlossen habe, Darlehen zur 
Erbauung von Arbeiterwohnungen zu gewähren. Es würden 
von ihm, dem Vorsitzenden, noch weitere Verhandlungen ge- 
pflogen, und er schlage vor, zur Vorberathung der Frage einen 
Ausschuss des Gewerbegerichts einzusetzen, bestehend aus 8 


Mitgliedern, je eineın Arbeitgeber und einem Arbeiter aus den | 


vier Kammerbezirken. Bei der Versammlung und in der sich 
anschliessenden Diskussion fanden die Vorschläge des Vor- 
sitzenden allgemeinen und dankbaren Beifall. Der Ausschuss 
für die Berathung wegen Erbauung von Arbeiterwohnungen 
wurde nach Vorschlägen aus der Versammlung vom Vorsitzen- 
den alsbald gebildet. 


Vermischtes, 
Das GG. Pforzheim versendet folgende Anfrage: 


„Wir beehren uns ergebenst anzufragen, wie dortseits die 
Entschädigungsansprüche der Arbeitgeber gegen die in $ 133a 
G.-O.-Nov. bezeichneten Betriebsbeamten, Werkmeister, Tech- 
niker und umgekehrt die Ansprüche der letzteren gegen die 
ersteren bemessen werden im Falle des Vertragsbruches. 

Nach $ 133e findet der $ 124b auch auf die Betriebs- 
beamten, Werkmeister und Techniker Anwendung und wäre 
hiernach höchstens für eine Woche der Betrag des ortsüblichen 
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Tagelohns als Entschädigung zu berechnen, was unseres Er- 
achtens für die oben bezeichneten Personen, welchen im Gesetz 
eine besondere Stellung, insbesondere aber eine von der Kün- 
digungsfrist der Arbeiter abweichende Kündigung vorgesehen 
ist, doch wohl kaum zutreffen kann.“ 

Die Anfrage übersieht u. E., dass $ 124b eine zwar der 
Höhe nach fixirte, aber dafür an den Nachweis eines wirklich 
erlittenen Schadens nicht gebundene Entschädigung anordnet. 
Es besteht keinenfalls ein Grund, die Betriebsbeamten u. s. w. 
von diesem Nachweis in höherem Grad zu entbinden, als ge- 
wöhnliche Arbeiter. Dass sie umgekehrt bei Nachweis eines 
höheren Schadens diesen verlangen können und nicht auf die 
l4tägige Lohnforderung beschränkt sind, versteht sich von 
selbst. F. 


Schriftliche Klagen. Es scheint, dass für die Klagen, 
die schriftlich bei den Gewerbegerichten eingereicht werden, 
keine gleichmässige Behandlung in den verschiedenen Städten 
besteht. In Berlin klagen die Arbeiter darüber, dass das Ge- 
werbegericht die Klagen, die bloss in einer einzigen Ausferti- 
gung eingereicht werden, dem Kläger mit dem Ersuchen zu- 
rückschickt, er solle noch eine zweite Ausfertigung beilegen. 
Dadurch entstehen selbstverständlich erhebliche Verzögerungen. 
Solche Verzögerungen werden vermieden, wenn das Gericht 
selbst die fehlende zweite Ausfertigung schreiben lässt. So ist 
es z. B. beim Stuttgarter Gewerbegericht immer gehalten 
worden, und die kleine Mühe, die dadurch dem Gericht ent- 
steht, lohnt sich reichlich. Allerdings können überall einzelne 
Fälle vorkommen, in denen dem Gericht nicht zugemuthet 
werden kann, die fehlende Abschrift anfertigen zu lassen. Es 
gibt auch unter den Arbeitern Leute mit ganz unheimlicher 
Federgewandtheit, die statt einer kurzen Klage gleich eine 


ı ganze Broschüre schreiben. Solche Klagen schicke ich mit dem 


Bemerken zurück, dass der Verfasser entweder eine Abschrift 


| beilegen oder, was noch besser sei, persönlich zur Klagerhebung 


zum Gericht kommen solle. Es wäre interessant, auch von 
anderen Gewerbegerichten über die Zahl und über die Behandlung 
der schriftlichen Klagen Mittheilungen zu erhalten. In Berlin 


| scheint die Zahl der schriftlichen Klagen zuzunehmen, während 


in Stuttgart die schriftlichen Klagen von Arbeitern allmählich zur 
Seltenheit geworden sind. Das mag wohl damit zusammenhängen, 
dass in Stuttgart das Gewerbegericht im Mittelpunkt der Stadt 
liegt und dass es Klagen den ganzen Tag über, auch in der 
Zeit von 12 bis 12!/; Uhr, wo sämmtliche Geschäfte feiern, 
entgegennimmt. In Berlin sind die Entfernungen zu gross, als 
dass die Arbeiter immer persönlich zum Gericht kommen 
könnten, und die Arbeiter sind deshalb in vielen Fällen auf 
den Weg der schriftlichen Klage angewiesen. So gut aber 
in London ein Dutzend County-courts und zwei Dutzend Police- 
courts über die ganze Stadt zerstreut sind, so gut könnten 
auch in Berlin statt eines einzigen Gewerbegerichts ein halbes 


Dutzend selbständige Gewerbegerichte in den verschiedenen 


Stadttheilen errichtet werden. Davon hätten die Arbeiter jeden- 
falls mehr, als von den verschiedenen Kammern, in die jetzt 
das Berliner Gewerbegericht zerfällt. Lautenschlager. 


Zusendungen, welche für die „Mittheilungen des Verbandes deutscher Ge- 
werbegerichte“ bestimmt sind, wolle mar an eines der Ausschussmitglieder : Stadt- 
rath M. Boeckh zu Karlsruhe i. B., Stadtrath Dr. K, Flesch zu Frankfurt a. M., 
Beigeordneter Dr. Gassner zu Mainz oder E. Lautenschlager zu Stultgart richten. 


-) 


Die Arbeitsverhältnisse im Handelsgewerbe. 
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Das Elberfelder System und seine 


Umgestaltung. 
Von Dr. E. Thoma, Bürgermeister in Freiburg i. Brg. 


Die No. 25 dieser Blätter enthält unter dieser Ueber- 
schrift einen Aufsatz, der sich vornehmlich mit den 
Mängeln des Elberfelder Armenpflege-Systems befasst. Es 
wäre jedenfalls, um Vergleiche ziehen zu können, besser 
und zweckdienlicher gewesen, wenn Herr Ln. wenigstens 
die Stadt genannt hätte, aus welcher er seine praktischen 
Erfahrungen geschöpft hat. Auch die Stadt Freiburg, in 
welcher das reine Elberfelder System seit 1879 besteht, 
hat im folgenden Jahrzehnt keineswegs günstige Erfahrungen 
gemacht, sowohl wenn man „das Wohl und Wehe der 
einzelnen Armen“, als auch wenn man „die soziale und 
sittliche Wirkung der öffentlichen Armenpflege“ in’s Auge 
fasst. Dazu kommt, dass auch die finanziellen Ergebnisse 
sehr bedenklich waren. Schon im Jahre 1889 nahm man 
daher eine durchgreifende Reform der Armenpflege vor, 
indem man unter Festhaltung an der Grundlage des Elber- 
felder Systems eine Anzahl von Verbesserungen einführte, 
um die einzelnen zu Tage getretenen Schäden nach 
Möglichkeit zu heilen. Die Mittel hiezu wurden grösstentheils 
aus dem alten büreaukratischen oder Zentralisationssystem 
herüber genommen. Wie ich bereits in der Zeitschrift 
für badische Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege 1889 
S. 133 ff. und in der Zeitschrift „Volkswohl“ Jahrgang XV, 
1891 S. 49 über diese Freiburger Reform ausgesprochen 


habe, halte ich daran fest, dass das Elberfelder System 
im Prinzipe ein gutes, ja dass es theoretisch wohl das 
Ideal einer Armenorganisation ist. Das wird schon dadurch 
bewiesen, dass es seit 40 Jahren seinen Siegeslauf über 
ganz Deutschland genommen hat, so dass es heute nur 
noch ganz wenige grössere Städte gibt, die dasselbe nicht 
eingeführt haben. Dass es aber jeweils unverändert über- 
nommen wurde, darf nıcht Wunder nehmen, da, abgesehen 
vielleicht von Elbeıfeld, Krefeld efc., anderwärts noch 
keine genügenden selbständigen Erfahrungen gemacht, 
wenigstens noch nicht in einer den übrigen Armenver- 
waltungen zugänglichen Weise veröffentlicht worden sind. 

Die Begründung zur Freiburger Reform von 1889 
hob hervor, dass die günstigen Resultate des Elberfelder 
Systems ausschliesslich von der persönlichen Tüchtigkeit 
der Armenpfleger und Bezirksvorsteher abhängen. Aber 
gerade in dieser Hinsicht wurden auch hier nicht die 
besten Erfahrungen gemacht. Oftmals gelang es nur mit 
Mühe, abgehende Armenpfleger und Bezirksvörsteher durch 
neue zu ersetzen. Die sonderbarsten Entschuldigungsgründe 
wurden manchmal vorgebracht, wobei nicht selten auch 
die Frauen eine gewisse Rolle spielten. Schon der Jahres- 
bericht der Armenverwaltung pro 1885 führte hierüber 
laute Klage. Je unabhängiger und vermöglicher die an- 
gegangenen Persönlichkeiten waren, desto grösser waren 
die Schwierigkeiten, auf die man stiess. Man hatte es 
eine Zeit lang versucht, hauptsächlich Privatleute, denen 
die erforderliche Zeit und Musse ausreichend zu Gebote 
stand, für die Sache zu gewinnen; aber mit ebensowenig 
Erfolg. Auch „an der nöthigen Anregung und am guten 
Beispiele von berufener Seite“ hat es, um hier einem 
Vorwurfe des Landtagsabgeordneten L. F. Seyffardt 
in Krefeld in seiner Erwiderung No. 30, S. 31 dieser 
Blätter zu begegnen, durchaus nicht gefehlt. Abgesehen 
davon, dass auf die Pflicht eines jeden Bürgers hingewiesen 
worden ist, ein solches Gemeindeamt zu übernehmen und 
zum Segen der Gesammtheit zu verwalten, so wurde es 
als ein Gebot der bürgerlichen Ehre bezeichnet, einerseits 
in Bethätigung der wahren Nächstenliebe die Lage unserer 
nothleidenden Mitbürger und Mitmenschen verbessern zu 
helfen, andererseits aber an einer sparsamen, der Ge- 
sammtheit der Umlagezahler zugute kommenden Armen- 
verwaltung mitzuarbeiten. Auch ich muss trotz alledem 
behaupten, dass die hiesige Bevölkerung sich durchaus 
nicht zu ihrem Nachtheile von der anderer deutscher 
Städte unterscheidet. Im Gegentheil man trifft hier allent- 
halben und zu allen Zeiten ein warmes opferwilliges Herz 
für Arme und Nothleidende, Das beweisen die hohen 
Unterstützungssätze, die die öffentliche Armenpflege hier 
pro Woche, pro Monat an den einzelnen Hilfsbedürftigen 


gewährt; das beweist die grosse Privatwohlthätigkeit, die 
hier — oftmals nur zu weit geübt wird; das beweisen 
endlich die zahlreichen Stiftungen auf dem Gebiete der 
Armenpflege und Wohlthätigkeit, die gemacht worden 
sind und heute noch gemacht werden, und die einen 
Gesammtbetrag von sechs Millionen weit überschreiten. 
Wenn aber die Bevölkerung nicht anders ist, als durch- 
schnittlich in den übrigen Städten, wenn ferner auch die 
Zentralleitung .kein Vorwurf trifft, und trotzdem die ge- 
rügten Mängel auftreten, so liegt dies, wie ich früher 
schon gesagt habe und jetzt noch im Gegensatz zu Herrn 
Seyffardt behaupte, nicht an den Menschen, sondern am 
System. Wer die Geschichte der Städteverwaltung verfolgt, 
wird finden, dass sich allmählich auf allen Verwaltungs- 
gebieten eine Umwandlung, ein Uebergang vom System 
der ehrenamtlichen Thätigkeit der Bürger zu der von 
Berufsbeamten vollzogen hat. Und die heutige realistisch 
angelegte Zeit ist nichts weniger als geeignet, dieser Ent- 
wickelung Einhalt zu thun. 

Wie Dr. Münsterberg in No. 32 dieser Blätter mit 
Recht ausführt, ist das Elberfelder System kein neuent- 
decktes, sondern nur ein neubelebtes Verfahren. Auch in 
unserer Stadt haben seine Grundsätze vor 1879 gegolten. 
Der um das Armenwesen Freiburgs hochverdiente Magistrats- 
rath Weiss hat bereits im Jahre 1800 als städtischer Armen- 
vater eine Armenordnung gehandhabt, die ganz auf dem 
Prinzip der Freiwilligkeit der im Ehrenamt thätigen Bürger 
aufgebaut war. Aber schon in den fünfziger oder sech- 
ziger Jahren hatte diese Einrichtung ihre Zugkraft ver- 
loren. Die anfängliche Begeisterung, die eine jede solche 
Neuerung hervorruft, das lebhafte Interesse, das natür- 
licherweise der Reformator und seine nächsten Nachfolger 
daran nehmen, und ähnliche Faktoren halten ın den ersten 
Jahren die emsige Thätigkeit der Mitwirkenden wach. 
Später tritt allmählich, aber sicher eine Erkaltung ein, 
wodurch andererseits die berufsbeamtlichen Organe, ins- 
besondere die Zentralleitung eine immer grössere Thätig- 
keit entfalten müssen. Dass von den niederrheinischen 
Städten wie Elberfeld, Krefeld etc. dem Elberfelder System 
ohne Einschränkung das Wort geredet wird und dass von 
dort aus alle da und dort zu Tage tretenden Mängel 
auf die fehlerhafte Handhabung, auf die ausführenden 
Menschen zurückgeführt werden, ist demnach sehr be- 
greiflich. Die Klagen über die Mängel des Elberfelder 
Systems sind jedoch nicht so vereinzelt, wie man zuweilen 
annimmt, sondern sie werden in verschiedenen Städten so- 
wohl im Süden wie im Norden Deutschlands mit mehr 
oder weniger Nachdruck erhoben. Schon nach meiner 
ersten Veröffentlichung im Jahre 1891 sind mir zahlreiche 
Zuschriften aus grossen, mittleren und kleineren Städten 
zugegangen, die sich alle in gleichem Sinne aussprachen. 
Ich halte daher die von dem Herrn Ln. aufgestellte Be- 
hauptung für ganz richtig, dass die hervorgehobenen 
Mängel überall dieselben sein dürften. Nur möchte ich 
sie dahin einschränken: sofern nicht ausnahmsweise in 
einzelnen Städten wie z. B. Elberfeld, Krefeld etc. aus 
lokalen Gründen besonders günstige Vorbedingungen für 
die Handhabung des Systems vorliegen. 

Wenige Jahre schon nach Einführung des Elberfelder 
Systems gingen auch in Freiburg die Bezirksvorsteher- 
und Armenpflegerstellen grösstentheils in die Hände kleiner 
Handwerks- und Geschäftsleute über, denen zwar nicht 
der gute Wille, wohl aber sehr häufig das erforderliche 
freie Ermessen und neben ihren Erwerbsgeschäften auch 
die genügende Zeit zur richtigen Behandlung des einzelnen 
Armenfalls fehlen. Es konnte u. A. festgestellt werden, 


130 — 


dass ein Pfleger Jahre hindurch die Unterstützungen nicht 
selbst, sondern durch seine Frau und zwar lediglich auf 
Anmeldung der Armen hin ausgetheilt hatte. Ein ander 
Mal bezog eine Wittwe geraume Zeit hindurch die einmal 
bewilligte Unterstützung weiter, trotzdem sie durch Wieder- 
verheirathung mit einem gesunden kräftigen Manne einen 
genügenden Ernährer gefunden hatte; um den wahren 
Sachverhalt zu verheimlichen unterzeichnete sie die 
Quittungen mit ihrem Wittwennamen; der zuständige 
Armenpfleger stattete eben Geschäfte halber, wie er an- 
gab, keine Besuche mehr ab. Die Annahme eines Armen- 
pflegeramtes ist zwar rechtlich eine erzwingbare Bürger- 
pflicht, allein was nützt ein Mann, der nur dem Zwange 
nachgibt, der nicht mit Lust und Liebe bei der Sache 
ist, insbesondere an einer Stelle, wo von dem guten 
Willen der ganze Erfolg abhängt! Heute stehen hier 65 °/o 
Gewerbetreibende (darunter 18°/o Kaufleute) 15 %/o Privat- 
leuten als Armenpfleger gegenüber. Auch der Besuch der 
Bezirkssitzungen durch die Armenpfleger ist hier ganz 
der gleiche, wie ihn Herr Ln. (No. 25 der „Blätter“) 
für seine Stadt schildert. Auf der anderen Seite muss zu- 
gegeben werden, dass es in grösseren Städten Quartiere 
gibt, vor deren Betreten sich mancher scheut, und dass 
in der Armenverwaltung ab und zu Arbeiten vorzunehmen 
sind, die einem im Ehrenamte fungirenden Pfleger nicht 
wohl zugemuthet werden können. 


Um nach beiden Richtungen hin Wandel zu schaffen, 
wurden*) in Freiburg zunächst in vier mit sog. kleinen 
Leuten dicht bevölkerten Stadttheilen (wo sich übrigens 
auch keine geeigneten freiwilligen Persönlichkeiten vor- 
fanden), unter Beibehaltung aller sonstigen Einrichtungen 
nach Elberfelder Muster je ein beamteter und besoldeter 
Bezirksvorsteher angestellt. Diese Neuerung hat bis jetzt 
gute Dienste geleistet, doch kann der Versuch heute noch 
nicht als abgeschlossen angesehen werden. Die wichtigste 
Neuerung aber, die sich auch nach jeder Richtung vor- 
züglich bewährt hat, ist die neben den Bezirken und 
Distrikten (Pflegschaften) getroffene Eintheilung der Stadt 


‚in Kontrolbezirke (vorerst 2) und die Anstellung von 


beamteten Armenkontroleuren oder Armenaufsehern. Ihre 
Aufgabe ist eine doppelte: einmal müssen sie, ähnlich 
wie bei den Krankenkassen die Krankenkontroleure, eine 
stete und wachsame Aufsicht über alle diejenigen führen, 
welche Armenunterstützung beziehen; dann aber müssen 
sie im Auftrage der Zentralleitung die da und dort nöthig 
werdenden Erhebungen machen. In letzterer Hinsicht 
üben sie nicht nur eine Gegenkontrole für minder ge- 
wissenhafte Armenpfleger und Bezirksvorsteher, sondern 
sie ziehen auch diejenigen Informationen ein, welche den 
Pflegern füglich nicht zugemuthet werden können. Gleich- 
zeitig halten sie die ständige und lebhafte Verbindung 
zwischen Zentralleitung und Bezirken aufrecht. Ich bin 
nämlich der Ansicht, dass die leitende Behörde sich auch 
materiell an der Ausübung der Armenpflege — wenn 
auch nur (abgesehen von Beschwerdefällen) revidirend 
und sich informirend — mitbetheiligen muss, wenn Un- 
gleichheiten und Willkür, auch Missbräuche in den ein- 
zelnen Bezirken vermieden werden sollen. Die bloss orga- 
nisatorische Thätigkeit wäre ein zu eng begrenztes Arbeits- 
feld. Ganz bedenklich aber ist es erfahrungsgemäss, soziale 
Fragen von der Armenbehörde, und wenn auch nur von 
der leitenden Stelle aus, behandeln zu lassen. Auch auf 


*) Von minder wichtigen Aenderungen, denen eine prin- 
zipielle Bedeutung und darum auch'ein allgemeineres Interesse 
nicht wohl beizulegen ist, soll hier abgesehen werden. 
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dem Gebiete der Armenkinderpflege, die nicht nur nach 


der Seite der Ernährung und Verpflegung, sondern auch 
der Erziehung einer strengen Ueberwachung bedarf, leisten 
die Kontroleure vorzügliche Dienste. So hat sich in 
hiesiger Stadt seit 1889 die Ueberzeugung gefestigt, dass 
sie als Ergänzung und Vervollkommnung des Elberfelder 
Systems unentbehrlich sind und dass ihre Angliederung 
an das System durchaus nicht im Widerspruche mit ihm 
steht oder mit ihm unvereinbar sei, wie die Herren Ver- 
fasser der Aufsätze in No. 25 und 32 annehmen. Zu 
Unzuträglichkeiten kann diese Neuerung schon desshalb 
nicht führen, weil ja auf allen Verwaltungsgebieten, seien 
sie städtische, staatliche oder sonstige, die vollziehenden 
Organe sich die Revision ihrer Thätigkeit gefallen lassen 
müssen, ohne dass darin irgend ein Misstrauen erblickt 
werden könnte. 

Alle von hier aus schon im Jahre 1889 erhobenen 
Bedenken gegen das reine Elberfelder System sind auch 
in der Zwischenzeit keineswegs vermindert, sondern von 
Jahr zu Jahr vermehrt und bestätigt worden. Ich habe 
dies neuerdings wieder in einem Referate für den inter- 
nationalen Armenpflege-Kongress zu Chicago: „Das Elber- 
felder Armenpflege-System und seine praktische Durch- 
führung“ zum Ausdrucke gebracht. Trotzdem bin ich, wie 
oben schon angedeutet, ein warmer Anhänger der Grund- 
gedanken dieses Systems. Insbesondere möchte ich niemals 
die Mitwirkung der freiwilligen bürgerlichen Elemente in 
der öffentlichen Armenpflege missen, da durch sie der 
natürliche Zusammenhang mit der hilfebedürfenden Be- 
völkerung, die Unmittelbarkeit und Frische der Anschau- 
ung und Beurtheilung erhalten und die Armenpflege vor 
büreaukratischer Verknöcherung bewahrt bleibt. Wenn 
auch in verschiedenen Städten Deutschlands schon Ver- 
suche gemacht worden sind, gefunden und erprobt ist 
bis jetzt ein allen Anforderungen genügendes verbessertes 
oder, wie man es sonst nennt, modifizirtes Elberfelder 
System noch nicht. Doch dürfte der gemeinsamen Arbeit 
von Theorie und Praxis die Lösung der Frage nicht 
allzuschwer werden. Dass aber hier vor Allem die praktische 
Erfahrung die Lehrmeisterin sein muss, hat sich am 
deutlichsten gerade beim Elberfelder System gezeigt. 


Arbeitslosenstatistik und Arbeitsvermittlung. 
(Verhandlungen zu Frankfurt a. M. am 8. und 9. Oktober 1893). 


Eine stattliche Anzahl von Theilnehmern hatte der 
Einladung des Freien Deutschen Hochstifts zur Be- 
sprechung der Fragen der Arbeitslosenstatistik und der 
Arbeitsvermittlung Folge geleistet. Vertreter von Städten 
und Arbeiterkorporationen, Männer, die sich wissenschaft- 
lich mit den Fragen praktischer Sozialpolitik befasst haben, 
wies die Theilnehmerliste in grosser Zahl auf. In geist- 


voller Rede, welche die Grundlagen des Arbeitsvertrags- 


zu beleuchten unternahm, leitete Professor Tönnies aus 
Kiel die Verhandlungen ein. Ihm folgte ein Vortrag des 
bekannten Führers der Stuttgarter Gewerkschaften, zu- 
gleich Vorsitzenden des Tischlerverbandes, Kloss, aus 
Stuttgart, der die Ursachen der Arbeitslosigkeit in ihrem 
Zusammenhang mit unseren Produktionsverhältnissen, ins- 
besondere mit der Entwickelung unserer Maschinentechnik, 
namentlich aber im Zusammenhang mit der herrschenden 
langen Arbeitszeit und der niedrigen Löhnung der grossen 
Masse der Arbeiter, durch welche sie selbst nicht fähig 
werden, als Käufer für Industrieprodukte aufzutreten, dar- 


stellte. Auf diesem Hintergrunde zeichnete zunächst der 
dritte Referent, Dr. Hirschberg, Mitglied des statistischen 
Amts der Stadt Berlin, in sachlicher Darstellung die Auf- 
gaben, Mittel und Wege einer Statistik der Arbeitslosen, 
während es den Verhandlungen, welche sich an diese 
Referate anschlossen, vorbehalten blieb, näher auf das 
zweite Thema, das zur Diskussion gestellt war, der Ar- 
beitsvermittlung, einzugehen. Ueber Nothstandsarbeiten 
und ihre Organisation wurde nur gelegentlich gesprochen. 
Es war nicht zu verkennen, dass die Aufgaben, welche 
man den Verhandlungen gestellt, über das Mass desjeni- 
gen hinausgingen, was innerhalb so weniger Stunden zu 
erledigen war, und wenn man auch, entgegen der ur- 
sprünglichen Einladung, eme Fortsetzung der Verhand- 
lungen auf den folgenden Tag eintreten liess, so erwies 
sich immerhin noch, dass so manche einzelne Gebiete, 
die vielleicht für diesen oder jenen der Theilnehmer von 
besonderem Interesse waren, nicht in genügender Weise 
erörtert werden konnten. Bei der Fülle der vorgetragenen 
Dinge kann es nicht unsere Aufgabe sein, über alles Be- 
richt zu erstatten; wir werden das den ım Druck zu ver- 
öffentlichenden stenographischen Aufnahmen überlassen 
müssen und an dieser Stelle uns darauf beschränken, 
dasjenige zusammenzutragen, was die Verhandlungen zur 
Klärung der Fragen der Arbeitslosenstatistik einerseits 
und der Arbeitsvermittlung andererseits beigetragen haben. 

Das Referat Hirschbergs knüpfte jan das lebhafte 
Interesse an, welches der Staat und die Gesellschaft daran 
haben, zu bestimmen, in welchem Umfang eine Arbeits- 
losigkeit, deren Vorhandensein man fühlt, wirklich besteht. 
Er wies aber, und darin lag wohl seine Stärke, auch auf 
die Schwierigkeiten hin, mit welchen eine solche Auf- 
nahme verbunden ist. Es ist schon ungemein schwierig, 
den Begriff der Arbeitslosigkeit zu bestimmen, denn nur 
jene Arbeitslosigkeit hat in dem Maasse für die Gesell- 
schaft Interesse, welche mit Erwerbslosigkeit, mit mangeln- 
dem Unterhalt nothwendig verknüpft ist Auch bedeutet 
es einen grossen Unterschied, ob die Arbeitslosigkeit ledig- 
lich gewollter Müssiggang ist, wie er sich in allen Ständen 
der Bevölkerung findet, der aber gerade bei jenen, welche 
auf den Ertrag ihrer Arbeit angewiesen sind, sofort zu 
Mangel an Unterhalt führt. Nicht minder grossen Einfluss 
übt Krankheit auf den Erwerb. Und wenn es gelungen 
ist, den Begriff der Arbeitslosigkeit festzustellen, wie will 
man die Zahl derjenigen erfassen, welche ihm unterliegen? 
Theilweise wird sie beobachtet bei gewissen Einrichtungen, 
die aus anderen Gründen getroffen sind. Dem Arbeits- 
losen, der ohne Mittel ist, winkt theils die Armenpflege, 
theils die Polizei, und in der That gibt es Städte, wo 
man die Zahl derjenigen wohl feststellen kann, die der 
Armenpflege zur Last fallen, lediglich weil sie arbeitslos 
waren. Andererseits geben die Bestrafungen wegen Bettel 
und Landstreicherei darüber Aufschluss, wie häufig die 
Arbeitslosigkeit zu Uebertretungen des Strafrechts geführt 
haben. Wo besondere Versicherungsorganisationen bestehen, 
die ihren Mitgliedern im Falle der Arbeitslosigkeit Unter- 
stützungen gewähren, mag sich ein Anhalt für das Vor- 
handensein und den Umfang der Arbeitslosigkeit ge- 
winnen lassen. Auch die Reichskrankenversicherung lässt 
in der Ab- und Zunahme der Mitgliederzahl, theilweise 
auch in der Bewegung der Erkrankungsfälle einen Rück- 
schluss darauf zu, ob zahlreiche Personen ausser Arbeit 
gekommen und damit aus dem Versicherungszwang aus- 
geschieden sind, bezw., und das ist öfters beobachtet 
worden, wie eintretende Arbeitslosigkeit zu Anmeldungen 
von Krankheitsfällen geführt haben; sucht doch der Ar- 
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beiter häufig, auch wenn er sich krank fühlt, weiter zu 
arbeiten, um seine Stellung nicht zu verlieren, besonders 
wenn er weiss, dass seine Arbeit nur zeitweiligen Charakter 
trägt. Eine fernere Art der Ermittelung des Umfangs der 
Arbeitslosigkeit wäre die Benutzung der Aufstellungen der 
Arbeitsnachweisbureaux. Denkt man sich, dass die Ar- 
beitsvermittelung wesentlich durch diese Bureaux erfolgt, 
so würde die Zahl der angemeldeten, aber nicht unter- 
gebrachten Arbeiter angeben, wie viele Arbeitskräfte brach 
liegen. Freilich jene Voraussetzung dürfte kaum jemals 
zutreffen, denn zahllose Personen werden sich nicht an 
die Nachweisestellen wenden, sei es, weil sie ohnehin 
wissen, dass für ihr Gewerbe z. Zt. keine Beschäftigung 
vorliegen kann, man denke an Bauarbeiter bei eingetre- 
tenem Frost, sei es, weil sie zum Nachweisbureau kein 
Vertrauen haben. 

Der Aufnahme der Zahl der Arbeitslosen stellen sich 
bedeutende Hindernisse in den Weg. Ist es eine öffentliche 
Verwaltung, die damit vorgeht, so wird es ihr häufig 
nicht gelingen, wahrheitsgemässe Angaben zu erhalten. 
Der beschäftigungslose Arbeiter scheut die Befugniss der 
Gemeinde, ihn auszuweisen. Bei dem geringen Entgegen- 
kommen, das die Verwaltungen zeigten, haben denn die 
Arbeiter selbst und zwar besonders in ihren Gewerk- 
schaften begonnen, Arbeitslosenstatistiken aufzunehmen. 
Adolf Braun hat dafür zu Beginn des vorigen Winters 
den Gewerkschaften einen Fragebogen aufgestellt, der, 
soviel Referent in Erfahrung gebracht, in 31 Städten 
benutzt wurde; in diesen Städten sind mancherlei Re- 
sultate zu Tage gefördert worden. Der Referent glaubt 
diese Resultate mit Vorsicht aufnehmen zu sollen, ähn- 
lich wie es Oldenburg (Soz.-pol. Zentralbl. 1893, S.377) 
gethan. Die Arbeiter hätten das Resultat bereits vorweg 
genommen, indem ihre Aufgaben von der Tendenz ausge- 
gangen seien, recht viele Arbeitslose zu ermitteln, eine Ten- 
denz, die sehr leicht dazu habe führen können, dass auch 
Personen als arbeitslos aufgeführt wurden, die noch Erwerb 
hatten. Namentlich aber fehle regelmässig der Vergleich mit 
der Zahl der Beschäftigten. So kam Hirschberg zu dem 
Schluss, dass die Arbeiterorganisationen in Erkenntniss 
der vorhandenen Schwierigkeiten thunlichst davon ab- 
sehen sollten, von sich aus Aufnahmen über den Umfang 
der Arbeitslosigkeit zu veranstalten, wohl aber stellte er 
für die Verwaltungen und insbesondere auch für die 
Reichsverwaltung die Pflicht auf, durch eine in die Breite 
gehende entwickelte Sozialstatistik das Auf und Ab des 
Arbeitsmarktes zu erkennen und in einer vollkommenen 
Buchführung über die vorhandene Arbeitsgelegenheit und 
die vorhandenen brach liegenden Arbeitskräfte, nament- 
lich durch Berufszählungen, stets über den Stand der 
Dinge unterrichtet zu sein. Es waren insbesondere Legien, 
der Vertreter der Generalkommission deutscher Gewerk- 
schaften, so wie Kloss, Döblin, Vorsitzender des 
deutschen Buchdruckerverbandes, Will, Vertreter der 
im Schiffbau und bei der Schiffahrt beschäftigten Arbeiter, 
sowie der Seeleute zu Hamburg u. A., welche die von 
den Arbeiterkorporationen aufgenommenen Erhebungen 
gegen die Bedenken des Referenten in Schutz nahmen. 
Sei auch in tendenziöser Weise auf Theilnahme an der 
Arbeitslosenstatistik hingewiesen worden, was bei dem 
Indifferentismus vieler Arbeiter unumgänglich erscheine, 
so habe doch bei der Verarbeitung die Tendenz keine 
Rolle gespielt. Dr. Quarck wies darauf hin, dass für 
die Schaffung vollkommener Nachweiseeinrichtungen das 
Vorhandensein brauchbarer Arbeitslosenstatistiken eine 
geeignete Vorarbeit sei. 


Lebhafter als über die Statistik der Arbeitslosigkeit 
ergingen sich die Verhandlungen über die Arbeitsver- 
mittelung. Der Urheber des Planes der Gründung eines 
städtischen Arbeitsamts in Stuttgart, Lautenschlager, 
entrollte zunächst zum Beginn der Diskussion ein Bild 
der dort beabsichtigten Einrichtung und des Schick- 
sals seiner Vorschläge und, wenn sich auch mancherlei 
Erörterungen, die fern ab von diesem Vorschlage lagen, 
anschlossen, so lässt sich doch die Stellungnahme zu ihm 
geradezu als Kern der Aussprache zwischen den ver- 
schiedenen Theilnehmern an der Konferenz bezeichnen. 
Unseren Lesern sind die Lautenschlager'schen Entwürfe 
durch mehrfache Erwähnung und Darstellung geläufig. 
Zunächst begrüsste sie der Sekretär des Wiener Vereins 
für Arbeitsvermittlung, Bardorf, aufs sympatischste. Er 
wies auf die Erfahrungen hin, die sein Verein gemacht, 
der trotz günstigen Fortschreitens doch nicht verkenne, 
dass um allseitiges Vertrauen in Unternehmer- und Arbeiter- 
kreisen zu gewinnen, die Betheiligung der beiderseitigen 
Interessenten an der Verwaltung des Nachweises unum- 
gänglich nothwendig sei, deshalb empfahl er Annahme der 
Vorschläge auch von anderen Städten. Besonders warm 
bekundete seine Sympathie für den Lautenschlager’schen 
Entwurf auch der Vertreter der Former, Schwartz aus 
Lübeck, der erklärte eigens herübergekommen zu sein, 
um diese seine Meinung zu äussern und seinerseits die 
Begründung ähnlicher Institute in den grösseren Städten 
des Reiches zu empfehlen. Nicht ganz so frei und unum- 
wunden konnte sich Legien und mit ihm eine grosse 
Anzahl Vertreter deutscher Gewerkschaften für die Schaf- 
fung kommunaler Arbeitsvermittlungsstellen aussprechen. 
Er erklärte, wenn der Arbeiter seine Arbeitskraft auf den 
Markt bringe, wie es die heutigen Verhältnisse bedingen, 
so müsse er auch allein die Verfügung darüber haben, 
unter welchen Bedingungen der Verkauf stattfinde, des- 
halb sei die Führung der Nachweise einzig und allein 
Sache der Arbeiter in ihren Korporationen. Kommunale 
Bureaux seien daneben nur für Arbeiterkategorieen noth- 
wendig, welche keine genügend gekräftigte Organisation 
hätten. Allerdings legte Redner auch grosses Gewicht 
auf die Zentralisation der Nachweise. Jedenfalls sei es 
Pflicht der Gemeinden, die Kosten, den die Nachweis- 
einrichtungen verursachten, zu tragen. Sei das der prinzi- 
pielle Standpunkt und das Ziel, auf welches die Gewerk- 
schaften zusteuerten, so hätten sie doch alle Bereitwilligkeit, 
sich auch an Nachweiseorganisationen zu betheiligen, welche 
wie etwa in Stuttgart, von den Gemeinden unter Antheilnahme 
der Arbeiter und der Unternehmer unterhalten würden. 

Zahlreiche Vertreter von Arbeiterkorporationen, so 
namentlich die Vertreter von Gewerkvereinen in Düssel- 
dorf und Burg, Hartmann und Hahn, aber auch Ge- 
werkschaftsmitglieder, wie Junge, Vertreter der Tabak- 
arbeiter, Kindler, Vertreter des Verbandes der deutschen 
Hutmacher u.a. verhielten sich ablehnend gegen Gemeinde- 
nachweisämter, da sie sich von ihnen nichts versprechen 
könnten. Weder würden die Behörden die nöthige Unpartei- 
lichkeit üben, noch auch seien Nachweiseinrichtungen im 
Stande, Arbeitsgelegenheit zu schaffen über die hinaus, welche 
vorhanden ist. Dass darüber kein Mitglied der Versamm- 
lung im Zweifel sein konnte, brauchte keiner Feststellung, 
aber trotzdem war es nothwendig darauf hinzuweisen, 
dass der Nutzen der Nachweise ausser Zweifel steht. 
Dr. Möller aus Brackwede, Redakteur Jutzi aus Darm- 
stadt, Handelskammersekretär Ragocsy aus Bonn u.a, 
wiesen auf die Nothwendigkeit hin, nicht bloss lokale 
Nachweiseinrichtungen sondern auch von Ort zu Ort 


Beziehungen zwischen den Nachweisen zu schaffen. 
Besonders lebhaft vertrat Möller den Gedanken der 
Errichtung einer Nachweiszentralstelle, welche im Stande 
wäre, von Stadt zu Stadt, von den Städten aufs Land 
und umgekehrt, die brachliegenden Arbeitskräfte zu 
befördern. Zu diesem Punkte machten mehrere Arbeiter- 
vertreter darauf aufmerksam, dass sich die Organisation 
der ländlichen Arbeiter nothwendig mache, würde diese 
zu besseren Arbeitsbedingungen geführt haben, dann werde 
das Missverhältniss zwischen Arbeitsmangel in der Stadt 
und Arbeitsmangel auf dem Lande rasch verschwinden. 
Nahe mit diesen Ausführungen berührten sich die Aeusse- 
rungen von Hahn, Hartmann, Katzenstein. Ins- 
besondere führte letzterer an, wie die Wanderung der Arbeiter 
eine erhebliche Verbilligung der Personentarife erfordere, 

Von Einzelfragen aus dem Bereich der Arbeitsver- 
mittlung wurden nur andeutungsweise gestreift, ohne ein- 
gehender erörtert zu werden, die Frage der Gebühren- 
erhebung und die Frage der Errichtung von Reichsarbeits- 
ämtern. Die überwiegende Mehrzahl der Anwesenden 
waren gegen Gebühren, denen Möller und Jutzi das 
Wort redeten, weil sie von unentgeltlichem Nachweis 
Missbrauch der Einrichtung und Mangel an Kontrole 
erwarteten. Freilich gaben sie ebenfalls zu, dass die Er- 
hebung von Gebühren den Zuschuss der Städte nicht 
wesentlich verringern könnten. Kloss war es, der die Er- 
richtung allgemeiner Arbeitsämter von den Gemeinden 
ausgehend über das Reich gipfelnd in einem Reichs- 
arbeitsamt als wünschenswerth bezeichnete. 

Es ist leider nicht möglich auf eine Unzahl überaus 
interessanter Einzelheiten einzugehen, welche die Ver- 
handlungen boten. Namentlich gehören dahin die Dar- 
stellung Wills über das Vermittlungswesen, wie es in 
Hamburg bei Schiffsbau- und Speicherarbeitern, bei Ever- 
führern, Baggerern und Szeleuten besteht. Hier entrollte 
der Redner grauenhafte Uebelstände, von denen Amts- 
richter Kulemann mit Recht bemerkte, dass sie jedem 
Menschenfreunde die Zornröthe ins Gesicht trieben. Von 
ähnlicher Ausbeutung konnte Kloss über die Vermitt- 
lung der Kellnerinnen in München berichten. 

Als Fazit der Verhandlungen konnten Dr. Quarck 
und Stadtrath Dr. Flesch, Mitglieder der volkswirth- 
schaftlichen Sektion des Freien Deutschen Hochstifts, fest- 
stellen, dass allerseits die Nothwendigkeit der Errichtung 
von Nachweisen als erwünscht bezeichnet wurde. Auch 
darin war man wohl einig, dass sich wirklich brauchbare 
Einrichtungen ohne Betheiligung der Arbeitgeber kaum 
würden schaffen lassen, und dass sich bessere Institute als 
die Gewerbegerichte zur Führung der kommunalen Arbeits- 
nachweise nicht finden. In diesem Sinne dürften die 
Verhandlungen den Erfolg gehabt haben, zu zeigen, 
dass die Arbeiterkorporationen bereit sind, auf diesem 
Boden mitzuarbeiten. Möchten daher die aufgenommenen 
Bestrebungen weitergeführt und dadurch Ordnung in 
die Vermittlungsthätigkeit gebracht werden. Dem Freien 
Deutschen Hochstift darf dann jedenfalls der Dank nicht 
vorenthalten werden, zu seinem Theil zum Entstehen 
dieser Organisationen beigetragen zu haben. Drei: 


Notizen. 


Erziehung. 

Zwangserziehung und Landarmenverbandin 
Hannover. In seiner Aprilsitzung hatte der 'Provinzialaus- 
schuss für Hannover den Beschluss gefasst, dass die Kosten 

.der Zwangserziehung verwahrloster Kinder auf den Landarmen- 
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verband übernommen werden sollten. (Vgl. No. 33 dieses Halbj. 
S. 56.) Es stellte sich jedoch heraus, dass dieser Beschluss den 
Gesetzen und ergangenen Entscheidungen in höchster Instanz 
widerspricht, und er wurde deshalb in der Sitzung vom 30.d. M. 
wieder aufgehoben; dagegen soll dem Provinziallandtage em- 
pfohlen werden, die Kosten des Landarmenverbandes und der 
Zwangserziehung nach dem Massstabe der Provinzialsteuern 
aufzubringen. 

Fürsorge für verwahrloste Kinder in Hessen. Im 
Grossherzogthum Hessen bestehen vier evangelische Rettungs- 
häuser, drei für Knaben und eines für Mädchen, nämlich Hähnlein 
in Starkenburg (Knaben), Jugenheim in Rheinhessen (Knaben), 
Arnsburg in Oberhessen (Mädchen) und Gräfenhausen in Starken- 
burg (Knaben und Mädchen). Die gegenwärtige Zahl der Zög- 
linge beläuft sich auf 114 Knaben und 56 Mädchen; darunter 
sind 89 Knaben und 19 Mädchen in Zwangserziehung unter- 
gebracht. — Evangelische Erziehungsvereine, die es sich zur 
Aufgabe gemacht haben, armer verwahrloster Kinder (im Sinne 
des Gesetzes vom 11. Juni 1887), ferner verwaister und ver- 
lassener Kinder sich anzunehmen und für ihre Erziehung und 
tüchtige Ausbildung Sorge zu tragen, bestehen bis jetzt in 
den Dekanaten Reinheim, Zwingenberg und Schotten, sowie 
ein Erziehungsverein für Rheinhessen, der sich über die ganze 
Provinz erstreckt. Diese Vereine, die auch von staatlichen 
Behörden in Anspruch genommen werden, sind sämmtlich von 
den Dekanatssynoden ins Leben gerufen und stehen unter 
Leitung des Dekanatsausschusses. Mit dem Rettungshaus Arns- 
burg ist ebenfalls ein Erziehungsverein verbunden, der schon 
im Jahre 1864 gegründet wurde. Im Ganzen haben diese Er- 
ziehungsvereine bis jetzt 296, und zwar 158 Knaben und 
133 Mädchen in Pflege genommen und theils in Rettungshäusern, 
theils in Privatfamilien untergebracht. 

Erziehung katholischer idiotischer Kinderin 
den Rheinlanden. In Düsseldorf fand am 26. v. M. die 
alljährliche Hauptversammlung des Vereins zur Erziehung und 
Pflege katholischer idiotischer Kinder aus der Rheinprovinz 
statt. Der Verein, der es sich bekanntlich zur Aufgabe ge- 
macht hat, in der von ihm zu Essen gegründeten Anstalt 
katholische, in der geistigen Entwickelung schwach ver- 
anlagte und zurückgebliebene Kinder aufzunehmen und zu er- 
ziehen, zählt heute 300 Zöglinge. Wie der Direktor der An- 
stalt mittheilte, hat sich das Bedürfniss geltend gemacht, auch 
geistesschwachen taubstummen Kindern die Pflege der Anstalt 
zugänglich zu machen. In den acht rheinischen Provinzial- 
Taubstummenanstalten sind mehr als 4) schwach veranlagte 
taubstumme Kinder, deren Erziehung nicht in der wünschens- 
werthen Weise gefördert werden kann, und die deshalb in der 
Entwickelung und Bildung zurückbleiben müssen. Würde man 
aber diese Kinder aufnehmen, so würden die jetzigen Gebäu- 
lichkeiten nicht mehr ausreichen. Die Versammlung beschloss 
hierauf die Erwerbung eines Grundstücks von etwa acht 
Morgen behufs Vergrösserung der Anstalt und nahm ferner 
den Vorschlag des Landesdirektors Klein an, dahin gehend, dass 
wegen der Errichtung einer „Anstalt für zurückgebliebene 
taubstumme Kinder“ der Verein sich zunächst mit der Provin- 
zial-Verwaltung in’s Einvernehmen setzen möge. 


Schulwesen. 


Schulverhältnisse in Elbing und Breslau. Seit 
Jahresfrist bemüht sich die Regierung, den Magistrat der Stadt 
Elbing zur Erweiterung seiner Volksschulen anzuhalten. Als 
Prinzip stellte sie dabei auf, dass die Maximalfrequenz einer 
Volksschulklasse nicht über 70 steige. Ermittelungen in Elbinger 
Volksschulen hatten das Ergebniss, dass die Knabenklassen im 
Durchschnitt von 76 und die Mädchenklassen im Durchschnitt von 
81 Schülern besucht werden. Angesichts dieser Zustände hat der 
Magistrat beschlossen, vom 1. April ab zwei neue Knaben- und 
zwei Mädchenklassen einzurichten. Die Schulabtheilung, also 
die berufene Pflegerin des Schulwesens, hatte dagegen be- 
schlossen, zwar die einmaligen Kosten für Instandsetzung des 
erwähnten Gebäudes zu bewilligen, jedoch die durch Neuein- 
richtung der vier Klassen entstehenden dauernden Mehraus- 
gaben von 3700 Mk. jährlich abzulehnen, und zwar aus dem 
Grunde, weil bis zum 1. April nächsten Jahres die Frequenz- 
verhältnisse sich möglicherweise günstiger gestalten Könnten, 
beeinflusst durch Arbeiterentlassungen in Folge des russischen 
Zollkrieges. Die Stadtverordnetenversammlung nahm aber am 
29. v.M. die Magistratsvorlage im vollen Umfange an, da man 
eine so bedeutende Abnahme der Frequenz nicht erwarten zu 
dürfen glaubte, zumal bei Einschränkung des Arbeitspersonals 
in Fabriken etc. meistens die jüngeren, unverheiratheten Ar- 
beiter entlassen werden. — In Breslau waren im ersten Viertel- 
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jahre 1893/94 66 evangelische städtische Volksschulen mit 
432 Klassen vorhanden, welche von 24565 Schülern, oder eine 
Klasse im Durchschnitt etwa 57 Schülern, besucht wurden; 
24 Schulen hatten in zusammen 33 Klassen eine Ueberfüllung 
aufzuweisen. (7,6°/o aller Klassen.) "Eine Ueberschreitung der 
höchsten für den betreffenden Raum zulässigen Schülerzahl 
(Nothplätze) wiesen 30 Schulen in 48 Klassen auf. Die Zahl 
der katholischen städtischen Volksschulen belief sich auf 43 
mit 272 Klassen und 15471 Schülern oder ebenfalls 57 Schüler 
im Durchschnitt für die Klasse. Eine Ueberfüllung trat ein bei 
18 Schulen in 26 Klassen. (9,6°%/ der Klassen.) In 14 Schulen 
mit zusammen 19 Klassen waren. Nothplätze in dem obigen 
Sinne vorhanden. 

Schulverwaltung auf dem Lande. Wenn die 
Königl. Regierung, so schreibt man der Saale-Zeitung aus Lehrer- 
kreisen mit besonderer Beziehung auf den Reg.-Bez. Merse- 
burg, an die Schulinspektoren in Bezug auf Anschaffung 
von Lehrmitteln Verfügungen erlässt, so stösst die Ausführung 
derselben oft auf Schwierigkeiten. In vielen Ortschaften des 
platten Landes ist eine eigene Schulkasse, über die der Schul- 
vorstand allein zu verfügen hat, nicht vorhanden, sondern die 
betreffende Ausgabe muss aus der Gemeindekasse bewilligt 
werden. Steht eine solche Verfügung der Königl. Regierung 
nun auf der Tagesordnung der Gemeindeversammlung oder 
deren Vertretung, so spaltet sich die Versammlung gewöhnlich 
in zwei Theile; der eine Theil, der meist aus Schulvätern 
besteht, deren Kinder die Ortsschule besuchen, ist für An- 
schaffung, während der andere Theil, der entweder keine 
schulpflichtigen Kinder hat oder dessen Kinder die Stadtschule 
besuchen, — und das ist in der Gemeindevertretung meist der 
mächtigste Theil — die Beschaffung nicht für nöthig hält. 
Es ist vorgekommen, dass die Anschaffung einer Karte von 
Palästina abgelehnt wurde, weil der einflussreichste Bauer meinte, 
von den Ortskindern werde niemals jemand in dieses Land 
kommen. Bisher war es in vielen Orten üblich, dass der 
Lehrer zu der Schultinte Beiträge der Schulkinder einsammelte 
und dann die Tinte kaufte. Nachdem die Königl. Regierung 
dies durch verlesene Verfügung in den Frühjahrskonferenzen 
verboten hat, meinte ein Schulze, als er zur Beschaffung der 
Tinte angehalten wurde, davon sei ihm nichts bekannt; er 
respektire nur die Anordnungen, welche ihm durch das Kgl. 
Landrathsamt zugingen; sollte von den Kindern kein Geld zu 
Tinte mehr eingezogen werden, so möchten sich die Kinder 
ihre Tinte wie früher wieder selbst mit in die Schule bringen. 
Als in einer Schulvorstandssitzung der Schulinspektor eine 
Verfügung der Königl. Regierung mittheilte, wonach die Schul- 
kasse angewiesen wurde, eine bestimmte Summe für Vertre- 
tung zu zahlen, wollte der Ortsschulze, der stets Mitglied des 
Schulvorstandes ist, dies nicht gelten lassen und Jie Ver- 
fügung erst seinem Landrath zeigen, — er hat dies auch gethan, 
trotzdem ihm der Schulinspektor bemerklich machte, dass die 
Königl. Regierung über dem Landrath stehe. Auf Grund solcher 
Erfahrungen haben die Schulinspektoren eines Konferenzbe- 
zirkes bei der König]. Regierung beantragt, Verfügungen betr. 
Geldausgaben für Schulzwecke den Gemeinden stets durch die 
Landrathsämter zugehen zu lassen. — Die überaus charakte- 
ristischen Thatsachen, welche obiges Schreiben erwähnt, liefern 
einen neuen Beweis dafür, wie sich die Uebertragung der 
Schulverwaltung auf die grösseren Verwaltungskörper nach- 
gerade nicht mehr verschieben lässt. 


J.’Hilfsschule für schwachsinnige Kindexsin 
Charlottenburg. Die Stadtverordnetenversammlung hat be- 
schlossen, zum 1. Oktober d. J. eine Hilfsschule für schwach- 
sinnige Kinder, deren die Stadt ungefähr 80 besitzen soll, ein- 
zurichten. Es sind zunächst zwei Klassen in Aussicht genom- 
men, für welche der aufgestellte Lehrplan bereits die Geneh- 
migung der Regierung erhalten hat. Die Ueberweisung der 
betreffenden Kinder erfolgt auf Antrag des Rektors derjenigen 
Schule, in welcher sich die Kinder befinden, und auf ein ärzt- 
liches Gutachten; jedoch müssen die Eltern ihre Zustimmung 
zu dieser Ueberweisung geben. Die beiden für die Hilfsschule 
bestimmten Lehrer erhalten eine besondere Funktionszulage. 

z Baden und Schwimmenin den Frankfurter 
Volksschulen. Schon in den fünfziger Jahren wurden die 
Knaben der oberen Klassen der alten Stadtschulen wöchentlich 
viermal zum Baden und zum offiziellen Schwimmunterrichte 
geführt. Nur ein ärztliches Zeugniss oder das ausdrückliche 
Verbot seitens der Eltern konnte einen Schüler von dieser 
gesundheitsförderlichen Einrichtung befreien, die sich erhalten 
hat bis auf den heutigen Tag. In den siebenziger Jahren wurde 
der Schwimmunterricht aller Volks- und Mittelschulen einem 
Badeanstaltsbesitzer übertragen gegen den Satz von 2 Mk. pro 


Schüler bei einem dreimaligen Besuch in der Woche. Gegen- 
wärtig vertheilt sich dieser Unterricht auf 3 Badeanstalten, 
und er erstreckt sich nunmehr auf die vier letzten Jahrgänge 
der Knabenschulen, so dass jeder gesunde Knabe vom 10. Le- 
bensjahre ab wöchentlich dreimal zum Baden und Schwimmen 
geführt wird. Die Lehrer der betreffenden Schule geleiten die 
Schüler in Abtheilungen von 50, 60 und 70 und zwar am Ende 
des Vor- oder Nachmittagsunterrichts bei den der Badeanstalt 
entfernt gelegenen Schulen, inmitten des Unterrichts bei nahe 
gelegenen, zum Baden und Schwimmen, halten auf Ordnung 
und ein anständiges Betragen während des Aus- und Anklei- 
dens, sowie eine regelrechte Betheiligung seitens der Schüler 
und bekommen für diese Bemühung 2 Mark pro Gang. Den 
drei Badeanstalten wird pro Schüler für die Saison jetzt Mk. 2.50 
von der Stadt gezahlt. Die Erfolge des städtischen Schwimm- 
unterrichts werden alljährlich im Herbst von der Schuldepu- 
tation erhoben und sind in der Regel sehr erfreulich. Im Som- 
mer 1892 badeten im Ganzen 2946 Knaben in 48 Abtheilungen, 
welche 45 Lehrer leiteten. 447 haben nur gebadet; 468 konn- 
ten schon schwimmen. 2031 erhielten Schwimmunterricht und 
841 von diesen lernten frei schwimmen. Selten verlässt in 
Frankfurt ein Junge mit erfüllter Schulpflicht eine Volks- oder 
Mittelschule, der kein guter Schwimmer ist. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Fortbildungsschulzwang und Lehrervereine. 
Der Berliner Lehrerverein hat in seiner Sitzung vom 30. v. M. 
unter mehreren Thesen zu den „Lebensfragen der preussischen 
Volksschule“ auch folgende angenommen: „Einführung der 
obligatorischen Fortbildungsschule für Knaben bis zum vollen- 
deten achtzehnten, für Mädchen bis zum vollendeten sechzehnten 
Lebensjahre.“ — Ebenso beschäftigte sich die XVI. Provinzial- 
lehrerversammlung für Hannover am 4. d. M. mit der Fort- 
bildungsfrage. Das Referat hatte Lehrer Grabbe-Münden. Nach 
demselben gehöre auch die Frage auf die Tagesordnung, ob 
die Volksschule in ihrer jetzigen Gestalt überhaupt ihre Auf- 
gabe erfüllen könne. Zwar sei sie den Fortschritten in Leben 
und Wissenschaft rüstig gefolgt, habe aber jetzt eine gewisse 
Grenze erreicht, die zu überschreiten kaum mehr möglich 
scheine. Die Stoffmenge finde fast keine Bewältigung mehr 
und die Meinung, dass die Volksschule gar die einzelnen Berufs- 
arten bei ihren Lehrdisziplinen berücksichtigen solle, sei darum 
ganz und gar unhaltbar. Auch die Ausdehnung der Schulpflicht 
etwa bis zum 16. Jahre lasse sich nicht vertheidigen (?), und 
doch müsse etwas geschehen, um sowohl in erzieherischer 
als unterrichtlicher Hinsicht auf die entlassenen Volksschüler 
weiter zu wirken. Die Handwerksmeister, die früher ihren der 
Volksschule entstammenden I.,ehrlingen Vater und Erzieher und 
auch der Zunft gegenüber verantwortlich gewesen, können 
sich heutzutage der Erziehung gar nicht annehmen, und durch 
das Schwinden des Standesinteresses gehe auch jede Auf- 
munterung zur Weiterbildung der Lehrlinge verloren. Noch 
schlimmer stehe es mit den jungen Fabrikarbeitern und Ar- 
beiterinnen. Es sei daher zur Sicherung und Erweiterung der 
Schulbildung nothwendig, Fortbildungsschulen einzurichten, 
deren Besuch für die gesammte nmiännliche Jugend bis zum 
vollendeten 18. Lebensjahre, für die weibliche bis zum 17. Lebens- 
jahre obligatorisch sein müsse. Der Unterricht solle unentgelt- 
lich ertheilt werden. Wie gering in Preussen das gewerbliche 
Fortbildungsschulwesen im Vergleich zu anderen deutschen 
Staaten bislang sich entwickelt habe, beweise die Thatsache, 
dass z. B. in Hessen 219, in Sachsen 214, in Bayern fast ebenso 
viele, in Ostpreussen aber nur 17, in Brandenburg 31 gewerb- 
liche Fortbildungsschüler auf 10000 Einwohner entfielen. Die 
etwa 6 Wochenstunden der obligatorischen Fortbildungsschulen 
(für Mädchen nur 4) müssten in die Arbeitszeit gelegt werden 
und nicht auf den Sonntag. Dass dies durchführbar, lehren 
Sachsen, Bayern und andere Länder, wo diese Einrichtung 
bereits statthabe. Auf dem Lande könnten die Fortbildungs- 
schulen eventuell nur Winterschulen sein. Die Einrichtung der 
Anstalten müsse sich den örtlichen Verhältnissen anpassen. 
Zu fordern sei vor Allem ein Unterricht in der Gesetzeskunde 
und Volkswirthschaftslehre. Das Verständniss für die Einrich- 
tung des Staates, für das jedem Deutschen zustehende Wahl- 
recht u.s. w. sei nur auf diesem Wege zu erzielen. Die Fort- 
bildungsschulen müssten unterstützt werden durch Einrichtung 
von Büchereien, durch Errichtung von Jünglings- und Jung- 
frauenheimen, durch Veranstaltung von Unterhaltungsabenden, 
Turnfahrten u. dergl., sowie durch Einrichtungen, die geeignet 
seien, das Interesse der Erwachsenen für Erziehungsmassnahmen 
in zweckdienlicher Weise zu fördern. 
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Unterrichtszeit in Fortbildungsschulen. Das 
Kuratorium der Fortbildungsschule in Kottbus hat beschlossen, 
dass von Michaelis d. J. ab die Unterrichtsstunden für die 
Fortbildungsschüler nicht wie bisher von 7!/a bis 9! Uhr 
abends, sondern schon nachmittags von 5 bis 7 Uhr abgehalten 
werden sollen. Das war schon längst der Wunsch der an dieser 
Anstalt beschäftigten Lehrer, da die Lehrlinge am Nachmittag 
viel frischer und geistig reger zur Schule kommen, als dies 
abends nach der oft schweren körperlichen Arbeit möglich ist. 
Und wenn auch manchen Meister- und Lehrherren die jetzt 
eingeführte Unterrichtszeit sehr ungelegen ist. so dürfte doch 
ausschlaggebend die Erkenntniss sein, dass das Gewerbe durch 
eine tüchtige Bildung der Lehrlinge mehr gefördert wird, als 
durch eine regellose und unbeschränkte Ausnutzung derselben. 


Ärmenwesen, 


Novelle zum Unterstützungswohnsitzgesetz. 
Wie die Tagesblätter melden wird dem Reichstag die Novelle 
zum Unterstützungswohnsitzgesetz unter wesentlicher Berück- 
sichtigung der Wünsche, welche die Kommission des vorigen 
Reichstags hinzugefügt hat, abermals zugehen. 


Umgestaltung der Armenpflegeorganisation 
in Mannheim. Eine von Darmstadt angestrebte Veränderung 
in dem System seiner offenen Armenpflege (Abschaffung der 
Bezirke) hat in Mannheim bereits im vorigen Jahre stattgefunden. 
Wie dem uns gütigst übersandten Jahresbericht der dortigen 
Armenkommission für 1892 zu entnehmen ist, trat dort am 
1. Juli 1892 ein neues Ortsstatut für das Armenwesen in Kraft. 
Die Fürsorge für die Armenpflege ist der „Armenkommission* 
übertragen, welche aus 25 Mitgliedern besteht, die vom Stadt- 
rath auf drei Jahre ernannt werden, soweit sie nicht kraft 
eines Amtes zur Mitgliedschaft berufen sind. Die 25 Personen 
sind ein Bürgermeister und drei Mitglieder des Stadtrathes, der 
Grossh. Polizeibeamte, der Bezirksarzt, fünf Geistliche der 
verschiedenen Religionsgesellschaften, vier Armenärzte und zehn 
Vertreter der Bürgerschaft. Drei besondere Abtheilungen sind 
für das Unterstützungswesen, für die Kinderpflege und für das 
Rechnungswesen gebildet. Die erste Abtheilung besteht aus 
zwei Stadträthen, den Geistlichen und Armenärzten und sieben 
weiteren Mitgliedern, die zweite Abtheilung besteht aus 10 Mit- 
gliedern, die dritte aus fünf. Ausser den Abtheilungen sind 
noch eigene Respizienten (ein bis zwei) für bestimmte Ge- 
schäftszweige bestellt und für die Kontrole |. der in der 
Kinderpflegeanstalt Untergebrachten; 2. der in sonstigen An- 
stalten und in Privatpflege untergebrachten Kinder; 3. der in 
der Lehre befindlichen jungen Leute, sodann für die Aufsicht 
l. über die in Anstalten dauernd verpflegten erwachsenen 
Personen; 2. über die vorübergehend Obdachlosen, ferner für 
die Bekleidung der Armen und endlich für das Küchenwesen 
und die Abgabe von Lebensmitteln und Brennmaterial. Die 
Armenkommission wird in ihrer Thätigkeit durch 104 Bezirks- 
armenkommissäre unterstützt, welche auf Grund ihrer persön- 
lich zu machenden Erhebungen direkt ihre Berichte und Anträge 
bei der Armenkommission einbringen ; sie haben jedoch kein 
Stimmrecht in der Entscheidung über ihre Gesuche. Seit 
mehreren Jahren sind ausserdem zwei Armenkontroleure an- 
gestellt, welche die Kontrole der zuziehenden Familien und 
der unterstützten Personen besorgen, sowie überhaupt alle 
Erhebungen machen, welche zur Klärung eines Unterstützungs- 
falles von der Armenkommission als nothwendig erachtet werden; 
auch nehmen sie die Funktionen der Bezirksarmenkommissäre 
in einigen Theilen der Stadt wahr. Jeder von ihnen hat im 
vergangenen Jahr ca. 1900 Erhebungen gemacht. — Dem vor- 
stehend geschilderten System der Mannheimer Armenpflege 
fehlen demnach zwei Hauptcharaktermerkmale des Elberfelder 
Systems, nämlich die Berathung über die Pflegefälle in Bezirks- 
versammlungen und die ausschliessliche Verwendung ehren- 
amtlich thätiger Personen. Die ehrenamtlich thätigen Bezirks- 
armenkommissäre unterstehen direkt der Zentralbehörde, und 
die Arbeitstheilung ist innerhalb der letzteren nach Zweigen 
der Fürsorge, nicht aber nach lokalen Bezirken erstrebt. 


Armenlast in Weimar. Die uns soeben freundlichst 
übersandte „Uebersicht über die Verwaltung der Grossh. Haupt- 
und Residenzstadt Weimar im Jahre 1892“ stellt die merk- 
würdige und gewiss seltene Thatsache fest, dass die Ausgaben 
der Almosenkasse im Jahre 1892 pro Kopf der Bevölkerung 
fast genau ebensoviel betrugen als vor 38 Jahren im Jahre 1854. 
Waren es damals 1 Mk. pro Kopf, so waren es 1892 Mk. 1,018. 
Allerdings ist dabei die Sonderstellung Weimar’s als gross- 
herzogliche Residenz und das Fehlen einer ausgedehnten 
Industrie mit zu erwägen. Dürften doch auch nur wenige 


Städte aufzuweisen sein, deren Bevölkerung sich in den letzten 
38 Jahren noch nicht einmal ganz verdoppelte. 


Wohnungswesen. 


Stadtverwaltung undBaupolizei.In ihrer Sitzung 
vom 2l. v. M. verhandelte die Kölner Stadtverordnetenver- 
sammlung unter anderem über die Uebernahme verschiedener 
Zweige der Wohlfahrtspolizei. Dabei empfand man es allseitig 
als grossen Mangel, dass bei dem Uebergang der Baupolizei 
von der Regierung an die Stadtverwaltung erstere sich die 
Alignementspolizei vorbehalten habe. Nicht nur dass hierdurch 
die Unterhaltung zweier Büreaus mit baukundigen Beamten 
nothwendig bleibt, wodurch höhere Kosten entstehen, sondern 
es fehlt der Stadtverwaltung auch nach wie vor ein bestimmender 
Einfluss auf die Feststellung der Baufluchten, der heutzutage 
besonders wichtig ist, wo mehr und mehr sozialpolitische Er- 
wägungen bei der Gestaltung der Strassenanlagen Rücksicht 
finden. 


Baupolizeiverordnung für die ländlichen 
Ortschaften,des Saalkreises. Am |. Oktober ist im 
Saalkreise (Umgebung von Halle) für die ländlichen Ortschaften 
eine für das Bauwesen wichtige Verordnung in Kraft getreten, 
welche namentlich dem ungeregelten Bauen entgegentreten 
soll. Sie setzt die Erfordernisse einer für den öffentlichen 
Verkehr und für den Anbau bestimmten Strasse (Pflasterung 
in Breite von 4 m und Fussgängerweg) fest. In Verbindung mit 
den von den einzelnen Gemeinden zu erlassenden Ortsstatuten 
bildet die neue Verordnung einen wirksamen Schutz der Ge- 
meinden gegen die Nachtheile, welche erfahrungsgemäss durch 
das „wilde“ Bauen herbeigeführt werden. Letzteres hat die 
Gemeinden vielfach zur Herstellung von Strassen gezwungen, 
die an sich entbehrlich waren und die gewöhnlich in einem 
beträchtlichen Theile zwischen den alten Strassen und den 
neuen Anlagen noch länger unangebaut bleiben. Jetzt werden 
die Ausbaukosten dieser neuen Strassen den Anlegern bezw. 
den Anbauenden auferlegt. Nicht weniger wichtig ist auch die 
Bestimmung, dass neue Gebäude entweder unmittelbar an der 
nachbarlichen Grenze oder mindestens 5 m von derselben ent- 
fernt errichtet werden müssen. In dieser Beziehung bestehen 
auf dem Lande eigenthümliche, manchmal geradezu unbegreif- 
liche Zustände. In den Dörfern darf nämlich auf Grund land- 
rechtlicher Bestimmung ohne Einverständniss des Nachbars nicht 
auf die Grenze gebaut werden, sondern erst 18 Zoll davon. 
Die dadurch entstehenden Schlippen zwischen Nachbargebäuden 
waren aber keineswegs ein Vortheil, sie wurden vielmehr zu 
Regen- und Schneelöchern, ausserdem zu Lagerstätten für aller- 
hand Unrath und schädigten so die beiderseitigen Gebäude, 
Trotzdem haben bis jetzt die meisten ländlichen Besitzer bei 
Neubauten mit unerklärlicher Zähigkeit und jeder Belehrung 
unzugänglich an diesen Schlippen festgehalten und lieber mit 
dem Nachbar prozessirt, als ihm die Bebauung auf der Grenze 
gestattet. Die neue Verordnung schafft auch hierin einen zeit- 
gemässen Wandel. Die übrigen Punkte der Verordnung betreffen 
die Höhe der Gebäude an Strassen, Einfriedigungen u. s. w, 


x Bau von Arbeiterwohnungen mitHülfe der 
Versicherungsanstalten. Von den 150000 Mk., welche 
die Stadt Lahr (Baden) von der Badischen Versicherungs- 
gesellschaft behufs Errichtung von Arbeiterhäusern aufge- 
nommen hat, vgl. I. Halbjahr S. 163, II. S. 25, sind schon 


' 70000 Mk. verwendet. Es sind damit Darlehen gegeben worden 


zu 12 Neubauten und zum Ankauf von 2 bereits bestehenden 
Häusern. Die 14 Häuser enthalten zusammen 35 Familien- 
wohnungen für Arbeiter, wovon jede 3 Zimmer, Küche und 
Zubehör enthält. Die Häuser liegen nicht neben einander, 
sondern zerstreut in verschiedenen Strassen der Stadt. — Auch 
die Stadt Villingen will nunmehr an die Versicherungs- 
anstalt Baden den Antrag auf Gewährung eines Darlehens zur 
Förderung des Baues kleiner Wohnungen stellen. — Ferner hat 
die Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt zu Hannover 
dem Vorstande der Spar- und Baugenossenschaft in Wilhelms- 
haven das für den Erwerb eines Baugrundes erforderliche 
Kapital aus den Fonds der Anstalt zu mässigem Zinsfuss 
dargeliehen. 


Gewerbewesen. 


Arbeitsvermittlung für Reservisten in Hessen, 
Die von dem Kriegerverein Darmstadt seiner Zeit geplante 
Errichtung einer Arbeitsnachweisstelle für zur Entlassung kom- 
mende Reservisten konnte, trotzdem in den Blättern mehrmals 
Bekanntmachungen erlassen worden waren, nicht zur Aus- 
führung kommen, da nur wenige Anmeldungen yon Arbeit- 


gebern eingelaufen waren. Die eingegangenen Anmeldungen 


wurden daher der „Zentralanstalt für Arbeits- und Wohnungs- 


nachweis“ überwiesen. 


Städtischer 
Fries huresi.. Bir. 
von Freiburg i. B. am 29. v.M. wurde auf Vorlage des Stadt- 
rathes die Uebernahme des öffentlichen Plakatanschlags in 
städtischen Betrieb beschlossen. Seit einigen Jahren hatte der 
Stadtrath einer Firma diese Anschläge überlassen, und zwar 


Betrieb des Plakatwesens in 


die Hand nehmen und Plakatsäulen und Anschlagstafeln her- 
stellen lassen. Die Genehniigung wurde ertheilt, ohne indessen 


dem Stadtrath bezüglich irgend eines anderen Arrangements | 


Man stellte sich auf den Standpunkt 
Angelegenheit niedergesetzten 


die Hände zu binden. 
einer zur Vorberathung der 
Kommission, in deren Bericht es heisst: 


In einer Sitzung des Bürgerausschusses | 
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„Das Plakatwesen | 


erfreut sich allerorts steigender Bedeutung. Die durch die Ge- | 


werbefreiheit geschaffene freie Konkurrenz legt immer zahl- 
reicheren offenen Geschäften und anderen Berufszweigen die 
Nothwendigkeit auf, Mittel zum Bekanntwerden des Gebotenen 
zu suchen. Aehnlich verlangen amtliche Bekanntmachungen 


thunlichste Verbreitung. Solche kann nicht mehr ausschliesslich | 
durch die Zeitungen geboten werden, da nicht jeder Musse | 


oder Gelegenheit hat, diese zu lesen. Ist das Plakatwesen der- 


gestalt zu einem hochwichtigen Zweige des Verkehrslebens | 


angewachsen, so dürfte dasselbe am besten in die. Hände der 
Gemeinde selbst gelegt werden, die auch kraft ihres neutralen, 


die Gesammtheit vertretenden Charakters am besten befähigt | 


sein wird, allen Betheiligten gleichmässig gerecht zu werden. 
Sodann spricht die Nothwendigkeit, bezüglich der städtischen 
Bekanntmachungen unmittelbare, freie Verfügung zu gewinnen, 
für die Uebernahme in eigene Regie.“ Eine Entschädigung für 
die Firma, welche das Plakatwesen bisher besorgte, 


wurde 


nicht beschlossen, und zwar „im Hinblick auf die bisher ge- | 


botenen Vortheile und auf die sich ergebenden Konsequenzen.“ 
Die Kosten für Beschaffung und Anbringung von 12 Säulen 
und 27 Plakattafeln sind mit 5900 Mk. veranschlagt. Die Taxe 
soll sich zusammensetzen aus einer Entschädigung für die 
Kosten des Anklebens und einer etwa zehnprozentischen Ver- 
zinsung der Kosten für Säulen und Tafeln. Angenommen 


Jose 


werden sollen alle Anschläge ohne Rücksicht auf ihre Herkunft, 
„soweit sie nicht dem öffentlichen Anstande oder der guten 
Sitte Widersprechendes enthalten oder aus einem anderen 
Grunde (?) polizeilich beanstandet werden.“ 

Uebernahme des Dienstmännerbetriebs in 
Zürich. Der Züricher Stadtrath schlägt, wie dem „Bund“ 
berichtet wird, die Uebernahme des Dienstmännerbetriebes 
durch die Stadt vor. Die Anstalt soll vorläufig für 100 bis 200 
Mann eingerichtet werden; mehr als 160 bis 170 Dienstmänner 


unentgeltlich; vom 1. Mai 1894 an will er die Sache selbst in SEAL TEEN Stadtgebiet nicht angestellt. Oberst Spyri ist 


bereit, sein Dienstmännergeschäft für 10,000 Fr. an die Stadt 
abzutreten. 


Eingegangene Schriften. 


I. Drucksachen kommunaler Verwaltungen. 


Bericht des Magistrats zu Bochum über die Verwaltung und 
den Stand der Gemeindeangelegenheiten für das Jahr 1891/92. 
und Haushaltsplan für die Stadtkasse pro 1893,94. 

Breslau. Referate zu den Sitzungen der Stadtverordneten- 
versammlung 1893, S. 367—576. 

— Protokolle zu den Sitzungen der Stadtverordnetenversamm- 
lung 1893, S. 147—224, 

Städtische Armenverwaltung Elberfeld. Jahresbericht für das 
Rechnungsjahr 1891/92. 

Vorlagen des Stadtraths Heidelberg an den verehrlichen 
Bürgerausschuss. Desgl. Freiburgi.Br. Dgl. Karlsruhe. 

Armen-Kommission der Grossherzogl. Badischen Hauptstadt 
Mannheim. Jahresbericht für 1892. 

Bericht über den Stand und die Verwaltung der Gemeinde- 
angelegenheiten der Stadt Prenzlau für das Jahr 1. April 
1891/92. 

Uebersicht über die Verwaltung der Grossherzogl. Haupt- und 
Residenzstadt Weimar im Jahre 1892. 

Satzungen betr. a. die Bestellung einer Hafen-Verwaltung b. die 
Polizei-, Betriebs- und Gebühren-Ordnung für den städ- 
tischen Hafen Worms. 

* * 
* 

Verhandlungen des 17. Westfälischen Städtetags abgehalten 

am 30. Juni und 1. Juli 1893 zu Arnsberg. 


ph Baer & Üo. 


Buchhandlung a Antiquariat ın Frankfurt a. M. 
Spezialgeschäft für volkswirthschaftliche Litteratur, 


Grösstes Lager von nationalökonomischen Werken. 


Fachcataloge über antiquarisch vorräthige Bücher gratis und france. 
Neueste Cataloge: 


Theorie der Volkswirthschaftslehre. — Handel u. Industrie. — Versicherungswesen. 1471 Nummern. 


Finanzwissenschaft. (Zölle und Steuern. — Bank- und Münzwesen.) 692 Nummern. 


Nr. 291. Staatsrecht und Politik (Bibliothek von Moriz Mohl). 1315 Nummern. 
„292, 
„ 293. Die socialen Fragen. 957 Nummern. 
AAN 
„ 297. Statistik. 450 Nummern. 
„ 905. Nachtrag zu Catalog 292—294: 590 Nummern. 
„ 8307. Nationalökonomie. 555 Nummern. 


Rasche und preiswürdige Besorgung von nicht vorräthigen Werken, insbesondere von ausländischen offziellen 
Publicationen (Blue-books, reports eto.). 


In unserem Verlage erschienen: 


Oeuvres &conomiques et philosophiques - 


de Frangois Quesnay 
Fondateur du Systeme physiocratique. 
Publiees avec une introduction et des notes par 


Aug. Oncken. 


Ein starker Band von 830 Seiten in Lexikon-Octav. 


Preis M. 20. 


Für die Redaktion verantwortlich: Dr. 


N. Brückner. 


— Druck von C. Adelmann, beide in Frankfurt a.M. 


II. Halbjahr. Frankfurt a. M., 18. Oktober 1893. M 42. 


Blätter für soziale Praxis 


ın Gemeinde, Vereinen und Privatleben. 


Zugleich Organ des Verbandes deutscher Gewerbegerichte. 
Herausgegeben von 


x D' N. Brückner. 
Zu beziehen durch Preis für Anzeigen 25 Pfg. 


u Tg ee für die viergespaltene Petitzeile. 


Erscheinen jeden Mittwoch. Preis vierteljährlich 2 Mk. 50 Pf. 


alle Buchhandlungen und Postämter. 


No. 10352 der Postzeitungsliste. Verlag von Joseph Baer & Co., Frankfurt am Main. Redaktion: Kettenhofweg 27. 


GESTERN 
Inhalt: sich bald an andere Vereine um Subventionen oder ver- 
Speisung von Schulkindern. mochte einzelne Persönlichkeiten zu grösseren Beihülfen, 


Zur Sonntagsruhe in städtischen Gaswerken 2. : : . = 
- © ER ET gewöhnlich aber nahm man die Unterstützung der Ööffent- 
Notizen: Schulwesen: Handfertigkeitsunterricht und Garten- | ?. 2 


arbeitsschule in Weimar. — Fortbildungs- und Gewerbe- lichen Behörden in Anspruch, Es gibt Jetzt wohl ee 
schulwesen: Innere Mission und Fortbildungsschulen.— Armen- | grössere Städte ım deutschen Reich, die nicht für diesen 
wesen: Steigerung der Armenausgaben in Leipzig. Verordnung | Zweck einiges Geld beisteuerten. An einzelnen Orten z.B. 
gegen das Almosengeben im Kreise Wernigerode. — Wohnung's- in Halle a. S., Freiburg i. Br., Mannheim, theilweise auch 


wesen: Baupfolizeiordnung für Berlin und für seine Vororte. FAL« er ] Ed F . 
Widerstand der Grundbesitzer gegen Erbauung billiger Breslau ist sogar die ganze Verwaltung in den Organismus 


Wohnungen. — Gesundheitspflege: Städtische Wohnungs- | der Volksschule eingefügt, so dass die privaten Kreise 


desinfektion in Giessen. — Gewerbewesen: Städtische Arbeits- | nur noch einen Theil der Mittel beitragen, sonst aber 
vermittlung in Posen. Städtisches Arbeitsamt in Stuttgart. wenig Einfluss üben. 


Städtischer Bauarbeiterschutz in Braunschweig. Lohknzahlung D Bedirnin ern Speise IndrTe 
& as eduriniss, armen SınNder ß Z 


an Minderjährige. k F Re ß : 

EN aTE * zu verabreichen, ist zwar ganz besonders für die Winters- 

Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte: Ver- | zeit hervorgetreten; aber als man näher zusah, konnte 
bandsangelegenheiten. — Rechtsprechung: Ist das Gewerbe- | man sich doch der Einsicht nicht verschliessen, dass so 
Dericht Zuständig, wenn jemand ausserhalb seines Gewerbe- | manche Kinder nicht nur während ‘des Winters mangel- 


betriebes einen Hausbau unternimmt und mit einem hierfür KaneErnähr R Fllernh nd der I 
angenommenen Arbeiter in Lohnstreitigkeiten geräth? Aus alte Ernährung ım ternhause” Inden, sondern auchzim 


anderen als den im $ 123 der G.-O. angegebenen Gründen übrigen Jahr auf die schmalste Kost angewiesen sind. 
kann ein Gewerbegehülfe nicht vorzeitig entlassen werden. | An den meisten Orten ist die Speisung zwar noch auf 


Auch bei einem versuchsweisen Engagement kann ein Gewerbe- den Winter beschränkt, aber da und dort hat man doch 
gehülfe Mangels besonderer Abrede nur mit rgtägiger Kün- - - g Arge ß Vet 
digung entlassen werden. Zu $ r34a und 1345 der G.-0.— bereits begonnen, sie das ganze Jahr über fortzuführen. 


Vermischtes: Zur Qualifikation der Gewerbegerichtsvorsitzen- | Die Tageszeiten, welche man gewählt, sind sehr ver- 
den. Gewerbegericht für Darmstadt. Ausdehnung der Zu- | schieden. Es hängt das zum grossen Theil davon ab, 
I A a A ob die Kinder Vor- und Nachmittags oder nur zu einer 
Tageszeit in die Schule zu gehen haben. Vielfach gewährt 
man vor Beginn des Unterrichts ein Frühstück und trägt 

Das preussische Unterrichtsministerium hat neuerdings | damit der Thatsache Rechnung, dass eine grosse Zahl 
die Aufmerksamkeit der Kreisschulinspektoren auf die Ver- | von Kindern Morgens zur Schule kommt, ohne vorher 
anstaltungen gelenkt, welche zur Versorgung von Schul- | irgend etwas genossen zu haben. An anderen Orten wählte 
kindern mit Essen getroffen wurden (vergl. No.40 S. 123 | man die Pause zwischen den Unterrichtsstunden des Vor- 
HI. Halbj.). mittags zur Vertheilung von Essen. Sehr häufig ist die 

Diese Speisung von Schulkindern kann noch nicht auf | Speisung gerade in die Mittagsstunden, an einzelnen Orten 
eine lange Vergangenheit zurückblicken. Der Nothstand, | auch nach Beendigung des Unterrichts, also zwischen 
welchen der Einbruch des Winters in unseren grossen | 4 und 5 Uhr verlegt worden. Offenbar kommen, je nach 
Städten in den letzten Jahren regelmässig verursachte, > der verschiedenen Zeit, theilweise andere Kinder in 
hat diese Art der Fürsorge hervorgerufen. Gerade die | Betracht. Gerade in den grossen Städten sind die Fälle 
Kinder, deren Eltern ausser Brod gesetzt waren, erregten | sehr häufig, wo die Eltern über Mittag nicht nach Hause 
mit Recht am meisten das allgemeine Mitleid, und so | zurückkehren, mag nun ihre Wohnung zu weit vom Ar- 
fanden sich Menschenfreunde, welche ihnen wenigstens | beitsorte entfernt sein, oder die Arbeitspause mit der 
eine warme Speise verabreichten. Ueberall ist in dieser | Mittagspause des Schulunterrichts nicht übereinstimmen ; 
Weise die private Wohlthätigkeit vorangegangen;; entweder | manche Kinder mögen auch einen zu weiten Schulweg 
bildeten sich besondere Vereine zur Speisung armer Schul- | haben, um ihn bei schlechter Witterung zwischen Vor- und 
kinder, oder bereits bestehende nahmen diese Art der | Nachmittag zurücklegen zu können. Diese Kinder sind wohl 
Fürsorge auf. Meist setzte man die Einrichtung in un- | am meisten der Fürsorge bedürftig, denn es kann gerade 
mittelbare Beziehung zur Schule, die Lehrer übten die | beim Mangel einer regelrechten warmen Mittagsmahlzeit 
Aufsicht bei der Austheilung der Speisen, oder diese fand | eine gesundheitliche Schädigung nicht ausbleiben, und 
doch wenigstens in den Räumen der Schule statt. Wie | schon der ganz nahe liegende Gesichtspunkt, dass so aus- 
auf so vielen Gebieten musste man allerdings die be- | gehungerte Kinder nicht im Stande sind, dem Schul- 
trübende Wahrnehmung machen, dass die private Wohl- | unterricht zu folgen, spricht dafür, ihnen eine Mittags- 
thätigkeit dem Bedürfniss nicht genügte. Man wandte | mahlzeit zu geben. Immerhin ist die Zahl dieser Kinder 


Speisung von Schulkindern. 
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gering im Vergleich zu denen, welche zur Frühstücks- 
und Vesperstunde nichts zu essen haben. Und doch 
machen sich diese Zwischenmahlzeiten bei Kindern, die 
überhaupt mangelhaft ernährt werden, ganz besonders 
nothwendig. Die Zeit der Speisung übt auf die Qualität 
der Speisen insofern einen gewissen Einfluss, als man 
beim Frühstück wohl meistens Kaffee und Milch, beim 
Mittagessen vorwiegend Suppen mit nahrhaften Einlagen, 
um 4 Uhr in der Regel Kaffee und Milch verabreicht. 
Es ist nicht nöthig hinzuzufügen, dass die Art der Zu- 
bereitung und auch der Verabreichung selbst ohne Tadel 
sein muss. Man hat hierbei Gelegenheit die Kinder an 
Ordnung und Reinlichkeit beim Geniessen von Speisen 
zu gewöhnen, was namentlich dort, wo die Speisung in 
der Schule stattfindet, kaum je versäumt werden wird. 
Die schwierigste Frage, welche die Schülerspeisung 
bietet, ıst zweifellos, welche Kinder man dabei berück- 
sichtigen soll. Da bestehen von Ort zu Ort mancherlei 
Unterschiede. Es hat seine Bedenken, wenn man die 
Auswahl der Kinder ganz in die Hand der Lehrer legt, 
denn man macht da immer und überall die Erfahrung, 
dass der Lehrer die einzelnen Kinder in allen Verhält- 
nissen nach ihren Schulleistungen zu beurtheilen geneigt 
ist. Es ist ja allgemein bekannt, dass die Einrichtung 
der Ferienkolonien durch diese Verquickung in den Augen 
der Eltern ausserordentlich an Ansehen eingebüsst hat. 
Die Eltern sehen darin nur eine Art, wie der Lehrer den 
Schülern und Schülerinnen, die er besonders mag, einen 
Vortheil zuwenden kann, eine Auffassung die erst dann 
schwinden wird, wenn man den Lehrern in ihrem eigenen 
Interesse jeden Einfluss auf die Ueberweisung an die 
Ferienkolonien genommen hat. Bis zu gewissem Grade 
liegt es bei der Schülerspeisung ebenso. Jede Beziehung 
zur Pädagogik muss von vornherein ausgeschlossen 
werden. Beschränkt man sich auf solche Kinder, welche 
dringend der Hülfe bedürftig sind, so wird man gewöhn- 
lich die Erfahrung machen, dass sich innerhalb der 
Schülerklassen Armenabtheilungen herausbilden, was im 
Schulorganismus keinenfalls geduldet werden dürfte, ganz 
abgesehen davon, dass der Werth der Schülerspeisung 
dadurch erheblich beeinträchtigt wird. Es wäre wolıl am 
richtigsten, wenn man überall eine allgemeine Betheiligung 
an der Speisung zuliesse, sodass jedes Kind, das will, 
auch das Essen mitnehmen kann. Allerdings muss man 
dann Bezahlung verlangen, und da empfiehlt es sich 
wiederum, alle Speisen gegen besondere Karten abzugeben, 
die gekauft werden können. Die Schulverwaltung bezw. 
der Verein, von welchem die Veranstaltung ausgeht, hätte 
dafür zu sorgen, dass unvermögende Kinder die Karten 
umsonst erhielten. Bei der Verabreichung selbst würde 
dann nicht zu erkennen sein, wer eine geschenkte und 
wer eine entgeltliche Karte hat. Der Ordnung wegen 
würden die Kinder regelmässig nicht tagtäglich, sondern 
wochenweise zur Speisung zuzulassen sein. Da der Preis 
so gering wie möglich bemessen werden muss, so halten 
wir dafür, dass die Schulverwaltungen bezw. die Gemeinden 
von vornherein alle Generalunkosten, insbesondere die 
Kosten der Beaufsichtigung, event. Miethe eines Lokals 
etc. selbst decken sollten, sodass nur die zur Bereitung 
der Speisen verwendeten Materialien vergütet würden. 
Sache der Wohlthätigkeit oder besser ebenfalls der Ge- 
meinden wäre es dann noch, alle diejenigen Kinder, 
welche bedürftig, aber mittellos sind, auf ihre Kosten 
theilnehmen zu lassen, Keinenfalls dürfte der Satz für 
die einzelne Mahlzeit über 5 Pfennige hinausgehen. Es 
wird meist nicht möglich sein, dafür die Speisen herzu- 


stellen, doch ist es nach unserer Ansicht auch durchaus 
nicht nöthig, die vollen Kosten zu erheben; wir möchten 
die Zahlung nur zunächst nicht missen, um nicht den 
Gesichtspunkt der Armenunterstützung vorwalten zu lassen, 
denn das ist selbstverständlich, dass dıe Thatsache der 
Betheiligung an den Schülerspeisungen die Eltern der 
Kinder nicht unter die Armenpfleglinge einreihen darf. 
Bei Einführung derartiger Unterstützungen empfiehlt sich 
die Entgeltlichkeit oft auch, um einer etwaigen Missachtung 
vorzubeugen. Haben sie sich eingelebt, so wird man all- 
mählich von selbst zur Unentgeltlichkeit kommen. 

Die Kosten solcher Schülerspeisung sind kaum er- 
heblich zu nennen, mit wenigen hundert Mk. lässt sich 
die Einrichtung für eine ziemlich grosse Anzahl von 
Kindern die Wintermonate über fortführen. Die Materialien 
zur Speisung lassen sich zu geringen Kosten beschaffen, 
theuer ist eigentlich nur die Ueberwachung der Kinder 
bei der Mahlzeit, wenn es nicht gelingt, hierfür freiwillige 
Hülfskräfte zu finden. Um nur einiges anzuführen, so be- 
trugen in Breslau die Kosten der Herstellung und Ver- 
abreichung von 49788 Portionen im vorigen Winter 
2926 Mk., wobei über 400 Kinder die Wintermonate 
über Essen erhielten. In Geldern kosteten die Mahlzeiten 
von 150 Kindern den Winter über noch nicht 1000 Mk. 
In Mannheim gibt die Stadt jährlich ca. 7500 Mk. für 
diesen Zweck aus, wofür allerdings über 1000 Kinder 
Essen erhalten. Die Portion kostete ca. 9 Pfg. In Kiel 
speiste die Gesellschaft freiwilliger Armenfreunde im letzten 
Winter täglich 500 Kinder mit einem Aufwand von ca, 
3000 Mk. zweieinhalb Monate lang. 

Es wird auch in diesem Winter an einer grossen 
Anzahl von Orten eine Schülerspeisung zeitweise einge- 
richtet werden. Dabei ist zu hoffen, dass aus den unvoll- 
kommenen Wintereinrichtungen dauernde Veranstaltungen 
werden. Nicht minder zu wünschen bleibt, dass man ein- 
sieht, wie viele Kinder nicht bloss der Unterstützung mit 
Essen, sondern überhaupt der Fürsorge in den schulfreien 
Stunden bedürfen. Man setzt an dem einen Punkte an, 
möge man nicht versäumen, an die Schulspeisung die 
Einrichtung von Kinderhorten zu knüpfen. 


Zur Sonntagsruhe in städtischen Gaswerken. 


Um einen genauen Einblick in die Beweggründe zu 
erlangen, welche eine Reihe deutscher Städteverwaltungen 
veranlassten, für weitgehende Ausnahmen von der ge- 
werblichen Sonntagsruhe in den städtischen Gaswerken 
zu petitioniren, hatte sich die Redaktion dieser Zeitschrift 
an den Bürgermeister von Karlsruhe mit der Bitte ge- 
wendet, ihr den Wortlaut der einschlägigen Petition mit- 
theilen zu wollen. Der Bürgermeister der Haupt- und Resi- 
denzstadt Karlsruhe ist diesem Ersuchen freundlichst nach- 
gekommen und hat der Redaktion die betreffende Eingabe 
übermittelt, indem er folgende Aeusserung beifügt, die wir 
im Interesse einer gründlichen Erörterung ungekürzt folgen 
lassen: 

„Gegenüber der Kritik, welche das Vorgehen der 
Städte gegen den Ruhezwang in den Gaswerken in No. 37 
S. 91 Ihres geschätzten Blattes gefunden hat, erlaube ich. 
mir folgende Bemerkungen beizufügen: 

Selbstverständlich kann es nicht in der Absicht der 
Städte liegen, eine vollständige Dispensation der Gaswerke 
von der Sonntagsruhe herbeizuführen, wie der Herr Ver- 
fasser des erwähnten Artikels anzunehmen scheint. Eine 


dahingehende Bestrebung, welche auf eine Aenderung. des 
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Gesetzes hinauslaufen würde, wäre wohl vollkommen aus- 
sichtslos; sie ist aber auch durch die Verhältnisse keineswegs 
geboten. Vielmehr bezwecken die Städte, wie in der als Er- 
gänzung der Karlsruher Petition dienenden Eingabe des 
deutschen Vereins von Gas- und Wasserfachmännern ein- 
gehend ausgeführt ist, lediglich eine sachentsprechende Aus- 
nahmebestimmung auf Grund der $$ 105d und 105e der 
Gewerbeordnung herbeizuführen, nachdem in einem den 
Fabrikinspektoren zugegangenen Entwurf zu der für Gas- 
werke zu erlassenden Bestimmung über die Sonntagsruhe 
die vollständige Betriebseinstellung an allen Sonn- 
und Festtagen vorgesehen ist. Diese Einschränkung der 
Sonntagsruhe wird zudem nicht für sämmtliche Arbeiten 
der Gasanstalten verlangt, sondern nur für die eigent- 
liche Gasfabrikatıon, während die bautechnischen 
Arbeiten (Röhrenlegen, Installationen etc.) sowie die kauf- 
männischen Geschäfte (Verkauf von Koaks, Theer etc ) 
der Gaswerke nach der Vorschrift des $ 105b der Ge- 
werbeordnung zu behandeln sind. 

Was nun die eigentliche Gasfabrikation betrifft, so 
sind bei derselben im hiesigen Gaswerk nur circa 10 bis 
20 Arbeiter beschäftigt (5— 10°/o der gesammten Arbeiter- 
zahl [200] des Gas- und Wasserwerks), nämlich circa 10 
in den Sommermonaten und etwa 20 in den Winter- 
monaten. Diejenigen Arbeiter, welche nur im Winter bei 
der Gasfabrikation beschäftigt werden können, arbeiten im 
Sommer meist als Bauhandwerker (Zimmerleute, Schlosser 
u.s. w.) und geniessen während dieser Zeit volle Sonn- 
tagsruhe; die Einschränkung der Sonntagsruhe, welche 
dieselben als Gasarbeiter während der Wintermonate er- 
leiden, kann daher für diese Kategorie ohnehin nicht sehr 
ins Gewicht fallen. Mit Rücksicht auf den verbleibenden 
Rest, die ständig beschäftigten (circa 10) Gasarbeiter, 
sollen aber deren Arbeitsverhältnisse noch genauer ins 
Auge gefasst werden. 

Die Gasarbeiter arbeiten hier mit 12stündiger Schicht; 
die Ablösung erfolgt Vormittags 6 Uhr und Nachmittags 
6 Uhr. Der Schichtwechsel findet bisher jeden Sonntag 
Mittag 12 Uhr statt und zwar mit 18stündiger Wechsel- 
schicht, so dass also jeder Arbeiter abwechselnd von 
Samstag Abends 6 Uhr bis Sonntag Mittags 12 Uhr und 
von Sonntag Mittags 12 Uhr bis Montag früh 6 Uhr 
arbeitsfrei ist. Dabei ist bezüglich der langen Schicht- 
dauer von 12 Stunden bezw. (bei der Wechselschicht) 
von 18 Stunden zu bemerken, dass die diesen Arbeitern 
obliegende Retortenbedienung nur alle 2 Stunden eine 
Thätigkeit von einer halben bis einer Stunde erfordert 
und daher zahlreiche Ruhepausen von einer bis einund- 
einerhalben Stunde mit sich bringt. Daher haben denn 
auch die meisten Gaswerke 24stündige Wechselschicht. 
Durch eine Verschiebung des Schichtwechsels vom Sonntag 
auf einen Wochentag würde sich nun ohne Weiteres die 
zweite Alternative des $ 105c Abs. 3 der Gewerbeord- 
nung (Freilassung der Arbeiter an jedem zweiten Sonntag 
in der Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends) er- 
füllen lassen. Es bedarf aber keiner Ausführung, dass der 
derzeitige Zustand diesem vom Gesetze gewollten ent- 
schieden vorzuziehen ist und von den Arbeitern that- 
sächlich vorgezogen wird. Es besteht daher die Absicht, 
im Falle der Bewilligung der im $ 105d vorgesehenen 
Ausnahme die Sonntagsruhe im Sinne der ersten Alter- 
native des $ 105c Abs. 3 zu regeln, so dass jeder Ar- 
beiter an jedem dritten Sonntag volle 36 Stunden von 
der Arbeit freigelassen wird. Es wird zu diesem Zwecke 
eine Ablösungsmannschaft gebildet werden müssen, welche 
es ermöglicht, an jedem Sonntag ein Drittel der Arbeiter 


während 36 Stunden dienstfrei zu lassen (von Samstag 
Abends 6 Uhr bis Montag Morgens 6 Uhr). Die A: beiter 
werden dadurch natürlich eine Reduktion ihres Verd enstes 
erleiden, was für sie um so empfindlicher sein dürfte, 
als die halben Schichten, welche sie jetzt jeden Sonntag 
zu arbeiten haben, als ganze Schichten bezahlt werden. 

Aus dieser knappen Darstellung dürfte zu entnehmen 
sein, dass es sich bei dem Vorgehen der Städte nicht 
um eine „arbeiterfeindliche“ Tendenz handelt, dass die 
Städte vielmehr lediglich eine Durchführung der Sonntags- 
ruhe nach Massgabe der gesetzlichen Bestim- 
mungen erstreben, welche sowohl den berechtigten In- 
teressen der Gemeindesteuerpflichtigen, als auch denjenigen 
des Arbeiterschutzes nach Gebühr gerecht wird. Auch 
der eifrigste Sozialpolitiker wird es nicht für gerechtfertigt 
finden können, dass das wichtigste Beleuchtungsmittel 
und ein besonders für den gewerblichen Kleinbetrieb hoch- 
bedeutsames Heizmittel erheblich vertheuert und dadurch 
die Produktion und Consumtion in allgemein fühlbarem 
Maasse erschwert wird, lediglich um einer verschwindend 
kleinen Anzahl von Arbeitern gegen deren Willen eine 
übe urengesetzlichen-Vorsehritten,.hrnauss 
gehende Erweiterung der Sonntagsruhe zu gewähren. 
Jedenfalls können die Stadtverwaltungen die Lage ihrer 
Arbeiter wirksamer und zweckmässiger durch die ver- 
schiedensten Wohlfahrtseinrichtungen (Wohnungen, Pen- 
sionseinrichtungen, gute Löhne, humane Behandlung u. s. w.) 
verbessern, als durch die scheinbare Wohlthat erweiterter 
Sonntagsruhe, welche von so erheblichen Nachtheilen für 
die Gesammtheit begleitet sein würde.“ 

Soweit die Zuschrift der Karlsruher Stadtbehörde. 
Während die Eingabe an das badische Ministerium die 
finanziellen Folgen der Sonntagsruhe in den schwärzesten 
Farben schildert, bewegen sich obige Ausführungen in 
nüchternen und ruhigen Betrachtungen sozialpolitischer 
Natur, Es wäre erfreulich wenn diese ruhigere Betrach- 
tungsweise allgemein in den Städteverwaltungen Platz ge- 
griffen hätte. Nur vermisst man bei der wiederholten 
Berufung auf die Wünsche der Arbeiter irgendwelche An- 
deutung darüber, dass diesen überhaupt Gelegenheit ge- 
geben worden ist, ihre Wünsche unbefangen zu äussern. 
Derartige Verhandlungen scheinen noch nicht stattgefun- 
den zu haben, sie sind aber unumgänglich, wenn etwas 
für die Arbeiter geschehen soll. Die relativ kleine Zahl 
derselben darf davon nicht abhalten; aus sämmtlichen 
deutschen Gaswerken wird sich doch eine ganz hübsche 
Anzahl zusammenaddiren, um deren Sonntagsruhe es sich 
dreht. Das jetzige System einfach beizubehalten, geht wohl 
nicht an; mit dem Sonntagnachmittag nach 18stündiger 
Arbeit, oder mit dem Sonntagvormittag vor einer solchen 
Schicht lässt sich für eine zivilisirte Erholung wenig an- 
fangen. Besser dürfte schon der Vorschlag sein, jeden 
dritten Sonntag volle 36 Stunden freizugeben. Erfahrungs- 
gemäss opfern die Arbeiter dafür sehr gern einen Theil 
ihres Verdienstes; übrigens können die Städte den Ver- 
dienstverlust sehr gut durch eine kleine Lohnaufbesserung 
ausgleichen. Nicht eingegangen ist die Zuschrift der Karls- 
ruher Bürgermeisterei auf die Möglichkeit technischer Ver- 
besserungen, welche in England die völlige Sonntagsruhe 
haben herbeiführen helfen; dieser wichtige Punkt sollte bei 
den Städteverwaltungen wohl etwas mehr Beachtung finden. 
Uebrigens ist schon die öffentliche Diskussion über diese 
Dinge ein Fortschritt. Die Städteverwaltungen werden 
durch sie an ihren sozialpolitischen Beruf erinnert, den 
sie ursprünglich vor finanziellen Gesichtspunkten doch 
etwas vergessen hatten. 


Notizen. 


Schulwesen, 


Handfertigkeitsunterricht und Gartenarbeits- 
schule in Weimar. Der Gemeindevorstand in Weimar er- 
hält durch Unterstützung der Sparkasse schon seit längeren 
Jahren eine Handfertigkeitsschule für Knaben, deren Erfolge 
so vorzüglich waren, dass der Verwaltungsbericht der Stadt 
pro 1892 den Wunsch ausspricht, dass mit der Zeit diese Art 
des Unterrichts obligatorisch unter die Unterrichtsgegenstände 
der Volksschule und event. auch der höheren Schulen so gut 
wie der Zeichenunterricht unter entsprechender Entlastung mit 
aufgenommen würde. Ein Versuch wird in der Il. Bürgerschule 
gemacht, indem mit dem Unterricht in der Raumlehre der 
Handfertigkeitsunterricht versuchsweise in einer Klasse ver- 
bunden worden ist; im Jahre 1892 wurden pro Woche 8 Lehr- 
stunden in 4 Klassen gegeben, so dass jede Klasse pro Woche 
2 Stunden Unterricht erhält. Ausserdem unterhält die Stadt 
eine Gartenarbeitsschule, welche von ca. 150 Knaben ärmerer 
Eltern besucht wird. Zweck der Anstalt ist, die Schüler in 
der schulfreien Zeit, während die Eltern arbeiten, in der 
Pflege des Gartens zu unterweisen. Die Erträge des Gartens 
werden verkauft und die Einnahmen den Knaben als Verdienst 
gutgeschrieben und bei der Konfirmation ausbezahlt. 1892 er- 
forderte die Schule, wie der Verwaltungsbericht ausweist, einen 
städtischen Zuschuss von 848 Mk. An Ostern traten 23 Garten- 
arbeitsschüler aus und bekamen als Verdienstguthaben zu- 
sammen 824 Mark ausbezahlt. So wünschenswerth es ge- 
wiss ist, die Knaben in kleineren Städten in der Gartenarbeit 
zu unterweisen, da diese Beschäftigung nicht nur ausserordent- 
lich gesund, sondern auch geistig anregend ist, so erscheint 
doch die Verbindung von Lohnerwerb und Unterweisung in 
der Schule nicht als sehr glücklich, und die Einrichtung würde 
u. E. durch die Aufhebung dieser Kombination sehr gewinnen. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Innere Mission und Fortbildungsschulen. Der 
27. Kongress für innere Mission, der Anfangs dieses Monates 
in Dortmund tagte, fasste in seiner Hauptversammlung vom 
5. d. M. u. A. folgende Beschlüsse zur Fortbildungsschulfrage: 
„il. Da von dem Maasse der Beherrschung des ergriffenen 
Lebensberufes und der Befriedigung in demselben eine sittlich 
und sozial gesunde Lebenshaltung wesentlich mit bedingt ist, 
so hat der Staat angesichts der heute vielfach im Argen 
liegenden beruflichen Vorbildung der jungen Leute insbesondere 
für diejenigen Knaben, welche nach ihrer Entlassung aus der 
Volksschule der gewerblichen und industriellen Arbeit sich 
zuwenden, eine berufliche und fachliche Ausbildung zu sichern. 
2. Insoweit ein Besuch besonderer gewerblicher Fachschulen 
nicht stattfindet, ist entsprechend der bis zum vollendeten 14. 
Lebensjahre gesetzlichen Volksschulpflicht vom 14. bis zum 
vollendeten 18. Lebensjahre die obligatorische unentgeltliche 
Fortbildungsschule durchzuführen. Die baldige Erfüllung der zur 
Erreichung dieses Zieles unerlässlichen Vorbedingungen (nament- 
lich die Bereitstellung entsprechender Mittel aus der Staats- 
kasse und die Errichtung eines Seminars für Lehrer an Fort- 
bildungsschulen) darf um so eher erwartet werden, als die 
hierfür aufzuwendenden Kosten zu den nothwendigsten Staats- 
ausgaben zu rechnen sind. 3. Aufgabe der obligatorischen Fort- 
bildungsschule ist, den Ertrag der achtjährigen Volksschulunter- 
weisung als Lebensbesitz zu sichern und unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Bedürfnisse des praktischen Lebens zu er- 
weitern. 4. In der Fortbildungsschule muss der Religions- 
unterricht obligatorisch sein. Derselbe ist selbstverständlich 
wie in der Volksschule als konfessioneller zu ertheilen. 5. Der 
Sonntag darf für den Fortbildungsschulunterricht nicht in An- 
spruch genommen werden.“ Wenn auch der speziell kirchliche 
Charakter dieser Kundgebung leicht erkennbar ist, so muss es 
doch begrüsst werden, dass sich auch die geistlichen Kreise der 
Einsicht von der Nothwendigkeit eines allgemeinen obligato- 
rischen Fortbildungsunterrichts immer mehr erschliessen. Dem 
Wunsch bezüglich eines Wegfalls des Sonntagsunterrichs kann 
man aus hygienischen und sozialen Gründen nur beipflichten. 


Ärmenwesen. 


Steigerung der Armenausgaben in Leipzig. 
Die Ausgaben für das Armenwesen Leipzigs haben im ver- 
gangenen Jahre eine ganz ausserordentliche Steigerung er- 
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fahren. 1891 betrugen die Gesammtausgaben 1288201 Mk., 
1892 dagegen 1464727 Mk., also 176882 = 13,7 °/o mehr. 
Dabei muss berücksichtigt werden, dass in dem vorstehenden 
Betrage die ausserordentliche Arbeitslosenunterstützung im 
Frühjahr 1892 nicht eingerechnet ist, welche sich ohne 
die in Naturalien erfolgten Gaben auf 33541 Mark be- 
zifferte. Sicherlich wäre das Armenbudget noch um ein Be- 
trächtliches höher gewesen, wenn nicht in der vorgedachten 
Weise eine Entlastung stattgefunden hätte. Der im Wege der 
Steuern aufzubringende Fehlbetrag ist in dem einen Jahre um 
25 °/o gestiegen (um 160286 Mk.). Die Ausgaben der Aussen- 
armenpflege waren wöchentliche Baarunterstützungen 1892; 
451 500 Mk. (1891: 393712 Mk.), Speise- und Brodmarken 26 024 
(7 355) Mk., Unterstützungen mit Brennmaterial 11116 (9380) Mk., 
Extraunterstützungen 27 590 (19153) Mk., zusammen 1892: 516230 
Mk. (1891: 429600 Mk.), sodass also hier allein eine Steigerung 
um 20° vorliegt, welche auf einer Zunahme der Zahl der 
Armen beruht. Die Armenbrodbäckerei hatte wegen der 
niedrigen Getreidepreise einen günstigeren Abschluss, da sie 
statt 69855 Mk. nur 66051 Mk. Zuschuss erforderte. Die bis- 
herigen Erfahrungen lassen schon jetzt keinen Zweifel darüber, 
dass im laufenden Jahre der Fehlbetrag noch grösser sein wird. 

Verordnung gegen das(Almosengeben im 
Kreise Wernigerode. Da im Kreise Wernigerode die 
herumziehenden Bettler wegen der Mildthätigkeit der Einwohner 
förmlich überhand genommen haben, erlässt der Landrath 
unter Zustimmung des Kreisausschusses eine Polizeiverordnung, 
die das Verabfolgen von Almosen, mit Ausnahme von Lebens- 
mitteln zum sofortigen Genuss an Ort und Stelle, an nicht 
ortsangehörige Bettler bei einer Geldstrafe bis zu 30 Mk. oder 
einer entsprechenden Haftstrafe verbietet. Es liegt auf der 
Hand, dass mit Erlass einer solchen Verordnung die Verant- 
wortung verbunden ist, dass für wandernde Personen in ge- 
nügender Weise Vorsorge getroffen ist. 


Wohnungswesen. 


Baupolizeiordnung für Berlin und für seine 
Vororte. In Berlin sind viele Kreise fortdauernd geschäftig, um 
die völlig unzureichenden Bestimmungen der Berliner Bauordnung 
noch zu durchlöchern, bezw. dafür zu sorgen, dass ihre Un- 
zulänglichkeit weiter bestehen bleibt. In der Sitzung des 
Architektenvereins vom 2. Oktober berichtete Regierungsbau- 
meister A. Becker über die Frage der Berliner Bauordnung. 
Bei der gemeinsamen Erörterung, die mit der Vereinigung der 
Architekten stattgefunden, war früher schon empfohlen worden, 
die Bebauung nicht nach der Fläche, sondern nach Raum- 
inhalt eines Gebäudes einzurichten und zu bemessen. Doch 
blieb die Kommission im Prinzip bei der Flächenberechnung 
stehen, erörterte eine Staffel für Grundstücke von geringer 
Tiefe bezw. an Ecken und zog schliesslich einen schon bei 
der Berathung der Vorortbebauung und bei der Bauordnung 
für Teltow aufgetauchten Gedanken wieder in Betracht, wo- 
nach die Bebaubarkeit in eine engere Beziehung zur Strasse 
gesetzt werden sollte. Demnach soll ein Streifen von rund 
sieben Metern von der Front ab, welcher der Tiefe eines ge- 
wöhnlichen Zimmers entspricht, als von der Strasse aus jeden- 
falls mit Licht und Luft ausreichend versehen, für die völlige 
Bebauung (also bis 100 Prozent der Fläche) unbeschränkt 
bleiben und erst für das dahinter belegene Bauland eine Be- 
bauung von etwa 65 Prozent bestimmt werden. Dadurch wird 
unter Erzielung mancher Vortheile für Eckgrundstücke und 
Gelände von geringer Tiefe im übrigen eine mittlere Bebauung 
von 75 Prozent erzielt, die eine wesentliche Vergünstigung 
bedeuten würde. Ein Bericht in diesem Sinne ist inzwischen 
ausgearbeitet und an den Arbeitsminister weiter gegeben 
worden, der, wie der Vorsitzende mittheilte, sich bereit erklärt 
hat, in Angelegenheit der Bauordnung eine Abordnung der 
betheiligten Körperschaften zu empfangen. Hoffentlich wird 
das Arbeitsministerium sich auf solche Abschwächungen nicht 
einlassen; wie wollte man sonst die schweren Sünden, welche 
in der Bebauung Berlins begangen wurden, wieder gut machen 
können? m 

Widerstand der Grundbesitzerigegen Er- 
bauung billiger Wohnungen. Die Altersversicherungs- 
anstalt Berlin soll beschlossen haben, dem Spar- und Bauverein 
Berlin zum Bau eines Arbeiterwohnhauses in der Siemens- 
strasse zu Moabit auf zehn Jahre das Baukapital zum Zins- 
fuss von 3°/o zu bewilligen. Gegen diesen Beschluss hat der 
Grundbesitzer-Verein Nordwest Schritte unternommen. Er 
ist der Meinung, dass gerade in der nächsten Umgebung der 
Siemensstrasse ausserordentlich viele billige und allen gesund- 
heitlichen Anforderungen entsprechende Arbeiterwohnungen 
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bereits vorhanden seien und deshalb gar keine Veranlassung 
vorliege, bei der augenblicklichen schlechten Lage des Ver- 
:miethungsgeschäfts den Hausbesitzern Konkurrenz zu machen. 
Die Beleihung solcher Häuser durch die Altersversicherung 
Berlin zu 3%o Zinsen sei bedrohlich für die Grundbesitzer 
Berlins. Eine Kommission soll demnächst gegen den Beschluss 
vorstellig werden. 


Gesundheitspflege. 


Städtische Wohnungsdesinfektion in Giessen. 
Nach einer Bekanntmachung der Bürgermeisterei in Giessen sind 
nunmehr in dieser Stadt die Vorbereitungen für die Durch- 
führung einer Wohnungsdesinfektion durch städtische Organe 
vollendet, so dass mit dem |. Oktober d. J. diese neue 
kommunale Einrichtung in Wirksamkeit treten konnte. Hand 
in Hand mit der seither schon möglichen Desinfektion beweg- 
licher Gegenstände in dem Desinfektionsapparat der neuen 
Kliniken soll eine systematische Wohnungsdesinfektion durch 
entsprechend geschulte Leute gehen. Als solche sind zunächst 
ein Schreiner und ein Weissbinder angenommen und in der 
Berliner Desinfektionsanstalt während mehrerer Wochen prak- 
tisch ausgebildet worden. Der Betrieb der Desinfektion selbst 
ist so geregelt, dass auf Tags zuvor ergangene Bestellung die 
Desinfektoren zunächst die im Apparat zu desinfizirenden Gegen- 
stände in einem besonderen Wagen zum Transport dorthin 
verpacken, und sodann, während der letztere und die Dampf- 
desinfektion erfolgen, ihrerseits in gründlichster Weise die Woh- 
nung desinfiziren und daselbst verbleiben, bis die im Apparat 
desinfizirten Gegenstände wiederum zurückkommen und in 
die Wohnung verbracht werden können. Bei der Neuheit der 
ganzen Einrichtung und in dem Wunsche, den Gebrauch der- 
selben wenn irgend möglich ohne Anwendung polizeilichen 
Zwanges einzubürgern, hat man zunächst von obligatorischer 
Einführung einer solchen Desinfektion absehen zu sollen ge- 
glaubt. Die Frage der Gebührenerhebung ist dahin geregelt, 
dass die vollen, etwa den Selbstkosten entsprechenden Gebühren 
überhaupt nur von solchen zu entrichten sind, die in der I. Ab- 
theilung der Einkommensteuer (Einkommen über 2600 Mk.) 


eingeschätzt sind, wogegen von den in die II. Abtheilung Ein- 


geschätzten nur die halben Gebühren und auch diese nur von 
den mit Einkommen über 1300 Mk. Eingeschätzten erhoben 
werden. 


Gewerbewesen. 


Städtische Arbeitsvermittlung in Posen. In 
der Sitzung der Stadtverordneten zu Posen vom 4. d. M. 
wurde mitgetheilt, ein Arbeiter habe an die Versammlung das 
schriftliche Gesuch gerichtet, dass der Magistrat veranlasst 
werde, Arbeitsnachweise für die Stadt Posen einzurichten. Der 
Petent hat sein Gesuch mit einer ausführlichen Begründung 
versehen, er bezieht sich u. A. auf eine Veröffentlichung des 
Regierungspräsidenten von Liegnitz, worin amtliche Arbeits- 
stellen auf Grund $ I des Gesetzes über den Unterstützungs- 
wohnsitz empfohlen werden. Ehe sich über das Gesuch eine 
Debatte entspinnt, spricht der Vorsteher den Wunsch aus, dass 
sich der Magistrat dazu äussern möge. Öberbürgermeister 
Witting richtete zunächst an die Zeitungen der Provinz Posen 
die Bitte, dem Magistrate Freiexemplare ihres Inseratentheiles 
zugehen zu lassen, worin ein Arbeitsmarkt enthalten sei. Zur 
Sache selbst äusserte Stadtv.-Vorsteher Orgler, dass Arbeits- 
nachweise vorübergehend in der Stadt Posen beständen, dass 
sie sich aber wenig bewährt hätten. In der nunmehr eröffneten 
Debatte stellte Stadtv. Tunmann fest, dass in der „christlichen 
Herberge zur Heimath“ schon seit langer Zeit ein Arbeits- 
nachweis bestehe, die dort an einer Tafel aufgezeichneten 
Arbeitergesuche fänden indess wenig Beachtung, so dass man 
sagen müsse, es fehle hier weit mehr an Arbeitnehmern, als 
an Arbeitgebern. Ihm sei es häufig aufgefallen, dass Arbeits- 
lose die Stadt heimsuchten, um Betteln zu gehen. Aus diesem 
Grunde halte er es auch nicht für nothwendig, dem Gesuche 
zu willfahren. Die Versammlung selbst erklärte sich damit ein- 
verstanden. Ob diese Behandlung der Angelegenheit wirklich 
ihrer Wichtigkeit entsprach, dürfte freilich zu bezweifeln sein. 

Städtisches Arbeitsamt in Stuttgart. In der 
Sitzung der Stuttgarter bürgerlichen Kollegien vom 12. d. M. 
kamen die gewerbegerichtlichen Anträge auf Errichtung eines 
städtischen Arbeitsamtes zur ersten gemeinsamen Behandlung. 
Die Beschlüsse des Gemeinderathes zur Sache sind S. 85 ff., 
II. Halbjahr dieser Zeitschrift mitgetheilt. Der Bürgerausschuss 


hatte in seiner Sitzung vom 10. d.M. seinerseits beschlossen: 
„bei dem Gemeinderath die Erwägung zu beantragen, auf eine 
Erweiterung des seitherigen Arbeitsnachweisbureaus in der 
Karlsstrasse in geeigneter zeitgemässer Weise Bedacht zu neh- 
men und zu diesem Zweck die Umbildung des Arbeitsnach- 
weisbureaus mit städtischer Aufsicht anzustreben, weil er in 
seiner Mehrheit sowohl vom Standpunkt des Bedürfnisses als 
sonst vorliegender Verhältnisse Bedenken trug, dem Beschluss 
des Gemeinderaths zuzustimmen.“ Nach Entgegennahme dieser 
Erklärung des Bürgerausschusses bemerkte Oberbürgermeister 
Rümelin in der Sitzung vom 12. d. zunächst, in erster Linie 
werde jetzt der Gemeinderath über den Antrag des Bürger- 
ausschusses nach Einholung einer Aeusserung der Gewerbeab- 
theilung Beschluss zu fassen haben; er möchte deshalb bitten, 
heute von einer materiellen Erörterung der Frage abzusehen, 
da eine solche doch ergebnisslos bliebe; sein Antrag gehe des- 
halb keineswegs auf eine Verschleppung der Sache; er halte 
den Organisationsvorschlag des Gewerbegerichts, welchen der 
frühere Gewerberichter Lautenschlager auf seine Veranlassung 
hin den bürgerlichen Kollegien vorgelegt habe, für den einzig 
richtigen und werde ihn deshalb mit allen ihm zustehenden 
gesetzlichen Mitteln zu verwirklichen suchen. Im übrigen bringe 
er die nachträglich eingelaufene Eingabe des Arbeiterbildungs- 
vereins zur Kenntniss der Kollegien: „Im Auftrag der am 
2. Okt. stattgefundenen Mitgliederversarnmlung des Arbeiter- 
bildungsvereins, welche sich mit der Errichtung eines städti- 
schen Arbeitsamtes beschäftigte, haben wir folgendes zur Kennt- 
niss der verehrlichen Kollegien zu bringen: Durch die 28jährige 
Thätigkeit im Aufsichtsrath des Arbeitsnachweises in der Karls- 
strasse, wo so viele Mängel und Schäden in dieser Zeit zu 
Tage traten, die zu erörtern nicht hier am Platz ist, können 
wir nur, wo jetzt wieder Stellung zu einem derartigen Institut 
genommen wird, empfehlen, dass die Kollegien den Entwurf, 
wie er seitens des Gewerbegerichts gestellt ist, genehmigen; 
nur dadurch ist die Garantie geboten, dass es ein nutzbringendes 
Institut werden kann, Vor allem ist die Unentgeltlichkeit, wie 
der Entwurf besagt, einzuführen; dadurch ist dem Aermsten 
Gelegenheit gegeben, Arbeit zu erhalten, ohne die Mildthätig- 
keit seiner Mitmenschen in Anspruch zu nehmen, und das 
Zutrauen zu dieser Arbeitsvermittlung würde ein anderes wer- 
den, als wie es bis jetzt war, wenn die Leitung und Aufsicht 
so eingeführt wird, wie es der Entwurf wünscht. Die Kosten 
für dieses Institut können nicht in Betracht kommen; denn 
die Stadt sollte für die Interessen der Arbeiter und Arbeiterinnen 
etwas zu leisten im Stande sein, wo doch andere Institutionen 
auch unterstützt werden. Die Versammlung bittet daher die 
bürgerlichen Kollegien, das Arbeitsamt nach dem Entwurf des 
Gewerbegerichts einzuführen.“ Eine ähnliche Eingabe liegt 
seitens des Deutschen Schneider- und Schneiderinnenverbandes, 
Filiale Stuttgart, vor. Nach der‘ Auffassung des Bürgerausschuss- 
mitglieds Dietrich wäre der richtige Gang dieser Angelegenheit 
der, dass zunächst darüber entschieden würde, ob überhaupt 
ein städtisches Arbeitsamt errichtet werden soll, und erst, wenn 
diese Frage verneint würde, wäre an die Frage der Reorgani- 
sation des bestehenden Arbeitsnachweisbureaus heranzutreten. 
Der Oberbürgermeister hält daran fest, dass der Antrag des 
Bürgerausschusses vom Gemeinderath zuerst behandelt werden 
müsse. Das Bürgerausschussmitglied Kloss will, dem Wunsche des 
Herrn Oberbürgermeisters entsprechend, materiellauf den Gegen- 
stand heute nicht eingehen, bittet aber, denselben so viel als 
möglich zu beschleunigen; Stuttgart werde sonst von anderen 
Städten überflügelt. Das Bürgerausschussmitglied Kuhn würde 
darin kein Unglück finden; man könnte sich dann die Er- 
fahrungen dieser Städte zu Nutze machen. Gemeinderath Payer 
ist ebenfalls für Zuweisung an die Gewerbeabtheilung. Ueber 
die prinzipielle Frage, ob man ein städtisches Arbeitsamt in 
Aussicht nehmen wolle, könne man allerdings jederzeit ab- 
stimmen; wenn man aber die Sache praktisch ins Auge fasse, 
so müsse man sich zunächst mit dem Antrag des Bürgeraus- 
schusses beschäftigen, welcher auch einer näheren Prüfung 
werth sei. Wenn andere Städte nach dem Stuttgarter Muster 
vorgehen, so dürfen wir nur stolz darauf sein, In dem Verzug 
von einigen Wochen sei keine Gefahr zu erblicken. Der Ober- 
bürgermeister macht darauf aufmerksam, dass die Einrichtung 
auch nach den Vorschlägen des Gemeinderaths nicht vor 
1. April kommenden Jahres ins Leben treten solle, und dieser 
Termin eingehalten werden könne, auch wenn noch einige 
Wochen bis zur endgültigen Beschlussfassung verstreichen. Er 
verliest dann nachstehende, ihm von dem Bürgerausschuss- 
mitglied Dietrich übergebene Resolution der öffentlichen Volks- 
versammlung am Mittwoch den Li. Oktober: „Die Versammlung 
spricht ihr lebhaftes Bedauern darüber aus, dass die Mehrheit 
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des Bürgerausschusses die Errichtung des städtischen Arbeits- 
amtes nach dem Entwurf des Gewerbegerichts-Vorsitzenden 
abgelehnt hat. Diese Mehrheit hat nach Meinung der Ver- 
sammlung durch ihren Beschluss gezeigt, dass sie kein aus- 
giebiges Verständniss für ihre wirkliche Aufgabe — die In- 
teressen der Gesammtheit der Gemeindeangehörigen, zu welchen 
die grosse Masse der arbeitenden Klasse insbesondere gehört 
— besitzt. Die Anregung der Mehrheit des Bürgerausschusses: 
den Falkenstein’schen Arbeitsnachweis aus städtischen Mitteln 
auszubauen, erkennt die Versammlung nur als eine Verhöhnung 
der Stuttgarter “Arbeiterschaft an.“ Der Bürgerausschuss- 
obmann Schott erklärt, dass diese Resolution dem Bürger- 
ausschuss keinen Grund zu einer erneuten Beschlussfassung 
abgeben könne. Es sei bis jetzt nicht Sitte gewesen, in Volks- 
versammlungen sich mit nichtöffentlichen Sitzungen des Bürger- 
ausschusses zu beschäftigen und mit den bürgerlichen Kol- 
legien in einer solchen Sprache zu reden; er wisse nicht, aus 
welchen Schichten sich diese Volksversammlung zusammenge- 
setzt habe, und sie scheine ihm einen sehr einseitigen Stand- 
punkt einzunehmen; jedenfalls dürfen sich durch sie die bür- 
gerlichen Kollegien in keiner Weise beeinflussen lassen. Wün- 
schenswerth sei, dass auch der Gewerbeverein und der Verein 
für das Wohl der arbeitenden Klassen, welche zu dem Arbeits- 
nachweis-Bureau in der Karlsstrasse in den gleichen Be- 
ziehungen stehen wie der Arbeiterbildungsverein, gehört werden. 
Einer näheren Prüfung und eines näheren Studiums sei der 
Antrag des Bürgerausschusses jedenfalls werth; es sei ja nicht 
ausgeschlossen, dass die heutige Minorität sich später in eine 
Majorität verwandle. Hierauf wird beschlossen: Den Antrag 
des Bürgerausschusses der Gewerbeabtheilung zur Erwägung 
zu überweisen. 


Sıtadtıschers Baularbeiterschutzunz braun. 
schweig. Wie bereits S. 113, II. Halbjahr dieser Zeitschrift mit- 
getheilt wurde, beantragten in einer der letzten Braunschweiger 
Stadtverordnetensitzungen die Stadty. Rieke, Peplies und Kon- 
sorten, die Stadtverordnetenversammlung wolle den Magistrat er- 
suchen, zu Folgendem seine Zustimmung zu geben: Auf allen 
auf Kosten der Stadt auszuführenden Bauten sind folgende 
Bestimmungen massgebend: 1. Die Arbeiten sind nicht in Sub- 
mission zu vergeben. 2. Jeder Unternehmer hat folgende Be- 
stimmungen zu erfüllen: a) Die Arbeitszeit darf nur 9 Stunden 
betragen; b) die Arbeiten dürfen nicht in Akkord vergeben 
werden, sondern es müssen Löhne gezahlt werden; c) der 
Verkauf von Getränken und Lebensmitteln durch die An- 
gestellten des Arbeitgebers ist nicht statthaft; d) der Bau- 
unternehmer hat die Verpflichtung, bei Beschäftigung von 25 
Arbeitern und mehr Bedürfnissanstalten zu errichten, die den 
hygienischen Anordnungen entsprechen. Der Antrag war in 
der Statutenkommission berathen worden, und namens der- 
selben berichtete in der Stadtverordnetensitzung vom 5. d. M. 
Stadtv. Rudeloff, dass die Kommission sich gegen 1 und 2 a 
und b des Antrages ausgesprochen habe, dagegen c und d 
desselben zur Annahme empfehle. Stadtv. Rieke: Der gestellte 
Antrag ginge dahin, das Submissionswesen abzuschaffen, weil 
es schädigend auf die Arbeiterklasse wirke. Stadtv. Löschigk 
wünscht, dass bei allen Vergebungen das Monopolwesen be- 
seitigt und auch kleine Meister, die ebenso gut arbeiten 
könnten, wie die grösseren, mehr berücksichtigt würden. Stadtv. 
Peplies tritt für Abschaffung des Submissionswesens ein. Die 
Debatte wird darauf geschlossen und der Antrag der Kom- 
mission zu Punkt l angenommen; damit ist der Rieke’sche 
Antrag abgelehnt. Zu Punkt 2 a und b, der bestimmt, dass 
die Arbeitszeit nur 9 Stunden betragen darf und die Arbeiten 
nicht in Akkord vergeben werden dürfen, sondern die zwischen 
Arbeitern und Arbeitgebern vereinbarten Löhne zu zahlen sind, 
führt der Kommissionsreferent, Stadtv. Rudeloff, aus, dass es 
nach Ansicht der Kommission im Interesse der Arbeiter un- 
möglich sei, darauf einzugehen. Es sei dies schon darum nicht 
durchführbar, weil es keine solche Vereinbarung der Arbeits- 
löhne gebe. Wenn es aber eine derartige Vereinbarung gebe, 
so wäre doch immer ein Arbeitslohn auf Stunden vereinbart, 
es würde also bei Herabsetzung der Arbeitszeit eine Beein- 
trächtigung der Arbeiter entstehen. Das gleiche sei auch der 
Fall mit dem Antrag, die Akkordarbeit abzuschaffen. Stadtv. 
Assmann vertheidigt die Anträge und bedauert, dass man so 
kurzer Hand über die Anträge hinweggehe, allerdings hätte 
er auch nichts anderes erwartet. Stadtv. Günther bemerkt, dass 
es solche Vereinbarungen des Lohnes wohl gebe, z. B. hätten 
die Buchdrucker, die Tischler und die Maurer sich derartige 
Vereinbarungen erkämpft. Redner bittet um Annahme der 
beiden Anträge. Stadtv. Niess erwähnt, dass es Braunschweig 
allein nicht möglich sei, die Gesetze des Gewerbes und der 


Arbeit umzustossen. Würden die Arbeitszeit und die Lohnsätze 
im Sinne des Antrags geändert, so würden die Arbeiter aus 
allen Theilen Deutschlands nach Braunschweig strömen. Soll 
der Antrag wirklich Erfolg haben, so müssten diese Forde- 
rungen, indem sie vom Reichstag etc. genehmigt würden, für 
ganz Deutschland gelten. Der Antrag Rieke wird darauf ab- 
gelehnt und im Sinne der Kommission entschieden. Zu Punkt 
c und d des Rieke’schen Antrags, betr. Verkauf von Getränken 
durch Angestellte des Arbeitgebers und Errichtung von Be- 
dürfnissanstalten, erklärt der Kommissionsreferent namens der 
Kommission sein Einverständniss. Die Punkte c und d des An- 
trags Rieke werden darauf angenommen. 


Lohnzahlung an Minderjährige. Nachdem vor 
zwei Jahren in Gelsenkirchen der Antrag des Bürgermeisters, 
durch Ortsstatut die Lohnzahlung an Minderjährige im Sinne 
des sogen. Arbeiterschutzgesetzes zu regeln, von den Stadtver- 
ordneten abgelehnt worden war, weil die umliegenden Gemeinden 
nicht gewillt waren, sich dieser Massregel anzuschliessen, ist 
in den letzten Wochen eine neue Anregung in dieser Sache 
gegeben worden. Der Regierungspräsident von Arns- 
berg hat an die in seinen Verwaltungsbezirk fallenden Ge- 
meinden ein Rundschreiben erlassen, in welchem er mittheilt, 
dass man beschlossen habe, die Angelegenheit weiter zu ver- 
folgen und dass auch schon Erhebungen im Regierungsbezirke 
Arnsberg angestellt worden seien. Bezüglich des Bezirkes, in 
welchem die Lohnzahlung an minderjährige Arbeiter einheitlich 
geregelt werden müsse, wenn diesbezügliche Statuten überhaupt 
wirksam sein sollten, sei fast ausnahmslos geltend gemacht 
worden, dass der Bezirk nicht zu eng bemessen sein dürfe, 
da sonst die jungen Arbeiter die Arbeit in diesem Bezirke ein- 
fach aufgeben und entfernter gelegene Arbeitsstätten aufsuchen 
würden. Die Regelung der Lohnzahlung für einzelne Gemeinden 
oder Kreise sei deshalb als ausgeschlossen zu betrachten; sie 
müsse entweder die ganze Provinz Westfalen oder doch min- 
destens den gesammten Regierungsbezirk Arnsberg umfassen. 
Zum Theil sei bei den Erhebungen sogar geltend gemacht 
worden, dass wesentliche Uebelstände sich daraus ergeben 
würden, wenn die Massregel sich nicht auch auf die angrenzenden 
Kreise des Regierungsbezirkes Düsseldorf erstreckt, da in den- 
selben, besonders in den Bergbaudistrikten ganz gleichartige Ver- 
hältnisse wie hier obwalteten. Zur Zeit lasse sich indessen eine 
bestimmte Entscheidung noch nicht treffen: es hänge vielmehr 
von dem Ergebniss der weitern Verhandlungen ab, ob die 
Regelung der Lohnzahlung an Minderjährige im Wege eines 
Provinzialstatuts oder durch einheitliche Kreisstatute anzustreben 
sei und ob mit den Behörden der Rheinprovinz Verhandlungen 
wegen einheitlicher Bestimmungen für die benachbarten Kreise 
einzuleiten wären. Gleichzeitig versandte der Regierungspräsi- 
dent an die einzelnen Gemeindeverwaltungen einen Statutent- 
wurf und ersuchte, Vertreter der Arbeiter und Unternehmer 
gutachtlich zu vernehmen. $ 1 dieses Entwurfs bestimmt, dass 
die Lohnzahlung monatlich mindestens zwei Mal stattfinden 
müsse; an Stelle einer solchen Lohnzahlung könne eine Ab- 
schlagszahlung treten. $ 2 besagt: der von minderjährigen 
Arbeitern (die Frage bis zu welcher Altersgrenze, wird oflen 
gelassen) verdiente Lohn ist an die Eltern oder Vormünder 
derselben zu zahlen. Unmittelbar an die minderjährigen Arbeiter 
darf die Zahlung nur mit schriftlicher Zustimmung der Eltern 
bezw. Vormünder oder nach deren Bescheinigung über den 
Empfang der letzten Lohnzahlung erfolgen. Diese Zustimmung 
kann von der Gemeindebehörde der Arbeitsstelle der minder- 
jährigen Arbeiter aus besonderen Gründen ergänzt werden, 
Als Ergänzungsgrund gilt auch der Umstand, dass die Eltern 
oder Vormünder nicht für die ordnungsmässige, rechtzeitige 
Abhebung des Lohnes sorgen. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, 
den Lohn an die Eltern oder Vormünder auf ihren Antrag 
durch die Post unter Abzug der entstehenden Kosten zu senden. 
Die Eltern oder Vormünder können die Zustimmung zur Aus- 
zahlung des Lohnes an die minderjährigen Arbeiter auf einen 
bestimmten Theil des Lohnes beschränken. $ 3 bedroht Zuwider- 
handlungen mit Strafen bis zu 150 Mark oder bis zu 4 Wochen 
Gefängniss. In Gelsenkirchen haben sich Unternehmer und 
Arbeiter grundsätzlich einstimmig für das Statut erklärt. 
Bezüglich der Altersgrenze waren die Ansichten getheilt; der 
Vorschlag, das 21. Lebensjahr als Altersgrenze zu nehmen, 
fand wenig Zustimmung. Die meisten hielten eine Grenze von 
19 oder höchstens 20 Jahren für ausreichend. Einstimmig war 
man jedoch auch der Meinung, dass das Statut für einen mög- 
lichst grossen Umkreis gelten, aber auch auf solche junge Leute 
Rücksicht genommen werden müsse, welche fern von ihren 
Eltern in Brod und Arbeit stehen und ihren Lohn brauchen, 
um Kost und Logis zu bezahlen. 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte. 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer Stadtrath Dr. K. Flesch in Frankfurt a. M.) 


Verbandsangelegenheiten. 


Am 7. d. M. fand zu Frankfurt a. M. unter Vorsitz des 
Herrn Beigeordneten Dr. Gassner aus Mainz eine Sitzung 
des Ausschusses des Verbandes statt. Zunächst wurde 
mitgetheilt, dass bisher die nachstehenden 37 GG. dem Verbande 
beigetreten sind: Beuthen ji. O.-Schl., Biebrich a. Rh., Blanken- 
burg i. H., Bonn, Braunschweig, Cannstatt. Coblenz, Eisenach, 
Frankfurt a. M.. Freiburg i. Br., Fulda, Göppingen, Graudenz, 
Halle a. S., Hanau, Hannover, Heidelberg, Höchst a. M., Kaisers- 
lautern, Karlsruhe i B., Kastel, Kreuznach, Lahr i. B., Leipzig, 
Ludwigshafen, Mainz, Mannheim, Mombach b. Mainz, München, 
Offenbach, Oldenburg, Osnabrück, Pforzheim, Plauen, Stuttgart, 
Wetzlar, Wiesbaden. Auch die GG. zu Bromberg, Freiburgi.Schl., 
Hörde und Nürnberg haben ihre Geneigtheit zum Beitritt aus- 
gesprochen, während die von Berlin, Breslau und Erlangen 
wenigstens ihre Bereitwilligkeit zur Uebersendung von Ma- 
terialien für die Verbandsmittheilungen kundgethan haben. 

Es wurden darauf die Satzungen des Verbandes, wie sie 
in No. 35 S. 75 veröffentlicht sind, mit der Massgabe zu II. 4 
angenommen, dass alle drei Jahre eine ordentliche General- 
versammlung abgehalten wird und ausserordentliche Versamm- 
lungen nach Bedarf stattfinden, die Amtsdauer der Ausschuss- 
mitglieder aber bis zum Schluss der auf die Wahl folgenden 
ordentlichen Generalversammlung währt. Die Geschäftsord- 
nung des Ausschusses wird in der No. 36 S. 84 mitgetheilten 
Fassung genehmigt. Das Rechnungsjahr des Verbandes, für 
welches die Beiträge erhoben werden, soll vom 1. Januar bis 
31. Dezember laufen, und zwar gilt als erstes Geschäftsjahr 
erst das Jahr 1894. Innerhalb des Ausschusses tritt eine 
Theilung der Geschäfte ein, indem Stadtrath Flesch-Frankfurt 
a.M. die Redaktion der Verbandsmittheilungen, Lautenschlager- 
Stuttgart die Statistik und die Bearbeitung der Jahres- 
berichte, Beigeordneter Dr. Gassner-Mainz die Korrespondenz 
in Verbandsangelegenheiten übernimmt. Durch besonderen Be- 
schluss wird einstimmig festgestellt, dass der Geschäftsführer 
zur Aufnahme von Mittheilungen über die einzelnen Gewerbe- 
gerichte nicht die Zustimmung der Vorsitzenden derselben 
einzuholen braucht. 


Rechtsprechung. 


Ist das Gewerbegericht zuständig, wenn je- 
mand ausserhalb seines Gewerbebetriebes einen 
Hausbau unternimmt und mit einem hierfür an- 
genommenen Arbeitersin Streitigkeiten’geräthr 
(GG. Halle a. S.) 

Thatbestand. Wie zwischen den Parteien unstreitig, 
hat der Beklagte im Jahre 1893 einen Erweiterungsbau seines 
Wohnhauses, Gütchenstrasse Nr. 14, ausgeführt, indem er per- 
sönlich die Arbeiten geleitet und die Bauarbeiter direkt an- 
genommen hat. Bei diesen Arbeiten ist auch der Kläger be- 
schäftigt gewesen, bis ihn am 18. September der Beklagte ohne 
vorherige Kündigung entliess. Er behauptet, dass der Beklagte 
ihm einen Wochenlohn von 24 Mk. zugesichert habe, und ver- 
langt wegen unterlassener Kündigung die Zahlung einer vier- 
zehntägigen Lohnentschädigung von 48 Mk. Der Beklagte be- 
antragt Abweisung der Klage und erhebt in erster Reihe den 
Einwand der Unzuständigkeit des Gewerbegerichts, da er den 
fraglichen Bau nicht gewerbsmässig, sondern lediglich für seinen 
eigenen Bedarf ausführe, das Gewerbegericht aber nur zuständig 
sei für Streitigkeiten zwischen Gewerbetreibenden und den 
von diesen in ihrem Gewerbebetriebe beschäftigten Arbeitern. 
Im Uebrigen will der Beklagte nur einen Wochenlohn von 
21 Mk. ausbedungen haben. 

Gründe. Der Einwand der Unzuständigkeit des Ge- 
werbegerichts musste als begründet erachtet werden. Nach 
$ 1 des Ortsstatuts vom 14. Juli 1891, welcher wörtlich dem 
$ I des Gesetzes über die Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 
entspricht, haben die Gewerbegerichte nur über „gewerbliche 
Streitigkeiten“ zwischen Arbeitern einerseits und ihren Arbeit- 
gebern andererseits zu entscheiden. „Gewerbliche“ Streitig- 
keiten können aber nur da vorkommen, wo ein Arbeiter in 
einem Gewerbebetriebe beschäftigt wird. Nicht darauf kommt 
es an, dass der betreffende Arbeiter der Regel nach in gewerb- 
lichen Betrieben thätig ist, sondern darauf, dass dasjenige 
Arbeitsverhältniss, aus welchem die Streitigkeit entstanden ist, 


ein gewerbliches ist. Nimmt jemand einen gewerblichen Ar- 
beiter für eine Arbeit an, welche nicht zu dem Gewerbe- 
betriebe des Arbeitgebers gehört, so entsteht kein gewerb- 
liches Arbeitsverhältniss, sondern ein Arbeitsvertrag, auf 
welchen lediglich die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen 
Anwendung finden; und die aus einem solchen Arbeitsverhält- 
nisse entstehenden Streitigkeiten sind nicht als gewerbliche 
anzusehen. 


Ausanderenals denim$123der Gewerbe- 
ordnungangegebenenGründenkannein Gewerbe- 
gehülfe nicht vorzeitigentlassen werden. (Urtheil 
des Kgl. Landgerichts I. Zivilkammer 5, zu Berlin in Sachen 
St. c/a. F. vom 23. Juni 1893). 

Dass die in der G.-O. aufgeführten Entlassungsgründe nur 
Beispiele sind und daneben auch die Bestimmungen des Allg. 
Landrechts Anwendung finden, hat der Vorderrichter zu Un- 
recht angenommen. Schon aus dem Wortlaut des $ 123 geht 
hervor, dass die dort aufgeführten Entlassungsgründe als aus- 
schliessliche gelten und nicht analog anzuwenden sind. Die 
Fassung des Paragraphen ist eine durchaus andere, wie z. B. 
die der Art. 63 und 64 des Handelsgesetzbuches, welch letztere 
die Entlassungsgründe für die Handlungsgehülfen enthalten. 
In der letzteren Gesetzesstelle sind die einzelnen Gründe als 
Beispiele angeführt, die dem richterlichen Ermessen einen An- 
halt geben, nicht aber eine Grenze ziehen sollen. Zu beachten 
sind bei Auslegung des $ 123 der Gewerbeordnung die bei 
Abfassung der Gewerbeordnung leitend gewesenen Gesichts- 
punkte. Der Wille des Gesetzgebers war es, durch gesetzlich 
bestimmte Schranken das Uebergewicht des Arbeitgebers über 
seinen Arbeiter abzuschwächen. Das Gesetz wollte dem Arbeit- 
geber nur aus den im $ 123 1. c. aufgeführten Gründen die 
Möglichkeit einer einseitigen sofortigen Entlassung ohne Ent- 
schädigung gewähren, beabsichtigte dagegen nicht, auch noch 
andere Entlassungsgründe neben jenen bestehen zu lassen. (Bl. 
f. Rechtspfl. im Bez. des Kammerg. 4. Jahrg. N. 8/9, S. 97). 


Auch bei einem versuchsweisen (aushilfs- 
weisen, probeweisen) Engagement kann ein Ge- 
werbegehülfe MangelsAbredeeinerbesonderen 
Kündigungsfrist nur mitvierzehntägiger Kündi- 
gung entlassen werden. (Urtheil des Kgl. Landgerichts I, 
Zivilkammer 19 in Berlin vom 7. Juli 1893 in Sachen L. c/a. Zw.). 

Der eidlich vernommene Zeuge S. hat glaubhaft bekundet, 
dass er den Kläger aushilfsweise und versuchsweise engagirt 
habe, dass Kläger von ihm indess nicht unter der Bedingung 
angenommen sei, dass er jeder Zeit entlassen werden könne. 
Mit Rücksicht auf letzteren Umstand konnte Beklagter den 
Kläger nur unter Beobachtung der im $ 122 der Gewerbe- 
ordnung vorgesehenen l4tägigen Kündigungsfrist entlassen. 
Hieran wird nichts geändert, wenn Kläger nur aushilfs- und 
versuchsweise engagirt worden ist. Mangels besonderer Abrede 
gelten die Vorschriften der Gewerbeordnung für die aushilfs- 
weise angenommenen Gewerbegehülfen ebenso, wie für die 
für den regelmässigen Betrieb engagirten. Auch dadurch, dass 
ein Gewerbegehülfe auf Probe angenommen ist, verliert er das 
ihm durch $ 122 der Gewerbeordnung gewährte Recht, nur 
gegen l4tägige Kündigung entlassen zu werden, nicht. Eine 
Annahme auf Probe bedeutet vielmehr nur, dass der Arbeit- 
geber den Gehülfen zunächst einige Zeit versuchsweise be- 
schäftigen, und wenn er sich bewährt, ihm dauernde Beschäf- 
tigung gewähren wolle. Eine Vereinbarung dahin, dass der 
Gewerbegehülfe jeden Augenblick entlassen werden könne, ist 
in einem versuchsweisen Engagement nicht zu finden. (Vgl, 
die, soweit sie allgemeiner Natur sind, auch auf die versuchs- 
weise Annahme von Gewerbegehülfen passenden Bemerkungen 
bei Staub, Kommentar zum HGB. Art. 61 $ 1 Abs. 2 S. 88 
über die probeweise Annahme von Handlungsgehülfen.) (Bl. f. 
Rechtspfl. im Bez. des Kammerg. 4. Jahrg. N. 8/9, S. 97.) 


Zu 8$ 134a und 134b der Gewerbeordnung, 
Mit Urtheil vom 7. Juni 1893 hat das GG. Augsburg aus- 
gesprochen:*) 1. Ein Fabrikunternehmer, der in der Regel 
mindestens zwanzig Personen beschäftigt, ist berechtigt, nicht 
bloss durch Arbeitsordnung oder Arbeitsvertrag auszubedingen, 

*) Das vorstehende Urtheil, welches uns der Vorsitzende des 
GG. Augsburg, Magistratsrath Werner mittheilt, vertritt einen durch- 
aus andern Standpunkt als das in No. 38 enthaltene Urtheil des 
GG. Halle, welches Stadtrath Jochmus daselbst übersandte, 


— 144 — 


dass rechtswidrige Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch 
den Arbeiter, gleichviel ob ein Schaden dadurch herbeigeführt 
wurde oder nicht, die Verwirkung des rückständigen Lohnes 
bis zum Betrage eines durchschnittlichen Wochenlohnes zu 
Gunsten einer für die Arbeiter bestehenden Wohlfahrtsein- 
richtung zur Folge habe, sondern auch, wenn durch den Bruch 
des Arbeitsvertrages seitens des Arbeiters ein Schaden wirk- 
lich entstanden ist, Ersatz des letzteren zu beanspruchen, d. h. 
Ersatz für das zu begehren, was er hätte, wenn der Arbeiter 
nicht unentschuldigt von der Arbeit weggeblieben wäre. 2. Der 
Anspruch auf Leistung des Interesses wird jedoch von dem 
Zeitpunkt ab hinfällig, in welchem der Arbeiter wieder bereit 
ist, den Vertrag zu erfüllen; denn es kann nicht angehen, den 
Arbeiter an der Vertragserfüllung zu hindern und gleichwohl 
von demselben wegen Nichterfüllung des Vertrages Schaden- 
ersatz zu verlangen. 


Vermisclıtes. 


Zur Qualifikation der Gewerbegerichtsvor- 
sitzenden. Zu der in No. 36 enthaltenen Notiz über den Vor- 
sitz im Gewerbegericht schreibt uns Bürgermeister Weber, Vor- 
sitzender des am 1. Oktober ins Leben tretenden GG. Penig: 
„Nach der in Sachsen bei den Kommunalaufsichtsbehörden zur 
Geltung gelangten Auffassung von der Bedeutung des $ 10 des 
Gewerbegerichtsgesetzes ist es vorgekommen, dass z. B. das 
für Penig errichtete Statut, in welchem gesagt war, dass der 
jedesmalige Bürgermeister Vorsitzender des Gewerbegerichts 
sein solle, nicht eher Bestätigung gefunden hat, als bis diese 
Bestimmung geändert worden. Die Königliche Kreishauptmann- 
schaft hat dabei Folgendes bemerkt: „Die ständige Bestellung 
„des Rathsvorstandes zum Mitgliede des Gewerbegerichts — 
„sg 4a — erscheint mit Rücksicht auf $ 10 des Gesetzes nicht 
„zulässig. Denn auch für den Vorsitzenden gilt das Erforder- 
„niss des zweijährigen Wohnens im Bezirke des Gerichts. Es 
„wird daher ein neugewählter Rathsvorstand unter Umständen 
„zur Uebernahme des Amts eines Vorsitzenden nicht befähigt 
„sein. Die Bestimmung in $ 4a muss daher abgeändert werden.“ 
Da der Vorsitzende völlig dieselben Befugnisse und Pflichten 
hat, wie ein Amtsrichter, so kann ohne Schädigung des Gerichts 
der Vorsitzende nur eine solche Person sein, die geeignet wäre, 
richterliche Geschäfte bei den ordentlichen Gerichten wahr- 
zunehmen. In mittleren Städten ist eine solche Person, wenn 
man von Amtsrichtern und Rechtsanwälten, wie man doch 
thun muss, absieht, nur in dem Bürgermeister vorhanden. 
Sobald ein Wechsel in der Person des Bürgermeisters eintritt, 
ist das Geweıbegericht verwaist, falls man an der strengen 
Auslegung des $ 10 Gewerbegerichtsgesetzes festhält, wie 
wenigstens zur Zeit alle sächsischen Kreishauptmannschaften 
so viel mir bekannt ist, thun. Ob die Auffassung, dass das 
„sollen“ des $ 10 nur instruktionell gemeint sei, sich halten 
lässt, ist mir zweifelhaft, wenn dieser schon von der Zivil- 
prozessordnung gemachte Unterschied zwischen „müssen“ und 
„sollen“ nicht von allen Auslegern anerkannt worden ist. 
(Vergl. v. Wilmowski und Levy Komm. zur Zivilprozessordnung, 
Einleitung, $ 5 Seite 16 der 5. Auflage.) Wie gesagt für Sachsen 
besteht thatsächlich die Forderung, dass der Vorsitzende 
2 Jahre im Bezirke des Gerichts wohne. Dass ein derartiger 
Zustand für die Gewerbegerichte und ihre Bedeutung höchst 
nachtheilig ist, dürfte nicht zu bezweifeln sein. Eine wirkliche 
Abhülfe ist nur möglich durch Abänderung oder authentische 
Auslegung des Gesetzes.“ In der That ist die hier angeregte 
Frage von höchster Wichtigkeit. Bemerkenswerth erscheint 
deshalb auch, wie sich die neuesten Kommentatoren des Ge- 
werbegerichtsgesetzes zu ihr verhalten. So liegt uns die soeben 


in 3. Auflage (bei J. Guttentag, Berlin 1893) erschienene „Text- 
ausgabe mit Anmerkungen und Sachregister“ (Guttentag’sche 
Sammlung Deutscher Reichsgesetze, No. 31) vor, die von Leo 
Mugdan, Stadtrath in Berlin, besorgt ist und als Muster einer 
praktisch brauchbaren Handausgabe bezeichnet werden kann. 
Sie enthält eine lesenswerthe Einleitung, als Anhang das Ber- 
liner Gewerbegerichtsstatut und ist durch Einfügung der für 
Preussen ergangenen Ausführungsbestimmungen vervollständigt. 
Zu der hier einschlagenden Bestimmung des $ 10 bemerkt sie: 
„Eine Berufung (des GG.-Vorsitzenden) entgegen dieser in- 
struktionellen Vorschrift (vgl. S$ 33, 34 G.-V.-G.) macht 
das Verfahren nicht zu einem mangelhaften und das Gericht 
nicht zu einem nicht vorschriftsmässig besetzten, indess kann 
eine solche Berufung gemäss $ 15 Abs. 1 mit Erfolg ange- 
fochten werden (Schier S. 32).“ Mugdan nimmt also eine Art 
Mittelstellung zwischen der früher an dieser Stelle und der 
von den sächsischen Aufsichtsbehörden vertretenen Ansicht ein. 


Gewerbegericht für Darmstadt. Nachdem sich 
bekanntlich in Darmstadt die städtischen Behörden infolge der 
ablehnenden Haltung der Arbeitgeber zur Errichtung eines 
GG. nicht entschliessen konnten, wurde die Stadtverwaltung 
jetzt von der Regierung aufgefordert, die Vorarbeiten zur Er- 
richtung eines Gewerbegerichtes so zu beschleunigen, damit 
es im Laufe der nächsten Zeit in Funktion treten könne. 
Demgemäss wurden die Statuten von einer Kommission ge- 
prüft und festgesetzt, so dass nunmehr der Stadtverordneten- 
versammlung diese zur Genehmigung unterbreitet werden. 


Ausdehnung der Zuständigkeit des Gewerbe- 
gerichtis Stuttgart aufrdieXNachbarorteröinnden 
Nachbarorten von Stuttgart, in denen kein Gewerbegericht 
besteht, mussten seither die gewerblichen Streitigkeiten theils 
vor dem Ortsvorsteher, thbeils vor dem Gemeindegericht, theils 
vor dem Amtsgericht zur Verhandlung gebracht werden. Bei 
dieser komplizirten Zuständigkeit konnten die Streitfälle selbst- 
verständlich nicht so rasch und einfach erledigt werden, wie 
dies beim Gewerbegericht der Fall ist. Es ist deshalb schon 
vor einiger Zeit in den Nachbargemeinden, namentlich in Feuer- 
bach, der Wunsch aufgetaucht, das Stuttgarter Gewerbegericht 
solle seine Zuständigkeit auf die Nachbarorte ausdehnen. Nach- 
dem vor einigen Wochen eine Konferenz von Arbeitern aus 
sämmtlichen Nachbarorten sich für den Anschluss an Stutt- 
gart ausgesprochen hat, haben nunmehr auch das Stuttgarter 
Gewerbegericht und der Gemeinderath in Feuerbach ihre Zu- 


| stimmung zu dem Plan erklärt. Sobald auch noch die bürger- 


lichen Kollegien von Stuttgart ihre Genehmigung, an der nach 
Lage der Sache nicht zu zweifeln ist, gegeben haben, kann 
der geplante Anschluss, der für Arbeitgeber und für Arbeiter 
von Vortheil sein wird, vollzogen werden. 


Zur Beachtung. 


Unter Bezugnahme auf den oben unter „Verbandsange- 
legenheiten“ mitgetheilten Beschluss bitten wir Korrespondenzen 
in Verbandsangelegenheiten künftig an Herrn Beigeordneten 
Dr. Gassner zu Mainz, Uebersendung von Jahresberichten und 
statistischen Aufstellungen über die Gewerbegerichte an Herrn 
Lautenschlager in Stuttgart (Kronenstrasse INo. 46) zu richten, 
während zur Veröffentlichung in den ,„Mittheilungen‘“ be- 
stimmte Beiträge nach wie vor an jedes der Ausschussmitglieder 
(ausser den genannten an Herrn Rechtsanwalt M. Boeckh zu 
Karlsruhe i. B. oder Herrn Stadtrath Dr. K. Flesch zu 
Frankfurt a. M.) gesandt werden können. 
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Ortspolizei und Maximalarbeitstag. 
Von Dr. K. Oldenberg, Privatdozent in Berlin. 


Die Ausführung des Verfassers in No. 35 dieser 
Zeitschrift über die Befugniss der Ortspolizei zur Fest- 
setzung einer sanitären Maximalarbeitszeit für einzelne 
Gewerbe ihres Bezirks ist in der Tagespresse verschie- 
denster Richtung besprochen und die Aufforderung an 
alle Betheiligten und Berufenen daran geknüpft worden, 
auf einen zweckmässigen Gebrauch der bisher wenig be- 
kannten Befugniss zu dringen. Indess ist in der „National- 
liberalen Korrespondenz“ eine juristisch abweichende Auf- 
fassung zur Aussprache gebracht worden, die den will- 
kommenen Anlass bietet, auf die Frage zurückzukommen. 
Dieselbe lautet: 


„Der auch von uns erwähnte Aufsatz „Ortspolizei und 
Maximalarbeitstag“* in den „Blättern für soziale Praxis“ hat in 
der Presse den Anlass zu einer Erörterung über die Kompetenz 
der Polizeibehörde auf Grund der Arbeiterschutzgesetzgebung ge- 
geben. Man schreibt uns hierzu: „Es ist zweifellos, dass diese 
Behörden durch die Gewerbeordnungsnovelle vom 1. Juni 1891 
bedeutsame Befugnisse erhalten haben, von denen sie bis jetzt 
einen geringen Gebrauch machen. Das Recht, die Arbeitsdauer 
in den Gewerbebetrieben zu regeln, steht den Ortspolizeibe- 
hörden aber nur in geringem Umfange, nämlich lediglich in 
Bezug auf die Beschäftigung von Arbeitern unter 18 Jahren 
zu. Hier kann die Polizeibehörde auf Grund des $ 120c der 
Gewerbeordnung bei der Regelung des Betriebes diejenigen 
besonderen Rücksichten auf Gesundheit fordern bezw. an- 
ordnen, welche durch das Alter dieser Arbeiter geboten sind. 
Es ist damit namentlich eine Handhabe geboten, einer über- 
mässig langen Arbeitsdauer für solche jugendliche Arbeiter 
entgegenzutreten, welchen der Schutz der 8$$ 135 ff. nicht zu 
Gute kommt, d.h. vor Allem für die Lehrlinge im Handwerk, 
und man kann nur wünschen, dass die Behörden auf diesem 


Gebiete mehr und mehr mit einer zweckmässigen Regulierung 
der Arbeitszeit vorgehen. Dass aber die Ortspolizeibehörden 
auch das Recht hätten, unter Berufung auf die Gesundheits- 
schädlichkeit einer zu langen Arbeitszeit einen Maximalarbeits- 
tag auch für erwachsene Arbeiter vorzuschreiben, kann nur 
als ein vollkommener Irrthum bezeichnet werden. Man beruft 
sich dafür auf die Vorschrift des $ 120a, nach welcher die 
Gewerbeunternehmer verpflichtet sind, „den Betrieb so zu re- 
geln, dass die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gesundheit 
soweit geschützt sind, wie es die Natur des Betriebes gestattet“, 
sowie auf die nach $ 120d den Polizeibehörden beigelegte 
Befugniss, „im Wege der Verfügung für einzelne Anlagen die 
Ausführung derjenigen Massnahmen anzuordnen, welche zur 
Durchführung der in $$ 120a bis 120c enthaltenen Grundsätze 
erforderlich und nach der Beschaffenheit der Anlage ausführbar 
erscheinen.“ Die erwähnte, in Absatz 1 des $ 120a enthaltene 
Bestimmung findet indess ihre nähere Erläuterung in Absatz 4 
desselben Paragraphen, welcher lautet: „Endlich sind diejenigen 
Vorschriften über die Ordnung des Betriebes und das Verhalten 
der Arbeiter zu erlassen, welche zur Sicherung eines gefahr- 
losen Betriebes erforderlich sind.* Wie der Wortlaut dieses 
Absatzes, so ergeben auch alle parlamentarischen Verhandlungen 
über $ 120a, dass in demselben an eine Regelung der Arbeits- 
dauer gar nicht gedacht ist. Ganz unwiderleglich erhellt das 
aber aus $ 120e. Nach Absatz 1 desselben kann der Bundes- 
rath Vorschriften darüber erlassen, welchen Anforderungen in 
bestimmten Arten von Anlagen zur Durchführung der in den 
$$ 120 a bis 120c enthaltenen Grundsätze zu genügen ist, und 
nach Absatz 2 können solche Vorschriften, in Ermangelung 
eines Bundesrathsbeschlusses, auch durch Anordnung der Landes- 
zentralbehörden oder der zum Erlass von Polizeiverordnungen 
berechtigten Behörden erlassen werden. Dagegen ertheilt Ab- 
satz 3 die Ermächtigung, für einzelne Gewerbe die Dauer der 
zulässigen täglichen Arbeitszeit vorzuschreiben, dem Bundesrath 
allein, und die „Motive“ begründen das damit, „weil es bedenk- 
lich erscheint, eine so tief einschneidende Massregel in die 
Hände der im Absatz 2 bezeichneten Behörden zu legen.* 
Danach liegt wohl auf der Hand, dass nicht eine Ortspolizei- 
behörde das Recht zur Anordnung eines Maximalarbeitstages 
haben kann, nachdem dasselbe sogar den Landesregierungen 
ausdrücklich vorenthalten ist.“ 


Der Einsender dieser Sätze hat vollkommen darin 
Recht, dass der Rechtsbestand hinsichtlich der Arbeits- 
dauer jüngerer Arbeiter leichter erkennbar ist, als hin- 
sichtlich der Erwachsenen, und dass für diese Jugend- 
lichen Spezialvorschriften zulässig sind, während im übrigen 
die Vorschriften nach persönlichen Merkmalen der ge- 
schützten Arbeiter natürlich nicht abgestuft werden dürfen. 
Aber seinen Argumenten gegen die Regelung der Arbeits- 
zeit Erwachsener vermag ich nicht beizustimmen. Er sucht 
die Unzulässigkeit einer solchen Regelung durch die Orts- 
behörden doppelt nachzuweisen; einmal sei in $ 120a 
diese Befugniss nicht ausgesprochen, und zweitens habe 
sie der Gesetzgeber durch $ 120e ausdrücklich dem 
Bundesrath vorbehalten wollen. $ 120a besteht aus vier 
Absätzen. Der erste verpflichtet die Gewerbeunternehmer 
u. a. „den Betrieb so zu regeln, dass die Arbeiter gegen 
Gefähren für Leben und Gesundheit... geschützt sind.“ 
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Die Absätze 2—4 nennen einzelne Fälle, auf die die 
Vorschrift des ersten Absatzes zutrifft. Wenn aber der 
Einsender meint, hierdurch werde die Vorschrift des 
ersten Absatzes eingeengt, so hat er übersehen, dass die 
Absätze 2-—-4 durch das Wort „insbesondere“ eingeleitet 
werden, also lediglich exemplifikatorischen Charakter haben, 
ebenso wie z. B. die $$ 133c und d der Gewerbeord- 
nung. Hätte der Gesetzgeber die Meinung des Einsenders 
getheilt, so würde er nicht nur das entscheidende Wört- 
chen „insbesondere“, sondern auch die weitgehende Fas- 
sung des ersten Absatzes nicht niedergeschrieben und 
beschlossen haben. Ueberdies ist aber sogar in jenen 
exemplifizirenden Fällen die Regelung der Arbeitsdauer 
unzweifelhaft mit einbegriffen, nämlich bei dem Fall des 
Absatz 4, da sie zu den Vorschriften über die Ordnung 
des Betriebs gehört, die der Sicherung gegen Gefahren 
für Leben und Gesundheit des Arbeiters dienen können. 
Wie der Einsender das übersehen konnte, ist mir um so 
weniger verständlich, als er selbst die ganz gleichartige 
Formel des $ 120c (Regelung des Betriebs mit Rücksicht 
auf die Gesundheit der jüngeren Arbeiter) mit Recht auf 
die Arbeitszeit bezieht. Wenn also auch das Wörtchen 
„insbesondere“ in $S 120a fehlte, so bliebe doch die An- 
wendbarkeit der Vorschrift auf die Arbeitsdauer ge- 
währleistet. Dass die generelle Vorschrift des S 120a 
Absatz 1 zur Einhaltung von Maximalarbeitstagen ver- 
pflichte, scheint der Einsender nicht in Abrede zu stellen. 
Nun ist gerade dies der Punkt, der dem nicht juristisch 
geübten Leser der Gewerbeordnung am schwersten ein- 
leuchtet. Die Tragweite des Wortlauts ist jedoch unzweifel- 
haft. Zum Ueberfluss sei nochmals‘ darauf hingewiesen, 
dass der Bundesrath selbst seiner Zeit die entsprechende 
Vorschrift des $ 120 Abs. 3 der alten Gewerbeordnung 
auf die Regelung des Arbeitstages Erwachsener bezogen 
und diese seine Auffassung in den Motiven zu $ 120e 
der Gewerbeordnungsnovelle nochmals ausgesprochen hat. 
Wäre diese meines Wissens niemals bestrittene Auslegung 
irrthümlich, so würden beispielsweise die bundesräthliche 
Vorschrift über einen zwölfstündigen Maximalarbeitstag 
in Bleifarben- und Bleizuckerfabriken (vgl. Reichs-Gesetz- 
blatt 1886, Seite 69) zu Unrecht erlassen und die für 
ihre Uebertretung im Laufe der 7 Jahre erfolgten Be- 
strafungen rechtswidrig sein. Es würde ferner die Aus- 
legung des $ 120c seitens des Einsenders irrig, und es 
würden Polizeiverordnungen über die Arbeitszeit, wie die 
Seite 160 der letzten Jahresberichte der preussischen 
Fabrikinspektion erwähnten, rechtsirrthümlich sein. 
Sodann soll der Gesetzgeber durch den 3. Absatz 
des $ 120e seine Absicht kundgegeben haben, die Kom- 
petenz zur Regelung der Arbeitszeit Erwachsener auf den 
Bundesrath zu beschränken. Dagegen ist folgendes zu 
erinnern. 1. Der Wortlaut des Paragraphen sagt das nicht. 
Ein solcher Sınn des Paragraphen könnte nur dann in 
Frage kommen, wenn der Gesetzgeber meine Auffassung 
des $ 120a getheilt hat; andernfalls wäre von einer Be- 
fugniss der Ortspolizei hinsichtlich der Arbeitszeit Er- 
wachsener im ganzen Gesetz weder positiv noch negativ 
die Rede, wäre also diese Befugniss auch nicht durch 
S 120e Abs. 3 widerrufen oder ausgeschlossen worden. 
Hätte aber der Gesetzgeber meine Auffassung des $ 120a 
getheilt und doch der Ortspolizei die fragliche Befugniss 
entziehen wollen, so hätte er unbedingt gesagt: nur durch 
Beschluss des Bundesraths kann die Arbeitszeit geregelt 
werden. Das Wörtchen „nur“ fehlt. Von einer saloppen 
Ausdrucksweise kann hier nicht die Rede sein; sondern 
der Gesetzgeber hat es — "bestenfalls — eben darauf 


ankommen lassen wollen, wie $ 120a ausgelegt werden 
würde. 2. Der Einsender scheint sagen zu wollen: weil 
der fragliche Passus über die Befugniss des Bundesraths 
in $ 120e steht, dieser Paragraph aber der Abgrenzung 
der Kompetenzen zwischen den verschiedenen Behörden 
gewidmet ist, so bedeute die Zuweisung einer Befugniss 
an den Bundesrath eo ipso die Beschränkung der Be- 
fugniss auf diesen. Dieser kühne Schluss wäre schon des- 
halb abzuweisen, weil gerade nach Meinung des Einsendeis 
S 120e Absatz 3 über die blosse Abgrenzung der Kom- 
petenzen zwischen den Behörden hinausgeht und vielmehr 
in SS 120a—c hineingehören würde. 3. Die wirkliche Be- 
deutung des $ 120e Abs. 3 ist — immer noch seinem 
Wortlaut nach — die einer Wiederholung eines Spezial- 
falls, nachdem die allgemeinere bundesräthliche Befugniss 
schon in $ 120a und $ 120e Absatz 1 ausgesprochen 
worden war. Die Wiederholung kann nur den Zweck 
haben, einen. Spezialfall der allgemeinen Befugniss, auf 
den eine umfassende Initiative des Bundesraths seitdem 
gegründet worden ist, dem populären Bewusstsein näher 
zu bringen, um Reibungen mit rechtsunkundigen Arbeit- 
gebern zu vermeiden. Sie ist eine Eselsbrücke für den 
Interpreten des Gesetzes, nach strengem Recht ebenso 
entbehrlich, wie die Absätze 2-4 des $ 120a, oder wie 
die vom Reichstag in $ 120e eingefügte selbstverständ- 
liche Bestimmung, dass der Bundesrath, abgesehen von 
der Vorschrift eines Maximalarbeitstages, auch noch die 
zur Durchführung derselben erforderlichen Anordnungen 
erlassen dürfe. 4. Soweit sich der Einsender nicht auf 
den Wortlaut des Gesetzes, sondern auf die damit nicht 
übereinstimmende Denkschrift, die der Regierungsvorlage 
beigegeben wurde, also auf die sogenannten Motive beruft, 
ist zunächst zu bemerken, dass nicht der Verfasser der 
Motive (der bekanntlich eine Privatperson sein kann), 
sondern Bundesrath und Reichstag zusammen „Gesetzgeber“ 
sind, dass es aber juristisch neben dem Wortlaut des 
Gesetzes höchstens noch auf den Willen des Gesetzgebers 
ankommen kann. Der Einsender hätte also mindestens 
nachzuweisen, dass der Reichstag die Auffassung der 
Motive getheilt habe, worüber nachher. 5. Aus den 
Motiven zu $ 120e wird wohl jeder unbefangene Leser 
herauslesen, dass die Regierung den dritten Absatz in 
den $ 120e ihres Entwurfs hineingeschrieben habe, um 
die bundesräthliche Befugniss gegenüber dem bisherigen 
Rechtszustande auch auf den Fall auszudehnen, dass die 
durch bundesräthliche Verordnung zu kürzende Arbeits- 
dauer nicht wegen der „besonderen Beschaffenheit“ des 
betreffenden Betriebs (was früher Rechtens war), sondern 
eben nur wegen ihrer Länge gesundheitsschädlich ist. 
Es wurde schon in No. 35 dieser Zeitschrift gezeigt, dass 
diese Absicht angesichts der neuen (und schon im Re- 
gierungsentwurf vorgeschlagenen) Gestalt des $ 120a ver- 
fehlt war, sei es dass ein Lapsus, sei es dass ein Rechts- 
irrthum auf Seiten des Verfassers der Denkschrift vor- 
liegt. Dann verlieren aber alle von diesem Irrthum be- 
einflussten Erörterungen der Denkschrift die Beweiskraft, 
die sie sonst etwa haben könnten; so insbesondere der 
in No. 35 von mir erwähnte Passus der Motive, wonach 
nur dem Bundesrath die fragliche Befugniss zugesprochen 
werden solle, weil es bedenklich erscheine, eine so tief 
einschneidende Massregel in die Hände der anderen Be- 
hörden zu legen. 6. In dem zuletzt genannten Passus der 
Motive ist auch nach seinem Wortlaut nicht die Absicht 
ausgesprochen, den Ortsbehörden eine ihnen schon früher 
zustehende Befugniss zu kürzen, sondern nur ihnen keine 
neue nach dieser Seite zu geben. (Ebensowenig ist im 
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Wortlaut des Gesetzes selbst eine solche Absicht ausge- 
sprochen.) Nun war aber die Ortspolizei schon nach der 
alten Gewerbeordnung (ebenso wie der Bundesrath) zur 
Regelung der Arbeitszeit berechtigt, wo letztere im Zu- 
sammenhang mit der besonderen Beschaffenheit des be- 
treffenden Gewerbebetriebs gesundheitsschädlich war. Es 
würde also, wollte man die Absıcht des Verfassers der 
Motive massgebend sein lassen, sich das unmögliche Re- 
sultat ergeben, dass die Ortspolizei die Arbeitszeit nun- 
mehr regeln dürfe nach Massgabe des antiquirten & 120 
der früheren Gewerbeordnung, nicht aber in dem weiteren 
Umfange des $ 120a und $ 120e Abs. 2 der gültigen 
Gewerbeordnung, obwohl das Gesetz eine solche Unter- 
scheidung in keiner Weise andeutet. 7, Die Motive sind 
auch insofern mit sich nicht im Einklang, als sie die 
Befugniss zum Erlass einer Verordnung über die Arbeits- 
zeit als zu einschneidend der Ortspolizei nicht zuerkennen 
wollen, dagegen die möglicherweise noch einschneidendere, 
weil ungleichmässiger wirkende Befugniss, die Arbeitszeit 
der Jugendlichen bis zum 18. Jahre sogar in einzelnen 
herausgegriffenen Betrieben zu beschränken ($ 120c und d), 
ihr nicht absprechen. Will der Einsender im Wideıspruch 
mit sich selbst behaupten, dass der Gesetzgeber auch die 
letztere Befugniss der Ortspolizei genommen habe? 8. Wenn 
der Einsender sich andererseits auf die parlamentarischen 
Verhandlungen beruft, so dürfte ihm der Beweis aus dem 
gedruckt vorliegenden Material schwer fallen. Ich habe, 
ehe ich meinen vorigen Artikel schrieb, die auf $$ 120a— e 
bezüglichen Verhandlungen des Reichstags durchgesehen 
und kam auf Grund der sehr spärlichen einschlägigen 
Aeusserungen zu dem Ergebniss, dass der Reichstag weder 
eine einheitliche Meinung, noch auch nur eine Mehrzahl 
sich widersprechender deutlicher Meinungen über unsere 
Streitfrage, und schwerlich die anscheinend eigenartige 
vom Einsender den Regierungsmotiven untergelegte Auf- 
fassung gehabt habe. Aus einer Stelle des Kommissions- 
berichts (Seite 53 ff.) ist vielmehr zu entnehmen, dass 
gelegentlich auch ausdrücklich und unwidersprochen die 
Auffassung als selbstverständlich geäussert zu sein scheint, 
die Regelung der Arbeitszeit sei schon in den $$ 120a ff. 
einbegriffen. Ein Mitglied der Kommission beantragte 
nämlich, zur Durchführung der $$ 120a—c auch die 
Berufsgenossenschaften zuzulassen, und führte zur Begrün- 
dung u. a. an, dass eine übermässige Arbeitszeit durch 
die damit verbundene Abstumpfung des Arbeiters die 
(Unfall-)Gefährlichkeit des Betriebs steigere. Dass der 
Antragsteller hierbei nur an die Arbeitszeit der Jugend- 
lichen ($ 120c) gedacht habe, von deren spezieller Re- 
gelung in den sonstigen Verhandlungen nirgends die Rede 
war, und dass der Berichterstatter dann zufällig — ob- 
wohl in Kenntniss der Meinung des Antragstellers — 
versäumt habe das zu erwähnen, ist mir nicht eben wahr- 
scheinlich. Vielmehr ist es sehr charakteristisch, wie der- 
selbe Antragsteller in einem ergänzenden Antrage vor- 
schlägt, die Kompetenz auch des $ 120e Absatz 3 auf 
die Berufsgenossenschaften zu erstrecken. Er wird eben 
der zutreffenden Meinung gewesen sein, dass $ 120e 
Absatz 3 Wiederholung sei. 9. Es ist an sich nicht glaublich, 
dass die jedenfalls mehrdeutige Fassung der Motive vom 
Reichstag einheitlich aufgefasst sei, oder gar im Sinne 
des Einsenders aufgefasst sei. Hätte auch nur die Mehr- 
heit der Reichstagsmitglieder sich eine Meinung über den 
Sinn zu bilden versucht, so wäre sicher die Regierung 
darüber interpellirt worden. Vollends unzulässig ist die 
Annahme, der Reichstag habe auch das Motiv der Re- 
gierung (die Befugniss zu einschneidend) getheilt. Die 


Uebertragung des kundgegebenen Motivs des einen ge- 
setzgebenden Faktors auf den andern ist unzulässig. *) 
10. Hätte aber auch der Reichstag sich die Auffassung 
des Verfassers der Motive angeeignet, so würden gegen 
das Massgeben seiner Absicht dieselben Gründe sprechen, 
wie gegen das Massgeben der Absicht jenes Verfassers. 
11. Vermöchten wir endlich auch eine juristisch brauchbare 
und einheitliche Absicht des „Gesetzgebers“ selbst nur als 
wahrscheinlich zu ermitteln, welche mit dem Wortlaut 
des Gesetzes nicht übereinstimmt, so dürfte dieselbe 
doch nicht schlankweg dem Wortlaut des Gesetzes vor- 
gezogen werden. Dass der publizirte Wortlaut des Ge- 
setzes in erster Linie, die „Materialien“ erst in zweiter 
zu seiner Auslegung heranzuziehen sind, ist die feststehende 
allgemeine Regel. Nur über das Mass, in welchem in be- 
sonderen Fällen die Materialien mit heranzuziehen sind, 


ist bekanntlich seit Jahrzehnten — namentlich aus Anlass 
der Straf- und der Handelsgesetzgebung — mit vielem 


Scharfsinn gestritten und auch in der gerichtlichen Praxis 
verschiedenen Normen gefolgt worden. Es sind haupt- 
sächlich zwei Standpunkte in Wissenschaft und Praxis 
vertreten; die einen erkennen nur das Gesetz selbst, so 
lange es deutlich ist, nicht den nachweislich abweichen- 
den Willen des Gesetzgebers an; die andern erkennen 
auch den letzteren als Auslegungsmittel an, fügen aber 
theilweise hinzu, er müsse noch irgendwie im Gesetze 
selbst zum Ausdruck gekommen sein; der vorschriftsmässig 
publizirte Wortlaut ist auch ihnen die Schranke aller Aus- 
legung. Nach den ersteren ist die erweisliche Absicht der 
Gesetzesfaktoren, etwas anderes in den Wortlaut hinein- 
zulegen, oder ihre Meinung, dass etwas anderes darin 
liege, vollkommen gleichgiltig (Meyer, über die Interpre- 
tation von Gesetzen, Gruchots Beiträge 1879); während 
Meyer’s Gegner Petersen doch anerkennt: „es kann die 
folgerichtige Anwendung der einzelnen Rechtssätze nicht 
deshalb unterbleiben, weil die Verfasser des Gesetzes 
($ 120a und e!)**) sich der vollen Tragweite der von ihnen 
aufgestellten Sätze nicht bewusst waren oder hinsichtlich 
der aus denselben zu ziehenden Folgerungen von irrigen 
Anschauungen ausgingen“ (Zeitschrift für Reichs- und 
Landesrecht, 1881). Es kann hier nicht der Ort sein, 
auf den theoretischen Streit einzugehen. Nur das möchte 
ich als meine Auffassung hervorheben, dass beide Theile 
mir zu schroff, zu starr dogmatisch zu formuliren scheinen, 
und dass namentlich von der Petersen’schen Richtung 
das Interpretations-Ideal Savigny’s: „Rekonstruktion des 
gesetzgeberischen Gedankens“ übertrieben werde. Ich 
glaube, dass es dem Volksbewusstsein entspricht, im Ge- 
setzestexte eine Lapidarschrift zu sehen, in die nicht ohne 
dringende Noth etwas hineingedeutet werden dürfe, nach- 
dem die Klinke der Gesetzgebung einmal eingeschnappt 
hat; und es scheint mir auch legislationspolitisch bedenk- 
lich, die Schranke der Interpretation zu lockern. Der Prak- 
tiker der Gesetzgebung wird freilich immer zu der gemüth- 
licheren Auffassung neigen, dass es genüge, einen Zweck 
gewollt zu haben, auch ohne dass es gelang, ihn in die 
rechten Worte zu kleiden, und ich bin darauf gefasst, 
dass die Väter der Gewerbeordnungsnovelle meine Auf- 
fassung der Paragraphen in demselben kategorischen Tone 
abweisen, wie der Einsender in der „Nationalliberalen 
Korrespondenz“. Ich glaube aber nicht, dass die andern 
zuständigen Instanzen sich ihnen anschliessen werden. 


*) Vgl. z. B. Bierling in der Zeitschrift für Kirchenrecht 
X 164. 192—5. 

**) Vgl. auch den in der ersten Fussnote meines Aufsatzes 
in No. 35 erwähnten Fall. 
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Die fragliche Befugniss der Ortspolizei ist also in 
der neuen Gewerbeordnung in versteckter, aber vollgül- 
tiger Weise ausgesprochen worden. Der Gesetzgeber hat 
mindestens die Aufmerksamkeit auf sie nicht ausdrücklich 
hinlenken wollen. Vielleicht hat er sich die Frage über- 
haupt nicht deutlich gemacht, oder eine rechtsirrthünnliche 
andere Auffassung gehabt; mit grosser Wahrscheinlichkeit 
gilt dies von der Mehrheit des Reichstags. Jedenfalls ist 
seine Absicht so dunkel wie der Wortlaut des Gesetzes 
klar, und auch wenn seine abweichende Absicht einheit- 
lich gewesen sein sollte, was schwerlich bewiesen werden 
wird, so stände noch immer der deutliche Wortlaut gegen 
die Absicht. Ich kann nur den Rath an Polizeibehörden, 
Arbeiter, Arbeitgeber, Aerzte, Geistliche wiederholen, in 
geeigneten Fällen die Initiative zu ergreifen. Es wäre zu 
bedauern, wenn wegen eines Rechtsirrthums die Wohlthat 
des Arbeiterschutzes auch an diesem wichtigen Punkte 
noch immer einseitig auf die Grossindustrie konzentrirt 
bliebe, und es wäre nicht minder zu beklagen, wenn die 
hier gebotene Gelegenheit versäumt würde, der lahmen- 
den büreaukratischen Sozialpolitik durch eine örtliche 
dezentralisirte Initiative neues Leben einzuflössen. Eine 
Frage für sich wird es sein, ob das gegenwärtige Recht 
nicht mit der Zeit einer gesetzlichen Ergänzung bedarf. 
Die Polizei könnte gelegentlich ihre Befugniss missbrauchen, 
namentlich wo es sich um grossindustrielle interlokale 
Konkurrenz handelt. Es sollte deshalb gesetzlich festgelegt 
werden, dass jede derartige Verordnung vom Bundesrath 
zu bestätigen sei, die Bestätigung aber nur aus gesetzlich 
fixirten Gründen geweigert werden dürfe. 


Wohnungsfrage und Gemeinden. 


Br. Vor einiger Zeit haben zwei Mitglieder des Vereins 
zur Verbesserung der kleinen Wohnungen in Berlin ein Projekt 
ausgearbeitet, welches darstellen soll, auf welche Weise in der 
Reichshauptstadt kleine Wohnungen am billigsten herzustellen 
sind. Man wird den beiden Verfassern die Anerkennung nicht 
versagen dürfen, dass sie unter völliger Beherrschung der Sach- 
lage und mit grosser Unbefangenheit an ihre Aufgabe heran- 
getreten sind, namentlich aber verdienen die Ergebnisse, zu 
denen sie gelangt sind, das Interesse aller derer, welche sich 
praktisch mit der Lösung der Wohnungsfrage in grossen 
Städten befassen.*) Die Verfasser haben ein offenes Auge für 
alle die Uebelstände, unter denen die Wohnungsproduktion der 
modernen Grossstadt leidet. Die Grundstücksspekulation, der 
ein, wucherischer Ausbeutung verfallenes, Baugewerbe in der 
Preisbestimmung der Gelände keinen Widerstand zu leisten 
vermag, die vollständig regellose Festsetzung der zu bebauen- 
den Parzellen, die mangelhafte Berücksichtigung des Bedürf- 
nisses der kleinen Leute beim Bau der Etagenhäuser, all das 
muss darauf hinwirken, dass die entstehenden Wohnungen 
unzweckmässig und namentlich theuer sind. So kommt es, 
dass die unbemittelten Theile der Berliner Bevölkerung in 
Wohnungen hausen, die nur aus einer Stube mit Kochofen 
oder aus einer Stube mit Küche bestehen, und dafür jährlich 
240—270 Mark bezahlen müssen. Dabei sind diese Haushal- 
tungen grossentheils so köpfereich, dass hygienische und sitt- 
liche Missstände nicht ausbleiben können. 

Die Urheber unseres Beispiel-Projekts wollen die Mög- 
lichkeit darlegen, zu dem normalen Miethpreis von 240 Mark 
Wohnungen herzustellen, die jenen Räumen noch eine weitere 
Kammer hinzufügen; auf diese Weise soll eine Trennung der 
Familienglieder, insbesondere aber eine Absonderung der Schlaf- 
leute möglich werden. Auch sind Hinterhäuser vermieden und 
überhaupt sanitär günstige Bedingungen des Wohnens vor- 
gesehen. Allerdings lehrt eine genaue Untersuchung jenes Pro- 
jekts, dass es doch auf mancherlei Voraussetzungen beruht, 


*) Normal-Miethshäuser mit kleinen Wohnungen. Ein Bei- 
spiel-Projekt für Berlin. Mit zwei lithographirten Plänen. Von Va- 
lentin Weisbach. Technisch bearbeitet von A. Messel, Regierungs- 
baumeister. Berlin 1893. Verlag von Leonhard Simion. 


die nicht immer zutreffen. Das Baugelände wird als theuer 
bezeichnet, obwohl es schon vor zwei Jahren angekauft wurde, 
obwohl es noch nicht kanalisirt ist und obwohl es noch ausser- 
halb der jetzigen Bebauungsgrenzen liegt, m. a. W. obwohl es 
noch nicht bebauungsfähig ist. Ferner nehmen die Verfasser 
einen sehr billigen Hypothekarkredit von 3!/2°/o für den Grund 
und Boden und für ®/s der Baukosten an, rechnen mit !/z ”/o 
Amortisation der Baukosten und 4!/.°/o Verzinsung des über 
die Hypotheken hinaus aufzuwendenden Kapitals; von den 
Miethseinnahmen lassen sie 36% auf Steuern, Unkosten, Re- 
servefonds etc. abgehen. Unzweifelhaft sind so billige Voraus- 
setzungen auf dem allgemeinen Markt nicht zu erhalten. Be- 
bauungsfähiges Gelände kommt theurer zu stehen, und auch 
für die Hypotheken wäre eine höhere Verzinsung anzurechnen, 
ganz abgesehen davon, dass eine Verzinsung von 4!/» jo für 
das Risiko des Privatunternehmers nicht ausreicht. Aber noch 
weiter: die Verfasser kommen zu dem Schluss, dass ihre billige 
Bauweise nur dort möglich ist, wo das Baugelände auf weite 
Strecken von vornherein danach eingetheilt wird. Schon die 
Strassen müssen dementsprechend angelegt, namentlich aber 
die einzelnen Parzellen ganz auf das Projekt zugeschnitten 
sein, so dass innerhalb des Baublocks nur ganz zweckmässige 
Parzellen entstehen. Man weiss nun, wie heutzutage die Fest- 
setzung der Bebauungspläne noch sehr in den Anfängen steckt, 
wie namentlich sozialpolitische Rücksichten bisher nur äusserst 
selten mitgespielt haben, wie insbesondere die Berliner Stadt- 
verwaltung hierin ausserordentlich viel gefehlt hat (vgl. Rudolf 
Eberstadt. System und Prinzip in der Berliner Stadtverwaltung. 
Ein Beitrag zur Kommunalreform. Berlin 1893. Verlag Hugo 
Steinitz.).. Darum wird man es auch sehr begreiflich finden, 
dass Weisbach und Messel von vornherein für die Nachahmung 
ihres Beispielprojekts eine sehr bedeutende Mitwirkung der 
Gemeinden in Anspruch nehmen, eine Thatsache, die gerade 
für Berliner Verhältnisse als neu bezeichnet werden kann. Es 
ist nicht klar ausgesprochen, aber zwischen den Zeilen zu 
lesen, dass die Verfasser eine Entstehung so billiger Woh- 
nungen, wie sie ihnen erforderlich scheinen, auf dem Wege 
der gewöhnlichen Produktion nicht für denkbar halten, doch 
sind sie sich nicht darüber klar, von welch’ enormer Trag- 
weite dieses Zugeständniss ist. Das geht insbesondere daraus 
hervor, dass sie glauben, die Ausführung solcher Projekte 
durch gemeinnützige Baugesellschaften und Baugenossenschaf- 
ten würde die Privatunternehmung sogar fördern. Wir sind 
überzeugt, sie würde die letztere ganz im Gegentheil ausser- 
ordentlich zurückdrängen, denn, und das beweisen gerade die 
Verfasser selbst, die Privatunternehmung' könnte unmöglich so 
billig arbeiten, weil sie nicht in so grossem Styl vorgehen und 
auch kaum auf so billigen Kredit rechnen könnte, wie er aller- 
dings durch Vermittlung der Kommunen zu erlangen wäre, 
Die von Weisbach und Messel in Aussicht genommenen Ge- 
nossenschaften sind auch nur für relativ besser gestellte Ar- 
beiter, wenn überhaupt für solche, möglich, und die ganzen 
übrigen unbemittelten Bevölkerungstheile auf gemeinnützige 
Unternehmungen zu verweisen, kann im Ernst doch wohl nicht 
vorgeschlagen werden. Man käme also wieder auf theurere 
Wohnungen, welche die Leistungsfähigkeit der Miether über- 
steigen würden. 


Von besonderem Interesse scheinen uns für die Leser der 
„Blätter für soziale Praxis“ die Forderungen zu sein, welche 
Weisbach und Messel an die Gemeinden stellen. Wir glauben 
sie deshalb ausführlich hier mittheilen zu sollen: „Um die 
Bestrebungen der gemeinnützigen Baugesellschaften und der 
Baugenossenschaften zu unterstützen“, so führen die Verfasser 
aus,, würden die Kommunal-Behörden wohl Veranlassung finden 
können, auch ihrerseits Stellung zu dieser bedeutenden volks- 
wirthschaftlichenFrage zunehmen und dieselbe einer geeigneten 
Lösung dadurch näher zu bringen, dass sie der Erreichung der 
Vorbedingungen, und zwar der geeigneten Gelände-Erwer- 
bungen zu mässigen Preisen, sowie der Beschaffung von Bau- 
geldern zu billigem Zinsfuss ihrerseits eine kräftige Mithülfe 
zu Theil werden lassen. Wenn die Kommunal-Behörden bei 
Projektirung von neuen Bebauungs-Plänen eine Reihe geeigneter, 
zerstreut liegender Gelände. ankaufen, diese von vornherein 
mit reichlichen Strassenanlagen versehen und auf diese Weise 
schmale Gelände-Blocks schaffen würden, welche sich nur für 
flache Grundstücke eignen, und derartige Komplexe, nach Mass- 
gabe der fortschreitenden Entwickelung der Stadtgegenden, als- 
dann auch selbst vollständig bebauungsfähig herstellen, so würde 
die Hauptschwierigkeit der geeigneten Geländebeschaffung we- 
sentlich gemildert sein. Es würden sich dann sicher vertrauens- 
würdige Baugenossenschaften und gemeinnützige Gesellschaften 
finden und neu bilden, welche den Kommunen fertig aptirtes 
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Baugelände nach Bedürfniss gern abkauften. Wenn solche 
Gesellschaften als unbedingt zuverlässig und solide gelten, 
dann werden die Kommunen dieselben in der ersten Ent- 
wickelungsperiode aber auch dadurch noch kräftig unter- 
stützen müssen, ' dass sie ihnen sowohl den Preis des Grund 
und Bodens als auch einen erheblichen Theil der Baugelder 
zu mässigem Zinsfusse, nicht über 31/2 °%o, stunden. Eine 
regelmässige jährliche Amortisation von mindestens !/2/o des 
vollen Bauwerths müsste dabei eine Vorbedingung sein. Unter 
solchen Voraussetzungen würde aber die Bildung solcher Ge- 
sellschaften eine ganz andere Gestaltung nehmen wie bisher. 
Ob an einzelnen geeigneten Stellen auch das System der Ver- 
pachtung solches Baulandes auf ca. 50 bis 60 Jahre in Er- 
wägung zu ziehen sei, damit die Kommunen für eine spätere 
Zukunft Grund und Boden für öffentliche Zwecke wieder zur 
Verfügung haben können, mag hier nur beiläufig erwähnt 
werden. So widerstrebend vielleicht auch die kommunalen Be- 
hörden solchem reformatorischen Vorgehen zum Theil gegen- 
überstehen mögen, so ist doch zu erwarten, dass eine objek- 
tive Beurtheilung der thatsächlichen Verhältnisse dahin führen 
werde, dass den an der Hand eines praktischen Beispiel-Vor- 
gehens hier gegebenen Darlegungen und den hieran ange- 
knüpften Vorschlägen geneigte Aufmerksamkeit geschenkt 
wird. Es wird dabei von erheblichster Bedeutung sein, dass 
dieselben nicht von prinzipiellen wirthschaftspolitischen Ge- 
sichtspunkten, sondern lediglich von Zweckmässigkeits-Gründen 
aus geprüft werden. Die letzteren werden sich dahin zusammen- 
fassen lassen, dass die Möglichkeit der Erreichung erheblicher 
volkswirthschaftlicher und hygienischer Verbesserungen auf 
dem ‚Gebiete des Bauwesens, welches die Schaffung von kleinen 
Wohnungen betrifft, nicht nur einzelnen Personen und Klassen, 
sondern schliesslich der Allgemeinheit zu Gute kommt und 
nutzbringend ist.“ 

Auch wir sind der Meinung, dass die Gemeinden den 
oft eingenommenen theoretischen Standpunkt, dass sie sich 
jeden unmittelbaren Eingriffs in die Errichtung von Wohnungen 
enthalten müssten, nicht werden aufrecht erhalten können, 
sondern aus der Praxis heraus mehr und mehr zu thätigem 
Eingreifen kommen werden. Die häufig aufgeworfene Frage, 
ob denn die Gemeinden überhaupt im Stande sein werden, zu 
leisten, was sie unternehmen, oder die Konsequenzen zu tragen, 
die ihr Eingreifen nach sich zieht, scheint uns nicht ent- 
scheidend zu sein. Hier, wie auf so vielen andern Gebieten, 
gilt der Satz, dass die Bedürfnisse der Praxis die theoretischen 
Bedenken achtungslos bei Seite schieben. 


Notizen. 


Erziehung. 


Waisenrath und Vormundschaft in Preussen. 
In Berlin hat eine Versammlung von Gemeinde-Waisenräthen 
beschlossen, an die Verwaltung das Ersuchen zu richten, mit 
den höheren Staatsbehörden in Verbindung zu treten, damit 
den zu Vormündern in Vorschlag gebrachten Lehrern und 
Beamten mehr als bisher die gesetzlich vorgeschriebene Be- 
stätigung gewährt werde. Den Waisenräthen wurde hierbei 
empfohlen, vor allem Beamte und Lehrer, überhaupt Männer 
der gebildeten Klassen, als Vormünder zu bezeichnen und alle 
diejenigen Fälle, in denen den Vorgeschlagenen die Bestä- 
tigung seitens der vorgesetzten Behörde versagt werden sollte, 
zur Kenntniss der Verwaltung zu bringen. — Man darf aus 
diesem Beschluss wohl entnehmen, wie wenig auch in Berlin 
die Einzelvormundschaft und das Institut der Waisenräthe dem 
vorliegenden Bedürfnisse gerecht zu werden vermag. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Fortbildungsschulzwang und Brandenbur- 
gische Provinzialsynode., Die VII. ordentliche Branden- 
burgische Provinzialsynode verhandelte in ihrer Sitzung vom 
16. d. M. folgenden Antrag der Kreissynode Fehrbellin: „Pro- 
vinzialsynode wolle bei den staatlichen und kirchlichen Be- 
hörden und gesetzgebenden Körperschaften dahin wirken, dass 
von Seiten und auf Kosten des Staates obligatorische Fort- 
bildungsschulen für die männliche, und Haushaltungsschulen für 
die weibliche konfirmirte Jugend eingerichtet werden.“ In der 
Einrichtung solcher Schulen hat die Mehrheit der Kreissynode 

ein Mittel erblickt, der Zuchtlosigkeit der konfirmirten Jugend 
zu steuern. Ferner beantragt die Kreissynode Wusterhausen 


a. Dosse: Provinzialsynode wolle auf Mittel und Wege sinnen, 
wie die konfirmirte Jugend noch längere Zeit nach der Kon- 
firmation in der kirchlichen Pflege festgehalten werden könne. 
Die Berathung über beide Anträge wird verbunden. Der Re- 
ferent über den ersten Antrag, Regierungs- und Schulrath 
Trinius-Potsdam, hält die durch die Kreissynode angeregte 
Frage noch nicht für geklärt genug. Mit der Frage der Fort- 
bildungsschule habe sich schon die Generalsynode des Jahres 
1891 beschäftigt und die Organe der Kirche aufgerufen, für 
die Erfüllung der Fortbildungsschulen mit kirchlichem Geiste 
mit zu sorgen. Obligatorische Fortbildungsschulen gebe es be- 
reits, der Gedanke aber, jedes konfirmirte Kind zu zwingen, 
eine Fortbildungsschule zu besuchen, sei undurchführbar (?) 
und vielleicht nicht einmal zu empfehlen. Er beantragte, den 
Antrag der Kreissynode einer besonderen Kommission zu über- 
weisen. Generalsuperintendent Braun legt besondere Betonung 
auf die sittlich-religiösen Fächer im Fortbildungsunterricht. 
Nach dieser Richtung hin seien Verhandlungen mit dem Han- 
delsminister angeknüpft, und es dürfe nicht als aussichtslos 
erachtet werden, dass die Forderungen der Generalsynode doch 
durchdringen und dass der Sonntag freigelassen werde vom 
Fortbildungsunterricht. Die ganze Sache bedürfe einer gründ- 
lichen Erwägung in der Kommission. Schliesslich wurden die 
beiden Anträge einer Kommission von neun Mitgliedern über- 
wiesen. Offenbar war man auf dieser Versammlung sehr un- 
genügend orientirt über die Erfolge der obligatorischen Fort- 
bildungsschulen in Sachsen, Baden etc. 

Hauswirthschaftlicher Unterricht in Berlin. 
In der 183. Berliner Gemeindeschule, Müllerstrasse 158/159, 
wird mit dem Beginn des jetzigen Schulhalbjahrs hauswirth- 
schaftlicher Unterricht an 20 Mädchen der ersten Klasse, die 
im letzten Schuljahre stehen, ertheilt. Der Unterricht ist in 
den Lehrplan in der Weise eingefügt, dass die betreffenden 
Schülerinnen zwei Stunden Handarbeitsunterricht weniger er- 
halten, also durch vier wöchentliche Stunden hauswirthschaft- 
lichen Unterrichts die Gesammtstundenzahl nur um zwei erhöht 
wird. Den Unterricht ertheilt eine städtische Lehrerin, die 
vorher im Auftrage der Diesterweg-Stiftung und des Vereins 
für das Wohl der aus-der Schule entlassenen Jugend die be- 
kanntesten Schulen dieser Art in Deutschland besucht hat. 
Lie Betheiligung an dem Unterricht ist den Eltern freigestellt, 
im übrigen aber unterliegt das neue Lehrfach ganz denselben 
Bestimmungen wie jeder andere Gegenstand. Die bauliche 
Herrichtung der Schulküche durch die Stadt, das Mobiliar, die 
Heiz- und Kochvorrichtungen etc. kosten 1241 Mk. Die Aus- 
stattung mit Küchengeräthschaften erforderte noch 350 Mk. 
Dafür konnten fünf Herde, fünf Küchentische, fünf Schränke 
u. s. w. und fünf vollständige Küchenausstattungen beschafft 
werden. Je vier Mädchen arbeiten zusammen an einem Herde 
und Tische. Die Küche würde im Nothfalle für den Unterricht 
von 240 Mädchen ausreichen, wenn jede Klasse von je zwanzig 
Mädchen wöchentlich vier Stunden erhielte. Der Unterricht 
selbst wird an Honorar für die Lehrerin und an Kosten für 
die verbrauchten Materialien etwa 320 Mk. erfordern. Die 
bereiteten Speisen werden zum Theil an die Schülerinnen, zum 
Theil an den Mädchenhort abgegeben. Die Leitung des Unter- 
richts liegt in den Händen des „Vereins für das Wohl der aus 
der Schule entlassenen Jugend“, der auch die weiteren Kosten 
bestreitet. Hoffentlich ist die Einrichtung, die zum ersten Male 
in einer Berliner Gemeindeschule Eingang gefunden hat, ge- 
eignet, für ein weiteres Vorgehen in dieser Richtung die Bahn 
frei zu machen. 


Armenwesen. f 


Zentralauskunftsstelle für Armenpflege in 
Strassburg i. E. Man schreibt uns hierüber aus Strassburg : 
„G. Wie in vielen deutschen und ausserdeutschen Städten hat 
sich auch in Strassburg i. E. das Bedürfniss fühlbar gemacht, 
die aussergewöhnlich zersplitterten privaten Armenvereine unter 
einander und mit der öffentlichen Armenpflege in eine dauernde 
Verbindung zu bringen. Der Bürgermeister berief daher Ende 
November vorigen Jahres die Vertreter der öffentlichen und 
privaten Armenpflege zu einer Besprechung der Angelegenheit 
zusammen. Sämmtliche der 18 in Betracht kommenden Kör- 
perschaften leisteten der Einladung Folge. In Rücksicht auf 
die Eigenart der Strassburger Verhältnisse musste von vorne- 
herein Verzicht darauf geleistet werden, die einzelnen Organi- 
sationen, wie dies z. B. in Dresden geschehen ist, irgendwie 
in ihrer Selbständigkeit zu beschränken oder ein gegenseitiges 
Zusammenwirken und Sichergänzen bei Ausübung der Armen- 
pflege, wie z. B. in Stuttgart, herbeizuführen. Wie dies durch 
den Bürgermeister in seiner einleitenden Rede gleich hervor- 
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gehoben wurde, sollten die Strassburger Armenpflegeorgane 
vielmehr nur durch Errichtung einer gemeinsamen Zentral- 
auskunftsstelle bei der städtischen Armenverwaltung in Zusam- 
menhang gebracht werden; sie sollten sich verpflichten, viertel- 
jährlich der letzteren die Namen der unterstützten Personen 
und die Höhe der bewilligten Unterstützungen mitzutheilen 
und dagegen berechtigt sein, über jede bei der Auskunftsstelle 
eingetragene Person Aufschluss zu verlangen. Verschämte Arme 
sollten hierbei ausser Betracht bleiben. In der Diskussion fand 
der Gedanke bei einer Reihe von Vertretern lebhaften Anklang 
und wurde warm befürwortet. Andererseits wurden aber mehrere 
Stimmen laut, welche die Befürchtung aussprachen, dass die 
reichlich unterstützten Armen gerade ihrer Vereine durch die 
Einrichtung Schaden leiden möchten. Ihnen wurde entgegen- 
gehalten, dass die Richtung insbesondere der städtischen Armen- 
verwaltung nicht Verringerung, sondern erhebliche Verstärkung 
der für Armenzwecke aufzuwendenden Mittel sei, sowie dass 
der oberste Grundsatz einer gesunden Armenpflege Gerechtig- 
keit sein müsse. Im Verfolg dieser Besprechung ging nun 
Anfang des laufenden Jahres an die betheiligten Vereine die 
förmliche Aufforderung, ihre Theilnahme an der Auskuntftsstelle 
fest zuzusagen. Von den 14 in Betracht kommenden Körper- 
schaften — von der Theilnahme von 4 in den Vororten rein 
lokal wirkenden Vereinen hatte man inzwischen abgesehen — 
gaben 9 unbedingt, 1 bedingt ihre Zusage, während 4 dieselbe 
verweigerten. Da unter diesen sich mehrere der wichtigsten 
Armenpflegeorgane befanden, ohne deren Mitwirkung die Aus- 
kunftsstelle nur eine sehr unvollkommene Einrichtung gewor- 
den wäre, wandte sich das Bürgermeisteramt noch einmal in 
einem eindringlichen Schreiben an ihre Vorstände, in welchem 
die Vortheile der Auskunftsstelle auseinandergesetzt und die 
geäusserten Bedenken widerlegt wurden. Leider wurde auch 
hierdurch ein Erfolg nicht erzielt, sodass sich Ende August 
die städtische Armenverwaltung zu der Erklärung genöthigt 
sah, dass sie angesichts der Haltung der erwähnten Vereine 
sich nicht entschliessen könne, z. Zt. mit der Einrichtung der 
geplanten Auskunftsstelle vorzugehen. Dieses Ergebniss muss 
ausserordentlich bedauert werden. Es bleibt nur zu hoffen, dass 
in den widerstrebenden Kreisen mit der Zeit eine bessere 
Einsicht sich Bahn bricht. Der Grund für das Scheitern des 
Planes dürfte einmal allgemein in dem im Öffentlichen Leben 
Strassburgs so oft hervortretenden Mangel an Fähigkeit, die 
Sonderinteressen dem Allgemeinwohl hintanzusetzen, zu suchen 
sein, andererseits besonders in der fast krankhaften Furcht der 
Elsässer vor allem, was nur entfernt an Büreaukratismus er- 
innert, sowie in der Besorgniss, doch etwas von der bisherigen 
Selbständigkeit einzubüssen. Bei den protestantischen Vereinen 
mag auch der Gedanke mitgespielt haben, dass bei einer ge- 
rechteren Vertheilung der zur Verfügung stehenden öffent- 
lichen Mittel ihre bisher von privater Seite reichlicher wie die 
Katholiken unterstützten Glaubensgenossen Schaden leiden 
möchten.“ 


Krankenpflege. 


Allgemeine Heilanstalten im preussischen 
Staat. Der vor Kurzem erschienene II. Band des Statistischen 
Handbuchs für den preussischen Staat enthält S. 409 eine 
äusserst interessante Uebersicht über die 1891 in der Monarchie 
vorhanden gewesenen allgemeinen Heilanstalten, wobei freilich 
solche, die kein Material zur Krankenhausstatistik geliefert 
haben, ausser Betracht geblieben sind. Abgesehen von 191 
Militärlazarethen wurden 1891 im Ganzen 1441 Anstalten mit 
75234 Betten gezählt, die in diesem Jahre 468132 Personen 
verpflegt haben. Ganz besonders interessant ist, wie sich diese 
Anstalten und die in ihnen vorhandenen Betten nach dem 
Besitzverhältniss gruppiren. Es lassen sich danach drei grosse 
Gruppen unterscheiden: 1. Anstalten politischer Körperschaften; 
2. Anstalten von Religionsgemeinden und religiösen Orden und 
Genossenschaften; 3. Anstalten von Vereinen, milden Stiftungen 
und Privatpersonen. Auf die erste dieser Gruppen entfallen 
722 Anstalten mit 38516 Betten, oder genau die Hälfte (50,1°/o) 
der Anstalten und etwas über die Hälfte (51,2°/0) der Betten. 
Im Besitze religiöser Gemeinden, Orden oder Genossenschaften 
waren 359 (24,9°/o) Anstalten mit 20 998 (27,9%/o) Betten. Auf 
die dritte Gruppe kamen 360 (25°/o) Anstalten mit 15710 (20,990) 
Betten. Von ersteren Anstalten gehörten dem Staat (Unter- 
richtsanstalten zur Ausbildung von Aerzten und Gefängniss- 
lazarethe) 91 mit 6390 Betten. Auf die Provinzialverbände 
entfielen 16 mit 1612 Betten, 8 mit 855 Betten gehörten 
Bezirksverbänden (wesentlich Reg.-Bez. Kassel). 83 Anstalten, 
die aber nur 2692 Betten enthielten, waren im Besitz von 
Kreisen. Weitaus der grösste Theil der im öffentlichen Eigen- 


thum stehenden Spitäler, nämlich 524 mit 26967 Betten ge- 
hörten politischen Gemeinden, wobei 502 mit 26502 Betten 
auf Stadtgemeinden entfielen. Von den Spitälern, die Religions- 
gemeinden gehörten, waren 35 mit 1763 Betten evangelische, 
138 mit 6744 Betten katholische, 3 mit 226 Betten jüdische. 
Die Johanniter besitzen 29 Spitäler mit 1257 Betten, die evange- 
lische Diakonie 39 mit 4474. Die barmherzigen Schwestern 
haben 90 Anstalten, welche 4678 Betten fassen, die barmherzigen 
Brüder 14 mit 1040; 11 weitere Spitäler mit 816 Betten ge- 
hörten den Maltesern bezw. Bisthümern. Unter den Anstalten 
der dritten Gruppe ragen die von milden Stiftungen hervor. 
Es sind ihrer 191 mit 10351 Betten; 40 mit 1233 Betten wurden 
noch durch den Stifter verwaltet, die anderen 150 durch Kura- 
torien. Wohlthätige Vereine, insbesondere der Vaterländische 
Frauenverein, besitzen 24 Spitäler mit 1205 Betten. Knapp- 
schaftskrankenanstalten gab es 18 mit 909 Betten, wobei freilich 
9 Lazarethe des Oberschlesischen Knappschaftsvereins in Tarno- 
witz nicht mitgezählt sind. Fabrikarbeiterkrankenanstalten gab 
es 17 mit 725 Betten. Privatpersonen unterhielten 110 mit 
2520 Betten, naturgemäss waren das meistens Aerzte, welch’ 
letzteren 85 Anstalten mit 1684 Betten gehörten; gerade da 
mag übrigens die Uebersicht besonders lückenhaft sein. Im 
Allgemeinen sieht man aus dieser Aufstellung, dass im preus- 
sischen Staat noch recht bedeutende Unterschiede in der Ver- 
sorgung mit Spitälern bestehen müssen. Im Vergleich zu anderen 
deutschen Staaten würden offenbar die im Besitze von Land- 
gemeinden, ländlichen Kreisen und Bezirksverbänden stehenden 
Anstalten verschwindend gering erscheinen. Offenbar haben 
hier, abgesehen von den Städten, die Verwaltungsverbände 
ihre Schuldigkeit nur zum geringsten Theile gethan; allerdings 
besteht ja keine strikte Verpflichtung zur Errichtung und Unter- 
haltung von Spitälern. Theilweise werden die vorhandenen 
Lücken durch die Thätigkeit religiöser Korporationen, freier 


' Vereine und milder Stiftungen ausgefüllt, aber es ist ja bekannt, 


wie sehr das Vorhandensein solcher Institute vom Spiele des 
Zufalls abhängt. Jedenfalls enthält jene Aufstellung die deut- 
liche Mahnung an den Staat. auf Errichtung .von Spitälern 
durch die Kreise, welche die natürlichen Träger dieser öffent- 
lichen Last sind, energisch hinzuwirken. 


Spitalverwaltung und Krankenkassenmitglieder 
inStrassburg. Die Strassburger Spitalverwaltung ermässigte 
nach Einführung der Reichskrankenversicherung mit Rücksicht 
darauf, dass vielfach die dem Versicherungszwang unterworfenen 
Personen bis dahin die Spitalpflege unentgeltlich genossen hatten, 
die Kur und Pflegekosten für die Krankenkassenmitglieder von 
1 Mk. 60 Pf., bezw. 1 Mk. 44 Pfg. auf 1 Mk. für jeden Tag 
und führte späterhin noch die weiteren Vergünstigungen ein, 
dass sie in Bedürftigkeitsfällen auf das Pflegegeld für eine Zeit 
von drei Wochen und selbst auf eine längere Dauer hinaus 
zugunsten der Angehörigen der Kranken verzichtete. Da jedoch 
die ordentlichen Einnahmen des Spitals die ordentlichen Aus- 
gaben nicht mehr decken, so ist die Verwaltung der Meinung, 
dass es an der Zeit sei, den Pflegegeldsatz höher festzusetzen. 
Bei der Tragweite der Frage war sie veranlasst, diese vor den 
Gemeinderath als Aufsichtsinstanz zu bringen, welcher dieselbe 
in der Sitzung vom 28. Juni d. J. an eine Spezialkommission 
zur Prüfung und Berichterstattung verwies. Wie auch in dem 
Berichte der Kommission dargelegt ist, erfolgte der Erlass der 
Pflegekosten unter der Voraussetzung, dass den Familien der 
Erkrankten das volle Krankengeld ausbezahlt wird, während 
die Krankenkassen bei Unterbringung des Erkrankten im Spitale 
nur zur Zahlung des halben Krankengeldes verpflichtet sind; 
die Verzichtleistung des Hospitals auf Pflegekosten kam des- 
halb zum Theil den Krankenkassen zugute. Die Kommission 
war nun der Ansicht, dass es zwar unbedenklich erscheinen 
möge, das bisher von der Spitalverwaltung geübte Ent- 
gegenkommen gegenüber den Krankenkassen einzuschränken, 
es aber im hohen Grade bedauerlich wäre, wenn auch die 
Vergünstigung in Wegfall käme, welche den Familien einzelner 
bedürftiger Kassenmitglieder bisher zu Theil wurde. Die Ent- 
ziehung der Wohlthat, welche die Auszahlung des vollen 
Krankengeldes darstellt, würde um so härter empfunden wer- 
den, als die seitherige Uebung sich während einer achtjährigen 
Dauer eingelebt hat; ein Theil der betroffenen Familien würde 
darben, ein anderer der Armenverwaltung zur Last fallen und 
mancher Erkrankte würde voraussichtlich auf die Wohlthat der 
Spitalverpflegung verzichten, um den Angehörigen das volle 
Krankengeld zu sichern. Die Kommission hielt es daher für 
wünschenswerth, dass die Spitalverwaltung sich darauf be- 
schränke, den Pflegegeldsatz für Krankenkassenmitglieder auf 
1 Mk. 10 Pfg. zu erhöhen, und dass sie in Fällen nachge- 
wiesener Bedürftigkeit zu Gunsten der Angehörigen der Er- 


krankten Kassenmitglieder auf die Hälfte der Pflegekosten ver- 
zichte. Dabei beantragt die Kommission, der Gemeinderath 
wolle sich bereit erklären, den durch die Verzichtleistung dem 
Spital entstehenden Einnahmeausfall zunächst für die Etatsjahre 
1894/95 und 1895/96 auf die Stadtkasse zu übernehmen, wenn 
und insoweit sich ergeben sollte, dass die laufenden Ausgaben 
des Spitals nicht ihre Deckung in den laufenden Einnahmen 
finden. In seiner Sitzung vom 11. d. M. hat der Gemeinderath 
die Anträge der Kommission angenommen. 


Wohnungswesen. 


Baupolizeiverordnung für die Berliner Vor- 
orte. Gegen den Missbrauch einiger Bestimmungen über den 
Bau von Landhäusern hat der Regierungspräsident von Potsdam 
an die Ortspolizeibehörden folgende Verfügung erlassen: „Dem 
Vernehmen nach werden die Vorschriften der Baupolizeiord- 
nung vom 5. Dezember 1892 öfter insofern verletzt, als bei 
Gebäuden, die als Landhäuser zu errichten waren, auch nur 
einige Zentimeter in den Erdboden eingesenkte Räume als 
Kellerräume behandelt worden sind und dass auch noch das 
Dachgeschoss zu einem vollständigen Stockwerk ausgebaut 
worden ist, so dass die Gebäude anstatt der zulässigen zwei 
Stockwerke deren vier erhalten. Ich ersuche, derartige Zuwider- 
handlungen gegen die für die landhausmässige Bebauung er- 
lassenen Bestimmungen zu verhindern. Bei Prüfung von An- 
trägen auf Ertheilung von Dispensen von der Vorschrift der 
Ziffer 4 des $5 ist eingehend zu erwägen, ob besondere durch 
die Schwierigkeit der örtlichen oder technischen Verhältnisse 
bedingte Gründe für die Bewilligung vorliegen.“ 

Bau vonArbeiterwohnungenmitHilfeder Ver- 
sicherungsanstalten. Der Vorstand der Württembergi- 
schen Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt hat nunmehr 
ebenfalls beschlossen, aus Anstaltsmittein an gemeinnützige 
Baugenossenschaften, Vereine etc. zum Zweck der Förderung 
des Baues von Arbeiterwohnungen Darlehen zu bewilligen. 
Nach den erlassenen Bestimmungen werden die Darlehen gegen 
unterpfandliche Sicherheit im Höchstbetrag bis zu ?/s des 
Schätzungswerthes der Baugrundstücke auf erste Hypothek 
abgegeben. Das Kapital ist mit 3/2 ®;o zu verzinsen. Bei pünkt- 
licher Zinszahlung wird seitens der Anstalt für die nächsten 
10 Jahre, und —: 
sein wird — für weitere 10 Jahre auf das Kündigungsrecht 
verzichtet. Um den Darlehenszweck, dem Wohnungsbedürfnisse 
der minder Bemittelten zu dienen und die Erwerbung eines 
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falls nicht vor Ablauf derselben gekündigt | 


eigenen Heims für diese Klasse zu erleichtern, dauernd sicher | 


zu stellen, und um namentlich zu diesem Behufe jede Speku- 
lation mit den von der Württembergischen Invaliditäts- und 
Altersversicherungsanstalt beliehenen Grundstücken und Ge- 
bäuden auszuschliessen, hat sich der Darlehensempfänger gegen- 
über der Versicherungsanstalt zu verpflichten, im Falle der 
Veräusserung der Unterpfänder sich ein im Unterpfandsbuch 
vorzumerkendes Recht auf Wiedererwerbung des Veräusserungs- 
objekts vorzubehalten. 


(Gewerbewesen. 


Städtische Arbeitsämter für Leipzig, Mün- 
chen, Mainz und Berlin. Einen Antrag auf Errichtung 
eines städtischen Arbeitsnachweises haben auch die Arbeit- 
nehmer-Beisitzer des Leipziger Gewerbegerichts eingebracht. 
Ferner plant der Vorsitzende des Gewerbegerichts in München 
die Errichtung eines allgemeinen Arbeitsnachweises; die nöthigen 
Vorarbeiten sollen nach der Meldung Münchener Blätter schon 
begonnen sein. Eine in Mainz am 10. d. M. stattgehabte Ar- 
beiterversammlung nahm einstimmig folgende Resolution an: 
„In Erwägung, dass in Arbeiterkreisen längst das Bedürfniss 
nach einem alle Zweige der Erwerbsthätigkeit umfassenden 
unentgeltlichen Arbeitsnachweis- und Auskunftsbureau besteht, 
beschliesst die heutige Versammlung, bei der Stadtverordneten- 
versammlung der Stadt Mainz zwecks Errichtung eines der- 
artigen Bureaus vorstellig zu werden. Dieses Bureau soll auf 
Kosten der Stadt Mainz errichtet, durch einen befähigten, mit 
den Verhältnissen betrauten Arbeiter geleitet und unter Auf- 
sicht einer von den Beisitzern des Gewerbegerichts zu wäh- 
lenden und je zur Hälfte aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
bestehenden Kommission gestellt und mit dem Vorsitz dieser 
Kommission der Vorsitzende des Gewerbegerichts betraut wer- 
den. In fernerer Erwägung, dass es in hohem Grade wünschens- 
werth und geboten erscheint, über die Verhältnisse der Arbeiter 
im Allgemeinen, sowie über Löhne, Arbeitslosigkeit, Krank- 
heit und Wohnungsverhältnisse im Speziellen zuverlässig unter- 
richtet zu sein, spricht die Versammlung die Erwartung aus, 
dass durch den bereits im Dienste der Stadt stehenden stati- 


stischen Hilfsarbeiter oder durch das genannte Bureau sta- 
tistische Erhebungen stattfinden.“ Endlich hat der Regierungs- 
baumeister Kessler im Verein mit anderen Bauhandwerkern an 
den Magistrat in Berlin das Gesuch gerichtet, einen amtlichen 
Arbeitsnachweis für Bauhandwerker seitens der Stadtgemeinde 
einzurichten und später zu einem Arbeitsamtfüralle Arbeitnehmer 
zu erweitern. Das Magistratskollegium hat beschlossen, den 
Antrag der Gewerbedeputation zur Begutachtung zu überweisen. 

B. Lohnzahlung an Arbeiterin Hanau. Wie in 
diesen Blättern (vgl. S. 43, II. Halbjahr) mitgetheilt, hatte 
das Bürgermeisteramt Hanau am 26. Juli d. J. ein Rund- 
schreiben an die Arbeitgeber erlassen, in welchem es — in 
Verfolg eines bezüglichen Antrags des Gewerbegerichts — 
ersuchte, wöchentliche Lohnperioden einzuführen und die 
Lohnauszahlung allgemein am Freitag zu bewirken. Die Er- 
gebnisse dieses Rundschreibens liegen nunmehr vor. Abge- 
gangen sind Rundschreiben an 235 Firmen, Antworten gingen 
ein von 89 Firmen. Von letzteren theilten 32 mit, dass sie 
bereits wöchentliche Lohnperioden hätten, 2 Firmen führten 
solche neu ein, während 5 Baugeschäfte erklärten, dass sie 
ihrer Betriebseinrichtungen wegen an den l4täg. Lohnperioden 
festhalten müssten. Lohnauszahlung am Freitag bestand bereits 
bei 6 Firmen, neu eingeführt wurde dieselbe von 57 Firmen, 
während die übrigen Firmen sich gegen die Freitagsauslohnung 
ablehnend verhielten. Die Stadtverwaltung hat bei ihren sämmt- 
lichen Arbeitern wöchentliche Lohnperioden und die Lohn- 
zahlung am Freitag eingeführt. 


Sonntagsruhe in den städtischen Gaswerken. 
Auf die vom Stadtrath zu Karlsruhe im Verein mit den üb- 
rigen betheiligten Gemeinden Badens beim Grossh. Ministerium 
des Innern eingereichte Vorstellung gegen den Entwurf von 
Bestimmungen über die Ausdehnung des sonntäglichen Ruhe- 
zwangs auf die Gaswerke erging folgende Antwort: „Dem 
Stadtrath der Haupt- und Residenzstadt Karlsruhe erwidern 
wir auf den Vortrag vom I8. Sept, dass über die Regelung 
der Sonntagsruhe in den Gasanstalten erst ein vorläufiger Ent- 
wurf des Reichsamts des Innern erschienen ist. Wir haben 
denselben seinerzeit unter Zuzug einer Anzahl von Leitern 
inländiseher Gasanstalten, auch des Karlsruher Gaswerks, einer 
Prüfung unterzogen und sind dabei im wesentlichen zu dem 
gleichen Ergebnisse gelangt, welches im dortigen Berichte zu- 
sammengefasst ist. Daraufhin wurde von uns bei dem Reichs- 
amte des Innern eine Abänderung des bezüglichen Entwurfs 
dahin. beantragt, dass in Gasfabriken an Sonn- und Feiertagen 
der Vollbetrieb für die Herstellung und Reinigung des Gases 
und die Vornahme von Verladungsarbeiten bis 9 Uhr Vormittags 
gestattet sein möge. Hinsichtlich der Ablösung der an Sonn- 
und Festtagen beschäftigten Arbeiter haben wir bei dem 
Reichsamte des Innern folgende Anträge gestellt: 1. Vom 
1. April 1894 an sind für die Zeit vom 15. Febr. bis 15. Okt. 
jedes Jahres die an Sonn- und Festtagen beschäftigten Arbeiter 
an einem Drittel dieser Tage mindestens 36 Stunden von der 
Arbeit frei zu lassen. 2. An Stelle dieser Ruhezeit kann mit 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde den Arbeitern 
eine 24stündige Ruhezeit an der Hälfte der Sonn- und Feiertage 
gewährt werden. 3. Arbeitsschichten von länger als 18stündiger 
Dauer sind unzulässig. 4. Die vorstehenden Bedingungen treten 
erst am 15. Oktober 1896 in Kraft. Die bezüglichen Zeitpunkte 
werden aber mit Rücksicht darauf, dass die Einführung der 
Sonntagsruhe in den gewerblichen Betrieben voraussichtlich 
erheblich hinausgeschoben werden wird, entsprechend hinaus- 
zurücken sein. Es steht zu erwarten, dass nunmehr vom Reichs- 
amte des Innern ein endgiltiger Entwurf von bezüglichen 
Bestimmungen ausgearbeitet und den betheiligten Kreisen zur 
Kenntnissnahme und Prüfung unterbreitet werden wird, wie 
dies neuerdings in Bezug auf die Bergbau- und Hüttenwerks- 
betriebe geschehen ist. Es wird alsdann Gelegenheit gegeben 
sein, die Bedenken der inländischen Gaswerke, soweit sie nicht 
schon bei der Fassung des endgiltigen Entwurfs Berücksichti- 
gung gefunden haben, geltend zu machen. Der Bundesrath hat 
sich mit der Sache überhaupt noch nicht befasst. gez. Eisenlohr.* 
Die „Gefahr“ für die städtischen Gaswerke war also noch 
nicht so drohend, und die Verzögerung der Angelegenheit hat 
hoffentlich wenigstens den einen Vortheil, dass die Arbeiter 
noch zur Berathung gezogen werden. 


Gewerbliche NebenbeschäftigungvonSchul- 
kindern. Auch in Hannover dürfen nach einer Polizeiver- 
ordnung vom 23. August 1876 Kinder unter 14 Jahren auf 
öffentlichen Strassen, sowie in Wirthschaften und sonstigen 
öffentlichen Lokalen Waaren irgend welcher Art nicht feil- 
halten, an solchen Orten keine Musik machen u. s. w. Wie 
dem „Hann. C.“ jedoch aus Leserkreisen mitgetheilt wird, 
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wird gegen diese Polizeiverordnung nicht selten gefehlt. 
Meistens erfolgte die Uebertretung aus Unkenntniss der poli- 
zeilichen Vorschrift. Wenn derjenige, unter dessen ‘Gewalt 
oder Aufsicht die Kinder stehen, und der dieselben zum Ver- 
kaufen u. s. w. ausschickt, oder wenigstens hiervon abzuhalten 
unterlässt, sowie auch der Inhaber eines öffentlichen Lokals, 
der einen derartigen Verkehr von Kindern duldet, in jedem 
Falle vorschriftsmässig mit Geld- event. Haftstrafe belegt 
würde, so könnte dem Uebel wohl bald gründlich abgeholfen sein. 


Eingegangene Schriften. 


II. Bücher und Broschüren. 


v. Bernewitz, Dr. A. Die Reichsgewerbeordnung in ihrer 
dermaligen Fassung nebst den damit in Verbindung stehen- 
den Reichsgesetzen sowie den einschlägigen Verordnungen. 
Nach den Gesetzgebungsmaterialien und der Judikatur der 
höchsten Gerichts- und Verwaltungsbehörden neu bear- 
beitet. Mit ausführlichem Sachregister. Leipzig 1893. 
Verlag der Rossberg’schen Buchhandlung. V und 472 Seiten. 

Gordon, Emy, geb. Freiin von Beulwitz. Praktischer Rath- 
geber für Erwerb suchende Frauen und Mädchen aus 
besseren Ständen. Leipzig 1893. Peter Hobbing. VIII und 
152 Seiten, 

Hecht, Carl. 66 Thesen zur Währungsfrage. Frankfurt a. M. 
1893. Verlag von Gebrüder Fey. 24 Seiten. 

Hofmann, Bürgermeister in Limbach. Die Thätigkeit des 
Gemeindevorstehers nach dem Reichsgesetze betreffend die 
Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890. Leipzig 1893. Verlag 
der Rossberg’schen Hofbuchhandlung. XI und 176 Seiten. 


Verlag von Leopold Voss in Hamburg, Hohe Bleichen 34. 


Prostitution u Abolıtionismus 


Briefe von 
Benjamin Tarnowsky. 


Professor an der medicinischen Akademie zu St. Petersburg. 
Preis Mo. 

Die „Zeitschrift für die gesammte Strafrechtswissenschaft“ 
schreibt: „Das Buch ist jedem dringend zu empfehlen, der ein 
Urtheil über die social so schwerwiegende Frage nach der an- 
gemessensten Behandlung der Prostitution gewinnen will.“ 


Hummel, F., Lic.theol. Was lässt sich zur Pflege einer ge- 
diegenen, echt volksthümlichen Bildung in den Arbeiter- 
kreisen thun? Von der kgl. Akademie gemeinnütziger 
Wissenschaften zu Erfurt gekrönte Preisschrift. Heilbronn 
1893. Verlag von Eugen Salzer. VIII und 128 Seiten. 

Jastrow, Dr. J. „Sozialliberal.* Ein Weckruf zu den Land- 
tagswahlen. Berlin 1893. Verlag von Rosenbaum & Hart. 
127: Seiten. 

Liebrecht, Dr. jur. Wilhelm. Der Bau von Arbeiterwoh- 
nungen mit Hülfe der Invaliditäts- und Altersversicherungs- 
Anstalt Hannover. Hannover und Leipzig 1893. Verlag der 
Hahn’schen Buchhandlung. 27 Seiten. 

Mugdan, Leo. Das Reichsgesetz betr. die Gewerbegerichte 
vom 29. Juli 1890. Text-Ausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregister. Dritte vermehrte Auflage. Berlin 1893. 
J- Guttentag, Verlagsbuchhandlung. XXIV und 208 Seiten. 

Pauly, N. Kölner Bürgerbuch. Sammlung von Ortsstatuten, 
Verordnungen und Regulativen für die Stadt Köln. Köln 
1893. Druck und Verlag der Kölner Verlags-Anstalt und 
Druckerei, A.-G. 325 Seiten. 

Rodbertus-Jagetzow. Zur Erklärung und Abhülfe der 
heutigen Kreditnoth (des Grundbesitzes. Zweite Auflage 
mit dem Bildnisse des Verfassers und einem Vorwort von 
Dr. Rudolph Meyer. Berlin 1893. Verlag von Hermann Bahr. 
XL und 300 Seiten. 


Der heutigen Nummer liegt ein Prospekt 
der Verlagsbuchhandlung J. Guttentag in Berlin 
bei, den wir der Beachtung unserer Leser em- 
pfehlen. 
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Zur Durchführung des hessischen Gesetzes über die polizerliche 
Beaufsichtigung der Miethwohnungen und Schlafstellen. Von 
O.-R.-Rath Dr. Zeller. 

Das Elberfelder System und seine Umgestaltung. 

Notizen: Erziehung: Zwangserziehung in Preussen. Verwahr- 
loste Kinder. Zahnärztliche Behandlung der Berliner Waisen- 
kinder. — Schulwesen: Sommerschulen in Preussen. Schul- 
hygiene. — Armenwesen: Unterstützungswohnsitz und Alters- 
grenze. Armenfflege in Bayern. Auskunftsstelle der Wohl- 
thätigckeitsanstalten in Halle a. S. — Gemeinnützige Für- 
sorge: Arbeislosigkeit und Arbeiterkolonien. Verein für 
Arbeiterkolonien in Bayern. Mangel an freiwilligen Armen- 
Dflegern in Halle. — Krankenpflege: Sanitätswachen in Ber- 
lin. — Gesundheitspflege: Volksbrausebäder in Leipzig und 
Breslau. Arbeiter in öffentlichen Sanitätskommissionen. — 
Wohnungswesen: Gemeinnützige Bauthätigkeit in Hanau. — 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte: Ver- 
bandsangelessenheiten. — Rechtsprechung: In wie weit kann 
der Arbeitgeber einem Arbeiter das verlangte Zeugniss zu- 
rückhalten? — Gutachten: Frankfurt, über die Organisation 
des Handwerks. — Vermischtes: Aus der Praxis des Düssel- 
dorfer Gewerbegerichts. Zur Qualifikation der Gewerbe- 
gerichtsvor sitzenden. 


Zur Durchführung des hessischen Gesetzes 
über die polizeiliche Beaufsichtigung der 
Miethwohnungen und Schlafstellen. 
Von Dr. Zeller, O.-R.-Rath in Darmstadt. 


Nunmehr sind auch die Ausführungsverordnungen zu 
dem hessischen Gesetz vom 1. Juli 1893 (vgl. I. Halb- 
jahr No, 2 S. 15 d. Ztschr.) erschienen, das am 1. Oktober 
d. Js. in Kraft getreten ıst und den aus dem Vermiethen 
ungeeigneter Wohnungen und Schlafstellen für die Gesund- 
heit und Sittlichkeit sich ergebenden Schäden durch eine 
Kontrole der staatlichen Gesundheitsbeamten und Orts- 
polizeibehörden zu begegnen sucht. Die zur Ausführung 
erlassene Anweisung enthält folgende Grundsätze: 

Die amtlichen Revisionen beginnen sofort. Die Ver- 
miether der Wohnungen mit nicht über 3 Räumen, von 
Kellergeschossen oder nicht unterkellerten Räumen, deren 
Fussboden nicht mindestens 0,25 m über der Erde gelegen, 
sowie unmittelbar unter Dach (ohne Zwischendecke) be- 
findlicher Räume, haben bei der erstmaligen Vermiethung 
und allen Aenderungen binnen einer Woche die vor- 
geschriebene Anzeige zu machen. Gleiches gilt für an 
dritte vermiethete Schlafstellen. Bei bereits vermietheten 
Räumen ist die Anzeige innerhalb eines Monats vom 
1. April 1894 zu erheben. Die Anzeigen sind von dem 
Vermiether oder seinem Stellvertreter bei der Ortspolizei- 
behörde (für schriftliche Meldungen ist ein bestimmtes 


| Formular empfohlen) zu erstatten. 


Ob auf Schlafräume 
die Vorschriften für Miethwohnungen oder für Schlafstellen 
(Anzeigepflicht bei Vermiethung an nicht zur Familie 
gehörige Personen, mit oder ohne Berechtigung zum 
Aufenthalt über Tag) anzuwenden sind, kann im Einzelfalle 
zweifelhaft sein. Es ist deshalb davon auszugehen, dass als 
„Schlafstellen“ Räume gelten, welche wesentlich nur zum 
Schlafen vermiethet werden, und wobei kein ausschliessliches 
Verfügungsrecht der Schläfer über den Raum besteht, 
einerlei wie lange die Vermiethung stattfindet und ob dem 
Schläfer die Aufbewahrung von Kleidungsstücken und der- 
gleichen gestattet wird. Auch für diese Anzeigen ist ein 
zweckmässiges Muster gegeben, welches Auskunft über Lage 
des Hauses nach der Strasse und Nummer, den Ver- 
miether, Lage sowie Breite und Höhe der Schlafstellen, 
die Anzahl der in jedem einzelnen Raume vorhandenen 
Schlafstellen gibt. 

Die Obliegenheiten der staatlichen Gesundheitsbe- 
amten sind: Ertheilung sachverständigen Raths auf Er- 
suchen der Polizei bei Bestimmung des Mindestmaasses 
von Luftraum für die Bewohner vermietheter Räume und 
bei den Arbeitern zugewiesenen Schlafräumen, ferner bei 
Feststellung des beim Vermiethen von Schlafstellen für 
jeden Schläfer nöthigen Luftraumes (mindestens 10 cbm) 
für jede zugelassene Person, sowie bei Festsetzung der 
sonstigen Anforderungen, welchen die Schlafräume und 
zugehörigen Hausräume zu entsprechen haben. Bei der 
Untersuchung und Beurtheilung der zu kontrolirenden 
Miethwohnungen und Schlafräume sind die Gesundheits- 
beamten in folgenden Fällen thätig: Bestellt eine Stadt- 
gemeinde mit über 5000 Seelen keine besonderen Woh- 
nungsinspektoren (Gemeindeärzte), so ist die hygienische 
Untersuchung und Beurtheilung der anzeigepflichtigen 
Wohnungen und Schlafstellen jenen Beamten übertragen. 
Gleiches gilt in Gemeinden über 5000 Seelen ohne Städte- 
ordnung, sowie bei Ausdehnung der Anzeigepflicht u. s. w. 
auf Gemeinden unter 5000 Seelen durch Polizeiverordnung. 
Zum Schutz der Neubauten und Umbauten sind die Unter- 
nehmer berechtigt, vor dem Beginn eine Entscheidung 
der Polizeibehörde darüber zu erwirken, ob die als künftige 
Miethräume bezeichneten Bautheile den gesundheitlichen 
Anforderungen entsprechen. Die Gesundheitsbeamten prüfen 
und begutachten hier die Pläne. Eine gleiche Thätigkeit 
tritt in Gemeinden unter 20000 Seelen ein, wenn die 
Benützung einer als gesundheitsgefährlich bezeichneten 
Wohnung oder Schlafstelle von der Beseitigung bestimmter, 
die Gesundheit gefährdender Ursachen abhängig gemacht 
wird. Für die grösseren Städte wird die Anstellung von 
Wohnungsinspektoren erwartet, renitenten Gemeinden ist 
die Bestreitung dieser Ausgabe nöthigenfalls im öffent- 


lichen Interesse anzusinnen und eine Entscheidung des 
Verwaltungsgerichtes (Kreisausschuss) herbeizuführen. Ueber 
Beschwerden gegen die polizeilichen Beschlüsse wegen 
schädlicher Wohnungen und Schlafstellen entscheiden die 
Verwaltungsgerichte im Instanzenweg (Kreisausschuss, 
Provinzialausschuss); zu den Verhandlungen sind, soweit 
erforderlich, die Gesundheitsbeamten als Sachverständige 
zuzuziehen. Schliesslich fällt den Gesundheitsbeamten die 
Aufgabe zu, den angestellten Wohnungsinspektoren (in 
den grösseren Städten) auf behördliches Ersuchen die 
für ıhre Thätigkeit nothwendigen Anweisungen zu geben 
und sich über deren Verständniss zu verlässigen. 

Die Ortsbehörden der Gemeinden von 5000 oder 
mehr Einwohner und der Gemeinden, auf welche die 
gesetzlichen Vorschriften durch Polizeiverordnung an- 
wendbar erklärt sind, haben nach bestimmtem Muster ge- 
naue Register über die, der Anzeigepflicht unterliegenden 
Miethwohnungen und die Schlafräume für Lehrlinge, Ge- 
sellen, Gehülfen, Dienstboten u. s. w. zu führen. Die 
Anzeigen werden fortlaufend nach der Zeit der An- 
meldung eingetragen. Die einzelnen Rubriken dieser Re- 
gister sind: 1. Tag der Anmeldung, 2. Name des Ver- 
miethers oder Stellvertreters, 3. nähere Bezeichnung des 
Hauses nach Strasse und Nummer, 4. nähere Angabe 
über die Wohnung (Zahl, Länge, Breite und Höhe der 
Räume), 5. Cub.-Mtr. Inhalt an Luftraum, 6. Anzahl der 
Bewohner (getrennt nach Erwachsenen und Kindern unter 
10 Jahren), 7. Luftraum für eine Person (bei Berechnung 
sind zwei Kinder unter 10 Jahren einem Erwachsenen 
gleich zu rechnen), 8. bestehende bezw. erstmalige Ver- 
miethung, 9. Weitervermiethung, 10. Beschluss der Poli- 
zeibehörde, 11. Entscheidung des Kreisausschusses, 12. 
Rekursentscheidung, 13. Ausweisungsbeschluss nach Datum 
und Frist zur Räumung, 14. Gewährung weiterer ‘Fristen 
zur Räumung. Aehnliche Rubriken enthält das Register 
der Schlafstellen, statt 6 und 7 dagegen: 6. Anzahl der 
zugelassenen Schläfer, 7. Luftraum für eine Person u. s. w. 

Im Falle erstmaliger Vermiethung erfolgt sofort eine 
Untersuchung der Räume und Schlafstellen, ein zu er- 
lassendes Verbot ist, wenn möglich vor Beginn der Ver- 
miethung, dem Vermiether zuzustellen. Die bereits ver- 
mietheten anzeigepflichtigen Wohnungen werden strassen- 
weise unter der Angabe der Vermiether näher geprüft, 
nöthigenfalls die Eintrage richtig gestellt. Für Miethwoh- 
nungen bedarf es zur Vervollständigung jener Angaben der 
selbständigen Ermittelung von Länge, Breite und Höhe der 
einzelnen Räume zum Zwecke der Registereinträge. Bei 
unterbliebenen Anzeigen erfolgt Strafantrag. Bei Schlaf- 
räumen richtet sich die Untersuchung neben der Gesund- 
heitsfrage auch darauf, ob in der Person des Vermiethers 
und seiner Hausgenossen nicht Thatsachen vorliegen, 
welche die Annahme rechtfertigen, dass diese Vermiethung 
zu Unsittlichkeiten führen werde. In keiner Schlafstelle 
dürfen mehr Personen nächtliche Unterkunft finden, als 
die Ortspolizeibehörde auf Grund des Gesetzes für zu- 
lässig erklärt hat. Endlich ist es deren Obliegenheit die 
Schlafräume der Lehrlinge, Gesellen u. s. w. einer Unter- 
suchung dahin zu unterwerfen, ob keine Gefahren für 
die Gesundheit der untergebrachten Personen zu besorgen 
sind. Das Ergebniss aller dieser Untersuchungen wird in 
eine statistische Uebersicht eingetragen und so allmählich 
ein vollständiges Kataster über die kleinen Wohnungen 
und Schlafstellen geschaffen. Die polizeiliche Untersuchung 
darf nur am Tage (7—12 vormittags, 2—6 Uhr nach- 
mittags), unter thunlichster Rücksicht auf die Bewohner 
vorgenommen werden, 
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Gerichtliche Bestrafungen treten bei unterbliebener 
oder nicht rechtzeitiger Anzeige der Vermiethung von 
Wohnungen und Schlafstellen ein, bei Uebertretung der 
Normativvorschriften über das Mindestmaass an Luftraum 
für Wohnungen und Schlafstellen und bei Nichtbefolgung 
polizeilicher Beschlüsse gegen schädliche Räume und Schlaf- 
stellen. Alle, die Benutzung untersagenden oder von vor- 
heriger Beseitigung vorhandener Missstände abhängig 
machenden polizeilichen Erlasse sind genau zu begründen 
und nur in Gemeinden von 5000 und mehr Seelen statthaft. 
In allen übrigen Gemeinden kann ein polizeiliches Verbot der 
ferneren Benutzung nur auf Grund des Art. 80 der Kreis- 
ordnung oder des Art. 56 der Städteordnung zum 
Zwecke der Beseitigung gefahrbringender oder ordnungs- 
widriger Zustände ergehen, wobei dem Betroffenen der 
Rekurs an das obere Verwaltungsgericht zusteht. Nach 
eingetretener Rechtskraft eines, die Benutzung einer Mieth- 
wohnung oder eines Schlafstellenraumes untersagenden 
Beschlusses kann die Polizeibehörde, unbeschadet der 
Strafverfolgung, die Ausweisung der in den Räumen auf- 
genommenen Personen anordnen, wobei jedoch die Räu- 
mungsfrist nicht unter einem Monat bestimmt und von 
6 zu 6 Monaten bis auf 5 Jahre verlängert werden 
soll, wenn der Miether glaubhaft macht, dass unbean- 
standete Wohnungen von der seinen Verhältnissen ent- 
sprechenden Grösse und Preisanlage zur Zeit nicht vor- 
handen sind. Auch gegen diese Ausweisungsverfügung 
steht dem Miether die Beschwerde an das Verwaltungs- 
gericht zu. 


Das Elberfelder System und seine Um- 
gestaltung. 


Der Vorsitzende des Deutschen Vereins für Armenpflege 
und Wohlthätigkeit, L. Seyffardt, sendet uns nachstehende 
Zuschrift, in weicher er sich über die Frage der Kontrole der 
Thätigkeit der Lokalarmenpfleger durch die Zentral-Armen- 
behörde ausspricht: 

„Während das sog. Elberfelder System der Armenpflege 
von Jahr zu Jahr in neuen Städten angenommen wird, kommt 
es immer mehr vor, dass die Formen in verschiedenen Ein- 
zelheiten, namentlich aber darin vom ursprünglichen Muster 
abweichen, dass die endgiltige Feststellung im Einzelfalle dem 
Lokalarmenpfleger und dem Lokalarmenbezirk beschränkt und 
der Zentral-Armenbehörde theilweise oder ganz übertragen und 
deren Kontrolbefugniss durch Anstellung besoldeter Kontrol- 
beamten und ähnliche Massregeln verstärkt wird. In der That 
haben wir hier den schwächsten Punkt des Elberfelder Systems, 
der seinen Anhängern schon manchmal Kopfzerbrechen verur- 
sacht hat. Die neue Armenpflege hat die Fürsorge für den 
Armen und Schwachen aus den Händen des für eine grosse 
Zahl von Bedürftigen berufenen und daher nach der Schablone 
arbeitenden besoldeten Beamten in diejenigen eines für wenige 
Nothleidende bestimmten und daher zu individualisirender Be- 
handlung des Einzelfalls befähigten unbesoldeten Mitbürgers 
gelegt. Das ist theoretisch unanfechtbar richtig 
und hat sich auch praktisch im grossen Durch- 
schnitt wunderbar bewährt. Wenn die drei Instanzen, 
Armenpfleger, Bezirksvorsteher und Zentralverwaltung gleich- 
mässig ihre Pflicht voll und ganz vollführen, so geht Alles 
von selbst. Wenn aber eine von ihnen versagt, was selbstredend 
bei der erstgenannten als der am wenigsten geschulten und 
bewährten (dem Armenpfleger) am häufigsten vorkommt, dann 
schleichen sich leicht Fehler und falsche Beurtheilung ein, 
denen auf irgend eine Weise entgegengetreten werden muss. 
Das am meisten angewandte Mittel zu einer Kontrole besteht 
in regelmässig stattfindenden Revisionen der Bezirke, bei denen 
die Zentralverwaltung sich in Gegenwart der Vorsteher anderer 
Bezirke von den einzelnen Armenpflegern über jeden ihnen 
übertragenen Einzelfall Vortrag halten lässt. Zuverlässig ist 
dies Mittel aber nicht, da redegewandte Leute ohne Schwierig- 
keit etwa vorhandene Zweifel zu verschleiern wissen, weil 
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keine Besichtigung der Wohn- und Arbeitsstätte stattfinden 
kann. Mehr zu empfehlen ist nach der Erfahrung verschiedener 
Städte, in denen das Elberfelder System durch Statut zu Recht 
‚besteht, die periodisch stattfindende Kontrole durch die Kontrol- 
verwaltung ganz besonders der Familien- und Verdienstverhält- 
nisse. Da aber die Mitglieder dieser ehrenamtlichen Behörde in 
‚grösseren Städten unmöglich die Zeit haben, Alles mit eigenen 
Augen zu sehen, so pflegen sie mit der Ermittelung der für die 
zu bewilligenden Unterstützungen massgebenden Thatsachen die 
besoldeten Beamten zu betrauen, sich selbst aber das Urtheil 
vorzubehalten. Immerhin ist dies Mittel aber bei noch so dis- 
kreter Anwendung geeignet, die auf ihr Entscheidungsrecht 
eifersüchtigen Armenpfleger unangenehm zu berühren, welche 
die in den Statuten vorgesehene Kontrole der ehrenamtlichen 
Zentralverwaltung, nicht aber die wirkliche oder scheinbare 
Kontrole besoldeter Beamten sich gefallen lassen. Um nun diese 
Auffassung nicht aufkommen zu lassen, ist in manchen Orten, 
wo in jüngerer Zeit das Elberfelder System eingeführt wurde, 
die Anstellung besoldeter Beamten. denen die Kontrole jedes 
neuen, sowie diejenige irgend eines älteren Unterstützungs- 
falles, der der Zentralbehörde Zweifel oder Bedenken erweckt, 
obliegt, von vorn herein im Statut angeordnet worden. Ebenso 
hat man auch in verschiedenen Orten mit älterer Armenordnung 
nach Elberfelder Art besoldete Kontrolbeamte in das System 
einzufügen für erspriesslich gehalten. Ob durch solche Anord- 
nungen die Empfindlichkeit der im Ehrenamt thätigen und 
verantwortlichen Armenpfleger hinreichend geschont wird, 
hängt von der Auswahl der Personen, deren Bildung und 
Thätigkeit, ab. 

Aus dem Gesagten geht wohl unzweifelhaft hervor, dass 
es sich bei den geschilderten Massnahmen nicht um eine Ab- 
änderung der Grundsätze der Elberfelder Armenorganisation, 
sondern nur um eine Ausfüllung der Lücke in den ältern 
Statuten handelt, bei deren Abfassung noch keine Erfahrung 
über die für die Ausübung der Kontrole dienlichen Mittel zu 
Gebot stand. Alie diese Statuten enthalten einen Artikel, der 
ungefähr lautet wie folgt: 

Die Armenverwaltung erhält sich durch Einsicht der 
Protokolle der Bezirksversammlungen und auf sonst ge- 
eignete Weise ın genauester Kenntniss von deren Be- 
schlüssen, Sie ist befugt, diese Beschlüsse, wenn sie den 
ermittelten Verhältnissen oder den ergangenen Vorschriften 
nicht entsprechen, sei es von Amtswegen oder auf Anruf 
eines Betheiligten, aufzuheben und in der Sache ander- 
weit zu entscheiden. 

Von dieser Befugniss darf die Zentralbehörde (Armen- 
Verwaltung) nur in den seltensten Fällen Gebrauch machen, 
wennasiesnicht den eigentlichen, Lebensnerv des 
Elberfelder Systems, die moralische Verantwort- 
Ikchkeitedes7Armenptlegers/für seine'Pflegebe- 
fohlenen, abschwächen will. Diese Erkenntniss ist heute nach 
der Erfahrung von mehreren Jahreszehnten noch allgemeiner 
vorhanden, als zur Zeit des Inslebentretens des Systems. Sollten 
in irgend einem Falle die neueren Massregeln, die Kontrole zu 
verschärfen, mit jener Erkenntniss in Widerspruch gerathen, 
so sind sie vom Uebel und schädigen die Wirksamkeit der 
Organisation.* 


Notizen. 


Erziehung. 

Zwangserziehung in Preussen. In Zwangserzieh- 
ung wurden nach amtlicher Nachweisung im Etatsjahr 1891/92 
in Preussen 1600 verwahrloste Kinder untergebracht. Seit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes vom 19. März 1878 waren 20080 
verwahrloste Kinder der Zwangserziehung übergeben, so dass 
der Zuwachs im Jahre 1891/92 9°/o betrug. (Frühere Daten 
siehe S. 186, I. Halbjahr dieser Zeitschrift.) 


S. Verwahrloste Kinder. In der Sitzung der Pommer- 
schen Provinzialsynode vom 17. v. M. wurde folgender Antrag 
angenommen: „Die Synode wolle beschliessen, durch ihren 
Vorstand bei den gesetzgebenden Körperschaften auf eine Ab- 
änderung des $ 56 des deutschen Strafgesetzbuches betreffs 
der Unterbringung verwahrloster Kinder in Familien und An- 
stalten nach der Richtung hin zu wirken, 1. dass das Alter 
der Strafmündigkeit auf das vollendete 14. Lebensjahr hinauf- 
gerückt werde, und 2. dass die Zwangserziehung auch ohne 
das Vorliegen einer strafbaren Handlung bis zum 16. Lebens- 
jahre für jugendliche Personen, um sie vor sittlichem Ver- 


derben zu bewahren, verfügt werden kann, wenn deren sitt- 
liche Verwahrlosung durch die kirchlichen Organe im Ein- 
vernehmen mit dem Schulvorstand festgestellt. oder eine solche 
nach den häuslichen Verhältnissen zu befürchten ist.* 


Zanmwauzuliche Behandlung der-Berlrneer 
Waisenkinder. Nach dem Bericht der Berliner Armendirek- 
tion, Abtheilung für Waisenverwaltung. werden die im Waisen- 
depöt untergebrachten bzw. eingelieferten Kinder wöchentlich 
einmal von einem praktischen Zahnarzt untersucht. Dasselbe 
geschieht mit den Kindern aus der Kostpflege. Bei im ganzen 
2123 Kindern wurden im Jahre 1892/93 1483 Zähne gezogen, 
69 Mundentzündungen, 23 Zahnfleischfisteln und 32 Stellungs- 
Anomalien der Zähne behandelt. Sollte nun bei anderen 
Kindern, die nicht im Waisenhause untergebracht sind, eine 
solche ärztliche Thätigkeit überflüssig sein ? 


Schulwesen. 


S. Sommerschulen in Preussen. Auf der XX. Pom- 
mer’schen Provinzial-Lehrerversammlung, die kürzlich zu Köslin 
tagte, wurde u. a. folgende Frage behandelt: „Ist es aus- 
führbar, dass auch im Sommer die Kinder der Landbevölke- 
rung unverkürzten Unterricht erhalten?* Rektor Juds-Jarmen 
erstattete Bericht über die von 31 Zweigvereinen einge- 
gangenen Antworten. Die meisten Vereine sprachen sich 
für die Durchführbarkeit des unverkürzten Unterrichts aus; 
andere hielten dies wohl für wünschenswerth, doch ständen 
das Hütewesen und die mangelhafte Dotation der Lehrer der 
Reform entgegen. Die Versammlung hat sich dahin entschieden, 
dass die Einführung des unverkürzten Unterrichts vom päda- 
gogischen Standpunkt aus zu empfehlen sei. Man solle deshalb 
an die Regierungen die Bitte richten, solchen Unterricht, wo 
irgend thunlich, einzuführen. 


Schulhygiene. Einer Frankfurter Lehrerversammlung 
hat am 22. v. M. der hessische Schulrath Prof. Dr. Schiller- 
Giessen bemerkenswerthe Erfahrungen aus der schulhygienischen 
Praxis mitgetheilt. Wenn auch die Aerzte das vollendete sechste 
Lebensjahr für den Eintritt in die Schule nicht selten als zu 
früh bezeichnen, so sei andererseits nur sehr schwer der Be- 
weis zu erbringen, dass die geistige Arbeit dem Kinde nur 
schade. Im Gegentheil, das gesunde Kind habe mit vollendetem 
sechsten Jahre so viel geistiges Interesse und suche förmlich 
jede Gelegenheit auf, um von älteren Geschwistern etwas aus 
der Schule zu hören und zu lernen, dass es von nun ab zu 
Hause nur noch schwer zu beschäftigen sei; das Kind gehöre 
in die Schule. Dagegen könne er, so führte der Redner aus, 
die Frage, ob der heutige erste Elementarunterricht dem 
Kinde und seiner Natur angepasst sei und für dasselbe stets 
gefahrlos verlaufe, nicht unbedingt bejahen. Nach seinen Er- 
fahrungen müsse der jähe Uebergang aus einem freien Leben 
des Spiels, der Phantasie und des Frohsinns im elterlichen 
Hause zur ernsten Arbeit des Lesen- und Schreiben-Lernens 
bei stillem Sitzen in der Schule für das Kind und die Ent- 
wickelung seines Gehirns nachtheilig sein. Er wünsche, dass 
mindestens das erste Quartal oder das ganze Semester einen 
Uebergang zur ernsten Schularbeit bilde. Man möge die Kinder 
im ersten Schuljahr täglich in’s Freie zum munteren Spiele 
führen, sie kleine Lieder und Gedichtchen mit einer guten 
Aussprache lehren, an der Hand guter Veranschaulichungs- 
mittel sehr fleissig Anschauungsunterricht treiben, um die 
Sinne der Kinder zu üben, sie vor allen Dingen aber einen 
richtigen Schreibsitz lehren. Den schriftlichen Hausaufgaben 
legte der Vortragende nur einen sehr minimalen Werth bei. 
Als er vor zehn Jahren im Giessener Gymnasium jegliche 
schriftliche Hausaufgabe im Lateinischen verboten habe, da 
glaubte man, dies bedeute den Untergang dieser Anstalt. Sie 
bestehe aber heute noch und erfreue sich eines recht guten 
Rufes. In den Unterklassen höherer Schulen und der Volks- 
schule müssten die Hausaufgaben überhaupt wegfallen, weil 
sie in der Regel gerade das Gegentheil von dem bewirkten, 
was durch sie beabsichtigt würde, indem ein falsches Wort- 
bild zu Hause, falscher Sitz, schlechte Beleuchtung mehr 
Schaden anrichteten, als die Schule wieder gut machen könnte. 
Nichts sei thörichter, als das alte Wort: „Sieben Stunden ge- 
schlafen zu haben, ist genug.“ Gar leicht vergässe die Schule, 
dass ein Kind 10 bis 12 Stunden Schlafenszeit nöthig habe, 
und dass der siebzehnjährige Mensch auch noch 9 Stunden 
schlafen wolle. Die drei unteren Klassen einer Schule sollten 
darum nie vor 9 Uhr den Vormittagsunterricht beginnen und 
auch die höheren Klassen nur im Sommersemester bei heisser 
Jahreszeit um 7 Uhr. Ueber die Anordnung des Unterrichts 
selbst sprach sich Herr Prof. Schiller nach seinen Erfahrungen 


für den Vormittagsunterricht aus. Der Vormittag der geistigen 
Arbeit, der Nachmittag dem Spiele, Turnen, kurz: der Aus- 
spannung. Wenn auch behauptet würde, die fünfte Stunde sei 
am Vormittag zu viel, so vermöchte er nach seinen dreizehn- 
jährigen Beobachtungen das Gegentheil zu beweisen. Die 
fünfte Unterrichtsstunde dauere bei ihm nur 40 Minuten, 
zwischen den anderen Stunden läge auch immer eine !/sstünd. 
Erholungspause. Auf diese Weise seien Eltern, Schüler und 
Lehrer mit der Einrichtung sehr zufrieden. Allerdings halte er 
es für verfehlt, eine derartige Neueinrichtung den Eltern mit 
einem Male zu octroyieren. Ein gegenseitiges Aussprechen und 
sich Verstehen habe diese jetzige Einrichtung in Giessen ge- 
reift; alle Betheiligten fühlten sich heute wohl. Bezüglich der 
Ferienfrage war der Redner für grosse sechswöchentliche 
Ferien, die am Ende des Schuljahres liegen, so wie sie Süd- 
deutschland besitzt. „E!tern und Junge“ seien versetzt und die 
Gefahr, der Schüler würde zu viel vergessen, träfe nicht zu, 
weil er in eine neue Klasse mit neuem Unterrichtspensum 
eintrete. An dieser Stelle läge naturgemäss auch der längste 
Ruhepunkt. 


Armenwesen. 


Unterstützungswohnsitz und Altersgrenze. 
Man schreibt halbamtlich: „Wenn die Novelle zum Unter- 
stützungswohnsitzgesetz wieder dem Reichstag vorgelegt werden 
wird, wird sicherlich auch von Neuem ein Streit über die 
Altersgrenze auftauchen, von der ab das Recht auf Erwerbung 
eines Unterstützungswohnsitzes zustehen soll. In der zur Vor- 
berathung der Novelle in der vorletzten Reichstagstagung 


niedergesetzten besonderen Kommission hat diese Frage be- | 


kanntlich zu langen Erörterungen Veranlassung gegeben, (vgl. 
auch Seite 177, I. Halbjahr dieser Zeitschrift). Man ist einig 
darin, dass die bisherige Bestimmung des Gesetzes, wonach 
diese Grenze auf das Ende des 24. Lebensjahres verlegt 
ist, den heutigen Erwerbs- und Verkehrsverhältnissen nicht 
entspricht. Nachdem es Sitte geworden ist, dass die Arbeiter 
in grösserer Zahl ihre Beschäftigungsorte vielfach wechseln, 
ist es nicht mehr angängig, den Gemeinden bezw. den betr. 
Ortsarmenverbänden für die in ihnen geborenen Personen even- 
tuell bis zu deren vollendetem 24. Lebensjahre die Lasten des 
Unterstützungswohnsitzes aufzubürden. Man will deshalb in 
den $ 10 des Gesetzes vom 5. Juni 1870 statt des vollendeten 
24. das vollendete 18. Lebensjahr einsetzen. Von einer Seite 
wird statt dessen das 16., von der anderen das 21. Lebensjahr 
vorgeschlagen. Gewiss können beide Vorschläge begründet 
werden, der erstere dadurch, dass die Arbeiterschaft in 
heutiger Zeit vielfach schon ausserordentlich früh ihre Heimath 
verlässt, der letztere damit, dass eine solche Festsetzung den 
Eintritt der Grossjährigkeit berücksichtigen würde. Indessen 
wird sich doch die Einstellung des 18. Lebensjahres am zweck- 
mässigsten erweisen. Es darf nämlich nicht übersehen werden, 
dass wenn auch vielfach schon die jungen Arbeiter nach dem 
16. Jahre ihren Heimathsort verlassen, um sich anderwärts Arbeit 
zu suchen, sie doch wohl einige Zeit brauchen, um wirthschaft- 
lich selbständig zu werden. Sie erhalten wohl noch Unter- 
stützungen vom Hause, erproben ihre Kräfte und Arbeits- 
fähigkeit bald hier, bald dort, kurz sie werden nicht sofort 
mit dem Verlassen des Heimathsortes selbständig. Auch würde 
durch Festsetzung des 16. Lebensjahres die Lösung von Familie 
und Heimath dem Arbeiter noch mehr als bisher erleichtert 
werden, was doch mindestens nicht zu befördern ist. Schliess- 
lich aber dürfte als Hauptargument ausschlaggebend sein, dass 
sich innerhalb des Bundesraths nur in Folge der Einstellung 
des 18. Lebensjahres eine Einigung über die Novelle zum Unter- 
stützungswohnsitzgesetz hat erzielen lassen. Man wird sich 
erinnern, dass schon die Ausarbeitung dieser Novelle grosse 
Schwierigkeiten verursacht hat. Im Bundesrathe dauerten die 
Erörterungen darüber lange Zeit, weil eben ein Ausgleich 
zwischen den verschiedenen Ansichten sehr schwer herbei- 
zuführen war. In Süddeutschland liegen die Verhältnisse auf 
dem in Rede stehenden Gebiete wesentlich anders als in Nord- 
deutschland. Wenn die Festsetzung des 18. Lebensjahres als 
Grenze ‘für das Recht des Erwerbs des Unterstützungswohn- 
sitzes den Ausgleich herbeigeführt hat, so sollte man diesen 
nicht durch eine Aenderung der Grenze wieder in Frage stellen. 
Es wird sich deshalb empfehlen, wenn man sich von vorn- 
herein im Reichstage auf diesen Standpunkt stellt. Uebrigens 
hatte die Kommission des alten Reichstages in der vorletzten 
Tagung sich auf das 18. Lebensjahr geeinigt.“ 


‚ „ Armenpflege in Bayern. Das Kgl. Bayrische Sta- 
tistische Bureau veröffentlicht die statistischen Nachweisungen 
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über die Armenpflege in Bayern für das Jahr 1891. Ent- 
sprechend der dem Gesetze über öffentliche Armen- und 
Krankenpflege vom 29. April 1869 zu Grunde liegenden Drei- 
gliederung, befasst sich auch die vorliegende Nachweisung mit 
der gemeindlichen (örtlichen), distriktiven und Kreisarmenpflege 
in gesonderten Abschnitten. Hieran reiht sich eine Zusammen- 
stellung der Leistungen der gesammten öffentlichen Armen- 
pflege und den Schluss bildet ein Kapitel über die Privatwohl- 
thätigkeit, soweit deren Wirken dem statistischen Bureau 
bekannt wird. Im Jahre 1891 sind in Bayern im Ganzen 180 921 
Personen unterstützt worden gegen 176776 Personen des Vor- 
jahres. hiernach beträgt die Mehrung der Unterstützten 4145 
oder 2,3”/o. Diese Mehrung ändert jedoch nichts an dem im 
Vorjahr bestandenen Prozentverhältnisse, denn es treffen in 
Bayern wie im Vorjahre auf 100 Einwohner 3,2 Unterstützte. 
In der Gesammtzahl der Unterstützten sind 113291 dauernd 
Unterstützte und 67 630 vorübergehend Unterstützte. — Unter 
den dauernd Unterstützten befinden sich 54373 oder 48°/o jugend- 
liche Personen. Im Vorjahre betrug die Zahl der unterstützten 
jugendlichen Personen 54480 vder 47,5%/o der dauernd Unter- 
stützten. Die Zahl der eigentlichen Verarmten berechnet sich 
auf 78418 oder 43,3°/a aller Unterstützten gegen 79377 oder 
44,9°/o im Vorjahre. Von den dauernd Unterstützten erhielten 
Unterstützung mit Geld 74149 oder 65,50 gegen 75086 oder 
65,5% im Vorjahre, die übrigen sei es durch Naturalleistung 
sei es durch Unterbringung in Heil-, Pfiege-, Erziehungs- etc. 
-Anstalten. Unter den vorübergehend Unterstützten befinden 
sich 41937 oder 62°o ganz oder theilweise Arbeitsunfähige 
und 25693 oder 38°. Arbeitsfähige. 


Auskunftsstelle der Wohlthätigkeitsanstal- 
ten in Halle a. S. Der soeben ausgegebene „Bericht über 
den Stand und die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten 
in der Stadt Halle für 1892/93“, der uns freundlichst übersandt 
worden ist, enthält Nachrichten über die erste Wirksamkeit 
der dortigen Auskunftsstelle der Wohlthätigkeitsanstalten, deren 
Errichtung S. 24, U. Halbjahr d. Ztschrft., gemeldet wurde. 
Bekanntlich ahmte man in Halle die entsprechende Frankfurter 
Einrichtung durch Uebernahme des Frankfurter Statuts nach, 
und in Frankfurt a. M. hat man, wie wir damals mittheilten, 
keine Ergebnisse durch die Einrichtung erzielt. Aus Halle theilt 
der erwähnte Bericht folgende Einzelheiten mit. 7 Vereine 
meldeten die von ihnen gewährten Unterstützungen regelmässig, 
2 weitere Anstalten unregelmässig. Jene 7 Vereine gaben vom 
Oktober 1892 bis März 1893 im Ganzen 730 Unterstützungs- 
gesuche zur Auskunft ab. Angemeldet wurden 2311 Unter- 
stützungen, deren Summe 6141 Mark betrug; daneben wurden 
von denselben Stellen für 9744 Mark Naturalien gewährt, so 
dass also der Gesammtwerth der während der Berichtszeit ge- 
währten Unterstützungen 15885 Mark betrug. Der Bericht be- 
merkt hierzu: „Wenn auch selbstverständlich bei der Kürze 
des Bestehens der Auskunftsstelle ein abschliessendes Urtheil 
über die Wirkungen derselben noch nicht möglich ist, so lässt 
sich doch mit grosser Wahrscheinlichkeit schon jetzt annehmen, 
dass im Laufe der Zeit aus dieser versuchsweisen Einrichtung 
eine dauernde werden wird, wenn sie seitens der Privatwohl- 
thätigkeitsvereine fleissig benutzt wird.“ Der Hauptnachdruck 
in dieser Aeusserung liegt wohl auf dem letzten Satze, von 
dessen Bejahung in der That Alles abhängt. 


Gemeinnützige Fürsorge. 


Arbeitslosigkeit und Arbeiterkolonien. Man 
schreibt uns aus Magdeburg: „L. Ihrem ausgesprochenen 
Zwecke nach sollen die Arbeiterkolonien für die Inquilinen 
nur eine vorübergehende Zufluchtsstätte sein, in welcher arbeits- 
lose Personen unterstützt werden, um ihnen über die Perioden 
völliger Erwerbslosigkeit hinwegzuhelfen, und weiterhin sollen 
die Arbeiterkolonien diejenigen Personen wieder an geregelte 
Arbeit gewöhnen, welche durch langzeitiges Vagabundiren bis 
zur Arbeitsscheu herabgesunken sind. Von der Erreichung 
dieses Zieles sind die Arbeiterkolonien noch sehr weit ent- 
fernt, dazu ziehen sie doch nur einen allzu verschwindenden 
Bruchtheil der Armee der Arbeitslosen in ihren Bereich 
hinein. In den Jahren 1889/91 sind aus sämmtlichen Ar- 
beiterkolonien Deutschlands nur 13307 Inquilinen entlassen 
worden, von denen selbst nur wieder 2623 = 19,7 °/o in Arbeit 
untergebracht wurden (cfr.Bl.f. soz.Pr.I.p. 128) — ein verschwin- 
dendes Tröpfchen in den Fluthen der Arbeitslosigkeit —! Nach 
dem kürzlich erschienenen Bericht erhielten speziell von der 
hiesigen Kolonie, die 1892 im Ganzen 343 (gegen 329 im Vor- 


jahr) Personen neu aufnahm, von den 1892 entlassenen 348 
Kolonisten 141 Stellung durch die Kolonie, 7 durch eigene 
Bemühung, 31 wurden wegen schlechten Betragens entlassen, 
42 wegen Arbeitsunfähigkeit (darunter auch Kranke, welche 
dem städtischen Krankenhause überwiesen wurden), 6 gingen 
zu ihrer Familie zurück, 103 verliessen auf eigenen Wunsch, 
5 auf Requisition der Behörden die Anstalt und 8 sind ent- 
laufen. 116 Personen mussten wegen Ueberfüllung (die Anstalt 
hatte nur 56 Betten zur Verfügung), 4 wegen Krankheit, 3 
wegen Trunks und 34 wegen sonstiger Umstände zurückge- 
wiesen werden. Der Wirksamkeitsbereich ist also in der That 
ein nur sehr bescheidener. Aber auch die persönlichen Vor- 
theile für die Entlassenen sind nur sehr gering, denn für die 
348 entlassenen Kolonisten kamen insgesammt nur Mk. 1519,12 
oder auf den Kopf Mk. 4,37 an Arbeitsverdienst zur Auszah- 
lung, ein so minimaler Betrag, dass der entlassene Kolonist, 
der nicht sofort Arbeit erhält, sich kaum eine Woche damit 
über Wasser zu halten vermag. In den Berichten ist nicht nach- 
gewiesen, wie lange sich die einzelnen Kolonisten in der Ar- 
beiterkolonie aufhalten, aus der Angabe jedoch, dass insge- 
sammt 17986 Nachtlager verabfolgt wurden, ergibt sich die 
durchschnittliche Aufenthaltszeit zu ca. 52 Tagen. Arbeitstage 
wurden im Ganzen 15672 geleistet, davon entfallen 9404 Ar- 
beitstage im Hause, 6268 Arbeitstage ausser dem Hause. Bei 
der Hausarbeit prävalirten vor allem Kaffeelesen, Gartenarbeit, 
Holzzerkleinern, Schuhmacherei und Schneiderei — bei der 
Aussenarbeit Kohlentragen, Holzzerkleinern, Garten- und Feld- 
arbeit, Handlangerarbeit, Schneeschaufeln. Das gesammte Rein- 
erträgniss aller Arbeiten betrug Mk. 26 749,26, abzüglich Mk. 8806 
für angekauftes Holz also Mark 19 943,26. Der durchschnittliche 
Arbeitsverdienst betrug demnach Mark 1,27 per Tag. Mit 
einem solchen Lohn kann natürlich ein freier Arbeiter unmöglich 
bestehen und auch die Beköstigung und Verpflegung der Ar- 
beiterkolonisten wäre damit, selbst bei Kollektivwirthschaft, 
undurchführbar, wenn die K.,lonie nicht noch aus öffentlichen 
und privaten Mitteln unterstützt würde. Darin aber beruht die 
soziale Gefahr der Arbeiterkolonien, die jeden eventuellen Vor- 
theil reichlich wieder wett macht. Die Arbeiterkolonisten 
machen den freien Arbeitern ungefähr unter denselben Be- 
dingungen eine schwere Konkurrenz, wie etwa die zur Arbeit 
für Unternehmer angehaltenen Gefangenen in Strafanstalten. 
Da die Arbeit der Arbeiterkolonisten wesentlich billiger ist 
als die eines freien Arbeiters, bleiben von diesen so viele ar- 
beitslos. als Arbeiterkolonisten eingestellt werden — und diese 
durch die Arbeiterkolonisten arbeitslos gewordenen freien Ar- 
beiter sind es dann, welche den Nachschub für die Arbeiter- 
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kolonien liefern. Das ist ein circulus vitiosus, aus dem Arbeiter- 


kolonien nicht heraus können. Bemerkenswerth aus dem Jahres- 
bericht sind noch die Nachweisungen über die Benutzung der 
Naturalverpflegungsstation, welche sich mit der Arbeiterkolonie 
unter einem Dach befindet. Diese wurde 1889 von 4231, 1890 
von 4883, 
gästen benutzt. Die horrende Zahl für 1892 
mässiger Beleg für die grosse Arbeitslosigkeit des vergangenen 
Jahres. Dem Alter nach waren 19 bis 15 Jahre, 3694 von 16 
bis 20, 3505 von 20 bis 30, 1598 von 30 bis 40, 1000 von 40 


1891 von 5896 und 1892 von 10272 Verpflegungs- | 
ist ein ziffer- | 


bis 50, 382 von 50 bis 60, 70 von 60 bis 70 und 4 von 70 bis | 


80 Jahren. Gewiss mögen viele von den jüngeren Leuten sich 
noch auf froher Wanderschaft befunden haben, wer aber ein- 
mal 30 Jahre alt geworden ist, verlässt nicht ohne äusseren 
Zwang seine frühere Arbeitsstätte und die 1456 Personen über 
40 Jahre gehören sicher zum grössten Theil dem Stamie der- 
jenigen Arbeiter an, welche nirgends mehr dauernde Arbeit 
finden.“ 


Verein für Arbeiterkolonien inBayern. Dieser 
Verein hielt am 20. v. M. seine achte Generalversammlung in 
Augsburg ab. Zunächst erstattete der erste Vorsitzende den 
Jahresbericht für 1892/93, aus dem hervorgeht, dass in Errich- 
tung von Arbeiterkolonien eine Art Stillstand eingetreten sei, 
weshalb an den Verein die Frage herantrete, ob man zu der 
Erkenntniss gelangt sei, dass durch Arbeiterkolonien Abhilfe 
gegen das Stromerthum doch nicht möglich sei, oder ob durch 
die bereits bestehenden 25 Arbeiterkolonien das Bedürfniss 
hiefür bereits gedeckt sei? Diese Frage sei für den Verein um 
so wichtiger, als er sich zur Aufgabe gestellt habe, eine zweite 
Arbeiterkolonie in Südbayern zu errichten. Dass durch Arbeiter- 
kolonien die Vagabondage, wenn auch nicht gänzlich beseitigt, 
so doch sehr wohl eingedämmt werden könne, ergebe sich 
aus der, seit dem Bestehen der Arbeiterkolonien eingetretenen 
bedeutenden Verminderung der Bestrafungen wegen Bettel und 
Landstreicherei und dass das Bedürfniss nach Arbeiterkolonien 
nicht befriedigt sei, gehe aus der Zahl der infolge Raummangel 


nöthigen Abweisungen, selbst in den Sommermonaten hervor, 
wo doch leicht Arbeitsgelegenheit gegeben sei. Eine, in einer 
Münchner Versammlung aufgestellte Behauptung: die Kolonisten 
würden in den Arbeiterkolonien wie Strafgefangene behandelt 
und ihres bürgerlichen Namens verlustig u. s. w., unternahm 
der Vorsitzende als gänzlich unwahr zu widerlegen. Seit 
Gründung von Arbeiterkolonien — der ersten vor elf Jahren 
— seien 64702 Personen in denselben beschäftigt gewesen. 
Das sei ein erheblicher Prozentsatz Wanderer. die sich von 
den Stromern abgelöst und in den Kolonien Unterkunft gesucht, 
in der Absicht, ihren lüderlichen Lebenswandel aufzugeben und 
wieder als ordentliche Menschen in die Gesellschaft zurück- 
zukehren. Das ernsteste Bestreben der Kolonien sei, diesen 
Menschen wirklich und ausgiebig zu helfen. Das können und 
wollen die Arbeiterkolonien thatsächlich thun. In Ländern, wo 
bereits eine solche Anstalt bestand, sei eine zweite errichtet 
worden. Die Ursache des Stillstandes in der Errichtung von 
Arbeiterkolonien sei darin zu suchen, dass die Unterstützung 
durch Geldmittel nicht mehr so reichlich fliesse wie früher. Für 
eine zweite Kolonie in Südbayern ständen dem Verein erst 
40000-50000 Mk. zur Verfügung, welche Summe für diesen 
Zweck, gegenüber dem Bedarf, noch viel zu klein sei. Wenn 
hiernach nicht noch reichlichere Mittel flössen und die Mit- 
gliederbeiträge nicht noch wesentlich erhöht würden, sei es 
nicht möglich, eine zweite Kolonie zu errichten und ihre Unter- 
haltskosten zu bestreiten. Regierungsassessor von Chlingensperg 
konstatirt, dass er im Jahre 1888 im Amtsbezirke Griesbach Er- 
hebungen pflegen liess, um festzustellen, welche Summen jährlich 
von den Bewohnern für die Bettler und Stromer gezahlt würden, 
Nach geringer Schätzung habe sich der Betrag von 45 000 Mk, 
ergeben. In Wirklichkeit aber schätze er ihn weit höher. Dem 
gegenüber beziffern sich diese Kosten in dem genannten Bezirk 
nach Errichtung von Naturalverpflegungsstationen nicht einmal 
mehr auf 5000 Mk. und die Zahl der Vagabunden habe be- 
deutend abgenommen. Soweit der bemerkenswerthe Inhalt der 
Verhandlungen. Dieselben sind für die Zweifel, welche immer 
wieder an der Wirksamkeit auch der bestorganisirten Arbeiter- 
kolonien in ihrer jetzigen Verfassung auftauchen, recht be- 
zeichnend. 


Mangelan freiwilligen Armenpflegern in Halle. 
Auch aus dem neuesten Jahresbericht des „Vereins gegen 
Armennoth und Betteln“ in Halle erschallt wieder die Klage 
über den Mangel freiwilliger Armenpfleger. Nachdem voraus- 
geschickt ist, dass das Verhältniss des Vereins zur städtischen 
Armenverwaltung ein sehr enges war, indem die grosse Mehr- 
zahl der städtischen Armenpfleger und Armenbezirksvorsteher 
den Verein unterstützt, und indem die städtische Verwaltung 
dem Vereine für seine Geschäftsstelle zwei geeignete Zimmer 
in einem städtischen Hause miethfrei zur Verfügung stellte, 
heisst es weiter: „Der wundeste Punkt im Vereinsleben ist 
noch immer die geringe Zahl der helfenden Hände, und im 
besonderen ihre ungleiche Vertheilung auf die verschiedenen 
Bezirke. Während z. B. im 21. Bezirk der Helfer zu viel sich 
angeboten haben, fehlt es im 4., 5., 14. und 15. noch sehr, im 
12. und 13. fast völlig an Helfern. Je allgemeiner es gegen- 
wärtig anerkannt wird, dass die Kluft zwischen Armen und 
Wohlhabenderen nur durch persönliche Theilnahme der letzteren 
für erstere ausgefüllt werden kann, desto mehr muss es über- 
raschen, dass man, wie es scheint, in der Praxis einer Ein- 
wirkung dieser Erkenntniss nur in geringem Maasse begegnet. 
Der Vereinsvorstand spricht nun auch in diesem Rechenschafts- 
bericht die dringende Bitte aus, dass diejenigen Vereinsmit- 
glieder, welche in den betr. Bezirken, da es an Helfern fehlt, 


| wohnen, oder auch, wenn dies nicht der Fall ist, dort Helfer 


Erkundigungen zu übernehmen willig wären, ihre Bereitwillig- 
keit der Geschäftsstelle des Vereins anzeigen oder bei der 
Sammlung der Beiträge zu erkennen geben möchten.“ Auf 
Grund dieser Erfahrungen will man jetzt einen Zusatz zu den 
Statuten beantragen, der die Mitgliedschaft von einer Bei- 
tragszahlung oder von Helferarbeit abhängig macht. Es soll 
dadurch auf den besonderen Werth thätiger Mitarbeit in deut- 
lichster Weise hingewiesen werden. Der Erfolg wird abzu- 
warten sein. Aehnliche Erfahrungen wie in Halle machen die 
meisten andern Wohlthätigkeitsvereine, welche eine Mitwirkung 
ihrer Mitglieder an der Fürsorge für die Armen anstreben. Es 
geht aber aus solchen Erfahrungen auch hervor, dass die Zahl 
der Personen, die aus innerer Neigung sich an der Armenpflege 
betheiligen, sehr gering ist. Die meisten Armenpfleger, welche 
im sog. Elberfelder System wirken, übernehmen dieses Amt 
lediglich dem äusseren Zwange folgend, welchen die Gemeinde- 
verfassung aufstell. Kann man sich dann wundern, wenn sie 
dieses Amt auch rein äusserlich auffassen und ausüben? 


Krankenpflege. 

Sanitätswachen in Berlin. Die städtische Depu- 
tation für die öffentliche Gesundheitspflege gewährte nach 
ihrem kürzlich erschienenen Bericht für 1892 93 aus dem ihr 
zur Verfügung gestellten Fonds an 15 private Sanitätswachen 
insgesammt 31100 Mk. in Beträgen von 600 bis 3500 Mk. als 
Unterstützungen. Für zwei Wachen wurden ausserdem die 
Kosten der Beschaffung und Anbringung. neuer Hausschilder 
mit zusammen 493,15 Mk., für zwei andere Wachen die Kosten 
der Gasbeleuchtung der Transparentlaternen vor dem Lokale 
auf den amtlichen Fonds übernommen. Wegen der im Vor- 
jahre drohenden Choleragefahr ist für die Zeit von Anfang 
September bis 7. Oktober 1892 in den Berliner Sanitätswachen 
neben dem Nachtdienst auch ein Tagesdienst eingeführt 
worden, nachdem von Seiten des Magistrats auf Antrag der 
Deputation die hierzu erforderlichen Mittel den Wachen in 
Aussicht gestellt worden waren. Die durch den Tagesdienst 
der Wachen entstandenen Kosten an Honorar für Aerzte und 
Heilgehilfen, für Beschaffung von Medikamenten, Desinfektions- 
mitteln u. s. w. beliefen sich insgesammt auf 18597,66 Mk., 
welche den einzelnen Wachen seitens der Stadtgemeinde aus 
den für Massregeln gegen die Cholera extraordinär bewilligten 
300000 Mk. erstattet worden sind. Am Schlusse des Jahres 
1892 waren überhaupt 19 private Sanitätswachen vorhanden. 
Ferner ist jetzt in jeder Markthalle eine städtische Sanitäts- 
stube eingerichtet. Die Hilfe der dort beschäftigten, im Sanıa- 
riterdienst ausgebildeten Beamten ist im Berichtsjahre in 256 
Fällen in Anspruch genommen worden. Ausserdem sind noch 
3 Sanitätsstuben auf städtische Kosten unterhalten worden, 
welche in 97 Fällen die erste Hilfe bei Erkrankten und Ver- 
unglückten geleistet haben. Endlich ist auf den, nicht mit 
Sanitätsstuben versehenen Feuerwachen von den Samaritern 
der Feuerwehr 16 (im Vorjahre 15) verunglückten bezw. er- 
krankten Personen die erste Hilfe geleistet worden. 


Gesundheitspflege. 


Volksbrausebäder in Leipzig und Breslau. In 
Leipzig hat das Rathsbauamt ein Volks-Brausebad erbaut, 
welches der Vollendung nahe ist und in nächster Zeit der Be- 
nutzung übergeben werden soll. Dieses Volks-Brausebad ist die 
erste derartige, besonders für die zahlreiche Arbeiterbevölkerung 
bestimmte gemeinnützige Anstalt in Leipzig, der hoffentlich bald 
weitere für andere Stadttheile folgen. Auch in Breslau geht das 
in der Nähe der Universitätsbrücke erstehende Volksbrausebad 
im Aufbau seiner Vollendung entgegen. 

Arbeiter in öffentlichen Sanitätskommis- 
sionen. Der Polizei-Präsident von Berlin Frhr. von Richthofen 
soll der „Tgl. Rdsch.* zufolge beabsichtigen, in die Sanitäts- 
kommissionen auch Arbeiter aufzunehmen. Der Vertreter des 
Polizei-Präsidenten. Ober-Reg.-Rath Friedheim soll schon vor 
einiger Zeit seinem Bedauern darüber Ausdruck gegeben haben, 
dass in den Sanitätskommissionen die Arbeiterschaft nicht 
vertreten wäre. Offenbar ist der Beschluss des Polizeipräsidiums 
eine Folge der überaus eifrigen Thätigkeit, welche die Arbeiter- 
Sanitätskommission in Berlin entwickelt hat (vgl. „Berliner Woh- 
nungsverhältnisse“, Denkschrift bearb. v. A. Braun, Berlin 1893). 


Wohnungswesen. 


Gemeinnützige Bauthätigkeit in Hanau. Die 
Gemeinnützige Baugesellschaft in Hanau hat neuerdings sehr 
interessante Erfahrungen gemacht, über die man uns aus der 
Praxis Folgendes mittheilt: „B. Die Gesellschaft ist im Jahre 
1890 mit einem Aktienkapital von 90000 Mark ins Leben ge- 
treten. Zuerst wurden auf einem 2100 qm grossen Terrain — 
angekauft zum Preise von Mk. 2,70 pro qm — drei neben- 
einanderstehende Neubauten aufgeführt, welche inel. Grund- 
erwerb einen Kostenaufwand von Mk. 34487 erforderten. Das 
erste Haus besteht aus 4 Wohnungen, jede Stube, Küche und 
Bodenkammer enthaltend. Der Miethpreis- für jede Wohnung 
wurde auf Mk. 2,50 pro Woche — Mk. 130 pro Jahr festge- 
setzt. Das zweite Haus besteht aus 4 Wohnungen von je zwei 
Stuben, Küche und Bodenkammer im Preise von Mk. 3.50-—4 
pro Woche, bezw. von Mk. 182—208 pro Jahr. Das dritte 
Haus enthält 2 Wohnungen, bestehend aus drei Stuben, Küche, 
Bodenkammer und Speisekammer, verschlossenem Vorplatz und 
Waschküche im Souterrain. Der Preis für eine derartige Woh- 
nung beträgt Mk. 5 pro Woche oder Mk. 260 pro Jahr. Sämmt- 
liche Wohnungen in den drei Häusern haben verschliessbare 
Kellerräume, Wasserleitung und Kanalanschluss. Die Vermie- 
thung der fertiggesteliten Wohnungen ging anfangs flott von 


158 


Statten, und es gewann den Anschein, als ob die Hoffnungen 
der Gemeinnützigen Baugesellschaft auf eine gedeihliche Aus- 
breitung ihrer Wirksamkeit in vollstem Maasse in Erfüllung 
gehen würden. Die wöchentliche Miethe ging pünktlich ein, 
Verstösse gegen die von der Gesellschaft festgestellte Haus- 
ordnung kamen nur in vereinzelten Fällen vor. Besondere 
Befriedigung schien den Bewohnern der Arbeiterhäuser auch 
die landwirthschaftliche Bearbeitung der jeder Familie zuge- 
wiesenen Grundparzelle zu gewähren. So gedachte denn die 
Gemeinnützige Baugesellschaft schon kurze Zeit nach der Fertig- 
stellung der ersten drei Arbeiterhäuser die Erbauung weiterer 
Wohnhäuser in Angriff zu nehmen und trat zunächst wegen 
des Erwerbs eines grösseren entsprechenden Terrains in Unter- 
handlungen ein. Wider Erwarten verzögerten sich diese Ver- 
handlungen längere Zeit und inzwischen fand die Gemein- 


nützige Baugesellschaft Gelegenheit, Erfahrungen zu sammeln, 


die ihr für ihre fernere Thätigkeit eine vorsichtige Zurückhal- 
tung zur Pflicht machen. Die Gründe hierfür dürften gerade 
in jetziger Zeit auch für weitere Kreise von Interesse sein, 
zumal ihnen eine innere Berechtigung nicht abzustreiten ist. 
Zunächst scheint es sich nicht zu empfehlen, Arbeiter-Woh- 
nungen wesentlich verschiedener Qualität, wenigstens von 
gemeinnützigen Aktiengesellschaften, dicht nebeneinander zu 
bauen. Die Verschiedenartigkeit der einzelnen Wohnungen, die 
den unter einem Dache vereinigten Familien bei dem nahen 
Beieinandersein sehr rasch bekannt wird, fordert zu Ver- 
gleichen heraus. die nicht zur Erhöhung der Zufriedenheit der 
Hausbewohner führen. Obgleich nun, bei der zahlreichen Ar- 
beiterbevölkerung hiesiger Stadt, die kleinen Wohnungen im 
Allgemeinen sehr gesucht sind, haben doch nur vereinzelt in 
Hanau ansässige gewerbliche Arbeiter überhaupt auf eine 
Wohnung in den Häusern der Gemeinnützigen Baugesellschaft 
reflektirt. Die sich meldenden Miether waren zum überwiegen- 
den Theil Arbeiter aus der ländlichen Bevölkerung der Um- 
gegend, welche in die Stadt ziehen wollten. In der Arbeiter- 
presse wurde zudem dagegen protestirt, dass die Arbeiter- 
schaft in eigens erbauten „Arbeiterhäusern“ mehr oder minder 
getrennt von der Bürgerschaft wohnen solle. ein Hinweis, 
dessen Bedeutung nicht zu unterschätzen ist. Thatsächlich wirkt 
der Name „Arbeiterwohnhaus“ selbst auf viele in den beschei- 
densten Verhältnissen lebende Miether unangenehm, bei solchen 
Familien dagegen, deren Haupt eine gewisse Selbständigkeit 
als Werkmeister, besserer Arbeiter und dergl. besitzt, wirkt er 
geradezu abstossend. Der intelligentere und geschickte Arbeiter 
kommt sehr leicht zu der Auffassung, dass der Reiche und 
Wohlhabende dem weniger Bemittelten in der Errichtung bil- 
liger Wohnungen eine Wohlthat erzeigen wolle, für die er eine 
gewisse Dankbarkeit erwarte. Ein derartiger Arbeiter zieht es 
deshalb vor, innerhalb der Stadt ein minderwerthiges Logis 
zu bewohnen, als eine in jeder Hinsicht wohl untadelhafte 
Wohnung in einem der Arbeiterwohnhäuser zu beziehen, die 
ihm, seiner Ansicht nach, eine gewisse Dankbarkeitsverpflich- 
tung auferlegt. Zudem stellte sich auch heraus, dass die Nach- 
barschaft der „Arbeiterhäuser“ selbst von den mittleren Be- 
völkerungsklassen nicht gerade angenehm empfunden wird; 
von den benachbarten Grundbesitzern wurde sogar geltend 
gemacht, dass die Grundstücke, welche in der Umgebung der 
Arbeiterwohnhäuser liegen, eine Werthsverminderung erlitten 
hätten. Thatsächlich wurde der hiesigen Gemeinnützigen Bau- 
gesellschaft von mehreren Privatleuten der Antrag gestellt, 
ihnen die drei Arbeiterwohnhäuser zu anderweiter Verwendung 
zu verkaufen. Zur Zeit stehen in den 10 Wohnungen enthal- 
tenden drei Wohnhäusern der Gemeinnützigen Baugesellschaft 
drei Wohnungen schon seit längerer Zeit leer. und die Gesell- 
schaft hat daher ihre Thätigkeit, soweit es sich um den Bau 
neuer Wohngebäude handelt, bis auf Weiteres vollständig sistirt.“ 


(zewerbewesen., 


Zentralisirter Arbeitsnachweis in Mannheim. 
Die Zentralanstalt für unentgeltlichen Arbeitsnachweis in Mann- 
heim die am 2. August |. J. eröffnet wurde und deren Organi- 


"sation S. 7, II. Halbjahr dieser Zeitschrift besprochen ist, be- 


wirkte vor einigen Tagen ihre tausendste Vermittelung. Es 
vertheilen sich die Vermittelungen auf folgende Berufsarten: 
542 Handwerksgehilfen jeder Art, 35 Bautechniker, Werkführer, 
Kaufleute, Schreibgehilfen etc., 8 Gewerbslehrlinge, 223 Aus- 
läufer, Hausburschen, Taglöhner, Fabrikarbeiter, Fuhrleute etc., 
15 Ladnerinnen, Strickerinnen, Erzieherinnen, Kleidermache- 
rinnen, 62 Dienstmädchen, Köchinnen, 115 Fabrikarbeiterinnen, 
Kellnerinnen, Monatsfrauen etc. Von diesen 1000 Vermittelten 
gingen 172 nach auswärts. 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbeserichte. 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer Stadtrath Dr. K. Flesch in Frankfurt a. M.) 


Verbandsangelegenheiten. 


Dem Verband neu beigetreten ist das GG. Linden; das 
GG. Elbing theilt mit, dass der dortige Magistrat dem Verband 
sehr sympathisch gegenüber stehe, jedoch „zur Zeit“ noch 
vom Beitritt absehen zu müssen glaube. 


Wir bringen im Folgenden die Satzungen des Verbands 
und die Geschäftsordnung des Ausschusses in der Fassung zum 
Abdruck, welche sie in der Sitzung des Ausschusses vom 7.v.M. 
(vgl. No. 42 dieser Blätter) erhalten haben. 


Satzungen des Verbands deutscher Gewerbe- 
BIeRSlL cher er 

I. Der Verband deutscher Gewerbegerichte hat den Zweck, 
eine Verbindung zwischen den deutschen Gewerbegerichten 
herzustellen behufs Austauschs gemachter Erfahrungen, so- 
wie zur gegenseitigen Bekanntgabe wichtiger Urtheile, Gut- 
achten, Anträge und zur Mittheilung von Statuten, Geschäfts- 
berichten u. s. w. 

II. Zur Erreichung dieses Zwecks sollen dienen: 

l. Herausgabe einer Druckschrift, die unter dem Titel 
„Mittheilungen des Verbands deutscher Gewerbegerichte* 
durch den Verbandsausschuss veröffentlicht werden soll. 

2. Die Sammlung aller auf die Thätigkeit der Gewerbe- 
gerichte bezüglichen Drucksachen (Statuten, Gutachten, Be- 
richte u. Ss. w.). 

3. Die Erhebung regelmässiger nach einheitlichem For- 
mular aufgestellter Berichte über den Geschäftsumfang der 
Gewerbegerichte. 

4. Zeitweise Zusammenkünfte, in denen wichtige, auf 
das Gesetz vom 29. Juli 1890, die Gewerbeordnung oder die 
sonst einschlägigen Gesetze bezügliche Fragen besprochen 
werden sollen. 

III. Organe des Verbandes sind: 

l. Die Versammlungen der Verbandsmitglieder, und zwar 
sollen mindestens alle 3 Jahre eine ordentliche Versammlung 
des Verbands und ausserdem nach Bedarf ausserordentliche 
Versammlungen abgehalten werden. 

2. Der Ausschuss des Verbands deutscher Gewerbegerichte. 

IV. Stimmberechtigtes Mitglied in den Versammlungen 
sind : 

1. Die Vertreter der dem Verband angehörigen Gewerbe- 
gerichte. 

2. Die Mitglieder des Ausschusses. 

Mit berathender Stimme können zugelassen werden: 

1. Die Beisitzer deutscher Gewerbegerichte. 

2. Sonstige Herren, die durch amtliche oder schriftstelle- 
rische Thätigkeit für die Entwickelung der Gewerbegerichte 
gewirkt haben. 

V. Der Ausschuss besteht: 

l. aus mindestens 5 von der Versammlung des Verbands 
deutscher Gewerbegerichte gewählten Mitgliedern, welche 
Vorsitzende eines dem Verband angehörigen Gewerbegerichts 
sein müssen, 

2. aus solchen Mitgliedern, welche von dem Ausschuss 
durch einstimmigen Beschluss zugewählt sind. 

Das Mandat sämmtlicher Mitglieder läuft bis zum Schluss 
der auf die Wahl folgenden ordentlichen Verbands-Versamm- 
lung. Der Ausschuss führt seine Geschäfte nach einer Geschäfts- 
ordnung, die der ersten nach seiner Konstituirung stattfindenden 
Versammlung vorzulegen und von derselben zu genehmigen ist. 

VI. Der Ausschuss bestimmt Zeit, Ort und Tagesordnung 
der Versammlungen des Verbands deutscher Gewerbegerichte. 

VIl. Die Mittheilungen des Verbandes deutscher Ge- 
werbegerichte sollen enthalten: Wichtige Entscheidungen von 
Gewerbegerichten oder deutscher Landgerichte als Berufungs- 
gerichte in Gewerbegerichtssachen im Wortlaut oder Auszug; 
Erörterungen solcher Entscheidungen; Mittheilungen über von 
Gewerbegerichten erstattete oder eingeforderte Gutachten, 
über Anträge, die von Gewerbegerichten gestellt worden und 
über die Art der Erledigung dieser Anträge, ferner Auszüge 
aus den Geschäftsberichten und den Statuten von Gewerbe- 
gerichten, Personalien, Besprechungen litterarischer Erschei- 


nungen, selbständige Abhandlungen über Fragen, die mit der | 


Entwickelung der Gewerbegerichte in Zusammenhang stehen. 


VIII. Alle bei dem Ausschuss eingehenden Drucksachen, | 
Schriftstücke u. s. w. werden an einem vom Ausschuss zu | 


bestimmenden Gewerbegericht aufbewahrt und zur Verfügung 
der Mitglieder der Vereinigung gehalten. 

Zu den Kosten der Vereinigung haben Gewerbegerichte, 
die ihr beitreten, einen Beitrag von mindestens 20 Mk., Privat- 
personen von mindestens 10 Mk. zu leisten. Jedem Bei- 
tragenden sind die Mittheilungen. der Vereinigung und das 
Verbandsorgan ohne weitere Kosten zuzustellen. 


Geschäftsordnung des Ausschusses des Verbands 
deutscher Gewerbegerichte, 


I. Aufgabe des Ausschusses ist: 

l. Die Führung der Geschäfte des am 11. Juni 1892 zu 
Mainz begründeten Verbands deutscher Gewerbegerichte und 
die Fürsorge für die Fortentwicklung desselben. 

2. Die Herausgabe der Mittheilungen des Verbandes, 
welche derzeit nach Beschluss der Konferenz vom 11. Juni in 
den Blättern für soziale Praxis erscheinen. 

II. Der Ausschuss erledigt seine Geschäfte in der Regel 
schriftlich. 

Er bestimmt eines seiner Mitglieder zum Geschäftsführer. 

II. Bezüglich der Herausgabe der Mittheilungen wird 
bestimmt: 

l. Die Mittheilungen erscheinen unter dem Titel: „Mit- 
theilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte. Heraus- 
gegeben vom Ausschuss“, und zwar zunächst als abgesonderter 
Theil der in Frankfurt a. M. erscheinenden Blätter für soziale 
Praxis. 

2. Für die Mittheilungen bestimmte Schriftstücke können 
an jedes Mitglied des Ausschusses gerichtet werden. Hält der 
Empfänger den Abdruck für geeignet, so übersendet er das 
Schriftstück mit einer kurzen Meinungsäusserung an den Ge- 
schäftsführer des Ausschusses. Ist dieser der gleichen Ansicht, 
so kann er ohne Weiteres den Abdruck bewirken, wobei ihm 
Kürzungen und sonstige Aenderungen redaktioneller Art frei- 
stehen. Ist er anderer Ansicht als das einsendende Ausschuss- 
mitglied, so setzt er das Schriftstück, unter kurzer Begründung 
seiner Ansicht in Zirkulation bei den übrigen Mitgliedern. 

3. Ueber den vollständigen oder auszugsweisen Abdruck 
von Geschäftsberichten, Statistiken, Statuten, ferner über die 
Veröffentlichung thatsächlicher Mittheilungen (Errichtung von 
Gewerbegerichten oder Gutachten, die ein Gewerbegericht er- 
stattet hat) kann der Geschäftsführer selbständig befinden. 

IV. Der Ausschuss übt das ihm verliehene Recht der 
Kooptation nur durch einstimmigen Beschluss seiner Mit- 
glieder aus. 


Rechtsprechung. 


Inwieweit kann der Arbeitgeber einem Ar- 
beiter das verlangte Zeugniss ($ 113) zurückhalten? 
Der Vorsitzende des GG. Königsberg, Herr Stadtrath 
Brinkmann, richtet an die Redaktion folgende Anfrage: „Der 
$ 107 der Gewerbeordnung verpflichtet den Arbeitgeber, dem 
minderjährigen Arbeiter sein Arbeitsbuch erst nach rechtmäs- 
siger Lösung des Arbeitsverhältnisses herauszugeben und es 
ist klar, dass der Arbeitgeber das Arbeitsbuch zurückhalten 
kann, wenn der Arbeiter unrechtmässig die Arbeit verlässt. 
Der $ 113 ibidem bestimmt dagegen in Bezug auf grossjährige 
Arbeiter, dass dieselben beim Abgange ein Zeugniss 
über die Artund Dauer ihrer Beschäftigung ver- 
langen können, und es könnte so scheinen, als ob der Arbeit- 
geber zur Ausstellung des Zeugnisses unter allen Umständen 
verpflichtet sei, auch wenn der Arbeiter noch so unrechtmässig 
das Arbeitsverhältniss gelöst hätte. Das kann doch aber un- 
möglich richtig sein. Allerdings könnte man sich vielleicht auf 
den Standpunkt stellen, dass der Arbeitgeber ja unter allen 
Umständen die Entschädigungsforderung, eventuell aus $ 124b, 
wenn ein Geselle oder Gehilfe in Frage kommt, geltend machen 
kann, dass er sich damit begnügen muss und dass er nicht noch 
nöthig hat, den Arbeiter durch Vorenthaltung des Zeugnisses 
an Gewinnung einer neuen Beschäftigung zu hindern. Allein 
auch dagegen sprechen erhebliche Bedenken, auch die Kom- 
mentatoren nehmen einen andern Standpunkt ein. Wenn man 
dies aber will, so kommt man in ein neues Dilemma bei Be- 
antwortung der Frage: Wie lange soll der Arbeitgeber das 
Zeugniss vorenthalten können? Die Frage ist einfach zu be- 
antworten, wenn Stunden- oder Taglohn vereinbart war, näm- 
lich: mit Ablauf der Vertrags- oder der gesetzlichen Dauer 


des Arbeitsverhältnisses. Wie aber, wenn Akkordarbeit ver- 
geben war? Diese wird nicht fertig, auch wenn noch so viel 
Zeit vergeht. Soll nun immerfort der Arbeitgeber berechtigt 
bleiben, das Zeugniss zu verweigern? Das scheint wieder sehr 
grausam. Ich möchte Sie bitten, diese Frage in Ihren Blättern 
kurz zu besprechen, gleichzeitig aber die Herren Vorsitzenden 
der Gewerbegerichte zur Meinungsäusserung aufzufordern. Ich 
wäre Ihnen dankbar. wenn durch Ihre Mitwirkung über diese 
heikle Frage eine konstante Rechtsprechung erzielt werden 
könnte.“ Indem wir die Frage unseren Mitgliedern mittheilen, 
bemerken wir nur, dass u. E. der Arbeitgeber allerdings ver- 
pflichtet ist, auch dem rechtswidrig ausgetretenen Arbeiter ein 
Zeugniss auszustellen. Allerdings wird er dies Zeugniss inso- 
lang zurückhalten können, als der Arbeiter nicht die in Folge 
derrechtswidrigen Auflösung des Vertragsverhältnisses verwirkte 
Entschädigung geleistet hat; aber er muss, wenn er dies thun 
will, mit der Möglichkeit rechnen, dass seiner Schadensersatz- 
forderung wegen des kündigungslosen Austritts eine Schadens- 
ersatzforderung des Arbeiters wegen desjenigen Schadens gegen- 
über tritt, den der Arbeiter durch die Vorenthaltung des Zeug- 
nisses nach Ablauf der Zeit, für welche er noch zur 
Arbeit verpflichtet gewesen wäre, erlitten hat. 


Gutachten, Anträge u. s. w. 


Das FrankfurterGewerbegericht, das vom Magi- 
strat auf Veranlassung des Regierungs-Präsidenten mit Abgabe 
eines Gutachtens über die vom Herrn Minister für Handel und 
Gewerbe veröffentlichten „Vorschläge für die Organisa- 
tion des Handwerks und die Regelung des Lehr- 
lingswesens im Handwerk“ betraut war, hat sich mit 
diesem Gegenstand in sechs Sitzungen beschäftigt. Das von ihm 
erstattete Gutachten geht dahin, dass es zwar nur gut zu heissen 
sei, wenn gegen diejenigen Schäden des Lehrlingswesens einzu- 
schreiten versucht werde, die daraus entstehen, dass jeder Meister 
ohne Rücksicht auf die eigene fachliche und sittliche Qualifika- 
tion, — die freilich nicht durch eine Meisterprüfung bewiesen zu 
sein braucht, — Lehrlinge halten darf und sogar beliebig viel 
Lehrlinge einstellen kann, ohne Rücksicht auf die Durchbildung 
und das künftige Wohlergehen der jugendlichen Arbeiter. Das 
Gewerbegericht erkennt auch an, dass die Fachgenossen- 
schaften des Entwurfs einige der jetzt den Innungen über- 
lassenen Funktionen besser als diese zu versehen im Stande seien, 
insbesondere dann, wenn den Gehülfen-Ausschüssen durch An- 
nahme zweier — unten zu erwähnenden — Zufügungen zu 
dem Entwurf eine kräftigere Stellung gewährt werde. Gleich- 
wohl muss sich aber das Gewerbegericht prinzipiell gegen den 
Entwurf aussprechen, weil derselbe von einer nicht vorhandenen 
und nicht durchführbaren Scheidung zwischen den kleinen und 
grossen Unternehmern bezw. den Arbeitern derselben ausgehe und 
weil er überdies den „Fachgenossenschaften“ Aufgaben zuweise, 
welche die Arbeiter ebenso angehen, wie die Unternehmer oder 
bezüglich deren sogar gegensätzliche Interessen zwischen beiden 
bestehen. In der ausführlichen Begründung des Gutachtens 
wird insbesondere der letztere Gesichtspunkt behandelt. Das 
Gewerbegericht könne nur billigen, wenn den Vereinigungen 
von Berufsgenossen die Verfolgung ihrer besonderen Interessen 
erleichtert werde. Es heisse daher die Verleihung von Korpora- 
tionsrechten, Innungen u. s. w. gut, mit dem Vorbehalt,dass den 
Arbeiter-Fachvereinen, Gewerkschaften u. s. w. die gleiche Mög- 
lichkeit der Erlangung von Korporationsrechten gegeben werden 
müsse. Aber es sei grundsätzlich falsch, wenn derartigen Vereinen 
von Berufsgenossen die Vertretung einer anderen wirth- 
schaftlichen Klasse verliehen würde. Aufgaben, welche die 
gemeinschaftlichen oder gegensätzlichen Interessen der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer berührten, dürften vielmehr nur 
an solche Organisationen gegeben werden, welche gleichmässig 
aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zusammengesetzt seien; 
der Arbeitsnachweis, die Entscheidung von Lehrlingsstreitig- 
keiten, die Fürsorge für das Lehrlingswesen und die Fort- 
bildungsschüler gehörten also nicht an Genossenschaften der 
Unternehmer allein, sondern an Arbeitskammern, wie 
sie z. B. in dem Entwurf des Arbeiterschutz-Gesetzes vom 
Jahre 1885/90 gefordert seien und wie sie jetzt in den Gewerbe- 
gerichten wenigstens den Grundzügen nach beständen. 

Das Gutachten erörtert sodann die einzelnen speziell zum 
Lehrlingswesen gemachten Vorschläge und beantwortet schliess- 
lich die speziell vom Minister gestellten 6 Fragen. In diesem 
Theil des Gutachtens wird bei Frage | die zur Abgrenzung 
der kleinen Betriebe gegen die grossen Betriebe vorgeschlagene 
Ziffer von 20 Arbeitern als zu hoch bezeichnet und in Ueber- 
einstimmung mit dem Unfallversicherungs-Gesetz die von 10 
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vorgeschlagen, zugleich aber auf die thatsächliche Unmöglich- 
keit hingewiesen, durch die Arbeiterzahl oder sonst wie eine 
wirklich sachgemässe Scheidung zwischen beiden Betriebs- 


‘ gattungen herzustellen. Zu Frage 3 wird gefordert, dass den 


Mitgliedern des Gehülfenausschusses ebenso wie den Beisitzern 
zum Gewerbegericht ($ 18 GG.-G.) für jede durch die Sitzungen 
nöthig gewordene Arbeitsversäumniss eine nicht rückweisbare 
Entschädigung gezahlt werde, sowie dass durch erhebliche 
Strafsatzungen den Meistern verboten würde, die Gesellen an 
der Antheilnahme an dem Gehülfenausschuss zu hindern (8 147 
A.-V.-G.). Letztere beiden Forderungen, — die einzigen Even- 
tualvorschläge, die das Gewerbegericht macht, — werden als 
grundsätzlich nothwendig bezeichnet, wo immer das Gesetz 
die Theilnahme von Arbeitern an öffentlichen Geschäften 
wünscht. Der Umstand, dass die betreffenden Strafvorschriften 
möglicherweise umgangen werden können, spreche nicht gegen 
deren Erlass, sondern nur für möglichst weite Fassung derselben. 


Vermischtes, 


Aus der Praxis des Düsseldorfer Gewerbe- 
gerichts. Das Kgl. Gewerbegericht Düsseldorf übersendet 
einen ausführlichen Zeitungsbericht über die II. Plenarsitzung 
des Gerichts vom 29. März 1893. In derselben ward die 
Geschäftsübersicht über das laufende Jahr gegeben, der Etat 
für das folgende Jahr festgesetzt, und sonstige geschäftliche 
Angelegenheiten erledigt. Ausserdem führte der Vorsitzende 
noch im Anschluss an die Geschäftsübersicht das Folgende aus: 
„Die für die Zeit vom I. April 1892 bis 1. April 1893 vor 
unser Forum gebrachten Streitsachen betrafen fast ausschliess- 
lich Lohndifferenzen und Entschädigungsansprüche wegen so- 
fortiger Dienstentlassung. Letztere haben das Gericht hervor- 
ragend beschäftigt: in den meisten Fällen hatten die betref- 
fenden Arbeitnehmer durch ihre Aufführung ihre Entlassung 
verschuldet; bisweilen verfuhren die Arbeitgeber etwas zu 
rigoros. Es ist gewiss nothwendig, dass in einem gewerblichen 
Betriebe strenge auf Ordnung gesehen werden muss, indessen 
müssen die Arbeitgeber auch billige Rücksicht darauf nehmen, 
dass durch plötzliche Entlassung grosses Elend über den Ar- 
beiter und seine Familie gebracht wird, in allen den Fällen, 
in denen es demselben nicht gelingt, sofort wieder anderswo 
Arbeit zu erhalten. Bedauerlicherweise ist einige Male der Fall 
vorgekommen, dass sofortige Arbeiterentlassungen, die zwar 
nach der Bestimmung der betreffenden Arbeitsordnung zulässig 
waren, ohne zwingenden Grund stattfanden. Arbeitsordnungen 
mit der Bestimmung, dass das Arbeitsverhältniss ohne gegen- 
seitige Kündigung jederzeit gelöst werden kann, sind für den 
Arbeiter bedenklich. Sehr zu bedauern ist die Thatsache, dass 
manche Arbeitgeber als Beklagte im Vergleichskammertermine 
nicht erscheinen, sowie dass dieselben bei der ersten Gerichts- 
sitzung ohne Grund fehlen, sich im Versäumnisswege verur- 
theilen lassen und gleich nachher Einspruch gegen das Urtheil 
anmelden. Ein solches Verfahren kann dem Gerichte gegenüber 
nur als eine Rücksichtslosigkeit bezeichnet werden, abgesehen 
davon, dass dasselbe dadurch in seinem Bestreben behindert 
wird, die anhängenden Streitsachen möglichst schnell zu er- 
ledigen. Vereinzelt sind auch Fälle vorgekommen, in denen 
die Auszahlung des verdienten Lohnes nicht sofort nach Lösung 
des Arbeitsverhältnisses erfolgt ist, sondern bis zum nächsten 
Löhnungstage verschoben wurde, sowie dass. Invalidenkarten 
widerrechtlich vorenthalten wurden, wenn die Ansicht bestand, 
dass das Arbeitsverhältniss nicht ordnungsgemäss gelöst sei. 
Solche Vorkommnisse sind im Interesse der Arbeitnehmer sehr 
zu beklagen. Kann der Arbeiter seinen Lohn nicht sogleich 
bei seinem Abgange erhalten, so erwachsen demselben nicht 
allein Zeitversäumnisse und Kosten, er wird auch in seiner 
freien Bewegung behindert, und werden demselben seine Quit- 
tungskarte oder sonstige Papiere vorenthalten, so kann er nicht 
eher in eine andere Thätigkeit eintreten, bis er durch Richter- 
spruch wieder in den Besitz seiner Papiere gelangt ist.“ 


Zur Qualifikation der Gewerbegerichtsvor- 
sitzenden. Nach der Mittheilung in No. 42 wird im König- 
reich Sachsen der $ 10 des Gewerbegerichtsgesetzes allgemein 
so ausgelegt, dass als Vorsitzender des Gewerbegerichts nur 
solche Personen zugelassen werden können, die die Erforder- 
nisse des $ 10, also Alter über 30 Jahre, zweijähriges Wohnen 
im. Bezirk des Gerichts u. s. w., erfüllen. In Württemberg 
herrscht, wie uns mitgetheilt wird, eine andere Praxis. Hier 
wird das „sollen“ in $ 10 bloss als instruktionelle Vorschrift 
behandelt und es sind schon mehrere Vorsitzende, die die Er- 
fordernisse des $ 10 nicht erfüllt haben, bestätigt worden. 


Für die Redaktion verantwortlich: Dr. N. Brückner. — Druck von C. Adelmann, beide in Frankfurt a. M. 
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Schulärzte. 


Von Phil. Zimmermann, städtischer Lehrer in Frankfurt a. M. 


Die erste Stadt, welche das Bedürfniss empfand, ihre 
Schulen einer eingehenden hygienischen Aufsicht zu unter- 
stellen, war unseres Wissens Brüssel, wo man im Jahre 1874 
ein Gesundheitsamt schuf, dem auch eine Reihe von Schul- 
ärzten (9 an der Zahl, darunter ein Zahnarzt) angehören. 
Man wählt zu diesem Amte erprobte, gewissenhafte Privat- 
ärzte, welche ein besonderes Interesse für schulhygienische 
Fragen an den Tag gelegt haben. Sie haben die 37 städti- 
schen Schulanstalten (Kindergärten, Volksschulen und 
Mittelschulen) allmonatlich dreimal zu inspiziren und am 
Ende eines jeden Monats einen Bericht einzureichen, der 
nach einem vorgeschriebenen Schema bearbeitet ist und 
über den Gesundheitszustand der Schüler, sowie über die 
Beschaffenheit der Schulräume in Bezug auf Reinlichkeit, 
Heizung, Ventilation etc. Aufschluss gibt. Dem Beispiel 
Brüssels folgten bald Löwen und Antwerpen; letztere 
Stadt übertrug vier ärztlichen Inspektoren die hygienische 
Ueberwachung ihrer 39 Frei- und 6 Zahlschulen mit zu- 
sammen etwa 18000 Kindern. Diese Sanitätsbeamten 
sind verpflichtet, die Freischulen wöchentlich einmal, die 
Zahlschulen zweimal im Monat an unbestimmten Tagen 
zu besuchen und ihre Aufmerksamkeit auf alle hygienischen 
Momente, sogar auf die Reinlichkeit der Schulkinder 
und auf ihre Körperhaltung beim Schreiben zu richten. Als 
Entgelt beziehen die Brüsseler Schulärzte jährlich 1200 Fr., 
während sich das Jahresgehalt der Antwerpener auf 
1500 Fr. (früher 1800 Fr.) beläuft. 

In Frankreich wurde die ärztliche Beaufsichtigung 
der Schulen bereits 1879 dem Namen: nach eingeführt; 
den Anfang einer solchen machte indes Paris erst im 


Jahre 1884, indem hier für etwa je 1000 Schüler ein- 


Schularzt ernannt wurde, der seine ihm unterstellten 
Schulkinder hinsichtlich ihrer Zähne, Augen, Ohren und 


ihres allgemeinen Gesundheitszustandes allmonatlich ein- 
mal genau zu untersuchen und über das Ergebniss der 
Untersuchungen eingehend Liste zu führen hat. Er ist 
berechtigt, die vorläufige oder gänzliche Ausweisung er- 
krankter Schüler zu verfügen; monatlich zweimal besucht 
er alle Räumlichkeiten der ihm unterstellten Schule, speziell 
auch die Klosets und Pissoirs und begutachtet Beleuch- 
tung, Heizung, Ventilation, Einrichtung der Schulbänke 
u. s. w. Nach jedesmaliger Inspektion ist auf einem be- 
sonders gedruckten Formulare ein schriftlicher Bericht an 
den Maire zu erstatten, der wiederum sämmtliche aus 
seinem Bezirke eingelaufenen Meldungen zusammenfasst 
und diesen Generalbericht vierteljährlich der Präfektur 
übermittelt. Dafür bezieht der Pariser Schularzt ein jähr- 
liches Honorar von 800 Fr. Ebenso wie Paris haben 
jetzt auch die andern grösseren Städte Frankreichs wie 
Lyon, Lille, Bordeaux und Havre eigene Schulärzte,. Am 
reichsten sind mit Schulärzten die amerikanischen Städte 
bedacht. Hat doch Boston allein im vorigen Jahre deren 
50 bestellt, darunter mehrere Spezialisten. In letzterer 
Beziehung sei noch hervorgehoben, dass London unter 
seinen Schulärzten auch vier Zahnärzte zur Beaufsichtigung 
der Zähne der Schulkinder bestellt hat. 

In Deutschland steht Frankfurt a. M. an der Spitze 
derjenigen Städte, welche dem Bedürfniss nach einer ärzt- 
lichen Ueberwachung ihrer Schulen Rechnung tragen. 
Die Stadtverwaltung bestellte im Jahre 1883 einen eigenen 
Stadtarzt, der keine ärztliche Privatpraxis ausüben darf, 
und beauftragte ihn als den hygienischen Beirath des 
Magistrats in allen kommunalen Sachen auch mit der 
gesundheitlichen Ueberwachung der städtischen Schulen. 
Nach 8 5 seiner Dienstinstruktion „wird er sich, soweit 
nöthig, mit den Vorsitzenden der städtischen Amtsstellen 
und Deputationen, sowie den Schuldirektoren und Rek- 
toren ins-Benehmen setzen und mit deren Vorwissen von 
den Aemtern und Lehrern die diesbezügliche Auskunft 
einziehen“. „Ferner hat der Schularzt bei Gesuchen um 
vorzeitige Schulentlassung in Zweifelsfällen, um Dispen- 
sation von einzelnen Unterrichtsgegenständen, um Zurück- 
stellung oder zeitweise Beurlaubung vom Schulbesuche, 
um Ueberweisung an eine bestimmte Schule, sowie in 
allen sonstigen Fällen, in welchen der Gesundheitszustand 
von Schülern und Schülerinnen oder auch von deren 
Angehörigen in Betracht kommt, denselben zu untersuchen 
und zu begutachten“ ($ 8). Im Uebrigen wird seine 
Thätigkeit insbesondere durch seine Stellung als Mitglied 
des Armenamtes in Anspruch genommen, 

Während in Frankfurt die ärztliche Aufsicht der 
Schulen zwar einem städtischen Beamten übertragen war, 
dieser aber auch noch andere Aufgaben erhielt, ging 


man in Breslau, wo man Mitte der 80er Jahre die ärzt- 
liche Schulaufsicht einführte, einen Schritt weiter, indem 
man diesen städtischen Sanitätsbeamten gänzlich auf die 
Inspektion der Schulen beschränkte; der dortige Schul- 
arzt wurde ständiges Mitglied der Schuldeputation. Das 
Gebiet seiner Thätigkeit erwies sich als so umfangreich, 
dass im vorigen Jahre bereits ein zweiter Schularzt unter 
gleichen Bedingungen angestellt wurde. Dass die Schul- 
ärzte in Breslau eine besonders erfolgreiche Wirksamkeit 
entfalten, geht aus der Fülle schulhygienischer Anregungen 
hervor, welche die Breslauer Oberschulbehörde bisher 
gegeben hat. Wir erwähnen beispielsweise nur die S. 81, 
II. Halbj. d. Zeitschrift, abgedruckte Anweisung an die 
Rektoren und Lehrer der städtischen Volksschulen betr. 
die Schulgesundheitspflege. 

Im Königreich Sachsen hat man bei Bestellung von 
Aerzten für die Schulaufsicht das französisch-belgische 
System befolgt. Leipzig hat vier Schulärzte, Dresden drei, 
welche jedoch von Beginn nächsten Jahres ab auf sieben 
vermehrt werden. Auch Prag zählt vier Schulärzte. In 
Sachsen und Hessen wird bereits von Seiten der Landes- 
behörden der ärztlichen Aufsicht der Schulen besonderes 
Interesse entgegengebracht; in letzterem Lande sind die 
Kreisärzte verpflichtet, die Schulen ihres Kreises in ge- 
wissen Zeiträumen auf alle hygienischen Verhältnisse zu 
prüfen. 

So ist in der Praxis, namentlich bei uns in Deutsch- 
land, noch recht wenig zur Organisation einer ärztlichen 
Schulaufsicht geschehen. Wo sie vorhanden ist, bleibt zu 
bedauern, dass die Privatschulen, die gewöhnlich in 
ihrer Ausstattung hinter den öffentlichen Schulen zurück- 
stehn, nicht mit in die Ueberwachung einbezogen sind. 
Wenigstens soweit die Städte die Schulinspektion aus- 
üben, sollten sie auch die hygienische Kontrole nicht 
versäumen. Und doch ist in der Meinung aller Sach- 
verständigen die Frage des Schularztes längst entschieden. 
Ganz abgesehen von ärztlichen Korporationen (man vgl. 
die Verhandlungen der internationalen Kongresse zu 
Genf im Jahre 1883 und zu Wien im Jahre 1887), hat 
auch .der VII. Deutsche Lehrertag zu Frankfurt a. M. 
im Jahre 1888 unter andern schulhygienischen Thesen 
die folgende angenommen: „Zur Schonung und Förde- 
rung der Gesundheit unsrer Schuljugend ist die hygienische 
Ueberwachung der Schulen nothwendig “ Im gleichen 
Jahre erklärte die nach Berlin berufene wissenschaftliche 
Deputation für das Medizinalwesen in Preussen: „Zur 
Sicherung einer ausreichenden Beachtung der seitens der 
Schulhygiene zu stellenden Förderungen ist es nothwendig, 
dass ärztliche Sachverständige in grösserem Maasse als 
bisher bei der Ausführung der Schulaufsicht betheiligt 
werden.“ So steht zu hoffen, dass die bis jetzt noch viel- 
fach wahrzunehmende Abneigung gegen die Bestellung 
von Schulärzten mehr und mehr schwinden wird. Die 
Stadtverwaltungen werden ihre finanziellen Bedenken nicht 
auf die Dauer aufrechterhalten können und auch die Päda- 
gogen, die sich noch immer nicht daran gewöhnen können, 
dass ihnen die Erziehung der Schüler nicht als unum- 
schränkte Domäne überlassen werden soll, werden allmählich 
erkennen, dass die ärztliche Aufsicht über die Schulen ein 
nachweisbares Bedürfniss ist. Wie sich die Stellung der Schul- 
ärzte gestalten wird, ob man das französisch-belgische oder 
das Frankfurt-Breslauer System adoptiren soll, kann vorläufig 
dahingestellt bleiben, obgleich es uns nicht zweifelhaft 
ist, dass letzteres seiner inneren Tüchtigkeit wegen den 
Sieg davontragen wird. Zunächst ist anzustreben, dass 
überhaupt eine hygienische Ueberwachung der Schulen 


zuschliessen habe. 
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durch Schulärzte allgemein eingeführt wird. Welche Auf- 
gabe dem Schularzte gestellt ist, das spricht wohl am 
besten die Vorschrift aus, welche der Kanton Basel-Stadt 
erliess, als er den Professor der Hygiene an der Baseler 
Universität vor kurzem mit der ärztlichen Beaufsichtigung 
der öffentlichen und privaten Schulen betraute: „Er hat 
dafür zu sorgen, dass die gesundheitsgefährlichen Ein- 
flüsse der Schule bekämpft und die gesunde körperliche 
Entwicklung der Jugend gefördert werde.“ 


Städtischer oder Privatbetrieb von Elek- 


trizitätswerken. 


Mit aller Ausführlichkeit und Gründlichkeit ist in der 
Sitzung des Stuttgarter Gemeinderathes vom 1.d.M. die grund- 
sätzliche Frage verhandelt worden, ob für ein neu zu errich- 
tendes Elektrizitätswerk der städtische oder der Privatbetrieb 
vorzuziehen sei. Die ganze Berathung drehte sich ausschliesslich 
um diesen einen Punkt. Eine möglichst eingehende Wiedergabe 
derselben dürfte deshalb alle Gemeindeverwaltungen aufs Höchste 
interessiren. 

Für die städtische Regie trat in erster Linie Gemeinde- 
rath von Göz ein. Er gehe davon aus, dass man nach den 
seitherigen sehr guten Erfahrungen bei der Wasserwerksverwal- 
tung, Latrinenentleerungsanstalt und der Strassenreinigung dem 
städtischen Betrieb bei einem solchen, dem öffentlichen Wohle 
gewidmeten Werk durchaus den Vorzug zu geben habe; es 
gehe überhaupt der Zug der Zeit dahin, dass der Staat und 
die Kommunen die ihren Interessen dienenden Einrichtungen 
in eigene Verwaltung nehmen. Schmerzliche Erfahrungen habe 
die Stadtgemeinde dagegen durch die Nichtübernahme des 
Betriebs bei der Gasanstalt und durch den früheren Verzicht 
auf den eigenen Betrieb beim Schlachthaus zu machen gehabt. 
Diese Erfahrungen sollten davor bewahren, nunmehr das Elek- 
trizitätswerk, das auch über kurz oder lang für die Beleuch- 
tung der Strassen und öffentlichen Plätze in Betracht komme, 
auf die Dauer von 10 Jahren einer Privatgesellschaft zu über- 
lassen. Es handle sich um eine Machtfrage: wenn eine Aktien- 
gesellschaft zugelassen werde, müsse ihr innerhalb eines ge- 
wissen Rahmens ein Verfügungsrecht über die städtischen 
Strassen eingeräumt werden; ein solches Recht haben schon 
die Strassenbahnen; es wäre nicht räthlich, einer weiteren 
Gesellschaft das Recht einzuräumen, auf den städtischen Strassen 
zur Befriedigung ihrer besonderen Bedürfnisse zu schalten und 
zu walten. Was die finanzielle Frage betreffe, so dürfe nach 
den vorliegenden Erhebungen als sicher betrachtet werden, 
dass ein allgemeines Elektrizitätswerk schon in den ersten 
Jahren des Betriebs eine mässige Verzinsung des Anlagekapi- 
tals abwerfe, wie auch die in einer Reihe von deutschen und 
ausserdeutschen Städten betriebenen Werke derart im grossen 
und ganzen mit einem ausreichend günstigen Ergebniss arbeiten. 
Wenn sodann am 1. November 1899 die Gasanstalt auf die 
Stadt übergehe, würde die letztere vielleicht &® Jahre lang der 
Konkurrent der Aktiengesellschaft für das Elektrizitätswerk 
werden und in einem wohl nicht angenehmen Verhältniss ihr 
gegenüberstehen, während die Stadt beim Regiebetrieb dann 
absoluter Herr über die Preise für die Beleuchtungszwecke 
wäre. Hiemit wäre dann vom 1. November 1899 an jedes 
finanzielle Risiko ausgeschlossen durch die Preisregulirung; so 
erscheine das Risiko nicht gefährlich und zugleich zeitlich 
beschränkt. Bei einem schlechten Geschäftsgang einer Aktien- 
gesellschaft jedoch hätte die Stadtgemeinde trotz aller mög- 
lichen vertragsmässigen Bestimmungen einen Theil des Schadens 
mitzutragen. Er mache darauf aufmerksam, dass einer der 
Hauptabnehmer von Elektrizität voraussichtlich die Strassen- 
bahngesellschaft sein werde; er halte es für dankenswerth, dass 
diese eine Ausdehnung ihrer Linien vorsehe. Jedenfalls werde 
es äusserst schwer fallen, den elektrischen Betrieb in das rich- 
tige Geleise zu bringen, wenn nicht die Stadt die Kraft liefere, 
sondern ein Aktienunternehmen dazwischen trete, das seiner- 
seits erst wieder einen Vertrag mit den Strassenbahnen ab- 
Wenn sich auch auf dem Papier eine 
Form finden lasse, so dürften Reibereien nicht ausbleiben. 
Redner ist überzeugt, dass das Elektrizitäts- Unternehmen, 
wenn städtischer Betrieb eingerichtet werde, voraussicht- 
lich mehr prosperire; denn es biete dann denjenigen, welche 
es auf elektrisches Licht und Kraft abgesehen haben, bessere 
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Garantien als ein Aktienunternehmen, welches in seinen 
zehn Jahren möglichst viel Nutzen aus dem Betrieb ziehen 
wolle; beispielsweise werde es der K. Bau- und Gartendirektion 
schwerer fallen, einer auf 10 Jahre beschränkten Aktiengesell- 
schaft die Beleuchtung des Hoftheaters und des Residenzschlosses 
zu übertragen, als der Stadtverwaltung; ähnlich ginge es viel- 
leicht auch sonstigen grösseren Abnehmern. Aus diesem Grunde 
würde die Stadt ihnen wohl auch einen etwas höheren Preis 
stellen können. Wenn man die Ueberzeugung habe, dass 
ein Elektrizitätswerk am Platze sei und sich rentiren werde, 
so gehe er davon aus, dass man es vortheilhafter selbst baue 
und betreibe; habe man aber diese Ueberzeugung nicht, so 
sollte man sich auch hüten, ein Aktienunternehmen zu kon- 
zessioniren, welches Schaden bringen könnte. Nach seiner 
Ansicht müsse entweder gar nichts geschehen oder sofort 
Bau und Betrieb in eigener Regie vollzogen werden. Und 
auf den gleichen Standpunkt stellte sich der Gemeinderath 
Stähle. Nach langem Zaudern habe er, und zwar auf Grund 
des Reiseberichts der Kommission, besonders der Mittheilungen 
in Betreff der Stadt Hannover, sich für den Betrieb in städti- 
scher Verwaltung entschieden. In dem Bericht heisst es u.a.: 
„Die gesammte Anlage und der Betrieb — das Elektrizitäts- 
werk wurde im Jahre 1890 gebaut und im März 1891 in eigenen 
Betrieb übernommen — machte auf die Kommission den gün- 
stigsten Eindruck. Die Anlage ist in ihrer Gesammt- und Einzel- 
einrichtung auf das Nothwendigste beschränkt, der Betrieb 
wickelt sich vollkommen ruhig und mit grösster Sicherheit und 
Pünktlichkeit in verhältnissmässig kurzer Arbeitszeit und mit 
geringem Personal ab. Das günstige finanzielle Ergebniss des 
Unternehmens — 50000 Mk. Reingewinn im ersten Betriebs- 
jahre — ist wesentlich dem Umstande mit zuzuschreiben, dass 
durch die zentrale Lage der Maschinenstation an dem Kabel- 
netz ganz bedeutend in den Anlagekosten gespart werden 
konnte.“ Weiter wird berichtet: „Behufs Gewinnung von Ab- 
nehmern für das elektrische Licht (betonte der Direktor) sei 
eine sehr coulante Geschäftsbehandlung und möglichste Freiheit 
in der Anwendung der Taritbestimmungen für die Betriebsleitung 
geboten; in Hannover sei hiefür eine besondere kleine Kom- 
mission aus der Stadtverwaltung, einigen Stadtverordneten und 
der Direktion des Elektrizitätswerks bestellt.“ In diesen Sätzen 
hauptsächlich werde das Werk in Hannover als ein Muster- 
werk hingestellt. Wenn es nun in Hannover möglich sei, tech- 
nische und kaufmännische Kräfte mit solchem Erfolg zu ge- 
winnen, so frage er, warum solches in Stuttgart nicht auch 
der Fall sein könne, warum man nicht auf den Regiebetrieb 
eingehen solle, von dem so vorzügliche Resultate schon in den 
ersten Jahren geschildert werden. Die Mittheilungen des Ober- 
bürgermeisters über Hannover lauteten freilich anders; diese 
stehen nicht in dem Bericht; aber das, was hier stehe, enthalte 
die Aufforderung, die günstige Gelegenheit wahrzunehmen und 
den finanziellen Nutzen nicht einer Gesellschaft zu gut kommen 
zu lassen. 

Die Gegengründe entwickelte zunächst Oberbürgermeister 
Rümelin. Die von Gemeinderath Dr. v. Göz genannten städ- 
tischen Betriebe, mit welchen man seither sehr gute Erfah- 
rungen gemacht habe, seien durchaus einfacher Natur und 
man habe sie seiner Zeit auf Grund einfacher Erfahrungen 
in anderen Städten eingerichtet und durch Beamte betreiben 
können; bei dem gegenwärtigen Stand der Elektrotechnik aber 
handle es sich um einen Betrieb, wo solche Erfahrungen 
anderer Städte zur Zeit nicht vorliegen, oder, soweit sie vor- 
liegen, gegen einen sofortigen städtischen Betrieb sprechen. 
Uebrigens werde ja kein Monopol, sondern nur die Vergebung 
des Werkes an eine Gesellschaft auf zehn Jahre vorgeschlagen, 
so dass die Stadt nach zehn Jahren gegebenenfalls eventuell 
ein wohleingerichtetes Werk aus deren Händen entgegennehmen 
könne. Er wolle dahingestellt sein lassen, ob die Stadt Stutt- 
gart, die bisher das beste Gas beinahe in ganz Deutschland 
seit dem Inkrafttreten des Vertrags mit der Gasbeleuchtungs- 
gesellschaft bezogen habe, in gleicher Weise ein gutes 
Gas bezogen hätte, wenn das Gaswerk sofort in städtische 
Regie genommen worden wäre; Klagen gegen den Betrieb 
der Gasanstalt seien nicht laut geworden, und man könnte 
höchstens den Abschluss des Gasvertrags auf eine so lange 
Dauer beklagen. Beim Elektrizitätswerk werde zunächst nur 
ein lOjähriger Unternehmerbetrieb beantragt und hiemit auch 
das Risiko auf die Betriebsgesellschaft überwälzt. Er könne 
sich nicht denken, dass die Stadt mit städtischen Beamten den 
ersten Betrieb und die erste Einrichtung so gut in’s Werk 
zu setzen vermöge als eine tüchtige Gesellschaft. Der kauf- 
männische Betrieb komme hier sehr wesentlich in Betracht; 
neben einem guten Techniker, dessen Auswahl der Stadt- 


verwaltung auch schwerer falle als einer Betriebsgesellschaft, 
müsste man einen tüchtigen kaufmännischen Direktor und 
einen oder zwei kaufmännische Hilfsbeamte anstellen. Städ- 
tische Beamte könnten den Betrieb nicht in der Weise führen, 
wie Angestellte einer Gesellschaft. Städtische Beamte könnten 
nicht von Haus zu Haus gehen, um den und jenen zum An- 
schluss an das Elektrizitätswerk zu gewinnen. Die von den 
Gemeindekollegien abgeordnete Kommission habe auf ihrer 
Instruktionsreise nicht einen einzigen Leiter eines städtischen 
elektrischen Betriebs gefunden, der ihr gerathen hätte, die 
Einrichtung und den Betrieb sofort in die Hände der Stadt 
zu nehmen, sondern überall werde beim städtischen Betrieb 
die tüchtige kaufmännische Leitung vermisst und der baldige 
städtische Betrieb als ein Fehler bezeichnet. An diesem Mangel 
eines kaufmännischen Betriebsleiters kranke auch das sonst in 
bestem Stand befindliche Werk in Hannover. Obgleich die 
Anlage in Hannover für einstädtisches Elektrizitätswerk auch 
finanziell ein schönes Ergebniss lieferte, habe der dortige tech- 
nisch und kaufmännisch geschulte Leiter desselben betont, der 
Mangel an einem richtigen kaufmännischen Betrieb sei zu be- 
klagen, er selbst könne nicht überall zugegen sein, keine kauf- 
männischen Unterhandlungen mit einzelnen Unternehmern 
pflegen; er halte es für einen Hauptfehler, dass man die 
Leitung von Anfang an in die Hände der Stadt gelegt habe, 
und rathe deshalb, wenn man von einer Betriebsgesellschaft ein 


| annehmbares Angebot erhalte, auf dasselbe einzugehen und 


nicht in eigener Regie vorzugehen. Aehnliches habe die Kom- 
mission in anderen Städten, z. B. in Köln, vernommen. Für 
die Stadt sei eben die richtige Auswahl des Personals ausser- 
ordentlich schwierig. Die Befürchtungen wegen der Konkurrenz 
mit der Gasbeleuchtungsgesellschaft hege er nicht, wenn man 
nicht sofort auch auf die Strassenbeleuchtung Beschlag lege; 
eine Vereinbarung mit dieser Gesellschaft werde sich fin- 
den lassen, und zivilrechtliche Ansprüche an die Stadt ge- 
stehe derselben Dr. v. Göz selbst nicht zu. Bezüglich der 
wichtigen finanziellen Frage überlässt der Redner weitere 
Ausführungen dem anwesenden Stadtpfleger Wolfer. Dieser 
betonte zunächst, dass ein erfahrener Privatunternehmer die 
Schwierigkeiten leichter überwinde, die imm Anfang jedenfalls 
sich der Sache entgegenstellen, als eine Korporation mit der 
durch die kollegialische Behandlung und hemmende Verwal- 
tungsvorschriften bedingten grösseren Schwerfälligkeit ihres 
Handelns. Er bitte z. B. nur die Möglichkeit ins Auge zu 
fassen, die ja immerhin vorliege, dass man bei der Gewinnung 
der nothwendigen technischen, vielleicht auch kaufmännischen 
Kraft nicht eine glückliche Hand haben sollte. Hiebei stehe 
sofort sehr viel auf dem Spiele. Er würde es daher, wenn man 
jetzt an den Bau herantreten wolle, bedauern, wenn man zum 
Regiebau und -betrieb gelangen sollte, auch nach der Richtung 
hin, dass der Bau für Rechnung der Stadt Veranlassung zu 
einem neuen Anlehen wäre. Die Konkurrenz, die das neue 
Unternehmen dem im Jahr 1899 an die Stadt übergehenden 
Gaswerk bereiten würde, sei allerdings nicht abzustreiten; sie 
würde aber auch vorhanden sein, allerdings nicht der Person, 
aber der Sache nach, wenn beide Werke, die thatsächlich eben 
doch konkurrirende Werke seien, in einer Hand, in derjenigen 
der Stadtgemeinde, vereinigt sein werden. Vom finanziellen 
Standpunkte aus spreche er sich also dafür aus, dass die Stadt 
Bau und Betrieb des Elektrizitätswerkes vorerst an einen Privat- 
unternehmer übergebe. Der Oberbürgermeister und der Stadt- 
pfleger wurden ausserdem mit Gründen für den Privatbetrieb 
unterstützt durch den Gemeinderath Payer. Andere Leute seien 
entgegen der Ansicht des Gemeinderaths Stähle der Meinung, 
dass der Betrieb in Hannover nicht so rentabel sei; man habe 
herausgerechnet, dass sich bei den normalen Abschreibungen 
schon im ersten Betriebsjahr ein Defizit herausgestellt hätte, 
Jedenfalls werde man sagen müssen, dass eine Erfahrung von 
einem Jahr für die Entscheidung der vorliegenden Frage nicht 
massgebend sein könne, und wenn man in Hannover bei der 
Auswahl der Beamten glücklich gewesen sei, beweise dies 
nicht, dass es überall glücken werde, Die anderen analogen 
Betriebe in städtischer Verwaltung könnten nicht zu einem 
Vergleich herangezogen werden. Das Wasser gehöre selbstver- 
ständlich in die Verwaltung der Stadt, die Latrinen-Entleerungs- 
anstalt lasse sich auch nicht vergleichen, die Strassenreinigung 
durch städtische Organe könne man ohne Gefahr mit geringem 
Risiko morgen’ wieder aufheben, die allgemeine Begeisterung 
hiefür sei überhaupt nicht sehr gross; das Schlachthaus könne 
auch nicht hereingezogen werden, denn hiefür sei die Anlage 
gegeben und die Frage nur die, ob die Stadt mit dem Betrieb 
etwas verdienen könne. Mit verhältnissmässig grösserem Rechte 
könne auf die Gasanstalt als Beispiel hingewiesen werden, ob- 


gleich es hintendrein leicht sei, gegen den Gasvertrag zu sprechen, 
eine Entwerthung des Gases durch andere Beleuchtungsarten 
wäre nicht ausgeschlossen; der Bau eines Gaswerks aber sei an 
sich einfach und der Betrieb, die Gaserzeugung, sei auch einfach, 
an Gastechnikern fehle es nicht, während man bei einem Elektri- 
zitätswerk nicht sagen könne, dass die ganze Organisation und 
Einrichtung sich als abgeschlossen ansehen lasse und der Betrieb 
ein abgeschlossener sei. Die Elektrotechnik befinde sich erst im 
Werden und unterliege noch Veränderungen. welche die alten Ein- 
richtungen werthlos machen können. Er möchte nicht riskiren, 
dass die Stadt eines schönen Tages sich im Besitz eines ent- 
wertheten Werks befände, wofür sie die Mitteldurch Schuldenauf- 
nahme beschafft hätte und auf demselben Weg eine neue Einrich- 
tung treffen müsste. Bau und Betrieb sei für die Stadt nicht so leicht 
wie für die Privatgesellschaften, weil ihr die Erfahrungen nicht im 
geringsten zur Seite stehen, welche die letzteren besitzen, und 
sie namentlich auch bei Gewinnung eines tüchtigen 'Technikers 
rathlos wäre. Wer aber werde sich denn unter solchen Um- 
ständen getrauen, in ein solches Unternehmen ohne Erfah- 
rungen einzutreten? Mindestens für die unsichere Anfangs- 
zeit werde die Verwaltung durch eine Gesellschaft zweck- 
mässiger als ein Regiewerk sein, welches weniger Beweglich- 
keit habe, sich deshalb für die Einführung weniger eigne und 
auch bei Neuerungen, die in sicherer Aussicht stehen, ausser- 
ordentlich schwerfällig arbeiten werde. Redner sei kein prinzi- 
pieller Gegner des Regiebetriebs seitens der Stadt, müsse sich 
aber, wie gesagt, zur Zeit wegen der Unsicherheit, mangelnden 
Erfahrungen und Schwerfälligkeit in diesem Falle dagegen aus- 
sprechen. Die Besorgniss, die grossen Abnehmer für Elektri- 
zität werden gewisse Garantien bei einem Gesellschaftsbetrieb 
vermissen, erscheine ihm unbegründet, weil das Unternehmen 
nur an „eine tüchtige Gesellschaft“ und unter gewissen ver- 
tragsmässigen Sicherheitsmassregeln übertragen werde. Auch 
die Besorgniss theile er nicht, dass die Stadt ein gewisses 
Risiko trage, wenn die konzessionirte Gesellschaft nicht pro- 
sperire; die Stadt übernehme keine Verpflichtung, für etwaige 
Verluste der Geselischaft aufzukomnıen, und werde keine Ge- 
neigtheit haben, derselben zu Hilfe zu kommen, wenn es 
schlecht gehe, so wenig, als sie dies sonstigen Akkordanten 
gegenüber zu thun pflege. Man werde übrigens zweifelsohne 
einen tüchtigen Unternehmer finden, der kein solches Ansinnen 
stellen würde. Hienach gelange er zu der Anschauung, dass 
er erstens für ein allgemeines Elektrizitätswerk sei und zweitens 
prinzipiell durchaus geneigt sei, wenn die Sache abgeklärt 
wäre, es in ein städtisches zu verwandeln, aber zur Zeit das 
Risiko als zu gross betrachte und deshalb lieber ganz auf ein 
Elektrizitätswerk verzichten, als es sofort in städtische Regie 
übernehmen würde. Als Techniker äusserte sich Stadtbaurath 
Kölle. Früher sei er auch ein Anhänger des Regiebetriebs ge- 
wesen, neuerdings aber, namentlich durch die Erfahrungen 
auf der Instruktionsreise, zu einer anderen Ueberzeugung ge- 
langt. Er habe gefunden, dass, wenn auch die finanziellen Er- 
trägnisse der Elektrizitätswerke mit städtischem Betrieb ganz 
erkleckliche waren, trotzdem der Regiebetrieb manches gegen 
sich Habe; er habe im besonderen wahrgenommen, dass der 
elektrische Betrieb ein ganz eigenartiger sei, in den man 
so leicht nicht hineinsehen könne und bei welchem es 
ganz wesentlich auf die Leitung und die Persönlichkeit des 
Direktors des Werks ankomme, wenn es prosperiren solle. 
Wenn das mehrfach angeführte Werk in Hannover seither 
einigermassen rentirte, so sei hiemit noch gar nicht bewiesen, 
dass es bei einem Unternehmerbetrieb nicht besser rentirt 
hätte. Als abschreckendes Beispiel für einen Regiebetrieb weise 
er auf Düsseldorf hin, wo man die Pferdebahn auf die Stadt 
übernommen, aber nach kurzer Zeit zufolge des auffallenden 
Sinkens der Erträgnisse sich wieder nach dem früheren Unter- 
nehmer umgesehen habe. Ein städtischer Betrieb könne hienach 
auch sehr riskirt sein. Er halte ihn jedenfalls in finanzieller 
Beziehung für riskirter als den Unternehmerbetrieb, da die 
Stadt gleich eine bedeutende Summe (über eine Million Mark) 
in die Anlage hineinstecken müsse, was ihr andernfalls erspart 
bleibe. Beispiele dafür, dass man mit dem: Regiebetrieb von 
Elektrizitätswerken nicht immer gute Erfahrungen mache, 
finden sich übrigens auch in Stuttgart selbst; z. B. wurde vor 
einigen Jahren der Regiebetrieb der elektrischen Zentrale im 
K. Hoftheater aufgegeben und mit Vortheil einem Unternehmer 
(Siemens & Halske) übergeben. Auch mit dem Regiebetrieb 
der Bahnhof-Zentrale scheinen keine günstigen Erfahrungen 
gemacht worden zu sein. In Berlin habe man dagegen mit 
dem Unternehmerbetrieb bis jetzt nur gute Erfahrungen ge- 
macht; auch in anderen Städten, Frankfurt und Leipzig, wolle 
man das Elektrizitätswerk an Unternehmer vergeben. Wenn 
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der Unternehmer durch entsprechenden Vertrag mit den nöthi- 
gen Garantien und Konventionalstrafen gebunden werde, was 
seiner Zeit gut möglich sei, so habe die Stadt für die erste 
Zeit des Betriebes bei weitem kein so grosses Risiko zu tragen 
wie beim Regiebetrieb. 

Gegenüber diesen Einwendungen fassten die Freunde 
der städtischen Regie ihre Gründe nochmals wie folgt zusam- 
men. Der Vergleich mit anderen städtischen Betrieben, so 
führte zunächst Gemeinderath v. Göz aus, gehe seines Erach- 
tens doch an; denn dieselben seien von Anfang an keineswegs 
so einfacher Natur gewesen und haben grosse Schwierigkeiten 
verursacht, bis sie eingeführt waren; sie haben ebenfalls eine 
technische und kaufmännische Leitung nöthig, und was bei 
ihnen möglich war, werde auch bei der Elektrotechnik gelingen. 
Gegenüber Gemeinderath Payer glaube er des weiteren sagen 
zu können, dass bis zu einem gewissen Grad auch die Elektro- 
technik einen Abschluss erreicht habe, bei den dynamo-elek- 
trischen Maschinen werden sich in absehbarer Zeit nicht mehr 
viele Aenderungen ergeben; in Betreff der Leitung gehen die 
Meinungen der Techniker allerdings noch sehr auseinander, 
aber so gross erscheine die Gefahr der Umgestaltung nicht 
mehr wie etwa vor 5 Jahren. Die Möglichkeit einer raschen 
Erneuerung der -Einrichtung werde sich auch im Preise immer 
wieder ausdrücken und auch bei einer Privatgesellschaft auf 
den Preis einwirken. Jedenfalls aber vermöge die Stadt so gut 
als ein P’rivatunternehmer sich den Neuerungen anzupassen 
und eine bewegliche Verwaltung einzuführen. Habe man das 
Monopol, so würden diejenigen, welche das Bedürfniss nach 
Licht und Kraft haben, zu der städtischen Verwaltung kommen, 
ob man sie durch Beamte besuchen lasse oder nicht, Was den 
Bau betrifft, so hält es der Redner für ganz gleichgültig, ob 
die Stadt ihrerseits vorgeht oder Private bauen lässt; denn 
man habe die Offerten der einzelnen Unternehmergesellschaften 
entgegenzunehmen und könne auf Grund derselben ebenso 
bauen wie eine Gesellschaft. Er gebe zu, dass die Uebertragung 
an eine „tüchtige Gesellschaft“ in Aussicht genommen sei; 
aber die Aktiengesellschaft, die dann doch komme, werde eine 
ähnliche Verwaltung haben, wie die städtische wäre. An Elektro- 
technikern bestehe zur Zeit kein Mangel. Wenn die fragliche 
Aktiengesellschaft sodann immer tüchtige Leistungen aufweisen 
solle, so habe die Stadtverwaltung die Verpflichtung zur ent- 
sprechenden Beaufsichtigung. und darauf bitte er wohl Rück- 
sicht zu nehmen. Eine solche Aufsicht übt die Stadt gegen- 
über der Gasbeleuchtungsgesellschaft aus. Ueber den Betrieb 
eines Elektrizitätswerks seitens einer Privatgesellschaft eine 
ausreichende Kontrole auszuüben, würde, der Stadt namhafte 
Schwierigkeiten verursachen. In Betreff der finanziellen Frage 
vertrete er die Ansicht, dass die Stadtgemeinde das erforder- 
liche Geld ohne weiteres aufbringen könne, und er nähme viel 
weniger Anstand, eine Schuld zu kontrahiren, von der er wisse, 
dass sie für einen rentablen Zweck aufgenommen werde, als 
eine solche für eine nichtrentable Anlage. Gemeinderath Dr. 
Schall glaubt, dass das dunkle Gemälde des Gemeinderaths 
Payer doch in einigem Widerspruch mit der Thatsache stehe, 
dass eine ganze Reihe von Elektrizitätsfirmen, also Gesell- 
schaften auf Gewinn, sich um die Erlaubniss zur Erstellung 
eines Elektrizitätswerks in der hiesigen Stadt emsig bewerben, 
was er nicht für möglich halten würde, wenn das Risiko so 
gross wäre, wenn wirklich nicht die heutigen technischen Ein- 
richtungen so weit vorgeschritten wären, dass man das Risiko 
einer Verbesserung auf sich nehmen könnte. Er erinnere an 
das Wort, dass solche Gesellschaften sich nicht um das Wohl 
ihrer Mitbürger, sondern um das Geld ihrer Mitbürger be- 
mühen, Wenn diese Gesellschaften sich von dem Unternehmen 
sichern Gewinn versprechen und wenn man das Ergebniss in 
auswärtigen Städten mit dem Regiebetrieb betrachte, so glaube 
er, sei es entschieden übertrieben, wenn man auf diese Weise 
von dem Risiko spreche. Allgemeine Sätze halte er in der vor- 
liegenden Frage nicht für überzeugend, sondern ihm komme 
es darauf an, ob in concreto der Regiebetrieb dem Unter- 
nehmerbetrieb als der vortheilhaftere vorgeht. Nehme die 
Stadt den Betrieb in die Hand, so werde das Prinzip, der 
Allgemeinheit zu dienen, unser Leitstern bei der Einrichtung, 
Preisregulirung etc. sein und man werde keine unwürdige 
Stimulirung der einzelnen Mitbürger zur Betheiligung an dem 
Werke eintreten lassen; letzterem wären dagegen bei einem 
Aktienunternehmen Thür und Thor geöffnet. Mit der Konzes- 
sionirung einer Privatgesellschaft setze man sich eben den ge- 
fährlichsten Konkurrenten ins eigene Nest herein, einen Kon- 
kurrenten für das Gaswerk in einer Gesellschaft, die möglichst 
kaufmännisch, d. h. rücksichtslos vorgehen werde. Gegenüber 
den Aeusserungen des Technikers in Hannover dürfe er doch 
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auch mittheilen, dass dort bis zum Jahre 1920 eine englische 
Gasbeleuchtungsgesellschaft die Gasleitung durch einen unlös- 
baren Vertrag in der Hand habe, während wir schon im Jahre 
1899 das Gaswerk übernehmen und deshalb auch den Ver- 
schleiss der elektrischen Kraft in der eigenen Hand haben 
sollten. Der Boden sei ungleich, wenn einerseits die städtische 
Verwaltung die gemeinwirthschaftlichen Interessen vertreten 
müsse und anderseits eine Gesellschaft stehe, welche in erster 
Linie auf den Nutzen sehe. Abgesehen von dem geschilderten 
kaufmännischen Betriebe aber könne er den Gesellschaften 
keine allgemeine Ueberlegenheit auf diesem Gebiete zuerkennen. 
Wir müssen doch nicht erst erfinden, wie man ein Elektri- 
zitätswerk errichtet, sondern wir lassen es uns von einer Ge- 
sellschaft unter gewissen Garantien fertig vorlegen und haben 
es dann nur zu verwalten und zu betreiben, und das werde 
nicht so gefährlich ausfallen. Gemeinderath Baumeister endlich 
erinnerte daran, wie es früher mit der Pferdebahn ergangen 
sei, der gegenüber man genöthigt war, auf alle Vortheile zu 
Gunsten der Stadtkasse zu verzichten. Nun stehe man doch 
allgemein auf dem. Standpunkt, dass derartige Einrichtungen 
zu gemeinem Nutzen in die Hände der Gemeinde gehören; 
gehe es mit dem Unternehmen schlecht, so ergäben sich bei 
der Stadt ähnliche Folgen wie bei der Pferdebahn; gehe es 
gut, so habe die Privatgesellschaft erst recht keinen Grund, 
dahin zu wirken, dass der Betrieb in IO Jahren an die Stadt 
übergehe, sondern werde nach einer Verlängerung der Kon- 
zession streben. Nehme die Stadt das Elektrizitätswerk nicht 
sofort in eigene Regie, so würde die Uebernahme späterhin 
grossen Schwierigkeiten begegnen und die Stadt das Werk 
unter Umständen gar nicht mehr in die Hände bekommen. 

Es folgte die Abstimmung, bei welcher der Antrag des 
Gemeinderaths Dr. v. Göz, „Das allgemeine Elektrizitätswerk 
auf Kosten der Stadt zu bauen und sofort in den Betrieb 
der Stadt zu übernehmen“, mit 13 gegen 12 Stimmen an- 
genommen wurde. 


Stadterweiterungen. 


Durch den Gesetzentwurf des Frankfurter Ober- 
bürgermeisters Adickes, Stadterweiterungen und Zonen- 
enteignung betreffend, den der preussische Landtag vor- 
läufig unerledigt gelassen hat, ist die Bewegung für eine 
Regelung der Ansiedlungsverhältnisse in den Grossstädten 
nach gesundheitlichen Grundsätzen stark in Gang ge- 
kommen. Der preussische Minister des Innern hält soeben 
eine Umfrage über den Entwurf bei den preussischen 
Stadtverwaltungen, auch in den übrigen Bundesstaaten ist 
man auf die Frage aufmerksam geworden, und so dürfte 
der neueste Beitrag zur Erläuterung der von Oberbürger- 
meister Adickes angeregten Aktion, zumal ihn der Urheber 
der Bewegung selbst liefert, allseitig mit Interesse entgegen- 
genommen werden. Er findet sich in der letzten Lieferung 
des „Handwörterbuches der Staatswissenschaften‘“ *); mit 
freundlicher Genehmigung des Herrn Verlegers können wir 
die Hauptausführungen von Adickes, wie folgt, wiedergeben. 

Je mehr sich die Städte infolge des andauernden 
starken Einströmens grosser Bevölkerungsmassen ausdehnen, 
um so mehr Acker- und Gartenland wird in Baugelände 


*) Verlag von G. Fischer in Jena, 1.—28. Lieferung. 
Dieses Werk steht als alphabetisches Nachschlagebuch über 
volkswirthschaftliche und sozialpolitische Fragen einzig in seiner 
Art da. Jeder Artikel desselben ist eine erschöpfende Ma- 
terialiensammlung, jeder Gegenstand wird von einem Spezial- 
fachmanne bearbeitet, und als Mitarbeiter fungiren die glän- 
zendsten Namen aus der Reihe deutscher Verwaltungsbeamter, 
Sozialpolitiker, Volkswirthschaftslehrer und Statistiker. Als 
Artikel, die für Städteverwaltungen und gemeinnützige Vereine 
besonders interessiren, seien aus den abgeschlossenen fünf 
Bänden genannt: Abdeckerei, Abzugsgeld, Ablösung, Accise, 
Aichung, Alimentation, Ammenwesen, Apotheken, Armenwesen, 
Baugewerbe und Baupolizei, Beerdigungswesen, Enteignung, 
Fachschulen, Ferienkolonien, Feuerversicherung, Fleischbeschau, 
Flurzwang, Forsten, Gemeindefinanzen u. s. w. 


| Hinterwohnungen, 


verwandelt. Dabei steigt der Werth dieser Grundstücke 
in ganz erheblichem Maasse und die betheiligten Eigen- 
thümer heimsen bedeutende, lediglich dem Wachsthum 
der Städte entspringende Gewinne ein. Der gesteigerte 
Grundwerth bedingt grosse Gefahren für. eine gedeihliche 
Entwicklung der baulichen und Wohnungsverhältnisse im 
Stadterweiterungsgebiete, imdem er zu einer ungesunden 
und sittlich bedenklichen Anhäufung von Menschen in 
grossen Miethskasernen führt; es bedarf daher des öffent- 
lich-rechtlichen Eingreifens, um den Widerspruch zwischen 
den Interessen der Grundeigenthümer und denen der 
gegenwärtigen und künftigen Bevölkerung auszugleichen. 

In erster Linie ist hierbei auf eine zweckentsprechende 
Regelung der baupolizeilichen Bestimmungen Bedacht zu 
nehmen. Die für die älteren Stadttheile bestimmten Bau- 
polizeiordnungen können naturgemäss den gesundheitlich 
und sozialpolitisch zu stellenden Anforderungen an Bau 
und Benutzung von Wohnhäusern nur in verhältnissmässig 
geringem Grade gerecht werden, weil der Grund und 
Boden mit Rücksicht auf die hergebrachte intensive Aus- 
nutzung sehr hohen Werth erlangt hat und tief ein- 
schneidende Eingriffein die Baufreiheit deshalb zu schwerer 
Schädigung der Eigenthümer führen müssen. Die grossen 
Mietlıskasernen werden daher aus dem Innern der grösseren 
Städte nicht wohl zu verdrängen sein, man wird sich 
vielmehr bescheiden müssen, ihre Missstände durch an 
sie zu stellende Anforderungen (Kloset für jede Wohnung 
etc.) thunlichst zu vermindern. Dieser Konflikt zwischen 
den gesundheitlichen Anforderungen und dem Bodenwerthe 
besteht aber nicht im Stadterweiterungsgebiete, jedenfalls 
nicht in gleicher Schärfe, er wird um so geringer, je 
entfernter das Gebiet von der inneren Stadt liegt und 
je mehr es noch den Charakter von Ackerland hat. Trotz- 
dem haben die meisten Bauordnungen bis auf einige Aus- 
nahmen der neuesten Zeit — insbesondere Frankfurt a. M, 
3. VII.1891, Altona 29.1.1884 und 4. VIII. 1891, Ber- 
liner Vororte 5. XII. 1892 — keine oder doch nur un- 
wesentliche Unterschiede in den baupolizeilichen Bestim- 
mungen für die alte Stadt und das Stadterweiterungs- 
gebiet gemacht. Weil nun das baupolizeilich zugelassene 
Maass der Ausnutzung des Bodens seinen Preis wesentlich 
mitbestimmt, so haben sich vielfach auch schon im 
Stadterweiterungsgebiete hohe Grundwerthe entwickelt, 
welche eine sozialpolitisch wünschenswerthe Bebauung aufs 
Schwerste hindern. Darum ist es unbedingt nothwendig, 
für die Stadterweiterungsgebiete besondere baupolizeiliche 
Bestimmungen zu erlassen und der ungesunden Steigerung 
der Bodenpreise entgegenzutreten, im Uebrigen aber 
solche Baubeschränkungen einzuführen, als die gebotene 
Rücksicht auf wohlerworbene Rechte und vorhandene 
Werthe gestattet. In den äusseren Theilen des Stadt- 
erweiterungsgebietes wird daher regelmässig, falls ihr 
Umfang nicht sehr klein ist, der Bau von Miethskasernen 
ganz auszuschliessen sein, während in den dem Stadt- 
innern näher gelegenen Gebietstheilen thunlichst weit- 
gehende Baubeschränkungen in Bezug auf Haushöhe, Zahl 
der in einem Hause zugelassenen Wohnungen, Hofgrösse, 
Abstand von der Nachbargrenze u. a. m. 
festzusetzen sind. Um hierbei dem einmal vorhandenen 
Bodenwerthe nicht weitergehende Einwirkung zu gewähren, 
als unbedingt nothwendig ist, wird regelmässig eine Ein- 
theilung des Stadterweiterungsgebietes in Zonen, für welche 
das Maass der Baubeschränkungen verschieden zu be- 
stimmen ist, unvermeidlich sein. Dass dabei nicht nur 
die städtischen Feldmarken, sondern auch die ländlichen 
Umgebungen (Vororte) einzubeziehen sind, ist selbstver- 


ständlich. Ob einzelne Viertel dem Villenbau oder der 
Fabtikthätigkeit vorzubehalten sind, hängt ganz von den 
örtlichen Verhältnissen ab. 

Immerhin können solche baupolizeilichen Bestim- 
mungen nicht verhindern, dass der Preis des Grund und 
Bodens im Stadterweiterungsgebiete monopolartig und 
insbesondere so hoch steigt, dass er eine weiträumige Be- 
bauung ausschliesst. Will man also in der That ernstlich 
gegen die Massenanhäufung in den Miethskasernen vor- 
gehen, so gibt es auf der Grundlage der freien Konkur- 
renz kein anderes Mittel als die Fürsorge, dass am 
Grundstücksmarkte immer ein genügend starkes Angebot 
von Grundstücken vorhanden ist, um eine unverhältniss- 
mässige und ungesunde Steigerung der Grundwerthe zu 
verhindern. Die in dieser Richtung sich bietenden Mittel 
dürften hauptsächlich folgende sein: a) Eine regulirende 
Konkurrenz der Gemeinden in der Beschaffung von Bau- 
gelände, mag dieses nun den Bauenden durch Verkauf, 
oder, was den Vorzug verdient, durch Verpachtung zur 
Verfügung gestellt werden. Schon im Jahre 1872 vom 
Berliner Magistrat in Vorschlag gebracht, von der Stadt- 
verordnetenversammlung aber abgelehnt, ist dieser Weg 
meines Wissens bislang kaum irgendwo in grösserem Um- 
fange beschritten. Freilich ist er mit vielen sachlichen 
und persönlichen Schwierigkeiten verbunden, dennoch 
sollte man ihn energisch betreten, event. in Verbindung 
mit gemeinnützigen Baugesellschaften, die der Gemeinde 
das Land abpachten; ein derartiger Versuch steht u. a. 
in Frankfurt a. M. bevor. Für die Beschaffung der Mittel 
scheint insbesondere die Besteuerung der Konjunkturen- 
gewinne, welche beim Umsatze städtischen Grundeigen- 
thums erzielt werden, berücksichtigenswerth. Diese Be- 
steuerung, welche von A. Wagner seit 1872 und in 
neuester Zeit immer allgemeiner gefordert wird, lässt sich 
gerade auf das Stadterweiterungsgelände mit besonderem 
Rechte und verhältnissmässig am leichtesten anwenden; 
für den Ertrag dieser Steuer lässt sich kaum eine in sich 
berechtigtere Verwendung denken, als die Fundirung einer 
Stadterweiterungskasse, aus welcher man die Kaufpreise 
der zu Bauländereien in Aussicht genommenen Acker- 
grundstücke bezahlt. Die Gemeinde könnte so dauernd 
die Aussenländereien an sich ziehen und zur Bebauung 
bereit halten. b) Ein zweites Mittel bietet die gleichfalls 
für eine Stadterweiterungskasse verwerthbare Baustellen- 
steuer, welche, lange erörtert, im neuen preussischen 
Kommunalsteuergesetze ($ 27) besondere Erwähnung ge- 
funden hat. Freilich bietet ihre Gestaltung besondere 
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auch nicht verhindern, sobald es an geeigneten Hand- 
haben fehlt, um einen im Besitze mehrerer stehenden 
Theil des Stadterweiterungsgebietes entgegen dem Wider- 
streben einzelner aus Ackerland in Baugelände, d. h. 
in eine Gesammtheit von Strassen, Plätzen und Baustellen 
zu verwandeln. Es bedarf daher insbesondere auch 
c) zweckmässiger gesetzlicher Bestimmungen über die An- 
lage von Strassen, die Bildung bebauungsfähiger Grund- 
stücke und die Vertheilung der hierdurch erwachsenden 
Kosten. Dass die Kosten der Verwandlung von Acker- 
land in Bauland den Eigenthümern zur Last fallen soll- 
ten, ergibt sich schon daraus, dass diese bei jener Um- 
wandlung unverdientermassen grosse Gewinne machen, so 
dass eine Heranziehung der übrigen Steuerzahler geradezu 
ungerecht wäre. Wenn es sich um die bauliche Erschlies- 
sung eines grösseren in einer Hand liegenden Geländes 
handelt, wird auch regelmässig nach jenem richtigen 
Grundsatze verfahren. Schwieriger dagegen ist es bei ge- 


theiltem Grundbesitze. Hier kann man den nächsten An- 
liegern nicht ansinnen, ohne Entgelt alles zur Strasse und 
etwaigen Plätzen erforderliche Gelände abzutreten, ins- 
besondere wenn eine solche Strasse nicht nur ihnen, 
sondern auch den übrigen Grundstücken des Stadtbezirks 
zugutekommt. Darum ist meist gesetzlich bestimmt, bis 
zu welcher Grenze die Gemeinde die Anlieger zu Land- 
abtretungen und Strassenbeiträgen heranziehen kann. Dass 
jedoch der übrige Theil der Kosten allen Steuerzahlern 
zur Last fällt, ist ungerecht und hat regelmässig nur die 
Folge, dass die Gemeinden von vornherein zu wenig 
offene Strassen und Plätze vorsehen und nur zögernd mit 
der Anlage neuer Strassen vorschreiten, wodurch für die 
Grundstücke, welche an den vorhandenen gelegen sind, 
die Bildung von Monopolpreisen erleichtert wird. Um 
diesen Uebelständen entgegenzuwirken, muss man entweder 
die Beitragspflicht auch auf die entfernteren Grundbesitzer, 
welche von der Strassenanlage gewinnen, ausdehnen, oder 
aber ein geordnetes Um- oder Zusammenlegungsverfahren 
einführen, wonach die Grundstücke eines Theiles des 
Stadtgebietes auch gegen den Willen einzelner Besitzer 
in eine Masse zusammengeworfen, daraus dann Strassen 
und öffentliche Plätze sowie bebauungsfähige Grundstücke 
gebildet und diese letzteren den Eigenthümern der frühe- 
ren Ackergrundstücke antheilmässig zugewiesen werden. 
Der Weg der Erhebung besonderer Beiträge ist zwar 
durch das neue preussische Kommunalsteuergesetz ($ 4) 
in gewissen Beziehungen gangbar gemacht, bietet jedoch 
mancherlei technische Schwierigkeiten. Immerhin kann 
nur durch das Umlegungsverfahren die Bildung von Bau- 
geländen in solchem Umfang erreicht werden, dass deren 
Preis dadurch beeinflusst wird. Solche einheitliche Regu- 
lirungen grösserer Theile der Stadterweiterungsgebiete be- 
deuten die Bildung einer Zwangsgenossenschaft aller be- 
theiligten Grundbesitzer, von welcher dann alle Lasten 
ebenso zu tragen sind, wie dies oben für den in einer 
Hand liegenden Besitz nachgewiesen ist. Erst wenn die 
Grundstücke so bebauungsfähig gemacht sind, kann dann 
auch die Baustellensteuer wieder wirken. 

Die Gesammtheit solcher Bestimmungen erscheint 
freilich zunächst als: ein grosser Eingriff in die Freiheit 
des Eigenthums; aber eine schrankenlose Freiheit in der 
Verwendung städtischen Grundeigenthums bestand nie, 
und schon jetzt ist diese Freiheit durch das Verbot, an 
unregulirten Strassen zu bauen, und durch die gesetzlichen 
Vorschriften über die Festsetzung von Fluchtlinien be- 
schränkt. Diese letzteren Bestimmungen bedeuten einen 
mindestens ebenso starken Eingriff; und die vorgeschlage- 
nen Ergänzungen gewähren zugleich auch dem kleinen 
Besitzer Schutz gegen Bauspekulanten und Unabhängig- 
keit von den Grundstücksspekulanten, welche die Um- 
wandlung des Ackerlandes in Baugelände hintanhalten 
wollen. Vor allem aber ist zu erwägen, dass nur durch 
rechtzeitige Reformen dieser Art noch tiefere Eingriffe 
zu vermeiden sind. 


Notizen. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Staat und Fachschulen in Preussen. Die Ein- 
schränkung der Mittel für das Fach- und Fortbildungsschul- 
wesen in Preussen hat dahin geführt, dass an den Baugewerks- 
schulen zu Buxtehude, Eckernförde, Idstein i. T. und Deutsch- 
Krone je eine Klasse für diesen Winter geschlossen worden 
ist. Grund für diese bedauerliche Massregel ist der angebliche 
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Mangel an geeigneten Lehrkräften. Die „Baugew.-Ztg.“ betont, 
dass geeignete Lehrer für die preussischen Baugewerksschulen 
wohl zu haben wären, wenn ihnen bessere Bedingungen gestellt 
würden. Mit unzureichendem Gehalt und Versagung jeglicher 
Pension wird man freilich keine geeigneten Kräfte für den 
Unterricht gewinnen können. Nach dem vorerwähnten Fach- 
blatte fehlen in Preussen mindestens zehn Baugewerksschulen 
mit je zehn Klassen, die der Staat unter mässiger Beihülfe der 
Städte errichten müsste. Leider waltet beim Staat das Be- 
streben vor, den grösseren Theil der Kosten für Fachschulen 
auf die Städte abzuwälzen, die solche Lasten zu tragen meist 
nicht in der Lage sind. 


Rechtsunterrichiteins Benlinier Kortbildungs- 
schulen. Die Gesellschaft für ethische Kultur hat sich wegen 
Errichtung von Lehrkursen für die Gesetzes- und Rechtskunde 
mit der städtischen Schuldeputation in Verbindung gesetzt 
und, nachdem sich acht der Gesellschaft angehörende Rechts- 
anwälte bereit erklärt hatten, unentgeltlich einen Rechtsunter- 
richt in den städtischen Fortbildungsanstalten und -schulen zu 
ertheilen, der Schuldeputation Vorschläge unterbreitet. Der 
Unterricht hat im Oktober seinen Anfang genommen und findet 
in sechs Fortbildungsschulen für Knaben und zwei für Mädchen 
statt. Gleichzeitig hat die Stadtgemeinde Vorträge der Gesetzes- 
kunde eingerichtet, welche von Gewerbetreibenden zahlreich 
besucht sind. 


Ärmenwesen. 


Landarmenpflege in Baden. Nach der „Bad. Korr.“ 
betrugen die von den Kreisen im Jahre 1892 aufgewendeten 
Summen für die Landarmenpflege im Kreise Konstanz 121551 
Mk. (auf je 1000 Einwohner 907 Mk.), Villingen 25064 Mk. 
(553 Mk.), Waldshut 61 322 Mk. (796 Mk.), Freiburg 92018 Mk. 
(428 Mk.), Lörrach 74483 Mk. (783 Mk.), Offenburg 85 115 Mk. 
(535 Mk.), Baden 35453 Mk. (258 Mk.), Karlsruhe 58 126 Mk. 
(189 Mk.), Mannheim 38344 Mk. (242 Mk.). Heidelberg 30 303 
Mk. (202 Mk.), Mosbach 50012 Mk. (330 Mk.). In sämmt- 
lichen Kreisen hat sich der Landarmenaufwand gegen das Jahr 
1891 erhöht, doch ist die Mehrausgabe keine bedeutende; sie 
beträgt für alle Kreise 22342 Mk. (671791 Mk. im Jahre 1892 
gegen 649349 Mk. im Jahre 1891). Durch Gesetz vom 27. 
Dezember 1891 erhalten die Kreise eine insbesondere für Land- 
armenpflege und Kreisstrassen bestimmte Dotation in Gesammt- 
betrage von 960000 Mk., welche sich auf die einzelnen Kreise 
folgendermassen vertheilt: Konstanz 145260 Mk., Villingen 
45560 Mk., Waldshut 85830 Mk., Freiburg 136 560 Mk, Lörrach 
89450 Mk., Offenburg 103510 Mk.. Baden 54480 Mk., Karls- 
ruhe 98480 Mk., Mannheim 61210 Mk., Heidelberg 63750 Mk. 
und Mosbach 75910 Mk. Es ermässigen sich somit die von 
den Kreisen für die Landarmenpflege aufgebrachten Beträge 
um den durch die Dotation entsprechend gedeckten Antheil 
ganz erheblich. 


Armenpfleger-Personal in Halle In No. 38 
S. 99 dieses Halbjahrs haben wir mitgetheilt, wie der Bestand 
der Armenpfleger in der Heimath des Elberfelder Systems 
wechselt, und fanden, dass sich ein bedeutender Theil auf 
längere Zeit erhält. Es ist nun interessant zu sehen, wie solches 
anderwärts liegt. So enthält der soeben erschienene Verwaltungs- 
bericht der Stadt Halle pro 1892/93 eine Aufstellung, wonach 
von 267 am 31. März d. J. vorhandenen Armenpflegern 17 (6°/o) 
20 und mehr Jahre im Amte standen, weitere 39 (15/6) 10 
und mehr Jahre; 56 (21°) hatten eine Amtsdauer von 5—10 
Jahren hinter sich. Während in Elberfeld diese länger in der 
Armenpflege wirkenden Personen 64°/o aller Pfleger umfassten, 
machen sie in Halle nur 42°/o aus. Dort diente das Gros schon 
lange Zeit, hier besteht es aus neu eingetretenen Leuten, da 
155 (58°/o) noch nicht mehr als vier, darunter 117 (44°'o) noch 
nicht mehr als zwei Jahre im Amte standen. Trotzdem Halle 
im Rufe steht, das Elberfelder System mit besonderem Glück 
zu handhaben, hält es also augenscheinlich recht schwer die 
Armenpfleger über die ihnen nach der Gemeindeverfassung 
auferlegte Zeit hinaus im Amte zu halten, ein Umstand, unter 
dem natürlich die Durchführung der Armenpflege schwer leiden 
muss. Der Berufsstellung nach waren 125 Bau-Unternehmer, 
Handwerksmeister und andere Gewerbtreibende, 66 Fabrikanten 
und Kaufleute (im Ganzen also 191 = 72°/e Arbeitgeber) nur 
76 gehörten als Privatleute, Gelehrte, Aerzte, Beamte und 
Lehrer Kreisen an, die vorzugsweise geeignet sind, eine Mittel- 
stellung im Widerstreit der besitzenden und besitzlosen Klassen, 
wie es die Stellung des Armenpflegers ist, einzunehmen. 


Bieett Versunde N amasıtneerlwermnekles sen m 
Jahre 1892. Nach No. 558 der Mittheilungen der Grossh. 


hessischen Zentralstelle für die Landesstatistik wurden im Jahre 
1892 auf Grund des $ 361 No. 3 und 4 R.-Str.-G.-B. wegen 
Bettelei und Landstreicherei im Ganzen 3040 Personen bestraft, 
wovon auf die Provinz Starkenburg 1304, auf Oberhessen 552, auf 
Rheinhessen 1184 kamen. Im Verhältniss zur Bevölkerungszahl 
stand letztere Provinz, vermuthlich weil sie die wohlhabendste 
Bevölkerung hat und deshalb die Bettelei dort am meisten 
lohnt, obenan, wie das auch in den vorhergegangenen Jahren 
zu beobachten war. Auf 10000 Einwohner kamen in Starken- 
burg 30,7, in Oberhessen 20,7, in Rheinhessen 37,9 Bestrafungen. 
Im Vergleich zu den Vorjahren weist das Jahr 1892 eine 
Steigerung der Bestrafungen auf, ohne dass jedoch die Höchst- 
zahlen, welche im Jahre 1881 vorlagen, wieder erreicht worden 
wären. Den niedrigsten Stand zeigte das Jahr 1890. Wie man 
schon seit Jahren wahrnehmen konnte, vertheilen sich die Straf- 
fälle sehr ungleich auf die Jahreszeiten; der Winter weist 
doppelt so viele auf als der Sommer, der abermals noch den 
Herbst etwas übertrifft, und auch im Frühjahr sind nur wenige 
Fälle zu verzeichnen. Pro Tag berechneten sich in den Mo- 
naten Dezember 1891, Januar und Februar 1892 durchschnitt- 
lich im ganzen Grossherzogthum 13,6 Bestrafungen, die Früh- 
lingsmonate März —Mai ergaben 7,5, die Sommermonate Juni — 
August 6,8, die Herbstmonate September—November 5,7. In 
682 Fällen (22°/o aller) machten die Gerichte Gebrauch von 
der Befugniss einer Ueberweisung an die Landespolizeibehörde. 
Letztere verfügte Smal Verweisung aus dem Reichsgebiet und 
578 mal Unterbringung in ein Arbeitshaus. Infolge davon kamen 
242 Bestrafte in das Arbeitshaus zu Dieburg, 22 in das zu 
Giessen, 15 in das zu Worms, während 297 nicht aufgenom- 
men wurden. Nur 9°/o aller Bestraften erlitten also die nach- 
trägliche Arbeitshausstrafe. Von den Ueberwiesenen wurden 
untergebracht auf 3 Monate und weniger 9 Personen, auf 
3—6 Monate 122, auf !/a—2 Jahre 118. auf 2 Jahre 12, auf 
unbestimmte Zeit 18. Die Gesammtzahl der Personen, welche 
auf Grund polizeilicher Anordnungen Ende 1892 in Arbeits- 
häusern untergebracht waren, betrug 191. 


Krankenpflege. 


Sanitätswachen in Hamburg. Soebenerstattet der 
Ausschuss, welchen die Hamburger Bürgerschaft zur Prüfung 
des Senatsantrages betreffend Reorganisation des Medizinal- 
wesens eingesetzt hatte, Bericht über einen Antrag auf staats- 
seitige Uebernahme und Vermehrung der Sanitätswachen. Be- 
reits 1877 stellte die Bürgerschaft an den Hamburger Senat 
den Antrag, für die Stadt und die Vorstadt St. Pauli zunächst 
zum Versuch auf einige Jahre zwei ärztliche Sanitätswachen 
zu errichten. Da der Senat diesen Antrag ablehnte, so beschloss 
die Bürgerschaft, den Senat um Einrichtung einer ärztlichen 
Hülfeleistung zur Nachtzeit in der Wohnung der Erkrankten 
zu ersuchen, erreichte aber auch dazu keine Zustimmung des 
Senates, sondern dieser wies lediglich die Polizeiverwaltung 
Ende 1879 an, dass sämmtliche Konstabler das Wohnungs- 
verzeichniss der Aerzte stets bei sich zu führen hätten, um 
jederzeit Auskunft über den nächsten Arzt geben zu können. 
Da man aber allgemein überzeugt war, dass Weiteres geschehen 
müsse, um bei Fällen plötzlicher Erkrankungen ärztliche Hülfe 
zu gewährleisten, so trat im Jahre 1886 ein Verein ins Leben, 
der zunächst in St. Pauli und nach günstigen Erfahrungen 
auch in St. Georg Sanitätswachen eröffnete; in beiden Wachen 
wurde ärztliche Hülfe mit Ausnahme der Cholerazeit des 
letzten Jahres nur zur Nachtzeit gewährt. Weil seine Mittel 
nicht reichten, konnte der Verein weitere Wachen nicht ein- 
richten, obwohl er überzeugt war, dass nach mehreren andern 
ein Bedürfniss vorliege. Deshalb stellten mehrere Personen bei 
der Bürgerschaft den Antrag, einen Ausschuss einzusetzen zur 
Prüfung der Frage, ob es sich nicht empfiehlt die vorhandenen 
Sanitätswachen staatsseitig zu übernehmen und eventuell zu 
vermehren, ein Antrag, der dem Ausschuss, welcher zur Prüfung 
der Reorganisation des Medizinalwesens niedergesetzt war, 
überwiesen wurde. Dieser Ausschuss informirte sich über die 
Verhältnisse anderer Grossstädte, insbesondere in Berlin, Wien, 
Paris und Kopenhagen. Er überzeugte sich, dass die vorhan- 
denen Sanitätswachen allerdings nicht ausreichen, um allgemein 
den Bewohnern der Stadt schnelle ärztliche Hülfe während 
der Nachtzeit zu gewähren, dass es aber auch gänzlich an 
Vorkehrungen zur Behandlung der mannigfachen Unglücksfälle, 
welche bei Tage vorkommen, fehle. Wollte man hier aus- 
reichend vorsorgen, so hielt man im Ausschuss die Begründung 
von sechs Wachen für erforderlich. Die Kosten dieser Wachen 
würden bei Einführung eines ständigen Dienstes 45—50000 Mk, 
pro Jahr betragen, während so gut wie keine Einnahmen er- 
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wüchsen. Dem Ausschuss erschien eine derartige Ausgabe als 
zu erheblich, sowohl im nöthigen Aufwand, als auch im Hin- 
blick auf das Bedürfniss, denn pro zu erwartenden Fall sei eine 
Ausgabe von 9 Mk. wahrscheinlich. Ebenso sei es zu kost- 
spielig einen ärztlichen Dienst einzurichten, der dafür sorge, 
dass man zur Nachtzeit jederzeit ärztliche Hülfe in der Wohnung 
finde. Vielmehr empfiehlt der Ausschuss in erster Linie den 
Senat zu ersuchen, die Gewährung einer jährlichen Staatssub- 
vention an den Verein für Sanitätswachen in Erwägung zu 
ziehen. Auf diese Weise werde der Verein seine Thätigkeit 
ausdehnen, insbesondere aber durch Heranziehung freiwilliger 
Aerzte, Beschaffung von Ambulanzen etc. mehr wirken können. 
Ausserdem sollte man die einzelnen Aerzte veranlassen, auf 
den Polizeiwachen bestimmte Stunden zu bezeichnen, an 
welchen sie zu Hause zu finden seien. Für Unbemittelte 
würden auf diese Weise die Armenärzte, für Bemittelte sonstige 
Aerzte jederzeit leicht nachzuweisen sein. Für die überwiegende 
Mehrzahl der Fälle, wo es sich hauptsächlich um Anlegung 
von Nothverbänden und geringfügige Hülfeleistungen, z. B. darum 
handelt, den Verletzten transportfähig zu machen, würde hier 
in der Art geholfen werden können, dass in allen Polizeiwachen 
Verbandzeug, Schienen, Krankentragen und dergleichen, so 
weit dies nicht heute schon der Fall ist, hinterlegt und die 
. Schutzleute (!) angewiesen werden, bei Unfällen, soweit es in 
ihren Kräften steht und erforderlich erscheint, die erste Hülfe 
zu bringen. Dieser Ausgang der Sache dürfte gewiss nicht 
lange befriedigen. Man wird sich auf die Dauer doch nicht 
dem Bedürfniss nach ständigen Einrichtungen zur Behandlung 
Erkrankter oder Verunglückter verschliessen können, und wenn 
die Erfahrungen gezeigt haben, dass von Vereinswegen keine 
genügenden Vorkehrungen getroffen werden können, so wird 
nichts anderes übrig bleiben, als die Kosten auf die Staats-, 
bezw. die Stadtverwaltung zu übernehmen. Jedenfalls wird 
man aber dann auch die Erfahrung machen, dass die Fälle 
weit zahlreicher sind, als man nach dem Geschäftsumfang des 
Vereinsinstituts bis jetzt glaubte annehmen zu sollen. 


Armenkrankenpflege im Kanton Luzern. Die 
Aerzte der beiden grossen Aemter Sursee und Willisau haben 
in einem längeren motivirten Schreiben an den Regierungsrath 
angedroht, auf Neujahr 1894 ihre Funktionen als Armenärzte 
einzustellen, falls ihren Forderungen nicht entsprochen werde. 
Diese Forderungen sind allerdings vom Standpunkte der Huma- 
nität sehr begründet. Die Aerzte verlangen nichts weiter als 
Abschaffung der Armenarztkreise, in der Meinung, dass auch 
dem Armen gestattet sein solle, zu dem Arzte zu gehen, zu 
dem er Zutrauen hat. und ferner Abschaffung des armenärzt- 
lichen Fixums und Bezahlung nach Leistungen, und zwar nach 
einer aufzustellenden, billigen Taxe. In dem neuen Armenge- 
setze vom Jahre 1890 wird nämlich der Kanton willkürlich 
in eine Anzahl Armenarztkreise eingetheilt, nach welcher Ein- 
theilung mancher Arme stundenweit zu seinem staatlichen 
Armenarzt gehen muss, während der Arzt, der ihn bis dahin 
stets behandelt hat, ganz in seiner Nähe wohnt. Eine merk- 
würdige Einrichtung ist aber das sogenannte ärztliche Fixum. 
Hiernach ist in dem Armengesetze festgestellt, dass ein Armen- 
arzt für je 1000 Einwohner seines Kreises 200 Franken Honorar 
per Jahr bezieht. In diesen 200 Franken ist nicht nur die Be- 
zahlung der ärztlichen Verrichtungen, Konsultationen, sondern 
auch die Lieferung der Medikamente, Verbandstoffe etc. in- 
begriffen. Ferner ist jeder Arzt verpflichtet, die Wahl als 
Armenarzt anzunehmen. Man fragt in einem Kreise nicht nach 
der Anzahl der Kranken etc., sondern man betrachtet einfach 
die Einwohnerzahl als Norm! „Wir übergehen“, schreibt ein 
Schweizer Blatt, „die weiteren Bestimmungen dieses Gesetzes, 
es dürfte jedem Leser an den zwei erwähnten Müsterchen 
genügen. Zu bemerken ist noch, dass die Aerzte des Kantons 
Luzern unmittelbar nach dem Inkrafttreten des Gesetzes da- 
gegen protestirt und schon vor zwei Jahren die gleichen Forde- 
rungen gestellt haben. Man hat ihnen einfach keine Antwort 
gegeben. Wir begreifen deshalb das Vorgehen der Luzerner 
Aerzte, wenn sie gegen solche Zumuthungen energisch Front 


machen und sich gegen solche aufgezwungene Akkordarbeit 
auflehnen.“ 


Wohnungswesen. 


Zonenbauordnungfür Magdeburg. Am 30.v.M. 
hielt im Verein für öffentliche Gesundheitspflege zu Magdeburg 
der dortige Stadtbaurath Peters einen Vortrag über gesund- 
heitliche Bebauungsweise, in welchem er sich vollständig auf 


den Standpunkt der lex Adickes stellte. Im Anschluss an eine 
Betrachtung der jüngsten Entwicklung der baulichen Verhält- 
nisse in Magdeburg hielt der Redner auch dort das dringende 
Bedürfniss vorliegend, ähnlich wie in Berlin, Frankfurt a. M. 
und Köln durch die erörterten Massnahmen dem stetigen An- 
wachsen geschlossener Massenbauten, wie man sie leider schon 
vielfach in der Wilhelmstadt und in Sudenburg erblicke, ent- 
gegenzuwirken. An den Vortrag schloss sich eine längere und 
sehr lebhafte Debatte, an welcher die Herren Geheimrath 
Schuppe, Stadtverordneter Jänsch, Stadtrath Rassmus, Gewerbe- 
inspektor Hirsch, Sanitätsrath Dr. Schulz und Schwieger sich 
betheiligten. Sämmtliche Redner mit Ausnahme eines Einzigen, 
der zur Zeit eine Aenderung der Baupolizeiordnung mit noch 
weiter gehenden baulichen Beschränkungen für bedenklich 
hält, erklärten ihr Einverständniss mit den vom Vortragenden 
vertretenen grundsätzlichen Anschauungen. Dem entsprechend 
nahmen auf Vorschlag des Vorsitzenden die anwesenden Ver- 
einsmitglieder nachfolgende Resolution an: „l. Der Verein für 
öffentliche Gesundheitspflege hält den Erlass von Vorschriften 
in der Bauordnung, zur Verhinderung übermässiger und das 
allgemeine gesundheitliche Wohl schädigender Ausnutzung der 
Wohn-Grundstücke im Aussengelände, auch für Magdeburg 
dringend geboten. 2. Die für die Bebauung im Erweiterungs- 
gebiet erforderlichen Massnahmen sollen eine lichtere, freiere, 
darum gesundere Bauweise gegenüber der geschlossenen der 
älteren Stadtbebauung bezwecken. 3. Hierzu werden als beste 
Mittel in Anwendung zu bringen sein: a) Beschränkung der 
Anzahl der übereinander zu gestattenden Wohngeschosse, da- 
mit der Gebäudehöhe; b) Bemessung grösserer Hofflächen; 
c) Einführung der offenen Bebauung mit einem Zwischenraum 
zwischen den getrennt oder zu zweien zu errichtenden Ge- 
bäuden (Bauwich) für bestimmt abzugrenzende Theile des Be- 
bauungsplanes.“ 


Polizeiliche Vorschriften über das Schlaf- 
gängerwesen. Die herzogl. Kreisdirektion zu Braunschweig 
hat nach Anhörung des Kreisausschusses für den Kreis-Kom- 
munalverband Riddagshausen-Vechelde und unter Genehmigung 
des herzogl. Staats-Ministeriums für die Amtsgerichtsbezirke 
Riddagshausen und Vechelde eine Verordnung über die Ver- 
miethung von Schlafstellen erlassen, welche ihrem Inhalte nach 
sich genau mit der für die Stadt Braunschweig eingeführten 
deckt, deren Bestimmungen im I], Halbj. S. 122 dieser Zeit- 
schrift wiedergegeben sind. Neu ist nur eine Bestimmung ad 
9. An der Innenseite der Thür jedes Schlafraumes ist ein Ab- 
druck oder eine Abschrift dieser Vorschriften und eine poli- 
zeiliche Bescheinigung über die Höchstzahl der Personen, 
welche in den Räumen Schlafstellen finden dürfen, anzubringen, 
welche zur Beseitigung von Missverständnissen sehr erspriess- 
lich sein dürfte. 


Gewerbewesen. 


Städtische ArbeitsvermittlunginErfurtund 
Niederschlesien. Auf Veranlassung des Oberbürger- 
meisters von Erfurt trat am 28. v. M. auch in dieser Stadt 
eine Reihe von Arbeitgebern zusammen, um über die Gründung 
eines ständigen Arbeitsnachweise-Bureaus zu berathen. Sämmt- 
liche Anwesenden, auch die mitberathenden sozialistischen 
Arbeitgeber begrüssten den Plan mit Genugthuung und er- 
klärten sich einstimmig zur Mitwirkung an dem Unternehmen 
bereit. Es wurde zunächst eine Kommission gebildet, die durch 
verschiedene Arbeitnehmer vervollständigt werden soll. Während 
also in Erfurt nach Stuttgarter Muster und in enger Fühlung 
mit den Betheiligten vorgegangen werden zu sollen scheint, 
scheint es sich bei der auf Anregung des Regierungspräsi- 
denten von Liegnitz in einer Reihe niederschlesischer Städte 
eingerichteten städtischen Arbeitsvermittlung mehr um eine 
bureaukratische Schöpfung zu handeln, die mit den Bethei- 
ligten wenig oder gar keine Fühlung hat. So macht jetzt die 
Polizeiverwaltung von Haynau wiederholt bekannt, dass sie im 
Polizei-Bureau eine Arbeitsnachweisstelle errichtet habe, in 
welcher den beschäftigungslosen Arbeitern unentgeltlich Ar- 
beitsgelegenheiten nachgewiesen werden sollen. Alle Arbeit- 
geber von Stadt und Land werden ersucht, zu vergebende 
Arbeiten im Polizei-Bureau anmelden zu wollen. Dass solche 
Bekanntmachungen nöthig sind, lässt wohl darauf schliessen, 
dass die Einrichtung, wie sie in Niederschlesien getroffen ist, 
wenig Sympathie bei den Betheiligten findet. Die Verbindung 
mit der Polizei dürfte nicht sehr glücklich sein. 
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Musterwohnungen für Arbeiter auf der 
Weltausstellung in Chicago. 


Von Dr. Berghoff-Ising, Dozenten an der Universität Bern. 


Von der grossen Menge kaum beachtet, bilden die 
leider nicht besonders günstig im Jackson Park gele- 
genen Arbeiterwohnungsmodelle das interessanteste Objekt, 
welches die Weltausstellung in Chicago dem Sozialpolitiker 
zu bieten vermag und das der Verfasser bei seinem 
Ausstellungsbesuche eingehend besichtigte. Die beiden dort 
aufgebauten Wohnhäuser, das Philadelphia Workingman’s 
House und das Workingman’s Model House von New-York, 
gewähren eine treffliche Vorstellung von dem standard 
of life, der für den fleissigen, fähigen und sparsamen 
Arbeiter in Amerika erreichbar ist. Denn diese Wohnungs- 
modelle, errichtet von einem grossen Frauenhülfsverein 
in Philadelphia und dem Staate New-York, sind keine 
Produkte einer arbeiterfreundlichen Phantasie, sondern 
Reproduktionen von Häusern, wie sie zu tausenden in 
Philadelphia und zahlreich auch in New-York und anderen 
Städten vorhanden sind. „172000 houses like this in 
the city of homes“ prangt stolz am Eingang des Phila- 
delphia-Hauses. 

Es ist bekannt, wie hoch der Amerikaner ein eigenes 
und möglichst behagliches Heim anschlägt. Bei keinem 
Volke, die Engländer nicht ausgenommen, ist der Wunsch, 
ein solches zu besitzen, so stark, bei keinem aber auch 
so begreiflich. Vollends dem Arbeiter in Amerika ist das 


Haus Alles. Ihm fehlen die Mittel, sich irgendwelche von 
den unverhältnissmässig theuren Vergnügungen ausserhalb 
des Heims zu verschaffen. Das aufreibende Leben wäre 
unerträglich, wenn nicht das „home“ ihm Alles ersetzte: 
„There is no place like home“ ist nirgends wahrer als 
in Amerika. Viel mehr als in der alten Welt gibt uns 
darum drüben die Wohnung des Arbeiters ein Bild von 
seinem Leben, von seinem Glücke oder seinem Elend, 
ausserhalb des home liegt für ihn nur die Arbeit. Mit 
den ersten ersparten Dollars wird die Anzahlung für 
das eigene Heim geleistet, und was immer der Arbeiter 
über das Nöthigste sich erwirbt, er verwendet es zur 
Ausschmückung seines Hauses. Der Comfort, verbunden 
mit peinlichster Sauberkeit ist es, der uns so sehr in den 
meisten amerikanischen Arbeiterwohnungen überrascht. 
Bewunderungswerth sind nun die Anstrengungen und 
Einrichtungen, welche von öffentlicher und privater Seite, 
insbesondere durch die mit reichsten Mitteln ausgestatteten 
Wohlfahrtsgesellschaften gemacht werden, um dem Arbeiter 
den Erwerb und Besitz eines Heims zu erleichtern. Da 
ist die soziale Praxis der neuen Welt uns weit voraus. 
Allen voran steht Philadelphia, die Stadt der Bruderliebe, 
oder besser „the city of homes“, wie sie mit berechtigtem 
Stolze sich nennen lässt. Die langen Strassenzüge mit 
den gleichmässigen rothen Ziegelhäusern mögen einförmig 
und langweilig sein, aber sie sind der Stolz der grossen 
Industriestadt, den sie nicht nur in ihre Fabriken und 
Werkstätten setzt, sondern mehr noch in ihre menschen- 
würdigen behaglichen Arbeiterquartiere. Die Thatsache, 
dass in Philadelphia Grund und Boden vom Hausbesitz 
getrennt ist, erleichtert den Erwerb des letzteren ungemein. 
Für den Platz zahlt der Käufer eine jährliche Rente, das 
Baugeld aber wird ihm zu den liberalsten Bedingungen 
von den zahlreichen gemeinnützigen Baugesellschaften 
vorgeschossen, deren es in der Stadt allein gegen 500, 
im ganzen Staate Pennsylvanien über 1000 gibt. Den 
unablässigen Bemühungen und Opfern derselben ist es 
zu danken, dass Philadelphia mit seinen etwas über eine 
Million zählenden Einwohnern an Umfang die zweitgrösste 
Stadt Amerikas ist und einen Flächenraum besiedelt hat, 
der ungefähr dem Areale Londons ohne Vorstadt gleich- 
kommt. Die Stadt zählt über 187000 Wohnhäuser, jedes 
im Durchschnitt von 5,79 Personen bewohnt. Von den 
200000 Familien wohnen ?/3 im eigenen Hause, ?/s aber 
wenigstens in einem Hause allein. Der Arbeiter ist in 
der Regel in 12 Jahren schuldenfreier Eigenthümer. Die 
besseren Häuser kosten 2000 bis 3000 Dollars und sınd 
für Familien berechnet, die von einem Wochenverdienst 
von 14 bis 22 Dollars wöchentliche Abzahlungen leisten 
können. Solche Löhne liegen bei uns ganz ausserhalb 


des Einkommens-Niveaus der Arbeiterklasse, in den Ver- 
einigten Staaten aber werden sie einem grossen Prozent- 
satz fähiger und fleissiger Arbeiter gezahlt.*) 

Das Philadelphia Musterhaus in der Ausstellung ist 
so ein Haus für besser gestellte Arbeiter. Es stellt einen 
schmalen, aus rothen Ziegeln errichteten Bau mit 2 Fen- 
stern Front dar. Von dem etwas engen Korridor tritt 
man gleich links in den Parlor (Salon), in dem selbst 
das Kaminfeuer mit einer Uhr und allerlei hübschen, 
billigen Nippsachen besetzt, nicht fehlt. Hinter dem Parlor, 
in dem sich blaue Plüschmöbel, ein Sopha mit 4 Fauteuils 
befinden, liegt das Speisezimmer, mit Rohrstühlen und 
hübschem Büffet möblirt, das auch nach der Küche hin 
sich öffnet. Die Hausfrau braucht das Zimmer nicht zu 
verlassen, um Speisen und Geschirr zu holen. Hinter dem 
Esszimmer befindet sich die Küche, an die sich ein 
grosser nach hinten geöffneter, balkonartiger Raum an- 
schliesst, so dass die Bewohner auch Gelegenheit haben, 
im Freien zu sitzen. Alle Räume sind mit Teppichen 
belegt. Im oberen Stock wird die ganze Frontseite von 
dem Hauptschlafzimmer eingenommen. Hinter demselben 
liegt ein zweites, um den Treppenraum kleiner Dann 
kommt das in keinem amerikanischen Hause fehlende 
Badezimmer, mit vollständiger solider Einrichtung und 
Watercloset. Der grosse Sittingroom (Wohnzimmer) nimmt 
den ganzen noch übrigen hinteren Theil der Etage ein. 
Alle Räume haben die charakteris'ischen amerikanischen 
Wandgelasse, in die alles verschwindet, was nicht gerade 
gebraucht wird. Ihnen ist es vor Allem zu danken, dass 
die amerikanischen Wohnräume so sehr den Eindruck 
von Ordnung und Sauberkeit machen. Dem europäischen 
Besucher will es kaum in den Sinn, dass eine so ge- 
räumige und behaglich eingerichtete Wohnung das Heim 
eines Arbeiters ist | 

Für eine geringere Arbeiterklasse ist das Haus be- 
stimmt, welches der Staat New-York für den genau de- 
taillirtten Preis von 1000 Doll. aufgebaut hat. Dasselbe, 
ebenfalls für nur eine Familie eingerichtet, soll nicht ver- 
kauft, sondern für monatlich 10 Dollars vermiethet werden. 
Das weissgestrichene zweistöckige Holzhaus mit der in 
Amerika üblichen Veranda vorn neben der Eingangsthür 
soll zeigen, wie man bei guter Verzinsung des Baukapitals 
den Arbeitern Wohnungen verschaffen kann, die allen 
billigen Anforderungen entsprechen. Es ist den Verhält- 
nissen eines gewöhnlichen Tagarbeiters mit einem Wochen- 
lohn von 10 Doll. angepasst und enthält 2 geräumige 
Wohnzimmer, 3 Schlafzimmer, Badezimmer, Küche und 
3 Wandgelasse, bequem ausreichend für eine Familie mit 
3—4 Kindern. Die einfacher gehaltene Möblirung und 
die einmalige Beschaffung von Kleidern und Wäsche, 
wie sie eine solche Familie bedarf, ist auf,300 Doll. ver- 
anschlagt resp. für diesen Preis beschafft worden. Man 
erhält darüber ebenfalls eine genaue Kostenaufstellung. 
Der Staat New-York scheint zu glauben, dass ein Arbeiter 
mit dem vorausgesetzten Jahreseinkommen von 500 Doll., 
von dem er allein 120 Doll. für Miethe zu zahlen hat, 
eine solche einmalige Ausgabe bestreiten könne. Von 
dem Arbeitseinkommen wenigstens dürfte das nicht möglich 
sein. Es wird also vorausgesetzt, dass diese Summe aus 
dem Eingebrachten der Frau oder sonstigen Vermögens- 
mitteln bestritten werden kann, eine Voraussetzung, die 
jedoch bei der hier einzig in Betracht kommenden „un- 


*) Nach den State Factory Inspection Reports werden. 


Löhne innerhalb dieser Höhe verdient (in Philadelphia) in den 
zahlreichen Teppichfabriken, in den Seidenwebereien, in der 
Spitzen- und Putzmanufaktur und verwandten Betrieben. 
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gelernten“ Arbeiterklasse, die für gewöhnlich auch in 
Amerika kein bank account besitzt, nur in den seltensten 
Fällen zutreffen mag. Man hätte besser gethan, sich auch 
hier mehr an die realen Verhältnisse zu halten, das Modell 
wäre lebenswahrer gewesen. Eine solche Beschränkung 
wäre um so angebrachter, als der Staat New-York durch 
ein Experiment den Nachweis bringt, dass thatsächlich 
ein Jahreseinkommen von 500 Doll. ausreicht, um in 
einem solchen Hause zu wohnen und daneben alle anderen 
Bedürfnisse in angemessener Weise befriedigen zu können. 
Man hat eine Familie, sie ist allerdings, was zur Sache 
nichts thut, nur künstlich zusammengesetzt, veranlasst, 
während der ganzen Dauer der Ausstellung in dem Hause 
zu wohnen. Man nährt die Leute auf Staatskosten; der 
Mann geht seiner regelmässigen Beschäftigung nach, die 
Frau besorgt unter ärztlicher und sozialstatistischer Kon- 
trole die Küche. Jede Ausgabe wird auf Heller und 
Pfennig gebucht. Man hat gefunden, dass 55 Cents 
(2.30 Mk.) in einer amerikanischen Grossstadt völlig aus- 
reichen, um Mann, Frau und 3 Kinder unter 10 Jahren 
dreimal täglich eine kräftige und schmackhafte Mahlzeit 
(sehr häufig zweimal im Tage Fleisch) geben zu können. 
Man staunt über die reiche Abwechselung, die für einen 
solchen Preis geboten werden kann. Dass die Verpflegung 
ausreichend und gesund, das beweist das vortreffliche 
Aussehen der Experiment-Familie. Das Jahresbudget einer 
solchen Familie gliedert sich folgendermassen: 


Wohnungsmiethe 10 Doll. per Monat = 120 Doll. 


ISIeidunp ae re re 100555 
Nahrung 2. ehe 200 
Heneruae a a Neu rt Er EEE 
Verschtedenes 7.2 9 2 EEE el: 
500 Doll. 


An den einzelnen Positionen einer solchen Aufstellung 
kann man Krıtik üben, der Gesammtwerth eines solchen 
lebendigen Experimentes wird aber dadurch nicht ge- 
schmälert. Wer es auf sich wirken lässt und daneben 
das Philadelphia-Arbeiterhaus betrachtet, der begreift, 
warum das Land, welches die Millionäre züchtet, auch 
für den Arbeiter der alten Welt eine so grosse Anziehungs- 
kraft ausübt. Im Uebrigen war es ein guter Gedanke, 
auf einer Ausstellung, die vorwiegend dem Ruhme der 
columbischen Volkswirthschaft gilt, auch den Arbeiter 
und seine Wirthschaft nicht zu vergessen, dem nicht in 
letzter Linie die gewaltigen Fortschritte Amerikas zu 
danken sind. 


Der Arbeitsunterricht in Deutschland. 
Von Dr. Eugen Elikan in Frankfurt a. M. 


Anfangs aus volkswirthschaftlich -sozialen Beweg- 
gründen hervorgegangen, hat der Arbeitsunterricht, auch 
Handfertigkeitsunterricht genannt, in neuester Zeit beson- 
ders in Deutschland die rein erziehliche Seite seiner Auf- 
gabe in den Vordergrund gestellt. Aus mehrfachen Gründen. 
Einmal, weil bei unserer hochgesteigerten Industrie die 
Rückkehr zu der Form hausindustriellen Erwerbs auf un- 
überwindbare Konkurrenzschwierigkeiten stossen müsste ; 
sodann aus dem Grunde, weil die deutsche Erziehung einen 
einseitig theoretischen, überwiegend doktrinären Charakter 
angenommen hatte, und der Ergänzung durch einen das 
praktische Können betonenden, vornehmlich die Willens- 
bildung fördernden Unterrichtszweig dringend bedürftig 
war, Ein grosser Theil der deutschen Lehrerschaft nahm 
lebhaftes Interesse an der Erziehung der Knaben zur 
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praktischen Arbeit, und so erklärt sich der vorwiegend 
pädagogische Charakter der deutschen Handfertigkeitsbe- 
wegung. So ist es auch gekommen, dass aus dem die 
Bewegung anfänglich tragenden „Zentralkomite für Hand- 
fertigkeitsunterricht und Hausfleiss“, das im Juni 1881 in 
Berlin zusammengetreten war, im Jahre 1886 ein „Deut- 
scher Verein für Knabenhandarbeit“ geworden ist, welcher 
allein pädagogische Ziele verfolgt und von allen auf un- 
mittelbare Vorbereitung der Knaben für bestimmte Be- 
rufszweige gerichteten Bestrebungen absieht. Ueber die 
Erfolge dieses Vereins, also über die Ausdehnung, den 
Umfang und die Organisation des Arbeitsunterrichtswesens 
in Deutschland gibt nun eingehende Auskunft eine von 
dem Statistiker Alban Förster im Auftrage jener Örgani- 
sıtion kürzlich verfasste Schrift: „Der gegenwärtige Stand 
des Arbeitsunterrichts im deu'schen Reich“ *), welche auf 
einer von dem „Deutschen Verein für Knabenhandarbeit“ 
veranstalteten statistischen Erhebung beruht. 


Die Anfänge des Arbeitsunterrichtes reichen nach 
dem Verfasser in Deutschland zurück bis ins vorige Jahr- 
hundert So z.B. wurde Handarbeit betrieben in der Knaben- 
anstalt der evangelischen Brudergemeinde zu Kleinwelka be- 
reits seit 1776 und in der Erziehungsanstalt Schnepfenthal 
bereits seit 1784. Die statistische Aufnahme der neuesten 
Entwicklung zählt 26 Arbeitsstätten mit vorwiegend ge- 
werblichem Charakter auf. 1878 wurde eine Arbeitsstätte 
mit erziehlichem Zweck gegründet, 1879: 3, 1880: 8 Ar- 
beitsstätten, 1888 sind schon 147 Arbeitsstätten vorhan- 
den, Anfang 1892 dagegen 328, was gegen 1888 einer 
Zunahme von 120°jo entspricht. Von den im Ganzen jetzt 
in Deutschland vorhandenen 328 Arbeitsstätten sind 126 
(= 38°/o) selbständige Handarbeitsschulen und 202 
(= 62°/o) Arbeitsstätten in anderen Anstalten (worunter 
2 Gymnasien, 2 Realgymnasien, 5 Realschulen, 12 Lehrer- 
bildungsanstalten, 40 Volksschulen, 19 Waisenhäuser, 
3 Militär-Erziehungsanstalten, 4 Anstalten für Schwach- 
sinnige, 9 Anstalten für verlassene und verwahrloste 
Kinder, 54 Kinderheime, 39 Blinden- und Taubstummen- 
anstalten endlich 13 sonstige Anstalten). Was die terri- 
toriale Ausbreitung des Arbeitsunterrichtswesens anlangt, 
so hat der Arbeitsunterricht in nur wenigen und kleineren 
deutschen Bundesstaaten noch gar keinen Boden gefasst. 
Von den 328 Anstalten entfallen 201 auf das Königreich 
Preussen. An der Spitze der übrigen deutschen Staaten 
steht das Königreich Sachsen, wo schon Ende der 70er 
und Anfang der 80er Jahre Bestrebungen auf Einführung 
eines erziehlichen Arbeitsunterrichtes auftreten, mit 47 Ar- 
beitsstätten. Die 328 Anstalten vertheilen sich auf 214 
Orte, meist städtischen Charakters. Die meisten Arbeits- 
stätten weisen auf: Dresden (17), Köln (15), Berlin (10), 
Leipzig (8), Halle (7) und Bremen (6). 122 Arbeitsstätten 
(= 38°/o) unterstehen der Verwaltung von Vereinen, 
142 (= 45°/o) werden von den behördlichen Organen, 
32 (= 10°/o) von Privatpersonen verwaltet. Die Zahl 
der Lehrkräfte betrug 648, was gegen 1888 einer Ver- 
mehrung von über 150°/o gleichkommt. 499 (= 77°/o) 
waren Lehrer, 149 (= 23°/o) Nichtlehrer, Handwerker 
etc., die letzteren entfallen grösstentheils auf die unselb- 
ständigen Arbeitsstätten mit Anlehnung an andere An- 
stalten. Die Gesammtzahl der durchschnittlich am Arbeits- 
unterricht theilnehmenden Schüler belief sich auf 14 215, 
während 1888 nur 5678 Schüler ermittelt wurden. 7364 
oder 52°/o entfallen auf die selbständigen Handarbeits- 


*) Dresden 1893, Verlag von C. C. Meinhold & Söhne. 
50 S. gr. Oct. 


schulen, 6841 oder 48°/, auf die Arbeitsstätten mit An- 
lehnung an andere Anstalten. 

Die am meisten vorkommende Handfertigkeitsdisziplin 
bildet die Papparbeit, sie wird in 299 oder in 73°/o 
aller Anstalten betrieben. Es folgt die Holz- und Kerb- 


schnitzerei, welche in 204 oder 65°)o aller Anstalten 
eingeführt ist, und sodann die Hobelbankarbeit, welche 
in 87 oder 28°, aller Anstalten geübt wird. Weniger 


ins Gewicht fällt die Metallarbeit, welche nur in 15 der 
Anstalten (= 5°/o) und das Modelliren, welches nur in 
14 Anstalten (= 5°/o) aufgenommen ist. Vereinzelt kommen 
auch noch andere Arbeiten, als Laubsägen, Stäbchen- 
arbeit, Holzbrand, Einlegearbeit, Gypsarbeit, Blumenarbeit, 
Deckennähen, Netzstricken, Stroharbeit etc. vor. Von den 
handwerksmässigen Fächern wurden in einzelnen Anstalten 
betrieben: Tischlerei, Flechtarbeit, Korbmacherei, Buch- 
binderei, Drechslerei, Bürstenbinden, Schneiderei, Schuh- 
macherei, Besenbinden, Schmiederei und Schlosserei. Weit- 
aus die Mehrzahl der Arbeitsstätten hat den Unterricht 
auf das ganze Jahr ausgedehnt, nämlich 243 Stätten 
— 78°%,, 65 Stätten oder 21°/o unterrichteten nur im 
Winter und nur 4 Stätten oder 1°/o nur im Sommer. 
Das Gros der Arbeitsstätten (241 = 78°/o) ertheilt in 
2—4 Stunden Unterricht, und zwar 118 (= 38°o) in 
wöchentlich 2, 31 (= 10%) in 3 und 92 (= 30°/o) 
in 4 Stunden. Was die finanziellen Verhältnisse des 
Arbeitsunterrichtes betrifft, so erheben 202 Arbeitsstätten 
— 61°/o überhaupt keine bestimmten Beiträge von den 
Schülern, 32 Arbeitsstätten erheben halbjährlich 1—3 Mk., 
9 Stätten 4 5 Mk., 32 Stätten 6 Mk., 25 Stätten 
7—10 Mk., 11 Stätten 12 Mk., 3 Stätten 18 Mk. und 
2 Stätten 20 Mk. Manche Arbeitsstätten erheben nur 
von Bemittelten Beiträge, während Unbemittelte frei sind. 

Die jährlichen Kosten des Arbeitsunterrichtes in den 
selbständigen Handarbeitsschulen werden auf ca. 100000M,, 
in den Arbeitsstätten mit Anlehnung an andere Anstalten 
auf ca. 70000 Mk., geschätzt, so dass sich die Kosten 
des deutschen Arbeitsunterrichtes auf ca. 170000 Mk. 
belaufen, wobei zu bemerken ist, dass Einrichtungskosten 
hierbei nicht inbegriffen sind. Bei den amtlichen Unter- 
stützungen, welche dem deutschen Arbeitsunterrichte ge- 
währt werden, lassen sich zwei Arten unterscheiden, und 
zwar 1. direkte Einführung des Arbeitsunterrichtes in 
Staats-, Provinzial- und Gemeinde-Anstalten, und 2. baare 
oder Natural-Beihilfen an Veranstaltungen, welche sich in 
den Händen von Vereinen, Privaten etc. befinden. Bei 
den etwa 70 Staats- etc. Anstalten, in denen der Arbeits- 
unterricht günstigen Boden gefunden hat, beläuft sich 
der Aufwand der staatlichen Organe jährlich auf ungefähr 
25000 Mk. Weiter ergab die Ermittelung, dass in einer 
gleichen Anzahl deutscher Stadt- und Landgemeinden 
seitens der Gemeindeverwaltung der Arbeitsunterricht ein- 
geführt ist, sei es durch Unterhaltung selbständiger Hand- 
arbeitsschulen, sei es durch Arbeitsunterricht in den Volks- 
schulen oder in sonstigen Gemeindeanstalten. Dafür werden 
seitens der Gemeinden jährlich insgesammt rund 40 000 Mk. 
aufgewendet. Hierbei sind von grösseren Städten be- 
theiligt: Berlin, Dresden, Leipzig, Köln, Magdeburg, Elber- 
feld, Barmen, Strassburg i. E., Aachen, Karlsruhe etc. 
Besonders hervorgehoben werden die beiden reichs- 
ländischen Städte Strassburg und Mülhausen, wovon 
erstere jährlich 4000 Mark, letztere 5000 Mark für 
die Zwecke des Handfertigkeitsunterrichtes aufwendet, 
Die Unterstützungen, welche der Staat und dessen Organe 
den in Verwaltung von Vereinen oder von Privaten be- 
findlichen Handarbeitsschulen zukommen lassen, bestehen 
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-hauptsächlich in baarer laufender Beihilfe. Der Gesammt- 
aufwand staatlicher Behörden für Unterstützung von 
(etwa 63) derartigen Schulen beziffert sich jährlich auf 
ca. 23000 Mk. In hervorragendem Maasse sind u. a. 
die Verwaltung der Rheinprovinz und das Königreich 
Sachsen betheiligt, welches überhaupt wegen der in Leipzig 
bestehenden Lehrerbildungsanstalt als der das ganze 
Reich befruchtende Mittelpunkt bezeichnet werden kann. 
Bezüglich der Unterstützung von Vereins-, Privat- etc. 
Handarbeitsschulen durch Gemeinden ergibt sich, dass 
eine Anzahl Gemeinden das Unterrichtslokal, sowie auch 
öfters freie Heizung und Beleuchtung des Unterrichtslokals 
gewähren, manche fügen noch einen Geldbetrag hinzu, 
eine Reihe von Gemeinden unterstützen nur durch Baar- 
beträge. Insgesammt sind es etwa 50 deutsche Gemeinden, 
in der Hauptsache Städte, welche die Handfertigkeits- 
bestrebungen in dieser Weise fördern. Hierfür werden 
unter Mitberücksichtigung der Naturalleistungen jährlich 
ca. 17000 Mk. verausgabt. Als Gemeinden, welche nam- 
hafte Beträge aufwenden, werden genannt: Berlin, Leipzig, 
Hannover, Stuttgart, Danzig, Aachen, Posen, Görlitz, 
Erfurt, Wiesbaden, Plauen, Zwickau, Gera und Osnabrück. 
Im Auslande wird dem Arbeitsunterricht seitens der mass- 
gebenden behördlichen Kreise und Unterrichtsverwal- 
tungen viel mehr Theilnahme als in Deutschland ent- 
gegengebracht. 

Die Frage des Handarbeitsunterrichtes kann eben 
u. E. nicht so abgetrennt von den übrigen Schulfragen 
behandelt werden, wie es der verdienstliche „Verein für 
Knabenhandarbeit“ thut. Es mag der Thätigkeit im Ein- 
zelnen nützen, von dem Zusammenhang mit der gesammten 
Schulreform zu abstrahiren. Im Grossen und Ganzen aber 
wird ein durchgreifender Erfolg erst erzielt werden, wenn 
die Freunde des Handarbeitsunterrichts gleichzeitig that- 
kräftige Freunde einer Reform unserer Volksschule, unseres 
Fortbildungsschulwesens und der gesammten gewerblichen 
Ausbildung mit Hinblick auf die Errichtung von Lehr- 
werkstätten werden. 


Notizen. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Handwerker- und Fortbildungsschulen in 
Preussen. Im ostelbischen Preussen dauert der kurzsichtige 
Widerstand, welchen dortige Handwerker namentlich in klei- 
neren Orten der obligatorischen Fortbildungsschule leisten, un- 
geschwächt fort. So fand kürzlich in Kolmar i.P. eine Ver- 
sammlung der Handwerksmeister statt, in der beschlossen 
wurde, an die Regierung eine Petition einzureichen mit der 
Bitte, die Fortbildungsschule aufzuheben. Bemerkenswerth ist, 
dass bis jetzt die Regierung allein die Unterhaltungskosten der 
Schule getragen hat, jetzt aber der Stadt diese Unterstützung 
entzog, so dass die Kosten der Fortbildungsschule, die städtisch 
ist, von der Kommune aufgebracht werden müssen. Die Fort- 
bildungsschule hatte bis jetzt zwei Klassen, seit dem 1. No- 
vember ist noch eine dritte eingerichtet worden. Der Unter- 
richt wird in wöchentlich sechs Stunden für jede Klasse von 
drei Lehrern ertheilt, die pro Stunde 1 Mk. erhalten. Das wenig 
freundliche Verhalten der Regierung hat offenbar die Opposition 
bestärkt. Ebenso hielten in Schönlanke am 20. Oktober Hand- 
werksmeister eine Versammlung, um Schritte zur Aufhebung 
der Fortbildungsschule zu berathen. Da bei der Aufstellung 
des Ortsstatuts nicht mindestens von jedem Gewerk zwei 
Meister geladen gewesen sind, wie das Gesetz es vorschreibt, 
so hofft man auf Erfolg. Es ist sehr zu beklagen, dass die 
Kleingewerbetreibenden so wenig Verständniss für die tech- 
nischen Vortheile entwickeln, welche ein guter Fortbildungs- 
unterricht auch dem Handwerk gewähren würde. Wahrschein- 
lich lässt freilich auch die Beschaffenheit der Schulen Manches 
zu wünschen übrig. 


Vermehrung der Fachabtheilungen bei der 
Gewerbeschule in Karlsruhe. In Süddeutschland ist 
man weit mehr als in Norddeutschland bestrebt, das Fach- 
schulwesen fortwährend zu vervollkommnen. So ist den letzten 
Verhandlungen der Kommunalbehörden der badischen Haupt- 
stadt Folgendes zu entnehmen. An der Gewerbeschule in 
Karlsruhe sind bis jetzt 4 etatmässige Lehrstellen errichtet. 
Der Vorstand der Schule hat nun mit nachfolgender Begründung 
die Errichtung einer fünften beantragt: „Klasse I. mit 6 Ab- 
theilungen zählt im Augenblick 260 Schüler; Klasse II. in 
5 Abtheilungen deren 185. Es kommen somit auf die Abtheilung 
im Durchschnitt in Klasse I. 43, in Klasse II. 37. In beiden 
Klassen bilden die Parallelabtheilungen zugleich 5 Fachgruppen 
(Holzarbeiter, Ausstattungsgewerbe, Steinarbeiter, Bauschlosser, 
Maschinenschlosser). Nur in Klasse I. ist für schwächere Schüler 
ein Vorkurs als 1 Abtheilung eingerichtet. Hierdurch ist es 
möglich, dem Berufe des Jungen beim Unterricht die ein- 
gehendste Beachtung zu schenken. Eine seit Jahren beklagte 
Schwierigkeit bildet die Ueberfüllung dieser Abtheilungen, ins- 
besondere der Metallarbeiter (Schmiede, Bau- und Maschinen- 
schlosser, Feinmechaniker, Uhrmacher, Giesser, Gürtler u. s. w.), 
welche allein ein Kontingent von in der Regel über 50°/o zur 
Schule entsenden (im vergangenen Schuljahr von 521 Schülern 
258, im laufenden von 518 Schülern 269). Die Erfahrung bat 
bestätigt, dass eine Fachgruppe unter keiner Bedingung mehr 
als 30 Schüler haben darf, wenn im Unterricht, insbesondere 
im Zeichnen, der gewünschte Erfolg erzielt werden soll. Ausser- 
dem schicken viele Lehrmeister (z. B. gerade die Eisenbahn- 
Haupt-, Betriebs- und Telegraphen-Werkstätten, die Maschinen- 
fabrik u. a.) 3 bis 4 und mehr Lehrlinge gleichzeitig in den 
Unterricht; da nun im Augenblick nur 2 Fachabtheilungen in 
jeder Klasse für Metallarbeiter vorhanden sind, so müssen 
solche J ıngen, um gleichzeitiges Fehlen in den Werkstätten zu 
verhindern, in anderen Abtheilungen untergebracht werden, 
was dem Grundsatze des fachlichen Unterrichts zuwiderläuft. 
Aus diesen Gründen ist beabsichtigt, zwei neue Abtheilungen 
einzurichten und denselben speziell die Telegraphen- und Fein- 
mechaniker, Uhrmacher und ähnliche zuzuweisen. Sieben. Ab- 
theilungen in Klasse I. würden zur Zeit aber immer noch 37 
Schüler pro Gruppe und 6 in Klasse II. deren circa 31 ergeben. 
Der anzustellende Lehrer soll darum auch thunlichst praktisch 
vorgebildeter Maschinentechniker oder Feinmechaniker sein.“ 
Die Schulkommission und der Stadtrath mussten die obige 
Begründung als zutreffend anerkennen und befürworten daher 
die Errichtung einer Stelle für einen fünften etatmässigen 
Lehrer. 


ÄArmenwesen. 


Miethunterstützungals zinsfreies Darlehen. 
Eine I. A. von Halle’sche Miethe-Unterstützungs-Stiftung in 
Hamburg hat am 21. Oktober ihre 25jährige Thätigkeit abge- 
schlossen. Die Verwaltung liess aus dieser Veranlassung eine 
Denkschrift erscheinen, der Folgendes über eine praktisch wich- 
tige Frage zu entnehmen ist. Die Unterstützung sollte auf 
Grund des ursprünglichen Statuts nach dem Ermessen der 
Verwaltung entweder als Geschenk oder als ein in bestimmten 
Terminen rückzahlbares, mit 2° jährlich zu verzinsendes Dar- 
lehen gegeben werden, wobei es in jedem speziellen Falle dem 
Ermessen der Verwaltung anheimgestellt blieb, ob das Darlehen 
ohne Bürgschaft geleistet werden solle oder nicht. Nun stellte 
sich jedoch im Laufe der Zeit bald heraus, dass den mit Dar- 
lehen unterstützten Bedürftigen die Rückzahlung sehr schwer 
werde. Ungern entschloss sich die Verwaltung Klagen anzu- 
stellen; sie gewährte, wo immer der Fall dazu geeignet er- 
schien, längere Fristen zur allmählichen Abzahlung des Kapitals 
und verzichtete auf Zinsen. Diejenigen als Darlehen vorge- 
streckten Beträge, welche wirklich Zinsen trugen, waren so 
gering, dass letztere keine irgendwie in Betracht kommende 
Einnahme der Stiftung ergaben, und da andererseits den An- 
leihern jede Erleichterung von Nutzen sein musste, so wurde 
seit 1882 als Regel bestimmt, dass die Darlehen als zinsfreie 
gegeben werden sollten. Von dieser Regel ist auch bisher 
niemals abgewichen worden. Die Verwaltung hat sich nur das 
Recht vorbehalten, in einzelnen ihr geeignet erscheinenden 
Fällen dem Anleiher bei Bewilligung des Darlehens die Ver- 
pflichtung zur Zahlung eines Zinses von jährlich 2°%0 aufzuer- 
legen. Im Ganzen hat die Stiftung während ihres Bestehens, 
d. h. in der Zeit vom 1. November 1868 bis zum 1. Mai 1893 
(einschliesslich), bewilligt: an 6 123 Personen Mk. 487 923 als 
Geschenk, an 1977 Personen Mk. 235460 als Darlehen, an 


294 Personen Mk. 36620 theilweise als Geschenk, theilweise 


als Darlehen, zusammen an 8394 Personen Mk. 760003. Auch 
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die Erfahrungen dieser Stiftung liefern einen Beitrag dazu, 
wie schwierig die Miethehülfe überhaupt ist, wie viele Be- 
denken bei ihr auftauchen. Unwillkürlich kommt man zu der 
Ansicht, dass es einfacher wäre, mit derartigen Stiftungen 
Häuser zu bauen, in welchen man billige oder auch unentgelt- 
liche Wohnungen für Arme einrichtet. 


ArmengesetzifürsNiederösterreich, ‘Wier die 
Wiener Blätter berichten, hat der Kaiser das vom niederöster- 
reichischen Landtage beschlossene Landarmengesetz (vgl. Bl. 
f. soz. Pr. I. Halbj. Nr. 26 S. 213 ff.) sanktionirt, so dass es 
wohl in nicht zu langer Zeit ausgeführt werden wird. Den 
Erfahrungen. welche man mit dem Gesetz machen wird, darf 
mit Spannung entgegengesehen werden. 


Wohnungswesen. 


x Stadterweiterung und Zonenenteignung 
in Baden. Der am 10. November in Freiburg i. Br. tagende 
badische Städtetag hat sich in erster Reihe mit einem von 
Heidelberg ausgearbeiteten Gesetzentwurf über Regelung 
von Baugrundstücken beschäftigt, den der Städtetag 
den gesetzgebenden Gewalten zu unterbreiten gedenkt. Das 
Wesentliche des Entwurfs ist im $ 1 desselben enthalten und 
lautet: „Wo es für die bauliche Entwickelung einer Ortschaft 
von überwiegendem Nutzen ist, kann nach Feststellung eines 
Bauplanes behufs Anpassung der vorhergehenden Grundstücks- 
eintheilung an die neuen Baulinien oder an bestehende Be- 
bauungsvorschriften eine Grenzregelung oder Zusammenlegung 
von Grundstücken angeordnet werden: 1. wenn der Stadtrath 
solches beantragt, 2. wenn mehr als die Hälfte der Besitzer 
der betreffenden Grundstücke, welche zugleich dem Steuer- 
kapital nach mehr als die Hälfte der in das Unternehmen 
fallenden Grundfläche besitzen, sich für die Einleitung eines 
solchen Vereinigungsverfahrens ausspricht.*“ Wir werden in 
der Lage sein, wenn der nach eingehender Berathung nur 
wenig abgeänderte Entwurf, dessen Begründung sich mit der 
in diesen Blättern mehrfach besprochenen Adickes’schen Ge- 
setzentwurfsbegründung deckt, gedruckt vorliegt, denselben 
seinem Wortlaut nach mitzutheilen, und behalten uns ein- 
gehende Besprechung bis dahin vor. 


Z Wohnungsinspektoren inHessen. Zur Durch- 
führung des hessischen Gesetzes vom 1. Juli 1893 über die 
polizeiliche Beaufsichtigung der Miethwohnungen und Schlaf- 
stellen (s. Blätter f. soz. Pr. No. 44 S. 153) hat die Abtheilung 
für öffentliche Gesundheitspflege eine Anweisung an die staat- 
lichen Gesundheitsbeamten (Kreisgesundheitsämter) erlassen. 
Selbst in den Gemeinden, in welchen das Gesetz vorerst wegen 
der geringen Seelenzahl (unter 5000) keine Anwendung findet, 
sollen die Gesundheitsbeamten bei jeder Gelegenheit den Mieth- 
wohnungen und Schlafstellen ihre Aufmerksamkeit zuwenden, 
sich insbesondere da, wo der Verdacht einer besonderen Ge- 
fährdung der Miethbewohner und Schlafgänger besteht, durch 
Augenschein von den Verhältnissen Kenntniss verschaffen und 
bei den Behörden ihre Anträge stellen. Der Anforderung zur 
Begutachtung von polizeilichen Vorschriften für Miethwoh- 
nungen und Schlafstellen hatten die Gesundheitsbeamten den 
bestehenden Vorschriften gemäss seither schon Folge zu geben, 
wie auch die Abgabe von Gutachten bei den Verwaltungs- 
gerichten nicht verweigert werden konnte. Neu erscheint die 
nunmehr geforderte Betheiligung an Untersuchungen über die 
sanitäre Beschaffenheit der kleineren Miethwohnungen, der 
den Arbeitern von den Arbeitgebern zugewiesenen Schlafräume 
und der sog. Schlafstellen. Die obere Medizinalbehörde em- 
pfiehlt hierbei den Gesundheitsbeamten die Lehren einer ratio- 
nellen Wohnungshygiene zu Rathe zu ziehen. Neben den 
anderweitiger technischer Begutachtung unterliegenden Unter- 
suchungen über den kubischen Inhalt der Räume, über das 
Verhältniss zwischen Länge, Breite und Höhe der Gelasse, 
über ihre Verbindung mit benachbarten Räumen, über die Be- 
schaffenheit der Baumaterialien und der Wände, des Fuss- 
bodens und der Decke, soll sich die Untersuchung im Wesent- 
lichen auf die Möglichkeit einer ausgiebigen Lüftung und an- 
gemessenen Beheizung, sowie auf die „Beleuchtung“ richten. 
Im Weiteren aber kommen von sanitären Gesichtspunkten aber 
auch die sonstigen zur Wohnung gehörigen Hausräume und 
Einrichtungen in Betracht, von denen insbesondere die Wasser- 
versorgung und Hausentwässerung, die Lage und Beschaffen- 
heit der Aborte und die Beseitigung der Abfall- und Fäkal- 
stoffe der Beachtung empfohlen werden. Da es sich bei der 
Ausführung des Gesetzes hauptsächlich um die staatliche Für- 
sorge für den wirthschaftlich schwächeren Theil der Bevölke- 
rung handelt, so sind die einschlägigen Geschäfte der Gesund- 
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heitsbeamten als nicht zahlbare Pflichtgeschäfte anzusehen. 
Auch die staatlichen Baubehörden wirken durch Abgabe von 
technischen Gutachten bei Durchführung des Gesetzes mit. 
Bei allen, unmittelbar unter Dach gelegenen Wohnungen tritt 
die Anzeigepflicht ohne Unterschied ein, mag nun überhaupt 
kein Zwischengebälk vorhanden, oder mögen die unter Dach ge- 
legenen schrägen Wände durch Verschalung und Tünchung 
gegen das Eindringen von Regen oder Schnee gesichert sein. 


H Verordnung über Arbeiterkasernenin 
Mecklenburg. Eine für die Grossherzogthümer Mecklenburg- 
Schwerin und Mecklenburg-Strelitz unterm 29. Mai bzw. 8. Juni 
1893 erlassene Verordnung hat folgenden Wortlaut: „Für die 
Arbeiterkasernen oder sonstige zur Unterkunft einer grösseren 
Anzahl von Arbeitern bestimmten Räumlichkeiten sind die 
nachstehenden Bestimmungen massgebend. $ 1. Diese Räum- 
lichkeiten müssen in Betreff ihrer Lage, Grösse, Zugänglichkeit 
und Einrichtung der Wohn- und Schlafräume, sowie hinsicht- 
lich der Zahl der Personen, welche dieselben gleichzeitig be- 
nutzen dürfen, den Anforderungen entsprechen, welche in 
Rücksicht auf die Gesundheit und Sittlichkeit zu stellen sind. 
$ 2. Den Arbeitern verschiedenen Geschlechts müssen geson- 
derte Schlafräume mit getrennten Eingängen angewiesen wer- 
den. Auf einzelne Familien, sofern denselben je ein besonderer 
Raum gewährt wird, findet diese Bestimmung keine Anwen- 
dung. $ 3. Bei den Arbeiterkasernen etc. müssen in angemes- 
sener Entfernung Brunnen mit unschädlichem Trink- und Haus- 
haltswasser und besondere Bedürfnissanstalten vorhanden sein. 


| Die letzteren müssen so eingerichtet sein, dass sie für die 


Zahl der Arbeiter ausreichen, dass den Anforderungen der 
Gesundheitspflege entsprochen wird, und dass ihre Benutzung 
ohne Verletzung von Sitte und Anstand erfolgen kann. $ 4. Die 
Polizeibehörden haben die Beobachtung der in den 88 1 bis 3 
enthaltenen Bestimmungen zu überwachen und nöthigenfalls 
zwangsweise durchzuführen. $ 5. Wer Arbeitern in Kasernen etc. 
Unterkunft gewährt, ist für die Beachtung der Vorschriften 
dieser Verordnung verantwortlich. Uebertretungen der 88 2 
und 3 der Verordnung werden mit Geldstrafe bis zu 60 Mark 
oder Haft bis zu 14 Tagen bestraft. Die Strafe kann durch 
polizeiliche Verfügung festgesetzt werden. $ 6. Diese Verord- 
nung tritt mit dem 1. Juli 1893 in Kraft. Die zur Zeit der 
Verkündigung dieser Verordnung vorhandenen oder im Bau 
begriffenen Arbeiterkasernen etc. sind binnen Jahresfrist nach 
der Verkündigung den Vorschriften dieser Verordnung ent- 
sprechend herzurichten.* Die Handhabung der Kontrole soll 
noch einem Zirkular an die Kreisphysiker in der Weise er- 
folgen, dass dieselben im Domanium, soweit möglich, gelegent- 
lich anderer Dienstreisen und thunlichst in Gemeinschaft mit 
dem Ressortbeamten des Amtes sich von der Beobachtung der 
gesundheitspolizeilichen Vorschriften der Verordnung über- 
zeugen und wegen vorgefundener Mängel mit dem zuständigen 
Amt in Verbindung treten, während für das ritterschaftliche 
und städtische Gebiet auf begründeten Antrag der Kreis- 
physiker denselben seitens des Ministeriums betreffende Spezial- 
kommissarien ertheilt werden sollen. Eine Bestimmung der Re- 
gierungsvorlage, nach welcher die Kreisphysiker allgemein 
kontrolzuständig sein sollten, ist vom Landtage gestrichen 
worden. In Betracht kommen im Lande, ausser Bauarbeiter- 
baracken, Arbeiterkasernen in gewerblichen Anlagen (Zucker- 
fabriken, Ziegeleien, Torfstiche etc.), für welche ausser der 
Ortspolizeibehörde der Gewerbeinspektor zuständig ist; endlich 
solche auf dem Lande, wie sie in den letzten Jahren für die 
Unterbringung fremder Arbeiter während der Ernte, nament- 
lich der Zuckerrübenernte, vielfach errichtet sind. Letztere 
unterstehen nach Obigem auf ritterschaftlichem Gebiet direkt 
nur der Selbstkontrole der Gutsherrschaften (!!) in ihrer Eigen- 
schaft als Ortspolizeibehörden. 


Gewerbewesen. 


Städtisches Arbeitsamt für Stuttgart. In der 
Sitzung des Stuttgarter Gemeinderaths vom 2. d. M. referirte 
Dr. v. Göz als Vorsitzender der Gewerbeabtheilung über die 
Errichtung eines städtischen Arbeitsamtes, namentlich über 
seine Verbindung mit dem Gewerbegericht. Er legte ein 
Gutachten vor, wonach das Königl. Landgericht Stuttgart 
befragt werden müsste, ob rechtliche Bedenken gegen diese 
Verbindung bestehen. Sollte dies der Fall sein, dann müssten 
andere Personen bestimmt werden, welche bei dem Arbeits- 
amte mitzuwirken hätten. Der Oberbürgermeister drückte sein 
Erstaunen aus, dass nach den einmüthigen Beschlüssen über 
das Arbeitsamt, die von den evangelischen und katholischen 
bis zu den äusserst linksstehenden Vereinen gefasst worden 


‚seien, jetzt noch solch rechtliche Bedenken geltend gemacht 
werden sollen. Die Funktionen des Gewerbegerichts beim Ar- 
beitsamte seien nicht verwaltenden, sondern aufsichtsführenden 
Charakters und können den Gewerberichtern nicht verwehrt 
werden, um so weniger, als dieselben auch dazu am besten 
geeignet sind, Gerechtigkeit zu üben bei der Thätigkeit des 
Arbeitsamtes. Gemeinderath Dr. Schall stimmte den Ausfüh- 
rungen des Dr. (5öz bei, damit nicht am Ende, wenn die 
Thätigkeit des Arbeitsamtes beginnen sollte, Einsprachen von 
den Justizbehörden erfolgen würden, und das Arbeitsamt da- 
durch in Frage gestellt wäre. Payer sprach gegen diese Aus- 
führungen, da er glaubte, dass die Sache das Landgericht 
und Justizministerium nichts angehe, weshalb er einer An- 
frage bei den Genannten nicht zustimmen könne. Das Ge- 
werbegericht als solches habe mit dem Arbeitsamte nichts 
zu thun; sein Vorsitzender sei zugleich Vorsitzender der 
Kommission, welche das Arbeitsamt leite und diese Thätigkeit 
könne der Gemeinderath übertragen, wem er wolle, ohne dass 
dieser dazu einer Genehmigung von der Justizbehörde bedürfe. 
Dr. Schall war der Meinung, dass kein Unterschied zwischen 
dem Gewerberichter als solchem und dem Gewerberichter als 
Vorstand der Kommission bestehe und eben die Möglichkeit 
der Einsprache seitens der Staatsbehörde doch bestehe, wovor 
er die Stadt bewahren möchte. Ir. Göz erklärte, er habe es 
für seine Pflicht gehalten, auf diese Möglichkeit hinzuweisen, 
er überlasse es aber dem Kollegium, sich zu entscheiden, ohne 
sich zu vergewissern, wie die Ansicht der Justizbehörde hier- 
über sei. Der Oberbürgermeister wies darauf hin, dass in ganz 
Norddeutschland die Arbeitsämter in ähnlicher Weise organisirt 
würden; er beantrage, die Sache an die Gewerbeabtheilung zu- 
rückzuverweisen, ferner den Antrag der Gewerbeabtheilung betr. 
Anfrage an die Justizbehörde abzulehnen. Trotzdem wurde 
nur der 1. Theil des Antrages einstimmig angenommen, der 
2. Theil aber mit 14 gegen 9 Stimmen zurückgewiesen, so 
dass also die Anfrage an die Justizbehörde gerichtet wird. Wir 
halten diesen Beschluss weder sachlich noch rechtlich für be- 
gründet. Die Gewerbegerichte sind der Aufsicht der Landgerichte 
nur unterstellt, soweit ihre richterliche Thätigkeit in Betracht 
kommt. Schon in ihren übrigen Funktionen — Erstattung von 
Gutachten, Stellung von Anträgen etc. — unterliegen sie dieser 
Aufsicht nicht; viel weniger kann das Landgericht irgend einen 
Einwand erheben, wenn die Mitglieder des Gewerbegerichts 
von der Stadt zu anderweitiger Thätigkeit verwendet werden, 
welcher Fall bei der vorgesehenen Einrichtung des Arbeitsamtes 
vorliegt. Im Uebrigen scheint es uns der Würde einer gross- 
städtischen Verwaltung nicht zu entsprechen, wenn sie bei 
irgendwelchem Vorgehen sich vorher des Einverständnisses 
der wirklichen oder vermeintlichen Aufsichtsbehörde versichert. 
Sie müsste sich selbst zutrauen, die rechtliche Seite einer 
solchen Frage wie der aufgeworfenen zu entscheiden; die 
Aufsichtsbehörde mag ihre Befugnisse selbst wahren. Es macht 
deshalb einen eigenthümlichen Eindruck, wenn der Gemeinderath 
oder einige seiner Mitglieder sie zu dieser Wahrung noch be- 
sonders auffordern. 

Arbeitsnachweis in Posen. Infolge mehrerer 
Arbeiterpetitionen kam die Frage eines städtischen Arbeitsnach- 
weises nunmehr auch in der Stadtverordnetenversammlung von 
Posen am 8. d. M. zur Verhandlung. Als Referent führte Stadtv. 
Jacobsohn aus: Jede Stadt bilde eine Individualität, für die 
eine Einrichtung darum noch nicht passe, weil: sie sich ander- 
wärts bewährt habe. Wenn man in der Armenpflege das Prinzip 
der Individualisirung anerkenne, dann müsse man es auch für 
die in Rede stehende Frage thun. In Betracht komme sodann 
die wirthschaftliche Lage der Städte. In grossen Handels- und 
Industriestädten, wie sie im Westen der Monarchie vorkommen, 
unterliege das wirthschaftliche Leben grossen Schwankungen 
und öfteren Krisen, wovor eine Stadt wie Posen, die wenig 
Handel und Industrie aufweise, bewahrt bleibe. Auch habe 
Posen nicht eine geographische Lage, die ein Zuströmen von 
grösseren Arbeitermassen zur nothwendigen Folge habe. Man 
müsse sich darum fragen, ob die bestehenden Einrichtungen für 
Beschaffung von Arbeitsgelegenheit nicht ausreichend seien. 
Man habe auf die Herberge zur Heimath hingewiesen, die eine 
Arbeitsnachweisungsstelle eingerichtet hat. Wenn diese Einrich- 
tung noch nicht ausgiebiger benutzt werde, so trage daran 
wohl ihre ungünstige Lage und ihr konfessioneller Anstrich 
die Schuld. Nun gebe es in Posen eine Reihe von Fachver- 
einen, die neben den sozialistischen und Hirsch-Dunckerschen 
Bestrebungen für Arbeitsnachweis thätig seien. Dazu käme 
noch der Frauenverein und endlich der vollkommene Arbeits- 
nachweis in der Armenverwaltung, in deren Dienst vorzügliche 
Kräfte thätig seien, die von dem Geiste des Elberfelder Armen- 
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pflegesysteins so beseelt seien, dass sie nicht geben, sondern 
darauf hinwirken, dass das Geben nicht nothwendig werde, 
Die wirklich Armen seien meist alte Frauen und Greise, denen 
ein Arbeitsnachweis nichts mehr helfen könne. Wie weit das 
Bedürfniss nach einem Arbeitsnachweisebureau hier vorliege, 
könne allein durch eine Statistik erwiesen werden, die aber 
fehle. Er stelle darum den Antrag, durch eine gemischte Kom- 
mission eine Enquete aufstellen zu lassen, wie weit ein Arbeits- 
nachweis thatsächlich nothwendig sei. Referent erwähnt noch 
die Arbeitsnachweisungsstelle, die von der städtischen Verwal- 
tung nach den grossen Ueberschwemmungen eingerichtet wurde. 
Er habe deren Thätigkeit stets anerkannt. Aber die Beschaffung 
von passender Arbeit durch die Kommune könne leicht als 
Pflicht betrachtet werden. wie es in jener Zeit bei einigen 
Leuten auch thatsächlich der Fall gewesen sei. Heute sei keine 
solche Nothlage wie damals vorhanden, und es komme nur 
darauf an, den Fachvereinen unterstützend entgegenzukommen. 
Oberbürgermeister Witting: Der Magistrat habe sich mit dieser 
Frage noch nicht beschäftigt, weil er vorerst die Stimmen aus 
der Versammlung hören wollte. Redner könne hier darum nur 
seine persönliche Ansicht aussprechen, und da müsse er sagen, 
dass es ihn mit Freude und Genugthuung erfülle, dass die 
Posener Stadtverordneten-Versammlung sich mit dieser Frage 
beschäftige, die zweifellos eine grosse Bedeutung habe. Denn 
neben der Arbeitsvermittelung tauche sofort das Problem 
der Arbeitslosigkeit auf. Wenn diese Dinge hier auch nicht 
gelöst werden könnten, so sei es doch nützlich, sich einmal 
damit zu beschäftigen. Der Vorredner habe es abgelehnt, 
ein Arbeitsnachweisebureau in Posen von Seiten der Stadt 
einzurichten, und er glaube, dass dies in absehbarer Zeit 
auch nicht geschehen, voraussichtlich in Jahrzehnten auch 
nicht nothwendig sein werde. Aber eine andere Frage sei 
doch die, ob nicnt die Nothwendigkeit der Zentralisation 
eines Arbeitsnachweises für Posen vorliege. Während seiner 
2!/ejährigen Wirksamkeit in Posen habe er in die beregten 
Verhältnisse vielleicht nicht genügend eindringen können, auch 
stehe er dem gewerblichen Leben weniger nahe; aber die Er- 
fahrung habe er doch gemacht, dass hier in der That viele 
Leute vorhanden seien, die Arbeitsgelegenheit suchten. Fast 
täglich werde er mit Gesuchen um Nachweisung von Arbeit 
behelligt, von Beamten, Frauen und anderen. Es scheine 
ihm) daher, 7dass, man die Bedürfnisswager tur 
Posen doch nicht so ohne Weiteres von derHand 
weısen könne. Wenn man die einschlägigen Fachblätter 
zur Hand nehme, dann finde man in jeder Nummer Nach- 
richten, dass diese oder jene Stadt einen Arbeitsnachweis 
eingerichtet habe. Freilich wären dies Städte, die wie Düssel- 
dorf, Koblenz, Barmen u. a., eine grosse Industrie haben, die 
in Posen fehle. Aber es gebe doch auch Städte mit Arbeits- 
nachweisen, in denen die Verhältnisse ähnlich lägen, wie in 
Posen. Es scheine ihm sehr wohl möglich, dass sich Handels- 
kammer, kaufmännische Vereine und gewerbliche Kreise ver- 
einigen, 2 Zimmer miethen und über den Arbeitsmarkt fort- 
laufend orientiren. So werde die Sache z. B. in Brieg, Görlitz, 
und Mannheim gehandhabt. Er glaube, wenn die Versammlung 
in diesem Sinne eine Resolution fasse, dass dadurch eine sehr 
starke Anregung zur Bildung einer Zentralstelle gegeben 
werde. Die Armenpflege, die erwähnt worden sei, stehe hier 
gewiss auf hoher Stufe, könne dieses Bedürfniss aber doch 
nicht befriedigen, sie bleibe immer bloss Armenpflege. Man 
werde den Arbeitslosen nicht zumuthen wollen, den Armen- 
rath um Nachweisung von Arbeit anzugehen. Den Werth der 
vorgeschlagenen Enquete unterschätze er nicht, das Uebel 
aber werde damit nicht beseitigt. Stadtv. Lewinsky trat für 
die Errichtung eines zentralisirten Arbeitsnachweises ein, der 
namentlich auch gelernten Arbeitern dienen werde. Die bereits 
bestehenden Vereinsnachweise könnten nicht das Richtige 
leisten. Er seifür einen praktischen Versuch ohne viele Enqueten. 
Stadtv. Jacobsohn wünscht nicht, dass die Stadt als Unter- 
nehmerin auftrete, erklärt aber die Mitwirkung der Fachvereine 
als unentbehrlich. Er macht verschiedene Mittheilungen aus 
den „Blättern für soziale Praxis“. Stadtv. Jaffe ist sehr für 
ein städtisches Unternehmen; in Posen seien grade viele un- 
gelernte Arbeiter, die Arbeit suchten. Stadtv. Landsberger ist 
mehr für privaten Betrieb und will den bestehenden Vereins- 
nachweis besser unterstützt wissen. Der Oberbürgermeister 
ist bereit, sich mit den Innungen und Fachvereinen in Ver- 
bindung zu setzen, Schliesslich wurde der auf Einsetzung einer 
fünfgliedrigen Kommission gerichtete Antrag angenommen. 
Als erfreuliches Ergebniss ist wenigstens das Eine festzustellen, 
dass auch die Hauptstadt der Provinz Posen sich mehr als 
bisher mit der wichtigen Frage befassen will. 


175 


Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewrerbegerichte. 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer Stadtrath Dr. K. Flesch in Frankfurt a. M.) 


Verbandsangelegenheiten. 


Wir freuen uns mittheilen zu können, dass nunmehr auch 
das grösste deutsche GG. — das zu Berlin — dem Verband 
beigetreten ist. Ebenso hat auch das neubegründete GG. zu 
Giessen, sowie das zu Neuwied den Beitritt erklärt. 

Die Zahl der Verbandsmitglieder hat sich nunmehr be- 
reits von 13 auf 40 erhöht. 


Rechtsprechung. 


In wie weit können dem Arbeiter Kranken- 
Kassenbeitrage. bei der Schlussabrechnung 
üprerseinslanpeneszeitspestehendes Arhertsyner- 
hältniss angerechnet werden, wenn regelmässige 
Lohnzahlungsperioden vertragsmässig ausge- 
schlossen waren? Urtheil des GG. Karlsruhe vom 
20. September 1893. 


Thatbestand. Kläger war vom 1, Oktober v. J. bis 
14. d. Mts. bei dem Beklagten als Bäcker in Arbeit. Bei Be- 
ginn der Arbeit schlug Beklagter dem Kläger l4tägige Ab- 
rechnung vor, Kläger aber erwiderte. es sei ihm lieber, wenn 
— wie dies schon bei einer früheren Gelegenheit unter den 
Parteien gehalten wurde — Abrechnung erst bei Beendigung 
des Verhältnisses oder dann erfolge, wenn dies von einem 
oder dem andern Betheiligten besonders verlangt werde, und 
dass inzwischen Beklagter auf Verlangen Vorschussbeträge 
gebe. Es ist beiderseits unbestritten, dass unter den erwähnten 
Bedingungen das Arbeitsverhältniss zu Stande kam und dass 
bis zu dessen Beendigung niemals irgend eine Abrechnung er- 
folgte. Die erste und letzte Abrechnung fand statt beim Aus- 
tritt des Klägers und hierbei ergab sich eine Meinungsver- 
schiedenheit dadurch, dass Beklagter dem Kläger die von ihm 
während der ganzen Dauer des Verhältnisses ausgelegten 
Krankenversicherungs- und Alters- und Invaliditätsversiche- 
rungs-Gebühren, insoweit dieselben an sich von dem Arbeiter 
zu tragen sind, in der zugestandenen Höhe von 15 Mk. zu 
Lasten schrieb, während Kläger der Ansicht ist, dass nur der auf 
die letzten zwei Wochen entfallende Betrag mit 32 x 2 = 64 9 
zu Lasten geschrieben werden dürften und deshalb den Betrag 
von 15 Mk. zur Einklage bringt. 


Entscheidungsgründe. Nach 853 des K.-V.-G. sind 
die Versicherten, für welche der Arbeitgeber die Versicherungs- 
gebühr bezahlt, verpflichtet, sich den auf sie fallenden 
Antheil derselben beidenLohnzahlungeneinbehalten 
zu lassen und dürfen die Arbeitgeber nur auf diesem 
Wege den auf die Arbeiter entfallenden Antheil wieder 
einziehen. Sind Abzüge füreine Lohnzahlungsperiode 
unterblieben, so dürfen sie nur noch bei der Lohnzahlung 
für die nächstfolgende Lohnzahlungsperiode nach- 
geholt werden. Ganz übereinstimmend erklärt $ 109 des Alters- 
und Invaliditätsgesetzes die Arbeitgeber für berechtigt, bei der 
Lohnzahlung der von ihnen beschäftigten Personen die 
Hälfte der Beiträge in Abzug zu bringen und bestimmt gleich- 
zeitig, dass die Abzüge sich höchstens auf die für die beiden 
letzten Lohnzahlungsperioden entrichteten Beiträge erstrecken 
dürfen. Kläger ist nun der Ansicht, dass im vorliegenden Falle, 
da periodische Lohnzahlungen überhaupt nicht stattfanden, als 
Lohnzahlungsperiode entweder acht Tage oder wenigstens 
14 Tage — letztere als Dauer der gesetzlichen Kündigungsfrist 
und als diejenige Lohnzahlungsperiode, welche Beklagter unbe- 
strittenermassen seinen übrigen Arbeitern gegenüber eingehalten 
hat — gelten müssen; die Ansicht des Klägers ist aber völlig unzu- 
treffend. Unter „Lohnzahlungsperiode*“ versteht das Gesetz Zeit- 
abschnitte von zum Voraus — sei es durch ausdrückliches Ueber- 
einkommen oder durch Uebung — bestimmter Dauer, nach deren 
Ablauf die Lohnzahlung zu erfolgen hat und, da die Versiche- 
rungsgesetze wollen, dass die Beiträge der Arbeiter niemals durch 
Baarzahlung und nicht in fühlbaren Beträgen erhoben werden, so 
bestimmt es, dass die Erhebung der Beiträge durch die Arbeit- 
geber nur durch Lohnabzug und zwar höchstens für die 
Dauer der beiden letzten Lohnzahlungsperioden stattfinden kann. 
Von welcher Dauer eine Lohnzahlungsperiode zu sein hat, 
bestimmt das Gesetz nirgends, überlässt diese Bestimmung 
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vielmehr dem ausdrücklichen oder stillschweigenden Ueberein- 
kommen der Betheiligten. Im vorliegenden Falle war ein aus- 
drückliches Uebereinkommen dahin getroffen worden, dass 
während der Dauer des Arbeitsverhältnisses periodische Zah- 
lungen nicht stattfinden sollen, dass es vielmehr jedem Be- 
theiligten freigestellt bleiben solle, jeder Zeit Abrechnung zu 
verlangen, dass aber, falls ein solches Verlangen nicht gestellt 
würde, am Ende des Arbeitsverhältnisses über die ganze Zeit 
der Arbeit abgerechnet werden solle. Die letzte Alternative 
ist nunmehr eingetreten, Niemand hat während der Dauer 
des Verhältnisses Abrechnung verlangt und erst bei Austritt 
des Klägers wurde abgerechnet; unter diesen Umständen muss 
angenommen werden, dass die ganze Dauer des Verhältnisses 
Kraft ausdrücklicher Uebereinkunft als eine Lohnzahlungs- 
periode zu behandeln ist. Hiernach muss sich aber Kläger 
auch die auf die ganze Arbeitszeit entfallenden Beiträge ab- 
ziehen lassen; er kann sich darüber um so weniger beschweren, 
als er jederzeit Abrechnung hätte verlangen können, wobei 
dann jeweils ein entsprechend geringererBetrag an Versiche- 
rungsgebühren in Abzug gebracht worden wäre. 


Gewerbestreitsachen und Gerichtsferien. Der 
Vorsitzende des Gewerbegerichts Elbing schreibt uns: Ich 
erlaube mir, Ihre Aufmerksamkeit auf eine Angelegenheit zu 
lenken, die vielleicht allgemeines Interesse haben dürfte. Der 
8 202 des Gerichtsverfassungsgesetzes, insbesondere der Abs. 2 
desselben, findet auf Gewerbegerichtssachen keine Anwendung. 
Wird nun während der Gerichtsferien ein Amtsgericht um Er- 


-ledigung eines Beweisbeschlusses in einer Gewerbestreitsache 


ersucht ($ 60 Ges. betr. die (rewerbegerichte), so steht es im 
Belieben des Amtsrichters, den Beweistermin erst nach Schluss 
der Gerichtsferien anzusetzen und hierdurch eine unliebsame 
Verzögerung der Entscheidung des Gewerbegerichts herbeizu- 
führen; ein Fall, der hier praktisch geworden ist. Nach meiner 
Ansicht könnte diesem Uebelstand durch eine Anweisung der 
Justizminister an die Amtsgerichte begegnet werden, die Re- 
quisitionen in Gewerbestreitsachen stets als 
Feriensachen zu bezeichnen, wenn ein diesbezüglicher .An- 
trag des Gewerbegerichts vorliegt (Abs. 3 des $ 202 Gerichts- 
verfassungsgesetzes). Vielleicht ist der Verband in der Lage, 
seinen Einfluss nach dieser Richtung geltend zu machen. 


Wir möchten hierzu nur bemerken, dass der Amtsrichter, 
der eine Klage auf rückständigen Arbeitslohn — den Haupt- 
nicht als „Feriensache“ be- 
zeichnet, u. E. geradezu seine Pflicht verletzen würde. Es wäre 
aber interessant, festzustellen, ob aus dem vom GG. Elbing 
mitgetheilten Sachverhalt sich auch anderwärts Uebelstände 
entwickelt haben, und wir bitten um bezügliche Mittheilungen, 


Kündigungslose Entlassung der Heimarbeiter. 
Zu dieser Frage erliess das GG. Frankfurt a. M. am 18.d. M. 
i. S. Liebl c. Müller das (auszugsweise) folgende Urtheil: Das- 
selbe wird abgedruckt, weil die Einzelheiten des beurtheilten 
Arbeitsverhältnisses — ein Heimarbeiter im Schuhmacherge- 
werbe, der seinen Arbeitsplatz nach den Anweisungen des Arbeit- 
gebers wählen, und bei der Arbeit eine genau bestimmte Me- 
thode befolgen muss — eigenthümlich sind. Im fraglichen Fall 
ward der Anspruch des klagenden Arbeiters, auf Entschädigung 
wegen der kündigungslosen Entlassung nach Erledigung einiger 
Punkte ohne allgemeinere Bedeutung aus folgenden Gründen 
anerkannt: 


e . Es bleibt hiernach die Frage zu erörtern ob Bekl, 
wie er dies behauptet hat, kraft Gesetzes jederzeit zur Auf- 
hebung des Arbeitsverhältnisses berechtigt war. Dies würde 
der Fall sein, wenn dem Kläger nicht der $ 122 der G.-O. zur 
Seite stände, d. h. wenn er nicht als Geselle oder Gehülfe im 
Sinn des Tit. 7 der G.-O. zu betrachten wäre. Im vorliegenden 
Fall war dieses Arbeitsverhältniss folgendermassen geartet. 
Bekl. betreibt das Schuhmachergewerbe und zwar in der Art, 
dass er ausschliesslich Schuhe auf Bestellung nach Mass an- 
fertigt. Es ist eine besondere Spezialität seines Geschäfts, seine 
Arbeit den Ansprüchen der Kunden genauer anzupassen, als es 
bei der regelmässigen Art der Herstellung von Schuhwaaren 
der Fall ist; insbesondere auch bei der Herstellung von Be- 
schuhung anormal gebauter Füsse, verkrüppelter Füsse u. s. w. 
Er führt seine Arbeiten sämmtlich nach einem eigenthümlichen, 
von ihm erfundenen System, namentlich beim Massnehmen, 
Zuschneiden u. s. w.; aus und seine Gehülfen müssen diese 
Methode befolgen, zu deren vollständiger Erlernung es nach 
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Angabe des Zeugen Grob auch für einen ausgebildeten Schuster 
langerer Zeit bedarf. Wenn er den Kläger zur Probe annahm, 
so geschah es ledıglich aus dem Grunde, weil er sich von 
dessen Fähigkeit zur Erlernung dieser besonderen Methode 
überzeugen wollte, und ebenso verlangte er die Verlegung 
des Arbeitsplatzes des Klägers von einen Haus in der 
... Strasse nach einem anderen Haus gerade deshalb vom 
Kläger, damit Kläger an dem neuen Arbeitsplatz von der Unter- 
weisung eines seiner anderen Gesellen behufs schnellerer Er- 
lernung der neuen Arbeitsart Nutzen ziehen könnte. Es war 
also Kläger obwohl sog. „Logisarbeiter* dowh nicht einmal in 
der Wahl des Arbeitsortes unabhängig, geschweige in der 
Arbeitsart und wenn ihm bezüglich der Arbeitszeit keine be- 
stimmten Vorschriften gemacht waren, so ist dies bedeutungslos 
der Thatsache gegenüber, dass er als im Akkord bezahlter 
Arbeiter ohnehin, wenn er den Lebensunterhalt verdienen wollte, 
auf Einhaltung einer bestimmten Arbeitszeit angewiesen war. 
Demgegenüber ist es vollständig gleichgültig, dass Beklagter, 
der in seiner Werkstatt 4—5 Gehülfen sitzen hat, einen Theil 
seiner Arbeit an solche Schuhmachergesellen vergibt, die ihre 
Arbeitsstätte ausserhalb haben. Das Verhältniss ist wesentlich 
dasselbe wie überall da, wo verschiedene Räume für die ver- 
schiedenen Arbeiten benutzt werden. Der Umstand, dass diese 
verschiedenen Räume nicht unter demselben Dach sind und 
nicht vom Arbeitgeber direkt ermiethet sind, ändert an der 
Art der in diesen Räumen ausgeführten Arbeiten nichts. Indem 
das Gewerbegericht hiernach im vorliegenden Fall den Kläger 
zwar für einen Heimarbeiter, aber nicht für einen Haus- 
gewerbetreibenden ansieht, steht es in vollständiger 
Uebereinstimmung z. B. auch mit dem Reichsversicherungsamt, 
das in einer Entscheidung vom 15. Oktober 1891 (abgedruckt 
in den amtlichen Nachrichten des Reichsversicherungsamts, 
Jahrgang 1 No. 21) sich dahin ausspricht, „dass auch bei 
„Vorliegen der für die Hausindustrie im allgemeinen wesent- 
„lichen Merkmale, nämlich der Herstellung oder Bearbeitung 
„gewerblicher Erzeugnisse in der eigenen Betriebsstätte im 
„Auftrage und für Rechnung anderer Gewerbetreibender, nicht 
„ohne Weiteres der Schluss gezogen werden muss, der in dieser 
„Weise Beschäftigte sei ein Hausgewerbetreibender. Es können 
„vielmehr Personen, die äusserlich unter ähnlichen Verhält- 
„nissen thätig sind, gleichwohl als unselbständige sog. 
„Aussenarbeiter, Heimarbeiter angesprochen werden. Die Frage 
„ob das letztgenannte Verhältniss oder ein selbständiger haus- 
„gewerblicher Betrieb vorliegt, ist vielmehr nur von Fall 
„zu Fallunter Berücksichtigung der besonders 
„obwaltenden Verhältnisse und der gesammten wirth- 
„schaftlichen und persönlichen Verhältnisse des Beschäftigten 
„zu entscheiden.“ Auch hat das Gewerbegericht sich in 
keiner seiner bisherigen Entscheidungen von diesen Grundsätzen 
entfernt, insbesondere betraf ler Fall, den der Beklagte offenbar 
anzieht, einen Schneider, der für ein grosses Konfektionsge- 
schäft fertige Anzüge ablieferte und der vom Gewerbegericht 
nit Recht als Lieferant dieses Waarengeschäfts, d.h. als selb- 
ständiger Unternehmer und nicht als gewerblicher Gehülfe 
aufgefasst ward. 


Gutachten, Anträge u. s. w. 


Das GG. Mainz hat der grossherzogl. Bürgermeisterei 
unterm 4. Oktober ein ausführliches, gedruckt vorliegendes 
Gutachten betr. die Ausnahmen von der Sonntagsruhe, gemäss 
$ 105e Abs. 1 der G.-O. erstattet. 


Die GG. zu Mainz und zu Hanau haben, wie uns 
seitens der Vorsitzenden mitgetheilt wird, die städtischen Be- 
hörden ihrer Stadt um Errichtung eines Arbeitsamtes ersucht. 
Beide Anträge, der des GG. Mainz vom 30. Oktober, und der 
des GG. Hanau vom 3. November, stimmen inhaltlich wesent- 
lich überein, indem sie, unter Hinweis auf den Stuttgarter 
Vorgang, verlangen, dass das Arbeitsamt von einer Kommis- 
sion aus gleichviel Arbeitnehmern und Arbeitgebern, unter 
Vorsitz des GG.-Vorsitzenden geleitet werden soll. Die Arbeits- 
vermittelung soll unentgeltlich sein, und die Kosten der Ein- 
richtung von der Stadt getragen werden. Die Schaffung be- 
sonderer Abtheilungen für männliche und weibliche Arbeiter 
ist in Mainz in Aussicht genommen, während Hanau eine ge- 
meinsame Stelle errichten will, deren Geschäfte der Vorsteher 
des städischen Meldeamtes führen soll. Die Angestellten sollen 
nach dem Antrag des Mainzer GG. von der Stadtverordneten- 
versammlung nach Anhörung der Verwaltungskommission ge- 


wählt werden. Sowohl in Hanau als in Mainz stehen den An- 
trägen des GG. die besten Aussichten zur Seite, insbesondere 
hat sich in letzterer Stadt auch die Handelskammer dahin aus- 


‘gesprochen, dass ein städtisches Arbeitsamt zu unentgeltlicher 


Arbeitsvermittlung eingerichtet werde. 


Vermischtes, 


DierssVerein der" Arbeitweber-Beisıtzerk.des 
GG. zu Berlin theilt uns mit, dass er sich bereits mit den 
Vorsitzenden von 110 GG. in Verbindung gesetzt habe, um 
sich zunächst Kenntniss über die Beisitzer aus dem Kreise 
der Arbeitgeber zu verschaffen. Er beabsichtige, wenn er im 
Besitze des gesammten Materials sei, einen Verband von 
Arbeitgeber-Beisitzer-Vereinen ins Leben zu rufen, resp. die 
Bildung von Arbeitgeber-Beisitzer-Vereinen zu veranlassen. 
60 GG. hätten ihm auch das erforderliche Material zur Ver- 
fügung gestellt, nur eines, das zu Jena, habe die Mittheilung 
verweigert, da die Vereinigung geeignet erscheine die Gegen- 
sätze zwischen Arbeiter und Arbeitgeber zu verschärfen. 
Wenn nun auch ein Grund zur Verweigerung der gewünschten 
Mittheilung wohl nicht vorhanden war, schon um deswillen 
nicht, da nach $ 17 G.-G.-G. Name und Wohnort der Mit- 
glieder des Gewerbegerichts öffentlich bekannt gemacht werden 
müssen, also dem Berliner Verein ohnehin zugänglich sind, 
so gibt das Vorhaben des Vereins doch zu mancherlei Er- 
wägungen Anlass. Die GG. sind zugleich Organe der Recht- 
sprechung und, als die zur Ertheilung von Gutachten be- 
rufene und zur Stellung von Anträgen legitimirte Vertretung 
der gewerblichen Kreise, Organe der Verwaltung. In ersterer 
Beziehung ist Alles, was auch nur den Verdacht der Möglich- 
keit der Voreingenommenheit der Beisitzer erweckt, zu ver- 
meiden. So nützlich die gegenseitige Mittheilung wichtiger 
Urtheile und sonstiger Erfahrungen ist, wie sie unser Verband 
bezweckt, so gefährlich wäre eine Vereinigung, welche ge- 
wissermassen die Losung ausgebe, auf Grund deren die ein- 
zelnen Rechtsfälle, die je nach den örtlichen Verhältnissen 
und den persönlichen Verhältnissen der Parteien so verschieden 
liegen, schablonenhaft entschieden würden. Indessen recht- 
fertigt nichts in der Thätigkeit des Berliner Verbandes, soweit 
dieselbe uns bekannt geworden ist, die Annahme, dass der- 
artiges beabsichtigt würde. Andrerseits sollen die GG. aber auch 
die Organe sein, durch welche sich die Verwaltungsbehörden 
über die Forderungen und Wünsche unterrichten, welche die 
gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer als wirthschaft- 
liche Klassen — nicht schlechtweg als Berufsstäinde — 
haben, sei es dass diese Forderungen bei beiden Klassen identisch, 
sei es dass sie entgegengesetzt sind. Sie sind in dieser Eigen- 
schaft gewissermassen Arbeitskammern; aber, da sowohl ihre 
Errichtung als auch ihre Heranziehung zu den Arbeiten der 
Verwaltung ganz im Belieben der Verwaltung steht, und da 
es ihnen an jeder örtlichen Gliederung mangelt, unentwickelte 
und unvollkommene Arbeitskammern, ganz ebenso wie die 
kraft Örtsstatut errichteten Krankenkassen auf Grund des 
$ 141 der alten G.-O. unentwickelte Krankenkassen waren. 
Auch wäre denkbar, dass die Fortbildung dieser Funktion der 
GG. ganz in derselben Art erfolgte, wie sie bei den Kranken- 
kassen wirklich erfolgt ist, indem nämlich an Stelle der fakul- 
tativen Bildung der absolute Zwang zu ihrer Einrichtung und 
an Stelle des Rechts der Gemeinden, Gutachten zu verlangen, 
eine Pflicht der Behörden gesetzt würde, in gewissen Fällen 
die GG. ihres Bezirks zu hören und ihren Anträgen z. B. auf 
Anstellung von Ermittelungen über Arbeits- und Lohnver- 
hältnisse und dergl. Folge zu geben. Hält man eine derartige 
Weiterbildung für wünschenswerth, so wird man darin, dass sich 
derartige Verbände bilden und mit einander in Verbindung 
treten, um eine gewisse Einheitlichkeit bei Abgabe von Gut- 
achten und Stellung von Anträgen zu erzielen, keinen Nach- 
theil zu erblicken geneigt sein. 


In dem für das Rechnungsjahr 1892/93 erstatteten Ver- 
waltungsbericht der Stadt Trier findet sich folgende an- 
erkennende Beurtheilung der Thätigkeit des dortigen GG.: 
„Die sowohl in dem verflossenen, als auch in dem Anfang 
dieses Jahres rege stattgehabte Inanspruchnahme des GG. hat 
die bei der Errichtung desselben ausgesprochene Erwartung, 
dass es ihm durch eine auf Sachkunde beruhende unparteiische 
Rechtsprechung gelingen werde, das Vertrauen der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer zu gewinnen, nicht bloss bestätigt, 
sondern noch weit übertroffen.“ 
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Kommunale Lohnstatistik. 


Von Karl Thiess in Berlin. 


Die Durchführung einer Lohnstatistik ist in erster 
Linie Sache des Staats und fällt in Deutschland dem 
Reich zu, welches zur Vollendung und Verbesserung seiner 
sozialpolitischen Gesetzgebung das nächste politische Inter- 
esse daran bekunden sollte. Indess ist bisher weder die 
Reichsstatistik noch die der Einzelstaaten dieser Aufgabe 
gerecht geworden. Bei der ablehnenden Haltung der 
Reichs- und Landesbehörden fällt daher die Aufgabe lohn- 
statistischer Aufnahmen und namentlich der bahnbrechenden 
Probeerhebungen den lokalen Verwaltungsorganisationen, 
in erster Linie den Städten zu. Die Konferenz deutscher 
Städtestatistiker hat sich in ihren drei letzten Sitzungen 
eingehend mit dieser Frage beschäftigt. In der Konferenz 
zu Köln im September 1891*) legte Dr. Hirschberg-Berlin 


*) V. Böhmert, Untersuchungen über Arbeitslöhne, Heft I, 
S.13—16. Die Protokolle der Städte-Statistiker-Konferenzen sind 
leider bisher nicht veröffentlicht, was im Interesse der Kenntniss 
städtischer Sozialpolitik um so mehr zu bedauern ist, als die Ver- 
handlungen der Konferenz in ihrem überwiegenden Theile gleich 
denen des „Internationalen Statistischen Instituts“ und des 


ein „Formular für eine durch die Berufsgenossenschaften 
zu gewinnende Lohnstatistik“ vor, welches in Form einer 
Fragekarte Geschlecht und Alter des Arbeiters, Beruf und 
Stellung im Beruf, Dauer der Beschäftigung im Laufe des 
Jahres und durchschnittlichen Tagesarbeitsverdienst er- 
fragte. In der Berathung wurde namentlich das Unzu- 
reichende des Durchschnittslohnes und die Forderung nach 
Erhebung wirklich gezahlter Löhne geltend gemacht. 


Die Erhebung der Lohnstatistik für die in der 
Städtestatistiker-Konferenz vertretenen Städte ist im Inter- 
esse der Verwaltung dringend zu wünschen. Es liegt ja 
auf der Hand, dass die städtische Verwaltung ebenso wie 
die staatliche ein grosses Gewicht auf genaue Kenntniss 
der wirthschaftlichen Verhältnisse der Arbeiter legen 
muss. Die Städte sind selber grosse Arbeitgeber und 
müssen schon deshalb über den Stand des Lohnmarktes, 
über die durchschnittliche Höhe der Löhne am Ort orien- 
tirt sein. Sie haben auch als staatliche Ausführungsorgane 
Feststellungen über die Löhne vorzunehmen, welche zweck- 
mässig und sicher nur auf Grund statistischer Erfahrungen 
gemacht werden können. So ist die Feststellung und 
Revision der ortsüblichen Tagelöhne für Berlin und Breslau 
auf Grund der dort vorgenommenen lohnstatistischen Er- 
hebungen durch die statistischen Aemter erfolgt. Vor allem 
aber haben sie als Träger der Gesammtinteressen an die 
Frage heranzutreten, welche für das Verhalten und die 
Massnahmen der Unternehmer wie der Arbeiter und der 
Behörden beiden gegenüber von der gleichen fundamen- 
talen Wichtigkeit ist. 


Dabei können die Städte jetzt vor allem an das 
berufsgenossenschaftliche Material denken. Die Schwie- 
rigkeiten bezüglich der Benutzung desselben sind nicht 
unüberwindlich, wie zwei Veröffentlichungen des Statisti- 
schen Amts Berlin vom Januar und April 1893 beweisen, 
welche die Lohnverhältnisse der chemischen Industrie und 
der Feinmechanik für das Jahr 1891 nach von den 
Berufsgenossenschaften gelieferten Zählkarten behandeln. 
Diese Sonderbehandlung war möglich, obschon Berlin 
ebensowenig wie die anderen grösseren Städte einen be- 
sonderen Bezirk für die Berufsgenossenschaften bildet; ja 


„Kongresses für Hygiene und Demographie“ von allgemeinem 
statistisch-technischem und sozialpolitischem Interesse sind. Es 
wäre daher für die städtische Sozialstatistik und ihre Bearbei- 
tung durch einzelne Behörden und durch Private von grosser 
Wichtigkeit, wenn in Zukunft die Protokolle öffentlich wären, 
und wenn für die. bisherigen (8) Konferenzen von berufener 
Seite die Arbeiten und Ziele, die technischen und wissenschaft- 
lichen Resultate der Versammlungen in einer besonderen Publi- 
kation oder im „Statistischen Jahrbuch Deutscher Städte* zu- 
sammengestellt würden. 
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bei der chemischen Industrie sind sogar die Vororte Berlins 
gesondert ausgezählt, ein Beweis, dass die erforderlichen 
räumlichen Abgrenzungen der Erhebungen keine Unmög- 
lichkeit sind. Auch die Lieferung des Materials seitens der 
Berufsgenossenschaften wird bei den meisten auf keine 
grossen Schwierigkeiten stossen, nachdem der Berufsge- 
nossenschaftstag in München schon im Juni 1891 sich 
der Lohnstatistik durchaus sympathisch gegenübergestellt 
hat, und zur Erhebung der Löhne, welche nach der 
Forderung des Gesetzes zwecks Berechnung der Umlagen 
für jeden Arbeiter der zugehörigen Betriebe ohnehin genau 
angegeben werden müssen, ein statistisch durchaus brauch- 
bares Formular empfohlen hat, welches für jeden Arbeiter 
Namen, Alter und Geschlecht, Beruf und Art der Beschäf- 
tigung, wöchentliche Angabe der Arbeitstage und -stunden 
und des wirklich verdienten Lohnes erfragt. Wenn das 
Ausschreiben der Lohnkarten aus den Nachweisen auf 
Kosten der statistischen Aemter geschieht, so werden sich 
ausser den für Berlin genannten noch eine Reihe von 
Berufsgenossenschaften finden, welche bereit sind, ein 
brauchbares statistisches Material zu sammeln und den 
statistischen Aemtern in allen grösseren Städten zur Ver- 
fügung zu stellen. 

Wird auf diese Weise auch nur ein Theil der Ar- 
beiter und nur die in Fabrikbetrieben beschäftigten (vor- 
läufig auch diese nur in einzelnen Berufen) erhoben, so 
stellen dennoch die gewonnenen ganz bestimmten Zahlen 
gegenüber dem früheren Zustande, wo man in allen Lohn- 
tabellen von irgendwie grösserem Umfange auf Schätzungen 
und Durchschnitte angewiesen war, einen ganz beträcht- 
lichen Fortschritt dar, zumal bezüglich der Zuverlässigkeit 
dieses Materials die gewöhnlichen Einwendungen gegen 
übertriebene Unternehmerangaben kaum aufrecht zu er- 
halten sein werden, denn die Erhebung geschieht ja nach 
der wöchentlichen Anschreibung der wirklich gezahlten 
Löhne, und da zudem zu hohe Lohnangaben eine stärkere 
Heranziehung zu den Kosten der Berufsgenossenschaft 
bedingen würden, sind solche kaum anzunehmen; im 
Gegentheil kann vielleicht der Gedanke an das Bekannt- 
werden und die statistische Verwerthung der Zahlen man- 
chen Unternehmer von zu niedrigen Angaben abschrecken 
und so für die berufsgenossenschaftliche Verwaltung ein 
selbstthätiges Kontrolmittel werden. 

Als Inhalt der Erhebungen wird sich, nach dem 
Beschlusse des Münchener Tages zu schliessen, bei der 
Mehrzahl der gewerblichen Berufsgenossenschaften ohne 
besondere Forcirung spezifisch statistischer Zwecke erge- 
ben: genaue Angabe des Berufs und der Arbeitsstellung, 
Geschlecht und Alter des Arbeiters, Dauer (und Jahres- 
zeit) der Beschäftigung nach Wochen, Tagen und Stunden 
am Tage, Höhe des wöchentlichen Lohnes, daraus auch 
der Jahresverdienst bei denjenigen Arbeitern, welche das 
ganze Jahr hindurch nur in einem Betriebe beschäftigt 
waren. Dass ein grosser Theil dieser Angaben schon vor 
Durchführung der Münchener Beschlüsse zu erlangen war, 
zeigt die schon erwähnte erste Bearbeitung der berufs- 
genossenschaftlichen Lohnstatistik. Wenn der statistische 
Zweck bei der Erhebung von vornherein vorgesehen wird, 
dürften diese wie andere Berufsgenossenschaften bereit 
sein, ihre Formulare einheitlich und reichhaltiger zu ge- 
stalten, zumal sie ihrerseits wiederum aus der statistischen 
Feststellung für ihre Verwaltungszwecke — ebenso die in 
ihnen vertretenen Betriebe für die Uebersicht über den 
Arbeitsmarkt — die Vortheile zu ziehen im Stande sind. 
Die Gesammtzahl der benutzten Karten betrug bei der 
chemischen Industrie 11844, bei der Feinmechanik 17806; 


somit umfassen schon diese nicht allgemeinen Erhebungen 
mehr Arbeiter, als bei den meisten Enqueten das Beob- 
achtungsmaterial bilden. 


Bezüglich der Benutzung des so gewonnenen Materials 
ist zu betonen, dass sie für die Städte viel leichter und 
intensiver möglich ist, als das bei einer Landeserhebung 
der Fall sein würde, weil die Städte einheitliche Wirth- 
schaftsgebiete bilden, und daher die Lohnhöhe ohne 
weiteres,zur Vergleichung brauchbar ist. Wenn beispiels- 
weise der Lohn eines Maurers in Berlin und der eines 
Maurers in einem westpreussischen Dorfe erhoben wäre, 
so wüsste man über die Bedeutung der beiderseitigen 
Lohnhöhe, d. h. darüber, wie viel Bedürfnisse der Ar- 
beiter an jedem Orte damit befriedigen könnte, oder gar, 
in welchem Verhältniss der Lohn zu den Bedürfnissen 
stände, welche die Arbeiter an jedem Orte entwickelt 
haben, noch so gut wie gar nichts. Dagegen kann man 
zwei Berliner Arbeiter auch verschiedener Branchen in 
ihrer Lohnhöhe ohne weiteres mit einander vergleichen; 
denn man weiss, beide Arbeiter wohnen in demselben 
Wirthschaftsgebiet, bezahlen dieselben Preise für ihre 
Lebensbedürfnisse, für Nahrung, Wohnung und Kleidung, 
haben in Betreff dieser wie der Ausgaben für Bildung, 
für Klassenorganisation u. s. w. als Theile eines einheit- 
lichen Arbeiterstandes die gleichen Bedürfnisse und die 
gleichen Anforderungen. 


Die Gewinnung und Aufbereitung der lohnstatistischen 
Zahlen seitens der Städte setzt im Allgemeinen das Vor- 
handensein kommunalstatistischer Aemter vor- 
aus, und so mag die immer mehr sich verbreitende Ein- 
sicht, dass für die Verwaltungszwecke wenigstens der 
Grossstädte (mit über 100,000 Einwohnern) eine geson- 
derte statistische Zentralstelle unentbehrlich ist, auch den 
sozialstatistischen Bestrebungen zu Gute kommen, wie ander- 
seits das Verlangen nach weiterer Errichtung solcher 
Aemter durch die sozialpolitischen Ansprüche beträcht- 
lich an Gewicht gewinnt. Als Organe zur Erhebung be- 
rufsgenossenschaftlicher Lohnstatistik für die Städte kom- 
men augenblicklich. ausser den Bureaux der drei Hansa- 
städte, welche zugleich landesstatistische Behörden sind, 
die Aemter oder statistischen Stellen von 16 Städten in 
Betracht. Von den Grossstädten sind bisher ohne stati- 
stische Aemter Hannover, Düsseldorf, Nürnberg, Stutt- 
gart, Elberfeld, Barmen, Danzig, Stettin, Krefeld, Halle, 
Aachen und Braunschweig. Dagegen haben von Mittel- 
städten ausser Lübeck noch Görlitz, Plauen ı. V., Mainz 
amtliche statistische Stellen; in Vorbereitung begriffen 
oder in Erwägung gezogen sind solche in Dortmund, 
Karlsruhe und Darmstadt. Hoffentlich gelingt es den vor- 
handenen Aemtern, in den Grossstädten, wo die Lohn- 
arbeiter und die fabrikmässigen Betriebe am häufigsten, 
wo die wirthschaftlichen Kämpfe am schärfsten sind, und 
demnach das Interesse an zuverlässiger Feststellung der 
wirthschaftlichen Lage der Arbeiter, besonders ihrer Löhne, 
am brennendsten ist, diese Frage in naher Zukunft einer 
wenigstens einigermassen befriedigenden Lösung entgegen- 
zuführen. 


Bau von Arbeiterwohnungen durch die 
Versicherungsanstalten. 


Ueber den „Bau von Arbeiterwohnungen mit Hülfe der 
Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt Hannover“ hat 
W. Liebrecht, Landesrath und Vorsitzender des Vorstandes 
dieser Anstalt soeben einen Bericht herausgegeben (Hannover 
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und. Leipzig, Verlag der Hahn’schen Buchhandlung 1893), der 
die Thätigkeit von März 1892 bis Oktober 1893 darstellt, Nach 
einem Beschluss vom 18. März v. J. kann die Anstalt ein 
Zehntel ihres Vermögens in der im $ 129 Abs. 2 des Ges. 
vom 22. VI. 1889 bezeichneten Weise zur Beförderung des 
Baues von Arbeiterwohnungen verwenden, ohne an mündel- 
sichere Anlage gebunden zu sein. Dabei sollen Darlehen, welche 
innerhalb der Mündelsicherheit liegen, nicht auf dieses Zehntel 
angerechnet werden, in erster Linie soll der Neubau von 
Arbeiterwohnungen durch Genossenschaften befördert werden, 
und zwar ist der Zinsfuss auf 3!/20/o und die Beleihungsgrenze 
auf den Brandkassenwerth der Gebäude oder ?/s des Werthes 
des Grundstücks und Gebäudes festgesetzt; an einzelne Arbeit- 
geber oder Arbeiter soll Geld zum Bau von Arbeiterwohnungen 
nur innerhalb der Mündelsicherheit, jedoch zum Zinsfusse von 
31/2%/o ausgeliehen werden. Der Bericht führt aus, dass nach 
Ansicht des Vorstandes die Unterstützung von Arbeiterbau- 
genossenschaften bei weitem das beste sei, was man zur Lösung 
der Arbeiterwohnungsfrage thun könne. Demzufolge hat die 
Anstalt bisher den Harburger Kredit-Konsum- und Bauverein, 
den Spar- und Bauverein zu Göttingen, denselben zu Hannover, 
ferner die gemeinnützige Baugesellschaft zu Osterode, den 
gemeinnützigen Bauverein zu Hameln, die gemeinnützige Bau- 
gesellschaft zu Lüneburg und den Bauverein „Heimstätte“ zu 
Soltau unterstützt. Der Spar- und Bauverein zu Celle, die Spar- 
und Baugenossenschaft für den Kreis Fallingbostel zu Schwarm- 
stadt, die Spar- und Baugenossenschaft zu Wilhelmshaven und 
der Spar- und Bauverein zu Verden wurden mit Hülfe der 
Anstalt gegründet. Mit einigen andern Instituten schweben 
noch Verhandlungen. Die Summe der an diese Genossen- 
schaften und Vereine bereits bewilligten Darlehen beträgt 
658000 Mk.; mit Hülfe dieser Darlehen sind bereits zum Be- 
wohnen fertiggestellt 85 Häuser, im Bau begriffen 27 Häuser, 
zusammen 112 Häuser. Die Baugenossenschaften zu Wilhelms- 
haven, Celle und Verden stehen unmittelbar vor dem Beginne 
ihrer Bauthätigkeit und werden im Laufe des nächsten Jahres 
etwa 250000 Mk. an Darlehen bedürfen. 


Als Bedingungen werden folgende beobachtet. Erforder- 
lich ist, dass die Genossenschaft wenigstens der Mehrzahl nach 
aus Versicherten der Anstalt besteht und dass ihre Statuten 
und Einrichtungen die Gewähr leisten, dass die Bauthätigkeit 
thatsächlich auf Errichtung von Arbeiterwohnungen gerichtet 
ist. Die Anstalt fordert die Vorlage der Bauzeichnungen und 
Kostenanschläge und nähere Darlegung der rechnerischen 
Unterlagen des Unternehmens. Als sehr zweckmässig hat sich 
ferner erwiesen, dass die Versicherungsanstalt den Spar- und 
Baugenossenschaften, denen sie Darlehen gewährt, mit dem 
zulässigen Höchstbetrage an Geschäftsantheilen als Genosse 
beitritt. Dieses Verfahren gewährt die Möglichkeit, an der 
Verwaltung des Genossenschaftsvermögens theilzunehmen. Zur 
Sicherung des Anstaltsvermögens ist das Recht ausbedungen, 
die gesammte Geschäftsführung der Genossenschaft jederzeit 
durch einen Bevollmächtigten revidiren und von den Büchern 
und Akten der Genossenschaft Einsicht nehmen zu lassen. 
Die Kaufkontrakte derjenigen Grundstückskomplexe, welche 
für den Neubau von Häusern bestimmt sind, unterliegen der 
Genehmigung des Vorstandes der Versicherungsanstalt. Die 
Darlehen werden nur gegen Bestellung einer ersten Hypothek 
an dem fraglichen Grundbesitze gewährt, ausserdem muss sich 
aus den vorzulegenden Grundbuchauszügen ergeben, dass der 
Beleihung nicht etwa andere dingliche Belastungen des Grund- 
stücks entgegenstehen. Es ist allen neugegründeten Genossen- 
schaften gelungen, Grundbesitzer zu finden, die, mit einer ganz 
geringen Anzahlung zufrieden, ja auch wohl ganz ohne An- 
zahlung, das Grundstück verkauften und mit ihrer Hypothek 
für das Kaufgeld hinter der der Versicherungsanstalt zu be- 
stellenden, den Werth des Grundstücks weit übersteigenden, 
Hypothek zurücktraten. Das Interesse des Verkäufers lag in 
der Regel darin, dass durch den Bau der Genossenschaft das 
eigene, dem Verkäufer verbleibende, Restgrundstück im Werthe 
stieg. Erst nach Vollendung eines Hauses und wenn die Feuer- 
versicherung in Kraft getreten ist, werden weitere Darlehens- 
beträge gezahlt und zwar in der Höhe, dass das gesammte 
auf dem bebauten Grundbesitze ruhende Hypothekendarlehen 
den Gesammtbetrag der Versicherungssumme der Baulichkeiten 
erreicht, oder sich innerhalb ?/s des Werthes des Grundstücks 
und der Gebäude hält. 


Auf Seiten des Gläubigers ist das Darlehen so lange un- 
kündbar, als die Genossenschaft eingetragene Eigenthümerin 
des beliehenen Grundstücks ist, die Zinsen innerhalb 14 Tagen 
nach dem Fälligkeitstermine gezahlt werden, die Gebäude bei 
der Landschaftlichen Brandkasse versichert bleiben und nicht 


in wesentlichen Theilen ihrer Bestimmung zu Arbeiterwoh- 
nungen entzogen werden. Erwirbt einer der Genossen das 
Eigenthum eines Wohnhauses der Genossenschaft, so wird 
die Versicherungsanstalt einen Theil des Darlehens und zwar 
bis zur Höhe von zwei Drittheilen des von der Genossenschaft 
festzustellenden Kaufpreises zu erster Stelle auf diesem Grund- 
stücke stehen lassen und zwar unter den alten Bedingungen 
auf 10 Jahre, vom Tage der Auflassung an den Genossen an 
gerechnet, unkündbar. Wird das Grundstück von dem ersten 
Erwerber veräussert, so tritt halbjährige Kündbarkeit des 
Kapitals ein. Es ist also ein Genosse hiernach in der Lage, 
Eigenthümer eines von der Genossenschaft erbauten Hauses 
zu werden, sobald er !/s des Kaufpreises zahlen kann. Die 
Mehrzahl der Genossenschaften hat die Bestimmung getroffen, 
dass das Haus erst zu Eigenthum erworben werden kann, 
wenn der Erwerber 10 Jahre in dem fraglichen Hause gewohnt 
hat. Um zu verhüten, dass die mit Hülfe der gemeinnützigen 
Arbeit der Genossenschaft und der Versicherungsanstalt ge- 
bauten Häuser zu Spekulationsobjekten der Erwerber gemacht 
und ihrer Bestimmung entzogen werden, ist bestimmt, dass 
bei der Uebertragung des Eigenthums eines Grundstückes an 
einen Genossen in das Grundbuch einzutragen ist, dass der 
Erwerber zur Veräusserung des Grundstücks in den ersten 
10 Jahren nach der Auflassung der Genehmigung der Genossen- 
schaft und der Invaliditäts- und Altersversicherungs-Anstalt 
bedarf und dass der Genossenschaft ein Vorkaufsrecht auf 
unbestimmte Zeit zusteht. Soviel es ging wurden die Ge- 
nossenschaften veranlasst, Ein- oder Zweifamilienhäuser zu 
bauen. In der Stadt Hannover, auch in Wilhelmshaven und in 
allen denjenigen Orten, in welchen der Grund und Boden 
theuer, ist dieses gar nicht, oder doch nur in beschränktem 
Umfange möglich. Es werden grössere Miethhäuser gebaut 
werden müssen, die dann auch im Eigenthume der Genossen- 
schaft verbleiben. In solchen Genossenschaften werden dann 
auch zwei verschiedene Arten von Miethkontrakten auszu- 
arbeiten sein, einer, der die Rechtsverhältnisse des Genossen 
regelt, welcher als künftiger Erwerber des Hauses zunächst als 
Miether einzieht, und ein anderer für den Genossen, der eine 
Miethwohnung der Genossenschaft bezieht, die im Eigenthume 
der Genossenschaft bleiben soil. 


Darlehen an Arbeitgeber zum Bau von Arbeiterwohnungen 
will die Anstalt ebenfalls bewilligen und zwar hat sie einer 
Hannover’schen Firma — Aktiengesellschaft —, welche bereits 
eine halbe Million Mark in Arbeiterwohnungen angelegt hat, 
ein Darlehen von 500000 Mk. zur Erweiterung dieser Anlage 
zugesichert. Das Darlehen wird pupillarisch sicher gestellt. 
Wesentliche Bedingungen sind 3!/2°/o Verzinsung. Unkündbar- 
keit auf Seiten des Gläubigers während der nächsten 10 Jahre, 
so lange die Zinsen rechtzeitig bezahlt werden, die Gebäude 
etc. gegen Feuersgefahr versichert bleiben, das verpfändete 
Grundstück den Eigenthümer nicht wechselt und die auf 
den Grundstücken errichteten Arbeiterwohnungen diesem 
Zwecke nicht in wesentlichen Theilen entzogen werden. Man 
suchte darauf zu achten, dass die Gewährung von Wohnungen 
an die Arbeiter des Werks nicht benutzt wird, um diese in 
wirthschaftliche Abhängigkeit von ihrem Arbeitgeber zu bringen, 
Auch an einzelne Versicherte will die Anstalt Darlehen zum 
Wohnungsbau geben, doch dürfte dieser Fall nur selten praktisch 
werden, denn der einzelne Arbeiter gibt doch zu wenig Sicher- 
heit für das entnommene Kapital, weshalb die Anstalt hier 
pupillarische Sicherheit verlangt. Dagegen sind äusserst inter- 
essant die Verhandlungen, welche die Anstalt mit einigen 
Landkreisen wegen Förderung des Wohnungsbaues geführt 
hat. Sie schloss sich dabei den Erfahrungen an, welche man 
im Kreise Merzig (vgl. I. Halbj. No. 26, S. 116 d. Zeitschrift) 
gemacht hat, hatte aber nur in einem Landkreise, Falling- 
bostel, Erfolg, insofern, als sich dort eine Arbeiterbaugenossen- 
schaft bildete. 


Soweit die Darstellung der bisherigen Thätigkeit der 
Versicherungsanstalt. In einem Schlusswort nimmt der Ver- 
fasser Gelegenheit, die Schrift von Paul Lechler, „Wohlfahrts- 
einrichtungen über ganz Deutschland durch gemeinnützige 
Aktiengesellschaften“ einer Kritik zu unterwerfen, die im We- 
sentlichen dasjenige bekräftigt, was in dieser Zeitschrift, I. Halb- 
jahr Nr. 18 S. 156, ausgeführt wurde. Insbesondere betont er, 
dass man unmöglich darauf rechnen könne, eine allgemeine 
Organisation für den Bau von Wohnungen auf Grund frei- 
williger Mitarbeit ins Leben zu rufen. Seiner Meinung nach 
ist diese Organisation in ganz natürlicher Weise durch die 
Versicherungsanstalten gegeben und es handle sich nur darum, 
sie anzuhalten, ihre brach liegenden Kapitalien zur Beförderung 
des Baues von Arbeiterwohnungen zu verwenden, dann sei es 
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nicht ausgeschlossen, dass allmählich der Brand der Wohnungs- 
noth gelöscht würde. 

Der Versicherungsanstalt Hannover gebührt jedenfalls 
lebhafter Dank für die Mühe, welche sie sich gegeben, um 
durch Baugenossenschaften einigermassen dem Wohnungselend 
zu steuern. Nicht minder verdienstlich erscheint es, dass sie 
ihr Vorgehen und ihre Erfahrungen so eingehend dargestellt 
hat, wie es in dem vorliegenden Schriftchen geschah. Andere 
Institute, nicht bloss Versicherungsanstalten, sondern auch 
Sparkassen und dergleichen können jedenfalls diese Mit- 
theilungen nutzbringend verwerthen. Von besonderem Interesse 
sind die Erfahrungen, welche man in Hannover mit Arbeiter- 
baugenossenschaften gemacht hat. Man musste, wie man sieht, 
zu einer sehr weitgehenden Kontrole der letzteren greifen, weil 
man sonst Missbräuche und Verluste befürchtete. Freilich kann 
man jetzt Zweifel haben, ob die Genossenschaften eigentlich 
Unternehmer sind oder nur eine angenehme Dekoration. Dass 
die Unterstützung von Arbeitgebern, welche Wohnungen für 
ihre Arbeiter bauen wollen, sehr bedenklich ist, liegt auf der 
Hand, weil der Eingriff ins allgemeine Wirthschaftsleben viel 
zu gross ist, wenn man einen Unternehmer gegen seine Kon- 
kurrenten mit öffentlichen Geldern unterstützt. Am meisten ist 
jedenfalls die Ueberschätzung der Thätigkeit und der Leistungs- 
fähigkeit der Versicherungsanstalten zu bedauern, welche wie 
es scheint, in den Kreisen der Anstaltsverwaltungen hie und 
da herrscht. Der Verfasser glaubt, wenn alle Versicherungs- 
anstalten nur wollten, so könnten sie jährlich 10 000 Wohnungen 
bauen, ebensoviele Familien unterbringen. Als ob 10000 Woh- 
nungen jährlich auch nur für die Stadt Berlin und ihre Vor- 
orte ausreichen würden. Da wäre eine klarere Anschauung 
des Wesens und der Ursachen der Wohnungsnoth zu wünschen, 
sonst kann man in der Ueberschätzung des eigenen Vorgehens 
leicht dazu kommen, andere '[hätigkeit für nicht so dringend zu 
halten. Dieses Missverständniss könnte verhängnissvoll werden. 
Aber auch für die Art des Vorgehens ist der Mangel einer 
prinzipiellen Anschauung misslich. Bei genauerer Erfassung der 
Frage würde man kaum zu der Begünstigung der Arbeiter- 
baugenossenschaften gekommen sein, sondern sich an die natür- 
lichen Träger einer sozialpolitischen Thätigkeit im kleinen 
Kreise, an die Gemeinden gewandt bzw. den Bau von Woh- 
nungen lediglich zur Vermiethung selbst in die Hand genom- 
men haben. Auch hätte man nicht übersehen können, dass die 
Uebertragung des Eigenthums an die Miether eine illusorische 
Hoffnung ist und gerade für den Arbeiterstand gar keinen be- 
sonderen Werth hat. Möchte man daher mehr und mehr neben 
der praktischen Thätigkeit das Studium der Wohnungsfrage 
beherzigen, man wird sich gewiss manche trübe Erfahrung er- 
sparen. 


Aus der Londoner Stadtverwaltung. 
Von B. J. C. Costelloe, Mitglied des „London County Council“. 


Für Kreise, die der Verwaltung Londons nahe stehen, 
konzentrirt sich jetzt das Hauptinteresse auf den Kampf 
um die Macht zwischen Unter- und Oberhaus, der da- 
durch entstanden ist, dass das Haus der Lords allen 
Gresetzesvorschlägen des London County Council (Graf- 
schaftsrath, Stadtrath) gegenüber eine feindliche Haltung 
einnahm, wofür ihm nach kurzem Zögern das Unterhaus 
eine fest bestimmte Antwort gab, die kund that, dass es 
bereit sei, den Kampf aufzunehmen. Für diejenigen, die 
das Home Rule-Ministerium unterstützen, liegt offenbar 
ein taktischer Vortheil darin, wenn sie schon vor der 
Home Rule-Frage es mit den Lords zum Kampfe kommen 
lassen, und zwar über eine Reihe von Anträgen, die in 
ihrer Gesammtheit eine Art von Home Rule für London 
in sich schliessen. 

Die Gegner aber müssen bereits jetzt auf die Neu- 
wahlen des County Councils im Jahre 1895 Rücksicht 
nehmen und damit rechnen, dass vielleicht zur selben 
Zeit die Parlamentswahlen vorgenommen werden, Sie 
wissen, was es heisst, dass ihre Kandidaten der Londoner 
Demokratie nur ein negatives Programm entgegenhalten 


können. So sind die Aussichten der Konservativen, die 
so lange aus schwerverständlichen Gründen die Verwal- 
tung von London in Händen hatten, ohnehin ungünstig. 
Da kommt es ihnen recht ungelegen, dass der Londoner 
Stadtrath, der wohl eine grosse Verwaltungsbehörde, aber 
mit eng begrenzten und thöricht bestimmten Funktionen 
ist, kürzlich dem stetig wachsenden Druck der öffentlichen 
Meinung nachgab und energische Anstrengungen machte, 
um verschiedene Schwierigkeiten in der Verwaltung der 
öffentlichen Angelegenheiten zu beseitigen, Schwierigkeiten 
und Unzuträglichkeiten, die bis jetzt weniger hervortraten, 
weil noch gar keine Behörde dagewesen war, die es ver- 
mocht hätte, den stummen Millionen der Londoner Ein- 
wohnerschaft die Möglichkeit der Aussprache zu bieten. 
Und wenn der Londoner Stadtrath auch Einiges aus 
eigener Machtvollkommenheit unternommen hat, z.B. die 
Ausführung des Planes, mit städtischen Mitteln ein grosses 
Arbeitsamt zu schaffen, sodass die Stadt thatsächlich ohne 
Dazwischentreten von Kontraktoren selbst als Ar- 
beitgeber auftreten kann, so hapert es doch in vielen anderen 
Punkten, eben weil England in seiner Verfassung unlogi- 
scher ist, als alle anderen Länder. Demselben Stadtrath, 
der jenes Arbeitsamt einrichtet, ist es untersagt, sich um 
Londons höchst ungenügende Wasserzufuhr zu bekümmern. 
Ebensowenig darf er mit dem Herzog von Bedford in 
Unterhandlung treten und ihm seine privaten Marktrechte 
in Covent Garden abkaufen; was aber fast unglaublich 
ist; er darf nicht einmal für die Uebersetzung eines Be- 
richtes oder für die Arbeiten des Arbeitsamtes Geld aus- 
geben, ohne dass dafür ein Spezialgesetz durch das Parla- 
ment geht, das dort natürlich all’ den Klippen und all’ 
den Zufälligkeiten der Obstruktion ausgesetzt ist, durch 
welche sich die alte parlamentarische Maschine ganz be- 
sonders auszeichnet. 

Das sind Beispiele, die ganz willkürlich aus der 
Fülle der vorhandenen herausgegriffen wurden. Es mögen 
noch einige folgen, die wirklich zu Gesetzesvorschlägen 
geführt haben. Die Londoner Strassen, selbst diejenigen, 
die auf die grossen Eisenbahnstationen ausmündeten, 
waren durch Thore, die Privaten gehörten, geschlossen, 
obgleich diese Strassen von der Gemeinde unterhalten 
werden mussten. Da hatte ferner London einige der 
schönsten und grössten Parks der Welt zu eigen und 
dennoch war es dem Stadtrath gesetzlich verboten, auch 
nur einen einzigen Musikanten zu miethen und dort Musik 
machen zu lassen. Weiter enthielt die alte Behörde, die 
den „königlichen“ Fluss kontrolirt, die Thames Conser- 
vancy, nicht einen einzigen Vertreter des Stadtraths; ja 
der Stadtrath konnte nicht einmal von den Verhandlungen 
jener Behörde Kenntniss nehmen. Der noble Square, ge- 
nannt „Lincolns Inn Fields“, der mit der einen Seite 
an das Juristenviertel, mit der anderen an einige der 
allerschlimmsten Schmutzviertel von London angrenzt, 
war für das Publikum geschlossen, obgleich jeder Sach- 
verständige weiss, dass er früher offen war und niemand 
in der That auch nur den blossen Titel eines Rechts an 
dem Boden für sich in Anspruch nehmen konnte. Wenn 
grosse Strassenverbesserungen vorgenommen oder für den 
Verkehr neue Wege geschaffen oder andere ähnliche 
öffentliche Arbeiten durch die städtische Verwaltung im 
Interesse der Gesammtheit vorgenommen wurden, wie z. B. 
der Ankauf eines Bauplatzes, so mussten die Einwohner 
der Häuser (sie haben meist das ganze Haus mit Garten 
oft auf 30 bis 40 Jahre gemiethet) die ganzen Kosten 
tragen; denn es gab auch nicht einen Schimmer von 
Macht und Recht, die wirklichen Eigenthümer des Lon- 
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doner Grund und Bodens durch eine Grundsteuer zur 
Deckung dieser Ausgaben heranzuziehen. Was aber das 
Schlimmste ist: wenn solch’ eine öffentliche Arbeit offen- 
kundig irgend ein Haus oder Grundstück ohne Zuthun 
des Eigenthümers im Werthe erhöhte, so gab es keinen 
Weg, auf dem die Gemeinde auch nur einen kleinen Bei- 
trag aus jenem Werthzuwachs für sich in Anspruch neh- 
men konnte. 

In Betreff aller dieser Punkte hat der Londoner 
Stadtrath dem Parlament Gesetzesvorschläge gemacht. 
Derjenige betr. die Wasserzufuhr fand grosse Gegnerschaft 
und wurde lange verzögert. Der Antrag betr. die Thore 
und Wegverschlüsse, wurde verschlechtert durch einen 
bösartigen Zusatz, betreffend die Kompensation, wodurch 
der Zweck des Gesetzes so gut wie ganz vereitelt worden 
ist. Der Antrag, in welchem vorgeschlagen war, dass der 
Stadtrath 7 von den 23 Mitgliedern der Thames Con- 
servancy stellen sollte, führte anfangs zu einem Kompro- 
miss; man einigte sich auf 4 Mitglieder. Von den Lords 
wurde aber auch dieser Antrag verworfen. Das Unterhaus 
nahm ihn dann wieder auf und er ging endlich durch, 
aber in der verkrüppelten Fassung, dass ausser den 23 
Mitgliedern vom Stadtrath noch drei gewählt werden 
sollten, wofür dann die Flussbehörde durch vier neue 
Mitglieder verstärkt wurde, Den Vorschlag, welcher die 
„Lincolns Inn Fields“ betraf, thaten die Lords völlig ab. 
Die Novelle, die eine Anleihe verlangt, aus welcher der 
Stadtrath jährlich die bescheidene Summe von £ 10,000 
für Untersuchungen ausgeben wollte, die nach seinem 
Ermessen im Interesse der öffentlichen Wohlfahrt liegen, 
wurde vom Oberhause zurückgewiesen, dann vom Unter- 
hause auf Veranlassung eines sehr „gemässigten“ Mit- 
gliedes als Kompromissantrag wieder zum Leben erweckt 
und schliesslich als unwichtig deshalb angenommen, weil 
man die Summe auf £ 1000 vermindert hatte. Die wich- 
tigste Bill endlich, jene, welche die Erhebung einer Grund- 
steuer betraf, wurde onne jede Diskussion über ihre Vor- 
züge durch den Sprecher des Unterhauses „wegen eines 
Formfehlers“ zurückgewiesen. Trotzdem stellte man sie 
später in der alten Fassung wieder her und zwar mit 
sehr grosser Mehrheit. Dann hatte sie im Oberhause einen 
heftigen und unverständigen Angriff des Herzogs von 
Argyll auszuhalten und wurde in Folge davon, ohne an 
eine Kommission verwiesen zu werden, sehr stark zusammen- 
gestrichen. Als sie wieder an das Unterhaus zurückging und 
man dort einsah, dass neue Strassen auf keinen Fall eher 
vom Stadtrath angelegt werden würden, als bis die Ge- 
setzesnovelle durchgegangen sei, so sprach das Unterhaus 
mit einer Mehrheit von 120 Stimmen sein Missfallen über 
die Abschwächung der Vorlage durch das Oberhaus aus. 
Die Lords waren schon in die Ferien gegangen als dieser 
Beschluss gefasst wurde, um sich auf Home Rule vorzu- 
bereiten, und die städtische Verwaltung von London 
muss also jetzt abwarten, was die Lords thun werden. 

Geben die Lords nach, so wird in allmählichem 
Fortschreiten das Prinzip einer freieren Selbstverwaltung 
“für London durchgedrückt werden. Halten sie dem An- 
drängen der fortschrittlichen Elemente stand, so wird die 
Unpopularität eines solchen Vetos es um so leichter 
machen, in Bezug auf die Besteuerung des Grund und 
Bodens in London noch viel weitergehende Reformen 


durchzusetzen. 


Notizen. 


Erziehung. 

Zwangserziehung in Hamburg. Der Leiter der 
hamburgischen Erziehungs- und Besserungsanstalt in Ohlsdorf, 
Oberlehrer Blunk, berichtete am 4. d. M. in einem Vortrag 
über das hamburgische Zwangserziehungswesen, insbesondere 
über die mit dem Gesetze vom 1. April 1887 gemachten 
Erfahrungen. Nach diesem am I. Oktober 1887 in Kraft 
getretenen Gesetze können nicht nur, wie in Preussen, straf- 
unmündige Kinder unter 12 Jahren in die Anstalt aufge- 
nommen werden, sondern auch solche verwahrloste Kinder 
über 12 Jahre, die entweder schon mit dem Gefängniss Be- 
kanntschaft gemacht haben oder strafgerichtlich verurtheilt 
und begnadigt worden sind. bis zu 18 Jahren und Kinder unter 
16 Jahren, bei denen die gewöhnlichen Erziehungsmittel der 
Schule und des Hauses nichts nützten, um sie vor der Ver- 
wahrlosung zu schützen. Eine besondere Behörde von 9 Mit- 
gliedern hat die Zwangserziehung zu erkennen und auszuführen, 
was auch gegen die Einwilligung der Eltern geschehen kann. 
Die Zwangserziehung dauert bei den strafunmündigen Kindern 
bis zum 16., bei den anderen bis zum 18. oder 20. Jahre. In 
sanitärer Beziehung ist, wie die Beschreibung der Anstalt zeigte, 
für dieselbe alles Mögliche gethan, deshalb ist der Gesundheits- 
zustand der Zöglinge sehr günstig. An der Erziehungsanstalt 
wirken der Oberlehrer, 3 Lehrer, eine Lehrerin, 7 Aufseher 
und 2 Aufseherinnen. In der Anstalt sind 10 Stunden des 
Tages dem Unterrichte und der Arbeit, 4 Stunden dem Spiel 
und 10 Stunden der Ruhe gewidmet. Die Entlassung aus der 
Anstalt ist eine widerrufliche; selten werden die entlassenen 
Zöglinge in Hamburg untergebracht. Die Besserung ist meistens 
dauernd; 75 bis 80° der Zöglinge sind gebessert und haben 
sich nach ihrer Entlassung dauernd befriedigend geführt. Von 
den 300 Kindern, die unter dem Zwangserziehungsgesetz stehen, 
sind in der Anstalt 125 Knaben und 50 Mädchen untergebracht. 


Auflösung des Vereins für Jugendhorte in 
Breslau. Bereits am 1. Juli d. J. mussten die Jugendhorte 
in Breslau aus Mangel an Mitteln geschlossen werden. Es ge- 
schah dies allerdings in der Absicht, sie im Herbst wieder zu 
eröffnen, doch gingen die Mitgliederbeiträge noch viel spär- 
licher ein. Die Zahl der Mitglieder des Vereins ist seit dessen 
Gründung im Jahre 1889 von 794 auf 563 herabgegangen, und 
auch für das laufende Vereinsjahr 1892/93 waren zahlreiche 
Austritte angemeldet. Die Generalversammlung vom 27. Okt. cr. 
beschloss deshalb die Auflösung des Vereins. Im Interesse 
vieler Kinder, die wegen Mangel an Erziehung und Beaufsich- 
tigung im Elternhause leicht auf abschüssige Bahn gerathen 
können, ist die Auflösung des Vereins für Jugendhorte lebhaft 
zu bedauern, und es wird Sache der Schulverwaltung sein, diese 
Kinder in direkte Obhut zu nehmen. 


Schulwesen. 


Allgemeine Volksschule und obligatorische 
Fortbildungsschule. Ueber diese beiden Forderungen 
wurde am 11. und 12. d. M. auf der XXIII. Generalversamm- 
lung der Gesellschaft für Verbreitung von Volksbildung in 
Berlin hauptsächlich verhandelt. Für die allgemeine Volksschule 
führte Abg. Rickert als Referent Folgendes aus. Staat und 
Gemeinde haben aufihre Kosten öffentliche Volksschulen, aber 
nicht sogenannte Vorschulen, die dasselbe leisten sollen, wie 
Volksschulen, einzurichten. Viele deutsche Staaten kämen ohne 
Vorschulen besser aus. In München sitzen die Kinder der 
Minister neben denen der Arbeiter. Auch in Preussen sind die 
Vorschulen wenig gleichmässig verbreitet. Berlin ist die klas- 
sische Stätte der Vorschulen. Von den 21033 Vorschülern in 
Preussen kommen auf Berlin 4057. Die Aufhebung der Vor- 
schulen soll hier nicht möglich sein, weil die Kinder in den 
Gemeindeschulen zu viel Ungezogenheiten lernen. Genaue 
Kenner der betreffenden Verhältnisse bestreiten das ganz ent- 
schieden. Der Einblick, den die Kinder der Wohlhabenden in 
die Verhältnisse ärmerer Volksschichten thun, der Umstand, 
dass sie die Leiden ihrer ärmeren Mitschüler kennen lernen, 
die Erkenntniss, dass bei der Beurtheilung aller Schüler Fleiss 
und Tüchtigkeit massgebend sind, müssen für die gesammte 
Lebensanschauung fruchtbringend werden. Im Staate des all- 
gemeinen Stimmrechts ist die allgemeine Volksschule zu fordern. 
Der jetzige Herr Kultusminister äusserte seinerzeit im Abge- 
ordnetenhause: „Es hat seine sehr grossen Nachtheile, die 
Kinder schon nach sozialen Ständen zu trennen.“ Der Referent 
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fasst seine Ausführungen in folgenden Sätzen zusammen: „Die 
allgemeine Volksschule bildet die gemeinsame Grundlage aller 
öffentlichen Unterrichtsanstalten. Neben der Volksschule sind 
Klassen für den Elementarunterricht auf Kosten des Staates 
oder der Gemeinde weder selbständig zu errichten, noch mit 
anderen Lehranstalten zu verbinden.“ In der Diskussion stimmte 
Prof. Dr. van der Velde zwar dem Prinzip zu, glaubte aber, 
dass jetzt noch nicht die Zeit gekommen sei, schon an die 
Ausführung dieser Forderungen heranzutreten. Wie es niemand 
verwehrt sei, für sein Geld die Kinder dahin zu schicken, wo 
er wolle, so dürfe auch den Gemeinden nicht verwehrt werden, 
derartige Schulen zu errichten, da diese sonst gegenüber den 
Religionsgesellschaften ins Hintertreffen geriethen. Dr. Pflug, 
befürwortet warm die vorgeschlagene Resolution. Obgleich 
konservativ, sei er Wort für Wort mit Herrn Rickert einver- 
standen. Er glaubt, dass durch die Einrichtung der allgemeinen 
Volksschule die Gymnasialzeit bedeutend abgekürzt werden 
kann, da jetzt die Mittelmässigkeit durch die Vorschulen ge- 
fördert und durch sie den höheren Lehranstalten grosser Bal- 
last aufgeladen würde. Er spricht das Vertrauen aus, dass Herr 
Rickert auch im Abgeordnetenhause die Frage in wünschens- 
werther Weise fördern werde. Realgymnasialdirektor Dr. Bach 
bezeichnet die auf der Volksschule von ihm selbst zugebrachten 
Jahre als sehr wichtig, da sie ihm die Fähigkeit gegeben haben, 
sich mit allen Volkskreisen zu verständigen und sie zu ver- 
stehen. Seine Erfahrung als Gymnasialdirektor gehe dahin, dass 
die auf der Volksschule vorgebildeten Schüler frischer in den 
Gymnasialklassen seien und schneller durch die Klassen kommen. 
Vorschullehrer Siegert bekämpft aus eigener Erfahrung die 
Unhaltbarkeit der Vorschulen in pädagogischer und sozialer 
Beziehung. Eine sittliche Verrohung sei in dem Vorschulalter 
überhaupt selten vorhanden, jedenfalls in der Volksschule nicht 
in höherem Maasse als in den höheren Schulen. Er befürwortet 
die Aufhebung der jetzigen Aufnahmeprüfung für diejenigen 
Schüler, die eine bestimmte Klasse der Volksschule absolvirt 
haben. Die Hauptbedingung für den Fortfall der Vorschulen 
sei aber ohne Zweifel eine zeitgemässe, vom Bureaukratismus 
freie Ausgestaltung der Volksschule, durch welche allen fähigen 
Köpfen die Bahn frei gemacht werden müsse. Oberlehrer Halben- 
Hamburg verlangt weitere Hinausschiebung des fremdsprach- 
lichen Unterrichts, um die Kinder zur Erwerbung der allge- 
meinen Bildung möglichst lange auf einer gut ausgestatteten, 
wohlorganisirten, Sklassigen Volksschule lassen zu können, im 
Interesse des Unterrichts, wie auch im Interesse der Erziehung. 
In Hamburg habe sich die einheitliche Volksschule bewährt. 
Solange eine einheitliche Rechtspflege für Arm und Reich 
bestehe, dürften auch keine Standesschulen aufkommen. 
Gallee, Vorsitzender des Berliner Lehrervereins, dankt Dr. Bach 
für das günstige Urtheil über die Gemeindeschüler und be- 
dauert, dass in Berlin sehr wenige massgebende Personen Ge- 
legenheit suchen, Erfahrungen mit ihren eigenen Kindern in 
der Volksschule zu machen. Frl. Freytag wünscht, dass der 
Segen einer allgemeinen Volksschule auch den Mädchen im 
weitesten Umfange zu Theil werden möchte. Rektor Kopsch- 
Berlin weist darauf hin, dass die höheren Schulen das Recht 
hätten, unsittliche Elemente abzustossen. Dasselbe Recht müsse 
den Volksschulen zugestanden werden, um sie auch hierdurch 
auf ein höheres Niveau zu heben; doch könne hier nur die 
Gesetzgebung in Bezug auf die verwahrloste Jugend Hilfe 
bringen, ebenso sei eine grössere Fürsorge für das äusserliche 
Wohlbefinden der armen Kinder sehr wünschenswerth. Zum 
Schluss konstatirt der zweite Vorsitzende, Stadtrath Röstel, 
dass die Generalversammlung sich einhellig auf den Boden der 
Leitsätze des Referenten gestellt habe, dass einzelne Redner 
sogar über diese Forderungen weit hinausgegangen seien. 
Weniger klar und bestimmt verliefen die Verhandlungen über 
die Bildungsveranstaltungen für das nachschulpflichtige Alter. 
Hier lautete die These des Referenten Sagner u. A.: „Soweit 
und solange die Fortbildungsschule noch nicht allgemein durch- 
geführt ist, müssen die Vereine, welche der Gesellschaft für 
Verbreitung von Volksbildung angehören, sich möglichst der 
Förderung des Fortbildungsschulwesens annehmen und die be- 
stehenden Fortbildungsschulen mit Geldmitteln und geistigen 
Kräften unterstützen. Auch bei gesetzlicher Durchführung der 
allgemein verbindlichen Fortbildungsschule ist es wünschens- 
werth, dass die Bildungsvereine ihre Theilnahme für die Fort- 
bildungsschulen weiter thätig bekunden durch Förderung und 
Unterstützung derselben, Stiftung von Freistellen, Anregung 
oder Veranstaltung von Ausstellungen, Gewährung von Prämien 
u. dgl. m.“ In der Diskussion aber wurde vor Allem die Noth- 
wendigkeit, die obligatorische Fortbildungsschule zu fordern, 
stärker betont. Oberlehrer Halben-Hamburg meinte, die Ge- 


sellschaft müsse aufs Neue die Forderung 'einer gesetzlichen 
obligatorischen Fortbildungsschule erheben. Die jetzt bestehen- 
den freiwilligen Fortbildungsschulen könnten ihren Zweck nicht 
erfüllen. Im 14.—16. Lebensjahre müssten die Jünglinge einer 
allgemeinen Fortbildungsschule und vom 16.—18. Jahre einer 
der gewerblichen Berufsbildung dienenden Schule zugewiesen 
werden. Rektor Kopsch befürwortet ebenso nachdrücklich die 
obligatorische Fortbildungsschule. Prof. Dr. Meyer-Berlin, früher 
in Kottbus, bittet darauf hinzuwirken, dass in allen Gemeinden 
durch Ortsstatut die obligatorische Fortbildungsschule einge- 
führt werde. Er wundert sich, dass die Berliner Stadtverord- 
netenversammlung dies abgelehnt hätte. Prof. Dr. Schwalbe 
erwidert, dass die Stadtverordneten nicht ohne Weiteres über 
den sozialdemokratischen Antrag auf Einführung der obligato- 
rischen Fortbildungsschule zur Tagesordnung übergegangen 
seien, sondern dass eine Kommission unter seinem Vorsitz den- 
selben eingehend geprüft und dann zu dem Resultat gekommen 
sei, dass die Einführung für Berliner Verhältnisse „zunächst 
nicht opportun“ sei. Oberlehrer Halben wünscht die Aufnahme 
der Forderung einer obligatorischen Fortbildungsschule in die 
Leitsätze des Referenten. Abg. Rickert erklärte, dass diese 
Forderung schon auf einer früheren Versammlung von der 
Gesellschaft erhoben worden sei. Sodann stellte er fest, dass 
die Versammlung sich „im allgemeinen“ mit den von den Re- 
ferenten aufgestellten Sätzen einverstanden erklärte. 

Kinder-Volksküchen in Berlin. Vor Kurzem hat 
sich ein „Verein für Kinder-Volksküchen“ in der Reichshaupt- 
stadt gebildet, dessen Zweck ist, armen Kindern, namentlich 
den die Schule besuchenden, die zu Hause kein warmes Mit- 
tagessen erhalten, solches entweder unentgeltlich oder gegen 
Zahlung von fünf Pfennig während der Wintermonate zu ver- 
abreichen. Auch soll in Fällen, wo die Gesundheit der Kinder 
nach ärztlichem Ausspruch stärkende Nahrung erfordert, diese 
besorgt werden. Die Eröffnung der ersten Kinder-Volksküche 
war für den 15. November in Aussicht genommen und man 
hofft, schon in nächster Zeit mit Errichtung weiterer Küchen 
im Osten etc. vorgehen zu können, Es würde jedenfalls weit 
einfacher sein, wenn die Schulverwaltung selbst derartige 
Speisung der Kinder einrichtete, die in Berlin ganz besonders 
nothwendig ist. 


ÄArmenwesen. 


Unterstützungswohnsitzgesetz und Frei- 
zügigkeit. Eine eigenthümliche Bekanntmachung erlässt der 
Magistrat von Kattowitz: „Seit einiger Zeit wird bemerkt, 
dass sehr häufig Familien mit grosser Kinderzahl hier neu zu- 
ziehen, deren Ernährer ganz oder theilweise verarmt und ar- 
beitslos sind, sogar oft nicht einmal mehr die Arbeitskraft be- 
sitzen, welche zur Verschaffung des nothdürftigsten Lebens- 
unterhaltes der Familie erforderlich ist. Solche Familien fallen 
dem Armenverbande ‘zur Last und verursachen demselben be- 
deutende Kosten. Wir fordern deshalb alle unsere Hausbesitzer 
auf, bei Vermiethung von Wohnungen an Familien vorbezeich- 
neter Art im Interesse des Armenverbandes recht vorsichtig 
zu Werke zu gehen. Einen Vortheil haben die Hausbesitzer 
davon in der Regel nicht, sondern sie verlieren auch sehr oft 
den bedungenen Miethzins.* Dass ein ähnliches Verfahren, wie 
es der Magistrat empfiehlt, in sehr vielen ländlichen Gemein- 
den gang und gäbe ist, dürfte bekannt sein, doch ist es immer- 
hin selten, dass derartige Rathschläge mit solcher Offenheit 
gegeben werden. Jedenfalls wird hierdurch das allgemein ge- 
währleistete Recht der Freizügigkeit ganz empfindlich beein- 
trächtigt. 


Gemeinnützige Fürsorge. 


Asylverein für Obdachlose in Berlin. Ange- 
sichts des bevorstehenden Winters wird über die Entwicklungs- 
geschichte des Berliner Asylvereins für Obdachlose in dortigen 
Blättern Folgendes mitgetheilt. Am 30. November 1868 fasste 
eine Öffentliche Versammlung in Berlin den Beschluss, ein Asyl 
für Obdachlose zu begründen. Es handelte sich um ein Unter- 
nehmen, das aus eigener Initiative und aus den Mitteln der 
Bürger geschaffen werden sollte, um dem Aermsten der Armen 
unter uns Schutz und gastfreundliche Unterkunft zu bieten für 
den Fall, dass die aufs äusserste gesteigerte Noth ihm sogar 
die Möglichkeit geraubt hat, ein schützendes Obdach für die 
Nacht zu finden. Reiche Mittel wurden zur Verwirklichung der 
Idee dargeboten, und in den Jahren 1870 und 1873 konnten 
aus den zusammengeflossenen Spenden vom Verein zwei Asyle 
erbaut werden. Vom Jahre 1869 bis 1892 hat das Frauenasyl 
nicht weniger als 412161 weiblichen Personen und Kindern, 
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das Männerasyl sogar 2052395, beide Asyle im Ganzen 
2464556 Personen Unterkunft während der Nacht, abends 
eine Suppe und jedem, der es wünschte, ein Bad und des 
Morgens ein Frühstück gewährt. Jetzt hat der Verein, da er 
noch vielen, vielen Tausenden selbst diese momentane Linde- 
rung der grimmigsten Noth versagen musste, weil die Mittel 
den Ansprüchen nicht gewachsen waren, den Entschluss ge- 
fasst, ein neues grösseres Gebäude zu errichten, um seine 
Aufgaben besser erfüllen zu können, Schenkungen und Legate, 
die ihm zugeflossen sind, bilden den Grundstock für die Aus- 
führung des Planes, aber noch fehlt es in bedeutendem Mass 
an Mitteln, um den Bau in dem gedachten Umfang und den 
Fortschritten und Erfordernissen der Hygiene entsprechend 
durchführen zu können, Man appellirt deshalb neuerdings an 
die Mildthätigkeit. Sollte hier nicht die städtische Verwaltung 
noch nachhaltiger als bisher eingreifen? Ueber das städtische 
Asyl und sonstige Berliner Einrichtungen für Obdachlose wurde 
S. 152, I, Halbjahr dieser Zeitschrift berichtet. 

Wärmehalle des Zentralvereins für Arbeits- 
nachweis in Berlin. Die grosse Wärmehalle am Alexander- 
platz, die nunmehr in drei Stadtbahnbogen untergebracht ist, 
wurde am 15. November wieder eröffnet. Durch den neu hinzu- 
getretenen dritten Bogen sind 500 Sitzplätze mehr gewonnen. 
Wie im vorigen Winter werden dort eine Tasse Kaffee mit 
Milch und Zucker, eine Tasse Milch, zwei Schrippen und eine 
bestrichene Stulle Schwarzbrod zu je 5 Pf. und ein Napf nahr- 
hafter Suppe mit Stulle für zehn Pfennig gegen Marken, die 
an der Kasse zu haben sind, verabfolgt. Die Halle ist geöffnet 
von Morgens 8 bis Abends 7 Uhr. 


Krankenpflege. 


Bezirkshebammen in Sachsen. Dem sächsischen 
Landtage geht soeben ein Gesetzentwurf über Pensionirung 
der Bezirkshebammen zu, durch welchen den Gemeinden und 
selbständigen Gutsbezirken die Pflicht auferlegt wird, den von 
ihnen angestellten Bezirkshebammen eine Pension zu gewähren. 
Die Pensionirung verfügt der Stadtrath bezw. die Amtshaupt- 
mannschaft, doch ist dabei das Einvernehmen mit dem Bezirks- 
arzte erforderlich. Voraussetzung und Höhe der Pension sind 
durch Orts- bezw. Bezirks-Statut zu regeln. Unterlassen die 
betheiligten Verbände ein solches Statut zu geben, so treten 
die vorgesetzten Verwaltungsbehörden an ihrer Stelle ein. 
Unvermögende Gemeinden können zu den Pensionen ihrer 
Hebammen Beihülfen aus der Staatskasse erhalten. Die Heb- 
ammen können weder vor ihrer Anstellung noch vor Ablauf 
ihrer Funktionirung auf die Pensionen verzichten. Jedenfalls 
ist der Gesetzentwurf geeignet, die Lage der Hebammen, die 
überall noch so sehr viel zu wünschen übrig lässt, in Sachsen 
wenigstens einigermassen zu verbessern. 5 

Sanitätswachen und Magistratin Berlin. Die 
früher abgelehnte städtische Beihilfe für die Sanitätswache vor 
dem Halleschen Thore in Berlin ist jetzt vom Magistrat be- 
willigt worden. Der städtische Zuschuss war bekanntlich (vgl. 
II. Halbj. S. 124 d. Ztschr.) s. Z. deswegen abgelehnt worden, weil 
die Wache vor dem Halleschen Thore sich von dem Schema der 
anderen insofern entfernte, als sie nach Wiener Muster auch am 
Tage Hilfe gewährte, während die übrigen nur Nachtdienst haben. 
Die Wache vor dem Halleschen Thore hielt das für einen 
grossen Fortschritt, weil die wichtigsten Fälle, Ueberfahrungen, 
Unglücksfälle am Kanal, in Fabriken u. s. w. gerade am Tage 
eintreten, und oft zu Zeiten, wenn die Aerzte auf Kranken- 
besuch und daher nicht zu Hause anzutreffen sind. Die Nacht- 
fälle entstammten meistens Prügeleien und stellen sich zu einem 
grossen Prozentsatz als sogenannte „Radaufälle* dar; diese 
werden übrigens auch behandelt. Trotz dieser Hinzunahme der 
Tagesfälle ist es der Wache gelungen, mit demselben Zuschuss 


auszukommen, den die anderen Wachen nur für den Nacht- 
dienst beziehen. Der Magistrat scheint sich also von der 
Zweckmässigkeit der Neuerung überzeugt zu haben, die 


auch von den Aerzten der Gegend durchaus gebilligt wird. 
Die Wache vor dem Halleschen Thore gestattet nebenbei jedem 
in dem Bezirke ansässigen Arzte nach einem bestimmten 
Stundenplane die Theilnahme an dem Sanitätswachdienst, wäh- 
rend an den übrigen Wachen wenige angestellte Aerzte funk- 
tioniren, die grösstentheils nicht in dem zugehörigen Bezirk 
ihren Wohnsitz haben. Es wird empfohlen, auch diese Einrich- 
tung der einen Sanitätswache auf die anderen auszudehnen. 


Gewerbewesen. 


Arbeitsämter. Einen sehr verständnissvollen Aufsatz 
über die Arbeitsämter und ihre Aufgaben finden wir in Nr. 18 
der Holzarbeiter-Zeitung vom 29. v. M. Sein ausgesprochener 


Parteistandpunkt hält den Verfasser nicht ab, die Frage rein 
sachlich zu beurtheilen. Wir entnehmen dem Artikel folgende 
Sätze: „Betrachten wir die Dinge heute unbefangen, wie sie 
nun einmal liegen, so müssen wir, so schwer es uns auch fällt, 
uns zu dem Eingeständniss bequemen, dass die von den Ar- 
beitern geleiteten Arbeitsnachweise, Ausnahmen abgerechnet, 
zur Bedeutungslosigkeit herabgesunken sind, und dass es als 
ein Fortschritt zum Besseren gegenüber dem bestehenden Zu- 
stande erachtet werden muss, wenn der Arbeitsnachweis zu 
einer öffentlichen Institution gemacht wird. Der mit kommu- 
nalen Mitteln errichtete und unterhaltene, von Arbeitern und 
Unternehmern unter gleicher Betheiligung geleitete Arbeits- 
nachweis kann seiner Natur nach kein soziales Kampfmittel 
sein, weder in der Hand der einen noch der anderen Partei. 
Werden die kommunalen Arbeitsnachweise allgemeiner und 
leben sich dieselben in das Volksleben ein, lernt das Volk sie 
als öffentliche Institution achten und werthschätzen, so werden 
sie selbst in dieser Form schon, wenn auch ein bedingtes 
Schutzmittel der Arbeiter abgeben. Die Unternehmer werden 
die ihnen zugewiesenen Arbeiter, selbst wenn sich einmal ein 
„missliebiger* darunter befindet, nicht so leicht abweisen, als 
wenn die Vermittelung der Arbeitsgelegenheit nur durch die 
Arbeiter besorgt wird oder die Arbeiter auf dem Wege des 
„Umschauens“* die Arbeitsgelegenheit aufsuchen. Selbstver- 
ständlich wird mit dem organisirten Arbeitsnachweis, selbst 
die bestentsprechendste Form, den zentralisirten Arbeitsnach- 
weis, vorausgesetzt, die Arbeitsgelegenheit um keinen Deut 
vermehrt. Die Frage der Arbeitslosigkeit würde somit vor wie 
nach eine brennende bleiben. Letztere aber in ihrer ganzen 
Tragweite festzustellen, das Verhältniss aufzuklären, in welchem 
die Arbeitslosigkeit zu der Entwickelung der Güterproduktion 
steht, wird den als öffentliche Institution geltenden Arbeits- 
nachweisen eher möglich sein, als den von einseitigen Inter- 
essen beeinflussten und mit unzureichenden Mitteln ausge- 
statteten privaten Nachweisen. Die Aufnahme und Bearbeitung 
einer Statistik der Arbeitslosigkeit wird und muss die vor- 
nehmste Aufgabe der Arbeitsnachweise werden.“ 


Städtisches Arbeitsamt für München. Die Vor- 
arbeiten zur Errichtung eines städtischen Arbeitsamtes werden 
auch in München rege betrieben. Den gewerblichen Vereinen 
wurden bereits die Fragen über die Zahl der Arbeitslosen etc. 
in den einzelnen Branchen zur Beantwortung vorgelegt. Die 
Arbeiter beschlossen, diese vorgelegten Fragen nach bestem 
Wissen zu beantworten und für Errichtung eines Arbeitsamtes 
unter der Leitung des Gewerbegerichtes Stellung zu nehmen. 


Städtischer Arbeitsnachweis für Offenbach 
a. M. Auch in Offenbach a. M. ist jetzt die Errichtung eines 
städtischen Arbeitsnachweises von den Gewerbetreibenden an- 
geregt worden. Der Ortsgewerbeverein liess einen sehr bei- 
fällig aufgenommenen Vortrag über die Verhandlungen des 
Frankfurter Sozialen Kongresses durch Redakteur Steller halten. 
In der an den Vortrag sich anschliessenden Diskussion wurde 
von sämmtlichen Rednern den Ausführungen zugestimmt und 
die gegebene Anregung eines Arbeitsnachweisbureaus lebhaft 
begrüsst. Ein Mitglied meinte, das Gewerbeschiedsgericht, das 
zu gleichen Theilen aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern be- 
stehe, solle um ein Gutachten ersucht werden, auf Grund 
dessen weiter vorgegangen werden könne; das Bedürfniss einer 
derartigen Einrichtung erkenne er vollständig an. Kommerzien- 
rath Böhm glaubte, dass man bei Anerkennung der Bedürfniss- 
frage auf ein solches Gutachten verzichten könne. Vor zwei 
Jahren sei die Frage ja auch angeregt worden, die Ausführung 
sei aber aus ihm nicht bekannt gewordenen Gründen unter- 
blieben. Die Einrichtung des Arbeitsnachweises für Offenbach 
sei auch jetzt noch sehr zweckentsprechend; er würde em- 
pfehlen, dass der Gewerbeverein einen dahin zielenden Beschluss 
fasse. Die Kosten, die ja nicht sehr erheblich wären, könnte 
die Stadt übernehmen, der zu diesem Zweck der Beschluss zu 
übermitteln wäre. Oberbürgermeister Brink hielt diesen Weg 
auch für den richtigsten, da er am schnellsten zum Ziele führe. 
Das Gewerbeschiedsgericht gehe mit Jahresschluss ein, um 
durch das Gewerbegericht ersetzt zu werden, zu dem erst die 
Beisitzer zu wählen seien; wollte man bis dahin warten, so 
würde dies eine unnöthige Zeitversäumniss herbeiführen. Wenn 
man s. Z. die von der Handelskammer gegebene Anregung 
nicht ausführte, so habe das darin seinen Grund, dass man 
damals noch nicht das Bedürfniss anerkannte, jetzt scheine ja 
die Sache anders zu liegen. Einen kleinen Nothbehelf bilde 
übrigens heute schon die Aushangtafel, an der die Arbeits- 
angebote ausgeschrieben würden. Auch er befürworte, einen 
Beschluss des Gewerbevereins herbeizuführen und denselben 
an die Stadtverordnetenversammlung gelangen zu lassen. Auf 
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eine Anfrage, ob die Arbeitsnachweise nicht von Branche 
zu Branche in den verschiedenen Städten ihre Angebote gegen- 
seitig austauschen könnten, um sich auf diese Weise auszu- 
helfen, wurde vom Vortragenden entgegnet, dass eine Verall- 
gemeinerung der Einrichtung auch den gegenseitigen Austausch 
der Angebote zur Folge haben würde. Hierauf wurde der An- 
trag, der Gewerbeverein solle bei der Stadtverordnetenver- 
sammlung wegen Errichtung eines Arbeitsnachweisebureaus 
vorstellig werden, angenommen. 

Städtisches Elektrizitätswerk Köln a Rh. 
Da in den Verhandlungen anderer Städte über Errichtung und 
Betrieb eines Elektrizitätswerkes sehr häufig Bezug auf Köln 
genommen wird, so sei aus dem soeben erschienenen Geschäfts- 
bericht des Kölner Werkes für 1892/93 Folgendes mitgetheilt. 
Wenn man die Entwickelung des Elektrizitätswerkes mit Rück- 
sicht auf die Vermehrung der angeschlossenen Lampen be- 
trachtet, so zeigt der Bericht einen recht erfreulichen Fort- 
schritt, da die Lampenzahl von 10707 am 1. April 1892 auf 
15329 am 31. März 1893, also um 4622 = 43,71 °/o gestiegen 
ist. Demgegenüber hat die Stromabgabe nicht in gleichem 
Maasse zugenommen. Während in der sechsmonatlichen Be- 
triebszeit des vorhergegangenen Jahres 1549086 Hektowatt- 
stunden abgegeben wurden, beträgt die Abgabe für die 12 
Monate 3070749 Hektowattstunden, ist also bei weitem nicht 
so günstig, wie sich nach der Abgabe des ersten Halbjahres 
und der vermehrten Lampenzahl erwarten lies. Als Gründe 
für den Rückgang der Abgabe von elektrischem Strom kom- 
men Sonntagsruhe und schlechte Erwerbsverhältnisse in Be- 
tracht. Ausserdem war in Köln bis zum 1. April 1893 der 
Preisunterschied derselben Lichtstärke zwischen Gas und elek- 
trischem Licht am ungünstigsten und ist dieser Umstand der 
allgemeineren Benutzung des letzteren auch recht hinderlich ge- 
wesen. Diese Erwägungen bildeten die Grundlage zu dem Be- 
schlusse der Stadtverordnetenversammlung, unter Beibehaltung 
der alten Rabattskala den Preis des elektrischen Stromes von 
S auf 7 Pf. pro Hektowattstunde vom 1. April 1893 an zu er- 
mässigen. Danach stellt sich die elektrische Beleuchtung in 
Köln vom 1. April 1893 an nur ca. !/s theurer als die gewöhn- 
liche Gasbeleuchtung. Der Betrieb vollzog sich ohne Störung, 
und haben sich die Einrichtungen des Werkes auch im letzten 
Betriebsjahre in jeder Hinsicht bewährt, Vom 1. Juni 1892 an 
fand ein ständiger 24stündiger Tagesbetrieb statt. Für den Bau 
des Elektrizitätswerkes waren im Ganzen bewilligt 1896 000 Mk. 
Nach der am 1. April 1893 abgeschlossenen Baurechnung wur- 
den verausgabt 1 948 456,64 Mk. Das Gewinn- und Verlustkonto 
weist einen Betriebsüberschuss von 141 354,21 Mk. auf, gegen 
86 203,50 Mk. in der halbjährigen Betriebszeit des Vorjahres. 
Entsprechend der gegen den Etat wesentlich geringeren Ab-, 
gabe an elektrischem Strom sind auch die Betriebsausgaben 
niedriger gewesen als im Etat angesetzt war. Während die 
Einnahme an Strom abzüglich Rabatt um 86030,17 Mk. ge- 
ringer war, ermässigten sich auch die Betriebskosten um 
28 140,44 Mk. gegen den Etat. In den bis jetzt vergangenen 
Monaten des am 1. April 1893 begonnenen neuen Betriebs- 
jahres hat sich die Zahl der angeschlossenen Lampen, zum 
Theil wohl schon in Folge der Preisermässigung, wiederum 
stark vermehrt. 


Litteratur. 


Die Reichsgewerbeordnungin ihrer dermaligen 
Fassung nebst den damit in Verbindung stehenden 
Reichsgesetzen sowie den einschlägigen Verordnungen. 
Nach den Gesetzgebungsmaterialien und der Judikatur der 
höchsten Gerichts- und Verwaltungsbehörden neu bearbeitet 
von Dr. A. v. Bernewitz. Mit ausführlichem Sachregister. 
Leipzig, Rossberg’sche Buchhandlung, 1893. V u. 472 Seiten. 

Gewerbeordnung für das Deutsche Reich in ihrer 
gegenwärtigen Gestaltung, nebst den für das Reich und für 
Preussen erlassenen Ausführungsbestimmungen und einem 
Anhange, enthaltend die wichtigsten bezüglichen Gesetze 
und Verordnungen. Erläutert von Dr. H. Appelius, 
Staatsanwalt. Berlin 1893, ©. Liebmann. VI und 237 Seiten. 

Das Arbeitersehutzgesetz'wom.I. Juni-1891 mit 
den Ausführungsvorschriften des Reichs und Preussens. 
Erläutert von Max ]Jo{&l, Justizrath in Berlin. Berlin. 
Karl Heymann. 1893. V und 366 Seiten. 

Die vielseitigste Bearbeitung der Reichsgewerbeordnung 
in ihrer neuesten Gestalt liefert von den drei oben genannten 
Kommentatoren Bernewitz. Er theilt stofllich auch aus den 
Nebengesetzen und den Ausführungsverordnungen das Meiste mit 


(u.a. das vollständige Gewerbegerichtsgesetz) und man empfängt 
aus den Erläuterungen der einzelnen Paragraphen, so gedrängt 
sie auch vielfach sind, den Eindruck, als wenn Bernewitz den 
sozialen Tendenzen des Gesetzes bis in die Einzelheiten hinein 
besonders verständnissvoll gefolgt wäre; allerdings reflektirt 
er namentlich auf die sächsische Praxis. Sein Sachregister ist 
auch das ausführlichste, und das kleinere Format erleichtert 
den Handgebrauch. Der Ausgabe von Jo&äl war es natürlich 
möglich, noch mehr in gewerberechtliche Einzelheiten zu gehen, 
weilsie, ihrer Aufschrift entsprechend, in der Hauptsache nur den 
neuen Titel VII enthält. Hier wird schon spezielle Kasuistik ge- 
trieben, und zwar in durchaus glücklicher Weise, mit sozialem 
Verständniss und reichem Wissen, sodass man der Polemik 
des Kommentators gegen irrige Auffassungen meistens unbedingt 
zustimmen kann. Besonders vollständig theilt Jo&l die preus- 
sischen Ausführungsbestimmungen mit. Sein Sachregister könnte 
dagegen ausführlicher sein. Der Kommentar von Appelius end- 
lich ist im Wesentlichen ein Sonderabdruck aus dem im gleichen 
Verlag erscheinenden Sammelwerke: „Die strafrechtlichen Ne- 
bengesetze des Deutschen Reiches“; die ursprüngliche Bestim- 
mung, vorwiegend der gerichtlichen Praxis und ganz speziell 
dem Strafrichter zu dienen, hat demselben den Stempel auf- 
gedrückt. Demgemäss ist in glücklicher Weise der Versuch 
gemacht, auch diejenigen Paragraphen zu erläutern, über welche 
Gerichtsentscheidungen noch nicht ergingen, insofern die Vor- 
schriften für die strafrechtliche Praxis von Interesse sind. 
Umgekehrt wurden die Mittheilungen aus den Ausführungs- 
bestimmungen auf das Nothwendigste beschränkt. Immerhin 
enthalten die Erläuterungen wenigstens die wesentlichsten so- 
zialen Gesichtspunkte, aus denen die einzelnen gewerberecht- 
lichen Vorschriften getroffen wurden. Nach dieser Charakteristik 
der drei Ausgaben, von denen jede in ihrer Art und Ausstat- 
tung gediegen ist, wird der einzelne Interessent unschwer 
denjenigen Kommentar wählen können, der seinen speziellen 
Bedürfnissen am Besten dient. 


Protokoll über die Verhandlungen der Kommis- 
sion für Arbeiterstatistik vom 30. Juni bis 
3. Juli 1893 (Drucksachen der Kommission, Verhand- 
lungen Nr. 3). Berlin 1893, Carl Heymanns Verlag. 54 Seiten 


Das uns vorliegende Heft enthält das Protokoll über die 
Berathungen vom 30. Juni bis 3. Juli d. J.; Nr. 1/2 der Ver- 
handlungen sollen in Kürze folgen. Es ist freudig zu begrüssen, 
dass man an zuständiger Stelle dem von den verschiedensten 
Seiten ausgesprochenen Wunsche Rechnung getragen hat und 
den Interessenten Gelegenheit gibt, die Berathungen der Kom- 
mission an der Hand authenthischer Berichte zu verfolgen. Die 
Drucksachen sollen zu einem äusserst niedrigen Preise abge- 
geben und dadurch die Anschaffung auch solchen Interessenten 
ermöglicht werden, welche für die Befriedigung ihrer littera- 
rischen Bedürfnisse nur geringe Beträge aufzuwenden vermögen. 


Kölner Bürgerbuch. Sammlung von Ortsstatuten, Ver- 
ordnungen und Regulativen für die Stadt Köln. Zusammen- 
gestellt von N. Pauly, Bureau-Direktor der städtischen 
Verwaltung. Köln 1893. Druck und Verlag der Kölner 
Verlags-Anstalt und Druckerei, A.-G. 325 Seiten. 


Entsprechend der stets wachsenden Ausdehnung der kom- 
munalen Verwaltung grosser Städte erscheinen von Jahr zu 
Jahr zahlreiche Verordnungen und Statute, in welchen irgend 
ein mehr oder weniger grosses Gebiet der Verwaltung geregelt 
wird. Nicht alle werden für die Gesammtheit der Bürger 
Interesse bieten, aber jedenfalls ist es für einen grossen Kreis 
derselben wünschenswerth, wenn dieses kommunale Sonderrecht 
kodifizirt und den Verwaltungsbehörden wie den einzelnen 
Gliedern des Gemeinwesens in so handlicher Form geboten 
wird, wie es im „Kölner Bürgerbuch“ geschieht. Wir können 
es darum nicht nur den Kölner Bürgern, sondern auch den 
Verwaltungen anderer Städte empfehlen, welche darin ein 
Muster ähnlicher Sammlung, wie auch Beispiele für die Regelung 
der verschiedensten Gebiete städtischer Verwaltung finden 
können. Aehnliche Werke sind, soviel uns bekannt, für Breslau 
(Breslauer Bürgerbuch, I., II. und III. Jahrgang, Breslau 1878, 
1880 und 1893) und für Frankfurta. M. (Neue Sammlung 
von Gesetzen, Statuten und Verordnungen für Frankfurt a.M. 
Herausg. von Dr. v. Oven. Frankfurt a. M.) vorhanden. 


Mit dieser Nummer erhalten unsere Leser eine Beilage, 
welche eine Nachweisung der wichtigeren öffentlichen Ar- 
beitsnachweisstellen deutscher Städte enthält und unserem 
Blatte von einem Freunde desselben, der in der Verwaltung 
steht, zur Verfügung gestellt. wurde. 


Für die Redaktion verantwortlich: Dr. N. Brückner. — Druck von C. Adelmann,,beide in Frankfurt a. M. 


Blätter für soziale Praxis. Beilage zu No. 47 vom 22. November 1893. 
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A Sitz u. Bezeichnung Zweck und statutarische Art h Leitung 
K der h Aufbringung der 
= ; ö Bestimmungen der Zusammen- und 
& | Arbeitsnachweis- rn ; Kosten. Y R 
3 stelle. sowie Geschäftsordnung. setzung. erwaltung,. 
| 
T: Karlsruhe, Arbeitsnachweis jeglicher Art. Die | Verband von 12 ge- Durch Beiträge d. | Leitungliegtinden 
. Anstalt, als offenes Geschäft betrieben, | meinnützigen Ver- | städtischen Behörde | Händen v. 4 Herren: 
Anstalt für Ar-|ist geöffnet von 8 bis 12 Uhr Vorm. | einen bezw. Behör- | (600 #),der zur Mit- | 1. Geh. Ober-Finanz- 
beitsnachweis jeg- und von 2 bis 6 Uhr Nachmittags. den. Vereine gegen gliedschaftgehören- rath Fuchs, Vor- 
Teer selen Die eingehenden Meldungen von Hausbettel, Gewer- | denVereine (Gewer- | sitzender. 
ee ET Arbeitgebern und Arbeitsuchenden | be-, Werkmeister-, | beverein 300 #, Ge- | 2. Fabrik. Schwindt, 
Filialen im Gross- werden in fortlaufender Reihenfolge | Arbeiter-Bildungs-, | fängnissverein500% | Verbandsrechner. 
herzogthum Baden, | in die dafür bestimmten besonderen | Gewerk-u.die evan- | und Bettelei-Verein | 3.Schuhmachermstr. 
eröffn. 12./II. 1891 Listen eingetragen u. möglichst rasch | gelischen u. katho- | 500 #4) und durch | (von denInnungen 
Tr Ka *\ erledigt, auch die von auswärts ein- | lischen Gesellenver- | Erheben von Ein- gewählt) Schmitt. 
laufenden Gesuche. eine, die Herberge | schreibegebühren. | 4.Fabrikarb. Feld- 
Die Arbeitgeber haben von der | zur Heimath und die mann. 
erfolgten Besetzung einer Stelle so- | 3 Schutzvereine für Die Geschäfte ein- 
gleich Anzeige zu machen. entlassene Gefange- schliesslich der Kas- 
Es werden Einschreibegebühren |ne. Vertreter der senführung besorgt 
erhoben (50 Pf.), es ist jedoch deren | Stadtgemeinde und ein Verwalter, wel- 
Ermässigung bezw. gänzliche Auf- | der Staatspolizei. chem noch weitere 
| hebung geplant. Kräfte unterstehen. 
2.| Freiburg i. B., Arbeitsnachweis jeglicher Art. Sta- Wie Karlsruhe, | Durch Jahresbei- Wie vor: Vier 
r tutarische Bestimmungen, wie oben | Verband von 13 Ver- | träge der Behörden, | Herren, 1 Vorsitz., 
Allgem. Arbeits- | Karlsruhe. einen mit Unterstüt- Vereine u. Korpora- | 1stellvertr. Vorsitz., 
Nachweis - Anstalt Es werden Gebühren erhoben, so- | zung der Behörden, | tionen, sowie durch | ein Verrechner und 
mit mehreren Fili- | genannte _Einschreibegebühren von Stadtgemeinde, Be- | die zu erhebenden | 1 Schriftführer. Die 
2 A - 20 bezw. 30, 50, 60, 80 und 120 9%, auch | zirksamt und Be- | Gebühren u. Abon- | Geschäfte der An- 
alenimKreiseFrei- Abonnementskarten an einheimische | zirks-Ausschuss. nements. stalt führt ein Ver- 
burg, eröffn. 23./V: und auswärtige Arbeitgeber mit 10,  walter, dem die wei- 
1892 20 und 30 Coupons zu 2, 3, 4, bezw. | tern nöthigenKräfte 
2 83, 41/2 und 6 4, sowie Jahres-Abonne- zugegeben werden. 
ments ohne Coupons zu 5 resp. 8 % | 
ausgegeben. 
Kann eine Stelle nicht vermittelt 
werden, so findet auf vorschrifts- 
mässige Anzeige Rückvergütung der 
Gebühr an die Arbeiter statt. 
Die Anstalt hat eine männliche 
und eine weibliche Abtheilung. 
Die Anstalt erstreckt sich nicht 
bloss auf die Stadt, sondern auch auf 
die engere und weitere Umgebung 
bis zu 20 Stunden Entfernung; sie 
unterhält dabei mit den Filialen stete 
Verbindung. / 
3.) Mannheim, Zweck (nach den Statuten) unent- | Verschiedene Kor- Freiwillige Bei-| Die Leitung hat 
eltlicher Arbeitsnachweis. Mitglie- | porationen,Vereine, | träge der der Nach- | ein gewählter Aus- 
Central - Anstalt der können werden: Behörden, Kör- | und einzelne Per- weisstelle angehö-|schuss von 7 Per- 
f. Arbeitsnachweis, | perschaften, Vereine u. einzelne Per- | sonen verschiedener renden Vereine und | sonen: 1 Vorsitz., 
eröff. 2./VIII. 1893 sonen. Letztere zahlen 2 4. Vereins- | Stände. Korporationen, so- | 1 Stellvertreter, 1 
as ? * beitrag, bei ersteren bleibt die Höhe wie Beiträge v.2 4 | Rechnungs- u. Kas- 
der Beiträge eigenem Beschlusseüber- v. jedem Einzelmit- | senführer, sowie 2 
lassen. gliede. Auch die Ge- | Kontroleure,siewer- 
a Die Geschäfte werden nach einer meinde leisteteinen | «en aus der Mitte 
besonderen Geschäfts-Ordnung ge- Zuschuss. des Ausschusses ge- 
führt. wählt. Die Arbeiten 
Alles Uebrige wie Karlsruhe und besorgt ein ange- 
Freiburg i. B. stellter Beamter, ein 
Geschäftsstunden von 8!/2 bis1 Uhr sog. Verwalter, dem 
Vormittags und von 2!» bis 5 Uhr nach Bedarf noch 
Nachmittags. weit. Arbeitskräfte 
zugewiesen werden. 
4.) Mülhausen i. E., Arbeits- und Stellenvermittelung | Vereine, Korpora- | Durch freiwillige | Leitung und Ver- 


Anstalt für Ar- 
beitsvermittelung, 
eröffn. 1./VIIL. 1889. 


jeder Art, auch von Direktoren, Che- 
mikern, Zeichnern und Vorstehern 
aller Art. 

Alle Einschreibungen erfolgen un- 
entgeltlich, erst nach Erlangung einer 
Stellung hat der Arbeitende 25 9 zu 
entrichten. Die Anstalt ist ohne jede 
Absicht auf Gewinn, vielmehr nur 
für die Gemeinnützigkeit begründet 
worden. 


tionen und Einzel- 
Don gehören d. 
ereine an. 


Beiträge, Kollekten 
und Geschenke. Nur 
d. Arbeiter, welcher 
eine Stelle erhalten 
hat, zahlt 25 9. Die 
Stadtgemeinde hat 
bei Beginn eine erst- 
malige Beihülfe von 
500 Mark bewilligt. 
Die jährlichen Ko- 
sten betragen 2500 
bis 3000 #. 


waltung bezw. Ge- 
schäfts- und Kas- 
senführung hat ein 
Comit&e v. 2 Herren 
u.zwar:1 Präsident 
(Max Frey) und 1 
Schriftführer (Peter 
Schlumberger). 

Zwei besoldete 
Agenten sind in der 
Anstalt thätig, der 
eine am Sitze der- 
selben, der andere 
in stetem täglichen 
Herumgehen zum 
Aufsuchen von of- 
fenen Stellen und 
Forschen nach ver- 
langtenArbeitskräf- 
ten. 


N 


Bemerkungen. 


Geschäftsergebnisse 
1891: 


Einnahme %. 3939,51 
Ausgabe „ 3923,77 


Kassenrest ‚4%. 15,74 


1892; 


Einnahme 4%. 3869,72 
Ausgabe „ 3856,32 


Kassenrest 4%. 13,40 


Im Jahre 1893 hat 
derGeschäftsbetrieb 
einen ansehnlichen 
Aufschwung genom- 
men. Es sind recht 
zweekmässige For- 
mulare eingeführt. 


Während d.sieben- 
monatlichen Wirk- 
samkeit im Jahre 
1892; 

Einnahme 4. 4677.— 
Ausgabe „ 4038,70 


Kassenrest #. 638,30 


Seit dem kurzen Be- 
stehen (2. Aug. cr.) 
sind von dem Ver- 
eine ca. 1200 nach- 
weisbare Vermitte- 
lungen, also ca. 2300 
Befriedigungen er- 
wirkt, davon nach 
Auswärts 190. 


Der Bericht über 
das 4. Geschäftsjahr 
v.1. Juli 1892 b. 30. 
Juni 1893 liegt vor. 
Es sind 3841 Ar- 
beitsuchende ein- 
geschrieben worden 
(durchschnittlich 13 
p: Tag). 2563 Arbeit- 
geber haben sich ge- 
meldet; es sind 1931 
Anstellungen durch 
d. Anstalt vermittelt 
worden, 200 mehr 
als im Vorjahre. Das 
Bürgermeisteramt 
begünstigt das Un- 
ternehmen, ebenso 
die Bürgerschaft. 


Sitz u. Bezeichnung 
der 
Arbeitsnachweis- 
stelle. 


Laufende No. 


.. Berlin, 
Zentral-Verein f. 
Arbeitsnachweis. 


Dresden, 


Verein f. Arbeits- 
nachweisung; er- 
öffnet 1841. 


Hannover, 


Zentralstelle f. Ar- 
beitsnachweis, 1889 
ins Leben gerufen 
von nachstehenden 
Vereinen: 
a) Verein 

willige 
pflege, 

b) Verein gegen 

Hausbettelei u. 
c) Fabrikantenver- 

ein Hannover- 

Linden. 


für frei- 
Armen- 


Dortmund, 
Wohlthätigkeits- 
Verein (Korpora- 
tion) mit einer Un- 
terabtheilung für: 
a) Gewährung von 


Arbeit auf dem 


eigens errichte- 
ten Holzhof u. 
b) Arbeitsnachweis. 
Eröffn. 1./2. 1885. 


Zweck und statutarische 
Bestimmungen 
sowie Geschäftsordnung. 


Arbeitsnachweis jeder Art. Statu- 
ten sind hier nicht bekannt. 

Der Verein zählte Mitglieder: 
1891 :520, 1892:557. Nach den hier vor- 
liegenden umfangreichen Geschäfts- 
berichten wirkt der Verein aber sehr 
segensreich. 

Der Gesammtvorstand besteht aus 
33 Mitgliedern, welche allen Berufs- 
ständen angehören u. zwar den höhe- 


ren Regierungs- und höheren städti- | 


schen Beamten; es gehören ferner dazu 
Gelehrte, Zeitungsredakteure, Fabrik- 
besitzer, Kaufleute, Handwerksmei- 
ster, Beamte der städtischen Institute 


(die Direktoren der Strassenreinigung | 


und der Markthallen) u. A. n. 

Zehn dieser Herren bilden den 
geschäftsführenden Ausschuss; aus- 
serdem ist ein Oberinspektor vor- 
handen. 

Ebenso gehören die Vereinsmit- 
glieder — darunter viele hochgestellte 
Damen — durchweg den höheren 
Ständen u. der besitzenden Klasse an. 


Statuten sind nicht hierher mit- 
getheilt worden. 

Aufgabe: gut beleumundeten Ar- 
men kostenlos Arbeit nachzuweisen. 


Zweck : Vermittelung von Angebot 
und Nachfrage mit Bezug auf gewerb- 
liche und häusliche Arbeit für männ- 
liche und weibliche Arbeiter (auch 
nach auswärts). 


$ 2 ad 2 der Satzungen gibt als 
Vereinszweck an: 

Nachweis von Arbeit oder Stellen 
und Beschäftigung Ortsangehöriger, 
nicht vollständig arbeitsfähiger oder 
vorübergehend arbeitsloser Männer 
und Frauen. 

Nach den hierüber vorliegenden 
Geschäftsberichten hat der Verein 
Arbeit jeglicher Art für Männer und 
Frauen vermittelt, so 1890/91: 232 
Nachfragen, 200 Angebote, 187 Ein- 
stellungen ; 1891/92: 160 Nachfragen, 
205 Angebote, 144 Einstellungen ; vom 
1./2. 1885 bis 31./3. 1892: 18682 Nach- 
fragen, 15404 Angebote, 12788 Einstel- 
lungen. 

Die Nachfragen nach Arbeitsper- 
sonal haben sich gegen die früheren 
Jahre bedeutend vermindert. Dies 
wird zugeschrieben: der seit Ende 
Mai 1891 andauernden grösseren Ge- 
schäftsflaue, ferner der Errichtung 
von Arbeitsnachweisstellen von Seiten 
der Innungen (1886/87) und weil die 
grösseren Werke in der Regel von 
den Arbeitnehmern direkt aufgesucht 
werden. 


Een Aufbringung der Eetang 
der Zusammen- und Bemerkungen. 
Kosten. 
setzung. Verwaltung. 
1892: 44 immer- | Der Maxistratträgt Die Leitung hat | Geschäftsthätigkeit 


währende u. 557 or- 
dentliche Mitglieder 

Lok.: 1. Arbeiter- 
Nachweis fürmännl. 
Personen (Stadt- 
bahnbogen 103u.104) 

2. Desgleichen für 
weibliche Personen, 
Klosterstr. 97. Beide 
haben Fernsprech- 
Anschluss. 

3.3 Wärmehallen, 


- Stadtbahnbogen 101 


und 102. Eine Zen- 
tral-Wärmehalle in 
dem oben bezeich- 
neten Stadtbahnbo- 
gen, dann noch je 
eineWärmehalle Je- 
rusalemerstr. bezw. 
Wilsnackerstrasse. 
Alle diese Lokale 
haben Kantinen u. 
gute Bibliotheken. 


Mitglieder sind 
hohe Staats- u. Ge- 


meindebeamte, so- 
wie Kaufleute und 
Handwerker. 


Die Mitglieder ge- 
hören allen Ständen 
an, 


Im Jahre 1892 zähl- 

te der Verein 1363 
Mitglieder, welche 
meist den besseren 
Ständen angehören 
und grossen Sinn f£. 
Wohlthätigkeit he- 
gen. 


3000 4. bei; von 1893 
ab weitere 3000 #. 
Beiträge der Mit- 
glieder, immerwäh- 
rende, jährl. u. halb- 
jährl.; ferner Ein- 
schreibegebührenv. 
20 9% und Sammel- 
büchsen- Ergebniss, 
sowie sonstige Ge- 
schenke. 1891 haben 
Ihre Majestäten die 
Kaiserin Auguste 
Victoria u. die Kai- 
serin Friedrich nam- 
hafte Beiträge dem | 
Vereineüberwiesen. 


Durch Mitglieder- 
beiträge und Zu- 
wendungen von der 
Stadtgemeinde und 
dem Königs-Hause. 


Freiwill. Beiträge 
d. nebenerwähnten 
3 Vereine, Abonne- 
ments- und Stellen- 
vermittlungsgebüh - 
ren, sowie Beiträge 
des städtischen Ar- 
men -Kollegiums u. 
neuerdings auch des 
Land- und Forst- 
wirthschaftl. Verei- 
nes. 


Durch die regel- 
mässigen Beiträge 
d.Vereinsmitglieder 
(durchschnittlich 5 
f#). Durch Schen- 
kungen, durch Ein- 
schreibegebührenu. 
einen Zuschuss der 
Stadt von 3000 #. 
aus den Sparkassen- 
überschüssen, wel- 
che auchz.d.übrigen 
Zwecken des Wohl- 
thätigkeits- Vereins 
mit verwandt wer- 
den. (Siehe Bemer- 
kungen). 


d.geschäftsführende 
Ausschuss (10 Her- 
ren). 

In den Lokalen 
sind angestellte Be- 
amte thätig. 


Leitung: Ausschuss 
und Aufsichtsmit- 
glieder. 


Leitung: Ausschuss 
von 9 Herren, da- 
runter je 2 aus den 
nebenbenannt. drei 
Vereinen (Arbeitge- 
bern und Arbeitneh- 
mern) unter Vorsitz 
eines Rechtsanwalts 

Verwaltung: Ein 
besoldet. Verwalter. 


Vorstand v.15 Her- 


ren(Verwaltungs-u. 


andere Beamte, Fa- 
brikanten,Kaufleute 
und Handwerksmei- 


ster). 
Ein besoldeter Ver- 
walter. 


1891: 
a) Stellesuch.Arbei- 
ter 13459. 
b) Bes. Stellen 7376. 
1892: 
a) Stellesuch.Arbei- 
ter 11672. 
b) Bes. Stellen 7552. 

Kassenabschlüsse 
balaneiren in folg. 
Summen: 

1891 #. 25823,44. 
1892 „ 20102,47. 
Resultate aus Sep- 

tember 1893: 

A) Männliche Per- 
sonen arbeitssuch. 
982. Davon unter- 
gebracht 772. 

B) Weibliche Per- 
sonen arbeitsuch. 
278. Davon unter- 
gebracht 186. 

Gemeldet waren: 
zu A) 195 Stellen, 
zu B) 198 Es 


1892: 6377 Arbeits- 
aufträge durch Zu- 
weisung geeigneter 
Arbeitskräfte erle- 
digt. 


1889/90: 1868 An- 
träge auf Zuwei- 
sung von Arbeits- 
kräften und 2070 An- 
träge auf Vermitte- 
lung von Beschäfti- 
gung. 

Von diesen erhiel- 
ten Arbeit nachge- 
wiesen 1821. 
1890/1:1988,3239,2411 
1891/2: 2163,4009,2907 
1892/3: 3233,4464,3438 


Finanzielles Ergeb- 
niss durchschnittl. 
pro Jahr: 

Einnahme 46. 816,77 
Ausgaben „ 176,18 


Uebersch. 4. 640,59 


Der Verein wid- 
met sich im Uebri- 
gen: 

A) Gewährung v. 
Unterstützungen an 
verschämte Arme. 
B) Gewährung von 
Darlehen an bedürf- 
tige Personen. C) 
Lieferung von Vic- 
tualien u. Kohlenan 
Arme. D) Unterhal- 
tung einer Verpfle- 
gungsstat. f. durch- 
reisend.Handwerks- 
burschen ete. E) Ge- 
währung von Arbeit 
und zwar für Ein- 
heimische, wie auch 
für Durchreisende 
auf einemeigenser- 
richteten Holzhofe. 
F) Unterstützung d. 
Bestrebung. d. Ver- 
eins gegen den Miss- 
brauch geistiger Ge- 
tränke. G) Kinder- 

flege und H) Ar- 
Den nachweieerae 


Leitung 
und 
Verwaltung. 


Leitung: Comit6 
des Vorstandes des 
katholischen Gesel- 


lenvereins. 
Verwaltung: Haus- 
vater des vorge- 


nannten Vereins. 


Siehe die vorher- 
gehende Rubrik. 


Bemerkungen. 


Die Anstalt hat 
sich gut bewährt u. 
wird rege benutzt. 


Die Anstaltexistirt 
nur dem Namen 
nach und wird we- 
der von Arbeitsu- 
chenden noch von 
Arbeitgebern in er- 
heblichemMaassein 
Anspruch genom- 
men. Eine Steigung 
ist nicht zu erwar- 
ten, weil es in Lieg- 
nitz üblich ist, dass 
d. Arbeitsuchenden 
sich direkt an die 
Arbeitgeber wen- 
den und Letztere 
über ein auskömm- 
liches Arbeiterma- 
terial verfügen (Mit- 
theilung der Polizei- 
verwaltung). 


er Tüncher und Lackirer, der Fachverein der Schreiner, der 


ö ! z 
z | Sitz u. Bezeichnung Zweck und statutarische Art E R 
© der Ü Aufbringung der 
= i 0 Bestimmungen der Zusammen- 
© | Arbeitsnachweis- (an ekchäftadnd t Kosten. 
E elle, sowi eschäftsordnung,. setzung. 
[> 
9, Coblenz, Statuten existiren nicht. Mitglieder-Vereini- Durch Gebühren 
. 4 Zweck: Arbeitsvermittelung jeder | gung d.Handwerks- | von 10 % u. zwar so- 
Arbeitsnachweis- | Art. und Gewerbestan- | wohl von d. Arbeit- 
Bureau im Lokale ei En Meuaes Donner a a 
g h. ieser Stände. von den Arbeitge- 
des kath. Gesellen Bari ind Wanragd 
vereins, seit einem des kath. Gesellen- 
Jahre. vereins, der auch d. 
Verwalter besoldet. 
\ 
10. a) Liegnitz, Stadt, Errichtet auf Anregung des Herrn | Arbeitgeber und | Kosten entstehen 
E R Regierungs-Präsidenten. Arbeitnehmer. nicht, weilGeschäfte 
Arbeitsnachweis- Statuten liegen nicht vor. auf dem städtischen 
Stelle, verbunden nee ei- 
m. dem städtischen nen Polizeisckretär 
führ rden, 
Melde-Amte, eröff. ER nS 
Mitte Septbr. 1893. 
b) Liegnitz, Regie- Der Herr Regierungs-Präsident, Prinz Handjery, hat den landwirthschaftlichen Vereinen die Errichtung von Melde- 
Fünes-Beziik eröff stellen für Arbeitgeber, welche landwirthschaftliche Arbeiter suchen, anempfohlen, um so eine Ueberführung der über- 
ng ’ *ı schüssigen Arbeitskräfte von den Städten in die landwirthschaftlichen Betriebe zu ermöglichen. 
Mitte Septbr. 1893. 
1i.' Es wird die Errichtung eines städtischen Arbeitsamtes geplant auf Grund eines Antrages des Gewerbegerichtes in 
11. Stubtigart, Stuttgart. Die Verhandlungen schweben z. Z. noch bei den bürgerlichen Kollegien. 
Der Plan ist folgender: 
1: AR Vermittelung zwischen Arbeitnehmern (gewerblichen Arbeitern, Dienstboten, Lehrlingen) und Arbeit» 
gebern. 
2. Das Arbeitsamt besteht aus einer männlichen und einer weiblichen Abtheilung. 
3. Das Arbeitsamt steht unter der Leitung und Aufsicht einer Kommission von 9 Mitgliedern und 6 Stellver- 
tretern. Der Vorsitzende der Kommission ist der Vorsitzende des Gewerbegerichts. Die übrigen Mitglieder der 
Kommission und die Stellvertreter werden von den Beisitzern des Gewerbegerichts aus ihrer Mitte gewählt, 
und zwar werden von den Arbeitgebern und von den Arbeitnehmern je vier Mitglieder und drei Stellvertreter 
gewählt. Die Amtsdauer der Mitglieder und Stellvertreter erlischt mit dem Ablauf der Zeit, auf die sie für das 
Gewerbegericht gewählt sind. 
4. Die Sitzungen der Kommission werden von dem Vorsitzenden nach Bedarf, jedoch mindestens alle zwei Monate 
einberufen. Wenn ein ordentliches Mitglied am Erscheinen verhindert ist, ist ein Stellvertreter beizuziehen. 
Für jede Sitzung erhalten die Mitglieder eine Entschädigung von 3 %#, 
5. Die Angestellten des Arbeitsamts werden vom Gemeinderath nach Anhörung der Kommission gewählt. 
6. Die Bench äfte des Arbeitsamts werden nach einer Geschäftsordnung, die von der Kommission festgesetzt wird, 
geführt. 
7. Die Kosten der Unterhaltung des Arbeitsamts werden von der Stadt getragen. Die Arbeitsvermittelung ge» 
schieht unentgeltlich. 

12. Mainz, hat zur Zeit noch keine allgemeine Arbeitsnachweisstelle. Eine am 10. Oktober 1893 dort stattgehabte grosse Arbeiter- 
versammlung hat aber die Errichtung einer solchen nach dem Stuttgarter Muster bei der Stadtverordnetenversammlung 
zu Mainz beantragt. r / 

Dagegen haben die Innungen, Vereine und Fachgenossenschaften ihre eigenen Arbeitsnachweise, so _z. B. die 
Bäcker-Innung, die Schlosser-Innung, die Barbier-, Friseur- u. Perückenmacher-Innung, die Metzger-Innung, der Schneider- 
meister-Verein, die Glasergesellschaft, der Fachverein d 11 
allgemeine deutsche Sattler-Verein, der Verband deutscher Zimmerleute, der Zentral-Verein der deutschen Böttcher, der 
Unterstützungsverein deutscher Buchdrucker u. a. m. 
13. Köln a. Rh., 


hat keine allgemeine Arbeitsnachweis-Stelle. Ein Antrag der sozialdemokratischen Kölner Gewerkschafts-Kommission 
vom November 1892 auf Errichtung eines Arbeitsnachweis-Büreaus, ähnlich wie das jetzt in Stuttgart in Aussicht ge- 
nommene auf Kosten der Stadt, wurde unter’m 17. Januar d. Js. vom Stadtverordneten-Kollegium abgelehnt. 

Es bestehen jedoch folgende Sonder-Einrichtungen: 


a) Stellen- bezw. Arbeitsnachweis-Büreau der Innungen auf der Herberge zur Heimath 
A im katholischen Gesellenhospiz 


b » ” 

I : 
d) n ” n 
Vı s ” 


des Vereins für Volkswohl 


des Vereins Kellnerbund 


x des kaufm. Vereins für Rheinland u. Westfalen 
Lu) 


zur Unterhaltung dieser 
Stellen hat .d. Stadt seit- 
her keine Beiträge ge- 


leistet. 
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Eingegangene Schriften. 


I. Drucksachen kommunaler Verwaltungen. 


Referate zu den Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
zu Breslau 1893. Seite 577—642. 

Protokolle zu den Sitzungen der Stadtverordnetenversamn:lung 
zu Breslau 1893. Seite 225—248. 

Bericht über die Verwaltnng und den Stand der Gemeinde- 
angelegenheiten der Stadt Duisburg für 1891/92 nebst 
Haushalts-Etat für das Jahr 1892/93. 

Vorlage des Stadtraths der Stadt Freiburg. Br. an den 
Bürgerausschuss betr. Erbauung eines Volksschulhauses 
und den Umbau der „alten Universität“ und deren Ver- 
einigung mit dem Rathhaus. 

Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten in der Stadt Gross-Glogau für das 
Jahr 1892. 

Bericht über den Stand und die Verwaltung der Gemeinde- 
angelegenheiten der Stadt Halle a. S. für 1892/93. 

Stadt Harburg. Revidirtes Verfassungsstatut. 

— Bekanntmachung, betr. die Benutzung des Wasserwerks. 
— Bestimmungen betr. das städtische Schlachthaus. 

Heidelberg. 8 Vorlagen des Stadtraths an den Bürgeraus- 
schuss. 

Karlsruhe. Vorlage des Stadtraths an den Bürgerausschuss 
betr. Satzungen für das Realgymnasium, die Oberrealschule 
und die höhere Mädchenschule. 

Bericht über die Verwaltung des Armenwesens und der Kranken- 
anstalten der Stadt Köln a. Rh. für das Rechnungsjahr 
vom 1. April 1892 bis dahin 1893. 

Stadt Köln. Finalabschlüsse der Stadtkasse zu Köln, der 
selbständigen Kassen und der Nebenfonds für 1892/93. 

— Haushalts-Etat für das Rechnungsjahr vom 1. April 1893 
bis 3l. März 1894. 

— Geschäftsberichte der Gas-, Elektrizitäts- und Wasserwerke 
der Stadt Köln pro 1. April 1892 bis 31. März 1893. 
Stadtgemeinde Mannheim. Einladung und Tagesordnung zur 

Sitzung des Bürgerausschusses vom 21. u. 28. Nov. 1893. 

Nürnberg. Festschrift, dargeboten den Mitgliedern und Theil- 

nehmern der 65. Versammlung der Gesellschaft deutscher 


Naturforscher und Aerzte vom Stadtmagistrate Nürnberg. 
Herausgegeben im Auftrage desselben von Oberarzt Dr. 
W. Beckh, Dr. med. F. Goldschmidt, Architekt E. Hecht. 
Mit vielen Abbildungen und Plänen. Nürnberg 1892. Johann 
Leonhard Schrag (in Kommission). VIlI und 557 Seiten. 

Stadtgemeinde Pforzheim. Rechenschafts-Bericht zu den 
Rechnungen der städt. Kassen für das Jahr 1892. 

Bericht über den Stand und die Verwaltung der Gemeinde- 
angelegenheiten der Stadt Schönebeck für das Jahr 
1892. 

Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde- 
Angelegenheiten der Stadt Trier für das Rechnungsjahr 
1892/93 nebst Haushalts-Etat pro 1893/94. 


II. Bücher und Broschüren. 


Gesellschaft freiwilliger Armenfreunde in Kiel. Mitgliederver- 
zeichniss und Rechnungslegung für 1892/93. 

Bothe, Dr. Alfred. Die familiale Verpflegung Geisteskranker 
(System der Irren-Colonie Gheel) der Irren-Anstalt der 
Stadt Berlin zu Dalldorf in den Jahren 1885 bis 1893. 
Berlin 1893. Verlag von Julius Springer. VIII u. 154 Seiten. 

Eger, Dr. jur. Georg. Invaliditäts- und Altersversicherungs- 
gesetz vom 22. Juni 1889 mit dem Abänderungsgesetz 
vom 8. Juni 1891. Nebst einem Anhange, enthaltend alle 
wichtigeren bezüglichen Verordnungen, Vorschriften und 
Bekanntmachungen. Zweite, vermehrte Auflage. Berlin 1893. 
Verlag von Otto Liebmann. X und 256 Seiten. 

Jo&l, Max. Das Arbeiterschutzgesetz vom 1. Juni 1891 mit 
den Ausführungsvorschriften des Reichs und Preussens. 
Berlin 1893. Carl Heymann’s Verlag. V und 366 Seiten. 

Protokoll über die Verhandlungen der Kommission für Arbeiter- 
statistik vom 30. Juni bis 3. Juli 1893. (Drucksachen der 
Kommission, Verhandlungen No. 3). Berlin 1893. Carl 
Heymann’s Verlag. 54 Seiten. 

Meyer, Dr. Friedrich. Land- und forstwirthschaftlicher Be- 
triebsunfall. München 1893. J. Schweitzer Verlag. (Jos. 
Eichbichler). 24 Seiten. 

Zeller, Dr. W. Das Reichsgesetz betreffend die Gewerbe- 
gerichte vom 29. Juli 1890. Nach den amtlichen Mate- 
rialien und dem einschlagenden Prozessrechte erläutert. 
Mainz 1890. Verlag von J. Diemer. VII und 80 Seiten. 


Joseph Baer & Üo. 


Buchhandlung und Antiquariat in Frankfurt a. M. 


Spezialgeschäft für volkswirthschaftliche Litteratur, 


Grösstes Lager von nationalökonomischen Werken. 


Fachcataloge über antiquarisch vorräthige Bücher gratis und franco. 


Neueste Cataloge: 
Nr. 291. Staatsrecht und Politik (Bibliothek von Moriz Mohl). 1315 Nummern. 


Theorie der Volkswirthschaftslehre. — Handel u. Industrie. — Versicherungswesen. 1471 Nummern. 


Finanzwissenschaft. (Zölle und Steuern. — Bank- und Münzwesen.) 692 Nummern. 


„.:292. 

„ 295. Die socialen Fragen. 957 Nummern. 

„294. 

„ 297. Statistik. 450 Nummern. 

» 83083. Nachtrag zu Catalog 292—294: 590 Nummern. 
„ 807. Nationalökonomie. 555 Nummern. 


Rasche und preiswürdige Besorgung von nicht vorräthigen Werken, insbesondere von ausländischen offiziellen 
Publicationen (Blue-books, reports etc.). 


In unserem Verlage erschienen: 


Oeuvres economiques et philosophiques 


de Francois Quesnay 
Fondateur du Systeme physiocratique. 
Publiees avec une introduction et des notes par 
Aug. Oncken. 


Ein starker Band von 830 Seiten in Lexikon-Octav. 


Preis M. 20. 


Für die Redaktion verantwortlich: Dr. N. Brückner. — Druck von C. Adelmann, beide in Frankfurt a. M. 


II. Halbjahr. 


Frankfurt a. M., 29. November 1893. 


M 48. 


Blätter für soziale Praxis 


in Gemeinde, Vereinen und Privatleben. 


Zugleich Organ des Verbandes deutscher Gewerbegerichte. 


Herausgegeben von 


Erscheinen jeden Mittwoch. 


Zu beziehen durch 
alle Buchhandlungen und Postämter. 
No. 10352 der Postzeitungsliste. 


D' N Brückner. 


in, een 
Verlag von Joseph Baer & Co,, Frankfurt am Main. 


Preis vierteljährlich 2 Mk. 50 Pf. 


Preis für Anzeigen 25 Pfg. 
für die viergespaltene Petitzeile. 


Redaktion: Kettenhofweg 27. 


Inhalt: 
Arbeitsvermittlung in Mainz. 


Die Novelle zum Unterstützungswohnsitzgesetz und der badische 
Städtetag. 

Notizen: Schulwesen: Schulgeld nach Einkommensteuersätzen in 
Ottweiler und Lahr. Schulärzte in Dresden. Ausschluss epi- 
leptischer Kinder aus der Volksschule in Baden. Handfertig- 
keits- und Haushaltungsunterricht in Baden. — Armenpflege: 
Zwang'smassregeln gegen Arbeitsfähige, die ihre Angehört- 
gen der Armenfpflege anheim fallen lassen. Neuordnung der 
Hamburger Armenpfiege. Armenpflegeausgaben in München. 
— Wohnungswesen: Verordnung über Schlafstellenwesen für 
Reuss ä. L. — Gewerbewesen: Lohnverhältnisse städtischer 
Arbeiter. Brodtaxen. 


* u * 
Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte: Ver- 
bandsangelegrenheiten. — Rechtsprechung: Wer güt als Bau- 
unternehmer ? — Gutachten, Anträge u.s. w.: Wiesbaden und 
Lüneburg betr. Organisation des Handwerks und Lehrling's- 
Wesens. Vermischtes: Einfluss der Witterung auf die Pro- 
zesse. Thätigkeit des Gewerbegerichts Erfenbach. Verzöge- 
rung der Errichtung eines Gewerbegerichts in Guben. 


Arbeitsvermittlung in Mainz. 


Auch das Mainzer Gewerkschaftskartell beantragte be- 
kanntlich mittelst Eingabe vom 15. Oktober ]. Js. die Er- 
richtung eines städtischen Arbeitsamtes, ein Antrag, zu dem 
der Verein selbständiger Gewerbtreibender bereits am 16. 
September schriftlich seine Zustimmung erklärt hatte. Die 
zur Prüfung der Eingaben gemachten Vorarbeiten ergaben 
nun Folgendes, wie der Vorsitzende des Mainzer Ge- 
werbegerichtes, Dr. Gassner, sowie Beisitzer Haas in der 
Sitzung vom 30. v. M. ausführten. 

Die Gesammtzahl der in Mainz beschäftigten gewerb- 
lichen Arbeiter, Dienstboten und Lehrlinge wird auf ca. 
19000 bis 20000 anzunehmen sein. Der Arbeitsnachweis 
und die Arbeitsvermittelung wurden seither für die Dienst- 
boten und Kellnerinnen fast ausschliesslich von den: be- 
stehenden 36 Gesinde- und Vermiethungsstellen besorgt. 
Es haben nach den angestellten Erhebungen im Jahre 1892 
bei den Dienstbotenvermittlern 7505 weibliche Dienstboten 
Stellen begehrt und 3671 Stellen gefunden. Arbeitsnach- 
weis für gewerbliche Arbeiter haben eingerichtet: die 
Bäcker-, Fleischer-, Schlosser- sowie Barbier- und Friseur- 
Innung, der Schneidermeister-Verein, die Glasergesellschaft, 
die Fachvereine der Tüncher und Lackirer, Schreiner, 
Glaser, Schneider und Schuhmacher, die Verbände der 
Bierbrauer, Bildhauer, Goldarbeiter, Maurer und Zimmer- 
leute, der allgemeine Sattlerverein, Verein der Böttcher, 
Unterstützungsverein der Buchdrucker, endlich der Armen- 
verein gegen Bettelei. Ueber die Zahl der von diesen 


Arbeitsnachweisestellen nachgewiesenen Arbeitsgelegen- 
heiten waren Angaben nicht zu erhalten. Dagegen wurden 
die Erfolge im Allgemeinen kurz folgendermassen ge- 
schildert. 

Der Vermittelung durch Armenvereine und -Verbände, 
sowie durch von Privaten und Vereinen hervorgerufene Wohl- 
thätigkeits-Anstalten wurde grosses Vertrauen weiter Kreise 
der Arbeitsuchenden nicht entgegengebracht; denn diese 
Anstalten waren vielfach stets mit dem Odium behaftet, 
dass Protektion, Religionszugehörigkeit, sowie politische 
Ansicht des Arbeitsuchenden bei etwaigen Vakanzen eine 
keineswegs untergeordnete Rolle spielten. Bei dem Ar- 
beitsnachweis unter der Hand, bei welchem die Arbeit- 
suchenden durch Kollegen, Bekannte u. s. w. erfuhren, 
dass in einer Fabrik, Werkstätte etc. eine Stelle frei sei, 
fiel in manchen Fällen die Persönlichkeit in entscheiden- 
dem Maasse in die Wagschale. Die Stellenvermittelung 
auf dem Wege der Annoncen, in Fachblättern und Zei- 
tungen, die allerdings, besonders in letzterem Falle, mehr 
vom Arbeitgeber wie Arbeitnehmer benutzt wurde, ver- 
anlasst den darauf Reflektirenden täglich zu, wenn auch 
geringen, Ausgaben. Der Anblick, den die Ausgabeschalter 
grosser Tagesblätter zur Zeit des Erscheinens der neuesten 
Nummern bieten, ist keineswegs erfreulich: die Begierde, 
mit der das suchende Auge die Inseratenspalten überfliegt, 
und dann das Wettrennen um etwa ausgeschriebene Stellen, 
das sich täglich wiederholt, bis der Arbeitsuchende etwas 
gefunden, muss jeden Menschenfreund peinlich berühren. 
Durch das massenhafte Andrängen von Arbeitsuchenden 
zu gleicher Zeit wird aber auch mancher gewissenlose 
Arbeitgeber zu Lohnherabsetzungen verleitet. Die Nach- 
weise durch Innungen, Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
Vereine arbeiten je nach den wirthschaftlichen Verhält- 
nissen nur theilweise zur Zufriedenheit; ihren ausge- 
sprochenen Zweck haben sie nicht erfüllt. Die Erfahrung 
hat gelehrt, dass im Allgemeinen die Nachweise der Ar- 
beitgeber nur in Zeiten schlechteren Geschäftsganges und 
diejenigen der Arbeiter nur in Zeiten besseren Geschäfts- 
ganges einigermassen in Anspruch genemmen werden. 
Die private Stellenvermittelung, welche sich hauptsächlich 
mit Dienstboten und sonstigen Personen für den Haus- 
und Wirthschaftsbetrieb befasst, bildet ein Gewerbe, das 
keineswegs nur dem Bedürfniss der Arbeitsvermittelung 
dient, sondern den ausgesprochenen Zweck hat, aus der 
Vermittelung Geld herauszuschlagen. Die Zunahme dieser 
Geschäfte beweist, dass das stete Anschwellen der Ar- 
beitsuchenden für sie eine Quelle wachsender Einnahme 
ist. Es sind für stellesuchende Peısonen olt ausserordentlich 
hohe Gebühren, die derartige Bureaux für ihre Vermitte- 
lung fordern. Wohl die älteste und auch noch im Ge- 
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werbebetrieb gebräuchlichste Art der Vermittelung ist 
endlich das sog. Umschauen; nicht nur die Zugereisten, 
sondern auch viele ansässige Arbeiter wählen diesen Weg, 
sich Arbeit zu verschaffen. Diese Arbeitsuche ist aber 
ohne Zweifel die traurigste, denn die Art und Weise, in 
welcher die nach Arbeit Suchenden oft von Arbeitgebern 
abgewiesen werden, ist nicht geeignet, das Ehrgefühl des 
Arbeiters zu heben. Sie würdigt vielmehr den Arbeiter 
herab. Ist doch am Eingange vieler Orte zu lesen: 
„Betteln und Umschauen ist verboten |“ 

Es erscheint darnach genügend nachgewiesen, dass 
die seither gebräuchlichen Arten der Stellenvermittelung 
den Bedürfnissen einer geordneten und möglichst unent- 
geltlichen Arbeitsvermittelung nicht entsprechen und darum 
an deren Stelle etwas Anderes, Besseres zu setzen ist. Hier 
bahnbrechend vorzugehen, erscheint aber zunächst Sache 
der,grösseren Städte; dieses hat der am 8. und 9, Oktober 
in Frankfurt abgehaltene sozial-politische Kongress eben- 
falls anerkannt, und Männer aller Parteien waren es, die 
darin übereinstimmten, dass Arbeitsvermittelung besser 
durch Vereine, als Private, aber noch besser durch Ge- 
meinden, als durch Vereine betrieben werde. Es wird 
niemand glauben, dass mit Errichtung geregelter, in städti- 
schem Betrieb befindlicher Arbeitsnachweise die Arbeits- 
losigkeit irgendwie gemindert werde, aber es wird durch 
sie das Auffinden von Arbeitsgelegenheit erleichtert, die 
Arbeitsvermittelung idealer gestaltet, wohlthätig für Arbeit- 
geber wie für Arbeitnehmer. 

Dieser Gedanke leitete das Mainzer Gewerkschafts- 
kartell bei seiner Eingabe, und wenn dasselbe weiter ver- 
langt, dass mit diesem Nachweis ein Auskunftsbureau für 
Fragen des gewerblichen Lebens wie des Versicherungs- 
wesens verbunden werde, so wird auch dieser Wunsch 
als dringend empfunden. Unsere Gesetzgebungs-Maschine 
hat in den letzten 15 Jahren äusserst produktiv gearbeitet, 
und weder die Arbeitgeber noch die Arbeiter waren im 
Allgemeinen in der Lage, sich die so nöthige Gesetzes- 
kunde in gewünschtem Maasse anzueignen. Und wie oft 
hätten besonders letztere Ursache, sich auf diesem Ge- 
biete Raths zu erholen! Die Nützlichkeit der Pflege der 
Arbeiterstatistik braucht nicht weiter erörtert zu werden. 
Aus derartigen statistischen Zusammenstellungen werden 
nicht bloss die Arbeiter, sondern Arbeitgeber, Gewerbe- 
gericht, Armenpflege, kurz Gemeinden und Staat manch’ 
schätzbares Material erzielen. 

Dem zu errichtenden städtischen Arbeitsamt dient 
zum Vorbild die vom Stuttgarter Gewerbegericht gemachte 
Vorlage. Das Arbeitsamt soll unter Aufsicht einer aus 
Gewerbegerichts-Beisitzern und von denselben zu wäh- 
lenden Kommission stehen, in welcher der jeweilige 
Vorsitzende des Gewerbegerichts den Vorsitz führt und 
welche auch die Geschäftsordnung für das Arbeitsamt 
auszuarbeiten hat. Das Arbeitsamt soll um deswillen unter 
die Aufsicht des Gewerbegerichts gestellt werden, weil in 
diesem stets Arbeitgeber wie Arbeiter zu gleichen Theilen 
vertreten sind und so weder'vom einen noch vom anderen 
Theil der Parteien eine Beeinträchtigung ihrer Interessen 
zu befürchten ist. Soll das Vertrauen der Arbeiter diesem 
Arbeitsamte werden, muss man ihnen das Recht einräumen, 
dass auch sie gehört werden, wie andererseits ein gut 
funktionirender Arbeitsnachweis undenkbar ist ohne Mit- 
wirkung der Arbeitgeber, weil diese bei der sich fort- 
während steigernden Zahl der Arbeitslosen ihren Bedarf 
an Arbeitskräften schliesslich auch ohne das städtische 
Arbeitsamt decken könnten und kein Mittel vorhanden 
ist, dieselben zu zwingen, sich ihre Arbeiter an bestimmter 


Stelle zu holen. Weiter möge man die Leitung des Ar- 
beitsamtes einem Arbeiter übertragen, der von der zu 
wählenden Kommission dem Stadtverordneten-Kollegium 
in Vorschlag zu bringen ist. Die Arbeiter sind diejenigen, 
welche ıhre Arbeitskraft feil bieten, und diese ist in den 
weitaus meisten Fällen das einzige, was sie haben. So 
darf wohl erwartet werden, dass die Leitung des Arbeits- 
amtes einem der Arbeiter übertragen wird, der, weil im 
praktischen Leben fussend, die Bedürfnisse der Arbeiter 
und ihre Wünsche am besten zu beurtheilen in der Lage 
ist. Unentgeltlichkeit der Vermittelung ist unbedingt noth- 
wendig, da naturgemäss die Arbeitslosen am wenigsten 
in der Lage sind, Geldopfer in diesem Falle aufzubringen. 

Das Statut, wie es aus diesen Berathungen der 
Mainzer Beisitzer hervorgegangen ist und der Bürger- 
meisterei zur Vorlage an die Stadtverordneten-Versamm- 
lung empfohlen wird, hat folgenden Wortlaut: 


$ 1. Das Arbeitsamt Mainz hat den Zweck: 

1. zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern (gewerb- 
lichen Arbeitern, Dienstboten und Lehrlingen) Arbeit 
zu vermitteln; 

2.in allen die Arbeiter und Arbeitsverhält- 
nisse berührenden Fragen Auskunft zu 
er.theilen. 

Das Arbeitsamt ist verpflichtet, dem städt. 
statistischen Bureau für Zwecke der Statistik 
über die Bewegungen des Arbeitsangebots und 
der Arbeitsnachfrage in den verschiedenen Ge- 
werben und Jahreszeiten die gewünschten Mit- 
theilungen zu machen. 


$ 2. Das Arbeitsamt steht unter der Leitung und Aufsicht 
einer Kommission. Dieselbe besteht aus einem Vorsitzenden 
und sechs Mitgliedern, sowie vier Stellvertretern. Vor- 
sitzender ist der Vorsitzende, in dessen Verhinderung 
der stellvertretende Vorsitzende des Gewerbe- 
gerichts. Die übrigen Mitglieder der Kommission werden 
von den Beisitzern des Gewerbegerichts aus ihrer Mitte ge- 
wählt und zwar von den Arbeitgebern und Arbeitnehmern je 
fünf Mitglieder. Die Amtsdauer der Mitglieder erlischt mit 
dem Ablauf der Zeit, auf welche sie für das Gewerbegericht 
gewählt sind. 


$ 3. Die Sitzungen der Kommission werden von dem Vor- 
sitzenden nach Bedarf, jedoch mindestens alle zwei Monate 
einberufen. Die Kommission ist beschlussfähig, 
wennalle Mitglieder geladen waren und minde- 
stens fünf derselben — einschliesslich des Vor- 
sitzenden — versammelt sind. Die Beschlüsse 
werden nach Stimmenmehrheit gefasst. Bei der 
Beschlussfassung muss unter den Mitgliedern 
die gleiche Anzahl Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mezuyertreten sein. 


$S 4. Für jede Sitzung erhalten die Mitglieder — den 
Vorsitzenden ausgeschlossen — eine Entschädigung 
von drei Mark. 


8 5. Das Arbeitsamt besteht aus einer männlichen und weib- 
lichen Abtheilung. An der Spitze jeder Abtheilung 
steht ein Beamter, und zwar bei der weiblichen 
Abtheilung ein weiblicher Beamter. Die Beamten 
des Arbeitsamtes werden von der Stadtverordnetenversamm- 
lung nach Anhörung der Kommission gewählt. 


$S 6. Die Geschäfte des Arbeitsamtes werden nach einer 
Ordnung, die von der Kommission festgesetzt wird, geführt. 


$ 7. Die Kosten der Errichtung und Unterhaltung des 
Arbeitsamtes trägt die Stadt Mainz. 


$ 8. Die Arbeitsvermittelung erfolgt unentgeltlich. 


Die in diesem Statutenvorschlag gesperrt gedruckten 
Stellen sind in der Stuttgarter Formulirung nicht ent- 
halten, entsprechen aber doch meist den Absichten, die 
auch in der Stuttgarter Begründung ausgesprochen sind. 
Wesentliche Abweichungen sind nicht vorhanden. Bei 
der Berathung im Gewerbegericht wurde geäussert: „Habe 
Mainz das erste Gewerbegericht in Deutschland gehabt, 
so solle es auch den Ruhm holen, das erste Arbeitsamt 
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zu errichten.“ Hoffentlich entspricht die Wirklichkeit dieser 
frohen Zuversicht, derweilen man sich in Stuttgart, dem 
Ausgangspunkt der Bewegung für städtische Arbeitsver- 
mittlung, wegen künstlich aufgeworfener juristischer Fragen 
den Kopf zerbricht. 


Die Novelle zum Unterstützungswohnsitz- 
gesetz und der badische Städtetag. 


Auf dem badischen Städtetag, welcher am 10. d. Mts. 
zu Freiburg i. B. stattfand, haben nunmehr auch die Ver- 
treter der badischen Städte zu der Novelle zum Unter- 
stützungswohnsitzgesetz, die ja neuerdings dem Reichstag 
wiederum zugegangen ist, Stellung genommen. Bürger- 
meister Holzwart aus Pforzheim, der ein längeres Referat 
erstattete*), wies einleitungsweise auf die verschiedenen 
Strömungen hin, welche sich für die zukünftige Gestaltung 
unseres Armenrechts unterscheiden lassen, und führte aus, 
dass die Novelle vermieden habe, einer derselben zu 
folgen, vielmehr, unter Festhaltung der bestehenden Grund- 
lage des Unterstützungswohnsitzprinzips, lediglich einige 
Mängel abstellen wolle, welche sich in der Praxis heraus- 
gestellt hätten. Die Bedeutung der Abänderungsvorschläge 
ist in dieser Zeitschrift schon mehrfach dargestellt worden 
(T. Halbjahr S. 81 und 177, II. Halbjahr S. 21). Wir 
begnügen uns deshalb hier anzuführen, wie sich der 
badische Städtetag zu den einzelnen Punkten, welche die 
Novelle vorsieht, gestellt hat und welche Gründe ihn dabei 
leiteten. In No. 21, II. Halbjahr, S. 21 ist erörtert worden, 
wie verschieden der ostpreussische und der hannöversche 
Städtetag die Vorschriften der Novelle aufgenommen haben. 
Die hannöverschen Städte vertraten dort zunächst einmal 
das städtische Interesse gegenüber dem ländlichen, dann 
aber auch das Interesse des Zuwanderung empfangenden 
Westens gegenüber dem wandernde Elemente abgebenden 
Ostens. In Freiburg haben sich die badischen Städte 
wesentlich auf den gleichen Standpunkt gestellt. 

Um einige minder wichtige Punkte vorweg zu nehmen, 
so war der Referent und mit ihm die Versammlung 
durchaus mit den Aenderungen einverstanden, die sich 
lediglich auf die technische Handhabung des Gesetzes 
beziehen. Dass der Entwurf für die Verjährung von Er- 
stattungs- und Ersatzansprüchen eine Frist von 2 Jahren 
festsetzt, fand allgemeinen Beifall. In Beziehung damit 
regte der Referent an, eine Strafbestimmung zu erlassen, 
welche diejenigen Ortsvorsteher bedrohen sollte, die hülfs- 
bedürftige Kranke nicht in entsprechender Weise unter- 
stützt hätten; doch führte diese Anregung zu keinem be- 
sonderen Antrag. Freudig begrüsste man es, dass die 
Novelle den Ortsarmenverbänden den Beweis der Land- 
armeneigenschaft eines Unterstützten erleichtern will. In 
der Debatte wies Bürgermeister Thoma darauf hin, dass 
auch für den Fall, wo ein Ortsarmenverband dem Staate 
gegenüber die Ausländereigenschaft eines Unterstützten 
beweisen müsse, die Beweislast in gleicher Weise zu 
regeln sei. Der Referent wünschte übrigens zu weiterer 
Beschleunigung des Verfahrens die Frist für die Anmel- 
dung eines Ersatzanspruchs von 6 Monaten auf 6 Wochen 
abgekürzt zu sehen, doch zog er diesen Antrag angesichts 
des Widerspruches der Versammlung zurück, 


*) Für die auf unser Ersuchen erfolgte freundliche Ueber- 
lassung des Referates sprechen wir Herrn Bürgermeister Holzwart 
auch auf diesem Wege unsern verbindlichsten Dank aus. 

Redaktion der „Blätter für soziale Praxis“. 


Bekanntlich hat die Kommission des vorigen Reichs- 
tags, welche die Novelle berieth, auch eine Bestimmung 
eingefügt, wonach die Lohnbeschlagnahme auch für den 
Fall der Alimentation unehelicher Kinder zulässig sein 
sollte, eine Bestimmung die man in Freiburg durchaus 
billigte, ganz wie es seiner Zeit die ostpreussischen Städte 
in Tilsit gethan, während die hannöverschen Städte an- 
derer Ansicht waren. Endlich trat die Freiburger Versamm- 
lung auch dem Wunsche nach Erlass einer Strafvorschrift 
gegenüber solchen Leuten, die sich der Unterhaltspflicht 
gegen ihre Angehörigen, trotz der Aufforderung der zu- 
ständigen Behörden, entziehen, durchaus bei; allerdings 
hielt sie diesen Punkt für minder wichtig, weil in Baden 
bekanntermassen schon seit dem 7. Juli 1890 eine der- 
artige Anordnung besteht, sodass der vorhandene Zustand 
durch Inkrafttreten jener Bestimmung im  Reichsgesetz 
nur aufrecht erhalten würde. 

Das sind die Punkte, in denen man in Freiburg die 
Vorschriften der Novelle beifällig aufnahm. Auch gegen 
den in der Kommission gestellten Zusatz, dass nach Voll- 
endung des 60. Lebensjahrs kein neuer Unterstützungs- 
wohnsitz mehr erworben werden könne, hatte man nichts 
zu erinnern. Anders aber steht es mit den ferneren Be- 
stimmungen der Novelle, die intensivere materielle Be- 
deutung haben, nämlich mit der Forderung, dass als 
Lebensalter, von dem ab jemand selbständig einen Unter- 
stützungswohnsitz erwerben könne, fortan nicht mehr das 
24. sondern das 18. Lebensjahr gelten solle, und mit der 
anderen, wonach die Verpflichtung des Dienstorts zur 
Tragung der Krankheitskosten von 6 auf 13 Wochen 
ausgedehnt werde und nicht nur für die Beschäftigten 
selbst, sondern auch für ihre Angehörigen zu gelten habe. 
In diesen beiden Beziehungen ist es charakteristisch, dass 
sich der Freiburger Städtetag seinem Lüneburger Kol- 
legen voll und ganz zur Seite stellte; ja das Referat 
Holzwart’s legte auf die Stellungnahme gegen den ersten 
dieser beiden Sätze geradezu das Hauptgewicht. Wir führen 
deshalb diesen Theil ausführlich an. 

„Wenn man auch einerseits wünschen möchte, dass 
es der Gesetzgebung gelänge, den finanziellen Druck zu 
erleichtern, welcher auf den sog. Arbeiterrekrutirungs- 
bezirken d. h. auf jenen Landestheilen lastet, aus welchen 
die Gegenden mit reich entwickelter Industrie und inten- 
sivem Landwirthschaftsbetrieb ihren Ersatz an Arbeits- 
kräften beziehen, so darf man andererseits den sehr er- 
klärlichen Einwand der mittleren und westlichen Gebiete 
Deutschlands nicht ausser Acht lassen, welche sagen, 
dass man ihnen doch nicht eine Last zuwälzen solle, 
welche mit Fug und Recht die Heimathsgemeinden zu 
tragen hätten, die ihre jungen Kräfte doch nur deshalb 
in die Ferne ziehen liessen, damit sie höhere Löhne ver- 
dienten und durch diesen in den Industriegegenden ge- 
wonnenen Verdienst der heimischen Dürftigkeit zu Hülfe 
kämen. Zweifelsohne ist aber das 18. Lebensalter, er- 
klären die Gegner dieser Vorlage, keineswegs dasjenige, 
mit welchem die volle wirthschaftliche Selbständigkeit 
eines Menschen eintritt, da erfahrungsgemäss Personen 
in diesem Alter sehr oft noch des häuslichen Zuschusses 
für ihre Lebenshaltung bedürfen. Nach meiner Auffassung 
tritt die wirthschaftliche Selbständigkeit eines Menschen 
erst mit dem vollendeten 21. Lebensjahre ein, das ich 
als Altersgrenze für den Unterstützungswohnsitz aus 
folgenden Erwägungen in Vorschlag bringen möchte: 
1. Tritt mit 21 Jahren für jeden Deutschen die Gross- 
jährigkeit, d. h. die zivilrechtliche Selbständigkeit ein; 
er kann die Verwaltung seines Vermögens übernehmen, 
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vor Gericht auftreten, den elterlichen Konsens zum Hei- 
rathen ev. durch Klage erzwingen u. dgl. m. 2. Wer die 
aus der Bundesangehörigkeit $ 3 der Verfassung folgenden 
Befugnisse in Anspruch nimmt, muss, sofern er noch 
nicht 21 Jahre alt, auf Verlangen den Nachweis der 
Genehmigung desjenigen erbringen, unter dessen (väter- 
licher, vormundschaftlicher oder ehelicher) Gewalt er 
steht, er ist mithin im Sinne des Freizügigkeitsgesetzes 
nicht selbständig. 3. Ferner bedarf der minderjährige 
Arbeiter nach $ 107 ff. der G.-O.-Novelle zur Arbeit eines 
Arbeitsbuches, welches auf Antrag oder mit Zustimmung 
des Vaters oder Vormundes ev. der Gemeindebehörde 
ausgestellt und nach beendigter Arbeit an den Vater 
oder Vormund auf Verlangen ausgefolgt wird. 4. Nach 
S 119a Abs. 2 der G.-O.-Novelle kann durch statuta- 
rische Bestimmung einer Gemeinde für alle Gewerbe- 
treibende festgesetzt werden, dass der von minderjährigen 
Arbeitern verdiente Lohn an die Eltern oder Vormünder 
und nur mit deren schriftlicher Zustimmung u. s. w. an 
die Minderjährigen gezahlt wird. 5. Zum Schlusse spricht 
für das 21. Lebensjahr der Umstand, dass eine niedrigere 
Altersgrenze eine erhebliche Mehrbelastung der Industrie- 
zentren, der grösseren Städte zu Gunsten des platten 
Landes und damit eine Ungleichheit in der Vertheilung 
der Armenlasten zur Folge hat.“ Der Städtetag theilte 
diese Anschauungen vollkommen. 

Ebenso energisch trat man gegen die Ausdehnung 
der Fürsorgepflicht des Dienstorts auf. Die geltenden Be- 
stimmungen des: Gesetzes vom 6. Juni 1870 hielt man 
zwar für durchaus gerechtfertigt, weil der häufige Orts- 
wechsel der dienenden bezw. in Arbeit stehenden Per- 
sonen die Nachforschungen nach dem Unterstützungs- 
wohnsitz ungebührlich erschwere und deshalb jene Nach- 
forschung für lediglich vorübergehende Unterstützungen 
mit Recht zu vermeiden sei. „Die Erleichterung ist aber, 
so fügte der Referent hinzu, nicht weiter auszudehnen, 
als das praktische Bedürfniss unbedingt erfordert, sie 
muss auf die Hülfeleistung, wie sie in Fällen vorüber- 
gehender Erkrankung erforderlich wird, beschränkt bleiben, 
da bei dauernder Arbeitsunfähigkeit und beim Hinzu- 
treten sonstiger Momente das Uebergewicht der Gründe 
den Wiedereintritt der Regel motivirt. Insbesondere ist 
nicht zu empfehlen, auch die Frau und Kinder eines 
Arbeiters dem Dienstorte zur Unterstützung zuzuweisen; 
auch genügt die sechswöchentliche Kur und Verpflegung 
vollkommen dem Bedürfniss, und wenn die Begründung 
der Novelle das Krankenversicherungsgesetz zum Ver- 
gleiche anzieht, so trifft diese Analogie in keiner Weise zu.“ 

Die geographische Lage Badens bringt es mit sich, 
dass es unter der armenrechtlichen Sonderstellung Bayerns 
und Elsass-Lothringens ganz besonders zu leiden hat. 
Es fallen ihm eine Menge Unterstützungsbeträge zur Last, 
welche für Angehörige dieser Staaten verausgabt und 
nicht ersetzt wurden. Es war daher nicht mehr als 
natürlich, dass der Städtetag den in der Kommission des 
Reichstags angenommenen Antrag, die Reichsregierung 
um Vorlage eines Gesetzes zu ersuchen, welches das 
Recht des Unterstützungswohnsitzes, wie es im übrigen 
Deutschen Reiche gelte, auch auf Elsass-Lothringen aus- 
dehne, auf's Lebhafteste befürwortete. In dieser Beziehung 
wird jeder billig Denkende den Wunsch der badischen 
Städte theilen; möge die Reichsregierung ihm baldigst 
Rechnung tragen. 

Die übrigen Beschlüsse des badischen Städtetages, 
welche sich auf die vorliegende Novelle beziehen, ge- 
winnen zwar an Interesse, weil diese gerade in den letzten 


Tagen, wie schon gesagt, auch dem jetzigen Reichstag 
zugegangen ist. Allerdings ist nicht anzunehmen, dass 
derselbe die Paragraphen, gegen welche sich die ba- 
dischen Städte erklärt haben, ablehnen wird. Im Reichs- 
tage überwiegt wohl in dieser Frage, wie in anderen, die 
Vertretung des ländlichen Interesses, und die Stellung, 
welche man in Freiburg genommen hat, ist, das haben wir 
schon s. Z. bei Besprechung des hannöverschen Städtetages 
ausgeführt, lediglich vom Standpunkt des unmittelbaren 
Interesses der Stadtgemeinden vorgezeichnet. Die Bestim- 
mungen werden also trotz des Widerspruchs der west- 
deutschen Städte — denn die Stellungnahme von Hannover 
und Baden ist gewiss für sie alle typisch — Gesetz werden. 
Unserer Ueberzeugung nach bedeutet das einen Fortschritt 
in der Entwickelung und eine gerechtere Vertheilung der 
Armenlast. 


Notizen. 


Schulwesen. 


Schulgeld nach Einkommensteuersätzen in 
Ottweiler und Lahr. Einen bemerkenswerthen Beschluss, 
betreffend das Schulgeld für Gymnasiasten, hat die Stadtver- 
ordnetenversammlung in Ottweiler gefasst. Danach wird 
in Zukunft das Schulgeld für die Gymnasialschule nach den 
Einkommensteuersätzen der Eltern der Schüler bemessen und 
zwar so, dass der niedrigste Satz 6 Mk. und der höchste 
72 Mk. für das Quartal beträgt, welch letzterer Satz bei 
einer Einkommensteuer von 36 Mk. eintritt. In keinem Falle 
soll aber das Gesammt-Schulgeld für einen Schüler mehr als 
250 Mk. betragen. Um auswärtigen Schülern den Schulbesuch 
zu erleichtern, soll von jedem derselben jährlich je nach dem 
Einkommen der Eltern ein Mindest-Schulgeld von 24 Mk. er- 
hoben werden, das bis zu dem Höchstsatze von 72 Mk. 
steigen kann. Auch der Bürgerausschuss von Lahr i. B. be- 
schäftigte sich am 18. d. M. mit dem gleichen Gegenstand; dort 
hatte der Stadtrath beantragt, dass sämmtliche Schüler, deren 
Eltern oder Fürsorger mit weniger als 1000 Mk. zur Einkommen- 
steuer veranschlagt sind, sowohl in der Volks- als auch in der 
Höheren Bürgerschule vom Schulgeld befreit sein sollten. Dazu 
bemerkte der geschäftsleitende Vorstand des Bürgerausschusses, 
Kommerzienrath Sander, dass er die Schulgeldfreiheit der 
unbemittelten Klassen für die Volksschule gerechtfertigt finde, 
weil der Volksschulbesuch ein Zwang sei, bei der Bürger- 
schule sei das aber nicht der Fall. Mit einer prinzipiellen 
Schulgeldbefreiung könne er sich also hier nicht einverstanden 
erklären, dagegen solle Jer Schulkommission das Recht zu- 
stehen, braven und fleissigen Schülern der Bürgerschule in 
weitgehendster und entgegenkommendster Weise im geeig- 
neten Falle das Schulgeld ganz oder theilweise zu erlassen. 
Für auswärtige Schüler solle ein um etwa 50°/o erhöhtes 
Schulgeld erhoben werden. Auch Ausschussmitglied A. Guth 
und Gymnasialdirektor Kränkel sprachen sich in dem gleichen 
Sinne aus. Leider schloss sich der Bürgerausschuss dieser An- 
sicht an, so dass der Antrag des Stadtraths, der unbemittelten 
Kindern das Recht auf freien Besuch der höheren Bürger- 
schule sichern wollte, fiel. 


Schulärzte in Dresden. Nach einem Beschluss der 
Dresdener Stadtverordnetenversammlung vom 9. d. M., welcher 
die (II. Halbj. S. 72 dieser Zeitschrift) mitgetheilten Vorschläge 
des Rathes gutheisst, wird Dresden anstatt der bisher vorhan- 
denen drei Schulärzte, deren sieben haben. Von diesen Aerzten 
wird bis auf Weiteres an drei je 400 Mk. und an vier je 
500 Mk. als Gehalt gezahlt werden. Dieselben werden nach 
Gehör des Stadtbezirksarztes und auf Vorschlag des Schulaus- 
schusses durch den Rath angestellt, und zwar jedesmal auf 
drei Jahre, sie sind jedoch nach dieser Frist wieder wählbar. 


Ausschluss epileptischer Kinder aus der 
Volksschule in Baden. Da die Theilnahme epileptischer 
Kinder am Unterricht mit mannigfachen Nachtheilen für das 
Wohlbefinden und den Unterricht der übrigen Schüler ver- 
bunden ist, hat das badische Ministerium unterm 16. Juni d. J. 
die Kreisschulräthe einerseits und die Bezirksärzte andererseits 
angewiesen, auf das Vorhandensein epileptischer Kinder in den 
Schulen ihre Aufmerksamkeit zu richten und Anträge auf Aus- 
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schluss derselben vom Schulbesuche zu stellen. Gleichzeitig 
bemerkt die Behörde, dass die in Kork seit einem Jahre be- 
stehende Anstalt für epileptische Kinder beim Besuche durch 
ihren Medizinalreferenten als zweckmässig befunden wurde, so 
dass sich die Ueberführung jener Kinder empfiehlt. 
Handfertigkeits- und Haushaltungsunterricht 
in Baden. Der Stadtrath zu Baden hat auf Vorschlag des 
Rektorats der Volksschulen die Einführung eines Handfertig- 
keitsunterrichts an der Knabenschule vom 1. November d. ]J. 
an genehmigt, sowie die projektirte Einrichtung einer Haus- 
haltungsschule für die Schülerinnen der 7. und 8. Mädchen- 
volksschulklasse und die Ausbildung einer Lehrerin in dem 
Unterrichtskurs des Frauenvereins Karlsruhe gutgeheissen. 


Armenpflege. 


Zwangsmassregelngegen Arbeitsfähige, die 
ihre Angehörigen der Armenpflegeanheimfallen 
lassen. Der Deutsche Verein für Armenpflege und Wohl- 
thätigkeit hat an den Reichskanzler unterm 10. Oktober d. J. 
folgende Eingabe gerichtet: „Seit nunmehr 13 Jahren ist unser 
Verein bestrebt gewesen, die Aufmerksamkeit der Hohen Be- 
hörden auf den Umstand hinzuleiten, dass seit dem Insleben- 
treten des Gesetzes über den Unterstützungswohnsitz vom 
6. Juni 1870 und des preussischen Ausführungsgesetzes vom 
8. März 1871 sich diejenigen Fälle eintretender Hilfsbedürftig- 
keit stetig vermehrt haben, die nicht in einer Unfähigkeit der 
Ernährer, für ihre Familien zu sorgen. sondern in deren bösem 
Willen ihren Ursprung haben. Diese Fälle zeigen sich in den 
verschiedensten Formen. Einmal entziehen sich Familienväter, 
deren Kinder bei Krankheit oder Gefängnissstrafe der Eltern 
in Pflege untergebracht worden sind, auf jede denkbare Weise 
der Zurücknahme ihrer Angehörigen. Ein andermal lassen sie 
Frau und Kinder darben und verprassen ihren Arbeitslohn 
in Wirthshäusern und mit zweifelhaften Frauenzimmern. lm 
schlimmsten Falle endlich verlassen sie ihre Familie vollständig, 
erfreuen sich an fremdem Ort oder auf der Wanderschaft be- 
haglich ihrer Ungebundenheit und spotten der Gemeinde, die 
für die verlassenen Familienglieder sorgen muss. Freilich gibt 
$ 65 des preussischen Ausführungsgesetzes, wie ähnliche Ge- 
setze in anderen deutschen Ländern, das Recht, in allen diesen 
Fällen den Böswilligen durch landräthliches Resolut zur Ali- 
mentation anzuhalten, doch ist praktisch damit absolut nichts 
zu erreichen. Ein Wechsel des Domizils hilft über jede Be- 
lästigung hinweg, und wenn ein solcher dem betreffenden im 
Augenblick unbequem ist, so lässt er es auf die Exekution 
ankommen, die dann sicher keine pfändbaren Gegenstände 
vorfinden wird. Auch mit dem Strafgesetz war dem Manne 
bisher nichts anzuhaben, da der einzig anwendbare $ 361 No.5 
erfahrungsmässig in den meisten Fällen versagte. Nun ist aller- 
dings im Artikel 2 des Entwurfs eines Gesetzes vom 28. Fe- 
bruar 1893, betreffend die Aenderung des Gesetzes über den 
Unterstützungswohnsitz und die Ergänzung des Strafgesetz- 
buches in $ 361 eine Nummer 5a eingeschoben, die die be- 
beklagten Fälle strafrichterlich zu treffen geeignet ist. So 
dankenswerth die Ausfüllung der vorhandenen Lücke nun auch 
ist, so ist nach der Meinung des Vereins, entgegen der be- 
züglichen Aeusserung in der Begründung des Gesetzentwurfs, 
dem hervorgetretenen Bedürfniss dadurch nicht genügt. Die 
Befugniss der Verwaltungsbehörde, pflichtvergessene Familien- 
väter unter gewissen Voraussetzungen in einem Arbeitshaus 
unterzubringen, wie sie in Preussen gemäss Art. Il bis 14 des 
Gesetzes vom 21. Mai 1858 bis 1871 bestand und in Baden, 
Württemberg und Sachsen in anscheinendem Widerspruch mit 
den Reichsgesetzen thatsächlich noch besteht, ist aus den in den 
Ausführungen des Referenten dargelegten Gründen gemäss den 
beifolgenden Verhandlungen auf die Dauer nicht zu entbehren. 
Ebenso nothwendig wie die zu schaffende Rechtskontrole, ist 
die Gestattung einer raschen und zwingenden Initiative der Ver- 
waltungsbehörde. Nachdem der vorerwähnte Gesetzentwurf in 
der ersten Session der neuen Legislaturperiode nicht zur aber- 
maligen Vorlage gelangt ist, liegt die Voraussetzung nahe, dass er 
der bevorstehenden zweiten Session zur gesetzlichen Erledigung 
zugehen werde. Für diesen Fall gestatten wir uns, Eurer Exzellenz 
von der Auffassung unseres Vereins Kenntniss zu geben unter 
dem Hinzufügen, dass die in der früheren bezüglichen Gesetzes- 
vorlage vorgeschlagene Strafvorschrift gegen die Beseitigung 
der Nährpflicht (Alimentation) nur dann den vorhandenen Be- 
dürfnissen Ausreichend begegnen könne, wenn neben derselben 
für die vorbezeichneten besonders gearteten Fälle der Zuwider- 
handlung gegen die Nährpflicht das vorerwähnte Verwaltungs- 


zwangsverfahren zugelassen, beziehentlich beibehalten werde, 
und dass es der Erwägung anheimgestellt werde, ob nicht ein 
auf die Befugniss der Einzelstaaten zum Erlass der Vorschriften 
letzterer Art sich beziehender Vorbehalt in der vorgeschlagenen 
Strafvorschrift selbst oder sonstwie zum Ausdruck zu bringen 
sei.“ Ein gleichartiges Gesuch hat der Braunschweiger 
Verein gegen Bettelei dem herzoglichen Staatsministerium ein- 
gereicht. 


Neuordnung der Hamburger Armenpflege. 
Die neueste Nummer der Blätter für das Hamburgische Armen- 
wesen enthält eine Uebersicht über die Geschäftsthätigkeit 
der dortigen Armenpflegerbezirke während der Zeit von Anfang 
Mai bis Ende Oktober d. J., d. h. während des ersten Halb- 
jahres nach der von Dr. Münsterberg durchgeführten Reorga- 
nisation. Es ergibt sich, dass Ende Oktober 9066 Personen 
Unterstützung erhielten, welche sich auf 9 Kreise, 96 Bezirke 
und 1473 Pfleger vertheilten. Die Entwickelung der Armen- 
ziffer wurde wesentlich beeinflusst durch den Umstand, dass 
die Nothstandskomites, welche anlässlich der Cholera-Epide- 
mie im vorigen Herbst ins Leben getreten waren, Anfang 
April ihre Thätigkeit einstellten und nun allmählich die von 
ihnen unterstützten Personen an die öffentliche Armenpflege 
herantreten mussten. Nur so dürfte sich die erhebliche Ver- 
mehrung der dauernd unterstützten Personen erklären, die 
von Mai bis Oktober im Ganzen 2324 betrug, mehr als 20 °/o 
der bis April Unterstützten. Besonderes Interesse erweckt die 
Betrachtung der Armenzahl in den einzelnen Bezirken, da sie 
ein Bild der gesammten Geschäftsthätigkeit und der theilweise 
sehr erheblichen Belastung der Bezirke entrollt; es sind 3919 
Personen in Zugang, 4031 Personen in Abgang gekommen, so 
dass ausser den im Anfang vorhandenen 9178 Nummern 7950 
Beschlüsse nebst An- und Abmeldungen durch die Listen ge- 
gangen sind. Nicht minder bemerkenswerth sind die Angaben 
der Rubrik „Einstellung der Unterstützung“. Wenn von 9178 
dauernd unterstützten Personen bei 1789, also bei 19,5°/o, die 
Unterstützung hat eingestellt werden können, so bestätigt auch 
die Hamburger Reorganisation die in anderen Verwaltungen 
gemachten Wahrnehmungen, dass bei gründlicher Revision und 
namentlich dann, wenn dem einzelnen Pfleger nur wenige Fälle 
zur Prüfung zugetheilt werden, eine nicht unerhebliche Zahl 
von Personen entdeckt wird, die eine einmal gewährte Unter- 
stützung als eine Art Staatsrente weiter beziehen, ohne der- 
selben bedürftig zu sein. In mehr als tausend Berichten der 
Pfleger ist ausgesprochen, dass sie bei näherer Untersuchung 
der Sache gefunden hätten, dass die eliıemals kleinen Kinder 
jetzt gross und erwerbsfähig geworden, oder dass die unter- 
stützten Personen Vermögen besässen oder wohlhabende Ver- 
wandte hätten, die sich ihrer annehmen wollten und dergleichen 
mehr; nicht selten haben solche Personen schon sofort bei 
dem Beginne sorgfältiger Prüfung erklärt, auf fernere Unter- 
stützung zu verzichten. Es sind also, wenn man die Wochen- 
unterstützung mässig mit durchschnittlich Mk. 4—5 annimmt, 
infolge der Neuprüfung rund Mk. 400000 erspart worden. 
Nichtsdestoweniger darf in keinem Falle der Prüfstein einer 
guten Armenpflege der Umstand sein, dass sie Ersparnisse 
macht; selbst wenn sie erheblich theurer wirthschaftet als die 
frühere, kann sie gleichwohl besser sein, sofern sie die Ge- 
wissheit bietet, dass die wirklich Bedürftigen aufgefunden und 
mit der ihnen angemessenen Gabe unterstützt werden, wie 
denn thatsächlich in dem besprochenen Zeitraun: die Unter- 
stützungen zum Theil sehr erheblich erhöht worden sind. Auch 
zeigt die Zahl der neu Aufgenommenen, welche diejenige der 
in Fortfall gebrachten Unterstützungen um etwa 500 übersteigt, 
dass die Bezirke keineswegs dem Ziel, möglichst viel abzu- 
schütteln, zugestrebt haben; nur haben sie, wie sie sich dem 
wirklichen Bedürfniss nicht verschlossen haben, sich auch be- 
müht, das Ueberflüssige zu beseitigen. Wir möchten wünschen, 
dass die Hamburger Armenverwaltung auch bei späteren Rück- 
blicken der gleichen Befriedigung Ausdruck geben kann. 


Armenpflegeausgaben in München. Auch in 
München weisen die Aufwendungen der öffentlichen Armen- 
pflege eine dauernde Steigerung auf, denn während im Jahre 
1880 der Gemeindezuschuss 366 290 Mk. betrug, ist er bis zum 
Jahre 1893 auf 790000 Mk. gewachsen, und in den Etat für 
1894 sind nach der Magistratssitzung vom 14. November d. J. 
sogar 880000 Mk. eingestellt worden. Im Ganzen sind die 
Armenpflegeausgaben einschliesslich 215885 Mk. Einnahmen 
auf 1095885 Mk. vorgesehen. Verglichen mit anderen Städten 
ist diese Ausgabe, der Bevölkerungszahl nach, nicht besonders 
hoch. Denn in Leipzig gab man im Jahr 1892 schon weit mehr, 
nämlich 1464727 Mk. aus, und Köln sieht für 1893/94 im Gan- 
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zen 1795140 Mk. für Armenverwaltung und Krankenpflege 
vor. Die Mehransprüche beziehen sich in München, abgesehen 
von Krankenhäusern, hauptsächlich auf die offenen Unter- 
stützungen. Für diese gab es bisher drei Klassen, die Unter- 
stützten von Klasse I (Erwerbsunfähige) erhielten monatlich 
7—10 Mk., in Klasse II (Erwerbsbeschränkte höheren Grades) 
monatlich 4—7 Mk., in Klasse III (Erwerbsbeschränkte minde- 
ren Grades) monatlich 1I—4 Mk. Nun wird man in der Klasse I 
eine Oberabtheilung für solche alte Leute über 70 Jahre ein- 
richten, die ganz allein stehen, und diesen 10—15 Mk. im 
Monat gewähren, eine Erhöhung, die angesichts so ungemein 
niedriger Unterstützungssätze gewiss gerechtfertigt ist. Bei 
allgemeiner Durchführung würde so eine Mehrausgabe von 
60000 Mk. entstehen, doch hat man vorerst nur 30000 Mk. 
verlangt und will erst nach und nach erhöhen. Gleichzeitig 
wurde das den Pfründnern einiger Spitäler ausgesetzte Wochen- 
geld (Taschengeld) von 50 auf 80 Pf. erhöht, damit, wie die 
Begründung sagt, die alten Leute nicht genöthigt sind, in ihren 
letzten Lebenstagen alle Gewohnheiten aufzugeben, die sie 
früher hatten. Der hierdurch bedingte Mehraufwand beträgt 
9800 Mk. 


Wohnungswesen. 


VerordnungüberSchlafstellfenwesen für 
Reussä. L. Auch für dieses thüringische Fürstenthum ist vor 
einiger Zeit eine Regierungsverordnung über das Schlafstellen- 
wesen erlassen worden. Hiernach dürfen die Schlafräume mit 
den eigenen Wohn- und Schlafräumen des Quartiergebers und 
dessen Hausangehörigen nicht in offener Verbindung stehen. 
Vorhandene Verbindungsthüren sind verschlossen zu halten. 
jeder Schlafraum muss trocken, gedielt, mit einer Thür ver- 
schliessbar und mindestens mit einem Fenster in der Aussen- 
seite des Hauses versehen sein. Mit Abtrittsanlagen darf er 
nicht in offener Verbindung stehen. Kellerräume dürfen über- 
haupt nicht als Schlafstellen vermiethet werden. Der Schlafraum 
muss für jede Person mindestens 10 cbm Luftraum enthalten. 
Für jeden Quartiergänger muss eine besondere Lagerstätte, 
zu welcher mindestens ein Strohsack, ein Strohkissen unıl eine 
Decke, sowie die erforderliche Bettwäsche gehören, vorhanden 
sein und für höchstens 2 Personen je eine Wascheinrichtung 
mit Handtuch. In jedem Schlafraume ist eine vom Gemeinde- 
vorstand bescheinigte Nachweisung der höchstzulässigen Zahl 
von (Quartiergängern für den fraglichen Raum aufzuhängen. 
Quartiergänger dürfen nur in den für sie bestimmten Räumen 
Schlafstellen benutzen. Dieselben oder nicht völlig (auch in 
Bezug auf den Eingang) getrennte Räume dürfen als Schlaf- 
räume von Personen verschiedenen Geschlechts nur dann be- 
nutzt werden, wenn diese Personen im Verhältniss von Ehe- 
leuten oder im elterlichen und Kindesverhältniss stehen. 


Gewerbewesen. 


Lohnyerhältnisse städtischer Arbeiter 
in München. In der Sitzung des Münchener Ge- 
meindebevollmächtigtenkollegiums vom 16. November d. ]. 
kam ein Antrag mehrerer Mitglieder des Kollegiums betr. 
Aufbesserung der Bezüge städtischer Arbeiter zur Verhand- 
lung. Gemeindebevollmächtigter Schalk führte dazu aus: „Die 
Wegmacher sind gewissen Bezirken zugetheilt und haben 
die Verantwortung, dass die Strassen, Trottoire und Tra- 
versen, welche der Gemeinde gehören, immer in reinem 
und ordentlichem Zustand aufrecht erhalten werden. Sie 
müssen den ganzen Tag von früh bis abends draussen sein, 
und ihre Bezahlung hierfür, wie sie jetzt ertolgt, ist nicht gut, 
Sie haben einen Anfangsbezug von 28 Pfg. pro Stunde; das 
macht jährlich 769 Mk. 48 Pfg., so dass sie pro Tag 2 Mk. 10 Pfg. 
verdienen. Natürlich rechne ich da die Sonn- und Feiertage 
auch mit, weil sie da auch arbeiten müssen. Wenn sie die 
Miethe für ein Zimmer mit Alkoven zu 144 Mk., für Erhaltung 
des Wapperlgesetzes 15 Mk. 60 Pfg., für die Arbeiter-Kranken- 
kasse 15 Mk. 60 Pfg. und für 50 Mk. Schuhe pro Jahr ab- 
ziehen, bleiben ihnen noch 1 Mk. 48 Pfg. pro Tag zum Leben, 
wovon sie dann auch Kleider, Holz und Steuer noch mit be- 
streiten müssen. Wohin soll das führen? Dieser Zustand muss 
aus dem Wege geschafft werden. Nachdem die Eingabe der 
Wegmacher schon seit August eingereicht wurde, möchte ich 
bitten, dass die Erhebungen, welche gepflogen werden müssen, 
nicht gar zu lange hinausgezogen werden, nachdem doch im 


Zeitraum von Anfangs August bis Mitte November noch gar 
keine Vorlage gekommen ist. Ich würde dringend bitten, dass 
baldigst eine Vorlage gebracht wird. Es ist insbesondere hart 
für die Leute, dass sie im Winter weniger bezahlt erhalten, 
als im Sommer. Man sollte das Gegentheil annehmen, da die 
Bedürfnisse auch grösser sind. Sie brauchen im Winter noch 
mehr für Kleider und Beheizung. Das Gleiche gilt auch bezüg- 
lich der Partieführer. Diese haben einen viel grösseren Kreis 
zu besorgen und sollen auch in anständiger Kleidung daher 
kommen. Ihnen wird im Winter auch so und soviel abgezogen. 
Sie werden sich vielleicht begnügen, wenn sie im Winter die- 
selbe Bezahlung erhalten, wie im Sommer. Wenn man sich in 
die Lage denkt, dass ein Partieführer nur angestellt wird, 
wenn er noch in jungen Jahren ist, und dass er 962 Mk. pro 
Jahr bezieht, wohin soll es dann führen, wenn 4—6 Kinder da 
sind? Ich bitte, dass der Magistrat die Sache baldigst erledigt, 
dass unser Antrag nicht zur Kenntnissnahme hinübergeht, denn 
Kenntniss, wie die Leute bezahlt sind, hat der Magistrat schon 
und er muss sie haben.“ Und Gemeindebevollmächtigter Kracher 
äusserte: „Ich wünsche, dass nicht bloss die Wegmacher, 
sondern auch die Steinschläger und Strassenarbeiter aufge- 
bessert werden. Die Strassenarbeiter haben pro Stunde 22, 
23, die besten 24 Pfg., sodass sich pro Tag bei 8stündiger 
Arbeitszeit ein Lohn von 1,76 Mk. bis 1,92 Mk. herausrechnet. 
Da fällt noch die Krankenversicherung und noch verschiedenes 
hinweg und ich muss sagen, dass dies nach meiner Anschauung 
ein Hungerlohn ist, von dem man sich nicht erklären kann, 
dass sich einer redlich damit fortbringen kann.“ Hierauf wurde 
erwidert, dass das Bauamt „fortwährend veranlasst werde, zu 
solchen Arbeiten alte, dekrepide Leute zu nehmen, um diesen 
Verdienst zu geben.“ Ausserdem seien die Leute im Winter 
oft bloss 3—4 Stunden täglich beschäftigt, erhielten aber doch 
den vollen Lohn für 8 Stunden. Deshalb meldeten sich auch 
immer sehr viele Leute zu solchen Stellen. Gemeindebevoll- 
mächtigter Schalk bestritt die Richtigkeit der Angabe über 
die kurze Arbeitszeit im Winter. Dass die Vorhaltungen nicht 
unberechtigt gewesen waren, ging aus der Mittheilung hervor, 
dass bereits eine Vorlage für 1894 ausgearbeitet sei, welche 
eine Aufbesserung des Verdienstes -der genannten Arbeiter- 
kategorien herbeiführe. 


Brodtaxen. Wie in No. 38, S. 101 d. Ztschr. berichtet 
wurde, waren die Beschwerden der Bäcker in Oppeln über die 
Verfügungen der Polizeiverwaltung in Sachen der Backwaaren- 
taxen von dem Reg.-Präsidenten durch ausführlichen Bescheid 
vom 6. September als unbegründet zurückgewiesen worden. 
Die Beschwerdeführer haben sich indess hierbei nicht beruhigt, 
sondern die Entscheidung des Oberpräsidenten angerufen, sind 
aber auch von diesem jetzt unter Verweisung auf die zutreffenden 
Ausführungen des erwähnten Bescheides mit dem Bemerken 
abschlägig beschieden worden, dass auch nach seinem Erachten 
der Charakter der Selbsttaxen durch das von der hiesigen 
Polizeiverwaltung gestellte Verlangen in keiner Weise alterirt 
werde. Denn die von derselben angefochtenen Taxen könnten 
als Selbsttaxen im Sinne der Gewerbeordnung nicht anerkannt 
werden, da sie, wie ein vorliegender Auszug aus dem Protokoll- 
buche der Bäckerinnung ergebe, durch einen besonderen Be- 
schluss der letzteren unter Zuziehung der ausserhalb der Innung 
stehenden Bäcker von Oppeln gleichmässig festgesetzt worden 
seien und einen Maximalpreis enthielten, zu welchem die Back- 
waaren zu verkaufen die Beschwerdeführer niemals die ernste 
Absicht gehabt und hätten haben können; denn es seien in 
diesen Taxen Preise verzeichnet, welche gegen die den der- 
zeitigen Getreidepreisen entsprechenden Preise für Brod um etwa 
120°/o, für Semmel um etwa 190°/o zu theuer wären. Ein solches 
Verfahren sei mit den Bestimmungen des $ 73 der Gewerbe- 
ordnung nicht für vereinbar zu erachten, da hierdurch der 
mit denselben erstrebte wohlthätige Zweck, das kaufende 
Publikum in Stand zu setzen, sich über die wohlfeilste Kauf- 
gelegenheit zu orientiren, unzweifelhaft umgangen werde. Aber 
auch in formeller Beziehung könne der Ansicht, dass die in 
Frage kommende Verfügung der Stadt-Polizeiverwaltung vom 
25. Oktober 1892 ungültig sei, nicht beigetreten werden. „Diese 
Verfügung sei lediglich eine obrigkeitliche Anordnung, die 
Form der „Polizeiverordnung* zur Anwendung zu bringen 
habe weder in der Absicht der Polizeiverwaltung gelegen. noch 
habe dafür eine Verpflichtung vorgelegen, da der $ 73a.a. 0. 
keine bestimmte Form für die betreffende polizeiliche Anord- 
nung vorschreibe, es sich im vorliegenden Falle auch nicht um 
ortspolizeiliche Vorschriften im Sinne des 6. Titels des Landes- 
verwaltungsgesetzes gehandelt habe. Die Bezeichnung jener 
Verfügung als Polizeiverordnung in den Bescheiden der Vor- 
instanzen ändere hieran nichts. 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewrerbegerichte. 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer Stadtrath Dr. 


K. Flesch in Frankfurt a. M.) 


Verbandsangelegenheiten. 


Die Vorsitzenden der GG. zu Hannover, Halle (Stadtrath 
Jochmus), Leipzig (Stadtrath Büttner), München (Rechtsrath 
Wölzl) sind in Folge Kooptation durch die bisherigen Aus- 
schussmitglieder in den Ausschuss eingetreten, der nunmehr 
8 Mitglieder zählt. Nunmehr. soll noch das GG. Berlin ersucht 
werden, einen seiner Vorsitzenden in den Ausschuss zu entsenden. 

Den Beschlüssen der Sitzung vom 6. October zufolge sind 
sämmtliche noch nicht dem Verband beigetretenen GG. noch- 
mals zum Beitritt aufgefordert worden. Das GG. Harburg 
hat darauf auch bereits seinen Beitritt erklärt. Dagegen schreibt 
der Vorsitzende des GG. zu Ravensburg: „Wir beehren 
uns ergebenst zu erwidern, dass das hiesige Gewerbegericht 
schon vor längerer Zeit auf die „Blätter für soziale Praxis“ 
abonnirt hat, und solche bis jetzt regelmässig geliefert bekommt. 
Es wurde deshalb von einem Beitritt an den Verband deutscher 
Gewerbegerichte abgesehn.* Es wäre sehr zu bedauern, wenn 
das GG. Ravensburg diese Stellung aufrecht erhielte, oder 
wenn auch andere GG. in gleicher Weise sich zwar die Vor- 
theile, die das Verbandsorgan bietet, zu Nutze machten, ohne 
sich jedoch an den Lasten des Verbandes zu betheiligen. Auch 
Verband und Mittheilungen bedürfen zu gedeihlicher Entfaltung 
sowohl der thätigen, als der finanziellen Beihülfe einer thunlichst 
grossen Zahl deutscher Gewerbegerichte. Uebrigens ist der 
Verbandsbeitrag so mässig gestellt, dass ihn gewiss jedes Ge- 
werbegericht leicht entrichten kann, da ja nur eine Zahlung 
von 20 Mk. nöthig ist, d. h. 10 Mk. mehr, als das einfache 
Abonnement auf das Verbandsorgan ohnehin beträgt. 


Rechtsprechung. 


Wer gilt als Bauunternehmer? (Urtheil des 
Berliner GG., Kammer 3, in Sachen Rau und Kons. gegen 
die Immobilien- und Verkehrsbank Aktien-Gesellschaft vom 
16. November 1893). 

I. Thatbestand. Der Kläger Rau, welcher unstreitig 
bis dahin als Töpfergeselle gearbeitet hatte, hat am 20. Juli 1893 
der Beklagten eine schriftliche Offerte eingereicht, wonach er 
sich verpflichtete, die auf den Neubauten der Beklagten zu 
Pankow Kaiser-Friedrichstrasse vorkommenden Kachelöfen und 
Kochmaschinen nach Angabe und Bestimmung des bauleitenden 
Architekten sachgemäss, gut und tadellos zu setzen. Als Ver- 
gütung beanspruchte er für Kouleuren und Setzen der Oefen 
und Maschinen das ortsübliche Setzerlohn nach dem Lohntarif 
von 1886/91, an Trägerlohn für jeden Ofen resp. Kochmaschine 
2 Mk., sowie für Kontrole, Aufsicht u. s. w. für jeden Ofen 
3 Mk. Weiter wurde bestimmt, dass er für richtige Rücklieferung 
der zu den Arbeitsausführungen übergebenen Geräthschaften 
als auch für richtigen Nachweis der übernommenen und ver- 
wendeten Materialien hafte. Ferner verpflichtete er sich, nur 
ruhige, fleissige, nüchterne und fachmännisch ausgebildete, ge- 
schickte Arbeiter zu stellen, trunkene, lärmende, ungeschickte 
und träge Arbeiter auf Verlangen sofort von den Baustellen 
zu entfernen. Von der Aufsichtsentschädigung sollte die Hälfte 
als Haftgeld für getreue und pünktliche Pflichterfüllung bis 
nach rechtzeitiger, tadelloser Vollendung der Arbeiten in den 
Händen der Beklagten bleiben und verfallen, wenn Rau seinen 
Verpflichtungen nicht nachkomme. Letzteren Falles sollte die 
Beklagte berechtigt sein, ihm sofort die weitere Ausführung 
zu entziehen und seine Restforderung für Unkosten u. s. w. 
in Anspruch zu nehmen. Rau unterwarf sich schliesslich in allen 
Punkten den Anordnungen und Bestimmungen sowie dem 
Urtheil des stellvertretenden, bauleitenden Architekten und 
unterzeichnete den Vertrag als „Töpfermeister“; darauf hat er 
die (23) Mitkläger als Töpfer angenommen, Am 10. August 
hat der bauleitende Architekt, Reimann, dem Kläger die Weiter- 
arbeit untersagt und die Mitkläger von dem Bau gewiesen. 
Die Kläger behaupten nun, dass dem Rau vom bauleiten- 
den Architekten von vornherein gesagt wurde, er solle als 
Töpfermeister unterzeichnen, da die Bank nur mit einem 
solchen abschliessen werde. Reimann habe gewusst, dass Rau 
nur Geselle war, habe sich sogar nach seiner letzten Arbeits- 
stelle erkundigt. Rau habe keinen selbständigen Gewerbebetrieb 
angemeldet, auch nicht selbständig werden wollen, Er habe 
auf dem Bau nur auskouleuren wollen, es sei ihm aber der 
schriftliche Vertrag vorgelegt worden, und Rau habe unter- 
zeichnet, weil er ja durch die Unterschrift als Meister 600 Mk. 


vertienen konnte. Allen Leuten, die er anstellte, habe er ge- 
sagt: Euer Geld bekommt ihr von der Beklagten. Er habe der 
Bank aufgeschrieben, wie viel Oefen fertig gestellt seien, habe 
dies dem Baumeister Reimann übergeben, welcher die Auf- 
stellung revidirte, dann habe er das Geld schön klein gewechselt 
zum Auszahlen erhalten. Die Leute bekamen den in dem 
schriftlichen Vertrag festgesetzten Akkordsatz voll ausgezahlt. 
Den Arbeitgeberzuschuss zu den Krankenkassen und Invaliditäts- 
beiträgen habe Rau vertragsmässig aus den 3 Mk., die er als 
Aufsichtsgebühr bekam, zahlen müssen. Für die Unfallver- 
sicherung sei aber allein Beklagte verantwortlich gewesen. 
Rau habe auch nicht das geringste Material hergegeben, viel- 
mehr habe die Beklagte alles, auch Lehm geliefert. Hiernach 
sind die Kläger der Ansicht, dass Rau nicht als selbständiger 
Töpfer sondern nur als sogenannter Akkordant zu betrachten 
sei, der Namens seiner Kollegen die Bedingungen des Arbeits- 
vertrages mit dem Unternehmer verabrede, während die Ar- 
beiter in ein unmittelbares Arbeitsverhältniss zu dem Unter- 
nehmer. hier der beklagten Bank, einträten. Sie behaupten 
ferner, dass ihre Entlassung zu Unrecht erfolgt sei, und ver: 
langen daher Zahlung der aus dem Tenor ersichtlichen Summen. 
Beklagte erhebt den Einwand der Unzuständigkeit des Ge- 
werbegerichts. Rau habe als selbständiger Töpfermeister kon- 
trahirt, er habe sich durch Uebernahme der Arbeit selbständig 
machen wollen, sich auch dem Reimann selbst als Töpfer- 
meister vorgestellt. Dass er völlig kapitallos war, sei un- 
erheblich, nach den Bestimmungen des Vertrages brauchte er 
kein Kapital, zumal ihm alles Material geliefert wurde. Auch 
der Maurer- und Zimmermeister, dem die Bank die ganzen 
Maurer- und Zimmerarbeiten übertragen hatte, sei mittellos 
gewesen, alles Material auf seinem Zimmerplatz sei ihm von 
der Bank geliefert, und er habe sich durch Uebernahme dieser 
Bauten erst selbständig gemacht. Die übrigen Kläger seien 
daher nicht bei der Beklagten, sondern bei Rau in Arbeit und 
müssten sich an diesen halten. Die Beklagte sei nicht Gewerbe- 
treibende, daher das Gewerbegericht nicht zuständig. Die Ent- 
lassung des Rau sei erfolgt, weil seine Leute schlechte Arbeit 
lieferten, weil er die Leute nicht zur Arbeit anhielt. Die 
Leute hätten Radau gemacht, die anderen Töpfer auf 2 Neben- 
bauten von der Arbeit abgehalten, aufrührerische Reden ge- 
führt, deshalb hätte die Gefahr vorgelegen, dass, wenn die 
Kläger weiter arbeiteten, die Bauten nicht rechtzeitig fertig 
würden. Schliesslich hätten die Kläger revoltirt, so dass der 
leitende Architekt die Erlaubniss nachgesucht und erhalten 
habe, bewaffnet zu gehen, sie hätten diesen beschimpft und 
bedroht. Auf Aufforderung, diese allgemeinen Behauptungen 
näher zu detailliren, hat Beklagte sich darauf beschränkt, 
Zeugen anzugeben, welche die Richtigkeit ihrer Behauptung 
bestätigen sollen. Die Kläger behaupten, dass gerade die 
besten Töpfer Berlins auf jenen Bauten versammelt waren, 
dass sie sehr gut und schnell gearbeitet hätten. Es seien 
6000 Mk. in Löhnen ausgezahlt, dreimal habe die Lohnzahlung 
unter Abnahme der fertigen Arbeit stattgefunden, ohne dass 
die Arbeit monirt sei. Was die angebliche Revolte anbetreffe, 
so sei von einigen Arbeitern auf einem andern Bau eine Ein- 
ladung zu einer Sitzung Öffentlich angeschlagen worden mit 
der Tagesordnung: „Wie beseitigen wir die Missstände in der 
„Arbeitszeit und Löhnung? Was haben wir zu thun, um die 
„Kollegen von dem Bau Prillwitz und Zech fern zu halten und 
„wie halten wir dieselben fern? Wie nehmen wir Stellung zu 
„dieser Massregelung?’“ Die Versammlung sei polizeilich ge- 
nehmigt gewesen. Sie habe sich richten sollen gegen zwei 
andere Töpfermeister auf den Bauten in Pankow. Reimann habe 
die in der Baubude aufgehängte Bekanntmachung herunter- 
gerissen und mit der Begründung: „ich dulde keine Agitation, 
ich dulde nicht, dass Versammlungen einberufen werden“, die 
Entlassung ausgesprochen. 

II. Gründe. Das Gewerbegericht hat angenommen, dass 
der Vertrag mit dem Töpfer Rau lediglich abgeschlossen ist. 
um der Haftbarkeit den einzelnen Arbeitern gegenüber und 
der Sorge für die Lasten der Versicherung, insbesondere der 
Unfallversicherung überhoben zu sein. Hierfür spricht die Er- 
wägung, dass eine grosse Bank, die über ein Objekt von 
10000 Mk. kontrahirt, wenn sie ein reelles Geschäft beab- 
sichtigt, sich nach der Vermögenslage, dem Kredit, der Leistungs- 
fähigkeit ihres Mitkontrahenten erkundigen muss und unmög- 
lich einem bisher mittellosen Töpfergesellen solche Arbeit in 
eigener Verantwortlichkeit übertragen wird. Bei näherer Prü- 


— 1% — 


fung des Vertrages ergibt sich auch, dass Rau nur dem Namen 
nach zum Meister gestempelt ist, thatsächlich ihm auch 
nach dem Wortlaut des Vertrages nicht die Selbständigkeit 
verliehen ist, die ihn wirthschaftlich als selbständigen Un- 
ternehmer charakterisiren konnte. Es fehlt ein Gesammtpreis, 
es fehlt die Möglichkeit, Unternehmergewinn zu erzielen, 
es fehlt jedes Risiko, es fehlt die Möglichkeit des Verlustes. 
Rau gab kein Material, alles lieferte die Bank, selbst Lehm 
und Wasser, ausser seinem Gesellenhandwerkzeug hielt Rau 
nichts vor. Er bekam nur als Zahlung den Lohn, den die 
von ihm anzunehmenden Arbeiter selber auf jedem Bau zu 
beanspruchen haben. Die an ihn gezahlten Akkordlöhne waren 
nur durchlaufende Posten, die er sofort weiter zahlte und zu 
diesem Zweck schon in kleinerem Geld erhielt. Sein eigener 
Verdienst war nur Vergütung für Kontrole, Aufsicht, Rech- 
nungslegung, Stellung der Arbeiter, und betrug 3 Mk. für 
jeden Ofen, wovon noch die auf den Unternehmer entfallenden 
Beiträge zur Versicherung der Arbeiter abgingen. Rau hatte 
auch keine selbständige Verfügung über die von ihm anzu- 
nehmenden Arbeitskräfte, er war in allen Punkten den Anord- 
nungen, Bestimmungen, der Entscheidung und dem Urtheil des 
Reimann unterworfen. Seine Unselbständigkeit im Verhältniss 
zu den von ihm angenommenen Arbeitern zeigt sich ja ge- 
rade am Schluss, da Reimann als Vertreter der Beklagten über 
den Kopf des Meisters hinweg einfach alle Arbeiter entliess. 
Aus allen diesen Erwägungen folgert das Gewerbegericht. dass 
Rau nicht als selbständiger Gewerbetreibender anzusehen ist. 
Der Umstand, dass ihm äusserlich die Auswahl und Löhnung 
des Hilfspersonals überlassen war, er also eine Befugniss eines 
selbständigen Gewerbetreibenden ausübte, kann ihn allein 
noch nicht als Gewerbeunternehmer $$ 105 ff., 120, 122 fi., 
137 ff. R.-G.-O. charakterisiren. Es ist dazu erforderlich, dass 
der Unternehmer das Gewerbe wirthschaftlich für eigene 
Rechnung und unter eigener Verantwortlichkeit betreibe. (Ent- 
scheidung des Reichsgerichts in Strafsachen Bd. 9 S. 102, 
Bd. 18 S. 27). Und dies trifft hier nicht zu. Der Vertrag 
enthält vielmehr nur die Festsetzung der Arbeitsbedingungen 
für die von dem Unternehmer selber zu beschäftigenden Ar- 
beiter, nur dass der Einfachheit halber nicht mit den einzelnen, 
wechselnden Arbeitern abgeschlossen wird, sondern mit dem 
sogenannten Akkordanten, der seine Mitarbeiter „an der Hand“ 
hat, sie für den Unternehmer zu den Vertragsbedingungen 
annimmt und schliesslich Vermitteler für die Berechnung und 
Auszahlung des für die einzelnen Arbeiter bestimmten Lohnes 
ist. Dass dem Akkordanten zugleich eine gewisse Aufsicht und 
Kontrole zukommt, hat er mit dem in Wochenlohn stehenden 
Polier gemeinsam. Rau war daher in einem die eigene rechtliche 
Verantwortung für die vorgenommenen Gewerbshandlungen 
ausschliessenden Lohnverhältniss für die beklagte Bank ge- 
werblich thätig (Schenkel, R.-G.-O. 2. Aufl. (1892) S. 81 zu 
$ 14). Die Bank trafen daher rechtlich auch die aus der Ar- 
beiterversicherung entstehenden Pflichten (Handbuch der Unfall- 
versicherung Anmerkung 8 ff. zu $ 9, S. 170 ff... Sämmtliche 
Kläger standen in einem unmittelbaren Arbeitsverhältniss zu 
der beklagten Bank, die als Unternehmerin des Baues von ca. 
8 Häusern, die sie theils an Unternehmer theils an Akkordanten 
vergeben hat, als Baugewerbetreibende anzusehen ist. Somit 
ist das Gewerbegericht für zuständig zu erachten. Die Klage- 
forderungen sind ferner auch begründet. Die allgemeinen Be- 
schwerden der Beklagten über ungenügende Leistung und 
mangelhafte Arbeit der Kläger sind zu unbestimmt, um darauf 
eine Beweisaufnahme zu stützen. Dass die Arbeiter eine Ver- 
sammlung abhalten wollten, ist kein Entlassungsgrund, ebenso- 
wenig Vorkommnisse ausserhalb der Arbeitsstelle. Dass der 
Vertreter der Beklagten bedroht und beschimpft sein soll, ist 
ohne Angabe der Einzelheiten behauptet. Es ist daher keiner 
der gesetzlichen Entlassungsgründe hinreichend detaillirt be- 
hauptet, um darauf eine Beweisaufnahme eintreten lassen zu 
können. Aus diesen Gründen wird die Verurtheilung dem 
Klageantrag gemäss ausgesprochen.*) 


*) Zu obigem Urtheil bemerken wir, dass uns auch eine 
längere Mittheilung des Vereins der Arbeitgeber-Beisitzer 
des Gewerbegerichts Berlin vorliegt, in dem über das 
Verhalten der betr. Bank und insbesondere ihres Architekten 
bittere Klage geführt und ein Spezial-Gesetz gegen derartige 
Manipulationen verlangt wird. Bei voller Anerkennung der 
auch auf diesem Gebiet des Bauwesens vorhandenen Missstände 
dürfte gerade das obige Urtheil zeigen, dass eine gesunde Recht- 
sprechung auch für sich allein im Stande ist, das Uebel bis zu 
einem gewissen Grad einzudämmen. 


Gutachten, Anträge u. s. w. 


Ueber die Vorschläge des preussischen Ministers für 
Handel und Gewerbe, betr. Organisation des Handwerks 
und Lehrlingswesens haben das Wiesbadener und 
das Lüneburger GG. auf Anfordern ihrer Magistrate neuer- 
dings Gutachten erstattet (vergl. die Mittheilung über das 
Gutachten des Frankfurter GG. oben pag. 160 Nr. 44.) 

Das Wiesbadener Gutachten verwirft die Vorschläge 
in ihrer Gesammtheit, da es an der Nothwendigkeit fehle, durch 
derartige Einrichtungen ins Handwerk einzugreifen; die Organi- 
sation sei zu schwerfällig, zu kostspielig, und wirke durch 
ihren Zwang, namentlich in Bezug auf die nothwendige An- 
und Abmeldepflicht belästigend. Die Arbeitgeber befürchten 
insbesondere durch die geplante Organisation eine Schädigung, 
ja Vernichtung der Innungen, die bisher für das Lehrlings- 
wesen genügend gesorgt hätten. Bei den Einzelfragen wird 
zur Frage 1 erklärt, dass die Abgrenzung nach der Arbeiter- 
zahl überhaupt zu verwerfen sei; „auch die Grossbetriebe, so- 
weit sie das Handwerk zu Hülfe nehmen, und nicht ausschliess- 
lich im Fabrik- oder Maschinenbetrieb aufgehen, haben zur 
Entlastung des Kleinbetriebs, des eigentlichen Handwerks, 
der Fachgenossenschaft anzugehören.“ Für die Höhe der Bei- 
träge soll die Gewerbesteuer massgebend sein: und dem Vor- 
stand der Fachgenossenschaft soll stets mindestens ein Viertel 
Mitglieder mehr angehören, als dem Gehülfenausschuss. Die 
Kosten des Gehülfenausschusses seien von der Fachgenossen- 
schaft zu tragen. 

Zu anderer Ansicht über die Vorschläge ist das GG. 
Lüneburg gelangt. Die dortigen Arbeitgeber standen dem 
Entwurf sympathisch gegenüber, da in demselben der Wunsch 
nach einer obligatorischen Zusammenfassung aller dem Hand- 
werk angehörigen Personen Berücksichtigung gefunden habe. 
Jedoch wollen sie den Beitritt neuer Mitglieder von der Ab- 
legung des Befähigungsnachweises abhängig machen, und 
ebenso das Recht zur Annahme von Lehrlingen auf diejenigen 
Handwerker beschränken, denen das Recht zur Führung des 
Meistertitels (B X des Entwurfs) zusteht. Auch von den Ar- 
beitnehmern ist kein prinzipieller .Widerspruch erfolgt, wenn 
auch bezweifelt ward, ob die Vorschläge irgend welchen gün- 
stigen Erfolg haben könnten. Lediglich widersprachen sie der 
von den Arbeitgebern gewünschten Beschränkung des Rechts 
zur Ausbildung von Lehrlingen. Bezüglich der gestellten Einzel- 
fragen ist zu erwähnen, dass dies Gutachten, als einziges der 
uns bekannt gewordenen, sich dafür ausspricht, dass die Kosten 
des Gehülfenausschusses, dessen Nothwendigkeit von einzelnen 
Arbeitgebern bezweifelt ward, von den Gehülfen zu tragen 
und bei diesen direkt einzuziehen seien. Man wollte die Fälle, 
in denen die Meister den Gehülfen Abzüge zu machen hätten, 
nicht noch weiter vermehren, um nicht das Verhältniss zwischen 
Arbeitnehmern und -gebern ungünstig zu beeinflussen. 


Vermischtes, 


Einer Zuschrift des Herrn Magistratsassessors Cuno, Vor- 
sitzenden der Kammer 3 des Berliner GG. entnehmen wir: 
„Interessant dürfte eine Mittheilung sein über den Einfluss 
der Witterung auf die Prozesse. In der Baukammer 
sind während des Sommers mit geringen Schwankungen durch- 
schnittlich 50 Klagen in der Woche eingegangen. In der Woche 
vom 16. bis 20. Oktober stellte sich regnerisches Wetter ein. Es 
gingen 77 Klagen ein. In der Woche vom 23. bis 27. stieg die 
Zahl auf 92. Die Woche vom 29. Oktober bis 4. November 
hatte trockenes ruhiges Wetter. Es gingen 62 Klagen ein. In 
der letzten Woche kamen die ersten Fröste. Die Zahl der: 
Klagen stieg auf 100. Von diesen 100 erstreben 45 Lohnent- 
schädigung wegen Entlassung ohne Kündigung.“ 

Der Vorsitzende des GG. Erfenbach i. Pfalz schreibt uns: 
„Die Thätigkeit des hiesigen Gewerbegerichts ist eine so ge- 
ringe, dass es sich nicht lohnt, dem Verbande beizutreten. Es 
ist z. B. das Gewerbegericht seit seinem Bestehen noch nicht 
ein einziges Mal in Anspruch genommen worden.“ Danach 
scheint es, als ob sich die Errichtung von GG. an ganz ‚klei- 
nen Orten wenig bewähre; Erfenbach hatte 1890 noch’ nicht 
1000 Einwohner. 

Gubener Arbeiter erhielten auf ihr Gesuch, in dortiger 
Stadt ein Gewerbegericht zu errichten, folgende Antwort: „Auf 
Ihre Vorstellung von 12. v. M. erhalten Sie im Auftrag des 
kgl. Regierungspräsidenten zu Frankfurt a. Ö. zum Bescheide, 
dass die endgiltige Entscheidung über Errichtung eines Ge- 
werbegerichts hierselbst bis zum Sommer nächsten Jahres aus- 
gesetzt wird. Der Magistrat.“ 


Für die Redaktion verantwortlich: Dr. N. Brückner, — Druck von C. Adelma nn, beide in Frankfurt a. M. 
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Das Elberfelder System und seine Um- 
gestaltung. 


Von Beigeordneten Ernst, Vorsitzenden der städtischen Armen- 
verwaltung zu Elberfeld. 


Der Vorsitzende der städtischen Armenverwaltung zu 
Crefeld, Landtagsabgeordneter L. F. Seyffardt, erörtert in 
einem Aufsatze: „Das Elberfelder System und seine Um- 
gestaltung“ in Nr. 44 dieser Blätter eine bei Einführung 
dieses Systems in anderen Städten mehrfach vorgekom- 
mene Abänderung der ursprünglichen Form, wonach die 
endgültige Entscheidung der Armenpfleger beschränkt, 
und ganz oder theilweise der Kontrol-Armenbehörde über- 
tragen und deren Aufsichtsbefugniss durch Anstellung von 
besoldeten Kontrolbeamten verstärkt werde. Ich habe die 
Elberfelder Verhältnisse im Auge, wenn ich sage, dass 
ich diese Neuerung für bedenklich halte. Ihre Einführung 
in Elberfeld wäre geradezu unmöglich. Das ist nun nach 
einer vierzigjährigen erfolgreichen Wirksamkeit der bis- 
herigen Formen nicht gerade verwunderlich; aber ein 
Blick auf die Entwickelungsgeschichte dieser Formen wird 
auch erkennen lassen, dass obige Neuerung gegen den 
Grundgedanken des Elberfelder Musters verstösst. 

Das „Elberfelder System“ überträgt die Armenpflege 
ganz den Bürgern. Elberfeld hat das Glück, einen Reich- 
thum an Bürgerkräften für den öffentlichen Dienst zu be- 
sitzen, der nicht versiegt, sondern mit den Anforderungen 
wächst. Das ist wesentlich ein Verdienst unserer Armen- 
pflege, welche die Bürger zum Gemeinsinn erzieht. So ist 
es nicht immer gewesen. In der Zeit vor vierzig Jahren 


wurde das Armenpflegeramt nicht als eine Ehre angesehen, 
vielmehr als eine Last, gegen deren Uebernahme man 
sich sträubte. Freilich eine Last war es auch, denn es 
wurde dem Armenpfleger zugemuthet, 10, 20, 30 und 
noch mehr Armenfälle zu besorgen. Täglich musste er 
mit den Armen verkehren, ihre Klagen anhören, ihre 
Noth sehen; aber die Entscheidung lag bei der Zentral- 
Verwaltung, er hatte keinen heil daran. Besoldete Be- 
amte „kontrolirten“ die Armen bezw. ihn, und meist 
wurde auf deren Urtheil mehr gegeben als auf seines. 
Das war nicht einmal unbillig, denn wie konnte er neben 
seinen Berufsgeschäften den Einzelfällen so nachgehen, 
wie es nothwendig war. Natürlich war die Freudigkeit 
der Bürger zur Wahrnehmung eines Armenpflegeramtes 
unter diesen Umständen gering. So lagen die Verhältnisse, 
trostlos in jeder Beziehung, als verdienstvolle Männer die 
Umgestaltung des Bestehenden unternahmen. Da war kein 
Vorgang im Lande, nach dem sie sich hätten richten können, 
denn wie in Elberfeld, so waren die Verhältnisse überall. 
Die Schäden des Systems lagen aber am Tage für jeden 
Einsichtigen, und so wurden auch die richtigen Heilmittel 
gefunden. Das war keine Frage, nur den Bürgern‘ war 
die Armenpflege anzuvertrauen. Aber sie musste jedem 
zur eigensten Angelegenheit gemacht, es musste ein grosses, 
warmes Interesse dafür bei vielen geweckt werden. Das 
Armenpflegeramt durfte dem Bürger keine Last mehr 
sein. Warum auch? Waren nicht alle wohlgestellten Bürger 
verpflichtet, der Stadt und ihren Armen zu dienen? Die 
Stellung des Armenpflegers, sein öffentliches Ansehen 
musste gehoben werden. Ist es denn nicht auch wirklich 
ein hohes edles Amt, ım Namen des Gemeinwesens der 
berufene Freund, Berather und Helfer seiner hülfsbedürf- 
tigen Mitbürger zu sein? Nach der neuen Armenordnung 
gehören die Aemter der Bezirksvorsteher und Armen- 
pfleger zu den wichtigsten bürgerlichen Ehrenämtern. Ein 
grosses Vertrauen musste den Armenpflegern entgegen- 
gebracht werden.*) Wie die Armen ihre Angelegenheiten 
ihren Pflegern, so sollte die Stadt ihre Interessen ihren 
Bürgern anvertrauen. Warum sollten auch nicht diese in 
der werkthätigen Armenpflege stehenden Bürger, vereinigt 
zu kleinen Kollegien zur endgültigen Entscheidung über 
eine geringe Anzahl von Fällen, wobei ein eingehendes 
Erwägen jedes einzelnen möglich, ebenso berufen sein, 
wie es bis dahin die Zentralverwaltung war, die bei der 


*) Hier möchte ich noch bemerken, dass gegenwärtig, 
bei einer sich fühlbar machenden Arbeitsstockung, die Zahl 
der Unterstützungsfälle 1053 beträgt, welche sich aus 493 Ein- 
zelnstehenden, 497 Familien und 63 Pflegekindern zusammen- 
setzt und auf 478 Armenpfleger vertheilt, so dass im Durch- 
schnitt auf einen Pfleger 2,2 Fälle entfallen. 
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Menge der Fälle nicht einmal reiflich zu prüfen im Stande 
war? Der neuen Oberverwaltung war nur vorzubehalten, 
die leitenden Grundsätze festzustellen und ihre einheit- 
liche Beobachtung zu überwachen. 

Hier setzen die Zweifel ein. Wie ist es der aus 
wenigen Gliedern bestehenden Haupt-Verwaltung möglich, 
die Thätigkeit der selbständig arbeitenden Bezirkskörper 
zu überwachen, zu verhindern, dass Ungleichheiten vor- 
kommen, Willkür einreisse, Versäumnisse eintreten und 
das öffentliche Interesse geschädigt werde? Diese Zweifel 
erhoben sich schon an der Wiege des neuen Systems 
und begleiteten es auf seinen ersten Wegen. Hätte man 
ihnen Gehör geschenkt, wie es nicht geschehen ist, hätte 
man Wächter, besoldete Kontroleure angestellt, an Stelle 
des grossen Vertrauens in dieser Form einen Paragraphen 
des Misstrauens der neuen Ordnung eingefügt, ich glaube, 
unsere bürgerliche Armenpflege wäre nicht das geworden, 
was sie geworden ist, und es würde schwerlich heute, 
nach vierzig Jahren, von einem Elberfelder System noch 
die Rede sein. 

Aber die Verpflichtung, die allseitige Beobachtung 
der leitenden Grundsätze zu überwachen, wird doch auch 
ausgeübt. Freilich nicht durch Aussendung besoldeter 
Kontroleure. Unsere Bezirksvorsteher sind diese verant- 
wortlichen Kontroleure. Mit diesen versammelt sich die 
Verwaltung von 14 zu 14 Tagen 'zu gemeinschaftlichen 
Sitzungen. Nicht einer fehlt in diesen Sitzungen, das ist 
eine ehrwürdige Gewohnheit. Wer durch Krankheit oder 
Abwesenheit verhindert ist, ist durch seinen Stellvertreter 
zur Stelle. In diesen gemeinschaftlichen Sitzungen werden 
jedesmal sämmtliche Unterstützungsfälle zweier Bezirke 
in Gegenwart der betreffenden Armenpfleger eingehend 
geprüft. In jedem Falle ist die vorschriftsmässige Behand- 
lung durch Belege zu beweisen und, wenn ein Glied in 
der Beweiskette fehlen sollte, so ist darüber nicht hinweg 
zu reden, es muss ergänzt und in der folgenden Sitzung 
zur Kenntniss des Kollegiums gebracht werden. Dieses 
Verfahren ist von grösserer Bedeutung, als es erscheinen 
mag; nicht nur, dass alle Grundsätze, Vorschriften und 
Uebungsregeln immer erneut zum Ausdruck kommen, es 
zeigen sich auch die Verschiedenheiten der Auffassung 
und erfahren eine Ausgleichung. Die Bezirksvorsteher, die 
Grundpfeiler des Systems, sind aus den bewährtesten 
Armenpflegern hervorgegangen, in langer Thätigkeit ge- 
schult und durch ihr Amt berufen, die Beachtung der 
Grundsätze und die Befolgung der Vorschriften von Fall 
zu Fall zu überwachen. Es geschieht dies in einer so 
vollkommenen Weise, dass beispielsweise bei den Prüfungen 
der Unterstützungsfälle in den Plenarsitzungen, auf welche 
der Vorsitzende immer vorher, auf Grund des auf dem 
Amte vorhandenen Materials, auf das Sorgsamste sich vor- 
bereitet, nur sehr selten ein formaler Mangel festgestellt 
wird, noch viel seltener aber eine Beanstandung erfolgt. 
Auf dem Armen-Verwaltungs-Amte befindet sich eine 
Darstellung der Verhältnisse aller Unterstützten ebenso, 
wie sie der Armenpfleger besitzt und in der Sitzung der 
Bezirksversammlung mit seinen Anträgen vorzulegen hat. 
Diese Darstellungen werden täglich in Bezug auf Ver- 
änderungen durch Verbindungen mit dem Meldeamte und 
dem Standesamte ergänzt und auf dem Laufenden erhalten. 
Alle Beschlüsse der Bezirksversammlungen werden darin 
eingetragen. Eine beschränkte Prüfung der Beschlüsse 
auf Grund dieser Darstellung ist auch auf dem Amte 
möglich und wird regelmässig ausgeübt. In allen Zweitels- 
fällen werden Erhebungen angestellt und zwar durch die 
Vermittelung der Bezirksvorsteher. Vom Amte aus ge- 


schieht die Untersuchung der Verhältnisse, die Aufforde- 
rung und Heranziehung der unterstützungspflichtigen An- 
gehörigen, ein Verfahren, welches bei jedem neuen Falle 
sofort aufgenommen und fortgesetzt betrieben wird. Im 
Verlaufe desselben ergeben sich vielfach Aufklärungen 
auch über die Verhältnisse der Unterstützten, welche für 
die fernere Behandlungsweise massgebend werden. 

So ıst denn ein Bedürfniss, die Kontrole der Ver- 
waltung durch andere Massregeln noch weiter zu ver- 
stärken, hier niemals hervorgetreten. Das verdanken wir 
dem Geiste, von dem alle unsere Kollegien durchdrungen 
sind, der Untüchtiges ausstösst, neue Kräfte erzieht und 
nach dem Besten strebt. Diesen Geist zu pflegen und zu 
erhalten, das ist immer die vorzüglichste Aufgabe der 
Verwaltung gewesen und muss es auch in Zukunft bleiben. 
Ich will nicht geradezu in Abrede stellen, dass durch die 
Verwendung besoldeter Kontrolbeamten eine Unregel- 
mässigkeit schneller ermittelt und abgestellt und dadurch 
vielleicht ein einzelner materieller Vortheil erzielt werden 
kann, aber er würde gegen die moralischen Nachtheile 
nicht ins Gewicht fallen. Denn, das liegt ja in der Natur 
der Sache, schon das blosse Vorhandensein solcher be- 
soldeter Kontrolbeamten ist geeignet, den Pflichteifer der 
Armenpfleger und Bezirksvorsteher und das Gefühl ihrer 
eigenen Verantwortlichkeit zu schwächen und so den 
Werth des Ganzen zu vermindern. Das ist es, was diese 
Neuerung in meinen Augen so bedenklich erscheinen lässt. 


Der Mangel an Krankenpflegerinnen.*) 


Von Dr. med. Emanuel Cohn in Frankfurt a. M. 


Ueber den Mangel an Krankenpflegerinnen hat der 
Herausgeber dieser Blätter in Nr. 38 II. Halbj. derselben 
eine sehr dankenswerthe Studie veröffentlicht, gegen welche 
indess in einzelnen Theilen sich eine andere Anschauung 
geltend machen lässt. Zunächst ist ein Mangel an „Kran- 
kenpflegerinnen“ nicht festgestellt. Denn überall decken 
die Krankenhäuser ihren Bedarf leicht theils aus den 
Genossenschaften der Krankenpflege, theils auf’s Gerade- 
wohl aus zahlreichen Bewerberinnen der dienenden Klasse. 
Nicht anders ist es mit der Privatpflege; in Stadt und 
Land sind neben den Schwestern theils völlig unausge- 
bildete, in Bedarfsfällen sich willig einfindende Elemente, 
theils freie, mehr oder minder ausgebildete Pflegerinnen 
thätig. Der Verfasser berichtet von ihnen mit Recht: 
„Die grosse Masse hat nur einen kleinen Theil des Jahres 
über zu thun.“ Dies spricht nicht für den behaupteten 
„Mangel an Pflegerinnen“. Die Statistik **) ergibt kein 
vollständiges Bild, da sie die „wilden Pflegerinnen“ der 
Privatpflege ausser Acht lässt, dennoch ist sie lehrreich 


*) Obwohl die Angriffe, die Herr Dr. Cohn in obigem 
Aufsatze gegen die Ausführungen des Herausgebers richtet, 
in Kreisen von Sachverständigen kaum auf irgendwelche Zu- 
stimmung rechnen dürften, so glaubte die Redaktion doch, 
ihnen die Aufnahme nicht versagen zu sollen. Eine Entgeg- 
nung des Herausgebers, welche die Haltlosigkeit der Cohn’schen 
Einwendungen darlegt, ist für Nr. 51 dieser Zeitschrift (vom 
20. Dezember) zurückgestellt, da es nicht angebracht erscheint, 
demselben Gegenstand in unmittelbarer Folge zu viel Raum 
zu widmen. Redaktion der Blätter für soziale Praxis. 


**) Statist. Jahrbuch des preuss. Staates Bd. 11; Preuss. 
Statist. Heft 109. 1892. 
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für die Schätzung der genossenschaftlichen Thätigkeit. Die 
berufsmässige Krankenpflege übten aus: 


in einer weltlichen | 

Genossenschaft 1876: 327, 1887: 548, Zunahme 67,5 °/o 
in einer evangelischen 

Genossenschaft 1876: 1063, 1887 :2202, Pr 107° 
in einer katholischen 

Genossenschaft 1876:3409, 1887: 4016, ” 17,9 %0 


Das grösste Wachsthum zeigt die Ziffer der Diako- 
nissinnen, ein mässiges die weltlichen Genossenschaften, 
und das geringste die katholischen Orden, deren Ent- 
wickelung durch den Kulturkampf zurückgedrängt war. 
Das Wartepersonal sämmtlicher allgemeiner Heilanstalten 
vom Jahre 1888 gibt folgende Zusammenstellung: 


ausgebildete ihrer 
Diako- katholische selbständige Ausbildung Im 
nissinnen Schwestern Kranken- nach Ganzen 
pflegerinnen unbekannt 
1662 2669 650 1028 6009 


Der „Ausbildung nach unbekannt“ war der sechste 
Theil sämmtlicher Pflegerinnen in den Hospitälern. Er- 
wägt man ferner, dass in der Rubrik: ausgebildete selbstän- 
dige Krankenpflegerinnen die Schwestern zum rothen Kreuz 
(zu denen — entgegen der Ansicht des Herrn Verfassers — 
sowohl die der Männervereine |zur Pflege im Felde verwun- 
deter und erkrankter Krieger] als die der Vaterländischen 
Frauenvereine gehören) nur den kleineren Theil wegen 
ihrer vornehmlichen Thätigkeit in der Privatpflege aus- 
machen, so wird man drei Viertel sämmtlicher Hospitals- 
pflegerinnen den geistlichen und weltlichen Genossen- 
schaften, ein Viertel der freien Krankenpflege zurechnen. 
In der Privatpflege ist die Ziffer der letzteren sicherlich 
noch grösser, da die aus den Genossenschaften in der 
schillernden Hoffnung eines guten Erwerbes ausgetretenen 
Pflegerinnen die Ausübung der Einzelpflege der weniger 
einträglichen Hospitalthätigkeit vorziehen. Das Ueber- 
wiegen der „Genossenschaften“ hat einen historischen 
Grund. Seit vier Jahrhunderten haben die katholischen 
Schwestern in allen Ländern fast ausschliesslich die Pflege 
ausgeübt; ihnen gesellten sich seit 50 Jahren die Diako- 
nissinnen, seit 25 Jahren die Vereine vom rothen Kreuz 
zu, die die Frauen und Jungfrauen ohne Unterschied der 
Konfessionalität zur Berufsthätigkeit der Krankenpflege ver- 
einigten. Es ist nicht ganz zutreffend, wenn der Verfasser 
annimmt, dass die Vereine vom rothen Kreuz häufig nur 
„Schwestern einer Konfession aufnehmen“, sowie dass „kon- 
fessionell gemischte Vereinigungen selten sind und in 
neuerer Zeit an Zahl sehr zurückgehen.“ Einen konfes- 
sionellen Charakter haben nur einige wenige, die meisten 
einen interkonfessionellen. In Frankfurt a. M. selbst sind 
in der Schwesternschaft vom rothen Kreuze seit 25 Jah- 
ren alle Konfessionen in gedeihlichem Zusammenwirken 
friedlich vereinigt. 

Die Ursache des Ueberwiegens der Schwesternver- 
bände erblickt der Herr Verfasser in deren „Monopol der 
Krankenpflegerinnenausbildung“. „Es fehle an Gelegen- 
heit ausserhalb jener Organisationen die entsprechenden 
Kenntnisse in der Krankenpflege zu erwerben, so gut wie 
ganz.“ Dies ist so wenig richtig, dass manche Vereine 
gar nicht selbst ihre Lehrschwestern ausbilden, sondern 
sie in Krankenhäuser entsenden, in welchen Lehrkurse 
neben praktischer Ausübung der Pflege im Krankenhause 
stattfinden. So z. B. in dem Städtischen Krankenhause 
zu Mannheim, das seit Jahrzehnten an seinen dreimonat- 
lichen Kursen ebenso berufliche, wie nicht berufliche 
Pflegerinnen für die mässige Entschädigung von 1 Mark 
täglich für Kost, Wohnung und Unterricht theilnehmen 


lässt. In ähnlicher Weise haben die Kliniken vieler Uni- 
versitäten, Heidelberg, Bonn, Göttingen u. A. verfahren. 
Viele Anstalten vom rothen Kreuz selbst, z. B. das 
Augusta-Hospital in Berlin, bilden nichtberufsmässige Pfle- 
gerinnen aus, früher bei dreimonatlichem Kursus (Ent- 
schädigung 300 Mark), seit einiger Zeit bei einem Jahres- 
kursus. Aber damit sind die Ausbildungsgelegenheiten 
noch lange nicht erschöpft: die Pflegelustigen brauchen 
nur in eins der vielen Hospitäler Deutschlands einzutreten, 
das nicht von einer Genossenschaft versehen wird; sie 
werden reichlich Gelegenheit zur Ausbildung und in vielen 
eine vorzügliche Unterweisung finden. Denn jede Kranken- 
anstalt hat selbstverständlich das Bestreben, sich gute 
Wärterinnen heranzubilden. Dem Herrn Verfasser ist das 
letztere genau bekannt. Er schreibt: „Weil es nicht genug 
Verbandsschwestern gibt, so bemühen sich viele Kranken- 
häuser Pflegerinnen zunächst zu ihrer eigenen Verwendung 
heranzuziehen, die selbstverständlich sehr oft dann auch 
privatim den Beruf ausüben.“ Wo bleibt aber dann das 
Monopol? Noch eine kleine Richtigstellung in Paranthese 
zu Gunsten der Vereine. „Auch hier (in der erreichten 
Ausbildung) fehlt noch mancherlei, da sie (die Vereine) bei 
dem schwachen Andrang oft Personen aufnehmen müssen, 
die weder nach ihren körperlichen noch nach ihren son- 
stigen Anlagen zum Berufe taugen.“ Thatsächlich ist der 
Andrang nicht schwach, sondern stark, und dann ist kein 
Verein, weltlich oder geistlich, so unüberlegt, durch Aus- 
wahl Schwacher die Pensionsfonds, oder durch die An- 
nahme geistig Unpassender das Ansehen des Vereins zu 
schädigen. 

Die Lage der Pflegerinnen liesse „viel zu wünschen 
übrig“ sowohl bei den freien als bei den Verbandsan- 
gehörigen. Von ersteren wird mit Recht hervorgehoben, 
dass für sie die Existenz meist eine unsichere sei wegen 
häufigen Mangels an Beschäftigung. In der That wenden 
sich Aerzte und Publikum zunächst an die Verbände, und 
erst, wenn sie dort abgewiesen werden, an die freie 
Pflegerin. Erfahrungsgemäss hat ein grosser Theil der- 
selben sich nicht halten können, weder als einzelne, noch 
in Gruppen, wie hierorts die Salemsschwestern u. A. 
Dazu kommen die Schwierigkeiten bei Krankheit oder 
im Alter; alte Pflegerinnen sind wenig beliebt, auch meist 
körperlich nicht in der Lage den Anstrengungen zu 
genügen. „Aber auch die Stellung der Schwestern in den 
Verbänden, namentlich den auf kirchlicher Grundlage 
stehenden, sei fast durchweg unbefriedigend.“ Diese Be- 
hauptung entspricht keineswegs den thatsächlichen Ver- 
hältnissen. Die religiösen Genossenschaften sichern ihren 
Angehörigen Lebensunterhalt und Versorgung für Alter 
und Krankheit in dem Heim ihrer Verbände. Wenn die 
Einzelnen von religiösem Drange geleitet kein anderes 
Entgelt suchen, so wirkt ihr uneigennütziges Wirken er- 
frischend und anregend in unserer materiellen Zeit; ihnen 
gebührt das Verdienst, dass sie die Leuchte der Menschen- 
liebe uns vorangetragen und die Gesammtheit zur Erfül- 
lung einer allgemeinen Pflicht thätig gemacht haben. 
Noch bis zur Stunde ist die aufopferungsvolle Art ihrer 
Thätigkeit vorbildlich für alle anderen Pflegerinnen , ihrem 
Beispiel ist der Name „Schwester“ entnommen. Etwas 
anderes aber ist es mit dem Grundsatz der Mutterhäuser, 
für die Pflege keine Bezahlung zu fordern. Den Besitzenden 
wird damit keine Wohlthat erwiesen; sie ziehen eine 
klare Rechnung der Berufung an ihren Edelsinn vor. Für 
die Pflege der Armen aber, wie Verfasser sehr scharf 
hervorhebt, sollten nicht mehr die Krankenpflegerinnen- 
verbände die Kosten der Pflege tragen, sondern gemäss 
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der Pflicht der öffentlichen Armenpflege die Gemeinden. 
Die Krankenpflege ist ebenso wichtig, als Arzt und Aızncı. 
Eine andere Stellung nehmen die weltlichen Genossen- 
schaften, deren Mehrzahl die Vereine vom rothen Kreuze 
bilden, ein. Sie übernehmen willig Armenpflegen ; aber 
von den Besitzenden fordern sie nach einer festen Taxe. 
Die Schwestern erhalten einen Entgelt, der wohl nicht 
„in jeder Beziehung ungenügend“ genannt werden kann. 
Es sei gestattet, die Gehaltsverhältnisse des Frankfurter 
Vereins vom rothen Kreuze anzuziehen. Es erhalten 
ausser dem Lebensunterhalt, Kleidung, Wäsche, nach be- 
standener Prüfung meist im Laufe des 1. Jahres, die 
Schwestern im 1. Jahr 172 Mk., im 2. Jahr 216 Mk,., 
im 3. Jahr 260 Mk., vom 4. Jahre ab 300 Mk., vom 
11. Jahre ab 400 Mk. Dazu Pensionsberechtigung nach 
10jähriger Dienstzeit oder bei Invalidität nach Wahl 
entweder von 3—400 Mk. jährlich, oder Altersheim im 
Institut (Königswarterstrasse 16) und 8—12 Mk. monatlich. 
Ist die Lage der Lehrerinnen und Erzieherinnen eine 
bessere und gesichertere? Ferner steht den Schwestern 
des genannten Vereins jährlich eine 3 wöchentliche Er- 
holung zu, die sie meist in ihren Familien, aber auch 
auf Vereinskosten in Sommerfrischen und Bädern auf- 
suchen. Nicht unwidersprochen soll die Angabe sein: 
„Jetzt kommt es nur zu häufig vor, dass sich Pflegerinnen 
in ihrem Beruf aufreiben und hinterher der Verband nicht 
einmal die Mittel hat, ihnen einen Erholungsaufenthalt 
oder Fürsorge in Tagen der Gebrechlichkeit zu gewähren.“ 
Im Gegentheil bemühen sich alle Vereinigungen, seien 
es geistliche oder weltliche, diese Ehrenpflicht zu erfüllen. 
Manche haben gemeinsame Erholungshäuser für ihre 
Pflegerinnen in klimatisch günstiger Lage errichtet. So 
die Bethanienschwestern in dem benachbarten Neuenhain 
bei Soden. Gäbe es aber dennoch solche pflichtvergessene 
Vereine, so wäre es ein Verdienst, sie öffentlich zu nennen. 
Ebenso wenig stichhaltig sind die Klagen über allzu- 
grosse Anstrengungen der Schwestern. Die Vereine geben, 
um sie zu verhüten, strenge Vorschriften und sorgen durch 
Ablösung in den Nachtwachen, durch gebotene Bewegung 
in frischer Luft, kräftige Kost, Bäder dafür, dass die 
Kräfte nicht allzusehr angespannt werden. Triebe sie nicht 
hierzu die Menschlichkeit, so würde es sie ihr eigenes 
Interesse lehren. Anders freilich ist es mit den freien 
Pflegerinnen, hinter denen nicht der Schutz einer fürsorg- 
lichen Verwaltung steht; sie sind oft den übermässigen 
Anforderungen des Publikums preisgegeben. Wo ist auch 
nur ein Schatten von Beweis für die Behauptung: „So 
wird an der Gesundheit der Schwestern Raubbau ge- 
trieben, sie erschöpfen sich ausserordentlich bald, viele 
gehen frühzeitig zu Grunde, andere fallen wegen Invali- 
dität den Mutterhäusern zur Last“? Am besten sprechen 
wohl eigene Erfahrungen. Der Frankfurter Verein vom 
rothen Kreuze, der seit ca. 23 Jahren 176 Schwestern 
ausgebildet hat, von, denen die älteste 22 Jahre daselbst 
thätig ist, hat in dieser gesammten Zeit einen Trauerfall zu 
beklagen: Nach 16jähriger Arbeit starb eine Schwester 
von 43 Jahren an einem Hirnleiden, das auf erblicher 
Grundlage beruhte. Sonst keine Invalidin, keine Pen- 
sionärin! In andern Vereinen sind die Erfahrungen ähn- 
lich, da überall gleichartige Verhältnisse vorliegen. Nun 
noch ein kurzes Wort über die Klage, dass „den kost- 
baren Pflegerinnen Arbeiten zur Last fallen, welche be- 
liebige Handarbeiterinnen ebensogut leisten könnten, wie 
z. B. die Besorgung der Wäsche oder das Reinigen der 
Fussböden.“ Richtiger und wichtiger ist, dass die ideelle 
Krankenpflege mit dem Besen in der Hand beginnen muss. 


Schliesslich wird vom Verfasser Hebung der freien 
Krankenpflege und Listeneintragung nach dem Vor- 
bilde der Royal british Nurses-Association empfohlen. 
Einzelpflegerinnen oder Vereinsbildung? das ist die Frage. 
Die freie Pflegerin findet zwar Gelegenheit zur Aus- 
bildung, sie findet aber häufig nicht ihre Existenz, sie 
ist schutzlos gegenüber den Anforderungen des Publi- 
kums, sowie den Unbilden von Krankheit und Alter. 
Die geistlichen Genossenschaften gewähren ihren Mit- 
gliedern zur Bethätigung einer religiösen Pflicht ein sorgen- 
loses Leben und Alter, die Vereine vom rothen Kreuze 
ausser Unterhalt und Pensionsberechtigung ein Ein- 
kommen, das aufgespart den Pflegerinnen selbst oder 
der Unterstützung ihrer Angehörigen zu Gute kommt. 
Die Entscheidung, ob freie Pflegerin oder Genossenschaft 
den Vorzug verdient, wird erleichtert durch die Erwägung, 
was mehr dem allgemeinen Besten frommt. Fast alle 
Vereine haben eigne Krankenhäuser als Lehrschulen, 
Dies ermöglicht selbst nach vollendeter Ausbildung einen 
anhaltenden Wechsel von Privat- und Hospitalpflege ein- 
treten zu lassen, durch welchen eine andauernde Auf- 
frischung der Kenntnisse der Pflegerin ermöglicht und 
die Gefahr eines Verfalls in Routine verhütet wird. Dieser 
Wechsel der Thätigkeit, sowie die Ueberwachung seitens des 
Vereihs gewährt dem Publikum die Sicherheit einer ver- 
ständnissvolleren, solideren Pflege. Aber noch ein anderer 
Punkt. Die Kenntniss der Uebertragbarkeit ansteckender 
Erkrankungen hat eine sorgfältig durchgearbeitete Des- 
infektionslehre geschaffen. Die Pflegerinnen können sehr 
leicht zu Trägerinnen des. Ansteckungsstoffes werden. 
Die Desinfektionsmassregeln zur Verhütung dieser Gefahr 
können nur in Krankenhäusern oder Anstalten mit Des- 
infektionsapparaten getroffen werden. Sie stehen schwer 
oder gar nicht den freien Pflegerinnen, wohl aber den 
Schwestern zur Verfügung. Es ist dies eine schwerwie- 
gende Rücksicht, die zu Gunsten der Genossenschaften 
spricht. Die Vergleichung von Pflegerin und Schwester 
geschah unter der Voraussetzung, dass es sich um gleich- 
werthige Vergleichsobjekte handelt. Der grösste Feind 
von beiden aber ist die wilde Pflegerin, die ohne jede 
Ausbildung oder aus einem Verein ausgetreten, häufig 
mit sehr geringen Kenntnissen und mit mehr oder minder 
grossen moralischen Defekten, mit beiden genannten riva- 
lisirt, indem sie den Anschein erweckt, einer Genossen- 
schaft anzugehören. Das Rezept ist ein sehr einfaches: 
es wird die Brosche mit dem rothen Kreuz, das Kleid 
der Schwester vom rothen Kreuze und ein kokettes Häub- 
chen angethan. Das Publikum hält sie, die einzeln oder 
in Trupps auftreten, für ausgebildete Vereinsschwestern 
und bringt ihnen sein Vertrauen entgegen. Denn das 
Tragen des rothen Kreuzes ist trotz aller internationalen 
Kongresse ungeschützt und daher Niemandem zu unter- 
sagen. Dazu kommt eine Horde ungebildeter Elemente, 
die in die Krankenhäuser eingetreten und sich später der 
freien Krankenpflege zugewandt haben. Diese Schaaren 
drücken das soziale Niveau der Krankenpflege nieder. 
Sie sind der Grund, dass sich nicht zahlreicher bessere 
Elemente in deren Reihen stellen, dass die Ausübung der 
verständnissvollen, kunstreichen Pflege nicht einer grösseren 
Zahl gebildeter Frauen und Jungfrauen zu einem befrie- 
digenden Berufe wird. Hiergegen gibt es nur ein Mittel: 
den Nachweis einer 3jährigen genügenden Ausbildung, 
sowie das Bestehen einer Prüfung vor einer Behörde, 
Ganz wie in England. Ob aber auch die englische Listen- 
eintragung zu empfehlen sei, ist fraglich. In England ist 
die Bewegung des weltlichen Krankenpflegerinnenvereins 
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vom Volke ausgegangen und hat immer weitere Kreise 
zur Bethätigung seit Miss Florence Nightingale’s agitato- 
rischem Eingreifen gewonnen. Sie ist von unten nach 
oben gewandert. Bei uns ist der Prozess ein umgekehrter. 
Durch die Bemühungen der Grossherzogin von Baden und 
in noch hervorragender Weise durch diejenigen ihrer Mutter, 
der Kaiserin Augusta, ist ein Netz von Organisationen über 
ganz Deutschland geworfen, mit hohen Würdenträgern, 
hohen Beamten an der Spitze. Die Bewegung ist von 
oben ausgegangen, aber sie hat noch nicht alle Volks- 
schichten durchwärmt. In England schuf die Listen- 
eintragung einen geschlossenen Verein von 1250 Aerzten 
und 3700 Pflegerinnen, dem das englische Volk Gelder 
für die Bildung von Pensionskassen, zur Anlage von 
Heimstätten überwies. Denn Pensionskasse und Heim ist 
das nothwendige Correlat einer solchen Vereinigung. 
Ohne sie ist die freie Pflegerin dem Elend preisgegeben. 
Wenn es mehr als zweifelhaft erscheint, ob die Listen- 
eintragung in Deutschland mit diesem Erfolg verbunden 
sein wird, dann ist es doch besser, die vorhandenen Ein- 
richtungen zu erhalten und volksthümlich auszubauen. Die 
Vereine vom rothen Kreuze vornehmlich mit einer guten 
Organisation über ganz Deutschland verbreitet, mit ihren 
Krankenhäusern, ihren blühenden Vereinen, Pensionskassen 
u.s.w. sind grade so wie jene englischen Vereine in Mit- 
arbeit aller Stände und Konfessionen zur Stunde der Gefahr 
ins Leben gerufen worden. Dieselbe Bewegung, die in Eng- 
land die Royal british Nurses-Association hervorrief, führte 
in Deutschland zur Bildung der Vereine vom rothen Kreuze. 
Jedes Land schuf die Form, die am meisten seinem National- 
charakter entsprach, die demokratische in England, die 
monarchische in Deutschland. An sie kann am ehesten ein 
Anschluss der Angehörigen aller Konfessionen erfolgen 
und in ihnen zunächst die Ausübung der Krankenpflege 
zu einem befriedigenden Berufe des weiblichen Geschlechts 
sich ausbilden. Die Einzelpflegerin aber ist nicht zu er- 
streben, sie ist auch jetzt nur existenzberechtigt, wenn 
durch die Bedingung einer vorgeschriebenen, langjährigen 
Ausbildung aus der wilden die verständnissvolle Pflegerin 
hervorgegangen ist. | 


Notizen 


Schulwesen. 


Hygiene der Schulzimmer. Als Beilage zu einer 
soeben vom Stadtrath Freiburg i. Br. an den dortigen Bürger- 
ausschuss gemachten Vorlage, den Bau einer neuen Volksschule 
betr.. werden eine Reihe beachtenswerther Grundsätze zur 
Hygiene der Schulzimmer aufgestellt. Es heisst da: „I. Wir 
sind entschiedene Freunde der Anschauung, dass das beste und 
gesündeste Schulzimmer das nach Süden gelegene Schulzimmer 
ist.“ 1. Vom Standpunkt der Wärme. Das Südzimmer werde 
gerade in den heissesten Monaten, Mai, Juni und Juli, von der 
Sonne fast gar nicht berührt. Das Südzimmer sei daher natur- 
nothwendig ein verhältnissmässig kühles Zimmer. Im Winter 
und im Frühjahr rücke in Folge des tieferen Standes der Sonne 
die letztere etwas weiter in das Zimmer vor, aber — wann 
und wen hätte gerade in dieser Jahreszeit das Erscheinen der 
Sonne je belästigt? Jedenfalls könne die erwärmende Kraft der 
Sonne höchstens dazu beitragen, eine Beschränkung der un- 
gesunden Zimmerluft herbeizuführen, was bei dem Nordzimmer 
leider nicht der Fall sei. 2. Vom Standpunkte des Lichtes. Die 
Lichtwirkung der Sonne im Südzimmer, resp. deren Unbedenk- 
lichkeit ergebe sich schon aus dem unter Ziffer 1 Gesagten, 
denn wo die Sonne nicht als Wärmequelle zu belästigen in 
der Lage sei, könne sie es auch nicht als Lichtquelle. Gerade 
bei der Beurtheilung der Lichtwirkung der Sonne werde häufig 
übersehen, dass wir in unseren Breitegraden leider verhältniss- 
mässig wenige Sonnentage haben, ganz besonders im Spätjahr 


und Winter. Insbesondere an Regentagen oder den zahlreichen 
sog. bedeckten Tagen aber sei der Aufenthalt im Südzimmer 
geradezu eine Wohlthat, weil man die Wirkung von Sonne und 
Licht zwar spürt, ohne dass sie selbst sichtbar würde. Sollte 
aber wirklich beim tiefsten Stande der Sonne eine Belästigung 
eintreten, so sei durch geeignete Stores mit Leichtigkeit Ab- 
hülfe zu schaffen. 3. Vom Standpunkt der allgemeinen Schul- 
hygiene. Die Sonne gelte nach den wissenschaftlichen For- 
schungen als der beste Desinfektor, dem auf die Dauer nichts 
zu widerstehen vermag. Gerade aber in den Schulen, in 
welche nach der Mittheilung der Aerzte so häufig Krankheits- 
keime eingeschleppt werden, scheine dieser Gesichtspunkt ganz 
besonders ausschlaggebend zu sein. Wie das Volk über diese 
Frage denke, gehe am besten aus der T'hatsache hervor, dass 
jeder Privatmann einer in der Südlage gelegenen Wohnung 
vor der Nordlage den Vorzug gibt und für derartige Wohnungen 
auch in der Regel ein höherer Miethzins bezahlt wird. Alle 
diese Erwägungen träfen aber in erhöhtem Maasse zu bei einem 
Gebäude, welches bestimmt ist, alle Klassen der Bevölkerung, 
darunter auch die unbemitteltsten, eine grosse Zeit des Tages 
über zu beherbergen. Ein grosser Theil der Kinder habe be- 
dauerlicher Weise nur zu viel Nordlicht, wenn sie in dumpfen 
Gassen ihr Leben zubringen müssen. Gerade ihnen biete der 
Aufenthalt in einem sonnenbestrahlten Raum, als einzige Zeit, 
welche sie in einem gesunden Lokale sind, gewiss einen nicht 
zu unterschätzenden Vortheil. II. Die West- und Östzimmer 
müssen der Südlage gegenüber weit zurückstehen, weil in die- 
selben, wie oben schon angedeutet, die Sonne horizontal ein- 
dringt und bis in den hintersten Raum wirken kann. Sie sind 
aber immerhin noch günstiger als die Nordzimmer, denn diese 
zeigen gegenüber der für die Südlage hervorgehobenen Vor- 
theile genau ebensoviele entsprechende Nachtheile. III. Das 
Nordzimmer sei allerdings von der Sonne nie beleuchtet, des- 
halb aber auch ein unfreundlicher Aufenthaltsort. Bei jedem 
Besuch in einer Schule ergebe sich, dass das Nordzirnmer von 
einem unangenehmen Geruche niemals ganz frei wird. Bei 
nebeliger und winterlicher Jahreszeit sei der Aufenthalt in 
einem Nordzimmer oft geradezu ein ungemüthlicher. Das Nord- 
zimmer möge für die Zwecke des Malens und Zeichnens den 
Vorrang verdienen, gewiss aber nicht für den übrigen Unter- 
richt. Das Nordzimmer müsse aber endlich auch dem Südzimmer 
gegenüber, was die Beleuchtung anlangt, insbesondere noch 
aus dem Grunde unbedingt zurückstehen, weil das erstere 
unter dem sog. Reflexlichte der gegenüberliegenden Gebäude 
zu leiden hat. Es sei aber schon mitgetheilt worden, dass das 
Reflexlicht geradezu Augenleiden hervorbringen kann. Soweit 
die von der städtischen Behörde in Freiburg i. B. aufgestellten 
Grundsätze. Es wäre sehr dankenswerth, wenn die Hygiene 
der Schulzimmer auch anderswo so eingehende Beachtung fände. 


Untersuchungen des Gehörs bei Schulkindern. 
In den Jahren 1892—93 hat Dr. Nager in Luzern Gehörunter- 
suchungen bei Schulkindern vorgenommen, über welche die 
Novembernummer der „Zeitschrift für Schul-Gesundheitspflege“ 
auf Grund seiner Veröffentlichungen einen längeren Bericht 
bringt, aus dem Manches von Interesse ist. Er weist auf die 
Häufigkeit der Ohrenleiden gerade bei Kindern hin und betont 
deren Einfluss auf die Leistungen in der Schule, Das Gebrechen 
werde „häufig genug von der Umgebung, selbst von den weniger 
aufmerksamen Eltern und dem durch eine übergrosse Schüler- 
zahl sonst genug in Anspruch genommenen Lehrer übersehen 
oder noch öfter als Zerstreutheit und Launenhaftigkeit erklärt 
und dementsprechend auch gerügt.“ Die Ergebnisse der in 
Luzern an 1386 Schulkindern vorgenommenen Untersuchungen 
waren recht ungünstig und bewiesen in der That die weite 
Verbreitung der Gehörstörungen unter den Kindern. Bei einer 
Anzahl Kinder, 28, ging die Schwerhörigkeit sogar so weit, 
dass Flüstersprache auf beiden Ohren nur noch in zwei Meter 
Entfernung gehört werden konnte, und bei 38 Kindern lag die 
grösste Hörweite für beide Ohren sogar unter 60 Zentimeter, 
das heisst, etwa zwei Fuss. Dr. Nager bemerkte dazu: „Dass 
diese letzte und, wenn nicht besondere Intelligenz besteht, auch 
die zweitletzte Klasse nicht zum Besuche der gewöhnlichen 
Schule zuzulassen ist, erscheint selbstverständlich, besonders 
bei jüngeren Schulkindern.* Dass die Schwerhörigkeit das 
Lernen erschwert, hat man bei den Luzernischen Schulkindern 
mit schlechtem Gehör auch an den schlechten Fortschrittsnoten 
nachweisen können. Als Ursachen der Gehörfehler unterscheidet 
Dr. Nager solche, die innerhalb, und solche, die ausserhalb der 
Schule liegen. Unter den letzteren nennt er das Klima und die 
Rauch und Staub enthaltende Luft und fährt dann fort: 
„Ebenso einflussreich sind auch häusliche Missverhältnisse und 
soziales Elend, welche Vernachlässigung, besonders der kleinern 
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Kinder, zur Zeit des beginnenden Ohrenleidens, sowie der Re- 
konvaleszenz von Katarrhen und Infektionskrankheiten zur 
Folge haben.“ Als Ursachen, die in der Schule liegen, nennt 
Dr. Nager Staub und überhitzte Luft; er verlangt „ratio- 
nelles Kehren“, d. h. feuchtes Aufnehmen des Staubes und 
Ersatz der üblichen tannenen Lattenböden durch Parkett. Ueber 
den Nutzen einer ärztlichen Untersuchung der schwerhörigen 
Kinder sagt er zum Schluss, er „habe sich oft freuen können 
zu sehen, dass bei im Unterricht zurückgebliebenen Kindern 
durch die Gehöruntersuchung als eigentliche Ursache des ver- 
meintlichen Unfleisses eine Hörschwäche sich herausstellte und 
somit den Betreffenden erst jetzt volle Gerechtigkeit zu Theil 
wurde“. Möchten solche Untersuchungen mehr und mehr die 
Grundlage einer rationellen Behandlung der Gehörfehler bei 
der Schuljugend bilden. 

Erhebungen über hungernde Schulkinderin 
Danzig. Auf Veranlassung der Schulbehörde in Danzig haben 
in den städtischen Volksschulen Erhebungen über die Zahl der 
Kinder stattgefunden, die bei der in Aussicht stehenden 
Frühstücksvertheilung zu bedenken wären. Es hat sich heraus- 
gestellt, dass ca. 6°/o der Volksschüler unterstützungsbedürftig 
sind. Das grösste Kontingent liefern die Vorstädte. Bei einer 
zehnklassigen Schule würden danach ca. 35 Kinder zu bespeisen 
sein. Hoffentlich folgt die Danziger Stadtbehörde bei der Speisung 
dieser Schulkinder dem von Weissenfels (vgl. unten) gegebenen 
Beispiele. 

Speisung von Schulkindern aus Gemeinde- 
mitteln in Weissenfels. Auf eine von uns an den 
Magistrat der Stadt Weissenfels a. S. gerichtete Anfrage über 
die dortige kommunale Fürsorge für mangelhaft genährte 
Schulkinder gibt uns diese Behörde bereitwilligst folgende 
Auskunft: „Bereits seit einer Reihe von Jahren werden hier- 
selbst arme Schulkinder während der kalten Jahreszeit mit 
warmem Mittagbrod versehen. Dies war aber bis vor einem 
Jahre Sache der Privatwohlthätigkeit. Im vorigen Jahre haben 
die städtischen Körperschaften indessen beschlossen, die An- 
gelegenheit selbst in die Hand zu nehmen und die hierzu er- 
forderlichen Gelder aus Gemeindemitteln zu gewähren. Mass- 
gebend für diesen Beschluss war u. A. die unbestreitbare That- 
sache, dass die Gemeinde-Verwaltungsbehörde eher in der 
Lage ist, einen Missbrauch zu verhüten, und andererseits, dass, 
wenn die Gemeinde eintritt, wirkliche Noth berücksichtigt 
werden kann, ohne dass lediglich mit den doch immerhin be- 
schränkten freiwilligen Gaben gerechnet zu werden braucht. 
So sind denn im vorigen Winter vom 21. Dezember 1892 bis 
zum 3. März d. Js. 50 Kinder gespeist worden. Die Kosten 
haben pro Tag und Kind 25 Pfg. betragen. An Kost wurde 
gewährt: warmes Gemüse mit Kartoffeln, an drei Tagen der 
Woche dazu Fleisch und Sonntags Braten. Die Koch- und 
Essgeräthschaften hat die Stadt angeschafft, während die Her- 
richtung der Speisen, sowie die Beköstigung selbst im hiesigen 
Diakonissenhause stattfand, indem die Schwestern in dankens- 
werthester Weise unentgeltlich die Zubereitung und Verthei- 
lung in ihren Räumen übernahmen. In gleicher Weise soll die 
Beköstigung auch in diesem Winter stattfinden, und zwar wird 
sie in nächsten Tagen beginnen. Die Kinder, welchen diese 
Wohlthat gewährt werden soll, werden von den Lehrern der 
Volksschulen ohne Rücksicht auf die Konfession dem Magistrat 
namhaft gemacht. Der betreffende Dezernent extrahirt ein 
Gutachten der in Betracht kommenden Bezirksvorsteher über 
die Würdigkeit und Bedürftigkeit der Benannten und bestimmt 
sodann diejenigen, welche zur Beköstigung zugelassen werden. 
Die Leitung und Aufsicht führt der Dirigent einer hiesigen 
Volksschule. Dass die bewilligten 500 M. nur eine einstweilen 
zur Verwendung kommende Summe sind, und dass dieser 
Betrag namentlich bei hartem Winter nicht ausreicht. geht aus 
Obigem hervor.“ In dieser Weise, von Gemeindewegen, sollte 
aus den vom Magistrat der Stadt Weissenfels sehr richtig an- 
geführten Gründen überall von den Stadtverwaltungen helfend 
vorgegangen werden. 


Armenpflege. 


Armenpflegein Mannheim. In einer Besprechung der 
Bezirksarmenkommissäre Mannheims, die am 17. November d. ]. 
stattfand, hielt Bürgermeister Klotz einen Vortrag über das 
Armenunterstützungswesen überhaupt und dessen Einrich- 
tung in Mannheim. Die Quintessenz seiner Ausführungen war, 
dass sich die Einführung des Elberfelder Systems in Mannheim 
nicht empfehle, sondern dass es zweckentsprechend sei, das 
bisher bestehende gemischte System auch in Zukunft beizube- 
halten, da es sich sehr bewährt habe. Der Vortragende er- 
suchte die Armenkommissäre, auch in Zukunft ihres Amtes 


gewissenhaft zu walten, für die Spendung von Geschenken für 
die Armenanstalt zu wirken und vor Allem ihr Augenmerk auf 
die sogenannten verschämten Armen zu richten, welche ganz 
besonders der Hülfe bedürften. (Vgl. No. 41 S. 135 dieses Halbj.) 

Turnuskost in Bayern. Das bayerische Gesetz vom 
29. April 1869 gestattet in Art. 18 Abs. III noch die Turnus- 
kost: „In Landgemeinden kann die Verköstigung der Armen 
an die einen selbständigen Haushalt führenden Einwohner in 
bestimmter Reihenfolge nach einem billigen Massstabe über- 
tragen werden, wenn der Gemeindeausschuss und der Armen- 
pflegschaftsrath übereinstimmend für dieses Verfahren sich 
entscheiden; dasselbe darf jedoch auf Kinder bis zu vollendeter 
Werktagsschulpflicht, auf kranke und sicherheitsgefährliche 
Personen keine Anwendung finden.“ Ueber die praktische An- 
wendung dieser Bestimmung, die gewiss in keiner Armenord- 
nung unserer Zeit mehr Platz finden sollte, macht Amtsrichter 
Lindner in der „Bayerischen Gemeindezeitung“ Nr. 32 inter- 
essante Mittheilungen. Er berichtet, dass diese Erlaubniss nicht 
nur in ländlichen Orten vielfach wirklich angewendet wird, 
sondern dass oft auch Städte, in offenbarem Widerspruch mit 
dem Gesetzestext, ihre Armen so unterhalten. Und nicht nur 
die Kost wird den Armen auf diese Weise gereicht, sondern 
nicht selten kommt es vor, dass auch ihr Wohnungsbedürfniss 
so befriedigt wird, dass man sie im Turnus bei den einzelnen 
Haushaltungen nacheinander einquartirt. Kinder sollen zwar 
nicht derart beköstigt werden, aber der Verfasser meint: „Bei 
werktagsschulpflichtigen Kindern, oder solchen, die das schul- 
pflichtige Alter noch nicht erreicht haben, besteht ohnedies 
die Uebung, sie im Wege des Vertrags, manchmal auch im 
Versteigerungswege, an den Mindestnehmenden zu vergeben.“ 
Wie nothwendig ist es da, die Erziehung der Waisen auf 
grössere Verbände zu übertragen, deren Handlungsweise mehr 
vom Lichte der Oeffentlichkeit beleuchtet wird. Verwerflicher 
ist es noch, wenn jene Bestimmung benutzt wird, um Kranken 
das Bett im Turnus zu reichen, wie es Lindner für einen Fall 
erwähnt, wo eine minderjährige Person todtkrank war. Hier 
müsste die Möglichkeit gegeben sein, die Ortsvorsteher wegen 
derartiger Gesetzesüberschreitung strafrechtlich zu belangen. 


Krankenpflege. 


Berufsgenossenschaften und Krankenpflege. 
Berufsgenossenschaftliche Kranken- und Rekonvaleszenten- 
häuser bestehen erst in verschwindender Anzahl. Die nennens- 
werthesten derartigen Anstalten sind das grosse Knappschafts- 
Krankenhaus in Halle a. S., die von der Fuhrwerksgenossenschaft 
eingerichtete bekannte Heimstätte für Verletzte in Nieder- 
Schönhausen bei Berlin und die von der Norddeutschen Holz- . 
Berufsgenossenschaft in Rahnsdorf bei Erkner erbaute Heil- 
anstalt, welche in allernächster Zeit eröffnet werden wird. 
Die zahlreichen in den letzten Jahren entstandenen sogenannten 
mediko -mechanischen Institute, welche ausschliesslich oder 
doch in der Hauptsache sich mit der Behandlung verletzter 
Unfallversicherter befassen, sind fast durchweg in-Händen von 
Aerztekonsortien. Der Besitz eigener Krankenhäuser bietet 
den Berufsgenossenschaften wie nicht minder den Verletzten 
unverkennbare grosse Vortheile. Wenn, wie gesagt, erst wenige 
solcher Anstalten errichtet sind, so liegt dies daran, dass das 
Reichs-Versicherungsamt die Verwendung der insgesammt be- 
reits rund hundert Millionen Mark betragenden Reservefonds 
der Berufsgenossenschaften zu diesem Zweck nach der gegen- 
wärtigen Lage der Gesetzgebung für unstatthaft erklärt hat. 
Neuerdings wird an massgebender Stelle in Erwägung gezogen, 
den $ 76 des Unfallversicherungsgesetzes, der bestimmt, dass 
verfügbare Gelder nur in Öffentlichen Sparkassen oder wie 
Gelder bevormundeter Personen angelegt werden dürfen, dahin 
zu erweitern, dass zum Bau berufsgenossenschaftlicher Kranken- 
und Rekonvaleszentenhäuser die Benutzung der Reservefonds 
bis zu einem bestimmten Theile zulässig sein soll. Damit 
wäre eine Analogie zum $ 129 des Invaliditäts- und Altersver- 
sicherungsgesetzes geschaffen. Einige Berufsgenossenschaften, 
die in Berlin zahlreiche Versicherte haben, sind neuerdings 
zusammengetreten, um für 3 gleichmässig vertheilte Bezirke 
der Stadt Berlin chirurgische Unfallstationen zu errichten und 
so durch schleunige Hülfeleistung eine leichtere Heilung von 
Verletzungen zu erzielen, was naturgemäss auch die Ausgaben 
der Berufsgenossenschaften verringern würde. Die Stationen 
enthalten eine Verbandstätte mit ärztlichem Tages- und Nacht- 
dienst und eine stationäre Klinik und sind mit modern chirur- 
gischer Ausstattung versehen. Die Betriebsunternehmer haben 
das Recht, bei Unglücksfällen die erforderliche chirurgische 
Hülfe in die Betriebe zu requiriren. Die Stationen sind derartig 
organisirt, dass sie auch bei einem Massenunfalle ausgiebige 
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chirurgische Hülfe am Schadenorte leisten können. Zunächst 
sind sie nur für die Unfallverletzten von 4 Berufsgenossen- 
schaften und zwar für die der Brauerei- und Mälzerei-Berufs- 
genossenschaft, der Berufsgenossenschaft der chemischen Indu- 
strie, der Norddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft und der 
Speditions-, Speicherei- und Kellerei-Berufsgenossenschaft be- 
stimmt, doch bleibt der Zutritt anderer Berufsgenossenschaften, 
wie auch die etwaige Vermehrung der Stationen vorbehalten. 

Aufhebung der Poliklinik in Stralsund. Man 
schreibt uns: „B. Wie in Nr. 40 mitgetheilt wurde, hatte der 
Rath die bisher gewährte kostenfreie poliklinische Behandlung 
"im Krankenhause aufgehoben unter der Begründung, dass den 
Aerzten keine Konkurrenz bereitet werden solle. Das bürger- 
schaftliche Kollegium widersetzte sich damals diesem Be- 
schlusse. Erfreulicherweise hat, nachdem gerade aus den Kreisen 
der hiesigen Aerzte der lebhafte Wunsch laut geworden, das 
bisherige Verfahren poliklinischer Behandlung im Krankenhause 
beizubehalten und von einer Gebühr völlig abzusehen, der Rath 
in der Sitzung vom 21. November dem Kollegium vorge- 
schlagen, nicht nur die ärztliche Gebühr zu erlassen, sondern 
auch das Verbandzeug u. s. w. aus städtischen Mitteln zu 
geben. Die Vorlage wurde selbstverständlich angenommen.“ 

Rekonvaleszentenanstalt für Wiener Arbeiter. 
Der Verband der genossenschaftlichen Krankenkassen Wiens 
hat beschlossen, für den Ankauf und die Adaptirung eines 
geeigneten Gebäudes zur Errichtung eines Rekonvaleszenten- 
heims für Arbeiter 40,000 fl. zu bewilligen. Es wird zu diesem 
Zwecke der Grabenmühlhof bei Königstetten an der Franz- 
Josephbahn angekauft werden, welcher, in sehr gesunder Gegend 
gelegen, mit einem nicht unbedeutenden Wiesen- und Wald- 
Areale in Verbindung steht. Nach einem Gutachten des 
Professors Suess steht auch ein sehr gesundes Trinkwasser 
für die Kranken zur Verfügung. Das Rekonvaleszentenheim 
ist ausschliesslich für männliche Mitglieder der Krankenkassen 
bestimmt und wird einen Belegraum von 50 Betten haben. 
Innerhalb sechs Monaten, während welcher das Rekonvales- 
zentenheim geöffnet sein wird, und bei einer durchschnittlichen 
Verpflegsdauer von vier Wochen könnten jährlich rund 300 
Kranke Aufnahme finden, was einen jährlichen Kostenaufwand 
von ungefähr 10,000 fl. erfordern würde. Zugleich wurde in 
der gestrigen Versammlung ein sechsgliedriges Ueberwachungs- 
Komite für sämmtliche Angelegenheiten des Rekonvaleszenten- 
heims gewählt. 


Arbeiterversicherung. 


Aerzte und Ortskrankenkasse in Koblenz. 
Die in No. 34 1. Halbj. S. 83 erwähnten Streitigkeiten zwi- 
schen der Koblenzer Ortskrankenkasse und dem Aerzteverein, 
die hauptsächlich daraus entstanden waren, dass der Kassen- 
präsident die Rezepte der Aerzte durch einen auswärtigen 
Arzt revidiren liess, sind nunmehr dadurch beigelegt, dass in 
der Generalversammlung vom 13. d. M. der Vorsitzende, der 
eine Wiederwahl abgelehnt hatte, aus dem Vorstande aus- 
schied. Die Versammlung sprach sich entschieden für die freie 
Aerztewahl aus. Die Sache war so weit gediehen, dass man 
für die Kasse vier neue Aerzte von auswärts kommen lassen 
wollte. 


Gesundheitspflege. 


Gesundheitliche Verhältnisse in Soest. In 
der letzten Stadtverordnetensitzung zu Soest wurden die ge- 
sundheitlichen Verhältnisse der Stadt, die sich von Jahr zu 
Jahr verschlechtern und jetzt einen Besorgniss erregenden Cha- 
rakter angenommen haben, eingehenden Erörterungen unter- 
zogen. Auf Grund der vom Magistrat vorgelegten Verhand- 
lungen über die Typhus-Epidemie erstattete der Vorsitzende 
über die augenblickliche Sachlage Bericht. Daraus möge fol- 
gendes hervorgehoben werden. Nach den Listen, welche seit 
dem Jahre 1886 geführt sind, wurden von den am Typhus 
oder gastrischen Fieber Erkrankten auf dem Polizeibureau an- 
gemeldet: Im Jahre 1886 34 mit 2 Todesfällen, 1887 62 mit 
keinem Todesfall, 1888 37 mit 4 Todesfällen, 1889 186 mit 19 
Todesfällen, 1890 66 mit 6 Todesfällen, 1891 21 mit 1 Todes- 
fall, 1892 247 mit 28 Todesfällen. Im Jahre 1893 sind bis 
jetzt 335 Anmeldungen erfolgt mit 21 Todesfällen. Davon ent- 
fallen auf die Monate Januar, Februar und März 58, auf die 
Monate Juli bis jetzt 277 Fälle. Rechnet man die nicht polizeilich 
angemeldeten Erkrankungen, deren Zahl ganz gewiss bedeutend 
ist, sowie diejenigen Fälle, die von hier nach auswärts über- 
tragen sind, hinzu, so kann man’ nicht leugnen, dass die 
Seuche in bedenklicher Weise immer weitere Kreise zieht. 


Zur Ergründung der Ursachen dieser Epidemieen sind von 
verschiedenen Autoritäten (Prof. Finkelnburg, Prof. Gärtner, 
Geh. Bergrath Heusner) Gutachten eingefordert, die alle ziem- 
lich übereinstimmend eine Verbesserung des Trinkwassers 
durch Filtration und Anlage einer Kanalisation befürworten. 
Die vorgesetzte Behörde dringt unter Androhung von Zwangs- 
massregeln auf thunlichst rasche Ausführung dieser Mass- 
nahmen. Leider hat man diesen überaus trüben gesundheit- 
lichen Verhältnissen gegenüber zu lange unthätig zugesehen 
und aus unangebrachtem Lokalpatriotismus durch Vertuschung 
der wahren Sachlage das Uebel aus der Welt zu schaffen ge- 
sucht, was natürlich die Sache nur verschlimmern konnte. 


Rieselfelderanlage für Braunschweig, Man 
schreibt uns: „F. Mit der Rieselfelderanlage, über welche in 
diesen Blättern mehrfach (vgl. Nr. 7, S. 62 und Nr. 9, S. 79 
des I. Halbjahrs) berichtet wurde, ist man ein erfreuliches 
Stück vorwärts gekommen. Am 1. November d. ]J. ist der 
Mittelpunkt des geplanten Unternehmens, das Klostergut Stein- 
hof, von der Herzoglichen Kammer in den vorläufigen Besitz 
der Stadt übergegangen. Bevor jedoch die Einleitung des ab- 
fliessenden Rieselwassers in den Aue-Oker-Kanal und in die 
Oker selbst erfolgen wird, bedarf die Stadt der Verleihung 
des Wassernutzungsrechts seitens der Kreisdirektion. Diese 
hatte zur Verhandlung über den bezüglichen Antrag des Magi- 
strats auf den 20. November d. J. einen Lokaltermin angesetzt, 
der von Vertretern der in Frage kommenden braunschweigi- 
schen und preussischen Ortschaften sehr stark besucht war. 
Der Landrath v. Berg aus Gifhorn, welcher die Anlegung 
von Rieselfeldern als eine von der Wissenschaft überholte Ein- 
richtung bezeichnete, sowie private Betheiligte erhoben gegen 
das Projekt entschiedenen Widerspruch, hauptsächlich davon 
ausgehend, dass durch die Beibehaltung von Nothauslässen 
und die Unzulänglichkeit der Berieselung die Oker wie bisher 
der Gefahr der Verunreinigung durch die städtischen Kanal- 
abwässer ausgesetzt sei. Oberbürgermeister Pockels aus Braun- 
schweig und die mitgegenwärtigen Sachverständigen traten 
diesen Ausführungen entgegen, gestützt auf die Berliner Er- 
fahrungen und das der Anlage durchaus günstige Gutachten 
des Bauraths Hobrecht. Eine Einigung ward nicht erzielt, es 
darf indes erwartet werden, dass die geltend gemachten Ein- 
wände die Verleihung des erbetenen Ableitungsrechts nicht 
aufhalten.“ 

Neue Volksbadeanstalten für Berlin. Der Aus- 
schuss der Berliner Stadtverordnetenversammlung, der zur Vor- 
berathung der Errichtung von Volksbadeanstalten eingesetzt 
war, hat beschlossen, der Versammlung zu empfehlen, den 
Antrag des Magistrats, je eine Badeanstalt zu errichten für 
den Süden der Stadt im 74. Stadtbezirke, für den Südwesten 
in der Nähe des Dennewitzplatzes, für die Stadttheile Wedding 
und Gesundbrunnen in der Nähe des Lessing-Gymnasiums 
oder des Ringbahnhofes Wedding, für die Schönhauser Vorstadt 
im 243. Stadtbezirk mit einigen Abänderungen zu genehmigen. 


Wohnungswesen. 


Zonenbauordnung für Hannover. Das Bedürf- 
niss nach Bauordnungen, die ein hygienisch-zweckmässiges 
Bauen sicherstellen, macht sich in immer mehr Städten geltend. 
Konnten wir in Nr. 45, S. 168 dieses Halbjahrs über ein dahin- 
zielendes Streben aus Magdeburg berichten, so ist nunmehr 
eine ähnliche Bewegung auch in Hannover aufgetreten. Dort 
hielt am 21. v. M. Stabsarzt Dr. Kirchner vor dem Verein für 
öffentliche Gesundheitspflege und dem Architekten- und In- 
genieurverein einen aufklärenden Vortrag. Er legte das Haupt- 
gewicht darauf, dass rechtzeitig bauliche Beschränkungen ein- 
geführt werden, ehe die Aussengrundstücke zu sehr von der 
Werthsteigerung ergriffen seien; dabei hielt er ein Zusammen- 
gehen der Grossstädte mit ihren Nachbargemeinden für er- 
forderlich. Ferner sprach er den Wunsch aus, es möchte eine 
allgemeine Landesbauordnung erlassen werden, die nicht nur 
über die Errichtung, sondern auch über die Benutzung der 
Bauten Bestimmungen treffe. Endlich sei es nothwendig, das 
Enteignungsrecht der Städte zu erweitern. Nach reger Dis- 
kussion, die allgemeine Zustimmung zu den Ausführungen des 
Redners ergab, erfolgte auf Antrag des Vorsitzenden, Medizinal- 
rathes Dr. Guertler, die Wahl einer Kommission zur weiteren 
Prüfung der Angelegenheit. Gleichzeitig erwähnte der Vor- 
sitzende, dass ein Ausschuss beider Vereine zusammengetreten 
sei, um die Wünsche, welche von den verschiedenen Seiten 
wegen Aenderung der Bauordnung gestellt werden, zu be- 
rathen und den städtischen Behörden geeignete Vorschläge zu 
machen, 
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Auflösung einer Baugenossenschaft in Berlin. 
Die Baugenossenschaft „Eigenes Heim“ hat die schon seit 
Jahren angestrebte Liquidation durch Verkauf ihres in Rixdorf 
gelegenen Grundstücks nunmehr endlich erwirken können; der 
Verkauf war so günstig, dass alle Genossen ihr volles Gut- 
haben nebst einer 10 prozentigen Dividende zurückerhalten 
haben. Die Baugenossenschaft war seiner Zeit mit grossen 
Hoffnungen begründet worden, sie wollte die Wohnungsfrage 
durch Erbauung grosser Miethshäuser lösen, deren einzelne 
Wohnungen den Genossen als „eigenes Heim“ überwiesen 
werden sollten. Man hoffte so schneller, als durch den Bau 
von Einzelhäusern vorwärts zu kommen. Das erste dieser 
Miethshäuser wurde auch bald fertig gestellt, es blieb aber 
das einzige. Ein Theil der Genossen zog sich zurück, weil 
eine Wohnung im äussersten Theile von Rixdorf ihren Erwar- 
tungen nicht entsprach, für die Bebauung günstiger Terrains 
die Genossenschaft aber nicht kapitalkräftig genug war. Der 
Vorfall beweist jedenfalls, wie schwer in Grossstädten Bau- 
genossenschaften aufzukommen vermögen. 


Gewerbewesen. 


Städtische Unterstützung von Vereinsar- 
beitsnachweisen. In Karlsruhe soll jetzt der Beitrag 
der Stadt an die Anstalt für Arbeitsnachweis von 600 auf 
1000 Mk. erhöht werden, und in Königsberg hat der Ma- 
gistrat die Bewilligung von 1500 Mk. beantragt, um die Kosten 
eines Arbeitsnachweisebureaus des Armenunterstützungsvereins 
zu übernehmen, das künftig nicht bloss im Winter, sondern 
auch im Sommer geöffnet bleiben soll. Würden diese Summen 
stalt zur Unterstützung von Vereinsunternehmungen zur Schaf- 
fung eines städtischen Arbeitsamtes im Anschluss an das Ge- 
werbegericht verwendet, so liessen sich zweifellos weit voll- 
kommenere Organisationen für den Arbeitsnachweis schaffen. 


Kommunales Finanzwesen. 


Gemeindliche Verzehrungsabgaben in Baden. 
Der badischen Il. Kammer ist soeben ein Gesetzentwurf zu- 
gegangen, welcher die Regelung des kommunalen Verbrauchs- 


steuerwesens bezweckt, für das bisher nur ganz allgemeine 
gesetzliche Grundlagen bestanden. Es sind darin folgende 
Grundsätze aufgestellt: I. Die Gegenstände der Belastung 
sind namentlich bezeichnet. 2. Ein bestimmter Steuersatz ist 
für nothwendige Lebensbedürfnisse festgesetzt. 3. Getreide, 
Mehl, Schwarzbrod und Kartoffeln dürfen nur in jenen Ge- 
meinden belastet werden, in denen schon jetzt (beziehungsweise 
bei Eintritt der Gesetzeskraft) von diesen Gegenständen Steuern 
erhoben wurden. 4. Der jährliche Rohertrag der Verbrauchs- 
steuer nach Abzug der Rückvergütungen soll nicht die Hälfte 
der durchschnittlich in den letzten drei Jahren durch Umlagen | 
aufgebrachten Summen übersteigen. 5. Durch Gemeindebe- 
schluss mit Staatsgenehmigung kann in Verbrauchssteuerge- 
meinden bestimmt werden, dass von Gemeindeumlagen frei 
zu bleiben haben die mit weniger als 300 Mk. Steueranschlag 
veranlagten Einkommen. Kraft Gesetzes tritt diese Befreiung 
ein in Gemeinden, in welchen Verbrauchssteuer von Getreide, 
Mehl, Schwarzbrod oder Kartoffeln erhoben wird. In Gemeinden 
mit Verbrauchssteuern soll das Gesetz mit |. Januar 1895 in 
Kraft treten, in den übrigen sofort. 


Vermischtes, 


Gemeindevertretertage im Königreich Sachsen. 
In Sachsen hat man neuerdings zur Besprechung von Ver- 
waltungs-Angelegenheiten Gemeindevertretertage für die ein- 
zelnen Amtshauptmannschaften eingeführt, die sich sehr be- 
währt haben. Der stattfindende Meinungsaustausch schafft nicht 
nur Klarheit hinsichtlich der jeweilig das Interesse besonders 
in Anspruch nehmenden Fragen und Angelegenheiten, sondern 
er trägt auch dazu bei, die an der Gemeindeverwaltung be- 
theiligten Elemente einander näher zu bringen, was schon nach 
verschiedenen Seiten hin sich als sehr nutzbringend erwiesen 
hat. So wurde auf einer am 18. November d. J. in Pirna ver- 
anstalteten Versammlung die Einkommensteuerrevision und die 
Zigeunerplage besprochen. 
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An unsere Leser ! 


Angesichts des bevorstehenden Quartalwechsels ersuchen 
wir, das Abonnement, namentlich bei der Post, rechtzeitig zu er- 
neuern, damit keine Unterbrechung im Bezuge eintritt. Der Ein- 
fachheit halber sind wir vom Vierteljahrs- zum Halbjahrsbezug 
übergegangen; da der Preis derselbe bleibt, so kosten die „Blätter“ 
nach wie vor halbjährlich Mk. 5. Trotzdem wird das Format 
der „Dlätter für soziale Praxis“ eine Vergrösserung erfah- 
ren, die es ermöglicht, ohne Beeinträchtigung des mitgetheilten 
Stoffes die vielseitigen Wünsche nach grösserem Druck zu 
befriedigen. 

Mit Rücksicht auf die wachsende Verbreitung der Zeitschrift 
schien es angezeigt, den Verlag an einen Zentralpunkt des Buch- 
handels zu verlegen. Im Einverständniss mit unseren bisherigen 

Verlegern Joseph Baer & Co. in Frankfurt a. M. haben des- 
halb die Herren Siemenroth & Worms, Verlagsbuchhandlung 
zu Berlin, vom I. Januar 1894 ab den Verlag übernommen. 


Redaktion der „Bläfter für soziale Praxis“. 


Inhalt: 


Die Regelung der Baugrundstücke im Grossherzogthum Baden. 
Von Bürgermeister Dr. Walz. 

Heilstätte für Lungenkranke der Stadt Worms. 

Städtische Beschäftigung Arbeitsloser in Crefeld. Von Beigeord- 
neten Dr. Waldschmidt. 

Notizen: Schulwesen: Schularzt in Zittau. Speisung armer Schul- 
kinder in Rixdorf. Nebenbeschäftigung von Schulkindern. — 
Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen: Fortbildung sschul- 
zwang für Braunschweig. Handlungslehrlinge und Fortbil- 
dungsschulen. Unterricktszeit der Fortbildung'sschulklassen für 
Bauarbeiter in München. Mangel an Fortbildungsschulen in 
Vorpommern. — Armenpflege: Novelle zum Unterstützung's- 
wohnsitzgesetz. Zwangsmassregeln gegen Arbeitsfähige, 
welche ihre Angehörigen der Armenpflege anheimfallen lassen. 
— Gemeinnützige Fürsorge: Provinzialvereine zur Fürsorge 
für entlassene Strafgefangene. — Krankenpflege: Irren- 
pflege in der Rheinprovinz. Heimstätten für Rekonvaleszenten 
in Berlin. — Arbeiterversicherung: Dienstbotenkrankenver- 
sicherung im Grossherzogthum Baden. — Gesundheitspflege: 
Stadtarzt für Braunschweig. — Wohnungswesen: Ueber- 
nahme der Bau- und Gesundheitspolizei durch die Stadt Köln. 
Wohnungsuntersuchungen in Duisburg. — Gewerbewesen: 
Arbeitsnachweisebureau in der Provinz Brandenburg. Arbeits- 
nachweisebureau für Speicherarbeiter in Hamburg. Vorberei- 
tungen für städtische Nothstandsarbeiten. 

Eingegangene Schriften: I. Drucksachen kommunaler Verwal- 
Zungen. II. Bücher und Broschüren. 


* * 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte: Ver- 
bandsangelesenheiten. — Kündigung beim Engagement auf 
Probe. — Rechtsprechung: In wie weit kann sich der Häuser- 
produzent darauf berufen, dass er einzelne Arbeiten an an- 
dere Unternehmer vergeben habe, mithin selbst nicht verklagt 
werden könne? Zuständigkeit der Gewerbegerichte für Ent- 
schädigungsansprüche. — Vermischtes: Zur Qualifikation der 
Gewerbegerichtsvorsitzenden. Gewerbegerichte und Fabrik- 
inspektoren. Gewerbestreitigkeiten vor dem Gemeindevorsteher 
und Gewerbegericht. 


Die Regelung der Baugrundstücke im 
Grossherzogthum Baden. 
Von Dr. Walz, Bürgermeister in Heidelberg. 


Die vor Jahresfrist vom Oberbürgermeister der Stadt 
Frankfurt a. M. in seinem Gesetzesvorschlage betr. die 
Erleichterung von Stadterweiterungen zur Diskussion ge- 
stellte Frage beschäftigte auch den am 10. d. Mts. zu 
Freiburg ı. Br. versammelten badischen Städtetag. Wie 
die preussische Gesetzgebung über Anlage neuer Strassen 
und Ortstheile, so beschränkt sich auch das entspre- 
chende badische Gesetz vom 20. Juli 1868 betreffend 
die Anlage der ÖOrtsstrassen und die Feststellung der 
Baufluchten im wesentlichen darauf, für eine rechtzeitige 
Sicherung des zu den künftigen Strassen und Plätzen erforder- 
lichen Geländes und für eine richtige, zeit- und sachgemässe 
Ausführung der in Plan gelegten Strassenzüge u. Ss. w. 
dadurch Sorge zu tragen, dass es die innere Ausgestaltung 
der Baufiguren der Entschliessung der Grundeigenthümer 
überlässt. Wenn aber irgendwo in Deutschland, so musste 
es sich im Grossherzogthum Baden bei der hier, be- 
sonders in der Nähe der Städte und grösseren Ortschaften 
und vor allem in der Rheinebene, vorherrschenden starken 
Zersplitterung des Grundbesitzes gar bald herausstellen, 
dass eine derartig beschränkte Gesetzgebung zur Sicherung 
einer gedeihlichen baulichen Entwicklung der Gemeinden 
nicht ausreicht. Die Annahme, das mit besonderen Kautelen 
ausgestattete Planfeststellungsverfahren werde wesentliche 
Differenzen zwischen dem öffentlichen Interesse und dem 
der Privaten bei Bestimmung der Strassen- und Baulinien 
verhindern können, war doch nur dort zutreffend, wo 
das Gelände auf grössere Tiefen hin in einer Hand ver- 
einigt,-oder wo die künftigen Baulinien durch vorhandene 
öffentliche Vorkehrungen im Grossen und Ganzen schon 
vorgezeichnet waren, oder endlich auch da, wo es sich 
um unbedeutendere Anlagen handelte und man mit den 
Strassenlinien eher nachgeben konnte. In der grossen 
Mehrzahl der Fälle blieb, wie die Erfahrung bewies, 
wenn es zur Aufstellung eines grösseren Ortsbauplanes 
kam, der aus der Gemengelage und den durch den 
Zufall geschaffenen Begrenzungen erwachsene Konflikt 
zwischen den Grenzlinien und den nach den Rücksichten 
des öffentlichen Interesses gezogenen Planlinien ungelöst. 
Die neuen Ortsbaupläne boten dann in solchen Fällen 
dem Auge zwar ein schönes, wohlgeordnetes Strassennetz. 
Innerhalb der Maschen. dieses Netzes lagen aber die 
Besitzungen wirr durcheinander, ganz ungeeignet für eine 
vernünftige, planmässige Bebauung. Und zwar zeigte sich 
diese Erscheinung auch in denjenigen Gemarkungen, in 
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welchen eine Feldbereinigung vorhergegangen war; bei 
der streifenartigen Form, welche die bereinigten Grund- 
stücke mit Rücksicht auf die Feldbestellung erhielten, 
trat der geschilderte Missstand, besonders wenn in einem 
Bauplane diagonale Strassenlinien vorgesehen waren, nur 
noch empfindlicher hervor. Versuche zu einer nachträg- 
lichen Beseitigung dieser ungünstigen Verhältnisse im 
Wege gütlicher Vereinbarung wurden zwar zahlreich unter- 
nommen, und besonders liessen sich die Verwaltungen 
der Städte in dieser Hinsicht keine Mühe verdriessen. 
Aber auch hier machte man die gleichen Erfahrungen 
wie anderwärts; und wenn es einmal gelang, alle Be- 
theiligten unter einen Hut zu bringen, so thürmten sich 
rechtliche Schwierigkeiten auf, oder die Frage des Accis- 
ansatzes und die bei einer Privatvereinbarung erforder- 
lichen Formalitäten brachten das begonnene Unternehmen 
wieder zum Scheitern. 

Die bekannten, mehrfach schon hervorgehobenen 
Folgen eines derartigen Zustandes (unzweckmässige, gegen 
die Grundsätze der Hygiene und Aesthetik verstossende 
Bebauung, Störungen in dem normalen Ausbau der Er- 
weiterungsbezirke, Verhinderung besonderer, dem Cha- 
rakter der Ortschaft angemessener Bebauungsweisen, end- 
lich Vereitelung der Durchführung wesentlicher Theile 
eines Ortsbauplanes) blieben denn auch in Baden nicht 
aus. Die Mängel der Gesetzgebung veranlassten deshalb 
bereits im Jahre 1874 den zu Baden versammelten 
Städtetag zu einer Resolution, welche eine Weiterbildung 
des Ortsstrassengesetzes dahin verlangte, dass zur zweck- 
mässigen Durchführung der Ortsbaupläne der öffentlichen 
Gewalt die Befugniss verliehen werde, mit ordnender 
Hand auch hinter den Baulinien einzugreifen und die 
Eigenthumsgrenzen diesen Baulinien anzupassen. Aber 
der Versuch der badischen Städte, im Wege einer Vor- 
stellung an die Grossh. Regierung und durch eine Petition 
an die II. Kammer die gesetzgebenden Faktoren für die 
Erfüllung ihres Wunsches zu gewinnen, blieb ohne Erfolg. 
Erst nachdem die zweite Novelle zum Ortsstrassengesetz 
vom 26. Juni 1890 andere Mängel d&sselben, die man 
nicht minder drückend empfand, beseitigt hatte, griff 
man auf die Badener Resolution zurück. Dazu hatte be- 
sondern Anlass die Heidelberger Stadtverwaltung, weil 
sie unmittelbar nach dem Inkrafttreten der genannten 
Novelle umfassende Ortsbaupläne aufzustellen in der Lage 
war und dabei die oben angedeuteten schlimmen Folgen 
so recht vor Augen hatte. Daneben aber kamen während 
des Planfeststellungsverfahrens die mitwirkenden Gemeinde- 
organe mehr und mehr zu der Ueberzeugung, dass das 
bisher übliche Verfahren, nach welchem es rein vom Zu- 
fall abhing, ob der Einzelne von seinem Gelände viel 
an die Strassen und Plätze abzugeben habe oder nur 
wenig, der Gerechtigkeit widerspreche, und dass ein 
Weg eröffnet werden müsse, wonach die Vortheile aus 
einer Planfeststellung unter die Gesammtheit der im Er- 
weiterungsgebiete Begüterten möglichst gleichmässig, d.h. 
proportional dem bisherigen Verhältnisse vertheilt werden 
könnten. Dabei kam nun der inzwischen vorgelegte Ge- 
setzentwurf Adickes dem Vorgehen sehr zu statten, da 
er einmal zu Gunsten der Sache einen weiteren Gesichts- 
punkt hervorhob, der in Baden zwar bisher noch keine 
praktische Bedeutung gewonnen, aber mit der weiteren 
Zunahme der grösseren Städte ebenfalls von der aller- 
grössten Tragweite sein dürfte, zweitens aber durch die 
gewählte Form eines vollständig durchgearbeiteten Ge- 
setzesvorschlages für die Art des Vorgehens einen guten 
Weg wies und auch zum Einzelausbau eines hiernach für 


badische Verhältnisse aufzustellenden Vorschlages werth- 
volles Material lieferte. 

Unter Benützung dieses Hilfsmittels und gestützt auf 
das inzwischen zu Stande gekommene Hamburger Gesetz 
vom 31. Dezember 1892, betr. „den Bebauungsplan für 
die Vororte auf dem rechten Elbeufer,“ entwarf dann 
zu Beginn des laufenden Jahres die städtische Verwaltung 
in Heidelberg einen in der Form eines Gesetzesvorschlages 
gehaltenen Antrag, welchen sie nach Berathung mit einer 
Anzahl von Städtevertretern in theilweise geänderter Form 
dem am 10. Nov. in Freiburg versammelten badischen 
Städtetag unterbreitete. Wie seiner Zeit im Jahre 1874 
die Badener Resolution, so empfiehlt auch der dem Frei- 
burger Städtetag vorgelegte Entwurf als Mittel zur Aus- 
führung der gestellten Aufgabe grundsätzlich allein die 
Zusammen- oder Umlegung. Das in der einschlägigen 
hessischen Gesetzgebung zugelassene zeitlich unbeschränkte 
Bauverbot, verbunden mit einer Enteignungsbefugniss, 
die eventuell auch gegen solche Eigenthümer angewendet 
wird, welche einer gütlichen Bereinigung gar nicht wider- 
streben, scheint ihm zu weitgehend, abgesehen von den 
Bedenken, welche speziell gegen die Durchführbarkeit 
eines nach dem Mainzer Vorbild gestalteten Verfahrens 
erhoben werden müssten. Zur Einführung der mit dem 
Antrage Adickes vorgeschlagenen Zonenenteignung neben 
einer Umlegung besteht nach Ansicht des Entwurfes für 
Baden kein Bedürfniss. Die finanziellen Gründe, wie sie 
nach Meyn*) für die, der Zonenenteignung vorbild- 
liche belgische Gesetzgebung massgebend waren, seien 
in Baden nicht vorhanden, weil das ÖOrtsstrassengesetz 
ein genügend weitgehendes Beizugsrecht gegenüber den 
Anliegern einer neuen Strasse gewährt. Sollte es einmal 
in Baden erforderlich werden, eine Anzahl von Bauplätzen 
auf rascherem Wege zu beschaffen, als solches mittels 
der Zusammenlegung geschehen kann, so stände. immer 
noch der — wegen seiner sehr weitgehenden Eingriffe 
in das Privatrecht allerdings bisher noch nicht zur prak- 
tischen Anwendung gekommene — $ 19 des badischen 
Enteignungsgesetzes vom 28. August 1835 zur Verfügung, 
welcher den Gemeinden mit Zustimmung des Staatsmini- 
steriums in dringenden Fällen das Recht gibt, einen Be- 
zirk in Bauplätze einzutheilen mit der Wirkung, dass 
jeder, der darauf bauen will, die Abtretung des dazu er- 
forderlichen Geländes verlangen kann. Die Möglichkeit, 
mit Einführung der Zonenenteignung zugleich ein Ver- 
fahren zur Verbesserung innerer Bezirke an die Hand zu 
bekommen, habe für Baden, beim Mangel eigentlicher 
Grossstädte nicht die gleiche Bedeutung wie z. B. für 
Preussen. Eventuell könnte wohl auf Grund der ganz 
allgemein gehaltenen Grundbestimmung des Enteignungs- 
gesetzes auch ohne ein Spezialgesetz das Erforderliche 
geschehen. Die hiernach als allein angemessen bezeichnete 
Umlegung, oder wie der Entwurf sich ausdrückt: „Rege- 
lung der Baugrundstücke“ biete weiter den nicht zu unter- 
schätzenden Vortheil, dass sie sich in ihrem Prinzipe 
an eine analoge Einrichtung anschliesse, die auf dem 
Gebiete der Landwirthschaftspflege in Baden schon seit 
Jahrzehnten bestehe und sich bereits völlig eingebürgert 
habe. Um diese Verwandtschaft der neu vorgeschlagenen 
Massnahme mit der Feldbereinigung deutlich zum Aus- 
drucke zu bringen, lehnt sich der Entwurf in seinem Auf- 
bau dem badischen Feldbereinigungsgesetze v. 5. Mai 1856 
(in der Fassung vom 21. Mai 1886) nach Thunlichkeit 
an. Dabei ist aber eine eingehende Berücksichtigung der 


*) Stadterweiterungen in rechtlicher Beziehung. Berlin 1893. 
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von der Flurbereinigung wesentlich verschiedenen Ver- 
hältnisse der Bauplatzregelung keineswegs unterlassen. 
Ueber die im badischen Feldbereinigungsgesetze zur Ein- 
leitung des Zwangsverfahrens vorgeschriebene Voraus- 
setzung (Zustimmung einer sowohl dem Besitze wie der 
Personenzahl nach vorhandenen Majorität) geht der Ent- 
wurf insofern hinaus, als er das Verfahren ohne Rück- 
sicht auf die Zustimmung der Betheiligten, wie das oben 
erwähnte Hamburger Gesetz und der Antrag Adickes, 
auch dann zulässt, wenn solches von der Gemeinde ver- 
langt wird, weil bei dem verhältnissmässig geringen Ge- 
bietsumfange, um welchen es sich bei einer Bauplatz- 
regelung gewöhnlich handelt, das Zustandekommen der 
für die Feldbereinigung erforderlichen Majorität durch 
einzelne Besitzer zu oft vereitelt werden könnte, ganz 
abgesehen davon, dass schon die grössere Wichtigkeit 
der bei der Bauplatzregelung mitsprechenden Interessen 
eine solche Verstärkung des Zwangsmomentes rechifertigten. 
Ebenso musste natürlich an die Stelle der im Feldbe- 
reinigungsgesetze statuirten Rücksichten für den Güter- 
austausch (gleiche Gattung des Grundstückes, Bodenbe- 
schaffenheit, Ertragsfähigkeit und durchschnittliche gleiche 
Entfernung von der Wohnung des Eigenthümers) ein den 
besonderen Verhältnissen der Bauplätze angepasster Rege- 
lungsgrundsatz gesetzt werden. Ein passendes Vorbild 
dafür gab die auch im Antrag Adickes aufgenommene 
Bestimmung des Hamburger Gesetzes: Vertheilung nach 
dem Werthverhältniss vor und nach der Bereinigung unter 
thunlichster Berücksichtigung der Individualität und der 
Lage. Auch die Aufnahme einer im Antrage Adickes ent- 
haltenen Vorschrift über die Verwerthung der sich etwa 
ergebenden, baulich aber nicht mehr verwerthbaren 
Parzellenminima wurde als erforderlich anerkannt, obwohl 
solche Parzellen, zumal in den immer zahlreicher werdenden 
Gemarkungen mit durchgeführter Flurbereinigung, in Baden 
kaum vorkommen werden. Der Anschluss an das Feld- 
bereinigungsgesetz kommt unter anderm wieder dadurch 
zum Ausdruck, dass die Anordnung des Regelungsver- 
fahrens in allen Fällen, auch wenn die Majorität der 
Grundbesitzer damit einverstanden, an die Genehmigung 
einer höheren Staatsbehörde, hier des Ministerium des Innern, 
geknüpft ist. Es ist die im Bauplanfeststellungsverfah- 
ren zuständige Rekursinstanz, dagegen ist die Ausführung 
der Bereinigung (Aufstellung des Vertheilungsplanes etc.) 
nicht in die Hände einer ad hoc gebildeten Vollzugs- 
kommission gelegt, sondern den mit Feststellung der Orts- 
baupläne betrauten Organen (Gemeinderath, Stadtrath und 
Bezirksrath) übertragen. Dem Feldbereinigungsgesetze ent- 
lehnt ist weiter die in praktischer Hinsicht nicht zu unter- 
schätzende Bestimmung, wonach die Wirkungen des Ver- 
fahrens gegen dritte, Pfandgläubiger ete.,, auch dann 
Anwendung finden, wenn die Regelung unter Vereinbarung 
sämmtlicher Grundeigenthümer ohne Ausübung eines 
Zwanges stattgefunden, ebenso die Vorschrift, dass nach 
Durchführung des Verfahrens die Grundstücke nur derart 
abgetheilt werden dürfen, dass jeder einzelne Theil noch 
zur Bebauung geeignet bleibt. Weiter sei hier noch hervor- 
gehoben, dass der Entwurf, in Uebereinstimmung mit dem 
Antrage Adickes und in Abweichung von der hessischen 
und Hamburger Gesetzgebung, die Bereinigung nicht an 
die Grenzen eines einzelnen Baublockes bindet, vielmehr 
deren Anwendung auf Theile eines Plangebietes und selbst 
auf den Bereich eines ganzen Ortsbauplanes zulässt. Diese 
Ausdehnung des Verfahrens wird durch die starke Zer- 
splitterung des Grundbesitzes gerechtfertigt, bei welcher 
ohne die Möglichkeit eines Uebergriffs in andere Bau- 


blöcke in vielen Fällen die erstrebte Bereinigung gar 
nicht zu erreichen wäre. Die anderwärts gegen eine solche 
weite Ausdehnung erhobenen Bedenken seien bei den 
kleineren Verhältnissen in Baden kaum vorhanden, und 
die Gefahr, dass ein Grundstück aus einem Ende des 
Stadtgebietes in das andere verlegt werden könne, käme 
ernstlich wohl nicht in Betracht. Dem Antrage Adickes 
ist ferner der Grundsatz entnommen, dass bei der Werth- 
ermittelung der unregulisten Grundstücke auf in Plan ge- 
legte, aber noch nicht ausgeführte neue Strassen keine 
Rücksicht zu nehmen sei. Ebensowenig fehlt das dort als 
Vorkehr gegen die Erschwerung einer Regelung vorge- 
sehene zeitlich beschränkte Bauverbot, jedoch unter Er- 
streckung desselben auf einen Zeitraum von zwei Jahren 
(anstatt eines). Dagegen gibt der Entwurf der im Antrage 
Adickes für den Fall, dass die Gemeinde als Antrag- 
stellerin erscheint, den Eigenthümern verliehenen Befug- 
niss, gegen entsprechende Entschädigung die Abnahme 
des Grundbesitzes verlangen zu können, keinen Platz. 
Auch kennt er keine Beschränkung des Gesetzes auf 
Gemeinden einer bestimmten Bevölkerungszahl, und end- 
lich bleibt er hinter den Vorschlägen Adickes’ insofern 
zurück, als er sich grundsätzlich nur mit der Anpassung 
der Grundstücksgrenzen an die neuen Baulinien befasst 
und die Beschaffung des für die neuen Strassen erforder- 
lichen Geländes einem andern Verfahren überlässt. 

Auf dem Städtetag in Freiburg fand der Entwurf 
allgemeine Zustimmung sowohl in seinem Grundge- 
danken als in seinen Einzelbestimmungen. Dabei wurde 
es insbesondere als richtig hervorgehoben, dass er sich 
auf die bereits eingelebte Umlegung beschränke und 
von weitergehenden Eingriffen in das Privateigenthum 
absehe, wiewohl die besonderen Vorzüge der Zonenent- 
eignung von verschiedenen Seiten Anerkennung fanden. 
Die Spezialdiskussion knüpfte u.a. an den Vertheilungsmass- 
stab an, für den man eine verbesserte Formulirung an- 
nahm, und erörterte auch die Frage der Einführung eines 
Verwaltungsstreitverfahrens, welch letzteres jedoch abge- 
lehnt wurde. Endlich beschloss der Städtetag, dass der 
Entwurf nach redaktioneller Feststellung, versehen mit 
der Unterschrift sämmtlicher Städte der Städte-Ordnung 
(Karlsruhe, Mannheim, Freiburg, Heidelberg, Pforzheim, 
Baden, Konstanz, Bruchsal und Lahr), der Grossherzogl. 
Regierung mit der Bitte überreicht werden solle, womög- 
lich noch während der bevorstehenden Tagung bei den 
Ständen einen im Sinne des Entwurfs gehaltenen Gesetzes- 
vorschlag einzubringen. Die Städte erwarten, dass ihre 
Wünsche diesmal in vollem Maasse bei den gesetzgebenden 


Faktoren Berücksichtigung finden. 
% 


Heilstätte für Lungenkranke der Stadt 
Worms. 


Die Begründung der Falkensteiner -Heilanstalt für unbe- 
mittelte Lungenkranke durch den Frankfurter Verein für Rekon- 
valeszentenanstalten, die bekanntlich im Herbst vorigen Jahres 
erfolgte, hat dem Oberbürgermeister der Stadt Worms, Küchler, 
die Anregung gegeben, einen Plan für Errichtung einer gleichen 
Heilstätte auf städtische Kosten auszuarbeiten. Zur Rechtfer- 
tigung dieses Unternehmens weist der Antragsteller auf die 
zahllosen Opfer hin, welche die Lungenschwindsucht Jahr für 
Jahr fordert. Seien bisher zu ihrer Bekämpfung unter den un- 
bemittelten Klassen keine weiteren Schritte geschehen, so 
käme dafür in Betracht, dass sich alle Thätigkeit für diese 
früher in der Armenpflege erschöpfte, deren Aufgabe nur ge- 
wesen sei, den nothdürftigsten Lebensunterhalt zu gewähren. 
Mit Erlass der sozialpolitischen Gesetze treten jedoch Organi- 
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sationen in Thätigkeit, denen vor Allem obliegt, den wirth- 
schaftlichen Zusammenbruch der Versicherten durch vorbeu- 
gende und ausreichende Hilfe in Krankheit und damit zusam- 
menhängender Arbeits- und Erwerbslosigkeit zu verhindern. 
Jetzt erst ergebe sich für die städtische Gemeindeverwaltung 
die Möglichkeit, in Gemeinschaft mit den Krankenkassen, öfters 
auch mit den Unfallgenossenschaften, namentlich auch mit den 
Anstalten der Invaliditäts- und Altersversicherung vorzugehen. 


Als Zweck stellt Küchler der Anstalt solche Lungenkranke, 
deren Heilung noch möglich ist oder bei welchen durch eine 
zweckmässige Behandlung wenigstens eine nennenswerthe Ver- 
längerung der Lebens- und Arbeitsfähigkeit zu erreichen ist, 
für die Zeit eines Vierteljahres aufzunehmen. Er denkt dabei 
in allererster Linie an Männer, insbesondere an Familienväter. 
Weil diese Leute nun fast ausnahmslos sowohl der Kranken- 
versicherung als der Altersversicherung unterstehen werden, 
so lässt sich die Bereitwilligkeit dieser Organisationen zur Mit- 
wirkung bei der Pflege voraussetzen; und zwar hofft Küchler, 
dass die Krankenkassen ihre Kranken, soweit noch Heilung 
zu erwarten ist, auf 12 Wochen einweisen und dass die Ver- 
sicherungsanstalt auf Grund von $ 12 des Gesetzes über die 
Invaliditäts- und Altersversicherung denjenigen Zuschuss leistet, 
der den Mehrkosten der Heilstätte gegenüber gewöhnlicher 
Krankenfürsorge entspricht. Er berechnet die Kosten der Heil- 
stättenverpflegung nach den Falkensteiner Erfahrungen auf 
Mk. 2,50 pro Tag, wovon die Krankenkassen Mk. 1.50 —- eben- 
soviel wie für Hospitalpflege im Wormser städtischen Kranken- 
haus —, die Versicherungsanstalt Mk. 1,— zu zahlen hätte. 

Für die Grösse der zu errichtenden Anstalt nimmt die 
Begründung 35 Betten in Aussicht und zwar mit Bezug auf 
die zu erwartende Inanspruchnahme. Es sterben in Worms 
jährlich 70 Personen an der Phthise, woraus man auf etwa 500 
Lungenleidende schliessen kann. Bei den Männern ist die 
Krankenzahl viel grösser als bei den Frauen, wie 5:4, so dass 
etwa 250 männliche Kranke zu berechnen sind.*) Zieht man 
davon ein Zehntel für Bemittelte und weiter davon die Hälfte 
für Kranke ab, bei denen ein Heilerfolg ausgeschlossen er- 
scheint, so ergeben sich 112 Kranke pro Jahr, denen je ein 
vierteljährlicher Aufenthalt zu bewilligen sein würde, die dem- 
nach 28, vorsorglich gerechnet 30 Betten in Anspruch nähmen. 
Fünf weitere Betten sollen für Personen vorgesehen werden, 
die der Pflege bedürftig, auch nicht unbemittelt, aber ausser 
Stande sind, die theuren Privatheilanstalten zu besuchen. Bei 
ihnen wird ein Pflegegeld von Mk. 3,— pro Tag ausgesetzt. 
Küchler erwartet, dass 22 Betten ständig von den Wormser 
organisirten Krankenkassen besetzt werden; 8 würden den 
freien Hülfskassen, Unfallversicherungsanstalten, der Privat- 
wohlthätigkeit und der Invaliditäts- und Altersversicherungs- 
anstalt des Grossherzogthums (für nicht-Wormser Kranke), 
wohl auch der städtischen Armenpflege offen stehen. 


Dass die Städte mit der Erbauung und Unterhaltung der 
Heilstätten vorgehen sollen, begründet Küchler mit Recht da- 
durch, dass sie ja auch normaler Weise die Krankenpflege- 
anstalten unterhalten. Die Krankenkassen werden kaum die 
Leistungsfähigkeit haben, um selbst Anstalten zu erbauen, 
ebenso wie sie bis jetzt so gut wie gar nichts zum Bau von 
Krankenhäusern haben thun können und ausserdem liegt ihnen 
die viel nähere Aufgabe ob, ihren unheilbaren Lungenkranken 
so lange Unterstützung zu gewähren, bis diese in die Fürsorge 
der Invaliditäts- und Altersversicherung übergehen, was be- 
kanntlich erst nach einjähriger Erwerbslosigkeit geschieht; 
die Versicherungsanstalten fassen zu grosse Gebiete, um die 
Frage aufzunehmen, die Provinzialverbände ebenso. Hinzu 
kommt, dass die städtische Bevölkerung der Lungenschwind- 
sucht festgestelltermassen mehr ausgesetzt ist als die ländliche. 
Bildet sich doch auch immer mehr die Obliegenheit der städti- 
schen Kommunen heraus, für die Besserung der sanitären Be- 
dingungen ihrer Bevölkerung zu sorgen, und dafür sind diese 
Heilstätten ganz besonders wichtig, nicht nur weil sie erfah- 
rungsgemäss einem Viertel ihrer Patienten Heilung bringen, 
sondern auch, weil sie die entlassenen Patienten geschult haben, 
so dass sie wissen, was ihnen selbst nützt oder schadet und 
was in ihrem Verhalten ihre Nebenmenschen bedroht. 

Die Denkschrift des Wormser Oberbürgermeisters wendet 
sich weiterhin der finanziellen Seite zu. Als Platz für die An- 
stalt ist ein Gelände am Felsberg im Odenwald, also ungefähr 
gegenüber der Stadt Worms, in Aussicht genommen, das die- 
jenigen Eigenschaften besitzt, welche Dr. Dettweiler für die 


*) Es läuft hier ein Rechenfehler in der Denkschrift mit 
unter, sofern es 280 statt 250 heissen sollte, Es würden dadurch 
nicht 30, sondern 34 Betten herauskommen. 


Lage solcher Heilstätten als erforderlich bezeichnet. Im Hause, 
zu dem ein grosser Park, Garten und Rasenplatz gehört, 
während ringsum theils Wald-, theils Ackerland anstösst, 
sind drei gewöhnliche und ein Dachgeschoss vorgesehen. 
In reichlichem Maasse ist für Liegehallen, wie auch für 
Aufenthaltsräume im Hause selbst gesorgt. Im Ganzen sind 
die Errichtungskosten auf Mk. 130 000, einschliesslich Mk. 5000 
für Grunderwerb, berechnet, was pro Bett Mk. 3714,25 aus- 
macht. Da die gesammten Verpflegungskosten auf Mk. 2,20 
pro Tag veranschlagt sind, der Ersatz aber Mk. 2.50 (für die 
5 besonderen Betten Mk. 3) beträgt, so tragen die IXranken- 
kassen oder sonstigen Verbände, welche Kranke unterbringen, 
mit 30 Pfg. bezw. 80 Pfg. zu den Verzinsungskosten bei, was 
freilich auch bei dauernder Belegung nicht zur Deckung der 
Zinsen von 4° des Baukapitals hinreicht. Es bliebe vielmehr 
zu Lasten der Stadt Worms eine jährliche Ausgabe im Mindest- 
betrage von Mk. 2700, die sich wohl durch ausfallende Beträge 
auf das Doppelte erhöhen würde. Jedenfalls aber ist dem 
Wormser Oberbürgermeister darin beizustimmen, dass ein der- 
artiger Aufwand sehr wenig bedeutet im Verhältniss zu dem 
grossen Segen, welcher den bedauernswerthen Lungenkranken, 
ihren Familien und damit der ganzen städtischen Bevölkerung 
erwächst. Und wenn die Erwartung. einem Viertel der Pfleg- 
linge dauernde Heilung oder wesentliche Verlängerung der 
Arbeits- und Erwerbsfähigkeit zu verschaffen, auch nicht in 
Erfüllung gehen sollte, so müsste doch jenes Opfer gering er- 
scheinen, wenn man auch nur an die Linderung der Schmerzen 
denkt, die man den Unglücklichen bereitet. 

Die Denkschrift des Oberbürgermeisters Küchler darf 
des Dankes weiter Kreise der Bevölkerung gewiss sein, sie 
bietet auch andern Städten, die jedenfalls mehr und mehr an 
die gleiche Frage herantreten, schätzbares Material; möge die 
Wormser Stadtverwaltung der Führung ihres Vorstandes folgen, 
und möge sich die Stadt Worms den Ruhm erwerben, vor 
allen andern, vor so vielen grösseren und reicheren Gemeinden, 
die dringende Aufgabe der Fürsorge für die unbemittelten 
Lungenleidenden in die Hand genommen zu haben. 


Städtische Beschäftigung Arbeitsloser 
in Crefeld. 


Von Beigeordneten Dr. Waldschmidt in Crefeld. 


Durch die augenblicklich wenig günstige Lage der 
Seiden-Industrie sieht sich die Stadtverwaltung von Crefeld 
auch in diesem Winter vor die Frage gestellt, ob die 
Zahl der Arbeitslosen wiederum eine so grosse und die 
voraussichtliche Dauer der Arbeitslosigkeit eine so lange 
sein wird, dass Beschäftigung auf Kosten der Stadt ge- 
schaffen werden soll. Die zur Begutachtung sozialer Fragen 
hier eingesetzte ständige Kommission ist bereits darüber 


‚einig, dass Arbeit zu schaffen versucht werden soll, wenn 


Arbeitslosigkeit in erheblichem Umfange festgestellt wird. 
Es soll deshalb zunächst eine Aufnahme der arbeitslosen 
Personen und eine Ermittelung des Grundes der Ent- 
lassungen stattfinden. 

Da die mechanische Stoffweberei und die Sammet- 
weberei noch annähernd genügend beschäftigt ist, liesse 
sich durch Herabsetzung der Arbeitszeit für alle Arbeiter 
in den einzelnen Fabriken — im Gegensatz zur gänz- 
lichen Entlassung eines Theiles — die Schaar der Arbeits- 
losen für einige Zeit noch zurückhalten; indess steht der 
Stadtverwaltung selbstverständlich kein Mittel zu Gebot, 
diese an sich sehr heilsame und dem Vernehmen nach 
in Nord-Amerika weitverbreitete Massregel zur Verhütung 
von Arbeiterentlassungen zu erzwingen. Der auf dem kürz- 
lich stattgehabten sozialen Kongress in Frankfurt in erster 
Reihe empfohlene Weg, neue Stellen für Arbeitsvermitte- 
lungen zu schaffen, kann da nicht zum Ziel führen, wo 
es überhaupt an Arbeit fehlt. Man hat sich daher hier 
an die Massnahmen erinnert, die vor zwei Jahren zur 
Beschäftigung Arbeitsloser getroffen worden sind, und es 
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ist vielleicht für andere Städte in gleicher Lage nicht 
ohne Interesse, die hierbei gemachten Erfahrungen kennen 
zu lernen. 

Als die geeignetsten Arbeiten haben sich, solange 
die Witterung sie gestattet, Erd- und Wegearbeiten er- 
wiesen, wie Graben von Kies und Sand, Erdanschüttungen, 
Planirung projektirter Strassen und Plätze, Befestigung 
und Ausbesserung von Wegen, Anschütten von Banketts 
und Promenaden mit Sand; ferner Gartenarbeiten, wie 
das Umgraben von Rasenplätzen, Fällen und Ausästen 
abgestorbener Bäume, Zerkleinerung des Holzes, Anlage 
von Baumpflanzungen, endlich die Räumung von Gräben 
(hier 1891 ca. 12500 m). Diese Arbeiten wurden in 
Abtheilungen von 30—40 Mann unter Anleitung von 
städtischen Wegeaufsehern und besonders ausgewählten 
Polizeibeamten (diese in Zivil) ausgeführt. Das Arbeits- 
geräth wurde von der Stadt beschafft. Von der Beschäf- 
tigung mit Steinschlag wurde abgesehen, da sie sich 
anderwärts nicht bewährt hat. Die ungewohnte Arbeit 
strengt die Leute übermässig an, ist unbeliebt und kostet 
4—5mal soviel an Lohn, als geübte Steinschläger er- 
halten. Ferner wurden bei zunehmender Kälte zunächst 
die älteren und schwächlichen Arbeiter in einem grossen 
geschlossenen, von einer hiesigen Firma unentgeltlich über- 
lassenen Fabrikraume mit dem Flechten von Matten aus 
Stroh und Binsen beschäftigt, wobei einige hierin erfahrene 
Arbeiter als Lehrmeister dienten. Die Beschaffung der 
Rohstoffe und der Verschleiss der Fabrikate geschah für 
Rechnung der Stadt Besonders die grossen Binsenmatten 
fanden zu angemessenen Preisen willige Abnehmer. 

Bei der Annahme der beschäftigungslosen Arbeiter 
wurde nach folgenden Grundsätzen verfahren. In erster 
Reihe wurden verheirathete Arbeiter berücksichtigt; un- 
verheirathete wurden nur dann angenommen, wenn sie 
einer Alimentationspflicht zu genügen hatten und sie auch 
wirklich erfüllten. Nicht in Crefeld ansässige Arbeiter 
wurden überhaupt nicht beschäftigt. Hingegen wurde eine 
Beschränkung der Beschäftigung auf Angehörige gewisser, 
besonders nothleidender Gewerbe für unthunlich gehalten, 
weil der Niedergang der Textil-Industrie auf alle anderen 
Gewerbe zurückwirke und vielen Arbeitslosen die Arbeiten, 
denen sie sich in anderen Jahren zugewendet, von den 
Webern vorweg genommen seien. Bei allen Meldungen 
um Arbeit wurden die Familien- und Erwerbsverhältnisse 
sowie der Grund der Arbeitslosigkeit festgestellt. Arbeits- 
lose, welche ihre Entlassung selbstverschuldet hatten, 
wurden nicht berücksichtigt, sondern der Armenpflege 
überlassen. Bei der Festsetzung der Löhne kam in Be- 
tracht, dass sie nicht so gering sein dürften, dass daneben 
doch Armenunterstützung hätte geboten werden müssen, 
und nicht so hoch, dass sie ein Anreiz hätten werden 
können, bestehende Arbeitsverhältnisse zu lösen. An Ar- 
beiter bis zu 19 Jahren wurde ein Tagelohn von Mk. 1, 
an ältere unverheirathete wurde Mk. 1.30, an verheirathete 
Mk. 1.50 gezahlt. Ausser den Löhnen übernahm die Stadt die 
Kranken- und Invalidenversicherungsbeiträge ganz. Wenn 
mehrere Mitglieder derselben Familie beschäftigt waren, 
wurde an diese im Ganzen nicht mehr als Mk. 2.50 
gezahlt. 

Wenn auch wegen Unbotmässigkeit, Trägheit und 
Trunkenheit mancher Arbeiter entlassen werden musste, 
so zeigten sich doch die meisten willig und fleissig; viele 
Arbeiten hätten von geschulten Arbeitern wohl in kürzerer 
Zeit, aber wohl kaum besser ausgeführt werden können. 


Da die Ernährungsweise eines grossen Theils der Be- | 
schäftigten als unzweckmässig auffiel und manches bittere | 


Wort über die geringen Löhne laut wurde, ist eine ge- 
druckte Belehrung über die zweckmässige Zusammenstel- 
lung und Zubereitung nahrhafter, zugleich billiger Speisen 
zur Vertheilung gekommen. Ueberdies lieferte die städtische 
Volksküche die billigste Nahrung in guter Qualität an Ort 
und Stelle und über die Strasse, sodass wenigstens die 
Möglichkeit ausreichender Ernährung mit den gewährten 
Löhnen vorhanden war. 

Insgesammt wurden 1310 Arbeitslose während 31 
Wochen mit 57843 Arbeitstagen beschäftigt. An Löhnen 
einschliesslich Versicherungsbeiträgen wurden Mk, 86.000, 
für Handwerksgeräth Mk. 7500, an Fuhrlöhnen Mk. 1650, 
insgesammt Mk. 95 150 verausgabt;; hiervon entfallen fast 
9/10 auf die Arbeiten an Wegen und Gräben, '/ıo auf die 
Mattenfabrikation. Die Gesammteinnahmen bezifferten sich 
auf rund Mk. 25000, sodass die Beschäftigung Arbeits- 
loser im Winter 1891 die Stadt Crefeld auf Mk, 70000 
zu stehen kam.*) 


Norrt zen: 


Schulwesen. 


Schularzt in Zittau, Die städtischen Kollegien von 
Zittau i. S. haben beschlossen, dem anerkennenswerthen Vor- 
gehen Dresdens, Leipzigs und Chemnitz zu folgen und für 
die Volksschulen einen Schularzt mit einem jährlichen Gehalt 
von 400 Mk. anzustellen. Dem Schularzt soll die ärztliche 
Ueberwachung der Schulkinder und der Schulräume obliegen, 
auch verspricht man sich von der mitberathenden Theilnahme 
des Schularztes an den Sitzungen des Schulausschusses einen 
segensreichen Erfolg. 

Speisung armer Schulkinder in Rixdorf. In 
einer der letzten Sitzungen der Gemeindevertretung von Rix- 
dorf bei Berlin beantragten einige Gemeindeverordnete, armen 
Kindern, die ohne Frühstück zur Schule gehen müssen, solches 
auf Gemeindekosten in der Schule zu verabfolgen. Hierauf 
wurde von anderer Seite bemerkt. dass nach angestellten Er- 
mittelungen bisher ungefähr fünfzig Kinder ohne erstes Früh- 
stück zur Schule kommen. Unter diesen fünfzig befänden sich 
aber nur zwölf Kinder, deren Eltern aus Noth nicht in der 
Lage wären, ihnen Frühstück zu geben; in allen übrigen Fällen, 
so wurde behauptet, müssten die Kinder ohne Frühstück in 
die Schule gehen, weil ihre Mütter noch schliefen! Die Ge- 
meindevertretung war der Ansicht, dass die Eltern der zwölf 
Kinder unterstützt werden müssten, jedoch nicht nur durch 
Verabfolgung von Kaffee an ihre Kinder; im übrigen wurde 
der Antrag auf Speisung im grösseren Umfange abgelehnt. 
Auf die Prüfung der Frage, ob nicht auch die Kinder der 
saumseligen Mütter doch hülfsbedürftig waren, ging man leider 
nicht ein. Ueberhaupt muss der hohe Prozentsatz angeblich 
pflichtvergessener Mütter im höchsten Grade auffallen. 

NebenbeschäftigungvonSchulkindern. Erfreu- 
licher Weise kann verzeichnet werden, dass auch der Magistrat 
von Poessneck i. Th. unterm 10. März d. J. folgendes Ver- 
bot einer gewissen Nebenbeschäftigung von Schulkindern er- 
lassen hat: „Das Feilbieten von Backwaaren durch schulpflich- 
tige Kinder wird in Rücksicht auf das hierbei gefährdete 
geistige und leibliche Wohl der Kinder für die Zeit nach 7 Uhr 
Abends auf Grund der 8$ 120c und 120d der Reichsgewerbe- 
ordnung hiermit untersagt. Zuwiderhandlungen werden an den 
Bäckern und den Eltern der Kinder mit Geldstrafe nicht unter 
3 Mk. für jeden Tag der Verbotsübertretung bezw. mit ent- 
sprechender Haftstrafe geahndet.“ Im Anschluss an diese 
Mittheilung sei der Wunsch erneuert, dass noch recht viele 
Städte, namentlich Grossstädte, solche Verbote im weitesten 


*) Am 7. d. M. hat die Stadtverordnetenversammlung 
Crefelds beschlossen, auch in diesem Winter städtischerseits 
nach Arbeitsgelegenheit für die Arbeitslosen zu suchen und 
event. für Rechnung der Stadt den Beschäftigungslosen Arbeit 
zu verschaffen. Hierbei ist wieder an Ausbesserung von Wegen, 
Räumen von Gräben. Kies- und Sandgraben, Flechten von 
Binsen-Matten u. a. gedacht. Mit der Ausführung des Beschlusses 
ist eine Kommission beauftragt. 
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Umfang erlassen möchten. Für Cassel ist der Polizeipräsident 
durch Verordnung vom 30. September d. J. ein erhebliches 
Stück weitergegangen. Er hat folgende Bestimmungen über 
die Kinderarbeit erlassen. Schulpflichtigen Kindern unter 
14 Jahren ist 1. das Feilhalten und der Verkauf von Waaren 
irgend welcher Art in Wirthshäusern, Wirthschaftsgärten, Kon- 
ditoreien, auf Strassen und Plätzen, sowie in Privathäusern 
und Höfen, 2. die gewerbsmässige Theilnahme an Gesangs-, 
Musik-, theatralischen oder gymnastischen Aufführungen, denen 
ein höheres Kunstinteresse nicht beiwohnt, untersagt. Eine 
Ausnahme von dem unter 1. ausgesprochenen Verbote ist nur 
für den Weihnachtsmarkt zugelassen. Weiter ist diesen Kindern 
das Ueberbringen von bestellten Waaren, insbesondere von 
Milch, Backwaaren, Kohlen und dergl., das Austragen von 
Zeitungen, die Beschäftigung als Laufburschen, überhaupt die 
entgeltliche Uebernahme von Dienstleistungen bei anderen in 
den Morgenstunden vor 8 Uhr, sowie in den Abendstunden 
nach 9 Uhr, das Aufstellen von Kegeln über 10 Uhr Abends 
hinaus verboten. Die auf Uebertretung der Verordnung ge- 
setzte Geldstrafe bis zu 30 Mk. trifft nicht nur die Eltern und 
Vormünder der Kinder, sondern auch die Inhaber von Wirth- 
schaften und Konditoreien, welche die Kinder in ihren Lokalen 
dulden und sie nicht sofort entfernen, und die sonst den Be- 
stimmungen Zuwiderhandelnden. Ebenso können die Kinder 
selbst gestraft werden, wenn die Bedingungen der 88 55—57 
des Reichs-Straf-Gesetzbuchs vorliegen. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Fortbildungsschulzwang für Braunschweig. 
Vertreter des Landes-Lehrer-, sowie des Landes-Prediger- 
Vereins für Braunschweig sind gegenwärtig damit beschäftigt, 
eine Eingabe an das Herzogliche Konsistorium auszuarbeiten, 
in welcher die Einführung der obligatorischen Fortbildungs- 
schule für das Herzogthum beantragt wird. 


Handlungslehrlinge und Fortbildungsschulen. 
Der „Deutsche Verband Kaufmännischer Vereine“ hat unterm 
30. v. M. dem Reichskanzler eine Denkschrift überreicht, in 
der er auf Grund von Gutachten der einzelnen Vereine die 
Arbeitsverhältnisse in den Ladengeschäften mit Rücksicht auf 
eine reichsgesetzliche Regelung behandelt. Er kommt zu dem 
Schluss, dass im Interesse des Ladenpersonals die Einführung 
sowohl einer abendlichen Schlussstunde für alle Ladengeschäfte 
(im allgemeinen 8 Uhr, für gewisse Geschäfte in Lebens- 
mitteln, Zigarren u. dergl. 9 Uhr), sowie auch einer täglichen 
Maximalarbeitszeit für alle Gehülfen dringend zu wünschen 
ist, und jedenfalls reichsgesetzlich, nicht aber ortsstatutarisch 
geregelt werden sollte. Die „Blätter für soziale Praxis“ inter- 
essiren aus dem reichen, gewissenhaft verarbeiteten Materiale 
der Denkschrift insbesondere die Mittheilungen, welche über 
den Besuch der Fortbildungsschulen durch die Lehrlinge und 
Gehülfen gegeben sind. Nur aus wenigen Städten wird be- 
richtet, dass den Lehrlingen einigermassen genug Zeit zum 
Besuch der Fortbildungsschule verbleibt. Meist betonen die 
Gutachten der einzelnen Vereine, dass die Lehrlinge weder 
in.ihren Geschäften Gelegenheit zur Ausbildung noch auch 
die Zeit zum Besuche von Schulen finden, ganz abgesehen 
davon, dass bei der üblichen langen Arbeitszeit ihnen einfach 
die physische Kraft fehlt, irgendwelche Forbildungsversuche 
mit Erfolg zu machen. Darauf führt man auch zurück, dass 
die meisten jungen Kaufleute nach ihrer Arbeit für nichts 
anderes mehr Sinn haben als für flüchtige Vergnügungen und 
Zerstreuungen, was freilich von anderer Seite gern als Mangel 
an Lernbegier gedeutet wird. Insbesondere klagen die be- 
stehenden Handelsschulen oder eigenen kaufmännischen Fort- 
bildungsschulen, wie die von Elberfeld, Köln, Offenburg, 
Frankfurt a. M. über das mangelnde Interesse, die geringe 
Betheiligung, das viele Zuspätkommen, Neigung zum Schlaf 
u. dgl., und der kaufmännische und gewerbliche Hülfsverein für 
weibliche Angestellte zu Berlin führt genau aus, dass von 
den Schülerinnen seiner Schule fast die Hälfte ausser Stellung 
sind, die andern grossentheils En gros-Geschäften, nur wenige 
aber Detailgeschäften angehören; die Betheiligung ist über- 
haupt äusserst gering, weil die meisten Vereinsmitglieder eben, 
wenn sie in Stellung sind, zum Schulbesuch keine Zeit finden. 
Wo ein Zwang zum Schulbesuch besteht, wie in Sachsen, 
klagt man über die mangelnde häusliche Thätigkeit. Nach 
alledem kanı es nicht Wunder nehmen, wenn viele Vereine 
sich in der schärfsten Weise über das geringe Niveau der all- 
gemeinen und fachlichen Bildung des Personals der Laden- 
geschäfte aussprechen. Unserer Ansicht nach würde es gerade 
beim Ladenpersonal, das während der eigentlichen Nachmittags- 


stunden weniger in Anspruch genommen ist, sehr wohl mög- 
lich sein, den Fortbildungsunterricht in die Tagesstunden zu 
verlegen. 


Unterrichtszeit der Fortbildungsschulklassen 
für Bauarbeiter in München. Die Abendklassen der 
gewerblichen Fortbildungsschulen in München haben ihre 
Unterrichtszeit während des Winterhalbjahres von !/s6—7 Uhr 
und während des Sommers von 1a7—8 Uhr. Zum Besuch 
der Abendklassen sind berechtigt die Angehörigen der soge- 
nannten Baugewerbe im engeren Sinne des Wortes: Maurer, 
Zimmerleute und Steinmetze, ferner Angehörige des Pflasterer- 
gewerbes. Angehörige anderer Gewerbe bedürfen, wenn sie die 
Abendklassen besuchen wollen, hierzu besonderer Erlaubniss 
der Vorstandschaft und haben sonst die Tagesklassen zu be- 
suchen. Der Besuch der Abendklassen nimmt aber ebenfalls 
von Jahr zu Jahr ab. Die Gemeinde hat auch ziemlich hohe 
Kosten gerade für diese Abendschulen aufzuwenden, so dass 
die einzelnen Schüler derselben viel höher zu stehen kommen, 
als die Schüler in den Tagesklassen. Es war nun angeregt 
worden, dass die Unterrichtszeit an diesen Abendklassen 
während des Winters auf die Zeit von 6 Uhr bis !8 Uhr 
und während des Sommers von 7 —!/.9 Uhr, also weiter in die 
Nacht als bisher, verlegt werden möchte. Begründet wurde 
diese Anregung mit dem Hinweis darauf, dass Schüler dieser 
Abendklassen, namentlich Maurerlehrlinge, sehr häufig abgehetzt 
oder zu spät zur Schule kämen, da die Bauplätze oft entfernt 
von der Schule lägen, oder dass die Schüler, wenn sie selbst 
darauf drängen, rechtzeitig aus der Arbeit entlassen zu werden, 
sich von den Palieren entweder beträchtliche Lohnabzüge ge- 
fallen lassen müssten, oder dass sie gar die Arbeit verlören, 
Man glaubte, dass dem dadurch abgeholfen werden könnte, 
dass man den Beginn der Unterrichtszeit auf einen späteren 
Beginn verlegte. Es wurden nun die sämmtlichen Abendschulen 
gutachtlich einvernommen und die Auskünfte derselben in der 
Sitzung des Magistrats vom 21. v. M. mitgetheilt. Von den 
6 Gutachten, die vorlagen, haben sich indess vier dagegen aus- 
gesprochen und nur zwei dafür, und diejenigen, die sich dafür 
ausgesprochen haben, auch nur bedingt. Der Referent führte 
deshalb aus, es sei ja wohl richtig, dass solche Verspätungen 
vorkämen, vielleicht an einzelnen Schulen sogar ziemlich häufig; 
allein es seien im grossen Ganzen doch nur Ausnahmen. Der 
Mehrzahl der Schüler sei es möglich, rechtzeitig zur Schule 
zu kommen. Es werde allerdings darauf ankommen, wie die 
Ordnung in den einzelnen Schulen gehandhabt werde. Von 
einzelnen wird berichtet, dass diese Verspätungen vorkommen 
und dass einzelne Maurerpaliere besonders rücksichtslos mit 
den Schülern umgehen; von anderen dagegen wird versichert, 
dass gar kein Bedürfniss für eine Verschiebung der Unterrichts- 
zeit vorliegt, und wieder von anderer Seite wird dargethan, 
dass die Schüler, namentlich während des Winters, viel zu 
frühe zur Schule kommen und sich schon vor 5 Uhr vor der 
Schule herumtreiben und man sie in das Schulhaus hineinlassen 
muss, um etwaigen Ausschreitungen auf der Strasse zu be- 
gegnen. Die Lohnabzüge, die vorkommen, seien, so wird be- 
richtet, im Vergleich zu den Wochenlöhnen doch nur gering. 
Ein solcher Mörtel- oder Steinträger verdiene 10 bis 12 Mk. 
wöchentlich und der Lohnabzug betrage in den allerungün- 
stigsten Fällen Mk. 1 bis Mk. 1.50, sei also im Vergleich zu 
dem Wochenlohn nur gering (?). Uebrigens sei es nicht Regel, 
dass solche Lohnabzüge stattfänden. Das Hauptbedenken, das 
gegen die Hinausschiebung der Unterrichtszeit vorliege, be- 
stehe aber in Folgendem: Früher war die Unterrichtszeit von 
7—9 Uhr festgesetzt; allein der späte Schluss um 9 Uhr gab 
zu sehr vielen Unzuträglichkeiten Anlass; wenn die Schüler 
haufenweise bei Nacht aus dem Schulhause kommen und sich 
nach Hause begeben, ergibt sich von selbst, dass mancherlei 
Ausschreitungen vorkommen. Gerade diese Erfahrungen haben 
den Magistrat im Jahre 1881 veranlasst, die Unterrichtszeit an 
den Abendklassen weiter in den Tag hineinzuverlegen, während 
des Winters von !/a6—7 Uhr und während des Sommers von 
17 —8 Uhr. Wenn man nun wieder zurückgehe mit der Unter- 
richtszeit, so liege die Gefahr nahe, dass die früheren Uebel, 
wenn auch nicht in vollem Umfange, so doch theilweise wieder- 
kehren. Es sei in der That nicht zu empfehlen, dass die 
Schüler erst um 9 Uhr oder nach 9 Uhr ins elterliche Haus 
zurückkehren. Diese unterrichtlichen und erziehlichen Gründe 
veranlassten die Vorstandschaft, sich einstimmig gegen die 
gemachte Anregung auszusprechen und vielmehr vorzuschlagen, 
dass die Unterrichtszeit im allgemeinen so belassen werden 
solle, wie sie zur Zeit ist. Nur nach einer Richtung könnte 
vielleicht eine Aenderung eintreten, nämlich indem man 
für die Monate September und März die Sommerordnung 
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einführt, also in diesen Monaten bereits um !/7 Uhr be- 
ginnen lässt, während der kurzen Tage aber, wo die Bau- 
thätigkeit ohnehin zum grossen Theile ruht, solle am bisherigen 
Beginn der Unterrichtszeit festgehalten werden. Der Magistrat 
stellte sich ebenfalls auf diesen Standpunkt und beschloss, es 
bei dem Abendunterricht in den früheren Abendstunden zu 
belassen. 

Mangel an Fortbildungsschulen in Vor- 
pommern. Man schreibt uns: „B. In Vorpommern und auf 
Rügen ist es um die Fürsorge für die aus der Schule entlassene 
Jugend übel bestellt. In den grösseren und kleineren Städten 
vegetiren zwar hier und dort Fortbildungsschulen, deren Be- 
such aber wohl nirgends obligatorisch ist, die also gerade den 
Elementen, die einer Fortbildung am dringendsten bedürfen, 
ihren Segen nicht spenden können. Auf dem Lande kennt man 
die Fortbildungsschule oder irgend eine andere Veranstaltung 
zum Zwecke der geistigen und sittlichen Hebung des jungen 
Volkes überhaupt nicht. Und wie wichtig wären doch solche 
Anstalten gerade in diesem Landestheil, wo die Kinder von 
zarter Jugend an mit schwerer Arbeit belastet werden, wo die 
der Schule entwachsenen jungen Leute sofort als „Hofgänger“ 
und „Hofgängerinnen“* auf den grossen Gütern — Bauerndörfer 
existiren hier überhaupt nicht — in den Dienst treten und 
dann Arbeiten zu verrichten haben, die für ihre jugendlichen 
Kräfte viel zu schwer sind; wo infolge der unglücklichen so- 
zialen Verhältnisse diese jungen Leute so früh dem Trunke 
und geschlechtlichen Ausschweifungen verfallen.“ Vorpommern 
liegt eben in Preussen, und dieser grösste deutsche Staat hat 
bekanntlich weit weniger für Fortbildungsschulwesen übrig, 
als andere, weit kleinere deutsche Staaten (Baden, Hessen, 
Sachsen). 


Armenpflege. 


Novelle zum Unterstützungswohnsitzgesetz. 
In der Reichstagssitzung vom 4. d. M. wurde die Novelle zum 
Unterstützungswohnsitzgesetz in erster Lesung berathen. Der 
dem neuen Reichstage zugegangene Entwurf hat die Wünsche, 
welche die Kommission des vorigen Reichstags vorbrachte, 
berücksichtigt, abgesehen von der Bestimmung, dass vom 60. 
Lebensjahr ab ein Neuerwerb eines Unterstützungswohnsitzes 
ausgeschlossen sein solle. Die Kommission war von dem Ge- 
danken ausgegangen, dass, wie man den Erwerb des Unter- 
stützungswohnsitzes von der Erreichung des erwerbsfähigen 
Alters abhängig machen wolle, dieser Erwerb auch von dem 
Augenblicke ausgeschlossen sein müsste, wo der Arbeiter in 
der Regel seine Arbeitskraft verloren hätte. Ausserdem wollte 
man dadurch einem Abschieben der Arbeiter entgegentreten. 
Die Reichsregierung hält diese Gründe nicht für stichhaltig. 
Zunächst sei es unmöglich, allgemein ein Lebensalter festzu- 
setzen, von welchem ab der Arbeiter seine Arbeitskraft ver- 
liert. Schon zwischen den Fabrik- und ländlichen Arbeitern 
mache sich dabei ein grosser Unterschied bemerkbar. Der 
letztere werde in der Regel weit länger arbeitsfähig sein als 
der erstere. Aber auch innerhalb beider Kategorien bringe die 
individuelle Konstitution die grössten Verschiedenheiten mit 
sich. Sodann würde der Zweck, den man mit der Vorschrift 
verfolgt, thatsächlich gar nicht erreicht werden, Die Arbeiter 
würden dadurch durchaus nicht in der Erreichung einer Hei- 
math für ihren Lebensabend gefördert werden. Denn die Ar- 
menverbände, welche die Abschiebung vornehmen wollen, 
würden sie, wenn die Vorschrift getroffen würde, eben so 
frühzeitig vornehmen, dass der Arbeiter in ihrem Bezirk vor 
Erreichung des 60. Lebensjahres die zum Erwerb des Unter- 
stützungswohnsitzes nöthige Zeitdauer nicht beschäftigt wird, 
Schliesslich aber würde eine solche Massregel, wenn auch 
nicht eine Beschränkung der Freizügigkeit, immerhin eine 
Einengung der Freiheit in dem Erwerb des Unterstützungs- 
wohnsitzes sein. Arbeiter, welche um das 60. Lebensjahr herum 
andere Beschäftigungsorte wählen, um eventuell einen anderen 
Unterstützungswohnsitz zu erhalten, würden dann zwar nicht 
an der Ausführung ihrer Absicht, aber an der Erreichung des 
mit derselben verbundenen Zieles gehindert werden. Nach alle- 
dem erscheine jene Bestimmung unzweckmässig und unwirksam. 
Die Debatte im Reichstag streifte die verschiedenen Punkte 
des Entwurfes, ohne sie eingehender zu behandeln. Abg. 
Greiss trat lebhaft dafür ein, das 19. Lebensjahr als Mün- 
digkeitsalter für Erwerb eines eigenen Unterstützungswohn- 
sitzes festzusetzen, weil dann die Möglichkeit eines derartigen 
selbständigen Erwerbs mit dem Grossjährigkeitsalter beginne. 
Abg. v. Holleuffer vertheidigte die vorgesehene Bestimmung, 
die das 18. Lebensjahr normirt, worin ihm Abg. Gamp beitrat, 
wogegen Abg. v. Gültlingen sich ganz energisch gegen eine 


Herabsetzung jenes Lebensalters überhaupt wandte und erklärte, 
diese sei für die Süddeutschen unannehmbar. Am lebhaftesten 
wurde die Frage der Aufhebung des bayerischen Reservat- 
rechtes und die Einführung des Reichsgesetzes in Elsass- 
Lothringen behandelt. Dafür trat besonders der Abg. Brühne 
ein, dem sich Dr. Osann anschloss, obwohl er die Aufhebung 
des bayerischen Reservatrechts für aussichtslos hielt. Die beiden 
bayerischen Abgeordneten Marquardtsen und Schädler erklärten 
auch aufs Bestimmteste, dass sich Bayern dazu nicht herbei- 
lassen würde. Der elsässische Abgeordnete Winterer bekämpfte 
die Ausdehnung des Unterstützungswohnsitzgesetzes auf Elsass- 
Lothringen, während Staatssekretär von Bötticher mittheilte, 
dass die Reichsregierung zu jener Ausdehnung geneigt sei 
und nur die Reorganisation der Steuerverhältnisse des Reichs- 
landes erst abschliessen wolle. Die Strafgesetz-Abänderung 
hielten die Abgeordneten Brühne und Molkenbuhr für bedenklich, 
Bedenken, die Abg. Ir. Osann als unbegründet ansah. Zum 
Schluss wurde die Novelle auf den Antrag des Abg. Greiss 
einer Kommission von 21 Mitgliedern überwiesen. 

Zwangsmassregeln gegen Arbeitsfähige, welche 
ihre Angehörigen der Armenpflege anheimfallen 
lassen. Auf die Eingabe, welche wir in Nr. 48 S. 193 d. 
Halbj. mitgetheilt haben, ist dem Vorstand des Deutschen 
Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit folgendes Schrei- 
ben des Staatssekretärs des Innern, Herrn von Bötticher, zu- 
gegangen: „Dem Vorstand des deutschen Vereins für Armen- 
pflege und Wohlthätigkeit lasse ich in Erwiderung auf die an 
den Herrn Reichskanzler und hierher gerichteten gefälligen 
Zuschriften vom 10. und 23. Oktober, betreffend Massregeln 
gegen eine missbräuchliche Inanspruchnahme der Armenpflege, 
angeschlossen ein Druckexemplar des dem Reichstag von 
Neuem vorgelegten Entwurfs eines Gesetzes wegen Aenderung 
des Gesetzes über den Unterstützungswohnsitz und Ergänzung 
des Strafgesetzbuchs ergebenst zugehen. In den Motiven zu 
Artikel 2 sind die Gründe dargelegt, welche für die Be- 
schränkung auf die in Vorschlag gebrachte Strafbestimmung 
massgebend gewesen sind. Zugleich ist aber auch im Sinne 
der dortseitigen Anregung klar gestellt worden, dass die Lan- 
desgesetzgebung auch nach dem Erlass der neuen Strafvor- 
schrift in der Lage bleiben werde, den Polizeibehörden Zwangs- 
mittel an die Hand zu geben, um im Verwaltungswege pflicht- 
vergessene Personen zum Unterhalt ihrer Angehörigen zu 
nöthigen, soweit ein polizeilich zu schützendes öffentliches In- 
teresse vorliegt.“ 


Gemeinnützige Fürsorge. 

Provinzialvereinezur Fürsorge für entlassene 
Strafgefangene. Immer mehr gewinnen die Vereine, welche 
sich der Pflege entlassener Strafgefangener zugewandt haben, 
die Ueberzeugung, dass eine engere Verbindung zwischen ihnen 
nothwendig ist. Am weitesten vorgeschritten ist eine solche 
Organisation im Grossh. Baden, wo 60 Bezirksvereine bestehen, 
die eine gemeinsame Zentralleitung haben. Anderwärts, so in 
Rheinland-Westfalen, ist die ganze Fürsorge von vornherein 
zentralistisch gewesen, erst neuerdings finden dort die Be- 
strebungen Anklang, gegenüber der konfessionell-gemischten, 
wenn auchvorwiegend protestantischen, „Rheinisch-westfälischen 
Gefängnissgesellschaft“* eigene katholische Organisationen zu 
begründen. Die verschiedenen Einzelvereine der Provinz Sachsen 
und des Herzogthums Anhalt haben eine „Gefängniss-Gesell- 
schaft“ für diese Gebiete begründet, ebenso wie sich die in 
Schleswig-Holstein bestehenden Lokal-Fürsorge-Vereine zu 
einem „Zentralverein zur Fürsorge für entlassene Strafgefangene 
und Korrigenden“ vereinigt haben. Neuerdings hat nun der 
preussische Minister des Innern auch für andere Provinzen 
des Staats eine Zusammenfassung der einzelnen Vereine in 
provinzielle Organisationen angeregt. Ob sein Bestreben, 
dessen Vortheile gewiss allseitig anerkannt werden, Erfolg 
haben wird, lässt sich noch nicht beurtheilen. Die einzelnen 
Vereine sind sehr verschiedenartig organisirt, sowohl nach dem 
Gebiete, welches sie umfassen, wie auch nach ihrer Thätigkeit. 
Auch dürfte es schwer halten, die vielen Vereine, die in manchen 
Provinzen bestehen, so z. B. in Schlesien allein ca. 24, zur 
Aufgabe ihrer Selbständigkeit zu bewegen. Jedenfalls verdient 
die Anregung des Ministers volle Anerkennung. 


Krankenpflege. 

Irrenpflege in der Rheinprovinz. In den Ver- 
handlungen des rheinischen Provinzial-Ausschusses, die Ende 
vor. Mts. in Düsseldorf stattfanden, erstattete der Landes- 
Direktor Bericht über die Unterbringung von Irren, Epileptikern, 


Idioten u. s. w. und brachte die Bedenken zur Sprache, welche 
gegen die Unterbringung in andern als von Aerzten geleiteten 
Anstalten vom Verein der deutschen Irrenärzte erhoben worden 
sind. Bekanntlich wurde auf der diesjährigen Konferenz, die am 
25. Mai in Frankfurt a.M. stattfand, die Forderung erhoben, dass 
Irre nur in Anstalten mit ärztlicher Leitung sollten untergebracht 
werden dürfen. Der Beschluss richtete sich in erster Linie gegen 
die zahlreichen unter geistlicher Leitung bestehenden Anstalten, 
wie sie namentlich in der Rheinprovinz vorhanden sind. Der 
Provinzial-Ausschuss war der Meinung, dass keine Veranlassung 
vorliege, von dem bisherigen Verfahren abzuweichen; dasselbe 
habe Nachtheile in langjähriger Erfahrung nicht ergeben, und die 
durch den Verein erhobenen Bedenken seien nicht als be- 
gründet anzuerkennen, zumal die Provinzial-Verwaltung sich 
über diejenigen nichtprovinziellen Anstalten, welchen unheil- 
bare Geisteskranke u. s. w. überwiesen werden, ein hinreichendes 
Aufsichtsrecht gewahrt hat. Der Verein habe die Entwickelung 
der Irrenpflege in hiesiger Provinz übersehen und ausser Acht 
gelassen, dass der Bau eigener Irren-Heil- und Pflege-Anstalten 
der Provinz eine Ausgabe von mindestens 15 Millionen Mark 
verursachen würde. Diesen Standpunkt dürfte die Provinzial- 
verwaltung auf die Dauer wohl nicht aufrecht erhalten können. 


Elexmstasttems nur Res onnszarllers zeiuttenerne sera 
Dem Bericht über die städtischen Heimstätten in Berlin ist 
zu entnehmen, dass im Jahre 1892.93 eine vierte Pflegstätte 
in Malchow für Brustkranke mit 96 Betten eröffnet wurde; 
die Kosten für ein Bett stellten sich bei Mk. 244 660 Gesammt- 
kosten auf Mk. 2550. Die Frequenz der Anstalt hat bereits 
derartig zugenommen, dass die Zahl der verfügbaren Betten 
bald nicht mehr ausreichen wird. Dagegen entbehrte die Heim- 
stätte in Blankenfelde für Wöchnerinnen, trotzdem bisher an 
den Pfleglingen günstige Erfolge erzielt wurden, des erwarteten 
Zuspruches, so dass sie am 12. November für die Winter- 
monate geschlossen wurde. Die Aufnahme der Wöchnerinnen 
scheiterte zumeist an der Kostenzahlungsfrage; bei verheira- 
theten Frauen kam noch hinzu, dass diese schwer aus ihrem 
Haushalt, ohne genügenden Ersatz, abkömmlich sind. Infolge 


mehrerer grösserer Schenkungen und Stiftungen sind jedoch 


die Heimstätten jetzt in der Lage, in grösserem Umfange als 
bisher Freistellen zu gewähren; hinzukommt, dass die Stadt- 
gemeinde für jede Heimstätte ebenfalls jährlich Mk. 2000 zu 
diesem Zweck ausgesetzt hat. Die Kosten für zahlende Kranke 
sind vom 1. April 1893 auf Mk. 2 — bisher Mk. 2.25 — pro 
Tag herabgesetzt. Verpflegt wurden im Jahre 1892/93 in 
Blankenburg 386 Pfleglinge, von denen 120 durch Kassenärzte 
überwiesen wurden, 146 aus städtischen Krankenhäusern kamen. 
In Heinersdorf fanden 461 Pfleglinge Aufnahme, darunter 282 
aus Privatpflege, 141 aus städtischen Krankenhäusern. In 
Blankenfelde, dessen Anstalt im Winter geschlossen war, fanden 
von April bis Oktober 1892 28 Wöchnerinnen mit 21 Säug- 
lingen und 81 andere Pfleglinge Aufnahme. Die Heimstätte zu 
Malchow verpflegte 79 Männer, 11 Frauen, von denen 77 aus 
städtischen Krankenhäusern zur Genesung überwiesen wurden. 


Arbeiterversicherung. 

Dienstbotenkrankenversicherung im Gross- 
herzogthum Baden. Die 61 Dienstbotenkrankenkassen Badens 
hatten Anfang 1892 einen Mitgliederbestand von 32180, davon 
27 660 weibliche Personen; Ende 1892 waren es 31 884, wovon 
27 289 weibliche Mitglieder; demnach hat sich die Zahl um 296 
verringert. (Am Ende des Jahres 1891 bestanden 65 Kassen mit 
32567, darunter 28099 weiblichen Mitgliedern.) Die meisten 
Mitglieder Ende 1892 zählte die Kasse Karlsruhe mit 8670 
(w. 7750); es folgten die Kassen Mannheim mit 8187 (w. 7112), 
Freiburg mit 4671 (w. 3612), Baden mit 2881 (w. 2263), Heidel- 
berg mit 2682 (w. 2433), Offenburg mit 1639 (w. 1360), Konstanz 
mit 1142 (w. 1069), Mosbach mit 835 (w. 690), Lörrach mit 749 
(w. 629), Villingen mit 265 (w. 239) und Waldshut mit 163 
(w. 122). Die im Jahre 1891 bestehenden 61 Kassen hatten 
5766 (w. 4887) Erkrankungsfälle mit 103642 Krankheitstagen 
zu reguliren. Auf je 100 Mitglieder kamen 17,62 Krankheits- 
fälle mit 316,99 Krankheitstagen; die durchschnittliche Dauer 
eines Krankheitsfalles betrug 17,97 Tage (15,11 'Tage bei männ- 
lichen und 18,64 bei weiblichen Mitgliedern). Die Einnahmen 
der 61 Kassen betrugen im Jahre 1892 356398 M., hierunter 
235170 M. Mitgliederbeiträge (auf 1 Mitglied kamen 7,19 M.). 
Die Ausgaben beliefen sich auf 348995 M. (auf 1 Mitglied 
10,67 M.). Die Ausgaben für Krankheitskosten betrugen 
236295 M., und zwar insbesondere Kosten für ärztliche Be- 
handlung 22531 M., Arzneien und sonstige Heilmittel 37 345 M., 
Kur- und Verpflegungskosten 166532 M., Krankengeld 9887 M. 
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Das Gesammtvermögen der 61 Dienstbotenkrankenkassen betug 
im Jahre 1892 90761 M. (2,78 M. auf | Mitglied); im Jahre 
1891 besassen 65 Kassen 65918 M. (pro Mitglied 2,06 M.). 
Den grössten Vermögensbestand wies im Jahre 1892 die Kasse 
Karlsruhe mit 62 191 M. (pro Mitglied 6,91 M.) auf. Bekanntlich 
hat mit Schluss des Jahres 1892 die gesonderte Verwaltung 
der Dienstbotenkrankenkassen aufgehört, indem diese Kassen in 
die allgemeine Reichskrankenversicherung eingegliedert wurden. 


Gesundheitspflege. 


Stadtarzt für Braunschweig. Durch das Braun- 
schweiger „Monatsblatt für öffentliche Gesundheitspflege“ wird 
jetzt der Wortlaut einer Petition des Vereins für Öffentliche 
Gesundheitspflege im Grossherzogthum Braunschweig bekannt, 
welche unterm 13. März d. J. an den dortigen Magistrat ge- 
richtet worden ist und u. A. folgende Forderung aufstellt; 
„Es ist ein ärztlicher Verwaltungsbeamter anzustellen, dessen 
Aufgabe ıie Ueberwachung des Gesundheitszustandes und der 
zum Schutze desselben getroffenen Anordnungen, sowie die 
Bearbeitung einer genauen Medizinalstatistik ist. Derselbe darf 
andere als Hospital- und Konsultationspraxis nicht betreiben 
und ist angemessen zu besolden. Begründung: Wenn auch im 
Laufe der Jahre (vgl. Blasius, Clauss und Landauer, Die Stadt 
Braunschweig in hygienischer Beziehung, Braunschweig 1890) 
der Gesundheitszustand von Braunschweig sich etwas gebessert 
hat, so wird doch nach unserer Ansicht noch viel zur weiteren 
Besserung geschehen können. Um aber zu wissen, wo Hand 


anzulegen ist — soweit es sich nicht um notorische Bedürf- 
nisse (gutes Trinkwasser, Kanalisation, Reinigung der Ab- 
wässer) handelt — sind wissenschaftliche Erhebungen nöthig, 


welche durch einen hygienisch durchgebildeten Arzt anzustellen 
sind. Wir haben schon oben unser Bedauern ausgesprochen, 
dass die vortrefllichen statistischen Arbeiten Reck’s nicht fort- 
gesetzt sind. Die von unserem Verein gelieferten statistischen 
Zusammenstellungen machen keinen Anspruch darauf, einen 
Ersatz zu bieten. Sie behandeln die Sache nur in grossen Zügen 
und nehmen keine Rücksicht auf die Bodenverhältnisse der 
Stadt, auf das Einkommen und die Berufsarten der Bewohner. 
Dies ist aber speziell für die Beseitigung von Seuchenherden 
unbedingt erforderlich. Mit diesen statistischen Arbeiten müsste 
die fortwährende Ueberwachung des Gesundheitszustandes der 
Bevölkerung Hand in Hand gehen, damit der Magistrat von 
allen epidemieartigen Erkrankungen sofort benachrichtigt werde. 
Eine andere wichtige Aufgabe des Stadtarztes würde die hy- 
gienische Ueberwachung der Schulen sein. Es ist bekannt, dass 
die Schulkinder bei unzureichenden Schuleinrichtungen oder 
bei ungenügender Rücksichtnahme auf ihre Entwickelung und 
ihre Kräfte an ihrer Gesundheit geschädigt werden können. 
Ernährungsstörungen, Rückgratsverkrümmungen, Kurzsichtig- 
keit, sowie Erkrankung an ansteckenden Krankheiten sind die 
Folgen. Ebenso haben auch die Lehrkräfte Anspruch auf hy- 
gienische Fürsorge. Ein Stadtarzt würde daher auch in dieser 
Hinsicht ein weites Feld für seine Thätigkeit finden. Da die 
oben geschilderte Thätigkeit die Arbeitskraft eines Einzelnen 
völlig ausfüllen würde, auch Werth darauf zu legen ist, dass 
der betreffende Angestellte keine anderen Interessen wahrzu- 
nehmen hat, als diejenigen der Stadt, so ist ihm jegliche ärzt- 
liche Praxis mit Ausnahme von Hospital- und Konsultations- 
praxis zu untersagen und für seine angemessene Besoldung 
Sorge zu tragen. Inwiefern die Stellung eines solchen Stadt- 
arztes sich mit derjenigen des Stadtphysikus vereinigen lässt, 
stellen wir dem Ermessen des verehrlichen Stadtmagistrats 
gehorsamst anheim.“ Für Frankfurt a. M. und einige andere 
deutsche Städte sind bekanntlich Stadtärzte bereits angestellt. 


Wohnungswesen. 


Uebernahme der Bau- und Gesundheitspolizei 
durch die Stadt Köln. Auf Grund des sog. Polizeikosten- 
gesetzes hat sich die Stadtverordnetenversammlung Kölns am 
23. v. Mts. mit der Frage der Uebernahme der Bau- und Ge- 
sundheitspolizei auf die Stadt beschäftigt. Oberbürgermeister 
Dr. Becker führte die Vortheile an, welche der Stadt daraus 
erwüchsen. Sie erlange auf einem neuen, wichtigen Gebiete 
das Recht der Selbstbestimmung, auch könnten in Zukunft 
Bauverwaltung und Baupolizei, wenn auch nicht in einer Ver- 
waltungsstelle vereinigt, doch mehr Hand in Hand gehen als 
bisher, sodass bedeutende Ersparniss an Zeit erzielt werde. 
Letzterer Vortheil würde ganz besonders auch den Baulustigen 
zugute kommen, deren Gesuche leicht von einer Behörde zur 
andern gegeben werden könnten. Die Vereinigung beider Be- 
hörden lasse auch eine einheitlichere Entscheidung auftauchender 


Fragen erwarten. Namentlich erhofft der Oberbürgermeister, 
dass man nun schleuniger mit dem Unwesen der Privatstrassen, 
die in den Vororten noch in sehr grosser Zahl vorhanden 
seien, werde aufräumen und die Strassenanlegung von einer 
Stelle werde regeln können. Die städtische Baupolizei bestehe 
in allen preussischen Städten, welche keine königliche Polizei 
hätten, und auch von diesen letzteren in Hannover, Magdeburg 
und Frankfurt. Die übrigen gedächten sie auf Grund des 
Polizeikostengesetzes gleichfalls zu übernehmen. Trotz der 
erheblichen Kosten, jährlich ca. Mk. 7000, beschloss die Stadt- 
verordnetenversammlung, der Vorlage des Oberbürgermeisters 
entsprechend, jene Zweige der Polizeiverwaltung auf die Stadt 
zu übernehmen. 


Wohnungsuntersuchungen in Duisburg. Wie 
der uns jüngst zugegangene Verwaltungsbericht der Stadt 
Duisburg pro 1891/92 berichtet, sind die dortigen Wohnungen 
im Berichtsjahre bezüglich des Kost- und Quartier-Gänger- 
wesens revidirt worden und ist dabei festgestellt worden, dass 
sich die Polizeiverordnung der Königlichen Regierung zu 
Düsseldorf vom 11. Juli 1887 über das Halten von Kost- und 
Quartiergängern nebst der dazu erlassenen Anweisung vom 
25. Oktober 1887 durchaus bewährt hat. Wenigstens bezeichnet 
der Bericht die in dieser Beziehung jetzt herrschenden Zu- 
stände als fast durchweg geregelte. Die Polizei geht mit grösster 
Strenge vor und weist die häufiger eingehenden Gesuche von 
Quartiergebern um Entbindung von den strengen Vorschriften 
der Verordnung stets ab. Uebrigens begegnet es im Allge- 
meinen nur geringen Schwierigkeiten, diese Quartiere den An- 
forderungen der gedachten Verordnung entsprechend einzu- 
richten, da die ledigen Arbeiter bei dem recht ausreichenden 
Verdienst, welchen sie meist haben, wohl im Stande sind, eine 
ordentliche Wohnung zu bezahlen. Dagegen ist die Beschaffung 
von Wohnungen für kinderreiche Familien sehr schwer und 
sind für diese die Miethpreise noch immer recht hoch, ob- 
wohl sie namentlich in den Aussenbezirken neuerdings billiger 
geworden sind. Ausser dieser Revision hat während der 
Monate Juli, August und Oktober des Berichtsjahres eine 
Untersuchung der Wohnungen in Bezug auf ihre bauliche und 
gesundheitliche Beschaffenheit durch Kreisphysikus Dr. Beer- 
mann, Baurath Quedenfeldt und Polizeiinspektor Terpe statt- 
gefunden, bei welcher diese zu der Ueberzeugung gelangt 
sind, dass die Duisburger Wohnungsverhältnisse nach den er- 
wähnten Richtungen hin als ziemlich gute zu bezeichnen sind. 
Die dabei hervorgetretenen Mängel sind nach Möglichkeit so- 
fort beseitigt worden. Eine regelmässige Wiederholung solcher 
Inspektionen in kürzeren Zeiträumen ist dringend erforderlich; 
doch ist gleichzeitig auch eine allmähliche Erhöhung der An- 
sprüche durchzuführen, denn auf die Dauer darf man sich 
nicht damit zufriedengeben, „ziemlich gute“ oder „im allge- 
meinen befriedigende“ Verhältnisse gefunden zu haben. 


Gewerbewesen. 


Arbeitsnachweisebureau in der Provinz 
Brandenburg. Die Gewerbekammer der Provinz Branden- 
burg beschäftigte sich letzter Tage mit einer Vorlage der 
Staatsregierung: „Entsprechen die in der Provinz bestehenden 
Einrichtungen zur Regelung des Arbeitsnachweises dem vor- 
handenen Bedürfniss, oder welche Massregeln sind zu diesem 
Zwecke in Vorschlag zu bringen?“ Sämmtliche Abtheilungen 
waren dahin einig, dass diese Einrichtungen noch vielfach ver- 
besserungsbedürftig sind. Die Abtheilung für Landwirthschaft 
wünschte speziell, dass das gewerbsmässige Verdingen von 
Arbeitskräften von der Ertheilung einer Genehmigung durch 
die Kreis- und Stadtausschüsse abhängig zu machen sei und 
dass die Polizeibehörden angewiesen würden, die Vermiethungs- 
kontore schärfer als bisher zu beaufsichtigen. Die Abtheilung 
für Industrie befürwortete eine Regelung des Arbeitsnachweises 
in der Form, dass Arbeitssucher und Arbeitsvergeber ihren 
Bedarf bei den Ortspolizeibehörden angeben sollen. Diese sollen 
dann periodisch Sammelberichte sowohl an die Landrathsämter, 
wie an die Verpflegungsstationen erstatten und die Nach- 
weise in den Kreisblättern veröffentlichen. Die Abtheilung für 
das Handwerk endlich empfahl Stärkung der Innungsorgani- 
sationen, weil dann auch die den Innungen nach $ 97 der 
Gewerbeordnung auferlegte Pflicht, den Arbeitsnachweis ein- 
zurichten, erfüllt werden könne. Die neue Form des städtischen 
Arbeitsnachweises mit Anschluss an die Gewerbegerichtsorgani- 
sation scheint in Brandenburg noch nicht bekannt zu sein. 

Arbeitsnachweisebureau für Speicherarbeiter 
in Hamburg. In Anerkennung und zum Zweck der Beseiti- 
gung der Uebelstände, die sich dadurch herausgebildet haben, 
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dass die Speicherarbeiter sich vor den Wirthschaften am Hafen 
aufhalten müssen, um Beschäftigung zu erlangen, hat sich vor 
Kurzem in Hamburg ein Komit& gebildet, welches beabsichtigt, 
sowohl unter Kontrole der Arbeitgeber als auch Arbeiter ein 
Nachweisungs-Bureau zu errichten, welches in der Mitte des 
hier in Betracht kommenden Arbeitsmarktes liegen soll. Das 
Lokal soll gross genug sein, um eine bestimmte Anzahl Arbeiter 
aufzunehmen. 

Vorbereitungen für städtische Nothstands- 
arbeiten. Aus einzelnen Städten werden bereits grössere 
Vorbereitungen für winterliche Nothstandsarbeiten gemeldet. 
So will der Magistrat in Braunschweig, um Arbeitslosen, 
die dort ansässig sind, in diesem Winter nach Möglichkeit 
Beschäftigung zu gewähren, bedeutende Mengen Pflastersteine 
anschaffen und dieselben zerkleinern lassen. Das Material wird 
zur Befestigung städtischer Strassen verwendet werden. Aus 
Mannheim hören wir zuverlässig, dass die Stadt nicht bloss 
selbst Vorbereitungen für ähnliche Arbeiten, wie sie vorigen 
Winter ausgeführt wurden, nach demselben bewährten System 
auch für diesen Winter getroffen hat, sondern dass sie ausser- 
dem beim Staat wegen Bereitstellung fiskalischer Unterneh- 
mungen für die Nothstandszeit vorstellig geworden ist. Dieser 
Schritt hatte den Erfolg, dass der badische Staat Hafenarbeiten 
in der Nähe von Mannheim für Arbeitslose in Bereitschaft 
stellte und dieselben eventuell durch die Stadt an Arbeiter- 
gruppen zur Ausführung während der Winterzeit vergeben 
lassen will. 


Eingegangene Schriften. 


I. Drucksachen kommunaler Verwaltungen. 


Bezirkstag des Unter-Elsass. Sitzung von 1893. Verwaltungsbericht 
und Vorlagen des Bezirks-Präsidenten. Haushalts-Etat des Bezirks 
Unter-Elsass für 1894/95. 

Freiburg i. B. 10 Vorlagen des Stadtraths an den Bürgerausschuss. 

Mittheilungen des Statistischen Amtes der Stadt München. XII. Band. 
Anhang (5. Heft). 

Pforzheim. Grundzüge des Projekts einer städtischen Centrale für 
Uebertragung von elektrischer Kraft und elektrischem Licht. 

Haushalts-Etat der Stadt Witten für das Rechnungsjahr 1893/94 nebst 
Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeindeangelegen- 
heiten für die Zeit vom 1. April 1892 bis 31. März 1893. 

Stadt Worms. Denksehrift betr. die Errichtung einer Heilstätte für 
Lungenkranke für die Stadt Worms. 

Städtische Armenverwaltung Worms. Jahresbericht für das Rechnungs- 
Jahr 1892/93. 


II. Bücher und Broschüren. 


Appelius, Dr. H. Gewerbeordnung für das Deutsche Reich in ihrer 
gegenwärtigen Gestaltung, nebst den für das Reich und für Preussen 
erlassenen Ausführungsbestimmungen und einem Anhange, enthaltend 
die wichtigsten bezüglichen Gesetze und Verordnungen. Berlin 1893. 
Verlag von Otto Liebmann. VI und 237 Seiten. 

Frühling, A. Die neuere Entwickelung der Städte auf gesundheitlichem 
Gebiete. Antrittsvorlesung am 3. Mai 1893. Sonderabdruck aus dem 
„Civilingenieur“, XXXIX. Band, 6. Heft. 

Gebhard, Herman. Die Reform der Invaliditäts- und Altersversicherung. 
Mainz 1893. Verlag von J. Diemer.’74 Seiten. 

Gebhard, Herman. Die nach dem Invaliditäts- und Altersversicherungs- 
gesetze versicherten Personen. Handbuch zur Feststellung des der 
Invaliditäts- und Altersversicherung unterstellten Personenkreises. 
Berlin 1893. Carl Heymanns Verlag. X und 328 Seiten. 

Gresbeck, F. Gesetz, betreffend Abänderung der Gewerbeordnung. 
Vom 1. Juni 1891. (Sog. Arbeiterschutzgesetz.) Erläutert und mit den 
Vollzugsvorschriften des Reichs, sowie des Königreichs Bayern heraus- 
gegeben. Ansbach 1892. Verlag von C. Brügel und Sohn. VII und 
195 Seiten. 

Jastrow, Dr.J. Preussisches Steuerbuch. Ein Wegweiser durch die neuen 
Steuergesetze für jeden preussischen Staatsbürger. Leipzig 1894. Verlag 
von C. L. Hirschfeld. VII und 268 Seiten. 

Kaerger, Dr. Karl. Die Arbeiterpacht. Ein Mittel zur Lösung der länd- 
lichen Arbeiterfrage. Berlin 1893. Gergonne und Co. 283 Seiten. 

von Landmann, Robert. Die Gewerbeordnung für das Deutsche Reich 
unter Berücksichtigung der Gesetzgebungsmaterialien, der Praxis und 
der Literatur erläutert und mit Vollzugsvorschriften herausgegeben. 
Zweite völlig umgearbeitete Auflage. Erste Hälfte und zweite Hälfte 
1. Lief. 784 Seiten. München 1894. C. H. Beck’sche Verlagsbuchhand- 
lung. Oskar Beck. 

Lenz, Dr. Adolf. Die Zwangserziehung in England. (The reformatory 
and industrial schools.) Eine kriminalpolitische Studie. Stuttgart 1894. 
Verlag von Ferdinand Enke. XVI und 136 Seiten. 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer Stadtrath Dr. K. Flesch in Frankfurt a. M.) 


Verbandsangelegenheiten. 


Auf den letzten Aufruf des Verbandsvorstandes haben 
sich nunmehr die GG. von Augsburg, Dresden, Duis- 
burg, Elbings’Erfurt,.Fürth, Görlitz, Harbürg, 
Heddesdorf am Rhein, Posen und Zittau zum Beitritt 
gemeldet, sodass der Verband bereits 5l GG. umfasst; ins- 
besondere sind die meisten Gewerbegerichte grösserer Städte 
beigetreten. 

Allen Verbandsmitgliedern wird vom 1. Januar n. J. ab 
das Verbandsorgan unmittelbar von der Expedition der „Blätter 
für soziale Praxis“ übersandt werden. Den Beitrag für 1894 
wollen die Mitglieder mit 20 Mk. in der ersten Hälfte des 
Januar an den Geschäftsführer Stadtrath Dr. Flesch zu Frank- 
furt a. M., Gewerbegericht, übersenden. 


Kündigung beim Engagement auf Probe. 


In der Nummer 42 des Verbandsorganes — Blätter für soz. 
Praxis — wird ein Urtheil des k. Landgerichts I in Berlin, 
betr. die Kündbarkeit eines versuchsweise (aushülfsweise, probe- 
weise) abgeschlossenen Arbeitsvertrages mitgetheilt, welches 
mir juristisch sowohl, wie nach den Anschauungen des prak- 
tischen Lebens durchaus verkehrt erscheint, deshalb auch der 
ständigen Praxis des Gewerbegerichts München widerspricht 
und zur Motivirung einer gegentheiligen Ansicht herausfordert. 

Die Einstellung eines Gehülfen auf Probe oder versuchs- 
weise etc. enthält entschieden eine „anderweitige Vereinbarung“ 
im Sinne des$ 122 d. Reichs-Gewerbe-Ordnung. Wird ein Arbeiter 
auf Probe aufgenommen, so ist eben damit gesagt, dass vor- 
erst überhaupt kein festes Arbeitsverhältniss abgeschlossen 
wird, dass vielmehr, wenn die Leistungen des Arbeiters während 
der Probezeit nicht genügen, jeder Zeit die Entlassung erfolgen 
kann, und dass erst, wenn die Probeleistungen zur Zufrieden- 
.heit des Arbeitgebers ausgefallen sind, der Arbeiter in das 
Arbeitsverhältniss definitiv und mit allen gesetzlichen Wirkungen 
eintreten soll. Irgend ein anderer Sinn kann ja dem Ausdruck 
„auf Probe“ in diesem Falle überhaupt nicht beigelegt werden; 
denn gerade die Kündigungsfrist ist ja das Einzige, worin sich 
ein solcher Dienstmiethevertrag von einem festen Engagement 
unterscheidet, und das Wort „probe- oder versuchsweise“ „auf 
Probe“ etc. würde vollständig bedeutungslos sein, wenn eine 
unter dieser Modalität erfolgte Einstellung auch zur Einhaltung 
der l4tägigen Kündigungsfrist zwingen würde, da unter Ein- 
haltung dieser Frist just auch der fest engagirte Arbeiter ent- 
lassen werden kann. Erfahrungsgemäss wird auch nach der 
Auffassung des täglichen Lebens dieser Unterschied zwischen 
definitivem und probeweisem Engagement gemacht. Völlig 
räthselhaft aber erscheint es, wie sich das kritische Urtheil 
auf den Kommentar von Staub zum Handelsgesetzbuch berufen 
kann. Dieser Kommentar sagt nämlich das gerade Gegentheil 
von dem, was er inhaltlich jenes Urtheils angeblich sagen soll, 
und da in der That die Bestimmung des Art. 61 des Handels- 
gesetzbuches in Bezug auf die hier besprochene Frage — ab- 
gesehen von der verschiedenen Dauer der Kündigungsfrist — 
ganz gleichlautend ist, so kann wohl die betreffende Aeusse- 
rung Staub’s unmittelbar auf diesen Fall angewendet werden. 
Derselbe sagt nämlich zu Art. 61 $ 1 u. 2: „Als Vertrag mit 
vereinbarter jederzeitiger Kündigung ist es aufzufassen, wenn 
das Engagement auf Probe erfolgt.“ Sodann bespricht er den 
Fall, wenn die Dauer der Probezeit selbst vertragsmässig fest- 
gesetzt worden ist und sagt, dass nach Ablauf derselben der 
Gehülfe „fest“ d.h. mit gesetzlicher Kündigung engagirt ist, 
wenn der Prinzipal inzwischen nicht gekündigt hat, weiter führt 
er aus, dass ein festes Verhältniss auch dann wird angenommen 
werden müssen, wenn sich die Probezeit solange hinauszieht, 
dass man nach Zeit und Umständen schliessen muss, dass der 
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr die Absicht zu 
probiren, sondern den Gehülfen nach bestandener Probe für 
fest zu behalten, augenscheinlich zu Grunde liegt. In $ 3 zu 
demselben Artikel wiederholt er dieselbe Ausführung, und da 
hier auch die bereits in den Verbandsmittheilungen zu Nr. 40 
d. Bl. f. soz. Praxis ventilirte wichtige Frage der Beweislast bei 
Kündigungsfristen behandelt ist, verdient der ganze Absatz Er- 
wähnung: „Die Beweislast, wenn streitig ist, ob die gesetzliche 
„Kündigungsfrist Platz greift oder eine vertragliche, richtet 
„sich nach dem Grundsatze, dass die naturalia sich aus dem 


„Gesetze ergeben und nicht bewiesen zu werden brauchen, dass 
„vielmehr derjenige zu beweisen hat, der die Abänderung der 
„naturalia als accidentale behauptet. Es hat daher derjenige, 
„der eine von der gesetzlichen abweichende vertragsmässige 
„Dauer der Kündigung behauptet, sie zu beweisen. Derselbe 
„Grundsatz ist massgebend beim sog. Probeengagement. Da 
„dasselbe nichts weiter bedeutet, als ein Engagement mit ver- 
„einbarter jederzeitiger Kündigung, so muss derjenige, der be- 
„hauptet, dass die jederzeitige Kündigung vereinbart sei, sie 
„beweisen. Die Praxis verfährt unrichtig, wenn sie demjenigen, 
„der das feste Engagement im Gegensatze zum Probeengage- 
„ment behauptet, die Beweislast auferlegt etc. etc.“ Diese 
Ausführungen passen selbstverständlich ebenso auf den $ 122 
der R.-G.-O. wie auf den Art. 6l des Handelsgesetzbuches. 
Wenn das Urtheil des Landgerichts Berlin bei einem 
probeweisen Engagement zum Ausschluss der gesetzlichen 
Kündigungsfrist noch eine eigene Vereinbarung verlangt, so 
übersieht es, dass das eine offenbare Tautologie, ein hölzernes 
Holz wäre. Was nach seiner Ansicht der Ausdruck „probe- 
weise* etc. sonst bedeuten solle, wenn nicht den einstweiligen 
Ausschluss der gesetzlichen Kündigungsfrist, sagt es eigentlich 
selbst nicht; denn .der Satz: „eine Aufnahme auf Probe be- 
deutet vielmehr nur, dass der Arbeitgeber den Gehülfen zu- 
nächst einige Zeit versuchsweise beschäftigen und, wenn er 
sich bewährt, ihm dauernde Beschäftigung geben wolle,“ ist 
entweder ein blosses Spiel mit Worten, oder er kann nur das 
bedeuten, was nach „Staub“ „probeweise“ bedeutet, d.h. wenn 
der Arbeiter sich bewährt, bekommt er dauernde, die gesetz- 
liche oder vertragsmässige Zeit andauernde, Beschäftigung und 
ausserdem tritt ein Arbeitsverhältniss für die gesetzliche oder 
eine sonstige Vertragsdauer nicht ein; nach der Ansicht des 
angefochtenen Urtheils müsste jeder Arbeiter, auch wenn er 
nur zur Probe eingestellt ist, auf mindestens 14 Tage einge- 
stellt gelten, was doch sicher nicht in der Absicht des Gesetz- 
gebers lag. Wölzl, Rechtsrath, 
Vorsitzender des Gewerbegerichts München. 


Rechtsprechung. 


In wie weit kann sich der Häuserproduzent 
darauf berufen, dass er einzelne Arbeitenanan- 
dere Unternehmer vergeben habe, mithin selbst 
nicht verklagt werden könne? 

Wir bringen zu der obigen, praktisch so wichtigen Frage 
ein weiteres Urtheil des Berliner GG. (Kammer 3), das uns 
gleichfalls vom Vorsitzenden dieser Kammer zuging. Beide 
Urtheile stammen aus dem Gebiet des Landrechts; aber wenig- 
stens für das gemeine Recht würde u. E. genau ebenso zu 
entscheiden gewesen sein, denn entweder ist der Zwischen- 
unternehmer Mandatar, Beauftragter, Vertreter des eigentlichen 
dominus negotii, in welchem Fall letzterer ohne Weiteres direkt 
haftbar ist; oder er ist conductor operis. In letzterem Fall 
wäre er allerdings den Arbeitern verantwortlich; aber es bleibt 
zu prüfen, ob sie nicht neben dieser — häufig sehr werthlosen 
— Klage noch ein Klagerecht auch gegen denjenigen haben, 
der den Zwischenunternehhmer veranlasste, sie zu engagiren, 
der ihre Arbeiten selbst beaufsichtigte und die Arbeiten als 
in seinem Interesse geleistet anerkannt und bezahlt hat, mag 
man diese zweite Klage als actio quod jussu, quasi institoria 
oder sonst wie bezeichnen. 

Das Urtheil das Berliner GG., von 4./10./93 i. S. Rupnow 
u. Konsorten c. Berliner Immobilienbank lautet: 

Die Kläger waren als Gewerbegehülfen auf dem Neubau 
Sedanstrasse in Schöneberg, Parzelle 8 Nr. 35, dem Bauunter- 
nehmer Schmelter und dem seit März d. Js. in unbekannter 
Abwesenheit befindlichen Zimmermeister Hübner gehörig, be- 
schäftigt. Sie behaupten, dass seit dem 20. Juli die Beklagte 
Arbeitgeberin gewesen sei. Beklagte hat Abweisung beantragt, 
und den Einwand der Unzuständigkeit erhoben. Die Beweis- 
aufnahme hat Folgendes ergeben: Hübner und Schmelter hatten 
das Grundstück von der Beklagten erworben unter Uebernahme 
von 19000 M. Hypotheken, Eintragung von 28360 M. Restkauf- 
geld, 800 M. Wechsel, welche nicht eingelöst, sondern aus dem 
Baugeld gedeckt sind. Nur Stempel zahlten die Käufer in baar. 
Das Baugeld mit 88000 M. gab die Versicherungsgesellschaft 
Victoria zu Berlin, welche auch die Vorhypothek ablöste. Da 
die Victoria die Baugelder nur in 2 Raten, bei Fertigstellung 
des Rohbaues und bei gänzlicher Fertigstellung zahlte, über- 
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nahm Beklagte die vorschussweise Zahlung des Baugeldes laut 
Baugeldvertrag vom 28. Januar 1893 in kleineren Raten gegen 
Zession des Baugeldes, gewährte auch von vornherein Vor- 
schüsse auf die Baugelder. Anfang März verschwand Hübner, 
Schmelter blieb alleiniger Bauherr. Seit Mai etwa hat die Be- 
klagte ihnı keine grösseren Baarbeträge mehr gezahlt, viel- 
mehr alle Löhne sowie Handwerker, theils auf Grund von 
Zessionen, theils ohne solche, direkt bezahlt. Schmelter erhielt 
nur noch kleine Vorschüsse, 20, 30, 50 M. Die Halber Ziegelei 
betheiligte sich schliesslich an den Vorlagen bis zur Vollendung 
des Rohbaues mit !/s, damit die Rohbaurate fällig wurde. Bis 
zum 19. Juni hatte die Beklagte auf den Bau 7672 M. 21 Pf. 
Vorschüsse über die fällige Baugelderrate hinaus gewährt. 
Nach Fertigstellung des Rohbaues blieb der Bau zunächst 
liegen. Inzwischen war Rechtsanwalt Gr. zum Pfleger des 
Hübner bestellt. Mit ihm wurde über die Weiterführung des 
Baues verhandelt. Er machte seine Zustimmung zum Weiterbau 
davon abhängig, dass die Beklagte verzichte, ihre Forderung 
von 7672 M. 21 Pf. Vorschuss aus dem Baugeld zu decken, 
verpflichtete sich jedoch zur Hypothekenbestellung bezüglich 
dieses Betrages. Nachdem auch Schmelter die Urkunde voll- 
zogen, wurde die Genehmigung des Vormundschaftsgerichts 
nachgesucht. Inzwischen wurde eine Uebersicht über die noch 
zum Bau erforderlichen Gelder und deren Vertheilung auf die 
einzelnen Handwerkerforderungen sowie Löhne durch den 
Architekten der Beklagten aufgemacht, und demgemäss den 
Handwerkern, welche in den Bau liefern sollten, Zessionen 
des Baugeldes ertheilt. Es zeigte sich, dass der Bau noch ca. 
49000 M. erforderte. Demnächst erklärte der Direktor der 
Beklagten dem Unternehmer Schmelter, wenn die Verträge 
mit den Handwerkern geschlossen seien, solle er die Leute 
engagiren und zu arbeiten anfangen, die Löhne zahle Beklagte. 
Deshalb wurden seit 20. Mai die Kläger beschäftigt. Die Löhne 
wurden ihnen theils von dem leitenden Architekten gezahlt, 
theils erhob sie der Kläger Jost direkt an der Kasse der Bank. 
Schmelter erhielt keine Gelder. Er suchte die Bewilligung von 
Tagegeldern nach, die zunächst abgelehnt. später mit 25 bis 
30 M. wöchentlich gewährt wurden. Ende August entstanden 
Differenzen zwischen der Beklagten und Schmelter, da letzterer 
sich auf dem ihm als Miteigenthümer gehörigen Grundstück 
als Bauherr betrachtete, während die Beklagte seine Wirksam- 
keit beseitigen wollte, so dass alle Anordnungen ausschliesslich 
dem Baumeister Schmitz zustehen sollten. Beklagte erklärte 
deshalb zunächst dem Kläger Jost, sie zahle keinen Lohn mehr, 
wenn er weiter arbeiten wolle, solle er sich an Schmelter 
halten, am folgenden Tage erfolgte die gleiche Erklärung an 
die beiden anderen Kläger. Hiernach hat das Gewerbegericht 
angenommen, dass, wenn auch Schmelter Miteigenthümer des 
Grundstücks war, doch seit der Wiederaufnahme des Baues 
an der Fertigstellung des Baues in erster Linie die Beklagte 
ein Interesse hatte, um die von ihr gemachten Vorschüsse 
zurück erhalten zu können, resp. die ihr für dieselben zu be- 
stellende Hypothek zu Werth zu bringen, Der Architekt der 
Bank übernahm die Bauleitung, für ihn wurde ein Honorar 
vorgesehen, er zahlte die Löhne. Schmelter wusste, dass er 
kein Geld in die Hände bekam, er hat deshalb nur, als die 
Bank ihm erklärte. sie zahle die Löhne, die Arbeiter ange- 
nommen. Thatsächlich sind bis zum 27. August die Löhne von 
der Bank gezahlt, die entstehende Differenz hat wieder darin 
ihren Ursprung, dass die Bank die letzte Spur von Einwirkung 
des Schmelter auf den Bau beseitigen wollte, sich allein als 
Bauherrin betrachtete. Daher ist als erwiesen angenommen, 
dass die Beklagte den Klägern als Arbeitgeberin gegenüber 
getreten ist. Dass die von ihr geleisteten Zahlungen nur Vor- 
schüsse für Schmelter seien, ist den Arbeitern gegenüber nicht 
zum Ausdruck gekommen. Die Arbeiter mussten annehmen, 
die Beklagte beschäftige sie. Beklagte hat thatsächlich, wenn 
auch für fremde Rechnung, den Bau in eigene Hand genom- 
men, sie hat dies in Erwerbsabsicht gethan nicht zufällig, 
sondern in ihrem ganzen Geschäftsbetrieb, der sie jeder Zeit 
in die Lage bringen kann, ähnlich verkrachte Bauten selbst 
zu Ende zu führen. Sie ist deshalb als gewerbsmässige Bau- 
unternehmerin erachtet und der Einwand der Unzustän- 
digkeit für unbegründet erklärt. Wird die Beklagte 
als Arbeitgeberin angesehen, so sind die Ansprüche der 
Kläger begründet, da die Erklärung, keinen Lohn weiter 
zu zahlen, in diesem Fall die Entlassung bedeutet. 


Zuständigkeit der Gewerbegerichte für Ent- 
schädigungsansprüche. Nach $ 3 Abs. 2 des Gesetzes 
ist das Gewerbegericht zuständig für Entschädigungsansprüche 
aus dem Arbeitsverhältnisse. 
gründen, ist erforderlich, dass die Streitigkeit in dem speziellen 


Um diese Zuständigkeit zu be- | 


das Arbeitsverhältniss regelnden Arbeitsvertrage ihren Rechts- 
grund hat. Der Anspruch darf sich nicht bloss auf allgemeine 
gesetzliche Bestimmungen stützen. welche zwar auch für die 
durch den Arbeitsvertrag geschaffenen Beziehungen massgebend 
sind, aber nicht allein diese betreffen, vielmehr einen allge- 
meineren Geltungsbereich haben. Letzteres ist hier der Fall. 
Der Beschwerdeführer stützt seinen Entschädigungsanspruch 
auf den $ 120 Abs. 3 der Gewerbeordnung und die allgemei- 
nen Bestimmungen des sechsten Titels des Landrechts. Es 
handelt sich also um einen Anspruch, der seinen Grund in 
einem Verschulden ausserhalb des Vertragsverhältnisses hat. 
Der Beklagte würde, wenn er Schutzeinrichtungen dem $ 120 
a. a. Ö. zuwider vernachlässigt hätte, für den dadurch ver- 
ursachten Schaden nicht allein seinen Arbeitern, sondern 
jedem Dritten gegenüber verhaftet sein (vgl. R.-G. Bd. 17 
S. 222). Ist hiernach das Gewerbegericht für den Rechtsstreit 
nicht zuständig, so konnte dem Kläger für die bei diesem 
Gerichte erhobene Klage das Armenrecht nicht bewilligt 
werden, seine Beschwerde über die ablehnende Entscheidung 
des Gewerbegerichts war daher zurückzuweisen. (Beschluss 
des Landgerichts in Halle a. S. vom 23. April 1893.) 


Vermischtes, 


Zur Qualifikation der Gewerbegerichtsvor- 
sitzenden. Zum Vorsitzenden und stellvertretenden Vor- 
sitzenden des Gewerbegerichts in der Stadt Hagen i. W. waren 
von der Gemeindevertretung der dortige Oberbürgermeister 
und zweite Bürgermeister gewählt worden. Beide hatten aber 
selbst diese Wahl durch Beschwerde angefochten, weil sie 
diese für nicht dem Gesetze entsprechend erachteten. Sie führten 
in dieser Beziehung aus: Zu Vorsitzenden des Gewerbegerichts 
dürften weder Arbeitgeber noch Arbeiter gewählt werden; 
den Arbeitgebern seien deren Vertreter gleichgestellt. Die 
Stadt Hagen gehöre nun selbst als Unternehmerin einer Gas- 
anstalt und eines Wasserwerks zu den Arbeitgebern, und folg- 
lich seien ihre gesetzlichen Vertreter, die Bürgermeister, zu 
Vorsitzenden des Gewerbegerichts nicht wählbar. Der Bezirks- 
ausschuss hatte die Beschwerde abgewiesen, der Provinzialrath 
dagegen sie für begründet erachtet und die Gewählten ihres 
Amtes enthoben. Gegen diesen Beschluss erhob der Ober- 
präsident der Provinz Westfalen auf Anweisung des Ministers 
die Antfechtungsklage aus $ 126 Landesverwaltungs - Gesetz. 
Der Kommissar zur Wahrung des öffentlichen Interesses, Geh. 
Regierungsrath Sieffart führte aus, dass die grundsätzliche 
Ausschliessung der oberen Magistratsbeamten die Zahl der für 
diese wichtigen Aemter wählbaren Personen in einer Weise 
einschränken würde, die man bei Erlass des Gesetzes nicht 
habe voraussehen können. Sollte also das Oberverwaltungs- 
gericht dieser Auffassung beitreten, so werde man in Erwägung 
ziehen müssen, ob nicht das Gesetz einer Abänderung bedürfe. 
Der III. Senat des Oberverwaltungsgerichts erkannte am 30. No- 
vember cr. auf Abweisung der Klage mit folgender Begründung: 
Um eine grundsätzliche Ausschliessung der städtischen Beamten 
oder auch nur der Bürgermeister von der Wählbarkeit, wenn 
die Stadtkommunen selbst Gewerbetreibende seien, könne es 
sich allerdings nicht handeln. Nur in soweit sei eine solche 
Ausschliessung im Gesetze begründet, als die betreffenden Be- 
amten zugleich gesetzliche Vertreter der Stadtgemeinde, also 
eines Arbeitgebers, seien. Unbedenklich wählbar seien also die 
städtischen Beamten mit Ausnahme der leitenden Beamten eben 
jener Gewerbebetriebe und mit Ausnahme der Bürgermeister. 


Aber auch die Bürgermeister seien wählbar, wo ein kolle- 


gialischer Gemeindevorstand vorhanden sei, weil in solchem 
Falle nicht sie persönlich, sondern nur in Gemeinschaft mit 
anderen Magistratsmitgliedern zur Vertretung der Gemeinde 
berechtigt seien. Nur in dem hier vorliegenden Falle, dass kein 
kollegialischer Gemeindevorstand bestehe, sondern die Vertre- 
tung der Stadtgemeinde dem Bürgermeister allein obliege, 
könne dieser, wenn die Stadt zu den Arbeitgebern gehöre, 
allerdings nicht zum Vorsitzenden des Gewerbegerichts ge- 
wählt werden. Diese Entscheidung ist für alle Städte mit 
Bürgermeisterverfassung, also für fast alle rheinischen und für 
kleinere Städte der östlichen Landestheile, von äusserster Trag- 
weite. Da die grösseren dieser Städte wohl durchweg gewerb- 
liche Betriebe haben, würden ihre Vorstände den Vorsitz im 
Gewerbegericht nicht führen können. Es würde darnach sehr 
schwer fallen, überhaupt Leute mit entsprechender Vorbildung 
hierfür zu gewinnen. Uebrigens haben auch mehrere Gewerbe- 
gerichte die städtischen Bürgermeister und Beigeordneten als 
Vorsitzende, so z. B. Duisburg. Die gleiche Frage wäre auch 
für das Grossherzogthum Hessen und für Anhalt von Bedeutung. 


Gewerbegerichteund Fabrikinspektoren. Den 
Jahresberichten der Königl. Preuss. Gewerbeaufsichtsbeamten 
für das Jahr 1892 sind zwei bemerkenswerthe Stellen über die 
Bewährung der Gewerbegerichte zu entnehmen. Der Gewerbe- 
rath für den Aufsichtsbezirk Frankfurt a. ©. und Potsdam 
theilt folgende allgemeine Beobachtung mit: „Die Erfahrungen, 
welche man mit den im Regierungsbezirk Potsdam in den 
Städten Brandenburg und Rathenow bestehenden GG. gemacht 
hat, sind sehr befriedigend. Der erziehliche und versöhnliche Ein- 
fluss dieser Einrichtung und der durch sie gebotene engere 
Verkehr mit den Mitgliedern aus dem Arbeiterstande ist ein 
nicht zu unterschätzender Erfolg, welcher die Erwartungen 
der betheiligten Kreise bei Weitem übertrifft. Namentlich sind 
die Befürchtungen der Arbeitgeber wegen grundsätzlichen 
Widerstands der Arbeiter gegen die Urtheile der Arbeitgeber 
keineswegs eingetroffen, vielmehr vertreten die ersteren be- 
rechtigte Ansprüche der letzteren oft nachdrücklicher als diese 
selbst.* Noch bemerkenswerther aber für die sozialpolitische 
Wichtigkeit der GG. ist folgende Angabe des Düsseldorfer 
Gewerberathes: „Da am Orte (Solingen) schon seit langer 
Zeit ein Gewerbegericht bestelit, so haben sich die Arbeiter 
daran gewöhnt, sich mit ihren Beschwerden zunächst an dieses 
zu wenden und kommen meist erst zur Gewerbeinspektion, 
um sich Rath zu holen, wenn sie ihr vermeintliches Recht 
beim Gewerbegerichte nicht gefunden haben.“ Hier geht also 
der gewerbetreibenden Bevölkerung das GG. vor der staat- 
lichen Gewerbeaufsicht. 

Gewerbestreitigkeiten vor dem Gemeinde- 
vorsteher und Gewerbegericht. Gewerbetreibende und 
Arbeiter der Stadt Bockenheim bei Frankfurt a. M. (20000 
Einwohner, darunter ca. 3000 industrielle Arbeiter) haben in einer 
Versammlung vom 5. d. M. beschlossen, bei dem preussischen 
Handelsminister dahin vorstellig zu werden, dass derselbe die 
Errichtung eines GG. für Bockenheim anordnet (GG.-G. $ 1, 
Abs. 5). Die Stadtbehörde hat die Errichtung u. A. aus zwei 
Gründen verweigert: weil die Thätigkeit des Gemeindevor- 
stehers in Gewerbestreitigkeiten befriedigende Ergebnisse ge- 
liefert habe, und weil vor diesem Richter bis jetzt im Durch- 
schnitt der letzten 3 Jahre nur 47 Sachen anhängig gemacht 
worden seien. Demgegenüber führen die Petenten zu Gunsten 
eines GG. Folgendes aus: „Das Gewerbegerichtsgesetz vom 
29. Juli 1890 hat die Zuständigkeit der Gemeindevorsteher 
bedeutend beschnitten, was gewiss nicht geschehen wäre, 
wenn ihre Thätigkeit so „befriedigend“ ausfiele, wie es unsere 
Stadtverwaltung hinstellt. Das Gewerbegerichtsgesetz hat den 
Gemeindevorstehern die Entscheidung über alle gewerblichen 
Lohnstreitigkeiten weggenommen. Wer aber im praktischen 
Gewerbeleben steht, weiss, dass gerade die Lohnstreitigkeiten 
bei den Differenzen zwischen Unternehmern und Arbeitern 
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die Hauptsache ausmachen. Beim Gewerbegericht in Frank- 
furt a. M. wurden im Jahre 1891/92 allein 771 Klagen auf 
Zahlung rückständigen Lohnes auf ca. 1300 Sachen insgesammt 
anhängig gemacht. Der Berliner Magistrat berichtet, dass in 
Folge Wegfalls der Lohnstreitigkeiten vor dem Gemeindevor- 
steher die Thätigkeit desselben von 10,527 Sachen im Jahre 
1890/91 auf 2713 im Jahre 1891/92 gesunken sei. Ebenso ging 
es in Magdeburg, wo die Zahl der Gewerbeklagen vor dem 
Gemeindevorsteher in derselben Zeit von 1093 auf 276 abnahm, 
in Königsberg, wo. sie von 273 auf 29 zurückging, und in 
vielen anderen Städten. Diese beschränkte Thätigkeit des Ge- 
meindevorstehers kann also unmöglich als Ersatz für ein Ge- 
werbegericht gelten.“ Und zu der zweiten Einwendung der 
Stadtverwaltung heisst es: „Wenn sich die Verwaltung hiesiger 
Stadt schliesslich auf die „geringe Anzahl“ von 47 Gewerbe- 
streitsachen beruft, welche im Durchschnitt der letzten drei 
Jahre hier vorgekommen seien, so ist dies zwar ein sehr will- 
kommener Beleg für die von uns behauptete Unbeliebtheit 
des jetzigen Gemeinderichters, aber auf der anderen Seite 
nicht der mindeste Grund gegen die Einführung eines Ge- 
werbegerichts. Im Gegentheil: es lässt sich nachweisen, 
dass die geringe Anzahl der Gewerbestreitsachen gewöhn- 


| lich eine Folge des schlechteren Gerichtsverfahrens ist. In 


Königsberg z. B., wo die Zahl der Klagen vor dem Ge- 
meinderichter, wie schon erwähnt, in der ersten Hälfte des 
Verwaltungsjahres 1891/92 im Ganzen 29 betrug, wurden bei 
dem vom 22. Oktober ab funktionirenden Gewerbegericht in 
der zweiten Hälfte desselben Jahres 252 Klagen eingereicht, 
demnach unter dem besseren Gewerbegerichtsverfahren acht 
Mal mehr; und in Dortmund, wo bis zum 1. April 1891 ein 
gewerbliches Schiedsgericht bestand, wurden unter diesem 
besseren Gerichtsverfahren 229 Klagen im Jahre 1890 anhängig 
gemacht, nach Aufhebung des Gewerbe-Schiedsgerichtes aber 
unter dem schlechteren Gerichtsverfahren vor dem Gemeinde- 
richter bloss 82, also ungefähr drei Mal weniger. In Berlin 
stieg die Zahl der Gewerbestreitigkeiten, die im letzten Jahre 
beim Gemeindevorsteher wie erwähnt 2713 betrug, beim neu 
errichteten Gewerbegericht bereits im ersten Quartal auf 3013. 
In unserer Nachbarstadt Frankfurt a. M. endlich erledigte der 
Gemeindevorsteher im Jahre 1885/86 zusammen 736 Gewerbe- 
streitigkeiten, das Gewerbegericht dagegen hatte im letzten 
Berichtsjahre ca. 1300 Klagen zu entscheiden. Das Argument 
der hiesigen Stadtverwaltung beweist also gerade die Berech- 
tigung unserer Kritik: das jetzige Gewerbestreitigkeitsverfahren 
in unserer Stadt ist ausserordentlich mangelhaft, und es muss 
im Interesse der Gewerbetreibenden durch ein besseres, durch 
ein Gewerbegericht ersetzt werden.“ Zum Schluss weist die 
Eingabe darauf hin, dass der Minister ja auch schon für Hal- 
berstadt und Siegen die Errichtung eines GG. angeordnet habe. 
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An unsere Leser / 


Angesichts des bevorstehenden Quartalwechsels ersuchen 
wir, das Abonnement, namentlich bei der Fost, rechtzeitig zu er- 
neuern, damit keine Unterbrechung im Bezuge eintritt. Der Ein- 
fachheit halber sind wir vom Vierteljahrs- zum Halbjahrsbezug 
übergegangen; da der Preis derselbe bleibt, so kosten die „Blätier“ 
nach wie vor halbjährlich Mk. 5. Trotzdem wird das Format 
der „Blätter für soziale Praxis“ eine Vergrösserung erfah- 
ren, die es ermöglicht, ohne Beeinträchtigung des mitgetheilten 
Stoffes die vielseitigen Wünsche nach grösserem Druck zu 
befriedigen. 

Mit Rücksicht auf die wachsende Verbreitung der Zeitschrift 
schien es angezeigt, den Verlag an einen Zentralpunkt des Buch- 
handels zu verlegen. Im Einverständniss mit unseren bisherigen 

Verlegern Joseph Baer & Co. in Frankfurt a. M. haben des- 
halb die Herren Stiemenroth & Worms, Verlagsbuchhandlung 
zu Berlin, vom I. Januar 1894 ab den Verlag übernommen. 


Redaktion der „Blälter für soziale Lraxis“. 
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Notizen: Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen: Fortbildungs- 
schule und Handwerker. — Armenpflege: Die Novelle zum 
Unterstützungswohnsitzgesetz in der Kommission. Zur Novelle 
zum Unterstützungswohnsitzgesetz. Reform der Armenpflege 
in Bayern. — Arbeiterversicherung: Verschmelzung der Ber- 
liner Ortskrankenkassen. Aerzte und Krankenkassen in Rathe- 
now. — Gewerbewesen: Zentralisation der gemeinnützigen 
Arbeitsvermittlung in Dresden. Arbeitsnachweis durch Stadt- 
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Nothstandsarbeiten in Mannheim, München und Helmstedt. 
Beschäftigung Arbeitsloser durch die Armenverwaltung in 
Worms. Städtische Regiearbeiten in London. 


Der Mangel an Krankenpflegerinnen. 
Von Dr. N. Brückner in Frankfurt a. M. 


Die Ausführungen, welche ich in Nr. 38 gegeben, 
sind auf die vielfachen Anregungen zurückzuführen, 
welche ich in Kreisen ärztlicher und anderer Sachver- 
ständiger über die Krankenpflegerinnenfrage erhalten habe. 
Es erschien mir darum nur selbstverständlich, wenn mir 
aus diesen Kreisen, wie es auch in der That geschah, 
mehrfach die weitestgehende Uebereinstimmung mit meinen 
Darlegungen ausgesprochen wurde. Um so mehr aber 
musste es mich überraschen, dass ein langjähriger Kenner 
der Frage, wie Dr. Cohn, unternahm, meine Ausführungen 
gerade in ihrem Kerne zu widerlegen (vgl. Nr. 49, II. Halbj. 
d.uZtschrit:). 


Das Vorliegen eines Mangels an Krankenpflegerinnen 
war bei meinem Aufsatz diejenige Voraussetzung, die ich 
als offenkundige Thatsache ansah, so dass ich mich jeg- 
lichen Beweises für überhoben hielt; ist die Anschauung 
von Dr. Cohn, dass es genug Pflegerinnen gebe, richtig, 
so fallen meine Ausführungen in sich zusammen. Aber 
da muss ich von vornherein feststellen, dass Dr. Cohn 
offenbar unter Krankenpflegerinnen, wie sie in ausrei- 
chender Zahl vorhanden seien, etwas ganz anderes ver- 
steht, als ich. Mir standen nur solche Pflegerinnen vor 
Augen, die eine genügende Ausbildung hinter sich haben. 


Dr. Cohn denkt aber an ganz andere; er schildert 
sie folgendermassen: „Die Krankenhäuser decken ihren 
Bedarf . theils aufs Geradewohl aus zahlreichen 


Bewerberinnen der dienenden Klasse“. „In Stadt und 
Land sind neben den Schwestern theils völlig unausge- 
bildete, in Bedarfsfällen sich willig einfindende Elemente, 
theils freie, mehr oder minder ausgebildete Pflegerinnen 
thätig.“ „Wilde Pflegerinnen, die ohne jede Ausbildung 
oder aus einem Verein ausgetreten sind, häufig mit sehr 
geringen Kenntnissen und mit mehr oder minder grossen 
moralischen Defekten.“ „Dazu kommt eine Horde unge- 
bildeter Elemente, die in die Krankenhäuser eintraten 
und sich später der freiwilligen Krankenpflege zugewendet 
haben.“ An diesen Elementen muss allerdings auch ich 
einen Ueberfluss anerkennen, aber ihr zahlreiches Vor- 
handensein ist für mich gerade ein Beweis dafür, dass es 
an Krankenpflegerinnen in meinem Sinne fehlt. Hätte man 
sich mit solchen Personen begnügen wollen, so hätte 
man von vornherein keine Institute zur Ausbildung von 
Schwestern nöthig gehabt. 

Auf das statistische Material, 
die Zunahme und das Zureichen 
weisen will, kann ich nicht viel geben. Solche Dinge 
widerstreben der statistischen Feststellung. Das ergibt 
sich am besten gerade aus den Erfahrungen der preus- 
sischen Statistik, welche in letzter Zeit drei Erhebungen 
machte, nämlich 1876, 1885 und 1887. Diese ergaben 
für die einzelnen Jahre: 


mit dem Dr. Cohn 
der Pflegerinnen be- 


1876 1885*) 1887 
1. Barmherzige Schwestern . 3409 5470 4016 
2. Diakonissen 0 a RER 2496 2202 
3. Angehörige sonstiger Verbände 327 352 548 
A SOnSstigenhilegerinnen nr 426 2730 468 
5225 11048 7234 


Offenbar beruhen die Verschiedenheiten, wie sie die 
einzelnen Jahre aufweisen, lediglich auf Mängeln der Auf- 
nahme; insbesondere wird jener Schluss unausweichlich, 


*) Vgl. Guttstadt, Krankenhaus-Lexikon für Preussen. I. 
S. 182, 
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wenn man das Jahr 1885 mit 1887 vergleicht und die 
bedeutende Verminderung der Zahlen beobachtet, die nur 
bei den „Angehörigen sonstiger Verbände“ nicht eingetreten 
ist. Jedenfalls sind die Zunahmeziffern, die Dr. Cohn be- 
rechnet, gänzlich illusorisch. Doch nehmen wir einmal 
wirklich an, diese Zahlen hätten einigen Werth, was beweisen 
sie dann? Man braucht sich nur auszurechnen, wie weit 
die einzelnen preussischen Provinzen und Regierungsbezirke 
mit Pflegerinnen versehen sind. Ich gehe dabei von der 
Annahme aus, dass die Bevölkerung der verschiedenen 
preussischen Landestheile ungefähr in gleichem Maasse der 
Krankenpflege bedarf. Gibt es genug Pflegerinnen, so 
werden sich diese über Preussen gleichmässig vertheilen, 
und das trifft in der That für einen grossen Theil Preussens 
zu. In den Provinzen Östpreussen, Westpreussen, Bran- 
denburg ohne Berlin, Pommern, Posen, Sachsen und 
Schleswig-Holstein kommen nach den Zahlen, die Dr. Cohn 
zitirt, auf 100000 Einwohner 9,6 bis 12,7 Pflege- 
rinnen. Jede einzelne der dort vorhandenen Pflegerinnen 
hat also eine Klientel von 8054 bis 11569 zu versehen. 
Anderswo theilen sich schon sehr viel weniger Menschen 
in eine Pflegerin, in Westfalen und den Rheinlanden 1715 
bzw. 2313 Einwohner, in Berlin 2356. Im Regierungs- 
bezirk Gumbinnen sind im Ganzen 11 Pflegerinnen vor- 
handen für 786 514 Einwohner. Für die Regierungs- 
bezirke Aurich und Stade weist jene Statistik je 14, für 
Stralsund 25, für Cöslin 28, Lüneburg 32, Bromberg 34 
nach. Wenn man diese Anzahl für räumlich so weite 
Distrikte mit Bevölkerungen zwischen !/4 und ®/a Millionen 
für ausreichend hält, so sehe ich nicht ein, warum in 
hiesiger Stadt so viele Vereine am Werke sind, um Frank- 
furt doch weit besser mit Pflegerinnen zu versorgen. Ende 
1892 waren hier, abgerechnet die auf auswärtigen Sta- 
tionen verwendeten, alles in allem ca. 170 Verbands- 
pflegerinnen für eine Bevölkerung von gegen 200 000 
Köpfen vorhanden (die 21 Einzelpflegerinnen und die 
zahllosen Wartfrauen, die das Adressbuch aufweist, lasse 
ich ausser Betracht).*) Sollte ganz Preussen ebenso gut 
mit Pflegerinnen versehen sein, so wären 3!/gmal so viel 
nothwendig, als Dr. Cohn berechnet. Hat Frankfurt 
einen derartigen Ueberfluss, warum gibt es nicht an an- 
dere Gegenden die Hälfte oder zwei Drittel seiner Pfle- 
gerinnen ab? Und warum gibt man sich dauernd so viele 
Mühe, den Bestand zu vergrössern, warum ruft man immer 
wieder die Unterstützung des Publikums an? Hat aber 
Frankfurt keinen Ueberfluss, so muss in Preussen im All- 
gemeinen ein erschreckender Mangel herrschen. Auch 
Dr. Colin wird aber die Zahlen, die er anführt, nicht 
für sehr zuverlässig halten, wenn ich bemerke, dass z. B. 
die Schwestern des Vereins, dem er vorsteht, nicht mit- 
gezählt sind, sonst könnten für den Regierungsbezirk 
Wiesbaden einschliesslich Frankfurts nicht bloss 4 ‚im 
Verbande einer weltlichen Genossenschaft oder eines Ver- 
eins lebende Schwestern nachgewiesen sein. Wahrschein- 
lich sind in jener Statistik überhaupt alle Frankfurter 
Schwestern vergessen, 

Die allgemeine Erfahrung bestätigt, dass bisher die 
Krankenpflegerinnen wesentlich nur in den Städten vor- 
handen sind, während das flache Land ihrer noch fast 
ganz entbehrt. Gerade hier, wo es so vielfach an Aerzten 
fehlt, wird aber der Mangel an Pflegerinnen besonders 
fühlbar. In Preussen scheint, abgesehen von den rein 


*) Uebrigens mussten alle Frankfurter Verbände stets 
viele ihnen angetragene Pflegen ablehnen, weil sie niemand frei 
hatten, so der Verein vom Rothen Kreuz 1888: 163, 1889: 115, 
1890: 159, 1891: 172, 1892: 378 Pflegen. 


katholischen Gegenden, wo barmherzige Schwestern in 
grösserer Zahl wirken, in dieser Beziehung namentlich 
der. Regierungsbezirk Kassel durch den ausgezeichneten 
Kasseler Frauenverein allen übrigen Bezirken voran zu 
stehen. Und doch hat gerade der Vorsitzende des Kasseler 
Vereins, Dr. !R.Osius, in 'Nr. 111893” vom „Rothen 
Kreuz“ auf das ungeheure Arbeitsfeld hingewiesen, welches 
hier noch brach liegt. Mit grösstem Eifer ist der Badische 
Frauenverein daran gegangen, besondere Pflegerinnen für 
die Landorte heranzubilden; er hat bis jetzt 109 Land- 
pflegerinnen in ländliche Gemeinden geschickt, aber in 
jedem Jahresbericht betont er aufs schärfste, wie noth- 
wendig ihre weitere Ausbreitung sei, und beklagt es leb- 
haft, dass seine Bemühungen nicht zu rascheren Erfolgen 
führen.*) In Preussen fühlt gewiss jeder der bestehenden 
Zweigvereine des Vaterländischen Frauenvereins das Be- 
dürfniss, Schwestern zur Gemeindepflege zu haben, doch 
haben von den 782 Vereinen nur 167 die Gemeinde- 
pflege eingeführt, also nur 21,4 Jo. 

Dr. Cohn setzt sich aber mit der Behauptung, 
es gebe genug Pflegerinnen, auch in Widerspruch zu den 
Zeugnissen der berufensten Sachverständigen auf diesem 
Gebiete. Abgesehen von dem erwähnten Aufsatze des 
verdienten und langjährigen Vorstandes des Kasseler 
Frauenvereins, Dr. Rud. Osius, und von den genannten 
Berichten des Badischen Frauenvereins, berufe ich mich 
auf einen Vortrag, welchen der Regierungspräsident von 
Potsdam, Graf Hue de Grais, auf der 25. Generalver- 
sammlung des Vaterländischen Frauenvereins (d. i. des 
Vereins vom Rothen Kreuz)**) am 7. April 1891 über 
die Krankenpflegerinnenfrage gehalten hat. 


„Der Vaterländische Frauenverein“, heisst es da, „hat die 
Anstellung von Schwestern (insbesondere als Gemeindepflege- 
rinnen) nach Kräften zu fördern gesucht. Diese Bestrebungen 
sind an verschiedenen Orten aber daran gescheitert, dass die 
erforderliche Zahl von Schwestern nicht immer vorhanden war. 
Es wird auch darauf hingewiesen, dass wenn dieser Mangel 
nicht in noch weiterem Umfange fühlbar: geworden ist, dieses 
darauf zurückzuführen ist, dass die Einrichtung noch nicht 
überall gehörig gewürdigt wird. Die Frage, wie dem Mangel 
an Schwestern abzuhelfen sei, hat in jüngster Zeit den Vater- 
ländischen Frauenverein beschäftigt. Es hat sich dabei heraus- 
gestellt, dass es an Anstalten zur Heranbildung von Schwestern 
nicht fehlt, dass die vorhandenen Diakonissenhäuser, Kranken- 
und ähnlichen Anstalten in der Lage sein würden, eine weit 
grössere Anzahl von Mädchen für diesen Beruf heranzubilden, 
sobald mehr Meldungen hierzu eingingen. Es kommt nun dar- 
auf an, solche Meldungen herbeizuführen.“ „In der Stellung 
der Schwestern ist die unmittelbar zu gewährende Vergütung 
eine ziemlich feststehende, und diese wird bei den bescheide- 
nen Ansprüchen auf der einen und bei den beschränkten Mit- 
teln auf der andern Seite auch festgehalten werden müssen. 
Dagegen fehlt es nach der aufreibenden und oft gefahrvollen 
Thätigkeit der Schwestern noch vielfach an Stätten, in denen 
ihnen bei Erkrankung, Ueberanstrengung, Alter und Siechthum 


*) Dass die Ausbildung der Pflegerinnen sich fast ganz bei 
den Verbänden konzentrirt, dafür gebe ich als Beleg nur die 
Mittheilungen Guttstadts, der berichtet (Krankenhaus-Lexikon 
II. S. 180), dass in den 6 Jahren 1880—1885 in ganz Preussen 
4904 Schwestern ausgebildet wurden, davon nur 418 ausserhalb 
der Verbände. Allerdings werden, und das begrüsse ich mit 
Freuden, neuerdings von den verschiedensten Seiten Schritte 
gethan, um das Monopol der Verbände in der Ausbildung der 
Pflegerinnen zu durchbrechen. Es ist aber ganz charakteristisch, 
dass die Bestrebungen, Gelegenheitspflegerinnen und Land- 
pflegerinnen heranzuziehen, gerade meist selbst von Verbänden 
ausgehen, wie z. B. vom Badischen Frauenverein; es bedarf 
des Dazwischentretens eines Verbandes, um geordnete Aus- 
bildung zu sichern. 


**) Wenn ich Rothes Kreuz und Vaterländische Frauen- 
vereine einander gegenüberstellte, so war ich dazu durch 
hiesige Erfahrungen verleitet, da hier beide Institute neben- 
einander, leider aber nicht immer miteinander gehen. 
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die erforderliche Heilung, Erholung und Altersversorgung ge- 
boten wird.“ 


Nicht minder deutlich sprach Freiherr von Tucher 
auf der Delegirtenversammlung des Bayerischen Frauen- 
vereins am 24. Mai d. J. in einem Vortrag über die 
Pflegerinnenfrage: „Das Comite erneuert daher auch bei 
dieser Gelegenheit die schon öfters ausgesprochene Bitte 
an die Kreisausschüsse, bestrebt zu sein, tüchtige Kräfte 
dem Verein zuzuführen, damit er dann auch in der Lage 
ist, einen Hauptzweck der Krankenpflegeanstalt erfüllen 
zu können, nämlich möglichst viele und gute Schwestern 
auszubilden. “ **) 

Ich will die Beweise für den Mangel an Kranken- 
pflegerinnen nicht noch mehr häufen. Im Weiteren 
hat Dr. Cohn die Behauptung angegriffen, die Ver- 
bände nähmen oftmals ungeeignete Personen auf, weil 
es an Bewerberinnen fehle; nicht minder widerspricht er 
meiner Ansicht, dass die Lage der Pflegerinnen viel zu 
wünschen übrig lasse, insofern sie nicht ausreichend ge- 
stellt und allgemein überanstrengt seien. 

Da Dr. Cohn den hiesigen Verein zur Pflege im 
Felde verwundeter und erkrankter Krieger, dessen Vor- 
stand er als Mitglied seit 1885, als Vorsitzender seit 
1887 angehört, mehrfach als Beleg für seine Behauptungen 
anführt, so bin ich, sehr gegen meinen Willen, genöthigt, 
einigermassen auf dessen Geschichte einzugehen, wobei 
mir die Berichte des Vereins als Quelle dienen; doch 
beschränke ich mich auf die letzten 10 Jahre. Ende 1882 
zählte der Verein 47 Schwestern, in den 10 Jahren bis 
Ende 1892 traten gegen 140 neue ein, während die 
wirkliche Vermehrung nur 13 betrug, sodass also ca. 125 
Schwestern in der gleichen Zeit austraten (jährlich ein 
Fünftel des Bestandes im Durchschnitt). Nicht von allen 
sagen die Berichte, warum sie weggingen, aber doch von 
recht vielen. Da fällt auf, dass ein sehr bedeutender 
Theil der Lehrschwestern „gleich wieder entlassen werden 
musste“. Nicht wenige, die schon längere Zeit dem 
Verein angehörten „mussten entlassen werden“, „weil 
ihnen die innere Qualifikation fehlte“, oder weil sie „un- 
tauglich“ waren oder „nicht den gehegten Erwartungen 
entsprachen“, oder „wegen mangelhafter Führung“, oder 
wegen „mangelhafter Befähigung“. Nicht gar so selten 
ist Krankheit Grund des Austritts gewesen, während 
andere Schwestern „längere Zeit zu ihrer Erholung in 
der Heimath“ bezw. „seit Monaten wegen Krankheit be- 
urlaubt“ waren. Wie stimmen diese Erfahrungen mit den 
Behauptungen Cohn’s? Er schreibt: „Thatsächlich ist der 
Andrang nicht schwach, sondern stark, und dann ist kein 
Verein, weltlich oder geistlich, so unüberlegt, durch Aus- 


**) Protokoll S.XXV. Vgl. auch S. XVI u. XVII über die 
wünschenswerthe Vermehrung der Pflegerinnenzahl in Bayern. 
Besonders betont wurde der Mangel an Diakonissen auf der 
General-Konferenz der Mutterhäuser zu Kaiserswerth von 1891, 
sowie auf einer im September d. J. zu Freudenstadt abgehal- 
tenen Spezialkonferenz der süddeutschen und schweizerischen 
Mutterhäuser. Ausdrücklich wurde dort gesagt, dass eine Menge 
Aufgaben liegen blieben, weil es an Kräften zu ihrer Be- 
sorgung fehlt. Die Vermehrung der Schwestern bleibt weit 
hinter der Zunahme der Aufgaben, insbesondere in der Ge- 
meindearmenpflege, zurück. Im Weiteren vgl. u.a. Dr.E. Roth, 
Regierungs- und Medizinalrath, Armenfürsorge und Armen- 
krankenpflege (Berlin, Rich. Schoetz 1893) S. 38 u.: „Trotz 
der Zunahme der Zahl der evangelischen und katholischen 
Krankenpflegerinnen bedarf es sowohl in der geschlossenen 
wie in der offenen Armenkrankenpflege der Heranziehung 
weiterer Kräfte; nach wie vor muss deshalb die Förderung 
aller auf die Ausbildung von Krankenpflegerinnen gerichteten 
Unternehmungen eins der vornehmsten Ziele aller sozialen Be- 
strebungen sein.“ Aehnlich Brinkmann, Kirche und Huma- 
nität (Berlin W. Hertz 1891). S. 55—59. 


wahl Schwacher die Pensionsfonds, oder durch die An- 
nahme geistig Unpassender das Ansehen des Vereins zu 
schädigen.“ Andere Schwestern „kehrten zu ihren Familien 
zurück“, traten „freiwillig“ aus oder „auf eigenen Wunsch“ 
oder „wegen häuslicher Verhältnisse“ oder „gingen nach 
Amerika“. Nimmt man zu all diesen Einzelaustritten noch 
die grösseren Sezessionen, wie z. B. im Jahre 1890, wo 
9 Schwestern austraten, um eine Privatvereinigung zu 
gründen, die seitdem in Frankfurt blüht und gedeiht, 
oder die Bildung der Schwesternabtheilung des Vaterländi- 
schen Frauenvereins, die einer Spaltung des ganzen Vereins 
nicht unähnlich sah, — darf man da wirklich die Behauptung, 
„dass auch in den Vereinen noch mancherlei fehlt“, so schroff 
zurückweisen? Wären die Verbände in ihrer inneren Struk- 
tur so tüchtig, wie Dr. Cohn am Beispiel seines Vereines 
nachzuweisen sucht, so wäre es nicht möglich, dass sie 
so wenig Anziehungskraft auf die Eingetretenen behalten. 
123 Schwestern sind in den acht letzten Berichten des 
hiesigen Rothen Kreuzes namentlich aufgeführt, 71 davon 
könnten ihrem Eintrittsjahr nach über fünf Jahre dem 
Verein angehören, statt dessen blieben nur 36 so lange, 
und wieviele kamen überhaupt nicht zur Aufzählung in 
den Berichten! Was soll da die Behauptung, es sei in 
23 Jahren beim Verein nur eine Schwester gestorben, es 
gebe keine einzige Pensionärin? Lässt diese 'Thatsache 
irgend welchen andern Schluss zu, als dass der Verband 
die Schwestern nur vorübergehend anzieht und ihnen 
thatsächlich für ihre Altersversorgung bisher. nichts ge- 
leistet hat? Denn trotz 23jährigen Bestehens hat bisher 
nur eine Schwester nach 17jähriger Dienstleistung eben- 
soviel Monate lang Pension bezogen. Die inneren Ver- 
hältnisse anderer Vereine sind mir nicht so genau bekannt, 
doch muss ich mich gegen zweierlei verwahren: ich lehne 
es ab, mit Dr. Cohn die Verhältnisse seines Vereins als 
typisch anzusehen, ich betone aber auch ausdrücklich, 
dass mir jede Voreingenommenheit gegen diesen Verein 
selbst fernliegt. 

Ob die hiesigen Schwestern vom Rothen Kreuz eine 
ausreichende Vergütung erhalten, muss ich dem allge- 
meinen Urtheil überlassen; ich halte sie nicht für ge- 
nügend, weil ich finde, dass sie nicht entsprechend höher 
ist, als die Löhne der hiesigen Dienstboten, die doch keine 
derartige Ausbildungszeit durchgemacht und keine so 
schwere Verantwortung zu tragen haben. Die vielen Aus- 
tritte bestärken mich in der Anschauung, dass auch die 
Schwestern in jenen Gehältern kein vollwiegendes Entgelt 
für ihre Arbeit erblicken. Dazu kommt nun noch, dass 
der Frankfurter Verein, wenn nicht die höchsten, so doch 
fast die höchsten Besoldungen auswirft; schon die meisten 
anderen Vereine vom Rothen Kreuz stehen erheblich 
nach, und wieviel mehr andere Institute! Aus zahlreichen 
Berichten ist zu ersehen, dass die Verbände mit dem, 
was sie den Schwestern bieten, keineswegs zufrieden sind, 
sondern sich alle Mühe geben, sie besser zu stellen, dass 
hierzu aber ihre Mittel nicht ausreichen. Mir liegt es 
ferne, sie deshalb, weil sie nicht mehr leisten können, 
als pflichtvergessen an den Pranger zu stellen. Ich brauche 
mich übrigens nur auf die zum Schluss des obigen Zitats 
mitgetheilten Sätze Hue de Grais’ zu beziehen. Aber 
wie gesagt, die Vereine vom Rothen Kreuz nehmen in 
den Vergütungen, die sie gewähren, eine Ausnahmestel- 
lung ein. Cohn gibt an, dass ihre Schwestern nur 8% 
aller Verbandsschwestern ausmachen, wie soll da ihre 
wirthschaftliche Lage als typisch gelten? Nach allen bis- 
herigen Erfahrungen wird das „Rothe Kreuz“ die anderen 
Institute nicht so bald überflügeln, man darf also das 


generelle Urtheil noch ruhig auf die 92°/o der religiösen 
Genossenschaften gründen. Dass da aber unzureichende 
Vergütung und körperliche Ueberanstrengung vorwaltet, 
das dürfte auch Dr. Cohn nicht ernsthaft bestreiten 
wollen. Ist es doch eine allbekannte Thatsache, dass die 
barmherzigen Schwestern fast ausnahmslos eines früh- 
zeitigen Todes sterben, weil sie sich in ihrem Berufe auf- 
reiben. Und wegen der Diakonissen möchte ich auf die 
Schilderung verweisen, die Pfarrer Goetz zu Königsberg 
vom Diakonissenberufe gibt*), sowie auf die thatsäch- 
lichen Mittheilungen, welche in den zahlreichen Artikeln 
des laufenden Jahrgangs der „Christlichen Welt“ (Nr. 25, 
26, 28, 29, 35, 38, 40, 41, 42) enthalten sind. Beide 
Zeugnisse stellen ausser allen Zweifel, dass an die Dia- 
konissen in ihrem Berufe viel zu grosse Anforderungen 
gestellt werden, Anforderungen, welche zum grossen Theil 
auf dem Mangel an genügenden Hülfskräften beruhen, 
zum Theil freilich auch in der Anschauung, dass die 
Schwestern lediglich ihrem Berufe leben sollen und wollen. 
Was das gewährte Entgelt anbelangt, so haben die kirch- 
lichen Genossenschaften bekanntlich die Auffassung, dass 
die Schwester, welche bei ihnen nach ordnungsgemässer 
Probezeit eintritt, von da ab auf alle individuellen Be- 
dürfnisse Verzicht leistet, wogegen sie an dem Leben im 
Schwesternhause theilnimmt, das alle anerkannten Be- 
dürfnisse befriedigt. Auf diese Weise können die Häuser 
allerdings nur Schwestern aufnehmen, die keinerlei Ver- 
pflichtungen gegen Angehörige oder irgendwelche aus- 
geprägte Privatneigungen besitzen. Diese Ansicht über 
das Entgelt engt naturgemäss den Kreis der in Betracht 
kommenden Personen erheblich ein. 

Ich übergehe einige minder wichtige Punkte und 
will.nur noch zu der von Dr. Cohn aufgeworfenen Frage: 
Einzelpflegerinnen oder Verbände? Stellung nehmen. Es 
war ein Missverständniss, anzunehmen, dass ich diese 
Alternative behaupte und, wie er sich ausdrückt, „die 
Einzelpflegerin erstrebe“, die Verbände dagegen be- 
kämpfe. Kann man im Ernst an ein rechtliches oder 
thatsächliches Monopol der Verbände in der Kranken- 
pflege denken? Es wird meiner Ansicht nach nur 
immer heissen „Einzelpflegerinnen und Verbände“. Die 
Vorzüge der letzteren, die ich auch in meinem Aufsatze 
rückhaltlos anerkannt habe, werden doch niemals so weit 
reichen, dass es genug Verbandsschwestern gibt; deshalb 
dünkt es mich nothwendig, sich mit der Frage zu be- 
schäftigen, wie die Einzelpflegerinnen besser ausgebildet 
und in ihrer wirthschaftlichen Lage sicher gestellt werden 
könnten. Die Beweisführung Dr. Cohn’s, als könne bei 
uns nur die „monarchische“ Organisation gedeihen, nicht 
auch eine „demokratische“, die jene durchaus nicht zu 
kreuzen braucht, verlässt das Gebiet fachlicher Erörterung 
so sehr, dass sie keiner besonderen Berücksichtigung 
bedarf. Das Nebeneinander beider Arten von Pflegerinnen 
wird weiter dauern, auch wenn die Einzelpflegerinnen 
mehr Halt bekommen, und die Tüchtigkeit der Verbände 
allein wird ausschlaggebend dafür sein, wer zeitweilig das 
Uebergewicht erlangt. 


Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 


Das englische Labour Department hat über die verschie- 
denen Arten der Behandlung der Arbeitslosigkeit, die neuer- 
dings zur Anwendung kamen, eine Erhebung angestellt, deren 


*) Der Diakonissenberuf. Zimmer’s Handbibliothek der 
praktischen Theologie. Bd. XI—XIV. Abtheilung 5. Gotha, 
Perthes 1890. 


220 


Ergebniss in. einem Bericht von 438 Seiten dem Parlament 
vorliegt. Der „Labour Gazette“ folgend, geben wir daraus 
nachstehenden Auszug. 

Die Meinungsverschiedenheiten über die richtige Art der 
Behandlung der Uebel, die aus der Arbeitslosigkeit hervor- 
gehen, lassen sich zum grossen Theil auf den verschiedenen 
Sinn zurückführen, in dem der Ausdruck „arbeitslos“ gebraucht 
wird. Der Bericht erörtert zuerst diese verschiedenen Auf- 
fassungen und theilt dann die einzelnen Arten der Beschäfti- 
gungslosen in vier Hauptgruppen: 


l. solche, welche nur auf kurze Zeit eingestellt waren, 
mit Beendigung einer Arbeit ausser Stellung geriethen und 
danach noch nicht wieder untergekommen sind; 

2. solche, die Gewerben angehören, in welchen die Ar- 
beitsmenge wechselt, sodass sie zwar jedes Jahr einen ent- 
sprechenden Antheil an der Beschäftigung, die es in ihrem 
Industriezweig gibt, erhalten, aber zu einer bestimmten Zeit 
nicht im Stande sind, in ihrem Gewerbe Arbeit zu finden; 

3. jene Angehörigen verschiedener Gewerbe, welche wirth- 
schaftlich überflüssig sind, weil in diesen Gewerben die vor- 
handene Arbeit nicht für alle diejenigen ausreicht, welche dabei 
ihren Lebensunterhalt zu gewinnen suchen; 

4. solche, die keine Arbeit finden, weil ihre Leistungs- 
fähigkeit unter dem in ihrem Gewerbe üblichen Maass zurück- 
bleibt oder weil sie körperliche Gebrechen an sich haben, um 
derentwillen sie niemand beschäftigen will. 


Selbstredend lassen sich diese Gruppen nicht scharf 
trennen. Das Wesentliche am Problem der Arbeitslosigkeit 
liegt in der Thatsache, dass das Verhältniss zwischen Arbeits- 
nachfrage und Arbeitsangebot in jeder Art Arbeit und an 
jedem Ort fortdauernd wechselt. Der Bericht zählt die Haupt- 
ursachen dafür auf: Wechsel in den Jahreszeiten, wiederkeh- 
rende Perioden des Niedergangs und Aufsteigens, Wechsel in 
der Mode, Verlegung des Sitzes von Industrieen, Aenderungen 
im Fabrikationsverfahren und anderes. 

Je nach den Auffassungen und den Ursachen der Arbeits- 
losigkeit finden sich verschiedene Arten von Abhülfeversuchen. 
Einige, wie die Gewerkvereine, suchen arbeitslosen Genossen 
über flaue Zeiten hinwegzuhelfen oder ihnen andere Arbeit zu 
vermitteln; andere, wie Arbeiterkolonieen, wollen die Beschäf- 
tigungslosen zeitweilig oder ständig von der Konkurrenz auf 
dem Arbeitsmarkte fern halten; andere, wie die städtische 
öffentliche Armenunterstützung, helfen zeitweilig denen aus, 
die von vorübergehender Geschäftsstockung betroffen sind; 
andere beschäftigen mit Absicht einige von denen, deren 
Leistungsfähigkeit für ihr Gewerbe nicht mehr ausreicht; 
wiederum andere verschaffen denen Stellen, welche, wie aus- 
gediente Soldaten oder gewisse Arten entlassene Sträflinge, 
schwer im Stande sind, durch eigene Anstrengung solche zu 
finden. Aus der Beschreibung der Thätigkeit der Gewerkver- 
eine, die am meisten zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
beigetragen hätten, geht hervor, dass im Jahre 1891 202 Ge- 
werkschaften mit 682025 Mitgliedern im Ganzen 222088 £ 
zu Gunsten Beschäftigungsloser verausgabten. Die Mitglieder 
dieser Fachvereine gehörten im Wesentlichen dem Maschinen-, 
Eisen-, Schiffbau- und Baugewerbe, der Spinnerei, Weberei, 
Buchdruckerei und dem Bergbau an. Einige Gewerkvereine 
gewähren auch Reiseunterstützung und Beihülfe zur Erlangung 
von Arbeit, oder suchen in flauen Zeiten eine gleichmässige 
Beschäftigung ihrer Mitglieder herbeizuführen. Genossenschaft- 
liche Verbände befassen sich in der Regel wenig mit der Ar- 
beitslosigkeit, doch überweisen einige der grössten Gesell- 
schaften arbeitslosen Mitgliedern Unterstützungen. 

Ein besonderes Kapitel behandelt die Vermittlungsbüreaus, 
deren Zweck ist, zwischen Arbeitgebern und Arbeitern zu 
vermitteln und Stellen für Arbeiter zu finden. Die hauptsäch- 
lichsten derartigen Büreaus werden beschrieben, so die von 
Egham, Ipswich, Chelsea, Battersea, St. Pancras, Camberwell, 
Wolverhampton und Salford. Einige dieser Büreaus werden von 
öffentlichen Behörden unterhalten, z. B. Chelsea 
und Salford, die anderen durch Private, wie Ipswich und 
Egham. Am erfolgreichsten scheinen diejenigen zu sein, die 
vor der Einschreibung eine Auswahl unter den Bewerbern 
treffen; andernfalls scheuen sich die Arbeitgeber oft, die 
Büreaus anzugehen. Andererseits scheint es nicht wünschens- 
werth, die Vermittlungsbüreaus mit Unterstützungsbüreaus zu 
vereinigen. Die Mehrzahl derjenigen, die sich an die Vermitt- 
lungsbüreaus wenden, gehören schwach organisirten Gewerben 
an. Für arbeitsuchende Frauen und Mädchen gibt es besondere 
Veranstaltungen. Hier liegt die hauptsächliche Schwierigkeitnicht 
darin, überhaupt Beschäftigung, sondern passende Beschäftigung 
zu finden. Deshalb legen Vereine, die sich beschäftigungsloser 
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Mädchen annehmen, das Hauptgewicht auf Fürsorge und mora- 
lische Einwirkung. Eine weitere Art der Arbeitsvermittelung, 
die sehr viel von Angehörigen gewisser Gewerbe benutzt wird, 
bieten die Anzeigespalten der Presse. Der Bericht weist an 
der Hand der Annoncen einiger Hauptblätter nach, welche 
Gewerbe sich hauptsächlich der Inserate bedienen. Auch Nach- 
weisungen über Vermittelungsbüreaus von Seeleuten und über 
die Thätigkeit zur Unterbringung entlassener Sträflinge liegen 
vor. Zur Ergänzung sind Berichte über Arbeitsbörsen und 
Vermittelungsanstalten in Frankreich und über das Arbeitsamt 
in Neu-Seeland beigefügt. 


Der Bericht wendet sich nun den Veranstaltungen zur 
Unterstützung Armer zu; er führt kurz die Grundsätze auf, 
welche in der Unterstützung arbeitsfähiger, bedürftiger Personen 
unter dem geltenden Armenrecht anwendbar sind, bespricht 
die Thätigkeit und das Verfahren der Charity Organisation 
Society mit Rücksicht auf Arbeitsbeschaffung, Beihülfe zur 
Auffindung von Arbeit, die Unterstützung in gewöhnlichen 
Fällen der Arbeitslosigkeit und die Unterstützung bei ausser- 
ordentlichen Nothständen. Die bekannteste unter den be- 
stehenden Anstalten, die Beschäftigungslosen für Arbeit sorgen, 
ist die soziale Abtheilung der Heilsarmee. Ihre Unternehmungen, 
soweit sie sich auf Unterstützung Arbeitsloser beziehen, sind 
dreifacher Art: sie bestehen in einem Vermittelungsbüreau, 
in den „Elevator“-Werkstätten und der landwirthschaftlichen 
Kolonie. Die hauptsächlichsten Beschäftigungsweisen, die Dauer 
des Aufenthalts und Personalnotizen über die einzelnen unter- 
stützten Personen werden aufgeführt. In gleicher Weise be- 
spricht der Bericht die Unternehmungen der Church Army 
Labour Homes in London, gibt einige Mittheilungen über die 
Training Farm zu Langley, die sich hauptsächlich an Aus- 
wanderer wendet, und über die Thätigkeit der Gesellschaft 
für innere Kolonisation. 

Alsdann behandelt der Bericht die vorübergehenden Unter- 
nehmungen zur Unterstützung Arbeitsloser. Er gibt in Ta- 
bellenform eine Aufstellung der von den Gemeindebehörden 
in London, in den Provinzen und in Schottland im vorigen 
Winter getroffenen Veranstaltungen. Sie enthält Einzelheiten 
über die Art der angewiesenen Arbeit, deren Dauer, Bezahlung, 
über die Zahl der Arbeitsstunden, die Zahl der Tage, an denen 
die einzelnen in der Woche gearbeitet haben, über die Ge- 
sammtzahl und über die tägliche Durchschnittszahl der Be- 
schäftigten. Aus dieser Tabelle geht hervor, dass unter den 
örtlichen Behörden, welche Bericht erstatteten, 96 irgendwie 
thätig eingriffen, nämlich 33 in London, 56 in anderen Theilen 
Englands und Wales, 7 in Schottland und keine in Irland. 38 
örtliche Behörden sorgten für Arbeit im Strassen- und Kanal- 
bau, 22 im Steinbrechen, 31 im Strassenreinigen, 24 in Grab- 
arbeiten in Anlagen und auf Kirchhöfen u. s. w., 8 im Herbei- 
und Wegschaffen von Ballast, Sand u. s. w., 5 im Gossen- 
reinigen u, s. w.. 6 im Anstreichen und 11 in anderen Be- 
schäftigungsarten. Einige der Behörden sorgten für Arbeit in 
mehrfachen der oben erwähnten Branchen. Die bezahlten 
Löhne schwankten zwischen 1 Shilling täglich und 6 d stünd- 
lich. In einigen Bezirken beschäftigte man die Arbeiter ständig, 
in andern nur 3 Tage in der Woche, in wieder anderen kurze 
Perioden in Zwischenräumen. Schliesslich wird auf die be- 
sonderen Schwierigkeiten und Gefahren dieser Art von Noth- 
standsaktionen hingewiesen. Man könne sich nicht genügend 
über die Arbeitslosen erkundigen; die Nothstandsarbeiten 
würden leicht dauernd; auch ziehe man leichter die hülfslose 
Klasse unfähiger Arbeiter an, als leistungsfähige Arbeitslose. 


Der nächste Abschnitt enthält einen besonderen Bericht 
über die Arbeiterkolonieen des Festlandes, den Professor Mavor 
erstattete, welcher im Auftrage des Departements einige der 
Kolonieen in Deutschland, Holland, Beigien und Frankreich 
besuchte. Es entging dem englischen Besucher nicht, dass die 
gewöhnlichen beschäftigungslosen Arbeiter nicht mit den dort 
versammelten Elementen zusammenkommen wollen; die Kolo- 
nieen hätten deshalb keinen irgendwie bemerkenswerthen Ein- 
fluss auf die Schwankungen in der Industrie. Der Bericht unter- 
scheidet drei Hauptarten von Kolonieen: 1. Freikolonieen, die 
nur erwachsene Männer für kurze oder längere Zeit aufnehmen, 
so in Deutschland und La Chalmelle in Frankreich; 2. Frei- 
kolonieen für die dauernde Ansiedelung von Familien, wie in 
den holländischen Freikolonieen; 3. Strafkolonieen wie die 
holländischen Bettlerkolonieen und die belgischen Kolonieen. 
Im weiteren wird über gewisse fremdländische und Kolonie- 
Arbeitsämter berichtet und es folgen noch Aufzählungen einiger 
geschichtlicher Beispiele von Versuchen, durch Lohnarbeit 
Unterstützung zu gewähren, wie z. B. das System der Gemeinde- 
beschäftigung unter dem alten englischen Armengesetz, die 


Pariser Nationalwerkstätten von 1848 und die Nothstandsar- 
beiten, die man in Lancashire zur Zeit der Baumwollsperre 
organisirte. 

Ein kurzes Schlusswort stellt einige der Hauptergebnisse 
der Untersuchung dar und gibt einen Ueberblick über die 
Thätigkeit und die Grenzen jeder Art von Nothstandsaktion. 
Die ganze Frage ist eben noch im Stadium der Versuche und 
wenn man die Thätigkeit irgend einer der bekannten An- 
stalten beurtheilen will, so muss man stets berücksichtigen, 
dass die Erfahrungen noch zu keinem endgültigen Urtheil 
berechtigen. Das Problem, den Folgen der Arbeitslosigkeit 
abzuhelfen, sei jedenfalls schwierig und verwickelt, und allen 
Plänen, die mit der Behauptung auftreten, dem Uebel in 
weitem Umfange wirksam abzuhelfen, sei deshalb von vorn- 
herein zu misstrauen. „Die Hauptschwierigkeit, der man 
begegnen muss, ist nicht sowohl das Vorhandensein einer 
Klasse von Arbeitslosen, als der Rückgang in der wirthschaft- 
lichen Lage der unsicher und ungenügend Beschäftigten. 
Dieses Uebel muss vor allem bekämpft werden, wenn man es 
überhaupt bekämpfen kann, und zwar sind da Präventivmass- 
regeln mehr am Platze als Heilversuche. Hier kommen wir 
auf Fragen, welche ausserhalb des Rahmens unseres Berichts 
liegen. Insoweit als die Beschäftigungslosigkeit auf unvollkom- 
mener Kenntniss eines Gewerbes beruht, gelangt man zur Frage 
des gewerblichen Unterrichts, sofern sie die Folge körperlicher 
oder sittlicher Verschlechterung ist, spielen Fragen der Hygiene, 
die allgemeine klimatische Umgebung und Arbeitsbedingungen 
mit. Sofern die Arbeitslosigkeit eine Folge ausserordentlicher 
Geschäftskrisen ist, wird man auf die umfassende und schwie- 
rige Frage nach dem Mass, bis zu welchem die Schärfe dieser 
Krisen wenn überhaupt auf verhütbare Ursachen zurückzuführen 
ist, hingewiesen. Einige dieser Fragen sollen den Gegenstand 
künftiger Berichte bilden.“ 


Notizen. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


Fortbildungsschule und Handwerker. In der 
Sitzung der Stadtverordneten-Versammlung zu Lüdenscheid 
vom 6. d. M. wurde über eine von Handwerkern und Gewerbe- 
treibenden unterschriebene, an den Magistrat gerichtete Peti- 
tion verhandelt, welche eine Aenderung der bezüglich der all- 
gemeinen Fortbildungsschule bestehenden Bestimmungen er- 
strebt. Namentlich wurde die Bestimmung, nach welcher die 
Lehrherren verpflichtet sind, das Fernbleiben ihrer Lehrlinge 
von den Unterrichtsstunden vorher bei dem Leiter der Schule 
anzuzeigen und zu entschuldigen, als „unbequem“ bezeichnet, 
da eine solche vorherige Entschuldigung nach Meinung der 
Petenten in vielen Fällen gar nicht möglich ist. Ferner bitten 
die Petenten um Verlegung der Unterrichtsstunden auf die 
Abendstunden 1/»8—!/s1l0 Uhr, um ihre Lehrlinge nicht gerade 
während der besten Stunden des Tages entbehren zu müssen. 
Sodann verlangen sie den Fortfall zweier Elementarstunden in 
der 4. Klasse und die Dispensation der Gehülfen unter 18 Jahren 
vom Unterricht der Fortbildungsschule. Magistrat und Kura- 
torium haben gegenüber diesen Forderungen erfreulicher Weise 
eine ablehnende Stellung eingenommen. Beide Körperschaften 
haben sich gegen die Verlegung der Unterrichtsstunden aus- 
gesprochen, schon aus dem Grunde, weil der Staatszuschuss 
zur Unterhaltung der Schule nur auf Grund des bestehenden 
Stunden- und Lehrplans bewilligt worden ist. Ebenso ist der 
Magistrat der Ansicht gewesen, dass das bisher geübte Ver- 
fahren hinsichtlich der Entschuldigung der den Unterricht ver- 
säumenden Lehrlinge das einzig richtige und durchaus nöthig, 
um Zucht und Disziplin in der Schule aufrecht zu erhalten. 
Hinsichtlich der Dispensation der noch nicht 18 Jahre alten 
Gehülfen vom Unterricht hat der Magistrat sich zu einem 
Entgegenkommen bereit erklärt, hat indes geglaubt, einen 
3jährigen Besuch der Schule seitens der Lehrlinge unter allen 
Umständen fordern zu müssen. 


Armenpflege. 

Die Novelle zum Unterstützungswohnsitz- 
Gesetzin der Kommission. Die ?2ler Kommission des 
Reichstags hat am 12. und 13. d. M. die Novelle zum Unter- 
stützungswohnsitz-Gesetz durchberathen. Die Herabsetzung der 
Altersgrenze auf 18 Jahre für die Erwerbung eines neuen 
Unterstützungswohnsitzes wurde nach Ablehnung eines kon- 
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servativen Antrages (16 Jahre) und eines Zentrumsantrages 
(19 Jahre) einstimmig angenommen. Ein Antrag .Gamp (Reichsp.), 
dem $ 10 Abs. 2 hinzuzufügen: „Der Erwerb eines neuen 
Unterstützungswohnsitzes ist mit dem vollendeten 60. Jahre 
ausgeschlossen,“ welcher in der Kommissionsberathung des 
vorigen Jahres angenommen worden, aber den Widerspruch 
der verbündeten Regierungen hervorgerufen und in der jetzigen 
Vorlage keine Aufnahme gefunden hatte, wurde gegen 3 
Stimmen abgelehnt. Die vorgesehene Aenderung des Strafge- 
setzbuchs wurde ebenfalls angenommen, nachdem ihr nur die 
sozialdemokratischen Mitglieder der Kommission widersprochen 
hatten. Ferner wurde beantragt, dem Gesetzentwurf als neuen 
Artikel la hinzuzufügen: Der $ 4, Ziffer 3 des Gesetzes be- 
treffend die Beschlagnahme des Arbeits- oder Dienstlohnes 
erhält folgende Fassung: „Auf die Beitreibung der auf gesetz- 
licher Vorschrift beruhenden Alimentationsansprüche der Fa- 
milienmitglieder und unehelichen Kinder.“ Der Antrag, welcher 
die Sicherstellung der Alimentationsansprüche unehelicher 
Kinder bezweckte, wurde gegen 6 Stimmen abgelehnt, da die 
Kommission in ihrer Mehrheit der Ansicht war, dass, so 
wünschenswerth auch diese Aenderung an und für sich er- 
scheine, in dieser Vorlage nicht der richtige Platz dafür sei. 
Der übrige Theil der Gesetzesvorlage wurde unverändert an- 
genommen und im Artikel 3 als Termin, an welchem dieses 
Gesetz in Kraft treten soll, der 1. April 1894 bestimmt. Damit 
ist die Gesetzesvorlage mit Ausnahme einer redaktionellen 
Aenderung im $ 29 unverändert genehmigt. Die Vorlage wurde 
mit allen gegen 4 Stimmen angenommen. Eine Resolution 
Weber (Heidelberg) und Greiss, welche die baldige Einführung 
des Gesetzes in Elsass-Lothringen bezweckte, wurde mit einer 
kleinen Aenderung gegen 2 Stimmen angenommen. 


Zur Novelle zum Unterstützungswohnsitz- 
gesetz. Für den kürzlich abgehaltenen badischen Städtetag 
hatte auch der Mannheimer Bürgermeister Klotz einen Bericht 
erstattet, den er jedoch nicht persönlich vertreten konnte. Der 
Bericht geht davon aus, dass die gegenwärtige Zeitlage zur 
Reform der Armengesetzgebung durchaus ungeeignet ist, und 
hält deshalb alle materiellen Aenderungen am herrschenden 
Rechtszustande für unzweckmässig, da man abwarten müsse, 
bis der ausschlaggebende Kampf zwischen dem Prinzip des 
Unterstützungswohnsitzes und dem Heimathsrecht entschieden 
werden könne. Hauptsächlich bekämpft der Vorstand der Mann- 
heimer Armenverwaltung die Herabsetzung des Lebensjahres 
der armenrechtlichen Mündigkeit aufs allerentschiedenste. Dieses 
Vorgehen sei für alle Ortsarmenverbände von Industriestädten 
äusserst nachtheilig, namentlich lehre die Statistik des Mann- 
heimer Armenwesens, dass unter den Unterstützten die Alters- 
klassen 20 bis 26 gerade besonders stark vertreten seien, so- 
dass die Herabsetzung jener Altersgrenze nothwendigerweise 
eine Belastung der Armenbudgets der Städte und eine Zunahme 
des städtischen Proletariats herbeiführen müsse. Besonderes 
Gewicht legt der Bericht auf die sittliche Seite der Frage, 
die bisher entfernt nicht genug gewürdigt worden sei. So lange 
jemand keinen selbständigen Unterstützungswohnsitz erwerben 
könne, hänge er noch mit seiner Heimath und seiner Familie 
zusammen. Mit dem Erwerb eines eigenen armenrechtlichen 
Wohnsitzes höre der Einfluss des Elternhauses auf, eine That- 
sache, die gerade bei den heutigen sozialen Verhältnissen be- 
sonders bedenklich sei. Dazu möchten wir bemerken, dass im 
Verhältniss zur allgemeinen Wanderungsbewegung in den 
Altersklassen 20 bis 26 die Zahl der mit der Armenverwaltung 
in Berührung kommenden Personen doch zu gering erscheint, 
als dass man überhaupt durch armenrechtliche Bestimmungen 
einen allgemeineren Einfluss ausüben könnte, ganz abgesehen 
davon, dass die Entfremdung von der Heimath und dem Eiltern- 
haus rein aus der Thatsache der Auswanderung hervorgeht, 
während darauf die Inanspruchnahme des heimathlichen Orts- 
armenverbandes kaum einwirkt. Thatsächlich dürfte es übrigens 
auch unter dem bisherigen Gesetz nicht allzubäufig vorgekom- 
men sein, dass Personen unter 26 Jahren ihrem Heimathsort 
überwiesen wurden und auf diese Weise unter die Botmässig- 
keit ihrer Eltern zurückkehrten, namentlich bezweifeln wir die 
Nachhaltigkeit dieser Ueberweisung. Immerhin sollten die Be- 
denken des Vorstehers der Mannheimer Armenverwaltung vor 
der entscheidenden Lesung im Reichstage hier ebenfalls ihren 
Platz finden. 


Reform der Armenpflegein Bayern. Im bayerischen 
Landtag hat die sozialdemokratische Gruppe einen Antrag ein- 
gebracht, wonach die Armenpflege finanziell der Heimathge- 
meinde abgenommen und der Kreisgemeinde (Regierungskreis) 
aufgebürdet werden oder wenigstens die Kreisgemeinde Zu- 
schüsse an die Heimathgemeinde geben soll. Auch die Bezüge 


der zu unterstützenden Personen sollen in auskömmlicher Weise 
-—- in Prozenten des ortsüblichen Durchschnittstagelohns — neu- 
geregelt und auch ein Mindestsatz für Ziehkinder festgesetzt 
werden. Die Gemeinden sollen die Unterstützung nicht an die 
Bedingung der Rückkehr in die Gemeinde knüpfen dürfen, 
wenn der zu Unterstützende des leichteren Erwerbes halber 
seinen dauernden Wohnsitz ausserhalb der Heimathgemeinde 
haben will. Mit den übrigen Bundesstaaten sollen Verträge 
abgeschlossen werden, wonach in Bayern wohnende unter- 
stützungsbedürftige ausserbayerische Reichsangehörige die ent- 
sprechende Unterstützung der verpflichteten Gemeinde nach 
Bayern ausbezahlt erhalten. 


Arbeiterversicherung. 


Verschmelzung der Berliner Ortskrankenkassen. 
Zur Zeit besteht in Berlin ein lebhaftes Bestreben, die 62 be- 
stehenden Ortskrankenkassen zusammenzulegen und eine daraus 
zu bilden. Die Agitation dafür lässt sich besonders der Verein 
der versicherten Arbeitervertreter angelegen sein. Man erhofft 
von dieser Zentralisation der Ortskrankenkassen wesentliche 
Vortheile; vor allem erwarten die Betheiligten, dass die all- 
gemeine grosse Kasse leistungsfähiger sein würde als die Mehr- 
zahl der kleineren Sonderkassen. Diese Erwartung stützt sich 
auf die günstigen Erfahrungen, die man anderswo, so in 
Leipzig, Dresden, Chemnitz, Breslau, Frankfurt und Braun- 
schweig mit der Zentralisation der Kassen gemacht hat. Ver- 
mieden werden würde auch die lästige Umschreibung von einer 
Kasse in die andere bei manchem Wechsel der Arbeitsstelle 
oder der Arbeitsart. Der Vorschlag wird von einzelnen Kassen- 
vorständen beifällig aufgenommen; die Mehrzahl dieser aber 
ist der Neuerung abgeneigt. Aus diesem Grunde soll die Reform 
dadurch in den Gang gebracht werden, dass zunächst die Mit- 
glieder der Kassen dafür interessirt werden. 


Aerzte und Krankenkassen iin Rathenow. Die 
Aerzte haben in Rathenow eine Art Ausstand angedroht. Sie 
erhielten bisher von den Krankenkassen für jedes Mitglied und 
Jahr 1,50 Mk. Honorar, verlangen jedoch vom 1. Januar 1894 
ab ein Honorar von 2 Mk. Die Krankenkassen wollen aber 
diesen Betrag unter keinen Umständen bewilligen und sehen zu, 
ob sie neue medizinische Kräfte hierher ziehen können. 


Gewerbewesen. 


Zentralisation der gemeinnützigen Arbeits- 
vermittelung in Dresden. Der Dresdener „Verein gegen 
Armennoth und Bettelei* hielt am 8. d. M., offenbar angeregt 
durch die Stuttgarter, Mainzer, Frankfurter u. s. w. Vorgänge, 
eine ausserordentliche Versammlung ab, in welcher die sich 
nöthig machende Erweiterung der Arbeitsvermittelung in 
Dresden durch eine allgemeine Aussprache aus der Mitte aller 
Kreise heraus eine praktische Grundlage erhalten sollte. Die 
Versammlung war nach den „Dresd. Nachr.“ jedoch von kaum 
50 Herren und Damen besucht. Der Vorsitzende Geh. Regie- 
rungsrath Dr. Böhmert erörterte, dass es sich der Verein zur 
Aufgabe gestellt habe, die Schäden der Arbeitslosigkeit nach 
Kräften zu mildern. Man vermuthe, dass durch eine Zentrali- 
sirung der Arbeitsvermittelung bessere, umfänglichere Erfolge 
erreicht werden könnten. In der Debatte wurde hervorgehoben, 
dass Innungen ihre Arbeitsnachweise besitzen, dass Gross- 
industrielle mit den jetzigen Einrichtungen zufrieden seien, 
dass die Arbeiter ihre eigenen Organisationen haben, dass 
aber die Arbeitsnachweise für den grössten Theil der Arbeit- 
suchenden mannigfache Mängel haben. Die Versammlung schloss 
mit der einstimmigen Annahme der von Geh. Regierungsrath 
Dr. Fischer vorgeschlagenen Resolution: „Die Arbeitsvermit- 
telung ist wie bisher als Aufgabe der gemeinnützigen Vereine 
und nicht als solche der Gemeinden zu betrachten. Die Ent- 
scheidung darüber, ob zu einer erweiterten Organisation bez. 
zu einer Vereinigung der in Dresden bestehenden, dieser Auf- 
gabe sich widmenden Vereine ein entschiedenes Bedürfniss 
vorliegt, — unter Benutzung der in der heutigen Versammlung 
darüber gehörten Ansichten — wird dem Vorstand des Vereins 
gegen Armennoth und Bettelei überlassen.“ Der Vorsitzende 
meinte ebenfalls, er habe sich überzeugt, dass in Dresden eine 
kommunale Arbeitsvermittelung nicht angezeigt erscheine, und 
gab seiner Freude darüber Ausdruck, dass der Arbeitsnach- 
weisungsverein die Hand zur Zentralisirung des Arbeitsnach- 
weises zu bieten bereit ist; auch seitens des Vereins „Volks- 
wohl“ sei er dieser Bereitwilligkeit sicher. 


Arbeitsnachweis durch Stadtwächter in Göt- 
tingen. Man schreibt der D. Gemeindezeitung: „In die Reihe 
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der wenigen Städte, die in richtiger Würdigung der Interessen 
der arbeitenden Bevölkerung Arbeits-Nachweisvorkehrungen 


getroffen haben, ist auch Göttingen getreten. Man hat zunächst. 


versuchsweise ein Arbeitsnachweisbüreau errichtet, das in einem 
geeigneten Raume des Rathhauses untergebracht worden ist. 
Einen weitläufigen Apparat, mit besonderen Beamten und Ver- 
waltungsordnungen nach dem Muster Mainz u. A. für jene 
Zwecke zu schaffen, hielt man bei den örtlichen Verhältnissen 
nicht für angezeigt. Es werden vielmehr nur zwei Register 
mit Tafeln geführt, die den Arbeitgebern wie Arbeitnehmern 
zur entsprechenden Benutzung zur Verfügung stehen. Die 
Aufsicht ist den in demselben Raume anwesenden Stadtwäch- 
tern übertragen worden. Eine schablonenmässige Organisation 
in Anlehnung an das Gewerbegericht würde auch hier bei der 
praktischen und erfolgreichen Handhabung unserer, dem Elber- 
felder System ähnlichen, aber weit früher als dieses in Wirk- 
samkeit getretenen Armenpflegeordnung bei den Betheiligten 
wenig Anklang finden. Eine der wesentlichsten Aufgaben der 
Kommunalverwaltung dürfte es sein, wie es hier der Fall ist, 
dass bei den nahen Beziehungen der Armenpflege zum Arbeits- 
vermittelungs-Amte diese sich wechselseitig ergänzen und unter 
Mitwirkung rationeller Armenpfleger zur Linderung des durch 
die Arbeitslosigkeit herbeigeführten Nothstandes sich that- 
kräftig unterstützen. Nur so kann ein Arbeitsnachweis-Büreau 
Erspriessliches leisten.“ Vielleicht ist die Zuversicht, mit welcher 
hier von den künftigen Leistungen des originell organisirten 
Göttinger Arbeitsnachweises gesprochen wird, doch etwas 
verfrüht. Jeder Zusammenhang mit der Armenpflege, der für 
Göttingen so gerühmt wird, muss im Gegentheil nach allen 
bisherigen Erfahrungen so ängstlich wie möglich vermieden 
werden, weil sonst gerade die rechtschaffenen Arbeiter, welche 
ernsthaft Beschäftigung suchen, die Einrichtung konsequent 
meiden. Dasselbe gilt für die Beaufsichtigung durch — Stadt- 
wächter. Der Vorwurf des Schablonenhaften, der in obiger 
Mittheilung gegen die Organisation mit Anschluss an das Ge- 
werbegericht erhoben wird, ist u. E. kaum sachlich zu begründen. 
Es gibt eben keinen städtischen Selbstverwaltungskörper, der 
beide Theile, Unternehmer und Arbeiter, so vereinigt, wie das 
Gewerbegericht, und schablonenhaft wird der Anschluss des 
Arbeitsamtes an dasselbe nirgends betrieben, wie die Verhand- 
lungen in Stuttgart, Mainz und Frankfurt zeigen. 


Nothstandsantragan die Berliner Stadtver- 
ordnetenversammlung. In der Sitzung der Berliner Stadt- 
verordneten vom 14. d.M. kam ein Antrag der Stadtv. Singer 
und Genossen zur Verhandlung, welcher lautete: „Um der in 
immer wachsendem Umfange hervortretenden Arbeitslosigkeit 
und dem sich hieraus ergebenden Nothstande der Arbeiter 
durch Beschaffung von Arbeit nach Möglichkeit zu steuern, 
ersucht die Stadtverordnetenversammlung den Magistrat: 1. Die 
Arbeitszeit der in den städtischen Betrieben — Strassenrei- 
nigung, Park- und Gartenverwaltung, Kanalisation, Gas-An- 
stalten, Markthallen-Verwaltung, Viehhof u. s. w. — beschäftigten 
Arbeiter auf acht Stunden täglich festzusetzen und die hier- 
durch erforderlich werdende grössere Anzahl von Arbeitern 
einzustellen. 2. Alle durch die Stadtverordnetenversammlung 
bereits genehmigten Tief- und Hochbauten energisch in An- 
griff zu nehmen und soweit irgend möglich im Winter fort- 
zusetzen. 3. Die Strassenreinigungsdeputation anzuweisen, zum 
Zweck schneller Reinigung der Strassen und Plätze, auch der 
an der Peripherie belegenen, für den bevorstehenden Winter 
eine erheblich vermehrte Anzahl sowohl der ständigen als der 
Hilfsarbeiter einzustellen. Ausserdem ersucht die Versammlung 
den Magistrat: die Armendirektion zu veranlassen, dass den 
Almosen- und Pflegegeldempfängern für den Winter eine, dem 
durch die nothwendige Heizung u. s. w. entstehenden Mehr- 
bedarf entsprechende Erhöhung ihrer Bezüge gewährt werde, 
und ferner: schleunigst in verschiedenen Gegenden, namentlich 
in den östlichen und nördlichen Stadttheilen, heizbare Räume 
zu beschaffen, in denen Arbeitslose auch am Tage Aufenthalt 
nehmen können.“ In seiner Begründung dieses Antrages berief 
sich der Stadtv. Stadthagen darauf, dass der Nothstand in 
Berlin jetzt schon den vorjährigen Stand übertreffe, wie die 
Ueberfüllung des Asyls für Obdachlose beweise. Er führte Be- 
schwerde darüber, dass die städtische Baudeputation ihre 
Arbeiter nicht selbst anstelle, sondern durch andere Arbeiter 
anstellen lasse, und dass sie zu rasch bereit sei, für den Winter 
eine grosse Anzahl derselben ohne jede Rücksicht auf den 
überfüllten Arbeitsmarkt zu entlassen. Wenn man die Arbeits- 
zeit auch nur während des Winters auf. acht Stunden herab- 
setze, so könne man ein Viertel Arbeiter mehr einstellen als 
bisher. Die Stadtverordneten Meyer I und II bezeichneten 
hierauf denjenigen Punkt des Antrages, welcher Verkürzung 


der Arbeitszeit bei gleichbleibenden Löhnen fordere, wegen 
der Konsequenzen für andere Betriebe und die Finanzen als 
unannehmbar. Oberbürgermeister Zelle erwiderte den Antrag- 
stellern, dass die Stadt im Winter mit ihren Arbeitern nicht 
anders verfahre, als jeder Handwerksmeister, worauf der Stadtv. 
Friedemann bemerkte, dass man diese Parallele doch wohl 
nicht als zutreffend anerkennen könne. Der Antrag ging 
schliesslich zur Vorberathung an einen Ausschuss, und der 
Magistrat erklärte, erst Stellung nehmen zu wollen, wenn die 
Stadtverordneten im bejahenden Sinne entschieden haben. 


Nothstandsarbeiten für Arbeitslose ohne 
Unterstützungswohnsitz in Stuttgart. Auch für 
diesen Winter hat die Stuttgarter Stadtverwaltung, wie Ober- 
bürgermeister Rümelin in der Gemeinderathssitzung vom 7.d.M. 
mittheilte, umfangreiche Strassen- und Steinklopfarbeiten (6000 
cbm) bereitgestellt. Jedoch habe die Bauabtheilung in ihrer 
Sitzung vom 28. v. M. die Frage der Arbeitsanweisung an 
beschäftigungslose Arbeiter erörtert, und sie sei damals zu dem 
Beschlusse gelangt, dass nur diejenigen Arbeiter bei der Stadt 
beschäftigt werden sollen, welche den Nachweis zu erbringen 
vermögen, dass sie in Stuttgart den Unterstützungswohnsitz 
erwarben. Der Oberbürgermeister habe jedoch noch Erhebungen 
darüber anzustellen versucht, wie in den Jahren 1891 und 1892, 
wo die Einstellung beschäftigungsloser Arbeiter von dem Nach- 
weis des Unterstützungswohnsitzes abhängig gemacht wurde, 
verfahren worden sei. Das Armenamt habe ihm eine Uebersicht 
vorgelegt, wonach im Jahre 1891 im ganzen 242 Personen 
Anweisung auf Beschäftigung erhielten. Hievon wurden mit 
Steinschlagen 193, mit Holzmachen 49 Personen beschäftigt. 
Werden diejenigen Personen abgerechnet, welche in den Sommer- 
monaten — April bis Oktober — mit Steinschlagen beschäftigt 
wurden, so verbleiben noch 162 Arbeiter, denen im Winter 
1891 vom Armenamt Beschäftigung angewiesen wurde. Im 
Jahre 1892 seien es im ganzen 267 Personen gewesen, welche 
vom Armenamt Anweisung zur Beschäftigung erhielten. Von 
diesen 267 Personen kommen auf die Wintermonate 177. Dieses 
Verzeichniss habe ihm Anhaltspunkte darüber geben sollen, 
wie viele Arbeiter hier seien, die den Unterstützungswohnsitz 
haben und beim Armenamt um Beschäftigung nachsuchten. 
Er habe nun mit dem Armenamt, welches damals die An- 
meldungen entgegengenommen. über die Sache eingehend ge- 
sprochen, und dasselbe habe seine — des Oberbürgermeisters 
— Ansicht bestätigt, dass es nicht rathsam wäre, die Einstel- 
lung der beschäftigungslosen Arbeiter wiederum von dem Nach- 
weis des Unterstützungswohnsitzes in Stuttgart abhängig zu 
machen. Das Armenamt habe besonders hervorgehoben, dass 
der grösste Theil der Arbeitsuchenden den Nachweis des Unter- 
stützungswohnsitzes nur sehr schwer habe erbringen können. 
Es habe oft wochenlang gedauert, bis die betreffenden den 
Nachweis zu liefern vermochten, dass sie zwei Jahre ununter- 
brochen in Stuttgart wohnen. Ferner habe das Armenamt 
speziell auf den Umstand hingewiesen, der seiner Ansicht nach 
ausschlaggebend sein dürfte, dass die Arbeiter geradezu darauf 
hingewiesen werden, öffentliche Unterstützung in Anspruch 
zu nehmen, wenn man ihnen sagt, sie hätten den Unterstützungs- 
wohnsitz hier und könnten infolgedessen auch hier Unter- 
stützung beanspruchen. Der grösste Theil derselben sei dann 
eben auch an das Armenamt gekommen, habe bei diesem 
Unterstützung beansprucht und solche auch erhalten. Es dürfte 
daher aus diesen Gründen von dem Verlangen des Nachweises 
des Unterstützungswohnsitzes abzusehen sein, noch mehr aber 
— nach seiner Ansicht — deshalb, weil Unterstützungswohnsitz 
und Arbeitsanweisungsort für beschäftigungsiose Arbeiter bei 
den heutigen wirthschaftlichen Verhältnissen nicht ein und 
dasselbe sein könne. Eine Armenunterstützung könne jeder 
Heimathort einem brodlosen Arbeiter anweisen, Arbeit aber 
nur die wenigen grösseren Städte, die thatsächlich Arbeit zu 
vergeben haben. Deshalb möchte er nochmals bitten, die Fin- 
stellung der Arbeitsuchenden von dem Nachweis des Unter- 
stützungswohnsitzes nicht abhängig zu machen. Nach seiner 
Ansicht sollte die Einstellung brodloser Arbeiter nur davon 
abhängig gemacht werden, dass der betreffende ein Zeugniss 
des Stadtpolizeiamts bezw. Meldeamts darüber beibringt, dass 
er seinen Wohnsitz im eigentlichen Sinne in Stuttgart hat und 
hier wohnsteuerpflichtig ist. Hierdurch würde der Zuzug der 
neu vom Lande hereinkommenden und bisher noch nicht hier 
beschäftigten Arbeiter abgehalten, die nur eine Schlafstelle, 
keinen Wohnsitz hier zu nehmen pflegen. Er glaube, damit 
dürfte man vollständig durchkommen. Wenn aber die Bauab- 
theilung diesem seinem Antrag nicht beitreten würde, dann 
bitte er, wenigstens von dem Nachweis des Unterstützungs- 
wohnsitzes abzusehen und dagegen eine kürzere Frist festzu- 


setzen, während der ein Arbeiter hier gewohnt haben muss, wenn 
er Anspruch auf Beschäftigung haben solle. Sollte es sich 
zeigen, dass thatsächlich ein allzu grosser Andrang von Arbeit- 
suchenden entsteht, dann könnte immer noch mit strengeren 
Massregeln vorgegangen werden. Vor allem könnten in erster 
Linie nur die verheiratheten Arbeiter eingestellt werden u. a. m. 
Die Forderung des Unterstützungswohnsitznachweises aber 
sollte jedenfalls erst in letzter Linie gestellt werden. Gegen 
diese Ausführungen des Oberbürgermeisters wurde in der Bau- 
abtheilung Folgendes eingewendet. Voriges Jahr sei die Stadt- 
verwaltung in der Lage gewesen, eine Reihe grösserer Erd- 
arbeiten ausführen zu lassen, deren Kosten sie auf Private 
habe überwälzen können. In diesem Jahre sei dies nicht der 
Fall. Die Erfahrungen des letzten Winters hätten gezeigt, dass 
aus der näheren und ferneren Umgebung Stuttgarts Arbeiter 
hierherkommen in der Annahme, in Stuttgart Beschäftigung 
zu finden. Man habe im letzten Winter viele Arbeiter beschäf- 
tigt, bezüglich deren die Stadt keine Verpflichtung hiezu ge- 
habt hätte. Schon jetzt mache sich wieder ein grösserer An- 
drang von Arbeitsuchenden bemerklich. Dies werde in wesent- 
lich verstärktem Maasse stattfinden, wenn einmal bekannt sein 
werde, dass die Stadt grössere Arbeiten ausführen lässt. Um 
nur 170-200 Arbeiter 6—8 Wochen beschäftigen zu können, 
werde eine Ausgabe von etwa 25000 Mk. erforderlich sein. 
da zu den Kosten der Grabarbeit der noch höhere Aufwand 
für die Fuhrwerke hinzu komme. Durch die Ausführung der- 
artiger Arbeiten werde der Etat im voraus belastet und die 
künftigen Etatsaufstellungen beeinflusst. Sei man im vorigen 
Winter in der günstigen Lage gewesen, eine Anzahl grösserer 
Arbeiten für beschäftigungslose Arbeiter zur Verfügung zu 
haben, so treffe dies heuer schon in wesentlich vermindertem 
Umfange zu und es sei nicht ausgeschlossen, dass man in 
anderen Wintern überhaupt keine derartigen Arbeiten zu ver- 
geben habe. Es sei daher nicht unbedenklich, jetzt zahlreiche 
auswärtige Arbeiter daran zu gewöhnen, Stuttgart als Zufluchts- 
stätte für Arbeitsgelegenheit im Winter zu betrachten, da, 
wenn es an Arbeitsgelegenheit seinerzeit fehle, schliesslich auch 
diejenigen darunter zu leiden hätten, die hier den Unterstützungs- 
wohnsitz haben. Es sei daher zweifellos richtiger, von Anfang 
an den Zuzug fremder Beschäftigungsloser thunlichst einzu- 
schränken, als sie — durch die Verhältnisse gezwungen — 
später wieder in ihre Heimath zurückschicken zu müssen. Die 
Finanzlage Stuttgarts gestatte es nicht, den Armenaufwand, 
den gesetzlich die anderen Gemeinden des Landes zu tragen 
haben, diesen abzunehmen und damit seinen eigenen Etat in 
dem Maasse zu belasten, dass damit die Erhaltung des Gleich- 
gewichts zwischen Einnahme und Ausgabe in Frage gestellt 
wäre. Nach eingehender Erörterung der Sache habe sich die 
Bauabtheilung, entsprechend dem Eventualantrag des Ober- 
bürgermeisters, zu dem einstimmigen Beschlusse geeinigt, bei 
dem Gemeinderath zu beantragen: „l. Die Einstellung be- 
schäftigungsloser Arbeiter soll versuchsweise davon abhängig 
gemacht werden, dass der Arbeitsuchende am 1. April 1893 
seinen Wohnsitz in Stuttgart gehabt hat, zur Wohnsteuer heran- 
gezogen ist und inzwischen seinen Wohnsitz hier nicht auf- 
gegeben hat. Ausserdem 2. mit dem Lohn um 40 Pfg. des 
Winterlohns der Stadttaglöhner herunterzugehen, jedoch nicht 
unter 2 Mk. Minimalsatz pro Tag.“ Gegen diese Anträge der 
Bauabtheilung erhob sich von keiner Seite ein Widerspruch. 
Die Akten gingen nun dem Bürgerausschuss zu. 
Städtische Nothstandsarbeiten in Mannheim, 
München und Helmstedt. Im Anschluss an unsere Mit- 
theilungen in der letzten Nummer dieser Zeitschrift ist nun- 
mehr zu verzeichnen, dass Mannheim bereits 60 Arbeitslose 
mit Wegearbeiten am neuen Stadtpark beschäftigt und dem- 
nächst weitere Hundert einzustellen beabsichtigt. Die Kommis- 
sion der Arbeitslosen, welcher wie voriges Jahr die Beauf- 
sichtigung der Arbeiter anvertraut ist, wünschte für die älteren 
und schwächlichen Arbeiter leichtere Beschäftigung; doch 
konnte noch keine solche Arbeit aufgetrieben werden. Für die 
Steinklopfer beantragte sie einen täglichen Normallohn, und 
zwar von Mk. 2.30; bekanntlich brachte es die Kommission 
voriges Jahr fertig, ebenfalls eine Art von Normallohn für den 
einzelnen Beschäftigten dadurch zu erzielen, dass die Leistungen 
der Arbeiter untereinander gerechnet wurden; nur erreichte 
man nicht den jetzt gewünschten Betrag. Da aber der Öber- 
bürgermeister den Normallohn nicht bewilligen zu dürfen 
glaubte, so erbitten die Arbeiter eine Erhöhung der Akkord- 
sätze, die im Stadtrath zu verhandeln sein wird. In München 
nahnı das Geimeindekollegium in seiner Sitzung vom 14. d. Mtes.. 
nachdem der Bürgermeister ebenfalls von einem vermehrten 
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Andrang Arbeitsloser berichtet hatte, einen Dringlichkeits- 
antrag dahin an, dass die Fortsetzung einer Quaimauer mit 
Mk. 203,000 Kostenaufwand sofort ins Werk gesetzt werde. 
Endlich bewilligten die Stadtverordneten von Helmstedt in 
ihrer Sitzung vom 9. d. Mts. die Summe von Mk. 1800 für 
Abtragung von Erdmassen mit der Bedingung, dass diese Ar- 
beit im Winter ausgeführt werde. 


Beschäftigung Arbeitsloser durch die Armen- 
verwaltung in Worms. Dem soeben erschienenen Jahres- 
bericht für das Rechnungsjahr 1892/93 der Städtischen Armen- 
verwaltung Worms ist Folgendes über Arbeitslosenbeschäftigung 
zu entnehmen. Um den während der Winterzeit eingetretenen 
Arbeitsmangel möglichst zu beseitigen, sowie den ordentlichen 
Arbeitern Gelegenheit zu geben, den Unterhalt ihrer Familie 
durch Arbeit zu verdienen und nicht beschäftigungslos von 
öffentlicher Unterstützung leben zu müssen, genehmigte die 
Stadtverordneten- Versammlung in Worms unterm 20. De- 
zember 1892 eine Vergrösserung des Kiesgrubenbetriebes derart, 
dass grössere Kiesmassen behufs späterer Verwendung auf- 
geschichtet wurden. So wurde es möglich, dass die Armen- 
verwaltung dem Tief- und Hochbauamt zur geeigneten Beschäf- 
tigung ausser 22 Handwerksburschen 40 Leute überweisen 
konnte. Von diesen nahmen 15 die Arbeit nicht an; die üb- 
rigen arbeiteten, bis sie andere Arbeit fanden, bezw. bis zum 
Eintritt der besseren Jahreszeit. Bei der Zulassung zur Be- 
schäftigung ging man davon aus, dass die Stadt Worms selbst 
in die Lage versetzt war, einen Theil ihrer seitherigen Arbeiter 
wegen Arbeitsmangel aus ihrer regelmässigen Beschäftigung 
zu entlassen, und dass die Stadt anderseits nur in geringem 
Umfang Winterarbeit beschaffen konnte, wollte sie sich nicht 
mit unverhältnissmässigen Kosten belasten, dass aber endlich 
in jedem Falle daran festzuhalten sei, dass es sich nur um 
Beseitigung eines aussergewöhnlichen Nothstandes bei der 
Arbeitszuweisung handeln und dass die letztere bezw. die 
Aussicht auf diese nicht andere Uebelstände herbeiführen 
dürfe, als: das Aufgeben von Arbeitsverhältnissen und Arbeits- 
verdiensten von geringerem Ertrag, den Zuzug auswärtiger 
Arbeiter im Winter, im Sommer ein sorgloses Sichverlassen 
auf städtische Winterarbeit und dergleichen. Es wurden daher 
mit ihren Gesuchen um Arbeit zurückgewiesen: 1. regelmässig 
Leute, welche den Unterstützungswohnsitz in Worms nicht be- 
sassen; 2. die sogenannten „Saisonarbeiter“, die regelmässig 
im Winter keine, oder fast keine Arbeit haben (Maurer, Tüncher 
etc.); 3. solche, welche leichtsinnig aus Arbeitsverhältnissen, 
in. welchen sie weitere Beschäftigung hätten haben können, 
ausgetreten, oder durch ihr Verschulden aus solchen entlassen 
worden waren; 4. unwürdige Personen. Zum Zwecke dieser 
Feststellung wurde jedes Gesuch schriftlich aufgenommen und 
es wurden sodann zunächst die entsprechenden Untersuchungen 
angestellt. Es wurde nur soviel Arbeit, (mit voller Vergütung 
der Arbeitsleistung) zugewiesen, dass die betreffende Person 
oder Familie dasjenige Einkommen hatte, welches nach der 
bestehenden Armentaxe als wöchentliches Geldbedürfniss für 
die Anschaffung des zum Unterhalte unabweislich Nothwendigen 
angesehen wurde, (d. s. bei einer Familie von 4 Kindern, je 
nach deren Alter, Mk. 12.10 bis Mk. 13.80). Hierzu kam jedoch 
ein kleiner Geldzuschlag für den Arbeitenden selbst. Bezog 
daher eine Familie das Arbeitseinkommen eines Sohnes, das 
die fragliche Taxe erreichte oder überschritt, so wurde dem 
arbeitslosen Vater Arbeit nicht zugewiesen und umgekehrt, 
blieb das Arbeitseinkommen unter der Taxe, so wurde nur 
soviel Arbeit zugewiesen, dass deren Ertrag jene Taxe ergänzte. 
Nach diesen Grundsätzen wurden 18 Personen, die um Arbeit 
nachsuchten, zurückgewiesen. Konnte Jemanden nach obigen 
Grundsätzen (Ziffer 1—4) Arbeit nicht zugewiesen werden, so 
wurde er geeignetenfalls an den Armenpfleger zur Erwirkung 
von Armenunterstützung verwiesen, die unter Umständen im 
Sonımer wieder zu ersetzen war. Im Uebrigen wurde die Zu- 
weisung der Arbeit nicht als Armenunterstützung angesehen. 


StädtischeRegiearbeitenin London. Der Stadt- 
rath von London hält konsequent an der Gepflogenheit fest, 
städtische Arbeiten in eigener Regie ohne Dazwischentreten 
eines Unternehmers ausführen zu lassen. So wurde kürzlich 
eine grosse Kanalisationsarbeit derart selbständig unternommen 
und durchgeführt. Natürlich war die Kritik eifrig bemüht, 
etwas an den Regieleistungen auszusetzen. Der Stadtrath aber 
hat trotz Verwendung des besten Materials und trotz Zahlung 
voller Löhne und Gewährung angemessener Arbeitszeit, wie 
sie die Gewerkschaften fordern, durch die Uebernahme in 
eigene Regie 5000 £ gespart. 
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An unsere Leser! 


Angesichts des bevorstehenden Quartalwechsels ersuchen 
wir, das Abonnement, namentlich bei der Post, rechtzeitig zu er- 
neuern, damit keine Unterbrechung im Bezuge eintritt. Der Ein- 
Jachheit halber sind wir vom Viertehahrs- zum Halbjahrsbezug 
übergegangen; da der Preis derselbe bleibt, so kosten die „Blätier“ 
nach wie vor halbjährlich Mk. 5. Trotzdem wird das Format 
der „Blätter für soziale Praxis“ eine Vergrösserung erfah- 
ren, die es ermöglicht, ohne Beeinträchtigung des mitgetheilten 
Stoffes die vielseitigen Wünsche nach grösserem Druck zu 
befriedigen. 

Mit Rücksicht auf die wachsende Verbreitung der Zeitschrift 
schien es angezeigt, den Verlag an einen Zentralpunkt des Buch- 
handels zu verlegen. Im Einverständniss mit unseren bisherigen 

Verlegern Joseph Baer & Co. in Frankfurt a. M. haben des- 
halb die Herren Siemenroth & Worms, Verlagsbuchhandlung 
zu Berlin, vom I. Januar 1894 ab den Verlag übernommen. 


Redaktion der „Bläfter für soziale Zraxis“. 


Ina lt: 


Der Sonntagsunterricht in gewerblichen Fach- und Fortbildung's- 
schulen. Von Dr. Max Quarck. 

Notizen: Erziehung: Zwangserziehung in Elsass-Lothringen. 
— Schulwesen: Städtisches Schulmuseum in Breslau. — Fort- 
Bildung s- und Gewerbeschulwesen: Unterrichtszeit der Fort- 
bildungsschulklassen für Bäcker in München. Gewerbeschule 
für Mädchen in Berlin. — Armenpflege: Ausserordentliche 
Armenlast im Landarmenverband Hannover. — Gemeinnützige 
Fürsorge: Mädchen- und Frauen-Grußppen für soziale Hülfs- 
thätigkeit.— Krankenpflege: Bezirkshebeammen für Posen. — 
Arbeiterversicherung : Selbstversicherung bei der Invaliditäts- 


und Altersversicherung. — Gesundheitspfiege: Desinfektions- 


wesen in Essen. — Wohnungswesen: Hausbesitzerverein und 
billige Miethwohnungen. — Gewerbewesen: Städtisches Ar- 
beitsamt für München. Arbeitsvermittelung für Reservisten 
der unterelbischen Gegenden. Städtische Nothstandsaktionen 
in Mannheim, Giessen, Erfurt, Magdeburg und Leipzig. 
Eingegangene Schriften: II. Bücher und Broschüren. 
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Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte: Ver- 
bandsangelesenheiten. — Kündigungsfristen der Hausarbeiter. 
— Rechtsprechung: Kann der rechtswidrig ausgetretene Ar- 
beiter ein Zeugmniss verlangen? — Gutachten, Anträge u. s. w. 


Der Sonntagsunterricht in gewerblichen 
Fach- und Fortbildungsschulen. 
Von Dr. Max Quarck in Frankfurt a. M. 

Als „Lebensfrage“ für den gewerblichen Fachunter- 
richt wird in der letzten Zeit von einigen Seiten eine 
Angelegenheit bezeichnet, die mit der Durchführung der 
Gewerbeordnungsnovelle vom Jahre 1891 zusammenhängt. 


Nach dem neuen $ 120 dieser Novelle darf ein Sonntags- 
unterricht an gewerblichen Fach- und Fortbildungsschulen 
vom 1. Oktober nächsten Jahres ab, bis zu welchem in 
sehr liberaler Weise allerseits von den Zentralbehörden 
Ausnahmen gestattet worden sind, nur dann stattfinden, 
wenn die Unterrichtsstunden so gelegt werden, dass die 
Schüler nicht gehindert sind, den Hauptgottesdienst oder 
einen mit Genehmigung der kirchlichen Behörden für sie 
eingerichteten besonderen Gottesdienst ihrer Konfession 
zu besuchen. Mit einem grossen Aufwand von Beschlüssen, 
Petitionen und Zeitungsartikeln wird nun diese Vorschrift 
vielfach als Werk einer unduldsamen kirchlichen Rich- 
tung hingestellt, welche jeglichem Fortbildungsunterrichte 
feind sei und darauf hinausgehe, das segensreiche Wirken 
der Fortbildungs- und Fachschulen zu beeinträchtigen. 
Man beruft sich dabei auf das Vorgehen des Berliner 
Konsistoriums, welches die Einrichtung eines besonderen 
Gottesdienstes für Fortbildungsschüler kurzweg verwei- 
gerte und auch für diese den allgemeinen Vormittags- 
gottesdienst als Hauptgottesdienst aufrecht erhalten will, 
so dass also für Berlin die Ertheilung von Fortbildungs- 
unterricht in den mittleren Vormittagsstunden des Sonn- 
tags direkt unmöglich würde. Das hält man für eine tödt- 
liche Schädigung des ganzen deutschen Fortbildungsschul- 
wesens, und es ist merkwürdig zu sehen, wie plötzlich 
Stellen, die häufig recht wenig Interesse für die Weiter- 
bildung der gewerblichen Jugend haben, wie Innungen, 
Handelskammern und sonstige Unternehmerorgane, zu 
eifrigen Schützern des Fortbildungswesens werden. Der 
Verband deutscher Gewerbevereine und derjenige deutscher 
Gewerbeschulmänner haben um Abänderung des $ 120 
petitionirt, und ein grosser Theil der Presse aller Schat- 
tirungen, sogar die halbamtliche, unterstützt die Bewegung. 

. Diese Agitation beruht nun u E. auf einer solchen 
Verkennung der Ziele einer gesunden Entwicklung des 
deutschen Fortbildungswesens, dass es Wunder nehmen 
muss, wie wenig dem Lärm von oben und unten noch 
entgegengetreten worden ist. Man wird sich ja an mass- 
gebender Stelle nicht so schnell entscheiden, trotz der 
angeblichen Dringlichkeit, welche der Angelegenheit von 
der Gegenseite beigelegt wird. Und deshalb kommen diese 
Zeilen vielleicht doch noch zur rechten Zeit, um vor 
Schritten zu warnen, die nur höchst verhängnissvoller 
Natur sein könnten. Es mag nämlich richtig sein, dass 
die neue Vorschrift der Gewerbeordnung vorwiegend von 
kirchlichen Interessen diktirt ist; trotzdem enthält 
sie implicite den Keim zu einer Reform und 
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Hebung des deutschen Fortbildungswesens, 
wie sie segensreicher in ihren Endwirkungen 
nicht gedacht werden können. Selbst wenn Böses 
gewollt worden wäre — es kann nur Gutes daraus ent- 
springen; und nur unbegreifliche Kurzsichtigkeit vermag 
diesen Zusammenhang zu übersehen. 

Unser deutsches Fortbildungswesen krankt an einer 
traurigen Zerfahrenheit. In der Hauptsache wird es bundes- 
staatlich geregelt, und das heisst bereits, dass es höchst 
buntscheckig organisirt ist. Einige Staaten haben den Fort- 
bildungsschulzwang seit längerer Zeit eingeführt (Sachsen, 
Baden und Hessen), andere überlassen den Besuch der 
Freiwilligkeit oder der Erzwingung durch ÖOrtsstatut 
(Preussen, Württemberg, Bayern). Ueber die Vorbildung 
der Lehrer für Fortbildungsschulen erliessen nur einige 
Staaten bindende Vorschriften, die Vertheilung der Unter- 
richtszeit bietet eine wahre Musterkarte lokaler Verschie- 
denheiten, die nicht etwa immer durch gewerbliche Be- 
dürfnisse, sondern oft nur durch alte Gewohnheiten und 
geringe finanzielle Unterstützung bedingt sind. In Sachen 
der Lehrer, Lehrmittel und Schullokale ist die deutsche 
Fortbildungsschule, soweit man nach Obigem von einer 
solchen sprechen kann, in der Hauptsache, wenigstens 
in Preussen, Almosenempfängerin der Volksschule, der 
Vereine, der Städte und erst in letzter Linie des Staates. 
Kurz, die Verhältnisse sind, namentlich was Norddeutsch- 
land betrifft, so regellos wie nur möglich. Da kommt 
nun die erste, einheitlich für das ganze Deutsche Reich 
geltende Vorschrift für Fortbildungsschulen durch $ 120 
der neuen Gewerbeordnung. Sie betrifft die Unterrichts- 
zeit und hat die zugestandene Tendenz, diese vom Sonn- 
tag zu verdrängen. Soll der Unterricht in seiner bisheri- 
gen Ausdehnung erhalten bleiben, so muss er künftig 
möglichst günstig für die Schulzwecke auf die Wochen- 
tage vertheilt werden. An den Abenden der Wochentage 
ist der Fortbildungsschüler wegen seiner gewerblichen 
Tagesarbeit nicht mehr aufnahmefähig genug und der 
Zeichnenunterricht, der bis jetzt den Haupttheil der Sonn- 
tagsstunden ausfüllte, wird am besten bei Tage ertheilt. 
Die früheren Sonntagsstunden müssen daher womöglich auf 
den Tag gelegt werden, dahin, wo sie sich am ehesten 
mit der gewerblichen Beschäftigung vertragen. $ 120 
bringt also gewissermassen den Anstoss zu einer Ausdeh- 
nung des Tagesunterrichtes in der Woche bei den Fort- 
bildungsschulen. Nun brauchen ja aber Meister und 
Schüler dem Ruf der Fortbildungsschule zum Unterricht 
an Wochentagen zur Tageszeit nicht zu folgen; sie wer- 
den also der Fortbildungsschule kein Interesse mehr ent- 
gegenbringen und die früher mit einer fleissigen Jugend 


bevölkerten Räume werden leer stehen — so sagen 
die Gegner der oben näher bezeichneten Vorschrift. 
Darauf ist zu erwidern: das kann doch nur dort ein- 


treten, wo die Fortbildungsschule auf der unsicheren 
Grundlage der Freiwilligkeit beruht; wo man zwar 
äusserlich einen grossen Eifer für das Fortbildungsschul- 
wesen entwickelt, aber noch immer nicht den Muth 
gefunden hat, wie in Sachsen, Baden und Hessen und 
einigen mitteldeutschen Kleinstaaten, die Fortbildung des 
jungen Arbeiters zu einer Pflicht zu machen, die er und 
sein Arbeitgeber zu erfüllen haben. Mit anderen Worten: 
man gelangt an der Hand des, $ 120 zum Kern der 
deutschen Fortbildungsschulfrage überhaupt, zur Fortbil- 
dungsschulpflicht; und man muss sich endlich dazu ent- 
schliessen, dieser Frage ins Gesicht zu sehen, statt sie 
mit Agitationen, die an der Oberfläche haften bleiben, 
vorsichtig zu umgehen. 


Dass sich dieser Kern aus Allem, was soeben mit 
viel Dilettantismus über die Frage des Sonntagsunter- 
richtes geschrieben und gesprochen wird, herausschält, 
kann mit einer Aeusserung von derjenigen Seite belegt 
werden, die grade den meisten Lärm über den $ 120 
geschlagen hat: mit der Eingabe des Verbandes deutscher 
Gewerbevereine, welcher das Handwerk und die kleine 
Industrie vertritt. Dieser Verband petitionirt beim Reichs- 
kanzler um die Einführung folgender Bestimmungen: 
„An den Fortbildungsschulen, zu deren Besuch eine 
Verpflichtung besteht, darf an den Sonntagen nur 
dann unterrichtet werden, wenn die Stunden so gelegt 
sind, dass den Schülern die Möglichkeit bleibt, an einem 
Gottesdienst Theil zu nehmen. Auf solche Fortbildungs- 
schulen, zu deren Besuch eine Verpflichtung 
nicht besteht, findet diese Bestimmung keine An- 
wendung.“ In diesen Anträgen kommt die Halbheit des 
bis jetzt geführten Kampfes mit klassischer Deutlichkeit 
zum Ausdruck. Für die fakultative Fortbildungsschule 
in erster Linie wird die Freiheit des Sonntagsunterrichts 
gefordert. Weil man an der Freiwilligkeit festhält und zu 
dem ersten Schritt, zur Anerkenntniss der unbedingten 
Nothwendigkeit des Fortbildungsunterrichtes überhaupt 
nicht den zweiten machen will, denjenigen zur obli- 
gatorischen Fortbildungsschule, für welche der Sonntags- 
unterricht keine „Lebensfrage“ mehr ist — deshalb 
der Aufwand von Lärm und üblen Prophezeiungen. 
Aus diesem Grunde ist die Bewegung gegen den $ 120 
auch fast ausschliesslich auf Norddeutschland mit seinen 
nicht obligatorischen Schulen beschränkt, und aus diesem 
Grunde kommen die Vertheidiger des Sonntagsunterrichts 
ganz unwillkürlich dazu, für den fakultativen Fortbildungs- 
unterricht so einseitig einzutreten, wie es der schulfeind- 
lichste Handwerker nicht besser könnte. Dr. E. Glinzer 
aus Hamburg sagt (in seinem Vortrag, den er auf der 
diesjährigen Wanderversammlung des Verbandes deutscher 
Gewerbeschulmänner zu Cassel hielt und der bei E. A. See- 
mann in Leipzig im Sonderabdruck erschien) gegen den 
Vorschlag einer Verlegung des Sonntagsunterrichtes auf 
die Tageszeit ın der Woche: „Jener Vormittag müsste 
der Werkstatt entzogen werden. Das würde unzweifelhaft 
den entschlossensten und zähesten Widerstand der Meister, 
wenigstens zum weitaus grössten Theil, hervorrufen. Der 
meist bedeutende Einfluss derselben auf die Gemeinde-, 
vertretung würde besonders an kleinen Orten hinreichen, 
den Zuschuss zu den Kosten der Schulen zu versagen. ... 
Aber auch abgesehen davon würde ... (mit dem Tages- 
unterricht in der Woche) eine derartige durchgreifende 
Störung der einzelnen Gewerbebetriebe gegeben sein, dass 
im Ganzen eine empfindliche Schädigung der Handwerks- 
und Fabrikthätigkeit resultieren würde. Besonders die 
älteren Lehrlinge fügen sich schon als nicht zu ent- 
behrende Glieder in den ganzen Betrieb ein, so dass ihr 
Fehlen an einem ganzen Vormittag sich erheblich fühlbar 
macht. Alles in allem genommen, wäre eine solche all- 
gemein durchgeführte Massregel als eine national- 
volkswirthschaftliche Schädigung anzusehen.“ 
Endlich seien weder die Lokale der Gemeindeschulen, noch 
die nöthigen Lehrkräfte an Vormittagen der Woche zu 
haben. Soweit Glinzer als Hauptvorkämpfer des Sonntags- 
unterrichtes. Der Art und Weise gegenüber, wie er nach 
Form und Inhalt argumentirt, kann man ruhig sagen: 
wehe der Sache, die so vertheidigt wird! Zunächst 
wird die Forderung des Tagesunterrichts in der Woche 
in so übertriebener Form vorgetragen, wie sie keiner 
ihrer Freunde vertritt. Ganze Vormittage hat noch niemand 
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für den Fortbildungsunterricht verlangt; man war immer 
mit geschäftsstilleren Stunden des frühesten Vormittages 
oder auch des Nachmittags zufrieden, wenn man nur über- 
haupt Tagesunterricht in der Woche erreichte. Nur Der- 
jenige, der den Tagesunterricht in der Woche grund- 
sätzlich nicht will, hat Anlass ihn in so übertriebener 
Ausdehnung als nothwendig vorauszusetzen. Wenn aber 
danach die Anforderungen, welche der Tagesunterricht 
in der Woche an das geschäftliche Interesse der Unter- 
nehmer stellt, so viel bescheidener sind, so fallen die 
Glinzer'schen Gegengründe in sich zusammen. Ein paar 
Stunden in der Frühe, oder ein paar Stunden des Nach- 
mittags, und zwar nur an einzelnen Tagen der Woche, 
in welchen die Arbeitskraft des jungen Mannes der ge- 
schäftlichen Ausnützung für höhere Bildungszwecke ent- 
zogen wird, können keine „national-volkswirthschaftliche“ 
Schädigung verursachen. Mit solchen Gründen gräbt man 
vielmehr dem ganzen Fortbildungswesen den Boden ab. 
Wer bürgt denn dafür, dass nicht eine ganze Reihe von 
Unternehmern auch die gewerbliche Ausnutzung des Sonn- 
tagvormittags als Lebensbedingung für ihre Geschäfte be- 
zeichnet? Sie würden dann nur in den Spuren der Ver- 
fechter des Sonntagsunterrichtes wandeln, die ein so 
rührendes Verständniss für den „zähen Widerstand“ der 
Meister und ihren geschäftlichen Nutzen entwickeln. Und 
mit den Gründen bezüglich der Schullokale und Lehr- 
kräfte verhält es sich ähnlich nach einer anderen Richtung. 
Erstens sind dieselben beispielsweise Mittwoch und Sonn- 
abend Nachmittag wohl zu haben. Sodann heisst doch 
aber die Berufung auf die Schwierigkeit der Erlangung 
nichts Anderes, als eine Billigung des kläglichen Zustandes, 
unter welchem die Fortbildungsschulen auf solche Aus- 
hilfsmittel angewiesen sind. Man soll diesen Anlass be- 
nützen, um von Neuem darauf hinzuweisen, wie nöthig 
die Fortbildungsschulen eigene Lokale, eigene L.ehrer, 
eigene Lehrmittel brauchen, nicht aber mit dem jetzigen 
unvollkommenen Zustand alte Missstände rechtfertigen und 
eine verfehlte Unterrichtszeit aufrechterhalten wollen. 
Und dass der Unterricht am Sonntag ein verfehlter 
ist, dass er sich recht gut ohne Schädigung des Gewerbes 
auf Tagesstunden in der Woche verlegen lässt, das haben 
zahlreiche Schulen und Gewerbetreibende unter dem 
System des Fortbildungsschulzwangs wie der Freiwilligkeit 
bewiesen. Die Kunstgewerbe- und Handwerkerschule in 
Magdeburg hat bereits ohne Zwang 45 Schüler in ihren 
Tagesklassen von 8—12 Uhr Vormittags oder 2—4 Uhr 
Nachmittags vereinigt. Ueber die Verlegung der Unter- 
richtszeit an der Schule des Gewerbevereins in Wiesbaden 
schrieb schon voriges Jahr ein Sachkundiger: „Wenn 
das Gesetz zu dem Unterricht an einem Wochentage 
zwingt, wenn also beispielsweise am Mittwoch Nachmittag 
von 2—4 unterrichtet werden muss, so bedarf es doch 
wohl nur einer geringen Ueberwindung seitens des Meisters, 
die Zeit hier auszudehnen auf 4 Stunden (im Winter 
etwa von 1—5 Uhr und im Sommer von 2—6 Uhr) 
und dafür den Sonntag ganz aufzugeben.“ Die Handels- 
schule zu Göttingen zählt, ohne dass ein Zwang für ihren 
Besuch besteht, jährlich mehr als hundert Schüler und 
hat ihren Unterricht auf die Stunden von 6—11 Uhr 
Vormittags bezw. 2—6 Uhr Nachmittags gelegt. In 
Württemberg, das auch noch keinen Fortbildungsschul- 
zwang kennt, macht sich seit längerer Zeit eine vom 
Volksschullehrerverein geführte Bewegung gegen die Sonn- 
tagsschulen geltend; in einer Kundgebung derselben vom 
vorigen Jahre heisst es: „In unserer Zeit greift der Ge- 
danke der Sonntagsruhe immer weiter um sich; man 


möchte auch den Lehrern und den Schülern den freien 
Sonntag gönnen. Es ist zu betonen, dass die Arbeit der 
Volksbildung in den Werktag gehört.“ Und im Anschluss 
daran verdient Erwähnung, dass das amtliche „Gewerbe- 
blatt aus Württemberg“ unterm 18. Juni d. J. aus einem 
Berichte über den Stand des Unterrichtes „an einer der 
grösseren gewerblichen Fortbildungsschulen des Landes“, 
an welcher der Unterricht vom Abend auf die Stunden 
von 5—7 Uhr verlegt wurde, von „wesentlich besseren 
Unterrichtserfolgen“ Mittheilang machen und hinzufügen 
kann, dass die Schüler willig gekommen seien, sowie, 
dass sich der Gewerbeschulrath einstimmig für das Fest- 
halten an der Früherlegung ausgesprochen habe. In Basel 
haben, um auch eine ausländische Erfahrung zu erwähnen, 
die Gewerbetreibenden selbst die Verlegung des Fort- 
bildungsunterrichts auf Tagesstunden der Woche beantragt, 
und die „Schweizerische Zeitschrift für Gemeinnützigkeit“ 
schrieb vor Kurzem: „Der Sonntag ist auch nicht der 
richtige Zeitpunkt für die Abhaltung der Schule. Wo 
sonst alles feiert, da soll auch der Lehrling Feiertag 
haben. Weiter ist zu bedenken, dass gerade der im Wachs- 
thum begriffene Jüngling nach sechs schweren Arbeits- 
tagen der Ruhe und Erholung bedarf, die ihm der Sonntag 
geben soll. Gebe Gott, was Gottes ist, und dem Menschen, 
was des Menschen ist! Eine gerechte, wie zugleich günstige 
Resultate versprechende Schulzeit ist darum nur in der 
werktägigen Arbeitszeit zu finden. Allerdings kann in 
dieser Beziehung nicht für Alle die gleiche Unterrichts- 
frist festgesetzt werden; ist doch das Leben so vielgestaltig, 
dass es sich nicht nach einer Schablone einrichten lässt. 
Deshalb ist es empfehlenswerth, ruhig und sachlich die 
besonderen Verhältnisse zu prüfen und darnach die Fest- 
setzung der Schulzeit zu treffen, allerdings unter Wahrung 
des Grundsatzes, dass dieselbe in die Arbeitszeit fällt; 
kein Meister, kein Fabrikherr, kein Landwirth geht 
dabei zu Grunde. Uebrigens werden sich unsere Gewerbe- 
treibenden auch bald daran gewöhnen, um so mehr, wenn 
bei der Festsetzung der Schulzeit ihre berathende Stimme 
gehört wird.“ Angesichts dieser Fülle von Belegen für 
die Entbehrlichkeit des Sonntagsunterrichtes sogar unter 
dem System der Freiwilligkeit soll hier ganz darauf ver- 
zichtet werden, die günstigen Erfahrungen aus den deutschen 
Bundesstaaten mit Fortbildungsschulzwang (z. B. Sachsen 
und Baden) noch besonders anzuführen. Nur ein letztes 
Zitat darf den Verfechtern des Sonntagsunterrichts ent- 
gegengehalten werden: auf der Kölner Generalversamm- 
lung des „Verbandes deutscher Gewerbevereine“ selbst, 
im November 1892, stellten sich nach dem eigenen Be- 
richt des Verbandsorganes zwei Praktiker auf den Stand- 
punkt, dass es eine Uebertreibung sei, von dem Sonntags- 
unterricht als einer „Lebensfrage“ der Fortbildungsschulen 
zu sprechen. Der Delegirte Henrich-Metz sagte: „Wir 
sind der Ansicht, dass die Ausbildung des Lehrlings in 
den Fortbildungsschulen zur Gesammtausbildung gehört. 
Ist das richtig, so müssen wir aber auch Zeit finden, ihm 
das zu gewähren, was er nöthig hat. Lassen wir dem 
Lehrling, der in der Woche genug schlechte Luft geath- 
met hat, den Sonntag frei, damit er in der Familie aus- 
ruhen kann.“ Und Schulvorstand Schott-Freiburg ı. B. 
fügte dem hinzu: „Wir hatten Unterricht an Wochen- 
tagen und Sonntagsunterricht. Nach einer Verordnung 
unserer Oberschulbehörde darf der Unterricht an Sonn- 
tagen überhaupt nur zwei Stunden betragen; auch geht 
unsere Regierung mit der Absicht um, den Sonntags- 
unterricht ganz abzuschaffen .. . . All dies veranlasste 
unsere städtische Schulverwaltung, den Sonntagsunterricht 
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schon jetzt fallen zu lassen. Ich kann nur sagen, dass 
dabei Schule, Schüler und Lehrer gut gefahren sind. Von 
Seiten einzelner Arbeitgeber sind anfangs Einsprüche er- 
folgt, sie sind aber verstummt. Ich kann behaupten, dass 
der Ausfall des Sonntagsunterrichtes ohne Schädigung des 
Gewerbes geblieben ist.”)“ Angesichts solcher Aeusserungen 
muss man sich wirklich wundern, dass die Verfechter 
des Sonntagsunterrichts nochmals eine Agitation zu Gun- 
sten desselben gewagt haben. 

Die Bewegung gegen das Inkrafttreten des $ 120 
der neuen Gewerbeordnung am 1. Oktober 1894 ist also 
nach ihren Ausgangs- und ihren Zielpunkten gänzlich ver- 
fehlt. Im Interesse des gesammten deutschen Fortbildungs- 
wesens hätte an die neue Bestimmung eine ganz andere 
Agitation geknüpft werden müssen: diejenige für eine ein- 
heitliche Regelung des Gewerbe- und Fachschulwesens im 
deutschen Reich, für allgemeine Einführung der obligato- 
rischen Fortbildungsschule als Fortsetzung der obligato- 
rischen Volksschule, und damit für Aufwendung ganz 
anderer Geldmittel für diese Zwecke, sowie für Trennung 
des Fachschulwesens vom Fortbildungsschulwesen, das 
unter dieser Verquickung verhängnissvoll leidet. Wann hätte 
sich eine bessere Gelegenheit geboten, diese kulturellen 
Fragen von höchster Wichtigkeit mit aller Macht aufzu- 
rollen, als angesichts des neuen $ 120? Noch ist es nicht zu 
spät, und im kommenden Jahr kann von allen Seiten gut ge- 
macht werden, was seit 1891 leider versäumt wurde. Jedenfalls 
aber steht zu hoffen, dass der lärmenden Agitation für den 
Sonntagsunterricht dasjenige an den massgebenden Stellen 
versagt wird, worauf sie bereits aus Anlass einiger merk- 
würdiger Aeusserungen halbamtlicher Organe hofft: die 
Gewährung von Ausnahmen zu Gunsten des Sonntags- 
unterrichts über den 1. Oktober 1894 hinaus. Das Gross- 
herzogthum Baden ist, wie oben schon erwähnt, bereits 
vor jenem Termine an die Beseitigung des Sonntagsunter- 
richtes gegangen, und ein kleines thüringisches Fürsten- 
thum folgte diesem guten Beispiele und hat trotz dem 
Zusammenhalten der kirchlichen und Schulbehörden, sowie 
der Gewerbetreibenden gegen die Beibehaltung des Sonn- 
tagsunterrichtes Stellung genommen. Wollen die übrigen 
deutschen Staaten dahinter zurückbleiben? Die Schulen 
hatten seit zwei Jahren Zeit, sich auf die Aenderung der 
Gesetzgebung einzurichten und nur Eigensinn kann be- 
haupten, dass diese Einrichtung nicht möglich sei. Wie 
in anderen Fällen, so darf man auch in dem vorliegenden 
mit Sicherheit annehmen: wenn die Umstände dazu 
zwingen, wird sich der Uebergang weit leichter vollziehen, 
als es jetzt von den Verfechtern des Sonntagsunterrichtes 
zugegeben wird. 


Notizen. 


Erziehung. 

Zwangserziehung in Elsass-Lothringen. So- 
eben gibt die Regierung des Reichslandes die Erfahrungen 
bekannt, welche man mit dem Gesetz vom 18. Juli 1890 in 
den drei Jahren seines Bestehens gemacht hat, das die Unter- 
bringung verwahrloster Kinder durch die Behörde auf Grund 
richterlichen Spruches im weitesten Umfange zulässt. Das 
Gesetz trat am 1. Oktober 1890 in Kraft; im ersten Jahre 
wurden 185, im zweiten 197, im dritten 216 Kinder unterge- 
bracht, sodass also die Anwendung dauernd zunahm. Unter 
den Kindern waren 390 Knaben und 208 Mädchen. Die meisten 
Kinder waren 10—12 Jahre alt — 178, 12—14 alt waren 143, 
über 14 = 48, 8—10 = 115, unter 8— 114. Das neue Gesetz 

*) Vgl. hierzu auch den Aufsatz von Bürgermeister Dr. 
Thoma-Freiburg, I. Halbjahr S. 49 dieser Zeitschrift. 


geht in der Zulässigkeit der Unterbringung derart über den 
früher allein massgebenden $ 55 R.-St.-G.-B. hinaus, dass nur 
103 Kinder oder 17°/o auch schon nach diesem hätten unter- 
gebracht werden können; die übrigen 495 konnten erst durch 
das neue Gesetz einer geordneten Erziehung theilhaftig werden. 
Am 30. September d. J. waren nach Abgang einiger verstor- 
bener und entlassener noch 575 Kinder in Pflege. 43°/o davon 
waren in Familienpflege untergebracht, die übrigen vertheilen 
sich auf die Staats-Erziehungs-Anstalt zu Hagenau (149) und 7 
andere Erziehungsanstalten. Auf Grund früheren Verfahrens 
sind noch 117 Knaben und 29 Mädchen in Zwangserziehung, 
sodass die Gesammtzahl der vom Staate untergebrachten 
Kinder z. Z. 721 beträgt. 


Schulwesen. 


Städtisches Schulmuseum in Breslau. Ueber 
Einrichtung und Entwickelung des städtischen Schulmuseums 
in Breslau hat Stadtschulrath Dr. Pfundtner einen Bericht er- 
stattet, dem Folgendes zur Aufmunterung für andere Städte 
entnommen ist. Die ganze, den Bestand des Schulmuseums 
bildende Sammlung gliedert sich in drei Hauptzweige: in 
eine Sammlung von Schulutensilien, eine eigentliche Lehr- 
mittelsammlung und eine pädagogische Bibliothek. Die Samm- 
lung von Schulutensilien umfasste zu Michaelis d. J. 23 Gegen- 
stände, von denen 8 gekauft, die übrigen 15 geschenkt 
worden sind. Sie soll durch Aufnahme von Modellen und 
Plänen musterhaft eingerichteter Schulgebäude, Turnhallen, 
Schulgärten etc. allmählich in der Weise ausgebaut werden, 
dass sie dereinst das ganze Gebiet der äusseren Schuleinrich- 
tung umfasst. Der Anfang dazu ist bereits gemacht und zwar 
durch die Ueberweisung eines grossen, künstlerisch ausgeführten 
Planes des botanischen Schulgartens in Scheitnig. Die Lehr- 
mittelsammlung im engeren Sinne besteht aus Anschauungs- 
(Wand-) Bildern, Wand- und Handkarten, Atlanten, Vorlagen, 
Apparaten, Instrumenten, Modellen, Naturkörpern und tech- 
nischen Produkten. Sie umfasst gegenwärtig 294 Schaustücke; 
46 derselben sind käuflich erworben, die übrigen 248 geschenkt 
worden. Verfertiger und Verleger von Lehrmitteln werden ver- 
anlasst, Gegenstände, die zur Aufnahme in die Sammlung ge- 
eignet erscheinen, vorerst auf längere Zeit im Schulmuseum 
auszustellen, damit dieselben von Sachverständigen auf ihren 
Werth geprüft und erforderlichen Falles an eine Schule zu 
praktischer Erprobung überwiesen werden können. Auf Grund 
der abgegebenen Gutachten oder der gewonnenen Erfahrungen 
entscheidet sich der Vorstand für Ankauf, oder Rücksendung 
des in Frage stehenden Gegenstandes. Von älteren Lehrmitteln 
finden nur diejenigen Aufnahme, die sich im Unterricht be- 
währt haben oder historischen Werth besitzen. Die Bibliothek 
des Schulmuseums ist namentlich durch namhafte Zuwendungen 
aus Lehrerkreisen gewachsen. Zur Zeit umfasst sie 1884 Werke 
in 2661 Bänden. Mit Ausnahme einer grösseren Zahl der besten 
neueren Lesebücher und Fibeln sind alle in der Bibliothek 
enthaltenen Werke Geschenke. Laut Beschluss des Vorstandes 
dürfen nur Schulbücher, ältere pädagogische Werke und Schriften 
über Schulorganisation und Schulverwaltung eingestellt werden. 
Was die Anordnung der Sammlungen anlangt, so sind in dem 
grösseren Saale ausser der Bibliothek die Lehrmittel für den 
Religions-, Geschichts-, Anschauungs-, Lese-, Schreib-, Zeichen- 
und mathematischen Unterricht ausgestellt. Der kleinere Saal 
enthält die Lehrmittel für den Unterricht in der Erd- und 
Himmelskunde, den Naturwissenschaften, den weiblichen Hand- 
arbeiten und im Gesange, sowie die Fröbel’schen Spielgaben. 
Die Schulutensilien sind, ihrer Verwendung entsprechend, auf 
beide Säle vertheilt. Leitender Grundsatz der Anordnung ist: 
grösstmögliche Uebersichtlichkeit und vortheilhafte Gesammt- 
wirkung. Das Schulmuseum wurde im Jahre 1892/93 von 375 
einheimischen und 10 auswärtigen, also von 385 Personen, in 
diesem Jahre bis zum Oktober schon von 248 einheimischen 
und 87 auswärtigen, also von 335 Personen besucht. Dazu 
kommt noch eine beträchtliche Zahl von Besuchern, die ihren 
Namen in das Besuchsregister nicht eingetragen haben. Die 
Ausgaben für die Verwaltung und Unterhaltung haben’ von 
der ersten Einrichtung (Juni 1889) an bis zum laufenden Etats- 
jahre 4090,71 Mk. betragen; der Etat für 1893/94 sieht eine 
Gesammtausgabe von 1230 Mk. vor. Die Verwaltung des Schul- 
museums führt ein städtischer Volksschullehrer. 


Fortbildungs- und Gewerbeschulwesen. 


UnterrichtszeitderFortbildungsschulklassen 
für Bäcker in München. An der gewerblichen Fortbil- 
dungsschule in München bestehen für die Bäckerlehrlinge be- 


sondere Kurse. Aus verschiedenen im Betriebe des Bäcker- 
gewerbes gelegenen Erwägungen stellte die Bäckerinnung 
kürzlich an den Magistrat ein Gesuch, es wolle a) der jetzt 


am Donnerstag Nachmittag von-3—5 Uhr abgehaltene Bäcker- | 


kurs von Nachmittags 2—4 Uhr stattfinden, b) soll der jetzt 
an Sonntagen von 2—5 Uhr abgehaltene Kurs auf die Zeit 
von 2—4 Uhr reduzirt werden. Die Vorstandschatt der ge- 


werblichen Fortbildungsschulen konnte das Petitum a) nicht | 


befürworten, da es am Donnerstag an Lehrsälen und Lehr- 
kräften fehlt, konnte sich aber damit einverstanden erklären, 
dass der Bäcker-Kurs vom Donnerstag auf den Mittwoch ver- 
legt werde. Das Petitum b) hat die Vorstandschaft einstimmig 
zur Abweisung begutachtet, da man die Bäcker-Lehrlinge 
ohnehin schon mit Nachsicht behandelte, indem man sie vom 
Zeichnungsunterricht enthob. In der Magistratssitzung vom 
12. d. M. äusserte Schulrath Dr. Rohmeder, es wäre sehr zu 
wünschen, dass die Arbeitszeit der Bäckerlehrlinge, welche bei 
geringem Lohne eine sehr lange ist, an Tagen vor der Schule 
abgekürzt würde. Der Magistrat beschloss in allen Punkten 
gemäss dem Gutachten des Schulvorstandes. 


Gewerbeschule für Mädchen in Berlin. Der 
Magistrat von Berlin hat den ihm von der Schuldeputation 
unterbreiteten Plan zur Errichtung einer städtischen Gewerbe- 
schule für Mädchen einer Kommission von sieben Mitgliedern 
aus seiner Mitte zur Vorberathung überwiesen. In dem Plan 
wird zunächst ausgeführt, dass die Entwickelung des Mädchen- 
schulwesens einer unseren Lebensverhältnissen entsprechenden 
Gestaltung noch entbehre. Auf dem neuen Felde sei der An- 
schluss an bestehende Einrichtungen der rathsamste Weg. Nun 
seien schon blühende Fortbildungsschulen für Mädchen, näm- 
lich sieben städtische und fünf private, von der Stadt unter- 
stützte, vorhanden, es fehle aber eine Tagesschule, ähnlich wie 
die Handwerkerschule. Dazu komme, dass die Verwaltung nicht 
über eine Kraft verfüge, die die Aufsicht und die obere Leitung 
ausüben könne. Dies führe zu dem Plane einer Gewerbeschule 
für Mädchen, in der Mädchen, die der eigentlichen Schulpflicht 
entwachsen sind, sich eine weitere allgemeine und eine gewerb- 
liche Ausbildung aneignen können. ‘Es werden dazu folgende 
Vorschlägef} gemacht. Die Gewerbeschule wird von einem 
Direktor geleitet, der die erforderliche allgemeine Bildung be- 
sitzt und mit den technischen Fächern vertraut ist. Er wirkt 
zugleich als Inspektor der Mädchenfortbildungsschulen. Sein 
Gehalt wird zunächst auf 4500 Mk. angenommen. Die Stelle 
ist bis auf weiteres kündbar. sie kann auch einer Dame über- 
tragen werden. Ueber die Bildung eines Kuratoriums sind 
Vorschläge vorbehalten. In dieses Kuratorium müssten auch 
Frauen berufen werden können. Zunächst werden der Schule 
die unbenutzten Klassen einer Gemeindeschule überwiesen. 
Aufgenommen werden solche Schülerinnen, die mindestens das 
Ziel einer Gemeindeschule erreicht haben und sich verpflichten 
die Schule wenigstens während eines Jahres zu besuchen. Die 
Schule zerfällt in eine technische und eine kaufmännische Ab- 
theilung. Jede Abtheilung wird nach der Vorbildung und den 
Fortschritten in (halbjährige) Kurse getheilt. Die Anzahl der 
aufsteigenden Kurse richtet sich nach dem Bedürfniss. Die 
Lehrgegenstände zerfallen in verbindliche und wählbare. In 
der technischen Abtheilung sind verbindlich: Deutsch 4 Stunden, 
Buchführung 2 Stunden, Zeichnen 4 Stunden, Nähen (Hand- 
nähen und Maschinennähen) 4 Stunden (im ersten Kursus), 
Wäschezuschneiden 2 Stunden (im ersten Kursus), Schneidern 
4 Stunden (im zweiten Kursus); wählbar: Modelliren, Sticken. 
Putzmachen, Plätten und die verbindlichen Fächer der kauf- 
männischen Abtheilung. In der kaufmännischen Abtheilung 
sind verbindlich: Deutsch 4 Stunden, Geographie und Ge- 
schichte 2 Stunden, Englisch 4 Stunden, Französisch 4 Stunden, 
Rechnen 2 Stunden, Buchhaltung 2 Stunden, Stenographie und 
Maschinenschreiben 2 Stunden. Nicht verbindlich sind die Lehr- 
gegenstände der technischen Abtheilung und Kalligraphie. Am 
Turnen (2 Stunden) und Singen (2 Stunden) nehmen die 
Schülerinnen theil, die nicht aus Gesundheitsrücksichten ver- 
hindert sind. Die Einführung anderer Lehrgegenstände, wie 
Naturwissenschaften, Hygiene, Haushaltungskunde, wird vor- 
behalten. Die verbindlichen Lehrstunden fallen in die Zeit von 
morgens 9 Uhr bis nachmittags l Uhr. Für Wahlfächer kann 
auch die Zeit von 3—5 Uhr benutzt werden. Jährlich wird in 
vierzig Wochen unterrichtet. Das Schulgeld beträgt jährlich 
60 Mk. Freistellen kann die Schuldeputation bis zu einem 
Zehntel der Schülerinnenzahl bewilligen. An Gemeindeschulen 
beschäftigte technische Lehrerinnen können als Hospitantinnen 
für einzelne Fächer zugelassen werden. Die Lehrer werden 
kündbar angenommen. Das Honorar beträgt für die Stunde 
3 Mark. 
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Armenpflege. 

Ausserordentliche Armenlast im Landarmen- 
verband Hannover. Aus den letzten Verhandlungen des 
Provinzialausschusses von Hannover berichtet der Hann. Cour. 
über Beschaffung von Raum für die in Folge des Gesetzes 
vom 11. Juli 1891 vom Landarmenverbande unterzubringenden 
ortsarmen Geisteskranken und dgl. Die Befürchtung, dass aus 
der Erfüllung der Verpflichtung dieses Gesetzes den Land- 
armenverbänden ausserordentlich grosse Ausgaben erwüchsen 
und dass namentlich zur Unterbringung der Geisteskranken 
die Errichtung neuer Irrenanstalten erforderlich sei, hat sich 
nicht erfüllt. Im Allgemeinen hat sich die Ansicht des Landes- 
direktoriums über die Zahl der unter die Wirksamkeit dieses 
Gesetzes fallenden Hülfsbedürftigen als zutreffend erwiesen. 
Auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 wurden in Anstalten 
untergebracht 1508 Geisteskranke, 416 Idioten, 217 Epileptische, 
3 Blinde. Die Zahl der Anstaltspfleglinge wird sich voraus- 
sichtlich vergrössern, deshalb sind in dem Haushaltsplan der 
Provinz für 1894/95 die Kosten für 1550 Geisteskranke, 425 
Idioten, 245 Epileptische, 30 Blinde zu Grunde gelegt. Die Zahl 
der Idioten und Epileptiker hat sich den Voranschlägen gegen- 
über stark erhöht. Zu ihrer Unterbringung sind Verträge mit 
Privatanstalten geschlossen, in denen noch Raum vorhanden 
ist. Der Direktor der Göttinger Irrenanstalt, Professor Dr. Meyer, 
hat darauf hingewiesen, dass eine grosse Zahl der in den Pro- 
vinzial-Irrenanstalten vorhandenen Geisteskranken einer ärzt- 
lichen Beaufsichtigung und besonderen Verpflegung nicht be- 
dürfe und daher auch in einer Anstalt, wo nur genügende 
Bewachung stattfinde, untergebracht werden könne. Nach ein- 
gezogenen Erkundigungen bei den einzelnen Anstalten könnten 
entlassen und in einer Bewahranstalt untergebracht werden in 
Hildesheim 84, in Göttingen 174, in Osnabrück 159, zusammen 
417. Davon würden 103 anscheinend von Alimentationspflich- 
tigen unterhalten und kämen hier nicht in Frage, so dass 314 
verblieben. Am I, Juli d. J. befanden sich in der dritten Ver- 
pflegungsklasse der drei Irrenanstalten 1498 Pfleglinge. Eine 
grosse Zahl der Pfleglinge dritter Klasse kann aus den Heil- 
anstalten entnommen und in einer Bewahranstalt untergebracht 
werden, so dass Raum in allen drei Irrenanstalten bleibe. Zur 
Entlastung der Irrenanstalten genügt vorläufig eine Erweiterung 
der Landarmenanstalt Wunstorf. Vorläufig soll ein Anstalts- 
gebäude für 50 bis 80 Pfleglinge errichtet, dabei aber Ein- 
richtungen getroffen werden, dass dasselbe zur Aufnahme von 
100 bis 120 Personen ohne Schwierigkeiten vergrössert werden 
könne. Der Provinzialausschuss nahm diese Vorschläge des 
Landesdirektoriums an und genehmigte dann die Verträge mit 
der Idiotenanstalt St. Vincenz zu Kloppenburg und der Anstalt 
für epileptische Männer Lindenhof bei Dorssen, die aus 
konfessionellen Rücksichten behufs Unterbringung katholischer 
Kranken erforderlich geworden. 


Gemeinnützige Fürsorge. 

Mädchen- und Frauen-Gruppen für soziale 
Hülfsthätigkeit. Am 9. d, Mts. fand zu Berlin die kon- 
stituirende Versammlung eines Vereins statt, der sich bestreben 
will, Mädchen und Frauen der besitzenden Klassen zur per- 
sönlichen Thätigkeit für irgendwie Bedürftige aus den unbe- 
mittelten Bevölkerungsschichten heranzuziehen. Beabsichtigt 
ist eine theoretische Ausbildung, doch soll die praktische Ar- 
beit durchaus im Vordergrund stehen. „Sie wird in der Thätig- 
keit in Wohlfahrts-Einrichtungen für das jugendliche Alter 
(Krippen, Knaben- und Mädchenhorte, Volkskindergärten, 
Waisenhäuser), in Anstalten der Armenpflege, in Volksküchen, 
in Kranken-Anstalten, wie in anderer sozialer Hülfsthätigkeit 
(persönliche Fürsorge bei hülfsbedürftigen Familien u. A. m.) 
bestehen. Einzelne dieser Thätigkeiten werden naturgemäss 
Frauen in reiferem Alter vorzubehalten sein. Der Umfang der 
Mitarbeit soll sich durchaus nach dem Masse der verfügbaren 
Zeit richten; es soll der individuellen Neigung und Fähigkeit 
der weiteste Spielraum gelassen werden. Bei dem theoretischen 
Theile der Ausbildung sollen die Vorträge nicht Selbstzweck 
werden, vielmehr lediglich Mittel zu dem Zwecke sein, die 
Frauen und jungen Mädchen zu einer umsichtigen und plan- 
mässigen praktischen Thätigkeit anzuregen, Es sollen aus 
diesem Gesichtspunkte lebendige Anschauungen geboten werden, 
indem leichtverständliche Vorträge über wirthschaftliche und 
soziale Verhältnisse nach Möglichkeit verbunden werden mit 
Besuchen in Musterstätten von öffentlichen oder privaten Wohl- 
fahrts-Einrichtungen. Ferner soll eine geeignete Belehrung über 
öffentliche Gesundheitspflege und Verwandtes geboten werden. 
Eine Anzahl erfahrener Fachmänner hat sich für die Vorträge 
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bereitwilligst zur Verfügung gestellt.“ So das Programm des 
Vereins, der gewiss von einer sehr berechtigten Empfindung 
getragen wird, dass nämlich in den Kreisen der gebildeten 
Frauenwelt das Mitgefühl für die Lage der unbemittelten 
Bevölkerung und die Antheilnahme an deren Ergehen in sehr 
bedauerlicher Weise in den Hintergrund getreten ist. Allerdings 
scheinen uns die Hoffnungen des Vereins etwas hochgeschraubt 
zu sein und auch gegen einzelne der vorgeschlagenen Thätig- 
keitsgebiete dürften sich einige Bedenken nicht unterdrücken 
lassen. So halten wir es kaum für durchführbar, in Krippen 
mit der Pflege der Säuglinge junge Mädchen, soweit es gerade 
ihre Zeit erlaubt, zu betraueu, man kann doch wohl keinen 
Turnus einführen, wo jedes Mädchen etwa einen Vormittag 
in der Woche oder einige Stunden am Tage beschäftigt ist, 
so leicht ist doch die Pflege der Säuglinge nicht, und solcher 
Pflege darf man am wenigsten Kinder anvertrauen, für die 
man eine Verantwortung übernimmt. Einigermassen ähnlich 
liegt es bei Waisenhäusern, Kindergärten u. dergl. Wir be- 
fürchten, das Aufkommen eines Dilettantismus, der den ge- 
regelten Gang solcher Institute stört, in denen ganz natur- 
gemäss berufsmässige Hülfskräfte weit besser wirken können. 
Die Verabreichung von Speisen in den Volksküchen ist zwar 
vielfach in die Hand von Damen gelegt, doch haben wir uns 
niemals überzeugen können, dass diese Leistung irgendwelche 
Vorzüge habe. Das Publikum steht ihr theilnahmslos gegen- 
über, sodass die Meinung der Damen, für’s allgemeine Wohl 
zu arbeiten, wesentlich eine Illusion sein dürfte. Wo man die 
Institution von vornherein nicht einführte, hat man sie nie ver- 
misst und, wo sie war, hat sie sich nicht immer erhalten. 
Dagegen glauben wir allerdings, dass in persönlicher Berathung 
Armer, insbesondere von Wittwen, in der gelegentlichen Hülfe- 
leistung, so namentlich bei Krankheitsfällen in armen Familien, 
in der Ueberwachung von Pflegekindern u. dergl., ein Gebiet 
offen steht, auf dem der Verein eine erfolgreiche Thätigkeit 
entfalten kann. Naturgemäss eignen sich hierzu aber nur sehr 
wenige Personen, sodass es peinlicher Auswahl bedürfen wird. 


Krankenpflege. 


Bezirkshebeammen für Posen. In einer Sitzung 
der Posener Sanitätskommission vom 30. v. Mts. referirte 
Medizinalrath Dr. Kunau eingehend über das Hebeammenwesen. 
Er stellte fest, dass in Posen nachweislich nur in ungefähr 
85 von 100 Fällen eine Hebeamme in Anspruch genommen 
werde, und trat deshalb warm für die Anstellung von Bezirks- 
hebeammen ein. Es müsse ferner eine Bekanntmachung erlassen 
werden, in der das Publikum darauf aufmerksam gemacht 
werde, dass die Hebeammen für Hülfeleistung bei bedürftigen 
Frauen von der städtischen Armenverwaltung eine Entschädi- 
gung erhalten. Man beschloss nach den Vorschlägen des 
Referenten eine derartige Bekanntmachung zu erlassen. Zu 
hoffen bleibt nur, dass die Sanitätskommission auch an zu- 


ständiger Stelle die Bestellung weiterer Bezirkshebeammen 
durchsetzt. 


Arbeiterversicherung. 


Selbstversicherung bei der Invaliditäts- 
und Altersversicherung. Man schreibt uns aus 
Braunschweig: „F. Der hiesige Magistrat hat im Interesse 
der nicht ständig arbeitenden Versicherten folgende Anweisung 
an alle Krankenkassen-Vorstände der Stadt erlassen: „In dem 
Reichsgesetze betr. die Invaliditäts- und Altersversicherung 
ist vorgeschrieben, dass Personen, welche aus dem Versiche- 
rungsverhältnisse ausscheiden, berechtigt sind, dasselbe frei- 
willig durch Einklebung von Doppelmarken (zu 28 Pfg.) in 
ihrer Quittungskarte fortzusetzen. Diese Bestimmung ist nach 
unseren Beobachtungen zur Zeit in den betheiligten Kreisen 
noch sehr wenig bekannt. Es ist häufig vorgekommen, dass 
Anträge auf Alters- oder Invalidenrente in letzter Zeit zurück- 
gewiesen werden mussten, weil die Betreffenden in arbeits- 
losen Zeiträumen sich nicht fortversichert hatten und deshalb 
nicht die genügende Zahl von Beiträgen aufweisen konnten. 
Um solchen bedauerlichen Vorkommnissen durch entsprechende 
Belehrung vorzubeugen, ersuchen wir den Kassenvorstand, bei 
sich bietender Gelegenheit durch Vermittlung des Kassen- 
führers die einzelnen Betheiligten auf die Befugniss zur frei- 
willigen Versicherung und auf deren Vortheile hinzuweisen.“ 
Da ein grosser Theil derjenigen Versicherten, welche der 
Jahreszeit wegen regelmässig einige Monate zu feiern pflegen, 
nach den bisherigen Erfahrungen in der arbeitslosen Zeit die 
Mitgliedschaft der Krankenkasse freiwillig fortsetzt, so ist es 
wahrscheinlich, dass durch obigen Hinweis die gleichzeitige 


Weiterversicherung gegen Invalidität und Alter befördert wird. 
Die Krankenkassen-Rendanten aber werden meistentheils mit 
der fraglichen Angelegenheit aufs Beste vertraut sein, da in 
Braunschweig (wie auch in Sachsen, Württemberg und Hessen) 
den Orts-, Betriebs (Fabrik)- und Innungskrankenkassen die Bei- 
tragseinziehung für ihre versicherungspflichtigen Mitglieder 
durch ministerielle Verfügung übertragen ist.“ 


Gesundheitspflege. 


Desinfektionswesen in Essen. Am 9. d. Mts. 
verhandelten die Essener Stadtverordneten über die Organisation 
des Desinfektionswesens. Vor einiger Zeit sind bereits 1000 Mk. 
hierfür bewilligt und diese Summe an 6 Personen gezahlt, 
welche mit dieser Beihülfe einen Desinfektionskursus in Berlin 
absolvirt haben. Hiernach ist mit diesen Personen ein Vertrag 
abgeschlossen, wonach sie verpflichtet worden sind, für eine 
Entschädigung von 6 Mk. pro Zimmer Desinfektionen in Privat- 
häusern zu besorgen. Die Stadt ist in 6 Bezirke getheilt und 
jedem Desinfektor ein solcher überwiesen. Die erforderlichen 
Geräthe sind beschafft und haben 2464,50 Mk. Kosten ver- 
ursacht. Auf die Anfrage, ob die Desinfektion event. zwangs- 
weise auf städtische Kosten erfolge, erwiderte der Oberbürger- 
meister, dass eine Desinfektion bei Infektionskrankheiten auf 
alle Fälle erfolgen und die Kosten event. zwangsweise einge- 
zogen werden sollen, dass aber in Bedürftigkeitsfällen und zwar 
nicht nur bei Personen, welche Armen-Unterstützung beziehen, 
die Kosten auf die Armenkasse übernommen werden. 


Wohnungswesen. 


Hausbesitzerverein und billige Miethwoh- 
nungen. Bekanntlich hat der Verlagsbesitzer Meyer im 
Leipziger Vorort Lindenau einen grösseren Komplex mit 
Häusern bebaut, in welchen er kleine Wohnungen in der 
Weise vermiethet, dass die Erträge eine mässige Verzinsung 
der Anlagekosten bringen und abermals wieder zur Er- 
bauung von Häusern mit kleinen Wohnungen dienen. Es ist 
diesem Vorgehen zu danken, dass die Miethpreise in Leipzig- 
Lindenau nicht in ebenso rapider Weise stiegen wie sonst in 
den Leipziger Vororten. Diese Thatsache hat nun aber den 
Hausbesitzerverein von Lindenau veranlasst, in der Sitzung 
vom 30. v. Mts. sich aufs nachdrücklichste gegen die gemein- 
nützige Thätigkeit Meyer’s zu beschweren. Man beschloss ein 
Bittgesuch an ihn zu richten und eine Deputation an ihn ab- 
zuordnen, um ihn zur Einstellung der projektirten Neubauten 
zu veranlassen. Es gibt diese Stellungnahme einen weiteren 
Beleg dafür, wie der Bau von Wohnungen auf gemeinnütziger 
Grundlage nur im kleinsten Umfang erfolgen kann, sonst aber 
sofort auf den Widerspruch der Interessenten stösst. 


Gewerbewesen. 


Städtisches Arbeitsamt für’ München. 'Die 
Handels- und Gewerbekammer für Oberbayern beschäftigte 
sich in ihrer Sitzung vom 7. d. Mts. mit einem Gutachten über 
die Errichtung eines städtischen Arbeitsamtes für München, 
welches der Magistrat dieser Stadt erbeten hatte. Obgleich 
der Referent betonte, dass er den Arbeitsnachweis für Hand- 
werksgesellen den Innungen vorbehalten zu sehen wünsche und 
dass handelsgewerbliches Personal für die städtische Thätigkeit 
nicht in Betracht kommen werde, sodass das künftige Arbeits- 
amt wesentlich für Fabrikarbeiter und ähnliche funktioniren 
würde, beschloss die Kammer doch, dem Magistrat zu ant- 
worten, dass die baldmöglichste Schaffung eines städtischen 
Zentralarbeitsnachweises ein unleugbares Bedürfniss sei und 
dass sie sich mit der Errichtung eines solchen einverstanden 
erkläre. 

Arbieitsyvermuttelung- für Riesernvistensdes 
unterelbischen Gegenden. Die Errichtung einer Arbeits- 
nachweisungsstelle für die zur Reserve entlassenen Mann- 
schaften ist durch den unterelbischen Bezirk des Deutschen 
Kriegerbundes nunmehr erfolgt. Die Regimenter, in denen 
Rekruten aus dem Bezirk eingestellt zu werden pflegen, haben 
auf die Bitte des Bezirksvorstandes zu Stade ihre Unterstützung 
zugesagt. Es werden demnach die von den einzelnen Krieger- 
vereinen dem Bezirksvorstande gemeldeten freien Stellen, welcher 
Art sie auch immer sein mögen, zusammengestellt und jedem 
Regimente in einer Liste mitgetheilt werden. Die Truppentheile 
werden dann auf Grund ihrer Kenntniss der Mannschaften für 
die einzelnen Stellen Vorschläge machen. Infolge dieser Ver- 
handlungen soll es möglich gemacht werden, dass die ent- 
lassenen Mannschaften sofort in geordnete bürgerliche Ver- 
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hältnisse kommen. Die Arbeitsnachweisungsstelle wird zuerst 
bei den Frühjahrsentlassungen der Marine in Wirksamkeit 
treten. Unseres Wissens hat die für badische Reservisten in 
gleicher Weise getroffene Einrichtung (vgl. Il. Halbjahr, S. 15 
d. Ztschr.), der ähnliche in Braunschweig und Brandenburg ge- 
folgt sind, nur geringe oder gar keine Erfolge erzielt. 


Städtische Nothstandsaktionen in 
heim, Giessen, Erfurt, Magdeburg und Leipzig. 
Der Stadtrath in Mannheim lehnte die von den Arbeitern 
erbetene Festsetzung eines Normaltaglohnes von 2,30 Mk. ab; 
die Arbeitslosen haben hierauf in der Anzahl von ca. 300 
Mann das Steinklopfen im Kollektivakkord, wie voriges Jahr, 
übernommen. In Giessen setzte die Handelskammer in ihrer 
Sitzung vom 12. d. M. eine Kommission zur Berichterstattung 
darüber ein, ob in dem Bezirke unter der gewerblichen Be- 
völkerung ein Nothstand herrsche. Die Stadtverordneten in 
Erfurt bewilligten am 14. d. M. ca. 20000 Mk. für Erd- 
arbeiten und Durchlegung zweier neuen Strassen zur Beschäf- 
tigung Arbeitsloser; angenommen werden sollen jedoch nur 
Familienväter, welche den Unterstützungswohnsitz bei der 
Stadt erworben haben. In Magdeburg lehnte es der Magi- 
strat ab, den Arbeitslosen, deren Führer einen entsprechenden 
Antrag gestellt hatten, ein geheiztes Lokal zur Verfügung zu 
stellen. Die Verwaltung des Armenamtes in Leipzig glaubt, 
dass sich die in Folge von Arbeitslosigkeit zu erwartenden 
Anforderungen im kommenden Jahre vermindern werden und 
hat deshalb für besondere Unterstützungen nur 3000 statt 
10000 Mk im Vorjahre in den Haushaltsplan eingestellt. Für 
laufende Extraunterstützungen sind nach wie vor 30000 Mk. 
vorgesehen. 


Mann- 


Eingegangene Schriften. 


II. Bücher und Broschüren. 

Maraun, W. Die Rechtsverhältnisse der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
auf Grund der Gewerbeordnungsnovelle vom 1. Juni 1891 und der 
dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen etc. Zum praktischen Ge- 
brauch für die selbständigen Gewerbetreibenden ete. und deren ge- 
werbliche Arbeiter. Berlin-Hamburg o. J. Verlag von Bruer & Co. 
95 Seiten. 

Piloty, Dr. Robert. Die Arbeiterversicherungsgesetze des Deutschen 
Reichs erläutert und mit Nebengesetzen und Ausführungsbestim- 
mungen herausgegeben. Band I. Das Krankenversicherungsgesetz mit 
dem Hilfskassengesetz und das Invaliditäts- und Altersversicherungs- 
gesetz nebst einer allgemeinen Einleitung in das deutsche Arbeiter- 
versicherungsrecht. VIII und 445 Seiten. Band II. Die Unfallver- 
sicherungsgesetze. XII und 522 Seiten. München 1893. C. H. Beck’sche 
Verlagsbuchhandlung. (Oskar Beck). 

Roth, Dr. E. Armen-Fürsorge und Armen-Krankenpflege mit besonderer 
Berücksichtigung der heutigen Stellung des Armenarztes und Vor- 
schlägen zu ihrer Reform. Berlin 1893. Verlag von Richard Schoetz. 
V und 90 Seiten. 

Schröder, H. Der wirthschaftliche Werth. Begriff und Normen. 
Berlin 1894. Puttkammer und Mühlbrecht. IV und 103 Seiten. 

Sittel, Victor. Reform der Armenpflege in Elsass-Lothringen. Frei- 
burg i. B. 1893. Herder’sche Verlagshandlung. VIII und 89 Seiten. 

Verein für das Wohl der arbeitenden Klassen. Stuttgart. Sechsund- 
zwanzigster Rechenschafts-Bericht für das Jahr 1892—189. 

von Wickede, F. Handbuch der Polizeiverwaltung für den Regierungs- 
bezirk Wiesbaden. Auf Grund amtlichen Materials zusammengestellt. 
Wiesbaden 1893. Verlag von P. Brems. X VIII und 566 Seiten. 


Mittheilungen des Verbandes deutscher Gewerbegerichte. 


Herausgegeben vom Ausschuss (Geschäftsführer Stadtrath Dr. K. Flesch in Frankfurt a. M.) 


Verbandsangelegenheiten. 


Dem Verbande deutscher Gewerbegerichte sind nunmehr 
auch die GG. zuAnklam, Cottbus und Penig in Sachsen 
beigetreten. 


Kündigungsfristen der Hausarbeiter. 
Von Beigeordneten Dr. Waldschmidt in Crefeid. 


Haben Hausarbeiter Anspruch auf vierzehn- 
tägige Kündigung gemäss S$ 122 G.-O.?*) 

Um zu erkennen, ob Hausindustrie oder Aussenarbeit 
vorliegt, muss die Gesammtlage eines Industriezweiges in 
einer Stadt in Betracht gezogen werden. Gelegentlich zahl- 
reicher Verhandlungen, welche zur Beurtheilung der Invali- 
ditäts-Versicherungspflicht von Frankfurter Schneidern und 
Schuhmachern, die in eigener Behausung für andere Ge- 
werbetreibende thätig sind, hat sich regelmässig Folgendes 
über die Arbeitsverhältnisse dieser Art ergeben. Der Haus- 
arbeiter erhält die Roh- und Hülfsstoffe von dem Arbeitgeber 
zur Bearbeitung vorbereitet geliefert; er verrichtet die Arbeit 
mit eigenem Werkzeug und beschafft sich geringere Zuthaten 
wie Zwirn und dergl. selbst; oftmals nimmt er seinerseits 
einen Gehülfen oder Lehrling an oder lässt sich von Familien- 
angehörigen, besonders der Frau mit einer Nähmaschine, 
unterstützen. In solchen Fällen hält er sich auch wohl 
eine von der Wohnung abgesonderte eigene Werkstatt. Wenn 
die Hausarbeit, wie dies öfters der Fall, nur für einen be- 
stimmten Gewerbetreibenden stattfindet, so ist der Grund 
lediglich der, dass dieser dem Arbeiter ausreichende Beschäf- 
tigung bietet, nicht etwa der, dass die Arbeit für einen zweiten 
Meister vertragsmässig verboten wäre. Die Annahme des Ar- 
beiters findet weder auf bestimmte Zeit noch auf Kündigung 
statt, sondern es werden dem Arbeiter einzelne bestimmte 
Arbeiten übertragen und die Parteien sind sich bewusst, dass 
nach deren Ablieferung die Uebertragung wie die Annahme 
weiterer Arbeiten in ihrem Belieben steht. Insbesondere letz- 
teres haben die vernommenen Arbeitgeber und Hausarbeiter 
gleichmässig und ausnahmslos bestätigt. Häufig arbeitet der 
Hausarbeiter gleichzeitig für mehrere Meister und auch für 
einzelne Privatkunden, für letztere besonders Flickarbeit. Der 


*) Vgl. Nr. 33 S. 60, Nr. 34 S. 68, Nr. 39 S. 115, Nr. 46 
S. 175 der „Blätter für soziale Praxis“, 


Hausarbeiter ist weder bezüglich des Beginnes und Endes, noch 
des Umfangs seiner täglichen Arbeit, noch bezüglich der An- 
nahme von Gehülfen an Weisungen des Arbeitgebers gebunden 
und wird von diesem niemals bei der Hausarbeit kontrolirt. 
Die Auslohnung erfolgt stets im Stücklohn und nur in Baar. 
Es würde nun ein für die Meister wie die Hausarbeiter ganz 
unerträglicher Zustand sein, wenn man die beiderseitige Ver- 
pflichtung zu vierzehntägiger Kündigung von Fall zu Fall davon 
abhängig machen wollte, dass beispielsweise der Hausarbeiter 
mit einem Gehülfen gearbeitet hat oder nicht, dass er noch 
Privatkundschaft bedient, dass er auch Aufträge von einem 
zweiten Meister angenommen hat. Insbesondere scheint mir 
auch ein ganz nebensächlicher Umstand zu sein, ob der Haus- 
arbeiter für einen Handwerker arbeitet, der nur Kundenarbeit 
hat, oder für eine auf Vorrath arbeitende grosse Handlung. 
In beiden Fällen bearbeitet der Hausarbeiter vorgearbeitete 
Stoffe gegen Stücklohn; der Unterschied liegt für den Arbeiter 
nur in der grösseren Sorgfalt, die er auf Arbeit der ersteren 
Art verwenden muss, und in dem besseren Preise, den er für 
das einzelne Stück erhält. 

Diese Entscheidung deckt sich übrigens mit dem von dem 
Reichs-Versicherungsamt in der Entscheidung Nr. 77 (A.N. I, 
S. 181) eingenommenen Standpunkt, wonach die freiere Ge- 
staltung des Beschäftigungsverhältnisses, die persönliche Un- 
abhängigkeit des Hausarbeiters, der Mangel einer Disziplin 
des Arbeitgebers während der Arbeit das entscheidende Merk- 
mal des Hausgewerbetreibenden im Gegensatz zum Gewerbe- 
gehülfen und blossen Hausarbeiter bildet. Auch das Königliche 
Oberverwaltungs-Gericht III. Senat hat in der S. 68 mitge- 
theilten Entscheidung die von dem Reichs-Versicherungsamt 
aufgestellten Kriterien der Unterscheidung zwischen Haus- 
gewerbetreibenden und Hausarbeiten zu Grunde gelegt. Dass 
nun Hausarbeiter, welche als Hausgewerbetreibende angesehen 
werden müssen, keinen Anspruch auf Kündigung gemäss $ 122 
der Gewerbe-Ordnung haben, scheint mir ganz unwiderleglich 
daraus hervorzugehen, dass die Gewerbe-Ordnung in den 
88 119b, 125 einzelne Bestimmungen des Titels 7 auf die- 
jenigen Personen anwendbar erklärt, „welche für bestimmte 
Gewerbetreibende ausserhalb der Arbeitsstätten der letzteren 
mit der Anfertigung gewerblicher Erzeugnisse beschäftigt sind, 
und zwar auch dann, wenn sie die Roh- und Hülfsstoffe selbst 
beschaffen.“ Die ceitirten Worte sind im Wesentlichen die 
Definition, welche in $ 2 des Krankenversicherungs-Gesetzes, 
vom 15. Juni 1883, der Novelle hierzu vom 10. April 1892 
und in $ 2 des Invaliden- und Altersversicherungs-Gesetzes 
für Hausgewerbetreibende gegeben wird. 


Denn dass in den letztgedachten Gesetzen die Worte der 
Gewerbeordnung $ 119b „ausserhalb der Arbeitsstätten“ ersetzt 
sind durch die Worte „in eigenen Betriebsstätten“, soll nur die 
Hausgewerbetreibenden schärfer abheben von den blossen 
Aussenarbeitern. Dass diese Aussenarbeiter unter den Tit. 7 
der Gewerbe-Ördnung fallen, ist niemals in Zweifel gezogen 
worden, und daher darf die in & 119b der Gewerbe-Ördnung 
gegebene Bezeichnung unbedenklich als eine — etwas weniger 
vollkommene Definition der Hausgewerbetreibenden und 
nur dieser hingenommen werden. Hiermit stimmen überein 
Engelmann, deutsche Gewerbe-Ordnung 2. Auflage 1891, S. 285, 
v. Schicker, Gewerbe-Ordnung 3. Auflage 1892, unter Bezugnahme 
auf die Entscheidungen des Reichsgerichts vom 12. Oktober 1885, 
18. Dezember 1885, 17. November 1887, 21. Januar 1886 (ab- 
gedruckt bei A. Reger, Entscheidungen VI 186, VI 397, VII 
356, VI 400). 


Rechtsprechung. 


Kann der rechtswidrig ausgetretene gross- 
jährige Arbeiter ein Zeugniss verlangen? 

Zu dieser in Nr. 44 S. 159 vom Vorsitzenden des GG. 
Königsberg aufgeworfenen Frage sendet uns das GG.Hallea.S. 
folgendes Urtheil, welches die Frage bejaht. 


I. Thatbestand. Der Kläger hat bis zum 10. November 
1893 bei dem Beklagten als Gewerbegehülfe in Beschäftigung 
gestanden und verlangt von demselben klagend ein Zeugniss 
über Art und Dauer seiner Beschäftigung. Der Beklagte be- 
antragt Abweisung der Klage mit der Begründung, dass der 
Kläger an dem gedachten Tage eigenmächtig ohne vorherige 
Kündigung das Arbeitsverhältniss gelöst habe und dass er (der 
Beklagte) daher das Zeugniss erst nach Ablauf der zweiwöchent- 
lichen Kündigungsfrist auszustellen brauche. Der Kläger be- 
hauptet dagegen, dass der Beklagte mit der sofortigen Lösung 
des Arbeitsverhältnisses einverstanden gewesen sei und dass 
ihm auch ein gesetzlicher Grund zur sofortigen Niederlegung 
der Arbeit zur Seite gestanden habe. 


II. Gründe. Das Gewerbegericht hat ein näheres Eingehen 
auf die Frage, ob der Austritt des Klägers aus der Arbeit ein 
rechtmässiger war, für erforderlich nicht erachtet. da es an- 
nimmt, dass auch derjenige Arbeiter, welcher rechtswidrig die 
Arbeit vorzeitig niederlegt, nach $ 113 der Gewerbe-Ordnung 
die sofortige Ertheilung eines Zeugnisses beanspruchen kann. 
Denn der erwähnte Paragraph bestimmt ganz allgemein: „Beim 
Abgange können die Arbeiter ein Zeugniss über die Art und 
Dauer ihrer Beschäftigung fordern“, während im Paragraph 
107 a. a. ©. die entsprechende Verpflichtung des Arbeitgebers 
hinsichtlich des Arbeitsbuches eines jugendlichen Arbeiters dahin 
festgestellt ist, dass er „nach regelmässiger Lösung 
des Arbeitsverhältnisses das Arbeitsbuch wieder auszuhändigen 
hat.“ Hätte der Gesetzgeber auch die Ertheilung des Arbeits- 
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zeugnisses an die Bedingung der regelmässigen Lösung des 
Arbeitsverhältnisses knüpfen wollen, so hätte er dies in der- 
selben Weise zum Ausdruck bringen müssen. Daraus, dass er 
dies nicht gethan hat, muss gefolgert werden, dass die Ab- 
sicht bestanden hat, dem gewerblichen Arbeiter solle das 
zum Aufsuchen einer neuen Arbeitsstelle erforderliche Zeugniss 
unter keinen Umständen verweigert werden können, sobald 
das bisherige Arbeitsverhältniss gelöst ist. Eine Lösung des 
Arbeitsverhältnisses findet aber auch dann statt, wenn der 
Arbeiter rechtswidrig die Arbeit niederlegt. Dem Arbeitgeber 
steht in diesem Falle nur ein Anspruch auf Schadenersatz zu. 
($ 408 ff Titel 5 Theil I, A. L. Rt.) Hiernach war in der Haupt- 
sache nach dem Klageantrage und wegen der Kosten gemäss 
sS 87 C.-P.-O. zu entscheiden. 


Der Vorsitzende des GG. Halle begleitet die Einsendung 
dieses Urtheils mit folgenden Bemerkungen, welche die von 
uns zu der Frage auf S. 160 gemachte Aeusserung in einem 
wichtigen Punkt — bezüglich der Kompetenzfrage — weiter 
führen: „Ich bin allerdings der Meinung, dass im vorliegenden 
„Falle der Beklagte dem Kläger für den Schaden aufzukommen 
„hat, welcher diesem von dem Tage ab, an welchem ihm die 
„Ausstellung des Zeugnisses verweigert wurde, durch diese 
„Verweigerung entstanden ist. Ich halte aber das Gewerbe- 
„gericht nicht für zuständig, über diese Frage zu entscheiden. 
„Denn ich meine, dass es sich hier nicht um einen ‚Entschä- 
„digungsanspruch aus dem Arbeitsverhältnisse‘ handelt, sondern 
„nur um einen aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen herzuleitenden 
„Entschädigungsanspruch. Schliesslich könnte ein Arbeiter eine 
„Schadensforderung auch darauf gründen, dass ihm bei der 
„Entlassung der verdiente Lohn nicht rechtzeitig ausgezahlt 
„ist und er dadurch am Wechsel des Wohnorts und damit an 
„Uebernahme neuer Arbeit gehindert worden ist. So sagt auch 
„der Kommentar von Wilhelmi und Fürst zu $3 Nr. 2 des 
„Gewerbegerichts- Gesetzes in Anmerkung 6: ‚Die Voraus- 
„setzung für die Zuständigkeit des Gewerbegerichts ist, dass 
„die Leistungen oder Entschädigungsansprüche ihren Rechts- 
„grund in dem das betreffende Arbeitsverhältniss regelnden 
„Arbeitsvertrage oder in den den letzteren ergänzenden gesetz- 
„lichen Bestimmungen haben.‘ Im vorliegenden Falle beruht 
„aber der Entschädigungsanspruch lediglich darauf, dass eine 
„Verpflichtung, die in dem Arbeitsvertrage ihren Rechtsgrund 
„hat, nicht zechhtzeitie,erfüälltsist.z 


Gutachten, Anträge u. s. w. 


Auf einen Antrag des Gewerbegerichts Frankfurta.M. 
hat der Magistrat daselbst am 8. d. M. bestimmt, dass als 
Zahltag für die Entlohnung städtischer Arbeiter der Samstag 
ausgeschlossen sein soll. Bereits seither galt die Anordnung, 
dass bei Ausführung von Arbeiten in Regie eine achttägige 
Lohnzahlung stattzufinden hat. 


Joseph Baer & Uo. 
Buchhandlung und Antiquariat ın Frankfurt a. M. 
| Spezialgeschäft für volkswirthschaftliche Litteratur, 


Grösstes Lager von nationalökonomischen Werken 


Fachcataloge über antiquarisch vorräthige Bücher gratis und franco, 
| Neueste Cataloge: 


. 291. Staatsrecht und Politik (Bibliothek von Moriz Mohl). 1315 Nummern. 


„ 292. Theorie der Volkswirthschaftslehre. — Handel u. Industrie. — Versicherungswesen. 1471 Nummern. 


„ 293. Die socialen Fragen. 957 Nummern. 


„ 294. Finanzwissenschaft. (Zölle und Steuern. — Bank- und Münzwesen.) 692 Nummern. 


„297. Statistik. 450 Nummern. 


„' 308. Nachtrag zu Catalog 292—294: 590 Nummern. 


„ 307. Nationalökonomie. 555 Nummern. 


Rasche und preiswürdige Besorgung von nicht vorräthigen Werken, insbesondere von ausländischen offiziellen 
Publicationen (Blue-books, reports etc.). 


Für die Redaktion verantwortlich: Dr. N. Brückner. — Druck von C. Adelmann, beide in Frankfurt a.M. 
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